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rhet Stüd. Ron der Aufnahme der Lehrlinge . 
- u Vorſchriften über die Behörde, vor welcher die Rufe 
nahme gejcheben muß . . 
Il. Bon den Bedingungen ber Aufnahme 
III. Von den Osgenfländen, welche bei der Aufnahme feft- 
zuftellen find . 

Zweites Stud. Von den Beten und wiichten der 

Lehrlinge .- ur 
J, Rechte des Lehrlinge . 
11. Vflichten des Lehrlinge . 

Drittes Stüd. Bon der Yufldfung bes Lehrverbhältniffes 

Viertes Stück. Bon der Sefellen-Präfung der Lehrlinge 

Fünftes Stud. Bon der Führung der Verzeichniffe über 
die Aufnahme und Entlaffung der Lehrlinge 


Sechſtes Stück. Bon den Koften ber Aufnahme und 


Entlaffung der Lehrlinge . . 
Zweites Kapitel. Bon den Fabrif« Arbeitern . 
1. Bon ben Berbältniffen der Babrifarbeiter 


II. Bon der Veſchaftigung jugendlicher Arbeiter in den » 


dabriten 


Dritte Mbtbeilung. 


on den Berhältniffen der Gewerbetreibenden. 


VBorbemerfung. 


Geſetzgebung, welche die Verhältniffe, der Gewerbetreibenden 
zerfällt in zwei Abtheilungen, indem ſich diefelbe, theils auf 
hältniß der Gewerbetreibenden zum Staate (die äußeren Ders 
), theils auf die Verhaͤltniſſe der Gewerbetreibenden unter ſich 
neren Verhältnifſe) oder die Gewerbe⸗Verfaſſung, bezieht. 
ergiebt ſich für bie Darftellung die Gintheilung der gegenwärtigen 
ng in zwei Unter-Abtheilungen. 


Erfte Inter: Abtheilung. 
den Derhältniffen der Gewerbetreibenden zum Staate. 


Darſtellung der Verhältniffe der Gewerbetreibenden zum Staate, 
e man auch bezeichnen fann, der äußeren Verhältniſſe derfelben, 
sier Abfchnitte. Der erite betrifft die Bedingungen des 
ketriebes; der zweite handelt von dem IImfange, der Ausübung 
ı Berlufte der Gewerbebefugnifie; der dritte von ber 
olizeilihen Aufficht auf den Betrieb der Gewerbe; ber 
ndlich von den Verbrechen und Bergehen der Gewerbetreibenden. 


Erfter Abſchnitt. 


Pon den Bedingungen des Gewerbebetrichbes. 


offmann (Dir. tes fatift. Büreaus zu Berlin), die Befugniß zum Ge: 
etriebe, zur Berichtiaung der Urtheile über Sewerbefreigeit und Gewerbes 
mit befunderer Ruͤckſicht auf den Preuß. Staat dargeftellt. Berlin 1841. 8. 


er Gewerbebetrieb ift entweder ein folcher, welcher ſtehend, ober 
er, weldher im Umherziehen betrieben wird. Als ftehend wer- 
Ullgemeinen diejenigen Gewerbe angeſehen, welche an einem gewifien 
beftimmten Xofalen oder an feſten Verfauföftätten betrieben werden. 
werbliche Dienfte und Verrichtungen, welche ihrer Natur nach außer⸗ 
Werfftätten oder Wohnungen des Gemwerbetreibenden geleiftet werben, 
genftand des ftehenden Gewerbebetriebed, foweit fle nicht nach bejon« 
eflimmungen zu ben im Umpberziehen betriebenen "Gewerben gerechnet 
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2 Bon ben Berbältniffen ber Gewerbetreibenden zum Staate. 


Erſtes Kapitel. 
Don den Bedingungen des Betriebes ftehender Gewerbe. 


Der Begriff der ftebenden Gewerbe wird in der allgemeinen 
Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 nicht pofitiv feflgeftelt, fondern (im 
6. 15) nur negativ ald der Inbegriff derjenigen Gewerbe bezeichnet, welche 
nit im Umherziehen betrieben werben. 
Zugleich wird (a. a. O.) feſtgeſetzt: 
1) daß fortan bie polizeiliche nlaſſigkeit des Betriebes ſtehender 
Gewerbe nur nach den Beſtimmungen der allgemeinen Gew.⸗Ordn. 
v. 17. San. 1845 beurtheilt werden ſoll, wodurch mithin alle älteren 
Borfhriften über diefe Brage für aufgehoben zu erachten find; und 
2) daß diejenigen, welche gegenwärtig (bei der Publikation der Gew.» 
Ordn. v. 17. Ian. 1845) zum Betriebe eines Gewerbes berechtiget 
find, von demfelben nicht un deshalb audgefchloffen werden koͤnnen, 
weil fle den Erforderniffen des neuen Geſetzes nicht genügen. 
Hiernaͤchſt ſtellt die allgemeine Gew.⸗Ordn. für den Betrieb et | 
hender Gewerbe, von welchen diefelbe außfchlieplich handelt, theils 
gemeine Beflimmungen auf ($$. 16—25), theils ertheilt fie Vorſch 
über dad Erforderniß befonderer polizeilidher Pd Hahn 
(86. 26—58), welche lehtere wiederum in zwei Kathegorien zerfallen 
nämlich: 
1) die Beflimmungen, welche ſich auf folche gewerbliche Anlgns 
beleben : einer befonderen polizeilidien Genehmigung be 
($$. 27— 
2) die Beftimmungen, „welche ſich auf folde Klaffen.von Semeri. 
treibenden beziehen, die einer befonderen polizeilichen Genehmigung : 
zum Gewerbebetriebe bedürfen (FF. 42—53). 
















Hieran reihen ſich demnäͤchſt noch: 
3) verſchiedene beſondere Beſtimmungen, bezüglich einiger Gattungen we: b 
Gewerbebetriebes ($$. 34— 58). * 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen über ben ſtehenden Gewerbebetrieb. 


Diefe Beitimmungen zerfallen in zwei Abtheilungen, nämlidh: 
1) diefenigen BVorfchriften, welche ſich auf die perſoͤnlichen Eige 
fhaften der Gewerbetreibenden beziehen, und — 

2) diejenigen Vorſchriften, melde das formelle Verfahren ber ve 
Beginne des Gewerbebetriebeß reguliren. — — 
J. F 
Vorſchriften, welche ſich auf die perſönliche Qualifikatit 
der Gewerbetreibenden beziehen. 


1. Die Grundbedingungen für jeden ſelbſtſtändigen (b.. 
für eigene Rechnung zu führenden) Betrieb eines flehenden 
werbes find: 

1) Dispoſitionsfähigkeit und 
2) feſter Wohnſitz im Preuß. Staate. 

Dies beftimmt der F. 16. der allgemeinen Gew.⸗Ordn., und 
66. 17—21 enthalten nähere darauf bezügliche Anordnungen. 

A. Als dispofitionsfähig find nur foldye Perfonen zu erad 
pelche ſich im vollen Beſitze des Rechtes befinden, ſelbſtſtaͤndig über 

ihr Vermögen zu verfügen. 
folgt, daß Minderjährige, welche unter DBormundf 
fle nicht für großjährig erklärt worben (veniam aetatiı 


— —— — 
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halten haben), desgleichen gerichtlich erflärte Verſchwender und ſolche 
Verſonen, die wegen Mangels ihrer Seelenkräfte unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtehen, von dem ſelbſtſtändigen Betriebe ſtehender Gewerbe aus⸗ 
geſchloſſen fein ſollen. 


I) Bas insbeſondexe die Minderjährigen betrifft, fo find hin⸗ 
Bänlid; derfelben folgende VBorfchriften ergangen: 


a) Das Allgem. Landrecht beftimmt im $. 807. Tit. 18. TH. I1.: 


Zur eigenen Betreitung bürgerlicher Gewerbe fell Fein Minderjähriger ver er: 
felzter Rajorennitätserflärung zugelaflen werben. 


Bit Bezug hierauf bemerkte dad R. der. K. Min. des I. und der P. 
(0. Robom) und der 8. (v. Alvendleben) v. 20. Nov. 1840 an den Mag. 
zu Cottbus: 

Der Magiftrat befindet fih im Irrthum, menn Terfelbe die Vorfchrift des F. 807 
Th. IL Tit. 18. des A. 2. M. dahin verficht, Daß ihm die Verpflichtung obliege und 
das Recht gebühre, einem Minderjährigen ben feltitäntigen Betrieb eines Gewerbes 
muerbalb tes Polizeibezirks der Statt zu unterfagen. 

Jene Beflimmung ift lediglich eine Vorfchrijt für den Vormund und das vors 
muntfhaftliche Bericht, nicht aber für die VBerwaltungsbehörden. Wenn es baher 
zur Renutniß des Mag. gelangt, daß ein Minterjähriger ein Gewerbe ſelbſtſtändig 
Seireibt oder zu betreiben beabfichtigt, jo ift es allerdings Seine Pflicht, dem Bor: 
munbidhaftegericht hiervon Nachricht zu geben, damit daſſelbe Veranlaſſung erhält, 
diejenigen Maßregeln eintreten zu laſſen, welche nad ten in jedem alle obwaltenden 
Rerhalmmiffen angemeflen erfcheinen; aud mag der Diagiftrat das betreffende Indi⸗ 
vidanm von dem gethanen Schritte in Kenntniß jeßen. 

Im Uebrigen ficht den Magiftrat aber eine direfte Cinwirkung gegen das Leßtere 
überall nicht zu, und hat er daher ber Ihm Seitens ter K. Reg. zu Frankfurt in 
ber sorgelegren Berfügung ertheilten Anweiſung Folge zu geben. 

(Rin. BL dv. i. 2. 1840. ©. 483. Nr. 828.) 

b) Das Gewerbe-Steuer:Ed. v. 2. Nov. 1810 disponirte im $. 19: 

Minterjährige müflen die Einwilligung ihrer Eltern cder Vormünder beibringen. 
(9. €. 1310 ©. 83.) 

e) Die allgem. Gew.-Orbn. v. 17. Yan. 1845 ſchreibt im $. 17. vor: 

Rinderſährige, weldhe ter väterlihen Gewalt unterworfen find, müflen, bevor 
fe ven ſelbſtſtaäändigen Betrieb eines flehenten Gewerbes beginnen, Die ausdrüdliche 

igung Des Vaters zu dem Gewerbebetriebe nachweifen '). Im Bezirke des 
Arpellatientgerichtshofes zu Köln ift die Zulaflung der Minterjährigen zum Beginn 
des jelbäftäntigen Betriebes eines ſtehenden Gewerbes nad) Art. 2. des Nheinijchen 
Gandelsgeiegbuches ?) zu beurtheilen. 


3) Dae A. L. N. Th. II. Tit. 2. $. 218 fchreibt namlich vor: 

„Nenn der Bater ausdrücklich oder ftillfehweigend einwilliget, baß 
„ter noch minderjährige Sohn ein beionderes Gewerbe für eigene Rechnung 
„aniange, fo hat diefes die Wirkung einer ausbrüdlich erflärten Gntlafiung 
„(aus der väterlihen Gewalt). 

Turd die obige Beftimmung ber allgem. Gew. O. it nunmehr feftgefeßt, 
taß vie Behörde ven Beginn des felbititandigen Gewerbebetriebes eines Mine 
derjährigen, der unter väterliher Gewalt fteht, nur dann geftatten darf, wenn 
bie ausdrückliche Genehmigung bes Batere nachgewiefen worden. — Bergl. 


3 auh das M. v. 23. Jan. 1846 (j. unten). 


% 


?) Der Art. 2.a. a. D. lautet dahin: 
„Tout mineur @mancipe de l'un et de l’autre sexe, äge de dix-buit 
„ans accomplis, qui voudra profiter de la facult&, que lui accorde 
„lart. 487 da Code Napoleon, de faire la commerce, ne pourra en com- 
„mencer les operations, ni être repuld majeur, (quant aux engagements 


i 
i 
J „par lai contract&s pour fait de commerce, I) s'il n’a été preablement 


„autorise par son pere, ou par sa mere, en cas de deces, interdiclion ou 
„absence du pre, ou, & defaut du pere ou de la möre, par une delibe- 
„ration du conseil de famille, homologute par le tribunal civil: 2) si, 
„en outre, l’acte d’autorisation n’a «te enregistre et affiche au tribunal 


r de commerce da lieu ou le mineur veut etablir son domicile.* 


ı* 
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2) Ueber die Brage: ob Perfonen, die in Konkurs gerathen 
zum ſelbſtſtaͤndigen Gewerbebetriebe zu verftatten find? fpricht fich da 
der K. Min. d. F. (Flottwell) u. des I. (v. Wanteuffel) v. 23. Ian. 
bejahend aus. 


Der Mag. zu N. hat die Meinungsverfchiebenheit hier zur Eprache gi 
weldhe zwijchen ihm und der K. Rey. in ber Angelegenheit hinfichtlich des Ger 
betriebs der Ehefrau bes in Konkurs gerathenen Echneidermeiftere N. dafelbi 
ftanden ift, und um Entfcheibung über die von ihr aufgeftellte Anficht, wona: 
N. zu dem Betriebe des Schneidergewerbes nicht berechtigt fein foll, gebeten. 

Es kommt indefien auf eine Entfheitung hierüber im vorliegenden alle ü 
nicht an, da die ganze Voraueſetzung, von welcher der Mägiftrat bei felner Aı 
rung ausgeht, tod namlih der N. duch die Ronkurseröffnung feine Dispofi 
fähigfeit verloren habe und deshalb fein Gewerbe aufgeben müſſe, nicht rich 

Dur die Konfurseröffnung verliert der Gemeinfchuloner nad $. 34. ber 
fursorbnung die Befugniß, über fein gegenwärtiges Bermögen fer 
verfügen, er verliert aber nicht die Fähigkeit, fih und fein fpäter erwo 
Bermögen zu verpflihten und Mechte zu erwerben, er ift nur ein Mann, ver 
bat, der, wenn er etwas erwirbt, dies auch zur Abtragung früherer Verpflicht 
hergeben muß, er fann aber neue Verpflichtungen eingehen für weldhe das, r 
nach der Konfurseröffuung erwirbt, in Anſpruch genommen werden fann. — 
Riions fähigf eit bat er alſo, es fehlt ihm nur zunächit an Bermögensobjeft: 
u feiner Dispofition ftehen. Er kann mithin auch noch immer rechtsverhii 

erträge fchließen, welche für ihn Nechte und Verbindlichkeiten begründen. 

Es ijt daher Fein Grund vorhanden, dem N, den Betrieb feines Gewert 
unterfägen, vielmehr fann er daffelbe nad wie vor fertfegen. Sollte er es ii 
vorziehen, das Gewerbe durch feine Chefrau betreiben zu laſſen, und nur ale 
Merfführer zu fimgiren, fo kann ihm auch folches von Polizeiwegen nicht ı 
werben. 

Daß Ehefrauen mit Konfens ihres Mannes Gewerbe betreiben koͤnnen, i 
zweifelhaft; bie FF. 195 und 335 Thl. H. Tit. 1. des N. L. beitimmen diee 
drüdlic und ergeben, daß eine Ehefrau, nachdem fie ven Konfens ihres (Shen 
erhalten hat, frei und felbititändig handeln kann, aljo dispoſitionsfähig ill. 

Menn übrigens der Magiftrat in feiner an die K. Meg. gerichteten Vorfi 
v.8.Nov. v. J. fih zur Unterftügung feiner entgegengefesten Anfiht auf den 
der Gerw.⸗Ordn. v. 17. Jan. v. 3. beruft und behauptet, baß die bort befi 
Ausnahme, hinfihtlich der unter väterlicher Gewalt ftchenden Minderjährigen, 
flüſſtz wäre, wenn nit im $. 16. 1. c. jeder von Gewerbebetriebe ausgeſc 
wäre, ber, um dispofitionsfähig zu werben, eines fremden Konfenfes bedarf, f 
dabei eine irrige Auffaffung zum Grunde. 

Die Beftiimmmng des $. 17. hat ven Zmed, daß das Faktum außer £ 
geftellt werde, daß der Minderjährige aus der väterlichen Gewalt entlaflen und 
dispofitionsfähig fei, und if leniglich mit Bezug auf $. 218. Thl. II. Tit. 2. dei 
getroffen, wonach ſchon die flillfchweigende Genehmigung des Waters zum 2 
eine® Gewerbes als Gntlaffung aus der väterlichen Gewalt anzufehen ift. Hi 
tönnen leicht Konteftationen entflehen und deshalb verlangt der $. 17. die auı 
liche Erklärung des Vaters. Aus diefer Vorfchrift ift daher hinfichtlich der V 
niffe der Ghefranen nichts zu folgen. 

Hiernach Hat die K. Neg. den Fall zu erledigen und den Mag. auf feine 
gerichtete Vorſtellung v. 23. Dez. v. I, zu beſcheiden, auch fi Fünftig zu 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. ©. 44. Nr. 60.) 


3) In Betreff der Verftattung der Brauensperfonen zum 
fländigen Gewerbebetriebe disponiren folgende R.: 


a) R. der 8. Min. d. F. (Flotwell) u. des J. (v. Manteuffel) v 
Fehr. 1846 an die Meg. zu Merfeburg. 


ıc. ıc. Daß Frauensperſonen zum felbfttändigen Gewerbebetriebe zuzulaffeı 
wenn fie die für den refpeftiven Gewerbebetrieb vorgefchriebenen Bedingungen er 
iR unzweifelhaft, da die Gew.⸗Ordn. rüdfichtlich ihrer überall Feine Aus 


&t hat. 
in. DI. d. i. 3.1846, ©. 45. Nr. 61.) 
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) C. R. des K. Min. für H., G. u. dff. A. (v. d. Heydt) v. 16. Sept. 
1349 an fämmtl. 8. Neg., betr. d. Gewerbebetrieb der mit weiblichen 
Sandarbeiten fich beichäftigenden Frauen und Mädchen. 


Soweit die, in ber Borftellung der dortigen Tamenichneiter v. 26. Juli d. 9. 
meibuten Schneiterinnen ten ſelbſtſtändigen Berrieb ihres Gewerbes jchen vor Ber: 
fangang ter V. v. 9. Febr. d. J. begennen haben, find ihre gewerblichen Befug: 
me nah ten Vorſchriften der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 zu beurtheilen, 
nt cine Beihränfung derfelben it aus den Beſtimmungen jener neueren V. nicht 

eiten. 

Anlangend den Gewerbebeirieb der, erſt ſeit dem gedachten Zeitpunfte mit ber 
Anfertigung von Kleidungsſtücken beſchäftigten Frauen und Mädchen, fo find zwar 
mie, im 6. 23. ter V. genannten Handwerkern auch tie Inhaberinnen ſolcher 
Berfdänten zu rechnen, in welchen das Schneidergewerbe mit Gchülfen und Lehr: 
Imgm in gleicher Art, wie von ten Schneitermeiitern, betrieben wird. Es kann 

jedech in ter Beichäftigung derjenigen Frauen, welche in fremden Häufern auf Tage: 
Ichn naben cter bei ter Anfertigung weiblicher Kleider helfen, ein Telbfiftänbiger 
Betrieb tes Echneidergewerbes im Sinne bes $. 23. a. a. D. nicht gefunten werben. 
Zwifäm beiden Arten gewerblicher Thätigkeit begründet einerjeits die häufige Be- 
thaligung des weiblichen Publikums bei ber Heritellung ber eigenen Kleidung, an: 
dererſeits aber die nethwendige Berückfichtigung ter Erwerbeverhältniſſe der auf 
weiblihe Handarbeit bingemiejenen Aranen und Diatchen einen wejentlichen Unter: 
ichied, welcher auch dadurch nicht unfgeheben wird, daß die Naherinnen einen Theil 
ber ihnen übertragenen Arbeiten zu Haufe anfertigen und fi tabei gelegentlich ber 
Hülfe anderer, mit ihnen in gleicher Lage befindlicher Frauenzimmer bebienen. Die 
naheren Feſtſetzungen hierüber find mit Ruͤckſicht auf die örtlichen Verhältniſſe vom 
Ormerberathe ($. 28. a. a. D.) oder, wo ein felcher nicht beiteht, von der Kommu⸗ 
mäbehörde ($. 22. a. a. O) zu treffen, und foweit nad deren Entſcheidung bie 
amwähate Beichäftigung weiblicher Berjenen in Das Gebiet Des felbititändigen Hand: 
werfebetriebee ($. 23. a. a. O.) nicht eingreift, unterliegt diefelbe nach der Schluß: 
Kkmmmg im $. 47. a. a. D. feiner Beichränkung. 

Nach Morftehenden hat tie K. Meg. Lie Beſchwerde ter Damenfchneider zu 
nörten, zur Aufrechthaltung der bejtchenten Verſchriften das Erforderliche anzuordnen 
m tie Beſchwerdeführer nach Lage der Sache mir Beſcheid zu verſehen. 

(Bin. Bi. 1849. ©. 230. Nr. 331.) 


e) R. teffelben Min. v. 15. Nov. 1850 an den Vorftand der Schneider- 
Jarung zu N..und abfchriftl. an fämmıl. K. Reg. betr. den felbitftän- 
digen Gewerbebetrieb durch Srauensperfonen. 


Y Kur Beranlafſung des Hinfichtlich tea felkititäntigen Betriebes der Schneiderei 
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pro 


tar Sraumeperfonen von ter K. Mey. zu N. unterm 26. Zept. c. ertheilten Be: 

ſcheides fncht der Vorſtand der Schneider Innung zu N. in der Vorſtellung v. 25. 

v, RM. auszuführen, daß es nad ten Grundiügen ter allgemeinen Gew.⸗Ordn. 
7 %17. 3an. 1845 überhaupt den rauen unterfagt fei, felbititändig ein Gewerbe zu 
. Weiten. Gr if des Dofürhaltens, daß das Geieg tie Befugniß hierzu mit aus: 
5 Weudlihen Worten hätte gewähren müſſen und taß die im $. 62 der Gew.⸗Ordn. 
cmhaltene Vorfchriit über bie Fortführung des Gewerbes eines verjtorbenen 
Vererbetreibenten für Rechnung der Wittwe darauf hinweiſe, daß überall ein jelbit: 
. „Niger Gewerbebetrieb durch rauen nicht nachgelaſſen fei. Derfelbe erwägt jedoch 
MR daß es ſich in dem falle des 8. 62. nicht um den Beginn, fendern um bie 
Ibemezung eines bereits beſtehenden Gewerbebetriebes handelt, für welchen Fall den 
und minorennen Erben ausnahmsweiſe ohne Die ſonſt für den Beginn erfor: 
ben Borausfegungen bie Fortführung bes Gewerbebetriebes des Ehegatten und 
Shlafers ermöglicht werden fellie. Hinſichtlich der Zulaſſung zum eigenen perſoön— 
em Gewerbebetrieb, zum Beginn eines jelbititäntigen Gewerbebetriebe für eigene 
mung iR Lagegen in dem Geſetze durchaus kein Unterſchied gemacht, aus welchem 
felgern wäre, daß die Frauenevperſonen, obſchon fie die für ten bezuͤglichen Ge⸗ 
keterrieb vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllen, gleichwohl davon ausgeſchloſſen 
ſollten. Dergleichen Ausnahmen müßten aber entweder aus der Natur ber 
e_fih von ſeibſt ergeben oder beſtimmt vorgeſchrieben ſein, indem es ſonſt nach 
lantrechrlichen Vorſchriften Thl. I. Tit 1. 8. 24. unzuläfiig iſt, dergleichen zu 

Die Beſtimmungen des L. R. Thl. II. Tit. 1. $$. 195. und 335., ſowie 
1 zit 8. 89. 488. ff. machen auch die Befugniß der rauen zum yer 
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fönlichen ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb ganz unzweifelhaft. Es ift dal 
vorhanden, von den Beftimmungen der Min.:Erlaffe v. 28. Febr. 18. 
©. 45. Nr. 61.) und 16. Sept. 1849 (Min. Bl. S. 230. Nr. 33] 
nehmen, vielmehr muß es bei ben leßtern das Bewenden behalten. 

Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 402. Nr. 492.) 

d) R. der K. Min. d. 8. (Flottwell) u. des I. (v. Mante 
Dft. 1845 an die 8. Reg. zu N., betr. die Zuläffigkeit t 
betriebes der Damenfchneiderinnen. 

In der Anlage (a) wird der K. Neg. Abfchrift einer an den T 
meifter N. und Genofien zu N. erlafienen Verf. v. 24, d. M., mit ! 
von Derfelben an die Bittſteller erlafienen Beſcheid v. 2. Juli d. 3. 
nahme zugefertigt. 


Anl. a. 

Auf die Vorſtellung vom 13. Juli d. 3. eröffnen wir Ihnen, 
ſchwerde über den Gewerbebetrieb der dortigen Damenjchneiderinnen für 
erachtet werben fann. 

Mas zunähft den Antrag betrifft, daß den Damenfchneiderinne 
geſtattet werde, ihr Gewerbe im fleuerpflichtigen Umfange mit Gehülft 
ingen, ohne vorangegangene Anmeldung und ohne Steuer-Entrichtung 
fo werden nad ben beftehenden VBorfchriften in Allgemeinen nur biej 
berinnen, welche für eigene Rechnung in ihrer Wohnung gegen Gi 
nicht aber diejenigen, welche blos auf Tugelohn außer ihrer Wohnun 
fehneidern, als Gewerbetreibende im Sinne des Gewerbeſteuer⸗Geſe 
Pur die Erfteren find daher zur Anmeldung des von ihnen beabfichti 
betriebes bei der Kommunalbehörde ihres Wohnorts verpflichtet. Di 
tigfeit derfelben wird aber gemäß 66. 2. und 12. bes Gemwerbefteuer:' 
Mai 1820 dadurch bedingt, baß fie entweder ein offenes Lager von jı 
auch außer den Jahrmärften halten, oder daß fie ihr Gewerbe mit £ 
als 2 Maͤdchen betreiben. Ob die befchäftigten Mäbchen in einem baı 
verhältniffe zu der Schneiberin ftehen, ift gleichgültig, und ob dieſel 
finge oder ale Gehülfinnen anzufehen find, nach den Umſtaͤnden in 
6$. 134. ff. und 146. ff. der allgemeinen Gew.-Orbn. vom 17. Ja 
beurtheifen. 

Das bloße Ertheilen des Unterrichts im Verfertigen weiblicher K! 
fofern ein Umherziehen zu dem Zwecke nicht ftattfindet, "von der Gew 
betroffen. 

Der Antrag aber, den Schneiberinnen den Betrieb ihres Gewer 
gängige Erlangung des Bürgerrehts zu unterfagen, ift nach $. 20. t 

ew.⸗Ordn unzuläfftg. 

Den Antrag ferner anlangend, daß diejenigen Schneiderinnen, ı 
werbe felbfiftändig betreiben, zur Gewinnung des Buͤrgerrechts angı 
fo find nah Vorfchrift des F. 42. der St. DO. v. 19. Nov. 1808 
wandten befugt, foldye Gewerbe zu betreiben, zu welchen es verfaflı 
Bürgerreihts nicht bedarf. Da nun aus dem eingereichten Beſcheid 
K. Reg. v. 2. Juli d. 3. hervorgeht, und durch Anführung entgegen 
ſachen von Ihnen nicht widerlegt if, daß viejenigen Scneiderinne 
Tagelohn außer ihrer Wohnung arbeiten, bisher in N. das Bürgerred 
nit verpflichtet gewefen feten, fo muß es, ba der 8. 20. der Ge 
drücklich auf die beſtehende ftäbtifche Verfaſſung verweift, auch in 
fein Bewenden behalten ). 

Berlin, den 24. Dftober 1845. 

Der Binanzminifter. Für den Min. des 9. 
Flottwell. v. Manteu| 
An den Damenſchneider N, und Genoſſen zu N. 

(Min. BL. d. i. 38.1845. S. 317. Nr. 354.) 

In Hinſicht der Ehefrauen insbefondere enthält das ' 
Th. 1. Tit. 1. SG. 195. und 335. folgende VBorfchriften : 

F. 195. Wider den Willen des Mannes darf fle (bie Ehefrau) 
kein befonderes Gewerbe treiben. 


1) Diefer untere Theil des R. ift dur die Grundſätze der © 
9. 11. März 18560 für befsitiget zu erachten. Vergl. unte 
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5. Die Schulden ciner Frau, die für fi) ein eigenes Gewerbe treibt, 
nee Peichaffenheit nach Gretit und Verlag erfordert, bedürfen in keinem 
Genehmigung des Mannes. 

von ausgehend ertheilt auch bereits das Gewerbe» Steuer- Er. v. 
810 im $. 19. die Vorſchrift: 

men müſſen bie Einwilligung ihrer Ghemänner beibringen. (G. S. 1810. 


bie allgem. Gew.-Orbn. v. 17. Ian. 1845 hierin nichts geän« 
namentlich, Daß bdiefelbe den felbiiftändigen Gewerbebetrieb der 
nicht verboten hat, erfennt dad R. der K. Min. d. F. und 
28. Febr. 1846 (f. oben ©. 4.) ausprüdlich an. 
Was die zweite im $. 16 ver Gew.Ordn. v. 17. Jan. 1845 
: Brundbedingung eines jeden fiehenden Gewerbebetriebes betrifft, 
m feften Wohnfig im Preuß. Staate, fo ift darunter ber 
im rechtlihen Sinne zu verftehen. 
bat das M. der K. Min. d. F. (v. Pommer⸗Eſche) u. des I. (Ma- 
md K. Pol. Praͤſidium in Berlin, v. 13. April 1847 anerkannt. 
bie allgemeine Gew.:Ortn. v. 17. Jan. 1845 im $. 16 zu b. als 
Bedingung bes felbititändigen Betriebes eines flehenden Gewerbes einen 
ienſitz innerhalb dieſſeitiger Lande fordert, jo fann darunter — wie bem 
Itzeipräfttium auf den Bericht von 16. November v. 3. eröffnet wird — 
jelung befonderer Beflimmungen, nur ein Wohnfitz nach Maßgabe ber 
Rehenten allgemeinen Redtsgrundfühe (Mohnfig im rechtlichen Sinne) 
verden. Daraus folgt, baß bei ber Frage: ob Jemand einen feſten Wohnfig 
tandes erworben habe, wenn folche in Beziehung auf den beabfidhtigten 
es ſtehenden Bewerbebetriebes zu beantworten ift, auch nur die allge: 
ejeglihen Borichriften zur Norn dienen können. Nach biefen genügt 
sdruͤcklich erflärte Abficht eines felbfiftändigen Preuß. Unterthans, an einem 
Orte feinen beftändigen Moehnfiß nehmen zu wollen, in Berbindung mit 
nn Moehnfisnahme an diefem Orte; mithin hat auch derjenige, welcher 
Beije den Wehnſitz erworben, damit ber Bedingung des $. 16. a. a. D. 
Benüge geleitet. (Min. BI. d. i. ®. 1847. ©. 102. Nr. 140.) 


zejehlichen DVorfchriften über die Konftituirung des Wohn» 
d übrigens in der A. G. O. Th. I. Tit. 2. $$. 10—16 enthalten. 
Betreff des flehenden Gemwerbebetriebes der Ausländer ') be 


ie Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845. im $. 18.: 
aber duͤrfen, fofern nicht durch Etuatsverträge ein Anderes beftimmt if, 
Brlaubnip der Minifterien in Unfen Staaten ein fichendes Gewerbe 


er K. Min. d. 3. (Flottwell) und des I. (v. Manteuffel) v. 23. Der. 
an die K. Reg. zu Erfurt. 

m Bericht der K. Reg v. 30. April c. wirb dem Weinhänbler N. aus 

veftattet, in N. einen ftehenden Handel mit Wein und fonfligen geiftigen 

zu betreiben. 

auch der Mag. und die Stabtverorbneten zu N. von biefem Handel einen 

Rugen nicht erwarten, jo kommt doch in Betracht, daß, infofern nicht bes 

Mände entgegentreten, die in Preußen beftehende Gewerbefreiheit, in Ge⸗ 

8 Art. 18. der Zollvereins: Verträge von 1833 u, ff., befondere den Unter 


Betreff bes Verkehrs der Ausländer auf Meffen und Märkten vergl. 
$. 75. der Gew.⸗Ordn. v. 1845. 

Ueber das ältere Recht in Bezug auf ben Gewerbebetrieb ber Aus⸗ 
ber, vergl.: 

a) Gewerbe-Steuer: Ed. v. 2. Nov. 1810 $. 3. (G. ©. 1810. ©. 79.) 
b) Gewerbe-Boligeis@d. v. 7. Sept. 1811. 68. 154—160, (G. ©. 1811. 
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thauen anderer Vereinsländer gegenüber, nicht zu beſchränken ift, und t 
von der K. Geſandtſchaft in Caſſel eingezogenen Auskunft über die ge 
liche Verfaſſung des Kurfürftenthungs Heilen, Ausländer, welche dort 
@ewerbe betreiben wollen, hinfichtlih der Berechtigung zum Gewerbe 
SInländern gleich geftellt werden, und feweit es auf den Betrieb des 
ankommt, feinen zünfligen Beſchraͤnkungen unterliegen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. S. 15. Nr. 25.) 


b) R. derfelben Din. v. 10. März 1846 an die K. Meg. zu 


In dem Berichte der K. Reg. v. 14. v. M. wird nicht gehörig 
zwifchen ber Minifterial: Grlaubniß für den Kaufmann N, zu N. in K 
Niederlande, als Ausländer in Preußen ein ftehendes Gewerbe zu treibe 
angezgogenen $. 18 ter Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. v. J., und zwifchen ber 
Konzeffion zur Befreiung von den Hanbelebefchränfungen im Grenzbezir 
der Zollordnung, worin die gedachte Gew.⸗Ordn. nach $. 41. derſelben 
dert hat. Es muß aber tie erſtgedachte Grlaubniß der leßteren vera: 
wenn der N., wie aus der Angabe am Schluß feiner Voritellung vom 
a ehen fiheint, die Erlaubniß, im Inlande einen ſtehenden Hande 

on erhalten haben fullte, aber vor Bekanntmachung ber neuen Gew. 
cht in der Korn einer Miniſterial-Konzeſſion, jo iſt Icgtere bei ven ! 
u. der F. nachzuſuchen. Grit wenn diefer Punkt erledigt ift, hat die Mei 
bei dem Finanzmin, allein die Miniſterial⸗Konzeſſion der zweiten Art 
Die K. Reg. Hat hiernach zu verfahren. 
(Min. Br. d. i. B. 1846. S. 69. Nr. 99.) 


c) 6. R. der K. Min. des J. (v. Bodelſchwingh) u. der F. 
berg) v. 30. Nov. 1846 an fämmtl. K. Reg. 

Menn glei es nicht zweifelhaft ift, 

baß die nach $. 18. der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. v. S 
ländern ertheilte Genehmigung zur Betreibung eines fichenden € 
bieffeitigen Staate vom den Dinifterien, welche jene Genehmig 
haben, jederzeit wieder zurũckgenommen werden fan, 
fo erſcheint es doch angemefien, daß dies den betr. Ausländern bei ihr 
jedesmal ausdrüdlich eröffnet wird. 

Die K. Reg. hat dies daher in jedem alle einer von ben Din. e 

nehmigung flets zu veranlaffen. 
Außerdem ift bei allen Anträgen dieſer Art vor einzuhbolender € 
genau zu prüfen, 
ob die Legitimationspapiere bes Bittitellers den geſetzlichen B 
en und darüber feinen Zweifel laſſen, daß dem Antra 
Heimathorechte erhalten bleiben, 
andernfalls das Erforderliche zuwörberit nachzuholen ift. 

Es verfteht fih außerdem, daß, fofern der Heimathichein auf eine 
Zeitraum lautet, zugleich über deſſen zur rechten Zeit erfolgende Ernene 
hen, und dafür zu forgen tft, daß der betr. Gewerbtreibende vor Ablaı 
ins Ausland zuruͤckkehrt, fofern er nicht Die Erneuerung des Heimathſch 
oder das biefleitige Unterthanenrecht erwerben will, und einen besfafljigen 
Ihrem Ermeflen nichts entgegenfteht. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846. ©. 19. Nr. 26.) 


d) ER. des K. Min. des I. (v. Manteuffel) und ber F. (Ki 
März 1848 an die K. Reg. der Provinzen Sadjen u. U 
Nachdem in Folge ſtattgehabter Verhandlungen die K. Hannöverfd 
fämintliche Landdroſteien und die K. Hannöverfche Berghauptmannjchaf 
Bat, dieffeitigen Unterthanen, welche auf Hannöverfhem Gebiete eine V 
und daſelbſt das Müllergewerbe betreiben wollen, unter Borausfegung 
f&holtenheit, die nach $. 21. der Hannöverfchen Gew.⸗Ordn. erforderliche 
zu ertheilen, wird die K. Meg. hierdurch ermächtigt und veranlaßt, Kör 
verfhen Unterthanen, welche auf bieffeitigen Gebiete eine Mühle vachten 
das Muüllergewerbe betreiben wollen, unter Borausjegung ihrer Unbeſch 
zu diefem &ewerbebetriebe nach $. 18. der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17 
erforberlihe Brlaubniß zu ertheilen. (Min. BL 1848. S. 170. Nr. 


\ 
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Din. d. I. (v. Manteuffel) u. d. F. (Kühne) v. 17. April 
ie K. Reg. zu N. 

‘er Gew.⸗Ordn. geftattet Aueläntern den Betrieb eines firhenten 
Breusifhen Staaten nur, wenn fie bieffeitige Grlaubniß dazu er: 
e daß ein Unterfchieb für den Fall gemacht wäre, wenn der Ge: 
Auslande wohnt und fein Gewerbe von dort her im Inlande be: 
im N. N.ſchen @ebiete wohnende Tiichlermeifter N. darf baber, 
eröffnet wird, fein Gewerbe in Preußen nicht ohne bieffeitige Ge⸗ 
en, und Die leßtere würde ihn verfagt bleiben müflen, da nad der 
ichen Auskunft Preußiihe Ginjaffen im N. N.ſchen Gebiete zum 
werbes nicht zugelaflen werden. 

i. B. 1848. S. 238. Nr. 263.) 


> 9. Sehr. 1849, betreffend die Errichtung von Gewerbe: 


id zum Betriebe eines jtehenden Gewerbes, foweit ihnen nicht bie 
Erwiderung der im NAuslante den bieffeitigen @ewerbetzeibenden 
Beſchränkungen überhaupt zu verfagen iſt, nur aus erheblichen 
1. Ueber Tiefe Gründe iſt ver der Zulaffung eines Ausländers 
inte des Ortes, wo Das Gewerbe betrieben werden foll, ingleichen 
mg und der Gewerberath zu hören. 
‚ wenn von ausländifchen Gewerbetreibenden die Naturalifation 
l. Der. 1842, ©. ©. 1843 S. 15.) beantragt wird.- 
ungen dieſes Paragraphen finden auf Angehörige deutfcher Staaten 
sendung, ale nicht für diefelben die gegenfeitige Zulaffung der 
zur Anſaßigmachung und zum Gewerbebetriebe nach gleichen 
elt if. (©. S. 1849. ©. 108.) 


beketrieb der Militärperfonen und Staatsbeamten. 
Beziehung dieponiren: 

werbe-Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810. $. 19.: 

müñen die Einwilligung ihrer Dienſtvorgeſetzten beibringen. 

. ©. 83 

werbe⸗Polizei⸗Ed. v. 7. Sept. 1811. $$.3—5. und $. 81.: 
dewerbſchein giebt feinen Miilitairpflihtigen das Necht, vor Auf: 


eflichnung zum Kriegsdienſte, ein Gewerbe ſelbſtſtändig zu betreiben, 
für eigene Rechnung er nach der Militairverfafiung nicht gelaffen 


ten in Reihe und Glied dürfen in Bezug anf $. 19. bes Ed. v. 
nen Gewerbſchein ohne jchriftlihe Genehmigung des Negimente: 


Genehmigung muß von Zeiten des Regiments-Chefs auf ein ber 
e gerichtet fein. Die Givilbebörden entfcheiden nächſtdem allein, 
ngen ſich der Soldat in Hinficht auf polizeiliche Zwecke oder auf 
er Sommmimen, unterwerfen müſſe. 

billigen Beuriheilung jeder Behörde bleibt belaffen, zu welchen 
n Officianten nah $. 19. des Ed. v. 2. Nov. bie Genehmigung 
kein Officiant it befugt, jelchen Verfagungen zu widerſprechen. 
Sfficianten aus dem Befige von Landgütern flets auch die Befugniß, 
der Landwirthſchaft gewöhnlich verbundene Gewerbe zu treibei. 

l. ©. 263. u. 271.) 

‚der K. Min. des I. u. d. F. v. 19. Juli 1821 an ſammil. 
neuen und wiedererworbenen Provinzen beftimmte, daß Die 
$. 19. des Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 und bed 
7. Sept. 1811, da ſolche als Disciplinar-Vorſchriften 

h in dem neu= und wiedererworbenen Landestheilen zur An⸗ 
ngen feien, indem es fchon in den allgemeinen Ver haͤlt⸗ 

[Diener liege, daß dieſelben ohne Genehmigung ihrer Dienſt⸗ 
Gewerbe anfangen bürfen, da nur Iegtexe zu beuriheilen im 
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(G. ©. 1832 ©. 183) der Mangel der zur Erwerbung der Ehren⸗ 
eined Bürgers erforberlidyen perfönlichen Gigenfchaften auf die Be⸗ 
5 zum Gewerbebetriebe gar feinen Einfluß haben follte, und mithin 
dürgerrecht, fomeit daffelbe nur die Zulaffung zum Betriebe bürgerlicher 
tbe bezweckt, Niemand verfagt werden fünne '). 
Debwegen, und weil die Gewerbe Polizei ala folche gar Fein Intereffe 
bat, ob ein Gewerbetreibender das Bürgerrecht bejigt ober nicht, wurde 
| der Revifton der Gewerbe» Gefepgebung für angemeifen erachtet, 
ki Prüfung der Zuläfitgkeit eined beabfichtigten Gewerbebetriebs Darauf, 
6 foldyer nach der flädtifchen Verfaflung nur den Bürgern oder audy 
ven Schußverwandten zuſtehe, feine Hüdjicht mehr zu nehmen. 
In ten desfalliigen Beftimmungen felbft ſollte hierdurch nichts weiter 
ert, vielmehr die Frage, ob der Gemerbebetrieb die Verpflichtung zur 
bung des Bürgerredhts nach fich ziehe, nur zur befonderen Erörterung 
efen, und ter ermähnte Uebelſtand befeitigt werden. 
Bon diefen Grundfügen ausgehend beflimmte die allgen. Gew.-Ortn. 
‘. San. 1845 im $. 20.: 
Bon tem Befipe tes Bürgerrechtes fell tie Zulaſſung zum Gewerbebetriebe in 
Etatt und bei feinem Gewerbe abhangig jein. In der Verpflichtung der Ge: 
reibenten zur Erwerbung bes Bürgerrechts, jo weit jeldhe in ter beſtehenden 
ken Berfahung begründet if, wird durch gegemwärtiges Geſetz nichts geändert ; 
refntien auf Erfüllung diejer Verpflichtung darf aber nicht bis zur Unterfagung 
ewerbetriebes ausgedehnt werten, (©. E. 1815 £. 45.) 
Auch Diele Örundjäge haben durch die neuefte Geſetzgebung wiederum 
Rodififation erlitten. Indem nämlich die neue Gemeinde-Ordnung 
1. März 1850 (8. ©. 1850 ©. 213. ff.) beitimmte, daß alle 
obner des Gemeinde» Bezirfd zur Gemeinde gehören und ale 
sohner alle Diejenigen zu betrachten, welde in dem Gemeinde⸗ 
na den Peflimmungen der Gejege ihren Wohnfig Haben 
„a a. DD), bob file dadurd die durch Lie Städte» Ordnungen 
ellte Unterſcheidung der Kinwohner in Bürger und Shuß- 
ındte völlig auf, weshalb fle Denn auch den durch die Städte— 
ungen vorgefchrieberen Erwerb eined bejonderen Bürgers 
% gar nicht Eennt. | 
8 folgt hieraus ungmeifelhaft, dag fortan der Beginn eined Ge- 
yet in ber ermähnten Beziehung gar feiner Beichränfung uns 


gl. die hiernach für bejeitigt zu erachtenden Borjchriften bes Gewerbe: 
Ir Ge v. 7. Sept. 1811. $$. 1.u. 2. (8. S. 1811, ©. 263,, f. 
S. 89.) 
dieſem Grunde find folgende Beſtimmungen ala bejeitigt anzujehen: 
ie R. ter Diin. tes 9. und des I. v. 28. April 1823 (Annal. VII 384.), 
e3 3. v. 14. Juli 1823. (a. a. ©., 687.) und des J. v. 3l. Ott. 1823 
1. a. O., 941.), daß die Boligei: Behörde beider ihr obliegenden Pruͤ⸗ 
ng ter Dualififation ſolcher Jnpivituen, deren Gewerbebetrieb von 
lizeilicher Konzeſſien abhängig it, nicht aufdie Thatſache, eb dergl. 
idiriduen tie bürgerl. Ehrenrechte verſagt werden, fondern nur auf 
Geründe, wetshalb Dies geichehen, zu ſehen haben. 
s R. derMin. des J. u. d. P. un d. F. v. 9. Nug. 1839 (Annal. XXIII. 
5.) nebſt dem darauf bezüglichen Erlaäuterungs-Reſtkripte derſelben 
n. v. 14. Mai 1841 (Min. Bl. d. i. V. 1841 S. 135. Nr. 198.) 
ter (theilweile dem R. v. 9. Aug. 1839 wiberfprechenten) R. bee 
1. dee J. v 6. Aug. 1827. (Annal. XL 740, 741u.743.), v. 17. 
. 1827 (Annal. XI. 744.), v. 17. März 1831. (Anal, XV. 112.) 
J. u. d. P. v. 27. Avril 1833 (Annal. XVII 492.) v. 4. Ott. 1833. 
tal. XV. 1044.), des Fin.:DMin. v. 16. Febr. 1835 (Annal. XIX, 
und bes J. u. d. P. u. d. F. v. 21. Juli 1833 (Annal. XL 
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IV. Erfordernig perſoͤnlicher Unbeſcholtenheit. 


1) Das Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 beftimmte im $. 18 


Im Allgemeinen darf Niemanten ber Gewerbefchein verfagt werden, welche 
Atteft der Polizei-Behörde feines Orts über feinen rechtlichen Lebenswandel beibr 
(G. S. 1810. &. 83.) 


2) Das Gewerbe-Bol.-Ed. v. 7. Sept. 1811 fchreibt im $. 12. ve 
Wen wegen Befcholienheit das Necht, Bürger oder Gemeindemitglied zu 
gefeslich verjagt wird, der darf auch auf den Grund eines Gewerbeſcheines Fein 
werbe jelbitftändig betreiben, beiten Betriet das Bürgerrecht oder ben Beitritt zu 
Gemeinde erfordert. (©. S. 1811 ©. 263.) ' 
Mit Bezug auf diefe Vorfchriften bemerkte das R. der K. Min. 
3. für H. u. Gew. Ang. (v. Schuckmann), des I. u. d. P. (v. Brenn 
d. F. (Maafen) v. 21. Juni 1833 an die K. Meg. zu Königdberg. 
Die von der K. Reg. in dem Ber. v. 27. April d. 3. vorgelegte Frage b 
worten die unterz. Min. dahin: 
daß es nach dem jehigen Stande der Gejebgebung ber Beibringung beſon 
polizeilicher Meralitäts-Atteite für die Zulaſſung aum Gewerbabetriebe bei 
jenigen Gewerben nicht bedarf, welche nit nad $. 24. d. Gewerbe-Stegen 
v. 2. Nov. 1810, und ter SS. 82. seq. des Gewerbe:Rolizei-Ed. v. 7. € 
1811 den Nachweis einer befunderen Dualififation erfordern. 
Denn die Vorfchrift des durch das G. v. 7. Sept. 1811 nicht ausdrüudlic 
gehobenen $. 19. in Ed. v. 2. Nov. 1810. 
„Im Allgemeinen darf Niemanden ber Gewerbefchein verfagt werben, w 
ein Atteft der Polizeibehörbe feines Orts über feinen rechtlichen Lebende 
eibringt,“ 
aus welcher allerdings zu fulgern war, daß bei allen Gewerben die Zuläfl 
zum Gewerbebetriebe ven dem gedachten polizeilichen Zeugniffe abhängig fei, iR 
befchränft worden, im 6. 2. des G. v. 7. Sept. 1811. ' 
„Wem wegen Befcholtenheit das Recht, Bürger oder Semeinbemitglieb zu 
geieglih verfagt wird, ter darf auch auf ben Grund eines Gewerbefcheing 
Gewerbe felbftitändig betreiben, deifen Betrieb das Bürgerreds. 
den Beitritt zur Gemeinde erfordert.“ ü 
Gewerbe, welche der letztgedachten Beichränfung nicht unterlagen, durfit 
auch der Befcholtene betreiben. Wird num mit diefer Beltimmung die Abä 
Verbindung gebracht, welche die Zufammienftellung der die Altern St. O. 
den Beſtimmungen au 68. 20. und 39. aufführt: : 
„Die Berfagung des nachgejuchten Bürgerrehts, und die Ausſchließung vn 
fon gewonnenen, betrifft in allen durch tie Städteordnung angegebenen WI 
nur die Ausfchließung von den Ehrenrechten u. |. w., ift aber auf Grup 
und Gewerbebetrieb von feinem Ginfluife,“ 
fo ift ganz Klar, daß cs auf die polizeiliche Atteſte nur in den kusdruͤcklich begel 
ten Fällen anfommen fann. Das Gewerbeſtener-G. v. 30. März 1820 hat 
in den polizeil. Berhältniffen der Gewerbe nichts geändert, und alle Gewerbetreil 
melde nad $. 21. des Gb. v. 2. Nov. 1810 und nad $$. 82. seq. des 
7. Sept. 1811 eines befenderen Qualifikations- oder Unbeſcholtenheits⸗-Att 
bedürfen, müfjen dies auch noch jept beibringen, wenn gleich übrigens bei de 
henden Gewerben dic bloße Meldung bei der Konımunalbehörde an die Stel 
Loͤſung des Gewerbefcheins getreten iſt. Won der allgemeinen, aus dem 6. 18 
Er. v. 2 Nov. 1810 zu felgernden Befugniß, koͤnnen indeß die Meg. Feine 
brauch mehr machen, da ber Betrieb der nicht ſpeziell befchränkten ftehenben Ge 
nicht mehr von ihrer Genehmigung abhängig il. Daß die qu. wichtige Bel 






753.), welche das Verfahren der mit Führung ber Gewerbefteuer:f 
und Liften beauftragten Behörden, in Bezug auf diejenigen Bälle reg 
wo ber den Gewerbebetrieb Anmeldende noh nit den 
Buͤrgerrechts oder bie Erlangung der polizeilichen Grlaubniß zum Bi 
des Gewerbes nachgewieſen bat. 

Vergl. auch v. Rönne und Simen Städte⸗Ordnung (Thl. IV 
Werkes), S. 141. u. 164- 166. 
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unalbehorden übergehen ſolle, iſt nirgends vorgeſchrieben, und kann 
$. 37.2. des Gewerbeſteuer⸗G. nicht gefolgert werden. 

Anficht liegt offenbar au den K. O. v. 25. Aug. 1822 u. 6. April 
ande, beren Berimmungen jonft von jeder Kommunalbehörbe unwirk⸗ 
erben Tonnten. 
kann dem dortigen Bäder N. wegen feiner wiederholten Betrügereien 
eb bes Schanigewerbes, nicht aber der von ihm angemeldete Betrieb 
erbes verjagt werden. 
eg. wird angewiefen, demgemäß das Weitere zu verfügen. 

. 4%. — 2. 148.) 
$. 131. des Gewerbe» Pol.»Er. v. 7. Sept. 1811’) machte 

zum Betriebe der dafelbft fpeziell aufgeführten Gewerbe 
cht über vier Wochen alten Atteſte der örtlichen Polizei» Behörde 
ung des Bemwerbetreibenden abhängig. 

ug bierauf beflimmte das R. des K. Din. des I. u. d. P. 
v. 16. Tec. 1834 an das K. Polizei⸗Praͤſ. zu Berlin: 

y ter aus Veranlaſſung des vorliegenden Falles zur Sprache gebrad): 
nen Beiiehungen, trete ich zwar dem K. PolizeisPräf. darin bei: 
twualififatien zu einem Gewerbe, deſſen Betrieb nach $. 131. des &es 
lizei:@d. v. 7. Sept. 1811 Unbefcholtenheit vorausfegt, hauptſächlich 
in jedem Ginzelfalle vorwaltenden, genau zu ermittelnden Umftänden 
ilen if, 

‚ um bierin jeten Anfchein von Millfür zu entfernen, fehr wünſchens⸗ 
fimmte allgemeinere Gefichtspunfte bei ber Prüfung ber befonberen 
halten werden. 

ſtellen ſich nicht allein die Vorſchriften uͤber Verluſt und Wiederver⸗ 
itional⸗Kokarde dar, ſondern es wird auch ganz zweckmäßig auf dass 
genommen werten können, was im 6. 600. der Kr. O. über die 
: geringeren Verbrechen feftgefegt if. Da hiernach das Strafgefeh bie 
piger Verbrechen nad einem Zeitranme von fünf Jahren nicht mehr 
: bält, jo wuͤrde es unbillig und hart fein, nad) dieſer Zeit an die 
5 Verbrechens gewerblihe Nachtheile in einem folchen Falle knüpfen 
welcken ter Verbrecher wirklich geitraft worden, und wenn duch fein 
tragen nachgewieſen ift, daß bie Strafe ihren Zweck, bie Beſſerung, 


L 1100. — 4. 122.) 

Bew.-Orbn. v. 17. San. 1845 enblich disponirt im 6. 21.: 

m einea von ehrlofer Gefinnung zeugenden Verbrechens, insbefondere 
#, Raubes, Diebſtahls oder VBetrugs, verurtheilt worden, bedarf zum 
jeten felbittändigen Gemwerbebetriebes, derjenige aber, welchem der Bes 
inmmten Gewerbes durch richterliches Erkenntniß unterfagt worden ift ?), 





Br. I. €. 97. 
m beitehenben Geſetzen ziehen manche Berbrehen und Bergehungen 
luft der Bejugniß zur Fortſetzung des bis dahin betriebenen Gewerbes 
. Beilimmungen diefer Art finden fih 3.2. in den Steuer⸗Geſetzen, 
li in den $$. 4. u. 5. des G. v. 23. Jan. 1838 wegen Unterſuchung 
ſtrafung der Zoflvergehen (G. ©. 1838 ©. 78.), dem 6. 17. des Ab: 
Yefeges v.30. Mini 1820.; ferner im 1.2. R. Il. 20. $$. 701. 721. 
9. 769. 908. 1242. 1287. 1305. sc, in Epezial: Gefeßen, namentlich) 
B. v. 14. April 1824. wegen Beitrafung der Schiffer und Fuhr⸗ 
bie fih einer VBeruntreuung ber ihnen zum Traneport übergebenen 
ſchuldig maden; in dem Regul. v. 5. Aug. 1824 wegen der Rhein: 
: und Rheinlootfen, ſowie endlich in lofalen Reglemente. — Nach allges 
Nechteprinzipien können dergl. Strafbeftimmungen nicht über ihren 
ven Inhalt ausgedehnt werben, und diejenigen, welchen die Fortſetzung 
yeitimmten Gewerbes durch ein Straf: Erfenntniß unterfüagt worden, 
dadurch an fih nicht unfähig, jetes andere Gewerbe felbititändig zu 
n. Wollte man aber denfelben darin eine ganz freie Wahl geflatten, 
de dadurch der eigentlihe Zwed der Strafe nicht felten völlig verfehlt 
welcher darin befteht, das Publikum und das Gemeinweſen vor ben 
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zum Beginne des felbfifländigen Betriebes eines anderen verwandten @ewerbed 
befonderen Erlaubniß der Polizei-Obrigkeit des Orts. Diefe Erlaubniß ift zi 
fagen, wenn nach der Bigenthümlichkeit des Gewerbebetriebes und nad der P 
lichkeit des Antragenden ein Mißbrauch zu beforgen ift, oder durch den beabfl 
ten: Gewerbebetrieb der Zweck des Straf:Erfenntniffes vereitelt werben würbe. 
— Vorſchriften finden auch Anwendung auf die Chefrauen ſolcher Per 
ihre noch unter väterliher Gewalt ſtehenden Kinder, ihre Dienſtboten ımd ı 
Mitglieder ihres Hausftandes. (G. S. 1845 ©. 45.) . 
V. Gewerbebetrieb folder Perſonen, die nit der Gem 
[haft mit einer der hriftlligen Kirchen angehören. 

Das Gewerbe-Steuer-Er. v. 2. Nov. 1810 Hatte im $. 22. beftim 

Bis dahin, daß im Abficht Unferer Unterthanen jüdifcher Religion eine 
Berfaflung, womit man ſich unverzüglich befchäftigen wird, beftimmt if, koͤnn 
nen Gewerbeſcheine nur zu folchen Gewerben und in dem Umfange gegeben w 
wie es die bisherige Verfaſſung zuläßt. (G. S. 1810 ©. 85.) 

Bereit dad Ep. v. 11. Ming 1812 (G. ©. 1812 ©. 17.) ent 
in Bolge deffen im $. 11. die Vorfchrift, daß diefenigen Juden, welch 
dur dad Preuß. Stantsbürgerrecht erlangten, auch alle erlaufse 
werbe mit Beobachtung der allgemeinen gejeglichen Vorſchriften beim 
dürften. Hieran ſchließen fich die DBeftimmungen der Gew.⸗Ordn 
17. San. 1845 66. 58. und 60.: 

6 58. Sn foweit die Zulaffung zum Betriebe der in ben 6. 51. bie 5} 
zeichneten Gewerbe ') bisher von der Gemeinſchaft mit einer ber hriftlichen 8 
abhängig gemacht worben ift, foll dies bis auf weitere Beſtimmung aud | 
Statt finden. 

6. 60. In Anfehung der Befugniß der Gewerbetreibenden mit kaufmänn 
Rechten, auch im Umherreiſen entweder felbft, oder durch Gehülfen, Waaren 
gen zu fuchen oder zum Behufe des Wiederverkaufs Waaren anfzufaufen, 
bei den beftehenpen Vorjchriften fein Bewenden; es foll jedoch diefe Befugniß 
mehr davon abhängig fein, daß der Gewerbetreibende ober der Gehülfe ein 
chriſtlichen Kirchen angehört ). 

(8. ©. 1845 ©, 52. u. 53.) 

Der $. 1W. a. a. D. fügte hinzu, daß die Beitimmungen, Mn. 






in den einzelnen Landestheilen der Gewerbebetrieb der Juden in der ig 
bung ſtehender Gewerbe feither befchränft war, außer Kraft gefcht 
foweit darauf nicht ausdrüdlich verwiefen worben. " 
(a. a. O. © 78.). a 
Nach 6. 14. a. a. O. follte es jedoch bezüglich der im Umherziii 
betriebenen Gewerbe bei den biäherigen Vorfchrifien bemwenden, fomwelt 1 
die Beflimmungen der $$. 1—4. und $. 60. eine Aenderung begränmd 
(a. a. O., ©. 44.) | 
Das ©. v. 23. Juli 1847 über die Verhältniffe der Iuden (G 
1847 ©. 263.) änderte indeß bereit3 diefe immer noch befchränfenden | 
fchriften zu Gunſten der Juden ab, indem daſſelbe im $. 4. beſtimmte: 


Nachtheilen zu bewahren, welche nach ber eigenthiimlichen Natur bes | 
benen Gewerbes und ber verbrecherifhen Reigung, welche die Beſtra 
anlaßt hat, aus ber Fortſetzung diefes Gewerbes durch bie beftrafte 
entftehen könnten. Auf diefen Motiven beruhen bie Beftimmungen bee { 
ber Gew.⸗Ordn. 

1) Die in den 68. 51—55. bezeichneten Gewerbe find diejenigen foldyer 
fonen, bei deren Gewerbebetrieb ein befonderes äffentliches ficherheites, orbm 
oder fanitätspolizeiliches Intereſſe obwaltet. 

2) Das N. der K. Din. des 3. u.d. %. v. 21. Juni 1845 an die 8. 
zu Trier bemerkte, daß hiernady auch die in dem kaiſerl. Defrete v. 17. | 
1808 bei diefen Gewerben vorgejchriebenen Patente für die Juden nicht 
erforderlich feien. (Min. BI. 1845 S. 183, Nr. 211.) 
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ben Gewerbebetrieb im Umherziehen in Betreff ber inländifhen Juden 
ſeſchraääͤnkungen werben aufgehoben ?). 

ıb der Betrieb der in den 66. 51. 52. 54 u. 55. der Gew.⸗Ordn. 
1845 genannten Gewerbe den Juden fortan freigegeben, in fo fern 
nfelben die Ausübung einer polizeilichen oder exefutiven Gewalt vers 


- Hat die Verfaffungs=-Urkunde v. 31. Ian. 1850 im Art. 12. 


suß ber 5 lichen und flaatsbürgerlihen Rechte ift unabhängig von 
ı Bekenntniſſe. Den bürgerlichen und ftaatsbürgerlihen Pflichten barf 
sübung der Religionsfreibeit fein Abbruch gefchehen *). 

urch find bezüglich der inländiſchen Juden alle und jebe 
befeitiget, welche nach den biäherigen Befegen hinſichts ihrer 
Rechte und Pflichten, insbeſondere aljo auch bezüglich des Bes 
ie bes derfelben beftanden, indem fie nunmehr den chriſtlichen 
T völlig gleichgeftelt find. 


ten, welche das formelle Verfahren bei dem Beginne 
des Gewerbebetriebes reguliren. 


) Ed. v. 2. Nov. 1810 über die Einführung einer allgemeinen 
ver ?) fchreibt im $. 1. vor, daß ein Jeder, welcher im Preuß. 
fei in den Städten, ober auf dem platten Rande, fein biöheriges 
ortfegen oder ein neues ımternehmen will, verpflichtet fein fol, 
ſerbeſchein darüber zu Idfen und die tarifmäßige &emerbefteuer 
fowie, daß das fchon erlangte Meifterrecht oder der Beflg einer 
nicht von diefer Verbindlichkeit befreien. 
J. 2. a. a. O. beflimmt, daß der Gewerbefchein demjenigen, 
Namen er ausgeſtellt ift, die Befugniß giebt, ein Gewerbe forts 
ein neues anzufangen, und daß eined und dad andere, ohne 
ſchein, firafbar fei. 
J. 4. a. a. O. fügt hinzu, daß ein Jeder, welcher biernach einen 
Hhein zu Idfen babe, fich fofort bei der Polizeibehörde feines 
4 za melden und den ©emerbefchein nachzufuchen babe, veelcher, 
“a. O., im Allgemeinen Niemanden verfagt werden fol, der 
feinen rechtlichen Lebenswandel ausweifen fann. 
Ion denfelben Grundfägen geht das Gewerbe-Pol.-Ed. v. 7. Sept. 
8, welches gleichfall8 auf dem Prinzip der allgemeinen Ver⸗ 
me Löfung von Gewerbefcheinen berubet, und zugleich die 
ngen ber Ertheilung derfelben näher regulirt. 
ies Prinzip wurde geändert durch das ©. v. 30. Mai 1820, ') 
den $$. 19. und 20. verordnete: 
der, der ein Gewerbe treiben will, es möge fleuerpflichtig fein 
iicht, der Kommunalbehörde bed Orts davon Anzeige 
folle; 
jemerbefcheine fortan nur für folche Gewerbe zu ertheilen, 
Umherziehen betrieben werben. 





sch find bie R. der K. Min. des J. u. d. P. u d. F. v. 9. Mai 
. Zuni 1845 (Min. Bl. 1845 ©. 136. u. 184) antiquirt. 

ktroyirte Verf. Urf. v. 5. Dec. 1848 beſtimmte im Art. 11., daß der 
3 ter bürgerlichen und flaatsbürgerlihen Rechte unabhängig von dem . 
sen Befenninifie und der Theilnahme an irgend einer Reli: 
sgefeltihaft fein folle. (G ©. 1848 ©. 88) 

. 1810 ©. 79., 1. Bd. J. ©. 85. 

‚1811 ©. 263., |. Bd. L ©. 89. 

‚1820 ©, 147., vergl. in Bd. 1. 


14 Bon ben Berhältniffen der Gewerbetreibenden zum Staate. 


zum Beginne bes felbfiftändigen Betriebes eines anderen verwandten Gewerbe 
befonderen Griaubniß der Polizei: Obrigkeit des Orts. Diefe Erlaubniß ift 3 
fagen, wenn nach der Eigenthuͤmlichkeit des Gewerbebetriebes und nad der P 
lichfeit des Antragenden ein Mißbrauch zu beforgen iſt, oder durch den beabf 
ten Gewerbebetrieb der Zweck des Straf:Erfenntniffes vereitelt werben würde. 

Diefe Vorfchriften finden auch Anwendung auf die Ehefrauen folder Per 
ihre noch unter väterliher Gewalt fiehenden Kinder, ihre Dienftboten und 
Mitglieder ihres Hausftandes. (G. S. 1845 ©. 45.) . 

.V. Gewerbebetrieb folder Perſonen, die nit der Gen 
[haft mit einer der hriftlihden Kirchen angehören. 

Das Gewerbe:Steuer-Ep. v. 2. Nov. 1810 hatte im $. 22. beftim 

Dis dahin, daß in Mbficht Unferer Unterthanen jüdifcher Religion eine 
Verfaſſung, womit man fih unverzüglich befchäftigen wird, beflimmt if, könn 
nen Gewerbeicheine nur zu ſolchen Gewerben und in dem Umfange gegeben w 
wie es bie bisherige Verfaſſung zuläßt. (G. ©. 1810 ©. 85.) 

Bereitd dad Ep. v. 11. Maͤrz 1812 (G. ©. 1812 ©. 17.) er 
in Bolge deffen im $. 11. die Vorfchrift, daß diefenigen Juden, wel 
durch dad Preuß. Staatsbürgerrecht erlangten, auch alle erlaube 
werbe mit Beobachtung der allgemeinen geieglichen Vorfchriften ben 
dürften. Hieran ſchließen fich die Beſtimmungen der Gew.Ordt 
17. San. 1845 66. 58. und 60.: 

6 58. In foweit die Zulaffung zum Betriebe der in ten 6. 51. bie Öl 
zeichneten Gewerbe ') bisher von der Gemeinfchaft mit einer der chriftlichen 8 
abhängig gemacht worden ift, foll dies bis auf weitere Beſtimmung aud 
Statt finden. 

$. 60. In Anfehung der Befugniß der Gewerbetreibenven mit Faufmänn 
Mechten, auch im Umherreiſen entweber felbit, oder durch Gehülfen, Waarenbeß 
gen zu fuchen oder zum Behufe des Wieberverfaufs Waaren aufzufaufen, bei 
bei den beftehenvden Vorfchriften fein Bewenden; es folf jedoch dieſe Befugnig m 
mehr davon abhängig fein, daß der Gewerbetreibende oder ber Gehülfe ein 
chriſtlichen Kirchen angehört ?). 

(%. ©. 1845 ©. 52. u. 53.) 

Der $. 1W. a. a.D. fügte hinzu, daß die Beitimmungen, durch 
in den einzelnen Zandestheilen der Gewerbebetrieb der Juden in derfl 
bung ſtehender Gewerbe feither befchränft war, außer Kraft geſetzt ml 
jomweit darauf nicht ausdrücklich verwiefen worden. ' 

(a. a. O. S 78.). 

Nach $. 14. a. a. O. ſollte es jedoch bezüglich der im Umberzie 
betriebenen Gewerbe bei den bieherigen Vorfchrifien beenden, fomeit : 
die Beftimmungen der $$. 1—4. und $. 60. eine Aenderung begrändd 

(a. a. O., ©. 44.) 

Das ©. v. 23. Juli 1847 über die Verhältniſſe der Juden (& 
1847 ©. 263.) änverte indeß bereits diefe immer noch befchränfenven | 
ſchriften zu Gunflen ver Juden ab, indem vaffelbe im $. 4. Heftimmte: 


Nachtheilen zu bewahren, welche nady der eigenthiimlichen Natur bes I 
benen Gewerbes und der verbreherifhen Reigung, welche die Beſtra 
anlaßt Hat, aus der Fortfeßung dieſes Gewerbes durch bie beſtrafte 
entftehen könnten. Auf dieſen Motiven beruhen die Beflimmungen bes | 
der Gew.⸗Ordn. 

1) Die in den 88. 51-55. bezeichneten Gewerbe find diejenigen ſolcher 
fonen, bei deren Gewerbebetrieb ein befonderes Affentliches ficherheite-, orda 
oder fanitätspolizeiliches Intereffe obwaltet. 

2) Das R. der K. Din. des 3. u. d. %. v. 21. Juni 1845 an die 8, 
zu Trier bemerkte, daß hiernady auch die in dem kaiſerl. Deftete v. 17. 
1808 bei diefen Gewerben vorgefchriebenen Patente für bie Juden nicht 
erforderlich feien. (Min. Bl. 1845 ©. 183, Nr. 211.) 
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Gewerbebetrieb im Umherziehen in Betreff der inlaͤndiſchen Juden 
zraͤnkungen werben aufgehoben ?). 

der Betrieb der in den $$. 51. 52. 54. u. 55. der Gew.⸗Ordn. 
45 genannten Gewerbe den Juden fortan freigegeben, in fo fern 
ben die Ausübung einer polizeilichen ober exefuflven Gewalt vers 


at die Verfaffungs« Urkunde v. 31. Ian. 1850 im At. 12, 


ber lichen und flaatsbürgerlihen Rechte ift unabhängig von 
Jefenniniffe. Den bürgerlihen und ſtaatsbürgerlichen Pflichten barf 
ung ber Religionsfreiheit kein Abbruch gefchehen *). 
ch find bezüglich der inländifchen. Juden alle und jede 
feitiget, welche nach den biäherigen Befegen hinſichts ihrer 
echte und Pflichten, insbefondere alfo auch bezüglich des Ge⸗ 
es berfelben beftanden, indem ſie nunmehr den chriſtlichen 
öllig gleichgeftellt find. 


ı, welche das formelle Verfahren bei dem Beginne 
des Gewerbebetriebes reguliren. 


fd. v. 2. Nov. 1810 über die Einführung einer allgemeinen 
3) Schreibt im 6. 1. vor, daß ein Ieder, welcher im Preuß. 
in den Städten, oder auf dem platten Lande, fein bißherige® 
egen oder ein neues ımternehmen will, verpflichtet fein fol, 
beſchein darüber zu löfen und die tarifmäßige &emwerbefteuer 
vie, daß das fchon erlangte Meifterrecht oder der Befik einer 
bt von diefer Merbindlichfeit befreien. 
.a. a. O. beflimmt, daß der Gewerbefchein demjenigen, 
men er audgeftellt ift, die Befugniß giebt, ein Gewerbe fort« 
in neues anzufangen, und daß eined und das andere, ohne 
in, ftrafbar ſei. 

.a. a. O. fügt hinzu, daß ein Jeder, welcher hiernach einen 
tin zu loͤſen babe, fich fofort bei der Polizeibehdrde feines 
ı melden und ben Gewerbefchein nachzufuchen babe, welcher, 
.a. D., im Allgemeinen Niemanden verfagt werden fol, ber 
n rechtlichen Lebenswandel ausweiſen Tann. 

denielben Grundfägen geht dad GewerbesPol.-Ed. v. 7. Sept. 
welches gleichfalle auf dem Prinzip der allgemeinen Ver⸗ 
Löfung von Gemwerbefcheinen berubet, und zugleich die 
n der Ertheilung derfelben näher regulirt. 

Prinzip wurde geändert durd das ©. v. 30. Mai 1820, *) 
66. 19. und 20. verordnete: 

‚ der ein Gewerbe treiben will, es möge fleuerpflichtig fein 
t, der Kommunalbehörde des Orts davon Anzeige 
le; 

serbejcheine fortan nur für folche Gewerbe zu ertheilen, 
mberziehen betrieben werben. 





‚ find bie R. der K. Min. dee J. u. d. P. u. d. F. v. 9. Mai 
uni 1845 (Min. Bl. 1845 S. 136. u. 184) antiquirt. 

virte Verf. Urk. v. 5. Dec. 1848 beſtimmte in Art. I1., daß der 
r bürgerlihen und flaatsbürgerlihen Mechte ınabhängig von ben . 
Bekenntnifſe und der Theilnahme an irgend einer Relis 
:felffchaft ſein ſolle. (G S. 1848 ©. 88) 

310 ©. 79., 1. Bd. J. ©. 85. 

311 ©. 263., f. Bd. J. S. 89. 

320 ©, 147., vergl. in Bd. I. 
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IV. Die zur Zeit gültigen Vorſchriften über biefen Gegenf 
nthält die allgemeine Gew.Ordn. v. 17. Ian. 1845, welche in 
$. 22—24.') folgende Grundfäge in diefer Beziehung aufftelt: 

a) Ein Jeder, der den felbftftändigen Betrieb eines Gewerbes 
fangen will, ift verpflichtet, davon zuvor der Kommunals! 
Hörde des Orts’) Anzeige zu maden ’); 

b) die Kommunale Behörbe des Orts bat, wenn fie nicht zugleid 
Polizei: Obrigkeit it, diefe Anzeige ber Ießteren mit I 
etwanigen Bemerkungen zuuftellen ; 

ec) die Polizei- Obrigkeit Hat zu prüfen, ob den in der @ 
Ordn. *) für den felbfiftändigen Gewerbebetrieb im Allgemel 
oder für das beabſſichtigte Gewerbe insbeſondere, vorgefchriebenen 
forderniffen genügt ſei; ijt dies nicht der Fall, fo muß ver Ve 
oder bie Bortfegung des Gewerbebetriebes mittelft Befcheides *) uı 
fagt werden; fonft aber ift denn Anmeldenden eine Beſcheinig: 
uͤber die erfolgte Anmeldung zu ertheilen; 


1) S. © 1845. S. 45. ſ. in od. IL 

2) Das Geſetz geht davon aus, daß im Allgemeinen die Kommunal⸗ 
hörden das nächſte Intereffe bei ber Handhabung ber Gewerbe:Polizei, 
beiendere bei der Feititellung der Befugniß zum Gewerbebetriebe, haben, 
daß nur da, wo die allgemeinen pelizeilihen Angelegenheiten von anbı 
Behörden verwaltet werben, Die Zuziehung der leßteren beziiglich der orbam 
ſicherheits-, oder fanitätepolizeilihen Rüdfichten erforderlich ſei. 

3) Daß nach der jepigen Lage der Gejepgebung die Gewinnung bes $ 

sgerrehts nicht mehr zum Beginne des (Hewerbebetriches erforderlich if 
bereits oben sub 1. Nr. III. (f. S. 10.) des Müheren erörtert worden. 

4) Außerdem ift jept bei diefer Prüfung auch tie V. v. 9 Febr. 184 
berücfichtigen, 

Zu erwähnen ift hier auch des Publik. des K. Pol, Präftd. zu S 

v. 21 Juli 1623, welches bemerkte, daß bei Ertheilung der polizeilichen 

fanbniß zu den in 88. 131. ff. des Gewerbe: Rol.:Cd. v. 7. Sept. 1811 

ziell erwähnten Gewerben nicht bloß die perfönliche Mechtlichkeit mb 
fige Dualififation des Unternehmers in Betracht komme, fondern 
örtlihen Umftande und ſonſtigen allgemeinen polizeil. Rüdfichten Bei 
theiflung der Zuläfiigfeit tes Gewerbebetriebes in Erwägung zu ziehen | 

(a. VII. 696. — 3. 111.) 

Dies Publik. ift ebenfo wie die nachftehenten R. nämlid: 

a) C. N. der K. Mind F. n. d. P. v. 5. Febr. 1817, beir. die Unz 
figkeit des Gewerbebetriebes auf beglaubigte Abſchrift ber Konzel 
(A. I. 244. — 1. 163.); 

b) C. R. des K. Min. d. P. v. 2. März 1818, betr. die Befchränfung 
Ertheilung von General-Konzeſſionen; (A. II. 140. — 1. 73.) w 

ec) C. R. der K. Din. des J. u. d. P. v. 3. April 1821, daß alle 
Emanirung der Ed. v. 1810 u. 1811 ertheilte Konzeffionen ihre Gü 
feit verloren haben. (A. V. 427. — 2. 101.) 

für antiquirt au eradhten, da nach $. 190. der Gew.⸗Ordn. v. 17... 

1845 alle diejenigen älteren gewerbepolizeil. Beitimmungen außer Kraft g 

worden find, welche über Gegenſtaͤnde erlaften worden, worüber die al 

Gew. : Dron. verfügt. 

5) Das Geſetz jchreibt zwar nit ausbrüdlih vor, daß dieſer Beſcheü 
Gründe der Ablehnung enthalten müſſe; indeR veritcht ſich dies in d 
conſtitutionellen Staate, wie ter Preußiſche, deſſen Verwaltung nid 
Prinzipien büreaufratifher Willführ, ſondern auf ben Sruntf 
bes Nechtsftaates beruhet, ganz von jelbit. Dies ift auch fchon dei 
umerläßlih, weil es fonit den Betheiligten an den erforderlichen Gr 
lagen fehlen würde, um einen Rekurs gegen die VBerfiigungen ber ım 
Behörden bei ten vorgejegten Inſtanzen gu begründen Soll aljo 
Berfagung der nachgeſuchten Grlaubniß nicht den Charakter Bl 
polizeiliher Willkühr annehmen, fo muß der Befcheid jedesmal 
materiellen fowohl, als die aus der Perſonlichkeit bes Antragitellers ent 
menen Öründe ber Ablehnung enthalten. Das 8. Min, des J. hat 


bes fichenten Grw.Betrichen; formelle Vorſchriften. 17 


ame ungen find genaue Regiſter durch bie Polizei⸗Obrig⸗ 
ren ?). 
ft Hier nody zu bemerken, daß nach F. 25. der Gem.-Drbn. 
845 Beſchwerden über die Unterfagung des Gewerbes 
bei den Bermaltungd= Behörden angebracht werden 
baß der Rechtsweg dagegen nicht flattfindet ?). 
re Borfchriften über das Verfahren der Behörden bei Er⸗ 
Berfagung der Erlaubniß zum Gemerbebetriebe, inäbefondere 
die vabel zur Sicherung der Gewerbefteuer zu nehmen⸗ 
a ertbeilt dad C. R. des K. Fin. Min. (Flottwell) v. 11. April 
ntl. 8. Reg. 
icht auf die, in der allgem. Gew.:Drbn. v. 17. Jan. d. 3. Hin 
werbe: Anmeldung, ber Lehrlinge der Gewerbetreibenden, fo wie der 
Bewerbepolizei⸗ und Gewerbefteuervergehen enthaltenen Beitimmungen, 
Hadhtung bei ter Gewerbeiteuer- Berwaltung Folgendes an: 


en felbfitändigen Betrieb eines flehenden Gewerbes anfangen will, 
ich dem $. 19. des Sewerbefteuer:G. v. 30. Mai 1820, als auch 
L der allgem. Gew.⸗Ordn. der Kommunalbehörde besjenigen 
ſem das Gewerbe ausgeübt werben fol, Anzeige davon machen. 
ıngeführten beiden Gefegesitellen zu genügen, bebarf es nur einer 
ven Grund fobann, in Beziehung auf das Gewerbeſteuer-Intereſſe, 
alt verfahren wird. 

Gewerbe angemeltet, welches, feiner Natur nad, ber Ge: 
überhaupt nicht unterworfen werden fann (3.93. das eines 
vo nimmt die KRenmmunalbehördbe von ber Anmeldung in Beziehung 
eſteuer feine Notiz. 
abren beitimmt ſich lediglich nach den Vorjchriften der Gew.⸗Ordn. 
Kommunalbehörde nicht zugleih die Polizeiobrigfeit, fo befchränft 
ter leßteren tie Anmeltung mit ihren eiwaigen Bemerkungen zuzu⸗ 
ber Gew.⸗Ordn.). 

ı Semwerbe angemeldet, welches, je nad ber Art und dem Umfange, 
betrieben wird, der Gewerbefteuer unterliegt oder nicht (z.B. ein 
fol tag Gewerbe, der Anmeldung zufolge, nur in leuerfreiem 

geübt werten, fo trägt die Kommunalbehörbe die Anmeldung in das 

je Gcwerbetteuer: Notiz: Negifter ein, ohne in Beziehung 
eſteuer etwas Weiteres zu veranlaffen. 





ip au ſchon vor Publikation der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan, 
nerfannt, indem tie R. defielben v. 23. Zuli und Il. Dec. 18283 
. 771. u. 1071) den betr. Behörben zur Pflicht machten. die Gründe 
fagung ber Konzeffion zu einem nachgefuchten Gewerbebetriebe in den 
en kurz und beftimmt anzugeben Das zulept erwähnte, R. fügt diefer 
ng hinzu, daß es in denjenigen Füllen, wo die Konzeffion wegen eines 
önlichfeit des Impetranten betreffenden, aber nicht unzweifelhaft feitftehen: 
Randes verweigert werde, nur darauf anfonıme, dies Hinderniß durch eine 
ne Faſſung mit Hinweiſung auf die zur Norm bienende Gejepftelle 
ten. 
ect Liefer Vorfchrift ($. 24.) it der, bantit etwanige Kontraventionen 
fonftarirt, unbegründete Denunciationen aber fofort zurüdgewiefen 
koͤnnen. 
tive der Gew.-Ordn. haben angenommen, daß, fo lange bie Befugniß 
triebe der meijten Gewerbe ein ausichließliches Vorrecht privilegirter Kor: 
en oder Individuen war, die Frage über den eigentlichen Umfang der Pri⸗ 
und ter daraus für Andere hervorgehenden Beſchraͤnkungen, nicht 
nen ganz privatrechtlichen Charakter angenemmen habe, und daß daher 
nomalie darin gelegen habe, wenn in einzelnen Fällen der Rechtsweg 
en worden fei. Mit dem Wegfalle der gewerblichen Befchränfungen aus 
chtlichen Gründen habe aber jede Veranlafjung zum @infcreiten der 
hoͤrden aufgehört, und die Frage, wiefern Jemand zu biefem oder je: 
ewwerbe zu verſtatten oder nicht, jei num eine rein polizeiliche, über welche 
gemeinen Prinzipien niemals ein Prozeß zugelaffen werden tänne, 
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Im Uebrigen wird wie in bem zu $. I. gedachten Falle verfahren. 

III. Sft ein Gewerbe angemeldet, welches, feiner Natur nad), in allen Fi 
oder doch nach der Art und dem Umfange, wie es von dem Anmelbenden ausg 
werben foll, dee Gewerbefteuer unterliegt, fo erfolgt jedesmal die Eintrag 
in das Gewerbeſteuer-Notiz-Regiſter. Hinfihtlih der Beranlagı 
und Ginziehung der Steuer tritt, je nach ber Berfchiebenheit der Bälle, 
verfchiedenes Verfahren ein. 

1) Wenn nämlich das angemeldete fteuerpflichtige Gewerbe zu denjenigen gel 
bei deren Betrieb es nur auf das Vorhandenfein ver in ben $6. 16. bis 19, 
Gew.⸗Ordn. vorgefchriebenen allgemeinen Grforderniffe anfonmt; 

wenn e8 dem Anmelvenden nicht notoriich oder augenſcheinlich an einem Di« 

Erfordernifie fehlt, und wenn nicht etwa für ben Anmeldenden, fı 

Perfönlichkeit wegen, nach dem $. 21. der Gew.-Ordn. eine beſon? 

polizeilide Erlaubniß nothwendig ift; 
fo erfolgt die Eintragung des Anmeldenden in die Gewerbefteuer- Zugaz 
lite und überhaupt die Veranlagung und Einziehung der Gewerbefteuer auf E 
der Anmeldung nach den beftehenden Vorſchriften. 

Demnächſt wird, fofern ſich nicht fpäter ein Mangel der gefeßlichen Erforbem 
ergeben jolfte, die im &. 23. ber Gew.-Ordn. vorgefchriebene Befdheinie 
über die erfolgte Anmeldung im derjelben Weife erteilt, wie bies bereits buram 
$. 3. der Inſtr. zur Veranlagung und Erhebung ber Gewerbefteuer v. 10, 
1820 angeordnet ift. 

Sollte fih dagegen, nad) der Annahme der Meldung und nad der Eintr 
in die GewerbefteuersZugangslifte, der Mangel eines geſetzlichen Grfordernifgp 
geben, fo wird dem NAnmeldenden ver Beginn oder die Kortfeßung des Be - 
betriebes, nach dem $. 23. der Gew.-Ordn., mittelft Befcheides und zwar mt 
Beifügen. unterfagt, taß er aus der Zahl der Gewerbeftenerpflid 
geftrihen fei. Die Gewerbefteuer wird, falls dag ſteuerpflichtige Gewerbe, œ 
der Anmeldung, bereits begonnen war, fir die Zeit bis einfchließlih den 
Kalendermonat eingezogen, in welchen ber, das Gewerbe unterfagende Beſche— 
Gewerbetreibenden behändigt it, und die Abgangsitellung in Mebereinfii 
mit biefem Beſcheide bewirkt. 

IR die Kommunalbehörde nicht zugleich die Polizeiobrigfeit, fo befgrin 
fih in den zu 1. bezeichneten Ballen darauf, bie Gewerbefteuer-Beranlagume « 
Maßgabe des Vorftehenden zu bewirken und der Pollzeiobrigfeit, mit der BE 
ihr ung hievon und ben fonftigen etwaigen Bemerkungen, die Anmehmsz 
auftellen. 

Die Polizeiobrigkeit ertheilt fodann, nah Umſtänden, die Beſcheinig 
Gemäßheit des 6. 23. der Gew.-Drbn. oder unterfagt das Gewerbe und Be 
richtige die Kommunalbehörde in dem einen, wie in dem anderen Falle vor 
Gefchehenen. Wird das Gewerbe unterfagt, fo erfolgt die Abgangsftellung 
Gewerbeſteuer, beziehungsweiſe deren Ginziehung für die Dauer bes Betriebes 
Maßgebe des Vorſtehenden. 

a, nach dem $. 20. der Gew.-Ordn., die Zulaſſung zum Gewerbebtis 
fortan in feiner Stadt und bei feinem Gewerbe von ben Befiße des Bür 
rehtes abhängig fein foll, fo fteht der Mangel diefes echtes in Teinem 
der Veranlagung zur Gewerbeſteuer entgegen. Es tritt Daher die in diefer Bezich 
in der C. Berf. v. 9. Aug. 1839 (N. S. 696. Nr. 156.) ertheilte Worfchrift au 
Wirkſamkeit. 

2) Wenn 

a) das angemeldete ſteuerpflichtige Gewerbe zwar zu denjenigen gehört, bei U 

Betriebe es nur auf das Vorhandenfein der in den 88. 16. ots 19. ber & 

Ordn. vorgejchriebenn allgemeinen Grforderniffen ankommt, | 

Angemelbeten jedoch notorifh oder augenfcheinli eines die ſer Erforden 

fehlt; desgleichen " 

b) wenn ber Anmeldende nad feiner Perſönlichkeit, zufolge des 6. 21. 
Gew.⸗Ordn., der bejonderen Grliaubniß bedarf, eine folde aber ni 
erlangt hat; fo wie 

c) wenn das angemeldete fteuerpflichtige Gewerbe zu benjenigen gehört, welches 

den $$. 26. bie 52. der Gew.⸗Ordn. nur auf Grund einer befondern 4 

uehmigung u. f. w. betrieben werben dürfen, dem Anmelbenden eine fe 

Genehmigung aber noch nicht ertheift ilt; 

bezeichnet die Kommunalbehörde dem Anmeldenden ben Umſtand, weldher | 
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verbebetriebe und feiner Beranlagung zur Gewerbeſteuer entgegenficht. 
gleich wird dem Anmelbenden, neben ber Befanntmachung deſſen, was etwa in 
Berbepclijeilicher Beziehung zu veranlajlen it, eröffnet, daß auf Grund der Ans 
„die Gewerbeiteuer von ihm nicht werde eingezogen werben, daß vielmehr, 
citigung des Hinderungsgrundes, das Gewerbe bei Vermeidung ber geſetz⸗ 
* aventionsſtrafe, " zur Gewerbeſteuer anderweit angemeldet wer: 
l IE, 
Sinſqht ter Anmelbende, der Nothwendigkeit ciner ſolchen nochmaligen Anzeige 
oe Au fein, fo iſt ihm frei zu stellen, in denjenigen Fällen, in denen das 
in dem Mangel der Erlaubniß oder Genehmigung beiteht, ſogleich dahin 
Maulzagen, dad er von dem Tage ab, an weldyem ihm die Erlaubniß oder Geneh⸗ 
WIGERZ zugehen werde, oder von einem ſpaäueren, beitimmt zu bezeichnenden Tage 
ab zur Gmertefeuer veranlagt werte. Ein folder Antrag if, jofern ber Anmel- 
vende ikea nigt fhriftlich zu machen vorzieht, zu Protofoll zu nehmen, Das Geſuch 
oder Veeteloll, worin derfelbe enthalten ijt, wird ven ber Kcmmunalbehörbe zurück⸗ 


IR dice Vehoͤrde ugleich die Polizeiobrigkeit, ſo veranlaßt dieſelbe, nachdem 
vom Aachenden die —2* bezeichnete Sröffnung gemacht worden, das in ges 
* Beziehung etwa Erforderliche; ſonſt aber beſchränkt die Kommunal: 
Ahiche 54 anf die oben bezeichnete Erͤffnung und beziehungsweife Annahme ober 
an) Antrages in Betreff der Sewerbeiteuer und ſtellt ber Polizeiobrigfeit 
be weine Beanlafung in polizeilicher Hinficht anheim, indem fie derſelben bie 
Aemebung, die dem Anmeldenden darauf gemachte Gröffnung, ben von biefen ge: 
Relten Ixiag und fonftige etwaige Bemerkungen mittheilt. Die Polizeiobrigkeit hat 
fobazm be Aommunalbehörbe von ber getroffenen definitiven Beſtimmung jedesmal 
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„BR, euh&rund der polizeilichen Grörterungen, ber Hinderungsgrund für nicht 
beſcuig erachtet (oben zu 2. a.) oder (oben gu 2. b. und c) die Erlaubniß ober Ges 
: BAhaagEng zu dem angemeldeten Gewerbebetriebe verjagt, fo erfolgt bie Löfhung 
bes Mamelbenden in dem Gewerbeſteuer-Notiz-Regiſter (oben zu III.) und 
' Der Unmelbende wird, falls derfelbe einen Antrag wegen fünjliger Veranlagung zur 
Gewerbeieuer gemacht hat, benachrichtigt, daß Diefer Antrag ohne Wirkung fei und 
u rn anf die Gewerbeſteuer als nicht geichehen angejehen werde. 
' gm der Hinderungegrumd (eben zu 2. a.) für befeitigt erachtet ober 
{eben 2b. und c.) die Erlaubniß cover Genehmigung zit dem angemeldeten 
Gewerbe ertheilt, jo erfolgt, falls der Antrag auf künftige Veran⸗ 
bxeig zur Ömerbeiteuer in der oben bezeichneten Art bei der Anmeldung gemacht 
@, we intregung in die Sewerbefteuer-Zugangslifte und die Steuer: 
nr Gemaͤßheit des Antrages. Iſt ein ſolcher Antrag nicht gemacht, fo 
we de Bentigung des Hinberungsgrundes, beziehungsweiſe die Erteilung der 
E habe) az Genehmigung in dem Gewerbeſteuer-Notiz-Regiſter (oben zn III.) 
meeiätlih yermertt. Wiederholt febann ber Anmeldende, der bei der eriten Anzeige 
du genachten Gröffnung gemäß, bie Anzeige, um zur Gewerbeſteuer veranlagt zu 
werden, fo wird mit der Veranlagung nach den beſtehenden Borjchriften verfahren. 
— t bie Anzeige, fo iſt, nad) Umitänden, eine Aufforderung zu derſelben an bie 
Verſon zu erlaffen, oder zur Unterfuhung wegen Hinterziehung der Ge: 
er au fchreiten. 
B. In Anichung des Unterſchiedes, welchen der &. 12. a. bes Gewerbeſteuer⸗G. 
A Nai 1820 zwiſchen erwachſenen Gehülfen und Lehrlingen mad, 
fertan die Beſtimmungen ber allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. d. J. maß: 









Wer daher nach den letzteren als Lehrling angeſehen werden muß, wird auch 
Sezichung auf die Gewerbeſteuer-Pflichtigkeit oder Freiheit feines Lehrherrn ale 
Wing betrachtet. — Soweit indeilen die Gew.⸗Ordn. feinen Anbalt für ben er: 
äh Unterichied giebt, 3.2. bei den im $. 160. ter Gew. Ordn. bezeichneten 
rienen, bewendet cs bei ten früher ertheilten Berichriften. 

C. Rad ten 65. 176. und 177. der allgem. Gew.-Ordn. tritt hinfichtlich ber 
Hafung derjenigen Handlungen und Unterlaffungen, welde zugleich ein Se: 
erbepolizei- und ein Bewerbefteuers Vergehen enthalten, in ben früheren 
sißriften in ſefern eine Nenderung ein, als fertan, je nach der Verfchiedenheit 
egälfe, entweder j 

1) mir tie Sewerbejteuer: Defrautaticneftraje ($. 176. eit.) oder 

3) nur bie Gewerbepolizeiſtrafe (8. 167. eit.) zur Anwendung kommi. 
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In Abficht der Fälle zu 1. bewendet es, Hinfichtlich des Verfahrens un 
Entſcheidung, überall bei den erlaffenen Bellimmungen. Die K.⸗Reg. wirb 
Abmeflung der Steuerftrafe, die Verlegung der polizeilichen Vorſchrift in angem« 
Weiſe mit zu berüdfichtigen wiſſen. 

Sn den zu 2. vorstehend bezeichneten Fällen, in denen die Etrafe bes ver 
Steuervergehens durch die Polizeiftrafe abforbirt wird, find die gefchlofienen 
mit dem Konzepte der, im der erſten Inſtanz zu erlaffenden Entſcheidung, — 
mag auf Beſtrafung oder Freilaflung lauten, — fefern bie Entſcheidung von 
Verwaltungsbehörde ausgeht, der K. Meg.-Abth. für die Verw. der direkten Steu 
vorzulegen. Dieſe beſtimmt, falls das Konzept auf Freilaſſung von der Polize 
lautet, was in Beziehung auf die etwa verwirkte Gewerbeſteuerſtrafe zu veran 
ſei, und in allen Fällen, ob und welche Gewerbeſteuer nachgezahlt werden ı 
oder was in dieſer Beziehung noch nachzuholen ſei. Lantet die Entſcheidun 
eine Polizeiſtrafe und kann eine definitive Beſtimmung in Abſicht der Gewerbe 
ergehen, ſo wird dieſe Beſtimmung ertheilt, gleichzeitig mit dem Sirafreſolut 
blizirt und die feſtgeſetzte Steuer demnaͤchſt eingezogen. Sind in Abficht der 
werbefteuer noch rörterungen erforderlih, fo wird beshalb tie Publifatie 
polizeilichen Entſcheidung nicht aufgehalten, jondern das Weitere beſonders were 

In allen, zur gerichtlichen Entſcheidung gelangenden Straffällen (vorſtehe 
1. und 2.), bewendet es hinjichtlich der Feſtſetzung der nadhzuzahlenden em 
fteuer bei demjenigen Verfahren, welches bisher in den gerichtlich entfchll 
Brozefien wegen Gewerbeſteuer-Kontravention angewendet iſt. 

Durch die. Beitimmung im 8. 179. der Gew.⸗Ordn., nach welcher die 
66. 176. bis 178. a. a. D. enthaltenen Strafverfchriften au auf den Stel 
treter eines felbftitändigen Gewerbetreibenden Anwendung finden, wirb in dem 
ordnung, nach welcher Derjenige, für deſſen Rechnung ein ftehendes fteuerpfli_ 
Gewerbe ausgeübt wird, als der Steuerpflichtige und als zur Anmeldung verkm 
zu behandeln it, nichts geändert. 

Die K. Reg. hat die beiheiligten Behörden, dem Vorſtehenden gemäß 
Anmweifung zu verfehen. 

Min. BL. d. i. V. 1845 ©. 136. Nr. 167.) 

VL. Ueber die Stempelpflichtigfeit der Gefuche und Verband J 
in ®ewerbesPolizei-Angelegenheiten fpricht fi) das RM. des K. Min. | 
u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvensleben) v. 7. April 1838 aa 
K. Polizeipräfivium zu Berlin, aus. 

Das Stempelgejeb v. 7. März 1822 enthält Feine Beſtimmung, wer 

- Stempelfreiheit der in Gewerbe-Angelegenheiten bei der Polizeibehörde ſtatſttk 
Verhandlungen abgeleitet werden könnte. Im fofern nicht durch befondere S 
wie 3. E. Hinfichtlih der Grlaubnißicheine zum Kleinhandel mit Getränken mE 
Schank- und Gaftwirthichaft nah der K. O. v. 7. Febr. 1835 es der Fall Hi 
Befreiung ausgefprochen it, müflen baher zu berartigen Verhandlungen bie ' 
mäßigen Stempel angewendet werben. 

In Beziehung auf Geſuche biefiger Fuhrwerksbefitzer um polizeiliche. Griagl 
Wagen oder Droſchken an gewiſſen Stellen aufzuitellen, ift die Stempelfreiheit E 
fein Geſetz bewilligt. Der Gegenſtand eines ſolchen Geſuchs if feiner Nabrez 
feiner Schaͤtzung nad Gelbe fühig, folglich die Ausnahmebeitimmung im $. 3 
des Stempelgefeßes unanwendbar. “. 

Das K. WBolizeiprafidium wird demnach angewiefen, auf Verwend 
Stempel zu befagten Geſuchen und barauf ertheilten Beſcheiden, und fon i 
kommenden Verhandlungen, namentlich Kontraften, fo wie überhaupt zu dem 
handlungen in Gewerbe: Bolizei:Angelegenheiten, in fofern ihnen eine Stemy 
freiung durch befondere Verorbnungen nicht zugeitanden ift, zu halten. 

(X. XXII. 422. — 2. 129.) 


Zweiter Titel. 


Befondere Beftimmungen über die Zuläffigkeit derjenigen 
benden Gewerbe, deren Beginn von polizeilicher Genehmig 
und von dem Nachweiſe der Befähigung abhängig i | 
Vorbemerkung. 

Die allgem. Gew.Ordn. geht, wie bereitd oben erwähnt, im A 
inen von dem Grundfage aus, den Beginn des Gewerbebetriebes wi 
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ft wenig zu beſchränken, und ftellt daher (in den 66. 16-25.) als 
zel nur diejenigen allgemeinen Bedingungen auf, welchen ein Jeder 
En mup, der irgend ein Gemerbe anfangen will. Ausnahmsmeiſe iſt 
B TUT erforderlich erachtet worden, den Beginn des Gewerbebetriebes in 
ifen Bällen von der Ginholung einer befonderen polizeilichen Ge— 
Ymigung abhaͤngig zu machen. 

Bereits dad Gewerbe⸗Steuer⸗Geſetz v. 2. Nov. 1810 enthielt Befchrän- 
agen dieſer Art, indem daffelbe im $. 21. ') beſtimmie, 

Daß zu Gmrerben, bei deren ungeſchicktem Betriebe gemeine Gefahr ob⸗ 

waltet, oder welche eine öffentliche Beglaubigung oder Unbefcholtenheit 

‚nur dann ©emerbefcheine zu ertheilen felen, wenn die Nach⸗ 

fschenden zuvor den Beflg der erforderlichen Eigenfchaften auf die 

vorgeſchriebene Weiſe nachgewieſen haben. 

Es werten fodann 34 Kathegorien ſolcher Gewerbetreibenden namhaft 


Del Gewerbe⸗Polizei⸗Edikt v. 7. Sept. 1811 erweiterte diefe Beſtim⸗ 
uuugen, indem eß im F. 82. auf die Vorſchriften des $. 21. des Gewerbe⸗ 
ener⸗Geſehet verwies und in den 66. 83—151. noch eine große Anzahl 
mderer Gewerbe der befonderen polizeilihen Aufſicht unterwarf und 
en Ar Betriebes derjelben von der fpeziellen Genehmigung der Po- 
gb abhängig machte. 

Dagegen gab e8 bis dahin feine im ganzen Umfange der Monarchie gültige 
Igrmein: Befinmungen über die Errichtung von gewerblichen Ans 

en, deren Örtliche Lage und Vefchaffenheit das allgemeine Wohl zu ger 

Pa ft. Mit Ausnahme der allgemein gültigen 8. ©. v. 

Sen. 1831 wegen der Anlage und des Gebrauchs der Dampfmaſchi— 
we die übrigen desfalls bisher beſtandenen Vorfchrifien nur partis 
ch und fehr ungenügend. In Betreff der Mühlenanlagen wa—⸗ 

Ne betreffenden Beftimmungen in dem Ev. v. 28. Oft. 1810 wegen der 

Örigfeit und der Aufhebung des Mühlenzwangd (©. ©. 1810 

6%) enalten; für die Landestheile, in denen die Franzoͤſiſche Geſetzge⸗ 
in Kraft ſteht, waren in dem Dekret v. 8. Oft. 1810 ziemlich voll⸗ 
Wahl Rarmen über den Gegenitand enthalten, indeß hatte fidy auch bier 
Er vaurfniß einer Reviſion der betr. Geſetzgebung herausgeſtellt. 
ben Übrigen Randestheilen war der Zuftand diefer Geſetzgebung am mans 







ven, indem es fait feine weitere allgemeine VBorfchriften darüber gab, 
Diejenigen, welche in den in die Cd. Summl. aufgenommenen Eirf. Re⸗ 
des vormaligen General⸗Direktorii v. 5. April 1796, 21. Aug. 1798 
21. Jan. 1800 enthalten find. 
» GM einzelne Orte eriltirten zwar Xofale Berorbnungen; indeß rührten 
sröhtentheild aus einer Zeit her, in weldyer daB Gewerbewefen noch 
‚weit von feiner jegigen Vervollkommnung und Ausdehnung entfernt 
Fit den Korifchritten der gewerblichen Ausbildung im Allgemeinen 
Ph in neuerer Zeit vorzugsweiſe auch die Zahl und der Betrieb derje- 
Gewerbe vermehrt, weldye entweder feuergefährlich find, ungejunde oder 
för unangenehme Ausdünftungen verbreiten oder fonftige Beläſtigun⸗ 
är die Nachbarn ⁊c. ıc. herbeiführen, und dad Bedürfniß näherer Vor⸗ 
en über die Unzuläſſigkeit des Betriebes diefer Gewerbe in jedem be= 
und ohne alle Rückſicht auf die flarfindenden TofalsBerhältniffe ger 
m und eingerichteten Lokale, hatte ſich als dringend beraudgeftellt. 
Bon diefen Grundfägen und Ermägungen audgehend, hat nun die all« 
Bmw. sOron. dv. 17. San. 1845 zwei Kathegorien von Be— 
nungen der fonft allgemein geftatteten, und nur von ber Erfüllung 
den 66. 16—25. abhängigen, Befugnig zum Beginne des gewerblis 


8. ©. 1810 ©. 83, ſ. Bd. 1. ©. 87. 
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chen Betriebes aufgeftellt, indem ſie da8 Erforderniß einer befonberen 
lizeilihen Genehmigung ausfpridt: 

1) zur Errichtung gewiffer gewerblicher Anlagen, und 

2) zum Beginne gewiffer Gattungen der Gewerbe. 

Das allgemein leitende Prinzip biefer Befchränfungen ift im 
a. a. O. außgedrüdt, welcher lautet: 

ne befondere polizeiliche Genehmigung iſt nur erforberlich: 

1) zur Errichtung gewerblicher Anlagen, welche durch die örtliche Lage ob 
ſchaffenbeit der Betriebeftätte für die Befiger oder Bewohner der benachbarten @ 
ftüde, oder für das Publifun überhaupt erhebliche Nachtheile, Gefahren ober 
fligungen herbeiführen fönnen ; 

2) zu dem Beginne ſolcher Gewerbe, bei welchen entweder 

a) durch ungeſchickten Betrieb, oder 

b) durch Unzuverlaͤſſigkeit des Gewerbetreibenden in ſittlicher Hinſicht, 
bas Demeinwohl oder die Erreichung allgemeiner polizeilicher Zwecke geführbt 
en fann. 

Es ift hierbei Hervorzuheben, daß, da der $. 190. der allgem. 
Ordn. ausdrüͤcklich vorfchreibt, daß alle bisherigen allgemeinen und 
ren Belimmungen über Gegenflände, worüber die neue Gewerbe - DA 
verfügt, außer Kraft gejegt fein follen, fomweit auf bisherige Vorſqh 
nicht ausdrädlicy verwiefen worden, nunmehr für die Hier in Rede ſteh 
Befhränfungen des Gemerbebetriebes lediglich die in den 66. 27 
ber allgem. Gew.» Drpn. enthaltenen VBorfchrifien maßgebend find un 
alfo namentlih auch alle in den Älteren Gewerbes Bolizei-Gefegen a 
ten Beflimmungen, welche weiter gehende oder in der neuen Gem.d 
gar nicht aufgenommene Beichränfungen ber in Rede ſtehenden Ar 
balten, nicht weiter berüchfichtiget und angemendet werden dürften "). 

Die Ereigniffe ded Jahres 1848 hatten indeß vielfache Beſchwerd 
Bewerberreibenden, und indbefondere Klagen des Handwerkerſtandes 
Leichtigkeit herbeigeführt, mit welcher ſich Jedermann ohne Ausnafe 
Handwerker niederlaffen fönne, ohne durch genügende Vorberß 
und den Nachweis wirflidher Befähigung eine Gewähr: 
ficherte bürgerliche Eriftenz darzubieten, wodurch man die 4 
de8 Handwerferftandes, wie auch des öffentlihen Wohl 
mäßig für gefährdet erachtere. Diefe Beſchwerden hatten zur Folge: 
Geſetzgebung ſich veranlaßt fand, das dem $. 27. der allgem. Gew 
v. 17. Jan. 1845 zum Grunde liegende Prinzip zu erweitern. F 
dies letztere Gefeg die vorgängige polizeiliche Genehmigung des & 
betriebed und die Anftelung von Prüfungen über die Befähigung 
werbetreibenten auf diejenigen Gattungen der legteren befchränfte, bel: 
das Gemeinwohl over die Erreihung allgemeiner polig 
Zwecke entwerer durch ungefhidten Betrieb, oder durh Um 
läffigfeit deö Gewerbetreibenden in fittlichen Hinficht_g 
reerden fann, ging die, aus Beranlaffung der dringenden Anträge di 
werferftandes erlaffene V. v. 9. Behr. 1849 (©. ©. 1849 ©. 1 
weiter, indem fie den Grundfag annahm, daß die Befchränfung W 
merbebetriebes nicht blo8 aus den beiden ebenermähnten Rückſicht 
dern au im eigenen Intereffe des Handmwerferftandes 
müſſe, deffen Eriftenz durch die verderbliche Konkurrenz unqualifid 
nicht die erforderliye Gewähr für dad Publifum darbietender Ge 



















1) Bon gleichem Gefichtspunfte aus nahm auch bereits das R. bei 
bes 3. u. d. P. v. 30. Mai 1829 an, daß bei den in beim. 
Steuer-Ed. v. 2. Nov. 1810 und dem Gew.-Pol.⸗-Ed. v. 7. 
nicht aufgeführten Gewerbetreibenden, und deshalb namentlich für 
ſtecher, eine befondere polizeil. Erlaubniß nicht gefordert 
(A. XIII. 369. — 2. 107.) 
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der bebroßt fel '). Die zuleßt erwähnte Verordn. erweiterte deshalb 

Kreiß Derjenigen Handwerker, bei welchen es vor der Geſtattung ihres 
bRfändigen Gemwerbebetriebes einer Prüfung ihrer Befähigung 
ifen folle, Dergeftalt, daß fortan die große Mebrzahlaller Hand= 
efer dieſer Bedingung unterworfen if. (66. 23—34. a. a. ©.) 

Hieraus ergiebt fi, daB nunmehr den von der allgem. Gem.» 
dn. ». 17. Ian. 1845 im $. 27. ad 2. bezüglich gewiſſer Gattungen der 
zerbe aufgeitellten beiden Beichränfungen , nämlidy denjenigen, welche 

Rückſicht auf die durch ungefchidten Betrieb und dur Unzus 
Täffigfeit ded Gewerbetreibenden in fittliher Hinficht dem 
entligen Wohle drohenden Gefahren angeordnet worden find, eine 
‚ste Binzugetreten ift, nämlidh Hinfichtlih des Beginnd des hand— 
rkömäßigen Gewerbebetriebes Seitend ungeprüfter und uns 
alificirter Handwerker im eigenen Interefje des Handwerker» 
iadesd. 

Ben denn Beſchraͤnkungen, welche ſich auf gewerbliche Anlagen be 
en wird in dem erften Hauptſtücke, von denjenigen, welche ſich auf 
emiffe Battungen der Gewerbetreibenden beziehen, in dem zwei⸗ 
tm Hanptſtücke dieſes Titels gehanbelt. 


Erftes Hauptflüd. 


an den gewerbliden Unlagen, welche einer befonderen 
polizeilichen Genehmigung bedürfen. 
Erftes Stüc. 


Bon den Anlagen, welche dahin zurehnen find. 


De allgem. Gew.⸗Ordn. giebt im 6.27. das VBerzeichniß derjeni⸗ 
gerrblihen Anlagen, weldye einer beionderen polizeilichen Genehmiaung 
wobei jedoch zu bemerken iſt, daß tiefe Aufzählung nicht als eine 
allemal geiblojfene anzufeben, fondern (im Gingange des |.) 
worden iſt, ten Kreid nad) Umjtänten zu erweitern. Der 
d dieſeg letzteren Vorbehaltes it offenbar darin zu ſuchen, daß das 
Berzeihnig nicht für alle Zeiten ausreichen fann, da bie gewerb⸗ 
Sadußrie nicht file Recht, und noch täglidy neue Entdeckungen im Ge⸗ 
der Nechanik, Chemie 30. 2c. gemacht werden, welche den weſentlichſten 
auf den Gewerbebetrieb haben. Indeß umfaßt das Verzeichniß alle 
Befannten Arten der gewerblichen Anlagen, bei denen eine nähere Prü⸗ 
der Lage und Beichaffenheit ver Betrieböftätte zur Vermeidung erheb⸗ 
Nachtheile, Gefahren und Beläftigungen wirklich ald nothmendig an- 
iſt. 
Uebrigens iſt am Schluſſe des F. 27. die Beſtimmung hinzugefügt, daß 
darin aufgeführten Anlagen keine Rückſicht darauf genommen wer⸗ 
kenn, ob die darin vorzunehmenden Arbeiten und die dadurch zu erzie⸗ 
m Produkte nur den eigenen Bedarf des Unternehmers beiriedigen ſol⸗ 
oder auch auf den Abſatz an Andere gerechnet iſt. Der Grund dieſer 
ſchrift ift offenbar der, weil dieſer Umſtand ohne allen Einfluß auf die 
Ihren ift, deren Abwendung die in Rede ftehenten Vorichriften bezwecken. 
‚Außer den im $. 27. a a. O. aufgezäblten gewerblichen Anlagen, 
deren Errichtung und Betrieb die polizeiliche Vrüfung unter Beobachtung 
fin ven 55. 28— 38. vorgefchriebenen Verfahrens ftattfinden muß, follen 
ynah F. 40. a. a. D. auch noch: 
| Zange und Fechtſchulen, fomie Turn= und Badeanflalten, 


——— — — 


D Becgl. den Bericht bes Staatomin. v. 7. ehr. 1849 (ſ. Br. 1 ©. 20.) 
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Die K. Meg. erhält in der Mnlage (a.) einen über die ortöpofizeiliche G 

niß zum Feld: Ziegelbrennen heute erlaffenen Rekursbeſcheid zu Ihrer Nadıric 
Anl. a. Refursbefdheid. 

Anf den Nekurs des Domini N. gegen das Refolut der K. Reg. zu N 

21. Auguft d. J. 
durch welches dem Stellenbefiger N. zu N, die Anlage eines fogenannten 
ziegelofens auf feinem dortigen Grundſtücke geftattet worden ift, 

ergeht hierdurch zum Beſcheide, 

- daß das gedachte Retolut, wie hierdurch gefchieht, aufzuheben, die in dı 
fursinftang etwa entitandenen Kuften niederzufchlagen, die Erteilung d 
laubniß zu dem von dem sc. N. beabfidtigten Ziegelbrennen aber ber £ 
ligeibehörde zu überlafien. 

Gründe. 
Der ıc. N, hat die Genehmigung zur Errichtung eines fogenannten Felt 
ofend nachgeſucht; bei nüherer Vernehmung hat fich jedoch ergeben, daß feine ! 
lediglich dahin geht, ohne Errichtung eines befonderen Ofens auf feinen Gri 

durch einen Ziegelitreicher geformte Ziegel aufitellen und ausbrennen laſſen zu I 

weshalb Provofant ſich auch außer Stande erflärt, Zeichnungen über die | 

vorzulegen. Hiernach fünnen die Vorfchriften der 56. 27. fi. der Gew.⸗ 

v. 17. Ian. 1845 über tas Verfahren wegen Prüfung der Zulaͤſſigkeit der, 

befonderen polizeilichen Genehmigung bebürfenden, gewerblichen Anlagen, 

vorliegenden all feine Anwendung finden. Es handelt fih nit um Er 
eines, zur dauernden Benugung beſtimmten Ofens, fondern nur un Berarbeitm 

im Felde vorgefundenen Materials zu Ziegen. Die im $. 27. a. a. O. dep 

ten Anlagen fegen aber bauliche Einrichtungen voraus, welde zum Gewerbe 

fortdauernd benußt werben follen, deren Beinaffenheit mithin durch Zeichnung 
nau dargelegt und demgemäß einer technifchen Prüfung unterftellt werden kann 
gefeßliche Verfahren bei derartigen Anlagen foll den Unternehmer, wenn biı 
zeffton zuläffig ift, gegen afle Binwendungen, welche nicht privatrechtficher 
find, ſicherſtellen. Alle dieſe Borausfegungen treffen hier nicht zu. 
Feldbrände in der hier beabfichtigten Art, unterliegen vielmehr Tebiglich | 
gemeinen polizeilichen Aufficht, und ift daher im vorliegenden Falle nach Any 

der Polizeibehörbe zu verfahren. Berlin, den 21. Nov. 1849. 

Der iniker fie Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten. In Vertretn 
Pommer⸗Eſche. 


v. 
(Min. Bl. d. i. V. 1849 S. 285. Nr. 401.) 


b) Publik. der K. Meg. zu Oppeln, v. 12. Sept. 1817 (nebſt 4 
Din. d. F. v. 12. Aug. 1817), betr. die Befugniß der Beſitzer 
licher Orundftüde zur Anlegung von Ziegeleien. 
Durch eine Berf. des K. Finanz-Min. v. 12. Aug. c. ift Beſitzern von 
hen Srundftüden nachgegeben worden, auf denfelben nicht blos zum eigenem | 
fondern gegen vorgangige Löfung des gefeplich erforderlichen Gewerbefcheine 
zum öffentlihen Verkauf Ziegeleien anzulegen, welches hierdurch zur allge 
Kenntniß gebracht wird. 

(A. I. 46. — 3, 23) 


c) R. des K. Min. des I. für GewerbesAng. (y. Brenn) v. 9. Jun 
an die K. Reg. zu Merfeburg. Zur Anlegung von Ziegeleien ay 
Lande in den vormald Sächſiſchen Landestheilen bedarf es Feiner 
desherrlichen Konzeflton. 


Da Ziegeleien weder in die Kategorie der Manufafturen und Fabriken, 
jenigen gewerblichen Anftalten gehören, bei welchen nah der Allerh. K. 
22. Mai 1833 ') die nähere Grörterung des Ortsbebürfniffes in Betradht | 
die Vermehrung ter Biegeleien in bortiger Gegend aber überhaupt wünſchen 
erfcheint; fo bedarf ed fernerhin zur Errichtung derfelben auf dem Lande im de 
mals Saͤchſiſchen Kreifen Feiner landesherrlichen Konzeflion, und es genügt 
wenn deren Zuläfftgkeit in Beziehung auf Baus und Yener- Polizei von ber 
Behörde gerrüft und anerkannt wird. 

(a. XXI. 516. — 2. 210.) 





1) Die K. O. v. 22. Mai 1833 findet fi in den Sanımlungen nicht abgeb 
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dergl. auch bie R. v. 9. Juni 1829 (A. XII. 395,) u. v. 13. Ott. 
839 (A. XXI. 921.) in Thl. VI. Dvd. 4. des Werkes [Bau » Pos 
ei] S. 453. u. 454.) 


) Ad verba: „Schmelzhütten, Hochöfen, Metallgießereien, 
Berwerfe”. . 
MR. der 8. Min. des 3. (v. Manteuffel) u. d. F. (Alügel) v. 30. 
uni 1846 an fämmtl. 8. Reg. und Oberbergämter. Polijzeiliche und 
berbergamtliche Genehmigung zu Anlagen von Schmelzhütten, 
ochöfen, Metallgiegereien und Sammermerfen. 


ie Berfchriften der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Yan. 1845 85. 27. u. ff. 
ejf ter von den K. Reg, zur Errichtung gewerblicher Anlagen ($. 27.) zu 
den polizeilichen Genehmigung, und des dabei zu beobahtenden Verfahrens, 
L #.) beruhen in ber Vorausſetzung, daß die Berehtigung zum Gewerbe: 
‚ welher Anlagen ber im 6. 26. zu 1. bezeichneten Art erheiiht, an ſich, 
Frage geitellt ſei. Dieſe Borausfegung trifft jedoch bei den bergwirthſchaft⸗ 
Gewerbebetrieb nicht zu, welcher nad) der beftehenden Berg⸗Geſetzgebung, 
zönungen, des Landrechts, — des Mheiniichen Bergwerks⸗Geſetzes v. 
1810, und der Hütten= und Hammer-Ordnung v. 25. Jun. 1830, ven 
Jergverleihung, Konzejfion, eder Bermiffion, ter das Bergregal 
nden Behörde (tes Finanzminifteriums) abhängig ift; — und der Beilimmung 
.Ordn. 8. 6. zufolge, auch noch jerner abhängig bleiben foll. In den 
te —— der Konzeſſion, oder Permiſſion der rechtlichen Befugniß zur 
m; tes Hütten: und Hammerwerk⸗Gewerbebetriebs, müſſen daher die be⸗ 
3 materiellen und formellen Nechtsbeſtimmungen, namentlich in der Rhein⸗ 
„ des Bergwerka⸗Geſetzes v. 21. April 1810 und der Miniſterial⸗Inſtruktion 
Ing. 1810, nach wie vor von ben 8. Cher:Bergänitern in Ausführung ge: 
— unb bemgemäß bie bei Anlagen von Schmelzhittten, Hochöfen, Metall: 
en und Hammerwerfen, auf die örtliche Lage, oder auf die Beichaffenheit der 
sRäte, Bezug habenden polizeilichen Yragen, in dem bisherigen Wege der 
mikatien mit ten K. Reg., erledigt werten Die abminiftrative Wirkſamkeit 
Mez., behufs der von ihnen zu ertheilenven polizeilihen Genehmigung der 
ten Anlagen, bleibt hiernach, ten Beſtimmungen der Gew.⸗-Ordn. gemäß, 
eſenilichen aufrecht erhalten, indem tie K. Ober: Bergämter nur die, von der 
Regierung nothwendig erachteten, und im Wege der Bereinigung — oder bei 
en Tierenzen im Wege der Entſcheidung des Min. des J., nad vorherge: 
wer Kemmunikation mit dem Zinanzmin., feftgeitellten polizeilichen 
agangen der Anlage eines Schmelzefens ꝛc. — in bie dem Finanzmin., 
Ruöfertigung oder Beitätigung einzureihente Verleihungs⸗, Kenzeſſions⸗ oder 
iſfiene Urtunde aufnehmen türfen; — bie auf bie öffentliche Bekanntmachung 
sabfihtigten Unternchniens angemeldeten Einwendungen aber, nad $. 31. der 
:Ordn,, zur richterlihen Entſcheidung verweifen, reſp. der Entſcheidung der 
Sg, nach Vorſchrift der GSew.-Crbn. 6$. 32. und 33. überlaffen muͤſſen. 
Keeihung der gegenwärtigen Berfügung von dem Woertinhalte der Vorfchriften 
ew⸗Ordn. 88. 28 fi. beitcht alfo lediglich darin, das die K. Ober-Bergämter 
m ihnen obltegenden Verleihungs-, Konzeſfions- oder Permifiions: Verfahren 
ugleih auch dem, den K. Reg fir an jich rechtlich zuläſſige gewerbliche An: 
48. 27. der G. D.) überlafienen Verfahren, in formeller Sinficht, 
her der Sache felbit unbeſchadet gefchehen ift, unterziehen. Was dagegen die 
mmg und den Betrieb der Danıpfmafchinen, auf verliehenen Bergs und 
enwerfen betrifft, fo hat es bei dem Erlaß ver Min. v. 3. April d. J. 
B. S 60. Nr. 88) fein Bewenden. 
Bin. BL. d. i. V. 1846 €. 117. Nr. 184.) 
8. der K. Min. de8 J. u. d. F. v. 14. Sept. 1847, betr. den Bes 
griif von: „ Hammerwerfen“. 
Mn. Bl. d. i. V. 1847 ©. 265., f. unten zum $. 40. der G. ©. [sub B.]) 
5) Ad verb.: „Schlawthäufer”. 
R. ter Min. des I. (v. Manteuffel) u. d. F. (Kühne) v. 14. April 
an das K. Pol. Präſid. zu Berlin. Beftimmung des Begriffe: 
lachthaäuſer“ im $. 27. der Gew.⸗Ordn. 
dem K. Polizeipräſid. wird auf den Ber. v. 2 v. M. die Anlegung von 
äthänfern betr., eröffnet, daß unter den, im $. 27. der allgem. Gew.⸗Ordu. 
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PR. der K. Min. d. F. (v. Düͤedberg) u. des I. (Mathis) v. 18. Jan. 
Deſtillir⸗ und Likör» Fabriken gehören zu den Anlagen, welche 
in ten 66.28. ff. ter Gew.⸗Ordn. vorgefchriebenen Verfahren zu 
werfen find '). 
Te de. in Betreff ber Anlage einer Deſtillir- und Liför: Fabrik ſeitens 
Rande N. N. zu N, heut erlaſſene Rekurs⸗Reſolut wird der K. Reg. zur 
Veranlafung niit dem Bemerken jugefertigt, daß wir uns mit der von Ihr 
geſtellien Anfiht, wenach auch Deſtillir-Anſtalten dem im $. 28. und ff. der 
— vorgeſchriebenen Verfahren zu unterwerfen ſind, einverſtanden 


Detrigens if in allen dergl. Fällen, wo es auf Prüfung feuerpolizeiliher Rüd: 
kten anlemmt, tafür zu forgen, daß Zeichnungen zu den Akten gebracht werben, 
5 dean Rh tie bauliche Anlage felbit und bie umgebenden, nächften Gebäude, 
e Eiide ter Mauern, bie Art ber Feuerungsanlage x. unter Anführung der 


t 
(Am. 911847 S. 63. Mr. 91.) 
Rdn 10. der allgem. Gew.⸗Ordn. lautet dahin: 
Gar keienteren Befchränfung mit Nüudiicht auf die örtliche Lage find ferner 
a) Tan: mb Fechtſchulen, ſowie Turn: und Badeanſtalten; zur Errichtung cder 
Berlagunz derſelben iſt eine polizeiliche Genehmigung erforderlich, welche in ben 
Stanm bei der Bolizeiobrigfeit, auf dem Lande unter Borlegung eines Atleſtes 
der Soliziohrigkeit bei dem Landrathe nachzufuchen it und erft dann ertheilt 
darf, wenn jüch bie Behörde von der Angemefienheit des Lokals und der 
Beabkäligten Ginrichtung überzeugt hat; 
bj bie ang cher Berlegung ber Betriebsitätte ſolcher Gewerbe, deren Aus: 
. au ungewöhnlichen Seräufch verbunden iſt. Die Betriebeftätte muß, 
* zu Anlage derſelben nicht ſchon nach den Vorſchriften der 88. 27—36. 
is Mlgung der Regierung einzuhelen if, der PBolizeiobrigfeit angezeigt 
werben; dieſe hat, wenn in ber Nähe ter gewählten Betriebsitätte Kirchen, 
EHulm, Kranfenhäufer oder andere öffentliche Gebäude vorhanden find, beren 
Amnemaͤßige Benugung durch ten Gewerbebetrieb auf dieſer Etelle eine 
TA Störung oder Beläftigung erleiden würde, die Entſcheidung der Me: 
FeEmg darüber einzuholen, ob tie Ausübung des Gewerbes an der gewählten 
te zu umterfagen oder nur unter Bedingungen zu geftatten fei. 
(9. €. 1845. ©. 49.) 
Dun: 
BET 
a) Up Gm. »Orbn. $. 50.: 
- _ Ättmkeen von Tanz: und Fechtfchulen, Bade: und Turnanftalten ift die 
wi 5 he zu a. erforderliche Genehmigung erft dann zu ertheilen, wenn fie fich 
Ber iſer Unkefcheftenheit und Zuverläffigfeit ausgewiefen haben, (a. a. O., ©. 51.) 
nn 


1) Amibe, daß mit der Konzeffions:Ertheilung für Deftillationss Ge: 
(Hüfte eine tehnifhe Prüfung ber zu benußenten Rezepte nicht zu 
serhinden jei, fpricht fih das R. des K. Min. bes 3. u. d. P. (v. Rochow) 

E 223. Juni 1847 an die K. Meg. zu Liegnitz in folgender Art aus: 

„% %. Bas die von der K. Reg. mit der Kenzeffionsertheilung (zu Des 
„dillations-Geſchäften) verbundene tehnifhe Prüfung der von ben 
„Unternehmern zu benupenven Mezepte ꝛc. betrifft, jo ift dieſe weder geſetzlich 

„uorgefhrieben, noch kann tiefelbe als zweckmäßig arerfannt werben. (ine 

„iolhe Prüfung verbürgt nicht, daß bie Veftillateurs fid) an die geprüften 

„Rezepte 2c. binden und nur nad dieien ihre Erzengniſſe bereiten werben. 

„Die zur Siherung des Verkaufs unverfälichter und der Gefundheit nicht 

„nactheiliger Getränke erforderlichen polizeilichen NMevilionen werben daher durch 

„jene Maßregel nicht überflüffig, und die Kontrole wird auf diefe Reviſionen 

„zu beichränten fein, da ſolche ohnehin jedenfalls ficherer und befier zum 

„Ziele führen, als die vorgängige Prüfung der Mezepte und Spezies, die übri⸗ 

„gens duch basjenige, was die K. Meg. über die Schiwierigfeit der ‘Prüfung 

„ter Grzeugniffe durch Reagentien anführt, fo wenig, als duch die Rück⸗ 

„ht auf erwanige Unfenntniß ber Deſtillateure, gerechtfertigt wird.“ 

(A. XXI. 518, — 2. 214.) 
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b) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Mathis) v. 21. Febr. 1847 
die K. Meg. zu Potsdam. Wahl der Lokalität zum Te 
unterridıte. 

2.2: Mit der von der K. Meg. in dem Berichte v. 3. d. M. entwidelten 
fit wegen lnguläffigkeit der Mahl ven Tabagien zur Ertheilung von Tanzt 
richt kann fih das Win. nur einverftanden erflären. 

(Min. Bl. 1847 ©. 46. Nr. 69.) 

2) Zu b. 

N. der K. Min. des J. (v. Bodelfchwinab) u. d. F. (v. Dües! 
v. 14. Sept. 1847. Nur für den Ball ver Störung der Benugung 
fentlicyer Gebäude bedarf es der Yolizeilichen Genehmigung. 

Ihre Beſchwerde über die durch den Gewerbebetrieb der Kupferfchmieben 
Gebrüder N. daſelbſt für Sie entitehende Beläftigung und der bamit verbiz 
Antrag: bie Tegteren anzumeifen, ihre Kupferfchmiebewerkitatt außerhalb der « 
zu verlegen, kann nicht fir begründet erachtet werden. Denn unter Hammer 
werben nicht diejenigen gewerblichen Anlagen verftanden, in denen überhaupt m 
Hanımer gearbeitet wird, fondern nur die Werke, in denen bie Hämmer ni 
Menfhenhände, ſondern durch andere Kräfte — Wafler: ober —E 
Bewegung geſetzt werden. 

Ebenſo wenig kann Ihre Auslegung des F. 40. sub lit. b. der allgem. 
Ordn., für zutreffend erachtet werden, wonach es bei der Errichtung gemem 
Anlagen, weiche mit ungewöhnlichem Geräufch verbunden find, in allen Fälle — 
befondern polizeilihen Erlaubniß bedürfen foll, entmeber feitens ber Orts: 
behörbe, oder wenn durch den @ewerbebetrieb eine Störung. der beitimnungerme: 
Benupung öffentliher Gebäude zu bejorgen ift, feitens der Regierung. 
nur für den Iehtern Fall ift die Cinholung einer Entfcheidung über bie Zul 
der gewählten Betriebsſtaͤtte vorgefchrieben, für alle andere Fälle dagegen nt 
Gew.⸗Ordn. Feine befondere Beftimmung, woraus fich von felbft ergieht, 
biefen Fällen eine befondere polizeiliche Genehmigung der Anläge überhaup 
erforderlich if. 

(Min. Bl. d. i. V. 18417 ©. 275. Nr. 317.) 


‚ Dweites Stück. 


Bon der Behörde, bei welder die Genehmigung nachzuſuchen IR 
von der Begründung des Antrages. 

1) In Betreff ver im $. 27. der Gew.⸗Ordn. aufgezählten aM 
lichen Anlagen enthält hierüber der $. 28. a. a. DO. die erforperlide 
ſtimmung. Derfelbe lautet: | 

Zur Grrihtung neuer Anlagen diefer Art ($. 27.) it die Genehmigung ba 
Regierung nachzuſuchen. Dem Geſuche müſſen die zur Erläuterung 
Zeichnungen und Beichreibungen beigefügt werden. (G. S. 1845 ©. 46.) 

In Betreff vorzunehmender Beränderungen folder Anlagen, p 
6. 36. a. a. O. ; 

(f. unten Etüd V.) 

2) In Berreff der Tanz⸗ und Fechtſchulen, der Turn- und Ba 
anftalten, ſowie ber Betriehöflätten der mit ungewößnlidem? 
räuſch verbundenen Gewerbe, find bie betr. Vorfchriften im F 
a. a. D. ertheilt. | 

(Oben ©. 23.) | 


Drittes Itüc. 


Bon dem formellen Verfahren in ven Fällen des $. 37. der 
Gew. : Ordnung. 

Dad Verfahren der Megierungen in den Zällen, wo die beſor 
polizeiliche Erlaubnig zu den im $. 27. der Gew⸗Ordn. aufgezählten 
werblichen Anlagen nachgefucht weird, ift in den $$. 29—34. a. a. DO. R 
vorgeichrieben: 

F. 29. Wenn die beabfichtigte Anlage nach dein Grmefien der Negierumg 
fo erheblichen Nachtheilen, Gefahren oder Belaftigungen für die Nachbarn che 
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zublikum überhaupt verbunden ift, daß biefelbe fh ohne Weiteres als unzu⸗ 
tarkellt, fo iſt das Geſuch fogleich zurüdzumeiien. Int kein Anlaß, Das Ges 
egleich zurüdzumeifen, fo Hat auf Anweifung der Regierung bie Ortspolizeiobrigkeit 
miernehmen mittelt einmaliger Ginrüdung in tas Amtsblatt, und außerdem in 
fr andere peligeilihe Berorbnungen am Orte vorgejchriebenen Art zur öfr 
ae Kennmiß zu bringen mit der Aufforderung, etmaige Ginmwendungen gegen 
wor Anlage binnen vier Wochen anzumelden. Die viermöchentliche Zrift nimmt 
a Aniang mir dem Tage, an welchen das die Bekanntmachung enthaltende Amts⸗ 
n anegegeben merten, amd ijt für alle Einwendungen, welche nicht pris 
itehtlicher Natur find, präkluſiviſch. 

5%. Werden feine Einwendungen angebracht, jo hat die Regierung, ſobald 
x Anzeige der Polizelobrigkeit eingegangen iſt, unter Feſtſetzung ber ſich etwa als 
Mfg ebenen Bedingungen, die Genehmigung zu ertheilen. Dieſe iſt ſchrifilich 
mpſecigen md muß bie feitgefeßten Bedingungen enthalten ). 

53 Tie bei der Polizeiobrigkeit angemeldeten (Sinwendungen privatredits 
Mer Aum find zur vichterlichen Entſcheidung zu verweilen, ohne daß von der Gr: 

ang Wir Ginwendungen bie weitere Verhandlung über die polizeiliche Geneh⸗ 
wigmg ia Anlage ($. 32.) abhängig gemacht wird. Andere Einwendungen ba: 

m hehe Bolizeiobrigkeit unter Zuziehung des Unternehmers zum Protokoll voll: 

Arien. Demnächit find die gejchleffenen Verhandlungen mit beigefügten 
die Regierung einzureichen. 

Die Regierung bat hierauf das Geſuch mit Rückſicht auf die beſtehen⸗ 
ben fmess, kan: und gefundheitspolizeilichen Anordnungen umd die Grheblichfeit ber 
X Rachtheile, Gefahren oder Beläftigungen gegründeten Einwendungen 
and nad) dem Befunde die Genehmigung entweder zu verſagen, ober un: 

I matheilen, oder endlich kei Ertheilung derſelben biejenigen Vorlehrungen 

vorzujchreiben, welche zur Abhuͤlfe geeignet find. 

: &8 Der von der Megierung abgefaßte Beſcheid iſt fowohl dem Unterneh: 
R, di den Wideriprechenden durch die Ortspolizeiobrigfeit zu eröffnen. Gegen 
feht der Mefurs an die Miniiterien offen; derfelbe muß binnen 
anillujivifhen Fri von gehn Tagen, vom Tage der Bröffnung bes 
an gerechnet, bei ver Bolizeiobrigfeit angemeldet werden. Die 
eötfertigung der Beſchwerde ift der Pelizeiobrigfeit binnen vier Wo⸗ 
a, son demjelben Tage an, einzureihen; nach fruchtloſem Ablauf diefer 
m tie Rerhanplungen ohne Weiteres zur Rekurs-Entſcheidung einzufenden. 
de Anmeldung des Mefurfes von Zeiten desjenigen, welcher der Anlage 
hat, wird die von der Megierung ertheilte Genehmigung bis zur Ent: 
Weiden Finiñerien ſuspendirt. 
U a bie Stelle der Polizeiobrigkeit des Ortes (FF. 29., 30., 31., 33.) 
kit ber fandraıh, wenn der Unternehmer felbit die PBolizeiobrigkeit ift oder bie 
je verwalten hat. 
' (0.6.1845. ©. 46.) 
gi Grläuterung diefer Beſtimmungen find ergangen: 
um $. 29. 
IE. ver K. Min. d. F. (v. Düedberg) u. des I. (Mathis) v. 9. März 
1847 an die 8. Reg. zu N. Die im $. 29. der Gew.⸗Ordn. vor- 
, Griebenen Öffentlichen Befanntmadyungen dürfen nicht in anderer 
‚art und Weiſe erlaffen werden, als der $. 29. vorfcpreibt. 


“x. Was das in ber Sache beobachtete Verfahren betrifft, fo it zu rügen, 
Eher tie Vorſchrift des 6. 29. der Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 hinaus, 
6 tie effentliche Bekanntmachung duch einmalige Einrüdung in das Amts- 
ut außerbem in der für andere polizeiliche Berorknungen am Orte vorge: 
benen Art erfolgen foll, im vorliegenden Falle die Befanntmahung noch in 
s Bätier, namentlih in die N. N.fchen Zeitungen und zwar dreimal in jebes 









Tas R. ter K. Min. des I. u. d. P. (m. Rochow) u. d. F. (v. Alvens⸗ 
kben) v. 31. Mai 1838 ſprach aus, taß in dergl. Konzeffionen flets tie Be: 
dingung ausgebrückt werben folle, daß ſolche duch Beſchluß ber oberiten Ber: 
walrmgebehörden zurüdgenommen werben fönne, wenn die Bedingungen, unter 
tenen fie ertheilt worden, nicht beobachtet worben. (9. XXII 424. — 2. 131.) 

Bergl. in dieſer Beziehung auch die 66. 71— 74. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 
1845 und bie Erlaͤut. bazu (f. unten im Mbfchn. 11.) 
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heblicher Nachtheil sc. für benfelben aus der Ausführung des Projektes 
erwarten ftehe, da bebarf es Feiner nähern Grörterung bes Einwandes. 

Berlin, den 16. Febr. 1847. 

Der Min. des Innern. Der Finanzminifter. 
v. Bodelſchingh. v. Düesberg. 

An die Königl. Regierung zu Arnsberg. 

(Min. Bi. d. i. 2. 1849. ©. 229. Nr. 329.) 

b) &. R. der 8. Win. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. 8. (v. D 
v. 9. Febr. 1847 an fämmtlihe K. Reg. u. das K. Pol.» P 
Berlin. Die Einwendungen gegen gewerbliche Anlagen mü 
den Widerfprechenden gehörig fubftantiirt werden. 

Das in den 88. 28. ff. der Allg. Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 be 
tung der im $. 27. benannten gewerblichen Anlagen vorgefchrichene Verfa 
wie die Erfahrung ehrt, dazu Veranlaffung gegeben, daß vielfah Wit 
erhoben worden, welche bei näherer Unterfuchung nicht bloß unhaltbar ſich 
haben, fundern von denen auch nad Lage der Verhandlungen nur ang 
werben kann, daß fie aus Neben: NRüdfichten erhoben worben find, um bie 
zung des Projekts zu hindern, ober doch wenigſtens hinauszufchieben. Gi 
Grfolg würbe der Abficht des Geſetzes durchaus nicht entiprechen, und es if 
erforderlich, demſelben entgegen zu wirfen. 

Mie ver Richter von den Parteien fordern kann, baß fie die von ihn 
brachten Ginwendungen gehörig fubftantüren und felde mit Beweismittel 
fügen, wenn darauf bei ber Entſcheidung Nüdfiht genommen werden fol 
bazu in gleiher Weiſe auch die Königl. Negierung in dem gedachten 9 
befugt. Sobald daher die nach dem erſten Nlinen bes $. 29. a. a. D. in 
Falle anzuftellende allgemeine Prüfung zu dem Mefultate geführt hat, 
Projekt nicht ohne Weiteres als unzuläffig erachtet werden fönne, und auf d 
nächſt zu erlafiende öffentliche Aufforderung Widerſpruch erhoben wird, m 
Miderfprechenden aufgefordert werden, ihre Ginwendungen gehörig zu fub 
und folde mit Beweismitteln zu unterflügen, mit deren Aufnahme hiernäd 
die behauptete Thatjache für erheblich erachtet werden muß, zu verfahren 
die hierdurch entftehenden unerlaßlihen Kuften dem unterliegenden Theile 
fallen ($. 35.), fo wird dieſe Rückſicht vorausfichtlich wefentlich dazu beitra 
der Erhebung unbegründeter Einwendungen abzuhalten und auf dieſe A 
Zwei des Geſetzes beſſer erreicht werden. 

Der K. Reg. bleibt überlaffen, hiernad die Polizei-Obrigkeiten mit % 
zu verfehen. (Din. BI. d. i. V. 1847 ©. 60. Nr. 86.) 1 

3) Zum $. 32. 

a) C. R. der K. Min. d. F. (Flottwell) u. des I. (v.Manteuffel) v. 
1846 an fümmtl. 8. Neg. Form und Inhalt der nad 6 
Gew.⸗Ordn. abzufaffenden Befcheide, und Verfahren bei A 
tigung und Aushändigung der Konfenfe zu gewerblichen 1 
Die K. Reg. wird hierdurch angewiejen, die von Ihr nach 8.32. der Gen 

v. 17. Jan. pr. abzufaffenden Befcheide in der Form von Refoluten zu exla 
folde mit den Gründen und ber Bemerkung, daß der Rekurs dagegen bin 
Tagen präflufiviicher Friſt vom Tage der PBublifation an, bei der Polizei: 
anzumelden fei, unter Beifügung des Königl. Eiegels ausfertigen zu Iaffen 

Die Ausfertigung und Aushändigung der Konfenfe zur Errichtung ba 
lichen Anlagen darf nicht eher erfolgen, Bis dag im $. 28. ff. a. a. O. ve 
bene Berfahren entweder dadurch, daß die Parteien bei dem Befcheibe ber 
fi beruhigt haben, oder Dadurch, daß in der Miniiterial:Injtanz leptlich e 
if, zu Ende geführt werben. (Din. Bl. d. i. V. 1846 ©. 94. Nr. 139, 

Mit Bezug bierauf ergingen: 

a) R. ver K. Dein. ded I. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (v. D 
v. 3. Sept. 1847 an die K. Reg. zu N. 

Es it nicht erfitlih, wie die K. Neg. in dem Ber. v. 19. Julie. q 
fertigung des von ihr bei Abfuffung des Nefoluts in der Angelegenheit W 
Anlage einer Kupfer-, Eijenblech: und Kaliber: MWalze feitens des Kaufe 
zu N. gewählten Form auf bie Girk.: Verf. v. 16. Mai 1846 (Min. Mi 
Mr. 139.) Bezug nehmen kann. In derjelben if angeoronet, daß die nad 
ber Gew.⸗Ordn. abzufafienten Befcheide in ber Form von Nefoluten erlaffd 

jollen. Rad jener Beſtimmung der Gew.⸗Ordn. ſoll aber in dem adj 


6} 
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heite tie Genehmigung nach den Umſtaͤnden verfagt, unbebingt ertheilt oder von 
: &rfüllung beionderer, vorzufchreibender Bedingungen abhängig gemacht werden. 
eanah ſoll durch das Refelut immer über bie (Srtheilung der Konzeſſion jelbit 
d nicht bles, wie im gedachten Falle gefchehen war, über die gegen bie Anfage 
madıen Ginwendungen entichieden werben. — Xegteres, und nicht, wie in Lem 
exitbte bemerkt ift, die vorgangige Ausfertigung und Publikation des Nefoluts an 
nm Irpenenten, ift in ter Verf. v. 6. Iuli ce. gerügt werden. 

Bern am Schlufſe der Cirk. Verf. v. 16. Mai a. pr. gejagt iſt, daß erft nach 
MRäntiz erörtertem Verfahren der Conſens zur Ausführung der gewerblichen An- 
ge — welcher im Weſentlichen nur eine Abfchrift des Teners der Nefolute ent: 
alien werde — audgefertigt und ausgehändigt werden foll, fo liegt dieſer Beſtim⸗ 
mans ter Zweck zum Grunde, daß ber Unternehmer, tem in erjter Inſtanz tie 
Renyiäen ertheilt worben, nicht cher mit: der Ausführung beginne, als bis definitiv 
Bier fein Geiuch, tie dagegen erhobenen Einwendungen und die zu flellenden Be: 

m entfchieden it. (Min. Bl. db. i. V. 1847 ©. 264. Nr. 315.) 
bAR.der K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (v. Düesberg) 
: a4 Sept. 1847 an die K. Reg. zu N. 
x. Tas in dieſer Drühlen:Angelegenheit beobachtete Berfahren giebt zu mehreren 

m Beranlafiung. Die Reſolute felbft ſollen nach der Birk. Verf. v. 16. Mai v. J. 
M1846 &.94. Nr. 139.) die Gruͤnde enthalten, aus welchen bie gegen Errichtung 
er Anlagen gemachten Ginwendungen für begründet erachtet und zuruͤckge— 
werben, und fellen dieſelben nicht bles im Transmiiferiale kurz angegeben jein, 
Die in ten Reſoluten unter Nr. 1. geftellte Bedingung kann nicht für ange: 
achtet werten, ta ed fih von felbit verſteht, Daß ter Unternehmer ben 
einen polizeilichen Vorfchriften nachkemmen muß, und bie Nefolute nach 8.32. 

„Crbn. nur Diejenigen befenderen Betingungen und Sinrichtungen vorfchrei: 
flen, welche bei Genehmigung der Anlage für erforderlich erachtet werden. 
lich find nah $. 33. a. a. D. die Mefolute ſowohl tem Unternehmer, als 

enten, ter Negel nach zu publiziven, und iſt denſelben hierbei tie erfor: 
Eröffnung wegen der Zuläffigfeit des Mekurfes gegen die ergangene Gnt: 
u machen; jedenfalls aber muß dafür Eorge getragen werden, daß der 
der Sublifation cter Infinuatien bes erſten Reſoluts aus den Aften mit Be: 
it zu erſehen fei, tamit in ter Rekursinſtanz Leurtheilt werden kann, ob bei 
tes Rekurſes die gejegliche Präflujivfriit inne gehalten fei. 

Hiemnach hat tie K. Meg. Finftig gu verfahren und den betr. Lantrath mit 

fa zu verſehen. (Min. Bl. d. i. V. 1847 5. 265. Wr. 316.) 

®. ver 8. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. 8. (v. Düesberg) 
ı 322. Oft. 1847 an die K. Reg. zu N. 

Oerch tie Cirk. Verf. v. 16. Mai v. 3. ift vorgefchrieben, in melcher Form bie 
Verjahren über die Errichtung gewerblicher Anlagen zu erlafenden Beſcheide 
werden ſollen. Diele Beſcheide müſſen beftimmen, ob, und event. unter 
Bebingungen die Errichtung einer gewerblichen Anlage zuläſſig Jel($. 32. 
Ordn.): es iſt deahnlb, Ta tie ſt. Meg. in ter Angelegenheit, wegen ber 
den Gaftwirth N. N. zu N. beabſichtigten Erbauung einer Windmühle, durch) 
Reolute nur die gegen tie Anlage erhobenen Einwendungen zurückgewieſen 
ehne zugleich die Konzeſſion zu derſelben zu ertheilen, dieſes Verfahren durch 
v. 25. Nug. db. 3. gemißbilligt werden. 
n am Schluß ter getachten Cirk. Verf. gejagt iſt: 
fie Ausfertigung und Auehändigung der Konſenſe zur Grrichtung der ges 
werblichen Anlagen darf nicht eber erfolgen, bis tag im $. 28. ff. der Gew.⸗ 
Ordn. vorgeichriebene Nerfahren enmwerer dadurch, taß die Parteien bei dem 
Beicheive der Megierungen fih beruhigt haben, ober dadurch, daß in ber, 
Minitterial: Juflanz letztlich entfchieden it, zu Ende gerührt worden, 
hierdurch nur vorgejehen werden ſollen, daß nicht vor rehtsfräftig entſchiedener 
mit Ertichtung der Anlage vergeichritten werde, dieſes vielmehr erſt nad) 
igung des Konfenfes hierzu, welcher im Weſentlichen nur eine Aufnahme 

ma Des ergangenen Meielurs enthalten wird, gejchehe. 

mgemäß bat die K. Reg. ferner zu verführen. 

m Bl. d. i. V. 18417 S. 294. Ne. 358.) 

‚der 8. Din. des I. (Mathis) u. d. F. (v. Bommer-Efche) v. 13. Oft. 

8547 an die 8. Reg. zu N., betr. die Faſſung des Tenors der nad) 
5 G. Verf. v. 16. Mai 1846 zu erlaffenden Refolute. 

3* 
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x. NRüdfihtlih der Faſſung Ihrer Enticheibung v. 5. Juni d. J., buch u 
dem N. die Erlaubniß zu der beabfichtigten Drühlenanlage nır in Ausſicht 
ſtellt it, wird der K. Reg. bemerklich gemacht, daß nad) $. 32. der Gew.⸗* 
v. 17. San. 1845 die Genehmigung entweder verfagt oder unbedingt erth 
ober endlich bei Griheilung der Genehmigung bie für nöthig erachteten Bedingi 
und Maßgaben vorgefchrieben werben ſollen. Demgemäß hat Diejelbe in fünf 
Fällen den Tenor der nah der Girf. Verf. v. 16. Mai v. J. (Min. DI. 1846 € 
Nr. 139.) zu treffenden Entſcheidung dahin zu faflen: 

daß den Brovofanten die @rlaubniß zur Errichtung der betr. Anlage (v 
zugleich durch Angabe ihrer Lage und Befchaffenheit oder durch Bezugn 
auf die zu den Akten gebrachte nähere Befchreibung genau bezeichnet 
den muß) zu verfagen oder zu ertheilen oder mit der bie not 
Vorkehrungen und Ginrichtungen bezeichnenden Maßgabe zu ertheifen fi 

(Min. BL. d. i. V. 1847 ©. 293. Nr. 357.) | 

b) R. ver 8. Min. d. %. (Flottwell) u. des I. (Jacobi) v. 4. Juli ! 
an die K. Meg. au N. Die Ertheilung der Konzefflon darf nicht 
Abfaffung des Reſoluts über die erhobenen Einwendungen erfo 
und ed muß diefelbe mit dem Reſolute Fonform fein. 

Die K. Reg. empfängt hierneben tie Anlagen des Ber. v. 7. v. M. mil 
Gröffnen zurüd, daß es bei den Inhalt des Grlafles v. 26. v. M. bewenben 
wonach bei den im $. 27. der allgem. Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. pr. bezei 
gewerblichen Anlagen zuerjt über die dagegen erhobenen Ginwendungen dur 
ſolut zu entfcheiden und nach enblicher Entſcheidung die Genehmigung oder 
zeffion zu ertheilen it. Die legtere bilder die eigentliche Urkunde für den 1 
nehmer über den Umfang feiner Befugniffe, nahen die Miderfprüche Dritter 
weggeräumt find. Sie muß mit den ergangenen Gntfcheidungen konform fein 
es fann nicht zugegeben werden, daß bei gehöriger Aufmerkſamkeit der Megie 
welcher die Ausfertigung obliegt, Mißverftändniffe entjtchen werden. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846 S. 114. Nr. 176.) 

c) MR. der K. Min. d. F. (v. Düedberg) u. des I. (Mathis) v. 15. 
1847, Faſſung des Befcheided der Negierung im alle der Gen 
gung der Anlage und Baffung der Konzefilon im Falle der Beftätl 
des Beſcheides durch das in der Rekurs⸗Inſtanz ergangene Reſol 
x. 30. Die Form des in der Sache ergangenen Reſoluts giebt Veranle 

ber 8. Reg. Folgendes zu eröffnen. Die allgem. Gewerbe-Ordn. v. 17. Jam. 
fehreist im $. 32. vor, daß die Megierungen die Genehmigung zu den in 
bezeichneten Anlagen durch ihren Beſcheid verfagen oder ertheilen follen und 
Leßteres unbedingt oder bedingt. Ihr Beicheit muß daher im Falle der Gm 
gung enthalten: 

a) die genaue Bezeichnung der gemachten oder zu machenden Anlage, emt 
durch Aufnahme der Beichreibung in den Kontert des Reſolüts oder durh 
zugnahme auf ein, biefe Befchreibung in unzweifelhafter und veifftändiger 1 
enthaltendes anderweites Dokument ; 

b) die unbebingte oder mit genau zu bezeichnenden Bedingungen verknüpfte 
nehmigung. 

Nur auf diefe Art wird zwifhen den Parteien durch das Rejolut ein fe 
ficheres Verhaͤltniß Fonftituirt. 

Wird demnächſt das Mefolut in der Nefursinitang unbedingt oder mit MM 
fationen beilätigt, fe muß die Konzeffion felbit niit den Beſtimmungen der 
Refolute übereinſtimmen. 

Die K. Reg. hat nad) diefen Andeutungen in Zukunft bei Abfafjung 
Reſolute zu verfahren. (Min. BI. d. i. V. 18417 ©. 62. Nr. 89.) 


4) Zum $. 33. Ä 

a) R. der 8. Min. d. F. (Flottwell) u. des I. (v. Manteuffef) v. 22.4 
1846 an den Pag. u. abjchriftl. an die K. Meg. zu Erfurt. Die: 
fur&befchiwerden gegen die Entfcheidungen der Regierungen über 
werbliche Anlagen jind den Miniflerien ſtets durch die Regieni 
gen zu überreichen. 


1) Das R. verfelben Min. v. 24.: Zuni 1847. (Min. Bl. d. i. 2l 
©. 211. Rr. 266.) enthält wörtlich gleichlautende Beitimmungen, 
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Der Mag. emrfängt hierneben bie in ber Mühlenbau:Angelegenheit des Rathe⸗ 
lerraͤbters N. daſelbit mit tem Ber. v. 25. v. M. vorgelegten Verhandlungen 
t tem Ereffnen zürück, daß tie Mekursbeichwerben gegen tie Gntiheidungen der 

Megterungen tiber Anträge wegen Errichtung der im F. 27. der Gewerbe⸗Ordn. 

17. Ian. pr. bezeichneten Anlagen ſtets durch tie betr. K. Mey. einzureichen find, 

enach tcwebl in dem vorliegenden, ats in anderen Fallen zu verfahren iſt. 

(Bin. BL d. i. DB. 1846 ©. IM. Nr. 177.) 

b) E.R. ver K. Min. d. 3. (Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel) v. 6. Juli 
185416 an ſämmtl. K. Reg. Bei Einfendung der Nefurd-Gejuche an die 
Minijterien ſind jletß Die vorangegangenen Verhandlungen miteinzureichen. 
Ges iz wieterhoft ber all vergekemmen, daß bei Finlegung des Rekurſes gegen 

wen ten K. Rey. auf Grund des 8. 32. ter allgem Gewerbe-Ordn. ergangenen 

uſchtidungen nicht tie vellitäntigen, und namentlich diejenigen Berbandlungen 
ft eingereicht weerben, welche ter eriten Entſcheidung verangegungen find. Nun 

f es aber in ber Natur ter Sache und it auch im 6. 33. 1. e. ausgeſprochen, 
ten Diin.. um eine Elare Ueberſicht über das beobuchtere Berfahren, fo wie über 

4 Sch: und Nechtsverhältniß zu gewinnen, Die aufgenenmenen Verhandlungen 

uentbehrlich find. 

Lie &. Reg. wird daher aufgeferbert, in allen allen, welde nach den Bor: 
hiften ter Gewerbe: Oro. zu unjerer Entſcheidung in der Nefursinitang vorgelegt 
aten, die gedachten Verhandlungen mit einznreichen. 

Min. BI. d. i. V. 1846 S. 113. Wr. 174.) 


Piertes Stüch 


erſchtiften, welde tie materielle Prüfung der Konzeſſions-Ge⸗ 
ſuche (in ten Füllen des $. 27. Der Gewerbe-Ordn.,) betreffen. 


Die Grundfäge, von welchen bei der materiellen Prüfung ber 
Iaträge auf Konzefflonen zu gewerblichen Anlagen (der im $. 27. der Ge⸗ 
abe⸗Ordn. aufgeführten Kathegorien) auszugehen ift, find im $. 32. der 
ererbe. Ordnung !) aufgeftelt.e. Die Negierungen ſollen danach prüfen: 
a)von Amtswegen, ob die Anlage mir Rückſicht auf Die beſtehenden 

fener=, bau und gejundheitd polizeilichen Vorſchriften 

ſtauhaft ijt, und 

b)in Berreff der etwa erhobenen Ginwendungen, 0b die angeb» 
hen Nachtheile, Gefahren und Beläftigungen von Erbeblichfeit find. 
Die Lejugniß der Negierungen zur Genebmigung cder Ablehnung 
8 Antraget, jowie zur bedingten Genehmigung, iſt zwar völlig dis— 
etionaͤr; es findet indeß gegen die (mit den Gründen zu publizirende) 
eitang Der Megierung (nadı $. 33. a. a. DO.) der Rekurs an die 
ifterien flat. Daß der Rechtsweg über Veriagung der Genehmi⸗ 
ausgeſchloſſen ift, ergiebt ji aus dem 8. 25. a. a. D.°. Nur 
in alle tritt Die richterliche Gnifcyeidung ein, menn Ginwendungen 
atrecbtlicher Natur angemeldet werden, über welche alstann Die 
lerungen gar nicht zu kognosciren, vielmehr ſolche zum Austrag vor 
ju verreeifen, von der Erledigung derſelben indeß das polizeiliche 
* en nicht weiter abhängig zu machen haben (N. 31. a. a. O.) 9). 

au: 
D RR. der K. Min. d. F. (Flottwell) u. des 3. (v.Manteuffel) v. 23. April 
an Die R. Meg. zu Oppeln. Die Konypetenz der Regierungen bei 
ng ter Einmendungen darf fich nicht Darauf erftreden, vb die beab- 
we Anlage einen pekuniären Nachtheil für dritte Perſonen herbei: 
kann. 

Vie K. Meg. erhält in der abtchriftlichen Anlage (a.) den heute an bie Bevoll⸗ 
tigen zer bravereiberechtigten Hausbeſitzer zu N, erlaſſenen Beſcheid, die polizei: 
Genehmigung zu gewiffen gewerblichen Anlagen ꝛc. betreffend, zur Nachricht. 
— — — — 


I) Vergl. oben ©. 31. 
2) Bergl. Bo. I. S. 109. 
%) Bergl. oben ©. 31. 
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Anl. a. 

Der Zweck des im 6. 28. ff. der Allg. Gewerbe :Drbn. v. 17. J 
gefchriebenen Verfahrens bei Grrihtung der im $. 27. 1. c. behannten 
Anlagen, unter benen aud die Bierbrauereien aufgeführt find, befteht 
deutlichen Inhalt des 8.26. Nr. 1. lediglich darin, vor der Ausführung 
feitzuftellen, ob derſelben allgemeine oder fyezielle polizeiliche Bebent 
fiehen. Deshalb joll fih nad) F 32. 1.c. die Konıpetenz der Mey. darauf 

den Antrag mit Ruͤckſicht auf die beſtehenden feuer:, bau: und gef 

eilihen Anorbnungen und die Grheblichkeit der auf angebliche Na 

Fahren und Beläftigungen gegründeten Ginwendungen zu prüfen, u 

Befunde die Genehmigung entweder zu verfagen, oder unbedingt 

oder endlich bei Griheilung berjelben diejenigen Vorfehrungen und 

en vorzujchreiben, welche zur Abhilfe geeignet find. 

Die Rüdfiht auf etwaige pefuniäre Nachtheile, welche der Funftige ! 
gewerbliche Anlage für dritte Perſonen möglicher Weiſe herbeiführen I 
hiernach, für fi allein betrachtet, und ohne daß Die Urjache davon ii 
zeilihen Nüdfichten Tüge, niemals ein ducchgreifendes Moment abgı 
Errichtung gewerblicher Anlagen zu unterfagen, oder auch nur zu beſch 
aus diefem Grunde Hat daher au auf ihren Einwand in der Angeleg 
die Anlage einer Branerei feitens des Kreiſchmer N. in N., 

daß die Ausführung des Unternehmens das Ihnen zuftehende Kru 

weſentlich verlegen würde, 
wie der Ahnen inzwifchen publizierte Rekursbeſcheid v. 26. Febr. c. e 
Nidfiht genommen werden föonnen, und aus gleihem Grunde haben € 
Beſchwerde gegen den Beicheid der K. Reg. zu Oppeln v. 17. Suni v. 
Errichtung einer Brauerei feitens des Kretichmers N. zu N., durch das 
heutigen Tage zurückgewiefen werden müſſen. ıc. 

Die Nüdiiht, daß die vorſtehend geſchilderten Berhältniffe eine 
Mückwirkung auf Ihren Gewerbebetrieb hervorbringen möchten, kann 
lofjung abgeben, zu Ihren Gunften von dem beftehenden Geſetze abzu' 
wenn nad diefem bie Verfolgung ber dem Krugverlagsberechtigten gege 
tigen zuftehenden Gerechtſame vor den Nichter gehört, fo kann Ihn 
überlaffen werben, tiefen Weg gegen diefelben einzufchlagen. 

Berlin, den 23. Avril 1846. 


Der yinanzminifter. Für den Miniiter des Innern. Sm 
Flottwell. v. Manteuffel. 
An 


die Bevollmächtigten der brauereiberechtigten Hausbeſitzer zu N. 

(B. Din. Bl. 1846 ©. 94. Nr. 140.) 

2) Was inäbejondere die bei der Prüfung Seitens ber { 
zu berüdfichtigenden beftehenden feuer-, bau=- und gejundh 
zeilichen Anordnungen betrifft, fo find die diesfälligen Vorjchr: 
betr. Theilen dieſes Werkes (Polizeiweſen, Baus Polizei und Mediz 
gegeben worden, morauf bier im Allgemeinen verwiefen wird. 

Vergl. in diefer Beziehung namentlid) : 

a) bie NVorfchriften, weldye in feuerpolizeilicher Hinficht zı 
find, in der Bau-Polizei (Th. VI. Bo. 4. Abth. I. t 
©. 410--501.); desgl. im Polizeimefen (Th. VI. Bd. 
—312., u. S. 798—803., deßgl. Supplement:B®vd. S. 142 

b) die Vorfchriften, weldye in gefundheit8=polizeilicher 
beobachten find, im Medizinalweſen (Tl. VI. Bd. 3. | 
und zwar Abth. II. S. 97—107.) 


Sünftes Stũck. 
Bon den Koften des Verfahrens. 


Der $. 35. der Gew.Ordn. verordnet darüber Folgendes: 
Die baaren Auslagen, welche dur die Bekanntmachung und das 
fahren entftehen, fallen dem Unternehmer, diejenigen Koften aber, welt 
begründete Einwendungen erwachfen, dem Wiberfprechenden zur Laſt. 
rungen und Minijterien haben ın den Beſcheiden über die Zuläffigfe 
Anlage zugleih die Bertheilung der Koften feflzufegen. (G. ©. 1845 
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Sechstes Stich. 


en der Birfung der ertheilten Konzejfion unb von der Nothwens 
digkeit iher Grneuerung bei Beränderungen der Betriebefätte, 


1) Der 6.36. der Gew.⸗Ordn. enthält hierüber folgende Beftimmungen: 
Die yolizeiliche Genehmigung zu einer im $. 27. bezeichneten Anlage bleibt fo 
in Kraft, als feine Veränderung in ber Lage oder Beichaffenheit der Betriebes 
ae vorgenemmen wird, und bedarf unter biefer Vorausiegung auch dann, wenn 
die Umlage auf einen neuen Grwerber übergeht, einer Erneuerung nit. Ge: 
bald aber cine Veraͤnderung der Betriebsſtaͤtte vorgenommen werben joll, muß bie 
ber Regierung von neuem nachgeſucht werden. (©. S. 1845 ©. 48.) 

Zer Erläuterung dieſer Vorfchriften find ergangen: 

a). K. Min. des J., Abth. II. (0. Manteuffel) v. 21. Juni 1845 
an die Bol, Behörde zu N. Die Erneuerung der polizeilichen Geneh⸗ 
wgung zu gewerblichen Anlagen ijt niemald von dem Wechſel in der 
Deren des Eigenthämerd abhängig, und es muß dieſer Grundſatz auch 
auf ale bereits vor dem Erfcheinen der allgem. Gewerbe⸗Ordn. mit poli⸗ 

et Genehmigung errichteten Anlagen zur Anwendung gebracht werben. 
in dem Ber. der Polizeibehörde zu N. v. 4. d. M. tiber die Beſchwerde 
be —ã— res N. entwidelten, auch in dem Befcheide v. 25. April d. J. aus: 
ndtaße, 
ade dor dem Erſcheinen der Gewerbe: Oxtn. v. 17. San. d. J. ſchon bes 
Mazdenen gewerblichen Anlagen, welche nach biejem Geſetze eine befontere po⸗ 
he Genehmigung erfordern, als neue Anlagen zu behandeln feien, fos 
bah fe indie Hände eines neuen Grwerbers übergehen, 
wu, eu mit den betehenden Hechtegrundiägen und ven Beſtimmungen der Gewerbes 
Ditanmg fh im Miderfpruche ſtehend, die Billigung des Miniſterii verfagt werden. 


; Mitt Kommen wird, und unter dieſer Vorausſetzung einer Erneuerung auch dann 
‚ ME bebärlı, wenn. die Anlage auf einen nenen Erwerber übergeht. 

am aber auch feinem Zweifsl unterliegen, daß tiefe Beſtimmung auf alle 

I telgeilicher Genehmigung errichteten Anlagen zur Anwendung gebracht 

mu, }2 es ımerheblich iſt, unter weichen Formen tie pelizeiliche Genehmt: 

$ früher arbeilt worden, umd es genügt, daß die Geſtattung überhaupt erfolgt 

o Wem alstanıı der Eigenthümer folder früher errichteren Anlage auch die für 

garkigen Beitimmungen der Gewerbe:Ordn. zum Ecupe feines Gigenthums für 

M Rnfpmd nehmen fan, ebenfo wie er fich ben jeine Berechtigung einſchraͤn⸗ 

Serfäriften unterwerfen muß. (Din. BL. d. i. V. 1845 ©. 181. Nr. 204.) 


MER d. K. Din. d. F. (v. Düesberg) u. d. I. (v. Manteuffel) v. 28. 

Eept. 1846 an fämmtl. K. Reg. u. an das Bol. Präfiv. in Berlin. 

. Orundfäpe für das Verfahren bei Wiederberftellung und Ver— 

änderung gemerblicher Anlagen. 

Ja Beziehung auf die in dem Berichte der K. Meg. v. 11. Juli v. I. wegen 

g ber 65. 28. und 36. der allgem. Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. v. J. ge: 
Aniragen, wird der K. Reg. Folgendes eröffnet. 

Bern es fi um die Mieberheritellung einer der im $. 27. ber Gewerbe⸗Ordn. 

behien gewerblichen Anlagen handelt, fo it nach $. 36. au unterfcheiden, ob eine 

eung in der Lage oder Beſchaffenheit der Berriebsflätte vorgenommen werben 

l. cder nicht. Eoll eine ſolche Veränderung nicht vergenommen werben, fo iſt 

bie Tanve@polizeilihe Genehmigung zur Wiederheritellung ter Anlage, und bas 

ta 66. 28. ff. a. a. O. vorgeſchriebene Merfahren nicht nothwendig, indem bie 

aleitung deſſelben baven, ob die landespolizeiliche Genehmigung nachgeſucht werben 

ij oder nicht, abhängig bleibt. Die Wieberheritellung der Betriebsſtaͤtte einer nach) 

K&emtjagen ber frühen Gefeßgebung oder der Gewerbe-Ordn. ausdrücklich oder 

igend genehmigten gewerblichen Anlage kann an fi für eine neme Anlage 

K eachtet werben, ba bie Betriebsftätte allein die Anlage nicht bildet, dieſe viel- 
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mehr auch durch manche andere, oft fehr weientlihe Einrichtungen und Verhältn 
bebingt wird. Es iſt deshalb auch in den 6$. 26. u. 28. der Gewerbe⸗Ordn. n 
zur Errichtung der Betriebsſtätte, jondern zur Errichtung ber ganzen gewerblic 
Anlage die Genehmigung der Reg. erfordert. Tiefe Genehmigung bleibt aber 
lange in Kraft, als die Betriebsitätte unverändert beibehalten, oder wenn ſie ebe 
wieberhergeftellt wird, wie jie gemweien ii. Daß dem 6. 36. a. a. DO. eine am 
Auslegung nicht zu geben, folgt ſchon daraus, daß der Befitzer der Anlage fonk 
der geringiten, wenn auch nur zeitweilen Abänderung ber Betriebsſtätte, alfo a 
bei einer Reparatur, die landeanolizeilihe Genehmigung, welche nur nad Beobt 
tung des im 6. 29. ff. a. a. O. vorgefchriebenen Verfahrens ertheilt werben d 
einzuholen haben, und daher in jedem jolchen Kalle Gefahr laufen würbe, bie 1 
lage ganz aufgeben zu müflen. Der Befiger der Anlage wird daher nur dann, w 
er die bisherige Lage und Beichaffenheit ter Betriebsſtätte, nicht um ben bisherk 
Zuftand beizubehalten, fondern um einen andern herbeizuführen, verändert der land 
polizeilihen Genehmigung bedürfen. Für eine Abänderung Liefer Art ift es q 
nit zu achten, wenn bei der Wiederherſtellung der Anlage ſolche Veränderum 
eintreten, welche von ber betr. Behörde aus polizeilichen Rückſichten für nothwen 
oder angemeſſen erachtet werben, indem bieje theils nicht von dem Willen des ! 
figers, fondern nur von den Anordnungen der Bolizeibehörde abhängen, theils 
zweifelhaft eine Verbeilerung des bisherigen Zuſtandes im öffentlichen Intereffe 
zweden. Da jedoch bei der Wiederherjiellung gewerblicher Anlagen die Beurthei 
darüber, ob eine Veränderung der Betrichsitätte eintritt oder nicht, oft ſchwierig 
fo Scheint e8 angemeflen, daß die K. Meg. Sich der diesjülligen Prüfung nnteez 
und, auch wenn fich ergiebt, daß Feine Veränderung ftattfindet, die Genehmigung 
theile. Dies if fchon um deswillen nothwendig, weil es im landespolizeilichen 
terefie Tiegen fann, die Miederheriiellung der Anlage zu verhindern, und bem 
berfelben nach $$. 69. u. 70. ver Gewerbe: Crtn. eine Entfhärigung zu gewiß 
bies zu beurtheilen, aber der Ortspolizeibehörde nicht zuſteht. 

Die 8. Reg. hat daher nach folgenden Grundſätzen zu verfahren: 

1) Wenn bei der Miederherjtellung einer gewerblichen Anlage eine Veraͤndes 
in ber Zuge und Beichaffenheit ver Betriebeſtätte vorgenommen werden foll,'f 
darf es dazu ter Iandespolizeilihen Genehmigung, die Ertheilung derfelben 
aber von dem Ausfalle des im $. 29. ff. a. a. O. vergejchriebenen Verfaheemf‘ 
hangig, welches in diefem Kalle ftets eintreten muß. 

2) Für eine Veränderung der Betriebsflätte iſt es jedoch nicht zu adhleg, 
ber Defiper ber Anlage folhe Abäanderungen bewirkt, welche aus polizeiliche 
fihten für angemeflen cder nothwendig erachtet worden. 4 

3) Zur Wiederherſtellung einer gewerblichen Anlage, bei welcher eine MM 
rung der Lage oder Beichaffenheit der Berriebsitätte nicht eintritt, bedarf es Di 
bespolizeilihen Genehmigung, mithin aud) des im $. 29. ff. vorgejchriebenm; 
fahrens nicht, der Bau darf jedoch auch in diefem Kalle nicht che die von Wi 
Reg. zu ertheilende polizeiliche Bauerlaubniß ausgeführt werben. ” 

Die K.Neg. wird veranlaßt, hiernach nicht allein ſelbſt in Zufunft zu wof 
fondern auch die betr. Unterbehörben mit der erforderlichen Anweifung zu ve 

(Min. BI. d. i. V. 1846. ©. 211. Wr. 300.) 

Dazu: | 

R. ver K. Min. d. F. (v. Düeöberg) u. d. I. (Mathis) v. 1. 
1847. Diefelben Brundfäge find audy in den Fällen miaaßgebend, wei 
wendungen gegen die Anlage von Seiten der Nachbarn nicht zu ermartei 

Der K. Meg. eröffnen wir auf bie Anfrage v. 9. v. M., daB Die Beil 
der Vorſchrift des $ 36 der allgem. Gewerbe-⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845., wong 
den im $. 27. dafelbit genannten gewerblichen Anlagen, behufs der Vornahme 
Veränderung der Betricbsftätte, die Genehmigung der Regierung einzuholen 
dem Ende die beabfichtigte Veränderung offentlih befannt zu mahen ik, ai 
folgen Fällen, in welden Ginwendungen gegen die Anlage von Seiten der R 
nicht zu erwarten find, nicht erlaflen werben Tann, tap es vielmehr im bief 
hung überall bei den in der Verfügung v. 28. Sept. v. I. (Min. Bl. d. i. J 
S. 211. ff.) aufgeſtellten Grundſätzen ſein Bewenden behalten muß. 

(Min. Bl. d. i. V. 1817. S. 62. Nr. 90.) 

e) R. des K. Min. für H., ©. u. öffentl. Arbeiten Abth. IV. (© 

reich) v. 7. Febr. 1849. an das K. Polizei⸗Präſ. in Berlin. Di 

neuerung des Konzeffionge Berfahrens if erforderlich, 
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lihe Umänderung eined mit einer Dampfmafchine verbun⸗ 
merbebetriebe8 eriolgen fol. 

ler. v. 12. v. M., die Mühlenanlage der Fabrifanten N. beir., wirb 
 PBräftd. erwiebert, daß bei der Nachſuchung der Genehmigung zur 
mpimajchinen flets auch ber Bemwerbebetrieb, mit dem fie verbimden 
n Betracht fommt und gerade hiervon oft die Zulüjfigfeit der Dampf: 
ge abhängig ill. Es entſpricht daher offenbar ber Abficht des Ge⸗ 
ı bie gänzlibe Umänterung tes mit einer Dampfmaſchine verbunde: 
tattfinden fell, hierzu bie (Srneuerung des in 6. 29. ff. der Gewerbes: 
iebenen Konzeifiens: Verfahrens erfurderlih if. Dies folgt aber auch 
Klichen Worten des Geſetzes, indem mit einer ſolchen gaͤnzlichen Ums 
Jewerbes, wie im vorliegenden Falle, auch eine Veränderung der Be: 
unden til. 

bin auch im vorliegenden alle, mit Rüdfiht auf den 6. 36. ber 
e⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845, eine öffentliche Bekanntmachung aller: 
ch geweſen und daher die Ginziehung der durch diejelbe entſtandenen 
ı &rtrabenten völlig gerechtfertigt. 

d. i. 3. 1946 ©. 49. Nr. 76.) 

das Erldfchen der Konzeſſton im Falle des Nichtbeginns 
ſtellung des Betriebe des Gewerbe, vergl. FF. 66. 67. und 
rbe-Drdn.; desgl. über die Befugniß der Behörde zur Unter⸗ 
Borsfegung der Benutzung der Anlage, vergl. $6. 69. 
D., und über die Berechtigung der Verwaltungsbehörden zur 
ne der Konzeffion, vergl. 86. 71—74. a. a. ©. 

im Abſchn. 11.) 


Sicbentes Stüch. 
orfhriften für einige Gattungen gewerblicher Anlagen. 
l. 
fmafchinen, Dampffefjeln und Danpfentwidlern. 


1. der Gewerbe⸗Ordn. beitimmt in Betreff der erwähnten, be⸗ 
J. a. a. O. mit aufgezählten, gewerblichen Anlagen: 
imajchinen, Dampfkeſſeln und Dampfentwidiern find außer ben Be: 
$$. 27. bis 36. auch die dafiir ergangenen bejonderen VBorfchriften 
abe anzumenben, daB die pelizeilihe Genehmigung ber Anlage nun⸗ 
5, überall der Regierung zuiteht. (©. S. 1845 ©. 48.) 


m 6. 37. der Gewerbe-Ordn. in Bezug genommenen befon- 
riften, welche in Bezug auf Dampfimafchinen, Dampf» 
'ampfentwidler, aufer den allgemeinen Bellinmungen 
6. a. a. O.'), mit der Maaßgabe zur Anwendung kommen, 
lihe Senehmigung ber Anlage jtet8 von der Regierung zu 
Ind folgende: ”*) 

.v. 1. Ian. 1831. betr. die Anlage und den Gebrauch der 
en. 

hefahren, welche von dem in neuerer Zeit immer allgemeiner werben: 
der Dampfmaſchinen zu befergen find, möglichſt verzubeugen, vers 
den Vorſchlägen des Staatsmin., hierdurch Folgendes: 

ifſtellung ven Dampfmafchinen zum Gebrauche, darf nah Bekannt⸗ 
‚ärtiger Beftimmungen nicht ohne bejondere polizeil. Erlaubniß gejchehen. 
frlaubniß iſt zeitig vor der beubfichtigten Aufftellung unter genauer, 
erlihen Zeichnungen begleiteter Befchreibung des Orts der Anlage, 
mfanges, und des Zweckes ber Majchine, des Materials und der 
ſels xc. ıc.. und zwar in den Städten bei der betr. Orts-Polizeibe⸗ 
platten Lande aber bei dem Kreis s Landrathe nachzuſuchen. 





ce der Gnißehung Biefer Gefegeb 1. bie Hiforifg 
er Entſtehung tiefer Geſetzgebung vergl. bie hiſtoriſchen 
en in Thl. VI. Bo, 4. des Werkes (Baus Bolizei), ©. 435. fi. 
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3) Im Kalle ber polizeil. Zuläffigfeit Hat diefe Behörde vor Ertheilung 
Genehmigung das Vorhaben, um etwanige privatrechtliche Ginwendungen ba 
zu vernehmen, öffentlidy befannt zu machen, und 

4) nad erfolgter Anfitellung genau zu unterfuchen, ob die Ausführung bi 
flinımungen, der dazu ertheilten Erlaubniß entjpricht. 

5) Bor dem Empfange der hierüber auszufertigehden Beſcheinigung, da 
aufgeſtellte Dampfmafchine nicht in Gebrauch gejeßt werben. 

6) Wer entweder ohne Erlaubniß ber betr. PBolizeibehörde eine Dampfms 
um Gebrauche aufftellt, oder bei der genehmigten Aufitellung von den ihm 
Üriebenen Bedingungen abweicht, oder endlich die Machine vor Empfang be 
ſcheinigung über bie vorjchriftsmäßige Aufitellung in Gebrauch fept, iſt mit 
Bolizei: Eirafe von zehn bis funfzig Thalern zu belegen. 

7) Mit diefer Strafe ift die gänzliche Abtragung der ohne Grlaubniß ı 
ftellten, oder in Gebrauch gejeßten Dampfmaſchine in dem Falle zu verbinden, 
biefelbe an einem nicht geeigneten Orte aufgeftellt, ober ihre Ginrichtung Beſe 
erregen, fehlerhaft und nicht zu verbeilern iſt. 

8) Die vorftehend zu 6. augeorbnete Strafe trifft außer dem Unternehmer 
den Werfmeiiter, welcher bie Aufitellung der Dampfmafchine, ohne die dazu 
berliche polizeil. Erlaubniß, oder nicht nach den PVorfchriften der legtern aus 

Diefe Beltimmungen find dur die G. S. befannt zu machen; glei 
aber auch dafür zu forgen, daß die Behörben, zur Wahrnehmung des tedhnifd 
zeilihen Intereſſes in jedem einzelnen Falle, mit einer allgemeinen, belchrenbei 
weifung ') verfehen werden, und baß durch Zögerungen bei Ertheilung der Ge 
nißfcheine und bei ben erforberlichen Reviſionen das gewerbliche Intereffe nit 
(8. ©. 1831 ©. 243.) i 

Dazu: 

C. R. der 8. Min. des I. für H. u. ©. Ang. u. des J. u db. 
24. Frebr. 1832, betr. die Anwenpbarfeit der 8. O. v. 1. San. 1888 
Dampfmafchinen, welche unter unmittelbarer Aufficht Königl. Behoͤrde: 
trieben werden. (A. XVI. 175., f. bei der Baupolizei, S. 448.) 

2) K. O. v. 27. Sept. 1837, betr. die Anwendung der Vorſfch 
der K. O. v. 1. Ian. 1831 auf die Anlagen und den Gebrauch von Da 
feffeln zu anderen Zweden, ald zum Mafchinenbetriebe *). 

Nah dem Antrage des Staatemin. beftimme Ich hierdurch, daß bie 
ten Meiner O. v. 1. Jan. 1831, die Anlage und den Gebraud von Dash 
nen beir., auch auf die Anlage und den Gebrauch von Daupfkeſſeln zu ui 
Zwecken, als zum Mafchinenbetriebe Anwendung finden follen. Das Stantewil 
diefen Erlaß duch die &, ©. befannt zu maden. (©. ©. 1837 ©. 146}: 

3) Negulativ v. 6. Sept. 1848, betr. die Anlage von Damp 

Unter Aufhebung der, zur Vollziehung der Allerh. K. O. v. 1. 3uu.l 
„Anlage und den Gebrauch der Dampfmajchinen betr., ergangenen Inftr. v. 21. Mat 


















1) Diefe Anweifung wurbe mittel Infte. der K. Min. des 3. für & 
Ang. u. der F. u. d. P. v. 13. Okt. 1831 ertheilt, an beren © 
nähft das anderweitige Regul. der K. Min. des J. u. d. P. w 
v. 6. Mai 1838 (G. S. 1338. S. 262.) trat, welches wiederum 
hoben worden it durch das zur Zeit gültige Regul. v. 6. Sep, 
(f. unten). — Bergl. das ältere Regul. nebſt deſſen Ergänz. und 
in Thl. VL. Bd. 4. des Werkes (Baus Polizei), S. 437. ff. 

2) Bergl. aud das C. R. des K. M. des J. u. d. P. u. d. Verw. fir H. 
v.17. Juli 1835. (A. XIX. 240,, f. bei der BausPolizet, S. 448. 

Die. der K. Min. des J. u. d. P. u. d. F. v. 24. Sept. 1830 u. 1% 
1838 (9. XIV. 603. u. XXI. 753.) machten darauf aufmerffam, 
für die Rheinprovinz bisher zur Anwendung gebrachten Vorfchriie 
Dekrets v. 15. Oft. 1810 bei der Anlage von DampfteffelsC&ä 
den nicht weiter zu berückſichtigen feien, fondern daß dabei nur nach IM 
fimmungen der K. O. v. 1. Ian. 183] (u. deren Erganz.) zu verfaitt 

3) Bergl. die Inſtr. v. 21. Mai 1835 (©. ©. 1835 ©. 95.) in M 
Do. 4. des Werkes (Bart: Polizei), S. 448. fi. Durch die nunmehr « 
ſprochene Aufhebung biefer Inftr. ift auch das R. der K. Min. d. 
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b res Regulativs v. 6, Mai 1838.) (G. S. 1838. S. 262.) wird, mit Bes 
j anf bie Allerh. 8. O. v. 1. Jan. 1831 und v. 27. Sept. 1837 (G. ©. 1831 
243. 1837 S. 146.) und auf die S%. 27. und 37. der allgem. Gewerbe: Orpn. 
17. Jan. 1815 (©. ©. 1845 ©. 46. u. 48.), fir die Anlage von Dampf 
kin, es mögen folche zum Maſchinenbetrieb oder zu andern Zweden dienen, das 
üfelgente andermeite Regulativ erlaſſen. 


6.1. Tem Antrage auf Grtheilung der Genehmigung zur Anlage eines Dampf⸗ 
ſſels ſallgem. Gewerbeordn. 6. 28.) find nachitehend genannte, zur Erläuterung ers 
Werlige Zeichnungen und Befchreibungen in beypelter Ausfertigung beizufügen °). 

L wenn bie Anlegung eines feſtſtehenden Dampfkeſſels beabfichtigt wird: 

1) am Situationsplan, weldyer die zunächſt an den Urt der Aufitellung foßenden 
IGnmrtüde umfaßt, und in einem die hinreichende Deutlichkeit gewährenden 

 Marblabe aufgetragen ift; 

D) der Bauriß, wie er von dem Grbatter wegen Angabe der erforderlichen Räume 
getiefert wird, aus welchem fi der Standpunkt der Mafchine und des Keflels, 
ver Elantpunft und die Höhe des Schernfteins und die Lage der Feuer: und 

= Wourökeen gegen die benachbarten Grunditücte deutlich ergeben muß; hierzu 

‚ la tm Umflänten nad ein einfacher Grundriß und eine Kängenanflcht oder 

E VDrrchſchnitt genügen; 

3 3) eine Zeichnung des Keſſeis in einfachen Linien, aus welcher die Größe ber vom 

k; Bene berührten Flache zu berechnen und die Höhe des Wafleritandes über den 

. _ Genzgügen zu erjehen ift; 

* 4) die Beihreibung, in welcher die Dimenfionen des Keſſels, die Stärfe und Be: 

- Shafienheit des Materials, tie Art der Zuſammenſetzung, die Dimenflon der 

Seatile und deren Belaſtung fowie die Einrichtung der Speifevorrichtung und 

der geucrung genau angegeben find. 

Die fhriftliche Angabe über die Kraft der Dampfmaſchine, ob fle eine Hoch⸗ 
Ind: oder Kondenfatiensmafchine fei, und welche Arbeit fie betreiben ſoll, ge: 

hiernach, ohne weiteres Gingehen in ihre Konſtruktion duch Zeichnungen. 

Tr Beibringung von Nivellementsplänen bedarf es nur dann, wenn die 

um Zweck der Wahrnehmung allgemeiner polizeilicher Nüdfichten, 3. B. 
wegen des Abfluſſes bes Fondenjirten Waſſers, der Anlage von Waflerbehältern, 

Gikemen u. ſ. w. von der Negierung verlangt wird. 


I. Sam die Anlegung eines Schiffspampffefiels ober eines Lokomotivkeſſels 













[ee 


mul 


F * 


nd: 
3 eaedeihnung und Befchreibung, wie vorſtehend unter Mr. 3, und 4. angegeben. 
. . Bea den eingereichten Zeichnungen und Befchreibungen wird, nach Erthei⸗ 
Img der Genehmigung zur Anlage, ein Gremplar dem Antragiteller zu feiner 
im beglaubigt zurücgegeben, das andere aber bei der Polizeiobrigfeit 


8 2. Die Prüfung der Zuläffigfeit der Anlage erfolgt nach Maaßgabe ter 
mungen in ten 66. 29—32. der allgem. Gewerbeordn. v. 17. Jan. 1845. 
endere find, im allgemeinen polizeilichen Intereffe, nachfolgende Vorfchriften 
beachten, deren genaue Befolgung vor Grtheilung der Genehmigung zur Benugung 
Dampfteftels (Allerh. K. DO. v. 1. Ian. 1831 Nr. 4. und 5.) durch einen ſach⸗ 
igen Beamten zu befcheinigen if. 

$ 3. Unterhalb folder Räume, in welchen fih Menſchen aufzuhalten pflegen, 
Dampfkeſſel, deren vom euer berührte Fläche mehr als fünfzig Quadratfuß 
‚nicht aufgeftellt werben. 

erhalb felcher Räume, in welchen fih Menfchen aufzuhalten pflegen, dürfen 
upifeel von mehr als fünfzig Quadratfuß fenerberührter Yläche nur in dem 
e aufgeftellt werben, wenn dieſe Räume (Arbeitsfäle oder Werkitellen) fich in ein- 





d. 3. v. 31. Mai 1846 (Min. BI. 1846 ©. 108. Nr. 166.) befeitiget, 
welches die fortdauernde GültigEfeit derfelben ausſprach. 

h Bergl. das Regul. vom 6 Mai 1838 rebſt deſſen Ergäanz. u. Grläut. in 
Thl. VI. Bd. 4. des Werkes (Baus Bolizei), S. 437. ff. 

) Durch die im $. 1. dieſes Megul. enthaltenen Beſtimmungen find die Vor⸗ 
ſchriften bes Publik. ver K. Reg. zu Frankfurt v. 24. Juni 1847 (Min. Bl. 
1847 ©. 167. Nr. 216.), welde, ih auf did (aufgehobene) Inſtr. v. 
21. Mai 1835 gründeten, befeitiget. 
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zein ftehenden Gebäuden befinden, und eine verhältnigmäpig bedeutende Grundf 
und Höhe beitgen. 

$. 4. Dampfkeſſel, welche nicht in oder unter Raͤumen aufgeitellt werben fe 
in welchen ſich Menſchen aufhalten, müffen, wenn ihre Entfernung von Nachbe 
banden nicht mehr als zehn Fuß betragen joll, von biefen Gebäuden durch 
Mauer getrennt werden, welche eine Stärke non zwei Fuß, eine Höhe von drei 
über dem hoͤchſten Dampfraum bes Keſſels und eine der Länge des Rauchgems 
bes Keflels gleiche Länge erhalten muß. 

$. 5. Zwiſchen demjenigen Mauerwerk, welches den Feuerraum und die Fi 
züge des Dampffefiels einſchließt C’Farchgemäuer) und den daſſelbe umgebenden 8 
den muß ein Zwijchenraum von mindeſtens drei Zollen verbleiben, welcher oben 
gedeckt und an den Enden bis auf die nörhigen Luftöffnungen verſchloeſſen werben f 

8. 6. Tie duch oder um einen Dampffeffel gelegten Feuerzüge müflen am 
ver höchften Stelle mindeitens_ vier Zoll unter dem im Danpffeitel fefgeiegten 
ferfpiegel liegen. Bei Danıpfichiffsfefleln von mehr als vier bis ſechs Fuß M 
muß die Höhe des Waſſerſpiegels über den höchſten Feuerzügen mindeſtens ſeche 
bei jolhen von mehr als ſechs bie acht Fuß Breite acht Zell, und bei ſolchen 
mehr als acht Fuß Breite mindeſtens zehn Z-U betragen. 

6. 7. Die Feuerung feftitebender Dampfkeſſel iſt in folchen Verhalmiſſa 
zuordnen, daß der Rauch fo vollkommen als möglich verzehrt oder durch ben 
ftein abgeführt werde, ohne die benachbarten Grundbeſitzer erheblich zu b 
Es find zu dem (inte die nachfolgenden Borjchriften zu beobachten: 

1) Die Schornftäinröhre zum Abführen des Nauches kann fewohl maſſt, 
in Eiſen ausgefuͤhrt werden. 

a) Im erſteren Falle kann die Nöhre in den Wänden eines Gebäudes eingehum 
fein, oder ganz frei ohne Verband mit den Wänden innerhalb oder aujechk 
des Gebaͤudes aufgefüigrt werten, die Wangen müͤſſen aber eine ber Lage 
Höhe der Schornſteinroͤhren angemejfene Stärfe bekommen. 

b) Im zweiten Falle muß um bie Roͤhre, inſofern die Aufſtellung innerhalb 
Gebäudes und in der Naͤhe feuerfangender Gegenſtaͤnde erfolgt, eine Nett 
von Mauerfteinen bie zur Höhe des Dachforſtes, in einer der Höhe ange 
Etärke, aufgeführt, und eine Luftſchicht wen mindeltens drei Zoll zwiſcher 
Möhre und ihrer Umfaſſung belaſſen werben, 
In beiden Füllen müſſen bei ber Ausführung innerhalb eines Sehbäudekzk 

werk ober feuerfangende Gegenftände mindeſtens ſechs Zoll weit von ben & 
Wänden der Scornfteinröhre entfernt bleiben und mit Gifenbledy bederft wagt 

2) Die Weite der Schornſteinroͤhre bleibt ber Beſtimmung des Untck 
überlaflen, dergeitalt, daß die für jonjtige Fenerungs-Anlagen Hinfichtlich bes; 
bee Schornfteinröhren geltenden Borjchriften nicht zur Anwendung kommen. J 

3) Die Höhe der Schornfteinrähre bleibt ebenfalls der Beſtimmung bed M 
nehmers überlaffen, und ift nöthigenjalls ven ber Regierung auf Grund bei, 
fhrift im $. 32. der allgem. Gew.-Ordn. v. 17. Juan. 1845 bergeftalt fehzm 
daß die benachbarten Grundbeſitzer durch Nauch, Ruß u. f. w. feine erheblichc 
lüftigungen oder Beſchaͤdigungen, erleiden. Treten bergleichen Beläftigungen edg 
ſchädigungen, nachdem der Dampfkeſſel in Betrieb gejegt werben ift, dennoch 14 
fo ift der Unternehmer zur nachträglichen Bejeitigung derfelben, fei es durch | 
hung der Scherniteintöhre, ſei es auf anderen Wege, verpflichtet. 

Auf Dampfſchiffskeſſel und Lekomotivkeſſel finden dieſe Bellimmiumgen 
wendung. 

$. 8. Seder Dampfkeſſel muß mit mehr als einer ber beiten befanntenx 
rihtungen zur jeberzeitigen zuverläfigen Erkennung der im $. 6. vorgeſchrie 
Waſſ erlandshöhe im Innern beifelben, wie 3. B. mit glüjernen Mafferflanded 
eder Scheiben, mit Probirhaͤhnen over Schwimmen u. f. w. verfehen fein. 

$. 9. Jeder Dampfkeſſel muß mit guten und zuserlaͤſſigen Vorrich 
feiner Speifung verfchen ſein. 

$. 10. Auf jedem Dampffeffel müſſen ein oder mehrere zweckmaͤßig aunsark 
Sicherheitsventile angebracht fein, welche nad) Abzug der Stiele und der ar 
rung derfelben etwa vorhandenen Stege für jeten Duadratfuß der gefammlı 
Feuer berührten Fläche überhaupt mindeſtens bie nachftehend beitimmte freie, 3. 
führung der Dämpfe dienende Oeffnung haben, nämlid bei einem Ueberſcha 
Dampfipannung über ven Drud ber äußeren Atmoſphäre von: 
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um mehrere Keſſel einen gemeinjchaftlis 
einzeln abgeiyerrt werben fönnen, 
4 qwei bergleihen Ventile angebradt find. 
jmrile müfien gut bearbeitet und fo eingerichtet fein, daß fie zwar belie: 
fat, aber nicht mehr belajtet werden können, als die vorgefchriebene Span⸗ 
v Tispfe erferbert. 

a ms Bentil und den Belaſtungehebel muß eine führung angebradit, und, 
Meinen Dampfraum im Keffel eine Vorrichtung getroffen werben, durch 
heim Erheben bes Ventils das Aueſpriten des Keſſeiwaſſers durch die Deffz 
efintert wird. 

amühınsfenel muͤſſen mindeſtens zwei Gicherheitoventile erhalten und es muß 
um Neielken auf dem Werbe eine folde Stellung gegeben werben, baß bie 
te Pelaftung mit Leichtigkeit unterſucht werden fan. 





en Danıyfraum haben, von welchem 
gt es, wenn darauf im Ganzen 











vun tie Borrichtung an einem Keſſel ober an dem gemeinfchaftlichen 
bracht öl. 
ihifeleneln müflen zwei ſolche Vorrichtungen angebracht werben, von 
¶ bie eine im Maſchinenraum zur Veurtheilung der Dampffrannung durch 
ir, bie gweite an einer gegen Veſchat igung geficherten Stelle auf den Ver: 
:Bie taielbit ſich aufbaltenden Perfenen befindet, 

1 %efemerinfenreln it eine foiche Vorrichtung in dem falle nicht erforderlich, 
« Eihecheitsventil mit einer Feterwaaͤge verjehen ift und fid im Bereich 
wwerisführers befindet, " 

2. Tie Berwentung von Meſſinablech und Gußeiſen zu ben Wantungen 
wftefel it unterfagt: e6 iſt jedoch geftattet, fich des Miefjingbleche au Feuers 
84 gu einem, inneren Durchmeſſer von vier Zellen und des Gußeiſens zu 
Ian ie zu einem inneren Turchmeffer von achtzehn Zellen zu bedienen, 

1. Im vie Danıffeiiel gegen das Jerreißen und Zerfyringen durch den 
ud ja fihern, muß zur Kertigung beifelben nur gutes Material vermendet 
Der Berjertiger des Keifels üit iu biefer Beziehung, ſewie für bie Zweg⸗ 
Eier Kenitruftion verantwortlich; außerdem wird über die Stärke des Mar 
ı bie Vrũfung defielben Folgendes beitimmt: 

Bei Dampftenein ven cylindriſcher Ferm muͤſſen bie Wände bes Keffels, fewie 
and Feuerröhren, an ihren ſchwaͤchten Stellen folgende Stärken haben, namlich: 
iejenigen Theile des Dampifeffels, welde den Druck der Dämpfe auf ihrer 
Nerflädhe zu erleiden Haben: 

1 das verwendete Material aus gewalztem uber gehämmerten: (Eifen, oder aus 
blech befteht, die aus der beigefügten Tabelle A. zu entnehmende Wandflärke ; 
zöhren aus Gußeiſen eine an allen Stellen gleich große, aus ber beige 
ı Tabelle B. zu entnehmende Manbitärte ; 

e buch ben Banıpfleffel gehenden cnlindriüchen Feuer: und Rauchroͤhren, welche 
der Dampfe auf ihrer äußeren Oberfläche zu erleiden haben: J 
ſelben aus gewalztem oder gehaͤmmertem Eiſenblech beſtehen, bie aus 
eigefügten Tabelle U. zu entnehmende Wandfärte; 

wiihe Feuerröhten aus Meſſingblech tie aus ber beigefügten Tabelle D. 
mehmente Wandſtarke. J 
dawrftenſeln ven anderer als cylindriſcher Ferm bleibt bie Beſtimmung 
dem Berfertiger bes Keſſels überlafien. Derfelte Hat dafür zu_forgen, 
vandflärfe des Keffels, beziehungsweiie des Yeuerfaflens, mit Rücficht auf 
schandene Verankerung durch Stehbofzen, dem beabſichtigten Dampforud 
d, beftinmt werbe, 
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IT. Jeder Danipffeffel muß ferner nah Verſchluß ſaͤmmtlicher Deffn: 
Belaſtung der Eicherheite-Bentile mit dem anderthalbfachen Betrage des 
der benbfichtigten Dampfſpannung entfpredhenden Gewichts, mittelſt einer J 
mit Waſſer geprüft werden. Die Keſſelwaͤnde und die Wände ber Feuerzu 
biefer Prüfung widerſtehen, ohne eine Veränderung ihrer Form zu zeigen 

$. 14. If der Antrag auf Ertheilung der Genehmigung ber An 
Dampffefjels ($. 1.), nah Maaßgabe ber vorftehenden Beflimmungen fi 
zu erachten, fo wird, wenn bie Anlage eines feftftehenden Dampffefiele 
wird, das weitere Berfahren nad) Vorſchrift ber 85. 29—33. der allgem. E 
v. 17. San. 1845 ‚eingeleitet. 

8. 15. Die in der Allerh. 8. DO. v. 1. Ian. 1831 unter 4. vorg 
Unterfuhung muß ſich 

1) auf die vorſchrifismaͤßige Konſtruktion des Dampfkeſſels, 

2) auf die gehörige Ausführung der fonftigen, in dieſem Megulativ ı 
oder auf Grund bes 6. 32. .der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 getrı 
ſtimmungen erftreden. 

Die Unterfuhung des Keſſels muß vor defien Aufftellung erfolgen, u 
ber Fabrik, wo berjelbe werfertigt worden, oder an dem Drte gefäichen, ı ) 
geftellt werben Toll. 


ber erforverlichen Stärken der Eifenbleche zu den Dampffeffel 


(Nach der Formel e =} d. (9003. n — 1) +-0,1 berechnet, in welcher e die 2] 
und b den 3 


Durch: 
meſſer der 
Dampftefielr 
oder Siebe: 

roͤhren. 


Zoff. 


MWandftärfen für nachſtehende Atmof 
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Unterfudgung über bie Ausführung ber fonfligen Befimmungen wirb nad 
ng bes Dampflefiels vorgenommen. 

de Unterfachungen werben fpätefiene brei Tage nach gefchehener Anzeige vom 
sten Vollendung oder Ankunft des Keffels anı Beflimmungsort, beztehunges 
u ber gefchehenen Aufftellung deſſelben angeftellt und es werben bie hierüber 
Umden Seſcheinigungen fpäteftens in brei Tagen nad} der veranflalteten Uns 


m ansaefertigt. 
16 Sellen Dampffeilel, welche fi bereits im Gange befanden, ale bie 
&.D.». 1. Ian. 1831 Gefepesfraft erhielt, oder weldhe zwar erfl_ fpäter 
Et, ver ihrer Benupung aber nach Maafgabe der zur Zeit ihrer Aufſteilung 
her Beriggriften geprüft worben find, an einem anderen Orte benupt werden, 
eine Abänderung ihrer Konſtruktion nicht gefordert werben. In allen anbes 
Aungen find jeboch in biefen Bällen bie in dem gegenwärtigen Megulatio 
1m Befimmungen zu beobachten, 
sin, den 6. Eept. 1848. 
Der Min. für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
Im Auftrage: 
v. Pommer⸗Eſche. 


ud der Dämpfe auf ihrer inneren Oberfläche zu erleiden haben. 


wbmeffer, n bie Anzahl der Atuoſphaͤrenpreffungen über den äußeren Luftbrud, 
WB... . bedeutet.) 





gen über ben äußeren Luftdrud. 
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3| 29 4 
9 317 336! 354 464| 482 
5 335 355| 375 494| 514 
3 354 375) 396 524| 546 
3] 372| 394] Ar 555| 577 
5: 2390| 414 4 585) 609 
2| 4081 434| 459 615| 641 
| a26| 453| ası 645| 673 
»| 4434| 473| 502 76) 705 
ı| 462) 493| 523 706 | 737 
3480| 512| 544 736 | 768 
„| 498 532| 565 67| 800 
ı| 516| 551| 586 97| 832 
3) 5351 571l cos s27| 864 
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(Nach der Formel e—4d. (bU1.n — 1) + } berechnet, in welcher bie Buchitaben e, d, n und b bie bei ber Tabelle A. angegebene Bedeutung haben. 
Mandftärfen für nadftebende Atmoipärenprefjungen über den äußeren Luftdruck. 


2.122. | 3. 4 |gr 


WIRD 
239 allamipıng 





120) 
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Zell. Zoll. | Zoll. | Zoll. | Zell. | Zoll. Zoll. Zoll. | Zoll. | Zell. | Zoll. | Zoll. | Zei. Zoll. Joll. 


0 


0,333 0,335 |0,337 |0,338 0,340 0,312 0.343 ‚345 |0,347 \0,349 |0,350 ;0,352 0,354 0,355 0,357 |0,359 |0,361 |0,362 — 0,368 |0,370 
333| 337| 340| 343' 347| 350| 354| 357| 360| 364| 367| 371: 374| 378| 381| 385| 3885| 392| 395| 399] 402| 406 
333| 338] 343| 348: 353| 359) 364) 369| 374| 379| 3841| 389, 395| 400| 405| 410| 416| 421| 426| 431| 437| 442 
333] 340| 347| 353) 360) 367| 374| 381) 3537| 394] 401: 408| 4159| 422! 429| 436] 1413| 450| 457 464| 471 478 
333| 3412| 350| 358, 367) 375| 384) 392| 401| 4109| 418; 427| 435) 444| 453| 462| 470| 479: 488 497| 506| 515 
333| 343| 353] 363| 374) 3984| 394| 404| 414| 425, 435| 445| 456| 466 | 4177| 487| 498 | 508| 519) 529| 540| 551 
333| 345| 357| 369| 380) 392] 404| 4116| 4289| 4140| 452| 464| 476| 488| 501) 513) 525 |. 537| 550| 562| 575| 587 
333| 347| 360| 374| 387| 401| 414| 428| 441] 455| 469| 4853| 497| 510| 5241| 538| 552| 567) 581| 595] 609] 623 
333| 348| 363| 379| 394) 409| 424| 440| 455| 470) 486| 501 517| 533| 548) 564| 580) 596 | 612| 6283| 644| 660 
10 | 333) 350| 367| 383| 400| 417) 434| 451| 468| 486) 503] 520! 537| 555 | 572| 590] 607 | 625| 643| 660) 678| 696 
11 | 333| 352| 370) 389| 407) 426| 4441| 463| 4852| 501| 520| 539| 558| 577| 5396| 615| 635| 654| 673) 693| 712| 732 
-12 $ 333| 353] 373| 394) 414] 434| 455| 475| 495| 516; 537| 5597| 578) 599 | 620) 641) 662| 683| 704| 726| 747| 768 
13 1 333| 355| 377| 8399| 421 443) 465 | 487 | 509| 531 | 5541 5176| 599| 621) 644 667| 689) 712| 735| 7538| 781] 805 
14 | 333| 357| 380| 404| 427| 451| 4759| 499| 3523| 547! 571) 595| 619 | 643! 668| 692| 717) 741| 766) 791| 8161 841 
15 | 333] 358| 384| 409| 434| 459| 4851| 510 | 5336| 562| 588| 613| 6309| 665 | 692| 718| 744| 7711| 797| 824| 850) 877 
16 1 333| 360| 387| 414| 441| 468| 495| 5322| 3550| 577| 604| 632) 660| 6838| 716| 7441| 772] 800| 8238| 856] 885| 913 
.17 |] 333| 362| 390) 419| 447| 476| 5051| 534) 9363| 592| 621| 651| 680 | 710| 739| 7 79 | 829| 8539| 889| 919} 950 
18 | 333| 363] 394 | 424| 454| 485| 515 5346| $77| 607| 638| 669| O1| 732| 763| 7951 826) 8568| 890] 922| 954 086 
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- 


(Nah der Formel e= 


Durchmeſſer 
der 
Möhren. 
Zoll. 
1 0,07 
1: 0,07 
2 0,07 
2: 0.07 
3 0,07 
3: 0,07 
4 0,07 


⸗ 


Oberfläche zu erleiden haben, und ber ſtaͤrkften Einwirkung des Feuers ausgeſetzt find. 


Bandftärfen für nahftehende Atmofphärenpreffungen über den Luftbrud, 


Zoll. Zoll. | Zoll. Zoll. 


080 
084 
087 
091 
094 
098 


(G. ©. 1848 ‚©. 321.) 


083 
087 
092 
096 
101 
105 


085 
090 
095 
100 
105 
110 





087 
092 
098 
103 
109 
114 


— — — — — — 


0,01.dY a +0,07_bereinet; e, d 


> - 


der erforderlichen Wandſtaͤrken zulindrifcher Beuerröhren aus Meffing, welde bei Nöhrenkefleln den Drud der Dämpfe auf ihrer außern 


0.07710,079 0,080)0.08110,082 0,083)0,08310,0840.084 0,085 0,085 0,0s610.080 0,087 0,087)0,05710,083/,088 n.osa 


088 
094 
100 
106 
11 
117 


089 
095 
101 
108 
114 
120 


091 


092 


093 


094 
102 
110 
118 
126 
133 


094 
103 
11) 
119 
127 
135 


095 
103 
112 
120 
128 
137 


und n haben die bei Tabelle A. angegebene Bedeutung.) 





30. [| 30. | Zoff | Zoll. | Belt. Zoll. Zoll. 


096 
104 
113 
121 
130 
138 


096 
105 
114 
122 
131 
140 


097 


106 
115 
125 
134 
143 


098 
107 
116 
126 
135 
144 





Ion 


0,089 0,089 
'098| 099 
108| 108 
117| 118 
126, 127 
136| 137 
145) 147 
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Dazu: 

a) Zum ©. 4. 

A. des K. Min. für H., ©. u. dff. Arb. (v. Pommer⸗Eſche) v. 19. Mai 
49 an die K. Reg. zu N. Anlegung von Dampffeffeln in der Nähe bes 
achtarier Gebäude. 


Ioj bie Anfrage in tem Berichte v. 1. d. M. ermiebere ich der K. Neg., daß 
Stimmung des $. 4. des Regul., betr. die Anlage von Dampflefieln, nach wels 
ker Igtere, wenn ihre Entfernung von Nadhbargebäuden nicht mehr als 10 Fuß be- 
zöjt, turh eine zwei Fuß karte Mauer von benfelben getrennt werben follen, auf 
ile benachbarte Gebäude, gleichriel ob fie dem Gigenthümer ber Anlage gehören 
Ra gicht, Anwendung findet. 

(Bin BL 1849 ©. 145. Nr. 196.) 


b; Zum ©. 10. 

Ueber die Anlegung von Manometern an ben Dampffeffeln ber 
danpiihiffe bemerkt das R. der K. Min. des I. (Mathis) und d. F. 
(v.Beauer-Ejche) v. 27. Febr. 1847 an die K. Meg. zu N.: 


de 8. Reg. wird auf den Ber v. 25. Juli v. J. in Betreff der Anbringung 
Ka Amemetern an den Tampikeileln ver Dampiichiffe Folgendes eröffnet. 
‚ Im ten, in einem Keſſel vorhandenen Dampfdruck zu erkennen, find die Gichers 
kßsetile nicht geeignet, indem das Oeffnen derſelben bei einem geregelten Zuſtande 
uch tie Daͤmpfe felbit nur anzeigen kann, daß die der Tampffpannung entiprechenbe 
überfchritten iſt, keinesweges aber, wieviel bieje Weberfchreitung beträgt, 
duch viel weniger, weldhe Dampfſpannungen bis zu dieſer Grenze im Kefiel vors 
ab gemein. Hierzu Fönnen allein die Dampfdruckmeſſer dienen, deren Ausfüb: 
Bg in heberförmigen mit Duedfilber gefüllten Roͤhren in zweifacher Art gefchieht. 

Ucertrift der Trust der Dämpfe ben der äußern atmofphärischen Luft nım um 
ige Bfunde, jo wird ber mit letzteren kommunizirende Schenkel bes Hebers 
® gehalten und die Diiferenz des Duedfilbers in beiten Schenfeln durch einen 
M kenſtruirten Schwimmer an einer Skala angegeben. Ta bie Atmofphäre einer 
weikerfaule won 28,01 pariſer Zellen das Gleichgewicht hält, fo wiirde bei einer 
syiipannung im Kefjel von einer Atmoſphäre das Queckſilber in beiden Schenfeln 
5 hoch ftehen, ven zwei Atmojphären tie Tifferenz in demijelben 28,01’ und fos 
‚Mal lepreres Maaß betragen, als tie Dämpfe Atmoſphären-Ueberdruck äußern. 

In ter Regel führt man jelhe Dampfdruckmeſſer in fchmiedeeifernen Möhren 
I, die durch die Schwankungen und Grfchütterungen des Schiffgefäßes in hoher 
re nie keihäbigt werten fönnen. 

Berrägt Der Drucd der Dämpfe im Keffel viele Atmofphären, fo 
den jelde heberfürmige Möhren zu lang und unbequem, und nıan zieht es baher 
‚ tem mit ber äußern atmeojphäriichen Luft fommunizirenden Schenfel von Glas 
machen, am oben Ende zu verjchließen, und ten innern Raum zwifhen Queck⸗ 
z:kläde und geichlonenem Ende mit atmefphäriicher Luft au füllen, welche, wenn 
Trud der Dämpfe im Keffel den der äußern Luft übertrifft, von dem verbräng- 

uedttiber femprimirt wird. Es verhalten ſich dann bie Epannungen umge: 
mie bie Räume, fo daß 3. B. bei zwei Atmoſphären Tampfipannung die Luft 
er Slaeröhre zur Hälfte, bei trei Atmoſphären zu 2 ihres Volumens und fofort 
mmengebrüct wird. Solche Glagrähren find allerdings den Beihädigungen leich- 
mterworfen, unb man wendet fie daher auf Schiffen felten an, um fo mehr, ale 
mpfihifffenein Lie Spannung der Dämpfe ein ſolches Maaß in der Megel 
überfchreitet, um Lie zuerſt erwähnten heberformigen fchmiebeeifernen Nöhren, 
.einee Schenfel mit der Tampffeuerung, der andere aber mit ber äußeren at: 
kärıihen Luft fommunizirt, mit voller Sicherheit auszuführen. 

Nah tem Berichte v. 9. v. M. beträgt das Sicherheits-Ventil für dieſen Dampf: 
steel 42 Zoll, der Querſchnitt daher 15,903 Quadratzoll, Die rebuzirte Bes 
1a auf dieſen Querſchnitt 179,266 Rfd., daher pro Quadratzoll 11,20 Pfdb. 
un 28,001 pariſer Zolle = 28,98 preuß. Zell Queckfilber einer Atmoſphaͤre 
15,02 vreußiicdhen Pfunden das (Gleichgewicht halten, jv würden 21,61 Zoll 
Tuedfilberfäule für 11,2 Pd. gehören, wenad die Anwendung einer boppels 
Higen mit bem einen Ende mit dem Tampfraun, mit dem anderen Ende mit 
iuseren atmoſphäriſchen Luft fommunizivenden aus Schmiedeeiſen gefertigten 
e, bie mit Queckfilber gefüllt if, ſtatthaft iſt. 

Liegt der Keſſel kalt, jo ftcht das Queckfilber in beiden Schenkeln gleich hoch, 


4 * 
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nimmt die Spannung endlich Bis zu dem obigen Betrage von 11,2 Pfb. per £ 
dratzoll zu, fo wird die Differenz der beiden Duedfilberflächen 21,61 Zolle betr 
Der äußere Schenfel muß daher länger fein, als dieſe Höhe über dem Null 
beträgt, damit das Duedfilber bei etwa zunehmender Spannung nicht herauegeb 
werden funn, weshalb auch die Anwendung einer Echale oben, von foldyen & 
daß es ſich darin ausbreiten kann, zweckmaͤßig if. Gndlid muß der fürjere S 
tel fo lang fein, daß beim Fallen dis Duedfilbers bis zum Nullpunkt im äu 
Schenkel daſſelbe nicht in den Keſſel ablaufen kann. 

Die K. Reg. hat darauf zu halten, daß ein folher Dampfdruckmeſſer auf 
Bugfirſchiffe N. N. angebracht werde, und binnen Sahresfrift anzuzeigen, wi 
derfelbe bewährt hat. 

(Min. BL. d. i. V. 1847 ©. 92. Nr. 131.) 


B. Ueber dad Verfahren bei polizeilicher Geftattung von Damp 
fhinene Anlagen im Allgemeinen biöponirt das R. der K. Min. d. 5. (8 
wel) u. des I. (v. Manteuffel) v. 21. März 1846 an vie K. Meg 
Stralſund. 


Wenn der $. 37. der Gew-Ordn. v. 17. Jan. pr. auf die beſonderen, fü 
Errichtung von Dampfmaſchinen ıc. ergangenen Vorſchriften verweift und berem 
rüdfihtigung bei dem nah 88. 27—36. a. a. D. zu beobachtenden Verfahren 
ordnet, fo will dies nichts anderes fagen, als daß bei dem Verfahren nah $ 
bie 36. auch die in jener Beziehung beitehenden bejonderen muteriellen Vorſch 
zue Anwendung gebracht werden fellen. Hieraus folgt aber, daß der Untern 
einer Dampfmafchinen: Anlage den Antrag nah Maaßgabe des 8.28. durch 
nungen ıc. gehörig erläuteın, Die K. Neg. ſodann die polizeiliche Zuläffigle 
Anlage nah Maaßgabe der K. DO. v. 1. Sun. 1831 (©. ©. ©. 213.) und de 
gu v. 6. Mai 1835’) (G. S. ©. 262.) erörtern und nad) erfolgter öffenz 

efanntmahung auf die eingegangenen Widerfprüche über dieſe refolviren und 
die Bedingungen vorfchreiben muß, unter welchen tie Anlage zu geftatten iſt, 
zwar buch ein formliches Reſolut, gegen welches hiernaͤchſt jedem Theile de 
kurs zufteht. ” 

(Min. BE. d. i. V. 1846 ©. 109. Nr. 167.) 

©. In Petreff der polizeilichen Genehmigung und Beauffichtigurs 
DampfmajchinensAnlagen in Berg- und Hüttenwerken find ergez 

1) C. R. der K. Min. d. F. (Flottwell) u. des I. (v. Danteuff 
3. April 1846 an die K. Reg. der Vrovinzen Schlefien, Weſtphalu 
der Mheinprovinz, ſowie an die K. Meg. zu Merfeburg, und abſchek 
zur Nachricht und Nachachtung an die K. Oberbergämter zu Brieg, 4 
Dortmund und Bonn. ' 

Der K. Neg. wird in Verfolg der Verf. v. 12. April 1844 *) in Beten 
polizeilihen Genehmigung und Beanffihtiaung der Dampfmafchinen-An 
Bergs und Hüttenwerfen, eröffnet, daß bie früher zur Erwägung gefommene 
ob die Entſcheidung über tie polizeiliche Zulaͤſſigkeit ſolcher Dampfmaſchins 
Bergbehörden zu übertragen jei? durch die inzwiichen yublisirte Gew.⸗ 
17. Ian. 1845 ihre Erledigung gefunten hat. Die Dampfmaſchinen find bei 
($$. 27. 37.) denjenigen gemwerblihen Anlagen heigezählt, teren Genehmi 
der Regierung — alfe nicht mehr bei der Orts- oder Kreig-Volizeibehörde — M 
zufudhen, und deren Zuläffinkeit mit Berückſichtigung der Umftände und ber 
öffentliche Bekanntmachung des Unternehmens zur Sprache gebrachten Cinwen 
nad Borfchrift der 88. 28. ff. zu erörtern iſt. Zu einer Abänderung diefer 
meinen Beſtimmungen in Beziehung auf die Dampfmajchinen ber Berg: und Hi 
werke, insbejendere zur Uebertragung der Befugniffe der Megierungen Hinfi 
der Ertheilung der Konzeſſion zu ſolchen Anlagen auf die Vergbehörben Liegen 
ber gegenwärtigen Lage der Geſetzgebung über das Verfahren bei der Genchmig 
von Dampfmajchinen: Anlagen feine zitreihenden Gründe vor. Dagegen läßt 
ein wefentlicher Vortheil für die Wahrnehmung der volizeilichen Intereſſen rudi 


1) Jetzt das Regul. v. 6. Sept. 1848, welches basjenige v. 6. Mai 3 
aufgehoben hat. 

1) Wodurch bie obengebachten Negierungen vorläufig zur gutachtlichen Berk 
erflattung aufgefordert worden find. 
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w Dampfmaſchinen auf Berg- und Hüttenwerfen erwarten, wenn babei von 
8 ter Belizeibehörten tie Mitwirkung der jachverfiändigen Bergbeamten in 
uch gencmmen wird, weil Letztere, mie jchon in ber Verf. v. 12. April 1844 
dt werden, nicht allein zur tehnijchen Beurtheilung der Bergwerks⸗ und Hütten: 
am vorzugsweiſe befühigt find, ſondern auch bei ihrer häufigen Anwefenbeit 
Ne eniebeftelien bie beſte Gelegenheit finden, ten Betrieb der Mafchinen zu 


Im nad bieien Geiihterumften tas Verfahren bei Anlage von Dampfmaſchinen 
dergwerken oder mit Bergwerken verbuntenen Hüttenanlagen für die Folge zu 
da me fe weit zu erleichtern, ale es tie beitehenten Vorjchriften geftatten, wird 
lzendes feitgeicht. 
Sehald ver Unternehmer eine ſolche Dampfmaſchine aufitelfen will, bat berfelbe 
u Gatmınf des Banplans dem betreffenden Bergamte vorzulegen, und, daß dies 
‚ der berreifenten Regierung anzuzeigen. Das Bergamt it verpflichtet, 
‚za jergen, DaB entweder von ber bauenden Gewerkſchaft oder von geeigneten 
Myaiiäen Beamten de3 Amts auf Koften bes Unternehmers die in ter Inſtr. v. 
MR 18855 vorgeſchriebenen Zeichnungen u. f. m. in erforderlicher Vollſtaͤndigkeit 
and mit Mückjiht auf die Vorfchriften des Regul. v. 6. Mai 1838 durch 
techniſche Beamte revidirt werden. Dit die Ungelegenheit in dieſer Bes 
ldandig vorbereitet, jo überreicht das Bergant die Verhandlungen ber 
Kr Reg. behuſs der Erlaubniß⸗Ertheilung zur Ausführung der Anlagen, und biefe 
Wei unit, unter Benachrichtigung bes Unternehmers, das durch die Gewerbes 
Din. 66 27. ff. vorgeichriebene Verfahren ein. Sollte im Laufe befielben nach 
Back der - Rorichriiten der 68. 27. ff, ter ©. v. 1. Jan. 1831, des N. v. 
M, Bir. 1832, der Inſtr. v. 21. Mai 1835, der O. v. 27. Sept. 1837 und des 
6 Mai 1838, noch jernere techniſche Ererterungen erforderlich werben, fo 
der Reg. überlaifen, das Bergamt zu deren Bewerkitelligung zu vequiriren. 
De Rrinfnte bat die eg. in der durch die Gew.-Ordn. vorgejichriebenen Weile 
‚mbluien zu laſſen und dem Bergamte Abſchrift berjelben mitzutbeilen. 
dienichſt definitiv ausgeſprochen, ſei es unbedingt oder bedingt, daß der 
mg des Unternehmens polizeiliche Bedenken nicht entgegenſtehen, fo erfolgt 
te Ausführung des Baues unter Nufjicht des Bergamts, als auch die tech⸗ 
Bfhk, velizeiliche Abnahme ter Anlage Turch daſſelbe. Letzteres har, nach Vollen⸗ 
Interen, über ten Befund eine Verhandlung aufzunehmen und bieje der 
Sen) Aniuceichen, welche, wenn fie dagegen nichts zu erinnern findet, die Er⸗ 
ba, daß tie Maichinen:Anlage in Betrieb gelegt werte, zu ertheilen, und 
Waren wehl dent Unternehmer als dem Bergamte Mittheilung zu machen hat. 
er, Reg wird angemiejen, bie veritehend gegebenen Vorſchriſten duch Ihr 
—Xx effentlihen Kenntniß zu bringen. 
Ba. Bd. i. V. 1846 ©. 60. Ar. 85.) 


HER. derſelb. Min. v. 30. Sept. 1846 an diefelben Behörden. 


der Vorſchriſt des Erlaſſes v. 3. Mil d. 3. (Din. BI. S. 60. Nr. 88.) 

Eonlurrenz der Bergbeamten bei der polizeilichen Prüfung der Dampf: 

‚Anlagen, ift in einem bier zur Sprache gefenımenen Falle eine zu weite 

g gegeben worden, indem fie auf Tammfmafchinen-Anlagen felcher Werte 

ung gebracht worden ijt, welche den Bergreitert vollig fremd find. Die 

B wird daher darauf aufmerfjam gemacht, daB bie obige Vorſchrift fih nur 

hide Dampfmaſchinen-Anlagen bezieht, melde auf Berg: und Hüttenwerfen 

A werben, tie unter Adminiſtratien cder Kontrole ter Bergbehörden ftehen. 

Bieie Iegtere bei ten Privar: Berg: und Hüttenwerken nicht ftattfindet, da iſt aud) 

Miziehung der bergamtlihen Behörten bei der Prüfing der Danıpfmafchinen: 

yen nicht zu veranlaflen. 

Din. Bl. 1846 S. 208. Nr. 297.) 


II. 


ei ben durch Waſſer und Wind bewegten Triebwerken 
(Mühlen u. f.w.) jeder Art. 


1. A. Hübner, das Recht zu Drühlen-Anlagen jeder Art und zu Mühlen: 
terungen nad Preuß. Gefeßen, insbefondere nah dem Edikte v. 28. Oft. 
und ber Allech. Kabinets⸗Ordre v. 23. CHt. 1826; den dazu ergangenen Er⸗ 
gen und Grläuterungen und ben fonft damit in Verbindung ſtehenden Ber 
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ſtinmungen. Nebft einem Anhange, betr. die Mühlengefespgebun 
den vormals Sähfifhen Landestheilen und einem zweiten Anhange, 
rer das Gefeg wegen des Wafferftauens bei Mühlen und $ 
Haffung von Borfluth vom 15. November 1811, das Borfluth- 
für Schlefien und die Grafſchaft Glas v. 20. Dec. 1746 und die Sı 
ſiſche Mühlenordnung v. 28. Aug. 1777 nebft erläuternden Anmerkn 
Liegnig. 1843. gr. 8. 

2. 9. Rönne, das Gefeß v. 11. März 1850, beir. die auf Mühlens®& 
ftüden haftenden Reallaften; nebft einem praft. Kommentar zu demfelben unb 
kritiſchen Beurtheilung des Geſetzes. Gin Handbuch zum Gebraud fir bie 
einanderfeßungsbehörben, die Schiedsrichter und die Berechtigten und Berpflig 
Brandenburg 1850. gr. 8. 

Dr. Schilling, Handbud des Mühlenrehts, mit beſond. Beziehung ax 
Preuß. u. Saͤchſiſche Geſetzgebung. Leipzig. 1829. 8. 

Nah $. 27. der Gew.Ordn. v. 17. Ian. 1845 gehören zu 
jenigen gewerblichen Anlagen, welche einer befonderen polizeili 
Genehmigung bedürfen, auch die durch Waffer oder Wink 
wegten Triebwerke jeder Urt (mobel inöbefondere die Mühle: 
Beifpiel hervorgehoben werben), und es wirb zugleich beflimmt, ie 
keinen Unterſchied machen foll, ob biefelben nur auf ben eigenen Bebaz 
Unternehmers, oder auch auf den Abfa an Andere berechnet find. 

Der $. 27. a. a. DO. verweift hierbei auf den $. 38. a. a. O., m 
beſtimmt: 

Auch bei den durch Waſſer oder Wind bewegten Triebwerken (Mühlen x.) 
Art find außer den Beftimmungen ber $$. 27—36. die dafür beftehenden beſo 
Vorſchriften anzuwenden. Es werben jedoch bie in einzelnen Landestheilen Def 
den Vorſchriften, wonach die Anlage neuer und die Grweiterung und Veraͤud 
vorhandener, auf die Konfumtion der Umgegend beredhneter Getreidemehlmühlc 
dem Bebürfniß der Umgegend abhängig it ($. 242. Tit. 15. Thl. U. A. 2. M 
und Din v. 23. Dit. 1826, ©. ©. ©. 108.) hierdurch aufgehoben. (@. ©4 















Hiernah ift bei Anträgen auf polizeilihe Genehmigung von 
lien Anlagen, bie mit Triebwerfen verbunden find, welche durch 
oder Wind bewegt werden, im Ulgemeinen nach den generell 
fchriften der FF. 27—36. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 zu vg 
Neben den letzteren follen indeß auch bie betreffenden dafür beſte 
befonderen Borfchriften in fomweit berückſichtiget werden, als fle nik 
die Beſtimmung des zweiten Satzes des F. 38. a. a. O. aufs 
geſetzt worden find. Ä 

Es ift hiernach die Darftellung der betreffenden noch zur Am 
kommenden befonderen Vorſchriften erforderlih, verfelben jet 
Bezug auf dad Recht zur Anlegung neuer und Erweiterung 
Veränderung beftebender MüblensAnlagen eine allgemeine: 
ſtellung des Ganges der darauf bezüglichden Geſetzgebung voranzuftelle 

l. Darftellung des Ganges der Geſetzgebung in Bezuf 
das Net zu Mühlen: Anlagen. j 

A. Die lanprechtliche Gefepgebung. 

Das A. 2. R. Handelt von dem Rechte zur Anlegung von Mi 
dem 5. Abfchn. des Tit. 15. Thl. II. (FS. 229— 247.) 

Diefe Vorſchriften Iauten dahin: 


Bon der Mühlengeredtigfeit. 
l. Mühlen an öffentlihen Flüſſen. | 
6. 229. Das Recht, Waller: und Schifemühlen an und in öffentlichen ſa 
anzulegen, ift ein Vorbehalt des Staats. J 
$. 230. Wen der Staat die Mühlengerechtigkeit auf einen ſchiffbaren & 
verliehen bat, der muß bei Ausübung feines Rechtes nad dem Inhalte feines 
vilegit und ber vom Staate ertheilten allgemeinen oder Vrovinzial-MRühlenerte 
Ra auf bas genaueſte achten. - 
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1. Bill er von feinem Rechte durch Anlegung einer neuen, bisher noch 
mben geweienen Mühle Gebrauch machen: fo muß er ſich bei der Lanbess 
anz melden, und ben Anweijungen verfelben Folge leiſten. 
3 Gin Gleiches findet flatt, wenn eine alte eingegangene Mühle biefer 
aufgebauet, ober in ber gegenwärtigen Anlage einer wirklich vorhandenen 
mdert werben foll. 
L Mühlen an Privatflüfien und Windmühlen. 

8. Mühlen an Privatflüſſen, ingleihen Winpmühlen, mag zwar in Pro⸗ 
e nicht das Begentheil durch befonbere Gejege oder Verfaſſungen beflimmt 
Gigenthümer auf feinem Grunde und Boden anlegen. 

it aber dazu nur in ſofern berechtigt, als es ohne Schmälerung 
mifie eines Dritten gefchehen Tann. 
Das Rechtens fei bei Anlegung neuer, oder Veränderung 

alter Mühlen. 

5. Es muß daher jeber Mühlenberedhtigte ohne Unterſchied, welcher eine 
Me bauen, ober eine eingegangene wieder heritellen, oder fie an einen 
HDu verlegen, oder in eine andere Gattung verwandeln, oder mit mehreren 
sehen will, fich bei der Landespolizei-Inſtanz melden, derfelben den Plan 
Whligtem Cinrichtung anzeigen, und bie weitere Anweijung berjelben ers 


36, Die Landespolizei-Inftanz muß, ehe fie die Aprrobation ertheilt, die 
de Mühlenberechtigten und Andere, welchen durch den neuen Bau, ober 
:Winderung, Schaden erwachſen könnte, darüber vernehmen. 

Der zum Widerfprude dagegen berehtigt fei oder nit. 

3, Zum Nachtheile der Zmangsgerechtigfeit einer fchon vorhandenen 
Uber Bau einer andern, ober bie Veränderung oder Erweiterung berfelben, 
Hafen werben. 

8 Auch iſt ein neuer Mühlenbau in fojern unzuläffig, als dadurch ben 
mbenen Mühlen das zu ihrem Betriebe erforderliche Waller entzogen, ober 
s ihrem Nachtheile zurückgeſtauet wird. 

W Wer aus einem dieſer gefegmäßigen Gründe einem neuen Mühlen» 
Friqht, dem ſoll Gehör daruͤber, im ordentlichen Wege Rechtens, vers 


W. Ber eine Zwangsgerechtigkeit hat, kann dennch der Anlegung einer 
nanberer Art, als worauf fein Zmangsrecht gerichtet iit, nicht widerjprechen. 
HM Der vermeintlihe Abgang freiwilliger Mahlgäſte iſt kein hinlänglicher 
m Widerjpruche gegen tie Anlegung neuer Muͤhlen. 
BR. Wenn jedoh in einem Orte und Diſtrikte ſchon Hinlänglide Mühlen 
emz des Publizi vorhanden find: fo foll denjenigen, welde neue Mühlen 

genen alleinigen Gebrauche, jonderm vielmehr zum Abbruche der ſchon 
a Mühlen anlegen wollen, die Griaubniß dazu von ber Landespolizeis 
Hagt werten. 

V. Bolizeigefege in Muͤhlenſachen. 

3. Erhöhungen des Fachbaumes und Veränderungen des Sicherpfahls 
bt anders als unter Aufficht der Lantespolizei, mit Zuziehung der bes 
Intereffenten, und nur foweit es biejen unſchädlich ift, vorgenommen 


k Dagegen find bewegliche Aufſätze auf dem Fachbaum bei kleinem 
ange erlaubt, als den ober- und unterhalb Tiegenden Nachbarn, ſowohl 
3 Grundbefigern, daraus fein Nachtheil entiteht. 

. Ber nicht ſelbſt die Mühlengerechtigkeit, Tondern nur die Grlaubniß 
ng einer Mühle, von dem Staate oder einem Privatmühlenberechtigten 
:, ber darf, ohne ausvrüdliche Grlaubniß feines Konzedenten, weder einen 
j anlegen, nody feine Mühle in eine von anderer Art verwandeln. 

. Einer fon vorhandenen Mühle darf ein Nachbar, durch deifen Grund: 
; ihrem Betriebe nöthige Mailer fließt, daffelbe nicht entziehen. 

Auch if Niemand berechtigt, einer Windmühle durch Anyflanzung 
se da, wo bergleihen vorher nicht gewefen find, den nöthigen Wind zu 


giebt fich Hieraus, daß das U. 2. M. zwar nur da@ Recht Wafler« 
smühlen in Öffentliden Blüffen anzulegen für ein Vorbe⸗ 
le) bes Staates erllärte ($. 229. a. a. D.); dagegen aber den 
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Grundſatz aufftelte, daß jeder Eigenthümer auf feinem Grunde 
Boden Mühlen in Privatflüffen, ingleihen Winbmühlen, an 
dürfe, wo nicht das Gegentheil durch befondere Geſetze und Verfaffu 
beftinmt worden ($. 233. a. a. O.). Obwohl biernady principiel: 
Grundſatz der Mühlen» Breiheit ausgefprochen war, fo waren 
die ferneren Bellimmungen des U. 8. R. von der Art, daß die 5 
gefügten Ausnahmen das Prinzip gänzlich aufboben Es fi 
nämlih erftlih die Provinzial» Gefege den landrechtlichen 
Schriften vorgehen; jene enthielten aber meiftentheild andere Beſtim 
gen, wie denn namentlich in Schlefien (nach dem Ed. v. 14. Febr. 1 
die Befugnig, Mühlen anzulegen, für ein Regal erflärt war, mit wel 
in der Regel die Qutsherrfchaften belichen waren. Zweiten | 
dem Prinzip des $. 233. a. a. D. dad Bannrecht entgegen, welchet 
meiften fisfalifchen Domainen» und gutöherrlichen Mühlen beimohnte, 
worauf fich die Beftimmung des $. 237. a. a. D. bezog. Dies Ba 
recht aber, wenn daſſelbe ſich auch Anfangs nur auf provinzielle 
fchriften gründete, bat das U. 2. R. thatfächlich und zum Nußen der € 
berrichaften dadurch zu einer für das ganze Rand gültigen Beſtim 
erhoben, daß der $. 27. Tit. 23. Thl. 1. vorfchrieb, daß, wenn in « 
Dorfe eine gutsherrliche Mühle fich befinde, zunaͤchſt in dieſer R 
gemahlen werden müfſe. Erft wenn eine foldhe nicht vorhanden 

mußte in der Dorfmühle gemahlen werben, und erft dann, wenm 
diefe nicht eriftirte und das Dorf auch fonft Feine Zwangspflicht zu 
andern Mühle hatte, fand e8 den Dorfbewohnern frei, auf jeder belie 
anderen Mühle mahlen zu laflen. Auf diefe Weife war in der The 
Wirkung eines Bannrechtes für die Mühlen vollftändig erreicht. : 
fam nun aber noch, daß, nach den Vorfchriften des U. L. R. IE 
65. 234— 242. allen Mühlen ohne Ausnahme das Widerſpruchsrecht g 
neue Anlagen (Exkluſivrecht) zugeftanden worden war, indem. 
Mühlen nicht angelegt werden durften, wenn irgenbwie ber —E 
der ſchon beſtehenden Mühlen benachtheiliget ſchien. U 

B. Die fernere Geſetzgebung in denjenigen Landest 
welche nach dem Tilfiter Sriedendfchluffe bei ber Prenh2 


nardhie verblieben. “ 
1) Für Ofpreußen, Litthauen, Ermeland und den au 
werderfchen Kreis erging bad Ep. v. 29. März 1808, betr. die 
gerechtigkeit und die Aufhebung des Mühlenzwanges '), welches in, 
56. 1—6. folgende Hierher gehörige auf das Recht zur Anlega 
MWiederherftellung und Veränderung von Mühlen» Anla 
bezügliche Vorſchriften ertheilte: | 

$. 1. (Nufhebung des Mühlenregals.) Jeder Eigenthümer darf auf fl 
Grunde und Boden Mühlen aller Art an Privatgewäflern und Mindmühlen anf 
blos gegen Mebernehmung ber in ber htoving für jeden neuen Mahlgang geim 
lichen Mühlengewerfsfteuer; in Nüdficht der Waſſer- und Schiffsmühlen an wi 
öffentlichen Fluͤſſen aber, hat es bei ven Vorſchriften des N. & R. Thl. IL 
66. 229232. fein Bewenden. | 

$. 2. (Begünftigung des Anbaues neuer Mühlen mit Nüdfiht auf etw 
gegenitehende Polizeieinrichtungen und Privatgerechtfame) Mer eine neue f 
bauen, eine eingegangene wieder heritellen, fie an einen andern Ort verlegen, 
in eine andere Gattung vertvandeln, oder mit mehreren Gängen verfehen will, 
der Landes⸗Polizei⸗Behoͤrde, mit Einreihung des Plans der beabfihtigten Cinri 
Anzeige davon machen. Soll eine neue Waflermühle angelegt werben, fo 
Bauherr ſolches, und ob es eine ober= oder unterſchlaͤgige, oder eine Parzern 
fein fol, im den benachbarten Gegenden an zwei Sonntagen in ben Rich 
gleichzeitig einmal in den Intelligenzzetteln bekannt machen, 









1) Vergl. daſſelbe in vollkändigem Texte in Wb. 1. 
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5.3 Die Landes Bolizei:Behörbe darf ven Bau ober bie Veränderung nur in 
a miexſagen, als ber eingereichte Plan einer etwa beitehenden Polizeieinrichtung 
kamiß iſt, in welchem alle er hiernach abgeinpdert werden muß. Gie bes 
at fh hierauf, und iſt zur Wahmehmung etwa entgegentehender Privatrechte 
\atteegen weder befugt, noch verpflichtet. 
L.4. Dem Gigenthümer einer fhen vorhandenen Mühle jteht ein Wideripruch 
wa men neuen Mühlenbau zu, wenn ihm dadurch das zu feinem Betriebe er: 
Kater entzogen, chder jelbiges zu feinen Nachtheile zurückgeitauet wird. 
wach aber dieſer Mideripruch binnen ſechs Wochen praͤkluſiviſcher Friſt vom Tage 
m Sdammahung in den Intelligenzzetteln an, ſowohl der Landes-Polizei⸗Be⸗ 
Wr engemelbet, als dem Bauheren von denjenigen, ber den Bau ſelbſt hindern 
wgrrigt merben. 
: %9 Gm gleiches Widerfpruchsrecht. iit jedem andern eingeräumt, ber durch 
kt e a anlage eine Geführbung bei der Benugung feines Grund: 
fürchtet: 
6 dindet die Landes: Bolizei:Behörbe einen ſolchen angebrachten Widerſpruch 
Ara.) nad) der verhängten fachverilindigen Unterfuchung nicht erheblich, 
BR te Blan zu der Anlage zur Erledigung des Widerſpruchs fih abändern, 
Fe Siderſpruch nicht binnen ber praklufiviichen jechswächentlichen Friſt an: 
werden; jo darf die neue Mühlenanlage nicht unteriagt, auch bei den Ge⸗ 
af Unterlafiung oder Ginitellung des Baues Feine Klage angenommen, viel: 
Aajalle dajelbit nur ein Anſpruch auf Schabenerfag geltend gemacht werben. 
(0.0.1808 ©. 218.) 


















Um: Ä 
&D. v. 22. Sept. 1826, betr. die fortbauernde Gültigkeit biefeß 
für die bezüglichen Landestheile. 
"RE. 1826 ©. 85, f. in Bd. 1) 
Er K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (Er. v. Als 
‚Wlleben) v. 29. April 1841 an die K. Meg. zu Königäberg. Lane 
deolizeiliches Verfahren bei Mühlen Anlagen in der Provinz Preußen. 
da 8. Reg. wird auf den Ber. v. 24. April v. 3. eröffnet, daß das Ver: 
ki Mühlen-Anlagen im dortigen Meg. Bez. allerdings leviglih nad den 
m tes Go. v. 29. März 18083 zu beurtherlen ift. 
um der 6. 2. dieſes Ed. allein rückſichtlich der Waſſermuhlen eine Bekannt: 
Meran tus Projekts vorjchreikt, auch nah $. A. und 5. dbefielben nur gegen 
m, durh weiche ſchon vorhandenen Mühlen das Betrieböwailer ent- 
ex en Grundeigenthuͤmern Nachtheil zugefügt wird, Widerfprüche zu: 
ME, dieſe ſich alfo nur bei Waſſermühlcen ergeben fönnen, fo wird für bie 
af der fie jelche Faͤlle vorgeichriebenen öffentlichen Bekanntmachung im dor: 
Ogirte auch nur dann vorzugehen fein, wenn es fi um die Konzefflonirung 
w Befermüble handelt. 
: Di6 dagegen die Winbmühlen: Anlagen betrifft, fo findet ſich nichts dagegen 
emmeam, dag hinfichtlih ihrer dergl. öffentliche Bekanntmachungen künftig 
em. 
Dies fließt aber nicht aus, daß auch zu ſolchen Dühlen-Anlagen der Konſens 
le vor non ber Landes: Polizei-Behörbe, d. 1. von ber 8. Reg., zu ertheilen 
8 Eie, als Lardes:Polizei:Behörte, der ganz allgemein lautenden Vorſchrift 
d gemäß, den Plan der beabfichtigten Einrichtung mit Ruͤckſicht darauf, ob 
re den beiichenden Polizei: Vorichriften gemäß fei, zu prüfen, und mithin, wie 
ſiernach von jelbit veritcht, die Nusführung deſſelben entweder ausbrüclich zu 
wigen, ober, in ber beabficdhtigten Art, zu unterjagen hat. 
Bd. i. 2. 1841 ©. 187. Nr. 285.) 
2) In den übrigen, zu dem oben gedachten Gebiete gehörigen Yan 
eilen bob das Ep. v. 28. Oft. 1810 ') den Mühlenzwang auf ($$. 1. 
.) und gab die Errichtung neuer und tie Erweiterung beftehender, 
die Wiederherftelung eingegangener Mühlen, frei, indem dafjelbe bes 
te, bag in diefer Beziehung nur die allgemeinen baupolizeiliden Vor⸗ 
ten beobachtet, dagegen die Mechte benachbarter Mübhlenbefiger nur in 


Bergl. baffelbe in volliänbigem Texte in Bd. I. 
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dem Falle für gekraͤnkt angefehen werben follten, wenn ihnen in dem 9 
Waſſer oder Wind entzogen werde, ober erſteres dergeftalt aufgeflauet ı 
daß fie dadurch nach der Art ihres bisherigen Betriebes einen Schadt 
leiden würden. 

Die auf die Anlegung, Herſtellung und Veränderung ber Mi 
Anlagen bezüglichen $$. 5—9. lauten dahin: Ä 


$. 5. Wer überhaupt zu Bauanlagen auf einem Grundſtücke gefeglich bereit 
iſt es gleichfalls zu Anlagen von Mühlen, die dur Wafler, Wind, thierifche $ 
ober Dämpfe getrieben werben, ferner von Brennereien und Brauereien, mit 
achtung der erlaffenen und noch zu erlaffenden Polizeivorfchriften in Anſehn 
Feuerſicherheit. 

Jedoch darf ohne Genehmigung der Landes⸗Polizei-Behoörde feine DEU 
gelegt, oder eine vorhandene veraͤndert werden. 

8.6. Wer eine Mühle bauen, eine eingegangene herftellen, ober «= 
andern Drt verlegen will, muß der Landes-Polizei:Behörde mit Ginreichts 
Plans, aus dem, wenn es eine Waflermühle ift, das Nivellement fihtbem 
von der beabfichtigten Anlage Anzeige machen. Zugleih muß der Bauherr 
und ob es eine Ober⸗, Unierfchlägige, oder eine Banzermühle fein fol, 
benachbarten Gegenden durch Anſchlag an den Kirchthüren und in ben «I 
fowie gleichzeitig dreimal in den Intelligenzblättern und Zeitungen befannt = 

Bei allen Mühlen, die nicht Waflermühlen find, bedarf es nur der S 
machung an die Befiger der zunächft gränzenden Grundſtücke. 

$. 7. Ein jeder, der durch die beabfichtigte Mühlenanlage eine Gefä 
feiner Mechte fürchtet, muß den Widerſpruch binnen aht Wochen präflufoifi 
vom Tage der vorgedadhten Befanntmadyung an, fowohl bei ber Landessil 
Behörde, als bei dem Bauherrn, einlegen. f 

Der Befiper einer fchon vorhandenen Wind: oder Mafjermühle, hat 
er fein anderes MWiderfpruchsrecht gegen die neue Anlage, als wenn fie ige: 
oder Wafler in den Maaße entzieht, oder letzteres aufitauet, daß ex nach der Kell 
bisherigen Betriebs einen Schaden beweifen kann, wofür er nicht vollſtaͤu 
ſchaͤdigt wird, Es verficht fih, daß im legtern Fall der Schadenerfag um 
angenommen werben barf, wenn bie Landes: Bolizei:Behörbe die neue 
überwiegend vortheilhaft anerkennt. 

6. 8. Die Landes: Polizei:Behörde kann den Bau und die Veraͤnd 
jeden Mühle, fowie die Grlaubniß zum Betrieb der Brauerei und Dre 







Dazu: 
a) 8. 2. u. 23. März 1836, daß das Ed. v. 28. Oft. 1810 
fpäter neu oder wiedererworbenen Provinzen nicht u 
wendung zu bringen. 
®. ©. 1836 ©. 168,, f. in Bd. L) | 
b) Bu 66. 5—8. des Ed. v. 28. Oft. 1810. Welche Wirkungen $ 
landesherrliche polizeiliche Erlaubnig zu Waffermühlen-Anlagen d 
Intereffenten gegenüber? Ä 
Die Anſichten des Geh. Ob.⸗Trib. Hierüber ergeben ſich Pr 
gendem Berichte und Plenarbefchl. deffelben v. 24. Mai 1841. 
I. Bericht. 
Ueber die Auslegung ber $$. 5. u. ff. hr Ed. wegen ber Mühl 
v. 28. Oftbr. 1810 iſt der zweite Senat unfers Kollegiums in zweien 
enigegengefegten Anfichten ausgegangen. | 
Im Sn re 1836 warb angenommen: 
daß die Konzeifion der Landes-BolizeisDehörbe zur Erbauung eine N 
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müble nur auf bie Anlage ber Mühle bezogen werben fönne unb daß ber Er⸗ 
bauer einer neuen Mühle, ber erhaltenen Konzeſſien ungeachtet, vor der Aus⸗ 
führung tes Baues mit benjeuigen, deren Rechte durch die Mühlenanlagen ges 
Hmälert werten, ſich abfinden mühe, und daB er, wenn er dieſes unterlaften 
Rt, zur Wegraumung ber zum Betriebe der Mühle angelegten Wehr: und 
Barmgräben von ben Interefienten, wenn fie ſich auch nach der öffentlichen 
Manmadhung bei ter Polizei-Behẽrde mit einem Widerſpruche nicht ge⸗ 
weitet baben, angehalten werden könne. 
cam jept zur Gntjicheidung vorliegenben alle geht dagegen die Meinung bes 
wen Eenate dahin: 
ai ame, nach Beobachtung der in ten $$. 5—8. tes Gb. v. 28. Oft. 1810 
etkaltnen Berjchriften ven der Yandes: Polizei: Behörde ertheilte Konzeiflon zur 
Ailezung einer neuen Maflermühle gegen bie bei dem Baueder Mühle 
sat kei den Waſſerbauten Berbeiligten, welche während ber adıts 
‚ wämtlihen Friſt ein Widerſrruchsrecht nicht angemeldet haben, ſelbſt wenn 
. Weßnefion nur mit der Klaufel des Voerbehalts der Brivatredte 
dritter Berjonen ertheilt worden, tie Wirkung habe, taß die Betheiligten 
*  Yeisihrung bes Baues der Mühle und ter Waſſerbauten nach dem bei der 
: Seeißehörte eingereichten und von berfelben genehmigten Plane geichehen 
Un mihen, und daß ihnen fein Wideripruchsrecht und feine gerichtliche Klage 
yaa tie Ausführung oder auf Megihaffung ber ſchon ausgeführten Bauten 
; hehe, ihnen vielmehr nur ein Anſpruch auf Schabengerfag nachgelaſſen wers 
ben Femme, wenn durch die Bauten ihre echte beeinträchtigt werben. 
Diez Verſchiedenheit ber Anfichten bat eine Beratbung in Pleno Collegii flatt 
m mie. Letzteres hat fi num für Die neuere Meinung entjchieden und wir 
nit, Cw. Ercellenz den gefaßten Plenarbeſchluß nebit einem Auszuge aus 
ertetollbuche in Folge des Kabinets-Befehls v. 1. Aug. 1836 zu überreichen. 
Bein, den 24. Mai 1841. Tas Geheime Ober⸗Tribunal. 
" | 














n 
Emil Geh. Staats⸗ und Juſtizminiſter, Herrn Mühler, Greellenz. 
I. Plenarbeſſchluß. 
1) Such tie ven ter Landes-PRelizei-Behörde ertheilte Konzeſſion, zur Aus⸗ 
u eines Wafſermühlenbaues, nach den eingereichten ‘Plane, werden bie Rechte 
Berionen, welche auf die nah F. 6. tes Ed. v. 28. Oft. 1810 erfolgte 
Befanntmahung einen Widerſpruch gegen die Ausführung des Baues ober 
3 da gehörigen Gräben, Schleujen und ehren nicht erheben haben, dergeftalt 
‚tab fe nah Ertheilung der Konzeitten einen ſelchen Widerſpruch noch zu 
wm auf die Kertihaffung der ausgeführten Mühlen- und Wafferbauten an: 
„nicht für berechtigt au achten find, 
2) Der in ber ertheilten Kenzeilion aufgenommene Vorbehalt 
„unbejchnter der Mechre eines Tritten“ 
Izidi tie Wirkung, dab das vorgedachte Wideriprucherecht gegen ben Bau felbfl 
werten, fontern bezieht ſich nur auf etwaige Entſchaͤdigungsanſprüche. 
Angenenmen in Pleno ten 24. Mai 1841. 
Das Geheime Ober⸗Tribunal. 
(Ain. AL d. i. V. 1841 ©. 295. Nr. 488., Entſch. Bd. 7. S. 188.) 


‚Wergl. auch den F. 21. des ©. v. 28. Fehr. 1843 über die Benutzung 
Irrarflüfie 


(8. S. 1843 S. 41., |. im Thl. VII. des Merfes, Abthl. Landbau.) 

Mein die durch das Ed. v. 28. Oft. 1810 für diejenigen Landestheile, 
weiche daſſelbe nach Vorſtehendem Anwendung findet, ausgeſprochene 
gebung der Mühlen-Anlagen wurde demnächſt wiederum be⸗ 
inkt durch die K. O. v. 23. Oft. 1826, betr. die Befugniß und Pers 
tung der Landes⸗Polizei-Behörde zur Verſagung des Baues und der 
derung einer auf fremde Mahlgäjte berechneten Mühle. 

Die landespolizeil. Befugniß zur Veichränfung neuer Mühlen: Anlagen, if im 
des G. ». 25. Okt. 1810, durch welches ter Mahlzwang aufjehoben worden, 
I enthalten. Ich will jedoch, mit Ruͤckſicht auf Die in Beziehung auf das Muͤh⸗ 
m gemachten Anträge der Provinzialitände der Marf Brandenburg und Pom⸗ 
‚nah dem Gutachten tes Staats-Min., hierdurch noch beſonders feſtſetzen: 
af die Landes⸗Polizei⸗Behörde den Bau und bie Weraͤnderung einer jeden 
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Mühle, die nicht auf das eigene Beduͤrfniß des Gigenthiimers berfelben, u 
ein GButsherr, eine Korkoration, oder eine Gemeine, beichräntt, fem 
gleichzeitig, oder ausichließlih auf fremde Mahlgäſte berechnet if, zu © 
gen befugt und verpflichtet fein joll, wenn die vor ber Grtheilung ber @ 
migung jeberzeit zu veranlaffende polizeiliche Ermittelung ergiebt, bei W 
der Gegend ſchon vorhantenen Mühlen hinreihen, un das Bebürfnif der 
wohner vollftändig zu befriedigen. 

Die gegenwärtige Beflimmung bezieht ſich übrigens nur auf biejenigew’f 
vinzen, in welden das ©. v. 28. Oft. 1810 gefegliche Kraft hat, mithin wan 
die Luandestheile der Provinz Preußen, für welhe das G. v. 29. März 18 
gangen if, noch auf die feit 1814 mit der Monarchie vereinigten Provin, 
Ortſchaften, in welchen es bei ben daſelbſt beſtehenden Vorſchriften verbleil 
. Staats-Minift. Hat diefen Befehl zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 

(G. ©. 1826 ©. 108. %. X. 1118. — 4. 127.) | 

Indem durch diefe K. O. angeordnet wurde, daß die (durch ben 
AL NR. 11. 15. bereitd angeordnet gewefene) Unterſuchung bef 
dürfnißfrage wiederum eintreten folle, ging deren Abflcht } 
ohne den beftehenden Mühlen ein Zwangsrecht oder ein Ausſchließr 
anderer Gewerbetreibenden beizulegen, einer, den Nahrungsſtand 
figer der vorhandenen Mühlen bedrohenden Konkurrenz, bis dahin el 
zu feßen, wo die Gemwerbegefeßgebung die betreffenden Verhältniffe ai 
geordnet haben würde. —3 

C. In den Landestheilen, welche vormals zum Königreiche ® 
phalen, zum Großherzogthum Berg und zu ben Branıl 
Sanfeatifhen und Lippe=» Departements gehört haben '), 
Zwangd-, Bann⸗ und Gewerbe⸗Erkluſiv⸗-Rechte durdy die fremphercig 
feßgebung aufgehoben, und von ber Aufhebung nur in den vormals 4 
featifhen Departementß diejenigen Zwangs⸗ und Banned 
genommen worden: 

a) welche urfprünglich einer anderen Berjon, ald dem Gutthe 

Zwangspflichtigen zuflanden; | 

b) für deren Gründung der Gutöherr den Bannpflichtigen not 

PVortheile, ala die bloße Erhaltung der Mühlen bewilliget ha 

Die fpätere Preufifche Gefeggebung bat e8 hierbei überaßg 
jebod die fo eben erwähnten nicht aufgehobenen Zwangd« um; 
Rechte auf den Antrag, ſowohl des Berechtigten als des Verpflichtetäil 
eine von dem Letzteren zu zahlende Gelprente für ablösbar erflär* 

Die Freiheit des Müllergemerbes war in jenen Landeb 
fo wie jene aller übrigen Gewerbe, ebenfalls ſchon hergeſtellt °). 































1) Diefe Landestheile find: 
a) die Provinz Sachſen, nit Ausnahme des Herzogthums Ga 
und der ıumbebeutenden von Schwarzburg: Sondershanfe 
Shwarzburg-Rudolftadt und Sahfen:- Weimar 
Diſtrikte, ingleichen des Gebietes von Erfurt, und ber bieff 
biſchen Theile der Altmarf und des Herzogthums Magd 
h) die Provinz Weſtphalen, mit Ausnahme des Herzogthum 
phalen und der Grafihaften Wittgenſtein⸗-Wittgenſt 
Mittgenfteins Berleburg, fowie der Aemter Burb 
Neuenfirden, und R 
c) ver dieffeits Rheinifhe Theil der Provinz Cleve ml: 
— dieſer zum Departement des; Oberlandesgerichts wi 
gehört: 

2) Dies geichah durch bie drei Geſetze v. 21. April 1825, betr. die 
hältnifie des Grundbeſitzes und der Realberechtigungen in ben gebadhten 
theilen, 9. 60. und reſp. 5. 41. und reſp. $. 39. (®. &. 1828: 
102. und 119.) 

3) Dies war gejchehen: 

a) in bem vormaligen Königreihe Weftphalen durch bie 
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eines Bemerbefcheined war bie einzige Bebingung, woran bie Betrei- 
‚mer Mühle gebunden war, und nur die Anlage von Waffermählen 
Melicen Flüſſen, wozu indeß nicht blog die fchiffbaren, fondern auch 

zu rechnen waren, erforderte eine bejondere Konzefllon be 
eh, ald des Flußeigenthümers 1). 

& entſtand indeß binjichtlich derjenigen hier gedachten Landestheile, in 
be das A. 2. M. eingeführt ward, der Zweifel, ob die Beftimmung 
LER Tor. 11. Tit. 15. G. 242. (betr. die Unterfuchung der Bes 
mißfrage) da jur Anmendung zu bringen fei, wo der Mühlenzwang bei 
ibrung des A. 2. R. bereits aufgehoben gewefen. 

Dar die an die Minifter des I. u. d. 8. erlaffene K. O. v. 18. Der. 
I murde die Anmenpbarkeit jener Beflimmung auögefprochen, fo daß 
em bei Anlegung neuer Mühlen in diefen Lanvestheilen die Bedürfniß⸗ 
ge por Erörterung kam. 

DM Ya Großherzogthum Pofen, welches, nebft dem Culm⸗ und 
Isnfgen Kreife und dem Gebiete von Thorn, zum Herzogs» 
Barſchau gehört bat, ift die Franzöſiſche Geſetzgebung bis zur 
' biefer Landestheile mit dem Preuß. Staate in Kraft gewefen. 
Wen ausprüdliches Geſetz find bafelbft während der frempherrlichen 
bie Mühlenzwangs-Berechtigfeiten nicht aufgehoben worden 2); 

uber ſich auch faktifch His dahin erhalten, wo dad Geſetz v. 13. Mai 
19 alle in der Provinz Bofen damals noch beſtehe nden Zwangs⸗ 

n⸗Rechte für aufgehoben erflärte. 

Bad dad Herzogthum Sachſen nebft den Markgraffchaften 

Be und Nieder⸗Lauſitz betrifft, fo ift bier die Frage erhoben wor» 
ob nicht Dadurch, daß das U. 2. M. mir allen baffelbe abändernden 
Ergingenden Beftimmungen durch das Patent v. 15. Noy. 1816 *) ein» 
nt und alle frühere allgemeine Landesgeſetze außer Kraft gefegt worden, 
Mäblen» und Gewerbezwang für aufgehoben, und das Ep. v. 28. Oft. 
Hfir amvendbar zu erachten fei? Allein ta durch dad erwähnte Patent 
wohl erworbene Rechte namentlich aufrecht erbalten worden, und ber 
Wechſel der Geſetzgebung feinen zureichenden Grund abgeben 
Möhlen⸗ und fonftigen Zwangsrechte für aufgehoben anzunehmen ; 
Wir eine (nicht publicirie) 8. O. v. 30. Juni 1823 5) ausge⸗ 
wen, daß in jenen Landestheilen die Sächflfchen Generale in Mühlen- 













5, Ang. 1808 Art. 19. und v. 12. Febr. 1810 Art. 21. (Bulletin des 
lois vom 3. 1808 Nr. 50. und vom 5. 1810 Nr. 8.); 

b) in tem vwormaligen Großherzogthume Berg buch das Defret v. 
3. März 1809 Art. 8. (Bulletin des lois Tom. I. pag. 342), und 
x) in ben vormals Hanfeatijchen und Lippe: Departements zufolge 
F ber Franzöflfhen Dekrete v. 15. u. 28. März 1790 Art. 22, v. 2. u. 
17. März 1791 Art. 2. u. 7. (Code general Francais, Tom. VII. 

1. pag. 37. u. 39.) 

Beat. Code Napoleon, art. 538. und die Verordnung v. 9. Ventose des 

& VL (Code gener. Franc. Tom. VIII. pag. 59.) 

Das Dberlandesgericht zu Marienwerder war ber Anfiht, daß bie 

Aufhebung eine nothwendige Folge der Einführung des Code Napoleon 
686.) und der Vorfchrift des Warfchaufchen tranfitorifchern Geſetzes v. 

18. Oft. 1809 Art. 9, (Warſchauſche ©. ©. BD. Il. ©. 52.) gewefen fei. 

Das Ober⸗Appel.⸗-Gericht zu Bofen war entgegengefeßter Dei: 

Das Juſtiz min. Hatte fih in einem Echreiben an das Yinanzmin, 

u 1. Zuni 1827 der Nnfiht des Oberlandesger. zu Marienwerber 

angefchloffen. (Acta gen. I. Abth. Nr. 12. Vol. 2.) 

6. €. 1833 ©. 59. 

4. S. 1816 ©. 233. 

Acta bes Min. bes 3. s. rubr. Muͤhlenſachen Nr, 62. 
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fachen 1) und als fubflbiarifches Hecht der Abfchn. 5. Tit. 15. Thl. IE; 
A. L. NR. 2), zur Norm dienen follten. Die erwähnten Generale enthe 
nur eine weſentliche Abweichung von den Beilimmungen bes allegirten. 
fchn. des A. L. R., nämlich die, daß eine Batrimonials®erichtöobrigkeik 
Anlegung einer Mühle auf eigenem Grunde und Boden feiner befeink 
Konzeſſton bedürfe. Die Säaͤchſiſchen Nedjtögelehrten deuteten dieſe Verf 
auf eine unbefchränfte Befugniß; allein die ermähnte K. O. v. 30:- 
1823 ſprach aus, daß die Erörterung ber DBebürfnißfrage eintreten ie 
in fofern die Anlage nicht blos für das eigene Bebürfnig beſtimmt feE; 
bei Unlegung von Mühlen Seitens einer Patrimonial«Gerichtsobrigkelt, - 
Darauf noch anderes Gemahl, ald das ihrer Gerichtd-Eingefeflenen ge 
werden folle. 

F. Ganz unberührt von der neueren Mühlen⸗ und Gewer 
bung bis zum Erlaß der allgem. Gew.Ordn. v. 18. Ian. 1845 $ 
Zwangs⸗ und Bannrechte und die bezüglihe Mühlengefeggeb 
folgenden Landestheilen: a 

a) in den ehemals Naſſauiſchen Landestheilen auf dem rechten 










ufer des Regierungsbezirkes Goblenz °); 2 
b) in ver Stadt Wetzlar und ihrem Gebiete; Ri: 
c) in den ehemals zum Großherzogthum Heſſen gehörigen BU 


“ tbeilen, nämlich in dem Herzogthum Weftphalen und ben Si 
[haften Wittgenftein- Wittgenflein u. Wittgenfleint 
leburg ’); , 

d) im Fürſtenthume Erfurt 5); 
e) in Neu» Borpommern und Rügen). 
G. Aus der vorfiehenden Darftellung ergiebt fich, daß bei ber % 
von Mahlmühlen die Erörterung der Bedürfnißfrage nach 
v. 23. Oft. 1826, oder der damit im Wefentlichen übereinfiimmen 
















1) Dies find das Generale v. 8. Mai 1811 (3. Fort. des Codex Mi 
Abth. II. S. 311.) und für die Saächſiſchen Stiftsländg 
Markigraffhaften Ober: und Nieder-Laufis die 66 
13. Aug. 1812 für das Stift Merfeburg, und v. 12. Ang 
bie Laufip. J 

2) Hiernach wurde insbeſondere der bereits oben angeführte $. 242. 49 
anwendbar erflärt, welcher in der duch die K. O. v. 23, Oft. 100 
fhriebenen Art die Erörterung ber Bedürfnißfrage anorkaek; 

3) In diefen Landestheilen wurde die Gewerbefreiheit nicht eingeführt, 1 
erhielt die V. v. 9. und 11. Tec. 1815 $. 7. (Naſſauſche ©. © 
©. 336.) die Zwangs- und Bannrechte fogar ausbrüdlich aufrecht. 

4) Hier wurde die alte Mühlen:Gefeßgebung nicht abgeändert, namen 
ben die Zwangs⸗ und Bannrechte fortbeitehen. Tas Sp. v. 28.0 
fonnte daher hier, obwohl das A. € M. mit den fpäteren abänbeng 
ergänzenden Beflimmungen durch das Patent v. 21. Juni 1825 (81 
©. 153.) eingeführt wurde, nicht zur Anmwentung fommen, ſonderth 
Abſchn. 5. Tir. 15. Thl. MH. res A. L. R. 

5) Das Gebiet von Erfurt gerieth buch den Tilfiter Frieben w 
zoͤſiſche Herrſchaft, wurde aber nicht definitiv zu irgend einem 
fhlagen, fondern bis zur Wiedervereinigung mit Preußen von 
viſoriſchen Bouvernement verwaltet. Das A. & R. blieb wähe 
Zwifchenzeit dafelbft in Kraft. Da indeß bie Gewerbefreibeit 
angeorbnet und bie Zwangs-Gerechtigfeiten nicht aufgehoben wer 
langte das Ed. v. 28. Oft. 1810 dafelbft feine Geſetzeskraft. 

6) In Neu: Borpommern und Rügen, wo das gemeine beit 
noch fortbefteht, hat es niemals Zwangs- und Bannrechte gegeben 
Anlage von Mühlen ift dert ftets ein unbeſchränktes Recht ber r 
Freiheit geblieben, fo Daß Iandespolizeilihe Konzeſſionen dazu mie 

erfunden haben. (Vergl. Bericht ber Meg. zu Stralfund v. 1. 9 
in ben Alten des Min. d. I. s. rubr. Mühlenfahen, Rx. 60 
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ſt des F. 242. Tit. 15. Thl. II. des A. 2. R. im ganzen Umfange ber 

sarhie erforderlich war, mit Ausfchluß: 

‚wa Ofpreußen und Litthauen nebft Ermelanb und dem Ma» 
sieamerderfchen Kreife: 

Yde Sundeötheile auf dem linken Rheinufer; 

B Verenigen auf dem rechten Mheinufer, wo da8 A. L. R. nicht Ges 
fepeäkraft Hat, und 

D von Reu-Borpommern. 

B. Ducch die bereits oben mitgetheilte Beſtimmung bed $. 38. der Gew.⸗ 
Re u. 17. Ian. 1845 find indeß nunmehr für den ganzen Umfang 
Konarchie alle diejenigen Vorjchriften, wonach die Anlage neuer und 
Beränderung beftehender Betreide-Mühlen-Anlagen von dem Bedäürfs 
bee Umgegend abhängig fein follte, aufgehoben und indbe⸗ 
ere de Beftimmungen des U. 2. R. II. 15. $. 242. und der K. O. 

Oft. 1826 befeitiget worden ?). 


D) Rt ie Aufhebung ber K. O. v. 23. Oft. 1826 unb des 6. 242. A.2.M. 
IL 15. gaben fämmtf, darauf bezügl. und zu beren Ausführung und Erläus 
ergangene Beſtimmungen ihre Bedeutung und Anwendbarkeit verloren, 
daher die nachflehenden R. antiquirt: 
) & des K. Dein. bes 3. v. 15. Dec. 1826. (9. X. 1119. — 4. 128.) 
ı DR. befielb. Min. dv. 30. Der. 1826. (N. X. 1122. — 4. 129.) 
e) R. tefielb. Min. v. 3. Fehr. 1827. (A. XL. 212. — 1. 116.) 
d) 9. deſſelb. Min. v. 13. Febr. 1827. (9. XI. 214. — 1. 117.) 
e) R. defielb. Min. v. 2 März 1827. (N. XI. 211. — 1. 115) 
NR. tefielb. Min. v. 23. März 1827. (A. X. 216. — 1. 119.) 
® M. deiſelb. Min. v. 25. März 1827. (R. XI. 215. — 1. 118.) 
) & deſſelb. Min. v. 29. Mai 1827. (9. XI. 483. — 2. 112.) 
"DR. deſſelb. Min. v. 6. Oft. 1827. (A. XI. 1009. — 4. 74.) 
HR, vefielb. Din. v. 26. März 1828. (A. XII. 170. — 1. 78.) 
N. deſſelb. Din. v. 1. April 1828. (N. XI. 521. — 2. 138.) 
. deſſelb. Min. v. 27. Juli 1828. (N. XI. 767. — 3. 104.) 
MR, defielb. Min. v. 16. Aug. 1829. (9. XIV. 600. — 3. 79.) 
RM deſſelb. Diin. v. 29. März 1831. (2. XV. 141. — 1. 70.) 
reſſelb. Min. v. 15. Juni 1834. (N. XVII. 825. — 3. 128.) 
R deſſelb. Din. v. 27. Juli 1837. (N. XXI. 778. — 3. 100.) 
& deſſelb. Din. v. 30. Nov. 1837. (N. XXI 1070. — 4. 180.) 
0) & deſſelb. Min. v. 7. Dec. 1837. (AR. XXI 1070. — 4, 181.) 
Ya de 8 Min. bes 3. u. d. F. v. 31. März 1838. (N. XXIL 196. 
— 1. 187.) 
u) N, derſelb. Din. v. 7. Zuli 1838. (R. XXI. 754. — 3. 178.) 
IR. berfelb. Min. v. 19. Nov. 1838. (9. XXI. 1002. — 4A. 145.) 
w) AR. derfelb. Min. v. 12. Dec. 1838. (R. XXI. 1003. — 4. 146.) 
2) R. derſelb. Min. v. 30, März 1839. (A. XXIII. 216. — 1. 188.) 
JR, derſelb. Min. v. 6. April 1839. (R. XXI. 437. — 2. 158.) 
DR. derfelb. Min. v. 25. Juni 1839. (A. XXI. 441. — 2. 160.) 
su) R. derjelb. Min. v. 30. Suni 1839. (A. XXIII. 439. — 2. 159.) 
NR. derſelb. Min. v. 30. Juni 1839. (A. XXI. 412. — 2. 161.) 
x) M. terielb. Min. v. 10. Suni 1839. (N. XXI. 442, — 2. 162.) 
d) R. derfelb. Dein. v. 16. Juli 1839. (A. XXI. 703. — 3. 164.) 
0) NR. derſelb. Min. v. 17. Juli 1839. (A. XXIII. 701. — 3. 161.) 
HN. derfelb. Min. v. 21. Juli 1839. (9. XXI. 701. — 3. 162.) 
RM. derfelb. Min. v. 3. Nov. 1839. (R. XXIIL. 908 — 3. 135.) 
IM. derfelb. Diin. v. 10. Ian. 1840. (Min. Bl. 1840 Nr. 35.) 
5) MR. derſelb. Din. v. 27. März 1840 (a. a, D. ©. 177. Nr. 293.) 
HR. derſelb. Min. v. 12. April 1840 (a. a. D., ©. 177. Nr. 292. u. 
&. XXIII. 909. — 4. 136.) 
DM) R. derfeld. Min. v. 16. Juni 1840. (Min. BI. 1840 ©. 251. Nr. 442.) 
u) R. derfeld. Min. v. 17. Suni 1840 (a. a. O., ©. 252. Nr. 443.) 
a) R. derſelb. Min. v. 18. Juli 1840 (a. a. D., S. 313. Nr. 562.) 
») R. derſelb. Min. v. 18. Aug. 1840 (a. a, O., ©. 251, Nr. 441.) 
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Dazu: 
R. der K. Min. des I. (Br. v. Arnim) u. d. F. (Flottwell) v. 31. 
1845 an d. 8. Meg. zu Breslau. 


Nachdem buch $. 38. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. d. 3. die Beſtinm 
ber Aller. Ordre v. 23. Oft. 1826 wegen Grörterung der Bebürfnißfage 1 
Genehmigung neuer Mühlen: Anlagen aufgehoben worden, unterliegt es, wie | 
auf die Anfrage v. 26. v. M. eröffnet wird, feinem Bedenken, ben B 
berfanigen Mühlen, welche bisher mit Rüdjicht auf bie erwähnten früheren 
fhriften nur zur Bereitung des eigenen Mahlbedarfes benugt werben durften 
ohne Meiteres den unbefchränften Betrieb der Lchnnmüllerei zu geftatten. 
Min. BL. d. i. V. 1845 ©. 135. Nr. 164.) 


I. Borfähriften, welche bei der Ertheilung von Ko 
fionen gi Mühlen- Anlagen zu berädfihtigen find. 

A. Bei Schiffsmühlen in öffentlichen Flüffen. 

1) Berg. A. 2. R. I. 15. $$. 229— 232. 

(Oben ©. 54.) 

2) Pat. v. 12. Sehr. 1727 wegen Schonung ber Buhnen in ber i 
mark und dem Herzogthum Magdeburg, $. 1. 


Alle und jede Schiffemüller müſſen mit ihren Schiffmühlen auf den is 
von denjenigen Orten, wo Buhnen angeleget find, oder noch angelegt werbeg: 
ten, ingleihen von den Schaurteihen nicht weniger wo ber Strom in bei 
einen eingebogenen Winkel gemachet hat, wenigftens 200 Ruthen oberhalb im 
und zwar, wo es möglich, und die Breite des Stroms es zuläffet, 20 Ruthech 
aber nach abvenant, vom Lande fi ablegen, auch dawider bei nachdrůcklicha 
dung 8 yanb en ſich nicht untenfiehen 
(C. C. M. a 4. Abth. 2. Kap. 4. ©. 345. Nr, XXI, Rabes 
Bd. L not, 2. ©. 6.) 


Dazu 
Dei v. 9. Aug. 1793. 


Da Se. R. Majeftät von Preußen nöthig gefunden, bas unterm: 12. Yebg 
erlafiene Batent, wegen Schonung ber Buhnen, nad den Zeitumflänben 
machten Erfahrungen anderweit zu beflariren; fo wird daſſelbe zwar hi 
völliger Kraft erneuert, jevoh in Nnfehung der Lage der Schiffmühlen 
fetgefegt: * 
1) Jede Schiffmuͤhle, welche im Hauptſtrom der Elbe liegt, muſs 
vom Ufer entfernt bleiben, es mag ſolches ſchaar, oder mit Buhnen, Br 
und Landfeſten befeftiget fein oder nicht. 

2) In den Nebenarmen der Elbe darf nur dann eine ———— | 
wenn ım Hauptſtrom fich erhebliche Hinderniſſe finden, und hier muß 
4 Ruthen ſich vom Ufer entjernt halten, 

Dahingegen bleibt e8 gänzlich verboten, in einmwärts nad) den Ufern ber 
fi, ziehenden Buchten Schiifmühlen anzulegen, weil es durch die Erjahe, 
ftätiget iſt, daß eine ſolche Lage der Mühlen das Auswaſchen bergleidhen | 
noch wehr befördert, folglich den Ufern um fo jhädlicher iſt. 

3) In der Saale wird eine Entfernung von 3 Ruthen feftgefeht. 

4) Oberhalb einer Buhne oder eines Buͤhnenkopfs muß die Schiffmühfl 
10 Ruthen und 

5) unterhalb mwenigftens 15 Nuthen von dergleichen Waſſerwerken entfa 









. * 


pp) R. derſelb. Min. v. 11. Oft. 1840 (a. a. O. ©. 381. Nr. 6 
gg) R. derſelb. Din. v. 13. Jan. 1841. (Min. 2 1841 ©. 29. | 
re) R. derjelbd. Din. v. 21. Cept. 1841 (a. y\ D., S. 294. Nr. 
ss) NR terfelb. Min. v. 8. Oft. 1841 (a. a O. ©. 295. Nr. 
tt) R. derjelb. Dein. v. 11. Nov. 1841 (a. a. SB, 
uu) M. derjeib. Min. v. 20. San. 1842 (a. a. DO, 
vr) RM. derfeib. Min. v Ds 
ww) R. derfelb. Min. v. 8. Aug. 1843 (a. a. O., ©. 


. 14. März 1843 (a. a. . 
2. 8 

xx) R. derſelb. Min. v. 10. Aug. 1843 6 a. 8 =. 244. Re 
3 


bes ſtehenden Gew.⸗Betriebes; gewerbliche Anlagen; Mühlen. 65 


n aufwärts cher niebermärts gerechnet, fo daß daher bie bei Nr. 1, 2. 
ichte Entfernung vom Ufer beobachtet wird. 

: Taue und Ketten ver Schifrmühlen dürfen nie mit Anfern, Pfählen ober 
Art in den Landfeften cher Buhnen befeitiget werben. 

fe wenig darf eine Rahnftelle an jelbige angelegt, oder fonft ein Weber: 
bee Mühle über tiefe Landfeſten oder Buhnen geflattet werden. 

A Bergehungen gegen die von Nr. 1. bis 5. incl. gegebenen Vorſchriften 
Etrafe ven zehn Thalern, und auf bie Mebertretung ber 6. Vorſchrift eine 
fünf Thalern in eritern Fall hierdurch verordnet, welche der Eigenthümer 
eder Schiffmühle, ohne Laß auf Einwendungen, welcher Art diefelben 
megen, ala: eines alten hergebrachten Rechts, beftändig daſelbſt gehabten 
me, daß nicht der Eigenthümer oder Beſitzer der Mühle felbit, fondern 
e dieſe Vorſchriften übertreten, oder worinnen bie Entfhuldigungen fonft 
gm, Rückficht genommen werben darf, erlegen muß. 

em jelgenden Falle aber wird ber hoppelte Betrag biefer Strafe erlegt; 
Händen der Umſtände und des Grades ber Miderfeglichkeit und Unge⸗ 
re Geldſtrafe in verhäftnißmäßige Gefängniß- und Zuchthausftrafe ver: 


krben, 
„C. Tom. IX. Nr. 60. de 1793 S. 1641., Rabe's Samml. Br. 2. 


Lder 8. Min. bes 3. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. d. F. (v. Al- 
‚». 10. Mai 1837 an die K. Reg. zu Merfeburg. Nichtgeſtattung 
mühlens Anlagen an nicht fehiffbaren Stellen öffentlicher Ströme. 
nit angemeſſen erjcheint, die Anlegung von Schiffmühlen in öffentlichen 
ich an Stellen, wo ſolche nicht ſchiffbar find, au begünfligen, indem bergl. 
Vorfluth hindern, ſtets Veranlaſſung zu Befchwerben über Belhädianns 
rt, deren regelmäßiger Bau durch die Schiffmühlen erfhwert wird, und 
jenn es einmal zu einer Schiffbarmachung fommt, zu bebeutenden Ent⸗ 
Aniprüchen für die Verlegung oder Verhinderung des Betriebes geben, 
Antrag tes Mindmüllere N. zu N. auf Grtheilung der Konzeſſion zur 
ine Schiffmühle in der Mulde dieſſeits zurückgewieſen werben müſſen, 
nit Tas Intereſſe Der umliegenden Ortſchaften, fondern zunächſt nur 
temehners& in Frage ift. Die K. Reg. twird hiervon, auf Ihren Ber. v. 
in Kenntniß gefeßt. . 

KL. 515. — 2. 209.) 


„M. des Min. d. F. (Flottwell) v. 31. Oft. 1841 an fämntl. 
betr. Die Anlegung von Schiffsmühlen in Öffentlichen Blüffen. 


Sgifemühlen in öffentlichen Flüſſen auch in denjenigen Fällen, wo bei 
g ber Konzeſſion fein Nachtheil für das Echifffahrts:Intereffe zu beforgen 
r, namentlich bei eintretenden Veränderungen im Strombette, für die 
mb insbeiendere für die Flößerei leicht hinderlich und nachtheilig werden, 
die möglichite Beichränfung von derartigen Anlagen Bedacht genommen 
n bleßer Vorbehalt bei Grtheilung ber Konzeffion, bahin gehend, daß 
ltniſſe eintreten, welche die Verlegung ober gänzliche Wegſchaffung einer 
e nothwentig oder auch nur wünjchenswerth erjcheinen laffen, ber In⸗ 
onzeifien fidh tie Verlegung, event. Wegſchaffung der Mühle ohne Ans 
chadenerſatz gefallen laiten müſſe, erjcheint zu dem angebeuteten Zwede in fos 
nügend, als die Geltendmachung dieſes Vorbehalte in der Negel zu Eroͤr⸗ 
aß geben und Anivrüche hervorrufen wird, die, wenn fie auch dem ftrens 
aach als unbegründet würden zurücgemwiefen werden fönnen, häufig doch 
it: Nüdfichten nicht wehl unbeachtet bleiben können, 

Heint daher anrätblih, bie Ginleitungen zu Konzeſſions⸗Grtheilungen 
en diefer Art künftighin auf die Fälle eines unabweislihen Bedürfniſſes 
und Konzeffionen nur unter ber auf genaue Unterſuchungen zu grün: 
mefegung zu ertheilen, daß daraus für bie Schifffahrt — durch zu tref: 
:geln — feinerlei Nachtheil entftehen werde. 

Mey. wird angewiejen, hiernach zu verfahren, und in ben Bälfen, wo 
daß tie Konzeffion zur Anlage einer Schismühle in einem öffentlichen 
teilen ſei, zuvor die Ermächtigung hierzu, unter Darlegung ber obwal⸗ 
aͤltniſſe, bier einzuholen. 

BL. d. i. 2. 1641 S. 290. Nr. 338.) 

Bd. 2. 5 
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5) Regulativ, die Schiffmühlen auf der Elbe betr. 


I) Kein Schiffmüller darf feine Mühle an eine andere Stelle legen, al 
jenige, welche ihm entweber in der Nerleihungsurfunbe ausdrücklich und beſtinn 
gewiefen ift, oder bie ihm font von ber Behörde zur Legung feiner Mühle beyı 
worden, oder fünftig bei Veränderungen im Strom oder an den Ufern angı 
werben wird. 

2) Die geringfte Entfernung eiyer jeden Schiffmühle vom Ufer — bi 
äußerten Bord des Wall- oder Haufchiffes gemeſſen — foll 5 Ruthen Beh 
Sind die Ufer mit Buhnen oder Deckwerken verbaut,“ ſo foll der Kopf der 4 
und die äußerfte Kronenlinie der Lehtern als Uferwand angefehen werben. Ma 
bauten oder verwacfenen Ufern und Buhnen darf der Müller mit den Hanbil 
nicht anlegen, auch in den hohen Ufern feine Stufen einhauen. 

3) Wenn ausnahmsweife einem Schiffmüller nachgelaffen, ober derſelbe 
ift, entweder überhaupt oder bei bejonbers feihten Wafler, feine Schiffmühle 
eigentliche Fahrwafler zu legen, jo iſt berfelbe, wenn nicht, wie bei den T. 
Erbmühlitands-Berechtigten, durch Kunzejionen ausdrüdlih eine längere GE 
ftattet iſt, gehalten, die Mühle, ſofern es nicht eher gefchehen Fann, doc Timm 
innerhalb einer halben Stunte aus dem Fahrwaſſer zurücdzuziehen, nachdem 
Ankunft eines Schiffes oder Floſſes gemeldet ift. 

4) Um übrigens den Schiffern und Floͤßern von dem Vorhandenfein der 
mühlen zeitig Kenntniß zu geben, ift oberhalb und unterhalb berfelben amı 
neten Orten eine Tafel aufzuftellen, durch welche denſelben zugleich der Sk: 
Mühlen und die Zeit angegeben wird, innerhalb welcher felbige zurückgezege 
den müffen. 

5) Diefe Tafeln ſelbſt aber find auf Koften der Müller anzufdhaffen, 32 
und zu unterhalten, und find allein biejenigen von dieſer Verbindlichkeit 1 
welche duch Konzefjionen berechtigt find, im Fahrwaſſer zu liegen. Allea 
Dagegen, denen ($. 3.) dieſe Beguͤnſtigung nur ausnahmsweiſe geftattet wich, & 
von diefer Befreiung ausgeſchloſſen. 

6) Sofern in den Verleihungsurkunden nicht andere Vorſchriften ent 
ift es den Schiffmüllern gänzlich unterjagt, ihre Mühlen durch Anker, Tane, 
oder Spannbäume mit dem Ufer zu verbinden, vielmehr müſſen fie diefelben 
Anfer im Strome jelbit befeitigen und biefe deutlich bezeichnen, damit bem 
Fahrzeugen die Lage der Anker bemerklich gemacht wird. 

7) Die Anlegung ven Streihbrettern oder Zaunen, um dadurch bem 
Waſſer zuzuführen, iſt gänzlich unterjagt. ” 

8), Sciffmüffer, Die gegen eine ber vorfiehenden Auordnungen handeln, il 
in eine Bolizeiftrafe von 1—10 Thlr. * 

9) Auch die Steuerleute und Flößer, welche, nachdem ihnen durch de 
naäher bezeichneten Tafeln die nöthige Kenntniß gegeben worden, es unt 
Schiffmüllern zeitig genug Nachricht von der Annäherung des Schiffes ober 
zu geben, was allenfalls durch Abjendung eines Boten gefchehen muß, 
eine Strafe von I—5 Tblr. ' 

10) Außer diefen $. 8. u. 9. angeordneten Rolizeiftrafen Haben biejenigen, 
obigen, auf Schabensverhitung abzielenden Beftimmungen entgegen handeln, 
wärtigen, daß fie zum Grfap alles Schadens, welcher durch deren Beobach 
vermieden werben Eönnen, in Gemäßheit des $. 26. Tit. VI. Thl. I. des & 
verurtheilt werben. 

11) Die Verurtheilung in die $. 8. und 9. feitgefeßten Strafen erfo 
ben K. Landrath des Kreijed, gegen beffen Entjcheidung ber Rekurs an 
zeichnete Regierung binnen 10 Tagen offen iteht. 

12) Für die Grbmühlitands: Berechtigten bei Torgau bleiben neben b 
fiehenden Beſtimmungen auch die der Mühlenortnungen von 1752 und 1755 is 

Merfeburg, den 23. Dec. 1835. K. Preuß. Reg., Abt. des 
Das vorftehente Megulativ wird von mir genehmigt. 

Berlin, den 16. Jan. 1836. . 

Der K. Wirkl. Geh. Nath u. Chef d. Verw. f. H., Fab. u. Baum. Ne 

(a. XX. 227. — 1. 174.) . 


6) Publif. der K. Reg. zu Magdeburg, v. 20. Jan. 1834, bel 
Lagerung der Schiffmühlen. Ä 


Bei ben Lagern der Schiffmühlen auf IKifbaren Steamen un Flüfen, $ 
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kie-Bauinfpefter des Kreiſes nur bahin zu fehen, daß felbige nach ben beftchen: 
9 Berhriften weder dem Ufer noch ver Schifffahrt nachiheilig gewählt find. 

Tas Auffinden vaſſender Lagerſtellen it Sache der Schiftmüller, von benen in 
€ Regel anzunehmen, daß feiner ein ausjchließliches Recht auf eine beftimmte 
Etreciede hat, es jei benn, daß dies durch gültige Dokumente nachgewieſen wird. 

BU daher ein Schiffmüller ſeine Lagerſtelle verändern, fo hat er ſich nach ben 
Deriöritn des Regl. über Lagerung der Schifmühlen v. 9. Auguſt 1793 zu rich⸗ 
dem, im mizegengefegten Falle verfällt berfelbe in bie reglementsmäßige Strafe, und 
wrf nad Anweiiung des Bauinſpektors fofort den Ort verlaffen. 

„ ‚Erle Äh feine paitende und geſetzmäßige Etelle mehr vorfinden, fo ift bies 
ein Zufall, der den Echiffmüller trifft, umb dem er fich unterwerfen muß. 
(®. VII 545. — 2. 164.) 


B. &i Windmühlen indbefonbere. 


M Borfchriften über die Entfernung ber Winbmühlen 
weinander. 


” DR. des K. Min. des 5. (v. Bülow) v. 21. März 1822 an das 
Ylemif. in Berlin. 
Def, in ter Haube: und Epenerichen Zeitung v. 19. v. M. Nr. 22. (Anl. a.) 
Serrf der Beitimmung bes Min. des H. wegen ber Entfernung der Windmühlen 
‚iR ganz richtig, wiewehl nicht neu, da ſchen vor einiger Zeit, auf 
Geuzd eines Gntachtens der K. Ober: Baubeput. zur Gntfcheidung über bie 
einer Bauanlage für bereits vorhandene Minbmühlen, im technifcher 
zur Regel angenommen worden iſt, daß nicht blos eine neue Windmühle, 
ame neue Bauanlage überhaupt, der fhon vorhandenen Wintmühle nur dann 
Allg erachtet werten könne, wenn bie Entfernung von berjelben geringer fei, 
be jwölfiache Höhe oder Breite des windfangenden Gegenſtandes. Das Min. 
kägt daher auf die Anfrage v. 3. d. M. kein Bedenken, das K. Polizeipräf. 
tung dieſer Megel in einzelnen Fallen unter der Betingung zu autorifiren, 
Me Anwendbarkeit jelöft in jedem einzelnen alle durch eine fachverfländige 
feſtgeſtellt werke, 











Anl. a. 
s Re, 22. der Haube: und Spenerjchen Zeitung v. 19. Febr. 1822. 

Fach einer Beſtimmung des K. Handelamin. fell, hinfichtlich der Entfernung 
"Eimühlen von einander, als Negel angenommen werben, daß bie neue Anlage 
ner Bintmühfe nur dann nachtheilig werden kann, wenn bie Entfernung berfelben 

ik, als die zwölffache Höhe cder Breite des windfangenden Gegenſtandes. 
2 1X. 550. — 2. 247.) 

2) Bustif. ver K. Reg. zu Bromberg v. 17. Mai 1822, betr. die Ente 
mung der Windmühlen von einander. 

Rah einer Beitimmung des K. Handelsnin. joll hinfichtlih der Entfernung 

üblen ven einanter in technifcher Beziehung als Megel angenommen 
den, Daß eine neue Windmühlen- Anlage nur dann einer fchen vorhandenen Wind- 
He nachtheilig werden kann, wenn die Entfernung ven legterer geringer ift, ale 

Bifache Höhe oder Breite des Mintfanges der ſchon beſtehenden Mühle. Es 
within, wenn der Mindfang einer vorhandenen Mühle 3 Nuthen lang ift, eine 
Bintmühle nur in einer Entfernung von wenigitens 36 Ruthen erbaut werben; 
Bziht etwa ber Befiker der beitehenden Windmühle zur Ausführung der neuen 
ae imnerhalb einer geringeren Gntjernung jeine Zuſtimmung erflätt. 

(a. VI. 422. — 2. 78.) 

3) RN. des K. Min. des H. (Eutelmein) v. 4. Oft. 1822 an bie K. Meg. 

Ipypeln. 

Die in tem Amtsbl. der K. Reg. Nr. XXI. enthaltene Bekanntmachung, we⸗ 

ber Entfernung der Wintmühlen von einander, ift darin dem Sinne ber Ber: 

kmgen über diefen Segenjtand nicht gung gemäß, taß fich dieſelbe nur auf bie 

nung einer MWintmühle ven der andern Eezieht, jtatt daß ber vorläufig 

tommene techniiche Grundſatz auf alle in ber Nähe von MWinbmühlen vorzu⸗ 

ende neue Bauanlagen auszudehnen it. Werner iſt darin von dem Windfang 

ereins fichenten Muͤhle die Rede, ftatt daß ter hinderliche Gegenſtand ſelbſt der 

fang if, weil er der bereits ſtehenden Mühle den Wind wegfängt, denn der 
fang einer vordandenen Mühle it Fein übliher Aucdrud, Wird aber eine 
n* 


RN 
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neue Anlage, fei es eine Muͤhle, ober ein Gebäude, in ber Nähe einer bereit 
handenen Mühle errichtet, und überfleigt deren Höhe oder Breite, zwölf Mal g 
men, bie Gutfernung von der Mühle, fo wird biefe neue Anlage für bie 
windfangend und nadıtheilig erachtet. 

Hiernady hat die K. Reg. die Ergänzung und Berichtigung Ihres Publ 
Folge des Ber. v. 4. d. M. zu veranlaflen. 

(A. XXl. 552. — 2. 248.) 


Das in Folge diefer Anweifung erlaffene Publik. der K. Meg. zu 
peln v. 15. Dec. 1822 Tautet dahin: 


Mit Bezug auf bie Derf. v. 17. Mai c. (Amtsbl. St. 22. Nr. 72.).1 
der Gntfernung der Windmühlen son einander, wird in Gemäßheit einer R 
Verf. v. 4. Oct. c. dem Publiko bekannt gemacht, daß nach dem vorläufig 
nenmenen technifhen Grundfage, jeder Neubau, welcher in der Nähe einer ® 
mühle aufgeführt wird, deſſen Höhe und Breite 12 Mal genommen, die Entfe 
von der Windmühle überfleigt, für die Mühle windfangend und nachtheilig 
tet wirb. 

(A. VI 1035. — 4. 86.) 


4) N. der K. Min. des 9. (v. Bülow) u. d. I, (v. Schudmar” 
11. Mai 1825 an die K. Reg. zu Liegnitz. 


Da nah Vorſchrift des G. v. 29. Okt. 1810 der Beſitzer einer ſchon we 
denen Mühle einer neuen Mühlen: Anlage widerfprehen kann, wenn biefeil® 
den Wind in dem Maafe entziehet, daß er nad Art feines bisherigen Ban 
einen Schaden nachweiſen fann, wofür er nicht vollitändig entfchätigt wich, = 
dieſem Kalle der Schaden: Erfaß nur dann angenonmen werden darf, wei 
neue Anlage von der Landes-Polizei-Behörde für überwiegend vortheilhaft « 
wird, in dem, in dem Berichte der K. Reg. v. 7. v. M. angezeigten Falle a3 
überwiegender Vortheil von der Anlegung einer neuen Bockwindmühle nit 

aupten ift, jo muß in Erwägung der geringen Gntfernung ber von bem 

. N. beabfigtigten neuen Mühlen Anlage von der ſchon vorhandenen des SE 
N.N., und des dadurch der letzteren erwachſenden Schadens, das Konzeſſione⸗ 
des N.N. zurücgewviejen werden. 

Mebrigens it die Erzeugung eines Flatterwindes allerdings ein gefepfich « 
derſpruchs⸗Grund, und tie in einem foldyen Falle zu Teiftende vollfländige EA 
digung nad den allgemeinen gefehlihen Regeln mit Vorbehalt des Prozeſes 
das Entihädigungs-Duantum von der K. Reg. zu beftinnmen. 

(R. IX. 430. — 2. 119.) 


5) R. des K. Min. des I. (Köhler) v. 9. Nov. 1828. an W 
Peg. zu N. 

Das Publik., welches die K. Reg. unterm 30. März v. 3. über das bei 
legung nener und Beränterung fchon vorhandener Mühlen zu beobachtende 
dur ihr Amtsbl. erlafien hat, veranlaßt das Min. des I. Diefelbe baram 
merkſam zu machen, daß der Beflimmung zu d. jener Befanntmachung, 
der Entfernung der Wintwühlen von einander ein Mißverftändniß zum Grunde 
indem es nicht auf die Höhe oder Breite des Windfangs der vorhandenen 
mühle, fondern lediglih auf die Höhe oder Breite des Windfangs der neuen 
len-Anlage anfenmt. . 

‚ Die K. Reg. wird daher aufgefordert, die gedachte Beflimmung bi 

berichtigen. 

(a. XI. 1086. — 4. 119.) 


6) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Mathis) v. 14. San. 1 
die 8. Reg. zu Potsdam. 


Die K. Meg. erhält in der Anlage (a.) den heute dem Mühlenmeifter N. F 
auf Ihre Berichte v. 12. Juni und 30. Nov. v. I. ertheilten, die Exbawung 
Bodwintmühle ber. Beicheid zur Kenntnißnahme und Ausreichung. 

(Anl. a.) 

Auf Ihre Vorſtellung v. 22. März pr. wird Ihnen Folgendes eröffnet, 1 
Inhalt des von der K. Reg. zu Potsdani erforberten Berichts und der eingefh 
VBerhantlungen find Sie anf Ihr Geſuch um Ertheilung ber Ianbesherrlicen 
nebmigung zu Brbauung einer Bodwintmühle auf der von Ihnen in Erbpach 


% 


aommenen Barzelle des N.N.ſchen Pfarradere von der K.Meg, unter 24, Jan 
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deihalb abfchlaglich befchieben worden, mweil bie Erbauung der Mühlengebäude 
ya geringer Cutfernung ven der zu errichtenten Muͤhle beabfichtigt wird, worauf 
wa der Berhantlung v. 9. Febr. jelbit erklärt haben, ven der Grbanung ber 
ebagrhänte ganz abftehen zu wellen, falls Die Aufführung berfelben in einer ges 
Rare als der beitimmten Gntfernung von 50 Ruthen von dem Drühlenplage nicht 
eaheigt werden ſellte. In Folge dieſer Grflärung it das verichriftsmäßige Bes 
umssngs: und Grörterungsrerfahren eingeleitet und Ihnen unterm 15. Mai 
ve Tlarhniß zur Mühlenanlage unter der, Ihnen hiernach ſchon früher befannten 
Sebingeng ertbeilt werten, daß die Mühle minteiteng 50 Muthen ven dem etwa 
en ra zu erbauenden Wohngebäuden entfernt bleiben müſſe. Wenn Eie nun 
u See, om Miniſterium des Intern inzwifchen eingereichten Vorftellung v. 22. März 
w. Velen ungeachtet bitten, \shnen zu geitatten, in einer Entfernung von 35 Ruthen 
wm m Rühlnbauplape die Wehn: uud Mirthichaftsgebäude zu errichten, fo fann 
Wem Knauf nur eröffnet werden, daß es bei der Verſagung des Baukoenſenſes 
Be bi Veingebäude in einer geringer Entfernung als 50 Ruthen von der zu 
wenäterten Bechnintmühle bewenden muß, ta eine größere Nähe im fenerpolizeili- 
her Huikt nicht zuläifig erjcheint, und da ein Grund zu einer Ausnahme in Be: 
WeadR der ara Ihnen felbit in der’ Verhantlung v. 9. Febr. pr. abgegebenen Grflä- 
TuBg zu n weniger vorliegt, als Ihnen tie Gelegenheit, einen größeren Theil bes 
Pandreh ntyahteweife zu erwerben, nicht abgefchnitten if. 
Bein, den 14 Jan. 1847. Min. des Innern. Zweite Abth. Mathis. 

ı (Ra. 1847 ©. 21. Nr. 29.) 


DRK. Min. für H., ©. u. öff. Arb. (v. Pommer⸗Eſche) v. 22. Oft. 
8 m die 8. Reg. zu N. 
. Böen Ber. v. 2. d. M., betr. bie von bem Bäckermeiſter N. zu T. beab- 
Slege einer Bockwindmühle hat die K. Reg. den Einwand des Mühlens 
1 G, day ihm bie neue Anlage ten Mind nehme, um deshalb zurückgewieſen 
BR weiter zur Inſtruktion gezogen, weil die — übrigens der Windmuͤhle bes 
ame neum Anlage nicht mehr zu Gute kommende — Beitimmung des $. 247. 
BL ALM. nur unterfage, duch Anpflanzung hoher Bäume einer 
dem Wind zur benehmen. Es iſt jedoch hierbei überiehen, dag durch 
A de Gem.» Ertn. ganz allgemein ven auf Nachıheilen, Gefahren oder Belä— 
gegründeten erheblichen Ginwentungen Raum gegeben und deren Prüfung 
igmg vorgefchrieben it, mithin auch nicht ungangen werten darf, bem 
Unna, dag eine nene Mühlen: Anlage einer schon verhantenen den nöthigen 
fange, durch Beweisaufnahme näher zu treten. 
! Du. R. bat deshalb den ac. G. aufzufordern, für jeine Behauptung Beweis: 
bringen, demnächſt dieſelben unter Berückſichtigung des in dem R. v. 
2 Sin 192) ausgeiprehenen Grundjages zu inſtruiren und Lie geichloflenen 
ge zur Entſcheidung einzureichen. 
k An Sl. d. i. B. 1848 ©. 385. Nr. 477.) 


YE.N. deffelb. Min. v. 6. Ian. 1849 an ſämmtl KR. 
3 der Mühlenbaufache des Mühlenmeiiters X. N. erhält tie K. Rey. bie An: 
Sees Berichts v. 17. Nov. v. 3. anbei mit den Gröffnen zurück, daß bei 
der Sache nicht blos für einen Sirmationeplan, ſondern auch für die 
liung einer Zeichnung, aus der ſich Die Dimenſionen der Mühle genau erge⸗ 
br welche tie Konzeffion nachgeſucht werten, hätte geſorgt werben jellen. 
ber Angabe des Provofanten jollte ver Mühlenforper eine Höhe von höch— 
ge Flügel eine Länge von 60° erhalten. Nach techniſchen Grundfägen 
Wunehmen, 
daß tie duch einen winbfangenben Gegenitand bewirkte Veränderung der Luft: 
frömung auf eine vorhandene Mühle einen Nachtheil nicht außert, fobald bie 
Gntiemung von der letztern der I2maligen Fleineren Dimenſion (ter Höhe ober 
Brite, je nachdem bie eine ober die andere geringer) tes windfangenten Ge: 
genttandes gleich Fommit, daß ferner, jefern ter mindfangende Gegenſtand eine 
Rintmühle iſt, die überragende Flügellänge mit zur Höhe, die ganze Länge ber 
Rintruthen aber zur Breite tes Windfanges zu rechnen iſt. 
dieie Annahme beruft auf ben Grläuterungen der K. Ober-Baudeyp. in Bezug 
jr Gutachten v. 28. Nov. 1828, welches mehrfach mißverſtändlich aufgefaßt 
gewendet worden ill. 


Bergl. sub Mr. 1, (Oben ©. 67,) 
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Wenn nun im vorliegenden Falle bie Flügellänge von 60’ ale die hier 
gebende Fleinere Dimenflon bes winbfangenden Gegenftandes in Bekracht ge 
wird, fo muß die neue Anlage von ber vorhandenen Diühle des N. N. 12 ma 
ober 720° entfernt bleiben, damit leßtere vor Natheil bewahrt bleibe. 

Da die Entfernung im vorliegenden Falle aber nur 45° beträgt, fo Bu 
Konzeffion verfagt werben müflen. 

(Min. Bl. 1849 ©. 24. Nr. 30,) 


BB. Vorſchriften über die Entfernung ber Windmäl 
von dffentlihen Wegen und nachbarlichen Grundſtücken. 


1) R. des K. Min. des J. v. 7. Juni 1828. 
(ft. XII..544. — 2. 156.); 
2) M. des K. Min. des I. u. d. P. v. 29. Oft. 1835. 
(a. XIX. 1109. — 4. 151.); 
3) R. des K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. u. des J. u. d.P. v.23. Aug.” 
(A. XXI. 548. — 2. 245.); 
A) R. derfels. Min. v. 20, Oft. 1837. 
(9. XXI. 549. — 2. 246.); 
5) MR. des K. Min. des 3. Abth. IL, v. 6. April 1844. 
(Min. BI. 1844 ©. 85. Nr. 113) 


Bergl. diefe R. in Thl. VI. Bd. 4. des Werkes (Bau⸗Polizei) 6.53 


Ueber bie Entfernung neu anzulegender Windmühlen von be 
barten Aeckern, mit Nüdficht auf deren Beftellung durch 
vieh, dißponirt das C. R. des K. Min. für H., ©. u. dff. Art. (2 
y. 10. Juli 1848 an fümmtl. 8. Reg. 


Nah den von den K. Meg. in Folge des Cirk.-Erlaſſes v. 8. Sepfbre 
erftatteten Berichten find die Anfichten über die Nothiwendigfeit einer allgem 4 
Megel vorzufchreibenden Entfernung ver neu anzulegenden Windmühlen von F 
Fer Aeckern, mit Rüdfiht auf deren Beftellung durch Zugvich, feE 

eben. 

Sn manchen Regierungsbezirken hat ſich das Bebürfniß einer ſolchen — 
mung nicht herausgeftellt, indem darauf gerichtete Einwendungen gar nit 
Tommen find, wogegen manche Megierungen fi veranlaßt gefunden haben, 
Entfernungen, oder die Bewährung des Mühlengruntftückes mit einer Ginfae‘ 
von einer beftimmten Höhe in den Konzeffionen vorzufchreiben. 

Da nım ein öffentliches Intereffe für derartige allgemeine Anordnungen E 
nicht vorwaltet, als in vielen Gegenden das Zugvich an Windmühlen gemb1 
oft auch die benachbarten Aecker ohne Anwendung von Sngvich beftelft werdes 
halb es in jedem Falle auf die Berückfichtigung der örtlichen Verhältniſſe we 
ankommt, fo muß ich Anftand nehmen, eine dieafällige Beſtimmung ale allg 
Regel vorzufchreiben. 

Das KR. Landes: Defonomie- Kollegium ift übrigens in feiner wieberholt 
derten Neußerung dabei flchen geblieben, daß eine Entfernung ber Windmühl 
ſechs Ruthen, und zwar von den Umfafiungswänden berielben ab gerehne 
NRüdfichten auf bie Bewirthichaftung der benachbarten Aecker in der Regel 1 

en werde. 
‘ Hiernach muß der K. Meg. überlafien bleiben, ſofern Diefelbe es na 
Berhältnifien in Ihrem Bezirke für nothwendig erachtet, entivrechende in bez 
zu beobachtende Vorſchriften zu erlaffen oder die Vehörben mit angemeffener ' 
fung zu verfehen, wobei jeboch der Eigenthümlichkeit der einzelnen Fälle die 9 
Berüdfihtigung zu fihern bleibt. Jedenfalls werben dabei die gutachtlichen 
rungen der Ortsbehörben und Landräthe zu beachten fein, und defhalb wird 
einzelnen Fällen für deren Beſchaffung gejorgt werben müflen, damit folde | 
in die Rekurs⸗Inſtanz gelangenten Verhandlungen aus den Alten erfihtlidh 
(Min. BL. 1848 ©. 310. Nr. 364.) 


CC. Vorſchriften, betr. die Anlegung von Windmi 
auf in der Gemeinheitstheilung begriffenen Belbmarfer 
C. R. der K. Min. des I. (v. Bodelfchwingb) u. d. %. (u. Dü« 
v. 2. Dee. 1847 an ſaͤmmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Ste‘ 
Goblenz, Eöln, Aachen und Trier, Tome an nad K. Vutgeigeäfto, zu $ 
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in der neuefien Zeit find mehrere Gefuche um bie Erlaubniß zur Anlage von 
mühlen auf Feldmarken, welche in ter Gemeinheitstheilung befangen find, in 
Reursinftang gelangt. 

Ter von den Miderfprechenten erhebene Einwand, daß bie bezeichneten Baupläge 
ıltfeei feien, auch der Bau der Diüihle tie Plantage beeinträchtige, gehört nicht 
uikritung der Pelizeibehörde, und würte allenjalls durch ein Interimiftifum 
ı Auktinanteriegungsbehörte nach 6.36. ter V. v. 30. Juni 1834 (G. S. &. 109.) 
beſeitizen jein. 

4 Reht aber der Grtheilung der Erlaubniß zu dergl. Mühlenanlagen das we: 
mütte Berenfen entgegen, daß bie Prũfung, ch die Mühle durch ihre Entfernung 
m den Regen jo wie von ben Gränzen ber Nachbarn cder ſenſt, Las Publifum 
ber mine Privatperjonen mit Nachteilen bedrohe, gar nicht Hattfinden fann, in⸗ 
em ale irtlihen Verhältnifie erſt durch den Separationusplan feftgeitellt werden. Es 
Ehe ah nicht angemefien, vie ten Rey. obliegente Fürjerge fir das Intereffe 
08 Yeilikms oder der Nachbarn ten Auseinanderjeguugsbehörben zur Berudfid- 
ki Mmordnung Der Plantage aufzubürden. 

KReg. wird daher veranlaßt, die Aulage von Windmühlen auf Grund: 
a, wihe Hegenftand eines mit dem Umtaujche ber Ländereien verbundenen 
DER cazeretenen Gemeinheitstheilungs⸗Verfahrens find, überhaupt nicht flattfinden 
3 Ihe, kecı ter Separationeplan definitiv feſtgeſtellt iſt. Damit etwaige Unter: 
Shen xer ter Verwendung unnüger Kejten bewahrt werben, it diefe Beitimmung 
Dar das disblatt zur öffentlicher Kenntniß zu bringen. 
Innen zu geftatten, liegt feine dringende VBeranlaflung vor, dba das Be: 
der Anlage einer Windmuͤhle nicht füglich ſo unabweislich fein kann, daß 
Bit einige Verzögerung zulaſſen fellte. i 
(Rn. BL 1847 ©. 329. Nr. 402.) 


BD. Borichriften, betr. die Verhinderung der Windmäh— 
Yard Semmung bes Windes, 
a) Nittel Anpflanzung hoher Bäume. 
1) 8.9. 18. Novemb. 1819 wegen Aufhebung des 6. 247. Tit. 15. 
NUEUL R., in Rüdjiht neuer Windmühlen- Anlagen. 
De Friedrich Wilhelm, x. x. Der &. 247. Tit. 15. Thl. II. des A. L. R. 
” weh Niemand berechtigt fein ſoll, durch Anpflanzung hoher Bäume da, 
we dergl. vorher nicht gewefen, einer Mintmühle ven nörhigen Wind zu 


a, 
Yun «bei ie, feit Ginführung der Gewerbefreiheit ſtattfindenden Bermehrung ber 
ziht ferner für angemefien geachtet werden; vielmehr wollen Wir, in 
2.6, dj jedes Gewerbe einen gleichmäßigen Ediug verdiene, bie vorgedachte 
zu mung, nach erfordertem Gutachten Unjers Staatsraths, rückſichtlich 
| en Ontinbigung gegenwärtiger V. entſtehender Windmühlen, hierdurch für 
moa erllären. 
Urfendfic ıc. 
(6. &. 1819 S. 250.) 
3) 96 die (vorftehende) V. v. 18. Nov. 1819 ven $. 247. des A. L. R. 
B. nur in Bezug auf die nach ihrer Publikation errichteten 
hlen aufhebt, fo bleibt die Vorſchrift deffelten in Gültigkeit be- 
ber zur Zeit der ‘Publikation der erwähnten V. bereit beftandenen 


en. 

"3a dieſer Hinficht hat da8 Geh. Ob.⸗Trib. folgende Rechts⸗Grund⸗ 

ageiprochen : 

Ve Borichrift des U. 2. R. II. 15. ©. 247. kann die Kultur der an 

Hahmählen gränzenden Sorftreviere durch Anfden von Holz nicht 
dern 


(Gef. des Geh. Ch. Trib. v. 6. März 1840, Entſch. Br. 6. S 1.) 

A dagegen bat neuerdings der Plenarbefchl. v. 2. April 1849 ange⸗ 
namen, daß zur Anmendung der Borfchrift des U. 2. R. II. 15. 
LAUT. nicht erforderlich fei, daß die Bäume fofort bei der Ans 


Mlanzung den nöthigen Wind benehmen. 
Euſch. Pr 17. ©. 36.) o 
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. b) Hemmung bes den Winpmühlen nöthigen Wind 
Anlegung neuer Gebäude. ' 


1) Sat der Beflger einer Windmühle, auch wenn biefelbe t 
ber V. v. 18. Nov. 1819 entftanden ift, das Recht, den Nachbarn 
tung von ©ebäuben, die der Mühle den nöthigen Wind benehm 
terfagen? !) 
aa) Es bejahben: 

=) Das durch R. v. 25. Juli beftätigte Konklufun ber Geſetz⸗eF 

Juli 1791. Dies beftimmte: 

daß der Befiger einer Windmühle wohl befugt jei, dem obwohl un 
ten Gigenthümer eines nahe gelegenen Grundſtücks bie Erbauung neu 
und die Erweiterung und Erhoͤhung bereitS vorhandener zu vermehren 
Beſitzer der Windmühle durch foldye neue Anlagen und Neuerungen ei 
benöthigten Mahlwindes entzogen wird. 

(Kleins Ann. Bd. 8. S. 352. Rabe Br. 2. ©. 145.) 


B) Die Geſetzreviſoren, welche Bolgendes mittheilen: 


‚_ Die Abth. des Staatsraths für bie J.⸗, die H.- und innen An 
ihrem Gutachten v. 22. Juli 1819, betr. bie Aufhebung des cit. $. 2: 
wendung diefes $. auf Gebäude für unftatthaft angenommen, weil jet 
Ginfhränkung des Eigenthums als eine Art von Serritut, nur strict: 
werben fönne, und bas Konfl, der Gef. Komm. v. 15. Juli 1791, wo 
Nebe ftehende Frage affirmativ entjchieden war, in das A. L. R. nit a 
worden fei. Das G. Ob. Trib. hat aber beftändig nach dem entgegenge 
zipe erfannt, fo daß die Rechtsſprechung hierüber als firirt angefehen r 
(Conf. der Ber. d. Trib. v. 7. Juli 1819 in den Aften- des vormalige 
Autebrevifion Nr. 12., fo wie das Erf. in Sachen der Burchardſchen G 
cum. 

Die Materialien des A. L. R. geben über bie vorliegende Frage kei 
Auskunft. M. E. nach find die Entſcheidungen des Geh. Ob. Trib. vi 
fertigt.” Denn der Zweck des 6. 247. d. Tit. fann nur dahin gegang 
Windmühlen gegen neue Anlagen der benachbarten Grundbeſitzer, wodu 
willführlid in einen werthlofen Stand verfeßt werben fünnen, fücher zu ' 
fer Zweck würde nun fehr unvollfommen erreicht werden, wenn man b 
von ſchädlichen Anlagen verbieten und andere Arten derfelben zulafien v 

Daß im 6. 247. blos der Baum: Anpflanzung Erwähnung gefcheh 
bemzufolge nicht fo gedeutet werben, als ob dies ber einzige Wall fei, w 
müller den ihm fehädlichen nachbarlichen Anlagen wideriprechen Fönne, 
fpezielle Bezeichnung iſt nur als eine Hervorhebung des am häufigften vı 
Balles zu betrachten, für welchen eine beſondere Beſtimmung nethwent 
hier nicht wie bei Gebäuden, durch eine polizeiliche Einwirkung, eine : 
gung der Windmüller abgewandt merben konnte. 

Eine andere Interpretation würde gegen den Grundſatz im $. 3. Tit. 
anlaufen, wonach jeder Grunbbefiger ſich auch folhe Einſchraͤnkungen g 
muß, ohne weldhe ein anderes Grundftüct ganz oder zum Theil unbr 
würde. Diefer Grundſatz ift im $. 246. d. Tit., mit namentlicdher Be 
den eit. $.3. Tit. 22., auf Waffermühlen angewandt worden. Gs ift nid 
warum den lestern hier eine größere Begünftigung, als den Windmühlı 
werben folle, obwohl beide fi in ganz gleicher Lage befinden. 

Daß man das Konfl. der Gefeßfom. v. 15. Juli 1791 nicht in de 
aufgenommen habe, beweifet nicht deſſen DBerwerfung, vielmehr bezeugt | 
weldes dem $. 247. d. Tit. zum Grunde liegt, die Genehmigung der | 
fprohenen Nnfiht. Eine Beflätigung der hier vertheidigten Meinung I 
lich aus der Vorfchrift des Ed. v. 28. Oft. 1810 ableiten, welde die A 
Windmühlen, die einer andern den Wind entziehen, verbietet, Denn bei 


1) Die Frage iſt ungeachtet der Aufhebung bes $. 247. von Inte 
da legterer nur für die Provinzen gilt, ın welchen das Ed. v. 28 
- zur Anwendung kommt, theils aber auch in Betreff bes Wider] 
welches in dieſer Beziehung bis zum Gricheinen der K. O. v. 18 

von ben bereits beftandenen Mühlen erworben worben ift, 
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&., das Ruͤhlenweſen zum Gegenftande bes freien Gewerbes zu machen, und 
yelberigen Beſchraͤnkungen wegzuräumen, laͤßt ſich nicht annehmen, daß ber Ge: 
ger ine Beichränfung habe neu aufitellen wollen, bie in ber früheren Verfaſſung 
St gegcindet war, wenn er daher den Gigenthinmern vorhandener Windmühlen ein 
Koefmäsccht gegen Mühlenanlagen, wedurch ihnen der Wind entzogen wird, 
Aalen hat, oebwehl es ihnen im 9. X. R. nicht austrüclich eingeräumt war, ſo 
van m niht anders annehmen, als daß er feldhes den allgemeinen Rechtsgrund: 
ken fir amiß erachiet habe. Tieje Grundſätze können feine andern fein, als bie 
Seriäkitt tea 6. 247. des Tit. und was daraus analegiich folgt. 

Ya digen der Mintmühlen kann demnach, ſowohl nad einer richtigen In⸗ 
wyertien des 8.247. als nach der feititehenben Praxis des höchiten Gerichtshofes, 
WB Birprahsreht wider neue bauliche Anlagen und infonderheit wider Mühlen, 
bahrtch inen ber ind entzogen wird, bis zur Gricheinung ber B. v. 18. Nev. 1819 
BR abgrfrehen werten. (a. a. O. 5. 267.) 

D Merkel, Kom. zum U. L. R. 11.15. g. 247. 

q Bielig, Kom. zum A. 2. R. Bd. 8. ©. 105. Nr. 6. 

. Y Rem frühere Judikate des Geb. Ob. Trib. Siehe sub aa. B. und 
;.. Gimems Rechtsſpr. Bd. 5. ©. 70. 


& yerneinen: 


der Einaterath in einem Gutachten v. 22. Juli 1819. ©. aa. ß, 
B) Bornemannn Br. 2. S. 250 —252., 2. Ausg. Bd. 2. ©. 142. 
g) de Blenarbefchluß des Geh. Ob. Trib. v. 26. Aug. 1839, 
weil bie Eintfch. der Gefepkom. v. 15. Juli 1791 nicht in das A. L. R. 
Üergegangen; der 6.247. A. L. R. 11.15. die qu. Berechtigung nicht be 
indem die Verjchiedenheit der Umſtände die Analogie ausſchließt 
zu der $. möglichft eingefchränft zu deuten, da er, auf vergangenen 
Berhältniffen berubend, in feiner Orundlage aufgehoben, endlich die auf 
ga} andere Berhältniffe bezüglichen 88. 3. ff. Lit. 22. Thl. I. des A.L.R. 
auf die qu. Befugniß nicht anmenden laffen. 
(&uig. Bd. 5. S. 67—74. 3. Din. BI. 1839. S. 315.) 


) Usher vorſtehende Entjch. de Geh. Ob. Trib. bemerft dad M. ber 
8. Rin. des 3. u. d. P. (v. Rochow) und d. 8. (v. Alvensleben) 
%%. April 1841 an die K. Reg. zu Danzig: 
de daiamung des 8. 247. Thl. II. Tit. 15. des A. L. R. wenah Niemand 

h Ber Mintmühle duch Anpflanzung hoher Bäume ben nöthigen Wind 

mie der K. Meg. auf den Bericht v. 24. Febr. c. eröffnet wird, durch 
8..14.9.1819 (©. ©. S. 250.) für alle nach ihrer Publikation erbauten 
58 erbananden Windmuͤhlen aufgehoben und findet daher nur ned) auf diejenigen 
* welche zu jener Zeit ſchen beſtanden haben. So viel dagegen bie Sr: 






—“ 


, 


ben Gebaͤuden in der Nähe von Wintmühlen betrifft, fo hat das G. O. T. 
‚ae Bm: Sihung die Frage: 
‚a m ben Berichriften des A. L. R. insbefendere des cben afleg. $., eine Be⸗ 

Wätigung des Beſitzers einer vor Verfüntigung ber V. v. 18. Nov. 1819 ent: 

en Windmuͤhle begründet it, ben Nachbarn die Errichtung von Gebäuden, 
Bebe der Mühle den nothigen Wind nehmen, zu unterjagen? 

% und e3 kann feinem Bedenken unterliegen, daß dieſe Entſcheidung bei allen 
Walzen Windmühlen aufrecht zu erhalten iſt, welche nach Publifation der V. v. 
Re, 1819 errichtet find. Dabei ſcheint ber Gerichtehof aber überfehen zu haben, 
I. v. 28. Oft. 1810 (©. S. S. 86.) im 8. 7. den Beiikern von Wind: 
Nen ein Kliderfpruchsrecht gegen den Aufbau einer Wintmühle in dem Falle bei: 
R Bat, wenn die neue Mühle fo erbaut werten foll, daß jie der ſchon vorhande: 
den Wind entzieht, und die Berwaltungsbehörbe wird Daher nicht umhin Fönnen, 

db diefer Vorjchrift den Aufbau einer Windmühle dann zu unterjagen, 
jene Borausfegung zutrifft. Ob Letzteres der Fall it, Fann aber nur jedesmal 
fahverfläntige Gutachten feitgeitellt werden. (B. Min. 1841 ©.179. Nr. 270.) 


2) Iſt zur Anwendbarkeit des $. 247, in fofern er nicht durch bie V. 
‚Rop. 1819 aufgehoben ift, erforderlich, daß die Unpflanzung zur Zeit 
errſchaft des N, E. R. erfolgt fei? 
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aa) Es bejahte dad L. G. zu I. per sent. v. 29. Dec. 1826, welches & 
ver sent. des Geh. Ob. Trib. v. 17. Nov. 1828 gegen das « 
Ir. Inftanz, jedoch ohne Anführung von Gründen wieberhergeftet wm 
Exfteres ftügt ſich darauf, daß in den ehemals Sächftjchen —X 
wo der Ball vorkam, nach $. 5. des Pat. v. 15. Rovbr. 181 
A. 2. R. auf die vor dem 1. März 1817 vorgefallenen Handlac 
und Begebenheiten nicht anzuwenden, dad Sächfifche Recht aber 
dem $. 247. ähnliche Vorſchrift habe. 
bb) Es verneinte der I. Sen. des D.2.©. zu Naumburg pe— 
de publ. 27. Septbr. 1827, weil das A. L. R. hier dem gemeinenge 
gemäß entfcheide und daher daffelbe im Zweifel anzuwenden, Ei 
in dieſer Beziehung nur Orundfäge des Vernunftrechtes au 
(Ihemis 1837 ©. 1029.) 
C. Vorſchriften über die Grundfäge, welde für bie Erthen 
fans der landespolizeilichen Konzefilon zu Mühlen» Anlagen m 
end find. . 
1) Im Allgemeinen findet auch für Mählen« Anlagen 
ſchrift des $. 32. der Gem.» Drdn. Anwendung, daß das Gefuch nut m 


Dies wurde auch bereits in nachflehenden R. ausdrüdlid, au 
a) R. des K. Min. des J., Abth. I. (Köhler) v. 8. Nov. 18 

K. Reg. zu Magdeburg. 

Die frühere minifterielle Beftimmung, wonach Konzeffionen zır neuen 
Anlagen nur unter der ausdrücklichen Bedingung ertheilt werben Tolkien. 
neue Müller ſich denjenigen Vorſchriften unterwerfen müfle, welche gejehlil 
der Gntfäbigung ber älteren bannbereditigten Müller für bie Folge 
mödhten, kann von der K. Reg. nach bem Antrage in Ihrem Ber, v. 2 
um fo unbebentliher für aufgeheben erklärt werben, als ſchon längft 
Beranlaffungen anerkannt worden iſt, daß es nicht zuläjfig fei, jener Di 
weitere sr au geben. 

(a. xl. 1008. — 4. 73) R 

b) R. der K. Min. des I. u. d. P. (v. Room) u. d. F. 

ben) v. 20. Dec. 18:40 an die K. Reg. zu Branffurt a. d, 

Mit der Anfiht der K. Reg 

daß die Randes-Polizel:Beherde nicht ermächtigt fei, eine neue Mablut 

einen Drte zu fonzefileniren, deſſen Ginwohner einem amerfanmk 

Mahlzwangsredhte dafelbft unterworfen find, 

Tonnen wir uns nicht einveritanden erklären. 

Der 8.237. Tit. 15. Th. II. des AL, R. Hat nur beſtimmt, daß zum 
theile der Zwangs-Gerechtigleit einer fhen vorhandenen Mühle, ber Bat 
dern nicht zugelafien werben felle, 

Nun hat aber nah $. 34. Tit. 23. Th. I. des 9. 2. M. jeder Zimangad 
die Verpflichtung, die Mahlgäfle gehörig zu fördern umb nad} $. 15. a. 
ein Swangeberehtigter, welcher den Bebürfniffen der Verpflichteten fein 
fa fann, fi gefallen iaffen, daß Iegtere jich ihre Nothburft anf andere M 
Hafen. Bitiſteller Hehauptet aber, daß bie Befiger der Amtsmühlen ihre ik 


1) Daß die Frage ver Nüglichfeit neuer Mühlen» Anlagen für 
der Landes: Bolizei-Behörde ganz unberüdfichtiget ver! 
war bereits buch das R. des K. Min. des J. v. 10. 
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want erfüllen kẽnnen, weil tie Mahlfraft ihrer Mühlen dazu jeßt nicht mehr 
Einde fei, Sat auch dieſe Behauvtung in der Beſchwerde durch Anführung von 
mien anterftüßt, voelche, wern fie bei bem angegebenen Umfange in der Wahr⸗ 
KR beahen ſellten, jene Behauptung allerdings beitätigen und ev. geeignet fein 
en, ta brchent en Zwangsrechts ungeachtet, die Grrihtung ter Mühle zu ges 
GR deher allerdings nothmendig, auf ten Gegenſtand näher einzugehen, und 
seh te Rahlkraft der Zwangsmüũhlen, als das Bebüriniß der Zmangspflichtigen, 
——— ter betheiligten Müller und des Bittſtellers, ſo genau als möglich 
' MetLd i. V. 1840 ©. 484. Nr. 831.) 
‚ Dagegen ifl die Landess Polizeis Behörde verpflichtet, hei Ertheilung 
Kerxſſenen zu Wafler- Mühlen und anderen durch Wafferfraft bewegten 
die Beobachtung der gefelichen Vorfchriften über den Waffer- 
ad ur Bedingung zu machen und deren Innehaltung zu Fontrofliten '). 


„ Yelie diäponiren folgende Mefcripte: 
Ader K. Regierung zu Marienwerder v. 22. Juli 1835 an jämmts 
Be &. andratböimter. 


@ kagt in ber Natur der Sache, daß es bei Erweiterungen vorhandener Waſ⸗ 

sänlagen und Mühlenneubauten, welche die Wafferwerfe betreffen, chne 

Kmkrung und Feſtſtellung tes Waſſerſtandes unmöglich bleibt, das von 

Oaaraden gegebene Verſprechen, den bisherigen Waſſerſtand nicht verändern zu 

2, a fentroſliren. Es iſt auch häufig der Fall geweſen, daß nach Ausführung 

Gesten gegen biefelben gegründete Beſchwerden eingegangen find, welche bin⸗ 

m$. 7. des Gb. v. 28. Oft. 1810 geſetzten präkluſiviſchen Frift von acht 

nah der den Mühlenbau betr. öffentlihen Belfanntmadhung, im Vertrauen 

‚ dB feine Aenderung des Waſſerſtandes eintreten werde, nicht angemeldet 

kb, und zum grofien Nachtheile ſowohl der Bodenkultur als anderer Stauungs- 

Mögen, weiche unberückfichtigt bleiben mußten, weil ber Nachweis nicht geführt 

ben frante, daß der Warlerftand verändert war. Zur Vermeidung dieſer Uebel: 

N haben wir daher bejchleifen, in Zufunit zu allen Mühlenbauten, VBeränterun: 

UM Önmweiterungen, welche möglicherweie auf den Waſſerſtand Einfluß haben 

Ten ! 

1) Die geieglichen Vorſchriften, welche fidy auf dieſen Gegenſtand beziehen, find 
von zwiefacher Gattung. Erſt lich gehören dahin diefenigen Beitimmungen, 
wie ten Schuß beftchender Mühlenanlagen gegen Entzie— 

bung ster Aufftauung des zu ihrem Betriebe erforderlichen 

Bafjers bezwecken. Vergl. in dieſer Beziehung tie Vorſchriften des 
LER. 11. 15. 68. 234. 238. 239. 243—246,, ſ. oben S. 55., desgl. 
44 tes Ed. v. 29. März 1808, j. oben €. 57, u. $. 7. des Ed. vom 
3. Cft. 1810, f. oben S. 58. Zweitene gehören dahin diejenigen Vor⸗ 
friften,, weiche zum Velten der Bodenkultur und ter Schifffahrt in 
ber Beziehung erlaſſen worden, um theils ber zu großen Aufſtauung, theils 
km Gintreten zu niedrigen Wafleritandes vorzubeugen. In biejer Bezie- 
kung vergl: 

a) A. 2. R. 1. 15. 88. 243. ff.; 

b) &. v. 15. Nev. 1811 wegen des Maiteritauens bei Mühlen und Ber: 
Mattung der Borfluth. (G. S. 1811 ©. 352.); 

ec) Vorfluths⸗Ed. für Schleſien v. 20. Dee. 1746; 

d) Gr. v. 29. März 1808 8. 5. (j. oben ©. 57.) u. v. 28. Oft. 1810 
S8. 7. u. 8. (ſ. oben ©. 58.) 

e) In Betreff der Rheinprovinz: Code penal Art. 457. u. R. der 
Bin. d. J. u. d. P. u. d. F. v. 6. April 1838 (A. XXI. 439. — 2. 145.); 
desgl. das auf dem linken Nheinufer publizirte G. v. 28. Sept. u. 6. Oft. 
1791, die Geſetze v. 29 Florial X. u. 14 Florial XL, ſowie das Publ. der 
K. Reg. zu Duͤſſelderf v. 25. April 1827 (4. I. 99. — 2. 67.) 

98. v. 28. Febr. 1843 über die Benusung der Privatflüſſe (G. S. 
1843 ©. 41.) nebit G. v. 23. Sun. 1846 (©. ©. 1846 ©. 26.) u. 2. v. 
9. Jan. 1845, betr. die Ginführung des ©. v. 28. Febr. 1843 in dem Be⸗ 
zirk des Appell⸗Ger.⸗Hofes zu Göln. (G. ©. 1845 ©. 35.) 

Bexgl. bieje Gefebe (ad a—f.) in Thl. VII. des Werkes, Abth. Landbau.) 
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Tönnen, felbit in bem Falle, wenn Feine Proteitationen dagegen eingegangei 
unfern landespolizeilihen Konjens erft dann zu ertheilen, wenn ber Maferka 
vor regulirt, und den Intereilenten dadurch eine Buͤrgſchaft ertheilt wird, daß 
ihren Rechten durch eigenmächtige Handlungen des Bauherrn nicht gefährbe 
en können. 

Das K. Landratsamt wird daher angewieien, denjenigen, welche einen k 
gen Bau beabfichtigen, jedesmal vorweg zu eröffnen, daß bie Getpeitung bes 
fenfes daven abhängig gemacht werben muß, daß fie vorher felbft auf Reg: 
nnd Feſtſtellung des bisher beobachteten Mafferftandes in den durch das Bm 
Ed. beftimmten Formen antragen, und fi zur Berichtigung der damit ver 
Koiten verpflichten. 

(A. XIX. 839. — 3. 180.) 


b) C. R. der 8. Min. des I. (v. Manteuffel) u. d. 8. (Deftersehe 
14. Juni 1847 an fämntl. 8. eg. 


Schon bei verſchiedenen Streitigkeiten in der Rekurs⸗Inſtanz über die 
migung von durch Waflerfrafb bewegten Triebwerfen it bemerkt worben, d 
Regierungen in foldhen Faͤllen eine genaue, die Verhältniffe für die Zukunft 
Beitimmung des zuläffigen Wafferftandes nicht treffen, und haben deshalb ff 
nen Fällen bereits die Akten, mit der Anweifung, das Berfüumte nachträgfiit 
wirfen, vemittirt werben müſſen. . 
Der gefeglihen Vorjchrift, wonach zur Anlage neuer Waflerwerfe bie 
polizeiliche Konzeſſion nachgefucht werben muß, liegt weientlih die REM 
Grunde, daß die Beläftigung des Publikums und ber Adjazenten durch 
MWaflerfpannung von Seiten ber Triebwerfebefiger zur Forberung ihres Bi 
theild vermieden werde. Die Erreichung dieſes Zwedes kann nur dadurch 
werben, daß 
1) die Lage des Fachbaums nach unverrüdbaren Merkmalen beftinmt, 
2) die bewilligte Höhe des Standwaflers über dem Fahbaume durch 


Norm N} ' 

3) eine Reviſton der Fonzeffionirten Mafferbauten durch einen K. Bauben 
findet und unter befondern Umſtänden der Betrieb der Werke vor erft 
viſion gar nicht geitattet wird, 

In Folge der Verabfüumung folder Maßregeln ift in einer Beſch 
wegen Ueberſchreitung der Waſſerſtände bei einer konzeſſionirten Stauan 
Sprache gefommen, Daß, nachdem dem Beſitzer des Triebwerfs eine Lage J 
baums mit einem Waflerftande von 2 Fuß 3 Zoll zugeftanden worden, beig 
um 1 Fuß 42 Zoll zu hoch gelegt ilt, ohne daß feitens der Polizeibehöchk 
fer bedeutenden Meberjchreitung der Konzeifion Kenntniß genommen werke 
Megierung iſt fogar der irrigen Nnficht gewefen, daß es lediglich Sade U 
zenten fei, fih auf ihre Koſten gegen ſolche Ueberfchreitungen durch den M 
Segung eines Merfpfahls zu fügen. Zr 
Daß bei jeder Konzefiton die obigen Beſtimmungen getroffen und bie % 
und Unterhaltung von Merkpfählen, besgleihen die Baurevifion, welche 
ex officio ftattfinden muß, ohne daß dafür dem betreffenden Baubeamten ei 
fhädigung zu gewähren it, ald Bebingungen geftellt werden können, unters 
nem Bedenken, ba der $. 32. der Gew -Orbn. die Behörden in diefer Wi 
nicht befchränft, auch der $. 1. des G. v. 15. Nov. 1811 die Eriftenz de 
pfähle als Regel vorausfegt. 
Mir weifen die K. Reg. daher an, hiernach in Fünftigen Bällen zu w 
(Min. BI. d. i. V. 1847 S. 136. Nr. 177.) | 
4) Die Anlage von Walkmühlen iſt da nicht zu geftatten, 
Flußwaſſer zugleich zum Trinkwaffer dienen muß. Ä 
R. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. d. Jo f 
(v. Rochow) v. 23. Oft. 1837 an den Müller N. zu N. und 4 
lid an die 8. Meg. zu Erfurt. 
Auf Ihre Befchwerde v. 18. Juli d. 3. über tie Ihnen von ber K.— 
Erfurt verweigerte Erlaubniß zur Ummandlung eines Delganges Ihrer an 
firut liegenden Waflermühle in eine Walfmühle, wird Ihnen hierdurch er 
die beabfichtigte Ummwandelung fchon aus janitätspolizeilihen Gründen uf 

: werden kann, weil der Abgang einer Walfmühle, wegen ber beim | 
Stoffe, Thonerde und Urin, das die Mühle treibende und zum Reel 
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weten Stoffe tienenbe Wafler trübt und weislich fürbt, fo daß bei ber Lage Ih⸗ 

e Nühle innerhalb ter Stat das wegen des Mangels von Brunnen als Trink: 

he für Renihen und Vieh genupte Waſſer der Unſtrut innerhalb des ganzen 

xt vonmeinigt tındb zu dem legtern Zwecke unbrauchbar gemacht werben wiirde, . 
WIXL 1072. — 4. 184.) 


H Uber die Berückſichtigung der Interefien der zur Fiſcherei Be— 
ethligten fpricht jich das MR. der K. Min des I. m. d. DB. (v. Rochow) 
5 8. (p. Alsendleben) v. 26. Sept. 1838 an die K. Reg. zu Frankfurt 
felxaden Art aus: 

Ta & Rey, werten tie Beil. Ihres Ber. v. 1. v. M, in Betreff des Wiber: 
Bi ter Mühlen : Beiigerin N. gegen die von dem Poithalter N. veojeftirte neue 
Pkselız, hierbei zurückgegeben. 

Yin Viderſpruch ift auf das Ed. v. 28. Okt. 1810 geftüßt, indem bie Ber 

Mefülerin behauptet, daß fie in Ausübung ihrer Yijcherei- Gerechtigkeit durch 
Bee Nihlenanlage geitört und beeinträchtigt werde. 

Se 7. des gedachten G. it ein Jeder, der von einem öffentlich bekannt 

Pa en Mühlenbaue eine Geführbung feiner Rechte beforgt, verpflichtet, 

Maſoruch anzumelden, und die LandessBolizei:Behörbe kann, wenn fulcher 
Be Eefunden wird, nach ©. 8. b. ten Bau ber Mühle unterfagen, ohne daß 

Ham Ausipruch der Meg Rechtens befchritten werben darf. Es muß baber 
67 ein jeder Widerſpruch vor der Entfcheitung geprüft und gewürdigt werben. 
apgen in tie K. Meg. ber Meinung, daß nur bie im zweiten Abſatze des 
b geführten ipeziellen Gründe geeignet feien, bie Verſagung ter Erlaubniß zu 
In diefer Stelle wird jedech nur eine einzelne Klaſſe von Intereſſenten 
20 bernorgeboben, hinfichtlich deren es nach Dem übrigen Inhalte des Ed. einer 
a Befimmung bedurfte. Es werben nämlich barin bie Gründe ſpeziell an: 
me welche allein ein Widerſpruchsrecht der Beiiger bereits vorhandener Mühlen 
der begründen, indem e6, nachdem eben durch diefes Geſetz den Müllern 
meinen jedes aus ihrem Gewerbe hergenonimene Widerſpruchsrecht abge⸗ 
= war, darauf anfam, genau feſtzuſetzen, in wie weit ber Widerſpruch ber bes 
FM terielben Gegend vorhandenen Müller gleichwohl neh Berückſichtigung fin: 
G& wird dadurch aber überall nicht ausgeſprechen, daß ter Widerſpruch 
rer Grundbefitzer überhanpt nur in fefern gu berüctiichtigen fei, als es fich 
Pontziehung des Windes oder Waſſers, oder ven Aufſtauung Des lextern zum 
en derſelben handle; vielmehr muß die Prüfung und Beurtheilung der Lan: 
ey dchirden auch dann eintreten, wen bie Grundbeſitzer im anderer Hinficht 
iſchedeng ihrer Mechte behaupten und biejerhalb auf Grund des erſten Abs 
P-ded $. 7, Siderſpruch einlegen. 


Wera muß der Proteflationsgrund ber N. geprüft werben, bevor dem N, bie 
Bes zu Theil wird, Die Verweiſung der Proteitation anf den Weg Rechtens 
unmuläiſig; denn ta nad $. 8. über die erhebenen Widerſprüche bie Lana 
MN j:Behörte, mit Ausſchluß des Rechtswegs, zu entfcheiden hat, fo kann eine 
Me Rognition nur in forern ftattfinden, als es ſich demnächſt un Entſchädi⸗ 
: N. von Seiten des N, handelt, wenn, ihres Widerſpruchs ungeachtet, die 
attet wird. Die Prüfung wird daher in der Hinficht zu veranlaſſen fein, 
Ke neue Anlage der befürchtete Schaden zu erwarten jteht, und event., ob 
Anlage dergeftalt ale überwiegend vortheilhaft anzuerfennen it, daß biefelbe 
erf&ätigug der N. zu geftatten ift. 


r bie Griſtenz ber fifcherei-&erechtigkeit, welche von tem N. beftritten wird, 
Eninge nur ber Richter definitiv enticheiden Tonnen. Co lange jedoch ber 
Rt nicht von einem angeblich befier Berechtigten, nanıentlich von dem Ma: 
a N, beſtritten wird, in deſſen Dühlen-Fließe das behauptete Mecht ausge: 
derden fcheint, wird man annehmen müſſen, daß folches erijtire, und auf das 
reiten tefielben von Seiten tes N. um fo weniger Gewicht zu legen fein, 
Fiſcherei⸗Gerechtigkeit in dem beigebradhten Hypothekenſcheine als PBertinenz 
'ter N. beieffenen Mühle ausprüdlich aufgeführt wird. 
mach bat tie K. Reg. Sich einer nähern Prüfung des Widerſpruchs der N. 
jiehen, und nad Abſchluß der Verhandlungen weiter zu berichten. 


mfalle in der N. zufolge der Allerh. K. O. v. 18. Dez. 1836 und des E. 
M. und 3. zu verwwarnen, den Bau hie zur definitiven Entſcheidung über 
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fein Konzeſſions⸗Geſuch auszufegen, indem er, wenn ſolche gegen feinen Bın 
fallen follte, feinen Erfah der auf den Bau verwendeten Koften zu erwarte 
(A. XXI. 755. — 3. 179.) 


III. Vorfchriften, welche das Verfahren in Mühlen« Konzefl 
Angelegenheiten betreffen. 


1) In Betreff des formellen Berfahrens find bie ältere 
flimmungen (insbeſond. des Cd. v. 29. März 1808 $6. 2. u. 4. u 
Er. v. 28. Oft. 1810 66. 6. u. 7.) durch die Beſtimmungen ber 
bis 34. der Gew.Ordn. v. 17. Ian. 1845 '), melde in diefer Be 
nunmehr allein maaßgesend find, für auf gehoben zu erachten *). 


Hierüber fprechen fih aus: 
a) M. der K. Min. d. 8. (Flottwell) u. d. I. (v. Manteuffel) v. 1 
1846 an die K. Reg. zu N. Ä 


In der MühlenbausAngelegenheit des Gutsbefigers N. zu N. wird ber 
in Verfolg des Ber. v. 8. v. M. das in ber Mefursinftanz heut ergangen 
zur weitern Veranlaſſung überfandt. 

Rückſichtlich der in diefer Sache beobachteten Förmlichkeiten, findet 
bes zu bemerfen: 

Die K. Reg. hat in der Verf. v. 19. Dec. v. 3. den Kreislandrath 
bie Belanntmahung burh das Amteblatt und zwar, dba es fih um cine ® 
handle, duch einmalige Ginrücung zu bewirken. Dies ift ohne Zweifel 
fit auf die Beſtimmung des $. 6. des Ev. v. 28. Dft. 1810 gefchehen, if 
K. Meg. von der Vorausfegung ausgegangen, daß bei Waffermühlen bie 
der Gew.⸗Ordn. vorgefchriebene Bekanntmachung nicht genüge, vielmehr 
Beftimmungen der Gew.⸗Ordn. rückſichtlich der Bekanntmachung und ber gi 
tenden Friſten au die Verfchriften der 69. 6. und 7. des Ed. v. 28. O 
Anwendung fünden. Der Landrat hat auch Lie Verf. in diefem Sinme, 
und mit Bezug auf den $.6. des Ed., der Beſtimmung bes $. 29. der Ge 
Zigezen eine achtwöchentliche Friſt zur Anmeldung etwaiger Einwendungen 

e K. Reg. hat dies Verfahren des Landraths ſtillſchweigend gebilligt, = 
erfennen gegeben, daß er Ihre Verfügung richtig aufgefaßt habe. 

Es ijt aber nicht zuläffig, außer oder neben den Vorſchriften des $. 
Ordn. noch andere, die Förmlichkeiten des Verfahrens betr. Beſtimm 2 
wendung zu bringen. Der $. 29. der Gew.⸗Ordn. fegt für alfe im 6. 
ten Anlagen, alfo au für alle Arten von Mühlen, ein gleihmäßigesz 
und gleiche Termine zur Anmeldung ber zu erhebenden Einwendungen fü 
num in der Natur der Sache liegt, daß weder doppelte Körmlichkeiten eis 
theilweife die barüber beſtehenden Vorſchriften des Mühlen: Ed. und thei 
Gew.⸗Ordn. maaßgebend fein können; fo find die Beftinmungen ber 66, & 






















1) Bergl. oben ©. 30 und 31. 
2), Deshalb find auch folgende Beſtimmungen, die lediglich das in DRx 
zeffione » Angelegenheiten zu beobadhtende Verfahren betreffen, 
von praftiiher Bedeutung: 
a) R. der 8. Min. des J. für Gem.:Nng. u. des I. u. d. 
Dee. 1836 nebft 8. O. v. 18. Dec. 1836 (1. XX. 1005. — 4. 
b) R. derſelb. Min. v. 10. Mai 1837 (A. XXL 513. — 3 
c) R. derfelb. Min. v. 14. Juni 1837 (1. XXI. 515. — % 
d) R. derfelb. Min. v. 28. Sept. 1837 (A. XXL 777. — * 
e) R. ver Min. des I. u. d. P. u. d. F. v. 19. Juli 1839 | 
102. — 3. 163.) 
f) R. derfelb. Min. v. 12. Aug. 1839 (A. XXI. 700. — 8 
g) R. terfelb. Min. v. 30. Nov. 1841 (Min. BI. d. i. V. 14 
Nr. 558.) 
b) Bot ber K. Reg. zu Magbeburg v. 25. Dec. 1817 (M 


49. 

Auch it hiernach das R. des K. Min. des). u. d. P. v. 
1832 (A. XVI. 210. — 1. 85.) für befeitiget zu erachten, wd 
ſpricht, daß hei bloßer Wiederherftellung zerſtörter Mühle 
fimmungen des $. 6, des Ed. v. 28. Oft, 1810 nicht Platz greife 
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®.v. 38. Okt. 1810 auch nicht als folche zu betrachten, deren fernere Anwen: 
wie 6. 38. der Gew.⸗Ordn. außer den Beſtimmungen der 66. 27—36. anorb: 
I, — find dieſelben durch die Vorſchriften des $. 29. ff. der Gew. : Orbır. 

bahn, 

Fiemach hat tie K. Meg. in künftigen ähnlichen Fällen zu verfahren. 

(Ki Bd. i. V. 1846 ©. 114. Nr. 178.) 


DR m K. Min. d. F. (v. Düesberg) u. des I. (Mathis) v. 24. Juni 
‚ IM an die 8. Meg. zu N. Nichtanmendbarfeit der Vorſchriften bes 
| @.228. Okt. 1810 über die Art der Bekanntmachung bei Ans 
Pkg oder Veränderung von Mühlen !). 


“x Sodam iſt zu bemerken, daß die Vorſchriften bes Ed. v. 28. Oft. 1810 
We iin der Bekanntmachung bei Anlegung oder Veränberung von Mühlen ge: 
ig nicht mehr zur Anwendung fommen, da die allg. Gew.-Ordn. v. 17. Jan. 
b Riklen unter benjenigen Anlagen, für welche die Vorfchriften des 6. 27. ff., 
ab die wegen ber Friſtbeſtimmung, maaßgebend find, ausdrücklich aufgeführt 
flehyen ten im 6. 38. ibid. aufrecht erhaltenen, in Betreff der Anlage von 
fer noch beitchenten Borfchriften die in tem früheren Geſetze angeordneten 
asgihlerien bleiben. 
Vasihf iſt es bei der Inſtr. verabfaunt worden, von dem Müller N. einen 
Eituationeplan und die nöthigen Zeichnungen, woraus die vorzunchnens 
gen erfichtlich find, zu erfordern, was daher noch nachträglich gefche: 


zu. 
as BL d. i. ©. 1847 ©. 211. Nr. 266.) 


3) Dagegen find nachſtehende Negierungs» Publifanda, fofern 
die Modifilation der darin ertheilten Anordnungen aus den 
riften der SS. 28. ff. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 ergiebt, noch 
Acſichtigen. 
Weit. der K. Meg. zu Koͤnigoberg v 31. März 1818, betr. die An⸗ 
"gung neuer Mühlen. 
Bei ter unterz. Reg. gehen häufig unvollftändige Gefuche um Konzeffionen zu 
# Anlagen ein, weburh unnöthige Schreibereien veranlaßt und ten Nachfuchen- 
erh Rechen: und Zeit:Aufwand Nachtheile zugefügt werden. Um dieſe zu ver: 
findet die Meg. es nöthig, Die V. über tiefen Gegenſtand in Erinnerung zu 
a, un das Verfahren näher auseinanter zu fegen, welches jebt, nachdem bie 
Hrn Behörten in Mirkfanfeit getreten find, und ta nur duch diefe alle 
ME der Kreis - Singefefienen bei der Megierung eingegeben werben folfen, von 
RER time Abänderung erlitten hat. Es werten daher auch nah tem Er: 
Beier B. tie Gejuche der Kreis: Gingefeffenen um Erlaubniß zu Mühlen: 
Z welde ber Regierung eingereicht werben, an das zuftäntige Landrathsamt, 
fe nicht Beſchwerden über daſſelbe enthalten, abgegeben werben. 
Rs nn ſowohl von den Nachfuchenden als ben Lundratht-Nemtern beobachtet 
am, int im Nachſtehenden vollfändig enthalten, und haben es ſich ſowohl 
W:@ingejeffenen als die Behörben zur genanen Befolgung dienen zu laſſen. 
Keine Mühle darf ohne Konzeffion erbaut oder verändert werden. Die Land⸗ 
zıter haben bei Verantwortung darauf zu fehen, daß fein Bau, wozu eine 
erforderlich ift, und ber nicht blos eine Inftandfegung, DBeränderung des 
MM cder der Einrichtung des innern Werks betrifit, ohne Konzeſſion angefan- 
























Jeder, ber eine Konzeffion mwünfht, hat fih an das zuftändige Lanbrathe: 
wenden, welches die Ginleitung zur Konzefiienirung zu treffen und wenn 
Hichen Erforderniſſe beifammen find, die Konzeifien bei der Regierung nad): 


i 
Bidfe Grferberniffe bei einer Waſſermuͤhle find: 
Arteſt bes Landraihs-Amts: daß die Bekanntmachung der beabfichtigten An: 





er erfie Theil dieſes M., welcher Vorſchriften über bie Faſſung ter Geneh⸗ 
rigumgs-Beſcheide ber Regierungen und ber Konzefiionen (6. 32, der Gew > 
)ron.) enthält, it wörtlich gleichlautend, mit dem R. berfelben Min. 
‚25. Mär; 1847 (Din, Bl. d. i. V. 1847 ©. 62. Nr, 89.), welches zum 
‚32. ver Gew.⸗Ordn. gegeben ift. (j. oben S. 36.). 
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3 durch Anſchlag an ven Thüren ber benachbarten Kirchen und 


ehen iſt; 

b) die Zeitungen und Intelligenz⸗Blaͤtter, in welchen die Bekanntmachn 
eingerüdt ift; 

c) der Situatione: und Nivelliments: Plan, welcher von einem üffentlid 
amten wenigftens an Ort und Stelle geprüft und als richtig befchei 

d) ein Atteft des Landrathe:Amts: daß fi in der, nad) $. 7. des Ed. 
1810 wegen der Mrühlen-Gerechtigfeit und Aufhebung des Mühlenzn 
flimmten präffufivifhen Frift von acht Wochen, Niemand mit begrü— 
derfprüüchen gegen die neue Anlage gemeltet habe. 

Wenn Miderfprüche erfolgen, hat das Landraths⸗Amt alle diejenig 
fih nicht darauf beziehen, daß das Maffer zum Schaden des Wider 
demijelben durch die neue Anlage entweder entzogen oder aufgeitauet 
rũckzuweiſen. Wird bdiefes aber behauptet; fo iſt ber Kreis: Bau=! 
Unterfuhung der Beſchwerde und Grtheilung eines Gutachtens aı 
welches mit den andern @rforbernifien einzureichen ift. 

4) Bei einer Winde-, Zieh: oder Tret- Mühle bedarf es feine 
machung, fendern nur 

a) eines von Seiten bes Landraths-Amts zu erlafienden Umlaufſchreib 
nädhften angrenzenden Grunbbefißer bes Unternehmers, wodurch felbi 
Härung aufgefordert werden, ob fie gegen die neue Anlage gegrünt 
fprüche einzuwenden haben, und daß fie folche in der präftunifcher 
acht Wochen abgeben; _ 

b) eines Ntteftes des Lanbraths: Amts, daß feine begründende Widerſpi 
bracht worden; { 

c) einer —ãe— von der Lage ber Mühle, deren Richtigkeit zu! 
if. Die Bauftelle einer Windmühle muß wenigftens 15 Ruthen vo 
ſten Landſtraßen und bedeutenden Kemmunikations-Wegen entfernt | 

Häufig find ſtatt der Handzeichnung, und bei Waſſermühlen ſtatt 

tions: und Nivellements-PBlans, Zeichnungen des Mühlengebäube3 und bi 
werfe eingereicht, deren Einſendung es indefien nicht bedarf. 

5) Dem Ber. des Landraths-Amts ijt außerdem eine Befcheinigung 
ob der Unternehmer ein Getränke: Fabrifant, Bäder oder Stärke: Yabrifa 
nicht. If foldhes der Fall, fo darf nad) 8. 4. des Ed. v. 7. Sept. 181 
Finanzen des Staats und das Abgaben-Syſtem die Genehmigung zur M 
lage nur dann erfolgen, wenn eine hinreichende Kontrolle möglid) ift. 
den Nachſuchenden die Koften ver Bekanntmachung zu erfvaren, iſt zuförbe 
zufändigen Steuerrath das Gutachten zu erfordern, ob vie neue Mühle ı 
tiger Aufficht gehalten werben kann. Fällt dieſes günftig aus, fo ift der 
ner zur Grflärung aufjufordern, ob er ſich folgenden Bedingungen unten 


1. Bei Zieh: und Tret: Mühlen. 


a) Daß die Mahlfraft der Mühle ausgemittelt werde, und infofern be 
mer nur zu feinem eigenen Gebrauch ſchrootet, die Mühle tüglih m 
unverfchloffen bleiben darf, als es zur förderung des verfteuerten Ma 
thig if. Die Mühle muß überdem zum Verſchluß eingerichtet fe 
Schlüſſel dem Dorfs:@innehmer oder zu beitimmenden Aufſichts⸗-Offiz 
gemachtem Gebrauch der Mühle zur Verwahrung übergeben werben: 

b) will er auch für Lohn mahlen, jo muß er fi nicht nur den gefe 
flimmungen für die gewöhnlichen Wind: und Waffermühlen unter 
einen Gewerbeſchein löfen, ſondern auch fich verpflichten: 

ein befonderes Mahlbuch zu halten, worin ber Eingang des frem 
des fofort eingetragen werben und welches außerdem auch bie 
Auffhüttimg, der beendigten Yabrikation und des Fertſchaffens de 
aus der Mühle nachweifen muß, dergeitalt, daß zu jeber Zeit ber 
Mühle fofort überfehen werben kann. 
Die mangelhafte Führung dieſes Buchs zieht für jeden Fall eine 
1—10 Thlr. na fich; . 

ec) zum Berfhluß der Mühle muß ein künſtliches Schloß angeſchafft m 
ches auf Koften des Unternehmers verfchrieben werden full; 

d) verurſacht die Aufficht auf die Mühle dem Fisko einen ungewoͤhnliche 
fo ifl der Mühlenbefiger verpflichtet, dieſen zu bean, 


King. des ſtehenden Gew.⸗Betriebes; gewerbl. Anlagen; Mählen. 81 


man ber Unternehmer die Branntwein: Fabrifation treibt, fo muß er fi zur 
Intrihtung des Blaienzinfes vernehen und fi) ben deshalb vorgefchriebenen 
Kentrellen unterwerfen. 

1 Bei neuen Wind» ober Mailer: Mahlmühlen : Anlagen. 
Ju Verl. Fallen, wo von Getränfe-Aabrifanten, Bäckern, Etärfe-Fabrifanten sr. 
tamnlatine Berrieb ihres Gewerbes neben tem Müllergewerbe "auf einer Win: 
B Behermühle gewünſcht wird, it bie Berichtseritattung an bie vorgeorbnete Be: 
le ven hier aus nothwendig. Die Kantratheämter haben vergleichen Beluche, mit 
R ferkigen Grforterniien und tem Gutachten des Sieuerraths begleitet, einzurei- 
m mb werden biejelben in jedem falle mit ben Beringungen befannt gemacht 
ben, uner welhen bie Mühlen: Anlage veritattet werben kann ac. ac. 

1154. — 1. 80.) 


b) Ha der 8. Meg. zu Oppeln, v. 2. März 1819 denſelben Gegen⸗ 


» Rn verubengen, daß bei uns nicht unvolfitändige Geiuche zu Konzeffionen von 
eingehen, finden wir nöthig, die B. über biefen Gegenftand in Er⸗ 

BR zu hingen, und das Verfahren näher auseinander zu fegen. 
[Dr (hier weggelaffenen) Beitimmungen sub Mr. 1. bis incl. des Publik. lau⸗ 
bichä wie in dem PBuhlif. der Reg zu Königsberg v. 31. März 1818.) 
In einer Windmühle bebarf es feiner Bekanntmachung, fondern nur: [der 
Plgente Theil diefer Nr. lautet wie in Mr. 4. bes Publik, der Neg. zu Muͤn⸗ 

©. 9. Bär; 1818.] 
9) Bei ten Zieh: und Tritt:Müblen bedarf es einer Anzeige an uns um unfere 
wenn bie. Anlage in Etädten gefchiehet, und auf dem Lande, wenn 
fahe gemahlen wird, und auch außer tiefen Kalle, wenn ber Befiger das Brau⸗ 
⸗Gewerbe betreibt. 
©) anſchung deſſen, was bie lanträthl. Offizien zu beobachten haben, wein 
a: Bansnternehmer zugleich eine Getränke-Fabrikations⸗Anlage befißt: fo 
"Neielben auf tie im Breslauer Amts: Bl., St. 16. befindl. DB. Pr. 139. 
M. Sril 1814, wegen Kentrollirung des fumulativen Mühlen: und Getränfes 
Betriebes auf dem planten Lande, verwielen, welche V. bis jetzt noch 
) 











x Vinderung erlitten bat ac. ac. (A. II. 226. — 1. 145. 


; 9) In Betreff des Grforderniffes der vorgängigen Genehmigung bed 
Manjial-Ereuerpireftord für Anlegung von Mühlen, die mit thie⸗ 
Gen Rrbiten oder mit Dampf betrieben werben, vergl. die R. der 
d. F. u. de8 3. v. 21. April, 28. Juni u. 23. Juli 1846 und 
San 1847 (f. unten.) 
MR‘. 28. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 ift die Genehmi- 
19 38 Röhlen- Anlagen bei der betr. Regierung nadızufuchen und nach 
* ie findet ter Mekurs gegen deren Entſcheidung an die Mi⸗ 
mien Ratt. 
Sa Betreff des Geſchäftsganges in dieſer Beziehung find folgende 
Mungen ergangen: 
J. der 8. Min. des H. u. d. ©. (v. Bülow) u. des I. (v. Schuck⸗ 
man) v. 28. April 1824 an fämmıl. K. Meg. 
a Meg. wird zur Nachricht und Achtung hierdurch befannt gemadht, daß, 
blue des K. Geh. Staais-Min. v 17. v. M. zu Folge, Fünftig alle 
en: Konzefjions: Sachen von ben beiden Abth. des Kollegium gemein: 
6 bearbeitet werden follen, und demnächſt auch in der Rekurs-Inſtanz bie Ent: 
gen von den unterz. Din. gemeinjchaftlich erfolgen werben. 
. VIU. 576. — 3. 139.) 
.R. de KR. Min. des 9. für 9. u. ©. (v. Schucdmann) u. bed J. 
dv. P. (v. Brenn) v. 23. Nov. 1830 an fänmtl. K. Reg. 
sch tie G. V. v. 28. April 1824 ift der K. R. eröffnet worden, baß, einem 
fe tes K. Staats-Min. v. 17. März ej. zu Folge, die Entſcheidung in allen 
Kenzeſſions⸗Sachen, in ber Rekurs-Inſtanz, gemeinfhaftlih von ben Min. 
u tes 9. erfolgen werde. Seit ter i. 5. 1825 erfolgten Bereinigung ber 
m Min., und befenders feit dem Erlaſſe der Allerh. K. O. v. 23. Oft. 1826 
zeſchränkung neuer Mirblen:Anlagen in den Provinzen biefjeits der Elbe, if 
berg KonzeffionssSaden blos von ber erften Abth. des Min. des I, vex⸗ 
‚8.2 6 
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fügt worden. Da jevod neuerdings die Dep. der B. und ber Gew.⸗Ang, im 
des 3. wieber getrennt worden, fo tritt auch Die gemeinfchaftlidhe Kompetenz be 
des 3. u. d. B. und des Din. des I. für 9. u. Gew.:Ang. Hinfihtli ber @ 
dung der Mühlen: Konzefflons s Sachen in der Nekurs:Inftanz, der V. v. 8. 
1824 gemäß, wiederum ein. ıc. x. 

(N. XIV. 824. — 4. 83.) 

c) A. der K. Min. des I. u. d. P. (dv. Rochow) u. d. F. (v. M 
leben) v. 14. Juni 1840. \ 

Der K. Reg. wirb auf den Ber. v. 6. Febr. d. J., betr. die von dem N. 
fihtigte Anlegung einer neuen Bodwindmühle das in biefer Anlegenheit auf 
hobenen Rekurs ergangene, Ihre Entſcheidung beftätigende Reſolut hiernek 
weiteren Beranlaflung uͤbermacht. 

In dem Der. ift zugleich erwähnt, daß der Beſchluß darüber, ob bie v 
Mefurrenten bisher entrichteten Abgaben die Natur einer Grundabgabe haben 
ob fie das Müllergewerbe angehen, der Abth. für Domainen und Forften überl< 

Diefe Anficht kann jedoch für richtig nicht erachtet werben, es ift der Bey 
vielmehr wegen der gewerbl. Interefien, die dabei mit in Betracht kommen, 
ſchaftlich mit der Abıh. des Innern in Grwägung zu ziehen. 

(Min. Bl. d. i. 8. 1840 ©. 250. Nr. 440.) 

In Betreff des MinifterialsMefforts ift zu bemerken, 1 
Mühlen» Konzeffiond=- Angelegenheiten, nad) der Staatsmint 
Bekanntmachung v. 17. Jan. 1838 (Mr. V.), zur gemeinſchaft 
Verwaltung der Minifterien de8 Innern und der Finanzen ve 
wurden. (&. ©. 1838 ©. 11.) Durch den Allerh. Erlaß v. 17. Apri 
(8 ©. 1848 ©. 109.) wurden, indeß die Gewerbe⸗Polizei⸗Sachen, € 
folche bisher dem Min. ded Innern zuftanden, auf dad Minifterkı 
Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten übertragen, welche 
mehr, in Konfurrenf mit dem Kinanzminifterium, bie Re 
Inftanz für Mühlen» Konzeffliond= Angelegenheiten bildet. 


Bei Mühlen- Anlagen, die nicht durch Wind oder WE 
betrieben werben, und bei Stauanlagen, die nicht zum 
lenbetriebe beſtimmt find. 


Das U. 8. R., welches von dem Prinzip der Negalität ber ! 
Iengerechtigfeit ausgeht, erforderte in den $$. 235. ff. Tit. 15. 4 
zu jeder Mühlen» Anlage die Genehmigung der Landes=- Po 
Bebörde. Auch das Ed. v. 29. März 1808 $. 2.1) und das Ev. v. 2 
1810 $.5. 2) erforderten hei allen Arten von Mühlen (auch bei D 
tbierifchen Kräften betriebenen) die Ertheilung einer befonderen Konzef 

Die Anſichten der Minifterien über die Nothwendigkeit befont 
Konzeffionirung bei folhen Mühlen- Anlagen, die nicht dur ® 
ober Waffer betrieben werden, haben gefchwantt. 

Es beſtimuite nämlich: 

1) das R. der K. Min. des H. (v. Bülow) u. des I. (v. Schuch 

v. 30. Suni 1824 an die K. Reg. zu Königsberg, daß es zur ® 

tung von Dampf, Zieh⸗ und Tret- Mühlen nicht der in 

Ep. v. 28. Oft. 1810 vorgefchriebenen Konzefflon bevärfe 3). 

Auf den Ber. v. 31. Mai d. 3. find wir mit der K. Reg. darüber ein 
ben, daß es zur Ginrichtung von Dampf-, Zieh: und Tret:Müblen, auf ben | 
bes Ev. v. 28. Okt. 1810 feiner Ausfertigung von befondern Konzeiftonen I 
und Hat biejelbe in vorkommenden Fällen hiernach zu verfahren, 

(a. VII. 578. — 2. 141.) 


1) Bergl. oben ©. 56. 

2) Vergl. oben S. 58. 

3 Dide Beltimmung ift duch die Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 88. 
37, in Betreff dr Dampfmühlen jevenialls Tür anfgchosen zu er 
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2 erachtete: 
da * des X. Min. des I. (v. Schumann) v. 28. Jan. 1828 an 
Ve K. Reg. zu Münfter bie Kongefflonirung bei allen Arten von 
Wählen: Anlagen für erforderlich. 
To. Reg, wird auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 2, d. M., ob in Detreff 
MilaAnlagen die Getheilung der landesnolizeilichen Konzeſſien nur für Winds 
Ehemiblen oder and für andere Mühlen erforderlich fei? hierdurg eröffnet, 
dir flhe Konzeifion nach ter allgemeinen Fafung des $. 235. Thl. I. Tit. 15. 
ÖLEN in Werkincung mit $. 236. 1. c. nicht bies fr Wınds und Maffers 
allen, dan Herftellung,, Verlegung und Verwandelung, fondern auch rückfichtlich 
an Nühlen Anlagen ıc. als ber Zieh-, Tret:, Roß-, Dampf:, Schneider, 
fühlen u. |. ww. erfordert wird. 
Bern inentheild handelt jener $. 235. von Anfegung neuer Mühlen ober Ver⸗ 
al Mühlen, ohme biefechalb irgend einen Unterf pic zu machen, und 
Hann allerbinge, tie Hie X. Meg. richtig bemerkt, auch bei andern ale 
Dh Baffermübfen der Grund eintreten, aus welchem nad $. 242. 1. c. bie 
he Grlaubniß zur Anlegung neuer Mühlen zu verfagen if. 
Ds fi die alten Provinzen ergangenen Gt. v. 28. Dit 1810 ift dem zus 
rief 5. der Mühlen, melde durch thieriiche Kräfte cher durch Dämpfe getries 
re, namentlich gebacht und am Schlufſe allgemein feitgefegt werben, daß 
migung der Landes» Polizei» Juflanz Feine Mühle angelegt, ober eine 
ändert werben bürfe. 
m if aber, was aud für bie alten Provinzen in Folge ber 8. O. v. 
N von bem Dein. des I. feitgeitelit werben, als Srund| ab, angunehmen, 
be Shkmmung des $. 242. 8. ®.M. 1, c. mur bei eigentlichen Mapl-Mühr 
foendung findet, die (andespolizeiliche Genehmigung zur Anlegung anderer 
aber, ie der Schneidemühlen, Waltmühlen und bergleihen gar nit von 
Nigeilihen Bedürfniſſe der neuen Anlage abhängig bleibt. 
OB Yrnähft bie Brage betrifft, 
rg Mühlen:Anfagen es der förmlichen Ausfertigung einer Konzefflon 
rt 































fear durch das wen der K. Meg. allegirte Min: MR. v. 30. Juni 1824 *) der 
Bf Rönigeberg eröffnet werten, ba bie Auefertigung befonberer Kongeffionen 
eh: und Tret: Mühlen nicht für erferderlich zu achten; das Din. des 
Whr6 dei näherer Grmägung ber Sache ben in jenem R. aufgeftellten Ge⸗ 
all nft beibehalten, vielmehr angenemmen, daß in allen Fällen, wo gefeß- 
Ni iteigeligeiliche Genehmigung nötbig eriheine, für bie Interefienten auch 
Feen urszufertigen ſei. Danach muß mithin die Konzejfion auf Stem⸗ 
eueedigt werden. Wen der Anfegung beienberer Mebühren it jedoch zu abs 
em fe mie dem auch bie übrigen Verfügungen in biefer Angelegenheit, wenn 
der eine oder andere Interefient unnügen Widerſpruch erregt, von Amts wegen, 
Ampel: und foftenfrei zu erlaffen fint, 

RL 166. — 1. 77.) 

9) In Bezug auf Delmüßlen, welche mit Pferdekraft betrieben 
nahm das R. der K. Min. des I. u. der V. (v. Rochow) u. d. F. 
leben) v. 26. Dec. 1837 an vie K. Meg. au Cöln an, daß die 
lung der poligeil. Erlaubniß zu Deren Anlegung lediglich von der Bes 
rd der allgemeinen polizeil. Vorfehriften abhängig gemacht wer« 
(Birfe. 

Tr. Reg. wird hierbei auf ben Ber. v. 20. v. M., über das gegen die Del 
Newänlage tes ıc. N. bafelbit eingelegte Nefursgefuch, Abjchrift des den Refla: 
Ber enheilten ablehnenben Beiheibes (Anl. a.) nacrichtlih übermadt. Wenn 
gas der K. Neg., Diefelbe anzeigt, feine polizeiliche Veitimmung befannt 
auf teren Grund Sie die Anlage des Pferte-Gönel-Werfs zum Oelihlagen hätte 
iien Tonnen, fo hätte Diejelbe aud) nidıt die Konzeifien in einer Form ertheilen 
1, welhe blos für ſoiche Anlagen yapt, bei denen ter Staat fi) das Unterfa- 
sreht auodruͤcklich vorbehalten hat. 

Künftig werben baher Anträge biefer Art nur ber allgemeinen polizeil. Aufſicht 





1) Berg, sub I. 1. (Dom ©. 82) . 
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anheimfallen, und folglich die Unternehmer nicht anzuhalten fein, öffentlide ! 
derungen zur Anmeldung von Ginfprüchen ergehen zu laffen. 
Anlage a. 

Auf Ihr Rekursgeſuch gegen bie Delmühlen: Anlage bes x. N. bafelbk 
Ahnen eröffnet, Daß gegen die Anlage von Delfchlägereien, die, wie im vorli 
Falle, mit Pferdekraft betrieben werden, innerhalb der Städte und in beu 
Theilen derfelben, nach den gefeglichen Beitimmungen nichts einzuwenden if, 
der Unternehmer ſich bei dem Betriebe feine Polizeiwidrigfeit zu Schulden I 
läßt. Die Nechte der Eigenthümer benachbarter Grundſtücke Fönnen nicht für 

edehnt anerfannt werden, daß ihnen ein Widerſpruch gegen jede aus ige 

face ihnen unbequemen Anlage zuftände; es ift vielmehr ein foldyes Neu 
PWiderforuche nur hinſichtlich derjenigen Anlagen einzuräumen, welche bie &et 
mentlich als fulche, die von anderen Wohnungen entfernt gehalten werben fol 
zeichnet haben. 

Hiernach kann Ihre Beſchwerde gegen die Anlage bes N. nicht, für b 
erachtet werben. 

Berlin, den 26. Dec. 1837. 

Der Min. des I. u. d. 2. Der Finanzmin, 

(a. XXI. 1071. — 4. 182.) 


4) Das R. der K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. 4 
venöleben) v. 31. Juli 1840 an die K. Reg. zu Liegnitz, trat 
dem R. v. 28. Ian. 1828 !) aufgeftellten Anſicht bei, ſprach iml 
gleich aus, daß fih die Anwendung der in den Ev. v. 29. Mär 
und 28. Oft. 1810 enthaltenen Beftimmungen nur bei Mühle: 
ten, nicht aber bei allen Stauanlagen, ohne Unterſchied, * 
tigen laffe. 

Zwar hat, wie der K. Neg. auf Ihren Ber. v. 18. Juni v. 3. eröffne 
die Anwendung der Vorfchriften des Ep. v. 28. Dft. 1810 auf alle und jet 
len⸗Anlagen. ohne Unterfhied, ob foldhe zum Mahlen und Schroten von @ 
oder zu andern Zwecken bejtimmt find, Vieles für ich, auch läßt ſich dieſell 
falls nad) den Worten des gedachten Geſetzes rechtfertigen, und ich, der Fin⸗ 
will daher in Grwägung ter für die Zweckmäßigkeit einer folhen Ausbehmsz! 
dhenden Gründe, ungeachtet ber entgegenftchenden, in den R. v. 25. I 
22. Sept. 1837?) hervorgehebenen Bedenken, in Uebereinftimmung mit da 
terz. Min. des I. u. d. P., mich damit einverjtanden erflären, daß auch frz 
bisher, nach Anleitung des R. des Min. des 3. an die K. Neg. zu Münfter y. 2 
1828 (9. S. 166.) verfahren werbe, und demgemäß die Vorfchriften des meer 
ten ©. bei allen wirflihden Mühlenanlagen in Anwendung kommen. Dageg 
nen wir eine Ausdehnung dieſer Vorfchriften auf alle Stauanlagen, ohne Uni 
mithin auch auf folche, bei welchen eine Benugung bes Waflers als bemegers 
gar nicht beabfichtigt wird, nad) dermaliger Lage der Gejepgebung nicht ge 
tigt finden, da, wenn auch den Beftininiungen des 6. 8. des Ed. v. Si 
ebenfo, wie den Borfchriften der 88. 238. 239. 243. u. 244. Tit 15. Thl. 
N. L. R. die Rüdfiht zum Grunde liegt, daß die Befiger von Stauanlage 
diejenigen, welche bei felhen Anlagen intereffirt find, duch Anlegung nei 
Abänderung ſchon beftehender, durch Mafferfraft bewegter Mühlenwerfe nicht 
bet werben follen, dennoch diefer Umſtand nicht rechtfertigt, über die flaren 18 
lichen, lediglich auf Mühlen Anlagen befhränften Beftimmungen des @rikts . 
zugehen und folde auch auf Gegenflände anzuwenden, über welche jenes Edi 
ner ganzen Tendenz nad, nichts hat beſtimmen wollen. Andere gefeßliche Bi 
ten, in denen bie Nothwendigkeit einer polizeilichen Konzeffion für jede Stal 
an Privatflüfien anerkannt worden, find aber bis jet noch nicht ergangen, 1 
laßt fich eine folche audy weder aus den Beftimmungen des, ohnehin bucdh | 
v. 28. Oft. 1810 aufgehobenen Ed. v. 14. Febr. 1772, noch aus dem 6. 99 
Thl. I. des A. L. N. folgern, wenn gleich aus der letztern Geſetzesſtelle ber 
daß alle diefenigen, welhe fi durch Hemmung des Waflerabfluffes beeint 
glauben, ihre Anſprüche im Rechtswege geltend machen, und dadurch vielle 
Megnahme der, eine foldye Hemmung verurfachenden Stauanlage bewirken fi 


1) Bergl. oben ©. 83. sub Nr. 2. 
2) Diefe beiden R. finden fih in den Sammlungen nicht veröffentlicht, 
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jr die Zweckmäßigkeit einer Ausdehnung ber Beitinnnungen bes Ed. v. 28. Oft. 
af alle Stauanlagen ohne Unterfhied läßt ſich allertinge manches anführen, 
wehrte felhe für die Zukunft vielleicht anzuorbnnen fein; das Bebürfniß if ins 
ia dieſer Beziehung jedenfalls nicht jo tringend, dag nicht bie Gmanation des 
A über tie Benutzung ber Gewäſſer, bei deſſen Morbereitung jene Frage von 
biemes berudtfichtigt und erwogen werten, abgemartet werben fünnte. 

WENIG. bat ſonach, wie auch fchen ber Meg. zu Oppeln in einem Epes 
ME cclennen gegeben worden, tie Vorschriften tes mehrerwähnten Ed. fünftig 
x hei wrtlichen Mühlen: Anlageı, feineaweges aber bei allen Etauanlagen ohne 
teſti in Anwendung zu bringen. Auch Tarin, daß ſolche Staumerke mit Fa⸗ 

m Berbindung gefegt werben, iſt fein Unterjchieb begründet, denn bie 
Kite R. Reg., daß tie Beſtimmungen ver $$. 410—412. Tit. 8. Thl. II. des 
SER gegmeärtig noch zu berückfichtigen feien, und DaB ſchon dadurch das won 
enfhen Höher beobachtete Verfahren fich rechtfertigen laſſe, ift ganz irrig. Das 
fedenif der beſenderen Konzejiiong : Ertheilung zu gewerblichen Anlagen kann, 

Gemiien ter neuen Gewerbe-Geſetzgebung in den Landestheilen, wo foldhe 
u sah dieſer beurtheilt werben, indem bie damit nicht in Einklang ftehenden 
oa küimmungen nah $. 31. des Ed. v. 2. Nov. 1810 ausdrücklich aufge: 
ba fh. Hiernach in bie gewerbepolizeiliche Erlaubniß nur noch zum Betriebe 
Kim 21. diejes Ed. und 56. 82—151. des Gewerbe: Polizei:G. v. 7 Set. 
mmeilih aufgeführten Gewerbe erforderlich, und Fabrikanlagen betürfen einer 
a pelizeilichen Konzeifton nur in joweit, als ſolches in den allegirten Ge⸗ 
wirndlich vorgeichrieben worden. Die, dem entgegenitehenben Beflimmungen, 
12. Tir 8. Thl. II. des A. 2. M., welche allgemein zu Fabrifanlagen 
iß des Staats erfordern, und biefer tie Mirfung eines Privilegii beile⸗ 
‚fab efimbar denjenigen beizuzählen, weldhe nad) $. 31. des Ed. v. 2. Nov. 
aufer Kraft gejeßt worden. Zwar fucht die K. Reg. deren fortdauernde Ans 
Ra ans tem $. 21. Nr. 13. der Meg. Inſtr. v. 23. Oft. 1817 herzuleiten. 

möret liegt die sedes materiae über Die Frage, ch es zu Yabrifanlagen 
Weionderen Konzeſſion bebürfe, nicht in der Meg. Inftr., fondern in den ©. 
Br 1810 und 7. Sept. 1811, fedanı aber erklärt fi jene Beſtimmung da⸗ 
0} in denjenigen Provinzen, im welchen tie Giewerbefreiheit bis jegt nicht 
BR ih, tie Konzeilionsertheilung bei neuen Fabrikanlagen noch immer erfor: 
und jolche jelbit in Gewerbe: Belizei-&.v. 7. Sept. 1811 (cir. 6.151. 
a) wer Umſtaͤnden für Fabrikanlagen gewiſſer Gattung vorgefchrieben iſt. Die 

x Sarihriit der Reg.-Inſtr. läßt ſich daher and) fehr wohl neit dem Grund: 
\ yalap bringen, daß zu Kabrifanlagen in denjenigen Landestheilen, in wel: 

Va um erbe:Gefeßgebung Geltung hat, in der Negel, und foweit nicht 
rei. felbit Davon einzelne Ausnahmen macht, eine beiondere Kons 
BG, a wenigſten aber mit ber im $. All. Th. II. Tit. 8. des A. 2. R. 
ter Wirkung eines Privilegii erforderlich ift. 

8.1840 ©. 324. Nr. 554.) 

„I Vefelhe Anficht ſpricht das R. derfelben Min. v. 31. Juli 1840 

BR Bey zu Königäberg auß. 

Inf Heg. eröffnen wir auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 18. Juni v. J., 

ER mit der darin entwickelten Anjicht, wonach die Anwendung der, in den Ed. 
. In 1508 und 28. Oft 1810 enthaltenen Beſtimmungen fich nur bei Muͤh⸗ 
nicht aber bei allen Stauanlagen ohne Unterſchied rechtfertigen läßt, ein: 

pa Kud, da aus ber Borichrift des F. 99. Tit. 8. Thl. 1. des A. L. R. kei⸗ 

PM tie Rothwendigfeit der vergängigen Ginholung einer polizeilichen Konzeſ⸗ 

Ardr Stauanlage au einem Privatfluß, fondern nur foviel gefolgert werben 

bi —5 — welcher eine Stauanlage errichtet, denen, welche durch die Hem⸗ 
LT aferabflufies beeinträchtigt find, gerecht werben, und fich gefallen laſſen 
h von den legteren im Rechtswege in Anfpruch genommen zu werben. Die Reg. 
Beasberz it baher auch beim Erlaß ihrer Bekanntmachung v. 7. Nov. 1838 in 

Bier wieber zurücerfolgenden Amtsblattſtücke, in welcher fie tie Anlegung jeber 
un Etaumerfen ohne vorgangige Ginhelung ihrer Genehmigung für unzuläffig 
f hat, offenbar zu weit gegangen. 

(An. Bl. 1840 ©. 325. Nr. 585.) 

6) Die Gew.⸗Ordn. v. 17. San 1845 führt im $. 27. unter den ges 
ihen Anlagen, welche befonderer polizeilicher Genehmigung bedürfen, 
die durch Dampf, Waffer und Wind bewegten Triebwerte, 
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nit aber durch andere Kräfte getriebene Mühlenwerke fpeziel 
und es ift hiernach unzweifelhaft anzunehmen, daß bei Mühlenanlage 
legteren Art (namentlih aljo bei Zieh, Roß⸗ und Trer-Müf 
daß in den 66. 28. ff. a. a. D. vorgefchriebene Verfahren nicht eing 
zu werben braudht, infofern nicht etwa dergl. Mühlenanlagen mit ein 
im $. 27. a. a. D. ſpeziell bezeichneten gewerblichen Anlagen in ® 
dung ftehen. 

Dies ift auch in den R. der K. Min. d. F. u. des 9. v. 21. 
1846 (Min. BI. 1846 S. 96. Nr. 143.), v. 28. Juni ej. (a. a.D. & 
Nr. 179.), v. 23. Iuli ej. (a. a. O, ©. 144. Nr. 230, u. v. 
1847 (a. a. DO. 1847 ©, 20. Nr. 28.) anerfannt worden. (Vergl 
R. unten in Stück VIIL) 


IV. 
Bei Brennereien und Brauereien. 


Der $. 27. der Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 führt die Bo 
weinbrennereien und Bierbrauereien auödrüdlich unter dem. 
gewerblichen Anlagen auf, zu welchen e8 jedesmal einer befonderen 
zellihen Genehmigung bedürfen fol, und beflimmt, daß es aucH 
nicht darauf anfomme, ob die Anlage nur auf den eigenen Bedarf we 
ternehmers, oder auf den Abfag an Andere berechnet if. 

Der $. 39. a. a. DO. aber fügt hinzu, daß bei Erthellung ber : 
lichen ®enehmigung zur Anlegung neuer Branntweindrennereien uns 
Brauereien bei ländlichen Grundſtücken die biäher in einzelnen Lanbe# 
beftandenen Vorfchriften, wonach diefe Erlaubniß nur dann erthellt. .ı 
durfte, wenn diefe Brundftüde nach landwirthſchaftlicher Tare einem 
von 15,000 Thlr. Haben, nicht mehr zur Anwendung gebracht werder 

Hiernach ift alfo bei Prüfung und Behandlung der Anträge at 
theilung der polizeilichen Erlaubniß zur Anlegung von Branntweini 
nereien und Bierbrauereien lediglich nach den Vorfchriften der $ 
bi8 36. der Gew.⸗Ordn. zu verfahren. ; 

Die frühere Eigenichaft der Branntweinbrennereis und Pe 
Gerechtigfeiten ald Gewerbe⸗Exkluſiv⸗ und Zwangsbann« 
aber ift durch die neuere Gewerbegejeggebung befeitiget und bare 
hin bei Ertheilung von Konzeiftonen zu neuen Anlagen diefer Art 
tere Rückſicht zu nehmen. 

Vergl. dad Nähere in diefer Beziehung in Thl. IIT., Abth. II., Un 
Abſchn. I., Kap. I. aub Nr. V. (Bp. 1. ©. 163.) u. Kap. I. Tit. IL 


hy Adtes Stück, 2 

Borfhriften bezüglich der Beſchränkung hinſichtlich ber ka 

Betriebsftätten gewerbliher Anlagen aus Rüdfiht auf die 
geſetzgebung. 

Die Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 beſtimmt im $. 41., daß 
bie Steuergefepe in Beziehung auf die Lage der Betriebs 
angeordneten Beſchraͤnkungen des Betriebes einzelner Gewerbe auch 
in Kraft bleiben. | 

(®. ©. 1845 ©. 49) 

Diefe hier erwähnten Beichränfungen find diejenigen, welche 
ben Betrieb gewiſſer Gewerbe in der Nähe mahl⸗ und ſchlachtſteu 
Städte, auf den Betrieb der Getränfe= Bereitung, auf den Gewerbe⸗ 
in Gränzbezirken sc. sc. beziehen, und deren Zweck dahin gerichtet 
ge ers Defraudationen vorzubeugen. Vergl. darüber bie betr. St 

efeße 
(5. Thl. X. bes Werkes.) 







* 
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In Veiug auf Mühlen» Anlagen insbejondere beflimmt der $. 7. 
9. ». 30. Mai 1820 wegen Entrichtung der Schlacht und Mahlfteuer: 
In ten Städten, wo tie Mahliteuer erheben wird, in 
a) * wä alaubt, bewegliche Mahlmühlen, Hantmühlen und Stampfen zu hals 
m 


b) gr Anlıgung einer Mühle, tie mit thieriicher Kraft eder durch Dämpfe geiries 
Bea wirt, die Gienehminung der Megierung erforderlich, (G. S. 1820 S. 144.) 
Hirt Bezug hierauf find ergangen: 
DER 2er K. Min. dv. F. (Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel) 
& 31. April 1546 an fümmtl. K. Reg. 
"m Gmüßbeit ver, neben den 86.27. 28.38. u. 41. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 
B. 3. am Aneendtung au dringenden Beitimmung des 6. 7. des Mahl: u. Schlacht: 
jar®. 2.30. Mai 1820 bedarf es in den Städten, welde der Mahlfteuer 
wterliegen, sie Anlegung einer Mühle, welche mir thieriihen Kräften oder mit 
geruhen wird, der Genehmigung des Provinzial-Steuertireftors, indem auf 
Ben bp tie durch den angeführten $. 7. ter K. Meg. beigelegte Befugniß mit 
B Bemekamng ter indireften Sieuern überhaupt übergegangen iſt. 
s Rt Aüchicht hierauf hat die K. Meg. durch Das Amtsblatt zur öffentlichen 
Re ur) ja Erıngen, daß jeter, welcher eine Ditihle der vorbezeichneten Art im innern 
x Änien ($. 14. tes Dahl: und Schlachtſteuergeſetzes) Bezirk einer muhliteuer: 
gen Stadt anzulegen wünſcht, fich deshalb zunächſt an den Provinzial-Stener- 
ehr wenden, und erſt dann, wenn ihm vun Lepteren die Erlaubniß ertheilt 
A, mter Ueberreichung der, Tiefe Erlaubniß enthaltenden Verfügung bie Ein⸗ 
Jeo in ten F9. 28. u. ff. ter Gew.-Ordn. vorgeſchriebenen Verfahrens bei 
t Rey. nachzuſuchen habe. 
» Minde ber gebachten Art, welche chne Deifügung der von dem Provinzial: 
Seirelier ertheilten Erlaubniß bei der K. Reg. eingehen, werden nah Umſtän⸗ 
Meidingeben, oter dem Brevinzial : Steuerbireftor zu überjenden fein, 
in Vl. i. 2. 1846 S. 96. Nr. 143.) 


HR der K. Din. des I. (v. Manteuffel) u. d. &. (v. Pommer-⸗Eſche) 
R. Juni 1846 an die K. eg. zu Liegnitz. 

gm bie, vie Muͤhlen Anlagen im mahlftenerpflichtigen Städten betr. Bekannt: 
a welhe die K. Rey. im Entwurf mit dem Ber. v. 8. v. Di. eingereicht hat, 
Ra, wie Terielben hierdurch erönfner wird, nichts zu erinnern und mag Die: 
wie daher durch Ihr Amteblatt zur effentlichen Kenntniß bringen (Anl. a.) 
68 v. 21. April cc. (Min. Bl. SZ. 96 Nr. 113.) au Zweifeln Anlaß 
an Ebrigeng nicht angenommen werten, ta aus dem Inhalte deutlich hervor: 
Ru babe nur bie Abſicht geweſen iſt, tarauf binzimelien, Daß der 6. 7. des 
& 30, Koi 1520 durch tie Borichriften ter allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. pr. 
 azebeben werden, und es fich mithin von felbit veriteht, daß, wenn der 
herinnial- Steuerbixefter tie Genehmigung zur Anlage einer Mühle ertheilt hat, das 
Rt der Gew.⸗Ordn. vorgeichriebene Verfahren nicht in allen fällen, fondern nur in 
nazzem, wo es nach derjelben austrüdlich angeordnet if, ftattfinden muß. 


Anf. a, 


"N Gmäßheir ber neben den $$. 27, 28., 38. u. 41. der Gew.⸗Ordu. v. 17. Ian. 
2 pn Anwendung zu bringenten Beitinmung des $.7. des Mahl: u. Schlacht⸗ 
CB. v. 30. Diai 1820 bedarf es in ten Ztübten, welche der Mahlitener un: 
legen, zur Anlegung jeder Mühle, welche mit thieriichen Kräften oder mit 
uf getrieben wird, ber Genehmigung des Provinzial: Stenerbireftors, 
ide fie buch den angeführten $. 7. ter Mey. beigelegte Befugniß überge: 
yon in. 

Kir Rüdiicht hierauf hat jeder, welcher eine Mühle ber vorbezeichneten Art im 
sen eder außer Bezirk (8. 14. des Mahl- und Schlachtiteuer:$.) einer mahl⸗ 
wichtigen Stabt anzulegen beabjichtigt, ſich deohalb zunächſt an den Provin⸗ 
Eteuertireftor zu wenden und erit dann, wenn ihm von XKegterem bie Erlaubniß 
worden, mit Ueberreihung der tieie Erlaubniß enthaltenden Verfügung zur 
tung eines mit thieriihen Kräften zu treibenten Mühlenmwerfes die bauvolizeil, 
chmigung der Drtschrigfeit, wegen der beabjichtigten Anlage einer Dampimühle, 
wm eine andere ber im $. 27, ber Gew.⸗Ordn. bezeichneten Anlagm mit der 
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zu errichtenden Noßmühle ıc. verbunden werben foll, vie Einleitung des im 8. 
a. a. D. vorgeſchriebenen Verfahrens bei uns nachzuſuchen. Kiegnis, den 8. Diai: 
Königlihe Regierung. 
(Min. BL. d. i. V. 1846 €. 115. Nr. 179.) 


3) R. der K. Min. d. F. Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel) v. 
Juli 1846 an die 8. leg. zu N. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 28. Mai db. J., betr. bie in Bezu— 

. 7. des ©. v. 30. Mai 1820 und 66. 28. ff. der Gew.-Drbn. zu erla 
mtsblatt: Bekanntmachung, Nachſtehendes eröffnet. 

Die Cirk-Verf. v. 21. April ec. befagt nicht, daß die Anlage von DH 
welche durch thierifche Krüfte getrieben werden, der Genehmigung der Meg. 1 
liege, fondern nur, daß die Meg. in den fällen bes 6. 7. des Mahl: und GE 
fteuergefeßes v. 30. Mai 1820 den Konſens nicht eher ertheilen follen, als & 
Benehmigung des Prov.:Steuerbireftors zu ber Anlage nachgewiefen worden iĩ 

Es verſteht ſich von felbft, daß die K. Reg. da nichts zu genehmigen Hall 
das Geſetz, wie bei den durch thieriſche Kraft getriebenen Mühlen der Fall ık, 
Genehmigung nicht zur Bedingung gemacht hat. 

(Min. BI. d. i. 8. 1816 S. 144. Nr. 230.) 

4) R. der K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (v. Die 
dv. 30. Jan. 1847 an die K. Reg. zu N. 

Der K. Reg mirb auf die Anfrage v. 11. Dec. v. J. 

ob au zur Anlage einer Mühle, welche mit thierifchen Kräften getriebe 

die Beobachtung des $. 28. und ff. der allgem. Gew.⸗Ordn. vorgeſchrů 

Verfahrens erforderlich it? 
hierdurch eröffnet, daß dem Erlaß der Cirk.⸗Verf. v. 21. April 1846 (Min: 
96. Nr. 143.), wie ans dem Inhalte verfelben hervorgeht, nur die Abficht zu & 
gelegen bat, darauf hinzuweifen, daß ber $. 7. des ©. v. 30. Mai 1820 d 

orfchriften der Gew.⸗Ordn. nicht aufgehoben worben fei. Es verficht ſich 
von felbit, daß wenn der Prov. :Steuerdireftor die Genehmigung zur Anlage, 
Mühle in mahlitenerpflichtigen Städten ertheilt hat, das von der Gew. : 
gefchriebene Verfahren nicht in allen Fällen, ſondern nur in denjenigen, für 
es nad) derfelben ausdrücklich angeordnet iſt, flattfinden muß. 

(Min. DB. d. i. V. 1847 ©. 20. Nr. 28.) 


Zweites Hauptftüd. 


Bon den Befhränfungen des Beginnes des Betrie 
| gewiffer Gattungen ſtehender Gewerbe, 


Vorbemerkung. 


Das zweite Hauptftüd bes vorliegenden Titels handelt, wi 
reit8 oben ©. 23. bemerft worden, von den Beichränkungen bezüglich. R 
nigen Gewerbe, deren Beginn theild einer befonderen polizeilichen 
nebmigung, theils von dem befonderen Nachweiſe der Befähig 
abhängig if. Diefe Befchränfungen gründen ſich eines Theils auf 
Intereffe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, anderen J 
find vdiefelben motivirt durch dad eigene Intereffe der betreffenden Kl 
der Gewerbetreibenden. Die Daritelung zerfällt in drei Unterabthei 
gen. Das erite Stüd Handelt von den aus Öffentlidhen und 
zeilichen Rückſichten vorgefchriebenen Befchränfungen und den Vorſch 
über den in diefer Beziehung erforderlichen Qualiflfationd » Nacht 
dad zweite Stüd flellt die Beftimmungen über die im eigenen Inter 
bes Gewerbeſtandes angeordneten Befchränfungen dar, und im dri 
Städe werden die Vorſchriften über bie MeiftstBräfungen ber Si 
werter gegeben. 
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Erſtes Stüch. 


kungen aus Rückſicht auf das Gemeinwohl und auf die 
rreichung allgemeiner polizeilicher Zwecke. 


I 


n Gewerbetreibenden, welche fih im Öffentlichen In» 
tiner Prüfung ihrer Geſchicklichkeit unterwerfen müf- 
nur auf deren Örund die Konzeffion erhalten dürfen. 


RedizinalsBerfonen und Unternehmer von Privat- 
neund Brivat-Irren»Anftalten. 

Oreite das Gew.⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 beftimmte (im $. 21.), 
den Gewerbetreibenden, deren &ewerbebetrieb nur nach vosgängigem 
eifeder erforderlichen Eigenfchaften zu geftatten fei, auch 
zieund Wundärzte aller Art, Apotheker und Laboranten, 
'önfeber von Privat-Irrenhäufern, zu rechnen feien. 
‚61810 ©. 83.) 


du Ed. v. 7. Sept. 1811 über bie polizeil. Verhältniffe der Ge⸗ 
cchielt hierüber in den 66. 89. u. 91. folgende -Beftimmungen: 


9, Arzin und Wundärzten aller Art, Apothelern, Laboranten, Roßs und 
8 darf ber Gewerbefchein nur auf ein Zeugniß der Provinzial: Regierung 
aber, daß fie zu Ausübung ihres Geſchaͤfts geeignet find. Wie weit bie 
wer Apotheken zu geftatten fei, wird durch ein beſonderes Geſetz beſtimmt 


Zrivat⸗Irren⸗ und Krankenhäufer bürfen nur auf Genehmigung des all: 
Balizeldepartements angelegt werben. 
5. 1811 ©. 272.) 


ie Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 beſtimmt in Betreff diefer Per⸗ 
den 66. 42. u. 54. Folgendes: 


‚ Hate, Wunbärzte, Augenärzte, Zahnärzte, Geburtshelfer, Apotheker 
eher von Privatkranfens und Privat⸗Irrenanſtalten bebürfen einer Appros 
Rinifieriums der Medizinal-Angelegenheiten ?). 


: Tierärzte find in ber Gew.:Drbn. v. 17. San. 1845 nicht unter 
jenigen Perſonen aufgeführt, welche einer befonderen Approbation bebürfen. 
ne tas Gew.-Steuer:G. v. 3. Nov. 1810 $. 21. Nr. 31. (G. ©. 1810 
79.) und das Gew.:PBol.:Ed. v. 7. Sept. 1811 $. 89. (f. oben) wurbe 
Argübung der Thierarzneifunft von befonderer polizeil. Erlaubniß abs 
gig, weil den Roß⸗ und PViehärzten der Gewerbeſchein nur auf ein Zeugs 
der Provinz.-Reg., daß fie zur Ausübung ihres Gefchäfts geeignet wären, 
ft werden durfte. Mit dem Aufhören ber Gewerbefteuerpflichtigfeit der 
tärzte duch das G. v. 30. Mai 1820 (G. ©. 1820 S. 147.) erlangte 
j ter Brundfaß wieder Geltung, daß die Ausübung der DVeterinärpraris 
gemeinen von feinem Dualififationsnachweife bedingt fei. Dies Prin⸗ 
purde in dem R. des Min. des 3. v. 6. Dit. 1829 ausbrüdlih ans 
mt. 
Bergl. das Nähere hierüber in Thl. VL Bd. 3. des Werkes (Medizinal- 
n, Bd. L ©. 606. ff.). 
Der ben Provinzial:Ständen vorgelegte Entwurf des Gewerbe Bolizeis 
es hatte indeß (im $. 49.) die Thierärzte ausprüdlicd unter diejeni⸗ 
ebizinalperjonen aufgenommen, welche einer Approbation nad vorgäns 
: Prüfung bedürfen follten. Die Motive bemerfen, daß es angemefien 
bie Befugniß zum gewerbsmäßigen Betriebe ber thierärztl, Praxis 
mein von einer Prüfung und Approbation abhängig zu maden, ba bie 
sthiere den größten Theil des Vermögens vieler ‘Brivatverfonen ausmas 
und tiefer durch ungeſchickte Thierärgte mefentlich gefährdet werbe, auch 
tie Ausfhließung von Pfufchern zur Ausbreitung des Stubiums ber 
rarzneifumde zu führen vermoͤge. Den Bichberigern erwachſe hieraus 
Nachtheil, da es Jedem unbenommen bleibe, feine Hausthiere ſelbſt AU 
nbein, ober dur feine Dienſtboten, Hirten 20. behandeln zu laſſen. 
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6. 54. Außer der Approbation ($. 42.) bebürfen Apotheker, welche 
Befige eines Realprivilegiums befinden, einer Konzeſſion des Ober: Prä 
weldyer der Ort und das Grundſtuͤck, wo das Gewerbe betrieben werd 
ftimmt fein muß, 

(G. ©. 1845 ©. 49. u. 51.) 

Dazu: 

8) Vergl. die Vorfchriften wegen ber Prüfungen und App 
der MebizinalsBerfonen in Thl. VI. Bd. 3. des Werkes ı 
Weſen, Ih. I. ©. 401. ff.), indbef. der Wunpärzte, a. 
513. ff., der Augenärzte, a. a. O., ©. 599. f., der 3: 
a. a. O. ©. 600. ff., der Geburtähelfer, a. a. D., € 
der Apotheker, a. a. O., ©. 617. ff., und der Unt erne! 
PrivatsIrrenanftalten, a. a. D., Thl. II. ©. 468. 

b) €. R. des K. Min. der G., M. u. U. Ang. (Eichhorn) v. 

- 1845 an fämmtl. 8. Reg. Erteilung von Apotheken⸗Konze 
Der K. Reg. wird auf die Anfrage in dem Ber. v. 30. Juli d. 9. ı 

durch die Beftimmung des 6. 54. der allgem. Gewerbe-Ordnung v. 17. 
wonach Apotheker, welche fih nicht im Befig eines Real-Privilegiums b 
Betriebe ihres Gewerbes einer Konzeffion bes Dberpräfidenten bet 
Ausweis ber eingefehenen Materialien zu berjelben, etwas Neues nid 
vielmehr nur das bisherige Verfahren hat beftätigt werben follen, wonc 
zeffionen zur Anlegung neuer Apotbefen von dem Oberpräfidenten, bi 
Geetfüneng bereits beftehender Apotheken von der Regierung ertheilt we 
(Min. Bl. d. i. ®. 1845 ©. 301. Nr. 327.) 


Vergl. die Geſetzgebung über die Apotheken» Privile 
Konzeffionen in Thl. VI. Bo. 3. ded Werkes (Medizinal-We 
©. 628—648.). 

1. Unternehmer von Erziehungs- und Unterri 
ftalten, ſowie Privatbehörden. 

Die Gew.» Ordn. v. 17. Jan. 1845 beitimmt in Betreff bi 
nen im $. 43. nur, daß ed binfichtlich derſelben bei den be 
Vorſchriften bemenden fol. 

Diefe befonderen VBorfcriften find in folgenden Gefeken 

1) A. 2. R. Thl. IM. Tit. 12. $$. 3—8.: 


$. 3. Wer eine Privaterziehungs- oder fogenannte Penſionsanſt 
will, muß bei derjenigen Behörde, welcher die Aufficht über das Schul⸗ 
hungsweſen bes Ortes aufgetragen iſt, feine Züchtigkeit zu diefem Gefchä 
fen, und feinen Plan, fowohl ın Anjehung der Erziehung, als des Unt: 
Genehmigung vorlegen. 

6. 4. Auch folde Privat:, Schul: und Erziehungsanftalten find 
diefer Behörde unterworfen, welche von ber Art, wie die Kinder gehal 
pflegt, wie bie phnfiiche und moralifche Erziehung derfelben beforgt, un 
ie Unterricht gegeben werde, Kenntniß einzuziehen befu 
pflichtet if. 


Allein auf die Erinnerung mehrerer Regierungen wurbe 
mung in Betreff ber Thierärzte mweggelaflen. Dies Monitum 
darauf, daß die Viehbeſitzer in der Regel ihr Vieh felbit zu kuriren pflegt 
ihre Leute und andere Routinier behandeln ließen, welche das 7 
Landbefiger hätten; auch fei an vielen Orten Mangel an appro! 
ärzten, und es ſtehe deren Remuneration in ber Negel in grof 
haͤltniß zum Werthe des franfen Thieres. Es fei daher auch fchon in 
Min. d. Beiftl. ac. Ang. v. 7. Mai 1834 der Gefichtepunft auf 
es nicht auläffig fei, Die Befugniß zur thierärztl. Braris nur bei 
Thierärzten vorzubehalten und daß beren Vorrecht auf die ausjd 
fugniß zum Umherreifen auf ihr Gewerbe beichränft werben 
Uebrigen fei die Verrichtung von Biehfuren an eigenen und fı 
ohne oder gegen Entgelt freizulaflen, nur mit Vorbehalt ber 
Berordn. wegen anftedender Wirhlcantgeiten, 
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45. Schaädliche Unordnungen und Misbräuche, welche fie dabei bemerft, muß 
ein tem Schul: und Erziehungsweſen in ber Provinz vorgejegten Behörde zur 
ibem Prüfung und Abſtellung anzeigen. 

$ 6. Auf dem Lande und in fleinen Städten, mo öffentliche Schulanftalten 
ind, ielm keine Mebens oder fogenannte Wintkelichulen, ohne beſondere Erlaubniß 
are werden. 

$i. Eltern ſteht zwar frei, nach den im zweiten Titel enthaltenen Beſtim⸗ 
—* ten Unterricht und die Erziehung ihrer Kinder auch in ihren Häuſern zu 


48 Diejenigen aber, melde ein Gewerbe daraus machen, daß fie Lehrflun- 

m ya Häuiern geben, müflen fi, wegen ihrer Tüchtigfeit dazu, bei der $. 3. 
hörte ausweiſen, und fid) von berjelben mit einem Zeugnifie darüber 
Mm 


Red dieſen Befllmmungen findet aljo eine Beauffichtigung Seitens 
Era auch rücjichtlih der Privat-Erziehungd-Anftalten flatt. 

Yrh den $. 6. des Ed. v. 12. Juli 1810, betreffend die Prüfung 
t Ofnlnıd = Kandidaten ıc. (Rabe's Samml. Bd. 10. ©. 379., Mathis 
Br Echt,. Bo. 9. ©. 235.) war jedoch der F. 8. U 8 R. II. 12, 
ischoben, indem nach erfterem von der allgemein paͤdagogiſchen 
bie für jene Perſonen angeordnet wurde, eine Ausnahme gemacht 
Fein derer, die blos in Familien- und Privat= Inftituten Untere 


3 Eieafo Hatte dad Gew.⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 die landrechtl. 
Ktifen tt, indem daſſelbe in den $$. 83—86,. folgende Bes 
enthielt: 


88. Zrivatſchulhalter, Hauslehrer oder Grzicher, besgleichen Erzieherinnen 
eimen, bie als folche in Familien aufgenommen werden, bebürjen feines 
b: und Gewerbeſcheins. 

Lu Wer Privatunterricht in Wiſſenſchaſten und Künften ertheilt, bedarf 
Smfale feiner beiondern Erlaubniß und feines befentern Gewerbefcheine. 

m einer Jedermann offenen Schule dergleichen lehrt, muß einen Erlaubniß⸗ 
ta haben, und jelchen bei der Provinzial: Schulveputation nachfuchen. 
$5. Gine Gewerböftener wird nicht entrichtet. 

PM 586. Gen dies gilt von Lehrerinnen und Erzieherinnen, bie öffentliche Schu⸗ 
ee Ieniensanitalten halten. 

.ẽ. 611 S. 272.) 

U wurde jedoch die Vorfchrift des F. 8. U. 2. R. II. 12. wieder 

elt dur) die K. D. v. 10 Juni 1834, betr. die Aufilcht des Staats 
Mer Sratanfalten und Privatperfonen, welche fidy mit dem Unterricht und 
® Erziehung der Jugend befchäftigen. 

Reh den Borichriften des A. & R. haben Privatanſtalten und Privatperionen, 
"Sb mis tem Unterrichte und der Erziehung der Jugend gewerbweije bejchäfti- 
twellen, bei derjenigen Behörde, welche vie Aufſicht über das Schul: und Erzie⸗ 
Dreſen tes Ortes führt, ihre Tüchtigkeit zu Tem Geſchäfte zuvor nachzuweiſen 
Fiet Zeugniß derſelben ſich auszuwirken. Durch tie Beſtimmungen des Gewerbe⸗ 
Fie v. 7. Sept. 1811 SS. 83— 86. find die landrechtl Vorſchriften zum Theil 

worden; da die Srfahrung jebed ergeben hut, daß hieraus ui bräude 
Weintlihe Nachtheile für das Erziehungs: und Unterrichtsweſen entitehen, 10 
35 Dich bewogen gefunden, tie Beitimmungen bes Gewerbe: Bolizeigef., in 
Kfe die Borichriften des A. 8. R. abändern, wieder aufzuheben, und das Gr: 
ni der nachzumeifenten Dualififation für Liejenigen Perfenen, welche Privat⸗ 
m und Penſiensanſtalten errichten, eter cin Gewerbe daraus machen, Lehrſtun⸗ 
2 den Häufern zu geben, in Gemäßheit ber landrechtl. Borjchriften 99. 3. und 
2. 12. P. II. Herzuftellen und feſtzuſetzen, daß ohne das Zeugniß der örtlichen 
Ktükehörte feine Schul: und Grziehungsantalt errichtet, auch ohne daſſelbe 
and zur Ertheilung von Lehrftunten als einen Gewerbe zugelaſſen werden darf. 

Zeugniſſe ſollen ſich nicht auf die Tüchtigkeit zur Unterrichtsertheilung in Des 
ag auf Kenntniſſe bejchränfen, ſondern fih auf Sittlichkeit und Lauterkeit der 
mungen in veligiöjer und politiſcher Hinſicht erſtrecken. Die betr. Aufſchlobe⸗ 
jell indes mit Befugt fein, folde Zeugnifje für Ausländer auszufertigen, bes 
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vor bie Genehmigung bes Min. des J. u. d. P. erfolgt it). In welche 
hierbei zu verfahren, haben Sie, die Min. der G. u. N. Ang. und b. P., 
IHaftlih zu berathen und über die den Lofalbehörben zu ertheilende —* 
zu vereinigen. 

(6. ©. 1834 ©. 135.) 

Die am Schluß der vorfichenden 8. DO. vorbehaltene Inflr. 5A en 
durch die Inftr. des Staatömin. zur Ausführung der 8. O. v 
1834, betr. bie Beaufſichtigung der Privatfchulen, —S 
ten und Privatlehrer, fo wie der Hauslehrer, Erzieher und Erzieher 
v. 31. Dec. 1839, mitgetbeilt durh C. R. der Min. der G. U. 
Ang. u. d. Inn. u. d. P. v. 18. Mai 1840. 

(G. N. Bl. 1840 ©. 94) 

5) Die Verfaffungd » Urkunde v. 31. Jan. 1850 enthält folgente- 
ber gehörige Beflimmungen: 

Art. 20. Die Wiſſenſchaft und ihre Xehre ift frei. 

Art. 22. Unterricht zu ertheilen und Unterrihts:Anftalten zu gründen 
feiten, fieht Jedem frei, wenn ex feine flttliche, wiſſenſchaftliche und technifdge 
higung ben betreffenden Staatsbehörden nachgewieſen hat. 

23. Alle öffentlichen und Privat-Unterichts: und Erziehungsanfal 
ben une ber Aufficht von Staate ernannter Behörden 

Art. 26. Win befonderes Geſetz regelt das ganze Unterridtswefen. 

II. Baumeifter. 

1) Bereits pas Gew.⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 erforderte im $ 
für Architekten zur Erlangung des Gewerbefcheines ein Zeugniß be 
vinzials Regierung, daß fle zum Betriebe ihres Gewerbes gefeplich * 
feien und der $. 96. a. a. O. fügte hinzu 

Zur Legitimation der Kediteften ift ein "Beüfungsatteit der technifdgen 
Baubeputation erforderlich. 

(G. S. 1811 ©. 272—273.) ; 

2) Die Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 beſtimmit im 6. 4.: 

: *Baumeifter, welche aus ber Leitung von Bau » Unternehmungen ein 
machen, bebürfen eines Bei fungegeugniffes der Ober⸗Baudeputation. 

(8. ©. 1845 ©. 50.) 

3) Die ®. v. 9. Febr. 1849, betr. die Errichtung von Gewerbeuifik 
biöponirt im $. 95: 

Baumeifter find nicht befugt, bei der Leitung von Bainnternehmungen W 
beiten derjenigen Handwerke, für welche fie das Befähigungezengniß der Giegh 
nicht befigen, ober den im $. 23. vorgefchriebenen Nachweis der Befähigung 
seführ, een, sine EN geprüfter Meifter ausführen zu Laffen. 

pr Die Ober⸗Baudeputation iſt durch den Allerh. Erlaß v. 14. 
1850 aufgelöſt und es find deren Gefchäfte, insbeſond. die Baupol 
Angelegenheiten, auf die Abtheilung für das Baumefe 
Minifterlum für Handel, Gewerbe und Öffentl. Arbeiten übertragen we 
Nah G. 6. a. a. O. ift, außer der Bauabtheilung, im Miniſterim 
Handel, Gewerbe u. oͤffentl. Arbeiten eine techniſche Baudepute 
errichtet, zu deren Gefchäftskreife unter Andern auch die fämmtlicdyen 
fungen ber Bauführer und Baumeifter gehören, über deren Ausfl 
fie an . vorgefegte Minifterium für H., ©. u. öffentl. Arbeiten | 
richten bat"). 

(8. ©. 1850 ©, 13. ff.) 


Hiernach find die Prüfungs-Zeugniffe der Baumeifter 


1) Gierauf beziehen fi das R. des Min. bes J. v. 27. Juni 1836 
S. 129.) und v. 6. Nov. 1835. 
2) Di —c Baudeputation hat am 1. März 1850 ihre zyarigte 
nen. —— bes Min. für H. ©. ı. v. 22. San. 1850, RR 
b, i. ®. 1850 ©, 16. Rr. 21.). 
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nmRin. für H., G. u. öffentl. Arbeiten, beziehungsweife ber 
ttuſchen Baudeputation, zu ertbeilen. 

Berl. dad Gefchäfts-Meglement für die Königl. technifche Baudepus 
tion, n. 28. Sehr. 1850 (insbeſond. bezüglich des Verfahrens bei den 


Er Sl. d. i. V. 1850 ©. 34. Nr. 58.) 

ðeneff der Prüfungen vergl. übrigen unten. 

„ MBerfonen, welche fi über den Befig der erforberlidhen 

Beniziife und Bertigkeiten durch ein Befähigungsdzeugniß 

ber Regierung ausweifen müffen. 

u aatenen find ſpeziell im $. 45. der Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 
rt 


46. a. a. D. fügt Hinzu, daß durch Anordnungen der Minis 
tien za Seftimmen fei: 
) wie le Brüfungen diefer Gewerbetreiben vorzunehmen 1); 

we weit die unter ihrem Gewerbe begriffenen Berrichtungen auch 
Mangeprüften Perſonen ausgeübt werden dürfen ?), und 
bei ten Minifterien die Befugniß zuficht, Perſonen, deren Befähigung 
mpeifelhaft ift, außnahmömeile von der Prüfung zu entbinden. 
In biefer zuleßt (sub c) erwähnten Beziehung ift nachſtehendes C. R. 
8. Sin. Min. (Flottwell) v. 20. April 1845 an fämmtl. K. Meg. 









DER. Reg. erhält in der Anl. (a.) Abfchrift des heute dem Maurerpolier N. 
bie Entbindung von der Meifterprüfung betr. Beicheides zur Kenntnißnahme. 
A 


nl. a. 
I De Beſtimmung des $. 46. der Gew.-Orbn. v. 17. Ian. d. J., welche die Mi: 
——— — — 


H In Berreif der Frage: in welcher Art die Prüfungen ber im $. 45. ber 
Gew⸗Ordn. erwähnten Gewerbetreibenden vorzunehmen, bemerft das R. der 
8. Min. d. E. (Eichhorn), d. F. (Flottwell) u. d. 3. (v. Manteuffel) v. 
A. Ct 1845 an die K. Reg. zu Göln: 

„Rückfichtlich der in den Berichten v. 12. und 25. April d. 3. zur Sprache 
— Beftimmungen, nad welchen die Prüfungen der inı $. 45. ber 
„Ger.⸗Ordn. v. 17. San. d. 3. erwähnten Sewerbetreibenden vorzunehmen 
a, wird die K. Reg. auf die für ben größten Theil biejer Gewerbetrei⸗ 
„beuden bereits beſtehenden PBrüfungsvorjchriften verwieſen, welche fo lange 
„IR Kraft bleiben, bis fie aufgehoben oder abgeändert werben.“ 

In Betreff der Prüfungen der Hebammen behält es bei den bisherigen, 
„dem Bebürfnitfe entfprechenden Beitimmungen fein Bewenden.“ 

(M. Bl. d. i. V. 1845 ©. 357. Nr. 409.) 

Ge if Hierbei noch darauf aufmerffam zu machen, daß die im 8. 46. ber 
Gew.⸗Ordn. erwähnten Prüfungen der im $. 45. a. a. D. aufgeführten Ges 
werbetreibenden nicht verwechjelt werben bürfen mit denjenigen Prüfungen, 

. melde nach den Borfchriften der Gew.:Oron. F8. 108. und 131—132. zur 

F Aufnahme in eine Innung oder zur Erlangung der Befugniß zur 

“ Saltung von Lehrlingen, und nad den Borfchriften der V. v. 9. Febr. 

1849 $. 23. zur Erlangung ber Befugniß zum felbiitändigen 

Gewerbebetriebe vorgeichrieben find. (Vergl. hierüber das Nähere unten 

m Etid IL) 

Die betr. Prüfungs: Vorfchriften find bei den einzelnen Gat⸗ 
tungen ber im $. 45. der Gew.⸗Ordn. aufgeführten Gewerbetreibenden zu 
vergleichen. 

| In dieier Beziehung ift auf die Beilimmung des 6. 101. des Gew.⸗Pol.⸗GEd. 

v. 7. Sept. 1811 (G. S. 1811 ©. 272.) hinzuweifen, wonach Maurer: 

Flickarbeiten auf Orund von Grlaubnißicheinen der Kreisbau⸗ 

bedienten betrieben werben dürfen, chne daß es eines förmlichen Eramens 

hierzu bebarf. Diefe Beſtimmung ift demnächft duch Din. Verfügungen auf 

Zimmer: und Mühlen: Flikarbeiten ausgedehnt worden. 

Bergl. das Nabere Hierüber in Thl. VI. Bd. 4. Abth. I. des Wertes 

(BausBolizel) &, 387-336, 


a) 
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nifterien ermächtigt, einzelne ber in ven 868. 44. und 45. bezeichneten Beine 
benden ausnahmsweife von der Meifterprüfung zu entbinden, bezieht fi ni 
ungeprüfte Bauhandwerfer, fordern auf Verfonen, welche durch ihre befannte 
Ausbildung und buch ihre bisherigen gewerblichen Leiſtungen jchon dem Bef 
jenigen Fähigfeiten und Kenntniffe unzweifelhaftdargethbanhaben, au 
Nachweis fih die vorgeichriebene Prüfung erſtrecken fol. Da bei Ihnen bief 
ausfegung nicht zutrifft, fo können Sie die Erlaubniß zur felbitftändigen Aut 
bes Maurergewerbes nur buch Ableaung der in der Inſtr. v. 28. Juni 18 
die Maurer angeordneten Prüfung erlangen. 

Berlin, den 20. April 1845. Der Finanzminiſter. Flottw 

An den Maurerpolier N. zu N. 
(Min. Bl. d. i. V. 1845 ©. 134. Nr. 162.) 


Dagegen legt die Gew.⸗Ordn. den Minifterien nicht die Be 
bei, den Kreid der im $. 45. genannten Klaffen der Gewerbetreibern 
erweitern; im ©egentheil muß angenommen werden, baß denſel 
Befugnig hierzu nit zuftebt, fondern daß eine Ertendiru 
Borjchrift des F. 26. a. a.“O. über die Gränzen der fpeiellen Bela 
gen der Gew.⸗Ordn. hinaus, nur im Wege der Gefeggebun 
haft if }). 

Die 8. Min. der Med. Ang. (v. Ladenberg) u. des I. (v. Man 
haben indeß die Befugniß der Dinifterien zu dergleichen Beftimn 
angeſprochen, und von dieſem Orundfage audgehend, die Hühneras 
Dperateure zu denjenigen Gewerbetreibenden hinzugefügt, von dem 
6. 45. der Gew.⸗Ordn. handelt. Hierüber dieponirt dad C. R. der ga 
ten Min. v. 25. Aug. 1845 an fänımtl. 8. Meg. . 


Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 15. v. M., wegen der Prüfung ba 
neraugenOperateure eröffiiet, daß zwar diefe Gewerbetreibenden in der Gi 
v. 17. San. d. 3., $. 45. unter denjenigen nicht aufgeführt find, welche ff 
ben Beſitz der erforderlichen Kenntniffe und Sertigfeiten durch ein Befühigungeg 
der Meg. ausweiſen müflen. Da jedoch tie Erfahrung feitgeftellt hat, daß 
geſchickte Verrichtung ven Huͤhneraugen-Operationen bebeutender, und unte 
deren Umftänben felbit lebensgefährlicher Schaden zugefügt werden fann, fo 
8. 26. der Gew.⸗Ordn. zum Betriebe diejes Gewerbes eine befondere polizei 
nehmigung erforderlih, und diefe nur dann zu ertheilen, wenn die K. Reg 
von ber Gefchiclichkeit desjenigen, welcher die Crlaubniß zum Operiren ber $ 
augen nachfucht, die nöthige Ueberzeugung verfchafft, entweder durch Einficht 
hafter Beugniffe, oder dadurch, daß Sie einen Medizinalbeamten (Kreityß 
beauftragt, die technifche Wertigfeit des Nachſuchenden buch bie ihm in g 
Fällen aufzugebente Verrichtung der fraglichen Operation genau zu prüfen. 

Daß approbirte Aerzte und Wundärzte, wenn fie ſich mit dem Oper 
Hühneraugen befaffen wollen, hierzu feiner befenderen Erlaubniß bebürfen, ® 
fich von ſelbſt. 

Beabſichtigt ein Huͤhneraugen-Operateur fein Gewerbe im Umherziehen 
treiben, fo finden die hierauf Bezug habenden geſetzlichen Beſtimmungen Anwe 

Mas aber den Gebrauch und Verkauf von Nflaftern zur Vertilgung der 
neraugen betrifft, fo kann denjenigen Berfonen, welche mit polizeilicher Genche 
das Operiren und PVertilgen der Hühneraugen ausüben, jowohl der Gehrei 
der Verfauf der zur Vertreibung ber Huͤhneraugen beftimmten Bflafter geftatie 
ben, fofern die K. Reg. durch nähere Unterfuchung die Ueberzeugung von W 
ligen Unfhäblichfeit ihrer Beitandtheile gewennen hat. | 

Hiernach ift in verfommenden Fällen zu verfahren. 

(Min. BL d. i. 3. 1845 ©. 300. Nr. 326.) 

Vergl. auch die R. ver K. Min. des I. u. d. %. v. 4. April u. 18 
1835 (U. XIX. 513. u. 514.), wonach eine förmliche Brüfun 
Hühneraugen-Operateure nicht vorgefchrieben, wohl aber angeordnet 
daß denjelben Gewerbeſcheine zum Umherziehen nicht ohne 
tigen Ausweis ihrer Befähigung ertheilt werden follten. 

(S. Medizinalweſen, Thl. I. S. 757.) " 













I) Bergl, indeß ben $. 26. der B. y. 9. Sehe, 189.8. E66 
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. 45. ber Gew.⸗Ordn. aufgeführten Gattungen ber Gewerbes 
nachſtehende: 

ſchiffer und Seeſteuerlente, ſowie Vorſteher öͤf⸗ 

äbren (Faͤhrmeiſter). 

dew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 beſtimmt im F. 45., daß See⸗ 

Seeſteuerleute, ſowie die Vorſteher öͤffentlicher 

ährmeifter) ſich durch ein Befähigungszeugniß der 

uöweifen müſſen, und fügt (am Schluffe) hinzu, daß es, ſoweit 

et Schiffer und Lootfen auf Strömen in PBolge von 

gen befondere Anordnungen getroffen find !), dabei fein 
t 


5 ©. 50.) 

ad Nähere hierüber, ſowie über den Nachweis ber Befä- 
de räfungen der Steuerleute, Seeſchiffer und 

‚in Bd. 1. 

die Vorſteher dffentliher Fähren (Yährmeifter) bes 

arauf hinzumeifen, dag nach $. 7. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 

er beftandenen PBorfchriften über die Exkluſivität des Ge⸗ 

terhaltung öffentlicher Kähranftalten beibehalten worden iſt. 

ad Nähere in diefer Beziehung in Thl. III, Abthl. I, 
ıp. J., sub Nr. VI. Lit. B. 

. 170.) 

hweiß der Vefäbigung zur Führung dffentlidger 
en anlangend, fo ift derfelbe bereits durch das C. R. des 8. 
a. d. Gew. v. 28. Aug. 1822 $. 2. (A. VI. 752, f. in Thl. VI. 
Bolizei-Wefen], Bd. 2. ©. 13.) angeordnet und auf Grund 
ft bisher ftetd gefordert worden. 

d. der Gew.Ordn. hat e8 hierbei belaffen. 


e. Fin. Min. (Blottwell) v. 31. Dec. 1845 an das K. Prob. 
Göln, dag auch die Vorfteher der dem Staate gehörigen 
Wwalififation darzuthun haben ?). 


gt, wie Ew. Hochw. anf ten Ber. v. 2. d. M. erwiedert wirb, kei⸗ 
daB tie Borfchrift im 8. 45. der Gew.:Orbn. v. 17. Ian. d. J., 

x die Vorfteher öffentlicher Fahren (Fährmeifter) ſich über den Befl 
tlichen Kenntniffe und Wertigfeiten durch ein Befähigungs-Zeugni 
mg auszumweifen haben, 

u Staate angehörigen Fähren, biefelben mögen abminiftrirt werden 
m fein, Anwendung findet. 

it die Erfüllung jener Verbindlichkeit bei allen künftigen Verpach⸗ 
atsfüähren ſicher zu ftellen, indem das Geeignete in bie Lizitationds 
ungen, fo wie in das Lizitations-Protokoll aufgenommen wird. 
bejonbere jeder Bietenbe zu verpflichten, für den Fall, baß er ben 
binnen einer beftimmten Frift, nachdem ihm die Benachrichtigung 
en fein wird, entweder feine perfönliche Befähigung durch das im 
vorgeichriebene Zeugniß dem betr. Hauptamte, nach Umftänden einem 
ezeichnenden Beamten nachzuweiſen, oder, falls er für feine Perfon 
nid nicht erlangen kann, einen damit verfehenen Yährmeifter vor dem 
ht anzunehmen, dem betr. Hauptamte oder Beamten zu bezeichnen 
Pacht zu halten. Dieje VBerpflihtung hat der Bietende ſchon durch 





ff der Nheinfhiffer und NRheinlootfen, vergl. das Regul. 
g. 1834 (©. ©. 1834 ©. 149., f. in Thl. UL, Abth. IL, Abſchn. I. 
der Ehifffahrt], Kay. 2., Tit. 5., sub. Nr. I, Lit A. f. in Bb. 1.). 
uh das C. R. des K. Gen. Dir. der Steuern v. 9. Nov. 1849, 
Lizitations- und Kontrafts-Bedingungen für die Verpachtung vn 
zähranttalten. (Min. Bl. 1849 ©, 258, Nr. 382., ſ. in Th. IX, 
es, bei ben Regalien.) 


98 Won.ben Berhältniffen ber Gewerbetreitenben zum 


Untergeiäinung des Lizitations-Protofolle zu übernehmen. Die Friſt zı 
A Nachweifes oder zur Bezeihnung des angenommenen Fährm 
Maaßgabe der Umftände, jedoch jedenfalls fo zu beflimmen, daß dief 
vor dem Beginne der Pacht abläuft. Als Folge der Nichterfüllur 
ſtehenden Berbindlichkeit, wird eine, durch die Kaution mit ficher zu 
ventionalftrafe, oder, falls dies fir angemeſſener erachtet wird, bas 
pachtenden Behörde feftzuftellen fein, nach Befinden die Anftalt auf & 
tenden, reſp. bes Pächters, zu abminiftriven oder anderweit zu verpa 

(Min. BL d.i B. 1846 ©. 34. Nr. 47) 

B. Maurer, Steinhauer, Schiefer- und Ziegelde 
und Schiffszimmerleute, Mühlen- und Brunnenel 

1) Schon da8 Gew.⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 füh 
Nr. 17, 19. 238. u. 34. die Maurer, Mühlenbaume 
fhiff3- Bimmerleute und Zimmerleute unter den S 
welchen der Gewerbeſchein nicht ohne Nachweis ihrer Befähigun 

(8. ©. 1810 ©. 84.) 

2) Dans Gew.⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 beftimmte in 
95. und 97: 

$. 94. Architekten, Drühlenbaumeifter, Schiffszimmerleute, Hı 
Maurer, Möhr: und Brunnenmeifter müflen zu Grlangung des Ger 
Zeugniß der Provinzialregierung beibringen, baß fie zum Betriebe i 
gefeglich geeignet find '). 

$. 95. Dies Zeugniß foll_jegt Niemand verfagt werden, ber 
Befitze ift, die genannten Gewerbe felbftftändig zu treiben. Mer dag 
werbe bisher noch nicht ſelbſtſtaͤndig betrieben hat, muß fi zu den 
ſonders legitimiren. 

6. 97. Wie Schiffszimmermeifter fi} in Zukunft für ihr Gem: 
follen, ift duch die Verorbnung v. 18. März v. 3. in den Provinzı 
füfte bereits befannt gemacht worden. 

(6. ©. 1811 ©. 272— 273.) 


4) Die V. v. 9. Sehr. 1849 wegen Errichtung von Ger 
bisponirt im $. 24.: 

Maurer, Steinhauer, Schiefer: und Ziegeldeder, Haus: und 
leute, Mühlen: und Brunnenbaumeilter und Schornfteinfeger habe 
Befähigung zum felbfiftländigen Betriebe ihres Handwerks durch das 
allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan, 1845 vorgefchriebene Zeugniß ber ! 
zuweifen. Im Uebrigen find für ihre gewerblichen Berhältniffe Die Be 
gegenwärtigen B. maßgebend. (G. ©. 1849 ©. 99.) 

4) In Betreff der Prüfungen biefer Gewerbetreibender 
6. 46. der Gew.⸗Ordn., wie bereitö oben ?) erwähnt, auf die ' 
gen ber Minifterien, und dad R. v. 24. Oft. 1845 °) ſp 
es bei den bereits beftehenden Prüfungs-Vorfihrifien t 
behalten ſolle. 

In diefer Beziehung Hat nun aber das Ep. v. 7. Sept. ] 
pol. Verb. der Gewerbe in den $$. 97. bis 100. Folgendes a 

6. 97. Wie Schiffs:Zimmermeifter fih in Zukunft für ihr Gew: 
folfen, ift dur die V. v. 18. März v. 3. in den Provinzen an ber ( 
befannt gemacht worben. 

6. 98. Sur Prüfung derer, die fi Fünftig als Mühlenbaus, 
Maurers, NRöhr- und Brunnen:Baumeiiter anfegen wollen, follen 
reihften Stäbten Kommiffionen errichtet werden. 

. 99. Die Provinzial:Reg. find mit Errichtung dieſer Komı 
Genehmigung des Gewerbe⸗Depart. beauftragt. 


1) Die 8. ©. v. 11. Juli 1833 (G. ©. 1833 ©. 86.) dehnte d 
des $. 94. des Ed. v. 7. Sept. 1811 auch auf die Steinhau 
biefelbe in Thl. VI. Bd. 4. Abth. I. des Werkes (Bau: Bolize 

2) Bergl. oben ©. 9. Note 1. 

3) Bergl. a. a. O. 
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6.10, Auf den Grund ter Prüfungs:Attete dieſer Kommiffionen ertheilen 
eg die nah 6. 94. erforderlichen Atteite. 

(8.8.1811 S. 272.) 

RD. v. 11. Juli 1833 (8. ©. 1833 ©. 86.) dehnte dieſe Vor⸗ 
Km auch auf dad Gewerbe der Steinhauer aus und ertheilte dem 
Ran). für Gem.» Ung. die Anweiſung, auch hierfür Anordnungen in 
Beni r Prüfungen zu ertheilen. 

Bub nun: 

a) die Prüfungen der Schiffö- Zimmerleute anbelangt, fo find die 
zut Jeit gültigen MBorfchriften tarüber in der, mittelft C. R. des 
8. Handelömin. (v. Bülow) v. 26. Febr. 1824 an die K. Meg. zu 
danzig, Eöslin, Stettin und Straljund !) mitgerheilten Ins 
frıft. v. 26. Sehr. 1824 enthalten ?). 


Inſtruktion, 


wiha die Pruͤfung derjenigen erfolgen ſoll, tie ſich als Seeſchiffs⸗Baumeiſter 


felbitändig anſetzen, als Seeſchiffer oder Steuerleute ein Schiff 
‚oder eine Anſetzung als Lootſen nachſuchen. 
. Bd geſetlicher Vorſchrift, (G. über die polizeil. Verhältniſſe der Gewerbe v. 
Gt. 1811 $. 97. und 107.) follen Seeichiffsbauter, Seeſchiffsführer, Steuer: 
a ootim nur nach vorhergegangener Prüfung zum felbititantigen Gewerbe: 
Mlafen, und in ben vorzüglichiten Seeſtäͤdten Kommiſſionen zu den des: 
Prüfungen errichtet werten. 
Es mird zu dem Ende Folgendes vorgejchrieben: 
$1. Die Prüfungs: Kommifiton beiteht aus einem Dirigenten und aus Bei- 
wide theils Rheder und Seeſchiffer, theils Schifiebaumeiiter jein fellen, von 
mm Megierung ernannt, und durch das Amtsblatt befannt gemacht 













‚Gekten Gelehrte, die als Mathematiker und Aſtronomen ausgezeichnet find, fich 

a lajien, an den Prüfungen ter Seefchiffsführer und Etenerleute Theil 
Kharı, und dadurch ihren Zweck patriotiſch zu befördern, fo können fie als 
her der Kemmiſfſion eintreten. Als ſolche eraminiren fie in ter Megel 
MR fh, ſendern beurtheilen zunäachit die Zwectmäßigkeit ter Prüfungsmethode 
In nethematiſchen und aſtronomiſchen Theil innerhalb der Grenzen tiefer In⸗ 


ar Die Meldung der zu Prüfenten geihicht bei dem Dirigenten der Prü⸗— 
en. Diefelbe hat darauf zu fehen, daß die ſich meldenden Subjefte 
ſtiher deſhaͤftigung und ihr Wohlverhalten vollſtändig und durch beglaubigte 


DDr 9, des K. Min. des H. v. 26. Febr. 1824 (A. XV. 815. — 4. 64.) 
af Inſtr. auch der 8. Reg. zu Königsberg zur Nahadhtung mit- 


N Die Inurukt. v. 26. Febr. 1824 enthält auch bie Vorfchriften über die Prü⸗ 
| fang der Seefchiffer, Steuerleute und Lootſen; in Detreif dieſer 
Gewerbetreibenden iſt indeß eine neuere Prüfungs-Inſtr. v. 15. Oft. 1840 
(Bin. BE. d. i. V. 1840 ©. 42. Ne. 54.) ergangen, wodurch der diefe 
} Serfonen betr. Theil der Inftruft. v. 26. Febr 1524 aufgeheben wor: 
r ba if, Daß aber die legtere in Beireif der Schiffs: u. Bootsbauer 
Fr s& in Gültigkeit ſteht, iſt im $. 23. der Initruft. v. 15. Okt 1840 
aunsédrücklich ausgeſprochen. (Vergl. die Inſtr. v. 15. Oft. 1840 in Bd. I.) 
Lie Inſtrukt. v. 26. Febr. 1824 hat übrigens, wie das dieſelbe mittheilende 
C. R. des K. Min. des H. v. 26. Febr. 1824 (N. XV. 808. — 4 63.) 
bemerkt, die für die Prüfung der Eesihiffer und Bootebauer früher er 
teilte Inſtr. v. A. Aug. 1810 befeitiget; auch ift dadurch, wie das an 
die K. Meg. zu Rönigsberg erlaiiene R. v. 26. Febr. 1824 (A. XV. 815. 
— 4.64.) ausſpricht, die Initr. v. 5. Aug. 1823 (N. VIII. 257. — 1. 139.) 
aufgehoben worden. Endlich iſt ned zu erwähnen, daß die K. Meg. zu 
Etralfund eine Inſtr. v. 31. Dft. 1819 über die Prüfung der Schiff⸗ 
bauer erlaften Hatte (A. III. 918. — 4. 16.), welche nebft den auf die (auf⸗ 
gehobene) Inſtr. v. 5. Aug. 1823 bezüglihen Publik. derſelben Reg ©. 
12. Ian. 1824 (9. VIII. 264. — 1. 140.) und v. 20. März 1824 (4. WM. 
265. — 1. 141.) zit mehr von prattiſchem Intereſſe if. 
VOR 2% " 7 
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Zeugniffe darthun. In Hinfiht ber Kenntnife ift die Kommiſſion in der Rege 
befugt noch verpflichtet, einen Nachweis darüber zu verlangen, auf welchen 
fie gefamnelt find. 

8. 3. Im Allgemeinen muß die Kommijfien, wen fie in ihrer Verſan 
die beigebradhten Zeugniſſe prüft, und dabei nichts zu erinnern hat, fich dar 
vörderft überzeugen, ob der zu Prüfende hinreichente Yertigfeit im Richtigſt 
habe, und feine Gedanken gehörig auszudrücken wiſſe. Dies if durch einzel 
Gegenwart der Kommiffion niederzufchreibende Sätze zu erforfchen. 

A. Prüfung der Seefdhiffsbauer. 

„4 Sobald bies geichehen, beſtimmt die Kommiſſion die Arbeiten, 
künftige Schiffsbauer zum Beweife feiner Kenntniſſe anfertigen foll, und mad 
diefe in derjelben Sipung bekannt. 

Zu den’ Arbeiten gehört: 

1) ein im wefentlichen eigenhäntig gebautes, Feines, ſcharf geformtes Auk 
Der künftige Schiffsbauer muß dies nach einer von Ihm zuvor gefertigte 
der Kommiſſion eingereichten Zeichnung, blos mit Suziehung im S 
unfundiger Gehülfen unter Aufſicht eines Mitgliedes der Kommifflon 
au nahe bie Ueberzeugung erhalte, baß er das Boot ohne fremde Hu 
baut habe. 

2) Zeichnungen nebit Holz: und Koftenanfhlag zu einem nen zu erbauende 
fahrteiichiffe von einer verher beftimmten Bauart und Größe Die I 
müfjen mõglichſt fveriell ansgearbeitet und eigenhändig gefchrieben fe- 
den erforderlihen Zeichnungen wird ein Geitenriß, ein Schartenriß 
Waſſerpaßriß geredhnet. . 

3) Eine Berechnung, worin auseinandergefeßt wird, wie viel Gefreide - 
viel Holz das Schiff laden, und wie tief es fidh bei jeber von beiden 
gen einfenfen werde. 88 find babei die gewöhnlichen, auf Erfahrung 
beten Methoden des Ausmeſſens der Schiffe zu befolgen. 

4) Eine genaue Angabe und Keftenberehnung ber zur Ausrüftung biefe® 
erforderlichen Maiten, Stangen und ſaͤmnitlichen Rundholzes, 7 wie X 
gel, Anker und ſaͤmmtlicher Tafelage, mit Angabe des Gebrauchs und D 
mäßigften Größe der Hauptitüde, je nachdem das Schiff vorzugsmeife g1 
gen oder zum Schnelljegeln beſtimmt wird. 
$. 5. Sobald der zu Prüfende tiefe Arbeiten ganz felbt und ohne afl 

Deibülfe gefertigt hat, zeigt er es der Kommiſſion an, und überreicht die 
2. 3. und 4. 


Die Mitglieder ber Kommiſſion fehen dieje Arbeiten jedes für fi dur, - 
das Boot, welches auch während des Baues von jedem Mitglieve wenigftend 
gefchehen muß, und verfammeln ſich dann zum zweitenmale, 

Sn diefer zweiten Berfammlung theilen die Mitglieder einander zuvärbt 
Bemerkungen über die einzelnen Arbeiten mit, und beſchließen durch Stine 
heit: ob der zu Prüfende hiernach hinreichende Kenntnijie dargethan habe, F 
mit Anführung der Gründe zu protofoflirende Befchluß verneinend aus, fo 
dem zu Prüfenden ſogleich mündlich befannt gemacht, und ihm überlafen, FH 
Berlauf eines Jahres abermals su Prüfung zu melden, wobei alsbann € 
verfahren, aber gleih Anfangs ein Nachweis darüber erfordert wirb, wo @ 
er das Jahr zugebracht hat. 

5. 6. IR der obige Beſchluß bejahend ausgefallen, fo wirb zur mim 
Prüfung geichritten. Dabei muß der zu Prüfende zuvörderſt in Gegenwart N 
fammelten Kommiifion an Eidesſtatt verfihern, die $. 4. beſtimmten NArbeitel 
allein und ohne fremde Beihülfe gefertigt zu haben. Er wird dann von dei 
gliedern der Kommiffion noch über verfchicdene auf bie Ausarbeitungen Bey 
bende Gegenftände befragt, und muß nähere Auskunft darüber geben, um 
Meberzeugung, daß er die Arbeiten felbit gefertigt, noch zu verflärfen. Den 
wird er im Rechnen und in ben, für tie Ausübung wichtigiten Sägen ber | 
Hyproftatif und Mechanik geprüft. Gr muß bie vier gewöhnlichen Rechmm— 
und Neguladetri in benannten Zahlen und mit Brüden zu rechnen wiſſen, 
Kenntniß von ten einfachen Maſchinen, von ben Gründen, worauf das Schw 
und Ginfenfen der Körper beruht, n. ſ. w. befigen. 

Nah Mblegung diefer muͤndlichen Prüfung faßt bie Kommiſſton bur 
menmehrheit den Enbbeihluß über die Zuläfiigkeit des Geprüften gum ) 
und fertigt ihm das auf den Grund bes Prüfungs: Protokolle abgefaßte Zeug 

weldem furz angeführt werben muß, werin ec wehſeree unh worin ax werigest 
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aqhgewieſen bat, von ſaͤmmtlichen (auch den uͤberſtimuten) Mitgliebern voll: 
‚a 

5. Mit tiefem Zeugniſſe meldet ich der Geprüfte bei ber betr. K. Reg. zur 
klunz des Qualifikations⸗Atteſtes nach 5. 94. des Ed. v. 7. Sept. 1811. 

%% Für die Prüfung und Ausfertigung des Zeugniſſes bezahlt ber Geprüfte 
Ww Kumiſſien Zwölf Thaler, wenn er aber ohne mündliches Gramen abge: 
ne Aht Thaler, die zu gleichen Theilen an bie Mitglieber vertheilt werden 


59. Ditjenigen, welche auf tie vollitändige Dualififation eines Schiffsbau: 
Anſrruch machen, fondern fih auf bie Fertigung Feiner befielter, 
ch met für die Seefahrt beſtimmter Fahrzeuge befchränfen wollen, haben ihre 
weikfatien dazu, durch den in $. 4. zu 1. bezeichneten Nachweis barzuthun, 
& fl nn von dem Gutbeinden ber Prüfungs-ſtommiſſien abhängen, fatt 
Ederbeets ein Seegelbeot als Probearbeit feſtzuſetzen, da durch eine fehler: 
— von dergl. Fahrzeugen, Menſchenleben nicht ſelten in Gefahr ge⸗ 
Ve Esgnif dieſer Bootbauer erſtreckt fh jedoch nur auf ſolche bekielte Ge⸗ 
BR wie krei preußische Normallaſten und weniger halten, und iſt davon ſelbſt 
ar grögerer Seefahrzeuge ausgeichlofien. 

"&% Seskellung des Qualififations:Attetes findet in ber im $. 7. angeorbneten 
t, fäch find darin die vorhin bezeichneten Grenzen ver Gewerbsbefugniſſe 
Osolhaucs hefimmt anzugehen. 

de eerübten werben auf bie Hälfte ver in $. 8. enthaltenen Saͤtze 
LXY. 808. — 4. 63.) 
de Irhfungen der fogenannten Bauhandwerker betr. 1), fo find, 
sähheit des 5.99. des Gew.⸗Pol.Ed. v. 7. Sept. 1811, von dem 
8. Bin. für H., ©. u. Baumeſen Initruftionen für die Handwerker⸗ 
ag Rommilflonen entworfen, welche die älteren Inftruft. aufs 
Kia haben. Diefe Inftruftionen, welche durch die K. O. v. 

























wie 28. Juni 1821 publizire worden. 68 find dies folgende: 
i Su. 9. 3. Juni 1821, wonad) in ſämnitl. Provinzen des Staat# 
4 Schfung der Zimmergeſellen, welche Meiſter zu werden ver⸗ 


.— 3. 50) 
“28. Zuni 1821, wonach in fünmtl. Provinzen des Staats 
der Maurergefellen, weldye Deeifter zu werden vers 
DR #iheben fol. 
8. — 3. 51.) 
9,8. Juni 1821, nach welcher in fämmtl. Provinzen des Staatd 
ER Srüfeng derjenigen, welche Mühlenwerf- Verfertiger (au 
engmächer, Mühlengefchirr-Verfertiger, auch Mühlen⸗Aerzte ges 
) zu werben verlangen, und ihr Gewerbe felbitjtändig betreiben 
“7 geſchehen ſoll. 
604. — 3. 62.) 
PR v. B. Juni 1821, wonach in fämmtl. Provinzen bed Staats 
Me Srüfung der Perfonen gefchehen fol, welche den felbfiftändigen Be⸗ 
” dd Brunnen» und Möhrmeiiter verlangen. 
V. 615. — 3. 53.) 
derdem hat 
6. 9. des K. Min. des J. für H. u. ©. v. 14. Aug. 1833, in 
Wege der K. D. v. 11. Juli ej. a., eine Infir. für die Prüfungen ber 
Steinhauer (Steinmeger Steinfeger) ertheilt. 
* XVIL 779. — 3. 124.) 


. 





— 

Gergl. W. G. Bleichrodt, das Meiſter⸗-Examen der Maurer und Zimmer⸗ 

lente in den deutſchen Bundesſtaaten, vorzugsweiſe in Preußen und Baierv. 
Achſt einer vollſtaͤndigen Anweiſung, ſich dazu gehörig vorzubereiten. Wei⸗ 
mar, Boigt. (1 Rip. 10 ©pr.) 
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Vergl. diefe Inftruftionen nebft deren Erg. und Erlänt. 
Bd. A. Abth. I. des Werkes (Bau-Polizei), S. 363— 386. 
a) In Betreff der Dach⸗ und Schieferdeder, vergl. die R. 
1829 (9. XIII. 905. — 4. 94.) und v. 12. Sehr. 1837. 
(N. XXI. 246. — 2. 46.) 
Bergl. in Thl. VI. Bd.4. Abth. 1. des Werkes (Bau-Polizel), S 
In Betreff der Qualififation der Maurermeifter zum | 
Biegeldederei ift das C. R. des K. Din. für. H., ©. u. dff. Arb. 
y. 4. Oft. 1850 an fämnitl. 8. Reg. ergangen. 


Die in dem Ber. .v. 16. Nug. d. 3. erwähnten Ginwendungen | 
rathes in N. gegen die Verf. der K. Reg. v. 5. Juli d. J., in Betreff 
Befugnijje der Maurermeiſter, find nicht begründet. 

Bei der Entfcheidung darüber, welche Arbeiten zu den, unter ben eiı 
werfen begriffenen DVesrichtungen gehören, hat der Gewerberath, nach € 
v.9 %eb. v. J., diejenigen Anordnungen zu berückſichtigen, welche übe 
ung jener Berrihtungen ergangen find. Zu diefen Anordnungen gehör: 

ruft. zue Prüfung der Maurer v. 28. Juni 1821, joweit fie Die Gege 
Prüfung, und durch deren Abgrenzung zugleich den Umfang ber .Arbei 
auf welche das Befühigungszeugniß fir den jelbftftändigen Betrieb d 
werbes fich beziehen fell. Nach den Beflimmungen des 8.4. zu e. a. 
Prüfung der Maurer mit auf die Arbeiten ber Siegeldeder zu richten; 
ten ‚gehören daher zu den, unter dem DMaurergewerbe begriffenen Berri 
wenn neben den Maurern denjenigen, welche fih nur mit tem Siegelt 
wollen, geftattet ift, die Befugniß hierzu durch die Ablegung einer au 
decken beichränften Prüfung zu erlangen, jo darf diefe Begünftigung di 
nit zu einer Beichränfung der, durch die Ablegung der Maurerprüfi 
Befugniffe führen. Hierbei fonımt auch nicht weiter in Betracht, daß 
läufigen Anordnungen der K. Reg. über die Prüfung der Ziegelved 
hinfihtlih ihres bejchränften Arbeitszweiges höhere Anforderungen ge 
als an die Maurer, welche die Meiiterprüfung nach der Inftruft. v. 2 
beftehen. Denn einerfeits bleiben die künftig zu beachtenden Beftimmu 
treff der Prüfungen beider Klaffen von Gewerbetreibenden, nad) 6. 46. 
Ordnung v. 17. Jan. 1845 vorbehalten, andererfeits aber wird ſchon je 
ſchied zwiſchen den erwähnten Anforberungen durch die Aufgaben ausger 
bei der Prüfung der Maurer hinfichtlich der iibrigen Arbeiten bes * 
zu löfen find, während fie bei der Prüfung’ der Ziegeldecker wegfallen. 
wie die K. Meg. jelbft anerkennt, die geprüften Daurermeifter zugleic 
deckermeiſter anzufehen find, gehören zu den Gefellen' ihres Handwer 
Ziegelvedergefellen, und es ſtehen denmach Ihrer Anfiht, daß den P 
bie Beihäftigung folcher Gejellen zu unterfagen fei, die Beilimmungı 
der V. v. 9. Febr. v. J. nicht zur Seite. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850 ©. 349. Nr. 440.) 

C. Schornfteinfeger.!) 

1) .Bereitö das Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 zaͤhl 
Nr. 25. die Schornfteinfeger zu den Gewerbetreibenden, die 
gund des Bewerbefcheins einen Nachweis ihrer Befähigung fü 

(8. ©. 1810 5. 84.) 

2) Das Gew.⸗Pol.⸗“Ed. v. 7. Sept. 1811 aber disponirte tı 

Schornfleinfeger : Meiftern, die bisher als folche ſelbſtſtaͤndig im L 
waren, foll der Gewerbichein als folder auch ferner ertheilt werben 
aber, welche von nun an ſich als Schornfteinfeger-Deeifter neu anfegen ' 
ten ben Gewerbefchein nur auf einen Grlaubnißfchein des Kreisbaubedi 

(8. ©. 1811 ©. 273.) 

3) Die Gem.» Ordn. v. 17. Ian. 1845 zählt im $. 45. bi 
fleinfeger unter den Gewerbetreibenden auf, welche fich über. 





1) Bon ben Schornfteinfeger:IwangssKchrs Bezirken, v 
Abſchu. L Kap. J. (S. ni. I. Sm. R 
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u un Fertigkeiten durch ein Atteft der Regierung ausweiſen müſſen, 
(.€. 185 E: 50.) und die V. v. 9. Behr. 1849 wegen ber Grrichtung von 
Genbrühen sc. nennt im $. 24. vie Schorniteinfeger unter den Per⸗ 
foren, We ich über die Befähigung zum felbitjtändigen Betriebe ihres Hand: 
werk erh das im 6. 45. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 vorgefchriebene 
Yard vr Regierung auszumeifen haben, im Uebrigen aber hinſichtlich ihrer 
| Verhältniffe den Beflimmungen der B. v. 9. Febr. 1849 unter« 
i (9. €. 1849 S. 99.) 


NY’ Erläut. der Beflimmungen bes $. 45. der Gew.-Orbn. vom 
37. 3.1845 in Betreff ver Konzefjionirung zum Schornfteinfeger- 


‚ ind ergangen: 

JR.NK. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 19. Juni 1845 
mie K Meg. zu Magdeburg Das Heinigen der Schornfteine gehört 
astfhlieglich zum Gewerbebetriebe der Schornfteinfeger. 

‚DEE Reg. erhält angefchlofien den dem Prediger N. ertheilten Beſcheid, das 

et Schornfleine betr., zur Kerntnipnagmne ımd Weiterbeförderung. (Anl. a.) 

nl. a. 
: ax. erwiedert das Min. auf die Eingabe v. 25. v. M., wie das Reinigen 
ine, und zwar obne Unterfchieb auf ihre Konitruftien, unzweifelhaft zu 
wöäälieflihen Gewerbebetriebe der Schornfleinfeger gehört und auch nach ben 

F ber Gew.⸗Ordn. v. 17. San. d. I. ($. 45.) nur von dieſen ausgeübt 



















Darf. 
Dar Beigeid der K. Reg. zu Magdeburg vom 3. v. M. iſt daher den geſetz⸗ 
pa Set gen entivrechend und muß es dabei jein Bewenden behalten. 
Sein, ten 19. Juni 1845. 
Min. des 3. Zweite Abth. v. Manteuffel. 
" Bu ben Brediger N. zu N. 


Air BL.2.i. B. 1845 €. 181. Nr. 205.) 


3) A. defielb. Min. v. 22. Juni 1846, betr. die Grundſätze bei Ertheilung 
her polizeil. Konzeſſion zun Betriebe gewiffer Gewerbe (insbeſ. des 
Scornfleinfeger⸗ Gewerbes) und deren Zurücknahme. 

| [Kin BY. d. i. B. 1846 S. 113. Mr. 175. S. unten in Abfchn. IL, Kap. 3. 


) 

Mt Beng Hierauf bemerkt: 

WR des K. Min. für H., ©. u. öff. U. (v. Pommer: Eiche) v. 
3. ai 1850. an die K. Reg. zu N. 


Der Benieb des Echornfteinjeger s Gewerbes iſt nur unbefcheltenen und zuver: 
Jerjenen zu geftatten, und es Fan, wie in dem Erlaß tes K. Min. des J. 
a mi 1846 (Min, Bl. S. 113. Nr. 175.) auegefprehen werden, in Grman: 
birier Figenfchaften, das ertheilte Befaͤhigungs-Zeugniß zurũckgenemmen werben. 
(Rin. BL. d. i. V. 1850 S. 260. Nr. 349.) 
5) Tie Prüfung der Schornfteinfeger betr. find in Bolge der 
.v. 17. Jan. 1845 folgende Beftimmungen erlaffen worden 1): 
R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 2. Nov. 1845 
an die K. Reg. zu Stralfund. 
R Berug auf die Anfrage in tem Ber. v. 17. Aug. c wegen Prüfung bes 
injegergeiellen N. zu N. wird der K. Steg. eröffnet, daß die Prüfung ber 
euſteinſeger biäher in der Mehrzahl der Mey: Bezirke durch den betr. Bezirke: 
ten erfolgt und derjelben bie in Abſchrift angejchleitene Anitruft. v. II. Juni 
(Anl. a. und b.) zum Grunde gelegt worden iſt. Wenn biefelbe jedoch Feine 
Yriften der immer mehr und mehr in Gebrauch kommenden, nicht befteigbaren 
lemteinrößren enthält, es aber nethwendig ericheint, die Prüfung auch auf bie 
Ken und Reinigung dieſer Rohren auszudehnen, je it in Diefer Beziehung 
Inttrutt. v. 14. Jan, 1822 (9.5. 5. 13. f}.)?) als maaßgebend zu betrachten. 





1) Vergl. au tie älteren Bertimmungen hierüber in Thl. VI. bes Werkes 
(Bolizei-Wefen), Bd. 2. S. 213. F. u. Euppl. Br. dazu S. 156. 1. 


2) Bergl in TpL VL 3b. 4, Abth. I. des Werkes (Bau: Bolizei), ©. ABS. N. 
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Nach diefen Andeutungen hat die K. Reg. im vorliegenden Falle und ' 
funft bis zum Erlaß allgemeiner Beitimmungen über bie Prüfung- ber Scho 
feger zu verfahren. anl 

nl a. 


Der Bericht der Polizeiveput. der K. Kurmärkſchen Neg. v. 6. April a. 
Beranlaflung gegeben, von ter Oberbaudeput. Vorichläge wegen der Korberun 
Schornfleinfeger einzuziehen, welche Gewerbeſcheine erlangen wollen. 

Auf den Grund biefer Vorfchläge ift nunmehr bie beiliegende Inſtrukt. (9 
auegearbeitet werben, wonach bei der Prüfung ber Schornfteinfeger zu verfahı 

Berlin, den 11. Juni 1812, 

Min. des Innern. 
Depart. für ©. u. H. Tepart. der allgem, Polizei. 
’ Sad. v. Shudmann, 
An 


die Polizei-Deput. der K. Kurmaͤrkſchen Reg. zu Potsdam und 
Abſchrift nebſt Inſtruktion den Polizeideputat. ſaͤmmtlicher übris 
gen K. Reg. (Neumärkfche, Pommerſche, Oſtpreußiſche, Weſt⸗ 
preußiſche, Litthauiſche, Breslauſche und Liegnitzſche) zur 
Nachricht und Achtung. up 

Anl. b. 


Inſtruktion zur Prüfung der Schornſteinfeger, v. II. Juni 1812, 

Die Gefahr, welche aus zweckwidrigen Feuerungsanlagen entfteht, erheifel 
ber Schornfteinfeger nit nur mit den @igenfchaften eines vollfommenen E 
fteins befannt fei, fondern daß er auch die erforderlichen Mittel fenne, um 1 
Feuerungen, mit weldhen er zu thun bat, die Keuerungsgefahr abzuwenden, 2x 
er die Verpflichtung erhalte, wenn er feuergeführliche Anlagen bemerkt, der 
polizei Davon Anzeige zu machen. 

Es ift daher bei der Prüfung der Schornfteinfeger darauf zu halten, 

I. daß fie mit den Gigenfchaften eines vollfommenen Schornfteins und de 
kommenden Fenerungen hinlänglih bekannt find; 


Il. daß fie die Modifikationen Fennen, welche gegen bie Eigenfchaften eine 
kommenen Fenerung noch zuläfflig find, auch genau wiſſen, weldye Behanblım 
Nüdfichten mangelhafte, jedoch noch brauchbare Anlagen biefer Art nöthig m 


Endlich 
II. daß fie ven ihren Verpflichtungen zur Verhütung ber Feuersgefahe 
bei entftandenem Feuer durch brennende Eſſen, gehörige Kenntniß haben, 


ad I. a) Eine jede Schernfteinröhrte fell zum Steigen eingeridhtet und d 
nigftens 15 und 18 Zoll im Xichten weit fein, und mindeſtens $ St 
Wangen haben. 

b) Kein Schornftein darf auf Holz gefchleift oder mit Holz unterflüßt ode! 
verfirebt werden. Die Schleifung muß entweder auf maffiven Wangen, 
gegen andere gefchleifte Nöhren im Spitzbogen, oder gegen eine fenfredit ſu 
Nöhre mit dem fleigenden Bogen gefchehen. 

ce) Eben fo wenig ift die Nuffattelung der Schornfteine erlaubt, 

d) Neberhaupt darf fih einer Schornfteinwange fein Holz unter 3 Zoll näßen 
biefer Raum muß mit boppelten Dadjiteinen in Lehm ausgefüllt werben 
die Fugen der Wange damit genau zu befleiden. Eiſerne Schornfteim 
bürfen nicht weniger ale 2 Fuß unter und nicht unter 1 Fuß neben Hol 

eigehen. 

e) Einem Ofen muß das Holzwerf wenigftens um 2 Fuß ansmeichen und ed 
weit muß tie Decke des Dfens von den Balken und der Windeldecke a 
bleiben. 

f) Defen, Borgelege und Kamine dürfen nicht auf Balfen oder Dedenftafen | 
werben, fondern es müflen dazu entweder eiferne Lager gelegt ober at 
Ecken Stihfappen gewölbt, oder eine Unterſtützung übergefragt — abg 
— werben. Schornſteinröhren müffen dagegen von unten herauf unterſtützt ı 

8) Borgelege und Heizfanıine dürfen nicht in dem Treppenraum, ober in da 
hölgerner Treppen angelegt werben. 

h) Hölzerne Vorgelegethüren muͤſſen wenigftens 2 Fuß von ben Einheizlöcher 
fernt fein und in Mauerfalzen Liegen. 

i) Rauchfanghoͤlzer follen in fenktrechter Richtung 3 Fuß, und in wagerechter 
tung 1 Fuß über den Heerd angelegt und in dem Winfel, ober wenn fl 
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liegen, mit maffiven Pfeileen unterflüßt, ober an bie Dede anges 


e mup fo geräumig fein, daß bie Afche bequem aus bem Ofen 
n kann. 

orfoorräthe follen nicht in ben Vorgelegen aufbewahrt werben. 
Bere Heizlöcher, auch Borgelege erhalten ein Borpflafter von 1 Fuß 
jeder Seite 1 Fuß breiter als die Einheizung. 

n follen von Gifen und 12 Fuß vom Heerde entfernt fein. 

m müſſen ganz maſſiv mit eifernen ober mit Blech beffeibeien 
en fein. Die zus und abführenden Rauchröhren bürfen nur 3 Zoll 
‚ müflen mit einer gemeinfhaftlichen, mit einem Bindfaden offen 
men Thür verfehen fein. 

ichen bürfen fi} feiner Feuerung unter 2 Zuß nähen. Wo ber 
Böden oder in Magazinen angehäuft werden, da müflen Bitter 
geftellt werden, um jede zufällige Annäherung zu verhüten. 

oder blinde Röhren müflen von oben, ober da, wo fie fi mit 
ichornſteinen verbinden, wandgleich zugemauert werben. 

ornſteinen ſollen eiſerne, an Bindfaden haͤngende Fallthuͤren vor⸗ 


ig ſoll ſoviel als möglich von ber Rauchröhre abgeſondert werben, 
inlage der von außen zu heizenden Windofen zu empfehlen iſt. 

ı fhen vorhandene Feuerungen nicht fo vollkommen umgeänbert 
nd befondere Dertlichkeit ihre Anlage urfprüngli verhindert; fo 
nde Regeln folgende Mopififationen nachzulaſſen, daß 

enden Abfchnitts, die Schornfleine fo eingerichtet werben, baß fie 
enbefen tüchtig gereinigt werben Tönnen. Bis 6 Fuß über ber 
üfen aber die Schornfleine fo weit fein, daß mit der Hand aller 
efragt werben fan. Dergleihen enge Röhren muß ber Schorn⸗ 
T perfenlid) wenigſtens monatli einmal von außen genau unter: 


Hölzer müffen mit Blech befleidet werben. 

Jolzwände müſſen duch 2 Stein Mauerwerk verbiendet werben. 
e in Treppenräunen müflen nothwendig eiferne Thüren mit einer 
yalten. 

Bergelegethüren müften 1 Fuß und barunter von Gifen und zwifchen 
Entfernung mit Gijenbledy befleibet fein. 

jiger Gntfernung müffen die Raudfanghölzer gegipft und unter 
lech befleidet werben. 

m Vorgelege diefer Raum, fo müfjen bie Heizlöcher nad} der Vor: 
isgebracht werben. 

: Häucheritangen müflen nicht durchreichen, oder in bie Schorns 
ondern auf befonders vorgeftredte Steine gelegt werben. 

sin Jeder, der das Schornfleinfegergewerbe als Meifler betreiben 
gelernt und ermeislich felbft geübt haben. 

nigen, feiner Reinigung und Aufſicht anvertrauten aktiven Schorn: 
dringend jeuergefährlich findet, muß er der Ortspolizei ſogleich 


um Steigen eingerichteten Möhren muß der Schornfteinfegermeifter 
16 monatli einmal von außen unterfuchen. 

‚ Winkel und die gefchleiften Streden, in welchen der Ruß fi 
m pflegt, müffen bejonders gut gereinigt und bazu die Leute an: 


einem Wohnhaufe ein Schornfteinbrand entftcht, fo muß fi der 
ifter mit feinen Leuten auf die Brandftelle begeben und ſogleich 
ı Küchen und Tefen auslöichen, vorzüglich aber den brennenden 
en und unten mit naſſen Säden, oder beſonders bazu von Leinen: 
fropfen veritonfen, deshalb muß fogleich das Dad; beſtiegen wer: 
Pfropf einzutreiben, der untere wird vermittelt Stangen feſt hin: 
an ber brennenden Nöhre liegenden Röhren, Kamine und Borge: 
chſt gleichjalls verkopft und die Klappen in den Raudröhren der 
Hloffen werben. 

ende Röhre muß vorzüglich unter dem Dache beobachtet, daſelbit 
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binlänglihes Mafler vorräthig gehalten, auch Wafler dem, auf dem Forſt flef 
Schormileinfeger zum Annäffen des Pfropfes zugebracht werben, 

7) Der Schorniteinfeger hat darauf zu fehen, daß in den Borgelegen u 
der Nähe der Defen feine Holz: und Torfvorräthe gehalten werben, und 

8) daß fir die Ajche maffive Räume oder metallene Räume vorhanden fi 

9) Die zu 5. benannten Säde und Pfropfen nmuß der Schornfteinfeger: 
vorräthig halten und gleich mit zur Stelle bringen. . 

10) Der Scornfteinfegermeifter muß dafür haften, daß die Meinigum 
Schornſteine gehörig erfolge, und wenn ber DBefißer einer Feuerung barauf 
achtet, davon der Drtspolizeibehörbe Anzeige machen. 

11) Die Beitrafung der Schornfteinfeger erfolgt nah dem U. R. T 
Tit. 20. 6$. 1555—1558. u. 1568— 1570. ). 

Berlin, den 11. Juni 1812. 

Min. des Innern. 
Depart. für G. u. 9. Depart. der allg. Polizei. 


Sad. v Shudmann. 
(Din. BI. d. i. V. 1845 ©. 349. Nr. 396.) 


b) C. R. des K. Min. für H., ©. u. dff. U. (v. d. Heydt) v. 18: 
1849 an ſaämmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Breslau, | 
an dad K. Volizeipräftd. in Berlin, mit der Anweiſung, die Prd 
ber Schornfteinfeger betr. j 
Durch die C. V. v. 31. März d. I. (Min. Bl. S. 141.)*) ift in Verf 

Prüfung der Echorniteinfegergefellen Anweiſung ertheilt. Im der Anlage (a) # 
die K. Reg. nunmehr die, nach VBorfchrift des $. 46. der allgem. BewerbesÖrk 
erlafiene Anweifung wegen Prüfung der Schornfleinfeger, welche das Befählgl 
Zeugniß zum felbiiftändigen Gewerbebetriebe nachſuchen. ' 
Dabei findet fi folgendes zu bemerken, 
‚ Die Beftimmung im $.2, über die Begründung des Antrags zur Prüfung 
die K. Reg. in den Stand, die Anträge offenbar unqualifizirter Bewerber foh 
rũckzuweiſen. Hinſichtlich der beizubringenden Zeugniffe über bie fittliche 
genügt feineswegs eine nur negative Yaflung etwa dahin, bag den 






1) Diefe 68. lauten: 4 
$. 1555. I. c. Wer den 88. 1538— 1554. vorgefchriebenen Vorſi 
regeln (zur VBerhütung von Yeuersbrünften) zuwider handelt, 
der in den befendern Berorbnungen feflgefegten Polizeiftrafen ſch 
$. 1556. Tie gewöhnliche Bolizeiftrafe full, nad Verhältniß ber | 
fihtigfeit, der Größe der Gefahr und der Qualität der Berfon, | 
Polizeigeſetzen näher beſtimmt werben. 

6. 1557. Wer durch Mebertretung folcher Polizeigeſetze eine wirkliche 
brunft veranlaßt, ber foll, nad Berhältniß des entflanbenen 
mit Sefängniß- oder Arbeitshausitrafe von ſechs Monaten bis zwei 
ren, oder auch nach Beichaffenheit der Umitände und Berfon, mit fi 
bis taufend Thalern Geldftrafe belegt werben. 

6. 1558. Mer außerdem durch Unvorfichtigfeit oder Verabfäuumum 
gewöhnlichen Sorgfalt, zum Entſtehen einer Feuersbrunft Anlaß gi 
foll nach gleichem Verhältniſſe Arreſt oder Arbeitshausftrafe am 
Wochen bis zu einem Jahre leiden, oder zwanzig bis fünfhundert ! 
Geldſtrafe erlegen. 

6. 1568. In NAnfehung derjenigen, welche vermöge ihres Amts, al 
folge ihrer Buͤrgerpflicht, ausbrechende Weuersbrünfte fund zu m 
oder bei deren Dampfung mitzuwirfen ſchuldig find, hat es bei bey 
fhriften ihrer Amtsinftruktionen und ben befonderen Feuerordnung 
Bemenden. 

$. 1569. Wer die nach diefen Orbnungen zu haltenden Löfchgerätäfi 
nicht vorräthig ober nicht im Stande hat, der’ full zu feiner Pflicht 
durch Exekution angehalten werben. 

$. 1570. If die Anihaffung oder Initandhaltung aus NRadyläffigke 
ungeitiger Sparfamfeit unterblieben; jo foll der Mebertreter ben bo 
Merth des fehlenten ober untauglichen Geräthes zur Strafe entrid 


2) Bergl. unten in Stud UI. (Von den Meätergrütungn.) 
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Barten was Nachtheiliges über den NAntragiteller nicht bekannt fei, vielmehr 
wife ſelche den in der Anweiſung vorgefchriebenen Erforderniſſen entſprechen. So⸗ 
a dr Zengnifſe der Meiſter oder ber abgefaßte Lebenslauf des Kandidaten (5. 2, 
33) u minder erheblichen Berenfen Veranlaſſung bieten, kann die nähere 
es and Prüfung nach Befinden der Kommifiion überlaſſen werben. ($. 5.) 
Yam Lerfigenten ter Kommiſſion ($. 3.) erfcheinen bie Bürgermeiſter oder 
pR Erelsretteter in pelizeilichen Angelegenheiten geeignet. Die Zuziehung eines 
tlerd wird davon abhängen, ch bie erforderliche Zahl der Schorniteinfeger: 
Be am Orte ter Kommilfion oder in deſſen Nähe vorhanden ift, und ob gegen 
a efibigung zur Abhaltung der Prüfung, insbejondere hinfichtlid der baus 
fameleilihen Borjchriften, Bedenken obmwalten. 
Fe die Prüfungegebühr ift im $. 4. das Marimum von 10 Thle. mit Rüds 
teranf geiegt, daB in manchen fällen Neije- und Zehrungsfoften für bie zuge: 
par Örzerhetreibenden taven zu beden fein werben; foren dergleichen Auslagen 
umim, wird ein geringerer Betrag genügen, indem an Prüfungsgebühren 
Cap un hoͤchſtens 2 Thlr. für jeden Meiſter vollkommen ausreicht. 
i Ya darerbebetrieb der Schornfteinfeger betingt ($. 6.) den Ausweis über bie 
Sustäulfenninifie, theils wegen ber zu führenden Bücher und Megiiter, theils 
be tn Behörden zu leiftenden Mitwirkung in bau- und feuerpolizeilichen 










‚Gerhtlih der Gegenſtände der Prüfung find nur bie nothwendigen Anbeutun: 
t, ohne der Kommiſſion hiebei zu enge Grenzen zu ziehen. Die vom 
ben anzugebenden Borfichtsmaaßregeln beim Ausbrennen enger, nicht beſteig⸗ 
Edernkeinsöhren find in der C. V. v. 30. Juni 1845 (Min. Bl. ©. 222. ff.)') 


Ganeit tie Prüfung außer dem Neinigungsgefchäfte auch anf die Renntniß ber 
wi fenervolizeilichen Vorfchriften zu richten ift, darf ven dem Graminanden 
a vollitaͤndige Kenntniß aller von den Bauhandwerkern bei neuen Feuerungs⸗ 
M befolgenven Borfchriften verlangt werben, vielmehr können davon nur 
Betracht kommen, deren Nichtbeobachtung die Anlagen entichieben 
PARlih machen und die Echurnfleinfeger deshalb zur Anzeige bei der Polizei⸗ 
æ vaplihten. Zweckmäßig erfcheint es, eine Zujammenitellung der diesfälli⸗ 
jeden Regierungsbezirk zur Zeit beitehenden Beſtimmungen mit ben anezus 
on Befihtgungszengniffen unter dem Beifügen zu verbinden, daß der Meiiter 
pet jei, ſich über die jväter veröffentlichten Grgänzungen und Abänderungen 
Paz Schimmungen, fo wie über die in einzelnen Orten beitehenven, fein Gewerbe 
a bau und feuerpolizeilichen Vorſchriften vollftäntige Kenntniß zu ver: 
FM. Dabei wird benn auch zugleich der Verpflichtung der Schernfteinfegermeifter 
u gehenfen und tasjenige hinzuzufügen fein, was tiejelben bei entfte- 
m Brande zu beobachten haben. (S. ad II. Nr. 5. ff. der Inſtr. v. 11. Juni 
2) — (Bin. 81. 1845 ©. 350. ff.) 
Simad, nunmehr das bei den Prüfungen der Schorniteinfeger zu becbs 
fahren allgemein georbnet worden, fo bieten theils mehrfeitige Anträge 
Mentenmeiter legislativer Beitinimungen in Bezug auf das Gewerbe der Schorns 
mo, {heil bie bei ter Erörterung einzelner Beichwerbefälle gemachte Wahrneh: 
über die verichiedenartige Ausführung der beftehenden gefeglichen Vorſchriften 
siefumg, bei diejer Gelegenheit auf Die Behandlung des Schorniteinfeger: 
Pia Allgemeinen noch näher einzugehen. 
ww lehterer Beziehung erjcheint es zuvörberft nothwendig, daß barüber Fein 
mr oswalte, ch in den einzelnen Orten eder Diſtrikten Kehrbezirke vorhanden 
nicht. Es beitehen häufig Verträge zwiſchen Korporationen (3. B. Feuer: 
Ben over Gemeinden) und Schornfteinfegermeiflern, wodurch den Letzteren das 
Min gewiffen Orten oder Diſtrikten übertragen wird. Wenn dergleichen Ver: 
IRehrbezirte im Sinne des Gefeges begründen ſollen, fo genügt ein ſtillſchwei⸗ 
Winerfennniß nicht, fondern es ift erforderlich, daß dies feitens der Megierun: 
merrüclich ausgefprochen und in geeigneter Art befannt gemacht wird. Denn, 
"Des unterbleibt, und die Sansbefißer aus Veranlaſſung vorheilhafter Anerbie⸗ 
z feitens new fich niederlafiender Meiiter mit dieſen DBerträge abichließen, fo 
zsiennalifche MWeiterungen unvermeidlich, wodurch ber eine oder andere Theil 
et werden Fanın. Erkennt der Richter au Gunſten der Gemeinden, indem er 
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annimmt, daß durch bie von dieſen abgefchloffenen Kontrakte Kehrbezirk 
des $. 56. der Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 gebildet feien, fo verfallen 
befiger, welche anderweite Verträge eingegangen find, einer boppelten 3 
pflihtung; in umgefehrten falle find die Gemeinden, dem von ihnen anı 
Meiſter gegenüber einer Gewährleiftung für die Ausfälle ausgefeht, weld 
Abgang eines Theild der Hausbefiger entitehen. 

Bei der Errihtung von Kehrbezirken werden überhaupt bie zwifchen 
oder Hausbefigern und Schorufteinfegermeijtern bereits beftehenten Ve 
unberitdfichtigt bleiben bürfen, un Konfliften ber angebeuteten Nrt ı 
fei es dadurch, daß die Errichtung von Kehrbezirken bie zum Ablauf bex 
Verträge ausgeieht wird, oder daß die Kehrbezirke mit Ausnahme ſolch 
mäßigen Einrichtungen errichtet werben. In beiden Källen wirb bem 
zugleich der Abichluß anderweiter Verträge zu unterjagen fein. 

Wenngleich ‚die Regierungen bei Ausführung des $. 56. der allgem. 
durch den Wortlaut des Gefekes an die Vorſchläge der Gemeinden nicht ge 
fo fünnen deren Wünſche dennoch die den Regierungen im Allgemeinen 
Beachtung finden, theils durch forgfältige Erwägung der ſolchen Anträgen 
Iegenden Umftände und Grfahrungen, theils bei vorhandenen Kehrbezi 
rüffihtigung der von den Betheiligten bezeichneten Meiſter, wie in der 
der Bezirke. 

Bei den Kehrbezirken wird dahin zu fehen fein, baß beren Umfan 
ben anzufegenden Dieiftern einen zu ihren Beſtehen genügenden Grtrag f 
rerfeits die Bahl der im Bezirk befindlichen Rauchfaͤnge es den Meiſien 
möglich macht, die Neinigung unmittelbar zu beaufjichtigen, indem verl— 
muB, daß der Bezirfsichornfteinfeger, wenn er auch nicht jeder einzelner 
ſelbſt beiwohnt, * doch diejenige unmittelbare Ueberzeugung von der 
Ausführung verſchafft, welche durch feine perfonliche Werantwortlichkeit f 
nadyläffigung bebingt iſt. 

Die Behauptung, auf welche neu anzufeßende Meifter ihre Anträge 
gung neuer Bezirke zu gründen pflegen, daß ber Ertrag bes Gewerbes 
handenen Bezirken übermäßig und hinreichend ſei, ftatt eines Meiſters, 
oder mehrere zu ernähren, barf bei der Prüfung über das Bebürfniß eiı 
rung beftehender Bezirke für fi allein feinesiwegs maaßgebend fein, vi 
es vorzugsweife darauf ankommen, ob die Nusdehnung bes Bezirks dem 
Meifter die prompte Ausführung der ihm obliegenden Arbeiten geflattet. 
pflegen überdies einer übertricbenen Schaͤtzung zu unterliegen, und bie 
Bebürfniffe find nicht nad demſelben Maaßſtabe zu bemeſſen. Menn 
Einnahmen der einzelnen Bezirksfchornfteinfeger fo hoch fein follten, ta 
dem Gewinn ber andern gleichartigen Gewerbtreibenden aufer allem 
ftiehen, fo kann dieſer Umſtand namentlich Weranlaffung geben, eine ı 
der Tarfäße eintreten zu laflen. 

Da die Einrichtung ber Kehrbezirke eine Fefftellung ihrer Grenzen 
es nicht räthlich, den angejehten Meiitern zu geftatten, ihr Gewerbe auch 
halb des Bezirks ohne weitere Begränzung zu betreiben. Mehrfach ift | 
ſchwerde geführt, daß den für flübtifche Bezirke beftellten Meiftern auß 
Bezirks das Kehren auf dem Lande nachgelaffen worden. Da ber limfan 
bezirfe danach zu bemefien ift, daß ber Meifter die gehörige Reinigung 
vorhandenen Nauchfänge felbft zu überwachen vermag, fo geht diejer M 
loren, wenn dem Bezirksichormiteinfeger jede beliebige Ausdehnung fein: 
betriebs freifteht. Erſcheint ein Bezirk zu Kein, fo wirb es baher vorzi 
bdenfelben angemeflen zu erweitern. Der angefegte Meifter aber wird ſi 
ausfchließlih in dem ihm zugetheilten Bezirke auszuiben haben. 

Indem der K. Reg. dieſe Andeutungen, zu denen mehrfache Spezi 
anlaffung geboten haben, zur Beachtung empfehlen werden, wirb biete 
aufgefordert, über den jeitherigen Zuftand des Schornfteinfegermeiens in Il 
und über die ſeither gemachten Wahrnehmungen binnen drei Monaten 
meinen Bericht zu erflatten. Es iit hierbei zugleich die Zahl der in SE 
vorhandenen geprüften Schornfteinfeger, ihrer Gehülfen und Lehrlinge, 
Zahl der vorhandenen Kehrbezirfe anzuzeigen, letztere find tabellariſch derg 
menzuftellen, daß fi) der Umfang der Kehrbezirte nach der Zahl ſewohl 
fänge oder doch der Wohnhäufer, als der darın bejchäftigten Weiter, & 
Lebilinge erfehen lädt, Auch find diejenigen Verorhnungen einzureichen 
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fahren könne, roogegen der Gewerbebetrieb in zerſtreut liegenden Häus 
geoßer Diftrifte und inmitten jteten Wechfels dem Meifter weſentlich 
mgleih vertheuert werde. 
randſchäden, weiche durch ungenügende Meinigung ber Schornfleine 
rlafiene Anzeige feuergefährliher bauliher Ginrichtungen entftehen, 
epten Meiſter die Verantwortlichfeit unbedingt, da derfelbe innerhalb 
ie alle terartigen Mängel allein verhaftet jei, während bei einer 
Gewerbes eine Erörterung über den, zwiichen bem Hausbeſitzer und 
Rehenden Bertrag vorausgehen müffe, wodurch der Erfolg der Unter: 
lich bei einen häufigen Wechſel der Meifter, gefährdet fei, indem es 
nt olibe, welchen Meifter tie Schuld besangener Bernadpläffigung 
alle. 
x jür einen beftimnien Bezirk beitellte Meifter könne biejenige genaue 
Banges der einzelnen Echerniteine und ber Möhren befigen, welche 
en Feuer namentlih in den Stätten für deſſen fchnelle und wirt; 
3 von befonderem Werth fei. 
eigen über Schabhaftigfeit der Schornfleine oder vorfchriftswibrige 
Beuerungsanlagen feien nur dann pünktlich und unnachſichtlich zu 
ber Meiſter nicht Gefahr laufe, in Folge foldher Anzeigen von dem 
öbefiger aus dem Kontraft entlaffen zu werben. 
„aus unzeitiger Sparfamfeit der Hausbefiger nicht felten vorhande⸗ 
gegen die regelmäßige Reinigung ihrer Schornfteine fei in Erman⸗ 
zirfseintheilung die erforderliche volizeiliche Kontrolle nicht wohl ans 
lien, als durch die den Hausbefigern vorzufchreibende Verpflichtung 
re tie Wahl des Meiſters und über jede hierin eintretende Abände⸗ 
x Beichaffung von Beicheinigungen über jede erfolgte Reinigung, ale 
die Bolizeibehörbe, welche ihrerfeits wiederum durch Yührung ge: 
Ne nothwendige Ueberficht zu erhalten habe, Dergleihen Anorbnungen 
re den Behörden, wie ten MHuausbefigern, eine unverhältnißmäßige 
siberei, ohne ben Zweck genügend zu erfüllen. 
‚ bei einer Wahlfreiheit der Hausbeſitzer nothwendigen Fenerſchauen 
Zwed erreihen könnten, wenn fie mehrmals im Jahre mit Zuzie: 
imbiger unter Befleigung der Schornfleine ausgeführt würden, fo ents 
efe Revijionen fo erhebliche Koften, daß fie oft denen ber Reinigung 
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polizeilichen Anordnungen fi; als ausreichend bewährt Haben, um ben Ue 
genügend abzuhelfen, weldhe als Folgen des Mangels von Kehrbezirten he 
ben werben, ob alfo insbejendere die Feuerſicherheit nicht beeinträchtigt w 
Reinigungen überall prompt und regelmäßig erfolgt find, ohne. die Betheil 
die Behörden unverhäftnigmäßig zu beläfligen, anberfeits ob da, wo Kehrb 
fliehen, durch die dei Megierungen zuſtehende Einwirkung — durch nähere! 
ten über die Ausübung des Gewerbes, duch Reviſion unter Zuziehung bei 
Bezirfsmeifter, duch Feſtſetzung angemeilener Taren u. ſ. w. — ein für d 
ben und die Kunden befriebigender Gewerbebetrieb zu erzielen gemwefen if. 

Schließlich it noch der mitunter beftehenden Ginrichtung zu gedenken 
ohne Feſtſetzung gewiſſer gefchloffener Kehrbezirfe nur eine beftimmte Ar 
Schormfteinfegermeiftern für einen gewiffen Kreis zugelafien wird, bergeftalt 
Kreiseingefeflenen bie Wahl bleibt, mit welchem diefer Meifter fie kontra 
len, während andern Meiitern der Gewerbeberrieb im Kreife verfagt wird, + 
tige Ginrichtungen, wodurch einerfeits die Freiheit des Gewerbes befchr: 
ohne anberfeits Kehrbezirfe in der hergebrachten Bedeutung einzuführen, 
vorkommender Mebertretungen biefer Anordnungen bucch einzelne Meifter 1 
ter für Kehrbezirke im gefeglichen Sinne angefehen werben möchten, erſcheü 
ſtens zweifelhaft. 

Die K. Reg. hat daher, fofern im bortigen Megierungsbezirke fol 
tungen ‚beitehen, zu erwägen, ob nicht zur Vermeidung von Konflikten b 
den Sfraffaͤllen zur Einrichtung wirklicher Kehrbezirfe überzugehen fei. 
felbe gleichwohl für die Beibehaltung derartiger Sinrichtungen flimmen x 
glaubt, fo find nicht allein die Erfahrungen, welche für die befonderen Vot 
fee Einrichtung fprechen, fendern es ift insbefondere beren gefeßliche Be 
nachzuweiſen, auch anzuzeigen, ob die Gerichte bie darauf bezüglichen Bern 
anerkannt, namentli auf Grund berfelben von ihnen Strafen gegen Sc 

eifter feitgefeßt find, welche in Kreifen ihr Gewerbe betrieben haben, 
Se nicht zugelaflen worden. 


Anl. a. _ 
Anweifung, betreffend die Prüfung der Schornfleinfeger, vom 13. Noveml 
$. 1. Wer das Gewerbe der Schornfteinfeger felbftitändig betreiben ı 
fi mit dem fhriftlihen Geſuche um das nad $. 45, der allgem.‘ Gewerl 
v. 17. Jan. 1845 erforderliche Befaͤhigungszeugniß an die betreffente Ka 
gierung zu wenden. ” 
$. 2. Zur Begründung bes Geſuchs gehört der Nachweis, daß ba 
fieller den Bedingungen genügt habe, von deren Erfüllung die Zulaflung | 
fung nach den Beilimmungen in ven 66. 24. 35. der V. v. 9. Febr. 1849 
Der Antragfteller hat feinem Gefuche beizufügen: 

1) ein Zeugniß der Polizeibehörbe. feines Wohnorts, oder wenn er 
legten drei Jahre den Wohnort wechjelte, der Behörden derjenigen 
welchen er fich während viefes Zeitraums aufgehalten hat, barüber, 
(iänen) der Antragiteller als ein Dann von gutem Rufe und 
Eitten nad) vorgängiger genauer Srfundigung befannt fei, 

. 2) die Zeugmifje derjenigen Meiſter, bei denen er feit ben Eintritte ie | 
als Lehrling und ale Gehülfe gearbeitet bat, 

3) einen von ihm verfaßten felbftgefchriebenen Lebenslauf. 
$. 3. Die Könige. Regierung orbnet die Prüfung buch eine M 

an, melde | 
“ a) aus einem obern Polizeibeamten als VBorfigenden, 

b) aus dem Bezirksbauinſpektor oder einem als Staatsbaumeiiter voll 
prüften Kommunalbeamten und 

c) aus zwei oder drei Schornfteinfegermeiftern | 

befteht. Dem Ermeſſen des Vorjigenden bleibt es überlaffen, an Etelle eines U 
dachten Meifter einen Maurermeiſter hinzuzuziehen. 

$. 4. Der Kommiſſion wird das Geſuch (8. 2.) nebſt deſſen Anlage 
tigt. Ergeben ſich mit Rückſicht auf 6. 35. der V. v. 9. Febr. 1849 uür 
Beilagen bes Gefuchs (8. 2.) Bedenken, fo find diefelben zuvörderft zu erid 
in zweifelhaften Ballen der Königl. Regierung zur Entſcheidung —F 

$. 5. Bor Einleitung ber Prüfung hat der zu Prüfende die von 
rung für jede Kommiſſion bejondere zu beflimmende Prüfungsgebühr, m 
Betrag von 10 Thalern nicht überfteigen darf, an den Borfigenden ber S 
einzuzahlen. 
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%6. Die Kommiſſien kann gleichzeitig Mehrere prüfen. Kein Prüfungége⸗ 
Ya jedoch langer als vier Wochen nad) erfolgter Ginzahlung der Prüfungsge: 
meilchigi bleiben. 

67. Ter zu Brüfende bat jih zunächſt über tie für feinen Gewerbebetrieb 
 Schulfenntnifie im Leſen, Schreiben und Nechnen — bei lebterem 
” h ten 4 Species — auszuweiſen. Sedann iſt tie mündliche Prüfung 
Ri zu chen: 

po we die verſchiedenen, in den Schorniteinröhren vorkommenden Unreinigfeiten 
ton anander unterfcheiden (fliegenter Ruß und Glanzruß), an welchen Stellen 
B horſſachlich anfegen, in welchem Verhälmifie fie ſich bei den verjchiebe: 
geraten Brennmaterialien erzeugen und wiederholte Reinigungen nöthig 
















ia; — 

Ale Abmeſſungen bei beiteigbaren und unbeſteigbaren Röhren zufäffig find 
den bdamt gemachten Vorſchriften entſprechen; — 

wi Werkzeuge zur Beſeitigung ber verſchiedenen Arten von Unreinigkeiten 

Meneincöhren und fonfligen Rauchröhren (wie Ofenröhren) und Yenerungen 

Me int, wie flach geneigte ober horizontal geführte Möhren gereinigt werden 
m melde Einrichtungen bei denjelben nöthig find, — 

‚nee Art unterſucht werben kann, eb eine Echomiiteinrößre gehörig gerei: 

Mund welche Fehler der Echorniteinfeger an einer Röhre beim Reinigen ent: 

Bm, tie als jeuergeführlih zu bezeichnen find, 3. B. Niffe, offene Fugen, 

Fa Banden ter Schorniteine fich zeigende Hölzer. 

De in manchen Gegenden enge unbejteigbare Röhren, behufs ber Reinigung 

grenzt werben, jo hat der Graminand anzugeben, weldhe Vorſicht babei zu 


m if eine hinreichende Kenntniß von der Konftruftion der Schornſteine 


der zu Brüfende hat darzuthun, daß er eine vorhandene Feuerungsanlage un: 
ifügung einer Sundzeignung in anfchaulicher Weile befchreiben kann, ober 
& hoch derartige ihm vorgelegte Zeichnungen verfteht und auf die Fragen über 
kiaffenheit einer Schornfleineöhre muͤndlich genügende Auskunft zu geben vers 
Terielbe muß von der erforderlichen, nach der freiitehenten Höhe einzeln fte- 
t eter in einen Schernfteinfaiten verbundener Möhren verichiedenen, Dicke der 
seinwante, fowie davon Kenntnig haben, daß Schornſteine nicht auf Holz 
attelt ober gejchlenpt werben dürfen, wie weit Holziwerf von benjelben, von 
Kt son Feuerplätzen, Oefen und Kaminen in verichiedenen Nichtungen ent- 
Heben muß. 
Bebertaust müflen ihm die bau⸗ und feuerpolizeilichen Vorfchriften der Gegend, 
Her er als Schornfteinfeger jich niederlaſſen will, fowie die Maaßregeln befannt 
bei er feiner Seite bei Entſtehung eines Schorniteinbrandes ober Feuers zu 


rmnädhit iſt von dem Gtaminanden das Reinigen mehrerer Schornfteinröhren 
pen wobei das funitgerechte Beſteigen menigitens eines Nauchfanges erfols 
$. Gin großer Theil der an den Sraminanden zu richtenden Fragen tft von 
en an ven Schornfleinen eines Gebäudes erläuternd zu beantworten. 

8. Ueber das Grgebniß ter Prüfung if eine, von den Mitgliedern ber 
fien zu vollziehende fchriftlihe Verhandlung aufzunehmen, in welcher bie 
re Befähigung des Geprüften etwa obwaltenden Bedenken vollftändig zu be: 
t 


nd. 
n Schluſſe der Verhandlung hat die Kommiſſion ihre beſtimmte Grflärung 
abzugeben, ob fie die Prüfung als genügend befanden erachtet oder nicht. 
eſchlußnahme erfolgt nah der Mehrzahl der Stimmen; bei Gleichheit ber 
m giebt die des Vorfigenven den Ausſchlag. Den Mitgliedern iteht es frei, 
neichente NAnficht fchriftlich beizufiigen. 
efe Verhandlung iſt der K. Meg. zu überreichen, welche, wern ben Anforbes 
genügt worben, das Befähigungszeugniß ertheilt, andernfalls dafielbe verfagt 
ı Geprüften bejcheidet; wobei demfelben zugleich bie Friſt beitimmt wird, vor 
blauf er fih zu einer anderweiten Prüfung nicht melden darf; diefelbe ift in 
jel auf 6 Donate feftzufegen, kann jedoch nad dem Gutachten der Kommils 
H auf längere, jedoch 1 Jahr nicht überfteigende Dauer beitimmt werben, 
9. Aus der Einnahme der Prüfungsgebühren ($. 4.) ift 
: für den Gefchäftsbetrieb der Kommiffton erforderliche Aufwand an Schreib⸗ 
terialien, Porto, Schreibs und Botengebühren u. f. w. zu beden; 
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2) den von andern Orten her berufenen Mitgliedern der Kommifflon ein 

Berbältniffen angemefiene Entfhädigung für Reiſe und Zehrung zu gem 

3) der nach Abzug der Koften zu 1. und 2. verbleibende Betrag gleihmäßi 
ter die bei den Prüfungen zugezogenen Meiſter zu vertheilen. 

Der Vorſitzende hat die nähern Beſtimmungen hierüber mit Zuziehung ber 
gen Mitglieder ber Kommiſſion zu treffen und in Ermangelung einer Berlänt 
unter den Betheiligten die Entſcheidung der Regierung einzuholen. j 

Der Vorfigende und der Baubeamte ($. 1. a. b.) erhalten weder Se 
noch Entſchaͤdigung. 

6. 10. Die bisherigen Vorſchriften in Betreff der Prüfung der Schor 
feger für die Befugniß zum felbititäntigen Betriebe ihres Gewerbes, werben 
durch aufgehoben. 

Berlin, den 13. Nov. 1849. 

Der Minijter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeit 
v. d. Heydt. 
(Min. BL. d. i. V. 1849 S. 280. Nr. 400.) 


D. Berfonen, welde mit Aufftellung von Blipapiefl 
ſich befchäftigen !). . 

In Betreff diefer Gewerbetreibenden waren bisher gefegliche * 
mungen nicht ergangen; indeß war durch Minifterial- Anordnu 
ausgefprochen worden, daß die Aufftellung von Bligableitern (in Ge 
beit der $$. 66. und 80. A. 2. R. I. 8.) nicht ohne vorgängige polige 
Erlaubniß zuläfitg find, und daß deshalb Lie Bolizeibehörde ſich vor © 
lung foldyer Erlaubniß von der Unſchädlichkeit und Zweckmäßi 
der Anlage überzeugen müffe, wogegen e8 einer förmlidhen Prä 
der fih mit der Anfertigung und Aufftellung von Bligablelten 
ſchaͤftigenden Verſonen nicht bebürfe- 

Dergl. die R. des Min. des I. u. d. P. v. 22. Sevt. 1827 u. i 
v.31. März 1839 (mitgetheilt in dem Publik. der Meg. zu Breslau v. 24, 
1843), in Thl. VI. Bd. 4. des Werkes (Bau- Polizei), S. 383. 

Das Publik. der Meg. zu Breslau v. 17. Nov. 1820 (a. a 
Hatte bereits vorgefchrieben, daß dergl. Perfonen ein Qualifikations⸗ 
der Megierung befigen müßten. 


E. Berfonen, welche Beuerwerke zum Verkauf ber 
oder gegen Entgelt abbrennen. 


Diefe Beitimmung des $. 45. der Gew.»Orbn. v. 17. Jan. 1 
ganz neu und in den älteren Gemerbe« Polizeis Gefegen nicht enthaltch 

Dazu: 

G R. des K. Min. des J., Abth. IT. (Mathis) v. 19. April IS 
fammtl. 8. Meg., ſowie an das K. Polizeipräſidium in Berlin, mit bei 
ftruttion für die Konzeffionirung von Privatperfonen zum Betriche 
Gewerbes der Luftfeuerwerferei. | 

Die KR. Reg. erhält in der Anl. (a.) eine im Einverſtändniß mit bem 
Kriegsmin. erlaftene Inſtr. für die Konzeſſionirung von Privatperfonen zum 
des Gewerbes der Luſtfeuerwerkerei zur Keuntnißnahme und Nachachtung 
Beranlaffung, die Ortspolizeibehörben von den Bellimmungen bes $. 7. 6 
Schluffe duch eine befondere Amtsblatt; · Zel anntmachung in Kenntniß zu ſeht 

nl. a. 
Snftruftion für die Konzeffionirung von Brivatverfonen zum Betriebe bes Ge 
der Luſtfeuerwerkerei, v. 19. April 1847. 
$. 1. Nach $. 45. der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 haben RS 
fonen, welche Feuerwerle zum Verlauf bereiten oder gegen Entgelt abbrennen % 


1) Ueber die zwedmäßigfte Ronftruftion ber Blikableiter vergl. bie $ 
ber Reg. zu Etralfund und Breslau v. 25. April u. 24. Ns. 
und v. 11. Juli 1825. (S. in Thl. VI. Op. 4, des Wertes, Baus 
©. 5006-501.) 
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ini Berg ber Hierzu erforderlichen Kenntniſſe und Fähigkeiten bush ein Befaͤ⸗ 
Igayuugnip der beit. K. Meg. anszuweiſen. 
52. Uhemalige Oberfeuerwerker und Feuerwerker ter Artillerie erhalten dies 
Hai rund eines von ber betr. Nrtilleriebrigade oder den Kommando ber 
snueektheilumg zu Spandau ausgeitellten Dualififarionsattefted. Perſonen, 
Mg ca derartiges Atteſt nicht aufweiien können, müſſen fih einer Prüfung uns 
ı Tie Prüfung erfelgt, fo weit es angäanglih it, durch eine Kommiſſion 
4 3 Artillerieoffizieren, doch Fünnen, nach dem Ermeſſen ber Artilleriebchör⸗ 
ad belühigte Sherfeuerwerter zu Graminateren beſtimmt werben. 
' Di Prüfung wird aber aletann duch einen Tffizier geleitet, 
Ede 8, Reg, wenden ſich dieſerhalb in jeden einzelnen Falle an die Artillerie: 
a, in teren Bereich der zu Prũfende fih aufhält, welche demnädit Zeit und 
M für ie abzuhaltende Prüfung feititellt. 
Enke tie Prüfung durch eine Artilleriekommiſſion unter befonderen Umftänden 
poeigkeiten inden, fo bleibt es den Weg. überlaflen, dieſelbe duch fachverfläns 
Fam vom Civil abhalten zu laſſen. 
HA Und bie Prüfung foll lediglich ermittelt werden, ob der Eraminand das⸗ 
FR Bu son Kenniniſſen und Erfahrungen befigt, welches im Intereſſe der alfs 
m Eiherheit zur Abmwendung von Unglüdsfällen von jedem Luitfeuerwerfer 
werben muß. Tie Graminatoren werben Daher vorzugemeije von dem poli⸗ 
Grihtsrunfte ausgehen, und bie willenichaftliche Vorbildung des Grami- 
a, fe wie feine techniichen Kenntnifte und Fertigkeiten nur in jo weit ins Auge 
J 86 eine Prüfung nach diefen Richtungen hin unumgänglich nothwendig ers 
am bie Meberzeugung zu gewinnen, baß ter Graminand nicht aus Unfennts 
fine Gehuͤlfen und das Publikum in Gefahr jegen werde. 
5. Tie Prüfung wird hiernach auf folgende Hauptgegenftände geridtet: 
gliche Rückſichten bei Anlage und Einrichtung eines Luſtfeuerwerks, Labo⸗ 
items und bei Anſchaffung der erforderlichen Laborir: Geräthe; ‘ 
antni der Laborir- Materialien und ihrer Gefahr drohenden Gigenfchaften als 
et erriciible cder giftige Stoffe; 
seine Vorſichtsmaaßregeln bei Pulverarbeiten. 
Beionzere Vorfichtsmaaßregeln bei Bereitung Falter und warmer Feuerwerksſatze, 
Kr verzugsweiſer Berückfichtigung jelcher Saͤtze, welche Leicht entziindliche oder 
Pr Seiuntheit nachtheilige Stoffe enthalten. 
Wamdere Vorſichtsmaaßregeln bei ter Anfertigung von Luftfeterwerfs:Körpern, 
ih bei Meracbeitung ſolcher Eüge, bie fih durh Reibung und Schlag 
atzünden, jo wie beim Rammen, Schlagen und Bohren von Nafeten und 
were Enpröhren. 
ih der Wirkung des Pulvers, in jo weit hiervon bie Beſtimmung ber 
“re der Bulverladung für Ausiteßlatungen, Edyläüge, Böller u. dgl. abhängt. 
Frelizeiliche Nückfichten bei Anlage und Ginrichtung von Magazinen zur Aufs 
eng von Pulver und fertigen Feuerwerksgegenſtänden. 
Prrättmaadregein bei Aufbewahrung von Pulver: und Feuerwerkéſtuͤcken. 
eig derjenigen Bedingungen, unter welchen eine Selbitentzüundung 'von 
fasterialien, gemifchten und rein. verarbeiteten Eäben bei der Aufbewah⸗ 
Batfinden kann, und ber Diittel, dieſe zu verhindern, ober doch unfhäblich 






















Radıen. 
Hörmanfregeln beim Transport von Bulver und Feuerwerksſtücken. 
ren, welche zur Eicherfiellung der Umgebungen und ber Zufchauer gegen 
Fehr bei der Auswahl bes Plapes zum Abbrennen eines Feuerwerks, fo wie 
ber Aufftellung und Anordnung deffelben genemmen werben müflen. 
Borädytsmaaßregeln bei dem Abbrennen felbit. 
wadere Vorſichtemaaßregeln beim Abbrennen von Feuerwerken in geſchloſſenen 
men, wie in Theatern ıc., zur Verhütung von Yeuersgefahr und einer ſchäd⸗ 
Ra Ginwirfung der bei ber Verbrennung ber Feuerwerksſätze ſich entwickeln⸗ 
Bafe und Dümpfe auf die Gefundheit der Zujchauer. 
Renntni derjenigen Säge und Feuerwerksſtücke, welche zu dergleichen Vor⸗ 
tungen allein geeignet find. 
7 &s bleibt dem Ermeſſen der Eraminatoren überlaffen, die Prüfung nad 
Rhe der allgemeinen Bildung bes Graminanden, jchriftlih oder mündlich ab» 
N Nädhfdem if bie Handfertigfeit des Graminanden, etwa durch Rolliren 
lagen einer Hülfe ober durch Verſetzen einer Rakete praktifch zu prüfen, weil 


y 
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eine mündliche ober ſchriftliche Prüfung allein nicht immer bie nöthige Sichert 
währt, daß es dem Graminanden an jenem nothwendigen Grforterniß zur 8 
bung von Gefahr bei der Arbeit nicht fehle. Ieber den Ausfall ber Prüfung 
eine Berhandlung aufgenommen und durch die Artillerie-Infpektion an die beiz 
Meg. gefenvet, weldhe demnächſt auf Grund des Urtheils der Examinations⸗Ke 
fion über die Ausftellung bes Befähigungszeugnifies für den Graminanden 
Beſchluß faßt. 
$. 7. Die Konzeffionirung zum gewerblichen Betriebe der Luftfeuerwerie 
einem beflimmten Orte geht von der Orts: Molizeibehörbe aus, welde Bi 
zugsweife bie in den nachfolgenden $$. enthaltenen Punkte zu berücfichtigen 


6. 8. Der zu Konzeſſionirende muß, nähft dem Befig des Befähigung 
niffes, als ein nüchterner, orbnungsliebender, befonnener und geſetzter Manz I 
fein, und durch feinen Charakter zu der Borausjegung berechtigen, daß U 
dem Betriebe dieſes gefährlichen Gewerbes nöthigen Vorfihtsmaaßregeln f 
gewiſſenhaft beobachten, und bei eintretender Gefahr mit Bejonnenheit und 
fenheit fich benchmen werbe. 

Es iſt ihm zur Pflicht zu machen, gleiche Ruͤckſichten bei Auswahl fe 
huͤlfen zu nehmen. 


6. 9. Das Laboratorium darf umter Keinen Umſtaͤnden in bewohnten 
angelegt werben, es foll vielmehr eine möglichft ijolirte Lage haben, fo baf. 
bern Umgebungen deſſelben burch einen eintretenden Unglüdsfall nicht leicht 
det werden können. J 

Die in dieſer Beziehung zu ſtellenden ſpeziellen Bedingungen hängen N 
Umfange des Betriebes: und den obwaltenden lokalen Verhälmifien ab, uns 
baher dem Ermeſſen der Orts Polizeibehörbe überlaffen. Diefelben Rückſich 
auch die Bellimmungsgründe dafür ab, ch das Laboratorium maſſiv oder 
werk zu erbauen ift, cder ob bafjelbe ganz cder theilmeije aus bloßen Bretterf 
beſtehen kann. Leptere muͤſſen aber jedenfalls fo dicht fein, daß ein Einwei 
Sand und Staub nicht flattfinden Fann. . 

Der Fußboden darf weder genflaftert fein, noch aus einem Staub m 
Material beitehen. 

Zur Aufbewahrung der Vorräthe an Pulver und fertigen Feuerwerkch 
ein befonberes Magazin erforderlich, fobald das Pulverguantun, mit Einfl 
in den Feuerwerksſtuͤcken befindlichen Sapes, mehr als 20 Pfund beiträgt, - 


$. 10. Diejenigen Laborirgeräthe, welche bei der Arbeit mit Pulver di 
zündlichen Sägen in Berührung kommen, ſollen fo weit, als angänglid, 
Holz, Horn, Kupfer, Mieffing oder Bronze beitehen. Geräthe der Art, % 
Zwecke entfprechend nicht anders als aus Eiſen dargeſtellt werben können, 
ben Stellen, welche bei der Arbeit mit Pulver oder Sag in Berührung Frl 
Kupfer vorgefhuht fein. Eine Ausnahme hiervon machen die Naketenbokrili 
Dorne der Nafetenitöcte, die nur von Stahl und refp. Ciſen angefertigt werben 

Für die Bereitung und DBerarbeitung von chlorſaures Kali enthaltenbuie 
ift eine befondere Garnitur von Laborir-Geräthichaften anzufchaffen, welche I 
andern Arbeit verwendet werben darf. 


6. 11. Bei der Arbeit felbit hat ber Feuerwerfer mit Sorgfalt mug 
auf Ruhe, Ordnung und Meinlichfeit zu halten. Raſche und übereilte A 
des Pulvers umd zundbaren Eapes, Reibungen von Eifen auf Eiſen, Sal 
u. dgl. find in der Nähe ber Nulverarbeiten forgfältig zu vermeiden. De 
ber Irbeitentelfe it mit wollenen Deden zu belegen, oder doch vor Begin 
beit mit Maffer zu befprengen und während der Dauer berfelben genäßt zu 

Ein Beritauben oder Berftreuen von Pulver und Sag ift fo viel al 
zu verhindern. Sollte es dennoch vorkommen, fo iſt das Verftreute mit ein 
wiſch zufammenzufegen, behutfam aufzunehmen und nicht weiter zur Wal 
zu verwenden, andern fofort in ein mit Waſſer gefülltes Gefäß zu ſchüt 
Stelle des Fußbodens, auf welcher das Verſtreuen ftattgefunden, ift flarf zu 


6. 12. Alle Arbeiten, bei welchen Feuerung nothwendig ift, Dürfen 
Freien, oder in einer von den übrigen Arbeitslofalen abgefonderten Küche 
men werben. Die vom euer genommenen Gefäße müflen, bevor fle in d 
zimmer gebracht werden, mit feuchten Lappen abgewilcht und ihre Yüße 


Maſſer gut abgekühlt werben. h 
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Giftige Stoffe find, um das Stauben zu verhüten, vor ihrer Verar⸗ 
it Beingeiſt anzufeuchten. 
. In dem Laboratorio darf ſich nie mehr als 20 Pfund an Pulver und 
ı Sage in verſchloſſenen oder Doch bedeckten Gefäßen befinden; in den Ar⸗ 
m ſelbſt nur feviel, als zur geregelten Kertfegung ter Arbeit unumgängs 
senbig iit, jedoch hoͤchſtens ner Arbeiteelle 3 Pfund. Die fertigen Arbeitss 
fen Äh in den Arbeitsräumen niemals anhäufen. 
3, Tie Anwendung von Sätzen, welche einer Selbitentzündung fühig find, 
&% zu vermeiden. Kommt biejelbe aber ver, fo dürfen dergleichen Feuer⸗ 
fe niemals in Vorrath, jendern nur furze Zeit vor dem Gebrauch angefers 
m. Ihre Mieberlegung in dem Magazin iſt unitatthaft, fie find vielmehr 
Inenen Blechkaſten oder Töpfen zu verpacten und bieje an einem feuerfichern 
wa in einem mit einer eijernen Thür verichleffenen Kamine aufzuitellen. 
‚teielben Weiſe iſt bei Aufbewahrung friih gebrannter Holzfchle zu verfah: 
nd Zerfleinern derjelben und ihre Berarbeitung zu Feuerwerkſätzen darf frü- 
om fünften Tage nach, vollendeter Schwelung erfolgen. 
KM. Zum Abbrennen eines Yeuerwerks ift die jpezielle Erlaubniß der Orts⸗ 
Kferhe erforderlich, welche unter genauer Angabe des Schauplapes und ber 
en Anordnung rechtzeitig und jedenfalls vor Erlaß einer öffentlichen Be: 
Fr einzuholen ill. 
ii, Der Berfauf von Luſtfeuerwerks-Gegenſtänden unterliegt benfelben ges 
Sehimmungen, wie ber des ES chießpulvers. 
im dem Hauſe des Verkäufers niederzulegenden Feuerwerksſtuͤcke dürfen im 
ht mehr ale 20 Pfund Pulver und zimdbaren Eng enthalten, und müſſen 
sfSichenen Kiſten verpadt fein. Die Halfte tavon fann in dem Verkaufs⸗ 
bewahrt werden, die zweite Halfte aber mug auf dem Boden bes Haufes 


3, Keniraventionen gegen die in den vorftehenden 66. 8—17. enthaltenen 
gm find mit einer Geltftrafe von 5 bis 20 Rihlr. event. achttägiger bis 
nlicher Gefängnißitrafe zu belegen. 
e cher wiederholte Fahrlaäſſigkeit, durch welche Unglücksfälle wirfli ent: 
n, oder doch leicht Hätten herbeineführt werben können, zieht außer der ge: 
Eirafe, den Berluft der Konzeſſton nah ſich. 
a, den 19. April 1847. 

Min. des Innern. Zweite Abth. Mathis. 
BL 2. i. V. 1847 S. 90. Nr. 130.) 
Kaſtrirer und Abdecker. 


Diefe Perſonen waren ſchon in dem Gew.⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 
21. Nr. 1. und 27. unter denjenigen aufgeführt, welchen ein Ges 
in nicht ohne vorgängigen Nachweis ihrer Befähigung ertheilt wer⸗ 


5. 1810 ©. 83. u. 84.) 

)as Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 disponirte in Betreff die⸗ 

nen: 

4. Abdecker müſſen ſich auf gleiche Weile und unter gleichen Bedingun⸗ 

. 132. 133. duch ein Zeugnip der Kreispolizeibehörde zu Anitellung ober 
ihres Gewerbes legitimiren. Die Reg. baben bejondere Anweiſung zu 

sie die gedachten Behörten bei der Grtheilung folcher Zeugnifle verfahren 


». Berfonen, bie umherziehend ein Gewerbe treiben, joll der Gewerbefchein 
Vorlegung einer Genehmigung ter Negierung ertheilt werben. 


I. „Hierher gehören namentlih Schweine:, Rindvieh⸗ und Pferde: Kaftris 
). 


4 





jL das Megul. v. 28. April 1824 über ben Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
m, $$. 6. u. 17. 9 S. 1824 S. 127.) nebft den Erläut. zu biefen $$. 
unten im Kap. 1.) 


N. 8 
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3) Vergl. über bie Konzeſſtons⸗Ertheilung an Abdeder bie in 
Bd. 3. (Medizinahvefen Thl. I. ©. 761. ff.) gegebenen Beſtimmunge 

4) Ueber die Prüfung der Abdecker und Viehkaſtrirer be 
das C. R. der 8. Min. d. ©. U. u. M. Ang. (v. Ladenberg) m. | 
(v. Manteuffel) v. 29. Sept. 1846 an ſämmtliche K. Reg., fowie a 
K. Volizeipräfld. in Berlin, mit den Reglements für bie Prüfung be 
decker und Biehfaftrirer. 

Unter Bezugnahme auf die Beftinnmungen der allgem. Gew.⸗Ordn. vw. 17 
1845 (66. 45. 46.) emipfangt die K. Meg. beiliegend (Anl. a. u. b.) die Ge. 
fenen Neglements für die Prüfung der Abdecker und Viehkaſtrirer, um felde: 
das Amtsblatt Ihres Bezirks zur öffentlichen Kenntniß zu Bringen. 

Anl. a. 
Neglement für bie Prüfung ber Abdecker, v. 29. Sept, a 





6.1. Wer zur Prüfung ale Abdeder zugelafien zu werden wünfät, 
bieferhalb bei der betreffenden Königl. Regierung unter Einreihung eines 
Ortsobrigfeit ansgeitellten Atteftes über jeine yittliche Führımg während der 
zwei Jahre, ſchriftlich zu melden. 

F. 2. Die K. Reg. ordnet die Prüfung durch eine Kommifflon an, bei 9 
fi ver Graminandus zu melden, und um Anberaumung eines Termine zu MP 

6. 3. Die Prüfungs- Kommifften beitehbt aus dem Departements: ir- 
Kreisthierarzte, dem Landrathe, vder einen von dieſem zu ernennenden Gtellust 

. 4. Der Departements: ober Kreisthierarzt führt bie Verhandlung Mb 

Gang der Prüfung. ' 

h 5. Die Prüfung zerfällt in einen theoretifchen und praktiſchen Theil: 

.6. Bei der Prüfung ber theoretiichen Kenninifie des Craminanden 
erforfchen: 

1) ob derfelbe Iefen und fchreiben Fonne; 

2) ob er eine allgemeine Kenntniß bes Thierkörpers, namentlich der Ging 

beffelben im gefunden Zuflande, befiße; 

3) ob er die wichtigeren ber in der Imgegenb vorkommenden Seuchen und au 

den Krankheiten nach ihren Hauptericheinungen am tobten Thiere fenne um 

deftens zu unterjcheiden wifle, welche Unftände Verdacht erregen; | 

.4) ob er mit den veterinair= polizeilichen Beftimmungen, fo weit fie bie Ami 

feines Gewerbes anlangen, befannt fei. 

8. 7. Zur Erforſchung der praftiihen Geſchicklichkeit muß von bem zu 
fenden eine Obbuftion gemacht werben, webei er bie fi etwa findenden Mb 
gen von dem gefunden Juitande zu bezeichnen und im Allgemeinen zu beuie 

6. 8. Das Protofoll wird fodann mit der Schlußcenfur: „beflandeg 
„nicht beftanden“ verfehen, von der Kommiſſion unterichrieben und der K. Ih 
Veranlaflung des Weitern eingereicht. Berlin, ben 29. Gept. 1846. 


Der Min. der geittl,, U. u. M. Ang. Der Diinifter des Inmem 
In Abwefenheit und Auftrage. Im Auftrage, 
Klug. v. ManteuffelL 


Anl. b. 
Neglement für die Prüfung der Viehfaftrirer, v. 29. Sept. M 
$. 1. Wer zur Prüfung ale Viehkaſtrirer zugelaffen zu werben wi 
fh dieſerhalb bei der betr. K. Neg., unter Einreichung eines von feiner 
feit auegeftellten Yührungsatteftes, fchriftlich zu melden. 
6. 2. Die K. Reg. ordnet die Prüfung an. Die Prüfungs⸗Kommi 
aus dent Departements: oder einem Kreisthierarzte, dem Landrathe ober ei 
diefem zu ernermenden Stellvertreter. 


8. 3. Die Verhandlung über den Hergang der Prüfung wird von bem 
ſchen Beamten geführt. | 
$. 4. Die Prüfung zerfällt in einen theoretiſchen und praftifchen j 
8. 5. Insbefondere find bei der Prüfung ber theoretifchen Kenntniſſe 
bende Punkte zu berücklichtigen: 
1) der anatomijche Bau der Gefchlechtstheile der nupbaren Hausfängethias;: 
2) die wichtigeren, die Kaftration begünftigenden und erfchwerenden ober * 
den Umſtaͤnde, anlangend: 
a) bie Jahreszeit, 
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b) das Alter ber Thiere, 
R franfhafte Zuftände der Geſchlechtstheile, 
d) fjeide regelwibrige Zufälle, welche ſich mährend der Operation ergeben können, 
&) allgemeine Eörperlihe Zuftänte ter gu operirenben Thiere. 
B Die verſchiedenen Methoden bei der Kaſtration, die zu berjelben nötbigen Vor⸗ 
eritmgen und Snfrumente ıc.; 
De allgemeinen Prinzipien bei der Nachbehandlung ; 
9) anige der wichtigiten Folgekrankheiten. 
56 Zur Prüfung der praftiichen Gewandtheit muß von dem Eraminandus 
| wo möglich an einen lebenden Thiere, eder in beiten Grmangelung 
en teten Thiere ausgeführt werben. 
$% Das Brotofolf wird demnächſt mit einer Schlußcenfur „beftanden“ ober 
— verſehen, von der Pruͤfungs⸗Kommiſſien unterſchrieben und ber 
y 
41 v Die K. Reg. ertheilt, je nach dem Auafall der Prüfung, das Atteſt ber 
we zum Gewerbebetriebe als Viehkaſtrirer für den ganzen Umfang der 
Rkhe. Berlin, den 29. Sept. 1846. 
de Hin. der geiſtl, U. u. M. Ang. Der Minifter des Innern. 
- Sa Abweſenheit and Auftrage. Im Auftrage. 


Kin v. Manteuffel. 
' Mi. BSl. d. i. 2. 1846 ©. 212. Nr. 301.) 


6 Sebeammen. 


Ach diefe waren bereitö in bem Gewerbe⸗Steuer-Ed. v. 2.Nov. 1810 
AL Ar. 10. unter den Perſonen aufgeführt, die vor Ertheilung des Ges 





















16 ihre 3 eigung nachzumeijen haben. 

f €, 1810 S 

Ye Gew. „Bol. “ v. 7. Sept. 1811 beftimmte im $. W.: 

-eammen bürfen den Gewerbeſchein nur auf einen Erlaubnißſchein des Kreis⸗ 
Be halten. (G. ©. 1811 S. 272.) 

Bergl. die ſpezielle Gefebgebung über deren Upyprobation und Prü- 
pin Thl. VI. Bo. 3. des Werkes (Medizinalwejen) Thl. I. ©. 563. ff. 


MB Bandagiften und Verfertiger chirurgifcher Inftrumente. 


I) die Derfertiger irurgifcher Inftrumente waren fchon in dem Ges 
* . 9.2. Nov. 1810 unter denjenigen Perſonen genannt, Dee 
Ir Önrbefiein, nur auf Nachweis ihrer Befähigung zu ertheilen. 
 &. 1810 ©. 8 4.) 


2) dus Sewerbe- Bol. Ep. v. 7. Sept. 1811 6. 9. ſchrieb eben- 


—— chirurgiſcher Inſtrumente muͤſſen ſich zur Erlangung bes Gemerbe: 

A sin Dualififationsattet der Provinzial-Regierung legitimiren. (G. © 

9) Hiernach iſt nur die Beilimmung in Betreff der Bandagiften 

Bene; indeß hatten bie Minifterien fchon früher auch deren Gewerbes 

von poliseilicher Genehmigung und von dem Befähigungsnachweife 

9 gemacht. (Vergl. die Ü. der Din. der- g., U. u. M. Ang. und 

ev. 4. Mai 1828 u. 7. Dec. 1844, dedgl. die Bublif. der Reg. zu 

0. 14. Dec. 1822 u. 27. Aug. 1830, ſ. Thl. VI. Bd. 3. des Wer- 

Mebizinalweſen Thl. I. S. 755— 756. u. Thl. II. ©. 584.) 

;4) Uebrigens iſt angenommen worden, daß die Anfertigung von In« 
En für Thierärzte nicht an den Qualififationdnachmweis gefnüpft fei. 
R. des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 23. Dec. 1833 an das 

Ballzeipräf. in Berlin. 

das Min. bes I. und der P. hat aus den Alten des K. Polizeivpräſ. eriehen, 

tegelbe die von Ihm für nöthig gehaltene Anfrage barüber: ob die in tem Gew.⸗ 

:@. enthaltene Meſtimmung twegen ber Berfertigung chirurgiſcher Initrumente 


8* 
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auch auf die DVerfertiger thierärztlicher Snftrumente anwendbar fei? an bas R. 
der geiftl,, U. u. M. Ang. gerichtet Bat. 

Da von Seiten des gedachten Min. bereits eine, den biefleitigen Anfichten 
kommen entfprechende Beicheibung (Anl. a.) ergangen ift; fo mag es zwar fin 
fen Fall dabei fein Bewenden haben: inte muß dem K. Polizeipräf, für Ei 
Fälle bemerklich gemacht werben, daB gemwerbepolizeiliche Angelegenheiten ber im 
ftehenden Art eben fo wie veterinaitspolizeilihe von dem Min, des 3. reſſortit 

Anl. a. 

Das Min. eröffnet dem K. Polizeipräf. auf den Ber. v. 20. Sept. c., d 
Prinzipien, welche dee V. zum Grunde liegen, nach der, der Betrieb des Gew 
ber DVerfertigung von Inftrumenten zur Verrichtung chirurgiſcher Operatiemn 
Menichen, an einen zu biefem Behuf beizubringenden Dualihfationg - Madyweh 
Mmüpft ift, auf die Anfertigung von Inftrumenten file Thierärzte feine 
finden, es baher für Die DVerferliger ber letztgenannten Inftrumente einer 
Prüfung nicht bebarf. 

Berlin, ben 25. Nov. 1833. 

Min. der geiftl., U. u. M. Ang. 

(a. XVII. 1061. — 4. 115.) 


5) In Folge ber Vorfchriften der 66. 45. und 46. ber Gew.⸗ 
v. 17. Ian. 1845 ift über die Prüfung der Bandagiften und & 
giihen Inftrumentenmader das C. R. der K. Win. der g. 
M. Ang. (Eichhorn) u. des I. (Mathis) v. 20. Febr. 1847 an [Ü 
K. Neg., fowie an das PBol.-Präftd. in Berlin, mit dem Regl. für bie] 


fung der Bandagiften und dirurgifchen Inftrumentenmadher, ergangen, 
In der Anlage (a.) erhält die K. Meg. das auf Grund ber Beh i 

66. 45. u. 46. der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 erlaffene Regl. 

Prüfung der chirurgiſchen Inftrumentenmaher und Bandagiften, um foldyed | 


das Amtsblatt Ihres Bezirks zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 5 
In Bezug auf die Prüfung bemerfen wir jedoch, daß bemjenigen 7 


. 

















und Berfertigern hirurgifcher Inftrumente, welche ſchon vor Publifation der 
Ordn. dieſes Gewerbe auf Grund einer von ihnen beitandenen Prüfung ($6. 
Thl. II. Tit. 20. des A. 2. N.) betrieben haben, nach 6. 15. der Gew. s 
fernere Gewerbebetrieb ohne Weiteres zu geflatten ill. 

Auch wollen wir der K. Reg. überlafen, in Fällen, wo ein für bas 
fühlbarer Mangel an geprüften Banbagiiten und. Verfertigern chirurgiſcher 
mente hervortritt, hierüber befonders zu berichten, damit nach Befinden, 
heit des $. 46. der Gew. -Drbn., auch Perſonen, welde nicht geprüft find; 
praftifhe Befähigung aber unzweifelhaft if, ausnahnsweife zu biefem Gew 
triebe zugelaffen werden koͤnnen. anl 4 

nl. a. 
Megl. für die Prüfung der Bandagiften und chirurgiſchen Snftrumentenmeff 
v. 20. Febr. 1847. si“ * 


J. Für die Bandagiſten. 


6.1. Wer das Gewerbe eines Bandagiſten betreiben will, hat ſich wi 
Geſuche um ein Befähigungszeugniß an die betr. K. Meg. oder an ben 
zu wenden, welcher folches der erfteren einreichen wird. ' 

. 2 Die K. Reg. ertheilt dem betr. Kreisphnfifus und gerichtlichen: 
arzt den Auftrag, die Prüfung bes Bittftellers gemeinſchaftlich vorzunehmen, 
die Verhältniffe es geftatten, fo hat ber Phyfifus einen bereits approbirten 
giften zu der Prüfung hinzuzuziehen. 

‚.. 8. 3. Die Prüfung gefhieht mündlich und zwar über die am meiften 
lichen ‚Banbagen, namentli über die nothwendigen Gigenfchaften der B 
der Schnürleiber und ähnlicher Vorrichtungen für Ruckgrads-Verkrümmte, der 
frümpfe u. f. w. Daber iſt auch Rüdficht zu nehmen auf den Bau ber 
menſchlichen Körpers, welche hierbei vorzüglich in Betracht kommen. . 

Außerdem hat der Eraminand eine ihm aufzugebende Bandage, wenn d 
kann, unter der Nuffiht bes hinzugezogenen approbirten Bandagiken, anzufi 
und vorzulegen. \ | 

$. 4. Ueber bie Prüfung wirb ein von ben Graminatoren zu unterfgreih 

» Srotofol aufgenommen, an defien Schlufe das Urtheil beigufügen if, ob ber 
suinanb ale beflanden zu erachten IR ober niät, Dirs Bratetel wich will 
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ber 8. Reg. überſandt. Diefe hat Hierauf das Befähigungezeugniß auszus 
‚ eder den Bittfeller zu beſcheiden. i higungegeugniß ausz 


I. Für die Hirurgifhen Inftrumentenmader. 
g.1. Die un gefchieht, wie Dies oben (I. F. 1.) in Betreff der Banda⸗ 
et [4 


i 
MX Die K. Reg. beauftragt mit der Prüfung einen Kreis-Phyſikus, einen 
Vundarzt und einen appeobirten chirurgiſchen Inftrumentenmader. 
6.3 Die Brüfung felbit gerfüllt in: 
ı) eine uinbliche theoretische über bie erforberlichen Gigenjchaften der gebräuchlich: 
Ken chirurgiſchen Inſtrumente, und 
b) eime wraftifche, indem bem Graminanden bie Anfertigung einiger chirurgiſchen 
Sehrumente, — in der Regel einer Bruchbandfeder, einer Gomwperfchen Scheere, 
: eines Amputationsmeflers und einer Geburtszange, — aufgegeben wird. Diefe 
» Sufkrumente hat berfelbe in der Werfitatt des chirurgiichen Injtrumentenmachers, 
' Wwbeflen Beilein, und foweit ale möglich auch in Gegenwart ber beiben Medi: 
‚ wealBerionen, ſelbſt anzufertigen und zur Beurtheilung vorzulegen. 
$A Das über bie Prüfung aufgenommene Protokoll, mit dem Uriheile ber 
i über bie Zuläffigfeit des Geprüften, iſt der K. Reg. einzureichen, 
&3. Dieſe ertheilt hierauf das Befähigungszeugniß oder beſcheidet den Bitt⸗ 
Berlin, den 20. Febr. 1847. 
Bin. der g., U. u. M. Ang. Dar Din, des I. Im Nuftrage. 
Mathis, 

















ben Gewerbetreibenden, für welche ber Nachweis der bes 
Zuyerläffigkeit und eine obrigfeitlihe Konzeſfion 
vorgefchrieben ift. 
J. Säaufpiel» Unternehmer. 
H Rad dem R. v. 4. Oft. 1742 1) bedurften Schauſpieler⸗Geſellſchaf⸗ 
Ans unmittelbar vom Landesherrn vollgogenen Privilegiums ?). 
2) Dad GewerbesSteuer-Ed. v. 2. Nov. 1810 führte im 6.21. Nr. 16 
B. Me Marionetten- Spieler und Schaufpiel- Direktoren 
den Berfonen auf, welchen ver Gewerbefchein nicht ohne vorgängigen 
iendnnachmeiß zu ertheilen fei. 
61810 ©. 84.) 
8) ab Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 ertheilte demnächſt folgende 
gehörige Vorſchriften: 
E85. Echaufpiel:Direktoren darf der Gewerbeſchein nur auf Genehmigung des 
Bolizeidepartenientf extheilt werden. Das Genehmigunge - Inftrument muß 
md Carter beflimmt ausprüden, für welche es gültig jein foll. 
18. Hoftheater, die unter unmittelbarer Genehmigung beftehen, bebürfen 
Gewerbeſcheins. 
128. Perſonen, die umherziehend ein Gewerbe treiben, ſoll der Gewerbe⸗ 
kur gegen Verlegung einer Genehmigung der Regierung ertheilt werden. 
139. Hierzu gehören namentlich Marionettenſpieler, Seiltänger, Cauilibri: 
chenſpieler, Thierführer, umberziehende Muſikanten, überhaupt alle diejenigen, 
umher reifen, um irgend eine Sache oder Verrichtung für Geld auszuftellen. 
(6. €. 1811 ©. 272 fi.) 
4) Dad Hauſir⸗Regul. v. 28. April 1824 disponirt in $. 18. über Die 
ngen ber Ertheilung von Gewerbeſcheinen an Gquilibriften, Kunft: 
, Rarionettens und Puppenipieler ıc. zc., und beftimmt im 8. 19.: 





l) C.C. M. Cont. II. Nr. 26. pag. 79. 

Y Das N. des Fürften Staatsfanzlers v. Hardenberg v. 29. Jan. 1820 
(a. Ill. 957.) bemerkte noch, daß dies R. nirgends aufgehoben fei und daß 
den Regierungen das Mecht zur Ertheilung von Schauipieler:Konzeitenen 
nicht beigelegt werben fonne, 
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Die Ertheilung von Konzeffionen für Schaufpielers und ähnliche Geſellſh 
bleibt dem Miniſterium des I. u. d. P. nach wie vor, gänzlich vorbehalten, 

(G. €. 1821 ©. 131.) 

5) Die Inftruftion für die Ober»PBräffdenten, v. 31. Dec. 182 
flimmt im $. 11. sub Litt. &., daß den Ober» Präfidenten, als ( 
vertretern der oberften Staatöbehörben, die Ertbeilung von Konzefflone 
Schaufpieler- Gefelichaften und zu theatralifchen Vorſtellungen übe 
werde (©. S. 18526 ©. 1. ff.) 


6) Die Gem.-Orbn. v. 17. Ian. 1845 endlich beflimmt im $. 4. 


Schauſpiel-Unternehm er bevürfen einer befonderen Erlaubniß des Di 
Bräfidenten ter Provinz, in welcher fie ihre Vorftellungen geben wolle, % 
Grlaukniß darf ihnen nur nach vorgängigem Nachweife gehöriger Zuverlä 
Bildung ertheilt, kann jedoch auch dann, wenn fie diefer Beringung entipr 
den Ermeſſen des Ober-Präſidenten verfagt werben. 

(8, S. 1845 ©. 50.) ' 

7) Neber die Orundfäge, welche bei Prüfung und Bewill 
oder Berfagung der Geſuche um Konzeſſtonen zu theatralifchen 
lungen zu beachten find, vergl. die R. der Min. v. 27. Sept. 1811, 28. 
1819, 13. Nov. 1819, 6. Mai 1820, 21. Sept. 1820 und 15. Oft 

(S. in Thl. VL. Bd. 2. des Merfes [Rolizeiwefen], S. 374—376.) 


Berg. auch die Erläut. zu $$.18.u. 19. des HauflrsRegl. v. 28. Aprill 
(S. unten im Kay. IL) N 
8) Zur Kontrolle gegen den Mißbrauch ertheilter Kon 

nen für umberziehbende Schaufpieler-Truppen hat die K. Meg. zu 

deburg nachitehendes ©. R. v. 12. Mai 1847 erlaffen. 


Mehrfache neilerdinge vorgefommene Fälle begründen ven bringenben Ba 
daß einzelne Schaufpiel = Unternehmer mit ihren Konzeſſionen einen förmli 
del treiben, und dies dadurch verſtecken, daß fie fegenannte Sefchäfteführer, 
aber in ter That die eigentlichen Unternehmer find, für fich auftrelen laffen. 

Andere Theater: Unternehmer theilen auch wohl ihre Truppen, um gie 
mehrere Stüdte in Beichlag zu nehmen. 

Es tarf fo wenig das Kine, als das Andere geitattet werben, und um Il 
wähnten Mißbräucheu entgegenzutreteu, beauftragen wir hiermit die Lanbräthe 
tes Berwaltungabezirks, den Oris: Polizeibehörden es zur ftrengften Pflicht zu m 

1) Eeine theatraliiche Berftellung eher zu geftatten, als bis Konzeffion um 
werbefchein vorgelegt find; | 

2) die leptgedacdhten beiden Dofumente in Verwahrung zu nehmen und 
herauszugeben, ala bie ter Cyklus der geftatteten Vorftellungen völlig 
digt iſt; 

3) feine Schauſpielertruppe zu theatraliſchen Vorſtellungen zuzulaſſen, für 
blos ein ſogenannter Geſchäftsſührer auſtritt, ohne daß ſich gleichzeitig Dr 
zeſſionirte Unternehmer an Ort und Stelle befindet, um in eigener Perfe 

Unternehmen zu dirigiren; 
und mit Strenge darauf au halten, daß dieſe Anweifungen genau befolgt wer 

(Min. Bl. d. i. V. 1847 ©. 165. Nr. 213.) 


N. Buchs und Runfthändler, Antiquare, Inhaber von! 
bibliotbefen oder Xefefabinetten, Verkäufer von Flugf 
ten und Bildern, Lithographen, Bud» und Steindrude 


1) Das Gewerbe> Polizei Epift v. 7. Septbr. 1811 beſtimmt ü 
$. 126—130.: 
$. 126. Denen, melde am 2. Nov. 1810 bereite ale Buchs und Kunf 
ler, Buchdrucker, Keibbibliorhefare und Antiquare etablirt waren, foll der @e 
ſchein auf ein Zeugniß ber örtlichen Polizeibehörde, welche dies und ihr Ioyal 
tragen bekundet, errbeilt werben. 

F. 127. Wer aber am 2. Nov. 1810 noch nicht auf die benannten & 
etablirt war, kann den Gewerbeſchein dazu nur auf Genehmigung der Reg. er 
$. 129, Die Meg. haben Anweilung von der oberſten Cenſurbehoͤrde 

irgrten, unter welchen Bedingungen fie dieſt Genehmigung erteilen Dürfen, 
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5128. Die Qualiffationg = Aitele und Legitimationen, die nad) vorſtehenden 
* Leſung bes Gewerbeſcheins beizubringen find, gelten in der Regel auf Le: 
Net, 


10. Wird eine ſolche Grlaubniß von ter kompetenten Behörke zurüdge: 
men, fo muß die Ortsobrigkeit davon benachrichtigt werben, und bie Erneuerung 
b Gemebeicheins unterfagt werben. 

(8. s. 1811 €. 275. ff.) 
Kit Bezug hierauf erging: 

DER. O. v. 23. Oft. 1833, betr. die Genehmigung des Gewerbes 
I der Buch⸗ und Kunſthaͤndler, Bibliothefare, Antiquare, Buchdrucker 
h ehegraphen. 
"De meh Ihrem gemeinichaftl. Beriht v. 17. v. M. Zweiſel über die bisher 

te allgemeine Anwendbarkeit ber den Verkehr mit Büchern, Kupferſtichen 
Unliden Gegenttänden betr., in den 6$. 126—128. des (Hewerbe : Bol. : Ed. 
Car. I811 enthaltenen Vorſchriften entitanten find, jo beitimme Ich Hier: 
Wim ganzen Umfange Meiner Staaten Niemand ſich ohne vorgänaige aus: 
&uehmigung der betr. Prev. Meg. als Buch: oder Kunſthändler, Bibliothe⸗ 
„Buchdrucker cder Lithograph etabfiren, und jolches Gewerbe felbftftän- 
barf, Webertretungen dieſes Verbots find ala Gewerbe-Pol.-Kontraven⸗ 
zit einer nachdrücklichen, jedoch 50 Thlr. Geld oder fechswöchentliches Gefäng⸗ 
nt überfleigenden Etrafe zu ahnden. Die Bedingungen, unter melden bie 
zu ertheilen ift, haben tie Meg. nach Ihrer Anweiſung, mit Berüds 
ber Berhältniffe in jedem einzelnen alle, und unter Berbehalt des Rekur⸗ 
nterenenten an Shre Entfcheidung, zu ermeilen. Diejen Deinen Befehl 
Eir duch die G. S. zur öffentl. Kenntniß zu bringen. 
€. 1833 S. 290.) 
De Inftruftion für die Regierungen hinſichtlich der bei Ertheis 
fer Konzefflonen zu beobadhtenten Grundfäge enthält das C. R. 
& Bin. der 9, U. u. M. Ang. und des I. v. 7. Nov. 1833 an 
«8. Meg. (A. XVII. 1046.) Weral. dafjelbe mit deſſen Ergänz. u. 
in Thl. Vi. des Werfes |Polizeiweien] Bd. 2. ©. 736. fi. !). 

3) Die Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 beflimmt im 8. AR.: 

Bud: und Kunfthändter, Antiquare, Inhaber von Yeihbibficthefen oder Leſeka— 

Berfäufer von Klugfchriften und Bildern, Lithegraphen, Buch- und Steins 
Meinten einer befonderen Erlaubniß ber Regierung, welche nur dann ertheilt 
Rtari, venn dieſe Behörte von ter Unbeſcholtenheit und Zuverläifigfeit, ſowie 
mer zum Betriebe tes Gewerbes genügenten allgemeinen Bildung bes Unter: 
fd Neberzeugung verschafft bat’). (G. S. 1845 S. 50.) 




















hy Die hierdurch feſtgeſetzten Bedingungen find im Wefenilichen bie in ben $. 48. 
der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jun. 1845 aufgenommenen; nur ber danach (unter 
Beiuguahme auf die K. O. v. 19. Sept. 1801) noch vorgefchriebene Ver: 
mögensnadhmeis it (mie auch die Motive zur Gew.⸗Ordn. ergeben) 
jegt nicht nicht erjerterlid). 

In Beireff tes Girates ter allgemeinen Bildung bei Ertheilung ber in 
"Rede ſtehenden Konzeſſionen und in Betreff der Frage, bei welcher Regie- 
nmg bie Ertheilung ber Konzejiion nachzuſuchen, ivricht fid das (in Bezug 

: auf die Inftruft. v. 7. Nov. 1833 ergangene, indeR anf Die gleichlautenden 
Befiinmungen des $. 48. ter Gew.⸗Ordn. anmentbare) R. dev K. Min. des 
J. u. d. P. (v. Rochew) u. d. F. (Gr. v. Alvensleben) v. 13. Mai 1841 
an die K. Meg. zu Trier in folgender Art auge: 

„Da die Inſtruktion v. 7. Nov. 1633 (N. S. 1046), wegen der Erfor⸗ 
derniſſe bei Ertheilung der Konzeſſionen zur Errichtung ven Buchdrucke⸗ 
„teten sc. ausdrücklich beſtimmt hat, Daß der zu Konzeſſionirende bie zum Be— 
„triebe des Gewerbes unerläßlih nothige und mintejtens ten Grab von all: 
„gemeiner Bildung befigen nu, teilen Jemand bedarf, um fid mit ben 
das Gewerbe betreffenden geſetzliven Beridriften vertraut machen zu koͤnnen, 
„10 wird die K. Reg., was die in dieſer Beziehung in Ihrem Ber. v. 31. Aug. 
„D. J. vorgeisagenen „Zweifel anlangt, in jedem einzelnen Falle Sich Ixtig> 
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4) Diefe Gefeßgebung wurde indeß mo bifizirt durch bie Deſtir 
gen des Art. 24. der oftroyirten Verfaſſungs⸗Urkunde v. 5. Der. 
welcher lautet: 

Jeder Preuße hat das Recht, durch Mort, Schrift, Druck und bildlich 
ftellung feine Gedanken frei zu äußern. 

Die Preffreiheit darf unter feinen Amftänden und in feiner Weiſe, nam 
weber durch Genfur, noh duch Konzeſſionen und Sicherheitsbeitellungen, 
duch Staatsauflagen, noch durch Beichränfungten der Drudereien un 
Buchhandels, noch endlich durch Poſtverbote und ungleihmäßigen Poſtanſch 
duch andere Hemmungen des freien Verkehrs bejchränft, fuspenbin 
aufgehoben werten. (9. ©. 1848 ©. 377.) 

5) Die (oftroyirte) V. v. 30. Juni 1849, betr. die Verviel 
und Berbreitung von Schriften ac. ac. ertheilte indeß (auf Grund des 
der oftroyirten Verf. Urfunde) Vorfchriften über die Ordnung 
und die Beftrafung der PreßsVergehen und Verbrechen. Im $. 9. 
wurde indbefondere beflinmmt: . 

Niemand darf auf öffentlihen Wegen, Straßen oder Plägen, ober an dl 
öffentlichen Orten, Druckſchriften ($. 30.) ') ober andere Schriften auerufen, I 
fen, vertheilen, anheften oder anfchlagen, ohne daß er dazu die Erlaubniß de 
polizeibehörde erlangt hat und ohne daß er den Erlaubnißfchein, in 
Name anegebrüdt iſt, bei ſich führt. 

Die Erlaubniß kann jederzeit zurüdgezogen werben, (G. S. 1849 ©. 2 

6) Da in Folge der Beſtimmungen ded Art. 24. der oftropirten 
Urkunde Bedenfen darüber entflanden waren, in welhem Umfan, 
Vorfchriften des $. 48. der Gewerbe» Ortn. v. 17. Jun. 1845 daben 
aufgehoben oder doch für modifizirt zu erachten feien, fo ergiä 
Befeitigung diefer Zweifel dag C. R. der K. Min. des 3. (v. Manlı 
für H., ©. u. öffentl. Arbeiten (v. d. Heytt) u. d. F. (v. Rabe) v.% 
1849 an fünmtl. K. Reg., fowie an das K. Polizei-Präfld. in Berl 

Mehrfeitige Anfragen über das Verhältnif, in welchem bie bisherigen 
polizeilichen Beftimmmumgen über. ten Buchhandel, die Buchbrudereien u. ſ. 
dem Art. 24. der Verf. Urfunte v. 5. Dez. v. 5. fteben, namentlidy inwien 
$. 48. der allgem Gew.-Ordn. v. 17. Ian. 1845 gegenwärtig noch ferner Z 
wendung zu bringen fei, haben zu einer näheren (Srörterung Beranlaffung gl 
in Folge deren der K. Meg. Nachitehentes eröffnet wird. Zuvörberit kann na 
Inhalt des Art. 24. der Verf. Urkunde vie Beſtimmung dee 6. 48. der Bew. 
wonach der Gewerbebetrieb der Buch= und Kunſthaändler, Antiquare, Lit 
Buch⸗- und Steindruder, von einer durch Die Negierung zu ertheilenden, b 
verläffigteit und Unbefchoftenheit, jowie turch den Nachweis einer genitgendet 







4 


„lich darüber Gewißheit zu verfhaffen haben, ob diefer Grad von 
„meiner Bildung vorhanden ift, und bejahenden Falls die vorgeſchriebe 
„dinaung als erfüllt zu betrachten haben. b 

„Unter ten Worten ter Allerh. K. DO. v. 23. Oft. 1833 „bei 
„Provinzial-Regierung“ kann nicht füglich eine andere, als biejenige 
„rung veritanden werden, in deren Bezirk der zu Konzeifionirende 
„Werbe zu betreiben beabfichtigt, denn nur diefe iſt zur Ertheilung 
„elften kompetent. Iſt Die Konzeſſien aber einmal ertheilt, und 
„ber will fein Gewerbe fräter in ten Bezirk einer andern Regi 
„gen, fo wird leßtere die Konzeſſion anerkennen müflen, da voraufg 
„den muß, daß bei Griheilung berfelben vorfchriftemäßig verfahren 1 
„Eollten aber hiergegen dennoch Zweifel entitehen, und foiche durch 
„leitende Korrefpondenz nicht zu bejeitigen jein, fo hat die K. Meg. 
„Art zu unferer Entſcheidung anzuzeigen.“ 

(Min. Bl. d. i. V. 1841 S. 121. Nr. 180.) 
Der $. 30. beftimmt, daß den Druckſchriften im Sinne biefer Pau 
mechauiſchem Wege irgend einer Art vorgenommenen Bervielfältigung 
Schriften, bildlihen Darftellungen mit oder ohne Schrift, und ven 
falien mit Tert oder fonfligen Grlänterungen, gleichzuftelfen, 
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we Vildung. bedingten Konzefiion abhängig gemacht wirb, nicht ferner zur An: 
webung feramen. Bielmehr unterliegt ber Vetrieb tiefer Gewerbe fortan nur ben 
Renee Beimmungen über die Erforderniſſe des felbititändigen Gewerbebetriebes 
in ven 58. 16. ff. der Gew.⸗Ordn. Wenngleich ter Art. 24. der Verf. Urkunde 
vi Beihränfung des Buchhandels ausdruͤcklich aufhebt, während im F. 48. der 
Din. neben den Buch: und Kunfthänblern, bie Verfäufer von Flugſchriften 
oem noch beionders genannt find, jo muß das im 6. 48. ausgefprochene Er⸗ 
[feiner Konzeſſien der Regierung doch auch in Betreff tiefer lepteren für auf: . 
on eahtet werben, ta ber Verkanſ von Ylugichriften und Bildern einen Theil 
Bad: md Kunfthandels ausmacht und tie Abſicht des Art. 24. der Verf. Ur: 
befin geht, die Beichränfungen zu hejeitigen, welchen die Beſugniß zum Be: 
ir mit dem Drud und dem Abſatze ber Erzeugniſſe der Preſſe fich befaffenden 
sh ber bisherigen Geſetzgebung unterworfen war. Dagegen ift für den 
von Trndichriften auf öffentlichen Straßen und Plätzen nad ber den Vor: 
det 6. 59. der allgemeinen Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 und der 66. 3. 
Hs Haufir-Regul. v. 28. April 1824 entiprechenden Beitimmung des $. 9. 
30. Juni db. J., betr, tie Vervielfältigung und Verbreitung von Schrif: 
& me beſondere Erlaubniß der Orts-Polizei-Obrigkeit erforderlich, welche nach 
abadhten Borfchriften auch für das Feilbieten und Umbertragen von Bil: 
Aientlihen Straßen und PBlügen eingehelt werten muß. ben fo bewen⸗ 
Keiätlih des Hauficens mit Drudichriften und Bildern bei den Beſtimmun— 
I Seufr:Regul. Endlich wird noch in Anjehung des Haltens von Lefe: Ka: 

und Leihbibliothefen, bemerkt, daß zum Beginn biefer Gewerbe nach wie 
De im 8. 48. der Gew.⸗Ordn. vorgefchriebene Konzeifion erforderlich ift, da ber 
A der Berf. Urkunde nur die Beichränfungen der mit dem Drud und Ver⸗ 
&rzeugnifie der Preſſe fich befaflenden Gewerbe aufhebt, auf andere Gewerbe 
5 geiſtige Produktionen zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden, 

t 


tt. 
BL d. i. V. 1849 S. 171. Nr. 236.) 
J Die revidirte Verfaſſungs⸗Urkunde v. 31. San. 1850 beſeitigte 
den Art. 24. der oftroyirten Verf. Urkunde v. 3. Dec. 1848, in« 
erſelbe (als nunmehriger Art. 27.) nachftehende beichränftere Baffung 




















Fieber Preuße hat das Recht, durch Wert, Schrift,, Druck und bildliche Dar: 
feme Dieinung frei au üußern. 
be Genfur barf nicht eingeführt werden; jede andere Beichränfung der Preß- 
PR une im Wege ber Geſetzgebung. (©. S. 1850 S. 50.) 
"8) Die 8. Staalöregierung erachtete fich hiernächt, ungeachtet der Be- 
des Art. 27. der revidirten Verf. Urkunde, wonach Befchräns 
en ber Vreßfreiheit nur im Wege der Geſetzgebung eingeführt 
en Dürfen, für ermächtiget, auf Grund des Art. 63. der revid. Verf. 
nde, eine anderweitige V. v. 3. Juni 1850, zur Ergänzung und Er- 
rang ber DB. über die Breffe v. 30. Iuni 1849, zu oftroyiren. Der 
ver B. v. 5. Juni 1850 aber beftimmte (im Widerfpruch mit den von 
R. Rinifterien in dem C. R. v. 9. Aug. 1849 (oben sub 6.) audge- 

e Anfichten), Folgendes: 

Beſtimmungen der Gew.-Ordn. v. 17. Jan. 1845 wegen Ertheilung und 

Diehme der zum Gewerbebetriebe ver Buch: und Runfthändler, Antiquare, In: 
ven Leihkiblicthefen oder Lefefabinetten, Verkäufer von Flugſchriften und Vil: 
Eitkograyhen, Buch: und Steindruder erforderlichen beſonderen Erlaubniß ber 
mg. find als aufgehoben nicht zu betrachten. Demgemäß find dieſe Beſtim— 
a auch auf diejenigen Gewerbetreibenden ber gedachten Nrt, welche ohne jene 
miß ten Betrieb des Gewerbes begemmen haben, zur Anwendung zu bringen, 
mit ter Maafgabe, daß denſelben zur nachträglichen Ginhelung ver Erlaub— 
ne Friñ bis zum 1. Juli d. J. verftattet it. (8. S. 1850 5. 329.) 
3) In Bolge diefer Beftimmungen (ad 8.) ertheilte das C. R. der 
in. Des I. (v. Manteuffel) u. für H., ©. u. Öff. Arb. (v. d. Heydt) 
Suni 1850 an fänmitl. K. Reg. und an dad K. Vol. Präftd. zu Ber⸗ 
ichſtehende Inſtruktion über die Handhabung ber betr. Vorfchrifs 
rt Gewerbe⸗Ordn.: 
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Nachdem durch die B. v. 5. d. M. bie Zweifel über das Fortbeſtehen di 
flimmungen ber allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 in Betreff der Bad 
Kunfthändfer, Buch: und Steindruder u. f. w. Befeitigt find, fommt es m 
daranf an, ben Geſichtspunkt feitzuftellen, von welchem bei Handhabung bief 
flimmungen auszugehen fein wird. 

Die Gew.:Orbn., melche die Rechte und Prlichten ber Gewerbetreibendes 
einander und gegenüber dem Staate regelt, verlangt gewiſſe Garantien nom U 
ternehmern feldyer Gewerbe, deren Betrieb durch ungeeignete Hände dem bethe 
Bublifum oder ber Geſammtheit Gefahr und Schaden droht. Daher mai 
Gewerbebetrieb von einer ausdrücklichen und entziehbaren Erlaubniß der Bchi 
haͤngig und legt zugleich dieſer die Verpflichtung auf, barüber zu wachen mb 
u forgen, daß ber Gewerbebetrieb ehne das VBorhandenfein ber gefeglichen Gy 
niſſe ua ftattfinde. 

n Ace der im $. 48. der Gew.⸗Ordn. genannten Gewerbetreibent 
Gntfärlbung über die Zulaflung zum Gewerbebetrieb der K. Reg. übertrug 
Plenum nad ven in 86. 71. und felgente enthaltenen Betinmungen uber: 
ziehung der Erlaubniß unter Beachtung ber daſelbſt vorgefchriebenen Formal 
finden hat. 

Die erheblichen Nachtheife, welche daraus, daß dieſe Vorfchriften ini 
Jahren außer Anwendung geblieben, ermachfen find, werden der K. Reg. 1 
gangen fein; fie find in dem veröffentlichten Staats - :Min.:Ber. vw. 4. b. 
allgemeinen Umriffen bezeichnet worden. Die Aufgabe der K. Reg. wirh- 
biefen Nachtheilen fortan durch eine ernſte und umfichtige Anwendung ber g 
Beftimmungen zu begemen. 

GEs handelt fih dabei feinesweges um eine Miebereinführung ber Gem 
das Recht der freien Meinungsäußerung fommt hier nicht in Frage; je wei 
fes Recht aber irgendwie befchränft werben fell, um fo mehr Veranlaf Ing) 
handen, tie zur Verbreitung der freien Meinungs: Neußerung dienenden 
weldye unter dem Schuge des Etaates fteben und feinen Orbnungen mm 
find, in Genäßheit ver letztern zu behandeln. 

Wenn nun in den allegirten $. 48. vorgefchrieben ift, daß Gewerb 
bezeichneten Art unbejcholten und zuverlaͤſſig ſein, und einen genügenben 
Bildung beſi itzen ſollen, ſo folgt daraus, daß fie ſich der Bedeutung ihrer 
keit bewußt ſein und den Willen berhätigen müſſen, ihre Gewerbe nicht Zwei 
Bar zu machen, weldhe das Beſtehen des Stunts gefährden ober feinen / 
wiberlaufen. 

Diejer Gefichtepunkt it namentlih da, wo es auf Gntziehung ber & 
theilten Erlaubniß anfenınt, jeitzuhalten, und es Darf vorauegeſetzt werben, 
von den Herrn PBräfidenten mit Einſicht geleitete Plenar-Berathung in af 
dahin führen werde, diejenige Linie zu finden und zu beobachten, welche 
fchreiten des Staats vom gemwerbepolizeilichen Standpunfte aus rechtf 
heifht, chne in eine dahin nicht gehörige Kritif von Spezialitäten einzug 

Beſondere Aufmerkjamfeit verdienen die vielfach in zeritörender Mic 
Inden für die untern Klafien beftinnten, kleineren Wolfsblätter. WBenm t 
geber berjelben in ihrer auf Entfitlihung und Störung ber Ruhe und 
richteten Thätigkeit fortfahren, fo darf ihnen, wenigftens bas dem Befeh 
fene Gewerbe das Mittel zur Verbreitung ihrer verderlihen und irreleitem 
nicht gewähren. 

Der Erwähnung wird es nicht bedürfen, daß bie Anträge wegen @ * 
Erlaubniß zum Gewerbebetrieb einer ſehr ſorgfaͤltigen Prufung zu unter 

Nah der Beltimmung ber V. werden auch diejenigen, welde bisher 
laubniß ihr Gewerbe betrieben haben, dieſelbe nachträglich innerhalb der 
benen Friſt, nahzujuhen haben. Wenn ihnen bei Prüfung dieſer Anträge 
lige Berückſichtigung zu Theil werben mag, jo wird babei, inımerhin bie 
fie ihr Gewerbe bisher betrichen haben, nicht unberücjichtigt bleiben bü 
fofern ber Gewerbebetrieb ohne Erlaubniß begonnen oder fortgefept wer 
werben dagegen diejenigen Mittel, welche 6. 20. des G. v. 11. März d. J. 
mit aller Kraft dur Anmentung In bringen ſein. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850 S. 186. Nr. 236.) 


10) Da nunmehr die fortdauernde Gültigkeit und Anwe 
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Berikiften bes 6. 48. ber Gew.⸗Ordn. ausgefprochen worden, fo find 
de zu deffen Erläuterung erlaflenen und die damit in DVerbinbung 
ben, noch jegt anmwendbaren, älteren Miniſterial-Verordnungen noch von 
Miden Interefie. 


IR der 8. Min. d. F. (Blottwel) u. des I. (v. Manteuffel) v. 7. 
Rai 1346 an die KR. Reg. zu Pofen. Die Gültigkeit der in ben 
88. u. 49. der Gew.⸗Ordn. erwähnten Konzeſſionen erſtreckt fich 
af den Berwaltung&bezirf der Eonzeffionirenden Bes 
‚derbe, 
‚lu ben Ber. v. 11. März c., die Gültigkeit ber in den 66. 48. u. 49, der 
R&en.:Crhn. erwähnten Konzeifionen betr., dient der K. Hey. zum Beſcheide, 
Auäht der Majorität, „daB die gedachten Konzeifionen nur für ben Ber: 
re Gültigkeit haben, von deſſen Behörten fie ertheilt worden find,“ nicht 
ſcihern Braris vor Erſcheinen der Gew.⸗Ordn. entipricht, fondern auch durch 
ber 56. 48. n. 49. in Verbindung mit ben 66. 22. u. 23. unzweifel: 
herinker wird, Nach den legteren muß terjenige, ber an einem Orte ein Ge: 
afezgen will, fidh bei der Kommunalbehörde, reſp. der Polizei⸗Obrigkeit dies 
Welten, und es iit von der leßteren zu prüfen, ob ten für das beabfid: 
werbe vorgejchriebenien Grforderniffen genügt fei. Zu diefen gehört bei den - 
$6. 45. u. 49. gedachten Gewerben, dad fid) die Behörde von ber Unbeſchol⸗ 
mb Zuverläffigfeit des Bewerbers überzeugt habe: es kommt baher darauf 
ige felbft Tiefe Ueberzeugung beimohne, und ter Umſtand, daß an irgend 
iberen Orte die betr. Behörde tie Genehmigung zu dem fraglichen Gewerbe 
st, kann für fie nicht unbebingt entjcheidend fein, wenngleich auf das von 
Behörten jchon errheilte Anerkenntniß ben Umſtänden nad), immer Rückficht 
en fein wird. Auch weifet ter Schlußſatz tes $. 49. 1. c. deutlich darauf 
has Arte und tie Erlaubniß zum Gewerbebetriebe von der Behörde, in 
zezirke bie Ausübung des Gewerbes ſtattfinden jell, zu ertheilen ift, woraus 
5 ter Gewerbetreibende, wenn er fich in einen andern Bezirk nieberlaffen 
b tie Genehmigung der betreffenden Behörde nadyjuden muß. 
m. BL d. i. B. 18416 S. 95. Nr .14L.) 
des 8. Min. für H., ©. u. öff. U. (v. d. Heydt) v. 11. Dec. 1850 
den Buchhändler N., betr. die Fortſetzung und Unterſagung bed Be- 
be des Buchhändler= und Buchdruckerei-Gewerbes. 
Beranlaftung Ihrer Beſchwerde v. 29. Aug. iſt Der Ber. der R. Meg. zu N. 
BEakserhältniß erfordert worden, und eröffne id Ihnen nunmehr, nach Gin: 
Ws Berichten Folgendes. 
I Banbekt ficd, im vorliegenden Kalle nidyt um eine Entziehung der bisher Ih: 
WE zeweſenen Genehmigung zum Betriebe des Buchhändler: und Buchdrucke⸗ 
wehed nach Maaßgabe ter Vorſchriften 66. 71 — 73. der allgem. Gew.⸗Ordn. 
eu. 1845; vielmehr it die Genehmiqung, die Ihnen für den Betrieb diefer 
in H. ertheilt war, durch Aufgebung Ihres Wohnfiges an dieſem Orte und 
ig beriefben nad, M. erlojhen. Um an diefem Ihrem neuen Wohnorte an⸗ 
einen felbftftändigen Gewerbebetrieb zu beginnen, bedurfte es nad) $$. 22., 
allgem. Gew.⸗Ordn. dort einer neuen Meltung und einer neuen Prüfung, 
ı für den Betrieb daſelbſt feine Bedenken vorlagen und die gefeglichen Er⸗ 
Te feien und fomit einer neuen Genehmigung der betr. Reg. Die 
nun bes Dafürhaltens, daß Ihr Verhalten in den abgewichenen Jahren 
' mehr geitatte, ſich von Ihrer Unbejcholtenheit und von derjenigen Zuver⸗ 
für überzeugt zu halten, welche nach 8. 48. der allgem. Gew.⸗Ordn. erfor: 
sd, um auf tie Srtheilung ber Genehmigung Anſpruch zu haben, und, was 
iber Ihre Berurtheilung von dem Schwurgericht zu N. und Ihr fonitiges 
s anführt, in allerdings nicht geeignet, anzınehmen, baß die desfallfige Auf: 
ine unbegrünbete fei. Die Regierungen follen aber nad) der in Bezug ge: 
n Vorſchrift ter allgem. Gew.⸗Ordn. tie Genehmigung zum Betriebe des 
vels und des Buchdruckereigewerbes überhaupt nur ertheilen, wenn fie bie 
ymg von ber Unbeſcholtenheit und Zuverläjfigfeit bes Unternehmers wirklid) 
aben. Unter biefen Umftänden fann ich ed demnad) nur bei der ablehnen: 
ver K. Reg. zu N. bewenden laſſen. 
8 R. iſt gleichzeitig den KH. Meg. und dem Pol,-Präfld. in Berlin 
zſiehendem Zufage mitgetheilt worden; 
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Abſchrift erhält bie N. Reg, nachrichtlich. Um allen Zweifeln zu 1 

empfiehlt es fih, wie auch im vorliegenden alle gefhehen, bie Grlaubnif 

im $. 48. ber Gew.-Ordn. v. 17. Jan. 1845 bezeichneten Gewerbetreibeuk 

desmal auf den Betrieb bes betr. Gewerbes an einem beflimmten Ort au eig 
(Min. BL. d. i. 3. 1851 ©. 22. Nr. 22.) 


c) In Bezug auf den Handel der Buchbinder .mit aebun 
Büchern.) 


a) K. O. v. 11. Juli 1847, betr. den Verkauf gebunbener Säıh 
bet», Erbauungd» und Gefangbücher durch Burhbinder. 4 
Auf Ihren Ber. v. 23. Mai d. J. will Id die Reg. hierdurch ermä i 

beſcholtenen und zuverläffigen Buchbindern, denen die Qualifikation ver 
fehlt, den Verkauf gebundener Schul-⸗ Gebet:, Erbauungs- und Gel 
geltatten. — Die hierzu geeigneten Bücher find in ein nad dem örtfi 
niffe anfzuftellendes, von den Reg. zu genehmigendes Verzeichniß auf; 
Bon dem Handel mit andern, als den in dem Verzeichniſſe aufgeführten, 
ungebunbenen Büchern und Schriften bleiben die Buchbinder ausgefchlofen \ 

Diefer Mein Befehl ift durch die G. S. befannt zu malhen. 

(®. ©. 1847 .©. 260.) 

BC. R. der K. Din. für 9, ©. u. dff. Arb. (v. d Geydi) = E 
(v. Puttkammer) v. 6. Febr. 1849 an fämmtl. K. Reg. betr. 
del der Buchbinder mit gebundenen Schul» und Erbauungsb 
wie mit gebundenen ober brochirten Haußfalendern. 

Des Könige Maj. haben mittelft Erlaffes v. 12. v. M. zu genehmigen, 
daß den zum Handel mit gebundenen Schul: und Erbauun sbüichern quali 
achteten Buchbindern auch der Handel mit gebundenen ober brodyirten Han 
ohne weitere Beichränfung geftattet werde. \ 

Die K. Reg. wird hiervon mit dem Auftrage in Kenntniß gefebt, 
Behörden mit erforderlicher Anweifung zu verfehen, 

(Din. BL. d. i. 3. 1849 ©. 46. Nr. 67.) 

d) In Bezug auf Leihbibliothefare. 2) 


a) R. der K. Min. des 3. (Gr. v. Arnim) u. d. F. (Flottwell) v. H 
1845 an den Leihbibliothekar N. 
Wer befugt iit, eine Leihbibliothek zu halten, iſt zugleich, berechtigt, of 























1) Vergl. auch folgende hierauf bezügliche ältere Minik.-Beftimme 
a) R. der KR. Diin. des H. u. d. ©, de J. u. d. F. v. 22 M 

Buchbindern darf nur der Handel mit gebundenen Büche 

werben, mobei hs greiher polizeil. Auffiht, wie die Buchhändil 

liegen. (N. VL. : 

$ R. derfelb. in v 11. Aug. 1837. Buch binder dürfen a 

Handel nur nady erhaltener landespolizeilider Erlaubniß 

(A. XXI. 152.) 
eo) R. der K. Min. des J. fir G. Ang. u des J. u. d. P. v. 

1837. Die Begranzung ber den Buchbindern zu ertheilendes 
niß zum Handel mit Büchern it dem Grmefien der Reg. 
(a. XXL 153.) 

d) R. der K. Min. tes J. u. d. P. u. d. F. v 25. Febr. 18 
Min. Inftr. v. IL. Aug. 1837 in „auch für den Bücherhandel i 
binder maaßgebend. (A. XXI. 154.) 

e) C. R. derſelb. Min. v. 30. Juni ach Buchbindern darf auf 
bef mit gebundenen Shulbüchern, bie in Gymmafien d 
find, geftattet werden. (N. XXU. 155.) 

Bergl. diefe R. in Thl. VI. des Werkes Botigeiwefen), 
35. fi., Bd. II. ©. 789. fi. u. Suppl. Bd. S. 112. 

2) DBergl, aud bie hierauf berüglihen älteren R. bes R. Min. des x 
P. v. 1. DA. 1819 (N. III. 945.), p. 17. Febr. 1826 (R. X. 18 \ 
16. März 1840 (Min. BL. 18406 ©! 113.) | 

Vergl. beim Bolizeimwefen (Th. VI, bes Werkes) a. a. o. 


b 
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dazu, beſtimmt beitellte Bücher, Journale u. f. w. ben Befellern, 
de nicht in dem Orte wohnen, in welchem die Bibliothek gehalten wird, 
ringen ober zu überfenden. Dagegen fteht den Leigbibliothefaren nicht 
Bücher , weldhe überhaupt beitellt find, anteren Perfonen, als denen, 
ft haben, oder unbeitellte Bücher außerhalb ihres Wohnortes, zum Les 
‚ eder Kunden oder Abonnenten im Umpherziehen zu ſuchen Zu einem 
e würde ein Gewerbeſchein erforderlich jein, der jedoch nach ven beſte⸗ 
mungen nicht zu ertheilen ift. 

Ld. 1.2. 1845 ©. 123. Nr. 148.) 


xs 8. Min. des I. (Kühlweiter) v. 31. Aug. 1843 an ſämmtl. 
„ſowie an dad 8. Pol.Präſid. in Berlin, 


yebung der Genfur im gefammmten Umfange ber Preuß. Monarchie hat 
ang gegeben, auch bie damit im Zufammenhange ftehenden polizeilichen 
‚ fomeit folche die Beauffihtigung der Leihbibliothefen betreffen, einer 
'evifton zu unterwerfen. Nach bem Grgebniffe derjelben eröffne ich ber 
urch Folgendes. 

raͤnkungen, denen ber Betrieb bes Leihbibliothefar-@ewerbes bisher im 
nterefie unterworfen gewejen ift, beitehen im Wefentlichen darin: 
ibfiothefare weder gefehlich verbotene Schriften, noch auch ſolche, welche 
n Inhalt gegen Religion, Sittlichkeit, Anſtand und bürgerliche Ord⸗ 
wie gegen die dem Regenten und ber Staatsverfaflung ſchuldige Ehr⸗ 
verjtoßen, halten und verleihen follen — bei Vermeidung einer ange: 
Belt: oder Gefangnißſtrafe, reſp. Konfisfation der vorgefundenen Drud: 
— (R. v. 29. April 1809 und v. 1. Oft. 1819.) 

ibliothefare angehalten werben follen, vor ber Gröffnung ein vollſtaͤn⸗ 
zeichniß ber in den Bibliotheken befindlihen Schriften der Behörde 
ı und ebenfo diefelbe von allen neu angeſchafften Büchern in fortlau⸗ 
intniß zu erhalten. (R. v. 1. Oft. 1819.) 


iblicthefare ſich jederzeit einer dann und wann vorzunehmenden Mevi: 
Bibliothefen von Seiten der Polizeibehörbe unterwerfen müſſen. (R. 
. 1819.) 


ben an Gymnafiaſten und Schüler feine Bücher ausleihen bürfen. 
April 1825 und v. 3. Sept. 1847.) 


Anordnungen find von einem doppelten Geſichtspunkte aus erlaffen 
um einer Umgehung der geltenden Genfurbeitimmungen vorzubeugen, 
menpolizeilicher Hinficht die Verbreitung anitößiger Bücher zu verhü- 
maus hervorgehenden Nachtheilen zu begegnen. Nach dem nunmehri⸗ 
x erjteren Rüdficht war e8 hiernach nur fraglich, ob der lehtere Grund 
um die Fortdauer fo wefentlicher, in bie Befugniſſe einzelner Bewer: 
f eingreifender und durch formliche Gefege nicht ſanktionirter Beſchraͤn⸗ 
ertigt erfcheinen zu laffen. Diefe Frage muß ich nad) reiflider Er⸗ 
ıen, da einerfeits bie zur Erreichung des an ſich wohlthätigen Zwecks 
ttel als weſentliche Berdränfungen eines ohnehin nur unter bejondes 
auegeübten Gewerbebetriebs mit der dadurch herbeizuführenten Wir⸗ 
ıngemeflenem Berhältniß jtehen und ba anbererjeits nicht anzunehmen 
durch ind Auge gefaßte Zweck jetzt noch mittelit berfelben erreicht wer⸗ 
der die Einſicht in das Verzeichniß ber vorhandenen Bücher, noch eine 
hibliotHefen, die ihrer Natur nad) immer nur oberflächlich fein kann, 
jeibehörbe in den Etand, ein haltbares Urteil über den Inhalt der 
ücher zu gewinnen. Auch erfcheint es gewiß in hohem Grabe bedenk⸗ 
tbehörden zum Richter über den jittlihen oder unfittlihen Inhalt eines 
ellen, und dadurch nach einer Seite hin, nach welcher ſich feine feiten 
laſſen, eine Art von Genfur fortdauern zu lajjen, welche in allen an: 
en aufgehoben it. Endlich kann ih es auch im CEinverſtändniß mit 
g., U. u. M. 9. nicht für zwedmäßig erachten, das Verbot der Büs 
an Gymnafiaſten und Schüler fortdauern zu lafien, da daſſelbe teils 
theile, wie die Erfahrung hinreichend zeigt, jeberzeit Teiht umgangen _ 


Rehenbem trage ich baher fein Bedenken, bie erwähnten Maaßregeln 
zung ber Leipbibliothelen unter Zurücdnahme aller diefen Gegenſtand 


126 Won ben Verhältniffen ver Gewerbetreißenben zum taste, 


betr. mrinifteriellen Verorbnungen aufzuheben, und veranlaffe bie X. Bet. dem 
die fämmtl. Polizeibehörben mit entiprechender Anweiſung zu verfehen. 

Die über bie Konzefjionirung der Bibliothekare geltenden Berfürifen L 
jedoch einftweilen hierdurch nicht berührt, da bie weitere Verfügung hierüber & 
vorftehenden Revifion der allgemeinen Dewerbegefegebung vorbehalten babe 

(Min. Bl. 1848 ©. 380. Nr. 472.) 

e) In Betreff der Ertheilung von Konzefftonen an auslandiſqe 
händler und Leihbibliothekare. 


N. d. K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (Flottwell) v. 

1846 an die K. Reg. zu Erfurt. 

Der K. Meg. eröffnen wir auf den Ber. v. 31. Der. v. J., die | 

Konzeffionen an ausländiihe Buchhändler und Beihbißfiothefare zum Bel 

Gewerbes im bieffeitigen Etaate betr., daB die allgem. Gew.-Orbn. v. 17. 

in den besfalliigen Beſtimmungen Veranderungen nicht herbeigeführt 

dem vorliegenden Falle das Geſuch des Buchhaͤndlers N. darnach zu 
darauf zu enticheiden iſt. 

(Min. BL. d. i. V. 1846 ©. 159. Nr. 252.) 

f) Vergl. auch bie nachflehenden älteren Miniſterial⸗V 
aa) In Bezug auf die Konzeffionirung. \ 

a) M. des K. Min. des I. v. 28. Mai 1834. Auch daB bloße M 
Iihograpbieter Zeichnungen, Karten x. unterliegt den Beſchr 
der D. v. 23. Oft. 1833. (A. XVIIL 476.) 

PB) R. der K. Min. der g, U. u M. X u. des I. v. 31. Des; 
Der Nachweis der Ounalififation zur Anlegung lithographiſcher 
ten fegt nicht nothwendig eine Prüfung durch Sachverf 
voraus. (9. XVII. 1079.) 

V R. derſelb. Min. v. 1. Dec. 1835. Für den Betrieb des Muſik 
und Kunftbandels finden die Befchränkungen ber K. O. v. 
1833 ftatt. (A. XIX. 1058.) | 

5) R. der Min. des J. u. d. F. v. 26. Ian. 1840. Bei dem 
Handel mit Gebet- und Schulbüchern, ſowie mir gebundenen 
fann von dem Erforderniß wiffenjchaftlicyer Bildung abgefehen | 
(Min. Bl. 1840 ©. 55. Nr. 97.) 

s) R. derfelben Min. v. 10. Febr. 1840. Zun Betriebe bes 
dels ift der Nachweis einer förmlichen Erlernung befjelben 
wendig. (A. a. O. S. 112. Nr. 185.) 

V MR. derfelb. Min. v. 29. Oft. 1841, welches biefelben Be 
enthält, wie das R. v. 26. Ian. 1840 
(Min. BI. 1841 ©. 280. Nr. 461.) 

bb) In Bezug auf Antiquare. 
N. der Min. der g., U. u. M. Ang. u. des I. u. d. P. v. 
1835. 2. gantiquaren it der Verkauf neuer Bücher nicht zu konz 
(a. X ) 

cc) In Bezug auf die Statthaftigfeit der Verlegung von Bu 
gen und der Anlegung von Kommanditen, vergl. die R. 
v. 7. San. 1833 (9. XVII, 178.), v. 28. Gebr. 1838 (m. 
v. 16. Oft. 1841 (Min. BL. 1841 ©. 80.) u. v. 25. N 
(Min. Bl. 1842 ©. 399.) 




















1) Berg. die fämmtl, hiernah aufgehobenen Beflimmungen über 
auffihtigung ber Beinbiktiothefen in Thl. VE des Wertes 
zeiwefen), Bd. I. S. 743. ff, Bd. . 791. ff. u. Suppl. Br. ©: 
— Die R. v. 3. Sept. u. 16. Fl on, welche bie Nichtverabfolge 
Büchern aus Leigbiblivthefen an Gymnaſiaſten und Schüler 
Interrihtsanftalten verorbnen, (Min. BL. 1847 ©. 290. u, 324.) ſu 
nach gleichfalls antiquirt. & 
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n Bezug auf die Bedingungen, unter welchen Frauen die Konzeſſton 
um Buchhandel zu ertheilen, vergl. A. der Min. für H. u. G. u. bes 
.u.2. P. v. 6. März 1833. (9. XVII 180.) 


Ya Betreff Der Zufäffigkeit des Selbftverlags obne Kefondere Kon⸗ 
irung, vergl. die R. der Min. des I. u. d. P. u. d. F. v. 15. 
; 1838 (4. XXI, 159.), v. 17. Mai 1839 (A, XXI. 160) u. v. 
3. Dec. 1839 (a. a. O. 876.) 


Berl. ſammtliche vorſtehend aufgeführte R. in vollftändigem Abdruck 
KV des Werkes (Polizeiweſen), Bd. I. ©. 735—746, Br. II, ©. 
-M. u. Suppl. Bd. S. 112. 


BL Berfonen, welche der befonderen Genehmigung ber 
IBolizeisObrigkeit oder de Landraths zum Gewerbebetriebe 


f. 49. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 zählt eine Reihe von 
werzibenden auf, welchen der Gemerbebetrieb erſt dann geftattet fein 
fi die Behörden son ihrer Unbeſcholtenheit und Zuver-» 
keit überzeugt haben, und beflimmt, daß diefe Perfonen die Erlaubs 
im Städten bei der Polizeiobrigkeit, auf dem Lande unter Vor⸗ 
Pr Atteſtes der Polizeiobrigkeit bei dem Landrathe nachzuſu⸗ 


gu: 

A der Min. d. $. u. bes 3. v. 7. Mai 1846, daß die Bültigs 
rnach $. 49. der Gew.⸗Ordn. ertheilten Konzeffionen fih nur auf 
swaltung&bezirk der Eonzeffionirenden Behörde erfiredt. 
m 3.1846 ©. 95., f. oben ©. 123.) 


8. v. 9. Behr. 1849, betr. die Errichtung von Gewerberäthen ıc., 


polizeiliche Grlaubnig zum Handel mit gebrauchten Kleidern oder Betten, 
mchter Wäſche oder mit altem Metallgeräth,, zum Betriebe des Pfandleih⸗ 
‚ zue gemwerbsmäßigen Bermittelung ven Geſchäften oder zur Uebernahme 
rkgen, namentlich zur Abfaſſung fchriftlicher Aufjäge für Andere, fowie zum 
Wer Lohnlakaien und anderer Perſonen, welche auf öffentlichen Straßen und 
ra Wirthshäufern ihre Dienite anbieten ($. 49. der Gew.-Ordn.), ift 
ges, wenn die darüber zu vernehmende Kommunalbehörde nah Anhörung 
windevertreter die Nüslichkeit und das Beduͤrfniß des beabfichtigten Gewer⸗ 
8 nach den örtlihen Verhältuiſſen nicht anerfennt. 

©. 1849 ©. 108.) 


: einzelnen im $. 49. a. a. O. aufgeführten Klaffen der Gewerbes 
na find folgende: 


Schloſſer. 

JGew.⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 machte den Gewerbebetrieb ber 
‘er nicht von einer befonderen polizeilichen ®enehmigung abhängig; 
eimehr diefe Beſtimmung ber Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 eine 
ge’). 

ilüfterien hatten bis dahin ein verfchiedenartiges Ver—⸗ 
7 Betreff der Schloffer vorgefchrieben. Es jind hierüber folgende 
ten ergangen: 


ich 8. 23. der V. v. 9. Febr. 1849 (©. ©. 1849 ©. 98.) gehören übris 
18 die Schlofjer auch zu den Handwerfern, weldhen der Beginn des 
bfitanbigen &ewerbebetriebes nur dann geftattet iſt, wenn fie entmeber In 
e Innung nad vorgäangigem Nachweiſe ihrer Befähigung aufgenommen 
d, oder biefe Befähigung vor einer Pruͤfungskommiſſion ihres Handwerks 
onders nachgewieſen haben. 
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1) R. des K. Pol.-Min. (v. Kamp) v. 3. Sept. 1817 an 
Kommiffarius Buß in Halle. 

Der in Ihrem Ber. v. 29. v. M. enthaltene Borfchlag, den Schlo 
nur auf polizeiliche Qualifikations⸗Atteſte die Ausübung ihres Gewerbe 
ten, ift bereits vor einiger Zeit ven dem hiefigen Polizei: Präaf. gemach 
dem K. Fin.:Min. aus gewerbepolizeil. Gründen abgelehnt worden. A 
geachtet Tann und muß die ficherheitspolizeil. Aufficht ſich auch hierbei 
dem der 8. 19. des Gewerbeſteuer-Ed. v. 2. Nov. 1810 perjönfiche Unb 
und rechtlichen Lebenswandel, als die erfte allgemeine Bedingung eines 
werbebetriebes vorausfegt, und das A. &, R. Thl. IL. Tit. 20. $. 1248 
gemefiene VBorfchriften zur Vorbeugung der Kollufionen und Betrügereien 
fer enthält, auch aus dieſen Beftimmungen hinreichend hervorgeht, in we 
den Scloffeen der Betrieb ihres Gewerbes unterfagt werben darf. 

(8. 1. 138. — 3. 80.) . 

2) R. des K. Min. des I. für. 9. u. ©. Ang. (Beuth) u. 
d. P. (Köhler) v. 10. Sept. 1832 an das K. Pol.sPräf. in Ver 

Die Frage: ob mit Veränderung des ©. v. 7. Sept. 1811 die Sı 
jenigen Gewerbetreibenden zugezählt werben follen, welche zu ihren Gew 
einer polizeilichen Grmädtigung bedürfen, haben die kompetenten Min. 
J. 1814 einer gründlichen Grörterung unterzogen, und diejelbe, wie bem 
Präj. aus den damals mitgetheilten Verhandlungen befannt geworben if 
Neue Gründe, welche damals überjehen worden, oder feitdem erſt eingetr 
find in dem Ber. des K. Polizei: Bräf. v. 3. v. M. nicht vorgetragen, 
Veranlaſſung, die ergangene Entſcheidung abzuändern, auch nicht vorhan 

Wenn gleich das Schlojjergewerbe ein jolches if, bei welchem ein 
Vertrauen vorausgefegt wird, fo barf Doch nicht überfehen werben, baß e 

das ©. den Mißbrauch diefes Vertrauens gegen Schloffer mit befonde 
ahndet (A. L. R. Thl. I. Tit. 20. 8. 1248—1253.). Dies Mittel if 
Zweifel dem allgemeinen Stande der Dinge viel entiprechender, und bi 
Handhab:ng im Erforſchen und Beſtrafen ſolcher Vergehen viel wirkſann 
beugungs:Maaßregeln, bei deren Anwenbung oft nur fubjeftive Anfichten 
Außerdem würde der Vorfhlag in der praftiihen Ausführung noch feir 
Schwierigkeiten antreffen; denn man würbe genöthigt jein, bie Arbeiten, 
Schloſſergewerbe ausjchließlih angehören jollten, au bezeichnen, was 
fügen der Gewerbefreiheit zuwider fein, und ale —R zum Zunftg 
nen wuͤrde. 

(A. XVI. 691. — 3. 74.) 


B. Pfandleiher und diejenigen, welche mit gebrauch 
dern oder Betten, mit gebrauchter Wäfche oder altem 
geräth Handeln. 

1) Bereits das Gew.-Pol.-Ep. v. 7. Sept. 1811 führte im 
Pfandleiher und diejenigen, welche mit alten Kleidern, g 
ter Wäfche und Betten, Bruchfilber, alten Treffen, a 
fen und anderm alten Metallgeräthb handeln unter den 
treibenden auf, bie jedesmal bei Löfung des Gewerbeſcheines ein 
vier Wochen altes Zeugniß der örtlichen Polizeibehärde beibring 
daß ihnen die Anftelung oder Bortfeßung des Gewerbes für t 
Jahr neftattet fei. 

- (©. ©. 1811 ©. 276.) 

2) Der 6. 49. der Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 führt d 
ten Berfonen unter denjenigen Gemwerbetreibenden auf, melche zu 
des Gewerbebetriebe der Erlaubnig der lokalen Polizei Obrig 
fen, und der $. 57. a. a. O. fügt in Betreff des Pfandleih— 
noch hinzu, daß es bei den durch vie beftehenden Vorfchriften an 
Befhränktungen defielben fein Bewenden behält. 

3) In Betreff der Ertheilungen der Konzeffionen für Tr 
flimmte das R. ded K. Min. des J., Pol. Abth. (v. Meding), v 
1839 an die K. Reg. zu Erfurt. 
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leg. wirb auf ben über tie Beſchwerde ber bortigen Wittwe N. wegen 
onzeffien zum Tröbelhantel eriatteren Bericht v. 1, d. M. eröffnet, 
zjelben anerfannte Maaßregel tes dortigen Magiſtrats, die Trörler in 
e beſtimmte Zahl au beichranfen, nicht gebilligt werben Fann, weil 
ſchränkung bes Gewerbeberriebes nirgends geſetzlich vorgejchrieben ift, 
Rande, welcher mit ber gegen Lie dortige Berölferung zu großen Zahl 
erbetreibenten verbunten iſt, durch ftrenge Prüfung der Perſoönlichkeit 
zu der bei ſolchem Gewerbe nötbigen Geſchäfts⸗ und Buchführung 
ẽglich bleibt. 

I. 909. — 1. 137.) | 

» 6. 68. der V. v. 9. Febr. 1849 (f. oben S, 127.) iſt indeß 
trieb der Trödler und der Pfandleiher von der Nüp- 
dem Bedürfniß nach den örilichen WVerhältniffen abhängig 
) zu verfügen, wenn folde von den Kommunalbehörden nidjt 
sden. ' 

L. die befonderen Borfchriften über den Gewerbebetrieb der 
er und Tröpdler, inebef. die Beaufſichtigung bdeffelben, 
&n. III: (Beaufjichtigung des Gemwerbebetriebes). 

tfonen, weldie mit Schießpulver oder Giften Handeln. 
2. R. beſtimmt in Thl. IT. Tit. 20. 66. 693. u. 694.: 
Niemand ſoll Schießpufser, Gifte, Arzneien und andere Materialien, 
nz, Aufbewahrung und vechter Gebrauch beſondere Kenntnifje vorauss 
nüdliche Erlaubniß des Stuats zubereiten, verkaufen, ober fenft an 


en. 

Mer dieſes dennoch thut, dem jell, wenn auch fein Schade dadurch 
m, fein Vorrath konfiszirt, und er nach Verhälmiß ber entſtandenen 
8 gejuchten, cder wirklich gezogenen Gewinne, in eine Geldſtrafe von 
halern verurtheilt werben. 

dandestheilen, wo Die Franzöſiſche Geſetzgebung gilt, ift der 
S5hieppulver gleichfall$, und zwar in Gemäßheit det Gen 
Pluvioſe XII. beichränft. 

ınd dieſer Vorfehriften ift, zur Verhütung von Inglüdsfällen, 
it Schießpulver und Giften ſtets von einer ausdrücklichen Er— 
Staats abhängig gemacht worden, welchen Grundſatz die Gew.s 
San. 1845 $. 49. Geibehalten bat. 


Beefondere: | 
Banvdel mit Schießpulver betrifft, fo vergl. man über beffen 
ſirung auch die früheren Beſtimmungen, weelche in den R. 
J. u d. P. v. 22. Ang. 18283 u. 15. April 1836 (%. XII. 
101.), ſowie in den Publ. der K. Reg. zu Oppeln v. 7. Juli 
828.) u. zu Liegnitz v. 23. Juni 1819 (m. IN. 528.) ertheilt 
in Thl. VI. des Werkes, Belizeiweien, Bd. 2. S. 192—193.) 
- den Handel mit Giften und bie Ertheilung der Konzeſ⸗ 
Ind die betr. Vorjchriften insbejondere in tem ©. v. 10. Dee. 
C. Tom. X. €. 3245.) und dem Megul. v. 16. Sept. 1836 
„G. ©. 1837 ©. 41.) ertbeilt worden. 
n Thl. VI. Bd. 3. des Werkes (Medizinalmefen) Bd. 1. ©. 
81. fi. 
& —5 — das R. der K. Min. der ©. xc. Ang. (Eichhorn) u. 
odelfchwingh) v. 4. Aug. 1846 an die K. Reg. zu Merfeburg, 
el mit Droguen einer volizeil. Konzeflion al&dann nicht bes 
er mit Ausfchluß der Gifte betrieben werben fol. 
Ber. v. 19. Juni ce. eröffnen wir der K. Reg., daß zu den Handel 
erjelbe mag ven Troguiften ever andern Perſonen betrieben werben, 
n PVorfchrift des $. 49. ter Gew.Ordn. v. 17. San. 1845 die polis 
ser Unbefcholtenheit und Suverläjftgfeit des Gewerbetreibenden abhaͤn⸗ 
erforderlich if. Wenn nun auch der Droguerie⸗Handel nad dem bis⸗ 
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her angenommenen Begriffe ben Gifthandel mitbezeichnet Hat, fo iſt es 8 
wohl denkbar, daß ein Droguiſt nur mit den in den Verzeichniſſe B. und 6* 
Regl. v. 10. Sept. 1836 genannten Arzeneiwaaren, unter Ausſchluß der Gifte, 
dei treiben will, in welchen Falle es der polizeilichen Erlaubniß nicht bedarf, , X 
Hiernach iſt zum Handel mit Droguen nur dann eine pofizeilihe & 
erforderlih, wenn das Geſchäft auch auf die, in den vorgedachten ® 
aufgeführten Gifte ausgebehnt werden fell. = 3 
(Min. Bl. 1846 ©. 142. Nr. 225.) - 
D. Berfonen, weldie aus der Vermittelung von Gef 
oder der Uebernahme von Aufträgen, namentid aus der SM 
fung ſchriftlicher Auffäge für Andere, ein Gewerbe mug 
Auch der Gewerbebetrieb diefer Perjonen wird dadurch beding 
deſſen Nütz lichkeit und drtliches Bedürfniß von den Komm 
bebörden anerkannt wird. 
Vergl. $. 68. der V. v. 9. Behr. 1849. 
(©. oben ©. 127.) 


I) Kommiffionäre. :# 


a) Die Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 unterfheidet in ben Zw 
u. 51. zwiſchen ſolchen Perfonen, weldye aus der Vermitteln 
Gefchäften ein Gewerbe machen — Rommiffionärs — und Fig 
und verfteht unter Tepteren, in Gemäßheit ver Vorſchüß 
AL. R. 1. 8. 56. 1308. F., nur ſolche Perfonen, welde & 
mittelung und Unterhandlung bei Faufmännifhen Gefäi 
ſtellt werben. 
Dies fpricht das R. der K. Min. d. F. (Blottwell) u. des I. 
v. 31. Juli 1846 an die K. Reg. zu Merfeburg, aus. 

Die K. Reg. erhält in der Anl. (a.) Abſchrift des heute dem Mag. F 
ertheilten, der Gewerbebetrieb der Mäkler und Gefchäftsvermittler betr. % 
zur Nachricht. 




























Anl. a, 


Dem Mag. eröffnen wir auf ben Ber. v. 14. Mai c., das Negulativ 
dortige Müflerwefen betr., Folgendes. 
Nach den Haren Borjchriften der 66. 49. und 51. der Gewe⸗Ordn. 
fhen ſolchen Perſonen, welche aus ber Vermittelung, von Geſchaͤften ein. 
maden, und Mäflern unterſchieden. Da nun unter Mäklern nah den ® 
der 88. 1308. und folg. Tit. 8. Th. IL, des A. & R. nur ſolche Perſenen 
ſtehen find, welche zur Vermittelung und Unterhandlung bei faufmänzifi 
ſchaften beitellt werben, fo geht auch der Antrag bes Magiitrats, 
den $. 7. des Statuts der Hanbelsfammer für Halle und die Saalde 
Sft, 1844 uud rejy. Das von ber Handelsfammer entworfene Regu⸗ 
das dortige Mäklerweſen auch auf die nicht kaufmänniſchen Mäkler arg 
auf eine Abänderung der beſtehenden gefeblichen Vorfchriften hinaus, und WE 
hierzu feine Veranlaſſung vorliegt, als unzuläjftg zurüdgeriejen werben. 3 
Berlin,den 31. Juli 1846. 
Der Finanzminiſter. Für den Din. des 3. Im: 
Flottwell. Jacobi. 
An den Mag. zu Halle. 
(Min. Bl. d. i. V. 1846 ©. 143. Nr. 228.) 


Die Kommiffionärs follen die Konzefjion ber Bolizeik 
feit oder des Landraths nad Vorfchrift des F. 49. der Gemit 
nachſuchen; dagegen follen als Mäfler nur folche Perſonen fungi 
fen, welche von den verfaffungsmäßig dazu befugten Staats⸗ ober 
munalbehörden oder Korporationen angeftelt oder Eongeffioah' 

b) Diefelbe Unterfcheivung enthielt bereits das Bewerbe-Pol ME. 


An 


1) Bergl. in dieſer Beziehung auch die R. v. 31. Jan. 1836 u. 4. DRM: 
(S. unten sub IV.). 
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Ber ISI1, indem daſſelbe in den 66. 110-112. beſondere Beſtimmungen 

Ber Vie Anftelung der Mäkler ertheilte, und im $. 122. den Mäflern 

k Keumiffionärs gegenüber flellte, in Betreff deren der $. 122. 
BE nz 























,. Sseeiflonärs, die nicht blos kaufmaͤnniſche Geſchaäfte beforgen, fondern aus 

MR Rchenahme anderer Aufträge ein Gewerbe machen, können nur auf ausbrüd: 
Gmemigung der örtlichen Polizei-Behörde den Gewerbefchein erhalten ®). 

(06.1811 ©. 275.) 

" Dide Borfchrift wurde durch bie KR. D. v. 22. Dec. 1833 für den 

Bit Unfang der Monarchie, mit Ausſchluß der Rheinpro— 
1 tingeführt ). 

Aa Iren Ber. v. 30. v. DM. ſetze Ich hierdurch feſt, daß die Vorſchrift im $. 

WW Gew⸗Pol.⸗G. v. 7. Sept. 1811, nach welcher Rommiffienäre, die nicht blos 

iſche Geſchaͤfte beforgen, fundern aus ber Uebernahme anverer Aufträge ein 

fe machen, zum Betriebe deflelben der Genehmigung der Orts: Bolizei:Behörbe 

and in denjenigen Provinzen, in welchen das Gew.⸗Pol.“G. v. 7. Sept. 

u publiziert worden ift, mit Ansnahme ber Rheinprovinz, beobachtet werben 

A yaben diefen Befehl duch die &. S. befannt zu maden, und die Meg. 

fr. Brovinzen anzumeifen, demgemäß zu verführen. 

®. 6.1834 ©. 6.) 

de 5. 49. der Gew.⸗Ordn. erklärt die Ertheilung ber Konzeſſton 
werbebetriebe der Kommifitonärs lediglich für abhängig von dem 

Be der Unbeſcholtenheit und Zuverläffigkeit. Es durfte dabei 

WG geprüft werden, ob ein Bedürfniß zur Etablirung von derglei⸗ 
werbetreibenden an dem betr. Orte obmaltet oder nicht; vielmehr 

Rt Me Konzeſſton ertheilt werden, fofern nicht Bebenfen gegen bie 
tet und Redlichkeit der Nadyfuchenden obmalteten. 

9a diefem Sinne haben ſich auch die K. Min. in nachflehenden R. 

Phrochen: 

Ber K. Min. des J. für H. u. ©. (v. Schuckmann) u. des J. u. 

% 3. (9. Brenn) v. 18. Juni 1833 an die 8. Reg. zu Danzig. 
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. .) 
58. des K. Din. für H. u. ©. (v. Schudmann) v. 6. Ian. 1834 
or untl. K. Reg. ausfchlieplich der Rheiniſchen. 
a. ZVIL 230. — 1. 132.) 
vr 8. Diin. des 3. für ©. Ang. (v. Brenn) u. bes I. u. b. 
(Kößler) v. 24. Juni 1835 an die K. Reg. zu Gumbinnen. 
ML XIX. 450. — 2. 122.) 
FR. der 8. Min. d. 8. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Gr. v. Arnim) 
— 28. Febr. 1843 an die K. Reg. zu Merſeburg. 

3.2.1. V. 1843 ©. 91. Nr. 120.) 


‚Da indeg der F. 68. d. DB. v. 9. Febr. 1849 (f. oben S. 127.) an⸗ 
}, daB der Sewerbebetrieb den genannten Perfonen verfagt werden 
wenn nicht die Kommunalbehörden die Nüglichfeit und daß 
e Bedürfniß deffelben anerkennen, fo find jene minifteriellen Bes 


— — — 


D Das MR. des 8. Min. des 3. u. der %. v. 22. Dec. 1809 hatte ſchon früs 

„ Ber bie eigenmädhtige Errichtung fogenannter Kommiflions:-Koms 

.„ teirs verboten. (Mathis jur. Mon. Schr. Br. 8. S. 559., Rabe's Samml. 

- 3b. 10. ©. 223.) 

D Das R. des 8. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 14. Juni 1834 (X. XVIL 
509. — 2. 138.) an die Neg. zu Köln Ichnte es ab, die Ginführung bes 
j, 122. des Gew.⸗Pol.⸗Ed. für die Rheinprovinz zu veranlaflen. 

) Das E. M. des K. Min. für H. u. Gew. (v. Schumann) v. 6. Jan. 1834 
bemerkte, daß es nicht bie Abficht der K. O. v. 22. Dec. 1833 ſei, benjenis 
gen Berfonen, welche das Gewerbe bisher vorwurfgfrei betrichen haben, 
daffelbe zu entziehen (A. XVIII. 230. — 1. 132.). 

9% 
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ſtimmungen als befeitigt anzuſehen und es iſt ber F. 49. der Bew. 
hiernach mobifizirt worden. 

d) In Bezug auf einzelne Gattungen von Kommiſſtons⸗ 
ten find auch den Grundfag der Gewerbefreiheit befchräntenpe 
nungen außgeiprochen worden. 

o) MR. des 8. Min. ded 3. u. d. P. (v. Brenn) v. 6. Juli 1832 « 
K. Polizei Präf. Die polizeiliche Erlaubnig zur QAnlegung vor‘ 
weifungd -Büreaud für verlorene und gefundene Gegenflände ff 
an fich nicht zu verfagen, jedoch dad Publikum zu belehren, WM 
Bundanzeige bei dergl. Büreaus nicht die Wirkung ber Anjzeig 
der Behörde habe. L 

. Der N.N. bie. hat bei dem Din. barauf angetragen, ihm die vn: 
Bol:Präf. verfagte Erlaubniß zur Anlegung eines NahmweijungssBüreaus 
lorene und gefundene Gegenftände zu ertheilen. Das Min. ift nun zwar 
8. Pol.:Bräf. darüber einverftanden, daß zur Anlegung eines- ſolchen | 
Bebürfniß nicht vorhanden ift, indem bie von ben Behörden dem ©. u. 
fenen Cinrichtungen demjelben genügend entſprechen; auch kann bie 
einem folhen Büreau die Stelle der vorgefchriebenen Anmeldung eines per 
der Behörde nicht vertreten; indeß geben tiefe Umflände allein feinen 
Grund ab, Jemanden, der fih ale Kommiffionär damit beihäftigen will, DI 
blikum bei Grmittelung des Finders verlorener, ober des Gigenthümers g 
Sachen Hülfe zu leiften, die Erlaubniß zu biefem Gewerbe zu verfagen, | 
die zu einem Kommiffionär im Nllgemeinen nad) Maaßgabe des Ep. v. 
1811 erforderliche perfönlihe Qualifikation beſitzt, und es ift in biefer 
auch gegen die vor einigen Tagen in: Intelligenzblatt abgedruckte Befanzuiı 
eines andern Kommiſſionaͤrs, ber fi außer vielen andern Gegenfländen 
der Grmitteling des Cigenthümers gefundener und bes Finders verlorenen 
befchäftigen will, nichts zu erinnern. 1 

Damit übrigens Niemand duch die Bekanntmachungen ſolcher Kouwii 
zu dem Glauben verleitet werde, als genüge die Anzeige eines Fundes bei 
ſolchen, erfcheint es angemeilen, das Publitum auf tie hieſelbſt getroffene 
tung von Neuem mit den DBemerfen aufmerkfam zu machen, daß bie vorge 
Anzeige eines Fundes bei der Behörde in jedem Falle erfolgen müffe, weg 
bie geſchuo angedrohten Nachtheile eintreten ſollen, und daß namenilich 
zeige b irgend einer Privatperſon deren Stelle nicht vertrete. 

(a. XVI. 697. — 3. 76.) 


PB) M. der K. Min. der G., U, u. M. Ang. (v. Altenftein) u. i 

Gew. Ang. (v. Brenn) v. 7. Nov. 1836 an den Privatgelchl 
Die Errichtung von Heiratb8-Büreaus ift niemals zu geftatteik 
Auf Ihren Antrag v. 31. v. M., Ihnen die Errichtung eines Heirathe⸗ 

au geftatten, wird Ihnen hierdurth eröffnet, daß eine ſolche Anftalt weder be 

der dhriftlihen Ehe gemäß, noch der Sittlichfeit zuträglid, iſt, daher dem ang 

ten Geſuche nicht ftattgegeben werben kann. | 
(9. XXI. 156. — I. 153.) 


e) In Bezug auf die Konzefflonirung von Frauendperfont 
Betriebe von Kommiffiondgefhäften bemerkt das R. des 
bet 3. u. d. P. (Köhler) v. 27. Mai 1837 an das K. Poliz 

erlin : 

Somie es überhaupt nad) den beftehenten G. nicht unzuläfftg ift, daß 
weiblichen Geſchlechts Gewerbe betreiben, einige der letztern fogar faſt ana 
von ihnen betrieben werben, fo fteht auch im Allgemeinen dem nidte & 
daß eine rau, wenn fie fenft nur in jeder Beziehung geeignet und befäf 
Kommiffionsgefhäfte übernehme. Da indefien dieſe Geſchaͤfte fehr verſchiede 
find, fo wird es im jedem einzelnen alle darauf ankommen, welche Kom 
gefhäfte eine Frau zu betreiben beabfichtigt. 
(a. XXI. 517. — 2. 212.) 


2) Konzefflonen zur gewerbömäßigen Anfertigung von fäsl 
hen Auffäßgen indbefondere. (Konzipienten« @ewerbe). 
») Die Anfertigung fchriftlicher Auffäge für Andere gegen © 
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war ſchon nach F. 122. des Gew.Pol⸗Ed. v. 7. Sept. 18111) für 
ein freies Gewerbe nicht zu erachten, da daſſelbe unzweifelhaft zu 
den bafelbft ermähnten, von beſonderer polizeilicher Genehmigung ab⸗ 
* Kommiſſiond⸗-Geſchäften zu zählen ift°). 

nah $. 49. der Gew.Ordn. v. 17. San. 1845 gehört daffelbe 
Nuienigen Bewerben, deren Betrieb die Prüfung der Unbefcholten= 
uud Zuverläfjigfeit der betreffenden Perſonen vorausfegt und die 
Genehmigung ber Polizeiobrigfeit oder des Landraths 


Rah $. 68. der DB. v. 9. Schr. 1849 (ſ. oben S. 127.) muß über- 
I va Seiten ber zu vernehmenden Kommunalbehörden die Nüßs 
ei und das Örtliche Bedürfniß des beabfichtigten Gewerbebetriebes 
Kann, fonft aber die Erlaubniß bazu verfagt werden. 

Ma die Brundfäße, von welchen bei der polizeilihen Prüs 
füng von Gefuchen um Konzefilonen zum Konzipienten» Ges 
e auszugeben ift, ‚haben ſich die DMinifterien in nachſtehenden R. 


den: 
des K. Min. bes I. u. d. P. (v. Schudmann) v. 22. Juni 1824 
ade 8. Meg. zu Stettin. 
öffne der K. Reg. auf die Anfrage in dem Ber. v. 14. d. M., die Er; 
zur gewerbsmäßigen Anfertigung von Bittſchriften, und anderen außergerichts 
Wejfagen beir., baß dieſelbe zur Ertheilung dieſer Grlaubniß allerdings befugt 
jedoch bemerkt wird, daß einer ſolchen Grtheilung bie genaue Prüfung 
isfeit und fittlichen Zuverläffigfeit der Individuen für das zu betreibenbe Ges 
angehen muß. (9. VIII 575. — 2. 138.) 
R bed 8. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 27. April 1827 an bie 
Reg. zu Voſen. 
i dem Befuche des jüriichen Dolmetfchers N. N. un die Erlaubniß zur An⸗ 
außergerichtlicher Bittfchriften, Eingaben sc. kann das Anıt der Juſtiz⸗ 
ten nicht in Betracht fommen, ba baffelbe nur auf gerichtliche Ange: 
* ſich bezieht. 
fefem daher gegen die perſönliche Qualifikation des Bittſtellers fein Bes 
Keimaltet, mag die K. Meg. mit Hinſicht auf 6. 122. des Gew.⸗Pol.⸗GEd. v. 
1811 demfelben die Erlaubniß, entweder zu Kommiſſions-Geſchäften übers 
eder au blos zur Anfertigung aufergerichtlicher Aufiäge, Bittfchriften ac. 
Bezahlung ertheilen. 
m. XL 473. — 2. 105.) 
M. 5 8. Din. des I. u. d. P. (Köhler) v. 7. Nov. 1828 an bie 
R. Reg. in Göslin. 
Ye Zufertigung einer Rorjtellung des bortigen Ginwohnere N. N. v. 18. v. M., 
er 8. Reg. eröffnet: 
, da bergl. Konzeffionen zur Anfertigung fehriftlicher Aufſätze für Geld, wie 
R Birteller fie nachſucht, an und fire fich nicht fir unzulaſſig gehalten wors 
jſind, es hier nur darauf anfommt: ob der N. N. für perſönlich qualifiziet 
bem Gefchäft zu achten ift, wobei es fih von felbit veriteht, daß die Kon: 
Men ſich nur auf außergerichtliche Auffüge beziehen kann. 
LE XIL 1072. — 4. 105.) 
E des 8. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 20. Nov. 1832 an bie 
L Meg. zu Coblenz. 
x. Die 8. Reg. wird nach Kräften tarauf zu wachen haben, daß die Be: 












Berl. oden S. 131. 

Das N. des 8. Min. des I. u. d. P., Abt. IV. (v. Kanwptz) v. 24. Juli 
1822 (a. VI. 715. — 3. 65.) bemerkt bereits, daß die Anfertigung von 
Borflellungen für Geld nicht ala freies Gewerbe anzufehen, ſondern 
nach tem Publik. v. 14. Febr. 1810 (mweldes in ten Anh. zur A. ©. O. 
ThL I. Tit. 1. 88. 439. ff. aufgenommen iſt) zu beurteilen und beziehungs⸗ 
weite ſtrafbar ſei. 
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fugniß, ſchriftliche Beſchwerden vorzubringen, nicht von Betrügern und Ueb 
den gemißbraucht werde. Auf der andern Seite ift aber biefes Recht auch n 
Gebühr zu erfchiweren, indem es im Grunde doch ein geringeres Uebel ift, 
Staatsbehörben hin und wieder mit unnützen Querelen beläfigt, — ale 1 
rechte Beſchwerden erfchwert, oder gar zurücdgchalten werden, den oberen & 

örden bie Uebertretung der G. von Seiten bey untergeordneten Beamten ı 
leibt, und fie dadurch verhindert werben, ihrer größten Pflicht, dem Uı 
fteuern, nachzufommen. (R. XVII. 177. — 1. 108.) 


:) R. des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 1. Febr. 1833 
vormaligen Stadtgerichtd-Audfultator N. N. 


Das in Ihrer Gingabe v. 28. v. M. erneuete Geſuch um die Erlaul 
Anfertigung ſchriftlicher Aufſätze in außergerichtlichen Angelegenheiten, Tai 
ewährt werden, da bie nachgefuchte Befugniß zur gewerbsweifen Anferti 
Vorftellungen für Andere, ale eine Art von Kommiſſions⸗Geſchaäft, Niemd 
ertheilen ift, ans befien bisheriger Führung die gegründete Beſorgniß ein 

brauche entfpringt. (A. XVIL 178. — 1. 109.) 


q) R. des R. Min. des 3. u. d. P. (Köhler) v. 28. Ian. 183: 
K. Meg. zu Oumbinnen. , 


Auf die Anfrage v. 2. d. M. wird der K. Neg. erwiebert, daß bie; 
angeführte in einer gleichen Angelegenheit unterm 22. Juni 1824 an bie l 
Stettin ergangene Verf. auch dert in Anmwentung gebracht werben kann, be 
werbweife Anfertigung außergerichtlicher Aufjäge sc. als eine Art von Komm 
gefhäften anzufehen, und nach $. 122. des Gew.-Bol.:Eb. v. 7. Sept. } 
beurtheilen ift. Es verfteht ſich jedoch von ſelbſt, daß bie Fähigkeit und M 
tenheit bes betr. Eubieltes ftets einer befonders forgfältigen Prüfung um 
werden muß. (N. XVII. 228. — 1. 130.) 


7) R. der 8. Min. des 3. für Gew. Ang. (v. Brenn) u. deu 3 
P. (v. Rochow) v. 9. Aug. 1834 an die K. Reg. zu Franffud 


Denn die K. Reg. in Ihren Ber. v. 27. v. M., in Betreff ber bem! 
freiber N. ertheilten Konzefiton zur Anfertigung von außergerichtl. Auffäpen 
Andere, die Meinung äußert, daB es zu diefem Gewerbe eines befonderen 
Dunlififations:Zeugnifjes nicht bebürfe, fo befindet Dieſelbe Sih im Irrihu 
‚geht nicht allein fhon aus dem $. 176. Tit. 20. Thl. II. des A. 2. RM. 
die Anfertigung ſchriftlicher Aufiäge für Andere von obrigfeitlicher Er 
bängig fein muß, fondern bie Kounzivienten gehören aud unzweifelhaft zu 
Berjonen, auf welche der $. 122. des Gew.⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 Anw 

In Zukunft Hat die K. Reg. daher den Gewerbebetrieb folcher & 
treliren, auch darauf zu halten, daß bie Erlaubniß dazu nur an Perfon 
werde, welche unbeiholtenen Rufes, zuverläffig und im Stande find, Anber 
fliehen, und fich felbft richtig anugzubrüden. (X. XVII. 822. — 3. 125) ' 


>) R. der 8. Min. des I. für G-Ang. (v. Brenn) u. des I. m 
(Köhler) v. 27. Juni 1835 an die K. Reg. zu Erfurt. 


Der K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 11. April d. J. die An 
6. 122. des ©. v. 7. Eept. 1811 auf die gewerbasmeife Anfertigung außer 
Vorſtellungen, Hierducch zu erfennen gegeben, daß diejenigen, welche für 
Aufjäge anfertigen, und alfo ein Gewerbe daraus machen, unzweifelhaft 
Beitinmung bes vorgedachten G. fallen, 

Das von tem mitunter. Din. des J. u. d. B. an die Meg. zu 
lafiene, der K. Reg. unterm 30. Aug. 1829 mitgetheilte R. betraf nicht 
das gewerbmäßige Aufertigen von Aufſätzen und Vorfleflungen, und 
nicht weiter maaßgebeud fein. 

Die K. Meg. wird daher hierdurch autoriftrt, für Ihren Meg. Bezirk 
liche B., wie die der Meg. zu Frankfurt (Anl. a.), zu erlafien. ’ 

Anl. a. 

Es find Zweifel darüber angerent worden, ob bie gemwerbieife 2* 
außergerichtlicher Aufjäße für Andere einer beſonderen polizeilichen Gene 
dürfe? Nah $. 122. des ©. v. 7. Sept. 1811 über die polizeil. Verhaäll 
Bemerbe, bedürfen aber alle Perſonen, welche aus ber Uebernahme irgmd 

t blos faufmännifcher Aufträge ein Gewerbe machen, hiezu einer audei 
nehmigung der örtlichen Polizeibehörbe, und es ift von biefer allgemeine 
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t mit Bezug auf folde Aufträge, welche in tem Fertigen außergerichtlicher Auf: 
beftehen, nirgend eine Ausnahnıe gemacht. Perfenen, welche fih daher künftig 
sem Fertigen jchriftlicher, außergerichtlicher Aufſätze für Andere gewerbiweife be: 
ı welien, haben dazu vorher, bei Dermeibung einer Strafe ven Funf bis Fuͤnfzig 
ken, oter verhältnigmäßigen Gefaͤngniſſe, welche wir in Gemäßheit ber durch 
S1. der Geſchafts-Inſtrukt. v. 23. Ch. 1817 ung beigelegten Befugniß bier: 
& bekinnmen, bie beſondere GGenehmignng der örtlichen Pelizeibehörde nachzuſuchen. 
mL Ortsbehörben werden angewiefen, vor Ertheilung einer jolchen Genehmi⸗ 
ng vie dieſſeitige Entſcheidung nachzuſuchen. 

deantfurt a. d. O. den 25. Marz 1835. Koͤnigl. Regierung. 

a. XIX. 479. — 2. 121.) 
IR. des Min. des I. für ©.-Ang. (v. Brenn) v. 25. Mai 1837 an 
ben Aktuar N. und abſchriftlich an Die K. Reg. zu Erfurt. 


Ach Vorſchrift des F. 122. des Gb. v. 7. Sept. 1811 und nad ber Allerh. 
u 22. Dez. 1833 dürfen in ben bieffeitigen Landen mir diejenigen das Ges 
ans Konzipienten betreiben, welche dazu eine polizeiliche Erlaubniß erhalten 
‚mb es iſt biekei völlig gleichgültig: ob bie Anfertigung von fchriftlichen 
md Borftellungen für Diefjeitige oter fremde Unterthanen gefchieht. 
XI. 516. — 2. 211.) 

Rn 8. Min. des I. u. d. P. (v. Meding) v. 10. San. 1840 an 
RR. Reg. zu Breklau. 


der Ber. ter R. Reg. v. 18. v. DM. über das Geſuch des dortigen Aktuarius 
bie ihm verjagte Erlaubniß zur gewerbmeijen Anfertigung außergerichtlicher 
und Bitrfchriften, giebt Beranlaflung, ter KH. Mey. zuvörderſt zu erfeunen 
‚daß es bei Beurtheilung eines Sinzelfalles nicht auf die allgemeinen An⸗ 
ren ter Nützlichkeit und Schäblichleit des Gewerbes der jegenannten Konzi: 
ka überhaupt ankonmt, welche ſich, To ſehr fie einander widerfsrechen, doch im: 
der weniger vertheibigen laſſen, Daß vielmehr nur bie beftehenden gejeßlichen 
T maaßgebend fein koͤnnen. Scllten die verſchiedenen Nnfichten das zu 
kente Berfahren beſtimmen, ſe würde baflelbe weder bei verichietenen Behörden, 
bei einer und derfelben Behörte zu verichietenen Zeiten gleichmäßig fein ®). 
ı dem Geſetze iſt das Gewerbe ter Anfertigung aufergerichtlicher Eingaben ein 
htes und vermöge ber Gewerbefreiheit eben ſo freies ala alle übrigen Gewerbe. 
Beisieh deſſelben iſt jedoch, wegen ber Leichtigkeit Des damit zum Nuchtheile des 
zu teeibenten Mißbrauche, ach tem Gew. Bel.-. v. 7. Sept. 1811 
ven beſenderer polizeil. Beglaubigung in fefern abhängig, als Die Konzi: 
Yomjalls zu denjenigen Perſonen gehören, weldye aus der Nchernahme von 
em Gewerbe machen. Tieielben bedürfen baber einer polizeilichen Kon⸗ 
‚welde aber nicht willfürlich ertheilt und verfagt werden kann, ſondern, wie 
8 des Gntwurfs zum neuen Gew.⸗Pol.⸗G. ergiebt, von bem Nachmeije der Un: 
sttenkeit und Zuverläffigfeit, und, mas fich dabei immer von jelbit veriteht, von 
erferberlichen Grade wiftenichaftlicher Ausbildung abhangt. Letztere iſt bei ben: 
a, welher tie Prüfung zum Aktuarius eriter Klaſſe beitanden hat, wohl vor: 
ſezen. Da nun auch nach dem Ber. der K. Meg. gegen bie Führung des N. 
auszuſetzen it, fc wirt es nur darauf noch anfenmen, feine Zuverläffigfeit 
kellen, und deshalb iſt, vor weiterer Beſchlußnabme, das dieſelbe zweifelhaft 
Urtheil in einem anderweiten Ber. näher zu begründen. 
ie Wahrnehmung der K. Reg., daß tie konzeſſionirten Konzipienten durch die 
serhandenen Winkelkoenſulenten überflüſſig gemacht werten, und daß auch die 
mwdae Publikum nicht allein zu unnuützen und grundloſen, die Behörden bela— 
en Anträgen verleiten, ſendern dabei nech übervortheilen, kann auf die Ent⸗ 
mg über das vorliegende Geſuch feinen Einfluß haben, muß aber ver K. Meg. 
lamung geben, durch tie Velizeibehörden ten bemerften Uebelſtänden entgegen: 
en, was neben jirenger Beaufſichtigung Des Treibens ter chen konzeſſionirten 
ienten zum Theil wenigitens durch möglichſt genaue Prüfung ber moraliſchen 
gung vor Konzeſſionirung eines Konzipienten, durch befien Verpflichtung, fich 
jeker von ihm entwerfenen Gingabe zu nennen, und burd) den ansdrüdlichen 















Dieſer Theil des R. iſt durch die Beilimmung bes $. 68, ber V. v. 9. Febr. 
1849 (f. oben ©. 127.) für befeitiget zu erachten. 
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en. der Zurüdnahme ber Konzeffion bei jebem Mißbrauche 
fein wird. 
(Min. BL. d. i. V. 1840 ©, 21. Nr. 34) 
MR. des K. Min. des J., Abth. IE. (v. Manteuffel) 6. 7. Ma 
an die K. Meg. zu Grfurt. 
x. x. In Bezug auf die Kenzeſſioniruig von Perfonen, welche and 
tigen fehriftlicher Auffäge in außergerichilichen Angelegenheiten ein Gewerbe 


[E =: 


berfelbe 1 


E. Perfonen, welde möblirte Zimmer ober Schlaf] 
gewerböweife vermiethen. m 
Schon das Gew.⸗Pol.Ed. v. 7. Sept. 1811 führte im 
jenigen, welche gewerbsweiſe meublirte Zimmer halten und Sch 
miethen, unter den Werfonen auf, bie einen Gewerbefchein nicht ob 
laubniß der Voltzeibehörde erhalten dürfen. " 

(9. €. 1811 ©. 276.) 

F. Kammerjäger. 

Ueber die Ertheilung von Konzeffionen für Kammerf: 
nachſtehende Beſtimmungen erlaffen worden: 

1) Publif. der K. Meg. zu Magdeburg v. 24. Juli 1817, 

Es follen fünftig nur an Invaliden und zwar nur an ſolche 
zeſſionen zur Vertilgung der Marten und Mäufe ertheilt werden, welche 
nit im Stande find, ſich durch einen anvern (rwerbszweig zu ernäh 
deren Moralität, nach vergängiger genauer Unterſuchung, nidts einzu 
funden wirb und bie die Wirfungen ver Mittel, welche fie zum Vertreiben 
und Maͤuſe gebrauchen wollen, auf die Menjchen und Hansthiere genau kem 
mit dem wegen der fogenannten Kammerjäger erlafienen nolizeil. Vorfchrift 
And. Die Vittel, deren fie ch bedienen, follen auf ihre Angabe im Geh 
verzeichnet fein und if ihmen der Gebrauch anderer Mittel freng unterfagkr 

Eämmtl Pel.-Vehörden unfere erirte werben gemieflenft angel 
hiernach in vorfemmenden Fällen aufs genaufte zu achten. T 

(a. I. 213. — 3. 132.) 


handel mit 6 
Folgendem ertheilt. 

Das Gewerbe der Kammerjäger gehört allerings nicht zu den mad) 
Negul. v. 28. April 1824 mr im mäßhger Zahl um mit Bejenberer 
geſtattenden Haufirgewerben. Wei demſelben in indeſſen befenbers jtreng 
tung der überhaupt für die Zulaftng zu Haufirgewerben vorgefd 
bingungen verfönlicher Umbefcholtenbeit und Zuverläffigfeit, und, boraig 
hörigen Ausweis über die erforderliche Zachfennmiß zu halten, 1 
nöthiger, als den Kammerjagern ter Gebrauch ven Giften, namentlich 
Arjenifs, an und für fich bei ihrem Gewerbe füglid nicht unterfagt werde 

Was nun die Ausübung dieſes Bewerber jelbit betrifft, jo müffen bie ! 
jäger ihre Giftmittel ſtets in augenfällig als ungenießbar fd darftellenden 4 
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de feine Derwechielung mit menjchliden Nahrungsmitteln zulaffen; 
sen baben auf Berolgung Liefer Vorfchrift mit Strenge zu halten. 
9. Eept. 1811 u. 8. Dt. 1812 Anl. a. u. b.) 

aber iſt es, als eine, theils zu noch mehrerer Eicherheit gereichende, 
der Natur des Gewerbes felkit begründete Maaßregel, durchaus noth: 
ammerjägern ben Verkauf ihrer Giftmittel, zum Gebraudye in der 
es jveziell zu unterzagen. Abgeſehen davon, daß der freie Verkauf 
: mit den allgemeinen gefeßlichen Vorſchriften über den Verkehr mit 
ı vereinigen ift, fo ift auch ber Zweck des Gewerbes der Kammer: 
barauf gerichtet, fondern beiteht vielmehr in der ſachkundigen, zweck⸗ 
nit Vermeidung jeder Gefahr auch die Verantwortlichkeit von ben 
n entfemenden Anwendung der Giftmittel an Ort und 
Kammerjägern ift daher nur die eigene Anwendung ihrer Präparate 


. bat nicht allein tie vorfiehenden Beftimmungen durch das Amtebl. 
In fondern auch dafür zu forgen, daß diefelben ihrem kurzen In⸗ 
e Gewerbeſcheine der Ranımerjäger aufgenommen werben, damit dieſe 
tungefalle nicht mit Unwiſſenheit entichulbigen koͤnnen. Auch find 
iht mehr in die Nachweiſungen derjenigen Perfonen aufzunehmen, . 
:befcheinen zum ermäßigten Sage vorgefchlagen werden, um auf biefe 
ch das Sewerbe in aunerläffigere Hände zu bringen. 

Anl. a 
g. wird hierdurch beauftragt, bie dahin, daß wegen bes alleinigen 
rfenifs durch die Apotheker und wegen eines eigenen von ihnen zu 
⸗Präparats zur Vertilgung der Matten und Mäuſe das Weitere wird 
nur ſelchen Perfonen Gewerbefcheine zur Anwendung unfchäblicher 

Vertreibung des gedachten Ungeziefers verabfolgen zu laſſen, welche 
ern Gewerbszweig im Stande find, ſich ihren Unterhalt zu verfchaffen, 
Moralität ſich nach einer zuvor angeitellten ftrengen Prüfung nichts 

Ueberbies müjlen die jedeamaligen Mittel fpezifiich angegeben, aud 
n Unterſuchung von dazu verpflichteten Sachkundigen unterworfen, 
ern Gewerbeſcheinen bemerkt werden, daß bei deren Verluſt nur bie 
hädlich befundenen Mittel angewendet, und ſolche nie ale Arkana 
dürfen. 

9. Sept. 1811. 
atsrath und Chef dee Depast, der allgem. P. im Min. des 9. 
ad. 


Anl. b. 

ung beitätigt nicht nur, daß die fogenannten Rammerjäger dem Pu: 
züglich dem Landbewohner zur Bertilgung ber Ratten und Mäufe 
d, jontern au, Daß ber Arjenif immer den Hauptbeitandtheil ihrer 
ven Mittel ausmadıt, wenn fie wirkſam jein follen. Die den Kammer: 
ilung der Konzeffionen bisher gemachte Bedingung „daß fie zur Bes 
irtel fich feiner der menfchliden Geſundheit nachtheiligen Ingredien⸗ 
ich nicht des Arſeniks) bedienen follen“, und die darauf gegründete 
hung ihrer Mittel jind daher ohne Nugen, indem dadurch die Kam⸗ 
n werden, entiveber das Bublifum mit unwirkſamen Mitteln zu bin: 
was wohl der häufigite Tall fein mag, jene Bebingung ganz außer 
Aus diefen Gründen findet fid) das Departement der allgemeinen P. 
yierauf Bezug habenden Verf. v. 9. Sept. pr. und 30. April c.') 
jiren, daß in Zukunft den fogenannten Rammerjägern erlaubt ſein 
e Zubereitung ihrer Deittel zur Vertreibung der Ratten und Maͤuſe 
5 zu betienen, jedoch unter der ausdrücklichen und ftrenge zu Foniro: 
ıng: daß fie den Arfenif unter den geſetzl. Vorfchriften ans den Apo: 
t, und ihren Mitteln eine, den, den Apothefern zu biefem Behuf 
Mitteln möglidit analoge, oder doch auf jeden Fall eine ſolche äußere 

daß ihr Anfehen, Gerud, und Geihmar die Menſchen nicht zum 
fondern vielmehr davon abfchredt, auch daflelbe nidyt abfichtlicy zum 
nichen benußt werden kann, als worauf die zur Unterfuchung folder 


mal XVIU ©, 240, 
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Mittel beauftragten Sachverſtaͤndigen ihr vorzügliches Augenmerk gu ric 
Die übrigen in der Verf. v. 9. Sept. a. pr. enthaltenen und ſich auf 
lichkeit der Rammerjäger bezichenden Beftimmungen bleiben übrigens in : 
Kraft. x. ıc. 
Berlin, den 8. Oft. 1812. 
K. Sch. Staatsraih und Chef des Dep. der allgem, B. im Min. ! 
v. Schuckmann. 


An 
die 8. Meg. u. den K. Pol.:Brafid., Staatsrath Le Coq, hiefelbft. 
(a. XIX. 286. — 1. 208.) 


3) R. der K. Min. des I. (v. Bodelfchwingh) u. d. F. (BI 
24. Juli 1846 an die 8. Meg. zu N. 


Aus einem Ber. der K. Reg. zu N. Haben wir erfehen, baß bie A 
den Kaffetier N. daſelbſt für Das Taufende Jahr einen Gewerbeſchein 

zur Ausübung des Gewerbes als Rammerjäger, und zum Berfau| 

zepten, mit Ausfchluß giftiger Drittel, 
ausgefertigt hat. In dem C. R. v. 19. März 1835 ift aber ben Kaı 
nur die eigene Anwendung ihrer Präparate geftattet, umd es würde, wenn 
auch den Verkauf der Nezepte nachlaffen wollte, nicht nur jenes Reſkript 
ſondern auch der wohlthätige Zweck deſſelben: die Legung ber Mittel an ı 
Orten durch unerfahrene Perſonen zu verhüten, aufgehoben werden. 

Die K. Reg. wird daher angewieſen, ben Rammerjägern den Berta 
zepten nicht ferner in den Gewerbeſcheinen zu geftatten. 

(Min. BL. d. i. V. 1846 ©. 147. Nr. 235.) 


4) C. R. der K. Min. für 9, ©. u. dff. Arb. (v. Bommaı 
ber G. U. u. M. Ang. (v. Ladenberg) v. 11. Juli 1848 an ſaͤmm 


Nach vernommener Aeußerung ſämmtl. K. Reg. in Betreff der 9 
unter welchen fünftig die nah $. 49. der Allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. 
erforderlidye polizeil. Erlaubniß zum Betriebe des Kammerjäger:-Gewerbes 
ift, veranlaffen wir Die K. Neg., in biefer Hinficht die nachfolgenden Be 
ai urendung zu bringen, und darnach bie betr. Behörden mit An 
verfehen. 

Mer das Gewerbe eines Kammerjägers betreiben will, muß 

a) ein nicht über vier Wochen altes Zeugniß der Ortspolizei-Obrigkeil 
perfönlihe Zuverläffigfeit und Unbeſcholtenheit beibringen, bei der 
mit Rüdfiht auf die befonderen Gefahren, welche für das Publikun 

Betrieb dieſes Gewerbes feitene unzuverläffiger Perſonen entflchen R 

der größten Strenge zu verführen ıft, und 

b) durch eine Prüfung vor dem Kreisphnfilus den Nadyweis führen, 
ben bei der Nusübung bes Gewerbes anzumendenden Giftftoffen, 
dem Arfenif, fowohl ihren äußern Merkmalen, ale ihren innern @ 
und Wirkungen nad, mit ben Borfchriften wegen ber Aufbewahru 

Transports der Gifte, fo wie mit ber Art der Bereitung ber Bifh 

mit dem Verfahren bei deren Legung genau befannt iſt. 

Nur auf Grund diefes Nachweiſes und bes zu a. gedachten Zeugnij 
polizeil. Erlaubniß zum Betriebe des Kammerjäger-&emwerbes, und zi 
Stäbten von der Ortspolizeibehörbe, und auf bem Xande von dem LZanbrı 
werben. 

Bei dem Betriebe des Gewerbes felbft haben die Rammerjäger bie 
den, in die Konzeffion ausbrüdlich mit aufzunehmenden Vorfchriften zu 

1) die anzumendenden Giftftoffe dürfen nur aus fonzeffionirten Npotl 

foweit fie in Arſenik beftehen, nur im praparirten Zuftande mit I 

Saftgrün gemifcht, entnommen werben; 

- 2) die Gififtoffe müflen in verſchloſſenen Räumen, und unter Beobacht 
Npothefern für diefen Zweck gegebenen Vorfcriften aufbewahrt w 
die Büchfen, deren die Kammerjäger fih zum Nufbewahren und ; 
porte der Gifte bedienen, von fefter, nicht leicht zerbrechlicher Maflı 
ſchloſſen, und mit der Aufſchrift: „Gift“ fo wie mit drei Kreuzen 
bezeichnet fein. 

3) Alle Giftftoffe dürfen nur in augenfällig als ungenießbar ich barfte 
fhungen und Formen, welche Feine Verwehfelung mit Nahrungs 
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Ger und Gaueihiere zulaflen, gefiihrt und angewandt werben, fie müflen 

ehr ein vom Genuſſe abfchredendes Anfehn, Geruch und Geſchmack haben. 

ze Miihungen als das zu 1. erwähnte Arfenik: Bräparat dürfen nur mit 

smigung ber Kreis-Medizinalbehörbe angewendet werden. 

ı Auslegen bes Giftes zur Bertilgung des Ungeziefers muß ſtets mit ber 

gen Borfiht verfahren werden, damit Menfchen oder Huusthiere feinen 

deu nehmen können. 

Kammerjäger dürfen das Gift nur felbft auslegen, und unter feiner Be: 
tem Käufer zum Selbitgebraudy überlaflen. 

Kihtbeahtung ber vorſtehenden Borfchrifien zu 1 bis 5 hat den Berluft 

atheilten Crlaubniß zum Gewerbetriebe zur Folge. 

sorkebenden Borfchrifien unter 1—6 find auch für den Betrieb des Kam; 

Gewerbes im Umherziehen zur Anwendung zu bringen. In Betreff des 

za weldhem tie Apcthefer das zu 1. erwähnte Arfenik: Präparat zu verfaufen 

ſind, wird befondere Beſtimmung ergehen. 

Bl. d. i. 3. 1848 S. 232. Nr. 258.) 

t Bezug bierauf erging das C. R. des K. Min. ter G., U. u. M. 

Ladenberg) v. 11. Juli 1848 an fämmtl. K. Meg. 

re Bezugnahme auf die, von mir in Gemeinſchaft mit dem Herrn Min. für 

öffentl. Arbeiten erlaffene Berf. v. 11. d. M. 

Setingungen betr., unter welchen fünftig bie, nad G. 49. der Allgem. 

Ordn. v. 17. Ian. 1645 erforderliche polizeil. Erlaubniß zum Betriebe 

fammerjäger:Gewerbes zu ertheilen ift, 

ver K. Reg., daß die Kommiſſion zur Revifion ber Arzneitare ben Breis 

m Kammerjägern aus inlandifhen Apotheken zu entnehmenden, in ber C. 

0. April 1839 (Anl a.) vorgejchriebenen Arſenik⸗Gemenges für das Civil: 

7ESgr. und fir die Unze auf 6 Pf. feſtgeſetzt Hat. 

eranlaffe die KR. Reg., diefe Preisbeſtimmung zur öffentlidhen Kenntniß zu 


Anl. a. 

: tem Minifterio angezeigt worden, daß das Publifum über die Untaug⸗ 
m Gemäßheit der Verſ. v. 25. Oft. 1823 zeither in den Apothefen de⸗ 
imtfhaltigen Mittels zur Vertilgung ber Ratten und Mäufe häufig Klage 
» einzelne Apothefer fi dadurch haben verleiten laflen, reinen Arſenik zu 
hneten Zwede zu verabreihen. Tas Din. hat daher behufs ber Ermit— 
3 dem Zwecke niehr entjprechenten Lerartigen Mittels die Anſtellung von 
m der hiefigen Königl. Thierarzneifchule veranlaßt. Aus denfelben hat 
m, daß das in der Anl. (b) näher angegebene Pulver auf eine ganz be: 
e Weife alle hierbei zu machenden Anforderungen erfüllt. Das hiermit 
Feiſch wurde von den Matten begierig verzehrt, und hatte einen ben Er⸗ 
sollfommen entfprechenden Erfolg. Der Zuſatz von Kienruß und Saft: 
bem Pulver eine farbe, welche ganz geeignet tft, eine zufällige Verwech⸗ 
: einen eiwanigen Mißbrauch befielben zu verhiten. In lepterer Beziehung 
3 tie Beimiſchung des Eaftgrüns für nothwendig erachtet worden. Kocht 
ih ein Gemenge von Arjenif und bloßem Kienruß mit Waffer aus und 
Ruflöfung, fo bleibt der Kienruß auf dem Boden zurüd, und man erhält 
Nrfenif-Anflöfung. Wendet man dagegen daſſelbe Verfahren bei einem aus 
Kenruß und Sajtgrün zujammengefegten Pulver an, fo Hat die dadurch 
Arjenif-Auflöfung eine unangenehme, intenfiv grüne arbe. 

t. Meg. wird daher hierbucch angewiefen, vie beifolgende Vorſchrift zur 
und Anmwentung des in Rede ftehenden Mittels auf bie geeignete Weiſe 
hen Kenntniß gelangen zu laffen, und tie Apotheker ihres Departements 
‚ baß fle von nun an, unter Beachtung ber allgemeinen, in Betreff des 
ı Giften erlaffenen Vorſchriften, ven Arfenif zur Vertilgung der Ratten 
e niemals anders, als in der hiermit vorgeſchriebenen Zufammenfeßung 


i, ben 30. April 1839. Din. der G. U. u. M. Ang. v. Altenftein. 
An 
Reg., jowie an das K. Bolizeipräf, hieſelbſt. 
nl. b. 
zur Bereitung und Anwendung des von ben Apothefern zu bebitirenden 


wjenifgaltigen Mittela zur DVertilgung ber Ratten und Mäuſe. 
nehme 24 Theile weißen Arſenik, 1 Theil frifch geglühten Kienruß und 
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4 heil Saftgrün, und bewahre das hieraus forgfältig gemengte Pulver 
in einem wohlverftopften Glaſe auf. 

Bei der Anwendung nehme man gefochtes ober gebratenes Fleiſch | 
Hammeljleifdy — fchneide daffelbe in Stücke von der Größe eines Zweigeof 
treune biefe Stücke durch einen Edmitt in zwei zufammenhangende Kappe 
zwifchen leßtere etwas von dem Pulver, drücke die Lappen darauf forgfäli 
zuſammen, fo Daß ber giftige Anhalt von außen nicht zus bemerken iſt, uml 
fo vergifteten Fleiſchſtuͤcke vorfihtig an die Orte, welche von den Ratten beſud 

(Min. Bl. d.i. 2. 1848 ©. 233. Nr. 259.) 

G. Lobnlafaien und andere Perfonen, welche auf dffer 
etraßen und Pläßgen oder in Wirtbshäufern ihre Dier 

eten. 

1) Das Om.-Steuer-Ev. v. 2. Nov. 1810 $. 21. Nr. 13. 
Gew.«Pol.“Ed. v. 7. Sept. 1811 $. 131. erwähnten von biefen ! 
nur der Lohnlakaien. 

(8. ©. 1810 ©. 84. u. 1811 ©. 276.) 

2) Bergl. $. 68. der V. v. 9. Febr. 1849. 

(Oben ©. 127.) 

H. Berfonen, welde auf dffentligen Straßen und! 
Wagen, Bferde, Sänften, Gondeln und andere Tran 
mittel zu Jedermanns Bebrauch bereit Halten. 

1) Diefer Perſonen war in ben früheren Gem.-Pol.-Gefet 
ausdrücklich erwähnt worden. 

2) In Betreff der Aufſtellung von Straßenfuhrwer! 
indeß das M. des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 30. Ap 
an die K. Meg. zu KöIn ergangen. 

Die mittelft Ber. der K. Reg. v. 18. v. DM. vorgelegten Bedingung 
welhen vie NAufftellung von Miethiwagen zum Gebrauche des Publikum 
öffentlihen PBlägen und Straßen dafelbft nacdhgelaffen werben foll, findet 
des J. u. d. P. im Allgemeinen angemefien. Es ſcheint jedoch unnöthig, 
erforderlichen polizeil. Grlaubniß den Charakter eines Brivilegii zu ge 
ihr, als folhem, eine Ausfchließlichfeit auf den Zeitraum von neun Jah 
legen. Die Befugniß, Fuhrwerk zum Gebraucde des Publifums auf i 
Plägen und Straßen aufzuftellen, it an fi jedenfalls von der Polizeib 
hängig, und die Verſagung berfelben feine Befchränfung der geſetzlichen 
freiheit. Es hängt daher von der Bolizeibehörde ab, bie Erlaubniß dazu 
dem Bedürfniſſe entfprechenden Umfange zu ertheilen, und fie denjenigen zu 
in deren Perfönlichkeit oder Vermoͤgensverhältniſſen fie nicht genügende ! 
für einen erdnungemäßigen und angemeflenen Geſchäftsbetrieb findet. 

Verfährt die Polizeibehörde nad) dieſem Grundjage, fo bedarf es w 
Privilegii auf eine Reihe von Sahren für einen oder mehrere Unternehmer 
KRautionen und des Zwanges zur Grfüllung ber übernommenen DBerpfl 
Macht das öffentlihe Beduͤrfniß das Unternehmen zu einem einträglichen 
es nicht an Konkurrenten, unter denen man bie zuverläffigften wählen fan 
Gegentheil der all, fo wird Niemand genöthigt, durch Grfüllung vertra 
Derbindlichfeiten fih nutzlos aufzuopfern. 

Nach diefen Grundfägen it das Straßenfuhrwefen jegt Hier und i 
eingerichtet, und bat fid) gegen den früheren Zufland, wo es auf einer 
lihen Berechtigung beruhete, erheblich verbefiert. 

Es fheint daher gerathen, dort nad gleichen Grundfären zu verfaf 
bemgemäß die eingeteihten Bedingungen abzuändern, für welde es ale 
weiten Oenehmigung nicht bedarf. 

(x. XXI. 465. — 2. 151.) 


Bon denjenigen Bewerben, welde nur von ben durch 
faſſungsmäßig dazu befugten Behörden oder Kory 
nen Ungeftellten oder Konzeffionirten betrieben 
bürfen. 


A, Die GewDrbn. v. 17, Ian. 1845 führt in den 66. 51. 
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Gewerben auf, welche nicht von Jedermann, ſelbſt wenn 
zegen ſeine Befugniß zum Gewerbebetriebe nichts einzuwen⸗ 
nn er auch die erforderliche Qualiſikation beſitzt, betrieben 
ndern deren Betrieb nur denjenigen Perfonen zuſteht, 
rfaffungsmäßig dazu befugten Staats⸗ oder Kommunals 
Korporationen angeftellt oder Eonzeffionirt find. 
n Gattungen diefer Gewerbetreibenden find nämlich folgende: 
ıdufteure, Feldmeſſer und Nivellirer. 
Bew-Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 $. 21. Nr. 6. zählte bie 
d Nivellirer unter den Verfonen auf, welche ſich vor 
Gewerbeſcheines über den Beſitz der erforberlichen Eigen⸗ 
ı follten. 

S. 84.) 

Bol.Ed. v. 7. Sept. 1811 $. 118. beſtimmte in, Betreff 
nen ein Gewerbefchein nur auf das Zeugniß ber Regierung, 
als folche angeftellt feien, zu ertheilen, und daß ihre An⸗ 
) vorgängiger Prüfung Seitens der Oberbaubeputation er» 


©. 274.) 
v. 28. Febr. 1829 erflärte dieſe Vorfchrift für den ganzen 
varhie für anwendbar. 

. 19.) 


Beflimmungen und die fpeziellen Bolfchriften über bie 
Prüfung, Anftelung und die Verhältniſſe ver Feldmeſſer, 
und Niyellirer, insbeſ. das Feldmeſſer⸗Regl. v. 29. April 
m Ergänz und Erlaͤut. in Thl. VI. Bo. 4. des Werkes 
. 139—173. 
ber. 
jebörten bereits nach dem Bew.»Steuer-Ed. v. 2. Nov. 1810 
ı den Perfonen, welchen der Gewerbeſchein nicht vor dem 
Befähigung zu ertheilen. 

84) - 


Bol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 aber beſtimmte im $. 120.: 
mb Berggeſchworene werben nur als Staatsbeanite von ben Ober: 
fest. (6. ©. 1811 ©. 275.) 

oren. 

5teuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 führt biefelben im $. 21. Nr. 15. _ 
auf, welche ihre Qualififation vor Ertheilung bed Gewerbe» 
ifen haben. 


©. 84.) 
Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 aber beflimmt im $. 121., daß 
uf Nachweis ihrer Qualifitation von den Regierungen 
ragerihten angeftellt werben dürfen. 
. 275.) 


Binnen⸗Lootſen. | 
. Nr. 14. des Bem.sSteuer-Ed. v. 2. Nov. 1810 gehören 
ı den Berfonen, weldgen ber Gewerbefchein nur nad) ges 
fe ber Befaͤhigung ertheilt werben follte. 

©. 


Bol.-Ed. v. 7. Sept. 1811 beſtimmt in ven $6. 105—109., 
der Gewerbefchein nur auf ein auf Grund einer Prüfung 
rung zu ertheilendes Dualififations-Xtteft auszufertigen, 
fondere Prüfungs-Kommifflonen in Stettin, Colberg, ls 
3 und Memel einzurichten. 

©. 273.) 

$. 45. ber Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 und bie Er⸗ 
oben sub Nr. I, Lit. A, sub IV. A, ©. 85.) 
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das Handels und Schiffahrt treibende Publifum barauf anjuerfjanit gemiar 
nah dem A. &. R. Th. II. Tit. 8.56. 1343—1346. das Gin um 

ber- Schiffslabungen zu den ben Schiffsmäflern allein zuſtehenden umb 
Sefchäften gehört, und daß, wenn der Schiffer und jein Üiheber r 
beforgen will, folhes nicht von Korrefvondenten, oder Rommifjionaitd, jo 
von ben angeftellten Schiffsmaͤllern übernenmen werben barf. or. 


. 182) — 
7) Strafen des unbefugten Betriebes von Mä 
ſchaͤften. 
Das A. L. R. II. 8. 95. 1308. u. 1309. Heftinint: | 
$. 1308, Ber ſich ohne gefegmäßige Befelung und Verjlich 
niſche Gefchäfte sale Mäkler einmsiicht, foll den dopvelten Betrag.des a 
letlohns zur Strafe erlegen und bes bebungenen Mäflerlohus, v 
$. 1309. Bei der Wieberholung ift die Strafe jedesmal zur ver! 
Dazu: — 
Detlaration v. 30. Inni 1841, betr. die Strafbeſſimmungen 
unbefugten Betrieb von Maͤtler⸗Geſchaͤften. 
Dir Friedrich Wilhelm, ıc. x. 
erflären zur Befeitigung entflandener Zweifel auf ben Antrag Unſeres 
und nad) erforbertem Gutachten Unferes Staatoraths: 
daß die Vorjchriften des N. 2. M. Theil II. Tit. 8, ss 1. 
wegen Beftrafung des unbefugten Betriebes von Mäfler-Gefcjäften 
Ed. wegen Einführung einer allgemeinen Gewerbefteuer v. 2. Nat 
durch das G. über die polizeilichen Verhältnifie der Gewerbe v. 
für aufgehoßen nicht zu adpten, ſondern vielmehr fortwährend jur, 
u bringen find. 
Urtundlid x. (©. ©. 1841. ©. 127.) i 
8) Verhütung unbefugter Mäkelei. * 
Publik. der K. Meg. zu Königäberg, v. 23. März 18191), 
Um nit nur die Mißgriffe zu befeitigen, welde der in den Gemwen 
gebrauchte Ausdruck: kaufmänniiher Rommijlienär ober Epebiteur, him 
herorgehraßt hat, fendern auch tum manchem Unfuge zu, feuern, bee 
jezug auf die Gefchäfte ber vereibigten Mäffer und Scyiifs: Ahredi 
gangen {R, wird in Werfolg ber sen dem R. Tin. des H. an die K. Meg, 
unter dem 3, Sept. v. I. erfafienen Verf. hiemit feftgejept? b 

1) daß in Etelle ber bisher ertheilten Gewerbeſcheine zum? Beitiehe 
faufmännijher Kommifftenärs und Spediteurs fünftig Gewert 
Kommiffiong» oder Speditionehandel ausgefertigt werden jollen, mit 
gufügenden Bemerkung, daß ſolche nicht die Befugniß eriheilen, bie 
Maarn:Fonds oder Shifs-Mäklers zu betreiben; 

2) daß die im A. L. R. Th. 2. Tit. 8. 8. 1308. ff. enihaltenen 
über die Folgen der Zugiehung unbefugter Mätler dus ‚öffentfie 
während auszuhängenden —8 auf der Boͤrſe in Gnnerung 
den ſollen, und 

3) daß die Börſen-Vorſteher die Befugniß Haben, von jeben, ber 
id) mit ſolchen Mäftergefdjäften befaßt, uber ſich befien verbädh 
Borlegung des Bürgerbriefs und des Gemerbefcheins zit fordern, 
Verpflichtung obliegt, wenn es fich findet, daß ein folder Und 
gerieben hat, bavon ber Poligeibehörde zur Beftrafung beijelben A 
madıen. ıe. vr 

(@. in 83. — 1. 71) . n 





1) Die Reg. zu Breslau hat unterm 12. Jan. 1819 (9. IN. 708. - 
ein fait wörtlich gleihlautendes Publit. erlaſſen. — Iufoweit du 
noch die Ausfertigung von Gewerbeſche in en anorbnen, Mei 
ale antiquirt anzufchen, ba bergl. nad bem ‚Haufe -Megnl, ni 
1824 nur noch für bie im Umherzichen betriebenen Bewerb 
werben, 
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f) Geſinde⸗Vermiether. 


) Nach 5.21. Nr. 8. des Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 gehö- 
de Befinde-Mäfler zu den Perſonen, weldyen vor Eriheilung des 
ins der Dualififations-Nachireis obliegt. 

8. €. 1810 ©. 84.) 

‚9m $. 131. des Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 führt diefelben 

t enknigen Gewerbetreibenden auf, welche fi, durch ein Unbefcholtens 
ed der Poligeiobrigkeit des Orts auszuweiſen haben. 

€. 1811 ©. 276.) 

8) Die Gefinde⸗Ordn. v. 8. Nov. 1810 beitimmt in den 66.13. u. 21.: 

3. Niemand darf mit Befinte: Mäfeln fih abgeben, ber nicht dazu von 
it des Orts beſtellt und verpflichtet worben ill. 

KAL Bolizei-Obrigfeiten, welche Sefinde-Mäfler konzeſſieniren, liegt zugleich 

I Rifterlohn nach den örtlihen Verhältniſſen au beitimmen und befannt zır 

ES. 1810 ©. 102.) 











Ip: 
ER der K. Min. des I. für Gew.»Ang. u. des I. u. d. P. v. 26. Mär; 
Be bie Bedingungen der Zuläfjigfeit des Betriebes des Gewerbes als 


er. 
IVII. 511., ſ. in Thl. VI. des Werkes [Polizei-Wefen] Bd. 2. S. 437.) 
Berfonen, welche den Feingehalt edler Metalle feſt— 


= 

Dad. Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 führt im 6. 21. Ne. 12. 
awelicer, Gold- und Silber-Probirer unter denjenigen auf, 
# ver Ertheilung ded Gewerbeſcheines ihre Befähigung nachzuweiſen 
, (G. S. 1810 ©. 84.) 


5) Das Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 beſtimmt in den 66. 123 


133. Zumelicer, Gold: und Silber: Brebirer erhalten ten Gewerbeſchein 
&er auf ein Zeugniß ber örtlichen Polizeibehörde, daß fie ihr Gewerbe 
er dem 2. Nev. 1810 betriehen und einen unbeſcholtenen Ruf haben, ober 
Dusliüfaticnsatteit der Regierung. 
MA Die Nttefie der Gold» und Silberprobirer fellen Fünftig nur auf 
Fand einer Prũfuug ertheilt werben, welche bei ben mächitens neu zu organi⸗ 
Selirungsbehörden zu Berlin, Königsberg in Preußen oder Breslau ange: 
Tie Arteite ber Juwelirer werden dagegen blos auf die moraliſche Ueber: 
sen ihrer vollkemmenſten Nechtlichfeit ausgeitellt. 
B 125. Geld- und Eilber:Probirer find aber nur, die ein Gewerbe aus dem 
zen machen, und deren Proben öffentlich Glauben beigemeflen wird, Bloße 
Jiede und Silberarbeiter bedürfen zu Erlangung des Gewerbſcheins der 6. 123. 
Nachweiſung nidt. Wohl aber wird die Anordnung einer Auffiht über 
balt der Metalle, die fie verarbeiten, bejenders vorbehalten, 
€. 1811 S. 275.) 
Berfonen, weldhe die Befchaffenheit, Menge ober rich— 
ſerpackung von Waaren irgend einer Art feftftellen (Wär 
effer, Braafer, Schauer, Stauer u. |. w.). 
Das Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 beftimmt im $. 21. Nr. 18., 
leſſer, Wäger, Braafer, Stauer, überhaupt Alle, die beftellt 
die Duantität, Qualität, und richtige Verpadung von 
ren zu fonflatiren, den Gewerbeſchein nicht ohne vorherigen Nach« 
wr erforderlichen Eigenfchaften erhalten dürfen. 
u. ©. 1810 ©. 84.) 
) Das Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 disponirt in ben $$. 113 
113 Güterbeftätiger, Schaffner, Mefier, Mäger, Braafer, Schauer, Stauer, 
urt Alle, welche öffentlich beſtellt find, die Quantität und Qualitaät ber Waa⸗ 
NL 82 10 
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r 
ren ober dern richtige Verpackung zu befunden, dürfen nur auf Qualififatier 
der örtlichen Polizeibehörde Gewerbeſcheine erhalten. 
5. 114. Dieſe Atteſte können jegt benen nicht verweigert werben, bie 
2. Nov. 1810 bereits in der Ausübung folher Gefchäfte befanden, und wi 
Mechtlichkeit nichts zu erinnern ift. ' 
6.115. Künftig werben ſolche Perfonen zu ihren Gewerben geeignet | 
Mahl der Kaufmannfhaft und die Beftärigung ber örtlichen Boligeibebarhe, 
$. 116. Wo Stadtwaagen beftehen, die nicht vorzüglih für ben Gr 
beftimmt find, da fest der Magiftrat den Wüger an. 
6. 117. Tod) darf der Stadt von ihm fein Wäger aufgebrungen werbe 
den die Stadtverordneten-Verſammlung proteſtirt. (G. &. 1811 ©. 274.) 


i) Güterbeftätiger und Schaffner. 

1) Das Gewerbes Steuer-Ep. v. 2. Nov. 1810 führt im $. 2L 
biefe Perfonen unter denjenigen auf, melden der Bemerbefchein 
vorherigen Nachweis der erforderlichen Eigenſchaften zu ertbeilen. 

(8. ©. 1810 ©. 84.) . 

2) Das Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 enthält über dieſch 
betr. Beftimmungen in ben $$. 113—115. (S. oben.) 


3) Ueber die Anftelung, Dualifitation und den Gefchäftebel 
Spyediteurs im Oftpreuß. Hafen zu Pillau, vergl. dad Regl. v.3 
1792 (N. C. C. Tom. IX. No. 86. de 1792 S. 1105. Rabe's Samml. Br. 2 | 
nebft Defl. deffelben v. 9. Sept. 1796. (N. C. C. Tom. X. S. 641. 
de 1796, Rabe's Samnıl, Bd. 3. S. 526.) 


k) Berfonen, welche ein Gewerbe daraus madhen, Leid 
reinigen und anzufleiden, oder die zur Beftattun 
Zeichen erforderlichen Geräthſchaften und Wagen zu] 
1) Das Gew.» Steuer» Ed. v. 2. Nov. 1810 führt im $. 21. 5 

bie Perjonen, welche ein Gewerbe daraus machen, Leichen zu rei 
und anzufleiden, und unter Nr. 30. die Todtengräber unt 
jenigen auf, welchen der Gewerbeſchein nicht ohne vorgängigen A 
der erforderlichen Eigenfchaften zu ertheilen ift. 

(6. ©. 1810 ©. 84.) 

2) Das Gewerbe: Pol.» Ep. v. 7. Sept. 1811 erwähnt im 6] 
Perfonen, die ein Gewerbe daraus machen, Leichen zu reinigen un 
ziehen, unter denjenigen Gewerbetreibenden, bie jedesmal hei Läfı 
Gemwerbeicheind ein Atteſt der Lokal» Polizeibehörde beibringen müſſ 
ihnen die Anſtellung oder Portfegung ihres Gewerbes für das nädf 
geftattet fei. 

3) In den Landestheilen, wo das Ep. v. 7. Sept. 1811 nicht ti 
fand, war zwar eine foldye Befchränfung nicht gefeglich vorgefchriehen 
führten Sitte und Herfonmen faft überall zu demfelben Mefultate. 

4) Was das Leichenfuhrmefen betrifft, fo beftand biäher e 
gemeine Borfchrift nur für diejenigen Randeßtheile, in welchen die Fra 
Geſetzgebung zur Anwendung fommt, nämlich das Defret v. 23. Prairk 
wonady das Halten von Leichenmwagen zu Iedermannd Gebrauch auf 
liches Borrecht der Kirchenfabrifen ift, die davon mäßigen Bortheil 6 
In den übrigen Landestheifen dagegen beſtehen in dieſer Hinſicht fe 
ſchiedene Einrichtungen. In einigen Orten find einzelnen Kirdyen &4 
Privilegien und Exfluftv» Berechtigungen ertheilt, 3. B. in Königsb 
anderen haben ſich die Kirchen ſolche Vorrechte blos angemaaßt, 3. 
Stargardt. In einigen Orten befindet ſich die Polizeibehörde im 
eined Erkluſiv-Rechtes, 3. B. in Berlin, in anderen die Kämmerel, } 
Potsdam und Stettin, in anderen eine Korporation, 3.8. in Galle t 
loren, und in nody anderen endlich kann Jeder Leichenwagen Balten, | 

Magdeburg. 
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m Jemand ein gegründetes Recht auf die außfchließliche Befor- 
ichenwagen bat, da behält es Dabei auch nach der Gewerbe⸗Ordn. 
1845 das Bewenden; auch ift dadurch in den dieferhalb etwa 
Reglementd nichtd geändert worden. 

oren. 

nverbe- ron. v. 17. Ian. 1845 erwähnt derſelben nicht aus- 
auch in ben älteren Gewerbe⸗Geſetzen ift von benfelben nicht 


k. der K. Min. der F. (Blottwell) u. des I. (dv. Manteuffel) 
1846 an die R. Reg. zu Erfurt, bemerkt indeß in Betreff der- 


Rey. erhält in der Anl. (a.) den an den N.N. heute erlaffenen Beſcheid 
b6 des Turationegeihäfts zur Kenntnißnahme und Aushändigung. 
Anl. a. 
wird auf die unterm 6. Dez. v. 3. bei dem Min. des 3. eingereichte 
öffnet, daß das Gefchüft eines Tarators verfuffungsmäßig und nad, den 
er Allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. v. J. als ein Gewerbe nicht be: 
a kann, vielmehr ben bazu bisher für befugt erachteten Behörben über: 
muß, die Tarateren zu beitellen. 
der Mag. zu X. bisher die dert befinblichen Taratoren obfervanzmäßig 
n Bebürfniß zu deren Vermehrung nach den angeftellten Grmittelungen 
I nicht vorhanden it, fo muß es bei der Entſcheidung ber K. Meg. 
Bewenden behalten Berlin, den 20. Jult 1846. 


r Finanzminiſter. Der Min. des J. Im Auftrage. 
Flottwell. v. Manteuffel. 
N.N. ıuN. 


L 18946 ©. 144. Rt. 229.) 


Die Borfchriften der A. G. O. Th. II. Tit. 6. in Betreff der 
en Taratoren. 


iſichts aller vorftchend sub A. aufgeführten Verfonen beftinnmt 
er Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845. 


erigen Vorſchriften über die Befähigung der in den 66. 51. u. 52. bes 
fonen, über bie Zahl, fewie den Umfang der Befugniffe und Verpflich⸗ 
em bleiben ferner in Kraft. Jedoch wird den Minifterien vorbehalten, 
Meänterungen und Graänzungen zıı treffen. 

» die Miniſterien befugt, da, wo über die Anftellung und den Geſchaͤfts⸗ 
Berfonen feine Borjchriften beftehen, ſolche zu erlaſſen. 

1845 ©. 51.) 


IV. 


Kleinhandel mit Getränken, fowie ber Bafl- und 
Schankwirthſchaft. 


t, de canponarum origine et jure, et magistratuum in ils conden- 
Mting. 17:39. 

jure erigendi cauponas et hospilis publica, lam in genere, quam 
erris Brunsw. Län. Götting. 1739. 

r, de jure hospitiorum; überfegt von Bed. Frankf. 1727. 

‚ Kameral: und Polizei⸗Recht, Bd. 3. ©. 303. ff. 

yde, der Gaft: und Echankwirth, oder Mittheilung ber über ben Ge⸗ 
ind bie polizeilihen Berhältnifie der Gaſt- und Schanfwirthe, fewie 
idel mit Getränfen überhaupt beitehenven gejeglihen Beſtimmungen. 
Ragbeburg, 1842. (20 Eur.) 

ibner (Meg. Sefretair), die ‘Preuß. Gefeßgebung in Betreff des Groß: 
‚eis mit geiftigen Getränfen, bes Saft: und Scankwirthihaft:Betriebes 





m 6. 67. des Entwurfs v. Jahre 1837, waren diefelben ausdrüdlic 
ıter bee hier in Rede jichenden Kathegorie ber Gewerbetreibenden aui: 
. Der Orunb der jpäteren Weglaffung if nidt zu ermitteln, 


10* 
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und ber Zulaffung von Speifewirthichaften, Reſtaurationen, Kaffeehäufern, . 
reien und ähnlihen Anlagen, nebit einem Anhange, enthaltend die Veror 
wegen gewiſſer Luftbarleiten, melde von Gaſt- und Schanfwirthen veranf 
werben pflegen und bie dergleichen Gewerbetreibende inebefondere angehend 
beflimmungen. 8. 1846. (17% Ser.) 


Borbemerfung. 


Der an und für ſich wenigftens fittlich gleihgültige Genuß: | 
Setränfe wird zur wahren Unflttlichfeit, wenn er in ſchädlichen 
braud) übergeht, und indbefondere, wenn er in das Laſter ber Tra 
beit ausartet. Da aber dies Laſter nur alzuhäufig, namentlich um 
niederen Ständen, vorfonmt, fo rechtfertiget fich die Vorkehrung angen 
polizeilicher Deaaßregeln zu deſſen möglichfter Verhütung ). Unzwe 
trägt namentlich die übermäßige Vermehrung der Schankwirthſcha 
Betränfe= Verfauföftelen weſentlich dazu bei, die fo fehr verbreitete 
Allgemeinen fo ichäpdliche Neigung zum Genuß geiftiger @etränfe zu € 
und deren Befriedigung zu erleichtern. Auch bat die Erfahrung 1 
daß der Betrieb dieſes fchon an fich Feine Begünftigung verdien 
werbes ſehr häufig nur deshalb begonnen wird, um einem geisäfien 
figgange fröhnen zu können. Theils diefe Rüdfichten, theils auch dk: 
wendigfeit einer nefchärften polizeilichen Aufficht im Intereffe der fen 
Sicherheit und Ordnung, über die Perfonen, wie über die Lokalien d 
dem Betriebe der Gaſt⸗ und Schanfwirtbfchaft, ſowie mit dem Kels 
mit Getränfen, ſich befchäftigenden Gemerbetreibenden, haben die bel 
Aufmerffamfeit der Gefeßgebung auf diefen Gegenftand gelenft, bera 
fohreiten in dieſen Beziehungen ſich als volfonmen angemeflen & 
Seit alten Zeiten war in Deutfchland das Recht zur Anlegung von 
und Schanfwirthichaften Fein unbedingt freies, fondern erforderte ſu 
befondere, durdy Erlaubnig der Obrigkeit (Konzefiton) ertheilte Verech 
In einzelnen Territorien batte fiy aus dem polizeilichen Hoheit 
ein nutzbares Kammer-Regal gebildet; in anderen war die En 
oder die Ertbeilung der Konzefflon dazu in ein nutzbares Dermöge 
ber Ortsobrigfeiten, nämlich der Magiſträte und Outöherrfchaften, aut 
indem die Wirthshaus⸗ und Schenfberechtigungd- Konzeffion als ein 9 
der niedern oder Polizei-Gerichtsbarkeit angefehen wurde. 

Diefe Berbältniffe Haben fi durch die neuere GemwerbesPBolizeis 
gebung in Preußen geändert, indem jegt lediglich die ffaatsohrii 
lie Aufficht über jene Gewerbe in Thätigfeit getreten if. 

I. Allgemeine Darftellung des Ganges der betrefl 
feßgebung. 

Der Gang ber Preuß. Geſetzgebung über den in Rede fiehenden | 
ftand ift folgender geweſen. 

1) Bunädhft führte das Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 im 
Nr. 7. die Gaſt- und Schänfwirthe aller Art, einfchliehlid 
die figende Säfte haben, unter den Perfonen auf, welchen ver Gen 
fhein nur dann zu ertheilen fei, wenn fle zuvor den Beflg ber erfi 
chen Eigenfchaften, indbejondere der Linbefcholtenheit, auf die vorgeſch 
Weiſe nachgewieien haben. 

(8. ©. 1810 ©. 83. u. 84.) 

2) Im Anfchluß an biefe Beftimmungen ertheilte das Gewerbe⸗P 
v. 7. Sept. 1811 folgende Vorſchriften: 


1) Berg. in dieſer Beziehung auch die Vorfchriften ber Verhütung ber! 
im DBranntweingenuß buch Bildung von Vereinen unter ben | 
fern, duch Beförderung der fogen. Mäfigfeits-Bereine, u 
polizeilihe Verbote in Betreff des Spendens von Branni 
in Thl. VI. (Bolizei-Wefen) Bo. 2. ©. 315—318, 
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5131. Gaſt⸗ und Schänfwirihe jeder Art, einfchließlich derer, bie ſitzende 
Ma jeher, müflen — fie mögen das Gewerbe nun fchon bisher betrieben haben 
R von neuem anfangen — jedesmal bei Löfung des Gewerbefcheins ein nicht über 
m Wehen altes Zeugniß der örtlichen Polizeibehörbe beibringen, baß ihnen bie 
Mekms eder Fortſezung ihres Gewerbes fir das nächſte Jahr geftattet fei, und 
Bam sine dieB den Gewerbeſchein nicht erhalten. 

ER Dies Zeugniß foll jedech denen nicht verfagt werben, weldye ein foldyes 

Dapke bicher rechtlich betrieben und zu feiner begründeten Beichwerbe Beranlaflung 


















haben, 

RER Die Ausftellung dieſes Zeugnifies für Diejenigen, die ein foldhes Ge⸗ 
von amem anilellen, ober von andern nbernehmen wollen, bleibt dagegen 

zelizeilichem Ermeſſen anheimgeitellt, und foll wegen deren Berweigerung 
ee an die obere Polizeibehörde Statt finden. (G. S. 1811 ©. 276.)'). 
8) Der 5.55. des Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 beflimmte ferner: 
 Ghantftätten auf dem Lande fönnen nur unter bejonderer @enehmigung 
Binelizeibehörbe angelegt werten. Dieſe Genehmigung wird nur in ſofern 
5, a ich die Polizei von ber wirklichen öffentlichen Nützlichkeit einer ſolchen 
gen kann: auf den bloßen Vortheil des Unternehmers kommt es babei 
jevody das Recht zum Debit zu brauen und zu brennen hat ober 
auch das Recht, das fabrizirte Getränk innerhalb der Grenzen feines Hof: 
u Detail zu verfauien, nur darf er, wenn er nicht jonft das Mecht dazu 
wu Güfte ſetzen. (8. ©. 1811 S. 269.) 
Mine fernere Beſchränkung des Handels mit Getränfen 
Eden Lande wurde demnächſt durch die R.O. v.28. Oft. 1827 angeorbnet. 
ben im Berichte des Staatsmin. v. 16. d. M. angeführten Gründen, jeße 
4 bems Antrage deſſelben, hierdurch fefl: taß vom 1. Juli 1828 an, in allen 
Wellen, in welchen das Sewerbe:Rolizei-®. v. 7. Sept. 1811 zur Anwendung 

m Biftumalien:, Material: und Kramhändlern auf den Lande, fie mögen 
DR ſchon angeſetzt haben oder künftig anjegen, ber Handel mit Getränfen 
Genehmigung ber Kreis» Polizeibehörben geflattet und dieſe Genehmigung 
æ benfelben Sebingungen ertheilt werden foll, unter weldhen nady der Be: 
im &. 55. des ©. v. 7. Sept. 1811 die Errichtung einer neuen Scanf- 
läfig iſ. Das Etaatsmin. hat bie öffentliche Bekanntmachung diefer Ber 
zu veranlafin”’). (8. ©. 1827 €. 174.) 


Sp Ausführung und Erläuterung dieſer Beitimmungen find eine 
ae anzahl minifterieller Berfüigungenergangen, unter welcden insbef. 
1 








N. der K. Min. des H. u. des J. u. d. P. v. 7. Ian. 1823 (A. VII. 
— 1. 94.), nebft den dazu wiederum erlaffenen Grläuterungen bevor: 
 zufehen iſt, welches eine ausjührlide Initruftion über die Art und Meife 

Ber Anwendung ber Beftimmungen der 66. 131—133. des Gew. : Pol.: Ed. 
».7. Sept. 1811 ertheilt. Auch hatte das 6. R. derielb. Min. v. 7. Jan. 
1823 (9. VII. 169. — 1.95.) an die 8. Reg. ber neu⸗ und wiebererwor: 
benen Provinzen angeordnet, daß nadı jenen Yeitfegungen auch in biefen 
Landestheilen verfahren werben folle, fomeit nicht dortige beſondere gejepliche 
: Borichriften anderweitige Anorbnungen enthielten. — Da gegenwärtig burd) 
die K. O. v. 7. Febr. 1835 neue Beitimmungen für den ganzen Um— 
ang der Monarchie ertheilt worden find, melde die Geſetzgebung über 
Kleinhandel mit Getränfen und den Betrieb der Gaſt- und Schankwirth⸗ 
ft anderweitig vollitändig veguliren, fo haben bamit fowohl 
gg. 131—133. des Gew.⸗Pol.-Ed. v. 7. Sept. 1811, als auch alle 

f bezügliche minifterielle Neſkripte und Publifanda der Verwaltungs: 
Behörten ihre praftifhe Bedeutung verloren, weshalb es der Mitthei: 
“ Img derſelben nicht bedarf. 
| Das MR. der K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (Gr. v. Alvens⸗ 
leben) v. 20. Febr. 1839 an die K. Reg. zu Gumbinnen, bemerkt: 

„Der K. Reg. wirb eröffnet, daß bie K. DO. v. 28. Oft. 1827 zwar 
„ihren Worten nad nidt auebrücdlich zwijchen dem Groß: und Klein- 
„handel mit Getränken unterfcheidet, die Abficht berjelben ihrem ganzen In: 
„halte nach aber offenbar nur dahin gegangen if, ten Betrieb bes Klein: 
„handele auf dem Lande zu beſchränken, daß diefelbe bieher jtete in dieſem 
„Einne ausgelegt und baher auc angenommen werben, baß fie durch bie 
„Allech. 2. v.7. Geb. 1835 aufgehoben ſei.“ (9. XXI, 219. — 1.193.) 


k 
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5) Bei Prüfung des vierten Landbtags= Abfchiebes für | 
Preußen (v. 3. Mai 1832) wurde demnädyft (auf die Petiti 
fhränfung der Anlage von Schanfftätten) von des Könige 9 
geordnet, 

"daß bei jeder Nachfuchung der Konzeſſion zur Anlage, ein 
flätte durch vie betr. Polizeibehörde eine gründliche Prüfun 
dringende Bedürfniß einer foldhen Anlage v 
fel, veranlaßt, und die Ertbeilung der Konzefilon in jede 
die Nachweiſung diejed dringenden Bedürfniſſes und übe 
viel ala möglich beſchränkt werden jolle. 
Zugleich war beitimnt worden, daß hiernach die Provin 

mit Anweiſung zu verfehen (A. XV. 546.). Diefe Anweifung ı 
dad R. des K. Staats:Min. v. 16. April 1832 zunächſt an 

Präſid. der Provinz Preußen (9. XVII. 182. — 1. 114.) un 
anderweitig und zugleich an bie K. Ob. Vräjld. der Provin; 
Sclefien, Pommern, Brandenburg und Sadıfen 

April 1833. 

(A. XVIl. 495. u. 496. — 2. 152. u. 153.) '). 

6) Hieran Schloß ſich demnächſt die zur Zeit in Gülti 
bende Geſetzgebung über den Segenftand an, nämlich: 

a) die KR. O. v. 7. Behr. 1835, in Betreff des Kleinhandels 
ten auf dem Lande und des Gaſt- und Schanfwirthichaft 
überhaupt, für alle Theile der Monarchie; 

b) die K. O. v. 21. Juni 1844, betr. den Kleinhandel mit ©e 
den Gaſt⸗ und Schanfwirtbfchaftö- Betrieb; 

c) der 8. 55. ver allgem. GewerbesOrdn. v. 17. Ian. 1845; 

d) die 8. DO. v. 16. Nov. 1846, betr. das Verbot des % 
Schanf- oder Gaſtwirthſchaft, ingleichen des Kleinhandels 
fen am Babriforte felbft oder im Umkreiſe einer Meile | 
Fabrikinhaber und PBabrifanten ıc., ſowie der son ihnen 
Berfonen. 

Bergl. diefe Gefege sub 1. 


1. Die gegenwärtig gültige Gefeßgebung über ben . 
del mit Getränfen und die Gaſt- und Schanfwirthfch 

Die allgem. Gew.Ordn. v. 17. Jan. 1845 vermeift im $. 
K. D. v. 7. Febr. 1835. und v. 21. Juni 1844, als der über 
bandel mit Getränfen und die Saft: und Schanfwirtbichaft ferı 
tigen Bejege, deren Anwendbarkeit indeg modifizirt wird. 


— 





Aus der hiernach anzunehmenden Aufhebung der K. O. v.“ 
ergiebt ſich, daß die zu deren Erläuterung erlafienen R. des 
J. u. d. P. v. 19. Jan. 1828 (A. XII. 175.),v. 8. Marz 1! 
1076.), v. 18. Juni 1828 (a. a. O. 526.), v. 12. Nov. 18 
1077.), u. v. 2. Juni 1829 (N. XII. 379.), desgl. der K. 
vw. d. F. v. 21. Ian. 1829 (A. XIII. 156.) u. v. 29. Sept. N 
G. 3. No. 105.), welche ſich insbeſ. and dahin ausjprecden, 
nicht auf die nen und wietererworbenen Yandedtheile a 
ale bejeitiget zu eradıten find. 

1) Auch dieſe Beitinnmungen, juwie das mit Bezug auf biefelben e 
des K. Min. des J. v. 29. Sept. 1833 (N. XVII. 497. — 
ben gegenwärtig fein praftifdies Intereſſe mehr, da fie du 
v. 7. Febr. 1835 befeitiget werden fine. 

2) Die bier gegebenen Gejege handeln nur über die Befugniß 
wähnten Gewerbebetriebe (Konzeſſion), wegegen Diejenigen 8 
welche bie polizeiliche Beauffidıtigung deſſelben betreffe 
Abſchnitt III. mitgeteilt werden. 


Beding. bes ſteh. Bew. Betriebes; Kleinhanbel mit Getränken ıc. 151 


5.55. a. a. O. beflimmt nämlich: 


\ Sixähtlih bes Kleinhandels mit Getränken, je wie ber Gaſtwirthſchaft und 
 Ghzahwirisichaft, behält es kei den unterm 7. Febr. 1835 (©. S. ©. 18.) 
zairm 21. Juni 1844 (©. S. S. 214.) ergangenen Beitimmungen mit ber 
fein Bewenben, daß die Nüdjicht anf bisherine ausichließlidhe Gewerbebe: 
nicht weiter flattfindet, und daB an die Ztelle ter in jenen Beſtim⸗ 
agedrohten Strafen, bie des gegenmärtigen Geſetzes treten. In ber voli- 
Genehmigung kann eine neh vor Ablauf des Kalenterjahres endende Friſt 
werden, innerhalb deren das Gewerbe bei Berluft ter Befugniß zum Be: 
kefelben begennen werden muß. 
(6. €. 1845 ©. 52.) 


RD. v 7. Sehr. 1835, in Betreff des Kleinhandels wıit Ges 
auf tem Lande und des Gaſt- und Schanfwirthfchaftd «Betriebes 
‚ für alle Theile der Monarchie. 


Herfiellung eines gleihmäßtgen Verfahrens ter Behörden in Betreff ber 
des Kleinhandels mit Getränken auf dem Lande und des Gait: und 
aftsbetriebes will Ich, für alle Theile ver Monarchie, hierdurch ol: 
keinen: 
Mer anf dem Lande einen Rleinhandel mit Getränfen, oter in ten Städten 
EB auf dem Lande Saft: oder Schanfwirthichaft betreiben, oder überhaupt zu: 
- Dereitete Speifen ober Getränke zum Genuß auf der Etelle, gegen Bezahlung 
ihen will, bedarf dazu eines auf jeine Perſon und auf ein beſtimmtes 
lautenden polizeilichen Erlaubnißſcheines. 
Grlaubnißichein wirb in den Stäbten ven der Orts-Polizeibehörde, na 
enem Gutachten der Kunımunalbehörbe, jo wie außerhalb der Stübdte 
ihres Volizeibezirkes, nad vernommenem Gutachten der Ortspelizei- und 
nalbehörde, von dem Kreis-Laudrathe ſtempel- und fpertelfrei ertheilt 
mb barf jederzeit nur für ein Kalenderjahr ausyeitellt, Fan aber von der aus⸗ 
Behörde von Jahr zu Jahr durch einen darauf zu jegenden Verlan— 
36:Bermerf erneuert werben. 
Elaubniß zum Beginn ber zu 1. gedachten Gewerbe jell in allen allen 
werten, wenn 
a) bie Berjönlichkeit, die Yührung und die Vermögensverhältniſſe bes Nach: 
\ juhenden nad dem Urtheil der Orts: Bolizeibehörbde nicht die genügende 
Birgichaft eines ordnungsmäßigen Gewerbebettiches gewahren, oder 
d) wenn das zum Betriebe des Gewerbes beſtimmte Lokal wegen jeiner Be: 
Kbafenheit und Lage dazu nicht geeignet erfcdeint. 
niB zum Beginn bes Kleinhandels mit Getranken auf tem Lante, 
jar Anlegung ftädtiicher oder laͤndlicher Schanfwirtbicdaften, mit benen Lie 
gung von Fremden nicht verbunden üt, foll nur in jeldyen Fällen ge: 
MBattet werden, in denen fid die Behörde von der Nüplichkeit und dem Bebürf- 
ziffe der Anlage überzeugt hat. Wenn die Kommunalbehörde (Nr. 2.) in ih: 
zu Gutachten bie Nüglichkeit und das Bedürfniß der Anlage nicht anerkennt, 
BolizeisBehörde oder der Landrath aber das Bedenken nicht begründet fin: 
je hat bie Regierung definitiv darüber zu entfcheiden. (ben dieſes joll 
haben, wenn die Konmunalbehörbe aus behauptetem Mangel binreichender 
fanftalten die Ertheilung einer neuen Konzeſſion in Antrag bringt ober 
srtet, und die Polizeibehörbe oder ter Lantrath das Berürfnig nicht 
nen. 
f6 der Fortſetzung der zu 1. gebadhten, bei bem Erſcheinen Liefer V. be 
Bits im Betriebe ſtehenden Gewerbe in dem nämlicen Lokale foll denjenigen, 
welhhe dieſe Gewerbe zur Zeit zwar chne einen, ben Vorſchriften zu 1. u. 2. 
wifprechenden Grlaubnißfchein, aber doch rechtmäßig betrieben, tie Ausftellung 
ines ſolchen Sceins für das laufende Jahr, und künftig denjenigen, welde 
ven Erlaubnißſchein auf den Grund des bisherigen Gewerbebetriebs oder der 
kimmungen zu 3. und 4. einmal erlangt haben, die Verlängerung deſſelben 
wa Jahr zu Jahr nicht verjagt werden, ſofern jie bis dahin bei ihrem Ge: 
Vecheberriche zu begründeten Bejchwerten feine Veranlaſſung gegeben haben. 
Bat die Kommunalbehörde Beichwerde erhoben, welche die Bolizeibehörte nicht 
gründet hält, fo it die Sache zur Entſcheidung ver Regierung zu befördern, 
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6) Die ertheilte Erlaubniß beſchraͤnkt ſich jeher eit auf die Perſon 
Sceinen benannten Gewerbtreibenden. Die Erben derfelben, obe 
ber ihrer Betriebslofalien genießen Hinfihtlic der Beflimmungen ; 
keinen Borzug vor Andern, welche die gedachten Gewerbe in einen 
fale beginnen wollen. 


Ueber die Gründe zur Verſagung des Grlaubnißfheine oder bi 
rungsvermerfs ift die Polizeibehörbe, abgefehen von ber Ginwirkun 
munalbehörde (Nr. 2.), nur ihrer vorgefegten Inſtanz nähere Au 
bern ſchuldig. 

8) Wer ein Gewerbe, zu welchem ein polizeilicher Erlaubnißſchein er 
ohne einen ſolchen Schein oder vor dem Anfange des Jahres, auf 
ſelbe lautet, ober in einem andern, als dem darin bezeichneten 2o 
oder nad, dem Ablaufe des Kalenderjahres fortjegt, ohne einen nı 
nißfhein oder den Verlängerungsvermerf auf dem früher eriheilte 
haben, verfällt in eine Geldbuße von fünf bis funfjig Thalern, 
haͤltnißmaͤßige Gefängnißftrafe. 

9) In denjenigen Landestheilen, in welchen noch ausichließlihe B 
vorkommen, oder Realberehtigungen, namentlih nah $. 54. dei 
Sept. 1811, oder nach F. 6. des Geſetzes wegen Aufhebung der 2 
Bannrechte in der Provinz Pofen v. 13. Mai 1833 begründete 9 
Krugsverlagsberehhtigten noch zu berüdfihtigen find, bleiben. bie 
Geſetze zwar nach wie vor in Gültigkeit, jedoch nur in foweit, ı 
wendung mit den obigen Beſtimmungen nicht in Widerſpruch ftef 
dere fann auch von den Befimmungen ad 3. niemals eine Ausnal 
fien einer Nealberedhtigung gemacht werben. 

Sch beauftrage das Staatsmin., Meinen Befehl, für deſſen Au 
Min. des 3. Sorge zu tragen haben, durch die G. ©. zur öffentlid 
zu bringen. 

(G. S. 1835 ©. 18.) 


B. 8. O. v. 21. Inni 1844, betr. den Kleinhandel mit 
und den Gaſt⸗ und Schanfwirthichafts- Betrieb’). 

Zu mehrerer Sicherung der Erfolge, welde bei Erlaß der O. v. % 
in Betreff des Kleinhandels mit Getränken und des Gaſt- und Scan 
Betriebes, beabfichtigt worden find, beitimme Ic, hierburh auf ben 
Staatemin. v. 11. d. M. für fänmtliche Provinzen der Monarchie, wa: 


7 


ud 





1) Das C. R. der K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) u. d. F. (Fle 
Zuli 1844 ertheilte mit Bezug auf dieſe 8. DO. an fämmtl. 
folgende Anweifung: 

„Dit Bezug auf die O. v. 21. Juni d. J., betr. die Ergäı 
„dv. 7. Febr. 1835, wegen des Kleinhandels mit Getränken au 
„und des Gaſt⸗ und Schankwirthſchafts⸗Betriebes überhaupt, wir 
„darauf aufmerffam gemadt, daß biefe D., wie ihre Faſſung e 
„auf Beichränfungen der fhon beftehenden Kleinhandlungen 
„Getränken gerichtet ift, hier vielmehr die Beſtimmungen der V. 
„1835 zu 5. zur Anwendung fommen. In den Stäbten wird ab 
„lic der Befigftand feft zu ftellen fein. Die K. Reg. hat daher die 
„Anordnungen zu treffen, damit fofort eine Aufnahme berjeni, 
„und Verkaufs-Lokale erfolge, von und in welchen der Kleinhan 
„ſtigen Getränken bei Bublifation der O. v. 21. v. M. betrieb: 
„damit diefe Berfonen für ihre Lokale mit den nunmehr erforder! 
„lichen Srlaubnißfcheinen verfehen werden. Bei den erft nadı 
„tion der O. v. 21. Juni d, 3. zu eröffttienden Getränke Kleı 
„iſt dagegen vor Grtheilung der polizeilichen Erlaubniß, in G 
„V. v. 7. Febr. 1835, die Nüglichkeit und das Beduͤrfniß zu « 

„Es erjcheint angemefien, daß die K. Neg. die Unterbehör 
„Ihleunigk mit Anweifung verfehe, damit nicht eine unrichtig 
„zu möglihft zu vermeidenden Störungen bes Gewerbebetriebes ı 
„den Beranlaflung gebe.“ 

(Din. BI. d. i. V. 1844 &, 210. Ne. 234.) 
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Inganbel mif Getränken fol nicht blos auf dem Lande, fondern auch 
Btäbten den Beflimmungen ber DO. v. 7. Febr. 1835 unterworfen fein, 
ı zur vierten Gewerbefteuer:Abtheilung gehörigen Ortſchaften ſollen bie 
ren jener O. wegen des Schanfwirthichafts-Betriebes aud auf den Bes 
Gaſwirthſchaft Anwendung finden. 


unter 2. begeichneten Ortſchaften bat fortan nicht die Orts⸗Polizeibe⸗ 
mern ber Kreis-Landrath die Erlaubnißfcheine zum Betriebe derjenigen 
: zu eribeilen, welche den durch die D. v. 7. Febr. 1835 und burch die 
ztige D. vorgefchriebenen Beſchraͤnkungen unterliegen, 
Befehl iR duch die &. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 

1844 ©. 214.) 


sgänzungen und Erläuterungen zur 8. D. v. 7. 


gu Nr. 1. (der K. O. v. 7. Febr. 1835). 
den Worten: „Kleinhandel mit Getränken.“ 


Begriff von: „Kleinhandel mit Getränken“ iſt In 
n R. erläutert worden: 


MR. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. Gethe) u. des I. u. 
er) v. 13. Aug. 1835 an fänmtl. 8. Reg. 


Als Kleinhandel mit Getränken ift der Handel (Kauf zum Wieder: 
Bein, Branntwein ober andern geiftigen Getränken anzufehen, fobalb 
, als in hölzernen Gebinden verlauft werben, 

L 181.) 


ko — 


N. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (Bethe) u. bes J. u. 
ochow) v. 12. Oft. 1837 an fämmıl. 8. Reg., fo wie an dab 
ium in 2erlin. 

nen öfter Falle vor, in weldhen von ben wegen unbefugten Kleinhan: 
igen Getränken zur Unterfuhung und Beitrafung gezogenen Berfonen 
gemacht wird, daß von ihnen ein Kleinhandel nicht betrieben wor: 
e das Getränf in folhen Duantitäten verkauft, welde zum Kleinhan- 
hnet werden fönnten. 

v. 7. Gebr. 1835 hat den Begriff des Kleinhanvels nicht feftgeftellt; 
es in ber C. 23. v. 13. Aug. 1835 sub 2. dahin geichehen, 
Keinhandel der Handel mit Getränken anzufehen, fobald Ießtere ans 
in hölzernen Gebinden verkauft werben. 

en hat die Induſtrie Ihen Mittel gefunden, aud die Feſtſetzung ber 
ägung zu umgehen, inden man fo Heine hölzerne Gebinde anfertigen 
faum ein halbes Duart enthalten, und das Geträank in foldhen verfauft. 
baher als Defl. der Beflimmung ad 2. der E. V. v. 13. Aug. 1835 
hierdurch feftgefeßt, 

hölzernen Bebinde minbeflens bie Größe eines halben Anfers haben 


itigung ber Eingangs erwähnten und ähnlicher Einwendungen hat bie 
e beflaratorifche Beſtimmung, und, infofern dies noch nicht gefchehen, 
die oben angeführte Beitimmung der C. V. v. 13. Aug. 1835 
Ihr Amtsblatt zur Kenntniß des Handel treibenden Publikums zu 


L 1074. — 4. 186.) 


des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 15. Ian. 1838 an 
zu Eößlin. 


Ber. der R. Reg. v. 30. Nov. v. J., bie Ausübung bes Kleinhandels 
rin betr., wird Derjelben eröffnet, daß die buch das R. v. 12. Oft. 
e Beftimmung, dad zum Kleinhandel mit Getränken im Sinne des ©. 
835 aller Getraͤnkehandel in Eleineren Gebinden, als in halben Ans 
et werden folle, an fid eine allgemeine, und fowohl für das platte 
: bie Städte gültige il. 

IL 202. — 1. 192.) 
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B) Die 8. O. v. 21. Iuni 1844 beftimmt (unter Nr, 
Kleinhandel mit Getränken nicht blo8 auf dem Lande, ſt 
in den Städten ben Borfigriften der 8. O. v. 7. Bebr. 
worfen fein fol !). 

(Oben ©. 152.) 


v) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 15. £ 
bie K. Meg. zu Liegnig. Deftillateure find als fold 
Kleinhandel mit Setränfen berechtigt, fondern müſſen 
ders fongeffionirt fein. 

Menn auch, wie die K. R. in dem Berichte v. 26. v. M. auef 
gung von Defillationsanftalten in den Städten, in fofern die Anlc 
hen Erforderniſſen entſpricht, nicht verfagt werden fann, fo folgt ba 
daß Deftillateure, als foldhe, zum Kleinhandel mit Getränten berechti 

Nach den V. v. 7. Febr. 1835 und 21. Juni e. ift zu bem . 
Getränken die polizeiliche Genehmigung erforderlich und dieſe darf n 
werden, wenn bie Behörde fih von der Nothwendigfeit und Nützlich 
überzeugt. 

Gine Ausnahme von dieſer Beſtimmung zu Gunſten der Deſti 
Städten findet ſich in den Geſetzen nicht, eine ſolche Ausnahme wir! 
Abfiht und dem Sinne ber gedachten V. widerfprechen und als eine 
gegebenen Vorſchriften anzufehen fein. Es wirb baher den Deſtill 
Stäbten als jolhen der Kleinhandel mit Getränken nicht zu geftatten 
die Erlaubniß zu dieſem Handel nur dann zu ertheilen fein, wenn 
v. 7. Febr. 1835 und 21. Juni c. beitimmten Vorausjegungen vorh 

(Min. Bl. d. i. B. 1844 ©. 313. Nr. 371.) 


8) Der Schlußfa des $. 35. bes Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. i 
enthielt die Beſtimmung: 


Mer das Recht zum Debit zu brauen und zu brennen hat oder 
das Recht, das fabrizirte Getränk innerhalb der Grängen feines Hofrı 
u verlaufen, nur darf er, wenn er nicht fonft das Recht dazu hat, fi 
G. S. 1811 ©. 269.)*) 


Auf Grund diefer Vorfchrift wurde von den K. Min. 
daß den Produzenten geiftiger Getränke (den Befigern 
reien und Brennereien) auch ohne befondere polizeili 
niß das Neht zum Verkauf von Getränken im Det 
der Bränzen ihrer Babrifationsftätte, nicht aber das Recht 
ſchanke, zuſtehe. >) 


1) gieurg 4 die R. der K. Min. des J. für Gew.⸗Ang. 
P. v — 1837 (A. XXI. 225.) und bes J. ud. 
‚1838 a XXI. 996.), welche bemerften, daß der Kleinbant 
fen in den Städten und deren Polizeibezirken ein j 

ſei, antiquirt. — 

Ebenſo ift hierdurch das R. des KR. Min. des 3. u. d. 

1828 (9. XII. 527. — 2. 123.) befeitiget, weldes aus 
Kaufleuten und Krämern in den Städten aud) obı 
polizeilihe Grlaubniß das Recht zuftehe, Getränfe ir 
titäten zu verfaufen, und baß biefelben nur zum Verkaufe 
nuß an Drt und Stelle (an fißende Gaͤſte) nicht ohne beft 
Erlaubniß befugt ſeien. Hinſichts der Krämer auf dem L8 
reits die K. O. v. 28. Oft. 1827 (f. oben ©. 149.) den 
handel an bie polizeilihe Kon eifion gefnüpft. 
In gleicher Weife beſtimmte aud) für die Proving Poſen ba 
1833 wegen Aufhebung ber Zwangs- und Bannrechte, im $. 3. 
thümer und Grbpächter eines Grundſtücks im Beſitz bes Recht 
vs 1 fabrizirte Getränf im Einzelnen zu verfaufen. 


2 


— 


3) Simisn find folgende Beſtimmungen ergangen: 
a) M. der K. Min, des H. u. des J. u. d. P. v. 20. D 
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jejer Srundſatz iſt indeß neuerdings verlaffen und angeorbnet worden, 
eder Verkauf ſelbſt fabrizirter geiſtiger Getränke im Detail, auch der 


# der Brauereis und Brennereibejiger, die Einholung polizeilicher Er⸗ 


ij vorausſetze. 


K. Reg. zu Stettin. Die Inhaber von Branntiwein-Niederlagen dürfen 
zwar nict ben Branntwein gläfermeife an fipende Bälle aus: 
thänfen, wehl aber folchen in Heinen Ouantitäten über die Straße 
verfaufen, ohne daß eine bejendere polizeil. Genehmigung hierzu er: 
ferterlich if. (9. VII. 952. — +4. 131.) 

b) MR. Des K. Min tes J. u. d. P. v. 10. Mai 1825 an das K. Bol.: 
Präfid. zu Berlin. Ter Branntmweinverfauf ter Gutsherrn in Gebin: 
den und Flaſchen iſt nidt von polizeil. Erlaubniß abhängig. 

(3. IX. 464. — 2. 133.) 

GR. der K. Min. des J. für Gew.⸗Ang. u. tes J. u. d. P. v. 31, Mai 
1834 an vie K. Mey. zu Bromberg. Ten Branntweinfabrifanten fann 
nicht vermehrt werden, fleinere Duantitäten ihres Fabrikats zu verfaufen, 
und es int nicht fir eine Kontraventien berjelben zu eradıten, wenn, ohne 
dad fie Vorſchub bierzu leiten, die Käufer den gekauften Branntwein im 
Hausflur oder auf dem Hofraum jtehend ausırinfen. 

(a. XVIIL 514. — 2. 142.) 

FR. der R. Min. des 3. für Gew.⸗Ang., dee J. u. d. P. u. d. F. v.28. 
Arril 1837 an tie K. Meg. zu Petsdam. Den Brau- und Brennerei: 
berechtigten auf dem platten Lande iſt (nah $. 55. tes Gew.⸗Pol.⸗Ed. 
» 7. Set. 1811) tas Recht zuzugeſtehen, ihr Fabrikat im Tetail inner- 
halb der Granzen ihres Hefraums, d. h. in dem Gehöſfte, wo bie Brauerei 
eder Brennerei betrieben wirt, nidıt aber auf anderen ihnen gehörigen 
Gehöften und Berwerfen, chne polizeil. Erlaubniß zu verfaufen; da: 
gegen bedürfen jie einer folchen zur Ausübung des SE dyunfe. 

(a. XXI. 520. — 2. 215.) 

e) R. tes K. Min. des 3. u. d. P. v. 20. Mai 1839 an die K. Reg. zu 
Breslau. Es it nicht anzunehmen, daß nad ter K. OD. v. 7. Febr. 1835 
der Detailverfauf des eigenen Yabrifate der zur Brauerei und 
Brennerei Berechtigten innerhalb ihrer Hofitellen von dem Bebürfniffe und 
beſonderer pelizeil. Genehmigung abhänge, indem Dies Geſetz unter bem 
„Kleinhandel“ nur den Kauf zum Wiederverkauf veriteht; jedoch dür: 
im dieſelben nicht chne bejontere Erlaubniß ven Ausſchank betreiben, 
intem ter $. 68.2. X. R. J. 23. in dieſer Beziehung turd den 6. 55. 
bes Gewe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 für modifizirt zu erachten ifl. 

(a. XXUL 445. — 2. 165.) 

DR. defield. Min. v. 14. Ian. 1841 an tie 8. Meg. au VBrombery. 
Brennerei: und Brauereibefiger ſind ohne polizeil. Grlaubniß berechtigt, 
ihr Fabrikat im Detail in der Fabrikationeſtätte Velbit, nicht aber 
auf ihren Borwerfen au verfaufen. (Min. Bl. d. i. V. 18541S. 29. Nr. 42.) 

DR. des K. Min. des J. Pel.-Abth., v. 30. Aug. 1842 an den Gursbefiger 
N, im Branffurter Reg.-Bez. Branntweinbrennereis Bejiger bürfen ihr 
Zubrifat (nadı 9. 55. des Gew, Tel. Ed. v. 7. Sept. 1811) nur inner: 
halb ter Sränzen ihres Hofraums im Detail verfaufen; zum Kleinhan⸗ 
del an anderen Stellen, ſowie zum Ausſchank bebürfen fie polizeil. Kon: 
zeifton, Die nach der 8. O. v. 7. Febr. 1835 zu verfagen tjt, wein fein 
Bedürfniß für die Errichtung einer Schankſtätte oder eines Kleinhandels 
mit Getränken ſpricht. (Din. BL d. i. V. 1842 S. 326. Nr. 140.) 

h) M. befielb. Min. v. 17. Okt. 1842 an bie K. Meg. zu Minen. Bei 
Gmanatien ter R. O. v. 7. Febr. 1835 iſt nicht beabſichtigt, den Ber: 
fauf eigenen Fabrikats Seitens der Produzenten geiſtiger Getränke ale 
Kleinhandel gelten zu laſſen; es it daher nach ben Vorſchriften des R. 
v. 28. April 1837 (f. oben sub c.) zu verfahren. 

(A. a. D. ©. 387. Nr. 527.) 

ı) R. des 8. Min. des J., Abth. IE v. 15. Jan. 1816, an die K. Reg. 
u Amsberg. Der Schlußjab des 6. 55. des Gew.⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 
isıı iR duch vie K. O. v. 7. Febr. 1835 nicht aufgehoben, fonbern 


er 
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EB) Die 8. ©. v. 21. Juni 1844 beſtimmt (unter Ne; 1 
Kleinhandel mit Getränken nicht blo8 auf dem Lande, fon 
in den Städten den Vorſchriften der K. O. v. 7. Febr. 1 
worfen fein fol). 

(Oben ©. 152.) 


„MR. des K. Min. des J., Abth. IT. (Bode) v. 15. Of 
bie 8. Meg. zu Liegnig. Deftillateure find als folde 
Kleinhandel mit Getränfen berechtigt, fondern müſſen de 
ders konzeffionirt fein. 

Wenn aud, wie bie K. R. in dem Berichte v. 26. v. M. ausfüh 
gung von Defillationsanftalten in den Städten, in foren bie Anlage 
hen Erforderniſſen entſpricht, nicht verfagt werben fann, fo folgt daraı 
daß Deftillateure, als folhe, zum Kleinhandel mit Getränken berechtigt 

Nach den V. v. 7. Febr. 1835 und 21. Jumi e. ift zu dem Kl: 
Getränfen die polizeilie Genehmigung erforberlih und tiefe darf nur 
werben, wenn bie Behörde fich von der Nothwendigfeit und Nüplichfei 
überzeugt. 

Eine Ausnahme von dieſer Beitimmung zu Gunſten ber Deftilla 
Städten findet fih in den Gefegen nicht, eine folde Ausnahme würde 
Abfiht und dem Sinne der gedachten V. widerfprechen und als eine U 
gegebenen Borfchriften anzujehen fein. Es wird daher den Deftillat 
Städten als folden der Kleinhandel mit Getränfen nicht zu geftatten, | 
die Erlaubniß zu biejem Handel nur dann zu ertheilen fein, wenn bi 
v. 7. Wehr. 1835 und 21. Juni c. beitimmten Vorausſetzungen vorhan 

(Min. Bi. d. i. B. 1844 ©. 313. Nr. 371.) 


8) Der Schlußfa des $. 35. des Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. 
enthielt die Beſtimmung: 


Mer das Recht zum Debit zu brauen und zu brennen hat ober erl 
das Recht, das fabrizirte Getränk innerhalb der Graͤnzen feines Hofrauı 
u verlaufen, nur darf er, wenn ex nicht fonft das Necht dazu hat, fein 
G. S. 1811 S. 269.) *) 


Auf Grund diefer Vorfchrift wurde von ben 8. Min. a 
bag den Produzenten geiftiger Getränke (den Befigern v 
reien und Brennereien) auch ohne beſondere polizeilich 
niß das Recht zum Verkauf von Getränken im Detail 
der Sränzen ihrer Babrifationsftätte, nicht aber das Mecht ; 
ſchanke, zuflehe. >) 


4) Hierdurch find die N. der K. Min, des J. für Gew.⸗Ang. u. 
P. v. 13. Mär; 1837 (N. XXI. 225.) und des J. u. bd. P. 
‚1838 (N. XXI. 996.), welche bemerften, daß ber Kleinhandel 
fen in den Städten und deren Polizeibezirken ein fre 
fet, antiquirt. — 
Ebenſo ift hierdurch das R. des K. Min. des J. u. d. Pp 
1828 (N. XIL 527. — 2. 123.) befeitiget, weldes ausſpr 
Kaufleuten und Krämern in den Städten auch ohne 
polizeilihe Erlaubniß das Recht zuſtehe, Getränfe in E 
titäten zu verkaufen, und daß diefelben nur zum Verkaufe f 
nuß an Drt und Stelle (an fipende Gäjte) nicht ohne befond 
Erlaubniß befugt fein. Hinfihts der Krämer auf dem Lan 
reits die R. D. v. 38. Oft. 1827 (f. oben ©. 149.) den © 
handel an die yolizeilihe Konzeffion geknüpft. 
In gleicher Weiſe beitimmte auch für bie Provinz Bofen das ( 
1833 wegen Aufhebung der Zwangs: und Bannrechte, im $.3.,d 
thüner und Grbpächter eines Grundſtücks im Befig des Rechts 
bus Inbriziete Setränf im Einzelnen zu verfaufen. (( 


2 


— 


. 99.) 
3) Bierüber find folgende Beflimmungen ergangen: 
a) M. der K. Min, des H. v. ves J. u. d. V. v. 20. Der. 
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Difer Grundſatz iſt indeß neuerbingß verlaffen und angeordnet worden, 
jeder Verkauf ſelbſt fabrizirter geiſtiger Getränfe im Detail, auch der 


zub der Brauereis und Brennereibejlger, die Cinholung polizeilicher Er⸗ 


al voraußjege. 


K. Reg. zu Stettin. Tie Inhaber von Branntwein Niederlagen bürfen 
zwar nicht ben Branntwein gläſerweiſe an fipende Gülle aus: 
fhänfen, wehl aber ſolchen in Heinen Quantitäten über die Straße 
verfaufen, obne daß eine beiendere pelizeil. Genehmigung hierzu er- 
ferderlich it. (A. VII. 952. — 4. 131.) 

b) R. des KR. Min tes J. u. d. WB. v. 10. Mai 1825 an das K. Pol.: 
Bräfid. zu Berlin. Ter Branntweinverfauf ter Gutsherrn in Gebin: 
den und Flafſchen iſt nidt ven polizeil. Erlaubniß abhängig. 

(a. IX. 464. — 2. 133.) 

&R. der-R. Din. des 3. für Gew.⸗Ang. u. des J. u. d. P. v. 31. Mai 
1834 an die K. Rey. zu Bromberg. Den Branntweinfabrifanten kann 
nicht verwehrt werden, fleinere Quantitäten ihres Fabrikats zu verfaufen, 
und es iſt nicht für eine Kontravention Terjelben zu eradıten, wenn, ohne 
daß fie Vorſchub bierzu leiiten, die Käufer ben gefauften Branntwein in 
Hausflur oder auf dem Hofraum ſtehend austrinfen. 

(a. XVIIL 514. — 2. 142) 

TR. der K. Min. des 3. fir Gew.:Ang., des J. u. d. P. u. d. F. v. 28. 
April 1837 an die K. Mey. zu Potsdam. Den Brau- und Brennerei: 
berechtigten auf dem platten Lande ift (nah $. 55. tes Gew. : Pol. Er. 
» 7. Set. 1811) das Recht zuzugeitehen, ihr Yabrifat im Detail inner: 
halb der Gränzen ihres Hofraums, d. b. in dem Gehöfte, wo die Brauerei 
oder Brennerei betrieben wirt, nicht aber auf anderen ihnen gehörigen 
Gehöften und Berwerken, chne polizeil. Erlaubniß zu verfaufen; da— 
gegen betürien fie einer folhen zur Ausübung des Echanfe,. 

ca. XXI. 520. — 2. 215.) 

e) R. tes K. Min. tee I. u. d. P. v. 20. Mai 1839 an tie K. Neg. zu 
Breslau. Es iit nicht anzunehmen, Laß nah ver K. DO. v. 7. Febr. 1835 
ber Detailverfanf des eigenen Fabrikats der zur Brauerei und 
Brennerei Berechtigten innerhalb ihrer Hofitellen von dem Bebürfniffe und 
befonterer polizeil. Genehmigung abhänge, inden dies Gejeg unter dem 
"Kleinhandel” nur ten Kauf zum Wiederverkauf veriteht; jedoch bir: 
fen dieſelben nicht chne beſondere Grlaubnig den Ausjchanf betreiben, 
item der $. 68.9. 2. R-I. 23. in tiefer Beziehung durch den $. 55. 
des Gew.⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 Für modifiziert zu erachten iſt. 

(2. XXI. 445. — 2. 165.) 

HR. deſſelb. Din. v. 14. Ian. 1841 an die K. Mey. zu Brombery. 
Brennerei» und Brauereibefiger find ohne polizeil. Erlaubniß beredtigt, 
ihre Fabrikat im Detail in ver Fabrifationejtätte felbit, nicht aber 
auf ihren Bormwerfen zu verfaufen. (Min. Bl. d. i. V. 1341 S. 29. Nr. 42.) 

BD NR. des K. Min. des J., Pol.⸗Abth., v. 30. Aug. 1842 an den Gutsbeſitzer 
N. im Frankfurter Reg.⸗Bez. Branntweindrennereis Befiger dürfen ihr 
Fabritat (nad $. 55. des Gew. Pol. Ed. v. 7. Sept. 1811) nur inner: 
halb der Sränzen ihres Hofraunıs im Detail verfaufen; zum Kleinhan⸗ 
bel an anderen Stellen, ſowie zum Ausſchank bebürjen fie wolizeil. Kon: 
zeitton, Die nah ter K. O. v. 7. Febr. 1835 zu verfagen iſt, wenn fein 
Bedürfniß für die Errichtung einer Schankitätte oder eines Kleinhandels 
mit Getränken fpridt. (Min. BL. d. i. B. 1842 S. 326. Nr. 440.) 

bh) R. deſſelb. Min. v. 17. Okt. 1842 au die K. Meg. zu Minden. Bei 
Gmanation ter K. ©. v. 7. Febr. 1835 it nicht beablichtigt, den Ver: 
fauf eigenen Fabrifats Seitens ter Produzenten geiftiger Getränke als 

Kleinhandel gelten zu laſſen; es iſt daher nadı den Vorſchriften des R. 

v. 28. Arril 1837 (f. oben sub c.) zu verfahren. 

(a. a. O. ©. 387. Nr. 527.) 

i) R. des 8. Min. des J. Abth. IE. v. 15. Jan. 1816, an die K. Meg. 

zu Arnsberg. Dear Schlußſatz des $. 55. des Gew.⸗Pel.⸗Ed. v. T. Set. 


1811 if vurch die R.D. v. 7. Gebr. 1835 nicht aufgehoben, (mem 
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Das G. R. des K. Min. für H., Gew. u. dff. Arb. (v. Bor 
v. 7. Sunt 1850 an fämmtl. 8. Meg. u. daB K. Bol. Präflo 
fchreibt hierüber Folgendes vor: 


In Berfolg der €. V. v. 12. Ian. c. *) beſtimmme ih zur £ 
eines gleihmäßigen Verfahrens, daß auch ben Befigern von Brennereien 
reien, fowohl in den Städten als auf dem platten Rande, der Verkauf 
ter Getränke im Kleinen nur nad Ginholung befonderer poligeilicher ( 
gehalten, und diefe nur unter den in ben Allerh. Erlaſſen v. 7. Febr. : 

. 18.) und 21. Juni 1844 (G. ©. ©. 214.) allgemein vorgefchrie) 

gungen zu ertheilen if. 

Für die Beihränfurng des Bierabſatzes waltet ein befonderes poll: 
nicht ob, und ift daher bei der Konzefflonirung der Branereibeflger zu 
auf ihres Fabrifats zu einer ſtrengen Prüfung der Bebürfnißfrage keine 
vorhanden *). 

Auch iſt ausnahmeweife auf diejenigen Brennereibefiger, welchen bi 
jonbere Grlaubniß der Verlauf von Branntwein im Kleinen 'erweislid 
ft, und welche fih nunmehr zur Nachſuchung einer folhen veranlaßt fin 
fige und zuläffige Rüdfiht zu nehmen. 

(Min. BL. d. i. B. 1850 ©. 193. Nr. 249.) 

b) Zu den Worten: „ Saft» oder Schanfwirthfchaft 6 
oder überhaupt zubereitete Speifen oder Getr 
Genuß auf der Stelle, gegen Bezahlung verahreisı 
In diefer Beziehung ift fomohl der Umfang der unter der 

Worten des Geſetzes begriffenen Befugniffe erläutert, ald a 
nähere Beſtimmung getroffen worden, weldhe Gattungen von 
treibenden zu den unter Nr. 1. der 8. O. erwähnten zu re 
benfelben gleich zu erachten find. 


a) In Betreff de8 Umfanges der Befugniffe, welche in 
zefftonen enthalten find, disponiren folgende R.: 


1) R. des 8. Min. des I. u. d. P. (v. Schudimann) v. 8. 
an die K. Reg. zu Pofen. Die Konzeffion der Gaſtw 
fehließt die Befugnig zum Schanfgewerbe in fid. 


Gaftwirthe find nad dem dieferhalb von den Min. d. H. d. P. 
genommenen allgemeinen Verwaltungs-Grundſatze berechtigt, ihre Getr 
foldye Perfonen, bie nicht bei ihnen logiren, auszufhänfen. 

(A. VI. 1029. — 4. 82.) 


2) R. der 8. Min. des H. ꝛc. (Gr. v. Bülow) und des I 
(v. Schumann) v. 5. Behr. 1823 an die K. Reg. zu Bi 
Konzeſſion zur Gaſtwirt hſchaft begreift die Befugniß 
ſchank an einheimiſche und fremde ſitzende Gaͤſte in 


das betr. Recht nur nach Nr. 9. a. a. O. von der perfönt. 
bes Perehtigten bedingt. (Min. BL. 1846 ©. 46. Nr. 64.) 

k) R. der K. Min. des 3. u. d. F. v. 3. Juli 1847 an die $ 
befieiben Inhalts. (Min. Bl. 1847 ©, 171. Nr. 222.) 

l) ©. R. des K. Dein. des 3. für H. u. Gew.:Ang. v. 13.8 
die K. Reg. zu Merfeburg. Erfurt, Liegnig, Potsdam und 8 
unter einen Nöfel oder einer halben Dresdner Kanne, deren 
dem Sädfifhen Mandate v. 21. Juni 1793 den Branntweiı 
fteht, ein Halbes Preuß. Quart verftanden werben foll. 

(a. XVII. 515. — 2. 143.) 

m) ER. der K. Reg. zu Sumbinnen v. 8. Nov. 1833. ( 
fanten duͤrfen ohne beſondere Erlaubniß ihr Fabrifat über 
verfaufen; Dagegen feßt der Verkauf zum Genuß auf 
befondere Konzeffion voraus. (A. XVII 1048. — 4. 109 

1) Dies ©. R. war nur vorbereitenden Inhaltes. 
2) Bergl. in Betreff der Ermittelung der Bebürfnißfrage bie 
ber 8. D. v. 7. Febr. 1835 sub Mr, A, neh ven Erlänt, hie 
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# Die 8. Reg. hat bie Abfiht gehabt, dem N. N. die Befugniß zur Aufs 
fermder, aber nicht einheimiifcher Gäfte zu geben und dadurch vermeint, ihn 
4 Gakwirth zu kenzeſſioniren. Diefe Diſtinktion würde aber zu fortwähren: 
kei Anlaß geben. Der Bittiteller hat ganz recht, wenn er behauptet, nicht 
ii ihm einkehrenden Gaſte erft die Legitimation abfordern zu fönnen, baß er 
u der Stabi fe. Es kommt hierbei nur auf bie gejeglihen Grenzen der 
Mans Saftwirthes an. 
% Gaſtwirthſchaft begreift nun aber den Ausſchank in fih. Dies geht aus 
EM, Tel U. Tit. 8. 88. 435. und 436. hervor. Nach‘ dem eriteren $. 
rGOeſtwirth Die Befugniß, Säfte (ohne Unterfchied, ob einheimifche oder fremde) 
zum Gpeifen zu bedienen. Niemand wird behaupten, daß es ihm nicht 
chi elaubt jei 
wen dabei zu trinken zu geben, 
ua auch kalte Speilen und Getränke (warm oder falt) zu reichen, 
m cher zu trinken zu geben, als bie fie gegefien haben. 
Ixia liegt mithin die gleichzeitige Befugniß der Garküche und des Ausſchanks 
mie Gaͤſte. Wenn alfo die K. Reg. dem N. N. die Befugniß zur Gaſtwirth⸗ 
ieh. fo hat Sie ihm auch die Befugnif zum Ausichanf an fitende Gaͤſte, 
Web aus bem DAte oder ander& woher eriheilt, und die verjuchte Befchräns 
eig, um aufrecht erhalten werden zu Eönnen ıc, ıc. 

169. — 1. 96.) 


der K. Min. des I. (v. Schudmann) u. d. F. v. 15. Aug. 1828 
De 8. Weilphälifche Reg. zu N. Die Erlaubnig zum Ausſchank 
ieft die Erlaubnig zum Handel mit Serränfen in größeren und 
ineren QDuantitäten in fid. 


R. Reg. bat in Ihr Amtsblatt eine Bekanntmachung aufgenommen, wos 
Bewerbebefugnifie der Schänfer, Gaftwirtge und anderer Perſonen, welche 
Zecht zum Ausſchank haben, nach dem $. 55. Tit. 23, Th. I. des N.2. M.!) 
u werben, und dergl. Gewerbetreibende zu bem Handel mit Getränken in 
Dumtiräten, als den in den gedachten 4 55. erwähnten 

S:äfern, Flaſchen ober andern Heinen Duantitäten“ 

Biere Konzeifion nachzuſuchen verbunden fein jollen. 

fe Bekanntmachung teitt dem, Seitens ter unterz. Min. fortdauernd auf: 
altnen Prinzip entgegen, daß der Begriff des Ausſchanks und der Schanf: 
kit nicht mehr von der Größe des Maaßes, in welchem verkauft werden barf, 
5, fondern durd das Merkmal des Verkaufs zun Genuß auf der 
beſinmnit wird, und verlangt baher mit Unrecht für ben größeren Handel 
känfen eine befondere Konzeifien. 

ER rg. hat in diefer Bekanntmachung anfcheinend unbeachtet gelaſſen, daß 
Meiften des Tit. 23. Thl. I. des A. &. N. von Zwangs: und Banngered: 
außer Anwendung gelegt find, und daß felbit in dem Falle, wenn bie 
28. Oft. v. 3 wegen Beicdränfung des Getränfehandels auf dem platten 
ı dem dortigen Reg. Bezirke Anwendung fände, darnach doch ein folder 
amer nur an biefelben Bedingungen gefnüpft worden, von welden die Er: 
kur Schankſtätten abhängig ift, daraus alſo fein Grund abgeleitet werben 
fhon fonzeffionirten Schanfftätten, deren Inhaber die erforderten Bedin⸗ 
reits erfüllt haben müflen, in bem Handel mit Getränken zu befchränfen. 
K. Meg. wird folches zu Ihrer Achtung befannt gemaht, um bemgemäß 
He Anordnung zu berichtigen. 

XII. 772. — 3. 108.) 

ı Hedyt zur bloßen Schankwirthſchaft fihließt nicht das Recht 
ſich Fremde zu beherbergen. 

. de8 K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 3. Juni 1830 an bie 
‚Reg zu Pofen. 

der in dem Ber. der K. Meg. v. 20. v. M. geäußerten Anficht, 

einem Schaͤnker, obgleich, in Beziehung auf die Gewerbefteuer einem Gaſt⸗ 


er F. 55. bes A. 2. R. |. 23. beftimmt: 
„Der Auéſchank ober die Krugnahrung enthält nur die Befugniß, Ge⸗ 
—5* in Glaͤſern, Flaſchen, ober anderen kleineren Quantitaten zu vers 
„faufen.“ 


„l 
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wirthe gleichgeftellt, doch in polizeilicher Hinfiht chne befonbere 
Recht nicht zuftche, Säfte zu beherbergen, 
ift das Min. einverftanden. (N. XIV. 426. -— 2. 113.) 


83) R. des K. Min. des I. u. d. P. (Seiffart) v. 12. Aug 
K. Meg. zu Merfeburg. 


20. xc. Dagegen kann, was die K. Meg. über das Recht der St 
fern zum Beherbergen Fremder im Allgemeinen anführt, nit als r 
werden. Denjenigen Schänfern, weldhe nad der O. v. 7. Febr. 18 
worden, fteht bies Recht überhaupt nicht zu. Wenn es ben vor dem 
felben Fonzefflonirten Schänfern wirklich in bortiger Provinz hergeb 
zugeitanden, fo haben fie es immer nur in Folge polizeilicher Erlau 
die ihnen wieder entzogen werden faun, und turd das ©. v. 7. Bei 
mein entzogen ift. Hiervon find aber die fogenannten Dorfihänfen, | 
lihen Dorffrüge, namentlidy die Real: oder Erbfrüge, ausgenommen, ' 
höfe auf den Dörfern, und als für die niebere und ärmere Bolfskldi 
beftimmt, zu betrachten find. Tie von dem Meibefhanf hergenonme 
tion fann aber nicht ala durchgreifend erachtet werben, weil biefer, w 
ein provinzielles Injtitut it, weldes, jo fange es nicht aufgehoben, 
den muß, 

Die sub IL, aufgewerfenen Fragen anlangend, kann das Min. 
da nach ber Meinung ber K. Reg. in der noch beftehenden Gewerl 
ehemals Sächfiſchen Landestheile ein ausfchließlidhes Beherbergungsre 
für die fogenannten Erbſchaͤnken nicht begründet ift, Ihrer Anfiht nu 
ein vermeintliches Erklufivrecht in jedem einzelnen Falle befonders na 
den muß. Deftenungeactet aber fann eigentlihen Schänfen im S 
7. Febr. 1835 ein Recht zur Beherbergung überhaupt nicht zugeſtand 
dern nur den alten wirflidhen Dorffrügen. 

(a. XXU. 757. — 3. 180.) 


5) M. der K. Min. bes I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. 
P. (v. Rochow) v. 28. Nov. 1837 an die RK. Meg. zu 9 
Aufftelung von Borfaß- Krippen vor den Häufern der Sc 
iſt geftattet, auch wenn dieſelben nicht zur Gaftwirthj 
flonirt find. 

Die von der K. Reg. in Ihren Ber. v. 2. d. M. ausgeführte 

nad) welcher ter Betrieb des Schankgewerbes, bei @eftattung de 

pen, in das &ewerbe der Gaſtwirthe übergreifen fell, 
erfcheint den Min. nicht haltbar, weil nach dem A. 2 R. Thl. IE : 
und 436.') das Bezeichnende der Gaftwirthfchaft nur in dem Beher 
der für Geld befteht, diefer gefegliche Gefichtspunkt auch in der 5 
1835 ?) feftgehalten worden, und ber Verkauf von Pferdefutter nir 
polizeilihen Konzeffion abhängig gemacht worden if. 

Da nun weder aus allgemeinen ficherheits: und orbnungspolizeil 
gewerbepolizeilichen Gründen ein erheblidyes Bedenken gegen die Aufftı 
fag-Krippen vor dem Haufe des Schankwirthe N. zu Wufterhaufen ot 
die K. Reg. hierdurch angewieſen, jeinem Antrage flattzugeben und 
ftellen von VBorfaß : Krippen vor feiner Thür auch fernerhin zu erlau 

(A. XXI. 1075. — 4. 187.) 


6) R. des K. Min. für H., ©. u. öff. Arb., Abth. IV. ( 
20. Juni 1849 an die K. Reg. zu N. Mit der Konzeſſion 
betriebe iſt auch zugleich die Berechtigung zum Verkaufe 
ken über die Straße für ertheilt zu erachten. 


— — 


1) Die 66. 435. und 436. a. a. D. lauten dahin: 
$. 435. Gaftwirthe dürfen bloß in ihren Wohnungen Säfte für 
men Speiſen bewirthen. 
$. 436. Sie haben, mit Ausſchließung der Garküche, Bier-, Wei 
fchenten, das Recht, Fremde fiir Geld zu beherbergen. 
2) Bergl. die betr. Beftimmung des C. R. v. 13, Aug. 1835 sı 
251.) unten zu Nr, 3, Litt. b. der K. D. v. üeie, O5 
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K. Reg. werben die Anlagen des Ber. v. 1.9. M. mit dem Bemerfen zus: 
tt, daß das wider den Gaftwirtb N. wegen unbefugten Betriebes des Ge: 
leinbandels ergangene Strafreſolut v. 21. März d. J. nicht für gerechtfertigt 
werden fann. Dit der Ronzeifion zum Scanfbetriebe wird zugleich audy die 
3 zum Berlauf ven Getränken über die Straße ertheilt. Die gegen ben 
win fentgeſetzte Geltitrafe von fünf Thlen. wird daher niebergeihlagen und 
Reg. in N. zu veranlaſſen, dem sc. N. den Rleinhantel mit Getränfen, fo 
m Befige jener Konzeſſien iſt, ferner zu geitatten. 
m. Bl. d. i. V. 1849 S. 144. Wr. 194.) 
mal. übrigen die zu Nr. 4. der K. O. v. 7. Gebr. 1835 gegebenen 
Miemungen, betr. dad Verbot zur Ertheilung von Schanf-Konzefflos 
wauf einzelne Battungen von ©etränfen. 


ı Betreif der Gattungen der Gewerbetreibenden, weldye ben 
Mimmungen der 8. D. v. 7. Febr. 1835 unterliegen, find mehrfache 
Aluterungen ergangen. 


we. v. 13. Aug. 1835 bemerft (unter Nr. 7. u. 8.), daß ber 
mruck: Schankwirthſchaften“ im weitelten Sinne zu ver« 
fen fei, und nur diejenigen Anlagen nicht mit umfaffe, bei welchen 
zeder Die Beherbergung von Reifenden Hauptzweck ift, oder in denen 
FE andere Begenftände, mit gänzlichem Ausfchluß geiftiger Getraͤnke 
md einer Art, zum Genuß auf der Stelle feilgeboten werden, ohne 
| e8 auf die Benennung des Etabliffement® und darauf, ob der 
Hanf geifliger Getraͤnke als Haupt oder Nebenzweck angegeben 
de, anfomme, mie denn namentliy dahin auch Tabagien, Re⸗ 
srationen, Konditoreien '), Kaffeehäufer und andere 
bliſſements diefer Art zu rechnen feien. 

(Bergl. unten zu Nr. 4. tie 8. ©. v. 7. Febr. 1835.) 

des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 3. Dec. 1835 an den 
ifmann N. in Breslau. Die Unlegung von Weinftuben erfor« 
| die polizeil. Crlaubnig nach Maaßgabe der K. O. v. 7. Febr. 1835. 
bie Berftellung v. 18. Sept. d. J., wegen ter Ihnen verfagten Erlaubniß 
ehe tes Weinſchankes bei Ihrem Spezerei-Geſchaͤfte dafelbit, wirt Ihnen 
dej jede Weinſtube immer eine Schanfitätte it, und als foldye unter die 
wagen tes G. v. 7. Febr. d. 5. füllt. Da nun hiernach die Zulüffigfeit 
dentenlage durch das Berürfniß und den Nuten derſelben bedingt wird, 
ber bei Ihrem Unternehmen nach dem Urtheile ter Behörde, welches allein 
wb rk, und fich nach Ihren Anfichten nicht beitimmen kann, nicht eintritt; 
das Min. keine Beranlafiung, die diesfälligen Gntfcheidungen bes dortigen 
Amd ver Meg. abzuändern (A. XIX. 1090. — 4. 139.) 

der 8. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. des I. u. d. 
(v. Rochow) v. 9. Behr. 1837 an die K. Meg. zu Merjeburg. Auf 
fonen, welche gemerböweife Stallräume vermiethen oder Fremde auf 
e Zeit am Tage aufnehmen, ohne Nahrungdmittel zu verabreichen, 
ie 8. O. v. 7. Bebr. 1835 nicht anwendbar. 
R. Reg. wirb auf Ihren Ber. v. 31. Dez. v. 5. zu erfennen gegeben, daß 
böweile Bermiethen von Stallräumen auf einige Stunden am Tage und 
hme Fremder für dieſelbe Zeit, nicht dem Betriebe der Gaitwirthichaft gleich 


tiefem Sinne hatten fih bezüglich der Ronbitoreien bereits bie R. 
8. Pin. ves J. u. d. P. v. 13. März 1833 (A. XVII. 181) und des 
für Gem.:Ang. u. des 5. u. d. P. v. 25. Oft. 1834 (A. XVII. 1103.) 
igeſprochen, welche benierkten, daß dag Konditorei: Gewerbe nur dann 
ein ohne befondere polizeiliche Grlaubniß auläffiges anzuſehen ſei, wenn 
Kb Tetiglid auf den VBerfauf von Kontitoreimaaren befhränfe, nicht 
z, wenn ber Konditor auch den Genuß der Waaren in feinem Lokal ge: 
ten und Gaͤſte fepen, namentlich Getränke zum Genuß auf der Stelle be: 
m wor. 
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geachtet werben kann; infofern nämlich nicht die Verabreichung von Ra 
an bie Fremden und ihr Zugvieh damit verbunden if. Eben fo wı 
biefe Art des Sewerbebetriebes die Ausübung eines Schankgewerbes. 

Gebr. 1835 ift daher auf den vorliegenden Fall nicht anwenbbar ; ihn 
galb unter baffelbe fubfummiren zu wollen, weil polizeilicy fchwerer. 

ontroliren fein wird, ob die Bittftellerin unter dem Deckmantel' if 
ein Schanfgewerbe betreibt, iſt unzuläffig. (AR. XAL 223. — 1. 22! 


4) Auch die Defonomen gef hloffener © efellfnaften 
den Beftimmungen der 8. O. v. 7. Behr. 1 


aa) R. der K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brann) u. d. 
(Köhler) v. 5. Dec. 1836 an die K. Reg. zu Merfeburg. 


Das K. Finanzmin. hal fi nad) dem Ber. der K. Reg. v. 31.: 
feinem R. v. 26. März a. c. dahin ausgefproden: 

daß die Wirthe und Defonomen fogenaunter geſchloſſener Geſellſcha 

fteuerpflichtig feien, 
indem fehr richtig angenommen wird, daß biefelben ein Gewerbe betrei! 
bies Gewerbe — wie in der Regel der Fall fein wird — mit dem A 
ger Getränfe verbunden ift, kann der Wirth oder Oekonom nur ale Se 
trachtet werben. Der Umftand, daß er nur an bie Mitglieder einer fo 
ſchloſſenen Geſellſchaft ausfhänft, ift auf dies Urtbeil ohne Einfluß, w 
7. Febr. v. 3. feinem Zwecke gemäß, ganz allgemein von Schanfftätte 
Lolalen zum Verkaufe geiftiger Betränfe zum Genuſſe auf der Stelle 
den Begriff berfelben davon abhängig zu machen: ob fie einem Jebe 

ewiſſen Klafie von Menſchen, oder nur einem beſtimmten Kreife von 
An, Die Konzefionirung von Defonomen jogenannter gefchloffener 
ift daher, infofern diefelben geiftige Getraͤnke ausjhänfen wollen, unb 
bem ©. v. 7. Febr. d. J. zu beurtheilen. Gin Eingriff in die echte 
ter Geſellſchaften, wie die K. Reg. glaubt, wird hierdurch nicht herbei 
es bleibt einer jeben Sefellihaft, falls dem Defonomen, ben fle anneh 
Erlaubnig zum Schanke nicht ertheilt wird, uͤberlaſſen, die geiſtigen E 
fie bedarf, ſich auf andere Weife, etwa durch Einen aus ihrer Mitte au 
liche Koften, oder fonft aud im Einzelnen zu befchaffen, nur nicht vor 
aus bem Abfape der Getränfe an die Geſellſchaft oder an ihre Mitg! 
werbe madıt, ohne zu dem Kleinhandel mit Getränfen oder zum Scan 
zu fein. (9. XX. 1010. — 4. 179.) 


88) R. derfelben Min. v. 19. Aug. 1837 an die K. Reg. zı 


sc. ac. Die unterz. Min. nehmen VBeranlafung, die K. Reg. darai 
zu machen, daß MWirthe und Oekonomen jogenannter gefchloflener Geſe 
allein als Gewerbetreibende gewerbfteuerpflichtig, fondern auc, injofer 
verabreichen, als Schanfwirthe zu betrachten find. Der Umftand, daß 
an Mitglieder einer fogenannten gefchloffenen Gefellihaft ausjchänfen 
nichts ändern, weil das ©. v. 7. Febr. 1835 feinem Zwecke gemäß g 
von Echanfftätten, d. h. von Anftalten zur käuflichen Verabreihung v 
zum Genuſſe auf der Stelle fpricht, ohne den Begriff derfelben davon 
machen, ob fie einem Seden, oder nur einem beflinnmten Kreife von GA 
Die Konzeifionirung ber Wirthe geichloffener Geſellſchaften, wenn fie | 
fhänfen wollen, iſt daher immer aud nad, dem gebachten Gelege ı 
Ein Gingriff in die Rechte fonft erlaubter Gefellfchaften wird dadurch 
geführt, indem jeder Geſellſchaft, falls dem von ihr gewählten Oekonom 
erlaubniß verſagt wird, ihren Bedarf an Getränken auf andere Wei 
durd Jemand zu befchaffen frei fteht, der aus dem Abſatze der Geträr 
fellichaft oder beren Mitglieder ein Gewerbe maht, ohne aum Kleinhe 
tränfen ober zum Schanke konzeſſionirt zu ſein. (A. XXI 780. — 


5) Das R. der K. Min. des H. u. d. Gew. (v. Bülow). | 
d. P. (v. Schudmann) dv. 2. Sept. 1823 an die K. Reg. zu 
theilte die Anmeifung, allen ſtädtiſchen Brauernohbnel 
die Befugnid zum Ausſchank für ihr felbft verfertigt 
dem alle zuzugeftehen, wenn gegen ihre perfönlihe Qua 
nicht8 zu erinnern fei, und bemerkte, daß es hierbei der fü 
ſchank fonft vorgefchriebenen Unterfagung Dr BEUTE 
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dem nur dann für dergl. Brauer eine befondere polizeiliche Er⸗ 
orderlich ſei, wenn biefelben gleichzeitig den Branntmwein-Außs- 
iben wollen '). 

. 695. — 3. 110.) 

. der K. Din. des H. (vr. Bülow) u. bed J. u. d. P. (v. Schuck⸗ 
. Mai 1824 und des K. Min. des I. u. d. P. (v. Schuckmann) 
it 1825 ertheilten auch den K. Meg. zu Edslin und Erfurt 
ung, fih nad ten Grundfägen des R. v. 2. Sept. 1823 zu 


I. 591. — 2. 155. u. IX. 463, — 2. 132) 

neuerdingsé iſt angenommen worden, daß jene Brundfäge in 
K. O. v. 7. Gebr. 1835 nicht mehr anwendbar feien und 
h zum Ausſchank des ſelbſt bereiteten Biers Seitens 
ifhen Brauer einer befonderen polizeiliden Grs 
dürfe. 

er fprechen ſich folgende R. aus: 

es K. Min. des J., Pol. Abth. (v. Meding) v. 23. Mat 1841 
e K. Reg. zu Potsdam. 


ie 8. Reg. nah Ihrem Ber. v. 21. v. M., die dem Brauereibefiker N. 
g zugeftandene Befugniß zum Ausſchanke des jelbft bereiteten Bieres aus 
t.v. 2 Sept. 1823 (N. S. 695.) herleitet, jo muß der K. Reg. bes 
acht werden, daß dieſer Erlaß keineswegs jedem jtäbtiichen Brauer 
das Recht zum Ausſchanke jeines Erzeugniſſes beifegt, fundern nur die 
t Breslau anmweift, den ſtädtiſchen Brauern diefe Bejugniß in bem Falle 
wenn gegen ihre verfönliche Befähigung nichts zu erinnern ifl. Aber 
er Beſchraͤnkung läßt fih Die Aumendung jenes R., abgefehen bavon, 
nır an eine beſtimmte Meg. ergangen und zum Theil durd die in deren 
chtlich der ftädtifhen Brauer obmwaltenden befondern Verhältniffe veran- 
E rechtfertigen, indem biejelbe mit den Beſtimmungen ber inzmwifchen er: 
v. 7. Febr. 1835, welche feitdem für die Ertheilung der Schanfbefug: 
nd find, namentlich mit der Vorſchrift, welche Die Erlaubniß zur Schank⸗ 
zerall, wo fein Realrecht anzuerkennen ijt, von dem Bedürfniß abhängig 
sereinisjt werden fan. Auch würde eine folhe Ausnahme ven den ge: 
hränfungen, denen das Schanfgewerbe im Allgemeinen unterliegt, zu 
ſtaͤdtiſchen Brauer, rückſichtlich ihres felbit bereiteten Bieres, zugulaffen, 
licher fein, als die Zchwierigfeit, die mißbräucliche Ausdehnung einer 
Echanferlaubniß zu verhindern, neuerlidy auf den von dem Minifterio 
egeiprechenen Grundſatz geführt hat, feine Konzeffionen zun Ausſchanke 
etränfe, mit Ausfchluß anderer, zu ertheilen. 
Meg. hat daher für die Folge darauf zu halten, daß auch den ftäbtifchen 
Ausſchank ihres felbitbereiteten Bieres an ſitzende Säfte nur dann nad: 
?, wenn ihnen nach den beitehenden gejeglicyen Vorſchriften die Erlaub: 
nhreirthfchaft iiberhaupt ertheilt werben fann. 
fd. d. i. V. 1841 S. 136. Nr. 201.) 


ſelb. Min. v. 23. Sept. 1841 an die K. Meg. zu Potsdam. 


ter K. Reg. in dem Ber. v. 20. Juni d. 3. vorgetragenen Bebenfen 
2. 23. Mai d. J. (Min 3. S. 136. Nr. 201.), die Befugniß der 
auer zum Auäeſchank ihres jelbit verfertigten Bieres betr, fonnen das 
änderung jenes R. nicht veranlajjen. Denn da die K. O. v. 7. Febr. 
aubniß zum Betriebe der Schanfwirthichaft ohne Ausnahme von einer 
tonzeffion abhängig macht und tie Zuläfiigteit derjelben an die dort 
n Bedingungen, insbejontere, wo feine Realberechtigung vorhanden tit, 
weis des Beduͤrfniſſes knüpft, ſo würde es mit dieſer gefeglichen Bes 


R. des K. Min. des 3. u. d. P. (Köhler) v. 23. Cent. 1825 erläu: 
iee R. dahin, daß daſſelbe fih nur auf bie ſtädtiſchen Brauer be- 
wogegen die darin ausgefprehene Befugniß nicht auf bie Befiger 
zächter ländlicher Brauereien auszudehnen jei, für welche es viel: 
keionderer pelizeil. Konzeſſion zum Ausſchank ihres Fabrikats bedücke. 
X. 724. — 3 132.) 
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flimmung im Widerſpruch fliehen, wenn den ftäbtifhen Brauern ber Al 
ſelbſt verfertigten Getränfes an figende Gäjte, ohne zuvor bie polizeili 
zum Scanfwirthichaftsbetriebe erhalten zu haben, geftattet werben follte. 
eine ſolche Zulaflung der Abſicht jenes Geſetzes — dem übermäßigen & 
Betränfe und den daraus entjpringenden gemeinfhäblihen Folgen zu 
nicht entfprehen. Denn es würbe dadurch allen jtäbtifhen Brauern t 
die Hand gegeben werden, unter dem Vorwande, ihr felbfiverfertigtes 
fhänten, dem öffentlihen Interefle entgegen, Schanfftätten überhaupt ı 
eine Kontrole darüber, daß in einer folhen Schaͤnke nur das Vier des 
geſchänkt wird, und nicht auch andere Getränfe verabreicht werden, ni 
führbar if. 

Selbſt bei der Sicherheit, daß in einer Schankſtätte vorzugsw 
fhließlih Bier werde gefchänft werben, find baher dergl. Anlagen do 
dingt und ohne Prüfung zu befördern. Dazu kommt, daß bie K. £ 
1835 weſentlich audy die Perſoönlichkeit des Schankwirths in allen 
rückſichtigen vorfchreist, und ein Mangel in dieſer Beziehung bei ! 
Brauern, wenn fie ohne Weiteres eine Schanfitätte halten dürften, nic 
theilige Yolgen bleiben würde. 

Auch fteht das Verfahren, welches die Befugniß der ftähtifchen 
Ausfchank ihres felbitverfertigten Bieres ebenjomwohl, wie jeden andern 
fhaftsberrieb, von einer Kongeflion abhängig macht, dem Bierbebiet, 
förderung verdient, auf Feine Weiſe entgegen. Denn abgefehen bar 
ſtädtiſchen Brauern ber Abſatz ihres Bieres auf jede andere Meije, a 
ſchank an ſitzende Gaͤſte, unbefchränft freifteht, kann bie Polizeibehörde 
überall, wo fie die Ueberzeugung gewonnen hat, daß dies einen Bebür 
blikums entfprecdyen werde und im öffentlihen Intereffe nützlich fei, mii 
lichen Konzeifion verfehen. Daß dagegen ſolche Perſonen, deren Ber| 
benfen erregt, oder von denen ein Mißbrauch in dieſer Beziehung mit 
forgen iR, von der fraglihen Befugniß ausgeſchloſſen bleiben, indem i 
zeffion verfagt wird, kann für einen Nachtheil nicht erachtet werben. 

Menn übrigens in bein Depart. der K. Reg., wie Diefelbe in Ih 
führt, bisher and Konzefiionen ausichließlid, zum Bierſchank ertheilt 
ſo bemerkt das Min., daß jeit längerer Zeit der Grundfag angenomm 
Konzeffionen, zum Ausſchank beftinmter Getränke mit Ausfdyluß andere 
theilen, weil einerfeits eine ſolche Beſchränkung, je läftiger fie jewohl j 
als für die Säfte iſt, deſto häufigere Kontraventionen herbeiführt und 
fprehende Kontrole doch nicht aufredht erhalten werben kann, andererjeit 
ſolchen Belchränfung beabfichtigte Zweck einfacher auf andere Weiſe zı 
Bei der großen Berichiedenheit ter Anlagen, welde unter den allgem 
von Schanfwirthihaften fallen, kommt es allerdings wejentlid darau 
Behörde, welche die Zuläfiigfeit zu prüfen Hat, mir verftändigem Gr 
fihtigt, weldhe Art von Echanfwirthfchaft beabficytigt und ven dem A 
erwarten ift, (z. B. ob ein Kaffeehaus fir die höheren Stände oder 
für das niebere Volk errichtet, ob vorzugsweiſe Dier oder Branntı 
werben fol) um hiernady richtig beurtheilen zu können, ob die Ertheil— 
effion dem öffentlichen Intereſſe entſpricht. Wird tiefe Frage demnäc 
iſt bei der Konzeffionirung diejenige‘ Gattung von Schanfwirthichaften 
welche zugelaſſen werten full, und der Konzejfionirte zugleich zu beveu 
diefer Sewerbebetrieb nur fo lange geftattet werden fünne, als er | 
Maaßgabe der ihm ertheilten Konzeffion ausübe. 

Es ift aber um beshalb weder erforderlich noch zweckentſprechend, 
ftelfee zur Bedingung zu machen, ſchlechterdings nur beftimmte Geträ 
fhluß anderer zu.-verfhänfen, indem es im öffentlichen Intereſſe nic 
fommt, ob 3. B. in einem Kaffechaufe oder in einem Bierkeller biemw 
Glas Branntwein ausgefhänft wird, jondern nur darauf, daß die 
Wirthſchaft im Allgemeinen derjenigen Beftimmung treu bleibt, wel, 
fpricht und die Kongeffionirung weſentlich metivirt hat. Sit dieſes in! 
der Kal, — was immer leicht wahrzunehmen und außer Zweifel 
wird, — fo muß, wenn ber flattfintende Gewerbebetrieb dem öffentl: 
entgegen ift, die Prolongation ber Konzeffion verfagt werden, weil t 
der Konzeffionirung nicht erfüllt worden if. Nach biefem Grundſa 
wenn eine Wirthſchaft, welche vorzugsweife als Bierihänfe zugelafi 

diefer Beflimmung entgegen, vorzugsweiſt vom Brannimeinidante beit 
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m derielben vertagt werben keͤnnen, und jejern bie Vermehrung dee Brannt: 

whaten im öffentlichen Intereſſe unzuläſſig ericheint, verfagt werden müften. 
Die 2. Reg. bat daher, unter Beruͤctſichtigung Des M. v. 23. Mai d. J. bier: 

) m verfabren,, rein. die Unterbehörden anzuweiſen. 

Br i. R. 18411 S. 296. Nr. 489.) 

6 In Berreff der Zuläffigket des Betriebes der Marfetenderei und 

Sitinalienhandels in den Kajernen, und daß ſolcher, fofern er 

zit auf einen Verkehr außerhalb der Kafernen ausdehnt, den Bes 

wlangen der K. O. v. 7. Schr. 1835 nicht unterliegt, find folgende 

Ämmangen ergangen: 

8 der K. Min. des I. für H. u. Gew. (v. Schudmann), bes I. 

288. (vo. Brenn) u. des Sr. (v. Hufe) v. 29. Febr. 1832 an den 

Kiftualienhändler N. zu Berlin. 


st Ihre Immediat-Vorſtellung v. 18. Cr. 1831 veirb Ihnen eröffnet, daß es 
hen und teren heiraten nicht verwehrt werben fann, Marketenderei ober 
handel zu treiben, ta fie in Gemäßheit der allgemeinen Beitimmungen bes 
Be. v. 30. Diai 1820, gleidı jepen antern Sewerberreibenden, zur Gewerbes 
Jfetriren müſſen, und es Daher gleich iſt, ch fie innerhalb oder außerhalb 
Mernen wehnen. Sind bergleidien Gewerbetreibende Kaſeruenbewehner, fo 
Bf in Stelle des Atteſtes der Orts-Polizeibeherde über ihre Qualifikation bie 
miß des Militair-Befehlshabers, dem die Hanthabung der Peligei in der Ras 
mücht, beibringen, beſondere Räume werben denfelben aber zur Betreibung 
Eewerbes arumtiäglich nicht ũberwieſen. 
Fiernach werden Sie ſich von dem Ungrunde Ihrer Beſchwerde und daß Ihrem 
.dieſen Leuten die Treibung ihres Gewerbes zu unterſagen, nicht deferirt 
kann, überzeugen. 
.XVL 220. — 1. 92.) 
RR des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 22. Juni 1838 an 
"we K. Reg. zu Trier. 
work ten Herrn Rriegaminiiter Bin ich von ber zwiſchen der K. Reg. einerfeite 
K. Kemmante ter 16. Tivifien und dem K. Gen. Kemmando des 8, Nr: 
andererfeits, ſtattſiindenden Meinungsverſchiedenheit über bie in den Kafer: 
Et. Marimin bei Trier etnblirten beiden Marferendereien, in Kenntniß ge: 
babe aus ben mir mitgerheilten Schreiben der K. Meg. an Die dortige 8. 
sur 9. 6. und 24, San. d. I. erfehen, Daß Tiefelbe die Aufhebung ber 
entereien verlangte, weil denſelben die nach der K. O. v. 7. Febr. 1835 
hr zelizciliche Erlaubniß nicht ertheilt fei. 

lang mich ſedech mit Liefer Anficht der K. Reg. nicht einverftanten erflä- 
als tie Belizei in ter Kuferne ausübente Behörde tit Lie betr. Militärs 
A betrachten, und tiefer kann daher auch nicht vorenthalten werden, im 
ef... v. 7. Febr. 1835 über Die Nothwendigkeit und Nuͤtzlichkeit einer 
ei in Der Kaſerne, ſo lange ſich dieſelbe allein auf Die Kajerne und ihre 
keſchränkt, zu entjceiten. Wenn tie Dearfetenderei ſich aber auf einen 
nad anußerhalb der Kaſerne ausdehnt und an außerhalb der Kaſerne woh- 
ajenen Waaren kauflich abläßt, jo fallt eine foldıe gewerblihe Anlage in 
ſegorie einer jeten andern Anlage ähnlicher Art, und erfordert ale Schanf: 
ft Die Erlaubniß Ter Orts: Boligeibehörte. 
bie beten Marferenbercien in den St. Marimin-Kaſernen bei Trier nöthig 
izlich find, habe ich Daher der Entſcheidung des Herrn Kriegsminiſters übers. 
































ke K. Reg. hat in ähnlichen Füllen hiernach zu verfahren. 

. XXI. 428. - 2. 137.) 

R. ver K. Win. d. %. (v. Bodelſchringh) u. des I. (Or. v. Arnim) 
.23. Sehr. 18H an die 8. Reg. zu Göslin !). 

einer Militärperſon oder den Angeborigen einer ſolchen der Betrieb der Mar: 
i, oder bes Viktualienhandels in ter Kaferne zu gejtatten it, hängt ven ber 


— — — 





er zweite, hier nicht mitgetheilte, Theil dieſes R. handelt von der Ge— 
erbe: Sreuerpflidtigteit tes in Mede ſtehenden Gewerbebetciebes. 
al. kei der Gewerbe⸗Steuer, 
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Beſtimmung der beir. Diilitärbehörbe ab. If die Erlaubniß zu dem begeice 
Berkehr ertheilt, fo Fanrı hiergegen von feinem Gewerbetreibenden ein Wi 
recht geltend gemadjt werden. Walls aber ber Gewerbebetrieb aktiver Milita 
fo weit ausgedehnt werben follte, daß nad den gefeglihen Berfchriften die GE 
gung bes Bürgerrechts deshalb nothwendig wird, fo bleibt es der Stabtgemeiget 
behalten, ſelches zu verlangen. 3* 

(Min. Bl. d. i. V. 1844 ©. 76. Nr. 92.) 


7) Eine fernere Ausnahme von der Regel, daß alle Perſonen, X 
ben Ausſchank betreiben wollen, hierbei den polizeilichen Befchräuf 
der K. D. v. 7. Febr. 1835 unterworfen find, findet in Hinficht des IN 
verfaufed auf der Stelle Seitens der Weinproduzenten 

Es disponiren hierüber, geſtützt auf die (nicht publiziste) 8,5 
14. Mai 1828, folgende R. der K. Min.: 

ca) C. MR. der K. Min. des I. (v. Schudmann) u. d. F. (v. | 
17. Juni 1828 an fünmtl. 8. Reg. . 


Um ben fleinen Weinbauern einen möglich vortheifäuften Abfap Ihe 
gewinns zu erleichtern, ift genehmigt worten, daß der Verkehr folcher BE 
zenten, die ihren eigenen Gewinn an Moſt oder Mein, im Polizei⸗Bezirk ihech 
guts, zum Genuß auf der Stelle, während eines höchſtens auf die Darck 
Herbft: Monate befchränften Zeitraums, verkaufen, als Schanfgewerbe nicht 
und weder der Gewerbeſteuer noch den polizeilihen Beichränfungen des OR 
werbes unterliegen fol. Die K. Reg wird angewiefen, biefe Beftimmung wi 
Amteblätter zur Kenntniß ber Lokal-Behörden und der Weinprobuzenten W 
bringen, dabei aber ausdrücklich daran zu erinnern, baß diejenigen, melde I 
fauf zum Genuß auf der Stelle eutweder nicht anf ihren eigenen Gewinn Mi 
oder Wein, oder nicht auf die Dauer zweier Herbfimenate, ober endlidy nicht! 
Polizei: Bezirk ihres Wohnorts beichränfen, nicht nur den beftehenven pelf 
Borfchriften über den Betrieb des Scanfgewerbes unterworfen, ſondern 
Anmeldung ihres Gewerbes bei der Gemerbeiteuer:Anfnahme:Behörbe, bei Ver 
der gefeßlihen Strafen, verbunden bleiben. 

(a. XII. 526. — 2. 142.) 


RB) R. derfelb. Din. v. 30. Dec. 1828 an die 8. Meg. zu N. 


Sn der 6. 3. v. 17. Inni c. ift wiederholt ausdrücklich beſtimmt, daß 
Verkehr derjenigen MWeinbauer, die den Verkauf zum Genuß auf der 6 
eigenen Gewinnes an Moſt oder Mein, anf die Tuner zweier Herb: Me 
fhränfen, als Schanfgewerbe nicht angefehen werten foll. Es ift daher ei 
flüffige Anfrage: ob diefe Herbſtmonate weiter hinaus, und etwa in den Def 
März verfheben werden fönnten, da die Unjtatthaftigfeit eines jolchen Bei 
aus den Cirkular und eben daraus, daß in demjelben auch von dem Auefı 
Moftes die Rede ift, ferner beutlid hervorgeht, wie darauf, daß der MoR y 
demſelben Herbfte, wo er gefeltert werben, auch trinfbarer Wein wirb, geb 
anfommt, vielmehr nur beabfichtigt werden, die in mehreren Meinlänbers' 
Eitte, wonad in der Zeit des Weingewinnes, die Meinbauer großen Theile’ 
Meingärten felbft, den gewonnenen Moſt und auch ältern Mein zum Gemuf 
Stelle verkaufen, nicht als fürmlides Gewerbe zu behandeln, Die K. Reg. 
halb auch fhen über das Girkular hinausgegangen, wenn dieſelbe feftgefeßt $ 
der gedachte Verkehr nur in den Monaten November und Dezember Stat 
dürfe, da es vielmehr ven Weinbanern überlaffen bleiben nıuß, welche Mi 

- wählen wellen, auch in Jahren, wo die Lefe früh füllt, ſchon im September 
Regel aber im Oktober vorausfichtlih, von der gegebenen Erlaubniß Set 
macht, während im Dez. ſchwerlich irgendwo Moſt verkauft werben wird, 

(A. XI. 154. — 1. 78.) 


29) R. derfelb. Min. v. 14. Mai 1829 an bie K. Meg. zu Fran 


Auf die im Ber. v. 24. März c. in Antrag gebrachten Mobifitatiönen J 
MWeinsBreduzenten durch die Verf. v. 17. Juni v. J. eingeräumten Begünfl 
beim Abſatz ihres Gewinns an Met und Wein, kann nicht eingegangen 
auch bedarf es deren gar micht für ten von ber K. Meg. angegebenen Zweck 
es ficht ja jetzt ſchon den Wein: Produzenten frei, in den beiben Herbfimenatel 
fe ihr Produkt, ohne der Gewerbeftener des Schankwirths zu unterliegen, verg 
dürfen, nicht nur ten Moſt von der Ietjähriaen, \ontern and Wein yon ein 
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Lefen auszuſchenken. Haben fie von letzter nichts mehr bisponibel, fo 
Beweis, daß fie den Wein ſchen anderweit voriheilhaft untergebracht ha⸗ 
ie die Bergünftigung bes Geſetzes überhaupt für fie ganz überflüfftg ifl. 
lH. 378. — 2. 116.) 

‚RR. der 8. Min. des I. u. d. DB. (v. Rochow) u. d. F. (Sr. 
eben) v. 18. März 1839 an fämmtl. K. Reg. 


gleich durch Die in Folge der K. ©. v. 14. Mai 1828 erlaffene C. 2. 
Lej a. angeorbnet if: 

r Verkehr folder Weinprobuzenten, tie ihren eigenen Gewinn an Moft 
Bein, im PBolizeibezirte ihres MWeinguts, zum Genuſſe auf der Gtelle, 
id eines höchſtens auf die Dauer zweier Herbfimenate befchränften Zeit: 
verlaufen, ale Schankgewerbe nicht angejehen, und weber der Gewerbe: 
nch den polizeilichen Beihränfungen des Echanfgewerbes, unterliegen foll; 
oh nicht in der Adficht gelegen, die gedachten Weinprobuzenten hierdurch 
Kentrole zu entbinden, die vielmehr im fteuerlichen Intereffe und noch 
lizeilicher Beziehung nothwendig iſt. 

. R. wird daher angewieſen, durch die Amtsblätter zur Kenntniß der Lo⸗ 
und der Weinproduzenten ſelbſt zu bringen, und gleichzeitig für die Aus⸗ 
Vorſchrift Sorge zu tragen: 

ver Weinproduzent, welcher feinen eigenen Gewinn an Moſt oder Mein 
er Weinleſe (dem Herbite) in der Zeit vom 1. Dit. bis Ende Dee., 
d zweier Monate im Polizeibezirke feines Weingnts, zun Genuß auf ber 
Reuerfrei zu verfaufen beabfihtigt, davon und von dem Zeitpunfte, von 
ı ab der Berfauf beginnen foll, der Orts sPolizeibehörde, bei Vermei⸗ 
er im $. 39. lit. a. des Gewerbefteuer:G. v. 30. Mai 1820 angebrohes 
rafe bes unangemelbeten Betriebs eines jteuerfreien Gewerbes, Anzeige 
hen verpflichtet iſt. 

kill. 221. — 1. 195. Gentralbl, d. F. Min. 1839 S. 83. Nr. 66.) 


ı Betreff des Handels mit Getränken auf Märkten, vergl. 
‚u. 83. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845. 
ten Abichnitt III.) 


ı den Worten: „eines auf feine Berfon und auf ein bes» 
Rofal lautenden polizeilihen Erlaubnißfcheines.“ 
nzuläfiigfeit des gleichzeitigen Betriebes der Schanfwirthichaft 
exrſelben Perſon in verfhhiedenen Rofalen. 

‚ver K. Din. des J. u. d. P. (Köhler) u. des I. für Gew.» Ang. 
.2. Aug. 1836 an die Reg. zu Köln. 


m Berwultungsberihte des Herrn Meg. Brüfidenten zu Göln pro 1835 
Kin. des 3. entnommen, daß die K. Nea. der K. D. v. 7. Febr. v. 3. 
ag giebt, als jei ein Schanfwirth, welcher die Steuer als ſolcher in 
mte bezahlt hat, wo zufällig wenig Schänken eriitiren, befugt, bie 
ſchaft innerhalb deffelben Steuerverbandes in mehreren verfdiiedenen Los 
reiben, wären aber mehr Schänfen vorhanden, als nöthig, fo fei er, der 
teuer ungeadttet, auf ein Lufal bejchränft. Dieie Auslegung ift jedoch 
tfertigen. Da die Scanf:Erlaubniß nur ein perfönlides Recht für 
mtes Lolal gewährt, fo it es mit der Abjicht und dem Weſen biefer 
, unvereinbar, den einmal Berechtigten noch die Einrichtung einer zwie is 
Anlage zu geilutten, indem alsdann bei einer von beiden bie perſoöpliche 
Aufficht und die Bürgichaft, welche darin für einen rbnungswnäßigen 
ieb gefunden wird, wegfällt. 

X. 696. — 3. 146.) 

derjelben Min. v. 8. Sept. 1837 an die K. R. zu Uachen. 
e in bem Ber. der K. Reg. v. 27. Juli d. 3. über den Schankwirth⸗ 
ı im mehreren getrennten Xofalien, aufgeitellten Anficht der Dlajorität 
ziums ') erklären ſich die Min. bes 3. einverflanden. Denn ber $. 5. 
'. Gebr. 1835 hat feitgefept: 


nämlich ein folder Schanfwirthfhaftsbetrieb nicht zu unterlagen \et, 
ı derfelbe (don vor Erlaß br A. K. D. v. 7. ehr, 1835 nakgearken 
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daß der Wortbetrieb des bis dahin rechtmäßig betriebenen Scanfge 

Niemandem chne befonbere Gründe verfagt werben, fol, wenn derſelbe 

nicht einen, den Vorfariften zu 1. und 2. des Gefeges entſprechender 

laubnißſchein beiigen ſollte. 
und hieraus folgt, Laß nicht die aus dem tadelloſen früheren Betriebe berzumeiem 
Präjumtion der nöthigen Perfönlickeit der Gewerbetreibenden tas add. a: 
derte Requiſit ergänzen, fondern das einmal erworbene Necht reſpektirt werbegi 

Daher kann aber auch den Gewerbetreibenden, welde mehr als eine | 
fätte Halten, der Fortbetrieb jeder einzelnen derjelben nur aus ben im 35 
gedachten G. aufgeführten Gründen verweigert werten. 

Auf tie Anfrage, eb unter gewiſſen Umſtänden von ber in dem R.v.& 
1836 (A. ©. 696.) ausgeſprochenen Regel: 

daß Die Konzeſſion zum Betriebe einer Echanfwirthichaft einer und 

Perſon nur für Sin Lokal gegeben werben foll, 
abgemichen werben fann, wirb ter K. Reg. eröffnet, taß allerdings umter 
den, wie Sie fie anführt *), und mit Rückſicht anf die in Aachen ebwalt 
jonderen Verhälmiſſe, Ansnahbnen von der Megel zuläflig, wiewohl immer 
fiyere und ordentliche Leute zu befchränfen find; daß aber fo viel als mögl 
zu ſehen ift, aß in dem vorausgefenten Falle nicht beide Wirthſchaftet 
zeitig von ben Publikum beſucht werten, " 

(A. XXI. 779. — 3. 163.) 

3) N. des K. Min. des J., Pol. Abth. (v. Meding) v. 
1839 an die K. Meg. zu Potsdam. ‘ ; 

Der 8. Reg. wird auf den Ber. v. 9. Der. v. I. Hiermit eröffnet, 
gegen den Kaufmann N. wegen unterlajiener Erneuerung des zum Detrie 
Sajtwirthichaft und zur Ausuübung des Schankgewerbes erforderlichen yelig 
Erlaubnißſcheins feſtgeſetzte Geldſtrafe von 10 Rihlrn. bis auf die Hälfte 
Rthlxn. zwar ermäßigt wird, Derſelben aber zu bemerken geneben werben ı 
der Betrieb einer Sajtwirchichaft und einer Schankwirthſchaft durch einen W 
ſelben Gewerbetreibenden, in verjciedenen Häuſern, jewie auf verfchiedene 
fionen, in Zufunft nicht zu geitatten iit, indem ber Konzeſſionirte nicht gie 
in beiden Lokalen jein kann, mirhin eine gewerblide Anlage immer obne 
zielle Aufficht bleiben muß, wiewohl die Konzeſſion nur für jeine Perſon 
Nücficht auf jeine perfünlihe Dualififation zu dem Gewerbebetriebe erthe 
den darf. 

(a. XXI. 218. — 1. 191.) 

4) R. veffelb. Vin. v. 8. Mai 1842 an die K. Reg. zu Oppei 

ꝛc. 2. Die K. Meg. wird darauf aufmerkſam gemadt, daß es in der f 
unzulajlig zu erachten, einem und demielben Wirihe Konzeſſionen zum Beir 
Schank⸗ oder Gaſtwirthſchaft in verfchiedenen Lokalen au ertheilen, weil ba 
genügende perfönliche Beaufſichtigung der verfchiedenen Wirthſchaften von Selig 
Wirths, auf welche jtets gehalten werten muB, nicht ſtattfinden kann. Wubei 
it von der Perſon, welde derartige Konzeſſionen nachſucht, nicht zu verlange 
fie, bevor ſie die Zuſicherung derſelben erhalten, Tie geeigneten Kinrichkrugf 
den beabjichtigten Gewerbebetrieb wirflich heiitelle, da Dies, in Kal ihr im‘ 
die Konzeſſion dennoch verfagt werden fellte, nicht unerheblidhe Verluſte für 
beiführen würde Es fommit vielmehr in dieſer Beziehung nur darauf an, 1 
Antraniteller durch die von ihm getroffenen Daafregeln und Vorrichtungen 
 Bolizeibehörbe die Ueberzeugung begrüntet, daß jeine Abjicht, einen Wake 

gen ß wollen, nicht nur vorgegeben werde, ſondern wirklich zur Ausfü 
o 




















men ſolle. 
(Min. BE d. i. V. 1842 S. 147. Nr. 193.) 


worden, und bis jet ſtattgefunden Habe, und daß mithin ber Ieptee 
rücfwirkende Kraft beizulegen ſei. . 

1) Wo nämlih an ſich ſchon weniger gefährlive Reſtaurationen, K 
und fonftige Beluitigungsdrter einer beſſern Rlaffe, befonders vor %e 
ven und der nächiten Umgebung einer Stadt oder Babeorts, nur fl 
gewiſſen Tageszeit bejtidt werden, Die dem Inhaber berjelben feinen 
chenden Erwerb gewähren, demſelben aber auch ned Zeit übrig 
den übrigen Stunden, beionders Abends und Morgens, einer Wirthſqe 
nerbalb der Stadt gehörig vorzuſtehen. 


- 
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8) Unzuläffigkeit willtührlichen Wechfels bes Schanflofale. 


DD A des K. Din. des J. Pol. Abth. (v. Meding) v. 28. Juli 1840 
mie 8. Reg. zu N. 


DER. Reg. erhält Abichrift des den Gaſt⸗ und Schankwirthen N. N. ertheil- 
ides mit dem DBemerfen, "daß, wenngleid den Beſchwerdeführern ein Recht 
gegen bie von der kompetenten Behörde ertheilte GewerbesKonzeffion zu 
* Beſchwerde dennoch im öͤffentlichen und beienders im fittenpolizeili⸗ 
gi nicht unbegründet erfcheint. Die in biefer Berichung von ver K. R. 
Risen Ber. ausgeführten Orunbfäge ericheinen durchaus nidt motivirt, denn da 
he die Faftiiche Behauptung ber Beichwerbeführer, daß in N. bei einer Einwoh⸗ 
iehl von circa 5800 Seelen, außer mehreren Deitillateurs und Kaufleuten, wel: 
‚der Berfauf von Getränfen zuiteht, einige 60 Schank⸗ und Gaſtwirthe exiſti⸗ 
But in Abrede geftellt hat, fo iſt es, wenn auch ein frequenter Marktverfeht dort 
t, eoibent, daB auf eine Verminderung der übergroßen Anzahl von Schanfitätten 
wo Borjchrift des G. v. 7. Febr. 1835, auf das Strengſte Bedacht ger 
Bwerden muß. Diefes Geſetz beitimmt, daß Konzeffionen zu den darin ges 
m Dewerben nur für beftimmte Perfonen und zugleich für beitimmte Lokalien 
nerden, mithin erlöichen die Konzefilonen ſowohl bei eintretenver Veraͤnde⸗ 
a der Perſon, als auch bei einem Wechſel des Lokals. Es wird daher im 
wu Galle audy für den Eonzeffionirten Schänfer, ſobald er fein Lofal wechſelt, 
lung einer neuen Konzeffion nöthig, welche alsdann nad ben Beflims 
‚ die für neue Anlagen der Art überhaupt gegeben find, beurtheift werden 
Die frühere Konzeſſion läßt nur, inſofern der Konzefftonirte zu Beſchwerden 
tar Gewerbebetriebe feine Veranlaſſung gegeben hat, auf deſſen perfönliche 
r fließen; es bleibt alfo immer noch die Brüfung bes neuen Lofals, 
8* und Einrichtung nad, und bejonders die Prüfung des Bebürfniffes der 
* ber neuen Stelle noͤthig. Wird dieſe Anficht nicht ſtreng feſtgehalten, fo 
bie wohlthätige Abſicht bes Geſetzes, bie Schanfitätten möglihft bis anf 
si zu vermindern, gar nicht, oder doch erſt in einer fehr entfernten Seit 
N — 2R der bereits fongeffionicten Schaͤnker erreichen, 
Bin. BL d. i. 3. 1840 ©. 315. Nr. 566.) 


BR. deſſelb. Min. v. 17. Sept. 1842 an die K. Reg. zu Porsbam. 


x. Wenngleich, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 20. v. M. erwiebert wird, 
* Berlegung einer Schanfflätte in ein anderes Grundſtück, eine Vermehrung 
pen Schankwirthſchaften nicht herbeigeführt wird, ſo iſt doch zu einem 
bel des Lokals eine beſondere polizeiliche Grlaubniß erforderlich, welde 
* werden Bart, wenn bie in der V. v. 7. Febr. 1835 vorgefchriebe: 
, sen erfüllt find 

Tot BL. d. i. V. 1842 ©. 354. Nr. 481.) 


DR. deſſelb. Min. v. 25. Oft. 1842 an das 8. Pol. Präftd. in 



























x. Schankwirihe, welche das Lofal verlaiien, für weldes fie konzeſſionirt ges 
ind, Haben zwar feinen Anſpruch auf die Grtheilung einer Konzeffton für 
Be Lokal; wenn aber in folden Bällen mit Rüdfiht auf das Bebürfniß über- 
eine neue Konzeifton erteilt wirb, fo müſſen fie, vorausgejegt, daß nicht ans 
sliche Gruͤnde in polizeilicher Hinficht dagegen ſprechen, vor foldhen, melde 
Gewerbe exit beginnen wollen, vorzugsweile berückſichtigt werden, weil ihnen 
* ihres Yisherigen Nahrungszweiges haufig Hart fallen muß. 
.Bl. d. i. 3. 1842 ©. 387. Nr. 528.) 
y Bergl. Nr. 6. der K. O. v. 7. Sehr. 1835 nebſt den dazu erganges 
| &tläuterungen. 
(8. unten.) . 
BB. Zu Nr. 2. (der 8. O. v. 7. Behr. 1835). 
a) Bu den Worten: „in den Städten.” 
GR. der 8. Min. des I. für Gew⸗Ang. (Bethe) u. bed I. u. d 
öhler) v. 16. Aug. 1835 an fämmtl. K. Meg. (sub Nr. 1.) 


harũber, ob ein Ort im Ginne ber K. D. v. 7. Febr. 1835 als Stadt u 
ober zum Banbe zu rechnen, enticyeibet in benjenigen Provinzen, in wels 
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hen die St. O. v. 19. Nov. 1808 oder die rev. St.O. v. 17. März 18311 
feßesfraft hat, der Umſtaud, ch daſelbſt die St.-O. eingeführt it, oder nicht 
den übrigen Provinzen aber der Umſtand, in weldem Stande der Ort bei vn’ 
vinzial⸗Landtagen reprüjentirt wird '). 

(#. XIX. 251. — 1. 181.) i 

b) In Betreff der Behörde, welche zur Ertheilung ber Erld 
nißfcheine kompetent fein ſoll, verordnete die 8. O. v. 7. Febr. 1835 (NE 
daß dies in den Städten die Orts⸗Polizeibehörde, dagegen all 
Dr ber Städte und ihres Polizeibezirks der Kreislanıg 
fein fole 4 

Hierin hat indeß die K.O. v. 21. Juni 1844 (ſ. oben ©. 152.) ei 
änderung getroffen, inden dieſelbe sub Pr. 3. beſtimmt, dab h 
zur vierten Gewerbeſteuer⸗Abthl. gebörigen Ortſchaf 
fortan nicht die Orts-Polizeibehörde, fondern der Kreislan 
die Erlaubnißfcheine zu ertheilen haben fol. 

Mit Bezug hierauf beflimmt das R. des K. Min. für H., @ 
Arb. (Oefterreich) v. A. Dec. 1848 an den Mag. zu N.: 

Auf die Gingabe v. 14. v. M. wird dem Mag. zu N. hierdurch eröfndg 
der K. Weg. zu N. darin beigetreten werden muß, wenn fle bie dortigen 
für verpflichtet erachtet, zum Betriebe des Kleinhandels mit Getränfen . 
fihe Erlaubnißicheine nadyzujuden, da unter 3. der K. D. v. 21. Juni 1848 
und deutlich beſtimmt ift, daß in ben, ımter 2, bezeichneten, Ortſchaften d. N 
in allen, welche zur 4. Gewerbeſteuer-Abtheilung gehören, von ben % | 
Erlaubniß zum Betriebe derjenigen Gewerbe zu ertheilen ſei, welhe ven % 
kungen ber Beſtimmungen v. 7. Febr. 1835 und 21. Juni 1844 unterliegen 
bin namentlih der Kleinhandel mit Getränfen gehört. Worauf ber Magi 
Anticht, daß hierzu die Erlaubniß ber Orts-Polizeibehörde genüge, ftiipt, iſt a 
obigen BVorftellung durchaus nicht zu erjehen. 

(Min. Bl. d. i. 8. 1848 S. 386. Wir. 478.) 


Es ergiebt fich übrigend aus der Vorfehrift der K. O._v. 21. 
1844 sub Wr. 3. zugleich, daß die nachftebenden, in Rüdfict auf 
fehiedenartigen Berhältniffe einzelner Landestheile erlaffenen 
mungen nur nody mit den aus jener Vorſchrift ſich ergebenden M 
fationen anwendbar find. 


2 In Betreff der Rheinprovinz. 


der K. Min. d. I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. des I. m 
(Rate v. 9. Nov. 1835 an die K. Reg. zu Wachen. 






















1) Obwohl an die Stelle der St.:-Orpnungen bie Gemeinde⸗Or 
11. März 1850 getreten ift, welde ten Unterſchied zwifchen Stab 
Land beſeitiget hat, und obwohl die Pr ovinziale Stände turd bei 
66. der Kreise, Bezirks: und Provinzial-Ordn. v. 11. März; 1850 a 
hoben find, jo wird dennoch Lie Frage: welde Ortichaften im Sin 
K. O. v. 7. Febr. 1835 ale Städte zu eradıten? bis dahin, wo a 
weitige geſetzliche Beſtimmungen bierüber ergeben, nad) der obigen; 
fhrift zu beurtheilen, mithin in biefer Beziehung ber zeith 
Standpunft in fo weit für maaßgebend zu erachten fein, als nicht 
ohnedies durch die Beſtimmung sub Nr. 3. der K. O. v. 21. Juni 
die hier in Rede jtehende Unterſcheidung von feiner weiteren Erhebl 
if. Vergl. die Folgende Mote, 

Nah der Beilage B. Nr. 5. zum Gewerbeſteuer-Geſetz v. 30. Mai 
(8. S. 1820 ©. 156.) gehören zur vierten Gewerbeſtener-Abthl 
Stätte unter 1500 Ginw. und das platte Yand In den Stäbte? 
ter 1500 Gin. jteht mithin tere dem Rreislandrathe die Grüße 
ber Erlaubnißſcheine ohne Rückſicht darauf zu, eb daſelbſt eine ber3 
Ordnungen eingeführt ift, ober die Stabt im Stande der Stabtst 
Landgemeinden yrevinzialitändifcd vertreten war. Für die Stäbdte 
1500 Ginw. bleibt dagegen der betr, Unteriäied \etuechin munpgel 


2 
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attgung der über den Begriff: Stadt⸗ und Poligeibezirk, in Bes 
ie Grtbeilung der Erlaubniß zum Betriebe der Saft: und Schankwirth⸗ 
men Zweifel, wirb der K. Rey. eröffnet, daß die Bürgermeifter nur 
e im eigentlihen Sinne, d. h. foweit folhe im Stande der Städte 
m, zur Ertheilung der in Rede ftehenden Konzeſſionen beredtigt find‘), 
haften bes platten Landes aber, wenn biefe aud mit einer Stabt zu 
‚meifterei verbunden find, jene Grlaubnip s Ertheilung den Landräthen 
den Bürgermeiftern nur eine Begutadhtnng zufteht, 

. 1087. — 4. 136.) 


Betreif der Provinz Pofen. 
K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (Schule) u. d. J. u. d. P. 
3. Aug. 1836 an den Oberpraͤſidenten der Provinz Poſen. 


sgnahme auf den Ber. v. 30. April 9. J. betr. das Schanfgewerbe in 
ofen, empfangen Ew. ıc. vidimirte Abichrift der anf unjern anderweiten 
richt ergangenen K. D. v. 25. v. M. (Anl. a.) mit dem Auftrage, die 
mit den darin enthaltenen Beitimmungen befannt zu machen und die: 
ie Amteblätter ber zu Ew. ıc. Verwaltungsbezirk gehörigen Meg. zur 
nnmiß zu bringen. aul 

ul. a. 


in Ihren Berichten v. 12. Jan. und 24. Juni d. J. angeführten Grüns 
mit Bezug auf Meine Ordre v. 7; Febr. v. 3. den Kleinhandel mit 
dem Lande und ten Betrieb des Schanfgemwerbes überhaupt betr., bei 
B Borfchriften in Betreff des ven ben Behörden bei Ertheilung ber 
ze zu beobachtenden Verfahrens die von Ihnen angetragenen Modifi⸗ 
as Großherzogthum Poſen eintreten laſſen, und zu diefem Ende be: 


in denjenigen Städten bes Großherzogthums Boten, welden bie rev. 
erliehen worden iſt ober noch verliehen werden wird, ben Orts⸗Polizei⸗ 
die zu 2. Meiner O. 0.7. Febr. v. J. erwähnte Befugniß zuftehen, Dagegen 
ibrigen Städten den Landräthen vorbehalten bleiben, aud 

ger Aufrechthaltung der Vorichrift des 8.6. des G. wegen Aufhebung 
185 und Bannrechte in der Provinz Pofen v, 13. Mai 1833 die zur 
eier Schanfitätten auf dem platten Lande erforderliche Genehmigung 
icht ven den Reg., fendern von den Landräthen ertheilt werden ®) 


verbehalten bleiben foll, tie nad dem Vorſtehenden den Landräthen 
ten Befugniſſe für einzelne Kreiſe zurücdzunehmen, wenn fie eine 
ge Wirkung berfelben wahrnehmen. 

# den berpräfidenten der Prov. Poſen zu beauftragen, bie Unterbes 
fen Beitimmungen bekannt zu machen und dieſelben durd die Amtsebl. 
re öffentl. Kenntniß zu bringen. 

n 25. Juli 1836. Friedrich Wilhelm. 

697. — 3. 147.) 


— m 


‚ift injoweit für modifiziert zu eradhten, als es in der Rheins 
13 gegenwärtig nur darauf anfommt, ob eine Stadt zur vierten 
beſteuer-Abthl. gehört, da die St.- Ordnungen in ber Rhein: 
13 nicht eingeführt worden find. 

3. a. a O. beitinmt: 

Meue Schankſtätten auf dem Lande können nur unter beſonderer Ge: 
migung der Regierung, und zwar nur auf ben Antrag einer Gemeinde 
er dem Nachweis des Bebürfnilies, und wenn zuvor der zur Ausübung 
Echanfrehts berechtigte Grundherr mit feinen Ginwendungen gehört 
Den, errichtet werden.“ (©. ©. 1833 5. 59.) 

ift übrigens hierbei darauf hinzuweifen, daß nad) der K. O. v. 21. 
44 Nr. 3. in allen Ortſchaften unter 1500 Einw. ber Kreisland: 
» Scanflonzeifion zu ertheilen Hat (1. oben S.152), wonach die ab» 
» Beflimmung des $.6. tes ©. v. 13. Mai 1833, daB die Regie⸗ 
ergl. Konzeſſionen zu ertheilen habe, melde duch die Vorſchriften 
ı. 4. der obigen 8. O. v. 25. Juli 1836 bereits modifiziert wor, 
:itiget ju eradten iſt. 
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c) Zu den Worten: „nad vernommenem Öutadten ber 
polizeie und Kommunalbehörde.“ 


1) C. N. ver 8. Din. des I. für Gew.⸗Ang. (Bethe) u. IL 
(Köhler) v. 13. Aug. 1835 an fimmtl. 8. Meg. (sub Nr. 3.): 


Damit aus der Beſtimmung, daß die Grlaubnißfcheine für das Lanhf 
Kreislandräthen erft nach vernommenem Gutachten der Ortes Polizei s und . 
nalbehörde ertheilt werben follen, feine unnöthigen Weiterungen und % 
der Behörden ermachfen, it darauf zu halten, daß in jedem Kreife bein 
über den bei Anbringung und Vegutachtung der Geſuche, Grtheilung und 
der Grlaubnißicheine oder der abichlägigen Beſcheidungen sc. zu beobachten 
lichſt zu vereinfachenden Geidäftegang aufgeltellt und zur alfgemeinen - 
gebradht werden. Gin Gleiches muß hinſichtlich derjenigen Städte g 
benen bie Kommunalbehörde nicht zugleich mit der Verwaltung ber £e 
beauftragt if. 

Unter der Kommunalbehörde iſt übrigens in allen Fällen diejenige & 
verfiehen, welche die Kommunal: Angelegenheiten verwaltet, und eine 
der Stabtverorbneten, KommmunalsRepräjentanten, Gemeinde s Räthe x. 
ftatt, (A. XIX, 251. — 1. 181.) 


Dazu: 
a) R. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. rn: 
(Köhler) v. 28. Oft. 1835 an die K. Reg. zu Münfler. 


Megen der Ausführung der B, v.7. Febr. d. J. kann die K. Meg. m 
. nen nur auf den deutlichen Inhalt des C. v. 13. Aug. d. J. zu 3. verwie 
Sowie hiernady in den Städten ber dortigen Provinz der Bürgermek 
bort den Beruf der Ortspolizei- und der Gemeinde: Vermaltungsbehörte- 
Berfon vereinigt, die vorgefchriebene polizeiliche Griaubnig nad feinem 
Gutachten zu ertheilen hat, ohne erſt auf dasjenige der Beifiger und bes 
zathes zurüdzugehen, fo wird es eines Gutachtens der legteren noch w 
auf dem platten Lande bebürfen, indem bier das Gutachten bes Bür 
ale der geſetzlichen Kommunal: Verwaltungsbehörde, allein_den Bertiuzm 
gedadhten ©. um fo mehr genügt, als auf dem Lande die fragliche Erla 
von den Bürgermieiiter, jondern von dem Landrathe ertheilt wird, 
(X. XIX. 1089. 17 138.) 


8) N. des 8. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 15. Ian. 1 
K. Reg. zu Köln. 


Auf die Anfrage der K. Reg. in dem Ber. v. 24. Dez. v. J. wich. 
eröffnet, Daß die Konkurrenz zweier Behörden bei Grtheilung von Ko 
Betriebe der Schanfwirthihaft nad dem G. v. 7. Febr. 1835 nicht 
vielmehr if in den Städten die Ortspoligeibehörde und auf dem Lande t 
die diefe Konzefiion ertheilende Behoͤrde. 

Das Geſetz ſchreibt nun für die Städte, in welchen abgejonberte’K 
behörden neben ten Belizeibehörden beitehen, den letzteren die vorheri 
mung mit den Kommunalbehörden ver. Mo inde Kommunal: und Boll 
vereinigt find, und mamentlich burd) einen und denjelben Beamten v 
fann auch nur biefer derjenige jein, welcher über die Grtheilung ber Ka 
flimmt. Uebrigens ergiebt ſich dies audı ſchon aus dem Schluſſe des 
ad 3. ter C. 3. v. 13. Aug. 1835. (A. S. 252.) 

(A. XXI. 201. — 1. 191.) 


2) Nihtbefugnig der Landräthe zur Kontrolirung 
gifträte bei vergl. Konzeſſtonsertheilungen. 


R. des K. Min. des I. u. d. PB. (v. Rochow) v. 23. 
an den K. Landrath N. zu N., Arnöbergfchen Meg.» Bezirke. 


Wenngleich ich Ew. sc. guten Abficht, der Trunfenheit in N. Schranfer 
gern alle Gerechtigkeit widerfahren lafie, fo Fann ich doch, wie ich Ihne 
Ber. vom 14. September d. J. hiermit eröffne, die von Ahnen angeorbne 
Maafregel über Kengeffionirung von Edranfitätten in N. als gefeßlich nis 
nen, weil dem Magiſtrate, als itädtifcher Molizeibehörde, nad dem ©. u 
1835 das Recht zuſteht, vergl Anlagen jelbititändig zu Eonzeifioniren. 
Sie den Mag. verpflichten wollen, vor jeder Grtheilung einer Schank⸗ 
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ı die Akten einzureichen, bei eigener Verantwortung aber vorher überall Feine 
beitang zu tremen, heben Sie, wenngleich nur im ter Abficht, Bälle, die Ihnen 
gecignet scheinen, der K. Weg. vorzulegen, nicht allein die dem Mag. geſetzlich 
enre Selbjitäntigfeit auf, jundern entziehen audı den Betheiligten die der K. Meg. 
are Rekurs⸗Gniſcheidung, indem alsdann die K. Meg. ſchon in eiſter Inſtanz 
gb würte. 
Sie in dieſer Anerbnung nicht ſewohl eine Entziehung ter dem Mag. 

ig zuſtehende Befugnis, als vielniche nur eine Kontrol-Maaßregel zur Ber: 
I ungeieglicher Ertheilung ven Schank-⸗Konzeſſionen finden, jo it dagegen‘ eins 
en, DaB fich Die über eine Bebörde zu führende Kontrole, wenn berfelben ihre 
igfeit nicht genommen werten fell, immer nur anf Das beziehen fann, 
gethan hat ober thut, nicht aber auf Das, was lie erit thun will. 
xx. 427. — 2. 135.) 
mmung einer Brift zum Beginne des Betriebes ber Anlage 1). 


GR. der 8.Min. des I. für Gewi⸗Ang. (Bethe) u. des I. u. d. 
Mer) v. 13. Aug. 1835 an fämmtliche K. Reg. (sub No. 4.) 

it die Behörden zu allen Zeiten uͤberſehen können, wie viel Etabliſſements 
Bere ſtehenden Art in ihren Bermaltungelezirfen wirklich vorhanden find, 
samientlich bei Prüſung bes Bedürfniſſes einer neuen Anlage von Wichtig: 
ii bei Grtheilung der Erlaubnißſcheine zu neuen Anlagen eine angemeſſene 
drei, höditens jede Monaten zu beitimmen, binnen welcher die Anlage 
Hilum geöffnet werden muß, witrigenfalld tie Erlaubniß ihre Kraft verliert 
# Inhaber einen andermeiten Erlaubnißſchein nadjishen muß, wenn er Tpäter 
Beriah noch in Ausführung bringen will. 

IIX. 251. — 1. 181.) 

Der Schlußjag des 6. 35. der Ger. O. v. 17. Jun. 1845 beſtimmt 
einftimmung biermit: 

j ver polizeilichen Genehmigung kann eine noch ver Ablauf des Kalenderjahres 
Frin beſtimmt werben, innerhalb deren das Gewerbe bei Verluſt der Befug: 
Betriebe deſſelben begonnen werben muB, 

©. 1515 S. 52.) 

dem Worte: „itempelfrei". 

N. der RK. Min. des I. u. d. P. (Köhler) u. d. 3. (Kuhlmeyer) 
1837 an die K. Reg. zu Achen und abſchriftlich an die K. Pro⸗ 
Eimer» Direktion zu Köln. 

vn Ber. v. 24. Juni v. J., betr. die in Gemäßheit der K. O. v. 7. Febr. 
erderliden Geſuche um die volizeiliche (Klaubnig zum Schanfgewerbe und 
Meinhantel mit Getränken, beſceiden wir die K. Meg., daß ebenjo wie ben 
m Grlaubnißjcheinen die Befreiung vom Stempel zugejtanden ijt, and, die 
bjielenden GGeſuche feines Stempels bebürfen. 

L XXI. 778. — 3. 161.) 

) 8. derjelb. Min. v. 10. Mai 1835 an tie K. Reg. zu Köln, Kos 
Diſſeldorf und Trier. 

Sin. tes I. u. der F. finden fi veranlaßt, der K. Meg. tie megen der 
iheit ber Geſuche um Bewilligung oder Verlängerung der Erlaubniß zum 
des Schanfgewerbes ober tes Kleinhandels mit Getränken sc. unterm 15. Inli 
S. 778.) an die Neg. zu Aachen erlaffene Verf. zur Kenntnißnahme und 
3 in fünitigen Ballen. 

(XII. 428. — 2. 136.) 

Bi Brüfung der Konzefilondgefuche ift mit befonberer Sorgfalt und 
Atenge zu verfahren. | 

ER. der K. Meg. zu Trier v. 11. April 1844. 

Bach! wir wieberholt darauf aufmerkſam gemacht haben, daß bei Prüfung 
eſfienegeſuche zum Gaſt- und Schankwirthſchaftobetriebe und Kleinhandel 







































ine ähnliche Beſtimmung hatte bereits das M. der K. Min. des I. für 
Fl San. u. des J. u. d. P. v. 26. Sept. 1834 (9. XVII, 823. — 3. 


136.) extheilt. 


4 


172 Von ben Berbältniffen ber Gewerbetrelbenden zum St 


mit Getranken mit beſonderer Sorgfalt und Strenge zu verfahren fei, um 
der 8. D. v.7. ehr. 1835 zu erreichen, fo hat doch im verfloffenen Jahr 
ein erheblicher Zugang dieſer Gewerbetreibenden ftattgefunden, ohne daß bı 
der Bevölkerung oder ein.fleigender Verkehr verhäftnißmäßig ein zumehn 
duͤrfniß bedingt hat. 

Mir müflen annehmen, daß bie in unferm Berwaltungsbezirfe vorbant 
Gaſt⸗ und Schankwirthſchaften fir das lokale Bedürfniß vollfommen 
neue Konzeifionirungen können nur ned ausnahmsweiſe ftattfinden. Bi 
daher künftig jedesmal von den befondern Gründen, welde in dem einzı 
für die Ertheilung der Konzeſſion reſp. eine Vermehrung der Wirthſchafte 
Kenntniß zu erhalten. 

Die Herren Landräthe wollen vorkommenden Falls die Anzeigen mı 
bendem Schema maden: 





Name Anzahl der| Verfönlihe | Gutachten über | Angab: 
des Ortes, |_ daſelbſt be: ‚Verhältnine des | bie Führung |beren G 
wo bie Seelen: reits beſte⸗ Nachſuchenden: u, Vermoͤgens⸗ſche fürd 


2) Name, Verhaltniſſe des rung — 
Wirthſchaft zahl henden 3 Alter u.ob Nachſuchendenein ande 
2 ne und fement ; 


oder der Wirthſchaf⸗ 
Kleinhandel des ten, reſp. verberrathel 9 — x lich eing 
mit Beträn:| Ortes. Kleinhandel heirathet, besR ofal6 (6.3. Derung | 
fen etablirt mit c) feitheriged [a u.b.dver£.D. denen ® 
werben ſoll. Getränfen. Gewerbe. v. 7. Feb. 1835.) fprechen. 





Eremplare dieſer Verf. für bie Bürgermeiſter der Städte, melden 
ber K.O. die Ertheilung der Erlaubniß zuſteht, folgen anbei; dieſelben 
weiſen, durch die landraͤthliche Vehörde jene Nachweiſung an uns einzuf 
waige Bemerkungen wollen Sie dann Ihrerſeits hinzufügen. 

(Min. BE. d. i. V. 1844 ©. 91. Nr. 118.) 


CC. Zu Nr. 3. (der K. O. v. 7. Febr. 1835.) 
a) Zu Litt. a. 
) Grundſätze, von welchen im Allgemeinen bei Prüfung 
fönlichen Verhältniffe der Nachfuchenden auszugeben ifl. 
1) C. R. der 8. Min. des I. für Gew.eAng. (Bethe) u. des 
(Köhler) v. 16. Aug. 1835 an fünmil, K. Reg. (sub No. 5.) 


Da nad $. 3.a. die Erlaubniß zum Beginn der in Rede jtehenben 
in allen Fällen verfagt werden joll, wenn bie Perfünlichkeit, die Führun 
Vermögensverhältniiie Des Nachſuchenden nicht bie genügente Bürgfchaft 
nungsmäßigen Gewerbebetriebed gewähren; fo ift es nicht hinreichend, ba 
lieibehörde nichts Nachtheiliges über den Nachſuchenden befannt geworben 
muß biejelbe jid, nähere Meberzeugung daven verſchaffen, daß der Rachſu 
jenigen Gigenjchaften befigt, weldye einen ortnungsmäßigen Gewerbebetrieb 
und daß namentlich aud) jein Vermögen mit feinem Unternehmen in an 
Verhaͤltniß ſteht. 

Hat der Nachſuchende ſich in feinem früheren Leben grober, nament 
Berbrehen jhuldig gemacht, melde nad) $. 19. der rev. St. D. die Verſt 
den Verluſt des Bürgerredits nach ſich ziehn; fo ift ihm die Grlaubniß 
verfagen, auch wenn ihm die National-Kokarde nicht abgeſprochen oder fr 
verliehen it. Geringere Verbrechen find nicht als ein unbebingtes Hü 
betradyten, wenn ſeit Abbüßung der Strafe mindeitens 5 Jahre verjtrichen, 
rend tiefer Zeit überzeugende Proben der Beſſerung gegeben find. Vor 
Großjührigkeit ift in der Negel Niemand zuzulaſſen, aud wenn er ven 
erlangt hat; und ganz befendere Vorſicht iſt bei der Prüfung der Anträgı 
ratheter Frauenzimmer“) anzuwenden. (N. XIX. 251. — 1. 181.) 


1) Das R. des 8. Min. des I. u. d. P. (v. Brenn) v. 2. Mai 18 
K. Bol. Bräf. zu Berlin fpricht aus, daR Krauenyiumeen in 
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des 8. Win. des I. u. d. P. (Seiffart) v. 12. Aug. 1838 an 
‚zu Merfeburg. 

O. v. 7. Gebr. 1835 Hat die Ertheilung ber Konzeffionen, zum Be: 
rin bezeichneten Gewerbe dem pflicdtmäßigen Grmefien der Behörden 
e Abfiht der D. geht aber tahin, ven überhandnehmenden Genufle 
me, infonderheit bei den niebrigeren Volksklaſſen, entgegen zu wirken. 
ht um fo gewiſſer zu erreichen, hat das gedachte Beleg die Zulaäſſig⸗ 
wbeberriebes zwar von gewiſſen Bedingungen abhängig gemadıt; es 
rw zweifelhaft fein, daß aud bei Erfüllung diefer Bedingungen die Er⸗ 
m Gewerbebetriebe dennoch verfügt werden muß, wenn die Behörde aus 
liegenden Umfländen bie Üeberzeugung gewinnt, daß die Erfüllung 
fit erfolgt fei, das Gefeb zu umgehen. Yebteres ſcheint im vorge: 
‘ außer allem Zweifel zu fein, und iſt Die Inrüchweifung bes Antrages 
ih. (9. XXI. 757. — 3. 180.) . 
ufige Zufidyerungen zur künftigen Geftattung ber Bafl« 
aft find nicht zu ertbeilen. 

Rin. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 28. Behr. 1846 an 
au 

erbei wirb der K. Meg. bemerflich gemacht, daß es nicht angemeffen iſt, 
für die fünftige Gettattung einer Gaſtwirthſchaft zu ertheilen, weil 
nancherlei Weiterungen und Nachtheile hervorgehen können, die Erthei⸗ 
en Zufiherungen auch dem Geiſte der V. v. 7. Febr. 1835 u. 21. Juni 
tfpricht, indem danach nur mit Müdfiht auf die zur Zeit tes Geſuches 
mäände und Verhältniſſe eine Entſcheidung über baftelbe zu treffen 
en Beginn des Gewerbes in vorliegenden Falle davon abhängig zu 
er N. nachweife, daß er das Lokal entipredyend eingerichtet habe, ihm 
m, daß er die Verſagung zur Fortſetzung bes Gewerbes zu gewärtigen 
e Anlage in eine bloße Schankwirthſchaft ausarten follte, erſcheint an⸗ 
bleibt der K. Reg überlaſſen, demgemäß das Erforderliche anzuordnen. 
il. d. i. V. 1846 ©. 70. Nr. 101.) 


bengemwerbe it das Schanfgemwerbe in der Megel nicht 
eſſioniren. 

Rin. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) und des J. u. der P. 
3. Sept. 1835 an die 8. Meg. zu Merichurg. 

kıng der Frage: 

dchankgewerbe auch jegt nur ausnahbmemweife als Nebengewerbe 
werden foll? 

L ter von der K. Meg. geäufßerten Anfiht bei '). 

. 357. — 1. 182.) 

ere Borfchriften in Betreff gewiffer Klajjen von Perſo— 
elcyen die Erlaubniß zu verfagen ift. 

£= Inhaber und Fabrikanten, fomwie von denſelben abs 
 Berfonen. 

I. des K. Min. des I°lGr. v. Arnim) v. 13. Febr. 1844 an _ 
der Mheinprovin;. 

er Ausführung ber in dem Landtageabfchiede für die zum fiebenten 
dtage verfammelt gewejenen Stände ber Rheinprovinz ausgefpredyenen 
jeftimmung, (Anl. a.) wegen des Betriebes ter Schankwirthſchaft jeis 





rubniß zur Haltung von Schankwirthſchaften fon aus dem Grunde 
ıgen fei, weil fie felten geeignet find, Ordnung unter ihren Gäſten 
ten, und daher als perſönlich qualifiziet nicht angefehen werden fön-: 
x. XVHL 516. — 2. 144.) 

mercbirte) Anjiht ging nämlich dahin, daß bie im 6. 133. des Ge: 
Relizei:&. v. 7. Sept. 1811 erwähnten Attefte (jetzt förmliche voli⸗ 
Griaubnidfdeine) in der Negel allen jeldyen Berjonen zu verlagen, 
Scdanf nur ale Rebengewerbe betreiben wollen. 


174 Bon den Beshältniffen ber Gewerbetreibenden zu 


tens ber Fabrifmeifter, wird der K. Reg. eröffnet, daß fortan den 
polizeilihe Griaubniß zum Betriebe des Echanfgewerbes nicht er 
Nur in dem gewiß höchſt felten eintretenden Kalle, wo ein unbed 
des Bebürfniß auf andere Meite nicht befriedigt. werben kann, if 
ſtrenger Prüfung einen Fabrikmeiſter auenahmsweiſe der Ausid 
Aber auch in dieſem Kalle muB in der Konzeſſion ber Ausfchanf 
mit Hinweifung auf die in der V. v. 7. Febr. 1835 auf unerlau! 
gelegten Strafen, unbedingt verboten werben. Nufßerben: it, fobal 
niß auf andere Meife geforgt werden kann, bie einem Fabrikmeiſt 
erteilte Schankerlaubniß nad Ablauf des Jahres nicht weiter zı 
deshalb jedesmal ſchon bei Ertheilung einer ſolchen Konzeffion der 
brifmeifter zu Protokoll zu eröffnen, was er in dieſer Hinſicht zu 


Hinfihtlich derjenigen Kabrifmeiiter, melche fich bereite im Be 
zug Schaufgewerbe befinden, iſt eine beſonders ftrenge Kontrofe an 
gen diefelben unnachfichtlidy mit Entziehung der Kunzefiton- nad) 
v. 7. Febr. 1835 zu verfahren, fobald fie durch ihren Gewerbebe 
laſſung geben. 


Die K. Reg. hat, dieſen Neftimmungen gemäß, bie betr. Unte 
weifung zu verfeben und auf deren pünfrliche Befolgung zu halte 


Anl. a. 


Auszug aus dem fiebenten Landtagsabſchiede für die Rheiniſchen 
vom 30. Dez. 1843. 


Auch foll zur Befeitigung der durch den Betrieb des Edi 
der Fabrifneifter hervorgerufenen Mipbräude, dem Antrage Unfer: 
entfprechend, diefen Perfonen die Erlaubniß zu folchen Gewerbeb: 
auenahmsweife, wenn das Bedürfniß auf anderem Wege nicht befi 
und jedenfalls mit Ausfchluß des Branntweinſchanks, ertbeilt und 
fern Behörden das Nöthige verfügt werden, 

- Berlin, den 30. Dez. 1843. 


(Min. Bl. d. i. 2. 1844 S. 76. Nr. 91.) 


2) K. O. v. 16. Nov. 1846, betr. dad Verbot des Betr 
oder Gaftwirthfchaft, ingleichen des Kleinbandeld mit Getrẽ 
orte felbft oder im Umkreiſe einer Meile Seitens der Sabril 
brifanten ꝛc., fowie der von ihnen abhängigen Perſonen. 


Auf den Bericht des Staatemin. v. 22. v. M. beſtimme Sch 
brifinhabern und Kabrifanten, ſowie den gamiliengliedern, Vevollr 
fhäftsführern, Werkmeiſtern, Fakteren, Koniteir- und Fabrikgehi 
anderen von ihnen abhängigen Perſonen, nad) Ablauf dieſes Sabı 
Schanf: oder Gaſtwirthſchaft, ingleichen des Kleinhandels mit Geı 
orte felbit oder im Umkreiſe einer Meile um legteren nicht mehr 
eine Ausnahme von biefem Verbot nur nachgelaſſen werben fell, we 
einſtimmenden Urtheile der Kommunalbehörde, des Santraths n 
dem in der ifolirten Lage einer Kabrik begründeten Beduͤrfniſſe auf 
abzuhelfer if. — In jelhen Fällen it aber tie Konzeffien nur 
halt des Widerrufs zu ertheilen und fofort zurũckzunehmen, ſobal 
auf andere Meife genügt werten kann. 

Dieier Mein Befehl it burd die G. S. bekannt zu mamen, 

(8. S. 1846 ©. 184.) 

Dazu: | 

A) C. N. der K. Min. d. 3. (9. VBommer-Ejche) n. 
v. 15. März; 1847 an fänımtl, K. eg. 

Aus Veranlaſſung einer von mehreren Negierungen angeregt 
wir der K. Meg., daß bei Erlaß der K. O. v. 16. Rev. v. 3., 
des Betriebes der Schank- oder Gaſiwirthſchaft, ingl. Des Kleinha 
fen feitens der Fabrikinhaber und Fabrifanten, am Yabri 
Umkreiſe einer Meile deflelben, bie Abficht nicht dahin gegangen 
gen berfelben auf Inhaber von Brennereien und Brauereie 
darin eine theilweife Beſchraͤnkung ber diefen Gewerbetreibenden 


Friedrich T 
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: Beingniffe ?) liegen würde, melde, wenn ſie beabfichtigt worden wäre, 
bäste ausgeſprechen werben müffen. 
Bu d. i. 8. 1847 €. 102. Nr. 141.) 


t. derſ. Min. v. 30. April 1847 an die K. Reg. zu N. 


ı Ber. v. 12. Febr. d. J., die Auslegung ter V. v. 16. Nov. v. J., 
3 tes Schanfbetriebed ven Eeiten ter Kabrifanten sc. beir., wird ber 
net, daß die eine ter aufgejtellten Fragen, nänılid) die, 

der gedachten Verordnung zu den Kabrifanten, auf welche das Verbot 
eher, auch die Beſitzer ven Brauereien und Brennereien zu rechnen feien, 
reits durch bie unter dem 15. v. M. erlaſſene C. V. (Min. BL. S. 102. 
re Erledigung und Beantwertung gefunden hat. 
e andere Frage betrifft: 

in der 8. O. v. 16. Nov. v. 3. enthaltenen Verbote auch folhe An: 
in benen nur eine geringe Anzahl von Arbeitern bejchäftigt wird, uns ’ 
® 

für jehr bebenflich erachtet werden muͤſſen, zu Gunften foldher Anftalten 
ne im Geſetz felbit nicht begründete Ausnahme zu mahen. Iſt eine Ans 
nt nach dem gefeglich feitgeitellten Begriffe einmal als Fabrik zu betrach⸗ 
die fraglihe Verordnung, wenngleid ihre Anmwenbung nad den Grin: 
mes minder nöthig erjcheint, dech jedenfalls zur Anmentung kommen 
16 weil wenige Arbeiter immerhin denſelben Zchug beanfpruden 
eine größere Menge berfelben, theils weil der Inhaber einer folchen An: 
Zeit die Zahl feiner Arbeiter verniehren Ffanı, und eine genaue Kon: 
mit Leichtigkeit und Erfolg nicht einzurichten und zu führen fein würde. 
:8 ſchwer fein, zwiſchen wenigen und nicht menigen Arbeitern eine 
enze zu ziehen, welde doch jedenfalls alstaın in Zahlen würde genau 
ten müffen. 
daher an einer unbefchränften Anwendung der B. v. 16. Nov. v. 9. 
beiten als Regel fehtgehalten, und in dem vergetragenen Falle in N, 
n tes Mag., fofern die K. Meg. nicht das Berhundenfein eines nad) 
ſelbſt zuläffigen Ausnahmefalles zu bekanpten und darzuthun vermag, 
tige erachtet werden. 
1.21%. 1847 ©. 171. Nr. 223.) 
sherrichaften. 
K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 6. Mai 1842 an die 
Frankfurt. 


diemung des $. 3. der O. v. 7. Febr. 1835, wonach nur ſolche Per⸗ 
Meutwixcche konzeſſionirt werden ſollen, deren Perſönlichkeit die genügende 
fs ordnungtmäßigen Gewerbebetriebes gewährt, ſetzt voraus, daß ber 
Echankwirith das Gewerbe jelbit betreibt, cder doch ſpeziell beaufſichtigt. 
der Gutsherrſchaft nicht wohl der Fall fein kann, fo iſt ſchon aus die— 
Die Konzeſſionirung eines Guteherrn zum Betriebe der Schankwirthſchaft 
lichen Beſtimmungen nicht vereinbar. Nbgefehen hiervon, kann aber 
icht ter K. Meg. darin nur beigeitimmt werden, daß Diefer Gewerbebe⸗ 
: Ausübung der obrigfeitlihen Mechte der Gutsherren, wozu namentlich 
zeiliche Aufiicht und Kontrolle über tie Schankſtätten gehört, nicht zu 
‚ungehörige Kollifionen nothwendig herbeiführen muß und die verfaſſungs⸗ 
fang ter Gutsherren, ihren ©erichteeingefeffenen gegeniiber, überhaupt 
. Um fo weniger iſt es zu billigen, wenn der Zandrath N. an Gute: 
Mficnen zum Berriebe ter Schantwirthſchaft ertheilt Hat, wo tiefelben 
ickñcht auf das Bedürfniß nicht gerechtfertigt waren. 

iefen Umſtänden kann die von der K. Reg. beabfichtigte Manpregel, die 
g ſolcher Kenzeſſionen mit Ablauf des Jahres zu verfagen, nicht bevenf: 
un Bei dem N. ift dies um fo weniger der Fall, als die Konzeifioni: 
m, abgejehen bavon, daß ein Bedürfniß für dieſelbe niemals vorhanden 
mzulaffig iſt, weil berfelbe an dem Orte, wo bie ihm gejtattete Scyanf: 
megeübt wird, gar nidıt wohnt. 









Hdh ver Beitinmung tes Schlußſatzes des 6. 55. des Gem. : Pel.: 
u. 7. Set. 1811 (f. oben S. 154.). Vergl. aud zu Nr. 9. der K. O. 
» Gebr. 1835 (f. unten.) 
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j 
Die K. Reg. hat daher demgemäß zu verfahren und zu veranlaflen, 
jenigen Orten, we für das ortbeitehen der in den gutsherrlichen Brenn 
ausgeübten Schanfwirthfchaften ein Bedürfniß ſpricht, oder doch baffelbe 
unfhäblid erwieſen Hat, in ber Folge nicht der Gutsherr, fondeam ber 
Wirthſchaftsbeamte, weldyer diefelbe betreibt, Fonzeffionirt werde, ”) 
Min. Bl. d. i. V. 1842 S. 147. Nr. 194.) 


9) Beamte. 


R. der K. Din. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. 
ſchwingh) v. 25. Mai 1842 an die K. Reg. zu Stettin. 9) 


ıc. ıc. Mae den Betrieb der Schankwirthſchaft jeitens bes Kanalaufl 
langt, fo wirb ber K. Mey. demerklich gemacht, daß nah $.3.dr K.C 
1835 der Schuanfwirthidaftsbetrieb überhaupt nur ſolchen Perſonen gel 
darf, welche ihren yerfönlichen Verhaͤltniſſen nadı dazu geeignet find. 4 
bei Beamten in der Hegel nicht der Fall, insbefondere dann nicht, wenn 
lifionen zwifchen der amtlidien Wirffankeit und bem Intereffe jenes Gew 
zu beforgen find, oder wenn bie erflere, wegen ber dadurch bedingten # 
weienheit des Beamten von dem Scanflofal, diejem die gehörige Be 
beff-Iben unmöglidy oder doch ſchwierig macht. Aus biefem Grunde bi 
Keonzefiion ertheilende Behörde Anitand nehmen jollen, dem N. die El 
Schankwirthſchaftsbetriebe zu ertheilen. 

Anderfeits iſt es auch nicht zu billigen, daß der Konzeffion bes N, 
hen daven, daß dieſelbe überhaupt nicht zuläfjig war — die Bedingung 
worden ift, nach weldyer er nur an Säfte höheren Standes und Feinen 
anefchänfen darf, weil — wie auch in andern Füllen wiederholt ausge) 
den — derartige Beichränlungen unpraftifd find, indem fie gleihfam d 
digkeit von Kontraventionen in ſich tragen und die Nufrechthaltung be 
wehl zu fonteoliren ift. 

Es muß viehnehr, wenn ein Gtabliffement, welches vorzugewelfe | 
ren Stände beſtimmt ifl, augelaflen werben fell, eine Vermehrung | 
EC chanfitätten aber mit Rückſicht auf die bereits vorhandene Anzahl äbı 
gen nidıt jtattfinden darf, Dem Konzeffionirten gleidyzeitig bemerklich gem 
daß, inj.fem fein Stabliffement in ber Folge zu einer gemeinen Branı 
herabjinfen follte, die Prelongation der Konzeſſion nicht ftattfinden folle, 
mäß verfahren werden, indem auf diefe Weiſe der Zweck dr K. O. v.7 
genügend und befler zu erreichen fteht, als burd die Aufitellung folcher & 
wie der Konzeſſion des N. Hinzugefügt worden find. 

(Min. Bd. i. V. 1842 ©. 229. Wr. 304.) 


585) Bürgermeifter und Gemeinde-Vorſteher. 


Die Gemeinde-Ordn. v. 11. März 1850 ichreibt in ben © 
87, vor, daß Niemand Bürgermeifter oder Gemeinde⸗ 
fein fann, welcher eind der in der K. O. v. 7. Sehr. 1835 
Gewerbe betreibt ?). (G. S. 1850 ©. 221. u. 235.) 


1) Auch das R. der K. Min. tee H. u. dee J. u. d. P. v. 12.3 
ftimmte, daß Gaſt- und Krugwirthſchaften der Qutsherrfe 
durch qualifigiete Pächter auszuüben. (9. VI. 420, — 2. 76 
2) Bereits die C. V. der K. Meg. zu Dreslaı v. 2. Aug. 1833 
Beranlaffung einer Beitimmung des K. Min. des I. für H. u 
fannt, daß Beamten und deren Ehefrauen feine Konzeſſionen zu 
triebe zu ertheilen feien. (A XVII. 789. — 3. 127.) — 
Die K. Meg. zu Trier hatte durch tie C. R. v. 3. Mai 
1833 das Verbot des Betriches ver Haft: und Schankwirtl 
wie des Krämergewerbes Zeitens ter Bürgermeifter, ı 
Ehefrauen und Dienftboten derſelben, erlaſſen. 
(a. XVII. 790. u. 791. — 3. 128. u. 129.) 

3) Hiernach find die Beftimmungen, welche das Verbot ausſprachen 
ſchulzen nidt zum Gewerbebetriebe als Gaſt- und Scan 
fonzeffieniren, nämlich: 

a) C. R. der K. Reg. zu Stettin v. 18. Juli 1833. (N. 
— 3. 1%.); 
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Schullehrer. 


R. des K. Min. der G., U. u. DM. Ang. (Eichhorn) v. 14. April 1841. 
lehrern und deren Ehefrauen iit feine Konzeſſion zum Betriebe der 
ihrirthſchaft, Krämerei * ꝛc. zu ertbeilen. 

Kin. Bl. d. i. V. 184 5. 170. Ne. 253., ſ. bein Schulweſen.) 

b) 3u Lite. h. 


Ullgemeine Grunbfüge, bezüglich ber Beſchaffenheit und Lage 
des zum Betriebe des Gewerbes beftimmten Lokals. 


5.8. der 8. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. de8 9. u. d. P. 

in) v. 13. Aug. 1835 an ſämmtl. 8. Meg. (sub Wr. 6. 

Bie dae zum Betriebe tes Gewerbes beftimmte Lekal belegen und beſchaffen 

ms, um ale geeignet angenommen zu werben, iſt zwar in jedem einzelnen alle 

Naßgabe der beſenderen Umſtaͤnde zu beurtheilen. Im Allgeneinen iſt jedech 
anzunehmen, daß der Betrieb der Schankwirthſchaft in der unmittelbaren 
Kirchen, Schulen und ähnlichen Anſialten, oder in iſolirten, ſchwer zu bes 

m Lekalen, eben jo wenig zu geſtatten iſt, als eine zu große Anhäufung 

! hicaften in einer und terfelben Gegend des Orts. 

KL XIX. 251. — 1. 181.) 

Beiondere Borichriften in Betreff der Aejchaffenheit der zum 

jetriebe ver Gaſtwirthſchaft beflimäiten Kofale. 

iR. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (Betbe) u. des I. u. der P. 

1) v. 13. Aug. 1835 an fünmtl. 8. Reg. (sub Nr. 6) 

6nie Beſchaffenheit und Einrichtung des Yofals dem angegebenen Imed ent: 

bei Anlegung ſolcher Mirthichaften, deren angeblidyer Hauptzweck bie Bes 

gung von Fremden iſt, beſonders ſorgfältig zu prüfen, damit biefer Zweck 

vergeſchũtzt werde, um bie Crörterung der Bedürfnißfrage zu umge⸗ 

Die dabei zu machenden Anferderungen ſind zwar nach Maaßgabe ber Klaffe 

menden, fiir welche die Anlage beſtimmt iſt, verſchieden; jedenfalls ſind jedoch 

dem allgemeinen Gaſtzimmer nech mehrere, gehörig eingerichtete, mit Möbeln 

ken nerichene Logierzimmer erforderlich. (Aa. XIX. 251. — 1. 181.) 

bes. Gierzu die unten au Nr. 4.2 8 O. v. 7. Febr. 1835 sub 

© gegebene Diinifterial«» Erläuterungen 

MW. Zu Nr. 4. (ver 8. O. v. 7. Febr. 1835.) 


Re her K. O. v. 21. Juni 1844 Nr. 1. unterliegt auch die Erlaub⸗ 
m Beginne des Kleinhandels mit Getränken in den Städten 
Bea Setingungen der K. O. v. 7. Behr. 1835, und es muß alfo nun⸗ 

auch hierfür die Erörterung der Nützlichkeit und des Bes» 

35 eintreten. 


Gh Nr. 2. a. a. O. fol eine gleiche Prüfnng auch für Anlagen 
kiriebe der Gaſtwirthſchaft in allen Ortfchaften, Die zur vierten 
sbefeuer-Ubtb. gehören, ftattfinden. (S. cben S. 153.) Hierauß 
ih, daß Die in Nr. 4. der 8. O. v. 7. Febr. 1835 vorgefchriebene 
rung ter Bedürfnißfrage gegenwärtig eintreten muß: 

Nallen Geſchäften, die den Kleinhandel mit Getränfen ſo— 
ohl auf dem Lapde, als in fänımtlihen Städten beameden; 
ider Anlegung fämmtlicher ftäptifcher und ländlider Schanf» 
irtbjchaften ohne Beherbung von Fremden: 


) R. des Ku Mintes)’. ud P. v. 23. Febr. 1838. (A. XXI 202. 
); 


— 1. 193. 
} g. beſſelb. Min. v. 12. Juli 1838. (A. XXII. 758. - 3. 181.): 
IR. tes KR. Diin. des J. v. 5. Ter. 18410. (Min. At. 1840 €. 485. 


Nr. 832.); 
R. deſſelb. Min. v. 10. März 1847. (Min. A. 1847 S. 64. Nr. 94.) 


*ı mehr von Intereſſe. 
3» 2. 12 


gur orpjruung ven oOrygııyjo vun „DOWUNLWDILLYN: 
merft übrigens in dieſer Beziehung dad C. R. ver K. Mi 
Gew.⸗Anq. (Berhe) u. des I. u. d. P. (Köhler) v. 13. 2 
ſämmtl. 8. Reg. (sub Nr. 7.) 

Der im $. 4. gebrauchte Ausdruck: „Schankwirthſchaften“ 
Sinne zu verfichen, dergeitalt, daß die Prüfung der Nüglichfeit w 
niſſes lediglich bei ſolchen Anlagen wegfüllt, bei denen entweder bi 
von Meifenden Hauptzweck iſt, oder in denen nur andere Gegenjtände, 
Ausfchluß geiitiger Gerränfe irgend einer Art, zum Genuß auf der S 
werden; bei aflen übrigen Anlagen dagegen iſt jene Brüfung erforber 
fit darauf, welche Benennueg dem Gtabliffement beigelegt werben | 
Ausſchank geiftiger Getränke ale Haupt- oder Nebenzwed angegeben 

(A. XIX. 251. — 1. 181.) 

b) Orundfäge, welde bei der Prüfung der Nüglid 
Bedürfniffes maafgebend find !). 

1) ©. R. der 8. Din. des I. für Gew.⸗Ang. (Bethe) ı 
B. (Köhler) v. 13. Aug. 1835 an fünmtl. K. Reg. (sub N 

Ob die Anlage einer neuen Schankwirthſchaft, Tabagie, Reftauı 
rei, eines neuen Kaffeehauſes oder andere Gtabliffements diefer Art « 


-gar als ein Bedürfniß Für das Publikum zu betradhten, laßt fi ı 


meinen Grunbfägen, fondern nur nad ben in jedem einzelnen Ball ı 
fonderen Umständen beurtheilen. Es muß daher dem verftändigen @ 
hörden überlajfen werden, auf welche Weife fie fih in zweifelhaften J 
zengung von ber Nützlichkeit und dem Beduͤrfniß verichaffen wollen 


1) Das N. des 8. Min. des 5. u. d. P. (v. Schudmann) v. ] 
die K. Meg. zu Magdeburg fprad) den Grundfag aus, daß E 
öffentlihen Nüslichfeit neuer Schanfahlagen niemals die $ 
Bermehrung der Gewerbeſteuer leitend fein dürfe ( 
4. 98.). — Daſſelbe bemerkte das R. deffelben Min. v. 
inden lediglich das Snterefle der offentlihen Ruhe, £ 
Sittlichkeit dabei in Betradıt gezogen werden dürfe, — 
fügte Hinzu, daß das Lofalbedürfniß niemals dadurch 
den bürfe, daß Die Kinwehner tes betr. Orts darüber 
fragt werten, fontern Tlediglih von der Behörde zu erme 
allenfalls geſtattet fei, tariber von einigen beſonders fachku 
ſtändigen Orts: Sinwehnern Information einzuziehen. 

(A. V. 964. — 4. 99.) » 

Das R. der K. Min. des H. u. d. Gew. und des 5. ı 
Nov. 1823 an das 8. Ob. Präfid. ter Provinz Preußen E 
bei der anzuſtellenden Prüfung weder das Rrivatinterel 
herren, ncdy desjenigen, der ſonſt einen Schanf a 
fondern Lediglich die offentlidhe Nüplichfeit der Anlage i 
men-dürfe. (A. VII. 947. — 4. 128). — 

Auch hatte das M. der 8. Min. des 3. u. d. F. v. 18. 
die K. Meg. zu Königsberg angeordnet, daß bei Ertheilung v 
zeffionen niemals auf bie Rechte und Verpflichtungen bes Do: 
kus und die etwanige Beeinträhtigung ver Getränfes Verlags 
inaimenpäcter Nüdlicht genommen werben Äole. AX. 
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8 bei ber Prüfung, außer der Zahl unt ben PVerhältnifien ber Bewoh⸗ 
3, hauptſächlich tie Lage Des lekteren, und deren Einfluß auf den Ver⸗ 
Beſuch ven Neifenten ꝛc. zu berüdjichtigen, und Daher eine verhältniß⸗ 
re Zahl ven GStabliffements der in Mete ftiehenden Art an ſolchen Orten 
it, in denen jich fortwährend oder perichifch miederfehrend viele Perſo⸗ 
a, bie feine eigene Wirthichaft führen, in benen häufige und befuchte 
fte ıc. Nattünden, tie an fresmenten Land- eder Waſſerſtraßen, oder in 
eßer Stäbdte liegen, desgl. in Badeoerten. ıc. 

X. 251. — 1. 181.) 

N. des 8. Min. des J. u. d. PB. (v. Rochow) v. 26. Mai 1838 
K. Reg, fowie an das K. Pol.⸗Präſid. in Berlin. 

m G. v. 7. Febr. 1835 jellen pelizeilihe Kenzeifienen zu Ehanfwirth: 
baupt, und zum Kleinhandel mit Getränken auf dem Lande, nur nad) 
eifenilichen Beburfniffes ter Anlage eriheilt werten, und nad der @. 
ug. 1835 ad 7. ') iit der Auedruck „Scanfwirthichaften“ im weiteften 
rfichen, dergeſtalt, daß die Prüfung der Müglichleit und des Bebürfs 
tlage nur da wegfüllt, we gar feine geiſtigen Getränfe zum Genuſſe 
e ausgeſchaͤnkt werten jelfen, oder me die Beherbergung ven Reifenden 
it. Die Nützlichkeit und das Bedürfniß folder Anlagen, in welchen 
eder auch nur nebenbei geiftige Getränke geſchänkt werben folfen, iſt aber, 
: größeren Städten, nicht geradehin nad dem Verhaltniſſe der Gefanımt: 
inlugen zu ter Zahl ber Kenjumenten im Allgemeinen zu beurthei- 
ea muß babei auf das Verhältniß der Zahl gleicher Anlagen zw der 
eſe Anlagen wahrſcheinlich frequentirenden Konſumenten gefehen und 
Zeurtheilung der Bedürfnißfrage auf den Unterſchied zwiſchen Weinſtu⸗ 
reinſchaͤnken, Neſtauratienen, Speiſeanſtalten, Konditoreien u. dergl. m. 
en, jo daß das Vedürſniß nach dem Verhältniſſe der Zahl der einzelnen 
en Anſtallen zu ber Zahl derjenigen Konſumenten, welche ſolche Anftal: 
en vflegen, zu beurtheilen iſt. 
it bei Beurtheilung des Bebürfniffes neuer Anlagen der gebachten Art 
de tea G. v. 7. Febr. 1835 nicht aus den Augen zu verlieren, welche 
em übermäßigen Genuiie des Branntweine, befonders in der nies 
affe, vorzubeugen; deshalb find die Anlagen von Speiſeanſtalten für die 
», dit welchen warme Speiſen verabreicht werden, fo wie Reſtaurationen, 
eich neben warmen Speiſen and Bier umd Wein, jede mit Außer 
Aranntwein und Liqueuren, ausgeichenft werben foll, bei ber 
je minder ſtreng zu beurtheilen und vor eigenrlihen Schankſtätten zu 
in ſofern jedoch in denjelken auch Branntwein gefchenft werden fell, find 
m in der Regel gleich zu achten. 

gen Grundſätzen hat die K. Meg. Fünftig die Nüklichfeit und das Bes 
: Echunfanlagen au yrüfen und zu beurrheilen, und ſowohl bie Land: 
Polizei-Direttienen und betr. Mag. Ihres Den. von tenfelben zu ihrer 
Kenntniß zu jegen. (N. XXI 198. — 1. 189.) 

DBfäße für den Ball der Konfurrenz mehrerer Bewerber 
hanktwirtbfchnitd-KRonzeifionen. 

M. ver K. Din. des I. für Gew.⸗Ang. (Bethe) und des I. u. 
er) v. 13. Aug. 1835 an fünmtl. K. Reg. (sub Wr. 9) 
dehrere ih um bie Erlaubniß zum Betrieb einer Schankwirthſchaft bes 
die Brüfung ber Bedürinißfrage ergiebt, daB nur Einem die Konzeffion 
+ fann, mithin eine Auswahl getroften werden muß, jo iit Dabei vurs 
Befihaffenheit und Lage des Lokals und Die davon abhangige Bequem: 
ublitums zu berücdjiatigen. Gin Gleiches muß geihehen, wenn ein 
:nafall Daturdı eintritt, Daß Jemand, ter tie Erlaubniß bereits für 
x Lokal gehabt, tas Gewerbe in einen andeın Lokal betreiben vwil, 
ber die Erlaubniß zum Derrick in dem eriteren Lokal nachſucht. 

. 251. — 1. 181.) 

I. R. des K. Min. bes J., Abth. IT. v. 28. Febr. 1846, daß 
: Zufiderungen auf Konzeſſtonen unftatthaft. 

5. 173.) 


chen S. 1786. 
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d) Unzulaſſigkeit ber Ertheilung beſchränkter ober 
Schanf-Konzeffionen. . 


1) R. der 8. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. 
d. P. (u. Rochow) v. 24. Oft. 1834 an die K. Reg. zu O 
Konzeffionen zum Betriebe des Ausſchanks darf Iekterer nicht mu 
denen ©etränfen gefondert werden. 


Menu die K. Neg. bisher den Grundfag angenommen hat, baß 
wirthen der Ausfhanf von Branntwein jeder Art, insbefondere von Ar 
gen, nicht zu geftatten fei; ‘fo iſt dies unpraftifch und zwecklos. Di 
des Ausſchanks nach verfchiedenen Setränfen if überhaupt und namentlid 
Orten unzwedmäßig, am wenigften aber iſt es paſſend, ober im poli 
tereſſe, die Kaffeefhänfer, fobald man ihnen bie erforderliche Konzeffion 
überall fein Bebenfen trägt, in felher Art zu befchränfen. 

Die K. Regierung hat daher darauf zu jehen, daß bei Grtheilung 
effionen zum Betrieb eines mit dem Setzen von Gäften verbunden: 
irgend einer Art, dergl. unpraftiihe Unterſchiede nicht gemacht werben 
die Konzeffion ganz zu verweigern, als folde in einem zu befhränf 
(welcher nachher doch nicht inne gehalten wird, und hoöchſt ſchwierig z 
ift,) zu ertheilen. (A. XVIII. 1102. — 4. 124.) 


2) R. derfelben Min. v. 31. Oft. 1835 an bie K. Meg. 
Konzeffionen zum Ausſchanke einzelner Arten geiftiger Getr 
nicht ertheilt werden. | 
- Der KR. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 11. d. M. eröffnet, daß st 
C. 3. v. 13. Aug. c.') feinesweges beftimmt iſt: 

daß gegenwärtig wiederum zum Ausſchanke einzelner Arten geifl 

polizeiliche Griaubniß ertheilt werden fönne; 
vielmehr fchließt jede Konzefiion zur Anlage einer Schanfftelle, wie d 
sub Nr. 7 dafelbft *) deutlich ergiebt, die Befugniß zum Ausfchanfe al 
Getraͤnke in fid. 

Hiernah kann dem ıc. N. die Errichtung einer Scanfftätte für | 
ſelbſt fabrizirte Bier keinesfalls geitatret, Die Konzeffion zum Ausfchant 
von geiftigen Getränken aber nur dann ertheilt werden, wenn die Bed 
K.⸗O. v. 7. Febr. c. bei ihm vorhanden find. 

Die K. Reg. hat ſich hiernach in Fünftigen Fällen zu richten. 

(A. XIX. 1088. — 4. 137.) 


3) N. derfelben Min. v. 17. Juli 1837 an die K. Reg. 
Bei Schanf:Konzefjionen fol unter den verfchiedenen Arten gı 
tränfe fein Unterfchied gemacht werden. 


MWenngleih der N. zu Poſen eine Konzeffion zum Ausfhanf von 
zeigen nicht im Stande gewefen iſt, jo erfennt die K. Neg. in Ihrem 
v. M. doch an, daß er diefen Ausſchank ſchon vor dem Erſcheinen d 
Febr. 1835 mit Wiſſen der Polizei-Behörde betrieben hat, und bisher 
vorgekommen find, ihm denfelben nad) Borfchrift des 6. 5. 1. c. zu un 

Die Annahme der K. Reg., 

daß nur fonft die Kongeflion zum Ausſchank eines geifligen 

Erlaubniß zum Aueſchank auch anterer geiitiger Getränke in flc 

nicht aber jeßt, und nanıentlich nad) dem Grjcheinen des vorgebad 
iſt eine irrige. Denn auch dies G. macht unter den verfchiedenen 9: 
Getränfe an ſich feinen Unterfhied. Wenn der Befchwerbeführer dabı 
fhante von Meth beredtigt ift, fo ift er es auch zum Ausfchanfe an 
felbe Kategorie gehöriger Getränfe, als Branntwein und dergl. Hier 
K. Reg. den Geſuche ftatt zu geben. (NR. XXI. 778. — 3. 162.) 

4) N. des K. Min. des J., Pol.» Abt. (v. Meding) ı 
1839 an die K. Reg. zu Magdeburg. Bei Schanfwirtbfchaften 
ziehung auf verfihiedenartige geiftige Getränfe feine Sonderung 


1) Bergl. oben ©. 178, 
2) DVergl, oben S. 178, 
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x. Denn inter 8. O. v. 7. Gebr. 1835 ein Unterfchieb zwifchen ben Bes 
ern Arten von Schanfitellen nicht gemacht if, und bie C. V. v. 13. Aug. 1835 
nadlih fagt, daß der Ausdruck: „Schanfitellen” im weiteiten Sinn zu verflehen 
fe folgt hieraus, daß nicht Konzeffionen zum Ausſchank eines gewilien Getränkg, 
em mer folche zum Aueſchanke geiftiger Genanke überhaupt, ertheilt werben 

wenngleich bei Beurtheilung der Beduͤrfnißfrage der Umſtand, taß mit Wahr: 
—* Meit nur beſtimmte Getränke, eder dech nur vorzugsweiſe dieſe beſtimmten 
ausgeſchenkt werden ſollen, berückſichtigt werden, und unter Umſtänden 
md ſein mag. (C. M. v. 26. Mai v. J.)“). Es folgt daher ferner hier: 
uf, wenn, wie bie K. Men. richtig anführt, das ©. v. 7. Febr. 1835 ben 
quo aufrecht erhalten wiffen will, alfe tiejenigen, melde das Recht zum 
uife hatten — gleichwiel für welches geiſtige Getränk — andy nach dem Er⸗ 
u des vorgetahten &. ein Anrecht auf Ertheilung ter nach tiefem erfors 
a Kenzeſſien zum NAuefchanf, als einem unbeſchränkten, befefier, und ein 
ae hr noch jeßt haben, in fofern fie den Bierausfhanf bis jegt mit Konzeſſion 
Dt Haben 


“ 
















farın mithin dem N., welcher bieher mit Konzeſſien ten Bierfhanf exerzirt 
ber Ausichanf anderer geiftiger Getränke nicht verjagt werben. 
& XXIII. 217. — 1. 190.) 


R. tefielden Win. v. 16. Juni 1839 an die K. Meg. zu N. 
ige Schanffonzefjionen dürfen nicht ertheilt werten. 

8. Das ©. v. 7. Febr. 1835 kennt nur einerlei Kenzejiionen zum Auss 
{ geifiger Getränke, und tie G. V. v. 26. Mai 1838 weicht hiervon feineswegs 
Ben fie beitimmt, daß bei Anlagen, in welchen hauptſächlich zubereitete Speifen 
werzugsmeile beſtimmte Getränfe gereicht werden jollen, bei ‘Prüfung der 
Bißfrage nicht mit der Strenge zu verfahren fei, als bei gevöhnlichen Schank⸗ 
für vie niedere und unbemittelte Volksklaſſe, indem ſie unter biejen Umſtän⸗ 
d wenn mit Wahrfcheinlichkeit anzunehmen ift, Daß das Gewerbe in der beab- 
a Art auch wirflid merbe betrieben werten, tie Behörde nur ermächtigt, 
Meitten auch dann zu ertheilen, wenn fie zur Einrichtung einer blos oder 
eiſe anıy den Ausſchank beredmeren Anlage dieſelbe ſenſt bei ſtrenger Veur⸗ 
tes Bedürfniſſes verſagen würde. Daven aber, Daß dieſe Kenzeſſion nur 
A Ausihanf beſtimmter geiſtiger Getraͤnke gerichtet, eder Bier nicht als ein 
Getränf betrachtet werden felle, enthält dieſelbe nichts. 

RB. XXI. 443. — 2. 163.) 


Vergl. dad R. deſſelb. Min. vom 23. Sept. 1841 an die 8. Reg. 
dan, welched denjelben Grundſatz ausſpricht. (Vergl. chen S. 161.) 


deſendere Vorſchriften für die Ertheilung der Konzeſſionen zu 

aſte und Speiſe⸗Wirthſchaften. 

De, wie oben gezeigt worden, nach gegenwärtiger Lage der Geſetz⸗ 

Besung die Brage der Nützlichkeit und des Bedürfniſſes bei 

Waftwirthfchafts- Anlagen in allen Ortjchaften ver vierten Ge⸗ 

Berbefteuer-Abih. gleißmäßig, wie bei den Schanfwirthfchafts- 
nlagen,, zu prüfen ift, jo ergiebt fich hieraus ven felbft, daß und in 
cher Art die nachitehend mitgerheilten, auf Gaſtwirthſchafté— 
abliffementd bezüglicyen, Beilimmungen nur nody von bedingter 
wendbarkeit find. 


Das G. R. der 8. Min. des 9. für Gew.-Ung. u. des 3. u. d. P. 
L 13. Aug. 1835 ftellt aub Nr. 6 die Orundjüge auf, nach welchen 
keprüpft werden fol, ob eine Anlage wirflih zur Beherbergung 
Yon Fremden, aljo zur Gaftwirthfchaft im Gegenſatze bloßer 
Schank wirthſchaften, beftimmt iſt. (Vergl. oben S. 177.) 

Ibaleich nun die polizeiliche Konzeſſion jetzt zu allen Gaſt⸗ 
"Hafıs- Anlagen in den Ortſchaften der vierten Gewerbeſteuer-Abth. 
erlih ift, fo ift die obige Beftimmung ded C. R. v. 13. Ang. 





) Bergl. oben &. 179, 
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1835 doch auch jegt noch infofern von ypraftifcher nebentung 
darauf anfommt, zumächft feftzuftellen, 06 eine Anlage zur 
Gaſtwirthſchaft beftimmt ift, da bei Beurtheilung der Nü 
nd Bedürfniß-Frage verfchiedenartige Grundfäge für 
Arten gewerblicher Etabliffements maaßgebend find. 

Nur au& dieſem Gejtchtöpunfte find die nachftehenden DM 
läuterungen noch von Intereffe: 


1) R. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. 
P. (v. Rochow) v. 16. Juni 1835 an die K. Reg. zu Potsde 


, Der 8. Meg. wird auf die Aufrage v. 26. v. M., die Ertheilu 
lihen Erlaubniß zum Gaſtwirthſchafts-Betriebe betr, hiermit eröffnel 
lage der mit Beherbergung von Fremden verbundenen Gaftwirthidyaften 
nicht unter bie im $. A. der K. O. v. 7. Febr. d. 3. ausgeſprochener 
geftellt worden, weil dazu immer ſchon ein größeres Kapital, als zt 
wirthſchaften, erforderlich ijt, und in dem Befige wie in dee Berwenbun 
eine faft genügenbe Gewährleijtung für einen zuverläffigen Bewerbebe 

Die K. Reg. hat indeſſen Inrerfeits dafür zu forgen, daß es bei 
Erlaubniß zur Anlage einee Gaſthofes mit der Prüfung der perfönlid 
tion des Unternehmers und ber Angeniefienheit ber Dertlichfeit, wie de 
richtung zum Zwede der Beherbergung von Fremden, immer gehörig fir: 
werde. Alsdann wird es, zumal bei gehöriger Aufmerkjamfeit von S 
Boligeibehörben, nicht leicht möglich fein, die wohlthätige Abficht des | 
von der K. Neg. befürdteten Weife zu umgehen. 
| (a. XIX. 260. — 1. 185.) 


2) M. der K. Min. d. I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. 
Juni 1835 an d. K. Reg. zu Köln. 


Der nah dem Berichte der K. Neg. v. 25. Diärz d. 3. geäußert 
um 5 4. der 8. O. v. 7. Febr. d. 3. erledigt fid Durch die drei vo 

rtikel. 

Durch dieſe ſind alle Gaſt- oder Schankwirthſchaften — alſo 
mit inbegriffen — von der polizeilichen Konzeſſion abhängig gemacht 
dingungen beftinmt, unter melden die Erlaubniß hierzu nur ertbeil 
Zu diefen Bebingungen fügt Nrt. 4. in Anſehung der Schankwirth 
Herberge nod bie der Nuͤtzlichkeit und des örtlichen Bebürfniffes bi 

Die K. Reg. bat es hiernach in ihrer Gewalt, durch Verweige 
zeffion Umgebungen des Zwecks des Geſetzes zu verhindern, ſowie es 
perfieht, daß die Benennungen, welcde tie Impetranten den von ihne 
Etablifjements beilegen, nichts entfcheiden Formen, und die Angemeſſen 
wozu bei Guflwirthichaften offenbar gehört, daß beſonders zur Nufn 
fenden eingerichtete Zimmer, Stallungen ıc vorhanden jein müflen, ı 
Bedingung ber Ertheilung der Konzeſſion iſt. 

(A. XIX. 483. — 2. 125.) 

3) R. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. 
PB. (v. Rochow) v. 14. Mai 1837 an die K. Reg. zu Liegnitz 


Nach dem Geſetze vom 7. Febr. 1835 fommt bei Ertheilung de 
jur Gaſt wirthſchaft die Frage über das Bedürfniß ber Anlage nidı 
ift daher, wie der K. Mey. auf ihren Bericht vom 12. v. M. ben 
wird, ganz irrelevant, ob tie beabfichtigte Anlage des N. tem Publi 
fein mag oder nicht; iſt fie fahfechter, als die in der Nähe befindlichen n 
Anlagen, fo wird das zunächſt nur zum Schaden des N. gereichen, ben 
feine Sache bleibt. Das gedachte Geſetz hat durch die Ausſchließung 
bes Bebürfnifies bei der Anlage von Gaſthöfen, tiefe ven gewohn 
Hätten unterſcheiden wollen, und die in ter C. V. v. 13. Aug. 18 
Vorſchriften bezwecken nur, das bloße Vergeben ter Abſicht, einen ©, 
u wollen, Behufs Umgehung der Prüfung des Beduͤrfniſſes bei der 
ht, eine gewöhnliche Schankſtätte zu etabliren, unmöglic zu machen. 
(R. XXI. 519. — 2. 213.) 


4) R. des K. Min d. I. u. d. P. (Seiffart) v. 25. Juni 
K. Landrach zu N., Magdeburgichen Reg.⸗Bezirks. 
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„ Benz gleich die Bebürfnisfrage bei Geſuchen um Anlegung von Gaſtwirthſchaften 
ta2&D.v. 7. Febr. 1835 nicht in Erwägung kommt, je fürden doch die dieſerhalb 
Bm. x. in dem Ber. v. 4. Febr. d. 3. geäußerten Bedenken durch die K. V. v. 13. 
5.1835 (9. S. 251.) ihre Erledigung, indem dieſe ad 6. tie Merkmale angiebt, nad) 
Ag heurtbeilt werden foll, ch tie Abſicht des Birtitellers wirklich dahin geht, 
Bas auf die Beherbergung von Frenmden berechneten Geſthef anzulegen, oder ob durch 
Degeben einer ſolchen Abjiht nur die Bedürfnißfrage, Behufs der Grlangung 
B Sonzeiien zum Schanfbetriebe umgangen werden ſoll. Die zu einer Gafi⸗ 
Mt erforderlichen Räume und die gehörige Ginrictung Bebufs der Beherber: 
gs Fremden muß zu diejem angebliden Hauptzwecke dauernd unterhalten wers 
Ya wenn ber gewöhnliche Verkehr auf ben: Yande dies nicht geratezu nöthig 
te. 
zu auch Genieinde-Krüge vorhanden jind, welche jenen Erſorderniſſen nicht 
m, fo fönnen Ew. ıc. fid) doch nicht darauf berufen, weil die Gemeinde: 
bereits beſtehen, und es ſich bier um die Kenzeſſion neu anzulegender Krug⸗ 
Beirthichaften handelt. Tiere Konzejiien wird zwar von Kreis-Landrathe 
fen Beurteilung es überlafien bleibt, cb bei Anlegung ſelcher Wirihſchaften 
Buche Hauptzweck reirflich Die Beherbergung von renden it, dies ſchließt 
wege eine gleiche Beurtheilung von Seiten Der vorgelegten Meg. aus. 
zemäß erſcheint die abſchrifilich mitgerheilte Verf. der K. Meg. zu Diagde: 
> 23. Jun. d. 3. (Anl. a) an den Stellmader N. in Deesdorf begruͤndet, und 
Om. x. hiernach zu verfahren. 












Anl. a. 

wird, wie wir Ihnen auf bie Eingabe v. 15. d. Di. eröffnen, nach ber gegen: 
beſtehenden Geſetzgebung, die Anlegung einer Gaſtwirthſchaft Keinem ver: 
4 werden, beiten Bertönlichkeit, Bermögensitand und Gaſtwirthſchafts-Lokal einen 
Hmäbigen und geeigneten Gewerbebetrieb verbürgen. ntivrechen Sie in die: 
jebungen ben geſetzlichen Anferberungen, je wird tie landräthliche Behörde 
Rorhaben, eine Gaſtwirthſchaft zu etabliren, nicht im Wege fein. 
Gaken fi daher an ben Kreis-Landrath zu wenten und dieſem jene Er⸗ 
nach zuweiſen. 
eburg, ten 23. Jun. 1838. 

Königl. Regierung. Abtbeilung bes Innern, 
Xu. 425. — 2. 134.) 


6. R. des 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rocher) v. 23. Febr. 1839 
zul. K. Meg., ſowie an das K. Polizei-Präj. in Berlin. 
Bias ſich geit langer Zeit eine entichiedene Neigung ſolcher Perſonen, welche 
Ryaauktiven Beichäftigung feine Luſt haben, herausgeſtellt, mit dem bei nicht 

Beihäfriaung etwa noch erübrigten Vermogen das Echanfgewerbe zu be: 

Benn nun aber gerate dieſen Werienen ein fjeldier Gewerbebetrieb am 
a zu geſtatten iſt, weil jich von ihnen in ber Megel nur ein Nicht ordnungs⸗ 
£ Betrieb Des Gewerbes erwarten läßt und durch tie in der K. D. v. 7. Kebr. 
Iegeichriebene Priifung des Bebürfnines neuer Schankanlagen jener verderb- 
Razung entgegengewirkt werten fell, jo haben Geſuche um Ertheilung der 
fen zum Schanfgewerbe haufig zurüchgewieien werden müſſen. Dies hat zur 
habt, daß Viele, um der Grörterung des Beduͤrfniſſes der Anlage vorzubeu⸗ 
verzugäweife auf Fremdenbeherbergung berechnete Gaſtwirthſchaft einrichten 
a scrgeben, während ihre Hauptabſicht in ter That nur dahin gerichtet iſt, 
Renzeinon zur Sajthorsanlage zugleich die zum Ausſchanke zu erlangen. Es 
daher nörhig, die K. Reg. ſowohl hierauf, als and bejenders aufdie Mittel 
fm zu machen, durch melde dieſem Mißbrauche entgegenzumirfen fit. 
8. 2. v. 7. Febr. 1835 verlangt war nur die Chörterung des Beduüͤrf⸗ 
id eigentlichen Schanfanlagen, nit Ausschluß ter auf Fremdenbeherbergung 
km Gaſthäuſer; es iſt aber, da ſolchen Häuſern zugleich das Recht des Aus 
zuſteht, bereits in der G. Verf. v. 13. Aug. 1835 ad 7.'). beſtimmt, daß 
Mr Schankwirthſchaften im weiteſten Sinne zu verſtehen ſei, dergeſtalt, 
k Grörterung des Bedürfniſſes lediglich bei folden Anlagen wegralle, bei benen 
er tie Beherbergung von Reifenden Hauptzweck fei, ober in denen andere 
Bänbe mir gänzlichem Ausſchluſſe geiftiger Getränke irgend einer Art zum Ger 




















Begl. oben ©. 178, 
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nuffe auf der Stelle feilgeboten würden. Es find alfo Anträge auf Kor 
zur Anlage von Gafthöfen auch dahin zu prüfen, ob die Fremdenbeherbe 
lich der beabfihtigte Hauptzwed ill. Dies wird nun zunächſt ans ber 2 
des zu dem Gemerbebetriebe beilimmten Lokals zu_beurtheilen fein. W 
indeß — namentlich bei länblichen Gaſthäuſern und wohl gar in Gegenden 
die meiſten Banernhäufer mehr Wohnnngsräume und Viehgelaß enthal 
Eigenthüner zı ihrem eigenen Bedürfniſſe nerhiwehbig gebrauhen — üb 
Hauptabfiht des zu Konzeffionirenden Zweifel übrig läßt, fo iſt au 
ſcheinliche Fremdenfrequenz an den: in Rede ftehenten Orte und die ba 
vorhandenen ähnlichen Anlagen zu vüdfichtigen und hieraus, in Berbind 
Lokalität und der Ginrichtung der Anlage, auf tie Hauptabfidt des 9 
zu fchließen, dergeftalt, daß wenn die mahrfcheinliche Frequenz offenbaı 
if, um die Subfiftenz des Gewerbetreibenden unter der Borausfegung, di 
beherbergung das Hauptgewerbe fein fol, zu fihen, die Konzeſſion 
theilen if. 

Wenn biernad) Nreng verfahren und zugleich darauf geadhtet wird, ti 
denen Konzeffionen zu Gaſthofsanlagen mit Nüdficht auf das zu bei 
betriebe beſtimmte Lokal und deſſen Cinrichtung ertheilt find, bie Verlä 
Konzeffion für das folgende Kalenderjahr unbedenklich zu verweigern ii 
dies Lokal auch nur theilweite zu anderen Zweden und tn folher Art b 
es als zı dem, dem Gebrauche Neifender beitinnmten Gafthofslofale g: 
mehr betrachtet werden kann, indem alsdann die Bedingung von ihnen 
wird, unter der ihnen die Konzeſſion allein nur erteilt it; fo wird be 
der Bebiirfnißfrage bei Schanfanlagen durch das Vorgeben, auf Fremden 
vorzugsweife beredynete Gajtbänjer anlegen zu wollen, vorgebeugt, uf 
7. Febr. 1835 die Wirkung auf die Moralität der ungebildeten Volkskla 
werben, welche fie bezwedt. 

Die K. Reg. hat hiernach ſämmtliche betr. Polizeibehörden ihres 2 
bezirks mit Anweijung zu verjehben und zugleih darauf zu halten, b 
Anweifung mit Strenge nadfonmen. 

(A. XXI. 199. — 1. 190.) 


6) R. des K. Min. des I., Pol.Abth. (v. Meding) v. 3. 
an die K. Meg. zu Potsdam. 


Die K. Neg. erhält Abfchrift des dem Gerichtsmanne N. zu N, e 
fcheides wegen Anlegung einer zweiten Krugwirthichaft tafeldft, mit dei 
daß nad) der FC. V. v. 23. Febr. v. J. die Griheilung ber Konzeſſion 3 
Anlage, deren Hauptbeftimmung die Veherbergung von Fremden iſt, keir 
die K. Reg. nach jenem Ber. annimmt, von dem Bebürfriffe abhan 
worden ift. Es it vielmehr darin nur vorgejchrieben, daß Behufs ver 
der Frage, 

ob die Abjicht, einen auf isremdenbeherbergung vorzugsweiſe beredyr 

anlegen zu wollen, lediglich vorgefchüpt fei, um damit die Konzeſfie 

ſchanke zu erlangen und die bei lebterem zu berückfichtigende Bedür 

ungehen, 
das Vorhandenjein oder das Fehlen des Bedürfniſſes einer folhen Gaſt 
neben ben dafür bereits in der G. V. v. 13. Aug. 1835 angegebenen 
für die Behörde ein Moment fein joll, welches in jonft zweifelhafter 
Entſcheidung der Behörden beitimmen kann. 

(Min. Bl. d. i. V. 1840 ©. 113. Nr. 188.) 


TR. des K. Min. des J., Pol.⸗Abth. (v. Meding) v. 15. 
an die K. Reg. zu Liegnitz. 

Die K. Meg. erhält auf den Ber. v. 27. v. M. Abſchrift des ben 
Schanfwirthe N. zu N. ertheilten Beiceides zur Nachricht, mit dem Bi 
die Annahme der K. Neg.: die Vedürfnißſrage komme bei neuen Ga— 
nicht in Betracht, nad dem C. v. 23. Febr. v. 3. inſofern unrichtig il 
bemfelben die Grörterung der Bedürfnißfrage nur bei folhen Anlagen ' 
denen entweder tie Beherbergung von Meifenden Hauptzweck iſt, oder üı 
feine geiftigen Getränke irgend einer Art zum Genuſſe auf der Stelle 
werben, bei allen andern Gaſtwirthſchaften aber tie Beduͤrfnißfrage ſtets ir 
zu ziehen, und dabei zunächit, wenn nicht bejentere Gründe für eine and 
fheidung fprechen, dem Gutachten der Kommunal:, fowie ber Ort: und X 
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m bieje fich gegen das Beduͤrfniß ausſprechen, beizutreten iſ. Außerdem 
in, mir Rückſicht anf die hänfig ſtattündende Ausartung eines Gaſthofes, 
Fremdenbeherbergung nicht hinreidienten Erwerb giebt, in eine gewöhn⸗ 
tätte, Den Grundſatz, daß die Wahl unter zwei Gaſthöfen an einem Orte 
likum vortheilhaft ſei, zumal im einer von Meitenten wenig bejuchten 
platten Landes, nicht als richtig anerkennen. 

Meg. hat daher anch Tiefen Geſichtepunkt bei Grtheilung der Konzeſmſie⸗ 
wirthſchaften im Dertigen Bezirke nicht außer Acht zu laſſen, und darauf 
18 demgemäß uud ven ten Unterbebörten verfahren werde. 

BL. d. i. B. 1810 2. 383. Nr. 679) 

tie Grundſätze bei Beurtheilung ter Nüglichfeit neuer 
anlagen fpricht ſich das Publik. d. K. Reg. zu Königäberg v. 
ft. 1818 in folgender Art aus: 


su unferer Kenntniß gekommen, daß Polizei: Behörden bie Nuͤtzlichkeit 
rder Krüge und Gaihöfe nadı den wegen der Schankſtätten ertheilten 
und namentlich nad der Anıteblatt:Berf. v. 10. Juli 1815 (Wr. 33, 
prüft und tie deshalb nachgeſuchten Nüglichfeirs:Atreite wegen ber im 
‚ver Umgegend befintlichen Schankanlagen unterfagt haben. Die Ge: 
mit Tem nothigen Serränfe verfergen zu konnen, welche bei ter Be: 
s Berarfs neuer Schanken allein in Betracht konnnt, iſt aber keineswegs 
, nach welchem die Rützlichkeit nener Kruganlagen unterſucht werben 
ı Bier kemmt es vorzüglich darauf an, eb ſich an tem Orte oder nicht 
en demſelben ein wenigſtens leidliches Unterkemmen fir Meifende ſowohl 
ern, als auch aus den gebildeten Ständen befindet. Hieraus ergiebt 
18 zwar bei neu einzurichtenden Schankſtätten auf tie umliegenden Kruͤge, 
i neuen Kruganlagen auf bie vorhandenen Getränke-Schaͤnken gerüde 
n darf, und wir jegen, um jeter Unbeſtimmtheit und Willkühr bei der 
ter Müslichfeit neuer Krüge und Gaſthefe verzubeugen, hierdurch fell, 
8 als verhanden angenommen und das Nüsglicdrfeirs: Arten von Seiten 
Fazer nicht verſagt werten fell, went ſich nicht auf derſelben Landſtraße, 
einer Entfernung ven einer halben Meile ven der Stelle ter beabjic- 
‚ein Krug eder Gaſthaus beñndet, in welchem außer der großen Krug: 
pe beſendere heizbare Gaſtſtube, verſehen mit einigen Betten zur Auf: 
berſenen ana den gebildeten Standen, eingerichtet It, Da binreichente 
mühefe zu Den größten Bedürfniſſen unſerer Previnz gehẽren und das 
ser Verkehr im Inlande durch den Mangel derſelben nachtheilig behin— 
hlaben Die K. Yantratbsamter darauf ſergfältig zu achten, daß es in 
nauch gebildeten Reiſenden an Gelegenheit zum Unterkemmen, ſewie 
en ihrer Fuhrwerke nicht ermangele. Sie haben daher ſegleich mit 
iefe Verrügung Die Krugbeſitzer aufzufordern, ihren Krügen Die ange— 
drung zu geben, und ihnen bemerklich zu machen, Daß fie, im all dieſes 
, jederzeit zu erwarten haben, daß Konzeſſienen zu neuen Krügen nicht 
Nabe ter alten, ſondern, inſofern es die gutsherrlichen Verhältniſſe er 
"zie ſelbſt werten ertheilt werden. Auf das Verſprechen, daß alsdann 
idenen Krügen fur das Unterkemmen ven Meiſenden aus gebildeten 
fur die Einrichtung einer beſenderen Stube für dieſelben geſorgt werben 
adceſuchung der Erlaubniß zu neuen Anlagen eben je wenig au rückſich⸗ 
auf, Daß die schlechte Beſchaffenheit des Kruges nur Me Schuld des 
sermalters eder Pächters iſt, weil cs ſtets Sache des Eigenthümers 
ug im einem erdentlichen Zuſtande zu erhalten, lind die Polizei-Be⸗ 
ch Beim künftigen eder vermaligen, ſendern nur nach dem gegenwärtigen 
uimliegenden Krüge und Gaſthofe die Nuützlichkeit der neu anzulegenden 
(a. Il. 1015. — 1. 32.) 

tbaftigfeit der Ertbeilung von Konzeſſionen zur Gaſt- oder 
wirthſchaft mit Ausſchluß des Schanfe®. 

ed K. Min. nes J., Pol.⸗Abth. (Seiffart) v. 10. April 1841 
deg. zu Düſſeldorf. Konzeſſionen zu Gaſt- und Speiſewirth⸗ 
Ausfchluß des Ausſchanks geiſtiger Getränke ſollen nicht ers 


teg. erhält in ber Anl. Abſchrift tes dem N. zu N, ertheilten Beſchei⸗ 
Bemerlen, daß die Geitattung ven Gajt: und Speiſewirthſchaften, mit 
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Ausfchluß des Schankes geiftiger Getränke, nicht angemeſſen iR, weil 
fchaften nicht füglich beitehen können. Es find daher aud Anträge, 
Anlage von Speifewirtbichaften chne ten Ausichanf geijtiger Getränke gi 
iu der Folge flets zurückzuweiſen, wenn nicht ein anzuerfennenbes : 
foldye Anlagen, bie, fofern fie überhaupt gejtattet werben, auch bie € 
Schankwirthſchaftobetriebe in ſich fchliegen müͤſſen, fpricht. 

(Min. Bl. d. i. DB. 1841 S. 136. Nr. 200.) 


2) R. des K. Min. des J., Pol.⸗Abth. (v. Mebing) 
1842 an die K. Reg. zu Bofen. Obgleich Konzeſſtonen zur ©: 
mit Ausfhluß der Schanfwirthichaft nicht mehr zu ertheil: 
deshalb den nur mit bejchränfter Konzeffion verfehenen Ga fl 
nicht ohne befondere Erweiterung ihrer Konzefilon der Betrieb 
wirtbfchaft geftattet. 

Das Min. des 3. u. d. P. ift mit der NAnfiht der K. Reg. ir 
28. Januar c. einverjtanden, daß, wenngleich in der Folge Konzeſſion 
der Saftwirthichaft, mit Ausihluß des Schankes, nicht mehr ertheilt 
doch diejerhalb nicht den Baftwirthen, melde früher foldhe Konzeſſienen 
neben der Gaſtwirthſchaft, auch der Schanfwirthichaftsbetrieb geſtatte 
fofern dadurch eine unzuläffige Vermehrung der Schanfſtätten ftattfind 

Wenn Berfonen, weldhen die Gaitwirthichaft ausdrücklich nur mit ! 
Schankes geftattet werben iſt, hierbei nicht beitehen fünnen, gleichm 
Maafgabe ver beſtehenden Vorjchriften ihnen ber Betrieb der Schanl 
ihrer Speifewirthichaft nicht nachgelaſſen werben kann, fo muß be 


- überlaffen bleiben, auf ihren bisherigen Gewerbebetrieb überhaupt 


Hierũber fönnen ſich dergleichen Wirthe mit Grund nicht beflagen, ' 
Beginn ihres Gemerbebetriebes ihre Sache war, zu ermeiien, ob es i 
entſpreche, von ber ihnen ertheilten befchränften Erlaubniß, die S 
ohne den Debit geiftiger Getränke zu betreiben, Gebrauch zu machen. 

Dagegen kann folhen Gaftwirthen in Fällen, wo tie obmaltenbe 
Beforgniß ansfchließen, daß fie tie Erlaubniß, neben den Epveifen au 
verabreichen, zum Halten einer gemeinfhäablihen Schänfftätte mifbr: 
diefe Erlaubniß unbedenklich ertheilt werden. (Min. Bl. 1842 ©. 


3) R. des K. Din. für 9, ©. u. dff. Arb. (Oefterreich) 
1848 an die K. Reg. zu N. SKonzejjlonen auf Perabreichung v 
mit Ausfhluß von Getränfen ſind niemald zu ertheilen ! 

Nuf den Ber. v. 20. v. M., die Veichwerde des Speiſewirths 
der K. Meg. eröffnet, daß die Ertheilung von Kenzefjionen, welde ı 
reihung von Speiſen mit Ausjchluß von Getränken befhränft find, 
werden kann, weil tie Gäſte meiſtens auch Getränfe verlangen um 
Mirth zu fortwährenden Kentraventionen verleitet werben würde, 

Hiernady hat Lie K. Meg. Anordnungen zu treffen, Daß berar! 
Konzeffienen nicht ferner ertherlt werben, 

(Min. BL. d. i. V. 1848 S. 310. Nr. 365.) 


g) Verpflichtung der Behörden, bei Konzefflonirungs: Gefu 
und Schanfwirtbichaften die Verpflichtung der Antragfteller zur 
darauf bezüglicher gutöherrlicher Laſten zu berüdfichtigen. 


1) R. des K. Min. des J., Pol.Abth. (v. Meding) v. 2% 
an die K. Meg. zu N. 


ce. :c. Wenn ber N. ſich erboten Hatte, feiner bereits beitehent 
bie gewimfchte Erweiterung zu geben, jo war hierauf um jo mehr ; 
als der N. von feiner Stelle einen bedeutenden Schankzins an das 
entrichten hat, aud in der Beſchaffung feines Getränfebebarfs läflige 
gen unterwerfen und in dieſer binficht feine Befchwerde, taß durch d 


1) Hiernach if das N. des K. Min. tee J. u. d. P. v. 5. Sk 
K. Pol. Präſ. in Berlin (4. XX. 1009. — 4. 178.) we 
gegengeſetzte Anjicht aufſtellte, befeitigt und nicht mehr zu 
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ns ML, weicher ähnlichen Laften nicht unterliegt, beträchtlich gefährdet werben 
schlkegründer if. Wenn aleih in ten beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
wekhtigung derartiger Verhaͤltniſſe bei den zu ertheilenten Kenzeſſionen nicht 
Mid vorgeichrieben iſt, To ſprechen Für bieielbe Lech io entſchiedene Billig— 
inde, daß fie nicht wohl unterbleiben darf. Dem, wenn es ſchen an und für 
den Berufe ter Behörden liegt, bei Grtheilung derartiger Kenzeſſiouen neben 
Mick auf das öffentliche Beduͤrfniß, ſeviel es jene müctſicht geitattet, auch 
m ieben, daß bei denjelben ber Nafrungsitand ber bereits früher konzeſſienir⸗ 
xerbetreibenden derſelben Art möglihit geſchont werde und ſie nicht ohne ihre 
achrungslos werden, jo iſt dies um jo mehr nicht außer Acht zu laſſen, wo 
B Laden und Beſchränkungen im ihrem Gewerbebetriebe unterliegen, tie in 
Ber verfaftungsmäßig beitantenen Verhältniſſen, unter welden die ülteren 
ertheilt find, ihren Uxrforung haben, weil die gänzliche Nichtbeachtung 
ine, deren laͤſtige Felgen für die alteren Kenzeſſiouirten foribeſtehen, 
eine unverkennbare Härte jein würde. ww. 
BL 2. i. 2. 1340 S. 382. Nr. 677. 


BR. der 8. Min. des I. u. d. P. v. Rochow) u. des K. Haufe, 
‚{v. Zadenberg) v. 30. Sept. 18540 an die K. Meg. zu Marien⸗ 



















Kbeilung der unter Dem heutigen Daro an ben Krugbeſitzer N. erlaffe: 
wird die K. Meg. darauf aufmerfjam gemadıt, daß, wenn gleih tem N, 
anf ten ausichlieslihen Betrieb tes Schankes im dortigen Orte nicht 
Rebt, dech bei dem entichiedenen Nachtheil, in melden in jelden Füllen 
We Aufhebung der Zwangeverlanes zu zahlende Mente den alten Krüger 
Gewerbetreibende verjelben Art ſtellt, bie einer ſolchen Abgabe nicht 
ed die Billigfeit durchaus erheifcht, nur in Fallen des allerdringend⸗ 
iſſes andere Schänfer neben dem Belañeten zuzulaſſen, weil ſenſt aller: 
Weicrgen ift, baB der Gewerbebetrieb tes Belaſteten und urſpruͤnglich allein 
Echänters chne feine Schuld erheblidı gefährdet werden wide und im 
Sinterene überall mehr auf tie Verminderung, als auf die Vermehrung 
ätten, hinzuwirken iſt. 
8. Reg. hat dieſes in ber Folge ſtets zu beachten. 
Sl. d. i. B. 1840 S. 383. Nr. 678.) 


Zu Nr. 5. (ver K. O. v. 7. Febr. 1835). 
Beitimmungen der 8. D. v. 7. Febr. 1835. sub Nr. 5. hans 
von der Berfagung der Kortfegung des Gaft- und Schank⸗ 
Berriebed, wogegen für den Wall der Zurücknahme der Kon« 
ihrend des Jahres, für welches fle ertheilt it, die Vorfchrife 
-Drdn. v. 17. Jan. 1845 68. 71—73. maaßgebend find. 
erörtert das R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) 
. 1545 an die &. Reg. zu Magdeburg. 
dba Ber. v. 10. v. M. wird ter 8. Reg. hinſichtlich der darin sub 1. 
u Anfrage eröffnet, daß die Erlaubniß zur Fertſetzung Des Gaſt- und 
eihſchafte Jewerbes auch in Zukunft ven ten Landrathen und Magiſträten, 
tunzete Beſchwerden in Laufe des Jahres eingerreten tind, zu verfagen ift. 
briften ter K. O. v. 7. Febr. 1835 find durch $. 55. ter Gew.⸗Ordn. v. 
d. 3. auetrüdlid aufrecht erhalten und nur andere Strafbeſtimmungen an 
er früheren getreten. Die Berfagung der Erlaubniß zur Foriſetzung des 
it aber nach den Beſtimmungen ter gedachten O. Feine Strafe, jondern 
altungsmaaßregel, Deren Gründe dem Berheiligten mitzutheilen micht eins 
entig if. Ta die Kenzeſſien nur auf ein Kalenderjahr ertheilt wird, fü 
tiefem Zeitraume erloſchen; es liegt mithin and in ter Verfagung der 
en feine Gntjiebung der Konzejiien, vielmehr erliſcht dieſe von ſelbſt, 
it auf ein felgentes Jahr ausgedehnt wirt. Die Beſtimmung in Nr. 
EC. v. 7. Febr. 1835, wonach unter gewiſſen Beringungen die Werlänge: 
konzeitten nicht verjagt werten foll, ſteht hiermit nicht in Widerſpruch, da 
eFerm gewählt werden iſt, um zu bezeichnen, daß jeder Prolongatiens⸗ 
Beziehung auf das Zutreffen dieſer Bedingung einer beſonderen Beur⸗ 
r Bebörde, welche Lie Konzeſſion ertheilt, unterliegt. Nur in dem Falle, 
mmunalbehẽrde und die Pelizeiobrigkeit getheilter Anſicht find, tritt bie 
ig der Regierung ein. 


nI 
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Im Uebrigen ift ein unmittelbares Ginfchreiten ber Meg. weder 
noch nach den Bellimmungen der Gew.⸗Ordn. gerechtfertigt.  * 

Mas nun ad MI. die Zurücknahme ber Konzeffion während be 
welches fie ertheilt ift, betrifft, fo kann es feinem Zweifel unterliegen, 
Beitimmungen ber 68. 71—73. der Gew.:Ortn. ') zu verfahren u 
Zurücknahme der Konzefiion von der Meg. auszuſprechen it, ba in 
Borfchriften ansdriutlih auf den $. 55. der Gew.⸗Ordn. verwiefen 
ungeachtet it aber auch der Fall benfbar, daß der Richter, der Vorſchr 
der Gew.-Ordn. gemäß, es mag nun bie Konzefiion von den Verwa 
jurüdgenommen jein oder nicht, auf Berluft des Gewerbes für immer 
erkennt, in welhem Kalle bie Verwalrungsbehörbe ſodann die Konzeff 
dies dem Erkenntniſſe entgegeniteht, nicht wieber verleihen barf. Hi 
aus den Vorfchriften der 65. 171—174. der Gew.⸗Ordn., folgt, daß 
cher Unterfchieb zwifchen der Zurüduahme der Konzejfion und d 
des Rechts zur Ausübung des Gewerbes beitehbt. Denn wenn auc 
nahme der Konzeifion unter Umſtaͤnden, ihrer Wirkung nad, dem Verli 
gleich fein kann, je bleibt es Led) in dem eriteren Falle deu Verwal 
zu jeder Zeit unbenonmmen, die enizugene Grlaubniß wieder zu gewä 
fann, wenn der Richter auf den Verluſt der Befugniß zum Gewerbeb 
nur buch einen Akt der Königl. Gnade der Wiederbeginn bes Gewer! 
oder in ber Zeit, für melde er unterfagt, geitartet werden. 

Die Nichtigfeit vorſtehender Ausführung geht übrigens nicht nur 
geführten Beſtimmungen, fondern auch aus ben Motiven zur Gew.:£ 

(Min. BL d. i. B.-1845 S. 274. Nr. 293.) 


b) Ueber die Gründe, aus weldhen dic Verlänger 
theilten Konzefiton zu verfagen ift, fprechen fich nachftehende 9 


1) C. R. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (Bethe) u 
P. (Köhler) v. 13. Aug. 1835 an fämmtl. K. Reg. (sub Nr 


Zu den Beſchwerden, wegen deren nach $. 5. die Erneuerung b 
Grlaubnißjcheine zu verfagen it, gehören beſenders diejenigen, welche 
wirflihen Mißbrauch des Gewerbes zu unerlaubten Zweden, oder zt 
der unerlaubten Handlungen Anderer, 3. B. auf die Duldung verkote 
fünfte, verbotener Spiele und amderer Grzeife, Beförderung ber Ur 
Völlerei, Aufnahme verbädtiger Perſonen ıc. beziehen. Auch geringe 
gegen tie das Gewerbe betr. polizeilichen Beſtimmungen, 3. B. wege 
der renden, der Zeit des Schluſſes, des Haltens von Tanzınuff ac. 
rer Wiederholung genügend, um die Verlängerung au verſagen. 

Daſſelbe gilt yon Verbrechen und groben Vergehungen, auch we 
Gewerbebetrieb in feiner unmittelbaren Beziehung jteben, nantentlid 
welhe nach $. 19. der rev. St.:D.?) den Verluſt des Bürgerrehts n 

Bei notorifchem ganzlichen Verfall des Vermögens, und namentl. 
bruch des förmlichen Konkurſes, ift ebenfalls Die Verlängerung zu ver 

(A. XIX. 251. — 1. 181.) 


1) Nach diefen Beitimmungen hat die betr. Regierung, m 
des Rechtsweges, über die ZuUrücknahme ertheilter Konzeifto 
„Dis N. des 8. Min. des J. v. 24. April 1839 (Rt. Xxl 
164.) hatte ausgeiprochen, daß aud nad der 8. O. v. 7. F 
Polizeibehörten nicht das Recht zuſtehe, den Berluft be 
den darin bezeidweten Gewerben auszuſprechen, ſondern nur 
ßung des Rechtsweges) die Verlängerung ertheilter Konze 
ſagen. 

ß Daß gegen die aus polizeilichen Gründen erfolgte 
des ferneren Betriebes der Schankwirthfſchaft de 
unftatthaft jei, hat auch ſchon das R. des K. Min. des 
6. Mai 1826, im Ginverfländnig mit dem (dadurch mitgetf 
K. Juſtizmin. v. 21. April 1826, ausgeſprochen. 

(A. X. 425. — 2. 101.) 
2) Der $. 19. der rev. Et.O. v. 17. März 1831 beitinmt: 
„Das Bürgerrecht foll denjenigen verjagt, und wenn es 
„langt ift, wieder entzugen werden, welche wegen irgend eir 
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bed 8. Min. des S. u. d. P. (Köhler) v. 20. San. 1836 an 
zu Hacken. 

benſo fann die Ginwirkung ber Polizeibehörde zur Verhinderung ber 
Gazarbipiele durch Berfagung der Grlaubniß zum Gaſtwirthſchaftsbe⸗ 
genigen Wirth, welcher in ſeinem Gaſthofe tergleihen Spiele duldet, 
nicht zweifelhaft fein, als es nah Nr. 5. ter K. O. v. 7. Febr. 1835 
jte Pflicht der Polizeibehörde tit, tie Erneuerung des Qualifikations⸗ 
rigen Wirthe zu verfagen, gegen ben ein begründeter derartiger Wer: 


‚225. — 1. 171) 


des K. Min. des I. u. d. P. (Seiffart) v. 9. Juli 1838 an 
zu Magdekurg. 


Reg. wird auf den Ber. v. 18. Mai d. I., das Geſuch des bortigen 
N., um Wiederverleihung der Konzejiion zum Wetriebe ter Schank—⸗ 
te., hiermit eröffnet, daB, wenn glei $. 1306. Tit. 20. Tot. IT. dee 
te R.D.v 8 Febr. 1817, (8. S. S. 31.) wegen Duldung ver: 
6, erit bei dem zweiten Kontraventionsfalle dem Schank- oder Gaft: 
erlun ſeines Gewerbes audrohen, jo daß dann gerichtlih darauf er: 
und ee jich in den vorliegenden ‚Falle nicht um jefertige Entziehung 
sum Gewerbebetriebe, jentern nur um verweigerte Erneuerung ber 
v. 7. Febr. 1835 nörhigen volizeilihen Konzeſſion handelt, dieſes Ge: 
5. als Grund zu dieſer Verweigerung Boch begründete Beſchwerden, 
8 eine Deichhwerde verlangt. Hiermit ſtimmt auch die &. W. v. 13. 
a. ©. 251. ff.) ad pet. 10. überein, denn obgleich danach Beſchwerden, 
f tie Duldung verbotener Eriele beziehen, die Verfagung der Erneue⸗ 
aubnißſcheins zu Folge Haben fellen, fo iſt doch nice ausgeſprochen, 
‚werde dieſer Art allein dazu hinreichend fei; dies findet auch in dem 
arauf felgenden Gegenſatze von den geringeren Vergehungen gegen bie 
r. peligeilihen Berimmungen feine Beſtaͤtigung, da Diefe geringeren 
öfterer Wiederholung — alje nicht int erſten Wicterhelungsfalle — 
1, um Die Verlängerung des Erlanbnißſcheins zu verfagen. 

hat Lie K. Reg. den sc. N. für diesmal ned) den Fortbetrieb bes 
es zu geitatten, daſſelbe jedoch ſtreng zu beauflichtigen und Dem Bitt: 
ich zu machen, daß wenn anderweite gegründete Beſchwerden gegen ihn 
enmen ſollten, ihm der Fortbeirieb des Gewerbes für das Fünftige 
& nicht werde geſtattet werden. 

I. 761. — 3. 181.) 


des K. Min. des I. u. d. P. (Seiffart; 9. 12. Aug. 1838 an 
zu Vofen. 
h nah tem C. R. v. 13. Aug. 1835 (N. S. 251.) ad 10. in Be: 
echen und Bergehungen, welche mit dem Gewerbebetriebe eines Schaͤn⸗ 
unmittelbaren Verbindung flehen und gleichwohl auf die Verweigerung 
sur Fortſetzung des Gewerbes ven Ginfluß jein jellen, auf den $. 
zt.-O. Bezug genemmen iſt, jo it dies dech nadı der Faſſung deſſel⸗ 
elsweiſe geſchehen, und es kann daher keinem Bedenken unterliegen, 
andere Verbrechen und grebe Vergehen die Polizeibehörde unter Un: 
ntziehung der Gewerbe:Kunzeijion veranlaen können, fendern auch, 
menbig in allen gällen ein das fragliche Verbrechen beſtrafendes rechte: 
mtniß vorhanten jein muß. Dabei iſt jebech nicht zu überjehen, Daß 
V. v. 13 Aug. 1835 nur von den Fällen handelt, in welden die 
einer einmal gültig ertheilten Konzeſſion für das näcfte Kalenderjahr 
sen cl. 
h nun aud nidt in Abrede zu stellen sit, daß Fälle, in melden bie 
inner gültig ertheilten Konzeſſion aud während des Jahres, für mel: 





sei Jahre, cber länger, zum Zuchthauſe oder einer härteren Strafart, 
ber megen Meineides, Diebſtahls oder gualifizirten Betruges zu irgend 
Rriminalitcafe rehtsfräftig vwerurtheilt werben find. Gine anhängige 
aal:Unterfuhung und ein eröffneter Konkurs macht die Griheilung bes 
rrechts vor Entſcheidung der Sache unzuläſſig.“ 

S. 1831 S. 13.) 
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ches fie errheilt ift, dringend nothwenbig werben kann, namenilich bei 
fortwährent, aller Warnungen und Beitrafungen ungeachtet, fontraveni 
Verbrechen inhaftirt und in die Unmöglichkeit verfegt find, dem Echa 
verzuftehen u. dal., fo muß doch in felhen Fällen mit um fo größ 


- Werke gegangen werben. Die Einleitung einer Unterfudung aber w. 


@rleichterung tes Verkaufs geitohlenen Gutes von Andern, kann je 
gangenem Urtel in der Sache hierzu nicht für genügend erachtet wert 
weniger, als die Feſtſetzung des Thatbeſtandes dieſes Verbrechens höd 
und in dem vorliegenden Falle der N. nach feiner eigenen, von ber 
widerlegten Angabe, jeit fieben Sahren Das Gewerbe eines Scänfere 
daß Klagen über ihn geführt werben find. Zollte aber eine Theil 
an jenem Diebftahle gerichtlich feftweitellt werben, fo würde bies alle 
ihm den Berrieb tes Gewerbes durch Verweigerung ber Prolongatior 
ion für das nächſte Jahr zu inhibiren. 

Hiernach kann auch der Antrag der R, Reg. in ber Allgemein 
er gefaßt ift, nicht gebilligt werben. 

(A. XXII. 759. — 3. 182.) 


5) Aus Veranlaffung des Weftpbälifchen Prov.⸗Landtage 
6. Aug. 1841 iſt durch Die NR. des K. Min. des J. u. d. 9 
und 24. Dec. 1841 (Min. Bl. d. i. V. 1841 ©. 221. u. 
audgeiprochen worden, daß diejenigen Schunfwirthe, weldye an 
ihnen von ber Orts⸗-Polizeibehörde als Trunfenbolde bezei 
Branntwein zu verabreichen fortfahren oder denfelben auch nı 
halt in der Gaſtſtube geftatten, in eine Boligeiitrafe von 2 | 
genommen und bei wiederholt bewiejener Nachläfjlgfeit geger 
Beziehung ihnen auferlegten Pflichten mit Entziehung de 
Konzeffion beflraft werden follen. 

Vergl. diefe R. beim Polizeiweſen. 

(Suppl. Br, ©. 160.) 


In Verfolg diefer Beſtimmungen erging demnächft das 9 
des J., Abth. II. (Bode) v. 8. Juni 1843 an die R. Me 
Verſagung der Konzefilond-Verlingerung an Scdjanfiirthe ı 
Kleinhändler bei Verabreichung geiltiger Getränke an jiyon f 
dividuen 1). 

Der K. Reg. wirb auf den Ber. v. 16. v. M., wegen eines b 
verbots für Verabreichung geiftiger Getränke an ſchon betrunkene Indi 
daß eine genũgende Veranlaſſung, den Gegenſtand zur Allerh. Entſch 
gen, nicht vorliegt. Dagegen bietet das Geſetz v. 7. Febr. 1835 3 
ſagung ber Konzeſſions-Verlangerung ein wirkſames Mittel gegen 
Mißbrauch dar, indem dieſe Gntzichung ter Gewerbe-Befugniß tet: 
lichſte Ahndung fein wird, und es jedenfalls für eine begründete 
Sinne des Geſetzes zu erachten iit, wenn ein Schanfwirih oder ein : 
mit Branntwein konzeſſionirter Verkäufer?) den Perſonen, bei meld 
Epuren ber Trunkenheit zeigen, noch ferner geiſtige Getränfe verabr 

Der KR. Reg. bleibt deshalb überlaflen, eine angemeiicne mar 
madhung, nah Art der in dem Amisblatte der Königsberger Meg. 
v.8. San. 1838 (Anl. a.), zu erlaffen und dem gemäß die Unterbehörten 
zu verjehen. 


1) Das N. d. K. Min. tes H. u tee J. ud P. v. 2 Juni 
reits vorgefchrieben, Daß den Schanfwirtben bei Berluft de 
verboten werben folle, Branntwein auf länger als adıt Ta— 
(a. VII 387. — 2. 104.) j 

2) Tas N. des KR. Min. des J., Abth. IL, v. 8. Juni 1842 E 
daß bie Beflimmungen des Weſtphäl. Landtags-Abſchiedes v. 
auf Berfonen, vie nur einen Kleinhantel mit Getränfe 
auszudehnen fein, (Min. Did U. 180 CN, Ar, 
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Ant. a. 

sieberholt ber Fall vorgefommen, daß betrunkene Perfenen, tie, ihrer 
nehr mäcktig, auf den Straßen umhertaumelten, zu mannigfacden Grs 
nung gegeben und ſogar Unglücksfalle herbeigeführt haben. 
feihen in der Folge vorzubeugen und zugleich Tem inner mehr und 
greifenden Uebel tes unmäßigen Henuffes von Branntwein und andern 
inten nah Möglichfeit entgegen zu wirken, beitinmen wir hiermit: daß 
1: oder Materialienhändler, fein Gaſtwirth oder Schänker, einen fchon 
ı neh mehr geiltige Setränfe verabreidhen darf, und jeder, welder hier: 
t, nicht nur nad Maaßgabe ter chwaltenten Umſtände in eine zur 
iſſe fließende Strafe von 15 Sur. bis 10 Thlrn. verfällt, ſendern auch 
em Ungeherfam gegen tiefe Anerdnung zu gemärtigen hat, daß ihm 
Yemerbs:Ronzeifien abgenemmen wire. 
izeibehörden unſeres Departements weifen wir hierdurch auf Das Ge: 
diejenigen Perſonen, welche, ihrer Sinne nidıt mehr mächtig, auf den 
ztaumeln, jefert in polizeilichen Sewahrjan Eringen, fie darin jo lange 
aſſen, bis fie nũchtern gemerten find, und vor ihrer Eutlaſſung die 
en Ort, wo fie fi bereunfen haben, genau und vollitäntig zu vers 
t alstanı gegen Tiejenigen verfahren werde, welde obiger pelizeilider 
gegen gebantelt und ſich dadurch itrafbar gemadıt haben. 
mitlihen Orts: und Kreisbehörten wird die jergfältigite Kentrole auf 
Jefelgung tiefer Beſtiumung dringend empfohlen, und die Herren Land: 
nech insbeiondere veranlaßt, dafıır Sorge zu tragen, daß biefe Anord— 
gli durch die Ortsbeherden (Magiiträte, Tominien, Demainen-Rent⸗ 
Aulzen) allen Orts:Gingejeflenen, namentlich den Gaſt- und Schant⸗ 
rig und ausführlich warnend bekannt gemacht werte. 
rg, ben $. Januar 1838. 

Königl. Regierung. 
ir. i. V. 1843 S. 193. Mo. 215.) 


serjagung der Konzejjiond- Verlängerung im Falle 
äglidher Ermittelung nicht vorhandenen Bedürf— 
ber Anlage. 


des K. Min. des I. u. d. P. (v. Meding) v. 17. Nov. 1848 
Reg. zu N. 


gleih bie Erlanbniß zum Betriebe tes Echanfgewerbes immer nur auf 
eilt wird, woraus folgt, daß eine folde Erlaubniß mit Ablauf dee 
selches ſie lautet, von felbft aufhört, fo ſchreibt doch die V. v. 7. Febr. 
uédrücklich vor, Laß tenjenigen, melde den Grlaubnißfchein auf Grund 
Gewerbebetriebes oder der Beitimmungen zu 3. u. 4. einmal erlangt 
rlängerung deſſelben von Jahr zu Jahr nicht verfant werden foll, ſofern 
bei ihrem Gewerbebetriebe zu Gegründeten Beſchwerden feine Veranlaſ⸗ 
haben. Diefe Vorſchrift kann der N., welder ſchon länger ale zwei 
hankgewerbe nad) dem Zeugniſſe feiner Obrigkeit durchaus tadelles be: 
m fo mehr für fih geltend maden, als tie Erlaubniß, auf deren Grund 
rieken, von der fompetenten Orts-Polizeibehörde, mirhin formell 
it. Es würde mindeitens jehr hart fein, wenn man bemielben die 
rtheilte Erlaubniß, nicht auf den Grund jener Verjchrift, ſondern Dies 
as felgente Jahr und ferner verſagen wollte, weil jent erit ermittelt 
ud muteriellen Gründen die Konzeifion gar nicht hätte errheilt werden 


siegte Behoͤrde ift zwar unbebenklich berechtigt, tie materiell unrichtigen 
ihrer Unterbehörben aufzuheben, babei iſt jedoch zwiſchen gewöhnlichen 
Berrüägungen und felhen Erlajfen, wedurd einzelnen perjönliche Nechte 
en, wohl zu unterfheiden, und es müflen, was die legten betrifft, 
Merhältnifie der dabei berheiligten Perſonen gehörig berüctiichtigt wer: 
Minckiicht vertient namentlich auch der N., welcer fein Gewerbe zwei 
efrei berrieben Hat und durch Verſagung der Verlängerung feiner Kon: 
nicht durch ihn verſchuldet worden, ſchwer nachzuweiſende, aber jeden⸗ 
bereuteride Nachtheile erleiden würde, und deshalb iſt es angemehen, 
den Grund ber oben angeführten Vorſchrift die Fortſegung des Schowk⸗ 
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gewerdes fo lange zu geſtatten, ale er nicht felbit begruͤndete Beranlafl 
dazu bie aa nbni zu verfagen oder zu entziehen. 
(A. XXI. 1001. — 4. 144.) 


2) R. des K. Min. bes I. Abth. II. (Bode) v. 7. Oft. 
K. Meg. zu Breslau. 


In der Beſchwerdeſache des Schankwirths N. wird der 8. Reg 
v. 7.0. M. eröffnet, daß das Min. es nicht angemeflen finden fann, 
beführer tie Grlaubniß zum Betriebe ber Schanfwirthfchaft in feinen 

rigen, bei D. belegenen Koloniſtenhauſe, naddem ihm felhe von b 
tenten landräthlichen Behörde, nach vernemmenem Gutachten der O 
Kommunalbehörde einmal ertheilt worden, um deshalb wieder zu ent; 
genauerer Eroͤrterung ber Sache fid herauggeitellt hat, daß ein Bi 
Anlage, nicht vorhanden geweſen ift. 

ie von der K. Reg. für Ihre entgegengefegte Anficht allegirten 
reſp. 31. CH. 1838 haben einen, von Den vorliegenden verſchiedenen 
näntich ben, wo von einen Landrathe die Konzeſſion nicht nur ohne 
fondern auch chne Vernehmuug des Dominii, als Ortspolizeibehoͤrd 
den war. 

Dieſe N. haben aber auch durch den ſpätern, in den Annal. Bd 
abgedruckten Erlaß v. 17. Nov. 1838 ihre naͤhere Beſtimmung erhalt 
daher nur nech in Verbindung mit letzterm maaßgebend fein. Die v 
gleichfalls in Bezug genenmene Beftinmung im $.5. ber X. O. v. 
fann nicht fo gedeutet werben, daß bei nachgeſuchter Verlängerung e 
auf die Frage wegen der Dualififation der Perſon und des Lofals, 
bes Beduͤrfniſſes zurück zu kommen ſei; vielmehr ergiebt der Zufamı 
mit den Morten: „auf ven Grund — ber Beſtimmungen zu 3. u 
Gegenfat zu dem kurz vorher erwähnten Fall eines fhon vor Publik. 

7. Febr. 1835 betriebenen Schankgewerbes hat auegedrüct werder 

(Bin. Bl. d. i. V. 1843 S. 293. Nr. 385.) 


FF. Zu Nr. 6. (der K. O. v. 7. Febr. 1835). 


a) C. R. ver 8. Min. des I. für Gew. Ang. (Bethe) u. d 

(Köhler) v. 13. Aug. 1835 an fänmtl. 8. Reg. (sub N 

Ta die ertheilte Erlaubniß fich auf Die Berfon des in dem Sı 
Bewerbetreibenten befhränft, fo würde zwar eigentlich mit ben Tol 
Gewerbebetrieb jofert aufhören müſſen. Da ties indeß fait niemals | 
lichſten Nachtheile für die Erben und ſelbſt für das Publikum mög! 
fo it in der Regel den Erben die Korjegung der Wirthſchaft bie 3 
Jahre, für weldyes Der Erlaubnißſchein errheilt iſt, zu geftatten, ch 
wegen einer befondern Anfrage oder Erlaubniß betarf. Dem Erniene 
yon welcden bie Griheilung der Erlaubnißſcheine reſſortirt, bleibt es je 
nach den Umſtänden die frühere oder auch die ſofortige Schließung 
anzuorbnen, oder auch, bejonders wenn der Todesfall ſich kurz vor di 

ereignet hat, deren Yortjegung noch auf einige Monate über dieſen 3 
zu erlauben. 

Diefelben Crundfäge find auch dann zur Anwendung zu brin 
Inhaber des Erlaubnißſcheins in Wahn: und Blöpfinn verfällt, aı 
feiner Freiheit beraubt, oder ſonſt außer Siand geſetzt wird, das Ger 
zu betreiben oder doch zu beaufiichtigen, 

. (a. XIX. 251. — 1. 181.) 


b) MR. des K. Min. des I., Vol.-Abth. (v. Meting) v. 20. ! 
die K. Meg. zu Cöslin. Schanffonzefilonen, welche an W 
find, gehen nicht ohne Erneuerung an deren Ehemänner 
x. — Namentlich iſt es nicht gerechtfertigt, daß bei Ertheilur 

Konzefflonen an Khemänner bereite jruher konzeſſtonirter Wittwen die 
nicht in Erwaͤgung gekommen it. Denn wenn auch in einem ſolchen 


1) Schon die R. des K. Min. des J. u. d. P. 9. 16. April 1828 
u. v. 29. April 1831 (A. XV. 382.) hatten vorgefchrieben, 1 
fen nicht auf die Wirtwen verkorhener Stüntwicthe über 
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ter Rame bes bisher Konzeiiionirten verändert wird, fo wirb bedy dadurch eine 
m Renzeifien ertheilt, welche dem Inhaber berielben, audı wenn ber früher Kon: 
Peuiste in der Folge mit Tote abgehen oder füh wieder ven dem Ehegatten tren: 
s fehte, ebne geieglichen Grund nicht wieder entzogen merben fan. 

- (in BL d. i. 3. 1841 ©. 137. Nr. 202.) 


D Nnzuläffigfeit der Ausübung der Schank- und Gaſtwirthſchaft 
durch Stellvertreter. 


El) Die Gew.Ordn. v. 17. Jan. 1845 beflimmt in $. 63., daß bei den 

when des Kleinhandels mit Getränken, der Gaſtwirthſchaft 

Ber Schankwirthſchaft ter Betrieb Durch Stellvertreter nidt 
t fein ſoll }). 

u. ©. 1845 €. 53.) 


DM. ver 8. Min. des 3. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. des 9. u. d. 
) v. 6. Sept. 1835 an die K. Reg. zu Merſeburg. Die Aud« 
jr Erlaubnig zum Echanfwirtbichafts- Betriebe darf zwar nicht auf 
n übertragen, auch nicht chne polizeil. Genehmigung durch einen 
oder Stellvertreter ererzirt werden; indeß ift die Kontravention 
nicht ſofort mir der Entziehbung der Konzeffion zu ahnden. 
anterliegt zwar feinem Zweifel, daß, wie auch in dem Din.:Grlaffe v. 14. 
832°) auegerprohen ift, die Erlaubniß zum Betriebe ber Schankwirthſchaft 
Snpachtet, noch fonft ven tem Konzeffionirten auf einen Andern übertragen 
fm. Huch darf der Kongeffienirte jeine Schankwirthſchaft nicht durch einen 
oter Stellvertreter che fpezielle polizeil. Genehmigung führen laflen. 
ſieraus folgt in beiden Fäͤllen noch nicht, daß damit der Verluſt der Kon: 
als Strafe verbunden ſei. 
x Pächter oder Akquirent eines Schanklekals und einer Schankeinrichtung — 
e von einer Ueberlaſſung dieſer kann eigentlich bie Rede ſein — iſt aller⸗ 
zenn er Tas Gewerbe exerzirt, ohne zuvor für feine Perſon Erlaubniß zum 
erhalten au haben, (Art. 6. der KR. O. v. 7. Febr. d. 5.) ebenſo, wie jeder 
f, der ſich einer ſolchen Kontravention ſchuldig macht, zur Strafe zu ziehen. 
vrrſonlich Konzeſſionirte hiermit feine pelizeil. Erlaubniß aufgegeben babe, 
fegtere erleichen ſei, it aber nicht ohne Weiteres anzunehmen. Xäßt der 
inte jeine Wirthſchaft zivar auf eigene Rechnung, aber von einem Stell: 
ser Verwalter führen, chne yolizeil. Genehmigung hieran, welche inımer 
Binahme von der Regel zu betrachten, und welche zu verfagen iſt, wo an: 
baß eine Umgehung beabfichtigt wird, und Die Mebertragung auf ein an: 
Bet verſteckt werten jell, fo it dies bei Strafe zu umterfagen, und 
Bells vemmächſt zu ahnden; auch fann bei fortgeſetztem Ungehorſam tie Pros 
der Erlaubniß nad Art. 5. der K. O. v. 7. Febr. d. I. verfagt werden. 
mag, namentlich aus beſonderen polizeilichen Gründen, die einitweilige 
Bang einer ſelchen Wirthſchaft, welcher der Konzeſſionirte nicht ſelbſt perſönlich 
erfolgen. 
m Mejclute bes Mag. zu N. v. 22. Jan. d. J. it demnach feine Folge zu 
kundb dem »c. N. die Fortſetzung ber Schanfwirthichaft zu neftatten, ihm aber 
daß er ohne polizeilihe Erlaubniß auch auf feine Rechnung durch einen 
oder Etellvertretee die Wirthſchaft nidıt darf betreiben laſſen. Sollte er 
dieje nicht wieder jelbit führen, je it nad Lem Obigen zu verfahren. — 
mach har auch der Mag., welher über häufige Mebertretungen perjönlider 


I — 


F_ Auch das N. des K. Din des J. für Gew.⸗Ang. u. tes I. u. d. P. v. 22. Apr. 
‘ 1837 an die K. Reg. au Frankfurt fchrieb bereits vor, daß der Betrieb ber 
‚Gas und Schankwirihſchaft durch Stellvertreter nicht zu geilatten, weil bie 
"polizeil. Konzeffion nach der K. ©. v. 7. Febr. 1835 nur ein höchſt perlön: 
* jihes Mecht verleihe, dergeftalt, daß deſſen Ausübung nur durch den Konzef: 
flonirien, unter Beihülfe jeiner Hausgenoſſen in einzelnen Verhinderungsfallen 
_ folgen bürfe. (A. XXI. 523. — 2. 217.) 
Bergl. dies R., welches vorzugsweiſe von ber Verpahrung des Schant: 
lolals handelt, unten. (#. XVI. 1010. — 4. 104.) 
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ders eingerichtete Wirthfchaften verftanden, benn. von ber Verpachiung ' 
rechts kann gegenwärtig gar nicht mehr die Mede fein, fondern nur v 
pachtung dazu eingerichteter Gebäude und Utenfilien. (A. XVI. 217. - 


4) R. d. 8. Min. des I. für 9. u. Gem. (v. Schudimann 
u. db. P. (dv. Brenn) v. 14. Dec. 1832 an die K. Reg. zu Mer) 

Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6. v. M., die Zuläffigteit I 
tung der Schanf: und GSaftwirthfchaften betr., eröffnet, bag, wenn Jema 
Perſon zum Betriebe diefer Gewerbe Eonzeifionirt werben, die erlangte B 
den beftehenden DBerwaltungs » Grundfägen als bergeitalt perfönlicy betra 
muß, daß fie von einem Gewerbetreibenden auf einen andern nicht übe 
den fann, und daher auch nicht die Ausübung durch dritte Perfonen, fei 
ter ober Berwalter, geftattet werben darf. > 

Es verfteht ſich jedoch, daß damit die Stutthaftigfeit der Verpacht 
Tals, worin das Schankgewerbe betrieben worden, nicht ausgefchloffen i 
niemals auf die Befugnis zum Gewerbebetriebe bezogen werben Tann, w 
Betrieb ſtets durch eine vorgängige Kunzeffions: Ertheilung an den Bär 
il. Ob diefe Konzeffion zu ertheilen, wenn der Berpächter feine perfön 
niß nicht aufgiebt, fondern in einen andern Lofal fie ausüben will, wir 
hängen, ob und in wieweit bie Bermehrung der Schanfftellen für mij 
wird, (A. XVI. 1010. — 4. 104.) 


5) I. verfelden Min. v. 7. Iuni 1834 an die K. Reg. zu 

x. ıc. Gin auf den Grund perfönlicher Genehmigung betriebener 1 
an einen anderen, wenn aud unbedingt dazu Befähigten, durch Verpa 
übergehen, überhaupt die rein perfünliche Befugniß zum Betriebe des € 
bes auf feine Weife einen Andern übertragen und veräußert werben; 
derjenige, welher einmal zum Schanfbetriebe Genehmigung erhalten hat, 
in einem andern Lokale fortfegen, wofern nicht fonftige runde vorhanden 
Beranlaffung geben, ihm die ertheilte Befugniß zu entziehen. 

c. ıc. Die Srlaubniß zum Kortbetriebe des Scanfgewerbes an | 
des Haufes kann Iediglih nah den hHinfichtlic der Anlage neuer Scha 
Zeit beitehenden Grundjägen, wonad es nicht bloß auf die perfönliche € 
bes Gewerbetreibenden, fondern auch auf das örtliche Bebirfniß ankomm 
werden. (NR. XVII. 516. — 2. 145.) 


6) R. des K. Min. des J., Pol.⸗Abth. (v. Meding) v. 14. 
an die K. Meg. zu Oppeln. 

Der Gewerbebetrieb der Gaſt- und Schanfwirthe if nah der K. O 
1335 von polizeiliher Konzeſſion abhängig, dergeftalt, daß Niemand ber 
betreiben darf, als derjenige, welcher perfönlich dazu fonzeffionirt if. D 
daß Pächter von Schänken sc. ac. und Lohnſchänker nicht weniger einer | 
zeiflon zur Nueubung des Gewerbes bedürfen, als die Kigenthümer fold 

(X. XXIH. 704. — 3. 165.) 

8) Inöbefondere in Bezug auf Kommunal» und Dominialı 
und Gafthäufer. 


1) R. der K. Min. des H. (Gr. v. Bülow) und des J. u 
(v. Schuckmann) v. 9. Dec. 1824 an die K. Reg. zu Erfurt. 


Die Min. des H. u. d. B. finden auf den Bericht ber K. Reg. v. 
die Ausübung der Schanfwirthfhaft in Gemeindehäuſern betr., um fo ı 
benfen, dem von Ihr am Schluſſe deffelben gemachten Antrage ') beizuft 


1) Der Antrag ging nämlih dahin: gu genehmigen, baß den Ben 
wie vor geitattet werde, die Gemeinde: Gaft: und Schänfhäufer, 
jept eigenthümlich befißen, oder noch erwerben, verpachten, um 
Gaſt-, Echänf: und Tanzwirthihaft durch einen qualifizierten Pi 
Grlegung der Gewerbeſteuer ausüben laflen zu‘ bürfen, und daß bi 
den Pächter der Gemeindes, Saft: und Schaͤnk⸗-Wirthſchaft zu ! 
einer jhäblihen Meberfüllung des Orts mit Schänfhäujern verf 
dürfe, das (Gewerbe, was er bieher nur in folge feines Pachtken 

eübt, felbfiftändig in einem andern Lokale in berfelben Gemeind 
en, wenn fein wirkliches Bedürfniß eine neue folhe Anlage erfo 
(a. VII. 1068. — A. 123) 
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bemielben entfprehenden Verfahren zu autorifiren, ale in ben von Ihr 
fen die Bemeinden als &rwerbetreibende zu betrachten find, folgs 
forzfegung bes Schanfgewerbes Anſpruch machen fonnen, den Paͤch⸗ 
bald ıhr Badıtverhältnib aufhört, Fein Recht zuiteht, den, Namens ber 
iebenen Schank, in einem andern Haufe ſelbſiſtändig fortzuſetzen. 
1168. — 4. 124.) 


es 8. Min. des I. u. d. P. (v. Schumann) v. 9. Nov. 1826 
eg. zu Erfurt. | 
u wird in der Anlage ein an mid, gerichtetes Schreiben des Fin.s 
. M., das von Ihr über die Zuläfftgfeit der Verpachtung der Domas 
und Gaſthäuſer aufgeftellte Bedenken betr., mit dem NAuftrage zuges 
chis dieſer Schank⸗ und Safthäufer nad den nämlichen Beſtimmun⸗ 
en, welde durch die an Sie ergangene Perf. v. 9. Dec. 1824 ') in 
mmunal:-Schanfhäufer 2c. refp. "genehmigt und getroffen wor: 
ier ganz die nämlichen Rückfichten, namentlich auch in Anfehung ber 
e Domainen s Beamten, welche in anderen Gebäuden ihr bisher als 
emanial-Schantitellen betriebenes Gewerbe fortfeßen wollen, eintreten. 
:# kann aber auch den Domainen:Beamten nicht nadhgegeben, die Zus 
r Schankanlagen dberfelben mithin nur nad den allgemeinen gewerbes 
riften beurtheilt werden. (N. X. 1126. — 4. 133.) 


es K. Min. bes I. für H u. Gem. (v. Schudmann) u. des 
dv. Brenn) v. 19. Febr. 1832 an die Gemeinden zu N. N. im 
ierungöbezirke. 

tingabe v. 22. Dec. v. 3. eröffnen wir den Gemeinden zu N. N., daß 
um Betriebe des Schanfgewerbes lebiglid an die Perſon besjenigen 
m die Erlaubniß zu dieſem Gewerbsbetriebe von der fompetenten Bes 
sid. Diefe Erlaubnig kann nun aber einer Gemeinde, als folder, 
einer Korporation, niemals ertheilt werben, weil Korporationen das 
auszuüben nicht im Stande find. 

weniger iſt es zulälfig, daß eine Gemeinde die ihr gar nicht zufte- 
: zur Ausübung des Echanfgewerbes als sin nupbares Recht auf An: 
ı durd Pacht, Verkauf oder fonit eine Art viberträgt, und fann es 
ehmigt werden, daB die KR. Reg. den Pächtern ihrer Gemeindehäuſer 
den Pacht-Kontrakten irgend eine Zuſicherung darüber geben, daß fie 
jur Betreibung der Schankwirthſchaft zu benugen befugt feien. 

218. — 1. 90.) 


zjelben Min. v. 25. Mai 1832 an die Gemeinden N. N., Er⸗ 
Jezirfß. 
In dee Könige Mai. mittelt K. O. v. 14. Npril d. 3. an bie Min. 
u. Gew.:Ang. u. der P., Behufs der Beſcheidung der Bittiteller re⸗ 
iat:Befchwerbe der N. N., wegen der Aufhebung der Verf. v. 9. Der. 
die Nusübung der Schanfwirthfhaft in den bazu benußten Gemeine: 
Berpadtung, wird den Supplifanten Yır Reſul. ertheilt, daß die 
Betriebe des Schanfgewerbes lediglih an tie Perſon besjenigen ge- 
yer die Erlaubniß zu tiefem Gewerbebetriebe Seitens der fompetenten 
n bat Diefe Srlaubniß kann aber einer Gemeine, als folder, oder 
- Korporation niemals extheilt werben, weil Korporationen das Ge: 
n nicht im Stande find. Noch viel weniger iit es zuläffig, daß eine 
he gar nicht zuitehende Befugnis zur Ausübung des Schankgewerbes, 
es Recht, auf Andere, jei es durch Pacht, Verkauf, oder fonft eine 
und es fann daher nicht genehmigt werben, daß die Bittiteller den 
Gemeinehäufer in den Pacht-Kontrakten irgend eine Zuficherung darüber 
diefe Gebäude zum Betriebe der Schankwirthſchaft zu benugen bes 


hen Srundfäre kommen nicht allein hinfichtlih der Gemeinen, fon: 
ndern ähnlidhen Yäallen zur Anwendung Namentlich ijt die Erlaub⸗ 
be der Schanhoirthfhat in ſolchen Krügen ıc., weldhe den Fiskus 
‚ben sub 1. 
ben ©. 196, 


Scanfgewerbes eingeräunt werden. Gollte dies geſchehen, fo müßten 
aufgehobenen Real: Schanfgewerbeberehtigungen durch einen Akt ber 
wieder hergeftellt werden. Gin desfullfiger Antrag würde aber weder hi 
tivirt, noch zeitgemäß fein, da bereits Verhandlungen über die Aufbebı 
beitehenden Gewerbeberehtigungen ſchweben. Gben fo unzuläfftg aber 
Gemeinde cder jenftige moralifche Perſon bloß deswegen, weil fie b 
einen Gewerbebetrieb hergiebt, ald den eigentlich Gewerbetreibenden zu 

Meberbies ift der Vortheil, welchen fid die Gemeinden bavon verf 
illuſoriſch, als wirflih. Der Pächter eines Gemeindehauſes, in welch 
Saft: oder Schanfwirthidaft betrieben worden, wird zwar einen höhe 
zahlen, wenn er durch die Pachtung — feine ſonſtige perfönlihe Dun! 
ausgeſetzt — zugleich ein unbebingtes oder gar ausſchließliches Recht 
des Schanfgewerbes erlangt; aber er wird biefen höheren Pachtzins ni 
eigenen Mitteln entnehmen, fondern von feinen Gäjten und Kunden wi 
und dies find größtenteils bie Mitglieder der Gemeinde, und biefe 
einzeln und im Fleinen Raten das wieder aufbringen, was bie ganze | 
ſolche gewinnen Eönnte. 

Eben fo wenig fann der Antrag auf eine bejondere Sicherftellung 
N. v. 9. Dec. 1824 ') gegründeten Pachtverhältniſſe genehmigt werben 
gar nicht abzufehen, in welcher Art gegenwärtig Prozeſſe zwifchen be 
und den Pächtern entitchen follen, zu denen das gedachte R. bie Verar 

Hat der Pächter des ehemaligen Gemteinde-Schanfhaufes die perfo 
fion, ohne welche er auch nad dem gedachten R. das Scanfgewerbe ı 
burfte, erlangt, jo kann ihm foldye ohne bejondere, in feiner Perſoͤnlic 
Grimde nicht wieter entzugen werden. Wird fie ihm aber entzogen, | 
ſolches lediglich ſelbſt beizumeſſen, und wird einen Gntfhäbigungs-Anfp 
begründen koͤnnen. 

Eollte aber der Grund eines folhen Anfprudıs darin liegen, be 
Pächter des Gemeindehaufes nod) einem Andern der Betrieb bes Scan 
ftattet wäre, fo würde dies immer voransfegen, daß die Gemeinde dei 
jus exclusivum zugefichert hätte; dies durfte fie aber, felbft wenn das 
1824 auf richtigen Prinzipien beruhet hätte und aufredt erhalten fı 
niemals mit Beſtand Nechtens thun; und hat fie es dennoch gethan, fi 
die Felgen davon tragen. (9. XVI. 1012. — 4. 105.) 


6) R. der K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Schuckme 
u. d. P. (v. Brenn) u. d. F. (Maaßen) v. 31. Ian. 1833 an 
zu Voſen. 

Das Met zur Yabrifation und zum Ausichanfe des Branntwei 
hätte gar nicht Seitens der Gemeinde verpachtet werben follen; denn eı 
lich, daß dies Mecht nicht der Stadtgemeinde, als Kerporation, fondern 
nen Bürger zuſteht. Die Grijtenz eines gemeinfamen Rechts wird. in 
Füllen nicht vermuthet, fondern iſt zu erweifen; bier ijt aber der Fal 
zweifelhaft, denn ber Umftand, daß, wie die Koͤnigl. Regierung anführt, 
lihe gutsherrlihe Befugnig zu Gunſten der Bürger gegen einen Sir 


— — —— 





1) Vergl. oben S. 196. 


) 


Being. des ftch. Bew.» Betriebes; Kleinhanbel mit Getränken x. 199 


pen, den nicht die Stabtgemeinde, fonbern jeder einzelne Bürger, welcher von ber 
gr Gebraud machen will, zahlt, bezeichnet bie Mebertragung bes Rechts an 
meinen Bürger. Es bedarf kaum der Erwähnung, taß ein, jedem Ginzelnen 
ame Bemeinheit zuſtehendes und von bemjelben fehr wohl und zu feinem yerjön: 
Angen auszuũbendes Recht darum noch nicht zu einem Mechte der Gemeinheit 
Kuh die Stabtbehörden haben etwas nicht nur Widerrechtliches, fendern fogar 
A Unmögliches begonnen, indem fle die Ausübung diefer Befugniß ber Ginzel: 
8 Qunften der Stadt Kröben verpadhteten, ta, wenn auch, was nicht geichehen, 

Bürger austrüdlih in die Verpachtung gewilligt hätten, eine ſolche Gr: 
immer noch nidyt für die fpäter hinzugefommenen Bürger verbindlich gewe⸗ 
m wirbe. Außerdem iſt audy aus biefer Verpachtung ein dem Rechte der Gin- 
Bee nicht beimohnendes Imwangerecht und Erkluſivrecht gegen fremde Fabrikan⸗ 
ann des Propinations⸗Pachters eo ipso entitanden. Unter jolcen. Um⸗ 
Res nun zwar nicht die Abficht, von Oberaufſichts wegen in das Kontraft: 
Int eiisen dem Mag. und dem Propinations-Pächter einzujchreiten; dem 
R ausdrücklich anzubefehlen, die Verpachtung nad) dem mit dem Schluſſe 
26 eintretenden Ablaufe ber jebigen Pachtpericde nicht zu erneuern, und 
R Reg. jedenfalls mit dem Anfange bes fünftigen Juhres das widerrechtlich 

genommene Korporationsrecdt als nidıt eriitirend zu betrachten und das 
sefahren. Gin gleihes Berfahren if in Anſehung aller übrigen Städte zu 
Be, in denen bie nämlichen Berhältniffe obwalten. 

XVIL 183. — 1. 115.) 


6. Zu Nr. 7. (der 8. O. v. 7. Gebr. 1835.) 


Ü. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (Berhe) u. des I. u. d. P. 
a) v. 13. Aug. 1835 an fänmil. 8. Reg. (sub Nr. 12.) 


Behörden, von welchen die Ertheilung der Erlaubniß reffortirt, find zwar, 

biefelbe verfagen, zur Angabe der Gründe nicht verbunden; ſofern jedoch 
Bam Mittheilung fein befonderes Bedenken obwaltet, find die Gründe furz 
ra, weil dadurch die vorgefepte Behörde fehr oft in ten Stand gejeßt wird, 
ige Beichwerten ohne vorgangige Ginforderung eines Berichts zu entjcheis 
XIX. 251. — 1. 181.) 
























Zu Nr. 8. (der K. O. v. 7. Febr. 1835.) 


IR. des K. Din. des I. u. d. P. Köhler) v. 20. San. 1836 an 
Big. zu Aachen. Es bedarf nicht der Beſtimmung eines Ter⸗ 
s wen welchem ab eine Verſäumniß binjichtlicy der Einholung des 
Setlone » Attefted zum ferneren Betriebe der Gaſt⸗ und Schanfwirth- 
rafen ift. 
ve K. Reg. wird ein Auszug aus den Polizei-Verwaliungsberichte bes dorti⸗ 
i-Direktorii v. 1. Jan. d. I. zugefertigt, um den Berichtserftatter über bie 
ia erhobenen Zweifel dahin zu belehren, daß es ver Beſtimmung eines Ter: 
Net bedarf, von welhen ab eine Verſäumniß der Saft: und Schanfwirthe 
U ter Ginholung des Dualififations:Atteites zum ferneren Betriebe ihrer Ge: 
kw Arafen if. Die Feſtſetzung des 8. 8. der K. O. v. 7. Febr. v. I. reicht 
men aus, eine jolhe Verfäummiß zu rügen, und es ift baher nur erforberlich, 
® Saft: und Schanfwirthe bei Aufforderung zur Erneuerung der Qualifika⸗ 
MeRe darauf gehörig aufmerffam gemacht werden. (1. XX. 224. — 1. 171.) 


) In Sinſicht der Beftrafung ber Kontraventionen gegen bie 
ziften, weldge den Getränke» Kleinbandel und den Gaſt- und 
akwirthſchafts⸗Beſtrieb betreffen, beflimmt der 6. 55. der Gew.» 
:9. 7. San. 1845, daß an die Stelle der diedfälligen in den K. O. 
Kesr. 1835 und 21. Juni 1844 angedrohten Strafen die der Gew.⸗ 
v. 17. San. 1845 treten. 

Beral. die 66. 171. fi. a. a. O. Ci. unten Abſchn. IV., von den Verbre: 
id Dergehen der Bewerbetreibenden.) 


J. Zu Ne. 9. (ber 8. O. v. 7. Sehr. 1835.) 


u den Worten: „ausfchließliche. Berechtigungen.“ 
Ye Beflimmung ber 8. O. v. 7. Behr. 1835 (sub Nr. 9.), daß in 


20 Son Deu Berhaltatſſen Der Gewerbetrewenden ZUM 


denjenigen Lanbestheilen, wo nody „ausſchließliche Bere 

(um Getränfe-Kleinhandel und zur Gaſt⸗ und Schanfwirtbfch 

men, die darüber beitehenden Geſetze nach wie vor in Gülti 

ben, infoweit deren Anwendung mit den übrigen Beflimmung« 

nicht in Widerfpruch ftebt, ift aufgehoben durch die Vorfchri 

der Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845, daß die Rückſicht auf 

ausschließliche Gewerberehtigungen nicht weiter fla 
(S. oben ©. 151.) 

h) Zu dem Worte: „Realberehtigungen". 

a) Dagegen find auch nach gegenmärtiger Lage der Gefehgebu 
vorfommenden Mealberehtigungen gehörig zu berü 
Dahin gehören namentlich die Anfprüce der Krugve 
rechtigten nach F. 54. des Gew.⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 18 
des G. v. 13. Mai 1833 wegen Aufhebung der Zwangs⸗ 
rechte in der Provinz Pofen?). 





I) Diefe Borfchrift des F. 55. der Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 18 
aus $. 1. a. a. D. ergebende Folge der dafelbft gegebenen Bei 
alle nody beftehende ausfchließlihe Gewerberehtigung 
mit Gewerbeberechtigungen verbundene Recht, Anderen ben Bet 
werbes zu unterfagen oder fie darin zu beichränfen) aufgeho 
len, und zwar ohne Unterſchied, ob die Berehtigung an eine 
haftet oder nicht. 

Für diejenigen Lundestheile, für weldhe das Gew.-Steuer:G 
1810 erlafien wurde, Waren übrigens (und zwar durch F. 17. 
Srflufivs Gewerbe :Derehtigungen bereits Durch Die 
gehoben wurden, und mit Bezug hierauf erflärte das N. der 
H. u. d. Gew. u. des I. u. d. P. v. 22. Nov. 1823 an bas 
ber Provinz Preußen, daß den Dominien fein Recht meh: 
Ausſchließung anderer Berfonen Schanfhänfer in den Dörfern c 
bei es aud) feinen Unterfchied made, ob die gutsherrl. bäuerl. 
feßung ftatt gefunden habe oder nidt. (NM. VII. 947. — 4. ] 

Die Beſtimmung des R. des K. Min. des J., Bol. Abth 
1839 an tie K. Reg. zu Oppeln, daß die Behörden bei G 

Schank-Konzeſſionen die zu Recht beſtehenden ausſchließlich 

Berechtigungen gehörig zu berüdlichtigen, verpflichtet fein follten 

704. — 3. 165.) ift durd die erwähnte Beitimmung des $. | 

Ordn. v. 1845 für antiguirt zu eradıten. 

83 ift hier darauf hinzuweifen, daB die neuere Gewerke: Gef 

insbefondere die Gew.:DOron. vom 17. Jar. 1845, die Real⸗ 

tigungen jelbft nieht aufgehoben, fondern nur deren Erflufi 

befeitigt hat. (Vergl. das Nähere hieruber in Br. 1. S. 159 

3) Der F. 54 des Gew-Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 beftimmt, da 
verlags-Reht (db. h. das Recht, den Inhaber einer € 
nötbigen, das zu feinem Debit erforderlide Getränf aus eir 
Fubrifationsflätte zu nehmen) durch Vertrag neuerrichtet 
und daß baflelbe, wo es auf Grund der Verjährung ober 
Berträge bereits bejteht, nur durch gegenfeitige Ginwilligu 
werden fann. (©. ©. 1811 ©. 268.) 

Das G. v. 13. Mai 1833 wegen Aufhebung ber Zivangı 
rechte in der Provinz Poſen verordnet im $. 3., daß die Ei; 

F Erbpächter eines Grundſtuͤcks in dem Beſitz des durch Verjähr 

b drüdlihe Verträge erivorbenen Krugsverlags bleiben, und 

Verträge, woburd neue MWerlagsrechte Fonftituirt werben, ' 
werden dürfen. Der $.6. aber fügt hinzu, daß nette Schanffl 
Lande nur auf Antrag einer Gemeinde unter dem Nachweit 
' nifles, und wenn zuvor ber zur Nusübung des € 
berechtigte Grundherr mit feinen Sinwendun 
worden, errichtet werden fünne. (G. ©. 1833 S. 59.) 
Vergl. auch die K. O. v. 2. U 1836 Gen S, 161 
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LD«, wie bereitö erwähnt worden !), die biöher beftandbenen Real⸗ 
Bank und Baftbausgerehtigfeiten nicht unbedingt 
senfgehoben find, fonvdern nur deren Ausſchließlichkeit beſei— 
Hilger if, fo folgt daraus, mit NRüdjicht auf Die Beſtimmung sub 
Br. 9. ver K. O. v. 7. Febr. 1835, daß die bisherigen Inhaber 
Reale, Schanf- und Gaſthaus⸗Rechte auch jegt noch zu 
Ausübung befugt find. Allein die allegirte Beftimmung fügt 
‚daB auch bei dergleichen Perfonen nicht von den ©rundfägen 
K O. sub Nr. 3. abgewichen werden dürfe. Es müſſen mithin 
die Reals Berechtigten jih, wenn fle ihr Recht ausüben 
‚die polizeilihe Erlaubniß hierzu verfchaffen, deren Erthei⸗ 
durch den in der 8. O. v. 7. Gebr. 1835 Nr. 3. vorgeichriebenen Nach» 
bedingt ift. Nur der Prüfung der Nützlichkeit und ded Bedürf⸗ 
feö der Anlage, welche sub Nr. 4 a. a. O. für alle übrigen An⸗ 
diefer Gattung angeordnet worden, ift bei den ‘Anträgen ber 
lBerechtigten nicht zu veranlaflen. 

Diefe Grundfäge werden in nachſtehenden R. näher entmwidelt: 


Rd. K. Win. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) u. des I. u. d. 
Wer) v. 7. Oft. 1835 an die 8. Reg. zw Merfeburg. Die Frage: 
berartige Meals Berechtigung wirflicy beiteht, iſt in jedem ein⸗ 
Yalle genau zu prüfen. 

"8.5 ter 8. O. v. 7. Febr. d. 5. hat alfe diejenigen, welche ſich zur Zeit 
ſeinens derſelben in dem rechtsmäßigen Berriebe des Schanfgewerbes be: 
arin gefchüßt, und ihnen bie Fortſetzung deſſelben geitattet, in fofern fie zu 
en Beichwerten feine Veranlaſſung gegeben haben; dagegen hat, foweit es 
ben Beginn des Gewerbes handelt, ber 5. 9. I. c. nur denjenigen einen 
:Sierauf eingeräumt, welde fih im Befige einer Real:Schanfgerechtigfeit 
‚in allen übrigen Fällen it die Bewilligung des Gemerbebetriebes dem Er⸗ 
ke Behörten anheimgeftellt. Ob nun eine ſolche Real Gerechtigkeit vorhan: 
‚der Natur der Sade nad, nur nad den in jetem einzelnen Falle 
en befonderen Umjtänden beuriheilt werten, nnd hieraus ergiebt fi, daB 
K. Reg. geitellte Anfrage fi im Aflgemeinen nicht mit’ Beitimmtheit 
läßt. Nur joviel laßt ſich behaupten, Daß dadurch allein, daB an 
der Beirich des Schanfgewerbes den Bürgern bisher chne Weiteres ge: 
ben sit, noch nicht folgt, alle bürgerlichen Nahrungen biejes Ortes feien 
Berl: Schankgerechtigfeit verjehen, vielmehr der Nachweis bes Erwerbes 
ex speciali titulo geführt werben muß. 

fann denjenigen, weldhe an einem jelden Orte das Gewerbe beginnen 
chtet das Bedürfniß durch tie verhantenen Schanfanlagen bereits voll; 
tebigt ift, ber Betrieb nur dann geitattet werben, wenn fie den Befitz 
: Schenfgerenhtigfeit auch neh aus anderen Gründen Ddarzuthum im 
. (9. XIX. 257. — 1. 183.) 


. de 8. Din. des J., Vol.» Abth. (Seiffart) v. 19. Aug. 1842 
Meg. zu Königäberg. Auch wenn die Realberechtigung jeit län= 
gerubet bat, fo ift dennoch ohne Rückſicht auf das Be- 
die Erlaubniß zu deren Ausübung zu ertheilen. 


Das Min. kann fih mit dem Beſcheide, wenad die Ausübung bes 
ts dem Bittfteller deshalb verjagt worden iſt, weil diejelbe feit fans 
geruhet bat, nicht einveritanden erklären. Dem Befiper eines realberech⸗ 
es if, in Gemäßheit der Beſtimmung der 8. ©. v. 7. Febr. 1835, der 
er Kruggerechtigfeit nicht zu unterfagen, ſefern er perſönlich qualifizirt iſt 
die Lofalirät nicht ein erhebliches yolizeiliches Bedenken obwaltet. 
a eine foldye Kruggerechtigkeit längere Zeit hindurch nicht ausgeübt und 
i Konzeffionirung anderer Schankſtätten veranlapt worden ift, jo it bies, 
b die legtere das Bedürfniß bereits hinlänglich befriedigt wird, und ber 
“ * 
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Die betreffenden Beflinmungen der V. v. 9. Febr. 1849 Rab 
65. 23-34. enthalten. 4 


I. Die S$. 23—28. a. a. ©. ertheilen bie Borfchriften daribe 
welchen Handwerken der erwähnte Nachweis der Befähigeid 
forderlih, und in wiefern ed zuläfiig fein fol, den Kreis diefer Ge 
treibenden zu erweitern, und von dem Nachmweife ber Dualiflfation gf 
penfiren 1). | 

Diefelben beftimmen hierüber Folgendes: 4 

6. 23. Den nachſtehend benannten Handwerkern ift fortan der Bea 
jelbitftändigen Gemerbebetriebes nur bann geitattet, wenn fle entweder in 
nung, nad) vorgängigem Nachweiſe der Befähigung zum Betriebe ihres 
aufgenommen find, oder diefe Befähigung vor einer Prüfungs: Konmif 
Handwerks befonders nachgemwiefen haben. Diefe Handwerker find: 

Müller, Bäder, Pfefferkuͤchler und Konditoren, Fleifcher, Gerber aller 

berarbeiter, Korbuaner, Pergamenter, Schub: und Pantoffelmacder, £ 

macher und Beutler, Kürfchner, Sattler mit Ginfhluß der Niemer 

ner, Tapezierer, Buchbinder, Seiler und NReifichlager, Bürftenbinder, 8 

macher, Hutmacher, Tuchmacher und Tuchbereiter, Weber und Wirker U 

VBofamentierer u. Knopfmacher, Schneider, Tiſchler u. Stellmacher, Nabe 

macher, Groß: u.Rleinböttcher, Drechsler aller Art, Kammmacher, Korbfleckiu 

Slajer, Grob: u. Kleinfchmiede jeder Art, Meſſerſchmiede, Nagelſchmiche 

ſchmiede, Büchſenmacher, Sporer, Schloſſer, Feilenhauer, Nadler umb 4 

her, Klempner, Schwertfeger, Gürtler, Gelb: und Rothgießer, G 

Zinngießer, Gold: und Silberarbeiter, Gold: und Silberſchlaͤger, U 

Vergolder, Maler und Ladirer, Färber, Seifenfieber. 

6. 24. Maurer, Steinhauer, Schiefer: und Ziegelveder, Haus: und: 
zimnerlente, Mühlen: und Brunnenbanmeifter und Scernfteinfeger haben | 
die Befähigung zum felbititundigen Betriebe ihres Handwerks durch das ig 
der allgemeinen Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 vorgefchriebene Zeugniß de 
rung auszumeifen. Sm Uebrigen find für ihre gewerbliden Berhältniffe d 
mungen der gegenwärtigen DB. maaßgebend. 

5. 25. Baumeciſter find nicht befugt, bei der Leitung von Bau:lUnie 
gen bie Arbeiten verjenigen Hanbwerfe, fiir welche fie das Berühigungsge 
Regierung nicht befiben, oder den im $. 23. vorgefdrichenen Nachweis tk 
gung nicht geführt haben, ohne Zuzichung geprüfter Meiiter ausführen zu 

. 26. Scweit in einzelnen Orten oder Bezirken für die im 6.23. 8 
Handwerfe andere Benennungen üblic find, oder beſtimmte Arbeiten dieſeh 
die ausfchließliche Beſchäftigung bejonderer Klaſſen von Handwerkern bil 
die Regierung nad Anhörung des Gewerberaths, den Nachweis der Befi 
diefelben beſonders anordnen. 

Das Min. für H., ©. u. öff. Arb. iſt ermächtigt, dieſen Nachweis z 
gabe der örtlichen Verhältniffe und nadı Mernehmung des Gewerberathes 
andere, als bie im 6. 23. genannten Gewerbe vorzufchreiben, ober für einge 
Gewerbe zu erlaffen. 

5 27. Dem Min. für H., ©. u. öff. Arb. flieht die Befugniß zu, j 
deren Befähigung zu dem beabfichtigten Gewerbebetrieb anderweit feitfteht, 
deren Ausnahmefällen, nah Vernehmung des Gewerberathes, von ber 
vorgefchriebenen oder nad $. 26. angeorbneten Prüfung für die Befugnif z 
fländigen Gewerbebetriebe zu entbinten. 

6. 28. Darüber, welche Arbeiten zu ten unter den einzelnen Handwer 


























1) Tas R. des 8. Min. tes 3. u. d. P. (Köhler) v. 4. Inli 1638 
K. Reg. zu Röln batte ausgeſprochen, daß es zur felbititändigen © 
eines Handwerks in der Rheinprovinz nicht erforderlidy fei, daß Def 
werfer die Kehrjahre beitanten habe und einen Lehrbrief vorlegen Üi 

A. XIII. 610. — 3. 101.) 

2) Das R. des K. Din. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 14. OH. 4 
XX. 1007. — 4. 176.), welches ausſprach, daß der Betrieb bes U 
cher⸗Gewerbes nidht duch Ten Nachweis einer beſonderen Geſch 
bebingt fei, ift hiernach antiquirt. 


Brbing.b. ſteh. Bew. Betr. ; Befchränf. im Intereffe d. Handw.⸗Standes. 205 


4. 36.) begriffienen Verrichtungen gehören, bat ber Gewerberath mit Beruͤck⸗ 

g der über ihre Abgrenzung von ber Regierung oder von dem Min. für H., 
m. öf. Ark. getroffenen Anordnungen nad ten Verhältniſſen des örtlichen Ge: 
Pheiriebes zu enticheiten. 


D Zum 6. 23.1). 
ER. des K. Min. für H., ©. u. ff. A. (v. d. Heydt) v. 31. März 
349 an fämmtl. 8. Reg. (ad II.). | 


2a $. 23. ter V. v. 9. d. M. bezeichnet die in ber Regel handwerkemä⸗ 
etiebenen Gewerbe, deren felbititäntige Ausübung fortan nur von gebrüfs 
idem begonnen werben darf. Auf bie verichiedenen Abzweigungen biefer 
e, mit welchen “in einzelnen Orten und Bezirken bejondere Klaſſen ven 
ea Rd ausſchließlich beichäftigen, finden, wenngleich ſie im 6. 23. nicht 
ih genannt find, die dort vorgeichriebenen Beitinnmungen ebenfalls Anwen: 
be gehören die Lebertauer, Saffianmacer, Tuchſcheerer, Blockdreher, Pfan- 
Zeugichmiede, Zirkelſchmiede, Bohrſchmiede, Sägeichmiede, Beitelichmiebe, 
wiiede, Kaffeemühlenſchmiede u. f. w. zu den im 6. 23. genannten Le⸗ 
Gerbern, Tuchbereitern, Drechslern, Grob- und Sleinfchmieden u. f. m., 
2 örtlich getrennte Unterabrheilungen dieſer Handwerkerklaſſen bilden. 
feihe Unterabtheilungen der im $. 23. bezeichneten Hanowerferflaffen Hat 
Meg den Nachweis der gewerblichen Befähigung nad) 6. 26. a. a. O. be: 
auzuoronen, wenn darüber Zweifel entjtehen, ob ihr Gewerbebetrieb den 
gen im $. 23. unterliegt. 
Uebrigen ift aber Hinjichtlih der Bedingungen bes jelbititändi: 
triebes der einzelnen Handwerke, mit Berüdjichtigung ber örtlichen 
fie. auf bie möglichfte Vereinigung der gleihartigen oder nahe verwandten 
Sjweige,, ohne Mückſicht auf ihre hergebrachten verſchiedenen Benennungen 
fm. Durch die Fafſung des 6. 23. iit bereits angedeutet, daß, foweit nicht 
örtlihe Rückfichten entgegenftehen, vie Pfefferfüchler und Konbitoren, die 
zad Pantoffelmacher, die Handſchuhmacher und Bentler, Die Sattler, Niemer 
faner u. ſ. w. als gemeinfame Handwerkerklaſſen behandelt werden fellen. 
8 find ſowohl diefe, wie antere ven Namen nad: getrennte, jedoch wegen 
afamen Gegenſtände der gewerblichen Thätigkeit ineinandergreifende Hand: 
J der Regelung der Innungeverhaltniiie und bei der Abgrenzung der Prü: 
Be Für die einzelnen Prüfungekommiſſionen zufammenzufaiten, damit die 
gar felbititändigen Berrichtung aller gleichartigen oder nahe verwandten 
Arbeiten durch die Ablegung Einer Meilterprüfung erlangt werben kann. 
Aiſheidung darüber, welche Arbeiten zu ten unter den einzeluen Hand: 
geifenen Berrichtungen gehören, gebührt, mit Vorbehalt der Entſcheidung 
KR. Reg. im Beichwerbewege ($. 2. a. a. ©), den Sewerberathe ($. 28. 
7), und in denjenigen Orten, für welche felcher nicht beiteht, der Kommunal: 
— 22. a. a. D.). N 
m. BI. d. i. DB. 1849 S. 137. Nr. 191.) 


deſſelb. Min. v. 17. Nov. 1850 an die K. Reg. zu N. Das Ofen⸗ 
en ift von dem Nachweife der Befähigung abhängig ?). 











ie im 6. 23. der B. aufgeführten Handwerker find größtentgeils auch 
g. 131. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 als folhe aufgeführt, bei 
en bie Befugniß zur Haltung von Kehrlingen burh ten Qua— 
ififatione:Nahmeis bedingt ill. Deshalb benerft das C. R. des 
M. Din, des H., der ©. u. d. öff. A. v. 31. März 1849 ad V. (f. unten 
a Erüc III.) mit Redht, daß zu den Handwerken, teren ſelbſtſtändiger 
etrieb fortan nur nach vorgängigem Nachweiſe der gewerblihen Befähis 
gang begonnen werden darf, auch bie im $. 131. ber Gew.⸗Ordn. bezeich: 
Seien Gewerbe gehören. 
Das Bewerbe:Bol.:Ed. v. 7. Sept. 1811 hatte im 6. 102. beitimmt, daß 
Maurermeiiter geftattet fei, Defen zu fegen und daß ein gleiches 
diejenigen haben, weiche bisher ſchon als Topfermeifter dazu be 
waren, daß dagegen derjenige, weldyer von nun an als Töpfer oder 
Dfenfabrifant ſich aud das Recht erwerben will, Defen zu Tehen, Üh 


6 Bon ben VBerhältniffen ber Gewerbeireibenben zum 4 


Auf den Bericht der 8. Reg. v. 27. v. M. erkläre ich mid mit d 
Majorität des Kollegii dahin einverftanden, daß das Dfenfepen nur als 
Zweig des Töpfergewerbes anzufehen, und baher für den Beginn br 
felbtftändigen Gererbebetriebes nach Maaßgabe der Borfhrift 6. 28. 
Febr. v. 3. fortan der Nachweis der Befähigung erforderlich ifl. 

(Min. BL. d. i. 2. 1850 ©. 402. Nr. 493.) 


2) Zum $. 26. 


©. R. des 8. Min. für 9, ©. u. öff. A. (vi d. Heybt) 
1849 an fämmtl. 8. Reg. (ad IN). s eren 


Der 6. 26. a. a. O. ermächtigt das Min. für H., ©. u. öff. A., 
ber gewerblichen Befähigung, nach Maaßgabe der oͤrtlichen Verhaͤl 
andere, als die im $. 23. erwähnten Gewerbe vorzufchreiben, 
zeine dieſer Gewerbe zu erlaſſen. Gine örtlihe Ausdehnung der Bei 
6. 23. auf gewerbliche Verrichtungen, die nicht in den Bereich ber d 
Handwerfe fallen, kann fir ſolche Gewerbe eintreten, welche, wie 3.2. 
zwar nicht im Allgemeinen aber doch in einzelnen Orten oder in größ 
die Beihäftlgung befonderer Klaffen von Handwerfern bilden. Umgeke 
einzelnen Orten oder in ganzen Gegenden die Berhältniffe einzelner 
Gewerbetreibenden, 3. B. der Weber und Seidenwirker, welche zu b 
bezeichneten Handwerfern gehören, die Entbindung berfelben von bem 
der Meifterprüfung nothwendig maden. 

Die Hierauf gerichteten Anträge find, wenn die K. Reg. foldye zu 
gung geeignet findet, durch Darlegung der für fie fprechenden Gründe 
über welche jebesmal zunaͤchſt die Gewerberäthe, ober wo dieſe fehlen, 
nalbehörben gehört werden müffen. 

(Min. BI. d. i. V. 1849 ©. 138. Nr. 191.) 


II. Die 66. 30—32. der B. v. 9. Sehr. 1249 fchließen 
dung der Beftimmungen ber 65. 23—28. in Bezug auf Fabri 
wie in Bezug auf die Anfertigung von Babrifaten du 
leute und Tagelöhner aus. 


Diefe Paragraphen beflimmen nämlich: 


$. 30. Die Beſtimmungen des $. 23, finden auf ben Betrieb t 
ftaften, fowie auf die Anfertigung von Fabrikaten, deren Erzeugung 31 
befhäftigungen ber Landleute der Gegend gehört, ober durch Tagelöhner 
wird, feine Anwendung. Die durch örtlihe Verhältniſſe bebingten 
fegungen hierüber bleiben der Regierung, nach Anhörung des Gewer 
ber Rommunalbehörbe, vorbehalten. 


J 


dazu durch einen Erlaubnißſchein des Kreisbaubedienten legit 
(G. S. 1811 ©. 273.). Mit Nüdfiht Hierauf bemerkte dem 
der K. Min. d. F. (v. Düesberg) u. des J. (Mathis) v. 31. 
„Da die Ofenfabrikanten und die Töpfer, welche fih rn 
„beicyäftigen, in der allgemeinen Gewerbe-Ordnung unter d 
„werbetreibenden nicht aufgeführt find, welche fidh über k 
„erforderlichen Kenntniffe und Wertigfeiten durch ein Befaͤhig 
„ausweiſen müſſen, fo iſt es weder zweifelhaft, daß bie bi 
„ſchrift im 8. 102. des Ed. v. 7. Sept. 1811 aufgehoben 
„zuläffig, die Ausübung dieſes Gewerbes von einer befon) 
„abhängig au machen. Ueberdies iit auf die Verhütung ! 
„fahr nicht ſowohl die Gefdridlichkeit der Dfenfeper, als | 
„der bau- und feuerpolizeilihen Vorſchriften hinſichtlich bi 
„der Defen von alfen leicht treuer fangenden Gegenſtänden 
„und es wird daher nur darauf anfemmen, daß hierüber 
„ſtrenge Kontrole geführt wird.“ 
(Min. Bl. d. i. B. 1847 ©. 212. Nr. 267.) 
Dies R. ift indeß nunmehr durch das obige R. v. 17. R 
modifizirt zu erachten, indem nad) leßterem jeber Dfenfeger 
fifationssRadhmweis führen muß, 
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31. Den Fabrikinhabern ift bie Befchäftigung von Handwerkegeſellen nur 
'fe berjelben zur unmittelbaren Erzeugung und Fertigmachung ihrer Fabri⸗ 
fmie zur Anfertigung und Inſtandhaltung ihrer Werfzenge und Geräthe be 
‚ geitattet. 

3 Fabrikinhaber, welche ein den Beſtimmungen ber $$. 23. u. 26. biefer 
irliegenntes Gewerbe betreiben, chne tie Bejähigung zum hundiwerkamäßigen 
ktefieiben nachgewieien zu haben ($. 30.), drfen außerhalb ihrer Yabrif- 
me Gefellen over Gehülfen beichaftigen. 


U. Die 86. 33. u. 34. der V. v. 9. Behr. 1849 reguliren in der 
1Rede ftebenden Beziehung die Berhältniffe der Inhaber von Mas 
en zum Detailverfauf von Handmwerferwaaren. 


Diefe Paragraphen beftimmen: 

8 Inhaber ven Magazinen zum Detailverfauf von Kandwerferwaaren , 
mit deren Anfertigung nicht befaffen, wenn fie nicht Die zum Betriebe 
men Handwerks erforberlihe Meiſterprüfung beitanden haben. 
mmen hierven find biejenigen, welde in Betreff ber gewerbsmäßigen 
ſeſcher Mauren, vor Verkündigung der gegenwärtigen Verordnung, die 
Sige Anzeige bei der Konımunalbehörde gemacht haben. 

Mo das Halten von Magazinen zum Detailverfauf von Handwerker⸗ 
bliche Nuchtheile für tie gewerblihen Verhältniſſe des Ortes ur Folge 
duch Drteftatuten für gewifle Gattungen von Handwerkerwaaren feſtge⸗ 
ten, daß die Anlegung felder Magazine tenjenigen, welche nicht zum felbit- 
n Betriebe der betreifenden Handwerke befugt find, nur mit Genehmigung 
uunalbehörbe geitattet fei, welde dann nur nac vorgängiger Vernehmung 
Biligten Innungen und des Gewerberathes zu ertheilen ift. 










u") des K. Min. für $., ©. u. öff. U. (v. d. Heydt) v. 30. Aug. 
u die KR. Meg. zu N., und durch C. R. neffelb. Dein. v. 18. Sept. 
ämmel. 8. Meg. zur Nachachtung mitgeteilt. 


keit tie Yanung der, mit ben Ber. v. 20. d. M. vorgelegten Befanntmadung 
igen Pelizeipräſidiums v. 10. d. M. zu der Folgerung bereihtigt, Daß danach 
m ven Kleidermagazinen, auf welcde bie beichränfenten Beſtimmungen des 
2. v. 9. Febr. v. I. Anmentung finden, die Annahme von DVetailbeitel: 
fertige Kleiter und die Ausführung felder Beſtellungen durch Perſonen, 
ſelbitftändigen Betriebe des Schneidergemwerbes befugt find, unterſagt fein 
die Dort getroffene Anordnung der Begründung. 

der Beſtimmung des erjten Abſatzes des 6. 33, a. a. ©. dürfen Inhaber 
men, zum Tetailverfauf ven Handwerkerwaaren mit deren Anfertigung 
befañen, wenn fie nicht bie, zum Betriebe bes betreffenden Handwerkes er: 
be Meitterprürung beitanten haben. Tie Annahme von Beitellungen auf 
Bferraaren ijt jedoch eine, von deren Anfertigung ganz verfdiedene Hands 
wb fe iſt Den zum Handel mit ſolchen Waaren befugten Gewerbetreibenden 
uch ven $. 33. a. a. D., noch auch durch eine andere geießliche Vorſchrift 
‚» Eben jo menig unterfagt das Gefeh ten Inhabern von Kleidermagazinen, 
Ühnen übernommenen Lieferungen von Kleidern duch Perſonen, welche zum 
bigen Betriebe des Schneidergewerbes befugt find, anfertigen zu laſſen. Wie 
Wen freiiteht, Schneidermeiitern Arbeiten, welde zum Cchneidergewerbe ge: 
BR übertragen, io fann auch ber Inhaber eines Kleidermagazins Schneider: 
wfchäftigen, und wenn das Polizeiprälidiun dem $. 33. a. a. D. eine Aus: 
Kebt, nad, welcher tie Schneidermeiſter in der Wuhl derjenigen, fir welche 
ien, keichräntt, insbefondere ven der Beſchäftigung für Kleivermagazine aus: 
u werten ſollen, fo tritt dieſe Anficht mit den Abſichten der V. v. 9. Febr. 
Wideripruch. Die dort aufgenemmenen Beſtimmungen über die Regelung 
werksmäßigen Gewerbebetriebes find vorzugsweiſe darauf gerichtet, die Be: 
ig ker Handwerksmeiſter zu erweitern und beren Erwerbsverhältniſſe durch 
ung ter Gelegenheit zur Nrbeit zu verbeſſern; in tiefem Sinne foll auch 
Beitimmungen des $. 33. a. a. O. die Beihäftigung für die Verkaufs: 
e ten Meiftern zugewendet, und die unmittelbare Beichaftigung der Gehülfen 
Nagazin⸗Inhaber bejeitigt werben. 

Rückficht auf dieſe Abfcht bes Geſetzes, über welche die gebrudten Ber: 
m mir ben Sachpverfländigen aus dem Gewerbeſtande über ben Entwurf ber 
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Berorbnung (Seite 31. 32.) feinen Zweifel zulaffen, ift die ben 
im 6. 33. a.a. D. auferfegte Befchränfung dahin zu verftehen, daß 
gazin-Inhabern, auf welhe fie Anwendung findet, nur tnterfagt 
waaren felbft anznfertigen oder durch, von ihnen befdäftigte Gehuͤlj 
laflen. Jeder meiteren Beichränfung des Gemwerbebetriches ber M 
welche im Gefege nicht vorgeichrieben ift, hat die K. Meg. entgegen. 

Dagegen findet die Anſicht, daß außer denjenigen Inhabern vo 
zinen, welche die Meiiterprüfung als Scheider beftanden, oder di: 
Anferligung von Kleidungsſtücken vor Berfüntigung der V. v. 9. 
fhriftamäßig angemeldet haben, audı Diejenigen Magazin-Ir 
vor Kleider anfertigen bürfen, melde Lie Verſorgung ihres Magaz 
fheinen der Verordnung faftiich felbit bewirkt haben, ohne neben | 
bie Anfertigung der Stleider angemeldet zu haben, ihre Wi 
unzweifelhaften Echlußbeltimmungen des 8. 33. a. a. DO. Wenn e 

„Ausgenommen hiervon find Diejenigen, welche in Betreff ber 

Anfertigung jolcher Waaren vor Berfündigung der gegemwärti 

fhriftsmäßige Anzeige bei der Remmunafbehörde gena 
fo ift die Ausdehnung dieſer Ausnahme auf diejenigen, bei welche 
feßungen fehlen, nicht zuläſſig. ine hiervon abweichende Entſcheit 
der, unterm 25. Suni d. J. abfchriftlich mitgetheilten Verf. v. 31. 
die K. Meg. in Potédam nicht getroffen. Dort handelte es ſich um 
des allgemeinen Grundſatzes, nadı welchen neue Beſtimmungen tiber 
um &ewerbebetriebe eine rücwirfende Kraft, zur Schonung befte 

erhältmiffe, nicht beizulegen ift, auf die Beſugniß zur Fortſetzung 
kündigung der V. v. 9. Febr. v. 3. begonnenen Handwerksbetriebee 
jener Verfügung, zu Gunften ber betheiligten Handwerker, angencı 
Geſetz nicht beabfichtigt habe, in ihren begonnenen Erwerb einzuar 
die Anmeltung des Gewerbes bei der Kommunalbehörde unterlaſſe 
ber Beichränfung, welche im 6. 33. a. a. O. für den Gewerbebeiri 
Inhaber angeorenet fit, find dagegen, nad) ber ausdrücklichen Beitii 
feges, nur diejenigen Magazin-Inhaber ausgenonmen, melde entw 
prüfung beftanden, ober die gemerbömäfige Anfertigung ihrer Man 
digung ber B,, verfchriftsmäßig angenteltet haben. Auf dieſen Gen 
daher der ermähnte allgemeine Gruntfag feine Anmwentung, vieln 
treffenden Beitimmungen des $. 33., als Ausnahme-Beſtimmungen 
Fälle, welche ihnen unterliegen, feitzuhalten. 

Der K. Meg. überlaffe ih, mit Verückfichtigung der veritehend 
die Bekanntmachung des Polizeipräſidiums vw. 10. d. M. zu berichtis 
ergangenen Entſcheidung ſowohl Tas Polizeinrafidium zur fünftigen ' 
die Gewerbetreibenden, welche gegen defien Verf. refurrirt haben, 
fegen. In gleihem Sinne if der Gewerberath auf bie, mit ben $ 
eingereichte, in der Anlage ſvdieder beigefügte Gingabe der Hand 
kefcheiten. 

Wenn biefe Abtheilung, wie die K. Neg. anzeigt, mit Rüdiid 
terung dieſer und ähnlicher Kragen fi anfgelöjet hat, fo dürften 
zu den Behörden das Vertrauen Hegen, daß fie Beichränkungen ber 
welde in ten beitehenden Gejegen ihre Begrimbung nit finden, r 
ben, und daß die Verf. v. 10. Aug. nicht werde aufrecht erhalten ı 
offen ſtehende Meg ber Beſchwerde betreten werde. Der K. Reg. d 
erſt beionders empfehlen, darüber forgfältig zu wachen, daß tem 
Leine Feſſeln angelegt werten, wo die @efege, insbefendere die V. 
eine befdiränfende Betimmungen enthalten; und dieſe nad) ihrem I 
feine beſchränkende Auslegung zulaffen, damit nicht das wahre Inte 
treibenden, ber wohlthätigen Abſicht tes Gejeggebers entgegen, verl 

(Min. Bl. d. i. V. 1850 ©. 281. Nr. 383.) 


2) €. R. deffeld. Din. v. 21. Dec. 1850 an fämmtl. 


Der K. Meg. laſſe ich die Anlagen tes Ber. v. 29. v. M. in 
antragten ertsftatutarifchen Feſtſetzungen für die Stadt N. hierbei, 
Bemerkungen, wieber zugehen. 

Den Beftimmungen des $. 34., der V. v. 9. Feb. v. I. Liegt, ı 
Berhandlungen über deren Berathung (5. 33.) ergeben, die Abſi 

ſichtlich derjenigen Verfaufsmagazıne ven Handmerferwanren, n 
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mit ben Handwerkerwaaren vorzugsmelfe brüdend erweifen, Abhülfe zu 
‚ ehne den Handel mit Handwerfermaaren überhaupt auszufcließen. In 
 Ginne geftattet der $. 34. a. a. D. da, wo das Halten ven Magazinen 
‚Beisiloerfauf von Hantwerkermaaren erheblihe Nacdtheile für bie ge: 
a Berhältniffe eines Ortes zur Folge hat, duch Orteflatuten für gewiſſe 
Bern folher Waaren feflzufegen, vaß die Anlegung von Magazinen denjenigen, 
—* ſelbſtſtaͤndigen Betriebe der betreffenden Handwerke befugt find, nur 
ier 
















ng der Kommunalbehörbe geftattet fei. 
hier vorauegefegte Cinwirkung ber Verkaufsmagazine auf die gewerblichen 
Knie eines Ories kann nur bei folhen Gegenſtänden ftattfinden, welche, wie 
(Meder und Möbel, ausfchließlich oder vorzugsweife Erzeugniſſe des hantwerfss 
m Grwerbebetriebes find, deren Abſatz jedoch den, für eigene Rechnung arbeis 
ern durch die überwiegende Mitbewerbung größerer Verlaufsmagazine 
wird. Sodann kommit in Betracht, daß, feweit nah 6. 34. a. ca. D, die 
von Magazinen für gemwifie Gattungen von Handmwerferwaaren befchräntt 
ser Aufrechterhaltung biefer Anordnung ein Unterſchied zwiſchen Gegen⸗ 
'welhe von Handwerkern angefertigt find, und fabrifmäßig hergeftellten 
deſelben Gattung nicht feitgehalten merben fann. In Ermangelung genüs 
zeichen für biefe Unterſcheidung müflen alle Waaren der im Ortsflatute 
Gattungen, auch wenn fie fabrifmäßig angefertigt find, der feitgefeßten 
g unterliegen. 
8 diefen Gründen erfcheint es fehr bebenflih, in das PVerzeihniß des Orts⸗ 
ſolche Handwerkerwaaren aufzunehmen, deren Grzeugung dem handwerks⸗ 
Betriebe nicht ausichließlih anheimfällt, oder welche zu den gewöhnlichen 
ssen gehören, und vun biefen, fofern auch die Inhaber von Kramläden als 
alter angejehen werden follten, nicht füglich auszufchließen wären. 
m baher in der Stabt N., deren Bevölkerung nur 2100 Seelen zählt, auf 
es $. 34. a. a. D. die Anlegung von Magazinen zum Detailverfauf von 
der Schuhmacher, Schneider, Töpfer, Schmiede und Gerber befdräntt 
oft, fo iſt zuvörberft zu prüfen, ob dort überhaupt Magazine zum Details 
siher Waaren vorhanden find und ob in denfelben nur Handwerferwaaren 
Gattung verkauft werben, cder ob es fih dabei eben nur um Kramläben 
ſedann aber, ob und in mweldyer Hinſicht der Nbfag der vorhandenen Maga: 
bie gewerblihen Berhältniite der Stadt erhebliche Nachtheile zur Folge hat. 
ehung auf die Waaren der Schmiede und Gerber hat tie K. Reg. die Unzuläfs 
u beantragten Beichranfung jelbit hervorgehoben. Bon erheblichen Nachtheilen 
magazine für bie gewerblichen Verhältniffe der Stadt N. wirb aber auch 
dandel mit ZTöpferwaaren nicht wohl bie Rebe fein fönnen, da mit ber 
tigen Erzeugung folher Waaren dert nur 2 Töpfer ſich befchäftigen. 
Enb vie noch erforterlihen Grörterungen auf die Frage zu beichränfen, ob 
—— des F. 34. a. a. O. für bie etwa vorhandenen Magazine zum 
von Schneider und Schuhmaherwaaren zu treffen. Bei dieſer Brage 
ben ten Erhneidern und Schuhmachern, aud diejenigen Gemerbetreibenden 
t, deren Verkehr durch das Ortoſtatut befchränft werden fol. Diefen muß, 
ı Beftimmmungen des $. 168. der Gewerbe: Orbn. vom 17. Ian. 1845, 
it gegeben werben, ihre Ginwenbungen gegen bie beantragten Feſtſetzungen 
sche zu bringen, und bie hierüber aufzunehmenden Verhandlungen find vors 
bevor tiber die Anträge der Handwerker entjchieden werben kann. Weberhaupt 
miältgfeit ſolcher Beichränfungen nur im allgemeinen Interefie zu erwägen. 
in. Bl. d. i. 2. 1851 ©. 23. Nr. 23.) 







Drittes Stüc. 
Bon den Meijter- Prüfungen ter Handwerler. 


Borbemerfung. 


ch dem Deutfchen Zunftrechte mußte derjenige, welcher Mitglied 
ıntwerfö-Innung werden wollte, ein Meifterftüc machen, welches 
Anfertigung einer aufgegebenen Arbeit ded Gewerks beftand, von deren 
enbeit es abhing, ob er von der Innung für qualifigirt erachtet wurde, 
bes Gewerkes zu werben. Die Mibbräuche, welche fich in dieſer Bes 
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iehung eingefchlichen Hatten, fuchte bereit das Reichs⸗Patent v. 
1731 zu befeitigen, indem daffelbe die unnüg foftbaren Meiſterſtü— 
und alle Beftrafungen wegen Fehler derfelben unterfagte. 

Das A. 8 R. behielt im Weſentlichen dad alte Serfommen | 
der Meiiteritüce bei. Daffelbe beftimnte in Thl. H. Tit. 8. 66. 25 

$. 251. Wer Meiiter einer Zunft werben will, muß vor ber Auf 
Meiſterſtück, unter Aufſicht der Nelteften, ohne fremde Beihülfe verfertigen 

& 252. Durch Nufgebung allzu Eeitbarer oder unverfäuflicher Meift 
Niemandem der Eintritt in die Zunft erfchwert werben. 

6. 253. Das Meiiterftüd ift den verfammelten Zumftgenoffen zu 
vorzulegeit. 

$. 254. Grflärt die Mehrheit der Stimmen das Meifterftüd für 
fo muß die Zunft den Nufzunehmenden fo lange zurückweiſen, bis er ti 
hinreichende Geſchicklichkeit durch ein befieres Meiſterſtuͤck nachgewiefen ha 

$. 255. Wer zum Drittenmale ein untaugliches Meiſterſtück liefer! 
immer abgewiejen werben. 

6. 256. Wenn die Zunft ein Meiſterſtück verwirft, fo muß fie ! 
ihres Tadels dem Beiſitzer zu Protokoll geben. 

6. 257. Der Beifiger muß darauf fehen, daß fein Tadel, ber blo 
finn oder Gelderpreſſung zum Grunde bat, zugelaffen werde, 

$. 258. Der Nbdgewiejene kann auf obrigfeitlihe Unterfudhung t 
feiner Abweifung antragen. 

6. 259. Binder der Diagiftrat diefe Gründe zweifelhaft, jo muß e 
achten eier Zunft eines andern benachbarten Orts, unter Borlegung bes 9 
und des tarüber aufgenommenen Protokolls, einziehen. 

$. 260. Wenn ein bereits aufgenenmener Zunftgenofie feinen W 
ändert, fo muß er fid, in die Zunft des neuen Wohnorts, fobald er ft 
Gewerbe fortjegen will, aufnehmen laſſen. 

$. 261. Ein neues Meifterftüd aber darf alsddann von ihm in ber 
gefordert werden. 

6. 262. Wenn jedoch ein Landhandwerker, der als folher nur ein 
Meiſterſtück zu verfertigen angehalten worden, ſich in einer Stabt, wo ei 
und fehwereres erfordert wird, niederlaffen will, kann die Zunft annne 
fertigung des legteren von ihm forsern. 

Mit der Einführung der unbedingten Gewerbe⸗Freihe 
Nothwendigkeit des Meiſterſtücks hinweg, indem von dem Grunl 
gegangen wurde, daß der Staat die Fähigkeit des Einzelnen nicht 
fihtigen babe, vielmehr anzunehmen jei, daß der Unfühige feine ' 
halten werde. 

Die Folge dieſes Prinzips war, das das Gew.⸗Steuer⸗Ed. u 
1810 den Grundſatz ausſprach, daß jeder Gewerbebetrieb Lediglich 
Löſung eines Gewerbeſcheines bedingt fein folle, (68. 2. u. 
D.), wovon nur bezüglich folcher Gewerbe, bei deren ungeſchickten 
gemeine Gefahr obmaltet, oder welche eine öffentliche Beglaubi; 
Unbeicholtenheit erfordern, eine Ausnahme gemacht, indem angeort 
daß bier der Eriheilung des Gewerbefcheind der Nachweis der e 
lichen Eigenfcdhaften vorangeben müſſe ($. 21. a. a. O.). 9 
dien Grundjägen ging auch dad Gewerbe⸗Polizei⸗Ed. v. 7. Sept. : 
welches indeß nähere Beftimmungen bezüglich der polizeilichen 
fungen des Betriebes der zulegt erwähnten ®eicerbe ertheilte. 4 
üblich geweſenen Meifterprüfungen der Handmerfer waren hie 
Diejenigen Landestheile, in welchen bie neueren Gewerbegefege zu 
gelangten, befeitiget. Auch die allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 
demnädft weitere Vorſchriften in der angedeuteten Richtung poli 
Beichränfung des Gewerbebetriebe auf. Die Erfahrung hatte ind 
daß ſich feit Aufhebung der Meifter-Brüfungen die Anzahl uı 
Gewerbetreibender, melche Schnell verarmen, bedenklich vermehrte, ur 
fand ſich die neuere Gewerbe-Geſetzgebung veranlaßt, in dieſer 
einigermaaßen zu dem früheren Prinzipe zurüdzufehren. 


Bebing. bes fiehenden Gew.» Betriebes; Meifterprüfungen. 211 


L Bereits die allgem. Gew.sOrbn. v. 17. Ian. 1845 erforderte, ab⸗ 
fifen von dem Qualifikations⸗Nachweiſe für die von poli» 
Higer Genehmigung abhängigen ©ewerbe, für zwei andere 
Ue einen Nachweis der Befähigung, nämlid: 


ı D) zum @intritte eines Gewerbetreibenden in eine Innung. 
\.3r 6. 108. a. a. DO. beftimmt hierüber: 
"Jhes neu aufzunehmende Mitglied muß bie Befähigung zum Betriebe feines 
Iakes beſonders nachweiien. 

die prũfungs⸗Zeugniſſe der für einzelne Gewerbe angeorbneten Prüfungs-Behörben, 
Dier: Baubeputation oder des technifchen Gewerbe⸗Inſtitutes, fo wie die von der 
banie ter Künfte über bie Aufnahme und (Finjchreibung bei terfelben ausgefertigten 
ind als genügender Nachweis der Befähigung zum Betriebe der Gewerbe, 
He ausgeſtellt find, anzufehen. Auch bedürfen Mitglieder älterer Innungen 
kefonderen Nachweiſes der Befähigung. 

allen andern Füllen muß das aufzunehmende Mitglied feine Befähigung 
ine nach den Beitimmungen bes Titels VIII. abgelegte Prüfung nachweiſen. 
Piefe Prüfung fann jebody denjenigen, die das Gewerbe an bemfelben ober an 
uberen Orte fchon einige Zeit hindurch mit Auszeichnung jelbititändig betrie- 

‚ durch einen Beſchluß der Innung erlaffen werten; zu dieſem Beſchluſſe 

bei den im $. 131. genannten Gewerben bie Zuitimmung ber Prüfungs: 

ke ($$. 162. 167.), bei allen anderen Gewerben die Genehmigung ber Kom: 
Behörde, erforderlich. 

ja bemerfen ift hierbei: 

tar Hei foldden Innungen, bei denen e8 einer befonderen Auf- 
ahme bedarf, ift die Prüfung vorgefchrieben; die Aufnahme in andere 
anungen, bie nach F. 118. a. a. O. gebildet werden, erfordert nicht 
m Nachweis der Befähigung. 

zefreit von diefem Nachweije find die Mitglieder älterer In- 
mngen und biejenigen, welche Brüfungdzeugniffe der für einzelne Ge⸗ 
serfe angeordneten Prüfungsbehörden 1), der Ober-Baudeputation ober 
es technifchen Gewerbe⸗Inſtituts befigen, fowie Mitglieder der Akademie 
er Künfte. 

Inwiefern in einzelnen Bällen Dispenfation zuläfjig ifl, beflimmt 

Alinea 4. des $. 108. 

Der Nachweis der Befähigung wird von der allgem. Gew.Ordn. 
"bei einer Unzahl von Gewerken zu dem Zwecke gefordert, um die Be= 
Byur Haltung von Lehrlingen zu erlangen. 

Dies verordnen die 6%. 131. und 132. a. a. D.: 
k 131. Die nachſtehend benannten Gewerbetreibenden erlangen die Befugniß, 
ige zu halten, fofern ihnen felhe bei Publikation dieſes Geſetzes nicht bereits 
), nur baburd), daß fie entweder im eine ältere oder neuere Innung, nach vorgäns 
Nachweiſe der Befähigung zum Betriebe ihres Gewerbes aufgenommen werben, 
fe Befähigung befonders nachweifen ($. 132.). Tieje Gewerbetreibenten find: 
aller Art, Xederbereiter, Ledertauer, Korbiianer, Bergamenter, Schuhmacher, 
habmacher, Beutler, Kürjchner, Riemer, Sattler, Seiler, Neifiihläger, Schneider, 
her, Tiichler, Rademacher, Stellmacer, Böttcher, Drechsler in Holz und Hern, 
Grobſchmiede, Hufihmiede, Waffenſchmiede, Schloſſer. Zirfelihmiede, Zeugs 
e, Bohrfchmiede, Sägeichmiebe, Meſſerſchmiede, Büchfenidmiede, Sporer, Feilen⸗ 
Kupferſchmiede, Nothgieder, Gelbgießer, Glockengießer, Gürtler, Zinngießer, 
wr, Buchbinder, Bärber?). 











Für tie Baugewerke, Sciffsgimmermeiiter, Seeſchiffer und Lootſen, Kaſtrirer 
und Abdecker, Bandagiiten und Werfertiger dhirurgiicher Inſtrumente ꝛc. be: 
Randen nämlich zur Zeit der Publikation der Gew. Ordn. bereit befondere 
Prũfungebehorden. 

Der 5. 23. der B. v. 9. Febr. 1649 (G. S. 1849 S. 98.) führt unter den 
bert aufgezählten Handwerkern, welche zum Beginne des ſelbſtſtändigen 
Gerwerbebetriebes ihre Dualififation nachzuweiſen haben, auch bie im $. 131. 
der Gew.⸗Ordn. fpezifizitten auf. 

14* 
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Die Regierungen können jedoch nad Maaßgabe der örtlichen Berhält 
Genehmigung der Minifterien, den Nachweis der Befähigung für einzeln 
ſtehend benannten Gewerbe erlaſſen, jo wie für andere als biefe Gewerbe 

6. 132. Der Nachweis der Befähigung muß durch eine nach ben Beh 
des Titels VIII. abgelegte Prüfung geführt werten. Die Ablegung einer 
Prüfung kann jebedy denjenigen, welhe das Gewerbe ſchon einige Zeit Fi 
Auszeihnung felbiitändig betrieben Haben, von ber Prüfungs: Behörde 
167.) erlaffen werden, wenn dieſe fich auf andere Weife bie Ueberzeugun; 
hat, daß der zu Prüfende die zum Betriebe feines Gewerbes erforderlichen 
und Geſchicklichkeiten beſitzt. 

Dazu: 

a) C. R. ter K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) u. der F. (Fli 
14. Mai 1845 an fünmtl,. 8. Reg. Die Regierungen fol 
laffen, daß die Schriftftüde forgfältig aufbewahrt werben; au 
feftgeftellt werden kann, welchen im $. 131. der Gew.⸗Ordn. au 
Gewerbetreibenden bereitö zur Zeit der Publikation der Gew.⸗ 
Befugniß zur Haltung von Lehrlingen zugeltanden bat. 

Nah dem 8. 131. der allgem. Gew.-Ordn. v. 17. Jan. d. 3. erlang 
genannten Gewerbetreibenden die Befugniß, Lehrlinge zu haften — fo 
folhe bei Publikation dieſes Geſetzes nicht bereits zufland — nur daburı 
entweder in eine Innung aufgenommen werben, ober ihre Befähigung zu 
ihres Gewerbes befonders nadmeifen. 

Da es zur Vermeidung fünftiger Zweifel wünfchenewertb erſcheint, de 
wer von den bezeidineten &ewerbetreibenden, bei Publikation des 
die Befugniß, Lehrlinge au halten, gehabt Hat, fo wird bi 
mit Nüdfiht darauf, daß jene Befugniß nach der frühern Berfaflung in 
einem eben zuitand, ber fein Gewerbe jelbititändig betrieb, und daß 2 
aus den Gewerbeitener-Notiz-Regiitern, aus den Gewerbeitener-Rollen un 
Adgangsliften ergiebt, zu der Anordnung veranlaßt, Daß bie vorgenanntı 
ſtuͤcke, nebſt den dazu gehörigen An: und Abmeldungen, Cinſchätzungs-Verh 
Reklamationen u. |. w., ſoweit fie ſich auf die im $. 131. der Gew.⸗Ordn. 
Bewerbetreibenden und auf Die Jahre 1844 und 1845 beziehen, forgfäl 
wahrt werden. (Min. BL d. i. V. 1845 ©. 135. Nr. 163.) 


b) R. der K. Min. d. F. (Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel) v 
1845 an die 8. Reg. zu Magteburg. Befugniß der Wirte 
ihr;®emwerbe Durch qualifizirte Gehülfen ausüben, zur Haltung 
lingen, und zur Ausftelung von Zeugniffen für legtere. 

Die von der K. Reg. in tem Ber. vom 25. Nug. d. 9. angeregte 9 

ch Mittwen, welcde ihr Gewerbe durch yqualifizirte Gehülfen ausül 

feien, Lehrlinge zu Halten? fcheint fid) auf tie Beitimmung des $. 62. 
Ordn. v. 17. Jan. d. 5. zu beziehen, nad welcher Das Gewerbe eines 
abgegangenen Gewerbetreibenden für Rechnung dev Mittwe burd einen n 
befühigten Stellvertreter fortbetrieben werden darf. Menn gleich die Bef 
feloftftändigen Gewerbebetriebe Die Berechtigung zum Halten von Lehrling: 

fofern mit jidy bringt, als legtere nicht Durch die Peftimmungen ber $$. . 

2. a. O. beichränft ift, fo liegt doch in der durch einen qualifizierten &ı 

ftatteten Etellvertretung der Mittwen ihre Befugniß, aucd denjenigen 

niffen, von welden die Erlaubniß zur Annahme von Lehrlingen abh 
ihren Stellvertreter zu genügen. Gine ſelche Wittwe wird baher in 

Lehrlinge halten dürfen, wenn ihr Gehülfe tie durch 88. 127—132. 

Ordn. bedingte Qualifikation zum Halten von Lehrlingen befipt; es folgt 

auch aus der Natur des Kehrverhältnifles, Daß Dad Zeugniß über die Daueı 

zeit ıc., welches ber Lehrling auf Grund tes $. 156. zu fordern berechtig 
dem beireifenden Gehülfen und der Wittwe gemeinfchaftlih und nicht vı 

allein auszuftellen it. (Min. Bl. d. i. V. 1845 €. 357. Nr. 411.) 


co) R. der K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. 8. (v. Dü 
24. Nov. 1847 an die K. eg. zu N. Der 6.131. der Ge 
ift nicht auf dad Gewerbe der Tapezierer auszudehnen. 
Es jehlt, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 8. Oft. c. eröffnet wirt 
in bemfelben angeführten Gründen allerdings an genügender Veranlafiun 
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kamen des 6. 131. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Sun. 1845, wonach für gewifle 
wie zur ben nad, vergängiger Prüfung als befähigt anerfannten Gewerbetrei⸗ 
wie Haltung von Lehrlingen erlaubt if, auch auf das Gewerbe ber Tapezierer 
Peine, und es kann dies weber für Berlin allein, noch in größerer Nusbeh: 
Lehen. Snsbefondere ift die Berufung auf Die Gewerbe ter Riemer und 
ziht ven Gewicht, ta der allegirte F. 131. gar nidıt beabſichtigt, ein Ge⸗ 
* das andere zu ſtellen, ſondern ganz andere Nüdjichten dabei maaßgebend 
Amt. 
dahin gehört namentlich tie Rückſicht, daß das Erforderniß der Prüfung nur 
K eigentlichen Handwerker paßt, welche ſich mit einem gewiſſen Kreiſe von Ar⸗ 
Ibefaffen, und bei denen ſenach tie Prüfung auf ein beſtimmtes abgegrenztes 
fc erfiredt, wogegen das Gewerbe ter Tapezierer auf ganz verfehiedenartige 
Mumgen fich ausbehnt, die zum Theil ſelbſt in das Kımitgebiet übergehen. 
Win. BE. d. i. V. 1848 S. 24. Nr. 18.) 


Kder K. Min. des J. (v. Manteuffel) u. d. F. (Kühne) v. 17. April 
MB an die K. Reg. zu Erfurt. Die Beſtimmungen des $. 131. der 
Im.-IÖrtn. können auf dad Gemerbe der Büchſenſchäfter ange- 
endet werden. 


i Rüdgabe ter Anlagen tes Ber. v. 24. v. M. wird die K. Reg. ermäch⸗ 
: Ihren Dermwaltungebesirf anzuertnen, daß tie Beitimmungen im 6. 131. 
ren. 9. 17. Jan. 1845 binfichtlid der Grlangung der Berugniß, Lehr: 
halten, audy auf das tert nicht austrüdlic ermeahnte Gewerbe der Büchfen: 
UAnwendung finten jolfen. Tiefe Anortnung it mit Hinweilung auf den 
£ Anweijung für die gewerblichen Prüfungsbehörden v. 31. Dez. v. I. durch 
Wblatt Befannt zu machen. (Min. Bl. d. i. V. 1848 S. 126. Nr. 117.) 


. Die ad J. erwähnten Vorfchriften der Gew.:Orbn. v. 17. Yan. 
zbielten demnächſt eine Erweiterung durch die V. v. 9. Behr. 
Dieje beftinnmte nämlich im $. 23., daß gewiffen Klaffen von Hand» 
| fortan der Beginn des jelbitftändigen Gewerbebetriebe 
an geitattet fein folle, wenn jie entweder in eine Innung, nad) 
zigem Nachweiſe der Befähigung zum Betriebe ihre Gewerbes, aufs 
wen jind, oder dieſe Befähigung vor ciner PrüfungssKommilfton 
dmerfö befonders nachgewieſen Haben !). 

die nicht rüdmirfende Kraft der Beſtimmungen bed $. 23. 
E99. Febr. 1849 frricht ſich das C. R. des K. Min. f. 9, ©. u. 
E{b. d. Heydt) v. 31. März 1849 (ad V.) im folgender Art aus: 


Pden Handwerken, beren jelbitftändiger Betrieb fortan nur nadı vorgängigem 
ſe der gewerblichen Befähigung begonnen werten darf, gehören auch bie im 
e. a. D. bezeichneten Gewerbe. Gine vüchwirfende Kraft iſt den betr. Be: 
tes $. 23. der V. v. 9. v. M. nicht beizulegen. Wer daher jchon vor 
gung biefer DB. den jelbititintigen Betrieb eines der im 6. 131. der Gew.⸗ 
enannten Gewerbe, auf Grund der verichriitsmäßig erfolgten Anmeldung 
ebehörte ($$. 22. 23. a. a. O.) begonnen bat, bleibt zur Fortſetzung 
Pñſtändigen Gcewerbevetriebes berechtigt. Die Befugniß zum Halten von 
m konnte aber ein folder Hunbwerfer, ſofern ibm jene Befugniß nicht ſchon 
imbigung der Gew.⸗Ordn. zuitand, demnächſt nur durch ben im $. 131. a. 
forkerien Nachweis der gewerblihen Befähigung erlangen, und wer biefem 
niffe noch nicht genügt hat, erlangt jene Befugniß fortan nur durch die Ab: 
ber Meitterprüfing vor ter Prũüfungs-Kommiſſion einer Innung oder vor 
ie⸗Prũfumgs⸗Kommiſſien. Die Zulaſſung zu dieſer Prüfung if in dem vor⸗ 
»erausgeſetzten Falle nicht von den im $. 35. ter V. v. 9. v. M. für bie 
etenden Meiſter vorgeſchriebenen Bedingungen abhängig, vielmehr genügt 





Bergl. tie näheren Beſtimmungen hierüber in ben 6$. 23—34., die V. 
. 9. Febr. 1849 und deren Grlänt. (S. im I. Stüd, oben S. 203. ff.) 

Die im 6. 131. der Gew.⸗Ordn. aufgeführten Gewerbe find nämlich ſämmt⸗ 
ih auch im $. 23. der V. v. 9. Febr. 1849, nur theilweije unter anders 


witigen Bezeihnungen, genannt. 
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dazır die Beſcheinigung der Ortepolizei-Obrigkeit über die vor ber Berkinbl 
jener B. erfolgte Anmeldung des felbftitändigen Gewerbebetriebes. i 
(Min. Bl. d. i. V. 1849 S. 140. Nr. 191.) ' 


Es ergiebt ſich aus Vorftchendem, daß nad) gegenwärtiger | 
der Geſetzgebung von einen Nachweiſe der Befähigung zum: 
werbebetriebe in zwiefacher Beziehung die Nede fein kann. 
lich wird ein folcher erfordert bei gemiffen Gattungen von Gewerben, 
Beginn aus Nüdfichten des öffentlihen Wohles von der Denchmg 
einer Öffentlichen Behörde abhängig if. Von der zum Zwecke diefek 
weiſes angeordneten Prüfung ift bier nicht die Rede; vielmehr fl 
darauf bezüglichen Vorfchriften bereits oben im I. Stüde bei den 
Gewerbe⸗Gattungen mitgetheilt worden !). Zweitens finden gem 
Prüfungen nach den Vorſchriften der allgen. ®ew.-Orbn. und der 
9. Febr. 1849 zum Nachweiſe der technifchen Oualififation Gewerben 
ftatt theils ald Bedingung des Eintrittes in Innungen, 
Bedingung zur Erlangung der Befugnif der Haltung von 
gen, und der Zulajfung zum felbftfländigen Bewerbebrt 
Nur von diefer zweiten Art gewerblicher Prüfungen iſt in dem 
genden Stüde die Rede. 




























I. 
Von den Bedingungen der Zulaffung zur Meifterpräf 
Der $. 35. der V. v. 9. Febr. 1849 schreibt darüber Folgende 


Die Zulaffung zu ten nah 88. 23. 24. 26. abzulegenden Meifterye 
ift fortan von folgenden Beringungen abhängig: i 

1) Der zu Prüfente muB das vierumndzwanzigfte Lebensjahr zurückgeleg 
aus befonderen Gründen kann jedoch der Gewerberath die Prüfung e 
fellen fhon nad) vollentetem einundzwanzigften Xebensjahre geftatten. : 

2) Der zu Prüfende muß fein Gewerbe als Lehrling ($. 44.) bei einem fi 
bigen Bewerbetreibenven erlernt und bie Geſellen⸗Prüfung ($. 36.) $ 
haben. 

3) Seit der Entlaſſung aus dem Lehrlings-Verhältniffe muß ein Zeit 
minteftens drei Jahren verlaufen fein; ausnahnısweife Fann jedoch ber 
rath die Prüfung fhon nah Ablauf eines Jahres geftatten, wenn be 
durch den Beſuch einer gewerblichen Lehranftalt oder fonft Gelegenheit 
hat, tie zu dem beabjichtigten Gewerbebetriebe erforderlichen Kenn 
Sertigfeiten zu erwerben. - 

Mer den Erfordernifien zu 2. nnd 3. bei einer früheren Prüfung ge 
fann die Prüfung für den Betrieb eines anderen Gewerbes ohne vorgängie 
weis einer für dies zweite Gewerbe beitandenen Lehrlinge: oder Sefellen eũ 

Für Perſonen, welche bei Verkündigung der gegenwärtigen V. als | 
Gehülfen befhäftigt find, genügt der Nachweis einer dreijährigen Beihäflg 
dem betreff. Gewerbe. 

II. 
Bon den Prüfungs⸗Behörden. 

I. Die Beilimmungen der allgem. Gew.:Ordn. über die BIN 
Prüfungs: Behörden und der Kommiſſtonen der Iegteren zum Bel 
Prüfungen für die Aufnahme in Innungen und für die Befi 
aur Annahme von Tehrlingen find in den nachſtehenden $$. 

63. derfelben enthalten: 


$. 162. $ür die in den 6$. 108. und 132. angeorbneten Prüfungen | 
fländıge Orts: oder Diftrikts-Prüfungs:Behörden zu bilden, wo dies von | 


1) Diefe Borfchriften beziehen fich insbefondere auf die Prüfungen der 
handwerker, Schiffszimmermeifter, Seefchiffer und 
der Kaftrirer und Abbeder, Bandagiſten und Verfertiger qhl 
iſcher Inftrumente, be Schornfleinfeger und Feuſerwerler 
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gen nach den örtlichen und gewerblichen Verhältniſſen für nöthig erachtet wird. 
Kürungs:Behörden werben aus den geſchickteſten und geachteiten Gewerbetrei⸗ 
m tergeflalt zuſammengeſetzt, daß die Hauptaatiungen ter in den Orte 
Cikrifte betriebenen Gewerbe darin vertreten find. Die Mitglieder werben 
We Kcmmunalbehörbe des Ortes, welcher zum Sitz ber Prufungs-Behoͤrde be: 
iR, unter Genehmigung der Regierung ernannt, wobei auf Genoſſen der In: 
B verzugsweife Rüchjicht zu nehmen it. Gin Mitglied ver Kommumnalbehörbe 
y Brüfungsbehörbe den Vorſitz, der Vorfigende darf nicht jelbit Gewerbe: 
ein. 

183. Die Prüfung wird unter Leitung bes Verſitzenden bewirft buch ein 
i Nitglieder der Prüfungsbehörde und durch eine gleihe Anzahl jelbiiftän- 
erbetrreikenter von tem Gewerbe des zu Brüfenten, weldıe von der Brit: 
hierzu ausgewählt werten. Bei tiefer Auswahl it auf Genoſſen ber 
m vorzugsmeife Rüdfiht zu nehmen. 

. hierzu den $. 3. der Inſtr. v. 31. März 1849 für die Prü⸗ 
en (ſ. unten). 


$. 167. a. a. O. beſtimmte zugleich: 


zur Grrihiung der Prüfungs-Behörden ($. 162.) Haben tie Regierungen 
en, in weldher Art und durch welche Perſonen tie Prüfungen zu bes 
End 


. Die B. v.9. Bebr. 1849 beſtimmt über die Bildung der Prüfungs- 
ben und Kommiſſionen in den 66. 37. u. 39.: 

37. Tie Meifter: und Gefellenprüfungen ($6. 35. 36.) werben bei jeder 
| durch eine Kommiſſion bewirkt, melde aus einem Mitgliede ter Kommunal: 
als Borfigenden, aus zwei von ter Innung gewählten Meittern und aus zwei 
ı Belellen des Handwerks gewählten Geſellen beſteht. Jährlid, jcheidet aus 
mmiffion ein Meiiter und ein Gejelle aus, welche jedoch wieder wählbar find. 
39. Yür jedes Handwerf ($. 23.) find von der Regierung in den einzelnen 
‚nack Maaßgabe der örtlihen und gewerblichen Verhältniſſe, eine oder mehrere 
Srüfungsfommiijionen einzufegen. Jede derjelben wird unter dem Vorſitze 
on der Megierung ernannten Koemmiſſarius aus zwei Meiſtern und ans zwei 
w gebiltet. Zu dieſem Behufe wählen alljüährlidy in jeder Stadt des Prü⸗ 
dirkes tie Innung oder, wo eine Innung nicht beiteht, tie Dieiiter bes Hand- 
i bis vier Meiiter, desgleichen bie Gejellen des Handwerks zwei bis vier 
unter welchen ber Borfigente in jedem einzelnen Falle die bei der Prüfung 
en Miitglieder der Kommiſſion auswählt. 


(ad I. u. 1): 


Yurch die Anordnungen ber $$. 37. u. 39. der V. v. 9. Febr. 1849 
We Borfchriften der 66. 162. u. 163. der allgem. Gew. Ordn. über 
Kung der dort ermähnten Ortd- und Diftrifte-Prüfungs- 
den außer Anwendung und die neuen Innungds und Kreide» 
ungs-Kommifjionen an deren Stelle gefegt }). 


Hes fpricht daB C. R. des K. Min. für H., ©. u. öff. X. (v. d. Heybt) 
Mir; 1849 (ad V.) ausdrücklich aus. 

sbald tie neuen Prüfungs: Kommijfionen der Innungen und tie Kreis: Prüs 
mmiffionen gebildet find, treten die nad) 6. 162. der Gew.⸗Ordn. errichteten 
stehörden außer Mirkjanifeit. 

Ein BL. d. i. B. 1849 ©. 140. Nr. 191) 


) Ueber die Bildung der in den $$. 37. u. 39.0. V. v. 9. Febr. 
bezeichneten Prüfungstommiffionen werden in folgenden R. 
Anordnungen ertheilt: 

















Hieraus ergiebt fi, daß das C. R. der K. Min. des 3. u. d. F. v. 31. Dec. 
1847, betr. die Bildung der nad $. 162. der Gew.⸗Ordn. zu errichtenden 
Bräfungsbehörben, nebft Infte, für diefelben (Min. Bl. 1848 ©. 160. Nr. 162.) 
acht mehr von praltiſcher Bedeutung iſt. 


fi die Kreisftabt zum Bike der verfchiebenen Kreis: Prüfungsfommifi 
eignen; es kann aber auch eine andere Etadt des Kreiſes bazu b 
wenn in derfelben der gewerbliche Verkehr größer iſt als in ber Kr 
rerſeits Lönnen in einen Kreije, welcher mehrere gewerbreiche Städte 
Kreis-Prüfungsfommitftonen für dieſelben Handwerke eingefegt werd: 

en, welde nicht am Sige einer joldhen Kommiſſion wohnen, bie 

rüfung au erleichtern. Die räumliche Ausdehnung des Prüfungsbe; 
mit Rüdfiht auf die Lage und bie Gewerbjamfeit ter vorhandenen 
tracht zu ziehen. s 

Fuͤr diejenigen Handwerke, für welde nur eine Kreis: Prüfung 
Kreife beiteht, bildet der ganze Kreis den Wahlbezirk der Kreis: Prüf 
Werden mehrere Kreis: PBrüfungsfemmiffienen für daſſelbe Handwer 
richtet, fo iſt jeder diejer Kommiſſionen derjenige Theil des Kreifes 
ju übderweijen, deffen Gewerbetreibende die zum Sitze der Komm 
Stadt am leichteften erreichen können. 

Daß fire jedes Handwerk eine gleihe Zahl von Kreis: Prüfun 
errichtet werde, ift nicht nothmwendig. Für die am flärkiten betriche 
3. B. für die Gewerbe der Ehuhmader, Schneider, Tiſchler ꝛc. we 
in mehreren Städten befielben Kreifes Kreis: Prüfungstonmifftonen 
während für bie nur in den größeren Städten betriebenen Gewerbe 
Stadt bes Kreijes zum Sitze einer Kreis: Prüfungafemmiijfion ſich ei; 
der Berüdfihtigung folder Verhältniffe fommt es nicht weiter dar 
Wahlbezirke der in derſelben Stabt für bie verjdiedenen Handw 
Kreis: Prüfungsfommiffionen zufammenfallen. 

Nah Feſtſtellung der Mahlbezirfe hat die K. Meg, die Bor 
errichtenden Kreis-Pruͤfungskommiſſionen zu ernennen. Es iſt zuläſſi— 
fihenden für mehrere oder für alle in derſelben Statt eingeſetzte K 
kommiſſionen zu beſtellen und au den Vorſitzenden Mitglieder der Kor 
zu wählen. Der Vorſitzende der Prüfungskommiſſion einer Innung 
zugleich Vorſitzender der Kreispruͤfungekommiſſfion deſſelben Handwer! 

Die Ernennung von Gewerbetreibenden zu Vorſitzenden der Kr 
miſſionen iſt, ſoweit die Umſtände es geſtatten, zu vermeiden, und 
it auch den Kommunalbehörden zur Beachtung bei der Wahl des 
die Prüfungsfommijfionen der Innungen zu empfehlen. 

Die Wahlen der Meifter und Gefellen, aus welden bie Krei 


= 


Bebing. des ſtehenden Gew.⸗Betriebes; Meifterprüfungen. 217 


wiguwirfen Gatten, fonbern nur als Zeugen ober Zuhörer zuzulaflen ſeien, 


9. 
st Uebrigen beftimmt ber 5. 10. der Anweijung tür die Prüfungs: Komifflonen 
Rärz d. 3. ausprüdlich, daß die nach SS. 4. und 10. a. a. ©. von dem Bor: 
berufenen Mitglieder der Kommiſſien, zu welchen auch bie aus ben Geſellen⸗ 
ywäblten Mitglieder gehören, über das Ergebniß der Prüfung nah Stim⸗ 
qheit enticheiden follen. (Min. BL. d. i. V. 1849 S. 143. Nr. 192.) 


A. deſſelben Min. v. 25. Aug. 1849 an fünmtl. 8. Reg Wahl 
r Rirgliener der Prüfungs⸗Kommiſſionen für Handwerker. 
f bie Anfrage in dem Ber. v. 6. d. M. erwiedere ich der K. Reg., daß die 
mmgen der. B. v. 9. Febr. d. I. (8.8.5. 101. ff.), in Betreff der Prüs 
Handwerker, auch in ſolchen Fällen, in welchen die aus den Gejellenftande 
zwei Mitglieder ter Prüfungs: Kommifiion einer Innung ausnahnes 
vorhanden find, injoweit zur Ausführung kommen müflen, als die Ums 
‚gekatten. „Die bei ſolchen Innungen abzuhaltenden Prüfungen find daher, 
arten Prüfungs: Kommilfienen nur die beiden Mitglieder aus dem Mei: 
md nur ein Mitglied ober fein Mitglied aus den Gefellenftande gewählt 
„durch die vorhandenen zwei ober drei Mitglieder zu bewirken. 
Meg. bat demgemäß tie betheiligten Behörden Ihres Verwaltungsbezirks 
g zu verfehen. (Din. Bl. d. i. V. 1849 ©. 227. Nr. 327.) 


‚cher Kompetenz der Innungd» und Kreid- Prüfungs» 

ffionen biöponirt das €. R. des KM. für H., ©. u. oͤff. A. 
) v. 31. März 1849 (ad VI.). 

der, bei jeder Innung zu bildenden Prüfungs-Kommiſſion haben: 

igen, welche der Innung beitreten wollen, die nad $. 108. der Gewerbe⸗ 

ung erforberlihe Meiterprüfung, 

igen Lehrlinge, welche bei Mitgliedern der Innung gelernt haben, bie 

157. a. a. D. erwähnte Gejellenprüfung 























ehne einer Innung beizutreten, die Befähigung zum felbflitändigen Be⸗ 
# Handwerks nachweiſen will, hat fich nad feiner Wahl entweder an dies 
6: Brüjungeommilitien feines Handwerfes, in deren Wahlbezirfe er wohnt, 
it der Meldung zur Prüfung befhäftigt ift, oder an die Prüfungskommiſſion 
mjeiber Bezirke beftehenden Innung zu wenden. Daſſelbe gilt für die Ger 
g terjeniigen Lehrlinge, welde nicht bei Innungsgensiten gelernt haben. 
Steinhauer, Schiefer: und Ziegeldeder, Haus: und Echiffszimmerleute, 
Brunnenbaumeifter und Echorniteinfeger haben fidy nad $. 24. der V. 
Füher tie Befühigung zum felbititändigen Betriebe ihres Handwerks durch 
8. der Gewerbe: Orbnung vergefchriebene Zeugniß der Megierung auss 
"Diefes Zeugniß foll nad $. 108. a. a. DO. auch bei den Innungen ber 
den Handwerker zum Nachweiſe der ea Befähigung für den 
B die Innung genügen. Demzufolge haben die Prüfungsfommijfionen ber 
ESanbwerfer beftehenden Innungen feine Meifterprüfungen, fondern nur 
afungen abzuhalten. 
Errichtung von Kreis: Prüfungsfommitfionen für dieſelben Handwerker ift 
der B. v. 9. v. M. nicht angeordnet, weil für die Meifterpeifungen der 
fer Schon befondere Prüfungskommiſſionen beitehen, bei welchen die zur 
bes Berähigungszeugnilles der Regierung ($. 45. der Gewerbes DOrbn.) 
Ben Brüfungen abzulegen find. Sollte ſich jedoch das Bedürfniß von Kreis 
onmiffionen für die Gejellenprüfungen folder Lehrlinge von Bauhandwers 
a Lchrherren Feiner Innung angehören, im Verwaltungsbezirke der K. Neg. 
m, fo ift mit der Errichtung derſelben ebenfalls vorzugehen, bamit die bes 
Lehrlinge den Beſtimmungen bes 6. 40. der V. v. 9. v. M. gemäß, Ges 
a Ablegung ber Seiellenprüfung haben. 

SL b. i. B. 1849 ©. 140. Nr. 191.) 
ı Betreff der Kompetenz der Prüfungsbehörden zur Prüfung 
verbetreibenden, die einer Innung nicht beitreten wollen, und für 
any der richt bei einer Innung aufgenommenen Lehrlinge, fchreibt 
der B. v. 9. Behr. 1849 vor: 

fetreibenbe, welche einer Innung nidyt beitreten wollen, koͤnnen die DBrüs 
ar Kreis Prüfungslommiffion ablegen. Desgleihen koͤnnen die nicht bei 


218 Don ben Berhältniffen ber Gewerbetreibenden zum Glasiz. 


einer Innung aufgenommenen Lehrlinge die Gefellenprüfung bei ber K 
kommiſſion beſtehen. 















Von den Gegenſtaͤnden der Prüfung unb dem Bertuh 
bei derjelben. 


I. Die allgem. Gewerbe» Orbn. enthält hierüber im $. 164.1 
Beflimmungen: 


Der zu Preüfende muß durch Löfung von Aufgaben darthun, daß e 
fei, die gewöhnlichen Arbeiten feines Gewerbes felbititändig auszuführen, | 
beſtimmte Art und Meife, wie der zu Prüfende die nöthigen Kennmiffe w 
teiten erworben habe, kommt es hierbei nit an; jedoch kann ein Nachwe 
verlangt werden, daß derfelbe fhon ein Jahr lang in dem Gewerbe * 
weſen ſei. 

ſ In Anſehung der bei der Prüfung zu ftellenden Aufgaben bleibt & 
rien die Grtheilung näherer Anweiſungen vorbehalten. 


1. Die V. v. 9. Febr. 1849 beſtimmt im 6. 42.: 


Der zu Prüfende muß darthun, daß er im Stanbe fei, bie gewoͤhch 
beiten feines Gewerbes felbitftäntig, oder, fofern es fi um die Prüfung € 
lings handelt, als Geſelle auszuführen. 

Die näheren Berimmungen über bie Prüfungsaufgaben und un 
der Prüfungs. und Gntlaffunge » Zeugniffe bleiben dem Min. für H., 
vorbehalten. 


IN. In Gemäßheit der Schlußbeflimmungen bes G. 42. der ®. 
1849 find die vorbehaltenen Anweiſungen über bie ——— — 
Zeugniſſe, ſowie über das Verfahren bei den Prüfungen ertf 
in dem nachflehenden 


C. R. des K. Min. für H., ©. u. öff. A. (v. d. Heydt) v. 8 
1849 (ad VII), nebft Inftruft. 


Die beifolgende Anmeifung (a.) für fämmtlihe nad den $ 
39. a. a. D. zu errichtenden Prũfungskommiſſionen enthalt, neben ben | 
a. a. DO. verbehaltenen Beſtimmungen über die Prüfungsaufgaben und übe 
der Pruͤfungszeugniſſe, die auch in anderer Beziehung nöthigen Anleitungek 
ftellung eines gleichmäßigen Verfahrens bei den Prüfungen. 

Sobald die angeordnete Befanntmahung über die Binfegung ber 2 
fungstemmifftonen erfolgen Tann, hat die K. Reg. die erwähnte Anweilung;s 
durch das Anıtsblatt, mit der vorſtehend zu VI. ertheilten Belehrung über 
petenz der neuen Beüfungsfommifftonen ’) zur Nachachtung für bie Vel 
für die Gewerbetreibenden befannt zu machen. Dabei find die früher = 
Anorbnungen über das Verfahren der nad) $. 162. der Gew.⸗Ordn. errich 
fungsbehörden außer Kraft zu fegen ?). 


Anl. a. 


Anweifung für bie nad 68. 37. 39. der V. v. 9. Febr. 1849 gebilb 
fungsfommilflonen, v. 31. März 1849. 

Sur Nusführung ber Beitimmungen in den $$. 37. f. dr 2.0.9.8 
(8. S. Nr. 3102) wirb für Die Brüfungsfommiffionen ber Snrungen 
a. D.) "und für tie Kreis: Prüfungsfommifiionen ($. 39. a. a. D.) in $ 
Meifter: und Gejellen:Brüfungen der Hanbwerfer nachſtehende Anweiſung ei 
6. 1. Jede Prüfungsfenmiifion hat mit Zuftimmung des Gewerberal 

a. a. D.) diejenigen Aufgaben für die Meifter- Prüfungen und für die Gefe 
fungen feitzufegen, unter welchen bie bei der Kommiſſien zu Prüfenden Tief 
arbeiten (Meiſterſtũcke, Gefellenftücke) wählen dürfen. Von den zur Aus 


2* 


I 
t 


I) Vergl. oben ©. 217. u 

2) Tiefe Rorfchriften enthielt das & R. der K. Min. bes J. u.d.$ 
Dec, 1847 nebſt Inftr. für die Brüfungsfommifftonen Skin, ga 
1848 ©, 160. Nr. 162.), welches hiernach antiquirt If. 
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Wangsaufgaben kann jebe aus einem Stüde oder aus mehreren Stüden be 

Ungewöhnliche oder ſchwer zu verwertbende Arbeiten find zur Aufnahme in 

neihniß ter Rrobeaufgaben nicht geeignet. 

L Jede Prüfungstommijiion hat ferner mit Zuſtimmung des Gemwerberarhes 

ag ber Gebühren feſtzuſetzen, welche ven den bei ihr zu PBrüfenden zur 

per durch tie Prüfungen entitehenden Koften zu entrichten find. 

ai Berüdfihtigung der örtlihen Verhaͤltniſſe möglichft niebrig zu beſtim⸗ 
ährenjaß darf bei feiner Kommiſſien: 

bie Meiiter : Prüfung den Berrag von zehn Thulern, 

die Betellen: Prüfung den Betrag von drei Thalern 


Bons Geſuch um Zulafjung zur Prüfung it Ichriftlich bei dem DVorfigen: 
53* gekonimiſſion einzureichen. Zur Begruͤndung des Geſuches gehört ber 
daß Der Antragſteller den Bedingungen genügt habe, von deren Erfuͤllung 
‚jur Meiſter-Prüfung ($. 35. a. a. ©.) oder zur Geſellen⸗-Prüfung 
‚ea. D.) abhängt. 
Ginleitung ter Prüfung Hat der zu Brüfende bie nad $. 2. feftzufeßende 
re: 








br: 
u die Prüfung bei ter Konmtijfion einer Innung flattfindet, an bie In- 


e, 
eine Kreis⸗Prüfungskommiſſion die Prüfung bewirkt, an ben Vorſitzenden 
fe Konmiſſion, 
m. 


ber Anträge auf Erlaß ober Grmäßigung der Prüfungsgebühren wegen Uns 
26 enticheidet Die Prüfungsfommiifion. 
IR den Beringungen der Zulaffung zur Prüfung genügt, fo beruft ber 
bie Mitglieder ter Kommiffion zur Abhaltung ber mündlichen Prüfung. 
bei einer Kreis: Brüfungsfonmnuiffion abzuhaltenden Prüfungen beruft 
e zwei Meiſter und zwei Geiellen aus der Zahl ber nad) $. 39. der 
L Sebr. 1849 gewählten Gewerbeireibenten. 
e gleichzeitige Abhaltung mehrerer Prüfungen in bemjelben Termine ift zu: 
auch fönnen regelmäßig wiederfehrende Prüfungstermine anberaumt werben, 
‚während Der dazwiſchen liegenden Friſten angemelteten Prüfungsgeſuche zu: 
ga erledigen. Es darf jedoch fein Prüfungsgeſuch länger als vier Wochen 
Einzahlung der Prüfungsgebühr unerlebigt bleiben. 
Bei ter mündlichen Prüfung hat der zu !Brüfende feine Kenntniß von 
3, Aufbewahrung und Behandlung der zu verarbeitenten Materialien 
Ve Kennzeichen ihrer guten ober ſchlechten Bejdyaffenheit anzugeben, und 
aft mit dem bei den Arbeiten feines Gewerbes anzuwendenden Vers 
eifen. Die Derehnung und Niederſchreibung eines Koflen:Anjchlages 
sen der Kommilfion aufgegeben werden, und wenn fein Gewerbe Fertig: 
eichnen ober Modelliren erferbert, fo ijt die Prüfung aud hierauf zu richten. 
N dem Gejfellen : Prüfungen bleibt dem Ermeſſen der Kommiſſion uͤberlaſſen, 
B die zu fiellenden Fragen auf obige Gegenitände zu erſtrecken find. 
:6. Rah abgehaltener mündliher Prüfung bat der zu Prüfende zu erflären, 
von ten nad $. 1. zur Auswahl geftellten Brobe-Aufgaben er ausführen will. 
elbe kann, auch wenn die mündliche Prüfung nad ber Anficht der Kommiſ⸗ 
Enfig ausgefallen ijt, die Kortfegung der Prüfung verlangen. Berzichtet 
ig auf die weitere Prüfung, fo muß ihm die Hälfte der eingezahlten Prüs 
en zurüdgegeben werben. 
ber das Ergebniß der mündlichen Prüfung und über die zur Fortſetzung ber 
g getroffenen Ginleitungen ($. 7.) iſt eine kurze Verhandlung aufzunehmen. 
7. In der Regel hat der zu Prüfende die !Brobearbeit an dem Orte, wo 
fumgstommifjion ihren Sitz hat, unter der Aufſicht zweier Mitglieder ber 
Mon anzufertigen. Die Wahl der Werkitatt bleibt demſelben überlafien. In 
g einer fonftigen Gelegenheit zur Ausführung der ‘Brobearbeit muß dem 
enden auf Berlangen bie Mitbenugung der Merkitatt eines der Kommiſſions⸗ 
ber geikattet werben. Den Betrag der fir biefe Mitbenugung zu zahlenden 
gung hat, wenn darüber eine Vereinbarung unter ben Betherligten nicht zu 
fommt, bie Prüfungsfommiffion zu beflimmen. 
8. Nach Umfänden kann dem zu Prüfenben bie Anfertigung der Probe: 
an einem andern Orte, ale am Sitze der Prüfungskommiſſion geftattet wer⸗ 
wan feine Berhältnifie für die Gewährung bes Hierauf gerichteten Antrages 
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fpeechen, und wenn fi) @elegenheit findet, an bem betr. Orte eine 1 
uff gung des Antragftellers während ber Anfertigung der Brobe 
u laſſen. 

8. 9. Auf die Anzeige, daß die Probearbeit fertig fei, beruft 
die Mitglieber der Kommiſfion zur Befihtigung der PBrobearbeit, wei 
melten Kommiffion vorzuzeigen ift. 

Iſt die Anfertigung ber Probearbeit nicht von Mitgliebern der . 
auffichtigt worden, fo hat der Vorfigende zu beflimmen, in welcher $ 
weis zu führen ift, daß bie vorgezeigte Probearbeit ohne fremde Hülf 

$. 10. lieber tas Ergebniß der Prüfung befchließt die Kommil 
erfolgter Befihtigung der Probearbeit. Bei einer Verfchiedenheit der 
fheidet die Mehrheit der Stimmen, und bei etwaiger Stimmenglei 
Stimme des Borfigenden ben Ausfchlag. 

6. 11. Hat der Geprüfte nah der Anſicht der Kommiſſton fe 
genügend bargethan, fo wird der hierüber gefaßte Beſchlitß niebergefd 
den anwefenden Mitgliedern der Kommiſſion vollaogen. Der Gewü 
je nachdem er die Meifler- Prüfung oder die Gefellen: Prüfung beftand 
dem Formular in der Anlage zu A. oder zu B. Foften: und ſtempelfr 
Brüfungs - Zeugniß. 

$. 12. Wird das Prüfungs:Zeugniß verfagt, fo muß ber hier 
den anweſenden Mitgliedern der Kenmiffion gu vollziehende Befchli 
Bezeichnung der angefertigten Probearbeit die Gründe angeben, aus 
fähigung des Geprüften nicht fir nachgewieſen erachtet it. Gine Abi 
ſchluſſes iſt dem Gerrüften als Beicheid über den Ausfall der Bi 
ſchriftlichen Belehrung zuzuſtellen: 

daß er den ihm gegen dieſen Beſcheid zuſtehenden Rekurs ſpaäteſte 

zehn Tagen nach dem Tage der Zuſtellung des Beſcheides bei d 

der Kommiſſion anzumelden habe, und daß er, wenn die Anm 

kurſes binnen cbiger Friſt nicht erfolgen ſollte, erſt nach ſechs 
legung einer neuen Pruͤfung zugelaſſen werden koͤnne. 

Die Verſagung des Prüfungs-Zeugniſſes giebt dem Geprüften 
auf Geftattung ber für die Prüfung gezahlten Gebühren ($. 3.). 

9. 13. Der Rekurs gegen den Beſcheid einer Innungs > Briif 
geht an die Kreis: Prüfungsfonmijfion bdefielben Handwerkes; if i— 
von einer Kreis-Prüfungskommiſſion entfchieden werben, fo geht der 
benachbarte Kreis⸗Prũfungskommiſſion defielben Handwerks, deren W 
renten freifteht. 

An die hiernach in ber Rekursinſtanz entiheidende Kommijfion 
tig angemeldete Rekursgeſuch mit den Berhandlungen über bie ftatt 
fung abzugeben. 

$. 14. Bor Ginfeitung der zweiten Prüfung find diejenigen ®: 
fen, welche für die Meifter: oder Gejellen- Prüfungen bei ber in de 
entfcheidenden Prüfungskommiſſion zu entrichten find (6. 2.). 

. 15. Bei der Grledigung des Rekursgeſuches it, wenn Me 
einem Theile der erften Prüfung nicht beitanden Hat, die weitere rei 
Theil zu befchranfen. 

Iſt bei der Prüfung im erjter Inftanz die angefertigte Probearb 
mäßig befunden worden, fo fteht ven MRefurrenten frei, dieſelbe Pro 
der Nefursinftanz entfcheidenden Pruͤfungskommiſſion zur nocmalige 
vorzuzeigen. Diefe Kommiſſion hat in folhem Kalle Darüber zu ent 
vorgezeigte Probearbeit zum Nachweiſe der Befähigung bes Rekurrent 
95 biefer eine neue Probe-Nufgabe zu löfen hat. 

Sm Uebrigen gelten die Beitimmungen der 6$. 4. bis 12. auch 
Rekursinſtanz abgehaltenen Prüfungen; ſedoch ift gegen bie in biefer 
fene Gntiheidung ein weiterer Rekurs nicht zuläjitg. 

6. 16. Kür die nad $. 3. den Innungskaſſen zufließenden Ge 
Innung: 

a) das zu den Verſammlungen ihrer Prüfungskommiſſion erforderli 


ſchaffen, 
b) die außerdem entſtehenden Koſten für den Geſchäftsbetrieb der 
Schreibmaterialien, Schreib: und Botengebühren u. ſ. mw. zu be 
c) den Mitgliedern der Kommifjion eine den Verhältniffen angene 
gung für ihre Berfäumniffe und Mühewaltungen zu gewähren, 
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* Snnung bleibt die Feftftellung der Grundſätze überlaffen, nach welchen 
jhüffe ihrer Binnahmen aus den Prüfungsgebühren, nach Abzug der Koften 
ı b., unter bie bei ben Prüfungen zugezogenen Konmiſſions-Mitgliedern 
perden ſollen. 
7. Zu denfelben Zwecken ($. 16.) find die bei den Kreis-Prüfungsfommifs 

enten Gebühren ($$. 3. und 14.) zu vermenben. 

orfipenden ber Kreis⸗Prüfungskommiſſionen kann zur Beſtreitung bes 
6 für den Gefhäftsbetrieb ($. 16. a. und b.) und zur Entfhäbigung für 
waltungen von ter Regierung ein im Voraus beflimmter Theil jeder ein: 
Gebühren » Zahlung, weldyer jedoch nicht über ein Drittgeil betragen barf, 
ı werben.- Den nad Abzug diefes Antheils übrig bleibenden Betrag jeber 
Zahlung Kat der Borfigende, nach Beendigung ber betreifenden Prüfung, 
bei derfelben zugegogenen Gewerbetreibenden nady Verhältniß ihrer Bers 
und Diühwaltungen zu vertheilen. Werden son dem Vorfitzenden Mitglies 
e nicht am Sie der Kommiſſion wohnen, zu einem dort anberaumten Prüs 
ine berufen, fo find tie dadurch entftehenden Meile und Zehrungsfoften 
der Gebũhren⸗Cinnahme zu decken; dem Geprüften barf dafür feine Zah⸗ 

en werben. " 
Kann ber Geprüfte ber in erfter ober in zweiter Inſtanz über feine ges 
edebieung entfcheidenden Prufungskommiſſion die angefertigte Probearbelt 
Iibeit 





der Kommijfion vorzeigen, und it biefe genöthigt, zur Beſichtigung 
an einem anderen Orte zufammenzufommen, fo hat der Geprüfte die 
miehentern Meifes und Zehrungstoften, ohne Anrehnung auf bie für bie 
gezahlten Gebühren, zu erftatten. Der Betrag diefer Auslagen ift in Er⸗ 
y einer gütlihen Vereinbarung ven der Regierung nad) Vernehmung bes 


uhes Teftzufegen. 
. Die fchriftlihen Gefchäfte der Prüfungsfommiffion werben von bem 
wu beforgt. Derfelbe hat die eingehenden Verfügungen, Schreiben und Ge: 
Ramen der Kommiſſion zu erledigen, bie Prüfungszeugniffe auszufertigen 
Die Brüfungsangelegenheiten beir. Scriftflüde und Konzepte aufzsubewahs 
Ausfertigungen ber Prüfungszeugniffe find von dem Borfigenden und von 
Wiebern Err Kommiffion, deren Auswahl dem Borfigenden überlaflen bleibt, 
Für die Reinfchriften aller fonfigen Befcheide, Erwiederungen und 
die Unterfchrift des Vorſitzenden. 
96: PBrufungsfommiffionen bevienen fid) des Innungefiegels, die Kreis: 
iifton führt ein Siegel mit der Infcrift: 
gefommiffton für Handwerker in N. (Name der Stabt, in welcher bie 
Kommifflon ihren Sitz hat '). 
Benn für den Ort, in welhem die Prüfungstommiifion ihren Sig 
erath nicht befteht, fo find die demfelben in den 6%. 1. 2.18. zuge: 
egennheiten von der Kommunalbehörde zu erledigen. 
ten 31. März 1849. 
Der Min, für H., ©. u. Öff. Arb. v. d. Heydt. 










Dam 


A. 
[für ben N. N. aus N. über die beſtandene Meifter- Prüfung. 
dee N. N. aus N, vor der unterzeichneten PBrüfungsfommiffion feine 


ig zum felbfifländigen Betriebe des N. Handwerks nad den biftehenden 
riften dargethan hat, ift demfelben zum Ausweis hierüber das gegens 
iß ertheilt worben. 
x. 
' Die Prüfungslommiffion der N. Innung in N. 
(Die Kreie = Prüfungsfommifflen des N. Handwerfs in N.) 

(L. S.) 







! 


für den 
N.N. aus 
ich dae M. der K. Min. d. %. u. des J. v. 16. Febr. 1846 (Min. DI. 
à. ®. 1846 ©. 44. Nr. 59.) hatte angeorbnet, daß die nach 6. 162. der 
dem. Gew.⸗Ordn. errichteten Diftrikts : Brüfungsfonmiffionen mit befons 
wa Dienſt ſiegeln zu verfehen und bie dadurch entfiehenden Koften aus 
 Brüfungsfafien zu beſtreiten feien. 


B.. 
N. N. aus N. über die beſtandene Geſellen-Prüfung. 
N. Hat vor ber unterzeichneten Pruͤfungkommiſſion nach ben bes 
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ſtehenden Prüfungsvorfchriften bargethan, daß er bie einem N. Gefellm 
eilt wi und Fertigkeiten befigt, worüber demfelben das gegenwärtige Zu 
theilt wird. 
N., den xc. 
Die Prufungskommiſſion ber N. Innung in N. 
(Die Kreis» Prüfungefommiffien bes N. Handwerks in N.) 
( 


(Min. BL. d. i. B. 1849 S. 140. Nr. 191.) 


IV. & R. des 8. Min. des I. für H. u. ©. (v. Schudmer 
Nov. 1833 an fämmtl. K. Meg. Bertigfeit im Leſen, Echreiben u 
nen ift Bedingung der felbfitändigen Ausübung ber Gewerbe und: 
genftande der Prüfung zu machen. 

Da nach bem jeßigen Zuftande der allgemeinen Bildung, Ferti 
und Schreiben, fowie Kenntniß der erften Elemente der Rechnenkunſt, 
bivibuo, welches ein Gewerbe jelbftftändig betreiben will, vorausgefept 
fo beitimmt das Min. des 3. für 9. u G., baß in allen Fällen, we 
Prüfung als Beringung der jelbititändigen Nusübung eines Gewerb 
biefe auf Fertigkeit im Lefen und Schreiben, fowie auf Kenntniß ber 
der Nechnenfunft gerichtet, und das Zeugniß verweigert werbe, wenn 
biefe nicht befißt. 

Die K. Reg. bat die Prüfungsbehörben hiernach mit Inſtruktion 

(a. XVII. 1043. — 4. 106.) 



















IV. 
Don ben Prüfungs» Beugniffen. 


1. Die allgem. Gewerbe⸗Ordn. beftimmt im F. 166.: 

Iſt der Geprüfte befühigt gefunden worben, fo wird bemfelben 
Prüfungsbehörde ein Zeugniß ertheilt. 

Dieſes Zeugniß gilt ale Nachweis der Befähigung ſowohl für bie 
in eine Innung, als für die Annahme von Lehrlingen. 

Sine Wiederholung der Prüfung kann von demjenigen, welder ein 
niß befigt, audy) bei Veränderung feines Wohnorts nicht verlangt wer 


1. Die V. v. 9. Behr. 1849 disponirt Hierüber im $. 42, 
Die näheren Beftinnmungen über die Prüfungs: und Entlafſung 
ben dem Min. für H., ©. u. öff. N. vorbehalten. 


III. Ueber die Wirkungen folcher Zeugniffe beflimmt 
a. a. O.: 

Die Brüfungszeugnifle der in den $$. 37. 39. erwähnten Prüfun 
gelten überall als genuͤgender Nachweis ber gewerblidhen Befähigung 
Aufnahme in eine Innung, wie für die Befugniß zum ſelbſtſtändigen 
Handwerks. Daſſelbe gilt hinfichtlid ber im $. 45. der Gewerbe : Orte, 
Befähigungszeugniffe der Megierung. 

Gine Wiederholung der beftandenen Prüfung Tann aud, wenn ber 
nen Wohnort verändert, nicht verlangt werben. 


IV. In Verfolg der Beftimmung des $. 42. (ad 11.) hat 
v. 31. März 1849 in den 66. 11. und 12. die erforderlicyen A 
ertheilt. (S. oben ©. 220.) | 


V. Die Prüfungszeugniffe find nah $. 11. der Inſtr. 1 
1849 koſten⸗ und ſtempelfrei zu ertheilen. 


Die Stempelfreiheit ſolcher Zeugniſſe iſt auch in bem | 
Min. d. 8. (Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel) v. 30. Nov. 
kannt. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 22. v. M. eröffnet, daß ber 
Antrag, \ 
bie nad) $. 166. der Gewerbe: Orbn. v. 17. Jan. d. I. auezuſtela 
fungszeugnifie für flempelfrei zu erklären, 


Bebing. bes flehenben Ber. Betriebes; Meifterprüfungen. 223 


y die Berf. v. 13. Juli d. 3. feine Erledigung gefunden hat, indem In 
ausbrüdlich bemerkt ift, daß bergleihen Zeugnifle, wegen ber im 6. 163. 
ren. enthaltenen Beftimmungen, ſtempelfrei auszufertigen feien. 

BL d. i. 8. 1845 S. 357. Nr. 410.) 


V. 
ekurſe gegen die Entſcheidungen der Prüfungskom— 


miſſionen. 


3. v. 9. Febr. 1849 enthält hierüber folgende Beſtimmungen: 


Mer von ber Prüfungsfommiffion einer Innung als unbefähigt zurück⸗ 
kann hiergegen den Rekurs an die Kreis: Prüjungsfommifiton deſſelben 
einlegen. Diejer Rekurs muß binnen vierzehn Tagen nad) dem Tage ber 
es zurückweiſenden Befcheides bei der Kommiſſion, welche ſolchen erlaffen 
feet werden. 

Gewerbetreibende, welche einer Innung nicht beitreten wollen, können 
} bei ber Kreis: Prüfungsfemmiliion ablegen. Desgleihen fönnen die 
wer Innung aufgenommenen Lehrlinge die Öefelfenprüfung bei der Kreis: 
mmiffion beftehen. Gegen bie Gutfcheidung der Kreis-Pruͤfungkommiſſion 
rs an eine benadhbarte Kreis-Prüfungsfommiffton zuläffig, deren Wahl 
enter freifteht. Der Rekurs ift binnen vierzehn Tagen bei ber Kommif: 
elcher Die Prüfung Etatt gefunden hat, anzumelben. 

Wer den Refurs (66. 38. 40.) nicht rechtzeitig angemeldet hat, barf 
hs Monaten zur Nblegung einer neuen Prüfung zugelaflen werben. 

U bei der Erledigung des Rekurſes wie bei der fpäateren Wiederholung 
y iR, wenn der Geprüffe nur in einem Theile der Prüfung nicht beſtan⸗ 
: neue Prüfung auf diefen Theil zu befchränfen. 


'v. 31. März 1849 $$. 12—15. (Oben S. 220.) 
VI. 
Von den Prüfungs⸗Gebühren. 


ie allgem. Gewerbe⸗Ordn. beſtimmt hierüber im F. 165: 
e Prüfung if eine beitimmte Gebühr an die Kaſſe der Prüfungsbehörde 
a; außerdem bat ber zu Prüfende feine weiteren Koften zu tragen, ale 
u, welcher durch die aufgegebenen Arbeiten nothwendig entileht. 


De B. v. 9. Febr. 1849 enthält Hierüber Leine Beflimmungen ; 
sd die näheren Vorfchriften über den Gegenftand von den K. Min. 
‚u. dff. A. in der Inftr. v. 31. März 1849, $$. 2. 16. 17. 18. 
heilt worden. (Vergl. oben S. 219 ff.) 


8 K. Min. für H., ©. u. dff. A., Abth. IV. (v. Viebahn) v. 9. 
an die K. Meg. zu N., betr. die Berüdfichtigung der Vorſitzen⸗ 
mung6- Vrüfungd- Kommiljionen bei der Bertheilung der Ueber⸗ 
den Prüfungdgebühren. 
ı dem Ber. ber 8, Reg. v. 16. Mai c. vorgetragenen Nnficht, in Betreff 
htigung der Borfigenten der Innungs : Prüfungs: Kommiffionen bet ber 
der Ueberſchüſſe aus den Prüfungsgebühren unter die, bei den Prüfun⸗ 
nen Kommifftons: Mitglieder, wirb beigetreten. Zu diefen Mitgliedern, 
8. 16. zu c. der Anweifung v. 31. März v. I. (Min. Bl. 1849 ©. 
en Berhältniffen angemeflene Entſchädigung für ihre Mühewaltungen und 
: gewährt werden foll, gehört auch ter Vorſitzende, und ber hiergegen 
tigen Innungen erhebene Ginwant, daß nah $. 62. der V. v. 9, Febr. 
für mittelbare, nody fir unmittelbare Staatebeamte Gebühren oder Ab⸗ 
m, im $. 60. a. a. D. bezeichneten Verhandlungen erhoben werben bür: 
t der Begründung, weil die Beitimmungen der $6. 60. 62. a. a. O. 
Wgebühren nicht zu beziehen find. Die Feſtſtellung der Grundſätze, nad) 
erwähnten Ueberfhüfle der Ginnahmen aus den PBrüfungsgebühren vers 
ı fellen, ift im $. 16. der Anweifung v. 34. März v. I, jeber Innung 
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anheim gegeben. Sofern jedoch die hierüber gefaßten Innungabefchlüffe bay; 
c. vorgeſchriebenen Grundſaͤtzen nicht entſprechen follten, bleibt bie weitere. 
dung der Kommunalbehörbe, welder die Beauffihtigung der Innung zufı 
halten. (Min. DE. d. i. V. 1850 ©. 281. Nr. 382.) 


Zweites Kapitel. * 


Bon dem Gewerbebetriebe im Umherziehen, insbeſt 
dem HaufirsHanbel. j 

Dr. 8. Hoffmann (Pol.:Rath), das Haufir-Regulativ für bie Kdr 
Staaten, mit den baffelbe erläuternden, abänbernden und ergänzenden Mi 
gen, unter befonderer Hinweifung auf den gewerblichen Verkehr in ben Ei 
Deutfchen Zollvereins. 8. Berlin. 1842. 
FD. Niedergefaß. Preuß. GewerbefteuersBerfaflung, in einer 3 
ſtellung des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes, Hauflir-Regulative, und ber zwifchen: 
{hen 8 ollvereine-Gtaaten beſtehenden Zolls und Handelsverträge, mit bei 
erfchienenen, ergänzenden, abändernden und erläuternden Beſtimmungen, 
organischen Inhalte foftematifc bearbeitet. Mit einer gebrängten “Dar 
Steuerregals. gr. 8. Leipzig. 1843. 


Vorbemerkung. 

Es ift bereits oben !) der Begriff der „ſtehenden Ge 
Näheren entwidelt und des Gegentheild berfelben, der „im Umbrd 
betriebenen" Gewerbe, gedacht worden. : 
An und für fih Tann es feinem Bebenfen unterliegen, bei 
hende Sewerbebetrieb größere Sicherheit für die Befriedigung daj 
niffe der Ortseinwohner gewährt, als der Gewerbebetrieb im Umbe 
Der letztere hindert fehr oft dad Eimporfommen des erfleren, und | 
halb liegt e8 im Intereffe der Ortögemeinden, diefen zu begünftigen fi 
zu erfchweren. Die Sortdauer des Gewerbebetriebes im Umherzicht 
ber, bei der Bildungdftufe Deutfchlands und Preußens in&befom 
auffallende Erfcheinung, deren Nothwendigkeit nicht ermeidlit 
Der Gewerbebetrieb im Umherziehen hat unzweifelhaft 
Einfluß auf die Gewerbſamkeit und auf bie Sitten; er wirb abe 
fonder8 dadurch gefährlich, daß er leicht Veranlaffung zu geme 
Mipbräuchen giebt. Kinder, welche die Gehülfen ihrer umberz 
tern werden, entbebren des Schulunterricht, und wachfen in 
nung an eine unftäte Tebendweife auf. Umherziehende Krämer fi 
die bereitwilligften Diener des Schleihhandeld, oder befördern Wi 
falberei durch die Verbreitung von geheim gehaltenen Arzneimittel 
fährden Eigenthum und ©efundbeit durch dad heimliche Umhertt 
hemifchen Erzeugniffen und Werkzeugen, welche dem gemeinen Bam 
zogen find. Sie find erwiefenermaaßen häufig die Kundfchafter % 
banden ; noch häufiger bedienen fle fich ihres Gewerbes nur als e 
wandes, um fich einzufchleichen und Diebftähle zu verüben oder bie 
heit dazu zu erſpaͤhen. Sie bilden oft die Bermittler der Berk 
und bes Abſatzes geftohlener Gegenſtände. Nicht felten endlich hei 
fauf und MWiederverfauf gebrauchter Kleidungsſtücke und Betten Di 
berziebende Trödler zur Berbreitung anftedender Kranfheiten be * 
Wenn gleich unter den umherziehenden Gewerbetreibenden | 
rechtliche und durch Erfahrungen gemandte Perfonen fich befinden, 
es doch fehr zweifelhaft, ob die Vortheile, welche dergleichen Leum 
ren Gewerbebetrieb dem gefelligen Leben in feinem jepigen Yuf 

zu verfchaffen vermögen, nicht zu theuer erfauft find mit dem Ui 
ber Befahren, womit der leichte und häufige Mißbrauch ihres Ge 


Land bedroht. 


































1) Vergl. oben ©. 1. und 2. 


Bon dem Gewerbe⸗Betriebe im Umherziehen. 2325 


e Geſichtspunkte find es, welche für bie Befeßgebung über ben ge⸗ 
ı Betrieb der Perſonen, die ein Gewerbe im Umberziehen betreiben, 
fendere der Hauſirer, welche entweder einen Waarenhandel treiben, 
Dienftleiftungen und Schauftelungen ein Gewerbe machen, im 
Brade der Verüdjichtigung bedürfen. . 
Gefeßgebung des Preuß. Staats if auch von biefen Grundfägen 
et worden. Schon Ältere Edikte und Verordnungen ordneten die 
ontrole des Semwerbeberriebes dee Haufirer an !). Andere Geſetze 
nemärti gen Individuen diejer Art gänzlidy den Aufenthalt in 
j. Staaten ?). 
neuere gemerbepolizeiliche Gefeßgebung widmete biefem Gegen 
» befondere Aufmerkſamkeit. Zunädft das Ed v. 7. Sept. 1811 
polizeil. Berbältniffe der Gewerbe (G. S. 1811 ©. 276.) ?) Ges 
den $$. 135— 150, daß den Perſonen, welche umherziehend ein 
reiben, der Gewerbeſchein nur gegen Borlegung einer Genehmi⸗ 
betr. Megierung zu ertheilen jei, und feßte zugleich feft, welche 
und Gewerbe dahin zu redinen, desgl. welche Grunpfäge in Bezug 
frıheilung ſolcher Gemerbefcheine maapgebend fein follten. Der 
‚a. O. beflimmte, daß Ausländern nur aus befonderen Grün« 
et werden folle, dergl. Gewerbe zu treiben, und daß in Bezug auf 
rfcgriften ber 66. 135 — 150. mit befonderer Strenge anzuwen⸗ 


Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 30. Mat 1820 (G. S. 1820 ©. 150.) *) 
mnächft über den Gegenftand in den $$. 20—24., 37., 38. und 
de Vorſchriften: 
. 0) Gewerbeſcheine werden fortan nur für ſolche Gewerbe ertheilt, welche 
ſiehen ($. 2) betrieben werben. 
e find nur für das Jahr gültig, für weldes fle ertheilt werben. 
e Anfertigung geſchieht durch tie Regierungen. 
a) Perfonen die von Ort zu Ort umberreijen, um Waarenbeflellungen 
müffen mit einem Gewerbeſchein verfehen fein. 
gegen betürfen diejenigen, bie ein offenes Gewerbe treiben, und zu deſſen 
erzeifen, blos um die Dinterialien zu ihrer eigenen Yuabrifation aufzufaus 
Gewerbeſcheins, fondern blos einer polizeilichen Legitimation. 
» Diejenigen, welche uniherziehend ein Gewerbe betreiben, müſſen brei 
— des Jahres die Ausfertigung neuer Gewerbeſcheine bei der Re⸗ 
chen. 
. Eie find verpflichtet, ſich vor dem Anfange ihres Geſchaͤfts bei der 
lehörde des Drts zu melden. . 
Gaftwirthe find fhuldig, von felhen Perſonen, wenn fie über Nacht 
en fein wollen, ſich den Gewerbeichein fir das lanfende Jahr vorzeigen 
md wenn fie ihm nicht beiigen, der Ortspolizeibehörde fofort Anzeige zu 


‚ a) Die Geſetze, melde tie Berechtigung zun Gewerbe bisher in ein: 
yeatheilen verſchiedentlich beitimmt haben, jollen einer Reviſion unterwors 
wo es nöthig, verbefiert, ergänzt, ober durch nee Anordnungen erfeßt 


s zur Beendigung biefer Nevifion und bis in Folge berfelben nähere Be: 


gl. bie Zufammenftellung dieſer Gejege in dem Aufſatze in v. K. Annal. 
2. ©. 260. Note 2. 

gt. das Bat. v. 16. April 1738 (C. C. M. Cont. I. No. XVII. we 
.), die V. v. 22. Jan. 1793, wegen des Einjchleihens und Herumſtrei⸗ 
8 der Zigeuner in Oft: und Weſtpreußen (N. C. C. Tom. IX ©. 1429. 
8. de 1783, Rabe, Bd. 2. S. 393.), das E. v. 3. Juni 1794, wegen 
jihaffung ber Kunft: und Marionetten-Spieler (N. C. C. Tom. IX. & 
0. Nr. 55. de 1794, Rabe, Bd, 13. S. 269.). 

gl. Bd. L S. 97. 

31. Bb. L ©. 100 fi. 


Bd. 2 15 
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ungen werben erlaflen werben, follen, auc ba, mo das & 
Berhältniffe der Gewerbe v. 7. Sept. 1811 nicht publizirt if, die 
für ſolche geachtet werben, bie ein Gewerbe umherziehend betreiber 
65. 136—139. des gedachten Geſetzes als ſolche bezeichnet find. 
Vorſchriften find in der Beilage D. beigefügt. 

$. 40. Wer umberziehend ein Gewerbe treibt, ohne ſich durch 
für ihn ausgeftellten Gewerbeſcheins des laufenden Jahres über feir 
weifen zu koͤnnen, hat nicht nur die rüdftändige, feinem Gewerbe an 
nachzuzahlen, und ben einjährigen Betrag vierfad als Strafe zu er 
auch tiberdies bie Konfisfation derjenigen Gegenflände verwirkt, bie 
@ewerbes bei fid führt. 


Diefe Befimmungen wurden, insbefondere in Berbinbı 
den einzelnen Provinzen damald noch beftehenden verfchied: 
fohriften über diefen Gegenftand in fehr abweichender Art 
Anmendung gebracht, und es wurden darüber ſewohl von de 
von den Vrovinziale Behörden abmeichende Anflchten und Grı 
Deshalb fand ſich Die Geſetzgebung veranlaßt, das Berfahren 
gulativ v. 28. April 1824 zu reguliren und dadurch di 
Verwaltung auf fefte und allgemeine Beflimmungen zurück; 
Negulativ, welches noch gegenwärtig bie Orundlage der zı 
Geſetzgebung über den Gegenftand bildet, ift genehmiget 
ftebende Allerh. Sanftion, v. 21. Mai 1824: 

Den Mir mit Ihrem Berichte v. 28. v. M. vorgelegten Entwi 
gulatiu, betr. den Haufichandel und die Gewerbe, weldhe im Umhe 
werben, babe Ih Meiner D. v. 5. Juli v. 3. und dem Gutachten 
gemäß befunden. Sc genehmige daher deſſen Inhalt hierdurch, und 
diefes Regul. durch die ©. ©. zur allgemeinen Nachachtung befannt 

(8. ©. 1824 ©. 125.) 


Später erging dad, dur die 8. O. v. 3l. De. 18 
Regulativ v. 4. Dec. 1836 über den Gewerbebetrieb im Umhe 
1837 ©. 13., f. unten), welches daB Regulativ v. 28. April 
weife movifizirte und ergänzte. 

Bei ver Revifion der Gewerbe⸗Geſetzgebung beabfichtigte 
auch die Vorfchrifien über den Gewerbebetrieb im Umherziehe 
genftande derielben zu machen; allein fpäterbin entfchied mı 
diefe Abſicht fallen zu laffen, indem davon audgegangen mu 
Art des Gewerbebetriebes überhaupt nur ausnahmsweiſe zu gı 
daß die Megulirung deffelben fterd gleichen Schritt halten müf 
litiſchen Creigniffen, den Handels⸗Konjunkturen und mit be 
gebung der Zolvereind-Staaten fowohl, ald des Audlande®. 
nur möglich, wenn die erforderlihen Modififationen augen! 
da8 Bedürfniß bervortrete, durch blone Reglements angı 
fönne, ohne daß es dazu förmlicher, mit großen Zeitaufmant 
der, Geſetze bevürfe. Ueberdieß fei der Gegenftand mehr re; 
als legislativer Natur. 

Aus dieſen Gründen wurbe vorgezogen, bie näheren 
über den Gewerbebetrieb im limberziehen nicht in die all 
Drpdn. aufzunehmen, vielmehr wie biöher einem befonderen 8 
zubehalten. 

Die allgem. Gew.-Orbn. v. 17. Ian. 1845 befchrän 
barauf, in den $$. 14. und 60. folgende Vorfchriften über t 
zu ertbeilen: 

$. 14. Für den Gewerbebetrieb im Umherziehen bleiben bie 
fhriften maaßgebend, foweit nicht die Beftimmungen ber 66.1. bis 4 
eine Aenderung begruͤnden. 

$. 60. In Anfehung ber Befugniß der Gewerbetreibenden miüı 
Rechten, auch im Umherreiſen entweder felbit, ober durch Gehuͤlfen, Waarı 
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ar zum Behufe des Wicberverlaufs Waaren aufzufaufen, behält es bei ben 
Berfhriften fein Bewenden; es fol jedoch biefe Befugniß fortan nirgends 
men abhängig fein, daß ber Gewerbetreibende oder ber Gehuͤlfe einer ber 
Kichen angehört. 
deren nüpfen fich zunächft folgende allgemeine Bemerkungen: 


Die beiden Regulative v. 28. April 1824 und v. 4. Dee. 1836, 
biefel6. ergänı. und erläut. Beftimmungen, bilden die Grundlage 
genwärtig gültigen Geſetzgebung Über den Gewerbebetrieb 
wberzieben; die betr. älteren Dorfchrifien find durch das Megul. 
April 1824 beſeitiget !). Dies erfennt das (nachſtehende) R. der 
des H. (v. Bülow), des I. u. d. P. (v. Schudmann) u. d. 8. 
) v. 21. Dec. 1824 an die K. Meg. zu Merfeburg, Erfurt, Pots⸗ 
„Liegnitz, Pofen, Bromberg, Marienwerder und Düffeldorf 







an. 
ASeg. zu Stralſund hat angefragt: ob der Landesherrlich beftätigten Krämers 
welche das Haufiren ın der Stadt. gänzlidy verbietet, durch das Megul. 
SeufitsHanbel v. 28. April d. 3. derogirt werde? 
haben darauf entſchieden, daß durch dieſes als allgemeines Geſetz publizirte 
entgegenftehende ftatutariiche Vorſchriften aufgehoben feien, indem bafelbe 
ausdrüdlid erwähne, daß es durch bie von einander abweichenden 
s veranlaßt fei, denen man bei der Anwendung bes Gewerbfleuers@ef. in 
eng mit den in ben einzelnen Provinzen zur Zeit noch befiehenden fehr 
emen gefeplichen Vorſchriften über ben Haufichandel gefolgt it, und daß das 
IR ber Abfiht und zu dem Zwech erlafien werde, das Verfahren bei der 
ng bes Haufichandels allgemein zu regeln. 
FR. Reg. wird diefer Gefichtspunkt zur Nachricht und Achtung in vorkom⸗ 
un hierdurch ausdrücklich befannt gemacht. 
. VUL 1150. — 4. 110.) 


Die Regierungen find neuerbing8 zur genauen Beachtung und 
der Borfchriften über den Gewerbebetrieb im Umherziehen, an⸗ 
und zugleich zur gutachtlichen Berichterftattung über die Defchrän« 
feier Gattung des Gewerbeberriebes aufgefordert worden. 


ber K. Din. d. F. (Kühne) u. des H. d. ©. u. d. ff. A. 
che) v. 8. Nov. 1848 an fämmtl. K. Meg. 


wir mit Rüdfiht auf die bevorfiehende Ausfertigung ber Gewerbeſcheine 

1849 im Allgemeinen darauf aufmerffam machen, daß beſtimmungs⸗ 
B Ächenide Gewerbebetrieb, Die Regel, dagegen ber Gewerbebetrieb im Umberzichen 
e bilden foll, daß daher der Gewerbebetrieb der lepteren Art im All: 
nicht zu begünftigen iſt, fordern wir die K. Reg. auf, die Borfchriften 
we Anwendung zu bringen, welche fowohl hinſichtlich der erforberlihen per- 
» Gigenichaften derer, welche einen Gewerbeſchein nachſuchen, als auch bes 
ber Gegenfände, mit denen der Haufirhandel nur ftatthaft it, und der Ver⸗ 

und Dienſtleiſtungen ergangen find, zu denen nur Gewerbefcheine eriheilt 

en 









Beid, veranlaffen wir die K. Reg., fich baldigft darüber zu äußern, welde 
igen Segenftänden, namentlidy von denjenigen Handwerkerwaaren, auf welde 
ig Gewerbeſcheine zum Haufirhandel ertheilt werden dürfen, von Haufichandel, 

he bandwerfsmäßigen Verrichtungen, beren Betrieb im Umherziehen gegenwärtig 

werten darf. von diefer Art des Betriebes, zum Vortheil der ftehenden Gewerbe, 
bere der Handwerke und ohne Nacıtheil für die Konjumenten und das Publi⸗ 
ach dem Grmeflen der K. Reg. fünitig etwa auszuſchließen fein möchten? 

r Allgemeinen ift der Geſichtspunkt feitzuhalten, daß nicht ſowohl der Vortheil 

elche umherziehen, als vielmehr das Bedürfniß des Publikums maaßgebend 

z, vaß es mithin Hauptfählid darauf anfemmt, ob diejenigen Gegenftänbe, 

es ber Haufichandel geftattet und diejenigen gewerblichen Verrichtungen, zu 


ue dieſem Grunde find die älteren, ben Gegenſtand beir. R. u. Publ. 
At mitgetheilt. . 
15? 
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henen ber Gewerbeſchein ertheilt wird, "ein wirkliches Bedürfniß bes 9 
efriedigen. 

en Einzelnen ift bier zur Frage geftellt: ob Fupferne und meffingene | 
Mörfer, überhaupt ſchwere oder grobe Kupfer, Blei-, Zinns und De 
und ob von den Krammaaren (Cirf. v. 18. Dez. 1831) alle diejenigen &ı 
vom Haufirhandel ganz auszunehmen feien, welde mehr dem Lurns, als 
bürfniß des Nichtitädters dienen, 

(Min. Bi. 1848 ©. 356. Nr. 479.) . 

3) In Bezug auf den Gewerbebetrieb im Umherziehen ber k 
ſchen Juden ift bereits oben !) des Näheren erörtert, daß nad g 
tiger Lage der Geſetzgebung alle früheren Bejchränfungen für anfg 
zu erachten und dieſe Juden in der erwähnten Beziehung den 
Staatöbürgern vollfonmen gleichgeftellt find ?). " 

Mas dagegen die audländijchen Juden betrifft, fo findet eh 
Bfeichftelung derjelben binfichtlicy de8 Gewerbebetriebes im lmberz 
den inländifchen Juden nicht ftatt. 

Der $. 71. des ©. v. 23. Juli 1847 über die Berhältniffe de 
verordnet : 

Zur Niederlaffung ausländifher Juden bedarf es vor Grtheilung ber 
fationsurfunde der Genehmigung des Min. bes 3.?), 

Ansländifche Juden dürfen ohne eine gleihe Genehmigung weder af 
und Eynagogenbeanite, noch als Sewerfsgehülfen, Gefellen, Lehrlinge eb 
boten angenommen werben. Die Ueberjchreitung diejes Verbote zieht gegen 
länder- und gegen die fremden Juden, gegen legtere, fofern fie ſich bemi 
als 6 Wochen in den dieſſeitigen Staaten aufgehalten haben, eine fistahl 
firafe ven 20—300 Rthlrn. oder verhältnißmäßige Gefängnißftrafe nad) ſich 
Juden if der Eintritt in das Land zur Durchreife und zum Betrieb erlanl 
delsgefhäfte nach näheren Inhalt der darüber beftehenden oder künftig zu ı 
polizei. Vorſchriften geftattet. In Betreff der Handwerfsgefellen bewende 
bei den Beilimmungen der O. v. 14. Oft. 1838 (G. ©. ©. 503.) un 
auswärtigen Staaten gefchloffenen Berträge (G. ©. 1847 &. 263.). 

Hiernach find mithin die biöherigen polizeil. Beftimmungen, 
ben Gewerbebetrieb im Unherziehen, bezüglidy der auslänpdifd 
erlaffen worden, für befeitiget nicht zu erachten, fondern fernerhia 
ſichtigen. 

In dieſer Beziehung wird im Allgemeinen Bezug genomme 
im Thl. VIII. Bo. 3. des Werkes (die Verbältniffe ver Juden) & 
mirgerheilten, diefen Gegenftand ber. Beftimmungen. 

Mas inöbejondere: 

1) die Juden der Zollvereind-Staaten betrifft, fo q 
Hinficht derfelben das C. R. der K. Vin. d. F. u. des I. für Ge 
v. 2. Sept. 1834 nähere Beftimmungen. 

(S. zum $. 12. des Regul.) 

2) In Bezug auf den Gemerbebetrieb im Umberziehen ber Pol 
und Ruſſiſchen Juden find ergangen: Ä 

a) C. R. ver K. Min. des J. für 9. u. ©. (v. Schudfmaı 

J. u. d. P. (v. Brenn) u. d. 5. (Maafen) v. 30. April 183 

K. Reg. zu Gunmbinnen, Königöberg in Pr., Marienwerder, | 

Poſen und Oppeln. 


1) Bergl. oben S. 14. u. 15. 

2) Vergl. auch das C. N. der K. Diin. des J. u. d. F. v. 2. April 
zum g. 8. des Regul.) 

3) Das C. N. des K. Din. des J. v. 13. Dec. 1848 beſtimmt (in 8 
K. O. v. 7. Juli 1848), daß tie Naturalitation fremder Juden vd 
anderen Beringungen, als bie Naturalifation ausländbifcer | 
abhängig zu maden, und daß folhe von den Regierungen el 
nehmigung bes Min. des 5. erteilt werben könne, 

(Min. Bl. d. i. 2. 1848 ©, 373, Nr. 463.) 
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De das Regl. v. 28. April 1824 die Zulaffung von Ausländern zum Gewerbes 
we im Umsherziehen zwar bebdingungeweife geitattet, feinesweges aber vorfchreibt, 
u den Reg. die Beurtheilung überläßt, auserdem auch der frühere Befis eines 
befheines bie Befuaniß der Neg. zur Verſagung der Erneuerung deſſelben 
usihließt, wenn ſolche, wie in Anſehuug der Bolniihen Inden, durch befons 
känbe geboten wird; fo mollen wir zur Bejeitigung der in dem Ber. ber K. 
‚17. Jan. d. 3. gefchilderten Nachtheile diefelbe hiermit anweiſen, feinem Pol: 
oder Nuffiſchen Juden, er ſei ſchon früher mit einem Gewerbſcheine verfegen 
I eder nicht, einen folhen weiter zu ertheilen. Glaubt inbeflen die K. Meg. 
hrer pflicdytmäßigen Ueberzeugung, der Pelniſchen und Ruſſiſchen Juden für 
auftenhandel im Allgemeinen oder für einzelne Gattungen beffelben nicht ganz 
m zu können, fo bleibt Derjelben zwar überlafien, aucd noch einzelne Indi⸗ 
dieſer Kategorie mit Gewerbſcheinen zu verfehen, jedoch nur ausnahmsweiſe, 
x dann, wenn gegen bie Moralität und Zuverläffigfeit ter betr. Subjefte 
w an ſich fein Zweifel obwaltet, fendern dieſelben auch noch einen im Ins 
mwänbaften, von der K. Neg. fir annehmlich erfannten Bürgen flellen, welcher 
hererbindlich zur Bertretung alles aus den Handlungen dieſer Juden im 
Mtgate etwa entflehenden Schadens verpflichtet. Diejes Bürgfchaftsverhältnig 
RB kdesmal in dem Gewerbſcheine ausdruͤcklich zu vermerken, 
u die Reg. der übrigen Granzbezirke hiernach ebenfalls angewieſen find, fo 
ı erwarten, dad die Zahl ter mit Haufiricheinen verjehenen PBolnifchen und 
ea Juden fünftig nur gering, aud, die Ausdehnung der Gewerbicdeine der⸗ 
wf andere Meg.: Bezirke von feinem wejentlihen Nachtheile fein wirb; die 
. wird indeſſen nod ausbrüdlich darauf aufmerkſam gemacht, daB es Ihr, 
z Wewerbfchein auf eines der im $. 18. des gedachten Regul. bezeichneten 
e gerichtet if, oder ber Inhaber verdächtig fcheint, unbenommen bleibt, bie 
mug des Gewerbſcheines auf Ihren Bezirk zu verweigern. 
23 nun die ausländiihen Juden betrifft, weldhe, ohne mit Gewerbfcheinen 
.zu fein, in ben biefieitigen Staaten umherreiſen, jo kann die Zahl berfelben 
nur unbedeutend fein und zu feinem Nachtheile gereichen, wenn die Behörs 
in dem M. des Min. des J. u. d. P. v. 22. Nov. 9. 3. 1) wegen des 
shens ber polnischen Juden enthaltenen Beſtimmungen gemäß, an der Gränze 
kein tie Legitimation, fondern auch den Reiſezweck und den Beſitz der nöthts 
Kemittel genau prüfen, und erfi nad erfannter Vellitäntigfeit und Nichtigkeit 
wirklich geftatten, auch bei Viſirung jedes Paſſes außer der Richtung 
noch die. Dauer derjelben im Lande genau beitinnmen und reſpektive nad) 
beichränfen, welches die K. Meg. den PBolizeibehorden wiederholentlich 


bat. 

isen ausländifchen Juden, welche dennoch ſich einfchleichen, find nach Aufs 

ciner möglichft genauen Perſonsbeſchreibung, wodurch es möglich wird, fie 

wieder zu erkennen und zur gefehlichen Strafe zu ziehen, und nadı gehöriger 

mem; vor der Ruͤckkehr über die Graͤnze zu ſchaffen, und dieſe Verweiſungen 
ichſt zur allgemeinen Kenntniß der Bolizeibehörden des dortigen Bezirks 

w, fondern auch der übrigen Grängbezirfe zu bringen. 

re Antrag auf Wiebereinführung förperliher Züchtigung gegen die unbefugt 

sjenden Polniihen Juden aber iſt aus den der K. Reg. in diefer Beziehung 

as Min. des 5. u. d. B. ſchon mehrfad eröffneten Gründen nicht zuläfftg. 

v XVIII. 528. — 2. 156.) 

‚RR. der 8. Min. des I. für Gew.Ang. (v. Brenn), des I. u.d. P. 

u Nochow) u. d. F. (v. Alvensleben) vo. 12. Dft. 1837 an fünntl. 

. Deg., fo wie an das K. Polizei⸗Präſid. in Berlin. 

2 Min. finden fi (refp. mit Hinmweifung auf den Erlaß v. 30. April 1824, 

528.) zu der Beſtimmung veranlaßt, dag fünftig nur diejenigen Reg., der n 

mit Rußland oder dem Königreihe Polen granzen, befugt fein jollen, Hauſer⸗ 

efcheine an Juden aus Rußland ober Polen zu ertheilen, 

.XXI. 1082. — 4. 197.) 


der Min. des 9. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. v. 14. Sept. 1838 
ı die KR. Meg. zu Bromberg. . 


Bagl. dies ®. in Th. VIII. 80.3. des Werkes (die Berhältniffe der Juden) 
6 WR. 
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Die in bem Ber. der K. Reg. v. 3. v. M. in Betreff der Zulaſ 
Inden zum Brobuftens Handel in den diefieitigen Staaten in 
beiden UErlaſſe v. 30. April 1834 1) (9. S.528.) und v. 15. Oft. 1835 ( 
Tonnen neben einander fehr wohl befichen, ohne daß ber letztere jenen m 
aufhebt, denn bas eine R. bezieht fich auf die zum Haufirkandel qualifigir 
das andere aber auf die Waaren, mit welchen ein folder Handel für zul 
iR. Für eine entgegengefeßte Anfiht der Neg. zu Marienwerber fprid 
zeichte Schreiben derſelben v. 25. Mai d. 3. auch nicht, namentlich nid 
von ihre der Erlaß v. 30. April 1834 duch den v. 15. Dft. 1835 fü 
gehalten werde. 

Dagegen hat bie K. Meg. das R. v. 30. April 1834 zu eng interpr 
gleich nämlich es dort heißt: 

es bleibe der Regierung überlafien, auch noch ferner einzelne Indi 

Kathegorie mit Gewerbeſcheinen zu verjehen, 
und im vorliegenden alle fünf Individuen mit einem Male die E 
nachſuchten, fo kann dod mit dem Ausbrude „ einzelne Sndividuen“ ı 
nahmemweife Ertheilung ber Gewerbeſcheine an fo viel einzelne Individr 
fein, bis durch den @ewerbebetrieb das Bebürfniß des Inlandes nady t 
der Regierung befriedigt if. Der Stelle eine andere Deutung, insb 
Deutung geben zu wollen, daß nach derfelben nur ein Individuum nad) 
den Antrag hätte formiren bürfen, nicht aber alle fünf mit einen Mu 
begründet, noch angemeflen. 

Uebrigene wird die K. Neg. darauf aufmerfam gemacht, daß der 
Fremder mit Theer, namentlich auch in ber dortigen Brovinz, nach ber 
bes Herrn Oberpräfidenten, nody Bebürfnig if. 


l. 


Hegulativ v. 28. April 1824 über deu Gewerbsb 
Umsherzichen, und insbefoudere das Saufire 


Einleitung. 


Bei der Anwendung ber in dem Gewerbefteuergefebe v. 30. Mail 
bie 24. einfchließlih, FF. 37. Litt. b 38 und 40. enthaltenen Beftim: 
den Haufichandel und die Gewerbe, welche im Umherziehen getrieben 
deren Verbindung mit den in den einzelnen Provinzen zur Zeit noch bet 
verfchiedenen geſetzlichen Vorſchriften über dieſen Gegenftand, find fo abı 
fihten und Gefihtspunfte verfolgt. daß das Bebürfniß fühlbar gewor 
Verfahren durd vorläufige Vorſchriften bis dahin zu regeln, daß bei 
ber gewerbepolizeilihen Gefeggebung auch diefer Zweig der Verwaltu 
allgemeine Beitimmungen erhält. Deshalb Haben die unterz. Min. de 
u. dee P. ud. F., auf Allerhöchſten Befehl Sr. Maf. des Königs, 
Regul. erlaffen, nad welchem fid die Behörden und diejenigen Berfone 
angeht, zu achten haben. 

Was zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gehört. 

6.1. Kaufleute, Fabrifanten und Handwerker, welde mit ihren 8 
märfte beziehen, und fie dafelbft in offenen Läden oder Buben feil haltı 
Berfonen, welde auf die Wochenmärkte ſolche Erzeugniffe zum Verkaufe 
nad) den deshalb geltenden befonderen Vorſchriften oder nad der Ortes: 
den Gegenfländen gehören, womit auf diefen Märkten auch von ander 
Binwohnern Handel getrieben werden darf, find für Perfonen, die ihr 
Umherziehen betreiben, nicht zu achten, wohl aber diefenigen, weldı 
fremde Erzeugniſſe von einem Orte zum andern zum Verkauf herumführ 
offenen Straßen, in Gaflhöfen oder in Privathäufern umherziehend fell! 

$. 2. Wer Waaren ohne Beitellung an einen oder mehrere ander 
feinem Wohnorte bringt, oder verjendet, um ſolche daſelbſt außer ben 





1) Vergl. oben sub a. 
9) Bergl. das R. v. 15. DOM. 1835, welches übrigens gar nicht vom 
ber Juden ſpricht, zum F. 14. Nr. 1. des Megul. (f. unten). 
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(ziht fertbauernd) ſelbſt zu verkaufen, ober durch Andere für feine Rechnung 
ka ober öffentlich verfteigern zu iaften, bedarf bazu eines Gewerbeſcheins. 
je findet bei Pferdes und Viehhändlern ftatt, welche die Thiere an einen ober 
? Orte binbringen und zuweilen diejelben öffentlich verſteigern laſſen, ober, 
54 beim Durchführen derjelben an einzelnen Orten, des Verkaufs wegen, eine 
ug verweilen. 

3 Das Umhertragen zum Verkauf oder der Auffauf von foldien Waaren, 
hen der Verkehr im Umherzieben überhaupt flatthaft ift, wird, wenn dies von 
werbetreibenven felbit oder feinen Hausgenoften blos im Polizeibezirfe des 
is geſchieht, für gewerbſcheinpflichtig nicht geachtet, vielmehr bedarf es dazu 
beſondern Erlaubniß der Orts: Bolizeibehörde; dech bleibt es dem Ermeſſen 
ren überlaften, folche Erlaubniß aus zureichenden von der Perfönlichkeit her⸗ 
men Gründen zu verfügen; und iit fie nicht verpflichtet, dieje Gründe dem 
z anzugeben, fendern verbleibt demjelben nur der Rekurs an bie vorgefepten 


L 
L Selbſtgewonnene Produfte und felbftverfertigte Mauren, melde zu denen 
bie Jedermann auf Wochenmärkten feilhalten darſ ($. 14. Nr. 1.), fann je 
mber auch außer feinem Wohncrte (in der Umgegend) deſſelben, weldhe er- 
ea Falls näher zu beitimmen, den Kreisyolizeibehörten vorbehalten bleibt, 
a Berfaufe umhertragen oder jchiden, chne dazu eines Gemerbefcheins zu 

Auch zu dem Verkehre mit felbit gewonnenen Waaren, weldhe (wie z. 2. 
bien, Torf, Heu, Shit u. f. w.) gewöhnlich zu Schiffe verfahren und aud 
: gewöhnliden Marktzeit vom Schiffe aus verkauft zu werden pflegen, ift 
mbeickein nicht erforderlich. Wenn aber ſolche Mauren nicht felbft gewonnen, 
nfgefauft find, fo "findet ber $. 2. darauf Anwendung. 
. Zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gehört ferner zwar auch das Ges 
jenigen Berfonen, welche im Lande umherreiſen, um in Privathäufern und 
I, oder auf cffener Straße Waaren irgend einer Art zum Wiederverfauf zu 
oder, um Wuarenbeftellungen zu ſuchen. Es gehört aber nicht dahin das 
ber Meſſen und Jahrmärfte, um daſelbſt Waaren zum Mieberverfauf einzu: 
auch bedürfen diejenigen Inländer, welche ein offenes Gewerbe treiben, und 
Behuf umherreifen, um die Materialien zu ihrer eigenen Yabrifation auf: 
feines Gewerbeſcheins, fondern blos einer polizeilichen Legitimation. 
k Berfonen, welche ein ſtehendes Gewerbe treiben, deſſen Betriebart nad 
brauch es mit fidy bringt, unbeitelfte Arbeit in ber Umgegend ihres Wohn: 
ucen, als Glaſer, Schorniteinfeger u. f. w., betürfen dazu weder für fid 
igce Geſellen und Lehrlinge eines Gewerbeſcheins, fondern blos einer polls 
Mseitimation, welche die nähere Bezeichnung, was zu der Umgegend ihres 
B zı rechnen it, mit ausbrüden muß. Welche Hundwerfer nad) der ge⸗ 
w Betriebsart in einzelnen Gegenden des Landes hierher zu rechnen find, 
Regierung für ihren Bezirk beitimmen und dieſe Beſtimmung durch das 
t befannt machen. Andere Perſonen, welche Dienite oder Arbeiten im Um⸗ 
anbieten, ober in dieſer Art Gegenjtände zur Schau ausitellen ($$. 17. u. 
ı gewerbjcheinpflichtig. 

Erteilung und Form des Gewerbeſcheins. 


Ueberhaupt foll, vie voritehend bezeichneten Fälle der Ausnahme abges 
tiemand ohne den Befiß eines Gewerbeſcheins (Gewerbeſteuergeſetz v. 30. 
D $. 20a.) irgend ein Gewerbe umherziehend betreiben 

Gin folder Gewerbefhein, das it Konzefiion zu einem Gewerbe, wel: 
Inaherziehen getrieben wird, muß das vollitändige Signalement des Inha⸗ 
Zeit und die Dertlichfeit, werauf fih fein Sewerbsbetrieb erſtrecken fol, 
ıtand, werauf fidy folcher beziehet, mit Benennung der zu führenden Waa⸗ 
dee Dienflleiflungen und Schaujtellungen enthalten. Bei Bezeichnung der 
den Waare muß aber darauf gefehen werben, taß die Beſtimmung nicht zu 
Mt, fondern wenigitens eine ganze Kathegorie von Waaren ähnlidyer Art 
umfaßt werde; und wenn hierbei zumeilen nach Gewohnheit bes Landes 
hen Bebürfniffen, Verbindungen von Wuaren zu einem Verkehr vorfonmen, 
nicht gewöhnlidy find, fo werden die Miinifterien des Handels und ber Bis 
mf die besfulfigen Anträge der Megierungen, dergleichen Verbindungen ein 
al genehmigen, und wird foldes von den Regierungen burdy die Amteblät- 
ers befannt gemacht werben. 

Des Gewerbefhein wird von jebem Gewerbetreibenden diefer Art bei ber 
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Bolizeibehörbe feines Wohnorts nachgefucht und auf deren gutachtlichen Berk 
die Erforderniſſe nad) 6. 11. von der Regierung bewilligt und ausgefertigt. 
länder müflen, wenn fie in dem falle find, einen Gewerbeſchein erhalten zu | 
($ 12.), ihr Geſuch an bie Regierung richten, welche die Zuläffigfeit felbR 3 
theilen und bies den Kreisbehörben in feinem Falle zu überlaffen bat. & 
Konzeffionen follen nur ausnahmsmeife und fünnen nur von den Miniiiel 
Handels, des Innern und ber Polizei und der Finanzen gemeinfchaftlich ertheilt 
6. 10. Da jeder Gewerbefhein nur für tas Kalenderjahr, auf welchch 
theilt worden, gültig iſt, ſo muß ven den Perſonen, melde ein Gewerbe im) 
ziehen fortvauernd betreiben, die Erneuerung ihrer Gewerbeſcheine für das MM 
gende Jahr wenigftens drei Donate vor Ablauf des Jahres bei ber Pofige 
ihres Wohnorts nachgeſucht werben. 
Berfönlihe Erforderniffe zum Gewerbsbetriebe im Umherzichen. 
6. 11. Im Nllgemeinen und innerhalb der Gränzen ber gegenwärtigen 
mungen, wird es dem pflichtmäßigen Grmeflen der Regierungen überlafen, 
Berfonen fie den Gewerbsbetrieb im Umherziehen geftatten wollen; jedoch 
auf nachſtehende Erforderniſſe unverbrühlich zu halten: 
1) Es darf der Gewerbefchein für Niemand ausgeferti t werden, ale von? 
bie Polizeibehörde feines Wohnorts pflihtmäßig verfihert, daß ihr bei 
ein Menidh von gutem Rufe und unbeſcholtenen Sitten, nad vorgäng 
nauer Erfundigung, hinreichend befannt geworben ſei. Wer jeboch ei 
den Grund einer felhen Berfiherung den Gewerbefhein erhalten Bat, % 
die Erneuerung deſſelben nicht anders als aus befondern gegen ihn fyed 
Gründen, verfügt werben dürfen. ' 
2) Perſonen, die unter väterlicher oder vormundſchaftlicher Obhut ftehen, 1 
wofern ihnen fenft dee Gewerbeſchein ertheilt werden fann, bei deſſen f 
hung die Ginwilligung ber Eltern oder Bormünder, und eben fo & 
bie ihrer Shemänner, in Privatdienften ftehende Perſonen aber, die Zuß 
ihrer Dienſtherrſchaft, beibringen. ' 
3) Der SGewerbefhein darf an Niemand gegeben werben, ber mit einer 
ben und efelhaften Krankheit ober einem dergleichen Gebrechen behaftet 
eben fo wenig 
4) an Jemand, welcher nicht innerhalb Landes einen feften Wohnſitz g 
wo er bie öffentlihen und Gemeindelajten, gleich andern Ortseinwohnerg 
Auch foll 
5) in der Regel Leuten unter Dreißig Jahren nicht erlaubt werben, ein 
im Umbherziehen zu betreiben; es wäre denn, daß das Gewerbe eine 
Gilernung erforderte, und doch nicht wohl auf eine andere Weije ale tm] 
ziehen getrieben werben könnte. — 
§. 12. Ausländern darf in der Regel der Gewerbsbetrieb im Umhergich 
für den Haufirhandel mit den $. 14. unter Nr. 1. bezeichneten Waaren, 
Waarenbeſtellungen zu juchen und zu den $$. 17. bis 19, genannten Diew 
gen und Schauftellungen, außerdem aber nur dann geftattet werden, wenn J 
werbe in der Gegend entweder gar nicht, oder nicht mit der ihnen eigenen ® 
lichkeit getrieben wird, und doch als öffentliches Bedürfniß anzufehen if, ode 
bie Reziprozirät gegen Nachbarſtaaten ſolches erfordert. Im legtern alle be 
aber der gemeinichaftlihen Genehmigung der Minitterien des Handels, bei 2 
und der Polizei und ver Finanzen. Jedenfalls muß auc bei Ausländern 
im $. 11. unter 1. 2. und 3. vorgeſchriebenen Erforderniſſe, und zwar auf 
in der Art, daß fie ein ſolches Zeugniß ihrer Unbefcoltenheit, von Seiten 
wärtigen Obrigfeit ausgeftellt, der Regierung einreichen müſſen, forgfältig ® 
genommen werben. 
6. 13. Solchen Berjonen, die Werfe der bildenden Kunft, Landkarten. 
mente u. f. w. (8. 14. Nr. 6.) umher tragen oder fchicken, fönnen zum Bein 
res Gewerbes auch Sehülfen, und auch für Rechnung inlänbifcher lebender um 
hafter Handlungen und Werkitätten diefer Art, ausländiihe Gehülfen bemiiiig 
den; und eben fo find zum Durchreiſen der Provinz, um Wanrenbeftelungen‘ 
hen, Mittelöperfonen (reiſende Diener) zuläffig; nur müflen auch für folhe 
fen und Diener die Srforberniffe tes $. IL. Pr. 1.2. und 3. nadhgewiefen, 
bige in dem Gewerbeſcheine fo, wie $. 8. vorgefchrieben worden, namentlich ! 
und fignalifirt werben. Bloße Begleiter zum Transport der Waaren ober uk! 
tung des Welpanns, können die Negierungen, nad den Umftänden und ifrem% 
mäßigen Ermeſſen, bewilligen; jedoch muͤſſen auch dieje in dem Gewerbe 1 




























Bon bem Gewerbe⸗Betriebe im Umherziehen. 233 


web Rgnalifirt, und bürfen unter feinen Umftänden Kinder vor vollenbetem 
„es fei unter welchen Borwande e8 wolle, mit umher geführt werben. 


der Waaren, auf welde der Haufichandel und Auffauf geſtattet werben darf. 


14. Gemwerbeicheine zum Hauſiren dürfen in der Negel (8. 16.) nur auf 
Bmsie Gegenſtände ausgefertigt werben: 
felche, welche Jedermann, audy wenn er nicht im Orte wohnt, auf Wochen: 
been feil Halten darf. Dahin gehören 3. B. friihe Lebensmittel aller Art 
andere Brodufte des Bodene, der Land: und Koritwirthfchaft, der Jagd und 
Re Fiſcherei, trockene Mühlenfabrifare zum Genufle, Gitronen, Pommeranzen, 
tinen, überhaupt frifhes und gebörrtes Obſt und Gemüfe aller Art, Milch, 
„Federvieh, frifche, geſalzene, gedörrte und geräucherte Fiſche, gejalzenen, 
Bertes und geräuchertes Fleiſch, wogegen der Huufirhandel mit friſchem Fleiſche 
nur beiondere zuverläffigen Berfonen und auch nur für die nächfte in dem 
heine zu bezeichnende Umgegend ihres Wohnorts, geftattet werben fell, 
5 Iheer, Beh, Kienruß, Beien, Sänereien, Hopfen und ähnliche Gegen⸗ 
Ge bleiben aber Material: und Spezerei- Wuaren, Wein, Brauntwein 
B#&zueure aller Art unbedingt ausgeichloflen; 
Bälle und Abgänge, bie in der Haus: und Landwirtäfchaft und beim Be: 
ber Gewerbe entitehen, mit Ausnahme alter (gebrauchter) Kleidungsftüde 
Betten, ingleihen Metallbruh, mit Ausnahme des Bruchgeldes und Bruch⸗ 









ey 
afle diejenigen Waaren, welche nadı der jebesmaligen Grhebungsrolle der 
Buaben zu den groben furzen Waaren gerechnet werten, besgleichen 
ahmliche Waaren, die ter dafelbit ausdrücklich benannten gleich zu achten 
3. alle groben Gifenwaaren aus gefchmiebetem Gijen, Giſenblech, Stahl: 
ifendratß, ferner gewöhnliche Steingut=, Fayence- und irdene Waaren, 
hen Korbmacherarbeiten, Scleifiteine, Plintenfteine, Serpentinfteins 
zn, Schwamm, Oblaten, Saiten, Fiſchbein u. f. w. 
gewöhnliche Seiler: und andere Hanf: Waaren, auf Garn, Zwirn, Band und 
Mämpfe von Leinen, auf Leinwand, Zmwillic und Drillich, gebleicht und uns 
eicht, einfarbig und bumt; ferner auf bunte Gewebe aus Leinen und Baums 
agarn gemifcht, melde im Lande verfertigt werben, body nur in fefern, als 
Fabrikation bereits vor Erſcheinung bes Gewerbeſteuer-Geſetzes vom 30, 
k 1820 auf ten Haufir-Handel gegrimdet war, desgleihen auch auf wollenes 
wollenes Strickgarn, und wollene geſtrickte Waaren; endlich 
Me der bildenden Kunſt, Landkarten, mechaniſche, mathemaliſche, optiſche 
Amfaliſche Inſtrumente. 
Für alle Gegenſtände, mit welchen nad vorſtehendem F. 14. ber Hau⸗ 
rg iſt, kann in der Regel auch ter Aufkauf geſtattet werden. 
5. Sollten örtliche Verhaͤliniſſe und Bebürfniffe Erweiterungen ober Bes 
der hierdurch beſtimmten Haufirbefugniſſe erforderlich oder wuͤnſchens⸗ 
a; fo werben ſolche, auf die desfallſigen Anträge der Regierungen, von 
IL bes Handels, des Innern und ber Belizei und der Finanzen gemeins 
eriheilt werden. 


Dientleiftungen und Schauftellungen im Umherziehen. 


7. Gchleifen, Holzuhrmachern, Siebmadern, Leinfaatjiebern, Topfbinbern 
Mickern, Korbflehtern, approbirten Viehfaftrirern und Kammerjägern, kann 
zbeicheitt zum Betriebe ihres Gewerbes im Umherziehen überall ertheilt wers 
be Biinifierien behalten fid) aber vor, biefe Bewilligung auch auf andere Ge⸗ 
Sende ähnlicher Art auszubehnen, wenn darauf Seitens ber Regierungen, in 
36. bezeichneten Yällen, angetragen wird. 
23. Nuc Gejellihaften von Mufifern des In: und Auslandes, welche unter 
Berficher, der für die‘ übrigen haftet, aus wenigftens vier unverbächtigen, ges 
Berfonen beſtehen, if, bei obgedachter perjönlicher Dualififation und deren 
mäßigen Beſcheinigung, der Gewerbefchein nicht zu verfagen; einzelnen Mus 
‚aber, Harfenipielern, Drehorgelipielern und Schaufaitenführern, besgleichen 
Aten, Kunftreitern, Marionettene und Buppenfpielern, Tafichenfpielern und fols 
en, bie Kunfl- oder Naturfeltenheiten zur Schau ausitellen, iſt derjelbe 
mmerweife, aus befondern, von ihrer Perfönlichfeit hergenommenen Grüns 
nad roraufgegangener firenger Prüfung ihrer Mectlichkeit und Sittlichkeit, 
wer nur in mäßiger Zahl, und mit befonderer Auswahl, zu bewilligen, 
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Wenn jedod, bei folhen Kunftleiftungen und Ausftellungen ımmberzie 
ein rein wiſſenſchaftliches, oder ein höheres Kunſt⸗Intereſſe ſtatt finde 
ihre VBorftellungen nur in größeren und mittleren Städten und in ei 
gerichteten Lokalen für Eintrittsgeld geben wollen, fo bedarf es da 
des Gewerbeſcheins, fondern nur der befonvern orispolizeilidhen Erla 

6. 19. Die Erteilung von Konzeffionen für Schaufpieler: uı 
fellfchaften, bleibt dem Miniſterium des Innern und der Polizei, nad) 
lid, vorbehalten. 

Verhaltungsregeln für diejenigen, welche ihr Gewerbe im Umherzie 
. 20. Der Sewerbeidein gilt nur für die Perfon des darin g 
bers; derſelbe darf alfo niemals an einen Dritten verliehen, abgetre 
gend eine Art überlaffen, oder anderer Mißbrauch damit getriebenz ı 
nig eine darin nicht genannte Perfon, wäre fie auch von der Zamiliı 
von lebterem mit umhbergeführt, als das Gewerbe für Rechnung bei 
einer dritten, in dem Gewerbeſcheine nicht genannten Perfon, getriebı 
$. 21. Der Gewerbeſchein berechtigt immer nur, wofern darin 
engere &ränze bezeichnet if, zum Gewerbsbetriebe innerhalb des Be; 
tung, welde ihn ertheilt hat. Soll alfo die Befugniß daraus noch a 
NR terungöbegi, oder auf einen Theil deſſelben ausgedehnt werden, 
treffende Megierung die Erlaubniß dazu unter dem Gewerbeſchein be 
fen. Innerhalb des Graͤnzzollbezirks darf überhaupt fein Gewerbe 
getrieben werben, wenn nicht ber Gewerbeſchein ausdrücklich die Erlaubı 

6. 22. Auf den Grund des Gewerbeſcheins darf der Inhaber 
nannte Gewerbe, jedoch nur in den darin beflimmten Graͤnzen, nicht 
und Mocenmärkten, fonbern auch außer denjelben, lesternfalls aber 
der Beilage B. des Gewerbefteuergefehes vom 30. Mai 1820 zur ci 
gehörigen Ortfchaften, acht Tage lang, in denen bie zur zweiten Abti 
vier Tage lang, in denen bie zur dritten Abtheilung gehören, zwei ‘ 
in den zur vierten Abtheilung gehörigen Heinen Städten, Flecken und 
Tag lang treiben. Die Orts: Bolizeibehörden können inzwifchen d 
befondern Gründen verlängern ober verengen. Bis zur näditen Wie 
firers an dem nämlidyen Drte müflen aber mindeltens vier Wochen vı 
von find jebocd die Markttage überhaupt und ſodann auch diejenigen 

enommen, welche mit ben im $. 14. Nr. 1. genannten Waaren hand 
even Drt zu jeder Zeit ungehindert befuchen fönnen. 

$. 23. Jeder Inhaber eines Gewerbeſcheins muß benfelben be 
ſtets in Urfchrift bei fi führen; beglaubte Abjchriften deſſelben find 
ungültig. Auch muß er fi an jedem Orte, wohin er fommt, vor d 
nes Geichäfts bei der Ortspolizei perjönlic melden. (&. v. 30. Dia 
Bei denjenigen PBerfonen, welche mit Lebenemitteln haufiren, ($. 14. 
es diefer perfönlihen Meldung nur, wenn fie fid) ihres Gewerbes w 
einen Tag an dem Drte aufhalten wollen. 

6. 24. Die Gaftwirthe find verpflichtet, von Perfonen, die ein ( 
ziehend betreiben, wenn biefelben über Nacht aufgenommen fein woll: 
werbefchein für das lanfende Jahr vorzeigen zu lafien, und wenn f 
befißen, davon ber Orts: Polizeibehörde fofort Anzeige zu machen. (( 
feb v. 30. Mai 1820, $. 24.) 

6. 25. Niemals darf eine Berfon, weldye ihr Gewerbe im Um 
tn Privathäufer, chne aufgefordert zu fein, oder in Gafthöfe, ohne bi 
niß des Wirthe, zu dem Zwecke eintreten, um ihre Waaren oder Dier 
zubieten. Nur Berfonen, welche durch das Land reifen, um Waaren 
fuchen, find hiervon ausgenommen. 


Strafbeflimmungen. 


$. 26. Wer umherziehend ein Gewerbe treibt, ohne fih über 
dazu mittelit Gewerbeſcheins fir das laufende Jahr ausweijen zu föı 
nur die Jahresfteuer im höchſten Sage nachzuzahlen und außerdem 
Betrag derfelben als Strafe zu entrichten, fondern auch überdies die A 
jenigen Gegenſtände verwirkt, die er wegen feines Gewerbes bei ſich 
Diefe Beſtimmung ift auch dann zur Anwendung zu bringen, » 
Kontravenient Wanren bei ſich führt, auf welche nad) dem gegenwärt 
ein Sewerbefhein nicht einmal hätte extheilt werben dürfen. 
37. Cine gleide Strafe, nur mit Wegfall der Nachzahlu 
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gen, welcher zwar einen Gewerbeſchein befigt, aber ein anderes als darin 
Bewerbe treibt, oder andere, als die ihm danach geftatteten Waaren führt. 

Daftelbe findet flatt, wenn der Inhaber des Gewerbeicheins den leptern 
ritten verleiht, überläßt oder abtritt, oder andern Mißbrauch damit treibt, 
base Gewerbe für Rechnung des Inhabers von einer britten, in dem Ge⸗ 
nicht genannten Berfon getrieben wird. In diefen Fällen trifft die volle 
Inhaber fowohl als den Dritten, und der legte muß außerdem noch, wie 
te Deo F. 26. die Steuer nachzahlen; audy muß einer für ven andern for 


Mer die Vorfohrift des 8. 25. muthwillig verliebt, hat unfehlbar ein: 
ige Sefängnißftrafe verwirkt. 

Andere Uebertretungen bes gegenwärtigen Negulativs, fire welche vor: 
: befonbere Strafen beſtimmt find, follen mit einer Geldſtrafe von Zehn 
en bis Zehn Thalern geahndet werben. 

Mo feſtgeſetzte Geldſtrafen wegen Unvermögens nicht vollſtreckt werben 
kritt bie verhälmißmäßige Gefängnißitrafe an deren Stelle, und zwar in 
zifie, bap achttaͤgige Gefaͤngniß⸗ und Yünf Thaler Geldfirafe einander 
ft werben 

In den Provinzen, wo das A. 2. R. und die A. ©. D. eingeführt 
e bie polizeilichen Straffaͤlle (89. 29. und 30.) von ben refpeftiven Kreis⸗ 
Bolizeibehörden, jedoch mit Vorbehalt des Rekurſes an die Regierung, 

mit Borbehalt der Berufung auf richterlihes Grfenntniß, fo weit foldye 
eſezen jlatt findet, zu entfcheiben. 
jenigen Provinzen aber, wo das A. L. N. und die A. ©. O. nit eins 
. gehet die Feſtſetzung und Cinziehung der Strafen von denjenigen Bes 
‚„ welde nad den dort beftehenden allgemeinen geſetzlichen Vorfchriften 
ürafen zu erfennen, und deren Einziehung zu bewirken haben. 
as Berfahren bei finanziellen Straffällen $6. 26. 27. 28. beftinmt ber 
ewwerbeftetiergeieh v. 30. Mai 1820, 8. 42. 

Bon jeder Bollfitedung einer aus den 86. 26. 27. und 28. erfannten 
ber Ortsobrigfeit des Kontravenienten von Amtswegen Nachricht gegeben 

letztere, fobald ein folher Straffall bei einem und demfelben Rontraves 

Drittenmale vorgeflommen ift, verpflichtet fein, davon bei der gewöhnlis 
keritattung über die Erneuerung der Gemerbefcheine der Megierung Ans 
hen, die Regierung aber alevann die Befugniß haben, die Erneuerung 
iſcheins zu verjagen. 
je allen Geldſtrafen und Konfisfaten erhält der angebende Beamte 


Tranfitorifche Beftimmungen. 

Perſonen, weldhe ein nad diefem Megulative auch fünftig erlaubtes Ges 
rziehend, bis zur Publifation defielben vorwurfsirei getrieben haben, foll 
iS nicht verfagt werden, foldyes fortzufepen, wenn fie die erforberlichen 
Gigenfchaften ($. 11) nachträglich nachweiſen, wobei jedod) das etwa 
er (Nr. 5 daſelbſt) ihnen nicht entgegen ftehen fol. 

Gehört aber in dem $. 35. gedachten Falle das bisher umberziehend 
jewerbe zu ben künftig nicht erlaubten Gewerben, fo foll, übrigens unter 
ingungen, bie Fortjegung nur noch auf ſechs Monate, nad Publikation 
attos, geftattet werben. 

Den g enannten Lingenſchen und andern Packenträgern und Schnitt⸗ 
ı Holz:Uhrmadern, Schleifern, Keſſelführern und Gifenwaaren: und Leis 
. fol aud) ausnahmsweiſe geftattet werben, bie ihnen bisher zugeflandes 
ı noch ſechs Monate hindurch beizubehalten, aber Feine neue anzunehmen, 
yenn ſolches diefem Negul. ($. 13.) gemäß. (G. S. 1824 ©. 125.) 


zungen und Erläuterungen zum Negulativ vom 
28, April 24 s 
A. 


jam Gewerbebetriebe im Umherziehen gehört. (Re⸗ 
-6.) 


5. 16. des Regul. enthalten die Beſtimmungen darüber, weldhe 
bende den Vorſchriften für den Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
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ziehen unterworfen, und inwiefern Perfonen, bie außer ihr 
orte Gewerbe betreiben, dennoch jenen Vorſchriften nicht 
fein follen. 


Zum $. 1. des Negulativs. 


A. Kaufleute, Fabrikanten und Handwerker, welche mit if 
Jahrmärkte beziehen, und fie vafelbfi in offenen Laden ode 
halten, find für Perfonen, die ihr Gewerbe im Umherziehe 
nicht zu achten. 

Eie unterliegen daher nicht den Norfchriften des Regul. 
zu dem erwähnen Verkehr. keines Haufir» @ewerbefcheines !). 


Dazu: 
1) Die Jahrmarktsés⸗Beſucher dürfen ihre, Waaren in 


ten Lokalen zum Verkaufe auöftellen; fie find alfo nicht an 
plat gebunden. 


a) ER. der K. Min. des I. (v. Schuckman) u. ber Bin. 
24. Ott. 1827 an ſaͤmmtl. K. Neg., ausfcyließlich derjenigen 


Der KR. Reg. wird beifommend ein Srtraft der heute an die K. 
dam in Srläut. des ©. 1. des Negul. v. 28. April 1824 erlafienen Be 
nlßnahme und Nachachtung mitgetheilt. 


Extrakt. 


Es kann bie Beſtimmung im $. 1. des Regul. über den Gewa 
Umberziehen v. 28. April 1824, aus weldher folgt, daß auch auf Je 
ewerbefcheinfreie Verfauf nur in offenen Läden und Buben gefchehen 
eigerungen nicht übertragen werben, bie nad $. 2. des —* außerh« 
orte zur Marktzeit ohne Löfung eines Gewerbefcheines allerdings Statt 
Auch ift fein erheblicher innerer Grund vorhanden, bie überhaupt zulä 
gerungen zur Sahrmarftszeit auf die Läden zu befchränfen. 
Sollte die K. Reg. der Meinung fein, wie es aus Ihrem Ber. 
ewinnt, daß nicht bloß PVerfleigerungen, fondern auch der gewöhnlic 
Sabrmärften nur auf dem Darftplage felbit Statt finden dürfe, und 
der Beſtimmung sub b. des R. v. 15. Nov. 1825 abgeleitet werben I 
folches nicht genehmigt werben. Es wird insbefondere bei großen Dei 
lich fein, zu beftimmen, weldhe Pläße und Straßen als zum Marft 


1) Der Gewerbebetrieb im Um herziehen unterliegt ‚nady $ 
Steuer: Ed. v. 30. Mai 1820 (G. ©. 1820 ©. 148.), flets di 
Steuer-Pflihtigfeit. Ebenſo iſt nad diefem Geſetze je 
der Bewerbe:- Steuer unterworfen. Nur in Betreff der A 
im $. 7. a. a. D. ausnahmeweife beftimmt, daß deren Handel 
und Jahrmärkten von diefer Steuer frei bleiben fol, und 
30. Juni 1833 (G. ©. 1833 ©. 81.) ordnet nod an, daß aud 
markts-Verkehr der Ausländer mit Konfumtibilien, die zu 
-marftö:Artifeln gehören, von der Gewerbe-Steuer befreit bleil 
folgt hieraus, daß der Zahrmarfts- Handel der Inland 
gewerbefteuerpflichtig ift, als diefelben ftet6 die Gewerbe-Steuer 
zu entrichten haben, und der $. 1. des Regul. v. 28. April 
nur, daß Kaufleute, Fabrifanten und Handwerker, welche bin 
von ihrem. ftehenden Gewerbe entrichten, für den Jahrma 
nicht nod außerdem der Steuer vom Gewerbebetriebe im U 
unterworfen find, indem fie dazu eines Haufir:Gewerbef 
bedürfen. Daffelbe gilt von dem Wochenmarkto⸗Ver 
der $. 1. des Regul. auch andern, als Ortseinwohnern gen 
frei geftattet. Dagegen unterliegen Perfonen, die nirgent 
vom ſtehenden Handel entrichten, ftets bee Haufirs Gewert 
Pa die oben erwaͤhnten Ausnahmen in Betreff ber Au 
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‚und bem 6. 1. bes Regul. vollfommen Genüge geleitet fein, wenn ber 
ur überhaupt in offenen Lofalen und Buden Statt findet. 

ein Marktbeſucher es feinem Vortheile für gemäß, in den von dem Markte 
Straßen einen Laden zu miethen, fo it fein Grund vorhanden, ihm fols 
wehren ober die Löfung eines Gewerbeſcheins deshalb von ihm zu vers 


ı, ben 24. Dftober 1827. 
Der Min. des 3. Der Fin. Min. 
v. Shudmann. v. Mot. 
L 1012. — 4. 78.) 


er K. Min. des 3. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvens⸗ 
)v. 22. Dec. 1838 an die K. Reg. zu Stralfund. 
tanfmann N. zu Etettin hat angezeigt, daß die Orts⸗Polizeibehörde zu 
den zu den dortigen Jahrmärkten erfcheinenden auswärtigen Verkäufern 
ihre Waaren in gemietheten Zimmern zum Verkauf auszuftellen, und bies 
nen Buden auf dem Marftplage ſelbſt geftatten wolle. 
nun auch ein ſolches Verfahren der in dem R. v. 16. Aug. 1825 mit 
6. 1. des Haufic:Reg. ausgeiprochenen Entſcheidung gemäß erfcyeint, fo 
4 die Anficht über die Auslegung der gedachten Geſetzſtelle geändert, und 
an bie Meg. zu Potsdam ergangenen, der K. Meg. extraftweife mitges 
v. 24. Dit. 1827 (A. S. 1013.) der Grundfaß ausgefprodhen worden, 
tarftbefuchern die Ausftellung ihrer Waaren zum Berlauf in befonderen 
Lokalen nidyt verwehrt werben fönne. 
ın durch die Allerh. K. O. v. 30. Juni 1823 (N. ©. 612. ff.) beftimmt if, 
a Iahrmärften in den Neuvorpommerſchen Städten allen zum Verkauf 
ren an ſich berechtigten Binwohnern fowohl der Provinz Neuvorpommern 
der übrigen Provinzen, diefelbe Freiheit des Verkehrs geftattet fein foll, 
Ginwohner von Neuvorpommern auf den Sahrmärkten ber übrigen Pros 
egen, und ben Gewerbetreibenden Neuvorpommerns der Verkehr aus ges 
Ipfalen auf den Jahrmärkten der übrigen Provinzen geftattet if, fo muß 
Erlaubniß auch den auswärtigen Gewerbetreibenvden auf den Jahrmärften 
yommerfhen Städte gewährt und jebe dem entgegenftehende flatutarifche 
ai aufgehoben erachtet werben. 
1006. — 4. 150.) 


Auswärtige dürfen au bie Weihnachts⸗, Pfingft-, 
wund ähnliche Märkte in gleicher Art, wie die Jahrmärkte 
es findet aljo in der Freiheit des Beſuches folcher Märkte 
ſchied zwiſchen Außwärtigen und Einbeimifchen nid flatt. 
L Hierüber die 66. 75. und 85. der Gew.Ordn. v. 17. San. 1845 
Bazu gegebenen Erlaͤut. (S. unten Abſchn. II. Kap. II, [Marktoertehr] 


gen bedürfen auswärtige Verkäufer, wenn gleich nicht zum Bes 
Jahrmärfte, fo doch zum Bejuche von Kirchweih⸗, Schüßen-» 
liyen Bolfsfeften, in der Megel ſelbſt dann eines befonderen 
Bemerbefcheined, wenn fie an ihrem Wohnorte die Gewerbe⸗Steuer 
enden Handel entrihten. Ausgenommen Hiervon find nur 
fonen, die mit den im $. 14. des Regul. bezeichneten Waaren und 
torsWaaren handeln. 


er K. Min. des I. (v. Schudmann) u. d. F. (v. Mop) v. 27. 
: 1828 an bie 8. Reg. zu Merfeburg. 


. Reg. wirb auf Ihren Ber. v. 13. Aug. v. 3., in Betreff des Gewerbe: 
ıf den Kirchweih⸗Feſten hierdurch autorifirt, denjenigen Individuen, welche 
ihrem Wohnorte bie Gewerbefteuer für den ſtehenden Handel entrichten, 
ihrem Wohnorte an Kirchweih⸗ und ähnlihen Volksfeſten den Berrieb 
8, jebody nur mit den im $. 14. des Regul. v. 28. April 1824 bezeich⸗ 
ren, ohne dafür einen Gewerbeſchein löfen zu müflen, zu geftatten. 

2 ie das Feilhalten der Zuderbäder-Waaren auf den gedachten Volkes 
ft, E wirb unter den von der K. Meg. biefechalb angeführten Umftänben 
uchmigt, daß den Zuderbädern nachgegeben werden San, Ihre Waaren, 


Konditoriwaaren, ohne bafür einen Gewerbſchein löſen zu müflen, zi 
Die Ausnahme ift hiernach perfönli auf diejenigen Individuen bef 
in ihrem Wohnorte die Gewerbefteuer für ben ftehenden Handel entrich 
alfo bei allen PBerfonen, auf welche dieſe Bebinguna nicht zutrifft, E 
baß der außer dem MWohnorte und außer auf Jahrmärften ohne Beſt 
dende Handel für umherziehend zu erachten ift, und daß dergl. Perſe 
ohne Gewerbeſchein beim Kandel auf auswärtigen Kirchweibfeften bi 
nad) 6. 26. des Megul. v. 28. April 1824 zu beflrafen find. 

Den Jahrmärkten können die Kirchweih: und Ablaßfefle wegen 
Wiederkehr nicht an die Seite gefeßt werben, ohne Gefahr zu laufen, 
ziehenden Handel, und zwar mit Gegenftänden, mit welchen er nicht E 
darf, herbeizuführen. 

Uebrigens ift felbft auf Jahrmärkten der Handel nur fleuerfrei 
für inländifhe Handwerker, und für ſolche Perfonen des Inlandes, y 
Mohnorte die Steuer vom flehenden Handel entrichten. 

Andere dürfen auf Jahrmärkten nur handeln, wenn fie fih vorhe 
feuer als Kaufleute oder Händler angemeldet haben. 

(A. XIX. 367. — 2. 35.) 


c) R. der K. Min. d. I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (€ 
leben) v. 9. April 1842 an den Schuhmadyer N. N. zu 


Der Zweck der Schüßenfeite ift von dem der Sahrmärfte verfch 
find jene Feſte zum Verkehr mit Schuhmadyer:, Dredsler:, Korbmach 
Buchbinder⸗ und ähnlihen Waaren nicht beftimmt. Demnach bebürfı 
welche auf Scüßenfeften, außerhalb des Polizeibezirks ihres Wohnort 
feilhalten wollen, dazu nad $. 2. des Haufir:Regul. v. 28. April 1 
werbeiheins, auch wenn fie für ben Betrieb ihres fiehenden Gewe 
Wohnorte zur Gewerbefteuer veranlagt find. Es ift nicht zuläffig, x 
fhrift eine Ausnahme zu Ihren Gunften eintreten zu laffen, und ba 
fuche v. 9. März d. 3. nicht Statt zu geben. 

(Min. Bl. d. i. V. 1842 ©. 88. Nr. 132.) 


d) R. derf. Min. v. 25. Mai 1842 an die K. Reg. zu Ma 


ıc. Von Seiten mehrerer Schuhmacher, Dredsler und anderer 
Dueblinburg ift darauf angetragen worden, ihnen den Verkauf ihrer 
Halb des Polizeibezirks ihres Wohnorts auf Schügenfeften ohne G 
eſtatten. 
8 Ratten. Mol tr Rurch Rio ahlchritttih anf Mei un Q Aue $ 
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bebeburg veranlaßt if, ſolchen Zuderbädern und Pfefferfüchlern, welche in ihrem 
ige bie Gemerbefleuer für den Betrieb ihres ſtehenden Gewerbes entrichten, 
isrer Maaren auf Schügenfeften und Freiſchießen ebenfo zu geftatten, 
berfelbe auf Jahrmärkten erlaubt if. Der Verkauf geiftiger Getränke 
er nach wie vor unterfagt bleiben. 
Fia-Bl. d. i. B. 1842 ©. 354. Nr. 482.) 


Ber. Die Erläut. zum $. 85. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 
suten in Abſchn. III. Kay. II. Titel 5.). 


R Berfonen, welche auf die Wochenmärkte folde Erzeugnifle zum 
wf Sringen, die nad) den deshalb gelienden befonderen Vorſchriften 
ne der Orts⸗Obſervanz zu den Gegenfländen gehören, womit auf 
Märkten auch von anderen, ald Ortseinwohnern Handel getrieben 
darf, find für Berfonen, die ihre Gewerbe im Umherziehen bes 
nicht zu achten }). 

























Fieber die Frage: welches bie Gegenftänbe bes Wochenmarkte⸗ 
Urs find, vergl. F. 14. Nr. 1. des Regul. v. 28. April 1824, nebft 
ag dazu. (S. unten.) 


Zur Erläut. des Ausdrucks: „Erzeugniffe“ (im $. 1. bes Regul.) 
her die Berechtigung ausländifcher Händler zum Beilhalten von 
ssren auf Wochenmärkten, fowie über die Gewerbe- Steuer 
Bigfeit Ddiefer Gattung des Wochen markts⸗Verkehrs dieponirt 
ve K. Min. d. I. u. d. P. v. 23. Juli 1840 an die K. Meg. zu 


RB ter nady dem Ber. der K. Reg. v. 1. v. M. in Neiffe beftehenden Obſer⸗ 
BB die Frage: ob es zuläffig fei, Deftreihifhen Händlern das Yeilhalten von 
en auf ven Wohenmärften bajelbft zu geftatten, bejaht werden. Denn 
h der $. 1. tes Hauſir-Reg. v. 28. April 1824 Hinfihtlic der Frage, in 
deren Perfonen, ale Orts⸗Einwohnern, bei dafür fprehender Orts-Obſer⸗ 
J Vochenmärkten einen gewerbefcheiufreien Verkehr treiben können, nur der 
Bitte — Produkte — erwähnt, und tie Holzwaaren als Produfte nidht 
Pad, fo erhellt doch aus dem F. 4. befielben Regul., daß aud Waaren, 
von (toben) Produkten, zu den Gegenitänden gehören fönnen, welde 
lalſo auch ein Ausländer) auf Wochenmärkten feil halten darf. 
gen müſſen die Deftreichifhen Unterthanen fir den Handel, welchen fie auf 
Fermärkten zu Neiſſe mit Holzwaaren betreiben, bie Gewerbeſteuer 
8 erlegen. Denn nad 8. 2. des Gewerbeſteuer⸗G. v. 30. Mai 1820 ift 
Hegel jener Handel ſteuerpflichtig. Der $. 7. a. a. O. beitinnmt die Aus⸗ 
Jheß der Handel der Ausländer auf Meſſen und Jahrmärkten fleuerfrei bleiben 
bie K. D. v. 30. Juni 1833 (©. S. ©. 81.) befreit ten Wocdenmarft: 
der Ausländer nur infofern von der Gemerbefteuer, als berfelbe mit folden 
ilien betrieben wird, die zu den Wochenmarkt:Artifeln gehören. 
chtlich Des Wochenmarkt⸗Verkehrs der Ausländer mit anderen Gegenſtänden, 
bezeichneten Konfumtibilien, bleibt es baher bei ber im $. 2. des Gewerbe: 
s. 30. Mai 1820 enthaltenen Regel. 
1. BL. d. i. B. 1840 ©. 317. Nr. 570.) 


5 Dagegen find Liefenigen, welche eigene ober fremde Erzeugniffe 
m Orte zum andern zum Verkauf herumfahren, und auf offenen Stras 


Die Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 beftimmt im $. 59., daß bie Gewerbe: 

ibenden, welche ein jlehendes Gewerbe treiben, zum Seilhalten und An⸗ 
* ihrer gewerblichen Erzeugniſſe und Dienſte auf Straßen oder an ande⸗ 
öffentlihen Orten, außer der gewöhnlichen Marktzeit, oder 
anferhbalb ber zum Marktverfehr beitimmten Plätze ber befond. 
Mrlaubniß der Drispolizei-Obrigkeit bevürfen. (G. ©. 1845 
©.53.) Vergl. aud 5.86... a. O. (f. unten zum $. 14. Nr. 1. bes Regul.) 


und Vppein. 


Mir eröffnen der K. Reg. mit Nüdficht auf den bermafigen t 
bepoligeilichen Geſetzgebung, daß diejenigen Individuen, welche, ohne 
orte Waaren feil au haben, von Marfte zu Markte zu ziehen, und 
den Verkehr auf Märkten befchränfen, nach ben affgemeinen, für d 
im Umberziehen gegebenen Megeln behandelt werben müſſen ıc. 

(a. XIII. 614. 3. 107.) 


2) C. R. verjelben Min. v. 16. Aug. 1830 an bie $ 
fen, Breblau, Liegnig und Oppeln. 


Zur Befeitigung der gegen bie Verf. v. 19. Sept. v. 3.1) c 
fen, wird hierdurch beffimmt: daß wer den Handel von Wochenm 
markt oder aud von Jahrmarkt zu Jahrmarkt, treibt, ohne einen | 
haben, eines Gewerbeſcheins für ben umherziehenden Handel bed« 
irgend wo feft Angefefiene aber nur der Steuer vom ftchenden 4 
Wohnorte unterworfen ift, und feinen Gewerbeichein zu löfen brau 

(A. XIV. 610. — 3. 88.) 


3) R. der 8. Min. bes I. für H. u. G. Ang. (v. S 
db. F. (Maafen) v. 2. Dec. 1830 an die K. Neg. zu Liegn 


Nach der Verf. vom 16. Aug. d. 3.2) follen nicht blos folche 
an ihrem Wohnorte einen ftehenden Handel treiben, fondern auch 
weldye nur einen feften Wohnfig im Lande haben, für den Berfe 
Ginfauf von Waaren auf dem einen Wochen: oder Jahrmarlte, u 
Berfauf auf einem andern Wochen: oder Jahrmarfte treiben, einen 
loͤſen, nicht verbunden fein. 

Gewerbetreibende der letztern Art betreiben aber, wenn gle 
MWohnorte einen ftehenden Handel nicht treiben, nichts deſto weniger 
die Wochen: oder Jahrmärfte ſich beichränfenden Verkehr, ein Ha: 
müflen, da dieſes unter allen Umſtänden gewerbeftenerpflichtig iſt, d 
feuer vom Handel entweder mit Faufmännifchen Rechten, oder obn 
fonftigen VBerhältniffen ihres Verkehrs an ihrem Wohnorte entrichte 

Die Verf. v. 16. Aug. d. J. bezieht fih auch feinesmeges ı 
treidehandel,, fondern auf alle Arten von Waaren, in Bezug auf 
jeboh mit der, aus dem Geſetze folgenden Befchränfung, daß fie, 
Perf. an die K. Neg. zu Poſen v. 19. Sep. 1829 3) aufmerffa 
Handelsgegenſtaͤnden gehören, welde nach ter bisherigen Ortsob 


ann len ana IM. L Sat _. 3 
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Ni Ausländer, welche innerhalb der R. Staaten von Markt zu Markt handeln, 
nah baburd, einen, über bie Graͤnzen hinaus, innerhalb deren nad 88. 7. und 
R bes Gewerbeſteuer⸗Geſetzes v. 30. Mai 1820 der Handelsverkehr der Nuss 
üsber gewerbeſteuerfrei if, erweiterten Handelsverkehr treiben, dazu eines Ge⸗ 
wrbefheins Hetürfen, und 

nd Iuländer, melde, chne feſten Wohnſitz zu haben, von Markt zu Markt 
Kabeln, chne irgend wo ihr Gewerbe, behufs der Steuerentrichtung, angemeldet 
R haben, dafür nach den geieglihen Beitimmungen, über ben unbefugten Ges 
wehebetrieb im Umherziehen, beitraft werben müuͤſſen. 

R. XIV. 829. — 4. 88.) 


* derſelben K. Min. v. 8. Ian. 1831!) an bie K. Meg. zu 


we K. Meg. wird auf die Ber. v, 5. Mai unt 27. Oft. v. 3. eröffnet, wie 
sk ». 19. Sept. 1829 2) durch mehrere dagegen erregte Bedenken dahin mos 
werden ift: daß Inländer, welche einen feiten Wohnfip haben, zu dem Handel 
hen⸗ ober Jahrmarfte zum Wochen⸗ eder Jahrmarkte einen Gewerbefcein 
andy Tann nicht verbunden find, wenn jie an ihrem Wohnorte feine Waaren 
rielmehr in dieſem Falle in ihrem Wehnorte nur bie Steuer vom flehens 
I zu entrichten verbunden find. Es werden ſenach Inländer, melde, ohne 
fehen Wohnfitßz zu haben, Gewerbeſteuer zu einem Handel vom Markte zum 
ı sachfuchen follten, dem 6. 11. Nr. 4. im Megul. v. 28. April 1824 gemäß, 
Dingen angewiejen werben müffen, zuvörterft einen feiten Wohnſitz zu 
ke Diefe Modiftlation der Verf. v. 19. Ent. 1829 kann nur ben Gffeft Haben: 
$ Ausländer, welche innerhalb der K. Staaten vom Markte zu Marfte hans 
I, und dadurch einen über die Gränzen hinaus, innerhalb deren nad) 66. 7 
Ib 8. des Gewerbeſteuer⸗G. v. 30. Mai 1820 ter Handelsverkehr der Ausländer 
beſteuerſrei ift, erweiterten Handelsverkehr treiben, dazıı eines Gewerbes 
ins bedürfen, und 
5 Inlänter, welche, ohne feſten Wehnfig zıı haben, von Markte zum Markte 
wbeln, ohne irgentwo ihr Gewerbe, Behufs ber Steuerentrichtung, angemeldet 
"m, dafür nach den gefeglichen Beitinnmungen über den unbefugten Gewerbes 
in Umherziehen, beftraft werden müflen. (A. XV. 146. — 1. 73.) 


EN. der K. Min. des 9. für Gew. A., der F. (v. Alvendleben), u. ber 
Ö., Babr. und Baumefen (Rother) v. 31. Juli 1835 an fämmil. 









Berf. vom 2. Dec. 1830 3) iſt beitimmit: N 
Ausländer, melde innerhalb ter K. Staaten von Markt zu Markt hans 
und dadurch einen, über die Gräanzen hinaus, innerhalb deren nad $$. 
0 8. tes Gewerbeſteuer-G. v. 30. Maui 1820 ter Hantelsverfehr der 
ter gewerbeſteuerfrei iſt, erweiterten Handelsverkehr treiben, dazu eines 
beſcheins bedürfen, und 
die Inländer, welche, ohne feſten Wohnſitz zu haben, von Markt zu Markt 
handeln, ohne irgendwo ihr Gewerbe, Behufs der Steuer-Entrichtung, ange: 
meldet zu haben, dafür nach ben geſetzlichen Beſtimmumgen über den unbe: 
fügten Gewerbebetrieb im Umherziehen beitrait werben müſſen. 
ben 3 Vorſchrift unter a. haben ſich zeither fo erhebliche, aus den gefeß: 
immungen hergeleitete Bedenken ergeben, daß diejelbe hiermit aufgehoben 
Die Vorſchrift unter b. hingegen wird dahin teflarirt, daB in dem angedeus 
kr die Steuer und Strafe nad) den Eape für das itehende Gewerbe an 
tie, wo ter heimathliche Händler des Inlandes Betroffen wird, abgemefien 
fol. (NM. XIX. 830. — 3. 175.) 


NR. der K. Min. des 3. u. d. P. (v. Rochom! u. ber F. (v. Als 
ben) v. 17. März 1842 an die 8. Reg. zu N. 
KeR. Meg. erhält in der Anl. (a.) Abichrift des heute den jübifchen Hanbelsleuten 


Dies R. ift mittelit R. derfeiben Min. v. 1. Juni 1831 (A. XVI. 227. — 
1. 98.) auch der KR. Reg. zu Stettin zur Rahachtung zugefertiget worben, 
Bergl. oben sub 1. 
Bergl. oben sub 3, 


Evi. 8» 2. 16 
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N.N. ertheilten Befcheibes zur Nachricht, mit dem &röffnen, daß Die Schluß 
Amtsblattverfügung v. 22. Sept. 1841, wonach foldye Marktbeſucher, 

Mohnorte mit denjenigen IBaaren, mit denen fie Jahrmaͤrkte befuchen 
den Handel betreiben, als Hauflree anzufehen find, infofern mit ben b 
fhriften nicht im Ginklange fteht, als nad dem Cirk. v. 31. Juli 
830.) !) Inländer, welche von Markt zu Markt handeln, ohne irgendu 
behufs der Steuer-Entrihtung, angemeldet zu haben, nicht mit der € 
fugten Haufirer belegt werben follen, fondern in dieſem Falle die Ste 
nad) dem Sape für das ſtehen de Gewerbe abzumeflen ift. 


- Anl. u. 

Mir eröffnen ven Hanbeleleuten N. N. auf bie Borftellung ». 
hierdurch zum Beſcheide, daß die Beflimmung der Reg, wenadh nu 
befsjubden Päfle zum Bereifen der Jahrmärkte ertheilt werben, welche i 
ort einen ftehenden Handel mit den von ihnen zu den Märkten zu brin 
betreiben, den dieſerhalb beitehenden Vorſchriften völlig entſprechend i 

Den Bittſtellern, bei welchen biefe Bebingung nicht zutrifft, ko 
beantragten Päffe zum Befuche ber Jahrmärfte nicht eriheilt werben, 
es bei dem abfchlägigen Befcheibe der Reg. v. 18. Dec. v. 3. ledigl 

Berlin, den 17. März 1842. 

Dar Min. des J. u. d. P. Der Finanz⸗Mi 


v Rochow. Gr. v. Alvenslet 
(Min. Bl. 1842 ©. 89. Nr. 133.) 


7) R. der K. Min. des 3. (Br. v. Arnim) u. ber F. 
23. April 1845 an die K. Reg. zu Magdeburg. 


Die Berf. v. 19. Sept. 1829 2) über den Berfehr vo 
Markt ift bereits durch die fpätere Berf. v. 2. Dec. 1830 3) dahin 
den, daß nicht blos Inländer, welhe an ihrem Wohnorte einen fi 
treiben, fondern aud) diejenigen, welde nur einen feften MWohnfip im 
für den Handel von Marft zu Marft einen Gewerbeſchein zu lölen n 
fein follen, daß biefelben vielmehr nur die Steuer vom fteher 
an ihrem Wohnorte zu entrichten haben. 

Nachdem diefe Beſtimmung durch die C. Verf. v. 31. Juli 1835 # 
Hin erweitert worden if, daB bei dem Bewerbebetriebe von Markt zu 
ein nicht Angefeflener treibt, die Steuer ımd Strafe doch nur nad, 
das ſtehende Gewerbe an demjenigen Orte, mo der heimathlofe Inl 
wird, abgeniefien werben foll, kann der Verkehr von Markt zu Marl 
mehr für einen Haufir:Verkehr gelten und daher auch nicht mehr and 
Gewerbeſcheins gebunden fein. Ob derjenige, welcher einen foldyen Ve 
beabfichtigt, und dafür die Steuer an feinem Wohnorte entrichtet, dor 
feil Hält oder nicht, ift dabei ebenfalls gleichgültig 5). 

Eofern daher der Handelemanı N., wie nad dem Ber. der K. 
die Steuer vom flehenden Handel an feinem Wohnorte entrichtet, Faı 
manten das Beziehen der Märkte aus dem Grunde nicht verweigert 
berfelbe nicht aud, am feinem Wohnorte Waaren zum Berfaufe feil E 

(Min. Bl. 1845 S. 183. Nr. 209.) 


Zum 6. 2. des Negulativs. 


A. Berfonen, welde Waaren ohne Beſtellung an einen 
Orte aufer ihrem Wohnorte, bringen oder verfenden, um fie b. 
ben Märften zu Zeiten (nicht fortvauernd) felbft zu verkaufe 





1) Bergl. oben sub 5. 

2) Vergl. oben sub 1. 

3) Bergl. oben sub 3. 

4) Vergl. oben sub 5. 

5) Hiernady find nadjfiehende, den Gegenfland betr. Reg.⸗Publike 
a) der K. Reg. zu Minden v. 29. Mai 1827 (M. XI. 37 
b) der 8. Reg. zu Liegnig v. 6. Oft. 1829 (A. XII, 615 
‚e) ber K. Reg. zu Oppeln v. 14. Juli 1836 (A. XX. 86 

für antiquirt zu exachten. 
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für ihre Rechnung verkaufen oder Öffentlich verfteigern zu laſſen, 
en dazu eines Gewerbeſcheines. 

unterliegen mithin der Gewerbe⸗Steuer vom umherziehenden 
betriebe nach F. 2. des Gew.⸗Steuer⸗Ed. v. 30. Mai 1820. 


Erlänt. dieſer Beſtimmungen bes $. 2. find ergangen: 


5.8. der K. Min. des I. (v. Schufmann) u. der F. (v. Mop) 
Auguft 1825 an die Gewerbefteuer-Deputation in Berlin und 
HM. K. Heg. Bedingungen ber Anwendbarkeit des 6. 2. des 


Befeitigung der bei Gelegenheit ber Gewerbeſteuer⸗Kontravention bes Fuhr⸗ 
. N., von ber hiefigen Gewerbeiteuer-Derut. mittelft Ihrer Ber. v. 25. 
20. Iuni db. 3. vorgetragenen Zweifel über bie Anwendung des 6. 2. 
9». 28. April v. J. wird derjelben eröffnet: 
wenn biefer $. auch diejenigen zur Löſung eines Gewerbeſcheins verpflichs 
miche die, chne Beitellung, nadı einem xt außer ihrem Wohnort verfens 
"Baoren daſelbſt durch andere für ihre Rechnung verfaufen laſſen, babel 
Wgefent worden iſt, daß dieje andere Perjenen an dem Ort, wo der Verfauf 
gen ſoll, zum Betriebe bes Handels nicht berechtigt find. Wird ber 
ag zum Verkauf an Perjonen gerichtet, tie am Verfaufeort felbft zum Handel 
tigt find, fei es nun als Kaufleute oder als Handlungstreibende chne 
unmmiice Nechte, ſo bedarf der Kommittent feines Gewerbeſcheins. 
jiernach für bie Verſender die Verbindlichkeit, einen Gewerbeſchein zu Löfen, 
it. iR von mehrern Verſendern jeder zur Löſung bes Gewerbeſcheins 
idtet. und verfällt, wenn er fie unterlaiien Haben follte, in bie volls 
liche Strafe, geſetzt auch, daß alle Verſender an daſſelbe Inbivibuum 
Auftrag gerichtet haben. 
qis deſſen, der ben Auftrag übernommen hat, wird in allen Fällen zunächſt 
tafen fein, ob er ſelbſt dadurch ein jtenerpflichtiges Gewerbe übernommen 
AM der Auftrag nit um bes Erwerbes willen, jondern in einem einzelnen 
r aus Gerälligfeit übernommen, jo iſt auch fein ſteuerpflichtiges Gewerbe 

Macht aber der Beauftragte aus der Uebernahme jeldyer Aufträge 
be, fo ift darauf zu fehen, ob er fie an jeinem Mohnort felbft, oder 
Seits wieder im Uniherzichen ausrichtet. Im eritern Fall hat er Die Ge⸗ 
vom Handel, entweder mit faufmännijchen Rechten, oder ohne diejelben 
äten ; im leßteren alle muß auch cr einen Bewerbeichein löſen. Darauf, 
R Rommittent einen Gewerbeſchein gelöfer hat oder nicht, fommt es, 
B Beurtheilung ber ‚Strafbarfeit des beauftragten Verkäufers gar nicht 
Gewerbeitener:Bergehen ganz perfönliche find. 

werden, in dem vorliegenden alle, ſowohl die Kommittenten bes 
N. N., uls er felbft, wegen unbefugten Gewerbes im Umherziehen zur 










N. derſelb. Min. v. 15. Nov. 1825 an die 8. Meg. zu Könige- 


mendung des 8. 2. des Megul. auf den Handelöverfehr der Aus⸗ 
ia den biedfeitigen Provinzen. 


8. Reg. wird auf den Bericht v. 5. v. M., worin Diefelbe um nähere 
k der im Betreff des Handels⸗Verkehrs ber Polen in ben diesſeitigen 
interm 16. Sept. c. Seitens des K. Gen. Direktors der Steuern ergans 
Nnachſucht, hiermit erwiedert, Daß es eine im Gefeg nicht begrimbete 
it, wenn biefelbe annimmt, daß der $. 2. des Regul. v. 28. April v. 
auf den inländiihen Konſumtions-Verkehr beziehe, und nur verhindern 
nter dem Scheine von Verſendungen hauſirt werke. 

e g. 2. ausbrüdlih auch der öffentlihen DVerfteigerung ber von bem 
senden nach einem andern Orte, außer feinem Wohnorte verfenbeten 
ahnt: fo iR nicht abzujehen, wie bie K. Reg. bie Meinung hegen fann, 
s Haufiren verhindert werden folle, beſonders ba das ganze Negul 
bc bas Haufiten, fondern den Gewerbebetrieb im Umherzichen 
pahin ganz beutlih aud jeden Waarenhandel rechnet, dir au⸗ 


16* 
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ßerhalb des MWohnorts, zu einer anderen Zeit und an einem ambem 
auf dem Marfte betrieben wird. . 

Eben fo wenig läßt ſich irgend ein Haltbarer Grund für bie Meinung ı 
daß den Ausländern habe geftattet werben follen, was man ben 
thanen verbietet. Allerdings wird daher Ausländern nicht geftattet fein, U 
Bottafhe und Manufaktur-Waaren in ven Königl. Staaten außer den N 
Sahrmärkten feil zu bieten, und ein Gewerbefchein zu bem Handel wit Te 
genflänben, melde im Umherziehen feil zu bieten, auch Inlaͤndern nt 
wird, auch den Ausländern nicht ertheilt werben bürfen. Daraus folgt al 
wege, wie die K. Meg. vermeint, daß Berfendungen folher Waaren, Bebuft 
faufs außer dem Wohnorte ganz verboten find, fendern es folgt daraus 
Ausländer, eben fo wie Inländer, ſich zu ſolchem Verkauf der Kanflente 
bedienen müflen, wohin die Berfendungen gefchehen. Gs ift in ber That ı 
daß die K. Meg. dies nicht eingelehen hat, ungeachtet Sie body bei Uri 
vorliegenden Berichts die gemeinjchaftlihe Verf. v. 12. Aug. c. an bie ä 
werbefteer:Dep., welche allen Reg. mitgetheilt ift, fchon erhalten haben 
ferner der von Ihr felbft aflegirte 6. IL. der Statuten fire bie ar 
Königeberg und Memel, Sie darauf hätte Hinführen müflen, daß an 
fogar durchaus kein Handel von Musländern unmittelbar betrieben wei 
Denn wenn diefer $. feſtſetzt: 

fremde Kaufleute, d. h. folhe, welche nicht Bürger ber See⸗ und 

ftabt Memel (Königsberg) und Mitglieder der Korporation geworben fi 
die Handelsgefhäfte, welche fie deshalb zu unternehmen wünfcden, | 
angefeftene Kaufleute betreiben, 
fo iſt dadurch nicht nur aller unmittelbarer Verkauf von Faufmännifchen | 
es mag mit denfelben hauflrt werden bürfen oder nicht, ſondern Ku 
den Ausländern offenbar in der Abficht”unterfagt worden, ben K 
der bort angeleffenen Kaufleute zu berörbern. 

Eo menig als dieſe Borfchriften der Statuten den Paſſivhandel W 
Staͤdte vernichtet, oder die Begleitung der aus dem Auslande ei 
buch Gargadeure verhindert haben, indem nur das Gefhäft ber 2 
Verkehr mit den anzunehmenden inlandiihen Kommiſſionairs befchränft 
fo wenig können foldhe Folgen aus dem Regul. entwidelt werben. 

Die K. Reg. hat daher auch in der Auslegung, die Sie ber vor 
v. 16. Sept. d. 3. giebt, deren Bedeutung gänzlich verfannt, 


Es wird hiernad: 

1) in Memel und Königsberg fremden Kaufleuten, dem Statute 
Berfauf geftattet werben können, vielmehr werben fie bort angefi 
zu ihren Kommifftionairen annehnen müſſen; 

2) wird nirgend nadıgegeben werben fünnen, daß Waaren, mit d 
fein Handel im Umherziehen geitattet ift, von bem Verſender 
feinem Wohnorte, zu anderer als zur Meß: und Marftzeit, mb: 
anderen Orte als auf dem Marfte, verfanft werben; " 

3) Ausländern wird nur zum Verkauf der in No. 1. bes ©. 14. 
Maaren ein Gewerbeſchein ertheilt werben dürfen; . 

4) die Löſung eines Gewerbeſcheins aber wird nicht erſt alsdann ml 
wenn die Ausländer die Waaren zum Verkauf von einem Orte 
herumfahren, fendern fobald jie fih nicht auf Meſſen und Jahrmärkte 
(cf. 8.7. de ©. v. 30. Mat 1820 und $. 1. und 2. bes Regal u, 
v. 3.) vielmehr außer denjelben in irgend einem Orte ben 


bewirfen. 

Diefe Beftimmungen hat fi die K. Reg. nunmehr bei vorfoumenl 
zur Richtſchnur dienen au laffen, und darnach zu verfahren, 

(A. IX. 1078. — 4. 135.) 


3) R. bes Sen. Dir. der Steuern (Maafen) u. 5. Febr. 
getbeilt dur C. R. der K. Reg. zu Aachen v. 30. Oft. 1833), 
Begriff der Waarenverfendung auf Beſtellungen. 

Wenn das Regul. v. 28. April 1824 im $. 2. einen Gewerbsbetrich 
herziehen nur bann annimmt, falls die Waaren, ohne Beftellung, ut 
außerhalb bes Wohnorts gebradt worben, ſo (chließt es baburd mr | 
ale zum Haufichandel nice gehend, aus, wo wir vime Kies 1 
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beellt worben, um, bei feinen Gintreffen, beliebige MWaxaren von ihm 
men, fondern wo aud bie Beicaffenheit und Menge ber Waare und ber 
m erlegende Preis ſchon vor ber Ueberfentung jet vırabredet waren, mithin 
berbringer nur den Transport der ſchon verhandelten Waaren bewirkt, Der 
me Auftrag fogenannter Kunden, bei ben nächſten Gintrefien an ihrem 
bei ihnen anzufragen, ob und welche Waaren fie bedürfen, fann alfo für 
ung, durch welde der Feilbietende dic Anfhuldigung des Hauſirhandels 
jablehnen fann, nicht anerfannt merben. 
mnähk fcheint e8 aber auch, daß tem Einwande, die überbrachten Waaren 
Mrüt geweien, auch in der Beziehung zuviel Gewicht beigelegt wird, daß 
sicht bloß der Mangel eines Gewerbſcheins für gerechtfertigt, fondern der 
Derfehr ſelbſt für geſetzlich gehalten wird, ba es doch vielmehr, auch bei dem 
m Rachwmeife der Beſtellung, immer neh darauf ankommt, weldes Gewerbe 
Ueberbringer überhaupt treibt. 
derfeibe behanpten, bloß ale Bote dabei beiheiligt zu fein, fo muß man 
en Hanbeltreibenden, als Abfender, zurückkemmen, gegen welden dann 
B. v. 29. Nov. 1824 angeführten Kontrol-Maaßregeln mit Erfolg in 
J zu bringen find. Kann aber der Ueberbringer nicht nachweiſen, daß er 
Bote ſei, fo füllt er ſelbſt in die Klaſſe der gewerbſteuerpflichtigen 
en, und es kommt dann darauf an, an welchem Orte er den ſtehenden 
et, und ob er daſelbſt in die Steuerrolle eingetragen iſt. Mehr oder 
wird er felbft dann: den in der B. v. 19. Nov. 1824 angeorbneten Kon⸗ 
Isterliegen 
‚XVIL 919. — 4. 33) 


1 A. ver 8. Min. der F. (Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel) v. 
1846, betr. den Handel, welcher in Stätten, außer der Markt⸗ 
a niche flädtifchen Einwohnern mit Wochenmarkts⸗Artikeln 
5 wird. 
‚Befeltigung ber in bem Ber. der K. Neg. v. 23. Juli v. I. vorgetragenen 































a foldyer Handel in gemerbftenerlicher Beziehung zu behandeln fei, welder 
deeslau und anderen Städten außer der Marktzeit von Perfonen, die nicht 
m ſtädtiſchen Ginmwohnern gehören, mit Wochenmarfts:Artifeln, von bes 
em Berfaufsftellen aus, und zwar theils auf den Markte, theils in Haͤu⸗ 
Betrieben wird, 
Werauf an, ob, nad) der Art tes Betriebes, der Handel 
. kehend ‚ oder 
im Umherziehen betrieben anzuſehen u 
Häeivung dieſer Frage iſt zunächſt ter $. 2. tes Hauſir-Regul. v. 28. 
maaßgebend. Muß, den obwaltenden Umſtäͤnden nadı, ter Handel als 
n wicht 5108 zu Zeiten betrieben, betrachtet werten, fo iſt er als ſtehendes 
fen aber als unter ben Begriff des Gemwerbebetriebes im Umherziehen 
behandeln. Gin auf alle Fälle anwendbares beſtimmteres Kriterium laßt 
Fönge ber Geſetzgebung nicht aufftellen. 
ernach ber fragl. Handel nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Ortskom⸗ 
se, reſp. der K. Reg., 
nber Handel zu betrachten, fo müflen alle für tiefe Art des Gewerbe: 
8 beftehenden polizeilichen und fteuerlihen Beſtimmungen — nament: 
jelfo biejenigen wegen Anmeldung des Gewerbes, refp. polizeilicher Geneh⸗ 
ng. wegen Deranlagung in einer ber Handelsklaſſen, monatlicher Erhebung 
SEitener bis zur Abmeldung des Gewerbes — Anwendung finden. Iſt aber 


Gendel 

tm Umherziehen betrieben zu betrachten, jo iſt zu pruͤfen, ob derſelbe zu 

gewerbefdeinpflictigen Verkehr gehört — für melden Full die überhaupt 

tlich des Gewerbebetriebes im Umherziehen beitehenten Vorfchriften anzu⸗ 
find — ober ob derſelbe dem 6. A. des Hauſir-Regul. v. 28. April 

gemäß, blos auf Grund einer polizeilichen Legitimation betrieben wer: 


auf einem Marfte in erlaubter Art betriebener Verkehr über die vorge 
Zeit hinaus fortgefegt, fo kann hierin mer eine Marlktpolizei⸗Kontravent 


werden 
8. Reg. wid biernach jeben vorliegenben Fall zunãchſt nad eigenem te 


5 Mon ben Berhältniffen ber Gewerbetreibenben zum: & 


meſſen zu entfcheiden vermögen, eventuell bleibt Ihr überlaſſen, bie bei di 
lung eines fpeziellen Falls noch hervortretenden Bedenken bier anzuzeigen 
(Min. BI. d. i. V. 1846 ©. 68. Nr. 98.) 


5) Zur Erläut. der Worte: „Öffentlich verfleigern zu la 


a) R. der K Min. d. 9. (Er. v. Bülow), des I. (v. Schude 
F. (v. Klewig) v. 25. Mai 1825 an die K. Reg. zu Oppel 


Die Borftellung des außergerihtlichen Auktionators N, N. giebt 
zeihneten Min. Beranlafjung, der K. Reg. zu eröffnen, daß, ba ber $. 2. 
v. 28. April v. 3. bemjenigen, ber für feine Rechnung Waaren außerhalb fe 
orte öffentlich, verfteigern laffen will, die Verpflichtung auflegt, Hierzu ei 
ſchein zu löfen, dem Auftionator nidıt verboten werden Tann, Waaren-Baı 
auch fir Auswärtige abzuhalten, ihm vielmehr nur zur Pflicht gemadt ı 
von dem Gigenthümer der Waaren ſich befien Gewerbſchein vorlegen zu 
nur folde Waaren für Auswärtige zu veriteigern, zu beren Berfleigen 
der Meg. ihres Wohnorts den Gewerbeſchein erhalten Haben. 

G8 folgt alevann von ſelbſt, daß ſolche Waaren, mit benen nad 
Negul. kein Handel im Umherziehen Statt finden foll, auch ven Auftior 
für Rehnung Auswärtiger veriteigert werden bürfen, und daß es fo 
laubten Waaren, nad $. 11. des Regul., dem pflichtmäßigen Ermeſſt 
überlaflen bleibt, ob fie die Verſteigerung geitatten will. 

Hiernach Hat die K. Reg. in ähnlichen Fällen zu verfahren. 

(R. IX. 458. — 2. 126.) 


b) R. der 8. Min. des S. u. d. P. (v. Schudmann) u. d. F. 
v. 31. Aug. 1830 an die K. Reg. zu Münfter. 


Das NM. der Min. des 3. u. der F. v. 12. Aug. 1825 2) hat, wie 
auf Ihren Ber. v. 5. Juni d. 3. eröffnet wird, nur zum Zwed gehabt, 
ren KRommiffionshandel vor einer boppelten Befteuerung zu bewahren, 
die wegen der Nuftionatoren unterm 25. Mai 1825 3) aus dem vormalig 
5. und den unterz. Min. (sub Nr. 1869. Nr. 1128. VL und Nr. 3325. 
gene Beſtimmung zu entfräften. 

Penn Auktions⸗Säle fih in Rüben verwandeln, fo tritt bas bari 
Taufmännifhe Geſchaft, jeinem Umfange nach, außer Verhältniß zu ber 
werbefteuer, bie der Auftionater bloß nad ten Maaßftabe feiner Geb 
nad dem des faufmäannijchen Gewinne, ten ein folcher Verkauf mit fid 
entrichten hat, ımıd es forbert fowohl das Intereſſe der Staatskaſſe, als | 
gegen die übrigen Kaufleute des Orte, daB ein folder Handel noch 6 
feuert werde, 

Dies gefchieht, wenn den NAuftionatoren unterfagt wirb, neue, ob 
waaren überhaupt für Perſonen zu verfteigern, die nicht entweder am 
bie Steuer vom flehenden Handel entrichten, oder wenn es Auswärtige 
einen Gewerbeſchein nachweiſen, daß fie zum umbherziehenben Handel ı 
nannten Waarer am Orte, wo die Auktion gefchehen foll, berechtigt fiat 

Zur Bermeidung eines Mißverftändniffes, wozu die Faſſung ber 
eingereichten Befanntmadyung v. 1. Aug. 1820 DBeranlafiung geben I 
jevod bemerkt, daß es nicht Die Abficht it, von dem Nuftionator ben | 
verlangen, daß fein Kommittent das Eigenthum joldher zu verfleiger 
wirfli erworben habe, ſondern daß es hinreichend ift, wenn erfterer I 
legterer zu einer ber beiten oben bemerften Kategorien gehöre, 

Auch barf die den Auswärtigen und jelbft Ausländern auf Meſſe 
märften zuitehende Handelsfreiheit (G. v. 30. Mai 1820 über tie € 
$. 7. und Negul. v. 28. April 1824 $. 1.) hierdurch nicht befchränft ı 
dern ift während ber Dauer derfelben Jedem, der auf ihnen Handel ı 
auch vergönnt, feine Waaren zu verjleigern oder durd einen Auftionat 
zu laſſen. 

(A. XIV. 613. — 3. 91.) 


1) Vergl. 6.69. der B. v. 9. Gebr. 1849 (G. ©. 1849 S. 100., f. Ob. 
2) Bergl. oben ©. 243. 
3) Vergl. vorſtehend sub a, 
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6 3. ber 8. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvens⸗ 
leben) v. 24. März 1840 an fämmtl. 8. Meg. 


jur Herftellung eines gleihmäßigen Verfahrens wird, mit Nufhebung ber ent: 
lehenden Verf. 1), zur Grläut. des 6. 2. des Regul. über den Gewerbebetrich 
ußerziehen v. 28. April 1824 beitimmt, daß Verjenige, fir deſſen Rechnung 
m außerhalb ſeines Wohnerts öffentlich verjteigert werden, hierzu dann 
Gewerbefcheines nicht betarf, wenn die Berfteigerung durch eine, am Verſtei⸗ 

e in ter Handelsklaſſe A. oder B. zur Bewerbeiteuer veranlagte, zum ge: 

fliegenden Handel oder zum Abhalten von Verfteigerungen berechtigte Per: 
Bersirkt wird. Ob die zu verfleigernden Waaren tem Verſteigerer unmittelbar 
abet oder ihm durch einen, am Verſteigerungsorte anfülfigen Handeltreibenden 
ben werben umd ob ber Berfteigerer als folder öffentlich beftellt if oder nicht, 
in anfehung der Sewerbejcheinpflichtigfeit des Verfenders 

ed 


jagegen wirb in den Beſtimmungen Hinfichtlih ter Berechtigung zum Ab: 
möffentliher Verſteigerungen durch diefe Verf. nichts geändert. 
5 Sl.b. i. B. 1840 S. 178. Nr. 295., Gentralbl. d. Fin.:Min. 1840 S. 199. 


R. derfelb. Min. v. 28. Oft. 1840 an die K. Meg. zu Arnöberg. 


ee 8. Reg. wird auf den Ber. v. 26. Aug. d. 3. erwiebert, daß ſolche Verftei: 
em, zu welchen derjenige, für beffen Rechnüng fie abgehalten werten, nad dem 
. 24. Maärz d. I. eines Gewerbeſcheins nicht bedarf, auch auf folche Gegen: 
Ich erſtrecken können, mit denen nad dem Haufir-Regul. v. 28. April 1824 
verbefcheinpflichtiger Verkehr nicht zuläjfig il. 
Rin. 31. d. i. 8. 1840 ©. 486. Nr. 834.) 


RD. K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Gr. v. Arnim) 


; Hlärz 1844 an den Mag. zu N. und abſchriftl. an die K Meg. zu N. 
* Mag. eröffnen wir auf die Anfrage v. 15. v. M., daß, wer von feinem 
Waaren irgend einer Art nad einem andern Orte jendet, umd folde 
durch eine daſelbſt zum ftehenden Handel reſp. zu Verfteigerumgen be: 
e Perſon, im Wege des gewöhnlichen itehenden Handels cder der Verſtei— 
. fen läßt, hierzu feines Gewerbeſcheins bedarf, und nicht zu denjenigen 
zu rechnen ift, welche ein Gewerbe im Umherziehen ausüben; body barf 
nit etwa mit den Waaren jid nad dem Verkaufsorte begeben, und 
Sefauf in Form einer Auktion felbit leiten. 
dem Vorſtehenden und dem Girf. v. 24. März 1840 (Min.⸗Bl. ©. 178.), 
Kit je nach ber Beichaffenheit ber zu veriteigernden Gegenſtände unterfcheidet, 
# Berf. der K. Meg. zu N. v. J. v. M. nicht abgeändert werben, zufolge deren 
einem Handlungshaufe in A. gehört, in N. durd einen Auftions- 
Öffentlich veriteigert werben barf, 
3. 1844 ©. 79. Nr. 97.) 


‚der 8. Din. tes I. (Gr. v. Arnim) u. d. $. (Kühne) v. 31. Juli 
an die K. Meg. zu Merfeburg. 

I. Die K. Meg. wird darauf aufmerkſam gemadit, daß Waarens Berfleis 
m, dba fie oft nur ben Zweck haben, mangelhaften Yabrifaten einen, auf an- 
Dege nicht mehr zu erreichenden Abſatz zu verichaffen, fomohl im Interefle bes 
ums, welces durch die Korm der Verſteigerung angelccft, nicht felten über ben 
uw Werth der Maure geräufcht wird, als aud aus Rückhſicht auf den ftehenden 
‚ welcher dabei ohne entfprechenden Vortheil für die Konſumenten, eine brüdente 
denz zu beſtehen hat, feine Beförderung verdienen. Die K. Reg. wird daher 
W, Gewerbeſcheine, welche ausprüdlid auf den auktionsweiſen Verkauf von 
s lauten, künftig nidyt mehr zu ertheilen, fondern den mit Gewerbeſcheinen 
andel verfehenen Bewerbetreibenden zu überlafien, inwiefern fie ihre Waaren, 












ierdurch find bie entgegenfichenden R. ber K. Diin. des 5. u. d. P. u. ber 
9». 38. Nug. 1838 (U. XXII 764. — 3. 190.) u. v. 31. Ott, 1838 
q. XXU 768 — 3. 191.) bejeitiget. 
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unter Beobachtung ber in bem MRegul. v. 28. April 1824 enthaltenen Bari 
im Wege ter öffentlichen Berfteigerung abjeßen wollen. u ur - 
(Min. BL. d. i. V. 1843 ©. 246. Nr. 326,) F 


d) R. der K. Min. d. F. (Kühne) u. des I. (v. Manteuffel) v. 17 | 
1845 an die K. Reg. zu Köln. } 


Auf ten Ber. v. 3. Juli c., das abhalten öffentlicher Verſteigec 
Rechnung eines Hauſirers betr., wird der K. Meg. erwiebert, baß nach bag 
des HaufirsNegul. v. 28. April 1824 die Löfung eines Gewerbefcheins den 
betreibenden auch die Befugniß giebt, ſolche Waaren, mit welchen ber GM 
Umperziehen überhaupt geftattet iſt, außerhalb feines Mohjjiorts für feine 
öffentlich verfteigern zu laſſen, ohne daß es der ausbrüdlihen Erwähnung I 
fugniß in dem Gewerbeiheine bedarf. 

Mas die Frage betrifft, ob auf DVerfteigerungen ber in Rede fehenbeg 
Beftimmungen des $. 22. des Regul. v. 28. April 1824 Anwendung finde 
es fein Bedenken, daß die in dem erwähnten 6. 22. fir ben &ewerbebe 
Hanfirhändlers beſtimmten Friftbefhränfungen aud für befien Theilnuie 
Berfteigerung ber ihm gehörigen Waaren außerhalb feines Wohnortes 
fein müffen. (Din. Bl. 1845 ©. 318. Nr. 358.) 


B. Pferdes und Viebhändler, welche die Thiere an gi 
mehrere Orte binbringen und zuweilen dieſelben öffentlich verfteigerk 
oder, welche ſich beim Durchführen berfelben an. einzelnen Orten, # 
kaufs wegen, eine Zeit lang verweilen, bedürfen bazu eines @ewerbef@l 
In Betreff des Derfaufs des mit felbfigewonnenem Butter 
Viehes, beftimmt dad R. der K. Din. des. I. u. P. (v. Schud 
8. (Maafen) v. 23. Juli 1830 an die K. Reg. zu Llegnig. - 


Der Bauer N, N. in Sceibwigsdorf, dem die K. Re auf bie F 
v. 15. Januar d. 3., ben in Abfchrift hierbei erfolgenden Beſcheid v. F 
3. ertheilt hat, Hat fich hiergegen mit der abfchriftfich beigefügten Vorkeiig 
Febr. c. an das K. Ober⸗Präfid. in Breslau gewandt, und darin darauf 
ihm die Löfung eines Gewerbeſcheines für feinen Handel mit Vieh zu 
K. Neg. wird aufgefordert, über den Handels: Verkehr des N. N. näher 
geben, und das Verlangen, daß derjelbe gen Gewerbeſchein löſen mühe, 
motiviren. Denn nad der Daritellung, welde der N. N. von feinem 
den Anlagen gemacht Hat, it er ein Landwirth, der auf Viehmärkten 
einfauft, dafielbe mit ben Grzeugniffen feines Banernguts auffüttert, wel 
wieder, wie es jcheint, entweder aus feinem Etalle, oder auf Bichmärkt 
Ein folder Verkehr wird ſelbſt dann nicht ale Handel, fondern nur als 
mithin als gemerbefteuerfreies, Iandwirthfchaftliches Gewerbe angefehen we 
wenn ber N. N. nicht blos junges Vieh zum Auffüttern, fondern erwechſ 
um folhes zum Verkauf zu mäften, einfaufen follte. Dies ergiebt fi 
der Beſtimmung in $. 6. des Gewerbeſtener-Geſetzes v. 30. Mai 1820, 
ausdrücklich bemerkt it: „als Viktualien-Händler ift zu beſteuern, wer ge 
Vieh vom erfauften Futter unterhält, um es zum Berfauf zu mäften.“ 
flimmung würde es gar nicht bedurft haben, wenn jeder Anlauf von Bil 
zum Berfauf zu mäſten, als Hundelögewerbe betrachtet werben könnte, % 
im $. 2. 1. c. der Handel überhaupt als gewerbeitenerpflichtig bleit 
bezeichnet war. Es tritt daher hier unverkennbar hervor, daß das Mäften 
Viehes zum Verkauf nicht als Handel zu beiteuern if, wenn das Bich 
erkauftem, fondern dem vom Viehzüchter felbit Aemonnenen Futter unterkaill 
Sollte alſo gegründet fein, was der N. N, über feinen Verkehr au 
wirb er nicht gewerbefheinvflihtig, vielmehr nur dann einen Gewerbeſchein 
verbunden fein, wenn er wirklich nidıt blos auf Viehmärkten feinen Ein: uall 
bewirkt, jondern entweder den Auflauf order Verkauf wirklich im Umberziche 
Auf jeden Fall kann nicht, wie in dem, an den N.N. unterm 27. Jan, 6 
Beſcheide gefchehen, die Gewerbeſcheinpflichtigkeit jedes Viehhändlers daren 
werden, daß es ihm nicht an Gelegenheit fehle, auch außer den Maͤrkten 
Reiſen den Viehhandel zu betreiben, ſondern nur aus der wirklichen Benz] 
Gelegenheit. Endlich ſcheint nach den Borftellungen des N. N,, fo wie wer 
ertheilten Befcheide, die in der Verf. v. 19. Sent. v. I. erwähnte Veran 
Anwendung der DBorfchriften über den Gemerhähetiieo in Weskeraiiee, ı 
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ziehen von Markt zu Markt, um bie auf dem einen Markie gekauften Waaren 
m anbern wieder zu verlaufen, nicht vorhanden zu fein. 
u XIV. 611. — 3. 89.) 


Zum 6. 3. des Negulativs. 


K Das Umhertragen zum Verfauf oder der Auffauf von ſolchen 
m, mit welchen der Berfehr im Umherziehen überhaupt flatıhaft ift, 
ht gewerbefcyeinpflichtig, wenn ed nur von dem Gewerbetrei— 
em ſelbſt oder feinen Hausgenoſſen blos im Polizeibezirke 
Bobnortes geſchieht; vielmehr bedarf es dazu nur ber befonderen 
wbnif der Orts: Polizeibehörpde!). 

Dem Ermeſſen der Orts» Polizeibehörde bleibt es überlaffen, bie 
5 aus zureichenden, von der Perfönlichkeit hergenommenen @ründen 
; fe ift zur Angabe vieler Gründe dem Vittſteller gegenüber 
ichtet. Dieſem ſteht indeffen der Rekurs an bie vorgefegten Bes 







D Sur Erläuterung der Worte: „im Polizeibezirke des Wohn- 
% und bes Begriffö der Orts⸗Polizeibehörde“ im $. 3. des 


t 
E ber K. Min. des I. u. d. F. (v. Schudmann) v. 12. Sept. 1828 
B die 8. Reg. zu Pofen. 
WR. Reg. eröffnen wir auf den Ber. v. 22. v. M., daß die Verpflichtung 
eines Gewerbeſcheins nicht ausichließlih auf dem Hauflrs Gewerbe ruht, 
allgemein auf dem Gewerbebetrieb im Umherziehen. GEs ift daher zur Ent: 
ber Frage, in mwiefern Topfbinder eines Gewerbeſcheins bedürfen, nicht auf 
iften uber ben Haufirhandel, sondern darauf zurückzugehen, ob fie über: 
Gewerbe im Umherzieben betreiben, wie foldhes der Schluß des 6.6. und 
I. des Regul. v. 28. April 1824 zeigen. Wer aber jein Gewerbe lebiglich 
Bohnorte und defien PBolizeibezirfe betreibt, von dem läßt fich nicht be: 
Haß er umberziehend jein Gewerbe betreibe; barauf jtügt jid bie, im 6.8, 
gegebene VBorichrift, daraus folgt ferner, daß falls auch ſolche Waaren, 
der Verkehr im Umherziehen unjtarthaft it, im WBolizeibezirt des Wohn: 
Berkauf umbergetragen werben, joldes eben fo wenig ein Gewerbebetrieb 
ift, als wenn lediglich im Polizeibezirke des Mohnortes Dienfte oder 
angeboten werden. Dagegen werten auf alle, in den $$. 138. und 139. 
. 7. Sert. 1811, auf welhe der $. 37. des Gewerbeſteuer-G. verweifet, 
Gewerbe, fobald fie außerhalb des :Bolizeibezirkes des Wohnortes betrie⸗ 
bie im $. 4. des Megul. gegebenen Vorſchriften über das Feilbieten von 
in ter-Umgegend des Wohnortes, jv wie die im ©. 6. angegebenen, über 
welche ein ſtehendes Gewerbe treiben, defien Betriebsart 23 mit fid) Bringt, 
Arbeit in ber Umgegend aufzuſuchen, niemals angewendet werben fönnen, 
werben dergl. Gewerbetreibende, fobald fie außerhalb des Polizeibezirkes 
hnorts ihr Gewerbe treiben wollen, allemal eines Gewerbeſcheins bebürfen. 
fe fi aber auf den Polizeibezirk bes Wohnorts bejchränfen, ift es gleich: 
ob fie im ihrer Wohnung ober außerhalb berjelben die Arbeit verrichten. 
Au. 1079. — 4. 112) 


derfelb. K. Din. v. 30. April 1829 an die K. Meg. zu Magbeburg. 
K. Reg. wirb auf den über die Auslegung und Anwentung mehrerer Stel- 
Megnl. über den Gewerbsbetrieb im Umherziehen, v. 28. April 1824 unterm 
e. erfiattetn Ber. Yolgendes eröffnet: 

Gewerbebetrieb im Polizeibezirke des Wohnorts kann niemals als Gewerbe: 
beirieb im Umherziehen angefehen werben, und iſt es nicht richlig, daß, wie 
Die Abth. für die Verw. der direkten Steuern ıc. behauptet, das bezeichnete 


— — 
Bergl. andy J. 86. bee Gew.=Drbn. v. 17. Jan. 1845 (. Br. I. ©. 1A). 
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Megul. im 6. 3. das Umbhertragen von Waaren zum Berkanf im 
irfe des Wohnorts, als Verkehr im Umherziehen reine 

ad 2. Das Beilbieten von Maaren, falle es an und für ſich gewerbe 
witd baburch nicht gewerbefteuerpflichtig, daß biefe Waaren in Dem‘ 
bezirfe des MWohnorts im Umhertragen feil geboten werben. Cr 

aljo, ber feine Gartenfruͤchte im Polizeibezirke des Wohnorts im I 
fell Bietet oder feil bieten läßt, wird hierdurch nicht gewerbef | 

(@. XII. 371. — 2. 109.) 


e) * derſelb. X. Pin. v. 24. San. 1830 an die K. Meg. zu n. 
pbalen. 
Der Polizeibezirk des Wohnorts ift nichts anderes, als ber Bezick 
bie Polizeigewalt der nämlichen Behörte befhränft iſt, welche an dem ẽ— f 
Bewerbetreibenden die Ortspolizei⸗Obrigkeit bildet. Es if mithin ganz g 
ob diefer Wohnort bes Gewerbtreibenden zu einem geſchloſſenen Dorfe & 
nicht, und bie Graͤnzlinie muB ſich nicht blos ziehen laffen, fonbern ſchon ̃ 
li gezogen fein. Sollte dieſe Gränzlinie, vermöge bes Umfandes, daß Wi 
ſchiedenen Ortfchaften gehörigen Wohnungen untereinander vermengt BY 
wirklich einen höchnt unregelmäßigen Lauf haben, fo wirb dies bei den‘! 
Graͤnzen nicht weniger der Fall fein, und mithin durch dies Auskunft 
gewonnen. Im Gegentheil wird dadurch die Ausführung der — 538— 
nur erſchwert. Außerdem iſt es aber auch nicht zu verkennen, d 
v. 28. April 1824 Vorſchrift für einen Verkehr giebt, wie er auf 
n ber Megel nur in den Gtäbten vorzufommen pflegt. Sehr felten wich 
eintreten, daß Gewerbtreibende in den Dörfern, wo fie wohnen, i 
‚weder felbft, ober Durch ihre Hausgenofien zum Verkauf auf ben 
"tragen. Die Graͤnzen des Polizeibezirks der, wenn auch Fleinen Städte: 
bei weitem allgemeiner befannt fein, ald die Parodialgrängen ber in 
belegenen Kirchen. Die K. Meg. verfennt aber die Tendenz und ben £ 
bem $. 3. ‚gesedenen Vorſchrift fo fehr, daß Sie die moͤglichſte 2 
werblichen Verkehrs dafür hält, während im Segentheil biefer $. nur Be 
für einen Verkehr enthält, der nicht einmal zu bem Gewerbebetriebe im | 
gebört, denn fon in den Morten felbft würde ber Widerſpruch herve 
man von demjenigen, der fein Gewerbe lediglich in dem Bolizeibezirke fet 
orts betreibt, fagen wollte, er betreibe es im Umherziehen. Der 
verordnet aber, daß ſelbſt ſtehende Gewerbe durch Nuffauf oder Geilbi 
Straßen des Mohnorts nur dann betrieben werben bürfen, wenn 


a) die Gegenftände des Verkehrs zu enjenigen gehören, mit welchen bei 
betrieb im Umherziehen geftattet if, 
b) die Ort⸗Polizeibehörde ausdrücklich die Erlaubniß dazu eriheilt f 

Ge ift daher ferner auch ein leicht vermeibliches Mipverftändniß, 
Meg. aus der ungleihen Größe des Bezirks, der nad) der Größe bes Woh 
in dem $. 3. bezeichneten Verkehr eröffnet wird, ableiten zu können meind 
Gleichſtellung vorgenommen werden müfle, welche Dieſelbe dadurch, daß 
Polizeibezirke den Parochialbezirt ſubſtituiren moqhte vergeblich zu 
Auf ſolche Weiſe würde vielmehr der in dem 8.4. bee Regul. georbnete & 
ber Umgegend bes Wohnorts, der doch nur mit felb gewonnenen Pro 
—9 verfertigten Waaren, die zugleich Wochenmarks-Artikel find, ſtat 
ben $. 3. hinüber gezogen werben, 

Aus diefem gäanzlichen Verkennen der Art des Verkehrs, welche durch 
regulirt wird, Taßt es ſich auch nur erflären, wenn bie K. Reg. egen Die 
liche und ganz zmeifelloje Beftimmun ri in dem $. 3. daß die Orts: Beh 
bie Mer Erlaubniß ertheilen fol, dafür Halt, baß die Ertheilun 
Erlaubniß zu den Attributen der höheren Polizeiverwaltung gehöre. Die 
der GErlaubnißfheine muß daher den Oris-Vorſtehern (Schulen), welde, 3 
dortigen, freilich unvollendeten Gemeine: Berfaffung, die Orts z Beligei ı | 
übertragen werden. Sollten biefelben die erforderliche Fähigkeit da 
fo fann ihnen die K. Reg. durch ein vorgefchriebenes Schema das 
teen, R XV fie durch ihre & —5*— genauer kontroliren laſſen. 
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V. 407. — 2. 
d) R. berjelb. Min. v. =. Suni 1830 an die 8. Reg. zu N. u 
Phalen. 


Ben dem Gewerbes-Betriebe im Umherziehen. (NMegul. $. 3) 281 


Deb die Gelege unter dem Ausbrud „Kirchſpiel“ den Parochialbezirk verftehen, 
mit Rüdficht auf die 66. 241. 260. 268. u. ſ. w. Tit. 11. TH. II. des UWE. R,, 
bepeeifelt werben, und ebenjo zweifelles iſt es. daß die K. Meg. in Ihrer Be: 
sahung 9. 31. Aug. v. 3. Sich diejer Bezeichnung mit Unrecht bedient hat, 
Gie etwas Anderes barınter verftand, als was gejeßlich barınter verflanden 
fell, beſonders da es gerade daran anfamı, durch die gewählte Bezeichnung 
Wuzen bes Bezirks, von welchen die Rede war, beftimmt zu bezeichnen. Gine 
&länterung Ihrer Bekanntmachung wird tie KR. Meg. daher nicht vermeiden 
.Dieſe wird aber durch ihre jegige Erklärung, Sie habe unter „Kirchſpiel“ 
nenergemteine” ober bei Steuerbezirk der Gemeine veritanden, nicht gegeben, 
uch darin if eine beſtimmte Bezeichnung nicht zu finden, weil beifpielsweife 
ı @ewerbeiteuer: Bezirke einer Landgemeine ſaͤmmtliche Ortfchaften unter 1500 
Begriffen find, bie mit biefer Kandgemeine in demielben Kreije liegen. Jeden⸗ 
fibt enticheidend, daß der 6. 3. des Regul. v. 28. April 1824, auf befien 
Amwendung es anlonmt, nicht auf irgend einen Steuerbezirf, fondern auf 
zirf des MWohnorts hinweilet. Wenn alfo in ben einzelnen Gemeinen 
eiftereien des Bezirks der K. Reg. die Bürgermeiſter bie unterfte Polizei⸗ 
ben ganzen Bürgermeiftereibezirk bilden, fv werben auch in dem ganzen 
fMereibezirke, von been Ginwohnern folde Waaren, mit denen der Verkehr 
Inziehen überhaupt geftattet it, aufgekauft, und zum Verkaufe umbergetragen 
dürfen, chne taß es dazu eines Gewerbeſcheins bedarf, vielmehr wird bie 
ke Grlaubniß des Bürgermeiiters hinreichend jein. 

EL XIV. 430. — 2. 108.) 


L A. derjelb. Min. v. 28. Juni 1830 an bie K. Meg. zu Arnöberg, 
ı wie an fämmtl. K. Rheiniſche Reg. 

Bf Beranlafiung entftandener Zweifel wirb ber K. Neg. eröffnet, daß unter 
nebrude „Bolizeibezirt” in dem Haufir-Megl. v. 28. Npril 1824 5. 3, ber 
meiſtereibezirk zu verfiehen ii. (A. XIV. 131. — 2. 109.) . 


R. de8 8. Din. des I. u. d. P. (Köhler) v. 30. Mai 1835 an das 
R Bolizeis Bräfle. in Berlin, den Obſthandel auf den Straßen ohne 
thende Derfauföftellen betreffend. 

Min. fintet fih durch den vorliegenden Ball, wegen polizeilicher Beſtrafung 
idrigen Umhertragens oder Kurrens von Obſt auf den Straßen, veran: 
8. Polizei-Präſ. auf die Beſtimmmgen tes $.3. des Regul. v. 28. April 
bejenders aufmerfjam zu maden, damit darauf gehalten werte, daß bier 
weiche Gewerbe auf die in dem gedachten $. bezeichnete Weife betreiben, 
dr daſelbſt erwähnten polizeilichen Erlaubniß verſehen, und chne bie legtere 
bes GBewerbebetriebes nicht geitattet werde. 

XIX. 490. — 2. 132.) 


der 8. Min. des I. u. d. P. (Seiffart) u. d. F. (Kuhlmeyer) v. 
Juni 1838 an die 8. Reg. zu Trier. 

ein Gewerbe nur innerhalb des Polizeibezirks feines Wohn— 
Kg bedarf dazu feines Gewerbeſcheins, wie dies aus dem $. 3. 




















egul. v. 28. April 1824 hervorgeht und in dem C. R. ver Din. des 3. 
v. 12. Sept. 1828 (A. S. 1079.) 1) näher auseinander gefegt if. Bei 
fallfigen Beflimmungen muß es auch für die Folge fein Bewenten behalten. 
He in tem Der. v. 20. Mai d. 3. hiergegen vorgebrachten Bedenken erfcheinen 
cheblich, indem nach dem $. 3. des erwähnten Regul. tiejenigen Perjonen, die 
Mb des Pelizeibezirts ihres Wohnortes Segenftände zum Verkanfe umbertragen 
nflaufen, dazu einer befondern Erlaubniß der Orte: Bolizeibehörde 
m, chne daß ihnen jedoch ein beſtimmtes Recht auf Ertheilung dieſer Erlaub⸗ 
geräumt if, vielmehr kann tiefelbe ihnen aus aureichenden Gründen verfagt 
k Auch kann dieſe Erlaubniß nur zu einem joldhen Verkehr ertheilt werben, 
tchaupt im Umherziehen betrieben werben darf. Außerdem folgt hieraus, Daß 
N Gewerbeſcheins $. 20a. des Gewerbeſteuergeſetzes v. 30. Mai 1820 nicht 
uch feinesweges bie Steuerjreiheit bes bezeichneten Verkehrs; es müflen viel⸗ 





Bugl. oben sub =. 


2353. Bon ben Berhältniifen ber Gewerbeireißenben zum Blast. 


mehr auf diefen die Beftimmungen bes Gewerbeſteuergeſetzes hinſichtlich ber 
pflichtigfeit ber ſtehen den Gewerbe angewendet werben. 
(A. XXII. 436. — 2. 141.) 


h) R. derfelb. Min. v. 24. Febr. 1839 an die KR. eg. zu And 


Das von der K. Reg. in dem Ber. v. 8. Ian. b. I. in Bezug ger 
v. 12. Sept. 1828 1) enthält feine Aenderung der im $.3. des Haufivsieg 
—* 1624 gegebenen Vorſchrift, ſondern ſtellt nur die e Regel auf, daß ein 
innerhalb bes Polizeibezirks des Wohnorts betriebener 8 = 
gewerbeicheinpflichtig, ſondern als itehender Verkehr anzuſehen if. Dar 
aber nicht, daß jede Art des Verkehrs innerhalb bes Polizeibezirks des Woeg 
geſtatten iſt, und daß, im Widerſpruch mit dent. angeführten $. 3., bis | 
tragen zum Verkauf ober der Auflauf von foldhen Waaren, mit denen d 
im Umberziehn unzuläſſig ift, durd die Orts Polizeibehörbe erlaubt we 
fondern nur, daß wenn ein, folder Verkehr, der nicht ftatthaft iſt, —— 
worden, diefer immer nur ale ein ſtehender, nicht ale ein gewerbefcheinpfi 
zufehen und bemgemäß zu ahnden it. - 
Es darf demnad z. B. die Orts Polizeibehörde nicht geftatten, 1 
innerhalb des Polizeibezixks feines Wohnorts feidene Waaren zum Berka : 
trägt ober fchidt, indem dies ber Beſtimmung im 6.3.0. a. O. entgegem fi 
Wenn Jemand aber feidene Maaren blos innerhalb des Polizeibezirks fein 
orts zum Verkaufe umbergetragen hat, fo hat er, nad, Inhalt des M. v. 
1828, deshalb nicht die im $. 26. des Regul. v. 28. April 1824 vorgefäriehe 
des unbefugt betriebenen Hauſirhandels verwirft, Gein GSewerbebe 
vielmehr nur ala flehender Handel angefehen, fo daß er, wenn er üf 
ftehenden Handel zur Gewerbeſteuer angemeldet hat, deshalb Feine Steu 
er aber die Anmeldung unterlafien, die im 6. 39. Litt. b. des Gew 
30. Mai 1820 vorgeſchriebene Strafe verwirft hat. Außerdem würbe, 
etwa bie Ortspolizeibehörbe ihm vorſchriftswidrig bie polizeiliche Grlar 
haben follte, die ım $. 30. des Regul. v. 28. April 1824 vorgefchriel 
Arafe wider ihn zur Anwendung fommen. 
(8. XXIII. 222. — 1. 196., Eentralbl. bes %. Min. 1839 S. 68. 


i) R. derſelb. Min. v. 5. Nov. 1841 an die K. Reg. zu Sranff 


Wer den flehenden Handel zur Gntrihtung der Gewerbeiteuer in feine 
orte angemeldet hat und innerhalb des Polizeibezirks beffelben Gegen 
Berfanf umherträgt — mögen nun dieſe Gegenftände zu benjenigen g 
denen ein Haufichandel erlaubt werden fann, oder zu denen, welche im Ü 
nicht feil geboten werden bürfen — madıt ſich feines Steuervergehene Td 
vielmehr, jofern die Erlaubniß der Orts: noligeibehöche zu dieſem Derteie 
theilt werden, bie im $. 30. des Haufirs Regul. v. 28. April 1824 vorg 
Strafe verwirft. 

Das über diejen Gegenftand an bie K. Reg. zu Aachen erlaffene R. A 
1839 2) wird der K. Meg. zur Kenntnißnahme und Nachachtung mitgethel 
felben wird zugleich, zur Beachtung in künftigen Fällen, bemerklich emadl 
bei dem fraglichen Gegenftande teilortmäßig betheiligten Abıh. für d die ® 
und für die Verw. ber direften Steuern sc. ſich vor der Erflattung des 8 
die Frage hätten benehmen und daß die K. Reg. nicht hätte unterlaffen pr 
Anficht über die Frage vorzutragen. 

(Min. BL. d. i. V. 1841 ©. 298. Nr. 490.) 


2)M. der K. Min. des J. u. d. P. u. d. F. v. 18. Aug. IE 
das K. Pol. Präfld. in Berlin. Das Beilhalten von Cigarren I 
herzieben ift auch im Pol.Bezirke des Wohnortd nicht geftattet. 
ab Bl. d. i. V. 1840. ©. 316. Nr. 568., f. unten zum 6. 13. ei 


























Zum $. 4. des Negulativs. | 


A. Selbjtgemonnene Produfte und felbfiverfertigte Waaren, 
benen gehören, die Jedermann auf Wochenmärkten feil Halten ba 


1) Bergl. oben sub a. 
2) Bergl, oben sub h. 


Ben dem Grwerbe-Betriebe im Umherziehen. (Regul. ©. 4) 988 


1.) kann jeber Inländer au außer feinem Wohnorte (in ber 
gend deſſelben, welche erforderlichen Falls von der Kreisbehärde 
zu beflimmen ift) zum feilen Verkaufe umbertragen oder ſchicken, ohne 
eines Gewerbefcheins zu bedürfen. 


Dam: 

) Diefe Beſtimmungen find ausgedehnt auf Ausländer ber an« 
nden Bezirke. 

ED. v. 6. Oft. 1829, betr. bie Erweiterung ber Borfchriften bes 
im NRegul. v. 28. April 1824. 


uch Ihrem gemeinfhaftlihen Antrage v. 16. v. M. bewilligte Ich, daß bie 
4 des Regul, über ben Gewerbebetrieb im Umherziehen. v. 28. April 1824, 
dern beigelegte Befugniß: aud ohne Gewerbeſchein felbftgemonnene Pros 
felbfiverfertigte Waaren, in fomeit folhe von Jedermann auf Wohenmärk; 
gehalten werben Dürfen, auch in ber Umgegend ihres MWohnorts zum Ber: 
zutragen ober zu jchidlen, auf Ausländer ausgedehnt werben, bie in ans 
von der Meg. nach jedesartigem Bebürfniß näher zu beilimmenden Be: 
haft find. Ich autorifire Sie, diefe Griveiterung der gefegl. Beſtimmung 
betannt zu machen. (G. ©. 1830 €. 1.) 


Werzu: 
2 A. der K. Min. des I. (v. Schuckmann) u. d. F. (v. Motz) v. 20. 
1829 an fämmtl. 8. Reg. 


ie. ur Ausführung der Beſtimmung der R. O. v. 6. Oft. d. 3. wird bie 
Hefen in beren Bezirk, insbefondere um Brüngorte leichter auch außer ben 
en mit folhen Probuften und Waaren zu verforgen, die Wodenmarlts: 
‚ ed Bebürfniß if, au den Ausländern ben duch $. 4. des Regul. ohne 
eines Gewerbeſcheins nacgelafienen Verkehr einzuräumen, bie Lanbräthe und 
egifträte in den Gränzkreiien barüber inftrniren, in welden Diftriften den 
der gedachte Verkehr überhaupt nachgelaſſen werde. Niemals barf ders 
über 2 bis 3 Meilen dieſſeits der Bränze ausbehuen, vielmehr werben Auss 
te foweit ihren Verkehr ausbehnen wollen, nad, wie vor Gewerbeſcheine lös 














Ach nadı 6. 3. des Megul. fchon diejenigen, welde nur im Polizeibezirk 
s Waaren zum Berfauf umhertragen, ober durch ihre Hansgenoffen uns 
wollen, hierzu beſondere Erlaubniß ber Orts-Pelizeibehörde nachſuchen 
hieraus von ſelbſt folgt, daß auch diejenigen, die noch außer ihrem Wohn⸗ 
deſſen Umgegend einen dergleichen Handel treiben wollen, eines beſondern 
ins bedürfen, der aber nicht von der Orts-, ſondern wie der $. 4. aus; 
bedingt, von der Kreis-Polizeibehörbe ertheilt fein muß, fe wird die K. Meg. 
bl. befonders darauf aufmerfiam machen müflen, daß auch bie Ausläns 
von der jetzt nachgelaſſenen Befugniß Gebrauch machen wollen, fid) vor: 
Anem Erlaubnißſchein von ber Kreisbehörbe veriehen, und zu dem Ende ein 
Ortsobrigkeit der Kreisbehörbe vorlegen müflen, baß bie von ihnen feil 
Brobufte oder Waaren von ihnen felbit gemennen oder verfertigt find, 
ihrer Perfönlichkeit Fein Bedenken obwalte, ihnen das Umhertragen diefer 
t cher Waaren zum Verkauf zu geftatten, und endlich, baß in dem Erlaub⸗ 
!'die Ortſchaften, welde den äußern Umkreis des Diftrikts bilden, für mel: 
Grlaubnißfchein gültig if, namentlich angegeben werben müflen, 
XIII. 912. — 4. 100.) 


Die K. Min. Haben durch nachflehende R. 


Beflimmung des erften Satzes des $. 4. des Megul. auch auf ben 
ıffauf felbfigemonnener Produkte und felbftverfertigter Waaren au 8- 
dehnt, und 
sere Beflimmungen über bie Begränzung ber Umgegenb im 
ane des $. 4. und in Betreff der Kompetenz ber Kreidlandräthe zur 
heilung der erforderlichen Erlaubnißfcheine, erlaffen. 
der K. Min. des 3. (v. Schudmann) u. d. 8. v. 14. Aug, 1821 
die K. Meg. zu N. N, 


BEE Won ben Berbältniffen ber Bewerbetreibenben zum Ctaik. 

















x. ıc, Die Kreisgrängen können bie Umgegend eines Ortes unmuögkid WR 
en, fonft würden bie Ortſchaften hart an den Kreisgränzen ſich im einem 
beſchraͤnkt ſehen, den das Geſetz ihnen zu ihrem eigenen, wie zum —* 
nahe, aber doch in anderen Kreiſen gelegenen Ortſchaften ausdrücklich geſe 
Das Megul. erfordert fhen für das Umhertragen zum Verkauf ober den Au 
MWohnorte befonbere Erlaubniß der Orts: Polizeibehörbe. ine ſolche befunkl 
laubniß muß alfo aud) derjenige haben, ber benfelben Verkehr auch außer 
Wohnorte und. in deſſen Umgegend treiben will, nur iſt fle dann nidt von U 
zelnen Orts-Polizeibehörben, jondern von der Kreiss Polizeibehörbe zu | 
dann zugleich in jedem konkreten Kalle vie Umgegenb näher beſtimmt. Def 
Meg. ale Marimum für bie Umgegend eine Entfernung von 2 Meilen feRgef 
iſt zweckmaͤßig. 

Wenn aber darnach bie Umgegend auch noch in einen andern Kreis, aldi 
MWohnorts fällt, fo hat es kein Bedenken, daß bie Beſtimmung ber Kreis Pi 
hörde des Wohnorts, von der zunädft die Erlaubniß ertheilt werben muß, | 
am beiten im Stande iſt. zu beurtheilen, ob, dem 6.3. des Megul. gemäß, 
fondern, von der Perfönlichfeit hergenommenen Gründen die Erlaubniß zu. 
it, auch für die benachbarten Kreife, fo weit die Umgegend in biefelbe Hin 
gültig it. Wenn fid) demnächſt findet, daß Waaren oder Produfte im 
oder deſſen Umgegend ohne polizeiliche Erlaubniß umbergetragen ober aufgeit 
den, fo verfüllt der Kontravenient in tie Strafe laut $. 30. des Regul.; ſeh 
die Umgegend hinausgegangen und der Verfehr dadurch gewerbefheinpiidäig 
ben fein: fo findet die Strafe laut 6. 24. ſtatt. Es wird anectmäßig fein, 
K. Reg. hierauf durch die Amtehlätter aufmerffam macht. (A. XL. 745. —3 


b) R. der K. Min. des I. (v. Schumann) u. d. F. (v. Moh) 
San. 1828 an die 8. Reg. zu N. N. | 


4 
Nach demjenigen, was die K. Reg. in dem Ber. v. 31. OR... 
Bezeihnung der Umgegend in dem für das Umhertragen’von Waaren unb: 
ten anszufertigenden polizeil. @riaubnißfcheine anführt, gewinnt es ben % 
ob der K. Meg. die Abficht des Gewerbe-Steuer⸗G. v. 30. Diai 1820 umb 
dem 14. Aug. 1) Ihr ertheilten Anweiſung nicht beutlih fe. Die öffent 
kanntmachung ber jpeziellen Beitimmung der Umgegend für jeten Wohnen 
ganzen Reg.-Bezirfe ift eine fo ganz ımausführbare und nuplofe Maaßrege 
K. Reg. biefelbe gar nicht hätte in Anregung bringen ſollen. Es folgt a 
nicht, daß die Kreis Polizeibehörbe in ben von ihr auszufertigenden Beſch 
nur den Grundfag ausſprechen fönne und folle, daß der Inhaber des Se 
über zwei Meilen von feinem Wohnorte umherziehen folle, was allerdings 
entfcheiden würde, welche Orte denn num in dem freigegebenen Bezirke Hegk 
Kreis: Polizeibehörde wird vielmehr in dem Scheine bie Gränz:Linie näher Ü 
müffen, über welche hinaus der Inhaber nicht gehen darf; nöthigenfalle 
Ortſchaften zu nennen fein, über welde hinaus der Inhaber nicht gehen 
es natürlich auf ein ängſtliches Abmefien voller zwei Meilen nit anfom 
weiche in der Regel die größte Entfernung fein foll, welche geflattet w 
Ad 2. deſſelben Berichts iſt e8 zwar richtig, daß der $. 4. des Meguli 
April 1924 nicht, wie der 6. 3. des Auffaufs erwähnt; bie unterz. Min. Wi 
deſſen nichts dagegen zu erinnern, wenn auc der Auflauf innerhalb der I 
des Wohnorts Ssnländern geftattet wird, ohne daß fie bazu einen Gewerbef 
löfen haben. (A. XI. 178. — 1. 84.) 


c) C. R. der K. Min. bes I. (v. Schudmann) u. ber F. (Max 

22. Zuli 1830 an ſämmtl. K. Meg. 

Zur Erleichterung des Abfapes ſolcher felbftgemonnenen landwirthſchaftli 
zeugniffe, welche in dem $. 14. Mr. 1. des Regul. v. 28, April 1824 gem 
wollen die ımterz. Min. geftatten, baß ber gewerböweife Nuffauf ing 
gewerbefcheinfrei gefchehen dürfe, wie es in Anfehung bes Berlanfs fell ; 






















ner Produfte und felbfiverfertigter Waaren, nah) $. 4. des gebadyten Regald 
ben 4 Kreis: Bolizeibehörde naher zu beflimmenden Gegend bes Mohne 
aubt i 

Bei Beilinnmung dee Umfangs ber Umgegend bes Wohnorte, haben 





J) Vergl. sub a. 


bem Gewerbe⸗Betriebe im Umherziehen. (Üegul. $. 4.) 23% 


a ala Regel anzunehmen, baß eine amweimeilige (Sntfernung von dem 
ya folhen: Auffaufss ober Verkaufs-⸗Handel Treibenden ale äußerfte 
it. In ber darüber zu ertheilenden Legitimation müflen bisDrte, 
ht Hinausgegangen „werben barf, genannt werden, wobei es fid von 
daß jede Kreis: Polizeibehörde fih auf ihren Kreis zu befhränten, und 
meilige Umfang in einen ober mehrere andere Kreiſe ſich erſtreckt, es 
eibenten zu überlafien hat, bei der Behörde diefer Kreife die Ausdeh⸗ 
ubnißfcheins nachzuſuchen. 
tegierung hat biefe Beftimmung durch ihr Amtsblatt bekannt zu mas 
dies nicht ſchon in Folge ber an die Reg. zu Magdeburg, unter bem 
s 1) und an bie Meg. zu Minten ımterm 30. April ej. =. erlafiene 
bie gedachte Beſtimmung im Wefentlihen bereits enthalten, und fi 
sen Kamptz ſchen A. abgebrudt befinden, theils in anderer Art allges 
zeworden find, gefchehen fein folltee (N. XIV. 609. — 3. 87.) 


RK. Min. des I. u. der PB. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvens- 
14. Oft. 1838 an den Mag. in Stadtlohn und abfchriftlich 
t. Meg. zu Münfter. 
ben flehenten Handel befteuerten Berfonen kann zwar, wie bem Mas 
Borftellung v. 3. Aug. d. I. eröffnet wird, nadı dem R. v. 22. Juli 
609. 2} durch eine, ohne Entrichtung der Hauſir⸗Gewerbeſteuer ihnen 
Regitimation der Auflauf der im 6. 14. unter 1. des Haufir⸗-NRegul. 
824 bezeihneten landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe, nidyt aber das Gin: 
edachten &egenftände gegen irdenes Gefchirr und andere Waaren ge: 
Auch hut feine Kreis: Polizeibehörde die unbedingte Verpflichtung, bie 
m Kreis⸗Polizeibehörde zum ſteuerfreien Auffauf ertheilte Legitimation 
cf auszudehnen, vielmehr kommt es nadı dem gedachten R. befonders 
eine tolhe Ausbehnung im Interefle der Landwirthe, Behufs bes Abs 
MR gewonnenen landwirthichaftlihen Erzeugniſſe, wuͤnſchenswerth ifl. 
. 1007. — 4. 151.) 


R. Sen.-Dir. der Steuern (Kuhblmeyer) v. 23. San. 1839 an 
Reg. zu Trier. 


rigens wird bemerft, daß Perfonen, die im Auslande Gegenitände 
affaufen, um biefelben im Inlande wieder zu verfaufen, hierzu, fofern 
nuf noch nicht erfolgt iſt, oder nicht im Umherziehen geichieht. eines 
werbeicheines nicht bebürfen. Erfolgt der Wiederverkauf der im 
auften Segenflände im Inlanbe im Wege des ftehenten Handels, fo 
meldet werden. Geichieht der Wiederverkauf im biefleitigen Gebiete 
ı, fo ift ein Gewerbeſchein dazu allerdings erforderlich. Daflelbe gilt 
ufe im biefleitigen Gebiete, wenn berfelbe im Umherziehen außerhalb 
m lmgegend des Mohnorts zum Zwecke des Mieberverfaufs bewirkt 
der Auflauf der in dem C. R. v. 22. Juli 1830 3) (A. S. 609.) 
genjlände nur in ber vorgebachten Umgegend, fo ift dazu zwar fein 
erforderlich, der Verkehr jedoch als ſtehender Handel fteuerpflichtig und 
der Denunziat würde Daher, wenn er nur im Auslande Butter aufges 
ht ſtrafbar fein. Da derfelbe indefien auch im Inlande Butter ges 
ziehend aufgefauft, und nach Lage der Sache die Abficht, diefelbe wies 
n, nicht zu bezweifeln ift, der Denunziat aber weber im Beſitze eines 
fih befunden, noch ben fiehenden Handel angemeldet hat, fo bat ders 
ı eine Strafe von 8 Rthlen. verwirkt. (N. XXIII. 226. — 1. 202.) 


R. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvens⸗ 
15. März 1840 an die K. Meg. zu Düffeldorf. 

in dem Ber. der K. Reg. v. 24.Nov. v. I. gedachten C. v. 22. Juli 
. 609.) ergiebt fid), daß ber nach biefem zuläffige gewerbeſchein⸗ 
f ber darin bezeichneten Gegenftände nur auf Grund eines von der 





sen sub b. 
ben sub c. 
ben sob c. 
ben sub c. 
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betr. Polizeibehörbe ausgeftellten Erlaubnißfcheins betrieben werd: 
Betrieb des erwähnten Auffaufs ohne einen foldhen Erlaubnißſchein zi 
bes Megul. tiber ben Gewerbebetrieb im limherziehen v. 28. April 182 
Bolizeiftrafe von zehn Silbergr. bis zehn Thlen., im Unvermögensfalle 
a. O. die verhältnigmäßige Gefängnißitrafe nach fh. Daſſelbe gilt, v 
Erlaubnißſchein ertheilt ift, der Aufkauf aber in einer Gegend, In w 
dem Cirk. gewerbeſcheinfrei ausgeübt werden könnte, betrieben wird, 
Erlaubnißſchein von der kompetenten Behorde auf jene Gegend ausg 
Die Anwendbarkeit der angeführten $$. 30. und 31. auf bie vor, 
unterliegt feinem Bedenken, da nah dem 6. 3. bes citirten Regul. 
fheinfreien Verkauf und Aufkauf diefelbe Legitimation erforderlich und 
des 6. 16. des Megul. die $. 4. deſſelben über den Verlauf gegeben 
durch das @. v. 22. Juli 1830 auf den Auffauf ausgedehnt if. 
(Min. Bl. d. i. V. 1840 S. 114, Nr. 190.) 


g) R. der K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (& 
v. 25. Aug. 1842 an die K. Meg. zu Arnsberg. 


Als die Umgegend des Wohnerts, innerhalb beren die im $. 4. 
28. April 1824 und in der K. 3. v. 22. Juli 1830 1) (N. S. 601 
Gegenflände auf Grund einer Freispolizeilihen Grlaubniß und ohne 
umpberziehend, verfauft und beziehungsweiſe aufgefauft werben bürfen, 
meilige Umtreis des Wohnorts der betr. Berfon angufehen, auch wenn 
Theile verſchiedener Kreife und Megierungsbezirke in ſich begreift. 

Es kann aber jeder Landrath die Grlaubniß nur für den zu feı 
hörigen Theil der Umgegend ertheilen. 

(Min. BL. d. i. V. 1842 ©. 327. Nr. 443.) 


b) R. der 8. Min. d. F. Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel 
1846 an bie 8. Reg. zu Stettin. 


Es unterliegt feinem Bedenken, vie Beſtimmung des 6. 3. bes 
v. 28. April 1824, nach welcher die Bewilligung ber polizeilichen ( 
Verkauf oder Auflauf von Waaren im Umherziehen im Polizeibezirke 
des Gemwerbetreibenden den Ermeſſen der Orts: Bolizeibehörbe überlaff 
loger Weife aud bei der Ertheilung der polizeilichen Legitimation 
felbt gewonnener Produkte, refp. zum Aufkaufe jelcher Gegenjtände üı 
Umfreife des Wohnorts des Gewerbetreibenden (nadı $. 4. des Hauf 
nach dem C. R. v. 22, Juli 1830) in Anwendung zu bringen. Es 
auch in Bällen ber letzteren Art dem pflihtmäßigen Ermeſſen der bet. 
überlaffen bleiben, die beantragte polizeiliche Legitimation ans zureic 
Berfönlichkeit des Antragftellers hergenommenen Gründen zu verjager 

Die von der K. Meg. in Nutrag gebrachte Beſtimmung, wonad 
waarenhändlern überhaupt dergleichen Yegitimatiensicheine zum Auff 
bufte im zmweimeiligen Unifreife zu verfügen wären, kann dagegen, i 
meinheit gefaßt, nicht für auläffta erachtet werben. 

(Min. BL d. i. 8. 1846 S. 46. Nr. 65.) 


i) Publit. der K. Reg. zu Breslau v. 14. Nov. 1824. 
des Regul.) 

Um die Gewerbetreibenden gegen den Anſpruch über ihre Bef 
itellen, haben die Kreis-Polizeibehörten die Umgegenb der Wohnorte 
u beitimmen und deren Gränzen der K. Meg. anzuzeigen. 

(a. VIII. 1155. — 4. 114.) 


3) In Betreff der Frage: welche Gegenflände zu benjer 
die Iedermann auf Wochenmärkten feil halten darf, vergl. 
bes Regul. und die Erläut. dazu. (S. unten.) 

Insbeſondere nod: 

a) den Handel mit groben Korbmacdher- und Töpfe 
zweimeiligen Bezirfe betr., bemerft das R. der K. Min 

Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. d. 8. (9. Alvendleben) v. 23. 


1) Vergl. oben sub c. 








t bene Gewerbes Betriebe im Umherziehen. (egul. $. 4) 297 


23 wird auf Ihren Ber. v. 30. Ian. d. J., 

efcyeinpflichtigfeit bes Handels im ameimeiligen Bezirk mit groben 
acer: und Töpferwaaren betr., 

ertennen gegeben, daß: 

Ihr bezeichnete Flechtwerk aus ungeſchältem Holze zu ben Gegenftänben, 
t 6. 14. Rr. 1. des Haufir-Regul. v. 28. April 1824 gedenft, und 
ı ben Wocenmarfts-Artiteln zu rechnen ift, welche nad 6.4. a. a. O. 
Berfertigern in der Ungegend ihres Wohnorts, ohne Gewerbeſchein 
e auf Grund einer freispolizeilihen Erlaubniß zum feilen Verlauf um: 
zen ober geſchickt werben dürfen. Wer aber dergl. Flechtwerk zum Ber: 
fertigt, und, wenn auch lebiglich in feinem Wohnorte ober deflen Ums 
feil hält, ober verkauft, treibt ein iteuerpflichtiges fiehendes Gewerbe, 
5 von dieſem die Gewerbeſteuer entrichten, neben welcer eine befonbere 
für den Berfauf im Umherziehen nur dann zu erlegen it, wenn biefer 
5b des Wohnortes und defien Umgegend ausgeübt wird. 

pfermwaaren weder nach ben Hanfir-Regul., noch, wie die K. Reg. 
cbiervanzmäßig ($. 1. a. a. O.) in Ihrem Bezirke zu denjenigen Ge⸗ 
en gehören, womit von Jedermann und auch von andern ale Ortes 
ven auf Wochenmärkten Handel getrieben werben barf, jo findet der 6. 
MRegul. auf bern Verkauf im Umperziehen nicht Anwendung. Zum 
Handel mit Topferwaaren können aber Gewerbſcheine zu ermäßigten 
gen bemilligt werden; fo taß dem örtlichen Bebürfniffe eine ausreis 
3erudfichtigung zu Theil wird. (AM. XXI 232. — 1. 231.) 


den Handel mit Obſt Seitens der Obftpächter. 


K. Min. des H. (v. Bülcw) u. d. J. u. d. P. (v. Schuckmann) 
5. (v. Klewig) v. 4. Ian. 1825 an die K. Reg. zu Liegnig und 
ichricht an die K. Meg. zu Pofen. 
träge der K. Reg. in dem Ber. v. 12. Oft. v. 3. wegen der Gewerbes 
bfihändler erledigen fih ven ſelbſt, wenn von der Anfidt ausgegangen 
?, von den Obſtpächter gewonnenen Früchte, als jelbitgewonnene und 
gefaufte zu betradhten find. Tiefe Anſicht iſt um fo folgerichtiger, ale 
men ift, daß der 6. 4. tes Negul. v. 28. April v. 3. unter felbft ges 
ebuften nur jolche veritehe, bie auf dem eigenen Grund und Boden bes 
ewachſen int, weil ſonſt auch die Pächter ganzer Landgüter, von ber, 
bezeichneten Art des Verkaufs, mit ihren Erzeugniſſen ausgeſchloſſen 

Wenn daher auch nach $. 6. des Gew.⸗-Steuer Geſ. v. 30 Mai 1820 
nhändler zu befteuern iſt, wer das Obſt eines Gartens zum Gewerbe: 
t, und wer gewerbeweije Vieh von cerfauftem Kutter unterhält, um mit 
hanteln, fo bleiben tod, in diefen Falle die Mil, in jenem das Obſt 
nnene Vrobufte, es mag nun bei der Obſtpachtung ein wahres Pacht⸗ 
: ein gemwagtes Gefhäft zum Grunde liegen, wie es in dem A. L. R. 
11. $. 582. ff. näher bezeichnet wird. 
ach dürfen die Obſtpächter ihren Gewinnſt nad 6. 4. des Megul. v. 
iv. 3. feil bieten, ohne einen Gewerbeſchein zu löfen, indem fe nur 
idler zu befteuern find. 

232. — 1. 159.) 


derfelb. Min. an ſämmtliche K. Meg. (ausfchließl. derjenigen zu 
, und Poſen) und an den Mag. in Berlin. 

Meg. wird zur Nachricht und Beachtung hierdurch befannt gemacht, 
hier zwar gemerbeiteuerpflichtig find, ihren Gewinnit nad $. 4. bes 
, aber feil bieten dürfen, ohne einen Gewerbefchein zu löfen, indem bie 
wennenen Krücte nicht als aufgefanfte, jondern nur als felbft gewon: 
et werten können. (N. IX. 234. — 1. 160.) 


den Handel mit Fiſchen. 


e- K. Min. des 9. für H. und ©. (v. Schudimann) u. d. 8. 
en) v. 24. April 1834 an die Zifcher-Innungen zu N., und 
rl. an bie K. Meg. zu Branffurt und Potsdam. 

Ihnen unterm 26. Gebr, d. 3. darüber geführte Beſchwerde, dat vie 
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dortige K. Reg. von Ihnen die Löfung eines Gewerbeſcheins für den Fall wg 
habe, daß Sie Fiſche außerhalb des Polizeibezirks Ihres Wohnortes, zum 
verfauf auffaufen, ift unbegründet, da nad) der beflehenden Geſeggebung and 
weldye an ihrem Wohnorte die Steuer für den ſtehenden Handel eistrichten, 
bemerkten Verkehr eines Gewerbeſcheins bedürfen. In ber Rückficht jebod, 
Handel mit Fiſchen, befonders aus der fogenannten wilten Fiſcherei, nicht 
ders als durch einen Auffauf im Uniherziehen betrieben werben fann, fe 
diefem Handel erforberlihe Bewerbefhein zu einem geringern als bem 
Steuerfape v. 12 Nthlım., ertheilt werben 1). 

a. XVIII. 339. — 2. 37.) y 

(Siehe unten.) ı 


B) R. derſelb. Min. v. 24. Sept. 1834 an die K. Meg. zu Port 
Penn in dem N. v. 24. Avril c. 2), die Bewerbefcheinyflichtigkeit de 
händler betr, beſtimmt worden, daß zum Auffauf von Fiihen außerhalb % 
zeis Bezirks des Wohnorts, Behufs des Miederverfaufs ein Gewerbeſchch 
derlich jei; fo iſt hier der Ausdruck „Polizei-Bezirk“ irrig Matt „Um 
des Orts“ ($. 4. des Regul. v. 28 April 1824) gebraucht worden, und} 
ber über die Gränzen der letztern hinausreihende Auffauf im Umherzicheh 
werbefcheinpflihtig erfärt werben follen, mweldhes der K. Meg. auf Ihre Wi 
Anfrage v. 15. v. M. zur Nachricht und Adtung befannt gemacht wird. 
(a. XVII 531. — 2 157.) 


Dazu: 


GR. der K. Reg. zu Potsdam v. 3. Oft. 1834 an fämmtil 
zäthe und Magifträte. 

Abſchrift des Min. R. v. 24. Sept. d. 3. erhalten Sie mit Beyug anf 
bereits mittelt C. V. v. 1. Mai c. zugegangene R. v. 24. April c. zur I 
und mit bem Bemerken, daß bie ben Fiſchhaͤndlern verbeißenen Gewerbe 
ermäßigten Steuer von refp. 2 Thlen. und 4 Thlen. diefen nady näherer © 
des Sen: Dir. der Steuern nur in dem Balle höheren Orts bewilliget w 
wenn fie eines Theile 

die Steuer vom ſtehenden Handel erlegen, 
unb andern Theile 

den Auflauf von Fifhen im Umherziehen lediglich für ihren ſtehende 

betrieb bezwecken; ° 
nicht aber, wenn fie die im Umherziehen aufgefauften Fiſche auch im U 
wieder verkaufen. 

Ge iſt hiernach erforderlich, daß bei Nachſuchung von Gewerbefdheine 
mäßigten Steuer für Fiſchhändler jebeenial angezeigt merbe, unter welche 1 
in der Gewerbeiteuerrolle uder der Zugangsliften die betr. Individuen vom 
Handel veranlagt find, und daß fie erflärt haben, die im Umherziehen auf 
Fiſche nicht im Uniherziehen wieder verkaufen zu wollen. 

(A. XVII. 531. — 2. 158.) 


4) Vorfchriften über die Befugniß der Bäder, Müller, 
händler und &leifcher, ihre Produkte in der Umgegend, insbeſt 
mabl«- und fchladtfleuerpflidtigen Städten, an den Mai 
und außer der Marftzeit mit oder ohne Gewerbeſchein abzufeßen. 

Es beitimmt: 

a) dad ©. v. 30. Mai 1820 wegen Entrichtung einer Maf 
Schlachtſteuer, im F. 14., daß Bäcker, Schlächter und andere P 
die mit Mehl, Graupe und ähnlichen PBroduften Handel trei 
dann, wenn fie nicht in einer mahl⸗ und fchlachtfteuerpflichtig 
aber in nicht größerer Entfernung, als einer halben 
von dem fteuerpflichtigen Stadtbezirfe an einem der Klaffenfteue 
worfenen Orte fich niedergelaffen haben, die Mahl- und Sch 
ebenfo zu entrichten ſchuldig fein follen, ald wenn fie zur © 


























I) Vergl. in diefer Beziehung den &. 3. Nr. 1.de8 Reaul. v. 4, Dec. 1836. (& 
23) Dergl. oben sub a. 
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ohne deshalb von der Klaſſenſteuer ihres Wohnorts entbunden 
A werden. 


&. 1820 ©. 145.) 


Regul. v. 28. April 1824 geftattet im 6. A. jedem SInlänber, 
gewonnene Probufte und jelbfiverfertigte Waaren, die zu den 
ochenmarkts⸗,Gegenſtänden gehören ($. 14. Wr. 1.), aud 
uher feinem Wohnorte in der Umgegend zum feilen Verkauf ums 
Jerzutragen oder zu ſchicken, obne dazu eined Gewerbeſcheins 
.zgu bedürfen, und ber $. 14. Nr. 1. a. a. D. geftattet allgemein 
Ertbeilung von Haufirgemerbe-Scheinen zum Handel 
BR Wochenmarkts⸗Artikeln, wobei jedoch in Anſehung des 
sfrbandel8 mit frifhem Fleiſche Die Einihränfung binzus 
Past if, Daß folder nur befonders zuverläffigen PBerfonen 
Bauch nur für die nächfte Umgegend des Wohnortö des Ges 
eibenden geflattet werden fol. 


NRückſicht auf diefe gefeglichen Beitimmungen find nachſtehende ers 
de M. ergangen: 


A. der K. Min. d. 9. (v. Bülow) u. des I. u. d. P. (v. Schuds 
an) v. 4. Dec. 1824 an die K. Reg. zu Oppeln, und zur Nachach⸗ 
ag an fämmtl. K. Reg. 

von der 8. Reg. unterm 14. Juni d. I. durch das Amtsblatt erlaffene 
Machung, wegen tes Verkaufs von ländlichen, zur Nahrung dienenden 

m in ben mahl: und ſchlachtſtenervflichtigen Städten, gründet fich zwar 
ze miniſterielle Beſtimmungen; dieſelbe bedarf aber in Folge bes ſpäterhin 
= and im 12. Stück der diesjährigen G. S. abgedruckten neuen Haufir⸗ 
ia mehreren Punkten einer Berichtigung. In der gedachten Bekanntmachung 









Her ten Erzeugniſſen, welche von den Landleuten chne Hauſir-Gewerbeſchein 
auger den Diarkttagen durch Uniherziehen in den Straßen felten feil ges 

a werden fonnen, aud Mehl genannt, Tiejes gehört aber nicht zu den 
gewonnenen und felbftverfertigten MWaa.en der Yandlente, mithin nicht 
denjenigen Gegenitänden, womit denfelben nad dem $. 4. des Megul. 
. April d. 3. jener Verkehr ohne Gewerbeſchein zu geitatten if. Wenn 
BNüller das von ihnen verferligte Diehl verfaufen wollen, fo findet ber 
Be $. auf jie allertings Anmentung, ba vie trockenen Mühlenfabrifate nach $. 
„1. des Regul. zu den Segenfländen des Wochenmarkts Berfehre gehören. 


fa jener Befanntmadhung die Bemerkung enthalten: es fiche feſt, daß bie 
Werbetreibenben Bäder, Trleifher und Mehlhändler außer der halben Meile 
die Stadt nody immer ihre Waaren, und zmar nidt blos an den Wochen⸗ 
tagen, fondern täglich auf den Markt der mahl- und ſchlachtſteuerpflichti⸗ 
Etädte bringen, aud) in die Häuſer mit ihren Nahrungs-Artifeln in fofern 
ı dürfen, wenn fie entweder von den Bewohnern herein gerufen werben 
ausdrückliche Beſtellungen beftimmter Abnehmer voran gegangen find. 
ider, Schlädter und Mehlhändler, weldhe außer der halben Bannmeile 
r mahl: und fchladhtiteuerpflihtigen Stadt wohnen, dürfen indeſſen in 
wißheit Des neuen Megul. ihre Maaren in folhen Stätten nur auf ben 
brenmärfien, au welchen, mie ſich von felbft verjteht, die gemöhnlichen 
fe: oter Biltualien:Mürkte zu rechnen find, und außer benfelben nur 
borgängige Beftellung an beitimnte Abnehmer ohne Gemerbeichein vers 
en; dagegen müflen fie zum Verkauf außer der Marftzeit einen Ges 
ihein löien. Webrigens gehören, wie hier zur Bejeitigung eines etwaigen 
ifels bemerkt if, Brotwaaren aller Art und jriiches Fleiſch zu den Ges 
Händen bes Wochenmarkts-Verkehrs, deren Verkauf auf dem Marktplatze 
Haugfirbandel, auf den allein die befonderen Beſtimmungen bes Negul. 
4. Nr. 1. pafien, if. 
eK. Reg. hat hiernah zur Berichtigung der obgedachten Bekanntmachung 
urderliche durch das Amtsblatt zu erlaffen. 
VII. 21609, — 4. 120.) 
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/ 
b) R. der K. Min. des H. (v. Bülon) u. d. I. u. d P. (6.6 
mann) v. 25. Febr. 1825 an die K. Meg. zu Kößlin. 
Die K. Reg. hat in dem Ber. v. 28. v. M. angefragt: F 
ob Bäder und Schlüter ihre Waaren in einer mahl: und fhlachiftneryfi 
Stadt, wenn diefelbe zur Umgegend ihres Wohmorts gehöre, auch — 
Mod nmärkten ohne Gewerbeſchein verfaufen dürfen, wie bies in dem 
4. Dee. v. 3. N) an bie Reg. zu Oppeln erlafienen und ber K. Reg. zum 
mäßigen Verfahren in Abfchriften zugefertigten R. im Anfehung ber 
anerfannt fei, ober ob bei jenem Verkauf ein Unterfchieb gemacht werbag 
ob derjelbe in einer foldhen mahl: und fchlachtfteuerpflichtigen Stadt, | 
ben anderen Drtfchaften der Umgegend ftatt finde? 
Die Kreiss Behörden haben, wie der K. Reg. auf vorſtehende Anfe 
öffnet wird, das Recht, in jedem Falle zu beflimmen, was zu ber Ur 1 
Gewerbetreibenden zu rechnen iſt, in welcher er ohne Gewerbeſchein hauıg 
ein jus quaesitum ans dem Geſetz, innerhalb eines gewiſſen Umfanges zu $ 
hat dagegen Niemand, und bie Grundjäge des obgedahten M. Fönnen 
Kreis: Behörden unbedenflidy als Anleitung für das dienen, was fie ale U 
anzuiehen haben. Aber an fid würde der Begriff der Umgegenb bes 
offenbar zu fehr ausgedehnt werden, wenn eine accifebare Stabt mil 
Baun:Bezirf zu der Umgegend eines außerhalb derſelben liegenden Da 
zechnet werden follte. 
Nebrigens bezieht fih die, in dem R. v. 4. Dec. v. 3. sub Nr. 2 e 
Belhranfung allerdings, wie auch aus dem Inhalte deſſelben deutlich 
Iediglid) auf die mahl- und fchlachtfteuerpflitigen Städte, indem bei 
ſchraͤnkung nur von Bädern, Schlähtern und Mehlhändlern die Rebe iR, Wi 
der halben Bannmeile einer mahl⸗- und fchlachtfteuerpflidtigen Stabt we 
ihre Waaren in folhe Städte einbringen. Der Zweck, das Abgaben! 
viel als möglid mit dem der wohlfeilen Berforgung ber Städte zu %G 
macht die Beihranfung nöthig; aud) liegt Fein Miderfprud darin, wenn ( 
acsifebarer Flecken, nicht aber eine bedeutende accifebare Stadt nebfl ber Be 
zur Umgegenb eines Dorfes geredinet wird. 
(9. IX. 222. — 1. 153.) 


e) R. dv. K. Min des 9. (v. Bülow) u. d. F. (v. Klewitz) v. 
1825 an die K. Reg. zu Kößlin. 


Der K. Meg. wird anf den Ber. v. 21. v. M. eröffnet, daß die Ber 
Juni 1818 wegen eines Marimi an Grü e und Graupe, welches die Lan 
werbeftenerfrei zum Verkauf nad den Städten bringen durften, wie das F 
28. April v. I. ergiebt, jegt nicht mehr anwendbar if. Trocken⸗Mühlen⸗ 
zum Genuß gehören nämlih nah Nr. 1. 8. 14. tes Requl. zu den Gegei 
die Jedermann auf den Wochenmärkten feil halten darf, und nad 6. 1. 
Landleuten geftattet, auf den Märkten dergl Muͤhlen-Fabrikate feil zu biete 
daß fie dazu eines Gewerbeſcheins bebürfen. Zu den felbitverfertigten ® 
Zandleute Fünnen aber dergl. Mühlen-Fabrifate nicht geredinet werden, wie 
auch von den Min. des H. u. dee J. in der C. Berf. v. 4. Dec. v. J. )* 
lich des Mehls ausdrücklich bemerkt ift. ‘ 

Der im $. 4. des Meg. bezeichnete Verkehr durch Umherziehen ober 
zum feilen Berfauf in der Imgegend des Wohnorts fiehet alfo den Tania 

ezug auf Mühlen:Fabrifate nicht frei, vielmehr müſſen fie, wenn fie and 
ben Märkten dergl. Fabrikate umherziehend verfaufen wollen, bazlı einem 
befihein loſen. 

Endlich aber wird nech bemerkt, daß überhaupt den Landleuten ber 
folder Fabrikate, aud) auf den Märkten nur in fofern gewerbefleuerfrei zu 

e nur ihre eigenen Produkte zu folhen Fabrikaten verarbeiten laffen, mb} 
ihren Berfauf beihränfen. Landleute aber, welche die zu verfaufenden MIR 
brifate jelbit erit anfanfen, werben dadurch zu Häntlern, und müfien nad # 
niß bes Geſchafts die Gemwerbefleuer, entweder vom jtehenden Handel, ı 
Handel im Umherziehen entrichten. 

(9. X. 814. — 3. 143.) 

































I) Bergl. oben sub a. 
2) Vergl. oben sub a. 
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Kir K. M. des J. u d. P. (v. Schuckmann) u. db. F. (u. Mop) 
1. 17. Dec. 1825 an die K. Reg. in Marienwerder. | 


ah ben 86. 1. und 2. des Haufir- Regul. v. 28. April v. I. ift es völlig 
Wlcdh, daß bie weiter als eine halbe Meile von einer mahl: und fchlachtfteuer: 
ya Gtabt wehnenden Bäder, Mehlhändler und Schläcter, wenn fie nicht in 
nt, ſondern in ben Elafieniteuerpflichtigen ſtädtiſchen halben Meilen⸗-Bezirk 
Mahl: und Fleiſchwaaren, ohne daß jolhe beitellt find, einbringen, und ſoiche 
mer Straße, in einem offenen Gelafte, namentlih vom Wagen feil bieten, 
ma Berfchr Gewerbeſcheine löfen müfen. Bon dieſer Verpflihtung fönnen 
diejenigen nicht befreit bleiben, bie in folder Nähe des Orts, wo fie ihre 
ı feil bieten, wohnen, daß diefer VBerkaufsort noch zu der Umgegend ihres 
#8 zu rechnen ift. Denn bie in dem $. 4. des Regul. pen Inländern geger 
HMaubniß, ſelbſt verfertigte Waaren zu jeder Zeit in der lmgegend ihres 
8 zum feilen Verkauf umbertragen oder ſchicken zu dürfen, hat auf den Fleinen 
der nicht über ein Verböfern der Waare buch biefelbe ausrufende Perſonen 

„beſchränkt werben follen, wie dies auch durch die in jenem $. gewähl- 


im feilen Verkaufe unıhertragen ober ficken,“ 

Kt worten. Wer aber fo große Waaren-Quantitäten verfenden will, daß 

* Fuhrwerks bedarf, muB hierzu nad) dem $. 2. des Regul. einen Ges 

ein loſen. 

E Ber. ber K. Reg. ergiebt übrigens, wie ſchädlich für das Gewerbe ber 

a Bäder und Fleiſcher ter von Derfelben befchriebene Verkehr ift, und daß 

mptfachlid eine Defraudation der Wahl: und Schlachtſteuer beabfichtigt 
diefer Verkehr um fo mehr durch Aufrechthaltung der Verpflichtung zur 

rnes Gewerbeſcheins möglichit beſchraͤnkt werben mus. 

‚IX. 1084. — 4. 138.) 


des 8. Fin. Min. v. 16. Oft. 1826, mitgetbeilt in nachflebendem 
ublif. der K. Meg. zu Oppeln v. 2. Nov. 1826. 


I Folge hohen MN. des Heren Fin. Min. v. 16. v. M. Nr. 17289 mit dem 
‚Me im Amtsblatt pro 1825 sub Nr. 35., ©. 86. erlaſſene Befanntmadhung 
.v. J., 

Bach zu den Grzeugniſſen, welche Landleute ohne Hauſir-Gewerbeſchein auch 
ten Markttagen durch Umhertragen in den Straßen feil bieten können, 
Mebl gehört, und hinſichtlich des Mehlverkaufs außer den Markttagen 
4. des Hauſir-Regul. v. 28. April 1824 nur auf das von den Müllern 
gefertigte Mehl Anwendung findet; auch Bäcker, Schlächter und Mehlhänd⸗ 
welhe außer der halben Bannmeile einer nıabl: und jchlachtiteuerpflichtigen 
wohnen, in Gemäßheit jenes Regulativs nur auf den Wodenmärften, 
außer benjelben nur auf vorgangige Beitellung an beitimmte Abnehmer 
e Gewerbeſchein verkaufen dürfen, wogegen fie zum Derfauf außer ber 
ualtzeit einen Gewerbeſchein loͤſen müflen, 

bin Erinnerung gebracht, und es wird gleichzeitig bemerft, daß nach $. 15. 
des Mahliteuer-Sefepes v. 30. Mai 1820 — cf. extraord. Beilage zu St: 
E pag. 23. des Amtsbl. pro 1820 — 

kmige fi einer Steuer:Defrandation ſchuldig macht, welcher die im $. 14. 
gedachten G. benannten Waaren zum Handel in Duantitäten unter „% Zents 
nittelſt Wiederholung einbringt oder einbringen lüßt. 

4. Eleinere Duantitäten eingehender Diehl: und Yleiihmwaaren müffen baher 
ange in mahl: und ſchlachtſteuerpflichtige Städte in den Thor Kontrols 
der SteuerHebeftellen angemeldet werben, wenn felbige nicht in progefiuas 
ſpruch genommen werben jollen. 

J 999. —⸗ 4. 49.) 


er K. Din. des J. (v. Schuckmann) u. der F. (v. Motz) v. 11. 
1828. 

iger Zweifel, welche die K. Meg. in Ihrem Bericht v. 14. Sept. 1825 
efugniß ber Landleute, in ben Städten auch aufer der Marktzeit Brot 
; Fleifch feilbieten zu dürfen, vorträgt, erledigen fih durd dad Kauft 
28. Sipril 1824, weldes bei Grlaffung bes, von ber K. Reg. allvakrıın 







2363 Von ben Berhältniffen ber Bewerbetreibenden zum Gase. 


MR. der Min. dee H. u. des I. v. 31. Mai 1824 1) noch nicht, wenigſtens ul 
die &. ©. publizirt war. 
Menn bajelbft im $. 14. sub Nr. 1. ausdrücklich beſtimmt iſt, daß wer 
handel mit frifhen: Fleiſche nur beionders zuverläffigen Berfonen und uf 
nur für bie nächte, in dem Gewerbefcheine zu bezeidhnende Unigegend. ihres 
geftattet fein folle, fo liegt tarin der deutliche Beweis, ww: das gedacht⸗ 
egul. frifches Kleiich nicht zu ben felbft gemonnenen Probuften umd ſelbſt wei 
Maaren gerechnet hat, welhe nah $. 4. jeter Inländer aud außer ſcinch 
orte, in der Umgegend deſſelben (alfo nicht blos in ber nmüchften), zum ſh 
fauf umhertragen oder ſchicken darf, ohne dazu eines Gewerbeſcheines zu F 
Durch dieſe Beſtimmungen find die ſanitätspolizeilichen Rückſichten, durh 
mehrere Magiſtraͤte ihre, bei der K. Meg. angebrachten Vorſtellungen gegen! 
fihtlich des Brot: rund fFleijchverfaufs der Landleute von Derjelben. geivof 
orbnungen begründen wollen, fhen wirklich genemmen, und es barf nad: 
frifches Fleiſch ohne Gewerbeſchein nur auf den Märkten - feilgeboten werbii 
denjelben und außerhalb des Wohnorts der Verkäufer aber nur von fell 
fonen, welche dazu einen Gewerbeſchein erhalten haben, der aber au 
läffigen Individuen, und ſelbſt biefen nur für die näcfte Umgebung ihres F 
ertheilt werben fann. Backwaaren und ſonſtige zur Nahrung dienende 
Auonife bagegen barf jeber inlänbifche Verfertiger reſp. Produzent, auch 
ärften und ohne Gewerbefcein, jedoch nur in der Umgebung "feines 
auf einen bloßen Grlaubniffcein der Kreis: Bolizei:Behörde zum Berta 
tragen ober ſchicken. Alle Inländer, weldhe dies außer den Märkten no: 
Umgebung ihres Wohnorts hinaus thun wollen, fo wie die Ausländer, 
nicht auf den Wochenmarkts-Verkehr befchränfen, bedürfen aber eines Geme 
Die von der Meg. sub b. Ihres Ber. angeführte gewerbepolizeiliche 
in Görlig und Lauban und den übrigen Stätten bes vormals Sächß 
bes dortigen Dep. kann übrigens, nad dem ven der K. Reg. allegicke 
Din. des H. u. d. F. v. 21. Dec. 1824 2), ten Inhabern eines Gewerbeſch 
entgegenftcehen, vielmehr wird fogar der, im $. 11. des Gewerbeftener:®, u. 
1820 als gewerbeiteuerfrei bezeichnete Verkehr der Landleute in den gebadh 
nicht verhindert werden koͤnnen. ' 
Menn die K. Meg. endlich über die Befugniß der, in der Steuer— 
Hanbeltreibenden ohne kaufmänniſche Mechte beitenerten ſtädtiſchen Viktue 
zum Handel mit aufgefauften Landbrote Zweifel äußert, jo ift eine gegrä 
anlaffung dazu nicht abzujeben. 
(9. XII. 1074. — 4. 109.) 


g) R. der 8. Dein. des I. (Köhler) u. d. F. (Maafen) v. 16. ‘ 
an die K. Reg. zu Oppeln. 


Die Anfrage der K. Reg. in dem Ber. v. 17. Mai b. J. wegen be# 
mit friſchem Fleiſche, findet ihre Erledigung in den: gemeinfhaftlihen R. d 
Min. an tie Meg. zu Liegnig v. 11. Dec. 1828 3) und wird die X. © 
wiefen, auch Ihrer Seits Sich tiefe Verf. zur Richtſchnur dienen zu laſſen 
In Beziehung auf das Einkringen von Brot und Fleifh in mahl: um 
Reuerpflichtige Städte, müflen die Beſtimmungen in den Verf. des Min, I 
4. Dec. 1824 3), und bes Min. der F. v. 16. Oft. 1826 5) aufrecht erhalte 
(a. XII. 574. — 3. 72.) 
h) R. der K. Min. des I. für Gew.= Ang. (v. Brenn) u. ber U; 
Dec. 1834 an die K. Reg. zu VPotédam. 
Durch die in dem Negul. v. 28. April 1824 $. 14. Nr. 1. enibal 
ſchrift: daß der Haufirhandel mit friihem Fleiſche nur befonders zuverläing 
fonen, und aud nur für die näcfte, im Gewerbeſchein zu bezeichnende E 































1) Das R. v. 31. Mai 1824 (X. VIII 587. — 2. 151.) ift bien 
quirt und beahalb nicht abgebrudt. 
2) Vergl. in der Ginleit., oben S. 227. 
3) Vergl. oben sub f. 
4) Bergl. oben sub a, 
5) Vergl. oben sub e., 
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Somerts, geflattet werden ſoll, it die Abficht ausgefprochen, ben Haufirhandel 
küdem Fleiſche möglihft zu befcdränten. 
: Da num ſchon janitätsrolizeilice Ruͤckſichten die firenge Befolgung jener Bor: 
erferdern, und es allerdings ſehr ſchwierig iſt, dieſelbe, rückſichtlich der Bes 
g des Handels auf die Umgegend des Wehnorts, dann zu kontroliren, wenn 
siehende Fleiſchhändler auch zum Hauiiren mit andern Gegeufländen in 
iterm Umkreiſe befunt iſt: fo it, wie die K. Meg. unterm 15. Oft. d. 9. 
gebracht hut, allerdings nothiwendig, die Griaubniß zum Hanfiren mit 
m Fleiſche ſolchen Berfenen zu verjagen, weldye auch mit andern Segenftänden 
‚Hantel im Umherziehen treiben. Die K. Meg. wird alfo hiernach in vorkom⸗ 
ia Sällen verfahren. (X. XIX. 177. — 1. 113.) 


A. der K. Reg. zu Potödam, v. 22. Mai 1835 an fämmtl. Land⸗ 
Abe und Magiſträte. 
das Regul. v. 28. April 1824 beitimmt in 6. 14. sub 1. ausdrücklich, daß 
Krhantel mit frifhem Fleiſch nur bejonders zuverläjfigen Perſonen und aud) 
fir die nächſte in dem Gewerbeicheine zu bezeichnende Umgegend ihres 
geftattet fein fell. Es geht hieraus hervor, daß friiches Fleiſch nicht zu 
eronnenen Produkten und felbitgefertigten Waaren gerechnet werden darf, 
ı 6. 4. des Regul. jeder Inländer aud außer feinen Wohnorte in der Um⸗ 
befelben (alfo nicht bloß in der nächiten), zum feilen Verkauf umbertragen 
den darf, chne dazu eines Wewerbeſcheine zu bedürfen. Es folgt ferner 
R taß der Handel mit frischem Fleiſch im Umherziehen nur gegen Löjung eines 
heine, nur von beienders zuvwerläffigen Perſonen und aud von diefen-nur 
hiten Umgebung ihres Wohnorts betrieben werden darf, Die nühere Bes 
g dieſer Umgegend, welche hiernach ſchen im Regnlativ angeordnet if, kann 
icht von uns in dem zu ertheilenden Gewerbeſcheine feſtgeſtellt werden, ſon⸗ 
iſt dies lediglich Sache der Kreis-Pelizeibehörden, welche jederzeit auf ber 
des Gewerbeſcheins die Umgegend vor der Aushändigung beſtimmt zu vers 
haben. Dies muß jedoech nicht blos Hinſichts derjenigen Gewerbeſcheine ge⸗ 
welche für Perſenen des platten vandes oder der Städte 4. Abth., den Lands 
fpegiell zugefertigt werben, jontern auch Hinſichts derjenigen für Perfonen in 
hen 2. und 3. Nbth., welche an die rein. Diag. durch die Landrärhe weiter 
werden. Gb jo muß es auch lediglich der Beurtheilung der Landräthe 
m Eleiben, cb die Befugniß des Fleiſchhandels in ſpeziellen allen and auf 
m anterer Kreije, und nöthigenfalls nach vorheriger Berathung mit der bes 
m Kreishehörbe, auszubehnen fei. Wir werden dagegen hier bei der Ans⸗ 
jederzeit bemerken, ta die Umgegend von der Streis: Bolizeibehörde auf ber 
kd Gewerbeſcheins näber bezeichnet werden würde, und werben zugleich auch 
übrige Landräthe hiernach ebenfalls- mit ber erforderlihen Anweiſung ver- 
R. XIX. 455. — 2. 98.) 
BR. der RK. Reg. zu Marienwerder v. 19. Dec. 1836 an fämmtliche 
ndräthe, Mägifträte ac. 
Berfolg unferer vorläufigen Verf. an den Mag. zu Br. Friedland v. 31. 
J. öffnen wir Ihnen, daß nadı einer Verf. des Gen.-Dir. der Steuern 
Rov. d. 3. ausgeichlachtetes Fleiſch im Allgemeinen zu denjenigen Gegenftän: 
rehnen iſt, mit denen ber Verfehr auf Wochenmärkten zuläſſig tft. 
zaus folgt aber nicht, daß ter Merfauf tejielben auf Märkten von Geber: 
gewerbettenerfrei betrieben werben darf, vielmehr müflen biejenigen Lands 
Weihe Vieh, jei es felbit gezegenes oder gefauftes, fdrlachten oder Tchlachten 
und das Fleiſch auf Märkten felbft oder durch Andere für ihre Rechnung feil 
ala Schlächter zur Gewerbeiteuer in der Klafie E. herangezogen werben. 
Ien fie friihes Kleifd außer Märkten zum feilen Verkauf umhertragen ober 
, fo iſt dazu nach $. 14. Sir. 1. im Regul. v. 28. April 1824 allemal ein 
bein exrforberlih, und findet der F. 14. des Regul. auf den Haufirhandel 
fh) nicht Anmenbung. 
ah haben Sie das Grforderlihe zu veranlafien und vorkommenden Yale 
wenienten zur Unterjuhung und Beſtrafung zu ziehen. 
XX. 865. — 4. 55.) \ 


M. der K. Min. des I. für Gew.» Ang. (v. Brenn) u. d. F. (v. Ale 
densleben) v. 19. Okt. 1837 an die K. Meg. zu Kößlin. 


De K. Reg. erwiedern wir auf beu Der. v 24. Sept. d. I., dap von Bädern 
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diejenigen felbftverfertigten Bacwaaren, melde in der Gegend tes Well 
Bäder Gegenſtaͤnde des Wochenmarkte⸗Verkehrs überhaupt find, auf Granb 
ligeilihen Grlaubnißicheins in der Umgegend des Wohnorts der Bäder nat 
des Negul. v. 28. April 1824 zum feilen Verkauf umbergetragen und geſchi 
den fönnen. * 

Welche Gegenſtaͤnde von Jedermann auf Wochenmaͤrkten feil gehalten | 
dürfen, beſtimmt fih nad) Vorſchrift des F. 1. a. a. O. zunächſt nad deu U 
den beſondern Borjchriften, oder nad ter Ortsobfervanz, und es find nit $ 
die in dem $. 14. unter 1. bes erwähnten Regul. fpeziell bezeichneten Wan 
Wochenmarkts⸗Artikel anzufehen. 

Es muß hiernady der Beurtheilung ver K. Neg. überlaffen bleiben, we 
enftände in Kolberg und deſſen Umgegend für bie Wocenmarkts- Artikel zu 
nd, und mit welchen Badwaaren bemgemäß von den bafigen Bädern in 

gegend biefer Stadt ein gewerhefcheinfreier Verkehr betrieben werden darf. 

(a. XXI. 1076. — 4. 189.) 


m) R. der K. Min. des 3. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (w. 4 
leben) v. 11. Oft. 1838 an die K. Reg. zu Pofen. 


Die von der K. Neg. in dem Ber. v. 23. Juli d. 3. in Bezug gend 
Berf. v. 28. Mai 1822 (9. 424.) u. 31. Mai 1824 (N. 587.) wegen bei 
verfehrs der Landleute mit ländlichen, zur Nahrung dienenden Erzeugniſſen 
iondern mit Noggenbrot und Fleiſch, find eher ergangen, als das Negul. v. 
1824 über den Gewerbebetrieb im Umbherziehen durch die G. S. publizirt we 
defien Beflimmungen, welde aud auf ben Haufirverfehr der Landleute UA 
finden, damals noch nicht maaßgebend fein fonnten I. Wenn in dem $1 
1. des erwähnten Regul. ausdrücklich beſtimmt iſt, daß der Haufirhanbel mit 
Fleifche nur befonders zuverläfjigen Berfonen und aud diefen nur für bie u 
dem Gewerbeſcheine zu bezeichnende Umgegend ihres Wohnortes geftattet | 
fo beweifet dies deutlich, daB das Haufir- Megul. v. 28. Apr. 1824 friſchet 
nicht zu den felbfigemonnenen Produkten und felbftgefertigten Waaren gereif 
welche nah 6. A. a. a. O. jeder Inländer aud außer feinem Wohnorke 
Umgegend befielben (aljo nidt blos in ber nädıften) zum feilen Berlauff 
tragen oder ſchicken darf, ohne dazu eines Gewerbeiheins zu bebürfen. 
demnach frifches Fleifh ohne Gewerbefchein nur auf den Wochenmärkten feiß 
werben, außer benfelben und außerhalb des Wohnorts der Verkäufer aber 
ſolchen Berfenen, welde dazu einen Gewerbeſchein erhalten haben, ber uber 
zuverläffigen Individuen und jelbjt Liefen nur für die nächite Umgebung iße 
orts ertheilt werden darf. 

Badwaaren und jonftige zur Nahrung dienende ländliche Grzeugniffe 
darf jeder inländifche Verfertiger, rejv. Produzent, aud außer ben Märll 
ohne Gewerbeſchein, jetody nur in ter Umgebung feines Wohnorts, auf ei 
GErlaubnißfchein der Kreis: Rolizeibehörde zum Verkauf umbertragen, ober 
Alle Inländer, welche dies außer den Märkten noch über die Umgebung ihres 
orts hinaus thun wellen, fowie bie Ausländer, welde fih nidyt auf den 
marktverkehr beſchränken, bedürfen aber eines Gewerbefcheins. 

(9. XXI. 1008. — 4. 152.) 


n) R. der K. Min. d. F. (Blottwell) u. des I. (v. Danteuffel) v. 
1845 an die K. Reg. zu Stralfund. 


Auf die Ber. v. 8. und v. 25. v. M., wird bie K. Reg., mit Vorbei 
weitern Beſtimmung über das für Ihren Vermwaltungsbezirf bekannt zu 
Berzeihniß der Mocdenmarftsartifel, ermächtigt, den Verkauf von Roggen 
den dortigen Wochenmärkten zu geftatten, ta bieje Gattung des Brote, mil 
fiht auf $. 11. des Gewerbefteuergei. v. 30. Mai 1820 zu ben im $. 78. 
werbeordn. v. 17. an. d. J. bezeichneten Fabrikaten, Deren Erzeugung 
Landwirthſchaft in unmittelbarer Verbindung ſteht, zu rechnen iſt. 

Bon der hiernach den Landleuten zuſtehenden Befugniß, Moggenbrot 




































1) Da hiernach die beiden R. v. 28. Mai 1822 und v. 31. Mai 1824 fr 
guirt zu erachten, jo find diejeiben mikt akgaruR Wachen, 
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a bringen, Eönnen nad) $. 75. ber Gew.⸗Ordn. auch die in Ihren obigen 
erwähnten Bäder der benachbarten Ertfchaften nicht ausgefchloffen werben. 
m. BL. d. i. V. 1846 ©. 16. Nr. 26.) 


der 8. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (Blottweh) b. 19. 
si 1846 an die K. Reg. zu Stettin. 


Beſtimmung in dem $. A. des Haufir-Megul v. 28. April 1824, nad 
er innerhalb der Umgegend ihres Mohnorts, auf Grund eines kreis: 
Erlaubnißſcheins, ohne Untrihtung der Gewerbefteuer, felbjtgewonnene 

Be und felbfiverjertigte Waaren, melde zu den Gegenſtänden bes Wochenmarkt⸗ 
gehören, zum feilen Berfaufe unhertragen oder ſchicken dürfen, 
Be K. Meg. nach ihrem Ber. v. 1.9. M. mit Recht annimmt, auf biejenigen 
nicht auszubehnen, weldhe fh zum Traneport ihrer Waaren eines Fuhr⸗ 
bebiemen. Leptere bebürfen vielmehr eines Gewerbeſcheins au dem bezeich⸗ 


die Frage betrifft, ob tie polizeiliche Legitimation zum Umhertragen von 
jen, welche der Mahl: und Schlachtiteuer unterliegen, innerhalb bes halb⸗ 
(äußern) Bezirkes einer mahl: und ſchlachtſteuerpflichtigen Stabt gu ver: 
x zu ertheilen fei, jo kommt in Betracht, daß Niemand ein beitimmtes Recht 
fuımg einer ſolchen Legitimation hat, und daß dieſelbe von ter Polizeibehörde 
| muß, ſobald genügende Srünbe für die Verſagung ſprechen. Dergl. 
Begen beim Verkehr mit Mehl: und Fleiſchwaaren im äußern Stadtbezirk 
Mat auf das Intereffe der Staatskaſſe und auf tie Moralität der bethei: 
fonen in der Regel und namentlidy auch hinſichtlich der Stadt Stettin ver, 
Imuß in Diefer Beziehung ter Meinung des Landraths N, und des Harn 
Renerbireftors daſelbſt beigetreten werten. 

n. Bl. 1846 S. 144. Nr. 231.) 


berfelben Min. v. 17. Nov. 1846 an die K. Reg. zu N. 


in dem Ber. der K. Neg. v. 11. v. M. angeregte Frage, ch zum Uuihers 
Ben friich geſchlachtetem Trleifche in dem nächiten Umfreije des Wohnorta des 
zeibenten kreiepolizeiliche Konjenie überhaupt, ev. auf welche Entfernung er: 
den bürfen, oder, ob dazu unbedingt Gewerbeſcheine gelöjet werden müſſen, 
Bi durch Die Beſtimmung tes $. 14. Nr. 1. tes Hauſir-Regul. v. 28. April 
ah weicher der Haufirhandel mit frifchem Fleiſch nur auf Grund eines Ge: 
Rs und in der nädhiten Umgegend des Wohnorts tes Gewerbetreibenden 













Beier Beitimmung bes Haufir-Regul. konnte und jollte durch tie Verf. v. 
Bei) (Min. BL. S. 144. Nr. 231.) nichts geändert werten: bie Abficht 
re ging nur dahin, den allgemeinen Geſichtspunkt anzugeben, aus welchem 
über die Ertheilung polizeilicher Kegitimatiensfcheine zum Handel mit mahl⸗ 
tſteuerpflichtigen Gegenftänten innerhalb tes balbmeiligen (äußeren) Be⸗ 
x mabl: und fchladhtiteuerpflidtigen Stadt zu beurtheilen fei, und es folgte 
dergedachten Beitimmung des Haufir-Regul., Daß unter den in jener Verf. 
ſchlachtſteuerpflichtigen Gegenjtänten nur eben gelalzenes, gebürrtes und 

Red Fleiſch zu verfiehen war. 

in, BL. 1846 ©. 214. Rt. 303.) 


Auch zum Verkehr mit felbitgewonnenen Waaren, welche (wie 
fcl;, Kohlen, Torf, Heu, Obſt u. j. w) gewöhnlich zu Schiffe ver- 
und auch außer der Marftzeit von Schiffe aus verkauft zu werben 
ter Gewerbeſchein nicht erforderlich. 

an aber ſolche Waaren nicht ſelbſtgewonnene, fondern aufge⸗ 
Mad, 10 bedarf ed zum Handel im Umherziehen damit eined Gewer⸗ 


Bezug auf den Verkehr mit jelbfigemonnenen Kohlen, bemerkt in 
hiehung bad C. R. des K. Min. d. %. (Kühne) v. 24. April 1843 
il. K. Meg. 


⁊ auf eigenen ober gepachteten Grundſtücken gewonnenes oder, vermöge einer 


Berg. sb sub a. 


HE Don ben Berbältniffen ber Gewerbetreibenden zum 


Realberehtigung oder feines DBerhältnifies als Gemeinde Mitglied, « 
Entgeld erworbenes Holz zu Kohlen verfhweelt, und biefe im Weg 
Verkehrs in feinem Wohnorte, oder umherziehend innerhalb der Ui 
Mohnortes auf Grund, einer polizeilichen Legitimation ($. 4 des Ha 
28. April 1824) oder auf Märkten abjept, ift wegen dieſes Verkehn 
zur Gewerbefteuer heranzuziehen, indem das Verſchweelen von Hol 
beren Berfauf in den bezeichneten Fällen nicht als ein befonderes 
als zu dem nicht geiwerbefteuerpflichtigen Betriebe ber — 
betrachten iſt. 

Werden Kohlen außerhalb des Polizeibezirkes des Wohnortes de 
verfertigt hat, oder außerhalb des Ortes, an welchem fie verfertigt fir 
Lokalen außer Märkten feilgehalten, fo it hiervon jebesmal Bewerben 
Daffelbe gilt von dem Verkaufe von Kohlen aus angefauftem Holz. 

Auf die Steuerpflichtigfeit des Hauſirhandels mit Kohlen find 
ſtimmungen ohne Ginfluß. 

(Min. Bl. d. i. B. 1843 ©. 176. Nr. 217., Centralbl. d. 
©. 146. Rt. 60.) 


Zum 6. 5. des Negulativs. 


A. Zum Sewerbetriebe im Umberziehen nebört 
derjenigen Perſonen, welche im Lande umherreiſen, um in 
und Gaſthoöfen oder auf offener Straße Waaren irgend eir 
Wiederverfauf zu erfieben, ober, un Waarenbefte 


ſuchen !). 
Day: , 


1) K. O. v. 12. Febr. 1831 wegen Befreiung ber Kaufl 
brikanten von der Entrichtung beſonderer Gewerbeſteuer für die 
zum Aufſuchen von Waarenbeſtellungen und zum Waaren « Xı 


Auf den Antrag der Nheinifchen PBrovinzialftände und nach dem 
Staats:Min. v. 25. v. M. beitimme Ach: daB von den Kaufleuten 
gleichitehenden Fabrikanten, neben der Gewerbeſteuer, welche fie nach 
Entrichtung der Gewerbeſteuer v. 30. Mai 1820 Tür ihr kaufmänn 
überhaupt entrichten, eine befondere Etener für bie Gewerbejceine f 
hoben werten foll, deren fie für ihre Perſen oder für die ausſchlie 
Dienfte ftehenden Handelsgehülfen, nad) $. 21a. des angeführten G. 
Regul. v. 28. April 1824 bedürfen, wenn fie im Umherreiſen Maı 
fuchen, oder zum Behuf des Wiedernerfaufs Waaren auflaufen, weld 
fd umberführen, fondern frachtweiſe befördern laflen. 

(8. 1831 ©. 5., A. XV. 273. — 2. 22.) 


—F Erläut. und Ausfi übrung diefer K. O. find ergangen 
a) C. R. des K. Fin. ‚Din. (Maaßen) v. 7. Juni 1831 an fü 


Für die Aneführung der durch die &. S. befannt gemadıten K. 
d. J. und zur Srledigung der von mehreren Reg. bereits eingereichten 
nachſtehende allgemeine Anweiſung ertheilt: 

1) Da bie durd tie X. O. v. 12. Febr. d. I. angeordnete Aender 
rigen Verfahrens nur darin beiteht, daß eine beſondere Steuer fi 
fheine kuͤnftig nicht erhoben werden ſoll, deren die darin gede 
bedürfen, fo verbleibt es nach wie ver bei allen andern über bas 
MWaarenbeftellungen und den Auflauf von Waaren int Umherre 
gefeglichen Vorſchriften, insbeſondere alſo auch bei ber Verpflicht 


1) Auch das Gew.-Steuer⸗Ed. v. 30. Mai 1820 beſtimmt im $. 
„Perſonen die von rt zu Ort umberreifen, um Was 
ii ſuchen, müfen mit einem Gewerbeſcheine verfehen feir 
(®. S. 1820 ©. 150.) 
2) Bergl. in Betreff ter Gleichſtellung ber Juden in bi 
das C. N. der K. Min. des J. u. d. F. v. 2. April 1845 
zum $. 8. des Megul. v. 28. April 1824 sub A. ad 2., unt 
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deſchein nachzuſuchen, und bei ben Bedingungen, von welden die Bewilligung 
Aben abhängig ift, mit Ausnahme der Steuerzahlung und ber Verpflichtung, 
Grwerbeichein jeterzeit in Urichrift bei ſich zu führen. Es müflen deshalb 
Be in bem 6. 26. des Regul. v. 28. April 1824 gegen diejenigen angeorbneten 
a, welche umberziehend ein Gewerbe treiben, ohne fich über ihre Befug⸗ 
dazu mittelit Gewerbeſcheins für das laufende Jahr ausweiſen zu können, 
h gegen ſolche Individuen zur Anwendung kemmen, welche, falls fie fid 
den Gewerbeſchein gehörig bewerben hätten, denfelben, ber K. O. v. 12. Febr. 
3. gemäß, chne Entrichtung einer bejenderen- Steuer erhalten haben würden 1). 
fe bewilligte Befreiung von einer beiendern Steuer beſchränkt fid) eben jo wie 
die K. O. v. 11. Juni 1826 2) in polizeil. Hinſicht bewilligte Erleichte⸗ 
z auf ſolche Gewerbefcheine, welche letiglih zum Aufſuchen von Mauren: 
sllımgen ober zum Auffauf jelher Waaren ertbeilt worden find, welche ber 
iujer nicht mit ſich wuherführt, ſondern nach erfolgter Beitellung frachtweiſe 
igeen Befimmungsort befördern läßt. Will ter Gewerbetreibende niit den 
hend benannten Gewerben noch irgend eine andere Art des Verkehrs im 
ziehen verbinden, fo muß berjelbe einen Gewerbeſchein in ber durch dae 
Lv. 28. April 1824 worgeichriebenen Korn durch Entrichtung des vollen 
Gewerbejcheine beſonders vorgejchriebenen Stenerfages von zwölf Thalern 
Auf diejenigen, welche fich hiernac nicht achten, bleibt Die in dem 6.26. 
Regul v. 28. April 1824 denjenigen angebrehte Etrafe anzınwenden, welche 
Gewerbeſchein ein Gewerbe im Umherziehen betreiben, ba im 6. 27., wenn 
er ben Fall beſonders erwähnt, wo der Kontravenient einen Gewerbeſchein 
PF aber ein anderes als das darin genannte Gewerbe treibt, dech die Nach: 
j 19 der Steuer nur aus dem in dem vorſtehend gedachten alle nicht vor: 
men Grunde für wegfallend erklärt iit, weil für ten Gewerbeſchein, wel: 
der Kontravenient befigt, tie geieglihe Steuer bereits entrichtet war. 
ie 8. D. v. 12. Febr. die Befreiung von der beſondern Steuer für den 
rbefchein ausdrücklich nur den Kaufleuten und ven ihnen gleichflehenden 
kanten und deren Handelsgehülfen, und nur in Bezug anf die Gewerbes 
bewilligt, melde für das faufmännifche Gewerbe überhaupt entrichtet wird; 
a Gewerbeſcheine ohne Entrichtung einer befonderen Steuer nur ſolchen 
zeri ertheilt werden, bie entweder jelbit oder deren Prinzipale Die Gewerbe⸗ 
der Kaufleute, aljo der Klaſſe A., entrichten. Iſt ſolches ber Fall, fo bleibt 
igens gleichgitltig, welder Eteuerjag auf ten Kaufmann cder Fabrifanten 
= Kläaſſe repartirt werden til. 
= GSteuererlaß auf Gewerbeſcheine für Hantelsgehülien an die Bedingung 
Rift, Daß fie ausicließend in dem Tienite bes inländiidhen Kaufmanns 
Bebrifanten fliehen, für welchen ſie Waurenbeitellungen aufſuchen, ober 
auflaufen follen, jo türfen an Handelsgebülfen dergleichen fteuerfreie 
Becbefcheine nur auf Anjuchen ihres inländiſchen Prinzipals, und auf beffen 
ide Statt abgegebene Verſicherung ertheilt werden, daß ter Handelsgehülfe 
chließend in jeinem Dienite ftehe. 
shne Entrihtung einer beſondern Steuer zu bewilligenden Gewerbeſcheine 
nach dem anliegenden Formular (Anl. a.) auszufertigen. Die Bezeichnung 
Baaren, auf welche Beſtellungen geſucht oder tie aufgekauft werben dürfen, 
gear eine ganze Kategorie von Waaren ähnlicher Art umfaſſen, wie ſolches auch 
der 6. 8. des Regul. v. 28. April 1824 vorichreibt; es ift aber auch 
f zu ſehen, daß nur Waaren ſolcher Art aufgeführt werben, welde refp. 
Buelsgegenflände oder Fabrikate, oder Fabrikmaterialien für denjenigen refp. 
mann oder Yubrifenbefiger find, für befien Verkehr der Gewerbefchein bes 






































ee if. 
r Die ohne befondere Steuerentrichtung ausgefertigten Gewerbeſcheine find 
BB Steuerrollen und Zugangsliiten mit ber Bemerfung ante lineam auf: 
Büren, unter welcher Mr. ber Klafie A. die Gewerbeſteuer aufgeführt ift, mit 
an at, gelte der Gewerbeſchein chne Entriditung einer befondern Steuer 
fertigt iſt. 


S e Beitimmung ad 1. it aufgehoben tuch das G. R. des Fin. Min. 
u 28. —* * sub Nr. 9. (ſ. Zuſ. 1. zum Regul. v. 4. Dec. 1836, 

en sub Il. 

die K. O. v. 11. Juni 1826 zu 65. 21. ff. bes Megul. 


des Inhaders. 


x-rr 7 35 


Alter Jahr 

A Dem wohnhaft zu 

Stirn — ‚ wird durch das gegenioäctige Zeug 

ertheilt, 

a upenbraunen während des Jahres und nicht I 

m ate fammten Königlich Preußifhen Landen umh 

Pründ — feinen Prinzipal, den wohnb 

Bart Negierungsbezirt — feine eigene Rechnung 

Kinn uf Waaren aufjufuchen und 

Angefict in Miederverfauf zu erftchen. Derfelbe b 
aaren, auf welche ex Beftellungen ſuchen 


Sefihtsfarbe 


aufgefaufte Waaren aber darf er gar nid 
führen, letztere muß er vielmehr frachtweife 
mungert 5 befördern laflen. 8 
en: ie Eteuer für das gegenwärtige Zeu 
a ae Suba. Gewerbeſteuer entridtet, weldhe ber 

here Steuer: :Molfe der unter No, 


Befondere Kennzeichen. 


richtet 

Beglaubigt durch den Die dem Inhaber diefes Zeugnifles dur 
(Steuerempfänger, Befugniß iſt rein perfönlih, und muß er t 
Ginnehmer, Ren: in Urfchrift zu feiner Legitimation bei fich | 

danten u. f. w.) den ten 
den ten 18 Königlih Preußiſche Regiern 

(Regierungs:Siegel.) 
(a. XV. 273. — 2. 23.) 


b) &. MR. des K. Gen.-Dir. der Steuern (Kublmeyer) v 
an fämmtl. K. Reg. 


Das Eirk. v.7. Juni d. 3.2) fo wenis als das demſelben be 
giebt zu der, in dem Ber. v. 17. Juli d. J. enthaltenen Folger 
Anlaß: daß die zum Aufſuchen von Waarenbeſtellungen und zum 
Kaufleute und Fabrikanten unentgeldlich auszufertigenden Gewerbefi 


erſt ertheilt werden duͤrfen, wenn ſie nachgewieſen haben, daß von 
für ihr Fanfmänntfchea (komorhs horsita fir haa aanıs lanıfantha Nahr ⸗2 
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agungs s Behörden ſich gehörig überzeugen müflen, daß der Anmelbende 
ich bie zur Führung eines fehenden Faufmänniichen Gewerbes erforberlidhen 
Eimidrungen trifft, was fie durch Rückſprache mit den Abſchätzungs⸗ 
der Steuergeſellſchaft der Kaufleute, falls fie nicht ohnehin ſchon davon 
ij haben, leicht werden erfahren können. 

en folgt aus dem Umſtaude, daß der Kaufmann, für den durch bie K.O. 
„d. 53. bezeichneten Verkehr, ven Gewerbejchein nur mit Rüdfidht auf 
{haft als Kaufmann erhält, und mit Müdjicht auf die Steuer, die er als 
entrichtet, daß fein Anfpruch, den gewerbejcheinpflichtigen Verkehr ſteuerfrei 
u dürfen, aufhört, fobald er bie Eigenjchaft als Kaufmann aufgiebt, und 
werbefteuer,als jolcher, nicht mehr entrichtet. Kaufleute, welche auf den Grund 
D.v.12. Febr. d J. u. des Cirk. v. 7. Juni c. unentgeldliche Sewerbefcheine er: 
Gaben, müften alic, wenn fie ihr kaufmänniſches Gewerbe abmelden, zugleicd an: 
werten, tiefe Gewerbeſcheine zurückzugeben, und koͤnnen daher vor dem Ablaufe 
ach in der Klaffe A. nicht eher in Abgang geitellt werben, bis fie den 
Gewerbeſchein zurüdgegeben haben. Um viele Maaßregel durchführen zu 
muß alie in ten Gewerbeſteuer-Rollen bei tenjenigen Kaufleuten, welde 
ihe Gewerbeſcheine erhalten haben, auch in der Klaffe A. notirt werden: 
er No. der Klaſſe L ihnen Gewerbeſcheine ertbeilt worden find, damit 
lagungs-Behörde bei erfolgender Abmeldung des kaufmännijchen Gewerbes 
en kann, daß die Gewerbeſcheine zurũckgegeben werden müffen, bevor 
ende im laufenden Jahre in Abgang gertellt werden kann. 

XV. 538. — 3. 15.) 


2 des K. Min. d. F. (v. Ulvensleben) v. 12. Aug. 1837 an fänmtl. 
8. 

der Beſtinmung zu 4. ber wegen Ausführung der K. O. v. 12. Febr. 
5. S. 5.) unterm 7. Juni 1831 (N. S. 373—277.) erlaſſenen Berf. 
keuerfrei Gewerbeſcheine zum Suchen von Anarenbeitellungen und Waaren⸗ 
Grund der gedadten Ordre an Handelegehülfen nur auf Anſuchen ihres 
Brinzipals und auf defien an Eides Statt abgegebene Berficherung 


























Hanbelsgehülfe ausfchließend in feinem Dienite ftehe. Statt einer folhen 

g des Vrinzipals iſt fünftig vor der Aushändigung des fteuerfreien Ge⸗ 
an ten darin bezeichneten Handelsgehülfen deſſen Berfiherung an 
dahin zu verlangen, 

als Meifender zum Suchen von Waarenbeftellungen und Wuarenauffauf 
end im Dienite des N. N. (desjenigen Gewerbetreibenden, welder für 
ſteuerfreien Gewerbeſchein nacgejucht hat) ſtehe. 

immungen wegen Ertheilung ſteuerfreier Gewerbeſcheine an Untherthanen 

inten Staates wird durch die gegenwärtige Verf. nichts geändert. 

XXI. 629. — 3. 43.) 


—E K. G. D. der Steuern (Kuhlmeyer) v. 20. Juli 1838 an die 
eg. zu Marienwerder 


—* Ber. v. 27. Juni d. J., womit die detaillirte Nachweiſung der im 
zum Maarenanfauf im Umherziehen und zum Aufſuchen von Waaren⸗ 
— ertheilten ſteuerſreien Gewerbeſcheine eingerichtet worden, wird der K. 
ohlen, ſtrenge darauf zu halten, daß den in der Klaſſe A. beſteuerten Per⸗ 
erfreie Gewerbeſcheine zum Waaren-Aufkauf und zum Suchen von Be: 
Knaur auf ſolche Waaren ertheilt werten, welche Gegenſtände ihres ſtehenden 
d. Das ſtehende Gewerbe muß als das Hauptgeſchäft, das im Uniher: 
"Setreibente aber nur ale das zum Zwecke des jtehenden Gewerbes unter: 
bengejdräft erfcheinen. Bei Abmeſſung der in der Klaſſe A. zu entrichtenben 
nach bem Umfange bes Geſchäfts, muß das gedachte Nebengeſchäft mit 
gebradyt werben, und die Beranlagung eines in ber Klaſſe A. ſteuerpflich⸗ 
einem Freigewerbeſchein verjehenen Handeltreibenden zu einem geringern 
ws, ale tem yon 12 Rıhlın., wird fih nur unter ganz bejonderen Umſtaͤnden 





bergi. oben sub. a, 


Borfchriften, welche Gewerbe in der Sewerbeiteuer:Klaffe A. oder 
find, nichts geändert, daher dieſe Vorfchriften nach wie vor zu bea— 
hierbei jtehen geblieben, und erwogen, daß nah der K. D. v. 
(a. S. 273.) nit, wie tie K. Meg. irrig annimmt, ausgeſpro 
einem in der Klaſſe A. beiteuerten Individunm ein unbeichränftee 
Freigewerbeſchein zufteht, ſendern, daß die Bewilligung eines jolch 
lediglich von dem Bedürfniife des in ter Klafie A. Beranlagten 
die Ausführung der in dem Cirk. v. 30. Juni d. I. enthalten 
feinen befondern Schwierigkeiten unterliegen. 

Schon bei der Veranlagung muß, behufe Feitftellung bee Ste 
fein, in welchem Umfange der Handel betrieben wird. Wenn nun | 
behörde in den geeigneten Fällen noch andere Gewerbetreibende v. 
fie bei gehöriger Aufmerkſamkeit wohl beuriheilen fünnen, ob Das 
feiner Befchaffenheit md feinem Umfange nadı, des Nuffaufs, oder 
Beitellungen im Umherziehen betarf, und für wie viele verfchiebene® 
Beichaffenheit des ſtehenden Gewerbes, Freigewerbeſcheine erforde 
ift zwar der Steuerfag, zu welden das fichente Gewerbe in de 
lagt ift, mit zum Anbalte zu nehmen, doch it es unzuläffig, ledig 
trage der in ter Klaffe A. veranlagten Steuer die Anzahl der Er: 
bemefien. (Min. Bl. d. i. V. 1840 S. 485. Nr. 833.) 


g) ©. R. ver K. Reg. zu Potsdam, v. 21. Jan. 1834 aı 
räthe und Magifträte. . 


Da in neuerer Zeit anf den Grund der K. O. v. 12. Feb 
Anträge auf Ertheilung fleuerfreier Gewerbeſcheine für Gehülfen 
leute und Fahrikanten eingegangen find, bei welchen die ad 4. te 
Juni 1831 ?) aufgeitellte Bedingung unberückſichtigt geblieben; fo 
flimmt:daß fernerhin durch die felchen Hantlungsgehülfen anszuſtel 
Dualififations-Atteite zugleich auch nadıgewiefen werden muß, daß 
von ihm an idesftait abzugebente Verſicherung Ruͤckfichts feines 
abgegeben hat; und bemerfen wir, daß Atteſte, welche in dieſer, 
Beziehung irgend mangelhaft befunden werben, unberidfichtigt bie 

Ferner ift e8 Seitens tes Harn Gen.-Dir. der Steuern für ı 
Gewerbeſcheine für ſolche Handelsgegenſtände, mit denen der Hanbı 
trolbezirk theils erlaubt, theils verboten tft, theilweife für ben Gränz 
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um Behufe bes Wiederverlaufs Waaren aufzufaufen, behält es bei ben 

Berihriften fein Bewenden; es fol jedoch dieſe Befugniß fortan nirgends 

abhängig fein, Daß der Gewerbetreibende oder Gehuͤlfe einer der qhriſt⸗ 
angehört. (G. ©. 1845 ©. 53.) 


Die 8. D. v. 12. Febr. 1831 (oben sub 1.) befreit nur die Kaufe 
und Sabrifanten, melde in der Gewerbes Steuer- Klaffe A. 
er, von der Entrichtung befonderer Gewerbe» Steuer für die Ge⸗ 
eine zum Aufſuchen von Waarenbeftellungen und zum 
genauffauf; wogegen die in der Gewerbe» Steuer» Klaffe 
wernden Gandeltreibenden (ohne faufmännijche Mechte), wenn fie zu» 
Bewerbeicheine zum Aufjuchen von Waarenbeftelungen und zum Waa⸗ 
suf erlangen wollen, in der Regel zur Haufir- Gewerbe» Steuer, 
ber Gewerbe» Steuer für ben ftehenden Handel, heranzuziehen find, 
die Anwendung der 8.0. v. 12. Febr. 1831 feinen Anſpruch haben. 
Beziehung auf bie in der Gewerbe⸗Steuer-Klaſſe B. ver» 
en Sandeltreibenden find daher die nachflebenden R. melche 
der eigentlihen Kaufleute und Fabrifanten durd die K. 
. Sebr. 1831 für befeitiget zu erachten find, noch von praftis 
terefle. 

R der K. Min. des H. (v. Bülow), des J. u. d. P. (v. Schudimann) 
dv. 8. (v. Klewig) v. 7. Ian. 1825 an die K. Reg. zu Arneberg 1). 


K. Reg. gereicht, auf die Anfrage v. 7. Dec. v. J., betr. bie Gewerbe⸗ 
igkeit der mit Mufterfarten reijenden, oder Wuaarenbeitellungen ſuchenden 
, bierturd zum Beſcheide, daß alle diejenigen, welhe Waarenbeftellungen 
mögen dies nun für eigne oder für Rechnung eines ſtehenden Handlungs⸗ 
fie mögen ausfchließlic zu dieſem Gefchäfte beſtimmt fein, oder nur 
dazu gebraucht werben, ala Haufirer betrachtet, und der Haufir-Gewerbe⸗ 
orfen werben müflen. 

diefer allgemeinen Regel iſt F. 5. des Megul., weldyes, wie fih von ſelbſt 
jest allgemeine und alleinige Berwaltungs: Norm unter Befeitigung aller 
genen abminiftrativen Berimmungen über den Haufir- Handel ijt, nur 
hme fiir diejenigen Inländer gemacht, welche im Umherziehen Materialien 
igenen Fabrikation auftaufen. (M. IX. 234. — 1. 161.) 


des K. Fin. Min. (v. Mog) v. 21. Sept. 1825 °). 


Bemerft worden, daß die Beflimmung im $.5. bes Regul. liber den Ge; 

im Umbherziehen v. 28. April v. I. 

Gewerbebetriebe im Umherziehen gehört ferner aud das Gefchäft derje⸗ 

Berjonen, welche im Lande umherreifen, um in Privathäufern und Baft: 

„ ober auf offner Straße Waaren irgend einer Art zum Wiederverkauf zu 

„ oder um Waarenbeftellungen zu ſuchen,“ 

teren Behörden dahin ausgelegt worden, daß 

iger, welche bereits für ein ſtehendes Handelegefhäft in den Steuerklaſſen 

ader B. Sewerbefteuer entrichten, für den gleichzeitigen Yetrieb eines Gewer⸗ 

im Umberziehen einen Gewerbeſchein zu löfen, nicht verpflichtet feien, 

| der Auffauf im Umherreiien, Behufs bes Handels mit den aufzufaufenden 

mren, nur dann die Löfung eines Gewerbeſcheins erforbere, wenn auch ber 

Derverkauf in: Umherziehen ftatt findet. 

Beides ift jedoch unrichtig, denn 

gigt Die Beſtimmung in ben 88. 1. und 2. des Regul., daß nur zu bem 
arftsserkehr der Kaufleute, Fabrikanten und Handwerker, mithin folder 

Beiwerbetreibenden, die fchon von dem ftehenden Gewerbe Sieuer entrichten 

wüflen, ein Gewerbeſchein nicht erforderlich iſt, während biefelben Gewerbes 

yeibenden, wenn fie außer den Märkten an Orten außer ihrem Mohnort un: 

zeſtellte Waaren felbit verkaufen, oder verkaufen oder verfteigern laſſen, bazu 



















Kin faft wörtlicdy gleichlautendes R. haben diefelben Min. unterm 13. Der. 
1824 an die K. Reg. zu Erfurt erlaffen. (9. VIII. 1160. — 4. 17) 
Bergi. das ®. v. 27, Der. 1625 (f. unten zum $. 15. des Reaul.). 
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Klafie L. aufgeführt find, nımmmt ıhr ftehendes Gewerbe in 
daß fle dafür mehr ale den Mittelfag entrichten müffen, fo 
in der Klaſſe B. als in der Klaſſe L. zu befteuern. 

ad 2) Folgt daraus, daß im 8. 3. des Regul. nur der Auflauf im 
bes Wohnorts und im 6. 5. nur der Auffauf der Materia 
Fabrikation Eeitens der Inländer für eines Gewerbeſcheinet 
erklärt worden it, daß jeder, Behufs des Handels flattfinde 
Berhalb des Polizeibezirfs des Wohnorts, und Falle er ni 
Meſſen und Sahrmärften betrieben wird, eines Ormerbefehein 

Hiernach iſt daher künftig zu verfahren. (A. IX. 916. — 4. 


c) C. R. der K. Min. des I. (v. Schumann) u. d. 8. ( 
März 1829 1) an fümmtl. K. Reg. 


Die mittelft Ber. v. 29. Der. v. 5. in Antrag gebradte Beſti 
den Inlaͤndern, welche ein ſtehendes Fr treiben, geftattet wer 
blos Materialien für ihre Fabrifation, fondern auch Maaten zum Har 
ohne bazu eines Gewerbeſcheins zu bedürfen, würde ben 6. 5. de 
April 1824 nicht deflariren, fondern geradehin aufheben. Ge if dal 
auch befonders deshalb auffallend, weil fchon durch die C. V. des } 
Sept. 1825 ausdrücklich darauf aufmerkſam gemacht iſt: daß diejen 
ein ftehendes Handelsgeſchäft in den Sewerbefteuerflailen A. ober | 
entrichten, deſſen ungeachtet noch einen Gewerbefchein löfen müffen 
Gegenftände ihres Handels im Umpherziehen aufkaufen. Es ift al 
fheinpflichtiger Auffauf nicht zu betrachten, wenn Waaren bei Kau 
nur in offenen Läden, wenn auch zum Miederverfauf, außer ber Ja 
außerhalb des Wohnorts des Einfäufers eingefauft werden, da ine 
Läden den Privathäufern, von denen der $. 5. des Negul. fprict, ı 
len find. Wer aber außer dem Bolizei- Bezirk feines Wohnorte, Hai 
nen gleichzuftellende Fabrikanten, die feinen offnen Laden halten, « 
marktögeit, oder Produzenten in ihren Wohnungen auffudt, um. be 
Bebufs des Wiederverfaufs aufzufaufen, der betarf dazu allerb 
werbefcheine. 

Degen der ausländifchen Ginfäufer inländifcher Erzeugniffe, iſt 
durch den $. 8. des ©. v. 30. Mai 1820 beflimmt worden. 

(A. XII. 153. — 1. 77.) 
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Ä r mahrgensunnen werden And, beflimme Id), auf ben Antrag des Staats: 
sigt: 
mbehellungen bürfen,. auch auf Grund ber gegen Steuerentrihtung ober 
Amerfrei dazu ertheilten Gewerbeſcheine fortan nur bei Sewerbetreibenden 
faht werben, und zwar bei Handeltreibenden ohne Beſchräukung, bei ans 
a Bewerbetreibenben, fie mögen Gegenftände ihres Gewerbes verkaufen 
e sicht, nur auf ſolche Sachen, welche zu dem von ihnen ansgeübten Gewerbe 
Sabrifmaterialin, Werkzeuge, oder nadı ihrer fonttigen Beſchaffenheit in 
tehung Neben. Bellellungen auf Wein fünnen auch ferner bei anderen Bers 
als Bewerbetreibenden geſucht werben. 
2 buch Umherreiſen, Behufs des Nuffaufs von Gegenftänden zum Wieder: 
anf, ober Behufs des Suchens von Maarenbeitellungen, einen gewerbefcein: 
ihtigen Verkehr betreibt, darf, auch wenn er dazu mit einem Gewerbeſchein 
ed iR, nur Broben oder Diufter, nicht aber Waaren irgend einer Art mit 
en. 
einer ber zu ]. und 2. ertheilten Beſtimmungen zuwider handelt, hat eine 
afe ven Acht und Vierzig Thalern und die Konfiskation derjenigen Ge⸗ 
Bände verwirkt, die er feines Gewerbes wegen bei ſich führt. In Anfehung 
nachzuzahlenden Steuer beivendet es bei ben beitehenden Beltimmungen. 
fommen binfichtlicd der Umwandlung der Geld- in Gefüngnißitrafe, und 
haupt hinfichtlich de3 Verfahrens wider die Kontravenienten bie in Betreff 
R Zuwiderhandlungen gegen das &emerbefleuer:G. v. 30. Mai 1820 und das 
sfirregulativ v. 28. April 1824 ertheilten Borfchriften zur Anwendung. 
er gegenwärtige Erlaß ift durch die &. S. befannt zu machen. (8. ©. 
®.15.)_ 













R. ver K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Er. v. Arnim) 
22. Dec. 1843 an ſämmtl. 8. Reg., ſowie an das K. Polizeipräf. 
ad Bemerbefteuer- Amt in Berlin. 
s Könige Maj. haben geruht, durch die K. O. v. 8. d. M., befchränfende 
Bungen hinfichtlich des Verkehrs der, behufs des Suchens von Waarenbeitel: 
md des Waarenaufkaufs umbherreijender Perſonen zu erlaſſen. In Detreff 
L wird ber K. Reg. Folgendes zur Nachachtung eröffnet. 
je gedachte D. ift in demjenigen Stüde bes Amtsbl. der X. Reg., welches 
Big die Anzeige von deren Erſcheinen enthalten muß, vollſtaͤndig abzu⸗ 
BB biefen: Abdrucke eine Verf. der K. Reg. anzuſchließen, durch melde dies 
Inhaber von Gewerbeideinen zum Suden von Waarenbeftellungen und 
f von Gegenftänten zum Mitederverfauf zur jofortigen genanen Beach: 
Inhalts jener D. unter Hinmeifung auf die darin angeordnete Strafe 


» 


Daß bie Allerh. O. vom Zeitpunfte ihrer gefeglichen Wirfjamfeit ab auf 
tionen, welche den darin bezeichneten Verkehr beireiben, unbedingt unb na: 
B audh dann Anwendung findet, wenn der ertheilte Gewerbeſchein nicht auf 
verweiſet, leidet zwar fein Bebenfen; um jedoch auf die forgfältige Befol: 
er neuen Vorſchriften nady Möglichkeit Hinzumirfen und dem Borwande ber 
Bntjdrüft Des Gemwerbefheininhabers mit denjelben entgegenzutreten, hat bie 
L fertan allen Gewerbeſcheinen, welche zum Suden ven Beftellungen auf an: 

enftände als Wein und zum Auffauf frachtweile zu beförbernder Gegenitände 

berverfanf ausgefertigt werben, folgenden Vermerk beizufügen: 
zei Bermeidung ber, in ber Allerh. K. O. v. 8. Dec. 1843 (G. ©. 1844 
5. 235.) vorgeichriebenen Strafe, dürfen Beitellungen auf Waaren nur bei Ge: 
erbetreibenden geſucht werben, und zwar bei Handeltreibenden ohne Beihräns 
ang, bei anderen &ewerbetreibenden, fie mögen Gegenſtände ihres Gewerbes 
erfaufen, ober nicht, nur auf folhe Sachen, welche zu dem von ihnen ausge⸗ 
Sen Gewerbe ale Fabrifmaterialien, Werkzeuge, eder. nad ihrer fonfligen 
Zefchaffenheit in Beziehung ſtehen. ol 

„Auch trifft den Bewerbefcheininhaber die vorbezeichnete Strafe, wenn er 
Haaren irgend einer Art und nit blos Proben oder Mutter mit ſich führt.“ 

Gewerbeicheine zum Suchen von Beftellungen auf Wein wird nachftehenber 

a enommen: 
——— von Wein, ber nicht blos als Probe anzufchen iR, zieht dir 
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‚burdy die Allerh. K. O. v. 8. Der. 1843 (G. S. 1844 ©. 15.) v 

„Strafe nad ſich.“ 

3) Die K. Reg. wird dahin wirken, daß die Befolgung des mehr 
lerh. Erlaſſes durch Ihre Unterbehörben in zwedmäßiger Weife überwad 
bei Keftfeßung von Strafen wegen Zuwiberhandlungen gegen benfelbe 
meflener Strenge verfahren. 

Wird jedoch in der erſten Zeit nah dem Grfcheinen der neuen 8 
dee Inhaber eines Gewerbeſcheins, welcher den erſten vorſtehend zu 2 
Dermerk nech nicht enthält, der Verletzung jener Befimmungen in Bet 
chens von Waarenbeftellungen beſchuldigt und behauptet berfelbe bie ' 
der O. v. 8. d, M., fo wird die 8. Reg. bei Entſcheidung des Straf 
lige Erwägung nehmen, ob die aufgeftellte Behauptung für richtig zt 
um nach Befinden mit Mücfict darauf und auf die fonflige Bewanbtn 
eine geringere, als die gefepliche Strafe, unter Beifügung einer angen 
warnung, auezufprehen. (Min. Bl. 1844 €. 19. Nr. 23.) 


b) R. derfelben Min. v. 15. März 1844 an die K. Meg. zu 


Der K. Reg. eröffnen wir auf die Anfrage v. 30. Ian. c,, zu wei 
Sich durch die Beſtimmungen über das Suden von Waarenbeftellunge 
O. v. 8. Der. v. 3. und in der & V. v. 22. Dec. v.3. 1) veranlaßt 
Folgendes. 

Ob zum Hauſirhandel ein Gewerbefhein zu ertheilen ift, befti 
ben beftehenden allgemeinen, durch die 8. O. v.8. Der. v. 3. nicht gei 
fhriften. Ein folcher Gemwerbefchein wirb aber immer nur für ben Bez 
Neg., welche ihn ausftellt, gegen Steuerzahlung ertheilt, und der Inh 
unterliegt allen Beſtimmungen des Hauſir-Regul. v. 28. April 1824 na 
ber 88. 20— 25. deſſelben. . 

Das Beitellungfuchen it das Beringere, und wer mit gewifien 
baufiren darf, kann daranf auch Beftellungen ſuchen. Es if jedoch in 
fheinen, welde zum Haufirhandel mit den, für dieſen nachgegebenen 
ausgefertigt werben, die Befugniß zum Beftellungfuchen nicht auszudrü 

Daß durch fernere Geftattung des Hanſirhandels, in ber Art, mie 
her zuläffig gewefen, die Umgehung der K. O. v. 8. Dec. v. 3. weri 
werben, ift nicht anzuerfennen 2). 

88 fleht nichts entgegen, die in dem C. R. v. 22. Dec. v. 9. er 
fäße auch den Gewerbeſcheinen für Meifende aus Zollvereins⸗Staater 
Denn die K. O. v. 8. Dec. v. 5. lautet allgemein, bezieht ſich daher 
Unterihanen der Vereinsländer, joweit folhe in den Breuß. Landen Gen 
und jene Beifügung der Zufäße entipricht dem eigenen Interefie der Gewer 

(Min. Bl. d. i. 2. 1844 ©. 78. Nr. 95.) 


c) R. des K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) v. 4. April 18 





1) Qergl. oben sub a. 
2) Das C. R der K. Min. bes J. u. d. F. v. 18. Sept. 1837 | 
fer Beriehung folgende Grundſätze ans: 

a) Mer einen Gewerbefchein zum Hauſirhandel mit gewiſſe 
ben erhalten hat, it auch befugt, auf Die barin bezeic 
doch nicht auf andere Waaren, Beitellungen zu fud 
Es ift zuläffig, Gewerbeſcheine zugleich zum Haufirbant 
Suchen von Baarenbeftellungen, jedoch auch in le 
Hung nur für den Bezirk der ausfertigenden Reg., zu erthe 
die Waaren, worauf Beftellungen gejudht werde 
Gegenütänden gehören, auf welhe nad $. 14. I 
Haufir-&ewerbefheine ausgefertiget werden dü 
gegen iſt nicht zuläjfig, einer und derſelben Berion zum % 
erlaubten Hauſirhandels und zugleich zum Suchen von Bel 
Gegenitände, die vom Haufichandel ausgeſchloſſen find, ein 
fdyein zu ertheilen. (A. XXI. 784. — 3. 168.) 

Diefe Bertimmungen find nunmehr durch die K. O. vn. & 
sub 2. (f. chen S. 275.) und buch das obige R, v. 15. Mi 
modifizirt zu erachten. 


b 
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w Magdeburg. Unzuläffigfeit von Einladungen zu Waaren⸗ 
ı, and Beſtimmung des Begriffs von „Muftern.” 
. wird auf tie Anfragen in dem Ber. v. 27. Febr. c. Folgendes 


ch einen GBewerbefchein die Befugniß erlangt hat, Waarenbeftel: 
werbetreibenden zu fuchen, ift nidt bejugt, Privatperfonen 
riftlich. oder durch gebructe Anzeigen, Karten, turh Boten u. f. w. 
t einzuladen, bei ihm an einem Orte außerhalb feines Wohnortes 
m zu maden und ſolche Berellungen an jenem Orte, in Gafthö- 
n oder fohft wo entgegen zu nehmen. 

nämlid würde hierin ein anderer Gewerbebetrieb, als derjenige 
ı ber Gewerbeſchein bie Befugniß ertheilt, indem nad) diefem Scheine 
etreibenden Beftellungen geſucht werden dürfen, was in dem vor: 
icht geſchieht. Es ftehen fonach fhon die allgemeinen Beſtimmun⸗ 
. 20. 26. und 27. bes Haufir : Regul. v. 28. April 1824 jenem 
und redtfertigen eine Straffeſtſetzung wegen dbefielben. Anderer 
r bezeichneten Handlungsweiſe ein wirflihes Suhen von Waa⸗ 
n bei Privatperfonen, folglih eine Zuwiderhandlung gegen 
zerbotsgeſetz v. 8. Dec. v. J. 

e KR. Reg. hiermit übereinftimmend, den Handlungshaufe in N. er: 
fann daher nur beigetreten werten. Was 

e betrifft: welche Gegenitände blos Mufter, d. h. Sadıen find, 
: Sachen, weldhe das Objekt des Kaufsgefchäfts bilden, beftellt wer: 
Begenflände Waaren, db. 5. Objekte des unmittelbaren Kaufsge⸗ 
ßt fih hierüber im Allgemeinen nichts Näheres bezeichnen, als was 
egriffs beſtimmung von felbft ergiebt. Gegenflände, welche von dem 
los vorgezeigt, fondern wirklich verfauft worden find, find ftets ale 
mfage von Muftern zu behandeln. In den meilten Bällen wird 
8 Unterfchiedes nicht fehwierig fein. Wo indeffen Zweifel eniftehen, 
serftändiger Beurtheilung ber in ben einzelnen Fällen obwaltenden 
eichaffenheit, Größe, Menge der mitgeführten Gegenflände u. ſ. w., 


ſich die 8. Reg. in vorfommenden Fällen zu achten. 
844 ©. 155. Nr, 169.) 


Min. des I. (Br. v. Arnim) u. d. F. (Flottwell) v. 2. Juli 
ie Kaufleute N. N. in Elberfeld, und nachrichtl. an die K. 
üffeldorf. Bei Handeltreibenpden dürfen Waarenbe- 
‚eder Urt gefucht werden. 

rc K. Reg. zu Düflelvorf v. 1. März 1844 und 8. April 1845, 
‚DD. v. 8. Dec. 1843, bei Handeltreibenden Beitellungen auf Waa⸗ 
ht werden fonnen, gleichviel ob Erſtere mit folhen jhon Handel 
‚der erſt treiben werden, oder ſolche für fich felbft benugen wollen, 
‚ereditfertigt. 

yeidung der Waaren in ber yorgedachten Art ift in ber angeführten 
g nicht enthalten und würde auch praftifch nicht durchzuführen fein, 
ſende jeden Augenblick mit den Gegenitänten feines Handels wech⸗ 
ucher von Behtellungen für die Art der Verwendung ber von ihm 
ı nicht verantwortlich gemacht werden kann. 

345 ©. 183. Nr. 210.) 


Min. d. F. (Kühne) u. des I. (Mathis) v. 29. April 1847 
Reg. zu N. Suchen von Beftellungen auf Bamilienwappen, 
{dern mit Goflpleiften. 

.». 5. Jan. u. 22. Febr. d. J. bat bie K. Reg. dem Handels⸗ 
4. Juni v. 3. einen Gewerbefhein 

ındel mit Krammaaren und gleichzeitig 

von Beitellungen auf Bamilienwappen und Devifen auf weißem 
Bapier, fo wie 

von Beſtellungen auf Ginfaffen von Wappen und Bildern mit 
um Steuerfage von 12 Rthle, erteilt. 

s Gewerdeiheins iſt injofern nicht zwedmäßig, als nah) der K. D. 
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v. 8. Dec. 1843 das Euchen von Waarenbeitellungen (mit ber hinſic 
beftehenvden Ausnahme) nur bei Bewerbetreibenden erfolgen darf, 2 
Familien-Wappen nicht wohl bei anderen, als bei Privatperfonen 
önnen, dennoch aber nad dem vorſtehend zu 2. angegebenen Inhal 
icheins tie K. Neg. dem N. das Suchen von Beitellungen auf Fam 
ftattet hat. Auch erfcheint das zu 3. erwähnte Beſtellungeſuchen nic 
auf die Arbeit des Einfaſſens, fondern als auf tie Waare, den Rat 
feiften, gerichtet und würde als ein Suchen von Waaren beitellung« 
geweſen jein. 

Der Sache nad hätte indeflen der von bem N. beabfihtigte V 
durch einen Gewerbeſchein geftattet werden können, da ſowohl Wapı 
auf Papier (zu 2.) als auch Rahmen aus Goldleiſten (zu 3.) d 
gleich zus achten find umd demgemäß der Gewerbeihein auf den Ha 
diefen Gegenſtänden hätte geitellt werden dfirfen. Dadurch würbe bei 
Beſtellungsſuchen in der zu 2. umd 3. bezeichneten Meife die Befu— 
ben, indem biefes Suden das Geringere in Vergleich mit dem Hau 
einem Gewerbejchein:Inhaber, welchem der Haufirhandel mit gewifi 
geftattet worden, dadurch auch ohne Weiteres erlaubt iſt, Beftellungen 

Nah dem Vorftehenden wird die K. Mey. ſich fünftig in ähr 
achten haben. 

Im Allgemeinen wird bemerkt, daß die vorerwähnte K. O. 
Saufirhandel, noch das Buchen von Dienften und Arbeiten | 
gen in ihren beichrantenden Beftimmungen in allen Fällen, in weld 
fein auf Das Suden von Waarenbeſtellungen lautet, und name 
zur Anwendung fomnt, wenn an fid die Waaren, auf welde naı 
fhein Beitellungen geiucht werben dürfen, vom Hauſirhandel nicht ai 
Es iſt daher, wenn die Abficht des Bewerbetreibenden dahin geht, « 
legtern Art auch Beftellungen bei Nichtgeiverbetreibenben zu fuchen, 
Griheilung des Gewerbeſcheins in gewerbepolizeilicher und gewerbef 
hung fo zu beurtheilen, als ch derſelbe auf die Geſtattung des Hau 
jenen Waaren gerichtet wäre und demgemäß ber Gewerbetreibente 3 
Umpftänden ver Hauſirhandel zu geitatten oder das Geſuch zurückzuwe 
die Arbeit, deren Bertellungen umberziehend geſucht werden ſoll, e 
liefert, wie in tem zu Gingang bezeichneten Falle, (zu 3.) fo if 
zu behandeln, als cb es auf Ertheilung der Crlaubniß zum Sucher 
auf jene Waaren gerichtet wäre, und es iſt alddann gleihfalle in 
gegebenen Weije zu verfahren. 

Um zu beurtheilen, vb ein Gewerbetreibender als ein ſolcher, n 
Mrbeit eine Waare oder welcher nur Arbeit liefere, zu betrachten sei, 
an, ob turd tie Thätigfeit des (Sewerbetreibenden aus dem von ihn 
terial ein für ſich beſtehender Gegenſtand geliefert wird (wie Famili 
zu 2.) Dagnerrotnpbilter) oder ob derjelbe, wenn auch unter Hinzu 
thaten oder Uebereignung gewiſſer Gegenftände, hauptfühlib nur Ar 
der Topfbinter, welcher den Draht liefert, der Rammerjäger, welche 
Biehfchneider, welcher den Verband hergiebt. 

(Min. Bl. d. i. V. 1847 ©. 1883, Nr. 142.) 


f) Vergl. das C. M. der K. Min. des I. u. d. F. v. 
(Min. Bl. d. i. V. 1845 ©. 79. Nr. 99.), welches 
fortan in den Gewerbeicheinen für Juden zum Suchen 
beitellungen und zum Maarenauffauf nicyt mehr die 

* zunehmen, daß der Gewerbeſchein den Inhaber von denjen 
fungen nicht befreie, welchen ber Gewerbebetrieb der. I 
in einzelnen Landestheilen beitehenden Verfaſſung uı 
(S. zum 6. 8. des Regul., sub A, ad 2., unten.) 


5) Befondbere VBorfchriften über die Zuläffigkeit 
a gel des Aufſuchens von Beftelungen auf gen 
nde. 


a) Auffuchen von Bertellungen auf Ghrelteine unt edl 
fowie auf Duintailleriesriidaaren and teral. 
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O. v. 12. Januar 1833, wonach Gewerbfcheine zum Aufſuchen von 

auf Edelſteine und edle Foſſilien, als Achate, Karneole ıc. 

uf DuinfallleriesWaaren, deren Hauptwerth in ſolchen Steinen 
nicht ferner ertheilt werden follen, 

Shen Ber. v. 27. v. M. jebe Ich, mittelſt Deklaratien der gefeßlichen 
mungen im $. 21a. des G. v. 30. Mai 1820 und im F. 5 des Regul. über 
Imerbäbetrieb im Umherziehen v. 28. Amil 1824 nad) Ihrem Antrage, fef: 
m Aufſuchen von Beitellungen auf Edelſteine und eble Koflilien, als Achate. 
fe x. oder auf Quinkaillerie-Waaren, deren Hauptwerth in folhen Steinen 
Gewerbſcheine nicht ferner ertheilt werden dürfen, welche Beftimmung Sie 
ie G. S. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen haben. (G. ©. 1834 ©. 22.) 


n dieſer Beziehung find auch folgende Min. R. ergangen: 


U, ver 8. Win. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Or. v. Ar⸗ 
m) v. 27. Nov. 1843 an fümmtl. K. Reg., fowie an das 8. Po⸗ 
ipräfld. und Gewerbeſteueramt in Berlin. 


ER. Reg. wird darauf aufmerfjam gemadıt, daB das Aufſuchen von Beſtel⸗ 
nf unechte oder Eünftliche Edelſteine, fogenannte fünitlihe Brillanten, pierres 
sse und bergl., fie mögen in edele ober unebele Metalle gefaßt und mit ans 
saren verbunden fein oder nicht, unzuläfig ift, und Laß überhaupt ein Ders 
Umherziehen mit den bezeichneten kuͤnſtlichen Greliteinen sc nicht geitattet 
darf.” Die K. Reg. wird daher die etwa bei Derfelben eingehenden Anträge 

g von Gewerbeſcheinen zu einen mit den genannten Gegenftänden im 

zu beireibenden Verkehr zurückweiſen. 

L 2.1.82. 1844 ©. 20. Nr. 25.) 


R. des K. Min. d. F. (Blottwel) v. 18. Oft. 1844 an den Bijontes 
maaren-Babrifanten N. zu N. 


w ber gejehlichen Beſtimmung, nad welder Berfonen, die durch Umherreiſen, 
Auffaufs von Gegenftänden zum Wiederverfauf oder behufs des Suchens 
keenbeitellungen, einen gewerbfteuerpflichtigen Verfehr treiben, nur Proben 
Inter, nicht aber Wuaren mit fich führen duͤrfen 1), kann zu Gunſten der 
von Bijonteriewaaren feine Ausnahme gemacht werden; auch muß es 
benden Borfdrift bewenden, nach welder weder auf Edelſteine und eble 
, als Achate, Karneole u. ſ. w. oder auf Duinfallerie: Wuaren, deren 
ws in ſolchen Steinen beiteht, Beitellungen im Preuß. Etnate geſucht, noch 
yon dergl. Steinen und Maaren von Meijenden überhaupt mitgeführt wer: 
Wenn jedoch ein, mit einen gehörigen Gewerbeicheine verjehener Rei: 
Bijouteriewaaren: Berfertigers oder Haͤndlers ein Aftortiment felher Bi: 
wit ſich führt, auf welde, nach dem Vorbemerkten, überhaupt Beftellungen 
werden dürfen, wenn ferner von biefen, als Wgarenmuiter geltenden Gegen: 
vie einzelnen Stüde oder (wie 3. B. bei Obrringen) die einzelnen Paare 
. ganz gleicher Facon find, und wenn endlich der Reifende fich des Verkanfs 
ihm mitgefüihrten Stüde gänzlich enthält, jid vielmehr darauf befchränft, 
eitreibenden, Gold: und Silberarheitern und ähnlichen Gewerbetreibenden 
rzeigung jener Stüde, Beftellungen zu ſuchen, jo bewegt berfelbe ſich inners 
änzen bes ihm im biefeitigen Gebiete geftatteten Verkehrs und hat eine 
defielben Seitens ber hieſigen Behörden nicht zu beforgen. 
ns Bl. d. i. V. 1844 ©. 314. Nr. 373.) 


fuchen von Beflelungen auf Bier. 


RR. der 8. Min. d. F. (v. AUlvensleben), des I. für Gew.⸗Ang. 
she) u. des I u. d. P. (Köhler) v. 20. Aug. 1837 an ſämmil. K. Reg. 


Min. tragen auf den Antrag der K. Neg. in Ihrem Ber. v. 16. Mai d. 
Bedenken, das Auffiihen von Beſtellungen auf Bier im Umherziehen und 
ilung von Gewerbeſcheinen dazu zu geftatten, da das Regul. v. 28. April 
I Umberziehen zum Auffuchen von bergl, Beitellungen, unter erh: 
ben, nicht verbietet, jondern nadı der daſelbſt $. 14, 1. am Schlu 





exrgl. in biefer Beziehung bie R. D. v. 8. Der. 1843 ad 2. (f, oben ©. Vi6)). 


5) UL. DEE X. in. des J. u. D. 25. (d. VIOyom) u. D. t 
leben) v. 14. Juli 1838 an die K. Reg. zu Merfeburg. 


Auf den Ber. der K. Reg. v. 27. Sept. v. J., kann von der & 
1837 (A. S. 785.) 3), nad welcher fleuerfreie Gewerbeſcheine zum 
Beſtellungen auf Bier nur denjenigen PBerfonen ertheilt werden kör 
die Beftimmungen der K. O. v. 12. Febr. 1831 (G. S. ©. 5.) 9 zui 
gegangen werben. &8 können daher folhe Inländer, welche in be 
flaffe F. vorfchriftsmaßig als Brauer beiteuert find, dergl. Freigewerbefcye 

Mas die Meinung der K. Neg. betrifft, daß Perfonen, die ih 
einsſtaate Bierbrauerei betreiben , fteuerfreie Gewerbefcheine zum Su 
lungen auf Bier im viefjeitigen Gebiete erlangen fönnten, fo läßt ſich 
daß die Abſicht bei der angeführten Stelle des Vertrages v. 26. Ja 
auch nur des Suchens von Beitellungen unter Mitführung von M 
worden, dahin gegangen ift, daß den gedachten Perfonen dergl. G 
willigt werben jollen. Der Gegenftand wird jedoch bei ber bevorflche 
funft der Bevollmädtigten der Vereinsftaaten zur Sprache gebracht 
die K. Reg. mit weiterem Beſcheide verfehen werben. 

(a. XXI. 425. — 2, 133,) 


y) R. der K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. d. I. (( 
v. 26. Febr. 1843 an die K. Reg. zu Merfeburg. 
Steuerfreie Gewerbefcheine zum Auffuhen von Beftellungen auf 


brauern .aus den Zollvereinsftaaten eben fo wenig, als inlänbifd 
ertheilen. (Min. Bl. d. i. V. 1343 ©. 43. Nr. 72.) 


e) Auffuchen von Beftelungen auf Branntwein und H 
von Branntmweinproben. 


C. R. der K. Min. des I. u. der P. (v. Schudmann) 
15. Juli 1827 an fämmtl. K. Reg. und zur Nachricht an d 
Prafivium in Berlin. 

Aus der gefeglich beftehenden Borfhhrift, wonach der Branni 
vorherige Beftellung verfendet, und nur nad den Jahrmärften, nid 
MWohenmärften verfahren, und daſelbſt verkauft werden darf, ift fr 
Befimmung hergeleitet worben, daß auch das Herumfchiden von B 
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a von Gewerbeſcheinen zum Aufſuchen von Waaren⸗Be⸗ 
Gewerbeſcheine zum Aufſuchen von Beſtellungen auf Branntwein im 
heilt werden koͤnnen, jedoch unter der Bedingung, daß die Reiſenden 
zwei Quart bei fich führen, und davon nichts verkaufen bürfen, 

3. hat diefe Feftfegung duch Ihr Amtsblatt befannt zu machen, und 
oͤrden darnach anzuweiſen. 

67. — 3. 109.) 


ı von Beftelungen auf felbfigewonnenen Wein Sei⸗ 
r Weinbauer. 


', Din. des I. für Bew.-Ang. (v. Brenn), des 3. u. d. P. 
1. d. F. (v. Alvensieben) v. 12. April 1837 an die K. Reg. 


und, aus dem bie durch das R. v. 31. Dee. v. 3. 1) den Weinbauern 
ie Gewerbeſcheine zum Aufſuchen von Beftellungen auf ſelbſtgewon⸗ 
willigte Steuerfreigeit ausnahmsweife nachgelaſſen if, fih nur auf 
bezieht, die geftattete Nusnahme auch nur vorläufig und verfuchsweife 
den, und es Feinesweges unzweifelhaft if: 

iefelbe ein vermehrter Abfag werde herbeigeführt werben? 

aber nicht räthlich erfcheint, den Weinbauer durch das Umherziehen 
tlihen Beihäftigung zu entiremden; fo fehlt ed an einer hinreichen⸗ 
ig zu der von der K. Reg. in Ihrem Ber. v. 3. Febr. d. 3. beans 
mng jener Bergünftigung auf die Weinbauer an der Saar. 

530 2. 225.) 


ı von Beftellungen auf fertige Kleidungsſtücke. 


. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (u. Alvensle⸗ 
1. Dee. 1839 an die 8. Reg. zu Trier. 


ezieht, um Kunden, für welche er Kleidungsftüde nad dem von ihm 
Naaße verfertigen fonne, zu fuchen, übt das Schneiderhandwerk aus. 
n Freigewerbeſchein nicht ertheilt werben. Die von der X. Neg. in 
me K. O. v. 12. Febr. 1831 (A. S. 273.) 2) findet auf den bes 
werfsbetrieb feine Anwendung, indem diefelbe nur von einem folden 
Gewerbebetriebe ſpricht, der als ein zu einem faufmannifhen Ge: 
e Maarenfabrifation gehörendes Nebengefchäft anzufchen tft. 

l. 912. — 4. 141.) 


t. Min. des I. u. d. P. (v. Room) u. d. F. (9. Bobel- 
v. 29. Mai 1842 an die K. Reg. zu Aachen. 


ird mit Bezug auf die Aeußerung in dem Ber. ver K. Reg. v. 24. 
aß Kleidermacher der größern Städte Reiſende mit Muſterkarten ums 
in anfehnliben Häufern Beſtellungen auf einzelne Kleivungsftüde zu 
ı jept bemerkt: daß Schneider nicht zu denjenigen Gewerbetreibenden 
1 zum Suchen von Beitellungen Gewerbeſcheine ertheilt werben dürfen. 
d. i. V. 1842 ©. 331. Nr. 309.) 


>» Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. d. I. (Br. v. Arnim) v. 
I 1844 an die 8. Reg. zu Trier. 


eg. wird auf den Ber. v. 18. v. M. eröffnet, daß dem Schneider N. 
verbeſchein zum Aufiuden von Beftellungen auf fertige Kleider nicht 
fann, weil einerfeits Schneider — und dies ift der Reflamant nad 
irflärung, da in dem Manfnehmen für zu fertigende Kleider der Bes 
jderbantwerfs liegt — ſchon an und für fi nicht zu denjenigen 
en gehören, welden zum Sudyen non Beitellungen Gewerbefcheine ers 
irfen, andererjeits weil baburd offenbar eine Verlegung der X. D. 
5. flattfinden würde, (Min. Bl. d. i. V. 1844 ©. 156, Nr. 170.) 


n von Käufern von Kuren. 





v. 31. Dee. 1836 iR in ben Sammlungen nicht abgebrudt. 
ben ©. 266, 


si. VO viryus, V 49. up 10604 ⁊AIIIVSIIVVIIG ſiiuxtii. 
Die K. Reg. wird veranlaßt, dem Vorſtehenden gemäß künfti— 
(A. XXI. 1009. — 4. 153.) 


g) Auffuchen von Berlellungen auf Gegenſtände dee 
Buchhandels. 


a) MR. der 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. | 
ben) v. 5. April 1841 an die K. Reg. zu Frankfurt. 
Durch das Hiefige K. Polizei: Brafidium ift zur biesfeitigen 4 

daß der bei dem Landrathsamte in N. angeftellte Kreisſekretair w- 
fenheit des Landrathe, dem Handlungsreifenten N. aus Chemnig 
1840 den anl. fleuerfreien Gewerbefchein zum Aufjucden von Baar 
die Kunft- und Buchhändler N. N. in Leipzig, alfo audh zum Sud 
gen auf Drudfcriften aller Art, ertheilt hat. (Ss giebt uns dies A 
bemerflih zu machen, daß die Beſtimmung des C. v. 10. März 183 
wonach bet Geſuchen um Ertheilung von Gewerbefcheinen zur € 
Unterzeihnungen auf Drudicririten im Umherziehen, die Präjudizial 
währung in polizeiliher Hinficht zuläffig fei, jedesmal, wenn nid 
lihe Umftände eine Abweichung von dieſer Megel begründen möchte 
fcheiden it, in gleicher Art auf Unterthanen eines zollvereinten St 
dieſſeitigen Unterthanen, Anwendung findet. Ferner fann die Gef 
nahmen nur von ten 8. Reg., nicht von ben Landräthen und Ma 
Beren Städte ausgehen, melde fonft nad) dem C. v.2 Sept. 1834 ı 
die Ausführung des Art. 18. der Sollvereinsverträge betr. zur Au 
freier Gewerbefcheine zum Aufſuchen von Waarenbeflellungen unb zu 
weife zu beförbernder Gegenftände für tie Unterthanen eines zoflve 
mäcdhtigt fint. 

- (Min. 3. d. i. B. 1841 S. 122. Sr. 181, Ceutralbl. d. 

&. 104. Nr. 48.) 


EB) R. der K. Min. d. 5. (v. Bodelſchwingh) u. des 9. | 
v. 15. März 1844 an den Kunſt⸗ und Buchhändler . 
. -wendbarfeit der KR. O. v. 8. Dec. 1843 auf Kunſt⸗ u: 
Auf die Anfraae v. 14. v. M. wird Ihnen eröffnet. paf bie 
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‚DE 8. Min. des I. u. d. P. (v. Brenn) v. 7. Der. 1833 an das 
Bol.sPräf. in Berlin. Zuläljlgkeit des Subffribenten » Sammeln 
Htend des Berfajfers von Drudfchriften. 


je Beſchwerde bes hieſ. Schriftitellere N. über das polizeil. Verbot ter Wins 
bag von linterzeichnungen auf eine von ihm herauszugebende Geſchichte des 
Giants, ſcheint nicht unbegründet zu jein. Das Hauſir-Regul. v. 28. April 
— nicht einmal eine Andeutung, aus welcher geſolgert werden lann, daß 
Mimmungen deſſelben auf diejenigen Anwendung finden, welche ihre Geiſtes⸗ 
Re im Mege der Eubffeiption herausgeben wollen. Gben fo unzweifelhaft if 
fr au, daß der Begriff von Kolporteurs ($. 131. des Gew.-Pol.⸗GEd. v. 7. 
191) auf Schriftſteller nicht auszudehnen ift. 
Son tiefen: Geſichtspunkte aus läßt fich die Verf. des K. Bol.:PBräf., welche 
bei Strafe unterfagt, -Unterfgriften zu jammeln, nicht rechtfertigen. 
zen mögen allerdings hin und wieder Fälle vorfonmen, wo bergl, Samm: 
‚mtweber ten Gharafter einer Bettelei annehmen, oder, wo bie Herausgabe 
krfes benugt wird, um die etwaigen Vorausbezahler zu prellen. 
tem einen, wie dem anderen Falle it die Polizei eben fo berechtigt, als 
‚ angemeiten einzufchreiten. Zollte ein ſolcher bei dem 2c. N. nicht ein- 
ſo bat das K. ner ⸗Praͤſ. das in Rede ſtehende Verbot unverzüglich wieber 
| (a. XVU. 993. — 4. 78.) 


des K. Sen.- Dir. der Steuern (Kuhlmeyer) v. 8. Ian. 1834 an 

8. Meg. zu Potsdam. Erfordernig der Löjung eines Gewerbeſcheins 
a Sammeln von Subffribenten auf Drudijchriften im Umherziehen. 
Sammeln von Subfkribenten auf Drudicriften, in fofern es außer bem 
‚Im Yerfönlihen Umherziehen betrieben wird, darf ohne Loſung eines Ge: 
heins nicht fattfinden, wovon eine Ausnahme aus tem Grunde, weil der Um- 
mbe ſelbſt Verfaſſer der vrudiheift ist, nicht gemacht werten fann. 
 biefige Deftillateur N. N. iſt deshalb auf feine, ter K. Neg. zur Aeuße⸗ 
Rigetheilte Gingabe v. 22. Sept. pr. durch die hieſ. Dep. für die Gewerbe: 
hieden worten: daß er zum Sammeln ven Zubjfribenten auf feine Drud: 
in fofern er foldyes im periönlichen Umherziehen betreiben wolle, einen Ge: 
n löfen müfle (a. XV. 231. — 1. 133.) 


des K. Gen.⸗Dir. der Steuern (Kuhlmeyer) v. 26. Mai 1834 an 
K. Meg. zu Votsdam. Gemwerbefteuerpflichtigfeit des Sammelns von 
bſkribenten auf Kupfer- und Steindruds Arbeiten, fowie auf Land⸗ 
sten, im perjönlidhen Umherziehen. 
er 8. Reg. wird auf den Ber. v. 29. April c. befannt gemadt, baß eben 
auf Drudidriften, au auf Kupfer: und Steindruct:Arbeiten, fowie auf Lund: 
kas Sammeln von Subjfribenten, in jofern es außer tem Wohnorte im per: 
hen Umherziehen betrieben wird, bie Löfung eines I agelheine er⸗ 
& macht, und ohne denſelben nicht zu geſtatten iſt. (A. XVIII. 338. — 2. 35.) 


k. O. v. 9. Mär; 1835. Das Sammeln von Subjfribenten auf Schrif⸗ 

m oder Kunſtwerke im Umherziehen iſt nur auf Grund eines Gewer⸗ 

sicheind zulaͤſſig. 

uf Ihre Anfrage v. 26. v. M. eröffne Sch Ihnen, daß die Sammlung von 
ionen auf Schriften oder Kunftwerfe, wenn fie mitteljt Umherreiſens zu die: 

sed geichieht, und folches gehörig Eonftatirt wird, nad der Beilimmung des 

es Megut. v. 28. April 1824, als ein gewerbefteiierpflichtiges Geſchaͤft anzu: 

und nur auf den Grund eines befondern Gewerbeſcheins zu betreiben if. 

I. XIX. 176. — 1. 111.) 


& R. der 8. Min. des I. u. d. DB. (v. Rochow) und der %. (v. Als 
wnsleben) v. 10. März 1838 an fämmtl. 8. Reg. u. an das K. Pol.⸗ 
Bräf. u. Gew.-Steueramt in Berlin. Bedingungen der Ertheilung 
older Gewerbeſcheine. 

Das Ginfanmeln von Gubſcrivtionen auf Druckſchriften im Umberziehen IR 


vs nyso»>e;; v8 vv. ys .„.„..... m... vo» .-. v... ge 


Betrieb im Umherziehen geftatten wellen,. fo wird die K. "Meg. hierd 
bei Geſuchen um Ertheilung von Gewerbeſcheinen zur Sinfem 
terzeihnungen auf Drudicriften im Umherziehen, die Praͤjudiz 

ob die Gewährung in polizeilicher einfict zuläffig fei? 
jevesmal, wenn nicht befondere, erhebliche Umftänbe 
hung von diefer Regel begründen mödten, negati 
um auf ſoiche Weife den anerkannten Nachtheilen eines derartigen & 
möglichft vorzubeugen. 

Wo berjelbe in einzelnen fällen, als Ausnahme von der Rege 
darf dies immer nur gegen Srtheilung des Gewerbeſcheins gefche 
Umherziehen außerhalb des Bolizeibezirfs des Wohnorts defien, der die 
fucht, Statt findet. Grfolgt das Umbhergehen zum Zwecke des Sub 
meine blos innerhalb des gedachten Polizeibezirks, jo it dazu zwar 
GSewerbefchein, wohl aber bie befondere Erlaubniß der Ortspolizeibeh 

In Betreff der Frage, ob und welche Gewerbeſteuer von dem ir 
Gewerbebetriebe zu entrichten ſei, wird in ven dieſerhalb beſtehende 
bie die gegenwärtige Verf. nichts geändert. 

Der Haufichandel mit ‚eudjeriften bleibt übrigens, da Di 
zu den, im $. 14. des Regul. v. 28. April 1824 bezeichneten Gegen 
nach wie vor verboten. 

Zu einen foldhen Handel dürfen mithin unter feinen Umſt 
ſcheine ertheilt werben. 

(9. XXU. 156. — 1. 142, Sentralbl. d. %. Min. 1841 © 


a) R. der K. Min. für 9. ©. u. dff. A. (v. Pommer⸗( 
(v. Pommer⸗Eſche) v. 14. Aug. 1850 an die K. Reg. 


Der K. Reg. eröffnen wir auf den Ber. v. 16. v. M., du 
welche derfelben über die fernere Anwendbarkeit des Erlafies v. 10. 
das Ginfammeln von Subſkriptionen auf Druckſchriſten im Umperzi 
flanden find, durd die Erwägung ihre Grledigung finden, daß di 
des Haufirregul. v. 28. April 1824 überall noch in voller Kraft bef 
die V. über die Preſſe, je wie durch den Inhalt der Verfaſſungsurkr 
1848 und 31. Jan. d. 3. in feiner Weije berührt werden. Die Zı 
werbebetriebs im Umberzichen unterliegt. weſentlich ‚anderen Beſtimm 
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Umberziehen zugelaflen werden müßten, fondern es wirb flets noch von 
h bad allgemeine oder örtlihe Bebürfniß und durch bie fonfligen Berhält: 
teten pflichtmäßigen Ermeflen der Meg. abhangen, ob es an ber Zeit fei, 
shenden Perfonen, und welhen von ihnen, den umbherziehenden Gewerbebe⸗ 
Being auf ben angezeigten (Hegenitand deflelben zu geflatten. Für das 
in von Eubffriptionen anf Drudichriften it in bem Grlafle v. 10. März 
Geſichtopuntt aufgeftellt werden, baß ein Gewerbebetrieb im Umherziehen 
Zwede, wenn nicht beiondere erhebliche Umftände eine Abweihung von 
el begründen möchten, überhaupt nicht als ein Veduͤrfniß, fondern vielmehr 
nd, mit den Anforderungen eines reellen Betriebes nicht im Binflange 
erachten, und baher nicht zu geftatten fei. Es liegt Fein Grund vor, 
htspunkt aufzugeben. Tie K. Reg. wird daher angewiefen, benfelben 
iemerhin feftzuhalten. 

inzelne Meg., wie der dortige Mag. bemerkt hat, das R. v. 10, März 
mebr als güttig anfehen, i bier nicht befannt geworden, unb würden 
nR gleichfalls zu deſſen ferneren Beachtung veranlaßt werben. 

Bl. d. i. V. 1850 €, 283. Nr. 384.) 


Betreff des Auffuchens von Beftellungen Seitens aus län⸗ 
er GBewerbetreibenden, und ausländifher Müller insbef., 
- Erläut. zum $. 6. des Regul. sub A. 2. (©. unten.) 


uffäufer, nit aber Sammler und Verkäufer von Blut⸗ 
ärfen eines Gewerbeſcheines. 


r K. Din. des I. (v. Schuckmann) u. d. F. (v. Motz) v. 18. Der. 
Ye K. Reg. zu Potédam. 


. Meg. wird auf Ihren Ber. v. 5. d. M. in Betreff der Anfrage: 
gfangen und Sammeln der Blutegel ein Hauflr: Gewerbe fei? eröffs 
a6 Auffammeln der Biutegel und deren Verkauf für ein ſteuerpflich⸗ 
be nicht zu erachten if. Die Aufkäufer aber, welche im Lande ums 
mm Behufs des Berfaufs Blutegel von den Sammlern aufzufaufen, 
b allen denjenigen, welche Waaren, Behufs des Handele im Umher⸗ 
ufen, einen Gewerbeſchein Löfen. 

. 1015. — 4. 80.) 


um Gewerbebetriebe im Umberziehen gebört nicht das Bes 
er Meffen und Jahrmärkte, um daſelbſt Waaren zum Wie» 
ıf einzubandeln. 


ER. Min. des I. (v. Schumann) u. d. F. (v. Mop) v. 11. Oki. 
je K. Meg. zu N. N. Auch zum Verkauf und Ankauf auf Wos 
ı bedarf e8 feines Gewerbeſcheins. 


e Anficht, daß auch Ph dem Ankauf auf Wocenmärften, außerhalb bes 
ber Auffäufer eines Gewerbeſcheins bebürfe, koͤnnen wir nit billigen. 
ar $. 5. des Megul. v. 28. April 1824 feſtgeſetzt: 
Bewerbebetriebe im Umherziehen gehört ferner auch das Geſchaͤft berje: 
Berjonen, welche im Lande umbherreifen, um in Privathäufern und Gafts 
oder auf offener Straße Waaren irgend einer Art zum Wieberverfauf 
n, oder um MWaarenbeftellungen zu ſuchen. Es gehört aber nicht dahin 
jereifen der Meſſen und Jahrmärfte, um daſelbſt Waaren zum Wieber: 
f einzuhanbeln; * 
yaraus, daß Hier der Wochenmärfte nicht erwähnt ift, keineswegs zu fols 
3 zu bem Anfauf auf diefen eines Gewerbeſcheins bedürfe. Vielmehr 
‚ daB in ber erflen Beriode des 6. nur ber Anfauf in Privathäufern, 
er auf offener Straße zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gerechnet 
st werben, daß an andern ale den genannten Orten, der Auffanf ohne 
attet iſt. Daß nun aber der Handel auf den Modenmärften, dem Han⸗ 
an, Gehöften und offener Straße entgegergeftellt wird, zeigt der 6. 1. 
vo auch das Feilbieten an diefen Orten dem Feilbieten auf den Wochen: 
egengeieht wird. Es bedarf daher weder zum Verkauf noch zum Anlauf 
närtten eines Gewerbeſcheins, 
1124. — 4. 19].) ' 
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C. Diejenigen Inländer, welche ein offenes Gewerbe ı 
zu deffen Behuf umberreifen, um die Materialien 
eigenen Babrifation nufzufaufen, bedürfen feines Bewerb 
fondern nur einer polizeil. Legitimation). 

Dazu: 

1) 8.8. v. 27. März 1828, wonach Inländer, welche ein 
werbe treiben, die Materialien zu ihrer eigenen Babrifation dur 
berreifende Bemwerbögebülien auffaufen laſſen können, und diej 
dern Legitimation al& einer polizeilichen Befcheinigung bedürfen. 


Auf Ihren Antrag v. 3. d. M. ſetze Ich mittelft Erweiterung ber 
im $. 5. bes Regul. über den Gewerböbelrieb im Umherziehen v. 2£ 
hierdurch feſt: daß Imländer, welche ein offenes Gewerbe treiben, die 9 
ihrer eigenen Fabrikation auch durch ihre umberreifende Gemerbegehü 
gehörigen auffaufen lafien dürfen, chne daß diefe Auffäufer einer and 
tion bedürfen, als einer polizeilichen Bejcheinigung, durch welche ihr. 
den Gewerbetreibenden, für den fie auffaufen, beglaubigt wird. Ich ül 
wegen der Befanntmahung biefes Befehls das weiter Erforderliche zu 

(8. S. 1828 S. 49.) 


2) Gew.-Orbn. v. 17. San. 1845 6. 59. 


Wer zum felbitftändigen Betriebe eines ftehenden Gewerbes befuy 
befugt, die zu dem Betriebe jeines Gewerbes erforderlihen Materiali: 
zeuge zu verfertigen und unter Beachtung ber dieferhalb beftehenden Bor 
al anzufanfen und ankaufen zu laflen. 

(G. ©. 1845 ©. 52.) 


In Bezug auf die vorftehenden Beftimmungen (sub 1. u 
GM. des K. Fin. Min. (Blottwel) v. 21. März 1845 an fäm 
ergangen. 

Nach dem 6.5. des Haufir-Regul. v. 28. April 1824 und der K. £ 
1828 bebürfen Inländer, welche ein offenes Gewerbe betreiben, wenn j 
lien zu ihrer Kabrifation jelbit oder durd Gewerbsgehülfen ot 
im Uniherziehen auffaufen wollen, zu dieſem Aufkaufe weber für ſich. 
Gehuͤlfen oder Angehörige eines Gewerbſcheins, fondern nur einer peli 
timation. Die K. Meg. wird darauf aufmerffam gemadt, daß, in ( 
6. 59. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. d. J., die vorgebachten, hinſichtlich 
von Fabrikmaterialien ertheilten Vorjchriften auch auf den Auffan 
zeugen zum Gewerbebetriebe Anwendung finden. 

(Min. BI. d. i. V. 1845 ©. 80. Nr. 101.) 


3) Was indbef. den Sarnauffauf der Weber betrifft, 
hierüber das R. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 30. 
an die K. Reg. zu Potsdam. 


Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 15. d. M. erwiedert, daß bi 
im 6. 21 b. des Gewerbeitener:Gief. v. 30. Diai 1820 und im 6.5. tes 
v. 28. April 1824, nach welcher Inländer, die ein offenes Gewe 
und zu defien Behufe umberreifen, sım Die Materialien zu ihrer eigen 
aufzukaufen, Feines Gewerbefcheins, ſondern nur einer polizeilichen &« 
bebüurjen, auch allen Berfonen, welche das Gewerbe eines Webers offer 
den Augen der Ortsbehörde, nud ohne heimliche Verlegung polizeilicher 
fteuerfiher Vorſchriften — ausüben, und außerhalb ihres Wohnortes 
fie demnaͤchſt jelbit verarbeiten, uniherziehend auffanfen, zu Etatten fe 
mögen nadı dem 6.13. des vergedadhten Gef. und nad) der K. O. v. 3. 


1) Das Gew. : Steuer: Ed. v. 30. Mai 1820 enthält im $. 21. 
felbe Beitimmung. (8. S. 1820 S. 150.) 

2) Die K. D. v. 3. Mai 1829 (G. €. 1829 ©. 46.) beftimmt, 
und Wirfer mit nicht mehr als zwei Stühlen, ſofer 
eigengefertigten und Feine zugekauften Waaren abfeßen, von de 
feuer frei bleiben \ollen, mennaleih Fe die Waare in gefärht: 
tirtem Zuſtande, jedoch ohne einen afenen Tahın zu Kalten, me 


⸗ 
* 
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jeReuer unterliegen und einen offenen Laden für ihre Fabrikate halten 
indem ber offene Gewerbebetrieb, nicht aber das Halten eines offenen 
ws, die Bebingung jener Begünftigung if. 
3.2. i. ®. 1844 ©. 172. Nr. 193.) 


PM Die Begünftigung ber erwähnten Befreiung von ber Löfung 


emerbefchein® bezieht fih nur auf den Auffauf zum eigenen - 


E nicht auf den Auffauf für Dritte. 


der 8. Min. des I. (v. Schucdhnann) u. d. F. (v. Motz) v. 19. Aug. 
E an die 8. Reg. zu Arnsberg. 


A Meg. wird auf den Ber. v.5. v. M. eröffnet, daß es nad) $. 21. des 
energeſetzes v. 30. Mai 1820, wie nach 88.3. 1.5. des Regul. v. 28, April 
em Bedenken unterworfen ift, daß jeder Aufküufer, ber Materialien, nicht 
m Berarbeitung, fondern für die Verarbeitung eines Dritten umherziehend 
dazu eines Gewerbeſcheins bedarf, und es kann gegen fo beutlid und wie: 
den Geſetzen auegeiprochene Grundſätze, aus der angeblichen Härte biefer 
3 ein gegründetes Bedenken nicht hergeleitet werden. 
137. — 3. 138.) 


ver K. Min. des 93. für H. u. ©. (v. Schumann), des I. u. d. 
(v. Brenn) u. d. F. (Maafen) v. 28. Febr. 1834 an daß Tuch⸗ 

gewerk in Driefen. Anwendung dieſes Orundſatzes auf den Auf⸗ 
von Wolle. 


Brobuzenten der Schafwolle kann nicht vorgefchrieben werben, wann und 
ihre Wolle abſetzen follen. Die auf der Wollausfuhr ruhenden Ausgangs⸗ 
, ‚beren hober Betrag fhon viele Miderfprüche erfahren hat, find ale hin⸗ 

zufehen, die inländifhen Käufer ber Wolle vor der fremden Konkurrenz 
Auf weldye Weife aber der Einzelne jeinen Vortheil beim Ankauf ber 
beften wahrzunehmen und fi dabei vor Bevortheilung durch Zwiſchen⸗ 
fiyern hat, muß feiner eigenen Umficht überlafien bleiben, und die Staats⸗ 
san bierbei weder rathend noch helfend an die Hand gehen, daher wir außer 
mb, ven in biefer Beziehung von Ihnen in der Vorftellung v. 20. Jan. d. I. 
Bünfden zu willfahren. Daß übrigens zum Nuffauf der Wolle im 
en, jofern dieſer nicht von den Fabrikanten felbft zum Behuf ihrer eigenen 
geichieht, die Löfung eines Gewerbeſcheins erforderlich ift, beſtimmt ſchon 
des Megul. v. 28. April 1824, und fofern Ihnen Kontraventionen hier: 
at werben follten, daben Sie ſolche zur Anzeige zu bringen, 
XVIH. 2341. — 1. 136.) 


3 Iotanwenbburteit bes erwähnten Grundfages auf Ausländer. 
ver 8. Min. des H. (v. Bülom), des I. u. d. P. (v. Schudmann) 
u. F. (v. Klewig) v. 21. März 1825 an die K. Meg. zu Erfurt. 


. amterzeich. Min. können ven Antrag ber K. Reg. v. 30. Ottbr. v. J. 
benachbarten Ausländern zu geftatten, die zum eigenen Gewerböbetrieb bes 
sten Materialien im dortigen Meg. Bezirke gewerbſcheinfrei aufzukaufen, die⸗ 
m alfo hierunter den Inlaͤndern gleich zu ſtellen, 
brũcklichen Vorſchrift bes Haufir⸗ Regul. v. 28. April v. J. entgegen, nicht 
und fich durch die in dem vorliegenden Berichte enthaltene allgemeine 
3 ber eigenthümlichen Verhälmiſſe des dortigen eg.» Bezirks nicht, veran⸗ 
| bei Des Könige Daj. eine Abänderung des ©. in Antrag zu bringen. 
rIX. 235. — 1. 162) 


v&tempelfreiheit der in den 66. 5. u. 6. des Regul. v. 28. April 
wähnten polizeil. Zegitimationsfcheine. 


„Der KR. Min. d. 5. (Maafen) u. des I. u. d. P. (v. Brenn) v. 
wg. 1832 an die K. Reg in Minden. 


b won der K. Reg. in dem Ber. v. 30. Aug. d. 3. geäußerte Meinung, daß 

Wen nadı den 66. 5. u. 6. bes Regul. v. 28. April 1824 beizubringenden 
onsſcheinen nad) tem $. 3 3. lit. e. des ©. v. 7. März 1822 keines 

u ürfe, I iſt richtig. 
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Zum 8. 6. des Negulatins. 


A. Berfonen, welche ein ſtehendes @ewerbe treiben, beffen 
art nach Landesgebrauch e8 mit fich bringt, unbeftellte Arbeit in 
gend ihres Wohnortes zu fuchen, als Blafer !), Schornfleinfener m; 
bedürfen dazu weder für fich, noch für ihre Geſellen und Lehrlinge 
Gewerbeſcheins, fondern bloß einer polizeilichen Legitimation 
die nähere Bezeichnung, was zu der limgegend ihres Wohnortes zu 
it, mit ausdräden muß. 

Andere Perfonen, welche Dienfte oder Arbeiten im Umherz 
bieten, oder in diefer Urt Begenftände zur Schau auöftellen, find 
beſcheinpflichtig. on 


Dazu: 


1) Bdttcher gehören zu ben Sewerbetreibenben, welchen dab 
zu geflatten ift. 

N. der K. Min. des H. (v. Bülow) u. des I. u. d. P. (v. 
mann) v. 5. April 1824 an das K. PolizeisPräftd. zu Berlin. 

Dem K. PolizeisPräfld. wird auf den Ber. v. 12. März d. J., wegen 
Klein s Böttcher N. N. verfagten Erlaubniß: Reparatur s Arbeit in den 
fuchen, eröffnet, daß der Haufirbetriehb des Böttcher-&ewerbes in ber 
dem Bublifo zu bequem ift, als dag er ganz abgefchafft werben konnte. 
nur 96 Groß⸗ und Klein Böttcher vorhanden find, fo ift von ſelbſt Har, 
nicht überall in der Nähe zu haben find, fondern Jemand, der ein 
laflen will, es oft mit Koſten ftraßenmeit transportieren lafien muß. Dies 
das Haufiren der Böttcher weg. Auch ift das Geräufch, welches bie Arbei 
verurſacht, theils felten, da nicht täglich Arbeit in jebem Haufe vorfällt, 
nicht. Dagegen it es allerdings läftig, daß die Böttcher ihre Ankunft 
merfhläge an Thüren und Thoren zu erfennen zu geben pflegen. Dies 
Berluft der Haufirbefugniß unterfagt werden. Uebrigens ift im Allgemei 
bas Umherziehen zu geitatten. (N. VIIL 581. — 2. 145.) 


2) Müller find zu den im erften Satze bed $. 6. des Reg 
neten ®ewerbetreibenden zu zählen. 

N. der 8. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Br. u 
v. 28. März 1843 an die K. Reg. zu Arnsberg. und abjchriftl. 
Meg. zu Magdeburg. 

In der an die K. Reg. unterm 27. Nug. 1827 3) (A. S. 751.) er 
ift das Müllergewerbe als nicht zu denjenigen ftehenden Bewerben ge 
net, deren Betriebsart nad Landesgebrauch es mit ſich bringt, unbeftellte 
Umherziehen aufzufuhen. Unter Aufhebung diefer Verf. ermächtigen wir 
auf Grund des $. 6 des Hauſir-Regul. v. 28. April 1824, inlänbifcen 
fiehendes Gewerbe befteuerten Müllern fteuerjreie polizeiliche Legitimationen 
fen, um felbft oder durch Gehuͤlfen oder Angehörige in der Umgegend bei 
welchem das Miürllergemwerbe betrieben wird, für biefes unbeſtellte Nrbeit 1 

Min. BL. d. i. V. 1843 ©. 92. Mr. 123., Centralbl. d. Fin. 
©. 141. Nr. 54.) 


Ueber den inländlfchen Gewerbebetrieb ausländiſcher Müller 



























1) In Betreff der Glaſer beftimmten bereits bie beiden M. der X. 
des 3. u. d. P. u. d. F. v. 30. März 1824 an die 8. Reg. zu 
u. Sumbinnen (9. VIII. 266. u. 267. — 1. 142. u. 143.) ba 

2) Ueber teren Stempelfreiheit vergl. das R. v. 12. Nov. 18 
6. 5. des Megul., oben S. 287.). . 

3) Das MR. der K. Diin. des I. u. d. F. v. 27. Aug. 1827 (a. X 
3. 101.) ordnete an, daß Müller, welche unbeftellte Arbeit in Im 
aufſuchen wollen, gewerbeicheinpflichtig feien, bemerkte inheß, 
Müller verwehrt werden künne, das ihm Vermahlen ang! 
yon dem Mahlgafte abholen und das Maar Nam uütkringes 
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welcher in ber Megel für gewerbeſcheinpflichtig zu erachten 
niren: 


BR der K. Din. d. J. (Maaßen) u. des I. für Gew-Ang. (v. Brenn) 
ns. Juli 1834 an die K. Reg. zu Minen. 


je ımterz. Min. eröffnen der K. Meg. auf Shren Ber. v. 10. Wat d. J., daß 
ige Müller, fie mögen ten Zcllsereinsitaaten angehören oder nicht, obne 
nes GGewerbeſcheins allerdings nicht unherreijen dürfen, um Mablgut aufs 
hen, tiegelben aber einer Abgabe nicht unterwerfen find, wenn ſie fih darauf 
wien, auf vorgängige Beitellungen das Mahlgut abzuholen und den 
Baten zurückzubringen. Hinſichtlich der Müller aus den Jollvereinsſtaaten 
die Schebung einer folder Abgabe, welder tie ausländiſchen Müller nicht 
berien find, auch nicht blos mit ben Worten, fendern auch mit dem Geilte der 
indnerträge in Widerſpruch jtehen. x 
ie K. Meg. bringt hierbei 54 Weiſe die Muͤhlenſteuer, tie fir den 










b ter Mühle entridytet wird, niit MAnſchlag, da es ſich dedy nur um den 
vort handelt. Meflte man felbit Transpertanten als Fuhrlente ans 
entrichten ja auch kicje, wenn es Auswärtige find, feine Gewerbeſteuer bei 
für das Herkringen, neh für das Zurücknehmen von Waaren, jendern 
ten Fuhrmannobetrieb, mie welchen jie ſich im Kante feleit von einem Orte 
etwa befaſſen mochten. 

BL. d. i. V. 1840 S. 381.) 


der K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvensleben) 
31. Marz 1840 an die K. Reg. zu Minden. 


Ber. v. 9. Marz d. J. kann zu einer Abänterung des N. v. 9. Juli 1834 1), 
Behr ausländiicher Müller im biejjeitigen Gebiete betr., nicht veranlaffen, daher 
en Bertinmungen defielben fein Bewenden behalten muß. 

ER. Meg. wird jedoch auf Folgendes aufmerkſam gemacht. 

ih ten anderwärts gemadıten Erfahrungen pflegen die Müller oder deren 
& faſt niemals auf tus Abholen von Wahlgur in Folge ausdrücklicher Bes 
und auf Das Zurückbringen ber daraus gefertigten Mühlenfabrikate au bes 
L, fontern es werden von ihnen gewöhnlid gleichzeitig Beitellungen von 
R und Arbeit geſucht. Ob dies Letztere auch von Zeiten ber Müller aus 
Mbecichen auf dem bieffeitigen (Gebiete geichieht, wird ven betheiligten ins 
Künlenbeilgern und den dieljeitigen Beamten bei einiger Aufmerkſamkeit 
en fönnen. Wenn aber tie Prüller aus dem Waldeckſchen zu ben bes 
BBerfehr keinen Gewerbeſchein gelöjet haben, jo werben fie wegen Zuwider⸗ 
gegen Tas Haufir-Regul. v. 28. Anril 18524 angeklagt und zur Unterf! 
jung gezogen werden fonnen. 

fe dagegen auf Grtheilung eines Gewerbeſcheins antragen, fo hat ſich 
über die einzelnen Anträge gutachtlidh hierher zu äußern, indem der bes 
Grmerbebetricehb der ausländiſchen Drülfer nicht zu dem Verkehr der Auss 
whört, zu melchen ohne beſondere dieſſeitige Genehmigung von den K. Reg. 
ine ausgefertigt werben tiürfen. 

Bl. d. i. V. 1840 ©. 381. Nr. 675.) 


"der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. AUlveneleben) 
9. April 1840 an die K. Reg. zu Erfurt. 


5 Regul. v. 28. April 1824 enthält feine Verſchrift, nach welcher ber Ge: 
in jenen aueländichen Müllern erheilt werben müßte. Abgeſehen bavon, 
sah $. 11. deſſelben überhaupt von dem pflichtmaßigen Ermeſſen ber 
abhängt, welchen Berfonen fic den (Hewerbebetrieb im Umherziehen geitatten 

mithin fein Ginzelner ein beftimntes Recht auf Erlangung eines Gewer⸗ 

at, fo gehört auch das Suchen von Mühlenarbeit im Umherziehen nit 
migen Werfehr, zu welchem Ausländer nadı $. 12. tes Regul. chne Weiteres 
Meg. verjtattet werden dürfen. Denn Liefer Verkehr beitcht weder in einem Haus 
„(in einem Verkauf mitgeführter und jegleich zu übergebender Gegenſtaͤnde) nod) 
Faden ron Waarenbeftellungen, (in dem Bemühen, Verkaͤuſe über demnächſt 

ergebente Maaren abzuihließen) noch gehört derſelbe au den in den 6%. 17. 
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bis 19. des Regul. bezeichneten Dienſtleiſtimgen und Wi hen 

daher, fofern der in Rede ſtehende Verkehr als öffentliches Bebu | 

it, nad) 66. 12. u. 17. a. a. D. der Genehmigung ber Minifterier 
(Min.⸗Ol. b. i. 8. 1840 ©. 177. Ne. 284.) . 


d) R. der K. Min des I. (Mathis) u. d. F. (Kühne) v.! 

an die 8, Reg. zu N. 

Das Müllergewerk zu N. hat fi darüber befhwert, daß das 2 
elbſt, auf Beranlaffung der K. Reg., benachbarten anslänbifchen | 
be, von bieffeitigen Untertfanen Getreide abzuholen, um foldyes ı 
tigen Mühlen zu vermahlen und ale Mehl wieder an bie dieſſeiti 
zurüdgubringen. In ber besfallfigen, son ben Befchwerbeführern a 
teihten Bert. des gebachten Landratsamtes v. 21. Febr. d. 3. wird 
Anvdern bemerkt, taB in diefem Verfahren der ausländifhen Müller 
verbeſteuer⸗ Rontravention nidt gefunden merben könne, ° 
„weil die Lebteren jenfeits ihre Gmerbe im fichenden Umfang 
und es wirb ferner hervorgehoben, 
„dad nur das haufirende Auffammeln von Mahlgut feitene: di 
als ein? Verletzung bes $. 5. in fine des Hauflr-Regl. v. 28. 
6. 30.1. c, und nad dem R. v. 15. März 1840 1) vu 
Rrafe zu ahnden ſei.“ 

Die Bezugnahme auf den $.5. in fine des Hauſfir⸗Regul. Ta: 
rechtfertigt gehalten werben, da bie gedachte Gefepesftelle nur den © 
Auftanf von Materialien zu. ihrer eigenen Yabrifation ohne £ 
werbeſcheins geflattet, im vorliegenden Kalle aber vom Verkehr der i 
Rede ift und zwar von einem Verkehr, welcher nidyt im einem Aufl 
Suchen oder Annehmen vor Arbeit befieht. Die Müller aus 
ten Auslande, welche im bieffeitigen Gebiete Behellungen auf Mat 
jiehen fudhen, bebürfen vielmehr nad dem 6. 6 a. a. D. zu” diefe 

nge eines Bewerbefcheins, und nur wenn fie fi darauf befchrä 
Folge ausbrüdliher und beſtimmter Beflellungen von © 
Unterthanen, bei den Letzteren das von biefen ihnen zum Vermahlen 
Kom blos abzuholen und ihnen die fertigen Mühlenfabritate 

bringen, würden fie nicht gewerbefcheinpflichtig fein. Die K. Reg. 
die Defchwerbeführer auf die hierher eingereichte Vorftellung v. 14. 
und das Weitere veranlaflen. 
(Min, BL. d. i. V. 1847 S. 137. Nr. 178.) 


3) Wollfämmer find ohne Gewerbeſchein befugt, 
im Umberziehen aufzufuchen. 


R. des K. Min. d. F. (Flottwell) v. 11. Aug. 1844 a 
zu Erfurt. 

Mit der von der K. Reg. vorgetragenen Anfiht, dab Perfonen, 
tigung ale Wollkämmer im Umherziehen auffuchen, für gemerbfch 
zu erachten find, erfläre ich mid) einverftanden, da das Wolllämmen 
arbeit und nicht als eine gewerblihe Verrihtung anzufehen tft. 

(Min. Bl. d. i. B. 1844 ©. 292. Nr. 342.) 


4) Glaſer desgl. nah ausprüdlicher Beſtimmung bes 

In Berreff der Ausdehnung diefer Beſtimmung ar 
Landeögränze wohnenden Naſſauiſchen Blafer bemerkt d 
Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. (v. Alvensleben 
1841 an die 8. Reg. zu Koblenz: 

Auf den Ber. v. 25. Febr. d. 3. wirb genehmigt, daß den aı 
Lanbesgränze wohnenden Naflauifchen Glaſern geflattet werde, ihr & 
meiligen Umfreife ihres ausländifchen Wohnorts gewerbefcheinftet ; 
die Herzogl. Naflauifhe Reg. hinfichts der biefieitigen Glaſer die j 
ſprochen bat. Die Raſſauiſchen Glafer müflen aber, nah der auf fl 
Borfchrift des $. 6. des Hauſir⸗Regul. v. 28. April 1824 mit eine 


1) Berg. zum 8. 4, des Regul. chen ©. Ui, 
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lizeibehoͤrde auszufertigenben Legitimation verfchen fein, in welder ber 
fe gewerbefleuerfrei unbeitellte Arbeit juchen und ausführen dürfen, 
Bor Grtheilung diefer Legitimation haben die Polizeibehörben fd 
yavon zn verſchaffen, in welchem Drte die Naflauifchen Glaſer wohnen, 
n dieſem Orte das Glafergewerbe entweder felbft betreiben, ober als 
Behrlinge eines Glaſers arbeiten. Hierüber wird es einer Beiceinis 
rbe ihrer Heimath bebinfen. 
rg. bat nach Vorſtehendem das Geeignete mit ber Herzogl. Naſſauiſchen 
eden, und bie bieffeitigen betr. Unterbehörden mit Anweifung zu vers 
BL d. i. 3. 1841 ©. 138. Nr. 205.) 


bmacher gehören gleichfalls zu den im $. 6. des Regul. be⸗ 
verbetreibenden. 


dt. Min. des J. u. d. F. v. 11. Ott. 1825 u. C. R. der K 
lau v. 9. Juni 1832. 
z. LI. Nr. 5. des Megul.) 


rzierer desgl. 
t. Min. des J. für H. u. G.⸗Ang. u. d. F. v. 24. Oft. 1830. 
832. — 4. 90. f. zum F. 16. des Regul.) 


die Zuläffigkeit und beziehungsmeife Gewerbeſchein— 
t des derartigen Gewerbebetriebes der Faͤrber find folgende 
ı ergangen: 


t Min. des I. (Beuth) u. d. F. (Maafen) v. 31. Juli 1829 
. Meg. zu Narienwerder. 


en. wird auf Ihren Ber. v. 20. v. M. 

erde verjchiedener Faͤrber in N. wegen Beſchraͤnkung ihres Gewerbe⸗ 
if Jahrmaͤrkten betr., 

kennen gegeben, daß den Färbern die Annahme von Beſtellungen auf 
n nicht zu unterſagen ſein würde, wenn ein ſolches Verbot auch durch⸗ 
ch waͤre. Wohl aber iſt ihnen das Aufſuchen derſelben durch Umher⸗ 
herſchicken Anderer nicht zu geſtatten. Das Aushängen von Proben 
ifs-Lokal kann jedoch als ein ſolches verbotenes Aufſuchen von Beſtel⸗ 
trachtet werden. (A. XIII. 617. — 3. 110.) 


ſt. Min. des J. u. der P. (Beuth) v. 12. Aug. 1830 an die 
ifter N. zu Belgard, und abſchriftlich an die K. Meg. zu 


wer Gingabe v. 5. d. M. angeführte Beſcheidung der Reg. zu Köslin: 
ſtaͤdtiſche Faͤrber ſich darauf beichränften, die gefärbten und gebruds 
an bie Beſteller in den benachbarten Ortſchaften außerhalb ihres 
zurüdzuliefern, und von denen, welde fi ch mit neuen Beſtellungen an 

, dergl. Beſtellungen anzunehmen, darin ein Anerbieten ihrer Dienſte 
Arbeiten im Umberzichen nicht zu finden, mithin ein folher Gewerbes 

ch ohne Löfung eines Gewerbeſcheines erlaubt jei, 

tigt werden. (A. XIV. 600. — 3. 78.) 


KR. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. d. F. (v. Als 
ı) 0. 8. April 1835 an die K. Reg. zu Köslin und abfchrifts 
ie K. Reg. zu Marienwerber. 

teg. wirb auf Ihren Ber. v. 28. Febr. d. J. 

Ihr zugefertigte Borftellung der Wärber zu Stolp v. 8. Dec. a. pr. 

einträdhtigung in ihrem Gewerbe durd das Umherreiſen der Färber 

n Städten zum Aufjuchen von Arbeits » Beftellungen, 

‚et, daß, da die Neg. zu Marienwerder ihre Publif. v. 10. Juni v. J. 
auf das unterfagte Beſtellungsſuchen innerhalb 3 Meilen unterm 
‚ beflarirt bat, vieler, Bunft erledigt iſt, und es nur noch auf die Ent⸗ 

iber wei ragen anfommt: 

eilen hinaus das Beftellungsfudyen der Faͤrber auf Gewerve⸗ 
Gihepen, ober if beren Grtheilung überall unftatthaft? 
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| 29 Don den Verhältniffen ber Gewerbetreibenden zum Ein. 


2) darf dae Abholen und Zurüdbringen beitellter Waaren auf 3° 

fchräanft werben, oder ift jeldyes auf ungemeſſenen Entfernungen akt] 

Zu 1. ſcheint zwar bie bei @elegenheit des N. ergangene Verf. v. I 
1825 für die Unterfagung zu ſprechen. Indeſſen ift dies nicht im Nllgemei 
Adficht geweien, da fi die Verfagung in jenem Kalle auch noch auf bat * 
plikanten fehlende Normal⸗Alter fügte. — laͤßt fi dieſelbe aut | 
des Negul. v. 28. Avril 1824 nidır wohl vereinigen, weshalb biefelbe bi 
hin deflarirt wird, daß ben Färbern auch über 3 Meilen hinaus das Be 
fuhen auf Gewerbeſcheine zu geſtatten iſt. 

Zu 2. iſt es zwar ſehr unwäahrſcheinlich, daß ein Faͤrber feinen Bor 
finden werde, über 3 Meilen hinaus beftellte Waaren mit eigener Zuhre ai 
oder zurüczubringen, ba folhes Tranepermiittel in der Regel das theuerfte frit 
Es ihm zu verbieten: dazu it jedoch Fein nejegliches Fundament vorhanden! 
Meg. zu Mariemmerber ift Daher zur Zurücnahme ihres Verbots angewieſen 
Da indefien die Präſumtion eines Hauſirers bei foldem Verkehr vorken 
werben glaubharte Beweiſe dee GSegentheils durdy Nennung ber Beſteller 
zeigung fchriftlicher Aufträge zu den zu liefernden Arbeiten Seitens ber $ 
verlangt werden fönnen, wie benn überhaupt den letztern eine befondere 9 
feit auf tergl. unıherreifende Färber obliegt. Die K. Reg. bat hiernach 
liche Bekanntmachung turh Ahr Mmteblatt zu erlaffen (Anl. a.) 


Anl. a. 


Da die Färber mitunter ihren Gewerbebetrieb unter dem Borgebm, 
oder grfärbte Zeuge an ihre Stunden zu überbringen, und bie bei bieler | 
ihnen angebotenen neuen Beitellungen anzunehmen, auf eine vorfchrifte 
ausdehnen, jo wird, um foldhen Unregelmäßigfeiten für die Folge beftin 
ten zu feßen, auf den Grund ber darüber ergangenen Din. M, Hierdurd 

1) Es iſt der Färber befugt, unaufgejuchte, auf Beſtellung gefert 
beit an feine auswärtige Kunden abzubringen, und bei der Gelegenheit 
ftellungen anf Zeugfärberei oder Druckerei anzunehmen, nur muß ber F 
Aufiuchen von Beſtellungen hierbei durchaus vermeiden. 

2) Da die Präfumtion einca Hanfirens bei folchem Verkehr, zumal we 
über; die nächiten Umgebungen um den Wohnort bes Färbers hinaus anf 
herrſcht, fo liegt es den Ortsbehoͤrden ob, auf dergl. umherreiſende Faͤrber 
aufmerkſam zu ſein, und find die Ortsbehoörden befugt, von den umberreifg 
bern zu verlangen, daß ſie die Beſteller nennen und deren ſchriftliche Ar 
zeigen, um ſich dadurch gegen Die Präſumtion bes unbefngten Hauf 
fertigen. 

3) Es sell als ein verbotenes Aufſuchen von Beſtellungen insbeſonden 
tradıtet werben, 

a) wenn ein Faͤrber, um ſich Beſtellungen auftragen zu laſſen, einen ob 
dern Ort dergeitalt in gereifien regelmäßigen Zeitabſchnitten 0 
den Ginmohnern die Zeit feiner Ankunft ſchen im Boraus befannt if 

b) wenn er die Zeit feiner Anfunft an einem ober dem andern Orte 
öffentlich oder Durch Privatverjonen unter der Hand befannt 
und 

e) wenn er Mutter zu gebruckten oder gefürbten Zeugen in Brivatbänfe 
Krügen, Schänken und Gafthäufern oder überhaupt öffentlich bei 
Reiſen auslegt over vorzeigt. Jedoch foll auf Jahrmärkten bas 
hängen von Proben an dem Verkaufs-Lokale als ein verbotenes | 
Beitellungen nicht betrachtet werben. 

4) Faͤrber, welde, diejen Vorfchriften entgegen, durch eigenes Umf 
durch Umherſchicken Anderer, ſei dies auf Jahrmärkten oder ſonſt, Bekel 
aufjuhen, jegen fih denjenigen Strafen aus, weicht das Geſetz für Ge 
Rontraventionen feititeflt. 

5) Gine Ausnahme von bieien Vorſchriften findet nur für die Bü 
unweit ter Graͤnze bes hiefigen Reg.Bezirks, wo ſelche mit dem Meg! 
rienwerder zufammentrifft, wohnen, in ſofern Statt, als diefen Faͤrbern ü 
Kimmung mit bem im Marienwerderſchen Meg. : Bezirk üblichen Verfahe 
ift, in ber auf einen Umfreis von 3 Meilen angenommenen Umgegend Ü 
orts unbeitellte Arbeit auſzuſauchen, wenn fie auch nicht einen Gewerb 
iwerbebetrieb im Umherziehen befigen, Hierbei nd oh hie Lanbräre ! 

bie in einer geringern (intjernung ale 3 Meilen von wre Arıar wirt 
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yerlichen Legitimationsſcheinen zu verſehen, mit welden fie fich an 
des jenſeitigen Kreiſes zu wenden haben, damit durch ihn der in 
eis fallende Theil des Yreimeiligen Bezirks darin bezeichnet werde. 
seldhe, abgefehen von biefen Beſtimmungen, Beſtellungen auf Zeugs 
berei aufzuſuchen beabfihtigen. erhalten tie Befugniß dazu nur 
eines Gewerbeſcheins, welder von uns auf den Antrag der Kreiss 
ber Mag. nah Befund der Umftände ertheilt werden wird. 

en fich jowohl die Faͤrber, als auch die bete. Behörden, pünktlich 


18. Mai 1835. 
Königl. Regierung. 
7. — 2. 130.) 


n, welche ein ftehendes Gewerke treiben, find nicht gemerbes 
senn fie zwar im Umherziehen Befchäftigung fucdhen, jedoch 
aufgeträgene Arbeit, nach der Natun ded Gewerbes, an ih⸗ 
verrichten. 

von dem Plenum de8 Geh. Ob.⸗Trib. unterm 18. 


\ 


5. ©. 143, ff.) 


egierung fol für ihren Bezirk beftimmen und durch das 
nt machen, welche Handwerker nady der gewöhnlichen Bes 
elnen Gegenden des Landes zu denjenigen zu rechnen find, 
e Arbeit in der Umgegend ihres Wohnortes, ohne Ge⸗ 
ſuchen dürfen. 

Folge dieſer Vorſchrift erlaſſenen Beſtimmungen der Re⸗ 
dren folgende Publikanda: !) 


TR. Reg. zu Breslau v. 14. Nov. 1824. 


Zu §. 6. 

3, unbeſtellte Arbeit in der Umgegend ihres Wohnorts ohne Löjumg 
ns und blos auf polizeiliche Legitimation zu fuchen, wird außer 
jeführten, noh nachbenannten, ein jtehendes Gewerbe treibenden 
ale: 

attlern, Scheerenſchleifern, Siebmachern, Riemern; 

Nißbrauche dieſer Begünftigung vorzubeugen, wird ſolche dahin be⸗ 
Perſonen, wenn ſie ohne unmittelbare Beſtellung Arbeit auf dem 
yes nur innerhalb einer und einer halben Meile.von ihren Mohn: 
Führung von fertigen Gegenftänden ihres Gewerbes zum Handel, 


eitung dieſer Grängen wird als eine Gewerbefteier: Defrandation 
ven Strafe und Stener-Nadyzahlung geahndet, es fei tenn, daß die 
irch eine ſchriftliche Beſtellung irgend eines weiter als anderthalb 
Mohnorte fid) anfhaltenden Kunden für den bejondern Fall legi⸗ 
ht voirflich im unıherziehenden Gewerbebetriebe begriffen zu fein, 
Band gerufene Gewerbetreibende biefer Art ſich mit einer ſolchen 
ung zu⸗verſehen hat. Ueberdem müflen fie fi) bei Nachſuchung 
gitimation über ihren ſtehenden Gewerbsbetrieb ausweiſen. 
r Schornſteinfeger verbleibt es bei der in unſerm Reg.⸗Bezirk zur 
zerfaſſung. (A. VIII. 1156. — 4. 114.) 


er K. Reg. zu Koblenz v. 23. Dec. 1824. 


s Regul. über den Gewerbsbetrieb im Umherziehen be: 
kegierungen feſtſetzen ſollen, welche von den ein ſtehendes Gewerbe 
n im Falle find, nad) Landesgebrauch unbeitellte Arbeit in der Im: 
indem fie für dieſes Geſchäft feines befendern Haufir-Gewer: 
6108 einer polizeil. Legitimation beduͤrfen. 

ber bierüber Folgendes feit: 

ange gebuchten Gewerbe find im Allgemeinen folgende: 


der ber übrigen Reg. find In ben betr. Anmtsblättern zu vergl. 
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Glaſer, 

Schornſteinfeger, 

Strohdecker, Lehmſchindeldecker, Dachdecker, 
Korbmacher, 
Siebmacher, 

Scheerenſchleifer, 
Keſſelflicker, Zinngießer, Blechner, 
Schweineſchneider. 

2) Die vorſtehend genannten Gewerbe bedürfen, wenn fie außerbem ein 
des Gewerbe in ihrem Mohnfise haben, zum Betriebe defiefben im ber Wi 
feines befondern Gewerbeſcheins für fih, ihre Befellen und Lehrlinge, Tom 
einer polizeil. Yegitimatien. 

Hierdurch wird jeboch in dem Steuerverhälmiſſe folder Berfonen an ihrem 
orte felbft und hinfichtlich ihres ftehenden Gewerbes nichts geändert. 

3) Zum Diſtrikte diefes Betriebe wird (als Umgegend) in der Megel I 
fang einer Bürgermeifterei angenommen. Liegt der Mohnert bes 

der Gränge der Bürgermeifterei, fo kann dieſer Umfreis auch auf eine 
germeitterei ausgedehnt werben. Vorſtehende Beflimmungen ändern jebod 
den feitgeftellten Revieren der Echorniteinfeger. 

4) Die pelizeil. Legitimation beiteht in ber Beicheinigung des Bürge 
auf Stempelpapier. I) 

a) daß der Inhaber an jeinem Wohnorte etablirt, | 
b) ein rechtlicher Mann, und N 
e) autorifirt fei, in dem (zu bezeichnenden) Umkreiſe unbeftellte Arbeit 

hend zu fuchen. ‘ . 

Statt einer befondern Beiheinigung kann auch ein gewöhnlicher Ba 
nere gegeben werben, nur muß das Vorftehende darauf enthalten fein. 

ie Bürgermeifter find autorifirt, diefe Befcheinigungen zu ertheifen 
weigern, vorbehaltlich bes Nefurfes an den Landrath und die Megierung. . 
" 5) Die Behörden werden angewiejen, fi jtreng an den Einn des & 
halten. Diefes aber jegt auedrüdlid feſt, Daß ein foldhes Umherziehen an 
ſtellte Arbeit nur folden Leuten ohne Gewerbeſchein geftattet werde, 
ihrem Wohnfitze ein feites Gewerbe haben, folglich nicht ein eigentliche 
werbe treiben. Wenn daher 3. B. ein Scheerenſchleifer, Keffelflider, 
fortwährend und im ganzen Kreiie oder Reg.-Bezirke umherzieht, fo ih er 
ges im Falle ter Befreiung von Hauflr: Gewerbefceine, 

Eben fo wenig fünnen Leute darunter begriffen werben, bie ihre 
Fabrikate fertig feil bieten, wie z. B. ſolche, Die mit Zinnwaaren, Blech 
ben und Eieben hanficen, oder folde, Die Materialien herumziehend einf 
3. B. Lumpenſammler. (A. IX. 230. — 1. 158.) 


B. 
Ertheilung und Form des Gewerbeſcheins. (Megul. Gi 


Der 5. 7. des Regul. beilimmt, daß, die in den SS. 1—6. 
File der Ausnahme abgerechnet, Niemand ohne den Beſtz eine® 
befcheines irgend ein Gewerbe umberziebend betreiben fol, 
65. 8-10. enthalten die näheren Beitinmungen über Form um 
folcyer Oewerbefcheine, fowie über das Verfahren bei deren Nadfi 
Gribeilung. 















* 


Zum $. S. des Regulativs. | 
A. Der Gewerbeſchein (die Konzeifion za einem 
ches im Umherziehen betrieben wird), muß enthalten: 
a) das vollfländige Signalement des Inhabers; 


b) die Zeit und die Dertlichfeit, worauf fi fein Bew 
fireden fol; 





1) Bergl. über die Stempeljreibeit vieler Teoitinaklang-Scheine z 
12. Nov. 1832 ((. oben ©. Wi). 









Bon dem GrwerbesBetriehe im Umberziehen. (Regul. $. 8.) 


L Gegenftand, worauf fi folcher bezieht, mit Benennung bei 
"fßrenden Waaren ober der Dienftleiftungen und Schaufl 
langen. 

Daun: 

N Nubl. der K. Reg. zu Breslau v. 14. Nov. 1824. (Zum $ 
auf.) 







Nachſuchung ber Gewerbeideine müflen die Waaren und Begenflände, 
gehandelt werben foll, oder die Dienfleiftungen und Schauftellungen befi 
en, und die Sudenden mit Hinweifung auf ben $. 27. des Regul. de 
gemadt werden. (X. VII. 1156. — 4. 114.) 


) Nicheberüdfihtigung früherer ausichlieglicher Gewen 
figungen und der au8 älterer Verfaſſung beflandenen ! 
ungen der Juden hei Ausfertigung von Öewerbefdelt 
MR. der 8. Min. des I. (Gr. v. Arnim) n. d. F. (Blottmell) ı 
B an fümmtlihe X. Reg., fowie an das K. Pol.⸗Vraäſid. und 



















[ 4 a, mem 16. 836 erla 
 beitimmt, das in bie Geierbeicheine zum uniherziehenden Betriebe der 
anf welche fc jene Berechtigungen bezögen und im die, auf ſolche 
zu ſedenden Ausdehnunge-VBermerke ein Zujag aufgenommen werben 
welchen: durch die Gewerbefcheine der Gewerbebetrieb nur in fo fern gı 
2, als nicht dem Iegteren GrElufiv- Berechtigungen entgegen ſtaͤnden. 
iR, mit Rüdfiht auf bie, in Anfehung der Juden hinfichtlih des en 
er Angen im Umherziehen bisher in einzelnen Landestheilen ws 
den Befimmungen durch die C.-Verf. v. 18. Juli 1843 
5 in alle, nad der X. D. v. 12. Febt. 18313) und ber Berf. v. 
Suchen von Waarenbeftellungen und zum Auffauf von Gegen! 
erfauf für Iuben auszuflellenden Gewerbeiheine eine Rlaufel aufge 


welcher bie Gewwerbefheine den Inhaber von denjenigen Beſchraͤnku 
‚freien, welchen ber Gewerbebetrieb ter Juden nach der in einzelnen 
en beftehenden Verfaſſung unterworfen fei. 

ugnahme anf die 86. I—4. und auf den $. 60. der oben ermäh 
) wird bie K. Reg. darauf aufmerfjam gemacht. daß fortan wede 
iv. 16. Juli 1836 beftimmte Iujag in tie betr Gewerbeſcheine 
twermuerfe, noch, bie in dem Girk. v. 18. Juli 1843 angeorbnete Kl 
Suchen von Waarenbeftellungen und zum Waarenauffanf für Juden 
em Gewerbejheine aufzunehmen ift, vielmehr iſt auf den Antrag der 














‚6 hiernad aufgehobene ©. R. der K. Min. des I. m. di 

I 1836 in den A. XX. 692. 142. — Durch defien 9 
4 find auch —S u de Erlaut. er; angene 
FR. derfelben Min, v. Nov. 1836, (' xK 

4 ©. R. des Min, des 3. für Gem.Ang. v. 20. ein, 1 ® >; 
218. — 1. 221. 

©) * der Din. es 3. u. d. F. v. 10, April 1837, (A. XXI 220 

222. 













d) * in — in Beaug genommene, denſelben Gegenſtand betr. 
des Din. bes J. u. d. P.v. 5. Mai 1827, (m. XL. et 


diefe, hiernach aufgehobene 6. 2. ter K. Min. des 9. ul 
Zuli 1843 im Min. Bl. d. i. ©. 1843 ©. 227. 
die K. D. v. 12. Geb 1831 zum $. 5. bes Regul. 

. R. de6 K. Zin.:Min. v. 7. Juni 1831 Aa 9.3.0066 





©. 266) 
in ber Borbemert, zum Megul. (oben S. 226.). 


Wenn hierbei zumeilen nach Gemohnbeiten des-Landei 
Bebürfniffen, Verbindungen von Waaren vorfonmen, die fon 
lich find, fo werden die Min., auf Antrag der Reg., dergl 
ein für allemal genehmigen, und es wird folches von den 
Amtsblätier befannt gemacht werden. 


Dazu: 


1) In Betreff der Zufammenfaffung gewiffer 
von Waaren in den Gewerbejcheinen find ergangen: 


a) M. der K. Min. des H. (v. Bülow), de8 I. u. d.P. ( 
u. d. F. (v. Klewig) dv. 4. Nov. 1824 an die K. Meg, 


88 fcheint, als wenn tie K. Reg. duch das Alfegat des_S. | 
Negul. v. 28. April d. 3. und durch die Beſtimmung im 8. 14., 

„daß, wenn hierbei zuweilen nad) Gewohnheit des Landes c 

bürfniiien Berbintungen von Waaren zu einem Verkehr vorke 

nicht gewöhnlich find, die Min. des H. u. d. F. auf die Anträ; 

Berbindungen ein für allemal genehmigen werben ;” 
zu der Meinung veranlaßt worden, als ſollte für Segenftänte, welt 
unter einer Nummer aufgeführt find, jedeemal nur eine gemeinfchaf 
in dem Gewerbeſcheine gebraucht werben, und ohne befondere Geneh 
fein Gewerbeſchein ausgefertigt werben, der zugleich Gegenflände u 
dem $. 14. unter verfchiedenen Nummern aufgeführt find. Aus bie 
niß rührt wenigftens unbebenklid die Anfrage ber, ob Verbindunge. 
fehs Abfchnitten des F. 1.4. genannten Gegenftänden vorgenomme 
eine Anfrage, die fenft Fam möglich geweſen wäre, da es der K. 
ben konnte, daß gar fein Grund obmalten fönne, tie Verbindung 
von Lumpen (Mr. 2. 6. 14.) mit dem Verkauf von Garn, Zwirn, | 
des Verfaufs grober kurzer Waaren (Mr. 3.) mit dem Berfaufe | 
(Nr. 4.) u. ſ. w. zu beidränfen, 

Daß es ganı unausführbar fei, in den Gewerbeſcheine jeden 
ſtand des Handels zu bezeichnen, davon hätte Die K. Meg. gerade | 
wählte Beiiviel der „aroben furıen Maaren” überrzeugen follen. de 
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n) u..b. 8. (Maafen) v. 27. März 1834 an die K. Reg. zu 
ten. 


ichen Einne werden unter der Benennung: „Getreide,“ nur diejeni⸗ 
Pflanzen verftanten, welche Achren und Rispen tragen, und deren 
abrung für Menfhen und Vieh dient. 
wortung der in dem Ber. der K. Meg. v. 22. Der. pr. aufgeftellten, 
id betr. Frage, kommt es jedoch weniger auf dieſe engere Bedeutung, 
wauf an, welche Gegenflände im Handelsverkehr als zum Getreide: 
‚ beiradhtet werten, und das find diejenigen, welche unter ber Haupts 
). U. der Grhebungsrolfe pro 1832—1834 verzeichnet find, insbeſon⸗ 
: Dem eigentlihen Getreide, auch Hüljenfrühte und Sämereien. 
:g. hat daher bei Ausfertigung der Gewerbeicheine, vorausgefeßt, daß 
Stetterfag von 12 Rthlrn. gezahlt wird, alle vier in der Poſition 9, 
eſſe v.30. Ott. 1831 benannte Hauptartikel, naͤmlich: Getreide, Huͤl⸗ 
ereien und Beeren verzeichnen zu laflen, wenn aud in dem Antrage 
3 tes Gewerbefheins nur einer dieſer Hauptartifel ausdrücklich ges 
XVIII. 232. — 1. 134.) . 


die Frage: in wie fern es zuläfftg ift, Gewerbeſcheine zum 
ugleidy auf Dienflleiftungen und den Handel mit Ge⸗ 
Bzufertigen, disponiren: 

. Min. des 3. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvendle- 
>. April 1835 an die K. Meg. zu Potsdam, und abfchriftlich 
. Meg. zu Branffurt. 

eg. hat den, dem Handelsmann N. N. von der Meg. zu Magdeburg 
v. v. 53. ertheilten diesjährigen Gewerbeſchein zum umherziehenben 
enen Maaren, Landesproduften, optijchen und Krammwaaren unterm 
dt allein auf ihren Bezirk ausgedehnt, fondern auch die Gewerbe: 
:. N. auf das linterridhten in Maaßnehmen und AZufchneiden von 
jinzugefügt. Zu leßteren war die K. Meg. nah 6. 17. des Regul. 
24 nicht befugt, ſowie überhaupt ein Gewerbeſchein nicht zunleich zu 
und zum Handel mit Gegenitänden, welche mit jenen Tienitleiftun: 
er entfernteiten Beziehung stehen, ertheilt werben darf, was bie R. 
achten wird. (N. XIX. 490. — 2. 131.) 


. Min. des I. (v. Meding) u. d. F. (Kuhlueyer) v. 31. Mai 
die K. Meg. zu Stettin !). 

uch in vielen Fällen nicht angemeſſen jein wird, derſelben Perſon zu 
und zugleich zum Hauſirhandel mit felchen Gegenſtänden, welche mit 
agen in feiner Beziehung ftehen, einen Gewerbeſchein auszufertigen 
j. für befugt zu eradıten find, den Antrag auf Grtheilung eines jol: 
eine, nad ihrem pflibtmäßigen Ermeſſen, gang oder theilweiſe abzu⸗ 
es doch an einem gemügenden Grunde, um die Grtheilung von Ges 
r bezeichneten Art allgemein zu verbieten, fowie denn auch von dem⸗ 
ı ein Gewerbefhein zum Hauſirhandel und ein anderer Gewerbeſchein 
ger ertheilt würde, nach den beſtehenden Borfchriften für beide Scheine 
von 12 Rihlrn. für das Jahr geferdert werden kannte, 

d. i. V. 18411 S. 188. Nr. 287.) 


rbefcheine zum gleichzeitigen Betriche eines der im $. 18. 
28. April 1824 genannten Gewerbe und irgend einedan=- 
bes im Umhexzziehen, dürfen nicht ohne Min.Genehmi⸗ 
werden. . 

r K. Min. d. F. (v. Düedberg) u. des I. (Mathis) v. 6. Oft. 
fänımtl. K. Reg., fowie an dad K. Polizei» Praäfid. und Ee⸗ 
ramt in Berlin. 

ihtigung ber von der K. Reg. angeführten Uebelſtände, bie turd 





iſt gleichzeitig zur Nachricht und Adtung den K. Meg. in Votstam 
akfurt, miR dem Bemerfen mitgetheilt worden, daß dadurch das (chen 
ziigelb.) R. v. 25, April 1835 mobifizirt werde. 
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Ertheilung von Gewerbeſcheinen an ſolche Berfonen entftehen, welde Dief! 
im Umherziehen verrichten, gleichzeitig aber eins ber im 6. 18. des Haufe 
28. April 1824 bezeichneten Gewerbe betreiben wollen, weifen wir Dieſelbe 
an, zum gleichzeitigen Betriebe eines der im $. 18. 1. c. genannten Gm 
irgend eines anderen Gewerbes im Umherziehen, ohne unfere Genchmigun 
bejcheine nicht zu ertheilen. (Min. BI. 1847 ©. 29. Nr. 359.) 


b) R. derfelben Min. v. 9. Juni 1848 an die 8. Meg. zu N. 


Da, wie die K. Rey. richtig annimnıt, die buch die C. 3. v. 6. | 
(Min. Bl. S. 294. Nr. 359.) vorbehaltene Genehmigung der Min, jm 
gung von Gewerbeſcheinen zum gleichzeitigen Betriebe eines ber im 6. 18, 
fir-Regitl. v. 28. April 1824 bezeichneten und eines anderen gewerbeſchei 
Gewerbes nur dann einzuholen ift, wenn bie Ertheilung des Gewerbeſchei 
fien Dale beantragt wird, fe war die K. Meg. allerdings befugt, dem He 
N, aus N. den von ihm fchen in ten Vorjahren befeffenen Gewerbeſchein 
herziehen wit einem Karouſſel und zum Handel mit altem Gifen, Meffir 
und Zinn für das Jahr 1848 ohne Anfrage zu erneuern, 

(Min. BL 1348 S. 238. Nr. 264.) 


4) Ueber die Brage: in wiefern es zuläffig if, Gewerbeſe 
aleih zum Hauſirhandel mit Waaren und zum Aufiu: 
MWaarenbeftellungen zu ertheilen, vergl. die 8. O. v. 8.4 
sub Nr. 2. und die erläut. R. v. 15. März 1844 und 29. Apr 


(S. zum $. 5. des Regul. sub A. ad 4., oben ©. 274. 276 u. 2 


Zum 8. 9. des Negulatins. 


A. Der Gewerbefihein (zum Umpberziehen) ift von jedem ir 
Gewerbetreibenden bei der Bolizeibehörde feines Wohnor 
aufuchen, auf deren gutachtlichen Bericht über die Erforderniffe 
des Regul. derfelbe von der Negierung bewilligt und ausgefe 


Dazu: 
1) Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 30. Mai 1820 $. 34. sub b.: 


Diejenigen, welche auf einen Gewerbefchein umherziehend ein Gewert 
wollen, muͤſſen für bie Dauer tes Gewerbeſcheins die Steuer im Vora 
jedesmal für ein ganzes Jahr und che ihren der Gewerbejchein ausgel! 
bezahlen. (G. S. 1820 S. 152.) 


Mit Bezug bierauf ift die 8. O. v. 15. Juli 1829 wegen 
rung der gefegl. Vorſchrift über Löſung der Gemerbefcheine erganı 

Zur Beihranfung der Nachtheile, welche bei Loͤſung bes Gewerbei 
Betriebe eines Gewerbes im Umherzieben buch die vergeichriebene Vorau 
des vollen Steuerbetrages für die Gewerbetreibenden in befonteren Fälle 
können, beſtimme Id: 

1) daß den inlänkifcden Kaufleuten und Wabrifanten, falle Ne im 
Steuerjahres die Perſonen wechſeln wollen, die für ihre Rechnung 
umberreifend, Waarenbeftellungen fuchen, geftattet fein foll, unter, 
des Gewerbeſcheins fir den bisherigen Meitenden einen andern mit 
dernifien des Regul. v. 28. April 1824 6. 13. verfehenen Gejhäfl 
geitellen, auf welden fir den Reſt des Steuerjahres ein neuer Ge 
ſteuerfrei auszufertigen iſt. 

2) Bei allen andern Inländern, welche ein Gewerbe im Untherziehen, 
für den volfen gejeplichen Ztenerfag dev 12 Rthlr. ausgefertigten Ga 
betreiben, ſoll, falls ter Inhaber des Gewerbſcheins in den eriten bre 
des Jahres veriterben jellte, dem überlebenden Ghegatten und den A 
voransbezahlte Gewerbeſteuer nad) Verhaltniß der Jahresfteuer zu b 
vefte dee Jahres von dem Monate ab, der auf den Todestag folgt, zw 
werden dürfen. 

Ich überlaſſe Ihnen, dieſe Betimmungen reniih, Kefannt zu mad 
(9. ©. 18530 5. 17.) 
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Jar Ausführung biefer K. DO. ift die‘ erforderliche Inſtruktion er- 
'turch dad C. R. des K. Gen.sSteuer-Dir. (Maaßen) v. 17. April 1830 
mil. 8. Reg. 


er das, bei Ausführung ter in der G. S. abgedr. K. O. v. 15. Juli v. J., 
diñzirung der geſetzlichen Vorfchrift, wegen Lölung ber Gewerbejcheine betr., 
achtende Berfahren, wird der K. Reg. nachfolgende Anweilting ertheilt. 

I. der K. O. ift in Zallen, wo, gegen Rückgabe älterer neue Gewerbſcheine 
tigt werben, in leßtere, flatt der in den Formulare, weldes durd) die C. V. 
zuni 1826 I) worgeichrieben worden, enthaltenen Worte: „gegen Entrichtung 
mme von 12 Mihlen.” zu fehen: „gegen Ruͤckgabe des Gewerbeſcheins Nr. * 
ddieſe neuen Gemwerbefheine in ter betr. Zugangslitte chne Anſatz eines 
Hrages in der Kolonne für die Iſt-ECinnahme aufzuführen. Der Wegfall ber 
m ter Zugangslifte wird durch die Bemerkung: 

8 ter neue Gewerbeſchein gegen Rückgabe tes für ten früheren Gefchäfts: 
rer tes N. N. ausgeſtellt geweſenen Gewerbeſcheins ertheilt werben,“ 

Die zurückgenommenen Gewerbeſcheine müſſen durch Ueberſchreiben und 
chen Fanirt und in beſondern Aften aufbewahrt, darüber aber, daß dies 
bei ter Rechnungslegung, nadı Analcgie der im 8. 14, des C. R. der K. 
chnungs⸗Kammer v. 24. Der. 1828 2) die Form und Juſtifikation der Mech: 
sen ten bdireften Steuern betr, jür die Iultififation ber zu den Abgange: 
brachten Steuern für nicht ausgehändigte Gewerbeſcheine gegebenen Vorſchrift, 
gungen tes Dep.⸗Rathé, entweder im Abnahme: Protokolle über bie betr. 
g, oder bejonders ertheilt werben. 

2. find überall nur ſolche Reſtitutionen zu bewilligen, die noch im Laufe 
ES tenerjahre, für weldes der (Hewerbeichein bewilligt war, nachgeſucht wer: 
a es mit Rüdfiht auf die Allerh. Beſtimmung keiner fpeziellen Autorifation 
Reſtitution bedarf, auch in der Klaffe C., bei richtigem Verfahren, eigentlich 
: nicht verkommen können: To genügt es, die Meftitution durd tie Abgangs⸗ 
führen, und ale Belag die Duittungen der Empfaͤnger beizufügen. 

XIV. 411. — 2. 10%.) 


ı Die Negierungen follen die Haujir-Gewerbejcheine ſelbſt ausfer⸗ 
nd Died nicht den Unterbehörden überlaffen. 


. ter K. Min. des I. (v. Schudmann) u. d. F. v. Motz) v. 18. Oft. 
325 an die K. Meg. zu X. X. 
kan tie 8. Reg. nach Ihren Ber. v. 21. v. DM. gegen die Beitimmung der 
unterzeichneten Din. v. 29. Juni c. 3), wornad in Gemäßheit des $. 9. 
R vo. 28. April v. 5. die Ausfertigung Der Haufir-Gewerbeidieine nicht durch 
äthe sc., jondern durch die Mey. jelbit geſchehen foll, nochmals Bedenken 
und Dabei anführt, daß die Reg. in XN. N. daſſelbe Verfahren, wie Sie, hier: 
bachtet,, und dieſe Scheine ebenfalls durch die Laudräthe auf von der Meg. 
ne Blanfets habe ausfertigen laſſen, ſo wird ber K. Reg. hiermit eröffıtet, 
zur Begründung dieſes Verfahrens angeführten Umſtände, welde ber Uus—⸗ 
jener Maaßregel entgegenftehen jollen, völlig unbegründet fine. Tenn ee ift 
# abzuiehen, wie die Reg. zu N. N. es für nethwendig halten kann, daß, 
e 8.9. Des gedachten Megul zur Ausführung kommen foll, alle Haufirer und 
gleitee perſenlich nad dem Orte, wo die Reg. ihren Sit hat, fommen 
‚ während es einleuchtend hinlänglid) ift, wenn entweder die Kommunal: und 
Behörben das Signalement einreichen, cder ihnen von der Meg. die Ausfül: 
ſſelben itberlafien wird. 
| muß daher bei ter rorerwähnten Verf. v. 29. Ami ce, fein Bewenden 


a 
„IX. 1076. — 4. 133.) 


I. der K. Min. des I. (v. Schumann) u. d. F. (v.Mog) v.18. Ott. 
825 an die 8. Reg. zu N.N, 


Das C. R. v. 13. Juni 1826 it in den Sammlungen nicht abgedruckt. 
Das G. R. v. 24. Dec. 1828 it gleichfalls in den Sammlungen nicht ent: 


lten. 
Da in Bezug genommene M. v. 29. Zuni 1825 ift nipt werofentiät 


„ 
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Der K. eg. wird wit Bezug anf Ihe unterm 21. Ang, be. fi 
führung des $. 9. des Hanfir-Megul. v. 28. April v. 3. an bie: 
laflenes und von Leßterer bier eingereichtes Schreiben, eine 
Angelegenheit dato an die Reg. zu N. N. ergangenen Berf. wit dem 
gefertigt, wie bie von Ihr in jenem Schreiben anfgeftellte Anficht, al 
einer befondern Vorſchrift der unterz, Min. zur Anwendung des 8. 9. 
Regul. bedurft Habe, ganz befrembend if, indem es ſich gänz. vom f 
var tie Beſimmung ſenes $. nad) erfolgter Bublifation bes erwähnten 
Rückſicht auf das früher ſtatt gefündbene Berfahren, eben fo gut ala je 

“ Mnmung des neuen Gefebes zur Anwendung kommen mußte. Die 

diefer Anwendung lag in der Bublifation des Regul. durch bie S 
Bir finden uns daher veranfaßt, nicht allein biefe nıißverkänbiid 

8. aeg. hierdurch zu berichtigen, fondern Sie auch zur ungefänmten 

des $. 9. des allegirten Regul. wornad Sie die Gewerbſcheine SelbR 

nicht aber, wie bisher seihjehen, bie Ausfertigimg-den Ranbräthen zu ı 

gemeſſenſt anzuweiſen. (9. IX. 1077. — 4. 134.) 

.e) In Betreff ber Ausfertigung der Gewerbeſcheine für Re 
laändiſcher Handlungshänfer find erleichternde 8 
ertheilt durch das C. R. der K. Min. des 3. Iv. Schuckme 
v. 28. Juni 1829 an fämmtl. 8. Reg. = 

. Damit befannte und fichere inländifhe Handlungehäufer die Gew 

- ihre Meifenden fchneller empfangen, hat die K. Meg.: , 

. 2) an demjenigen Orten, wo dergl. Sandlungshäufer beſtehen, die 
bebhärbe oder den Lanbrath mit einigen in blanco ausgefertigten 
nen zu verfehen, von denen felbige dann ohne Aufihub ausge 
anwejenben Meijenben eingehändigt werden fönnen; 

2) aud; für abwefende Nelfende auf den Antrag des Brinzipals ben Ge 
gen fegung der Steuer auszufertigen, wenn ein obrigkeitlich befchei 
ement vorgelegt wird. Der Gewerbefchein ift dann aber an die 
zeitigen Aufenthältsorts des Neifenden zu fenden und biefe zu r 
* F Aushaͤndigung in ihrer Gegenwart von dem Empfänger 
zu laſſen. 

In dem Falle, daß der Reiſende zur Zeit, wo er eines nı 
fheines bedarf, vorausſichtlich fih nicht in feinem Wohnorte befin! 
das eben (sub 2.) angebentete Verfahren befonderen Schwierigkeit 
möchte, kann auch nachgegeben werden, daß berfelbe, 

3) Wenn er im Laufe des Jahres in dem Sige ber R. Reg. anw 
ein oder zwei Blanquetso feinen Namen zeichne, auf welche dann auch 
ment abgefchrieben wird, Diefe Blanquets bleiben aber bei der K 
und find, wenn das Jahr- herantemmt, als Gewerbefcheine gu ı 
dem Handelsherrn auszuhändigen. 

(a. XIII. 372. — 2. 110.) 


3) Die Hauſir⸗Gewerbeſcheine für Inländer find in der 
derjenigen Regierung nachzufuchen, in deren Bezirke der 
werbetreibende feinen Wohnfig Hat. 


Hierüber, ſowie über die zuläffigen Ausnahmen von diefe 
über das aledann zu beobachtende Verfahren beflimmen folgend 


a) N. de6 K. Min. ded I. (Köhler) v. 24. April 1829 an 

gu 8. 

Die K. Reg. welche in Ihren Ber. v. 15. d. M. die Autorifatis 
lung von Gewerbefheinen an Haufirer anderer Reg. Bezirke nachſue 
‚wohl überzeugt halten Eönnen, daß die Beftimmung des $. 9. im Ha 
28. April 1824 aus überwiegenden Gründen, namentlich zur Verhind 
mathlofigfeit, aufgenemmen worden iſt, daß alfo Nüdfihten zur Beg 
Hauſfirhandels, die iiberhaupt dem Beifte des Regul. fremd find, nid 

ge werben dürfen, eine Aufhebung diefer grundfäglichen Beding 
viren )). 


1) Denfelben Srundjah enteidteln die im Urhrigen anf ur Kachı 
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men einzelne Fälle die Theilnahme der K. Reg. in Anſpruch, fo kann biefe 
bewieſen werben, dad Sie durch vermitielnde Korrefpondenz mit der Meg. bes 
18 den Bitiſtellern ten Gewerbefchein verichafft, und dieſelben dadurch ber 
mb Koften des perfönlichen Erſcheinens überhebt. 
Mi. 370. — 2. 108.) 


R. der K. Min. d. F. (Maafen), des I. für H. u. ©. (Beuth) m. 

3. u. d. P. (Köhler) v. 30. Aug. 1833 an fämmtl. K. Reg. 

unter, Win. haben beichlofien, von bem im C. R. v. 2. April 1830 1) 
auf S. 9. des Haufir-Regul. v. 28. April 1821 aufgeitellten Grundſätze: 
fandern nur von der Meg., in deren Bezirke fie wohnhaft find, Gewerbe: 

3e ausgefertigt werben dürfen. 

igen Falle eine Ausnahme zu geftatten, in denen ber Nachſuchende fein Ge: 

m 1eg. + Begirte feines Wohnorts aus irgend einem Grunde gar nicht be: 


rird Daher hierdurch beftimmt, das von ben Reg. in ſolchen Fällen auch 
in ihren Bezirken wöhnhaften Inländern Gewerbeſcheine zum umberziehens 
sbebetriebe auegefertigt werben dürfen, jedodh nur dann, wenn die Ge: 
dr die Meg. des Wohnorts mit deren anstrüdliher Erklärung an 
en, baB gegen bie yerfönlicdhe Dualififation tes Nachſnchenden nichts zu 
ft. Hiernach Bat die K. Reg. zu verfahren. 

KVil. 802. — 3. 139.) 


befondere die Außfertigung der Bewerbefcheine für Hands 
igs reiſende berreff. beflimmt das R. der K. Min. des I. (Beuth) 
» &. (Maafen) v. 24. Aug. 1829 an die K. Reg. zu Köln 2). 

K. Reg. wird auf den Ber. v. 24. Juli d. I. zum Beſcheide ertheilt, daß 
ebeicheine an Hapblungsreifende nad F. 9. des Megul. flets .nur von den 
enigen Bezirks, in welchem der Impetrant und fein Prinzipal ihren Wohn⸗ 
„ auegefertigt werden dürfen, und daß das bisherige bem entgegengejeßte 
ı der K. Reg. demnach mit den gefeglihen Anordnungen nicht im Kinklange 
. XIII. 914. — 4. 101.) 


rgl.: 

x die Brage: von welcher Negierung die Erneuerung der Gemer- 

Keine au ertbeilen it? das C. R. der K. Dein. des J. u. d. P. u. 

J. v. 28. Gebr. 1838. 

w XXII. 203. — 1. 194., ſ. unten zum $. I1. Nr. 1. des Regul.) 

e die Frage: von welcher Megierung die Bewilligung von Beglei⸗ 

a zum Waarentrandport ac. zu ertbeilen ift? das R. des K. Min. 
3, für Gew.Ang., des I. u. d. PB. u. d. 8. v. 14. April 1837. 

L XXl. 528. — 2. 223,, ſ. unten zum $. 13. des Regul.) 
Ausländer müflen ihr Geſuch an die Regierung richten, 

e YZuläffigfeit ſelbſt zu beurtheilen und dies den Kreisbehörden in 

falle zus überlaffen hat. 

gi. Hierzu die zum $. 12. des Regul. sub C., D. u. E. gegebenen 

j. unten). 


Zum $. 10. des Negulativs. 


er Gewerbeſchein ift nur für dad Kalenderjahr gültig, auf welches 
fe ift, und es muß daher von den Perjonen, welthe ein Gewerbe 





rebefcheine für Ausländer bezüglichen M. des K. Min. des). v. 2. Avril 
30. (9a. XIV. 414. — 2. 104., u.v. 8. Juni 1830. A. XIV. 415. 
- 2. 105. f. unten zum $. 12. sub C) 

ergl. zum $. 12. des Regul., sub C. 1. ad a. 

eber die Grneuerung folder Gewerbeſcheine bei einem im Laufe bee 
teuerjahres eintretenden Perſonen⸗Wechſel, vergl, die K. O. v. 15. Juli 
B29 (j. oben ©, 298). 
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ig Umperziehen. fortbauernd betreiben, die Erneuerung übree ln 
für das nächffolgende Jahr wenlgſtent drei Monate vor Ablauf Be 
bei der Bolizeißehörde deg Wohnortes nadıgefucht werben 
Vergl. dag in Betreff der Brundfähe 34 b 
der Gewerbeſcheine die R. v. 25. Sehr. 1829, 38. Behr, 
1846 (5, zum $. 11. Mr. I. des Regul, sub A. Auf. 2). ' 





















- c. — 

Berfänlige Exforderniffe vum Gewerböbetziehe Ih U 
. . ziehen. 

« os 55 — bes —— von ben Yi 
sforberniffen berjenigen, wei 

im Umperzieden erhalten wollen. erbeten, vn 


Zum 6. 11. des Megulativs. 


Im Allgemeinen und innerhalb der Gränzen des Regul. 
1824, iſt es dem pflihtmäßigen Grmeffen der Regierungfi 
welchen Berfonen fle den Gewerbebetrieb im Umberziehen geitale 

Auf folgende Erforderniffe ift dabei indeß amverbrüdlich zu’ 


. A. Der Gewerbefchein darf für Niemand auögefertiget werben 
durch ein Atteft der Polizeibehörde feine Wohhorie darthut, daf } 
ſelben ale ein Menſch von gutem Rufe und nbefcholtnenn Sitten; 
einglgrr genauer Grfundigung, hinreichend befannt geworden 
er jedoch einmal auf ben Grund eines folden Atteſtes 
ſchein erhalten hat, dem fol die Erneuerung beffelben ade 
aus befonderen gegen ihn fpredienden Gründen, verfagt werde 


($. 11. 9r. 1) 
Dazu: 
1) In Bezug auf ben Begriff von: „gutem Rufe und 


f&oltnen Sitten“ (im Sinne des $. 11. Nr. 1. des Wegul) | 
gende R. ergangen: 


a) OR. der X. Min. des H. (Or. v. Bülow) u. bes I. u. d. B, Ü 
mann) v. 10. Nov. 1824 an die K. Meg. zu Köslin. Berüdil 
der von dem @ewerbetreibenden Fontrahirten Schulden. 
Der Ber. ber K. Reg. v. 14. ©. M. über die Beſchwerde bes NN 

des ihm abgefchlagenen Haufir⸗Gewerbeſcheins zeigt, baß Diefelbe einen Mi 
richtigen — Hinfihtlid der Oualififation zum Handel im Umheng 


en will. f 

Daraus, taf ein Schulbner einen oder ben anbern feiner Gfänibiger 
befriedigen außer Stande ift, folgt noch nicht, daß er ben ihm gegeben 
gemißbraucht Habe: fogar eine mißliche Qermögens -Infuffizienz Tann 
unverfhufbet, und bie alleinige Folge von Unglücsfällen fein. Geeictl 
wegen Schulden und deshalb erlittenen Berfonal:Arreft find daher im M 
nod) fein Beweis, daß der Schuldner Fein Menjd von gutem Mufe 
bef&oltenen Sitten fei, wie im $. 11. des Negul, d. 28. April ce, 
erforbert wirb, vielmehr if dazu eine mähere Grörterung erforberlich, ob 
denlaſt muthwillig ober gar betrüglid kontrahirt worden, befonbers ba 
Ya fo bedeutende Kapitalien nicht erfordert, um in dem Mangel beit 

zur Verweigerung bes Gewerbeſcheins zu finden. 
(a. VI. 1051. — 4. 111.) 


b) R. des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 10. Sam, 189° 
K. Boligeipräflo. in Berlin. Ertheilung polizeilicher Da 


1) Diefetde Bekiermung akt ve %. De Seine! 
1820. (®. &. 1820 ©, 190) * * 
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zur Grlangang von Bewerbefiheinen für früher beftrafte 
ei. 


Ber. des K. Poligeipräftdii v. 14. v. M über das Immediat-Geſuch des 
umd Kaufmanns N. Hier, um das ihm verſagte polizeiliche Qualifika⸗ 
6 zur Erlangung eines Gewerbeicheine, gibt Veranlaflung, dem K. Bor 
que Beachtung in fünftigen ähnlichen Fallen im Allgemeinen bemerklich 
m, dab bei ben polizeilichen Beſchränkungen berjenigen Gewerbe, zu beren 
eim befonberer Nachweis der Unbefcholtenbeit bes Gewerbetreibenden erfordert 
das Pubfifum ver Benachtheiligung foviel ale möglıdı zu beroahren, nicht 
gewefen ift, einmal geftrajte Verſonen von dergleichen Gewerben gaͤnz⸗ 
für immer auszuſchließen, und auf dieſe Weiſe die ihnen auerfannte und 
Strafe, nach ben Umftänden oft in hohem Grabe, zu verfhärfen. Des⸗ 
Feibt auch mamentlih das Regul. über den Gewerbebetrieb im Uniherziehen 
feril 1824 $. 11. zu 1. nur vor: 
ter Gewerbefcein für Niemand ausgefertigt werben dürfe, als von welchem 
& Orts: Polizeibehörbe pflihtmäßig verfichert, daß ihr derſelbe als ein Menſch 
gutem Mufe und unbefdjoltenen Eitten befannt fei, 








einem einmal beitraften Individue eine ſolche Beideinigung niemals ers 
werben konne. J 
eibehörbe ſteht alſo die Beurtheilung zu, ob und in wie weit einem ſchon 
$ ein dergleichen Zeugniß gegeben werben fan. Somie nun bei zweien 
welche daſſe be Verbrechen begangen haben, nad den Beweggrünben zu 
und ben Umjtänden, unter welchen es kegangen worden, unzweifelhaft der 
Sittenverberbuiß und Bosheit, welcher zum Verbrechen führte, ſeht vers 
im fanıı; fo iſt es billig, daß aud bie Polizeibehörbe hiernach einen Uns 
ce, jedenfalls aber darauf achte, wenn fräter gute Führung und otbent: 
dei bie beflimmte Hoffnung begründen, daß dem Veſtraften feine 
am Herzen gelegen und ſolche bereits eingetreren fei. Wo dies der Fall 
die Boligeibehörbe das vorgeſchriebene polizeiliche Zeugniß, weldes zur 
Sicherung des Publifums nur die Gelegenheit zur Begehung von Vers 
fotdyen Individuen entziehen fell, denen die hinreihente moralijche Feſtig⸗ 
davor zu hüten, nicht zugutrauen ift, wohl ertheilen. Zum Auhalte dabei 
Vorſchriften der Kr.D,, indem laut $. 597. ter Verbrecher nad Bei 
nes Werbrediens nicht nur mit Unterfuhung und Strafe verſchont, fon: 
im Genuffe aller bürgerlichen Rechte gefhügt werten fell. Da nun nad, 
RD. bei mehreren Vergehungen, namentlid) bei denjenigen, deren or: 
safe nur in Geldbuße befteht, die Berjähtung ſchon nad) fünf Jahren 
in ſolchen Fällen nad) Ablauf eines gleichen Zeitraums feit Abbüs 
Strafe, auch die Grtheilung des fraglichen Zeugniffes unbedentlich fein, 
lich Die untadelhafte Führung des Beitraften während dieſer Zeit die Ver— 
dee eingettetenen Beſſeruug begründet. 
200.) 


der K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvens⸗ 

m) v. 29. Febr. 1840. Vorſchrifien für die Erteilung und Er« 

ng der Gewerbeſchelne an Perfonen, welche fih des Schleidh« 
mdels verdächtig gemacht haben. 

at bemerkt worden, daß es unter den mit Haufir-Gewerbeſcheinen verfehenen 

an ber Mieberländifhen Graͤnze mehrere giebt, melde, weil fie vom 

ha ‚el ein Gewerbe gemacht haben, auf den Grund tes Regul. v. 12. Jan. v. 

Baßpflichtigkeit der Grängbewohner, unter pelizeifihe Aufficht geftellt 


KR. Reg. wird daher zur Pflicht gemacht, bei Ertheilung folder Gewerbe: 
n ‚er größten Strenge zu verfahren und die Grneuerung berfelben denje⸗ 
allen Umftänden zu verfagen, welche inmittelft unter Paßkontrole haben 







Beral. bad Megul. v. 12. Jan. 1839 über die Paßpflichtigfeit ber in: und 

meland, Grängbewehner und bie polizeil, Auffiht über diefelen. (IuR.s 

— Pal ©. 318.) in TpL VI. des Wertes [Polizei Wein) Bo. 1 
17. R 


. 
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eRellt werben müſſen. Auch it den Polizei- und Üriskeamiug: 
achſamktit auf unbefugte Haufirer -einzufhärfen, da es noch Im 
tommt, daß Schleihhändler denjenigen Theil der von ihnen eingeh 
für den fie nicht durch andere gebungen find, auf eigene Rechuung-k 
fell bieten. (Mint. d. 1. 8 1840 &. 178. Nr. 297.) w 


d) R. der K. Min. für H., ©. u. öff. A. v. Pomerf 
‚(v. Bommer-Efche) v. 22. April 1850 an die K. Meg. zı 
Ratigang erlittener Veftrafung wegen Bewerbeftene 
ventionen. - | 


23% Es kann nidt angenonmen werben, daß Jemand beshal 
mal wegen Gewerbeſtener⸗Kontravention beſtraft worben, nicht mehr a 
von gutem Mufe und unbefcholtenen Sitten“ im Sinne bes 6. 11. 
ſir⸗Regul. v. 28, April 1824 zu betrachten und ihm bios deshalb 
eines. Sewerbefcheins zu verſagen ſei. Der $. 33. des Regul. giebt 
Befugniß, die Erneuerung des Gewerbeiheins zu verfagen, wenn 
auf die Beitimmungen des Megul: ein Straffall bei einem“ und bem 
venientn zum dritten Male vorgefommen ift. Infofern daher 
nichts Anderes vorliegt, ald die Anfhuldigung. einer Bewerbeftener: 
hinſichtlich welcher es überhaupt dahinfteht, ob gegen ihn Strafe verhä 
die Ertheilung eines Gewerbeſcheins nicht wohl bis nad Beendigung 
Unterfuhung verfagt werben, 

e K. Res: weifen wir daher an, dem Bittſteller ben erbetene 
zu ertheifen. (Min.⸗Bl. d. i. V. 1850 ©. 149. Nr. 196.) 


3) Grundſaͤtze bezüglich der_Erneuerung ber Gewerbefd 
fonen, welche vergl. einmal erhalten haben. , 


a) M. des 8. Min. des I. (v. Schudmann) v. 25. Behr. 14 
eg. zu Minden. ' 


Por Erſcheinung des Hauſir-Regul. v. 28. April 1824 wurbe 
Attefte, weldhe von "den Haufirern haben beigebracht werden müflen, n 
Gewerbes Polizei:&d. v. 7. Septbr. 1811 nur dahin ausgekellt: 

daß gegen deren Mechtlichkeit Feine gegründete Befchwerden vorg« 

Diefen negativen Atteften find durd die Beſtimmung des $. 11. 
neuen Regul. pofttive Zeugniſſe fuhftitnirt, aus diefem Grunde iſt abe 
feſtgeſetzt worden: 

daß denjenigen, der einmal auf den Grund einer folden polizei 

einen Gewerbefchein erhalten habe, bie Erneuerung befielben nid 

aus befonderen gegen ihn fprehenden Gründen verfagt werben t 

Jener Betimmung liegt nun allerdings die Abfiht zum Grund: 
von der Verpflichtung, fi) auch bei der Erneuerung der Gewerbeſchein 
gung zu verſchaffen, daß denſelben fein Hinderniß entgegen ſtehe, zu 

Bon einer jolden Bedingung hat auch um fo eher abftrahirt ' 
als durch die Borfchrift des $. 33. des in Rede flehenden Regul. dafü 
den ift, daß die Reg., welche bie Gewerbefcheine ausgeftellt Baden, v 
ventionen, deren fid) dig Haufirer etwa im Kaufe bes Jahres ſchuldig 
möchten, Kenntniß erhalten. \ - 

Denn nun aud dem zufolge in der Megel hinfichts berjenig« 
weldye einmal Gewerbeſcheine erhalten haben, die "Erneuerung derſe 
einem nähern Qualififations-Nachweife abhängig zu machen ıf, fo 
dadurch die Befugniß der Regierungen, in einzelnen bejondern Fall 
Urkundigung in Beireff des Betragens der Gemerbetreibenden &inzugi 
nah Umitänden die Beibringung von obrigfeitlicen Ntteften zu erfort 
geſchleſſen. Dies darf aber immer nur ausnahmsweiſe und in fo we 
fpegielle @ründe zu rechtfertigen jein möchte, gefchehen. 

Dies wird der K. Reg. auf Ihren Ber. v. 24. v. M. hiermit 
eröffnet. (9. XII. 148. — 1. 74.) Ä Ä 


b) C. R. der 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 2 
leben) v. 28. Febr. 1838 an fämmtl. K. Reg., fowie an 
Iizeipräf. in Berlin. 

GSo iſt bemerkt voorven, dab die Schlughetimmung vn Sr, 










bem SewerbesBetriebe im Umherziehen. (Regul. $. 11.) 305 


v. 28. April 1824 von den K. Reg. häufig dahin ausgelegt wor: 
me Reg. die Erneuerung eines Gewerbeſcheins ohne bejondere gegen 
reibenben ſprechende Gründe auch dann nicht verjagen dürfe, wenn ber 
sbejchein nit von ihr, jendern von einer anderen Reg. audgefers 


sslegung, welche den weſentlichen Nachtheil nach ſich zieht, daß ber In: 
zewerbeſcheins die Erneuerung alljührlih nur bei einer anderen Reg. 
braucht, um zum Voraus der Grtheilung far ſtets gewiß zu fein, 
ig nicht anerkannt werden. Denn nad $. 9 des Megul. muß der Ge: 
n dem Gewerbetreibenden bei ber Volizeibehörde feines Wohnorts nad: 
1. und if auf deren gutachtlichen Bericht von der Reg. zu bewilligen ; 
DAB au zur Örneuerung von Sewerbeicheinen nur die Meg. kom— 
bexen Bezirk der Wohnort des Gewerbetreibenden lient. 
Meg. wird daher — unbeichabet ter jonitigen in dem Regul. enthal⸗ 
mpmgen — hiermit baranf aufmerfjam gemadyt und angewieſen, In— 
sren Anträgen auf Grmeuerung von (Gewerbeſcheinen jedeamal an die 
ehnorts zu verweilen, und if ihr eine Abweihung hiervon nur in 
en geitattet, worüber Die gemeinichaftlihe Verf v. 30. Aug 1833 1) 
2.) bejtinnt bat. Der Beſitz eines Gewerbeſcheins genügt indeſſen 
> auf Grund deſſelben dem Inhaber einen neuen Gewerbeſchein für 
ıhr zu ertheilen; vielmehr muß wenigſtens aus den Umſtanden hervor. 
:, die Erneuerung Nachſuchende einen Feten Wohnſitz hat, und es 
tie Erneunerung errolat, jührlid, wenn auch nur ein negatives 
ıB die Polizeibehörke jeines Wohnortes Feine beionderen gegen ben, Die 
lachſuchenden jprechende Gründe zur Verſagung der Erneuerung befannt 
zebracht werben. 
dagegen tie Ausländer betrifft, welden ber Gewerbebetrieb im 
nırerbalk ter Diefleitigen Staaten nicht mehr erleichtert ‘werden ſoll, 
idern, jo können dieſelben den Gewerbeſchein bei derjenigen Meg. nach 
m Tepart. fie überhaupt ihre Gewerbe betreiben wollen, müſſen jedoch 
Erneuerung von Gewerbeſcheinen fih über ihre Heimath aus: 
e Men. aber fine nicht blos befugt, jendern vielmehr verpflichtet, 
rn, welche die Ernenerung eines Gewerbeſcheins beuntragen, jedeemal 
ng des am Schluſſe des $. 13 des Regul. vorgeidriebenen pofltiven 
ihrer Unbeſcholtenheit zu verlangen. 
meitung von Mißverſtändniſſen wird nbrigens hierbei ausdrüdlih be: 
den binjichtlich des (Sewerbebetriebes der Unterrhanen eines Zollvers 
egangenen beionderen Vorſchriften, namentlich in tem Cirk.-Erlaſſe v. 
42), (AR. S. 830.) durch voritehende Beſtimmungen geändert wird. 
I. 203. — 1. 194.) 


R. Min. d.%. ( Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel) v. 19. April 
n die K. Reg. zu N. 

der K. Meg. in dem Ber. v. 5. v. M. Hinfüchtlic der Ertheilung eines 
s an den erblindeten Strohfledhter N. zu N. entwidelten Anſicht fönnen 
regen. 

Meg. Hat dem Bittiteller den Gewerbeichein für tie Jahre 1844 und 
rtigt, und es iſt feit dieſer Zeit Fein Umstand eingetreten, welcher nicht 
früheren @rtheilung der Gemwerbefcheine vorhanden und der K. Meg. 
en wäre. Da nun der 6. 11. des Haufir-Regul. v. 28. April 1824 
t, daß die Erneuerung des Gewerbefheins nicht anders als aus beion: 
ven Gewerbetrerbenden ſprechenden Gründen verfagt werben bar, fo 
n Bittſteller, ohne daß er dazu, jei es durch begangene Kentraventic- 
h eine Veränderung in jeinem förverlihen Zuftande eine Beranlanung 
die fernere Ausübung des Gewerbes nicht unterfagt werden. Die von 
angeführten R. beziehen fih auf den Gew.:Betrieb erblindeter umher⸗ 
fifanten,, und es muß fowohl der Natur der Sache, ald aud) bem Ge: 
ſchen den verfchiedenen Fallen interfchleden werden. Das Umherziehen 
Afanten ift ſchon nad $. 18. 1. c. erheblichen Beichränfungen unter: 


— m. — 


l. zum 6. 9. des Regıl., oben ©. 301. 
1. zum $. 12. bes Regul,, sub 2, h. 
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worfen, kann als ein nützliches Gewerbe nicht betrachtet werden, und unlı 
es von erblindeten Perfonen betrieben wird, der Vermuthung, daß es 
telei zum Vorwande diene. Dagegen iſt im $. 17. 1. c. ausdrũckich b 
Korbfledhtern der Gewerbeſchein zum Betriebe des ©rwerbes im U 
ertheilt werden fann, das Gewerbe ill daher? und mit Recht, für ein 
Härt, und es kann deiien Ausübung auch einer erblindeten Berfon, Y 
Beſitze der erforderlichen Fäͤhigkeit zu deſſen Betreibung befindet, nur wı 
bet ift, nicht verfagt werden. 

Infofern baber nicht anderweite Bebenfen entfichen, it dem N. 
Gewerbeichein zu ertheilen. 

(Din. Bl. d. i. V. 1846 ©. 97. Nr. 146.) 


B. Perſonen, die unter väterlicher oder vormundf 
Obhut fiehen, müffen, mwofern ihnen fonft der Gewerbefchein 
den fann, bei deffen Nachſuchung die Einwilligung der Eltern 
münder, und ebenfo Ehefrauen die ihrer Ehemänner; in P 
ften ſtehende Perſenen aber, die Zuftimmung ihrer Dienſthe 
bringen. ($. 11. Nr. 2.) 


In Betreff der Brage, ob für Minorenne Gewerbefcheine 
Iungöreifende zum Aufſuchen von Waarenbeftellun; 
werden dürfen? vergl. Erläut. zum $. 13. de8 Regul., Zuf. B. 


C. Der Gewerbefchein tarf an Niemand gegeben werde 
einer auffallenden und efelbaften Kranfheit, oder eine 
Gebrechen behaftet if. ($. 11. Nr. 3.) 


Dazu: ' 


I) RM. der K. Min des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. 
1838 an die K. Meg. zu Köln. Zulaffung von Taubſtumm 
werbebetriebe im Umpherziehen. 

Die K. Neg. wird auf den Ber. v. 14. v. M. über das Immedi 
Tanbitunmen N. hierdurch ayterifirt, dem Bittſteller den erbetenen 
zum umherziehenden Handel mit Federpoſen und Siegellack gu ertheile 
ſtummheit nicht für ein im Sinne des Geienes auffallendes Gebrechen 
den kann. 

(A. XXI. 763. — 3. 186.) 


2) R der K. Mind F. u. des J. v. 19. April 1846 ü 
theilung von Gewerbeſcheinen an Erblindete. 
(Min. Bl. d. i. V. 1846 S. 97. Nr. 146., f. oben sub A.2 


3) R. ver K. Min. des I. u. d. P. u. d. F. v. 24. Ang. 
die Ertheilung von Gewerbeſcheinen an Hartbhörige. 


(A. XXII. 774. -- 3. 197., ſ. unten zum $. 14. Nr. 4. des Re 
sub 4. a. 3.) 


D. Der Sewerbefchein barf nicht ertbeilt werten an Je 
nicht innerbalb Landes einen feften Wohnfig genor 
wo er die öffentlichen und Gemeindelaften gleich andern Orts⸗ 
trägt. (K. 11. Nr. 4.) 


Dazu: 


1) C. N. ver K. Min. dv. F. (Maaßen), des 3. für Gm 
Brenn) u. d. J. u. d. P. (v. Room) v. 8. Aug. 1834 an fänn 
Magaßregeln zur Verhütung der Ertheilung von Gewerbeſcheinet 
länder zum Hauſirhandel in der noch nicht nachgemwiefenen £ 
Inländer. 

Die B ber den Handel im Umherziehen v. 28. Npril 1824 nat 
bern größere Befugnife als den Auslandern in virker Kinficht beigeleg 

bei erſteren noch außerdem zur Beoingung armalıt, var Ar une N 
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Wh Landes genommen haben, wo fie bie affentlichen und BemeinesLajten gleich 
Dris : @inwohnern tragen. ($. 11. Nr. 4.) 
prere Fälle find ten Min. zur Kenntniß geflommen, wo Ausländern ſolche 
eicheine eriheilt worden jind, die nur Inlander hätten erhalten Dürfen, ent: 
weil die Borichriften der genanıten V. unbeactet geblieben fint, oder bie 
uber deren wirflihe Erfüllung getäufcht werden ift. Letzteres iſt oft in der 
wirft worden, daß Ausländer fi in die Klafienitenerrofle eintragen lafien, 
ser und die nach ihr vertheilten Gemeine: Lajten wirflid während einiger 
entrichten, auch wohl eine Wohnung mierhen und fogar den Birgerbrief 
Geſtũtzt auf diefe Beweismittel, nehmen fie dann bie Vorrechte des In- 
eim Haufirhandel in Anſpruch, obgleich fie nicht aufgehört haben, fremde 
nd ihren wirklihen Mohnfig fertbauern im Auslande haben. 
leich noch fein Geſetz die Form, unter welcher die Aufnahme in den Preuß. 
en⸗Verband geſchehen ſoll, feftgeftellt hat; fo können die Reg. dennoch den 
e angezeigten Unterichleif verhindern, wenn fie darauf bedacht find, daß dem 
ich jeiner eigentlichen Alfidyt entivrochen werde. 
aber beurtheilen zu können, in welchen fällen eint nähere Brörterung noth: 
i, hat die K. Reg. dem Kreis: und ſtädtiſchen Behörden zur Pflicht zu 
bei ter Radfluhung von Gewerbeſcheinen für ſolche Berfonen, die nicht 
ch ihre Geburt und demnächſtigen ununterbrochenen Aufenthalt im Preuß. 
mijelben unzweifelhaft angehören, jendern aus dem Auslande eingewan: 
diefen lepteren Umſtand beſenders hervorzuheben, und dabei zugleich das 
infichtlich der Einwanderung und Niederlaſſung anzuzeigen. Nur menn die 
baraus bie Ueberzeugung ſchöpft, daB der Nachſuchende als wirklid ringe: 
u betrachten it, hat Eie ihm ten (Sewerbefhein zu ertheilen. 
XVIII. 836. — 3. 134.) 


M. ver K. Min. deö 9. (v. Bülow‘, des I. und d. P. (v. Schuck⸗ 
1. d. 8. (v. Klewitz) v. 13. Dec. 1824 an die K. Reg. zu Erfurt. 
nmenpdbarfeit diefer Vorfchrift auf Ausländer. 

Anfrage: 

einem Ausländer der Gewerbeſchein nur dann gegesen werben dürfe, wenn 
innerhalb Landes einen feiten Mehnfig genommen, wo er die öffentlichen 
d Gemeinde⸗Laſten gleih andern Ortseinwohnern trägt; 

tet fidy verneinend, theile von jelbit, theils and dem 6. 12. des Megul. 
VIII. 1160. — 4. 117.) 


. In der Regel fol Leuten unter 30 Jahren nicht erlaubt wer- 
B Semerbe im Umberziehen zu betreiben; es wäre denn, Daß das Ge⸗ 
Une förmlihe Erlernung erforderte, und doch nicht wohl auf eine 
Beife ald im Umherziehen getrieben werden könnte. ($.11. Nr. 5.) 


gu: 
Diefe Beflimmungen find auch auf Ausländer anzumenden. 


NR. ver K. Min. des I. für H. u. ©. (Beuth) u. d. F. (Kuhl⸗ 
v. 17. Aug. 1832 an ſämmil. 8. Reg. 

K. Reg. wird auf ven Ber. v. 22. Juni d. 5. zum Befcheide ertheilt, daß 
zliche Vorſchrift, in Bezug auf das Erforderniß des erreichten 30fäͤhrigen 
ers zum Betriebe bee Haufirhandels, auch auf Aneländer Anwendung finder 1), 
egen bei reifenden Handlungsbienern, der von dem Min. d. I. erlaffenen 
vr. 19. Juni 1827 2) gemäß, eine ſolche Altereftufe für die Ertheilung von 
einen zum Aufſuchen von Waarenbeftellungen nicht erforderlich if. 

XVI. — 701. — 3. 80.) 
rgl. jeboch in Betreff ver Handlungsdiener zum Umberrei- 
bufs Aufjuchung von Waarenbeitellungen die Erläut. zum 
xs, Negul. 
'enielben Grundfag ſpricht das R. der 8. Min bes H., des J. u. d. P. 
.d. F. v. 13. Dec. 1924 an die K. Reg. au Erfurt aus. 

(a. VIII 1160. — 4. 117.) 
lergt. zum $. 13, bee Regul., |. unten.” 
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2) Bon der Hegel, welche der F. 11. Nr. 5. bed Negul. 
daß Gewerbefcheine zum Umherziehen an Berfonen unter 30 Jahr 
zu ertheilen, finden die ebendaf. angedeuteten Außnahmen Rat. : 

Dazu: 

a) Dergl. Ausnahmen ſollen nur in möglihfi geringer Ja 

nebhmiget werden und es ift bei Eriheilung der Dispenfation mi 

ger Prüfung zu verfahren. 


M. der 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. (m. au 
ben) v. 13. Febr. 1838 an die K. Reg. zu Arnüberg. | 


Auf die Ber. v. 18. u. 23. Dec. v. 5., womit die Alters: Dispenfation fü 
haupt 44 Perſonen nachgefudht worden, wirb der K. Reg. zuvörderſt 
macht, daß Anträge auf dergl. Diepenjationen nıır ausnahmsweife in 
ringer Anzahl vorfommen birfen, daher den lnterbehörden aufzugeben ik, 
fallfigen Geſuche firenger zu prüfen und dabei nit jowohl bas eigene Inter 
der Gewerbeſchein Nachſuchenden, ale vielmehr und hauptſächlich bie NRugli 
Gemerbebetriebes in's Auge zu faſſen. Bon eben dieſer Anfiyt muß and 
Meg. bei Prüfung der Anträge der Unterbehörden ausgehen und dahin wi 
fid) dergl. Anträge eben je wie in andern Regierungsbezirfen auch im 
der Zeit vermindern. ' 

Bon obigen 44 Berfonen iſt nur ben in ber Anlage genannten 26 
die Altere:Dispenfation zugeltauden, für welche alfo die 8. Weg. bie 
ausfertigen fann. In mie weit ben einzelnen Perſonen bee Gewerbeſchein 
geringern Sage als dem von 12 Rthlrn. ertbeilt werden fann, hat die 8. 
Maaßgabe des Regul. v. 4. Tec. 1836 felbit zu bemeilen. 

(A. XXIL 205. — 1. 196.) ' 


b) In Betreff des Verfahrens bei Ertheilung von Diepenſa 
diefer Art beftimmte das (nachflehende) C. R. der K. Min. 

9. u. ©. (v. Schuckmann) u. d. 8. (Maaßen) v. 17. Mai 

ſämmtl. K. Meg, daß in allen Fällen die Genehmigung 

Min. erforderlich fein und dem Gewerbeſchein die Min.⸗Gene 

beigefügt werden folle. 

Binige der K. Meg. haben biäher jeden Fall, wo ein Gewerbeſchein ei 
fon unter 30 Jahren ertbeilt werden jellte, auf ten Grund des 6. 11. Mr, 
Haufir-Regul. v. 28. April 1824 dem Din. des 3. für 9. u. ©. zur 
vorgetragen; andere haben Dagegen füch für ermächtigt gehalten, über eine 
nahme felbit zu entfcheiden. Hieraus it Ungleichheit in ber Behandlung 

angen, und cs iſt nicht unbemerkt geblieben, daß mehrere ber letztgedachten 
ebingung, unter welcher die V. die Nusnahme für zuläffig erflärt, viel 
gedehnt Haben, als urſpruͤnglich beabſichtigt werden iſt. 

Die unterz. Min. beſtimmen daher, daß hinfort ohne ihre anuddruͤckliche 
migung Niemandem vor erreichtem 30jährigen Alter der Gewerbeſchein 
den darf, daß Abſchrift der Genehmigungs-Verfügung dem Gewerbeſchein 
ten iſt, und daß ter Mangel derſelben jede Reg., welcher ein ſolcher G 
vorgelegt wird, verpflichtet, ihm bie Guͤltigkeits-Erklaͤrung zu verſagen. 

(A. XVI. 470. — 2. 81.) 


Die Beſtimmungen dieſes C. R. wurden demnädft durch me 
ber K. Min., welche den Regierungen ausnahmsweiſe die Ver 
Ertheilung der Tispenfation ohne Anfrage beilegten, modifizirt. 

Demnächſt wurden die in dieſer Beriehung zu beobadhtenden 
anderweitig aufgeftelt und es murde zugleich den Regierungen 
mein die Befugniß ertheilt, über derartige Dispenſations⸗ Geſucht 
ftändig zu enticheiden. 

Hierüber erging dad ©. R. der K. Min. des I. u. d. 2. (p. 
u. d. F. (Gr. v. Alvensfeben) v. 17. Aprit 1839 an fämmtl. 8. Ag 
wie an dad K. Polizei-Präſid. und Gewerbefteueramt in Berlin !). 

















1) Hiernah find die dieſen Gegentant ber. Buhl, ver KU, u In 


dem SewerbesBetriebe im Umberziehen. (Regul. F. 11.y 0 


jeireff der Zulaſſung von Berfonen unter 30 Jahren zum Gewerbebetriebe 
iehen wird der K. Neg. Rachſtehendes zur Beachtung eröffnet. 
n 6. 11. unter 5. bes Regul. v. 28. April 1824 über ten (Wewerbebe: 
sıberziehen ertheilte Beſtimmung, nad welder in der Regel Leuten un- 
ren nicht erlaubt werten fell, ein Gewerbe im Umherziehen zu betreiben, 
meinen als maaßgebend jeftzuhulten. 
nilt jedoch 
den Vorſchriften jein Bewenden, durch welde für gewifle Gewerbe Aus: 
eits allgemein nadıgegeben fint. Tennad findet die vergedachte Negel 
tung 
» bemz bezeichneten Negul. felbfi, auf joldhe Gewerbe, welche eine form: 
mg. erfordern, und ded) nicht wohl andere als im Umherziehen betrieben 
en. Hierhin gehört nad den Girf. v. 15. Febr. 1833 1) und 31. Wärz 
Gewerbe der Viehichneider, der Kammerjäger , der jogenannten Hengſt⸗ 
es im Unherführen tüchtiger Beichäler zum Bedecken der Stuten beiteht) 
enden, wo bie Leinweberei ein Haupterwerbszweig ift, das Gewerbe ber 
T. . 
em Fönnen 
Grund bereits erlafiener Minifterial: Verf. 3), zum Suchen von Waaren⸗ 
unter Mitführung von Proben, und zum Ankaufe frachtmeile zu beför- 
ıren, an Handeltreibende und deren Gehülfen, ferner zum Verkaufe voher 
Fte, wie Kohlen, Torf, Holz, Stroh, Getreide, Obſt, beziehungsweiſe vom 
wom Wagen aus, an Perfonen, welde beziehungsweiſe das Schifferge: 
bie Landwirthfhaft als Hauptgeichäft betreiben, entlicd zu den in den 
19. des erwähnten Regul. v. 28. April 1824 bezeichneten Gewerben, 
g.. ohne bejondere Genehmigung der Min., aud dann Gewerbefceine 
en, wenn derjenige, welcher das bezeichnete Gewerbe betreiben will, das 
bensjahr noch nidt zurücdgelegt hat, 
re andere, als ˖ die vorgenannten Gewerbe, kann kuͤnftig, ohne bejondere 
g der Min. eine Ausnahme von der angegebenen Regel durd die K. 
achgegeben werden, went 
‚ der Natur des Gewerbes durch daſſelbe ein ortliches Bedürfniß befrie- 
der das Gewerbe doch ven erheblidem örtliden Nutzen iſt, indeflen Die 
e den betr. Bezirk zu eben dieſen Gewerbe bereits mit Gewerbeſcheinen 


‚ Dft. 1832 (R. XV. 803. — 3. 140.) und der 8. Reg. zu Pots⸗ 
v. 14. Nov. 1833 (A. XVII. 1057. — 4. 112.) nicht mehr von prafs 
m Intereſſe. 

C. M. der K. Min. des J. für H. u. G. ud  v. 15. Febr. 1833 
XVII 203. — 1. 123.) legte den Meg. die Befugnis bei, Viehka— 
ern, Kammerjägern und Garnſammlern in Gegenden, wo bie 
weherei der Haupt: Srwerbezweig ift, ohne Aufrage bei den Min, 
dann, wenn diefe Sewerbetreibenden das Alter von 30 Jahren uch nit 
ht Haben, Gewerbeſcheine zum Umherziehen zu ertheilen. 

GE R. ter K. Din. des I. für H. u. G. ud. F. v 31 März 1834 
te die in ber vorftehenten Note erwähnte Befugniß der Meg. auf das 
erbe der ſog. Hengftreiter aus. (A. XVII. 233. — 1. 135.) 


bier in Bezug genommene Min. R. iind nacitehende: 
. MR. der 8. Min. des J. für H. u. G. u. d. F. v. 26. April 1833. 
)ie Meg. werden ermädtiget, Schiffern, ſowehl in:, ala ausländiſchen, 
elche rohe Landes: Produkte, namentlih Kohlen, Holz, Torf, Obſt, Ge: 
eide, zu Schiffe verfahren, und vom Schiffe aus verfaufen, auch 
enn diefelben das 30 Jahr noch nicht erreicht haben, Gewerbeſcheine ohne 
rlaubniß ter Min. zu ertheilen. (N. XVII. 500. — 2. 157.) 

‚RM. derjelben Min. v. 28. Dec. 1833. Tieje Befugniß wird ausgebehnt 
if Landwirthe des Inlandes, welche dergl. rohe Landesprodufte vers 
hren. und vom Magen aus verkaufen. (N. XVII. 1064. — 4. 118.) 
der K. Min. dee I. u. d. P. u. d. F. » 22. März 1833. Die 
rc das C. R. v. 26. April 1833 ertheilie Befugniß wird ausgedehnt 
if ben Handel ber barin bezeichneten Schiffer mit Niktualien. 

(a. XAU. 108, — 1. 99.) 
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verfehenen Perſonen dem Bebürfniffe noch nicht entfpricht, ober den oͤr 
in dem wünfchenswerthen Umfange nod nicht gewährt, und 

wenn außerdem 

2) die periönlihen Verhältnifie beiten, der das (Gewerbe betreiben 
dere Berüdfihtigung verdienen, 3. B. wenn der Sohn das von feine 
chen oder verflorbenen Bater betriebene Gewerbe behufs Ernährung 
Familie fortiegen will, oder wenn ein bereits friiher betriebenes, Rebe 
ohne Bewilligung der Ausnahme für den umherziehenden Betrieb ein 
müßte, oder wahrfcheinlih nur mit unverhältnißmäßig geringem Bor 
werden fönnte. 

Doch ift auch bei dem Borhandenfein ber unter 1. und 2. gedach 
gen die Ausnahme für Perfonen männlichen Geſchlechts unter 24 Jahr 
bejonters dringender Umflände, und für Perfonen weiblichen Geſchle 
nachzugeben, wenn in ber Verſagung des Gewerbeſcheins eine große 
beftehenden Berhältnifien Iregen würde. Daß, abgejehen vom Alter,“ 
30 Jahren, welde zum Gewerbebetriebe im Umherziehen verftattet 1 
dazu nah den ſonſt beftebenden Beitimmungen in allen übrigen Bez 
ftändig geeignet fein müſſen, verfteht fih von felbft. 

Nachdem die Befugniffe der K. Reg. in der vorftehenden Art 
fallen die Anträge Derfelben auf Griheilung ber Alters:Disyenfation 
fort, Diefelbe wird vielmehr jedes besfallfige Geſuch, welchem bie 
biejer Berf. nicht Selbft ftatt geben kann, zurücweifen. 

(A. XXIII. 447. — 2. 167., Gentralbl. d. F.⸗Min. 1839 S. 


c) lleber die Ausdehnung der an Perfonen unter 30 Jah 
Gewerbefyeine auf andere Meg.» Bezirfe, vergl. Die 
6. 21. (©. unten.) 


d) Das Siehmaher- Gewerbe darf niemals von Pe 
30 Jahren umherziehend betrieben werden. 


a) M. der K. Min. des J. (v. Schudmann) u. d. F. (v. 
Dft. 1825 an die R. Meg. zu Erfurt. 


Der K. Neg. wird auf den Ber. v.7. v. M. eröffnet, daß die von: 
führten Gründe, Daß das Siebmacher Gewerbe zu_ den Gewerben 
den möge, die nach 8. II. des Regul v. 28. April vw. 3. sub Wr. 
weiſe aud von Yeuten unter 30 Jahren umherziehend betrieben werde 
überzeugend find. Die Daritellung der K. Reg. beweijet vielmehr, t 
macher ſolchen Oewerbetreibenten keizuzählen find, denen n:ch ©. 
erlaubt werden muß, blos auf ten Grund einer polizeilichen Legitin 
Umgegend ihres Mohnerts unbeftellte Arbeit aufzufuchen, und wird d 
halb beauftragt, für die Folge hiernach verfahren zu laſſen. 

(A. X. 431. — 2. 106.) 


3) ©. R. der K. Reg. zu Breslau, v. 9. Juni 1832 an füı 
beiteuer = Aufnahıne= Behörden. 


Die K. Min. des I. für 9. u. G.⸗Ang. u. d. F., haben mittel 
April c. I) entfhieten, daß das Siebmadrergewerbe zu denjenigen ( 
gehört, für melde die in F. 11. tes Hauſir-Regul. v. 28. April 18‘ 
baltene Ausnahme in Betreff des Lebensalters nachgelaffen worden if 

Hierauf hat das K. landräthliche Amt (ter Mag. x) Tünftig in 
Fällen zu adıten, und daher Siebmacher, welche zeither noch nicht im 
werbefcheing geweſen fint, und nod nicht das 30. Jahr erreicht habe 
werbeicheinen vorzufchlagen. 

Für diejenigen Siebnacher unter 30 Jahren, weldhe einmal im ! 
werbeſcheins find, fann aber des mangelnden Alters ungeachtet, aud 
Erneuerung des Gewerbeſcheins nachgeſucht werten, ſofern nicht etwa 
denfen entgegen ſtehen. (N. XVII. 809. — 3. 143.) 


1).Die in Bezug genommene Vexi. v. 12, April 1832 findet ! 
fentlicht. 
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Zum 6. 12, des Negulativs. 


ı8länbern darf in ber Megel der Gewerböbetrieb im 
ben nur geftattet werden : 


Saufirhandel mit den im $. 14. Nr. 1. bezeichneten Waaren; 
arenbeflelungen zu fuchen; 
in den $$. 17—19. genannten Dienflleiftungen und Echauflels 


a.) Spezielle Beftimmungen über die Zuläffigfeit ober 
zkeit der Ertheilung von Haufirs®emerbefcheinen an Ausländer 
I mit gewiſſen Segenfländen. 


Inwand, Zwillid, Bettfedern, Zwirn und Spigen, 
Hudländer feinen Haufirhandel treiben, wohl aber gewerbe⸗ 
i die Jahr⸗ und-Wochenmärfte befuchen. 


K. Min. des H. (v. Bülow), des I. u. d. P. (v. Schudmann) 
. (0. Klewitz) v. 27. Mai 1825 an die 8. Meg zu N. N. 


Reg. if bereits von dem unterz. Handels: Min. die Grtheilung von 
n an Drillihhändlern aus Andrihan in Galizien verwieſen worben, 
senig kann es gut geheißen werben, wenn dieſelbe Ausländern den Hau⸗ 
Bertfedern, Leinwand, Zwillih, Zwirn und Spitzen nachgegeben hat. 
daraus von Neuem hervor, daß Eie den $. 12. des Regul. v. 28. April 
richtige Dentung giebt. Gewerbeſcheine zum Hauſirhandel dürfen Aus: 
ingt nur dann ertheilt werden, wenn ihr Handel fi auf die in Ar.1. 
zeichneten Gegenftände bezieht. 
te des $. 12.: 

aber nur dann, wenn ihr Gewerbe in der Gegend entweder gar nicht 
t mit ber ihnen eigenen Geſchicklichkeit getrieben wird, und doc als 
8 Bedürfniß anzuſehen ift, ' 
t Die Berugniß, Ausländer zum Hauſtrhandel zu geitatten, jondern ihre 
ı andern Gewerben, die im Uniherziehen betrieben werden, außer den 
. bezeichneten Dienitleittungen und Schauftellungen. 
sländiihe Waaren der einen oder andern Art befler als die inländiſchen, 
hung auf Leinwand, Zwillih und Drillich nicht einmal behanptet wer: 
werden die inländifchen Kaufleute, ſtehende oder herumziehende, ſchon 
das Inland damit zu verfehen, und wird es nicht Noth thun, fich 
Haufirer in Das Land zu ziehen. 

453. — 2. 122.) 


K. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann) u. d. F. (v. Mop) 
uli 1825 an die K. Reg. zu Bredlau. 


Meg. wird auf den Ber. v. 16. Mai etöffnet, daß zum Hauſirhandel 
, züdfihtlih der entgegenftehenden Vorjchriften des Regul. v. 28. April 
ıpt den Böhmen ein Gewerbeſchein fo wenig ertheilt werden kann, als 
sidern, geſchweige denn gar zu einem ermäßigten Steuerfage. Der 
Ausländer auf den ſchleſiſchen Leinwand: Märkten it aber durch 
ar nicht gewerbefteuerpflichtig geworben, denn im $. 1. des Negul. ift 
Jahrmarktsverkehr, fondern aud der Verkehr auf den Wochenmarkten 
Jegenftänden, womit auf diefen Märkten auch von andern ale Ortsein⸗ 
h der Ortsobjervanz, Handel getrieben werden darf, für gewerbe⸗ 
rflärt, und es wird aus dieſem $. in Verbindung mit $. 2. gung Ear, 
ung von Narktverkehr duch das Regul. nicht hat bejchränft wer: 


t fünnen aud bie unterz. Min. den Verfehr der böhmiſchen Leinweber, 
‚brifate ihren dieffeitigen befannten Abnehmern felbit überbringen, nicht 
Hichen Gewerbsberrieb im Umherziehen anfehen, und wird derjelbe da⸗ 
nifchen Webern nah wie vor ohne Gemwerbefhein und gewerbes 
1 geftalten fein. Wollen fie fich aber auf ein foldhes Weberbringen an 
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beffimmte Abnehmer nicht beſchränken, jondern ihre Vaaren jebem belichigen 
umberziehend feil bieten, fo .müffen fle zur Unterſuchung gezogen, und nah 
des Regul. beitraft werben, da fie zu vieſem Verkehr Feinen Gewerhefärnt 
fonnen. (A. IX. 739. — 3. 140.) - 


Y) R. der K. Min. des I. (Beuth) u. d. F. (Manfen) v. 13: % 
an die K. Meg. zu Pofen. 
Nady einer bei dem Fin.:Min. vorgenonmenen fpeziellen Revifion ber & 

ſteuerRollen der Stadt Poſen pro 1827 find von der K. Reg. Leinwand: m 
lich = Händlern aus Galizien Gewerbeicheine ertheilt worden, welde nad $. 

Regul. v. 28. April 18924 nicht hätten bewilligt werben follen. \ 
Menn die K. Neg. zu Ihrer Rechtfertigung den $. 14. ad Nr. 1. dei 

anführt, wonach Leinwand angeblich nicht zu den Gegenjtänden gehört, 

haltung auf Wechenmärften unterfagt ift, viehnehr in ber dortigen Provinz © 
durchgangig auf Wochenmärkten f.ilgehalten werden foll, fo iR ‚doc unbe 
daß das Regul. Leinwand nicht unter den anı genannten Orte bezeichneten, 
fländen mitbegriffen hat, ta in demſelben $. unter Nr. 5. Leinwand befen 
geführt worben, alfo nicht zu den Waaren gehört, mit denen nach $. 12. det 

Ausländer haufiren dürfen. . 

Nach den Angaben der K. Reg. werben übrigens auch von den mel 
werkern die von bdenfelben verfertigten Waaren auf Wochenmärkten feil ge 
wenn Ihre Anficht richtig wäre, jo würden in ter bertigen Provinz alfe a 
Handwerker » Waaren von In: und Ausländern umberziehend feil gebeten 
önnen. “ 
Ausländer, welche die aufgefauften Waaren mit fi herumführen wolle 
jedoch nah $. 42. Gewerbeſcheine zum Aufkauf nur erhalten, wenn fie 
auf die in Mr. 1. des 6. 14. benannten Gegenftände befcränfen wollen, % 
nad) bat die K. Neg. das Weitere zu verfügen, auc die Landräthe mit 
zu verjehen. (A. XII. 617. — 3, 111.) 
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b) Zum Haufirhandel mit Töpfermaaren find Gewerbefcheine fi 
“ länder nicht zu ertheilen. 


R. der R. Min. des 9. (&erber) u. d. F. (v. Motz) v. 29. I 
an die K. Meg. zu N.N. 


Die K. Reg. hat Sich in Ihrem Ber. v. 26. v. M., die von Ihr ber 
dern im Jahre 1825 ertheiften Gewerbefcheine zum Haufirbandel mir Ta 
betr., mit Unrecht auf die Beſtimmung des $. 12. des Regul. v. 28. M 
berufen, wonach Ausläntern der Gewerbäbetrieb im Umherziehen nächft de 
handel mit Mochenmarfts-Artifehr, dem Aufſuchen ven Waarenbeftellungen, 
6. 17—19. genannten Dienflleiftungen und Schauftellungen nur dann gef 
den ſoll, 

wenn ihr Gewerbe in der Gegend entweder gar nicht vder nicht mit 

eigenen Beſchictichteit betrieben wird, und doch als öffentlihes Bedürf 

ehen iſt. 

Sollten namlich in ber dortigen Gegend im Inlande in ber That nick 
Töpferwaaren als im Nuslande verfertigt werden, ſo werben doch von den 
dern die Töpferwaaren nicht im Umbherziehen fabrizirt, fondern das Gewert 
{m Umherziehen betreiben, iſt ein bloßer Handel, den die Inländer ſogleich 
men merten, als er den Auslanbern nicht geitattet wird. ‚ 

Die K. Meg. hat im abgemichenen Jahre 1751 Gewerbefcheine ausg 
darunter 163 blos zum Handel mit Porzellan, irdenem und Stein:Gefcirr. 
dient alſo um jo ernfllichere Mißbilligung, daß Sie noh Ausländern e 
jeßlich ihnen nicht geitatteten Haufirhandel mit Töpferwaaren im 3. 1835 
bewilligt bat, ta Ihr ſolches ſchen unterm 17. Dec, 1824 ſpeziell unter 
und biernac eine Meberfüllung bes Meg. Bezirks mit Haufirern nicht zu 
fein dürfte. . 

Die 8. Reg. wirt daher wieberbelentlih angemwiejen, feinen Auelinbe 
Gewerbeicheine zum Haufirhandel mit Töpferwaaren zu ertheilen: 

(a. X. 433. — 2. 109.) 


i 
c) Zum Hauſirhandel wit ovtiſchen Inſtrumenten ſollen 9m 
ſcheine an Ausländer nicht eriheilt werten. 
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\der K. Min. des 3. für Gew.» Ang. (v. Brenn), des I. u. d. 8. 
few) u. d. 8. (v. Alvensleben) v. 20. Mai 1837 an die K. Reg. 
fin. 
optiſche Inſtrumente nicht zu ten, nad 8. 12. des Haufir-Regul. v. 28, 
“4 den Ausländern zum Gewerbebetrieb in Umherziehen geflatteten, im $. 14. 
1. bezeichneten Waaren gebören. dergl. Inftrumente auch in allen größes 
en tes Staats angefertigt werden, und nicht anzunehmen ift, daß die im 
ı Lauden anjäfigen Optiker ſchlechtere Waaren liefern follten, ale der Dr. N. 
in; fe fönnen die Min. 'ſich nicht veranlaßt finden, ten Optikue N. aus: 
e ten Haufirhandel mit optiſchen Inftrumenten im tiefjeitigen Gebiete zu 
(a. XXI. 532. — 2. 228.) . 


jl. nicht zum Haufirhandel mie Tiſchteppichen, und mit Käfl- 
ı und Körben 'auß farbigem Hole. 


er K. Min. des-I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. %. (v. Alvendles 
3. Aug. 1839 an die 8. Reg. zu N. 


t Durdy den Ber. v. 11. Zuli.d. J. micht gerechtfertint,, Daß tie K. Meg. 
Bantelsfeuten aus N. im Hannöverjhen Gewerbeicheine zum Haufirhandel 
ppichen, Käfthen, Rörben aus farbigem Holze ertheilt hat. Die Berufung 
. 12. ımb 17. des Haufir-Regul. v. 28. April 1824 iſt in dem vorliegen: 
in welchem es auf die Geſtattung dee Haufichantels ankommt, nicht paf- 
26, was aus biefen 68. geltend gemacht ift, nicht auf den Hantel, ſondern 
rblidhe Berribtungen ber Ausländer Bezug hat. Dies ergiebt ſich 
8 den $. 17. jelbit und daraus, daß in dem $. 12. auf die in den 66. 17. 
enannten Dienftieitungen und Edanitellungen verwiefen, und dann ber 
‚keit erwähnt werben it. Auch der Umitand, daß die Handler von andern 
hnen früher ertheilte Gewerbeſcheine vorgezeigt haben, hätte für dic K. Rey. 
Bgekend fein Selen. 

Abe wird fih daher fünftig ber Ertheilung von Gewerbeſcheinen an Aus: 
m Haufirhandel mit den vorbezeichneten Gegenſtänden zu enthalten haben. 
er nach der Deinung der K. Reg. ter Hauſirhandel damit von örtlichen 
in. je it dies näher darzulegen, damit nadı Befnden die Genehmigung zur 
hein : Ausfertigung biefleite ertheilt werten kann. 

XXIII. 713. — 3. 177.) 

gl. nicht zum Haujirhandel mit Fliegenwedeln aus Holz und 
E" groben Holzwaaren. 


R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvene⸗ 
ı 30. Mai 1840 an die K. Reg. der Provinzen Brandenburg, Sach⸗ 
der Mheinprovinz, fowie an die K. Reg. zu Münfter I). ' 

j ten gemachten Wahrnehmungen verlangen Ausländer häufig Gewerbe⸗ 
ms Haufichantel mit Fliegenwedeln aus Holz und mit andern groben Holz: 
zach teren Erlangung fie ihre Waaren mit Zubringlichkeit anbieten, und fo: 
durch, als durd Las Erbitten von Alnejen, das Publikum beläftigen. 

ein Nugen von dem Haufirhandel mit ben bezeichneten Fliegenwedeln ac. 
sfehen ift, dieſelben auch nicht gu den gewöhnlichen Gegenjtänten des Mor 
verfchre gehören: fo wird die K. Mey. veranlaßt, Fünftig Ausländern Ge: 
ne zu dem Haufichandel mit ten gedachten Gegenitänden nicht zu ertheilen, 





weite unterm 27. Juli 1839 hatten dieſel ben Min. ein fait wörtlich gleichs 
ntendes R. an die K. Rey. zu Arnéeberg erlaflen. 
(a. XXIN. 715. — 3. 179.) 
Die ven in Bere ſtehenden Haufirhantel bedingt geitattenden M.: 
tes K. Dein, tes 3. für G.-Ang. u. d. F. v. 7. Juli 1837 nebſt (ta: 
durch mitgetheilten) R. terjelb. Min. v. 26. Mai 1835 an die K. Reg. 
zu Magdeburg, Merieburg md Peſen. 
(Rt. XXI. 786. — 3. 170,); 
ter K. Min. des J. un. d. P. u. d. F. v. 31. Juli 1839 an die K. Meg. 
zu Düfſeldorf (fl. XXIII. 714. — 3. 178.) find durch dae C. R. v. 
30. Mai 1840 für beſeitiget qu erachten. 
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wenn aber befondere Umftände für die Ausfertigung ber Gewerbeſchelu 
möchten, dazu die biefleitige Jenehmiging naguſuchen 

(Min. BE. d. i. V. 1840 ©. 253. Nr. 446  Gentrafbt. d. F. An 
264. Nr. 115.) 


Das C. R. der K. Min. des I. u. d. F. v. 26. Dec. 1847 ( 
dv. i. B. 1848 ©. 25. Nr. 19.) führt dagegen (in der Anlage = 
grobe Holzwaaren unter den Wochenmarfts » Artikeln 
welchen Ins und Ausländern der Haufirhandel zu geflatten. | 
(Z. zum $. 14. Nr. 1. des Megul.) \ 


f) Desgl. nicht zum Hauflrbandel mit Holz⸗ und Samarzv⸗ 
Uhren. 


a) R. der K. Min. des J. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) u. b. 8. 
vensleben) v. 18. Mai 1837 an den Uhrenhandler N. nnd abi 
an die K. Reg. zu Magdeburg. 

Dem Ubrenhändler N. wird auf Seine Borftellung v. 7. März r 3. 
daß Seinem Antrage auf Ertheilung eines Gewerbeſcheins für Seine aus 
tembergiſchen gebürtigen Brüder zum Haufirhandel mit Holzuhren für 
nung nicht flattgegeben werden kann, da in bem Reg.⸗Bez. Magdeburg keig 
niß obwaltet, den Haufirhantel mit Holzubren auszudbehnen; überdies abe 
renhaͤndler nicht zit denjenigen Gewerbetreibenben ehören, denen nad & 
Megul. v. 28. April 1824 Grhufen zu bewilligen 

(m. XXI. 532. — 2. 229.) 


ß) R. der K. Min. des I. u. d. F. v. 14. Febr. 1839 an bi 
zu Erfurt. 

Die R. Reg. ift nicht ermächtigt, ohne bieffeitige Genehmigung Musik 
Haufichandel mit Holzuhren zu geitatten, voie dies Diefelbe aus dem 8.1 
gul. v. 28. April 1824 über den Gewtrbebetrieb im Umherziehen, in- 
mit deffen $. 14. unter L., fo wie aus dem Cirk. v. 12. Sept. 1835 1), 
9440. hätte entnehmen follen. 

(Gentralbl. d. Fin.:Min. 1839 S. 38. Nr. 30.) 


y) R. derfelben Min. v. 28. Sehr. 1839 an die K. Reg. zu 


Die K. Reg. hätte dem N. N. den vorjührigen Gewerbefchein zum 
del mir Holzuhren ohne diefleitige Genehmigun g nicht ertheilen ſollen. ts 
g. 12. dee Regul. v. 28. April 1824 in Verbindung mit beiten $. 17. 
wohl die Ausübung des Holzuhrmacher-Gewerbes im Uniherzichen 
K. Reg. zu geitatten, nicht aber der Hauſirhandel mit Holzuhren obne 
Genehmigung nachzugeben iſt. 

(a. XXIII. 226. — 1. 204.) 


5) R. derfelben Min. v. 14. Aug. 1839 an die K. eg. zu 3 

Da der Haunfirhandel der Ausländer mit Schwarzwalter Uhren nidl 
öffentkiches Bedürfniß anzujehen ift, fo wirt, unter Aufhebung ber Berf. 
1835 2), beftimmt, daß in jzällen, in welchen die 8. Meg die auenahm 
theilung von Oewerbejcheinen fir Ausländer zu dem bezeichneten Haufl 
wünfhenswerth erachten möüdhte, „narlber zur Genehmigung zu berichten iR 

(a. XXI. 2238. — 1. 


g) Deögl. nicht zum —8 mit Singevögeln ?). 


R. der K. Min. des 3. (v. Vodelfchwingh) u. d. F. (v. 
v. 29. Oft. 1847 an die K. Reg. zu N. 

Es iſt zur Sprache gefommen, daß die K. Reg. in bem laufenden 
Sewerbetreibenden N, N. Giewerbefcheine zum Haufichandel mit Vögeln 


— — — — — — — 


1) Vergl. unten zum $. 12. des Regul. 

2) Das N. v. 6. Marz 1835 finder fih nicht in den Sammlungen db 

3) Vergl. jedoch die Anl. um E.R.v. 26. Dec. 1847 (sub II.). (5. pi 
Nr. 1. des MRegul.) 
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De zum Haufichandel mit Vögeln, infofern ſolche nicht zu dem im 6. 14. Nr. 1. 
⸗Negul. v. 28. April 1824 genannten Federvieh gehören, in Bemäßheit 
«12. L c. nur mit Genehmigung der Din. an Ausländer Gewerbefcheine er: 
werden dürfen, fo hätte tie K. Reg., wie Ihr zur Fünfiigen Beadtung eröff: 
w. entweder die Griheilung des Gewerbeſcheins verfagen, eder zu deſſen Aus: 
y bie biefleitige Genehmigung beantragen jollen. 
BL d. i. ®. 1847 ©. 295. Nr. 360.) 


esgl. nicht zum Haujirhandel mit Klefreinigungs« Waffer. 
. der KR. Min. des 9. u. d. P. (v. Rodyow) u. d. F. (v. Alvendles 
a) v. 28. Sept. 1838 an die K. Reg. zu Koblenz, 


w Handelsmann N. kann der nady dem Ber. der K. Meg. v. 24. Aug. d. J. 
Gewerbefchein zum Haufichandel mit Fleckwaſſer nicht ertheilt werden, da von 
chen Handel für tas Pubikum eher Nachtheil als Nutzen zu erwarten it. 
‚ XXII. 774. — 3. 1%.) 


‚ derfelben Bin. v. 8. Bebr. 1840 an die K. Reg. zu Breslau, und 
bfehrift an die K. Reg. zu Pofen. 

e K. Reg. hätte dem N, den unterm 9. Sept. v. J. ausgefertigten Gewerbe: 
sm Haufirbandel mit Fleckreinigungs-Waſſer chne diefleitige Genehmi⸗ 
ht ertheilen follen, da es fich bei dem Verkehr des N. nit um Dienſtlei⸗ 
ß bantelte, zu weldhen die K. Meg. nach tem F. 12. des Hauſir-Regul. v. 
il 1824 einen Ausländer durch Ertheilung des Gewerbeicheine ohne diefleis 
sehmigung danıt verftatten bürfen, wenn ihr Gewerbe in der Gegend gar 
ber nicht mit der dem Ausländer eigenen Geſchicklichkeit betrieben wird, und 
I öffentliches Bedürfniß anznfehen it. 

Bin. BT. d. i. 3. 1840 ©. 114. Nr. 191.) 


L. nicht zum Hauſirhandel mit Bildern. " 
der 8. Min. des I. u. d. PB. u. d. F. v. 9. April 1839. 
k XXIII. 449. — 2. 168,, ſ. unten sub C. 1. ad h.) 


m Betreff der Ertheilung von Hauflrfcheinen an Ausländer zum Han⸗ 
mit Vflanzen und Sämereien bemerft dad R. der K. Min. 
H. (v. Bülow) u. des I. u. d. P. (v. Schumann) v. 10. Mai 
an das KR. PVolizeis Präjld. zu Berlin: 


nach dem Ber. des K. Polizei: Brafid. v. 8. v. M. Hinſicht der Pflanzen 
eien. weldye die Händler N. N. aus Tübingen und N. N. aus Grennins 
Verkauf geitellt und ausgeboten haben, veranlaßte Unterſuchung, hat 

Händler ter, ihnen Schuld gegebenen betrügerijchen Abiichten allerdings 
gemacht; wir finden jedoch in dieſem Falle un fo weniger einen zureichen⸗ 
wegen Beichränfung des Haufirhandels mit Planzen und Saͤmereien bie 
gebrachte allgemeine Berf. au erlaiien, und dadurd) bem Urtheile der Prov.s 
ranfen zu fegen, da den Ausländern nad $. 160. des Gew.:Bol.:Ed. nur 
ern Gründen der Verfauf im Umherziehen geftattet werden foll, und das 
i-Präfid. es alfo in feiner Gewalt hat, in dergl. allen den Gewerbeſchein 
m. (A. VII. 585. — 2. 149.) 


(Zu b.) In Betreff der Ertheilung von Gemerbefcheinen zum Auf 
Rvon Maarenbeftellungen für Ausländer insbeſ. vergl. das 
der K. Min. des I. ud P. ud. F. v. 30. Juni 1840. 


% BL d. i. V. 1840 ©. 261. Nr. 460., ſ. zum $. 5. sub A. 1, ad e, 
270.) 












(Zu c.) Die Ertheilung yon Gewerbefcheinen für Ausländer zu 
feiftungen (Aufiuchen von Arbeit) betr., fo find ergangen: 
den Gewerbebetrieb der Dammſetzer oder Pflafterer. 
der K. Min. des 9. (v. Bülow), des J. u. d. P. (v. Schuckmann) 
8. (0. Klewig) v. 29. Nov. 1824 an die K. Reg. zu Trier !), 


—— — | 
Berg. jedoch die Anl. zum C. R. v. 26. Dec. 1847 (sub I.) (f. zum $. 14, 
Sir. 1. des Regul.). 9 
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Zur Löfung eines Gewerbefcheins würden Dammſetzer oder Pflaſterer u 
des Regul. v. 28. April d. J überhaupt nur dann verbunden fein, wenn 
befeilter Arbeit im Umherziehen ſich anbieten wollten. Diefer Fall wird 
gel nicht vorlommen, träte er aber ein, fo würde die K. Reg. do ver 

Antorifation unter den, von Ahr angeführten Umftänden nicht Gebüefen, m: 
6. 12. des Regul. feitfegt, daß Ausländern der Gewerbsbetrieb im Umkerg 
blos zu ben $. 17—19. genannten Dienftleitungen und Schaufeflungen ‚3 
auch dann durch Griheilung eines Gewerbeſcheins geftattet werben darf, 

wenn ihr Gewerbe in der Gegend entweder gar nicht, ober nicht wis 

eigenen Geſchicklichkeit betrieben wird, und doch als öffentliches 2 

zuſehen iſt. 

Zu einer Herabſetzung dee Steuerſatzes für ſolche Ausländer, | 
unbe Arbeit im Umbergiehen auffuchen wollen, ift dagegen feine @ Br 

(a. VI. 1175. — 4. 130.) 


b) Leber den Gewerbebetrieb ausländifcher Viehfafrirer, ı 
N. v. 14. Mai 1828 und 27. März 1837 zum $. 17. des 6 
(S. unten.) " 


e) Ueber den Gewerbebetrieb ausländiſcher Müller in bief 
bung, vergl. die R. v. 9. Juli 1834, 31. Mär; 1840, 9. 
u. 13. April 1847 zum $. 6. des Argul., sub A. 2. 
(S. oben ©. 289. ff.) 


B. Außerdem darf Ausländern ber Gewerbebetrieh 
herziehen nur dann geflattet werden, wenn: 


a) ihr Gewerbe in der Gegend gar nicht, oder nicht mit Der —* 
Geſchicklichkeit getrieben wird, und doch als öffentliches X 
zuſehen iſt; oder 


b) wenn die Reziprozität gegen Nachbarſtaaten ſolches erfordert. 


Alsdann bedarf es aber der gemeinſchaftlichen Genehmigu 
Min. des H., des J. u. d. R. u. d. F. i). 


Dazu: 


1) Ueber die Auslegung des Satzes zu a. und über! 
in tiefern es der Minifteriale®enehmigung zur Ertbeilung: 
werbefcheinen zum Gewerbebetrieb im Umherziehen für Ausländer 
find folgende R. ergangen: 


a) M. ver K. Min. des 9. (v. Schuckmann) u.d. F. (v. Mog) v. 
1828 an die K. Reg. zu X 


Die von mehreren Handeltreibenden in N. unterm 26. San. d. 3. 4 
Immediat-Beſchwerde iſt nicht fo ungegründet, und das Berfahren der 
nicht fo gereditfertigt, wie der Ber. ter K. Reg. v. 24. Juli d. J. feld 
ftellen verſucht. 

Wenn der $. 12. dee Regul. v. 28. April 1824 verorbnet: 
Ausländern darf in der Regel ber Gewerbebetrieb im Umherziehen m 
SHaufirhandel mit ten $. 14. unter Nr. 1. bezeichneten Waaren, (ben 
markts-Artikeln) ferner um Waaren-Beitellungen zu fuchen, und zu dag 
bie 19. genannten Tienftleitungen und Scauftellungen, außerdem 4 
dann geitattet werten, wenn ihr Gewerbe im der Gegend enweder 
oder nicht mit der ihnen eigenen Geſchicklichkeit getrieben wird, und 
öffentlicher Bedürfniß anzuſehen iſt, oder wenn bie Reziprozitaͤt gegem 
ſtaaten ſolches erfordert, 

fo find vie Fülle ter Auenahme von der zuerſt erwähnten Regel im Be 
fhon durch das „außerdem“ angeführt. 

Zu den Autnahmefällen, wo ter K. Meg. felbit zufteht, ohme vergü 
jeage tie Ausnahme zu bewilligen, gehört aber ber eigentliche Hauſirhantel r 




















1) Bergl. jededy ten Alerh. Aria v. IM RR U TU LE 
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as Geſetz serlangt, Daß das Gewerbe felbit, welches in Umherziehen betrieben 

su dem Ausländer mit größerer VBellfommenheit getrieben werde, wie ſolches 

fegern, Glaſern und andern Gewerbetreibenden der all ſein Fan, welche 
erziehen ihre Dienſte anbieten und Arbeiten aufſuchen. Wenn blos bie 

R weiche im Umherziehen feil geboten werden, im Auslande angeblich befler, 

Ilande verfertigt werden, hat das Geſetz tie Zulaffung tes Nusländers noch 

ges autorifirt, aud) zu autoriliren gar feine Veranlaſſung gehabt, da Inlän: 

Bg verhanden find, welde zu dem Hauſirhandel ſich drangen, dieſen auslän- 

Baaren zu führen nicht verboten iſt, und michin das Beduͤrfniß ausländijcher 
burdy Inländer eben fo gut befriedigt werden fann, als durch Ausländer. 
wird alſo die K. Meg. beſenders aufmerkſam gemacht. 

efelke beruft Sich aber auch ferner mit Unrecht auf ein ven dem Fin. Min. 

17. Juli 1821, über die Beiteuerung feldher Händler, weldhe außerhalb ihres 

IS einen teniyorairen Handel treiben, erlaflenes R.: Sie vergißt, daB feit 

rit ker Begriff des Gemerbebetriebe im Umherziehen anderweitig geſetzlich 

w Megul. v. 28. April 1824 beitimmt werben it, und jeder temporaire Han: 

‚zu anderer Zeit ald auf Meilen und Märkten außerhalb bes Wohnorts be: 

wird, zu dem Gewerbäbetriebe im Unmiherziehen gehört, der nicht durch die - 

Meuer vom ftchenden Handel befteuert werben darf, zu der die Frau N. N. 

und ter N.N. aus Aachen mit Unrecht herangezogen worben find, fon: 
die Loſung eines Gewerbeiceins. 

rem find Gewerbeſcheine zum Handel mit Gegenftänten bewilligt worden, 

en im limherziehen nicht Handel getrieben werden darf, beifnielsweife dem 
zum Handel mit Teppihen, wie beun überhaupt der Bericht fol. 18. beweilt, 

THaufñrverkehr in X. doch in anderer Art betrieben worten ik, als die K. 

Em anerkennen mochte Nach den protcefollariichen Ausſagen der Beſchwerde⸗ 
t es namlich, ald wenn auch auf die Ausführung des 6. 3. im Regul. 

it 1824 von der Orts: Polizei: Behörde nicht mit gehöriger Strenge ger 

‚ indem eines Theild Waaren in der Stadt zum Verfauf umbergetragen 

Ba fcheinen, Lie nicht umhergetragen werben dürfen, andern Theil das Mm: 

m ven Waaren, für welche diefe Art des Berfehrs nachgelaffen it, ohne bie 

e pelizeilihe Erlaubniß nicht ſtattfinden ſollte. 

K. Meg. wird daher hierdurch angewieſen, auf die pünktliche Beobachtung 
tes Haufirhandels beſtehenden Vorſchriften Ihre unausgeſetzte Sorfalt zu 
bie Ihr untergebenen Behörden dazu anzuhalten. 

Xu. 774. — 3. 110.) 


der K. Min. d. F. (Maafen) u. des J. für Gew. (v. Brenn) 
Aug. 1834 an die K. Reg. zu Düffelvorf und zur Nachadyrung 
mtl. K. Reg. 


dem Ber. v. 5. Sept. v. J. iſt erſehen, wodurch die 8. Reg. veranlaßt 
tem Deminifus Noel aus Mouilly in Frankreich, den vorjührigen Ge⸗ 
um umberziehenden Handel mit Korb: und Krammaaren zu ertheilen. 
nothmendig, daß fünftig wegen ber wälle, wo nadı $. 12. des Regul. 
zit 1824 den Ausländern der Haufirhandel mit Gegenftänden zu geitarten 
‚die font nur den inländischen Haufichändfern vorbehalten find, hierher 
und nur nadı erfolgter Genehmigung der Gewerbeſchein ausgerertigt werde. 
iR häufig wahrggnonmen, daß die K. Meg. die in dem erwähnten 6. 12. 

ingung, unter welcher Ausländern aud auf andere, als die im $. 14. 
e. genannten Gegenitände auenahmaweile Gewerbeſcheine ertheilt werben 
vorhanten anſehen, wenn die Gegenitünde nicht von Inländern durch 
del verbreitet werden, ohne weiter zu berückſichtigen, ob die nänaliche 
im ſtehenden Handel in Hinreidhender Menge und Guͤte angetroffen wird. 
VIII. 838. — 3. 135.) 


. der K. Min. des I. für Gem.» Ang. (v. Brenn), des I. u. d. 
Köhler) u. d. F. (v. Ulvendleben) v. 12. Sept. 1835 an fämmtl. 
Reg. fowie an das Königl. PVolizei-Präfldiun in Berlin. 
on Ber. vom 6. April e., die Ertheilung von Gewerbeſcheinen zum Hau⸗ 
m Ausländer beir., wird ber K. Meg. zu erfennen gegeben daß Ahre Auss 

8. 12. des Regul. v. 28. April 1824 nicht die richtige if. 
Hundert Darf den Ausländern nur mit ben $. 14. Nr. 1, bezeihueten 
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Waaren von den K. Meg geflattet werben: mit andern Gegenflänben sum 2 
eingeholter Minifterial: Genehmigung. j 
Dienftleiftungen darf Me Mey. geftatten: 4 
a) unbedingt, wenn es folhe fint, bie $. 17. und 18. erwähnt 
b) bedingt, wenn eins ber im $. 12. anfgeführten Momente eintritt, 
dann, wenn es dad Moment der Reziprozität ifl, mit Mint 
migung, fonft aber ohne dieſe. " 
In diefem Sinne hat die K. Meg. daher fünftig den F. 12 anzuwenden. 
Im Nebrigen erfcheint es allerdings angenefien, daß in denjenigen 
nach dem Boritehenden zur Musfertigung eines Gewerbiheins an Auel 
ſterial⸗ Genehmigung erforderlich if, das Datum derjelben in. dem Scheine! 
werde, und find deshalb ſaͤmmtl. K. Reg. hiernach mit Anweifnng verfehen! 
(A. XIX. 828, — 3. 173.) 


d) R. der K. Min. des I. u.d P. u. d. F. v. 21. Juli 1838 | 
K. Meg. zu Danzig. 
Nach ten $. 12. des Regul. v. 28. April 1824 find die K. Meg., 

in dem Eirf. v. 12 Sept. 1835 (9. ©. 828) 1) auseinandergefegt 

befugt, ohme bieffeitige Genehmigung den Ausländern den Hauſirhandel 
dern, ale ben im 8. 14. Nr. 1. a. a. D. bezeichneten &egenftänden, zu 

Die K. Reg. hat daher durch die biefleits nicht genehmigte A 
Gewerbeiheine für den N. in Baiern zum Haufirhandel mit Körben Ihre 
überfchritten. 

Ben dem Handel unterfcheiden fi die im Umherziehen ausyuü 
lichen Berrichtungen und Dientleiftungen, zu denen die RK. Reg. auch d 
diefelben nicht zu den in 68. 17—19. a. a. ©. bezeichneten gehören, au 
ohne beiondere tieffeitige Genehmigung Gewerbeſcheine ertheilen barf,, 
Gewerbe in der Gegend entweder gar nicht, ober nicht mit der den Ausl 
nen Geſchicklichkeit betrieben wird und als öffentliches Bebürfniß anzufche‘ 

Die K. Reg. wird tem Vorftehenden gemäß künftig verfahren. 

(a. XXU, 764. — 3. 188.) 


e) Daß in der Regel folcyen ausländifchen Gewerbetreibe 
fhbon mit höherer Genehmigung einen Gewerbeſch 
babt haben, die Erneuerung deflelben von der be 
ohne Anfrage bemilliget werden Fönne, ift ausgeſprochen 
GR. der K. Min. des J. für Gen. Ang. (v. Brenn), des 3. 
(Köhler) u. d. F. v. 18. Sept. 1835 an fünmtl. 8. Reg. 


Die unterz. Min. finden fein Bedenken, im Allgemeinen zu gefla 
K. Reg. gegen Gintritt eines nenen Jahres einem Ausländer, der jchon 
Genehmigung einen Gewerbefchein als Ausnahme von der Megel, gehabt 
felben ohne Anfrage erneuere, ſofern nicht befondere Gründe ber ferneren 
entgegenitehen, oder gleich bei Geftattung der Ausnahme Beichrän 
worden find. (N. XIX. 829. — 3. 174.) 


2) Zu b. (Reziprozität.) 


a) 8. D. v. 22. Mai 1843, betr. die Erhöhung ber Gewe 
die Ungebörigen folder Staaten, in denen die bieffeitigen U 
in gewerbefteuerlicher Beziehung ungünftig behandelt werben. 


In Betracht der Höhe der Abgaben, welche bieffeitige Unterthanen if 
Staaten zu entrichten haben, wenn fie tajelbit Waarenbeftellungen auf PM 
berziehend ſuchen, Wanrenankäufe in Umherziehen maden, oder fonk ei 
im Umherziehen betreiben, ermächtige Ich auf Ihren gemeinſchaftlichen 
17.0. M. Sie, den Finanzmin., die durch Das Gemwerbefteuergefeg v. 3. 
beftimmte Steuer für die Angehörigen ſolcher Länder, in welchen die bie 
terthanen,, hinfichtlicd der von ihnen zu entrihtenden Gewerbsatgaben ı 
Batentitenern u. ſ. w.) minder günftig als die eigenen Angehörigen 
behandelt und außer Verhältniß zu der von den Angehörigen andere | 
Meinen Staaten zu entrichtenden Steuer belaftet werben, nöthigenfalle MM: 






























3) Bergl, oben sub c. 
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u erhöhen. Wine gleihe Stenererhöhung kann auch für diejenigen, melde 
schneren Länder nicht angehören, in dem alle angeordnet werden, wenn 
dung der Angehörigen folcher Laänder irgend ein Gewerbe im Umherzie: 
ſeitigen Gebiete betreiben. — Wer ohne Entrichtung der nad) der gegen: 
). und nad den in Folge berfelben erlaffenen Anordnungen zu erlegenden 
er, felbft oder turd Andere, ein von dieſer Steuer betroffenes Gewerbe 
er es unternimnit, tiefe Steuer ganz oder theilweiie auf irgend eine At 
1, bat neben ber Konfisfation der, des (Hemerbes wegen mitgeführten Ge⸗ 
as MNierfache der erhöheten Yahresiteuer als Strafe verwirkt. Hinfichtlich 
rene gegen die Kontravenienten kommen bie in Betreff der Zuwiderhand⸗ 
m das Gewerkejteuergeieg überhaupt beitehenten Beſtimmungen zur Anz: 
Die weiteren Ancrbnungen, melde zur Ausführung der gegenwärtigen, 
.S. zu publizirenden D., erforderlich find, haben Eie, der Zinanzmin,, 
mitsblätter befannt zu machen. 
;. 1843 ©. 301.) 


k. des K. Min. d. 8. (v. Bodelſchwingh) v. 28. Juli 1843 an 
ul. K. Meg. 


die K. O. v. 22. Mai d. J. iſt dem Fin.-Min. bie Ermaͤchtigung er: 
zntereſſe des inländiſchen Handels und Gewerbebetriebes die Unterthanen 
aaten einer höheren, als der durch das Gewerbeſteuer-Geſetz v. 30. Mai 
ichriebenen Gewerbeiteuer zu unterwerfen. 

„Meg. bat in demjenigen Stücke ihres Amtsblattes, welches beitimmungss 
Anzeige von dem riheinen der obengedacten K. D. enthalten muß, biefe 
ſtändig und unmittelbar hinter derfelben die anl. Anweiſung (Anl. a.) 
u laſſen. ihre Unterbehörben mit ber erforderl. Inftruftion zu verfehen und 
chten Beitimmungen zur Anwendung zu bringen. 


Nnl. a 


3 Ausführung des Allech. Grlafles v. 22. Mai d. J. betr. die Erhöhung 
jeneuer für die Angehörigen folder Staaten, in denen biefleitige Unter: 
gewerbeitenerlicher Beziehung ungünftig behandelt werben, beftimme id, in 
burch Den erwähnten Grlaß mir ertheilten Ermächtigung, unter Vorbehalt 
nderweiter Feſtſetzung, was folgt: ” 

je Angehörigen des Königreihe Dänemark (einfchließlih der Herzogthiimer 
wnd Holftein), des Rönigreihs Hannover, der Niederlande und des Kö- 
Belgien, ſowie die Angehörigen der beiden Großherzogthümer Meflenburg, 
Die Giewerbefceine, deren fie zum Umherreiſen behufs des Suhens von 
effungen im dieſſeitigen ®ebiete bedürfen, fortan eine Jahresitener von 
Thalern, jtatt der bisher erhobenen Bewerbeiteuer von Zwölf Thalern 
sfon, zu entrichten, wenn das Eudyen ber Beitellungen für Rechnung des 
felbft oder für Nechnung eines andern Angehörigen eines der vorgenann⸗ 
n erfolgt. . 
affelbe gilt von bieffeitigen und andern vereinsländifchen Unterthanen, fo: 
mpt von den Unterthanen aller andern, ale der zu 1. genannten Staaten, 
ür Rechnung einer der zu 1. bezeichneten Perfonen umherziehend Waarens 
ı im biefleitigen Gebiete fuchen. 

nficytlicy der bereits ausgefertigten Gewerbefcheine bewendet es bei ber ges 
Eteuerentridhtung. ine Nacerhebung von Steuer findet daher auf den 
gegenwärtigen Anordnung nidt ftatt. Dagegen ift mit befonderer Sorg⸗ 
»Bedacht zu nehmen, daß künftig überall bei Ertheilung von Gewerbe: 
mw Suchen von Waarenbeftellungen in den zu 1. und 2. bezeichneten Faͤl⸗ 
Borfchrift der gegenwärtigen Anortnungen, der erhöhete Jahresſatz von 
eingezogen, und daß beifen Erlegung namentlich nicht durch Vorſchieben 
fonen umgangen werde, welche Angehörige anderer, als der zu 1. genanns 
b fint. 

zeigen von Umgehungen ber nad) dem Allerh. Erlaß v. 22. Mai db. 2. 
en gegenmärtigen Anordnungen zu entrichtenden erhöheten Gewerbefteuer 
Berüdfihtigung ber in jenem Erlaß enthaltenen Strafvorjchrift, jedesmal 
m verfolgen. 

n aus ben, in ber Arch, Orbre bezeichneten Rückfichten eine worltere &xs 
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böhung des fiir jetzt angeordneten Steuerjages von 60 Thlm., ober die 
der Maaßregel auf Die Angehörigen anderer, als der zu 1. genannten 
anf anbere Gewerbsarten, als auf das Suden von Waarenbeitellungen 
werth erfcheinen jollte, hat die X. Reg. ihre Anträge hierher gelangen zu 

Perlin, den 28. Juli 1843. 

Der Finanz-Miniſter. In befien Abwejenheit: Ku 

e An fümntlihe K. Regierungen. 

(Din. Br. d. i. B. 1843 ©. 247. Nr. 329,, Centralbl. des Fin.⸗ 
©. 188. Nr. 92.) 
























B).In Bezug. auf Belgien find ergangen: Zr 
«a) C. R. des K. Min. d. 9. (Flottwell) v. 13. Jan. 1845 er 
K. Reg. 


Im Art. 16. tes Handele: und Schifffahrte: Vertrages mit Belgien ». 
v2. iſt vereinbart, daß die Hewerbe- (Patents) Steuer, welche von den 
reiſenden in den Staaten der beiden kentrahirenden Theile zu entrichten iR, 
den en auf einen gleidhmäßigen, gemeinſam zu beitimmenden Sag en 
den foll 

Wegen Ausführung Dieter Vereinbarung, woruber bermalen noh Br 
gen ſchweben, wird jeiner Zeit nähere Weiſung ergehen; vorläufig aber 
gifchen Handelsreiienden, wie vor dem Grlaß der Verf. v. 26 Juli 1843 (I 
1843 ©. 247. ff.), nur eine Gewerbeſteuer ven 12 Thlm. zu erheben umdt 
nad die ebengevachte Verf. in Beziehung auf bie Angehörigen dee Könige 
gien aufer Kraft geſetzt. * 

Königlich Belaifcher Seits iſt Die Gleichſtellung ber Handeferäifenden 
Etaaten der Zollvereins mit den eigenen Unterthanen rückfichtlich der in & 
entrichtenden PBatentftener ebenfalle bereits angeordnet werten. 


Min. Bl. d. i. V. 1845 ©. 50- Wr. 61.) > 
6) — 3. des K. Fin.⸗Min. (v. Düesberg) v. 14. Märj 1847 an 
.Reg. 


In Verfelg de: Vertrages des Zollvereins mit dem Königreiche Bel 
Sept. 1844 Art. 16. Abſchn. 2. it unterm 27. Juni 1846 eine, vom 1.8 
ab in Wirkſamkeit tretende Vereinbarung tahin getroffen worden, daß 

1) bie einem Zellvereinsitante angebörigen Fabrikanten und Hanbeltt 
fowie deren Reiſende in Belgien, 

2) bie dem Königreiche Belgien angehörigen Fabrikanten und Handel 
fowie deren Meifende in ten Zoflvereinsjtauten, 
ohne Erlegung einer Gewerbeſteuer für ihr Gewerbe umberziehend ſellen 
machen und, unter oder ohne Mitführung ven Muſtern, jedoch jedenfalls 
führung von Waaren, Beſtellungen follen ſuchen bürfen, fefern ber Gabel 
Hanbeltreibende in feiner Heimath die tourt gefepliche Gewerbeſteuer zahl 
den Zwecke tie gehörige Meltung gemacht hat und fi) hierüber ausweiſch 


. Die bieffeitigen Gewerbetreidenden und deren Neiiedienef. welde & 
dachten Befugniß im Konigreiche Belgien Gebrauch machen wollen. habeh 
einem Zeugniſſe nach demjenigen Muſter zu verſehen, welches durch das iü 
führung des Art. 18. der Sollvereindverträge von 1833 unterm 2, Set’ 
laſſene Cirk. I) in der Beil. A. für den Gewerbetreibenden ſelbſt, in bei 
für Deren Reijediener vorgeſchrieben ift, und fid) mit dieſem Zeugnifie bei 
Orts⸗Buͤrgermeiſter im Königreihe Belgien Behufs Erlangung eines fenef 
tents nad) dem unter 1. anliegenden Muiter zu melden. 


Die dem Königreihe Belgien angehörigen Gewerbetreibenden und t 
Diener, weldye durch ein, ven einem Belgifhen Ginnehmer ber direften St 
dem unter 2, angefchloffenen Muſter ausgeſtelltes Patent-Certifikat fh « 
find für das dieſſeitige Gebiet mif einen jteuerf.cien Gewerbeſchein nad k 
Beil. C. des vorerwähnten Cirk. angeordneten Muster zu verfehen. 

Die K. Reg. hat das Publifum durch Ihr Amtsblatt auf die Ging 
wähnte Vereinbarung und auf Dasjenige aufmerkfam zu machen, was ” 
gen &ewerbetreibenden behufs Erlangung fleuerfreier Gewerbefcheine fir 











1) Bergl. das C. R. v. 2. Sent. 184 mim wo , E 
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ügien zu beobachten if, desgl. bie betr. Unterbehörben bem Morftehenben ges 
R Anmeifung zu verfehen 1). 
Ka. BL. d. i ®. 1847 ©. 104. Nr. 143.) 


RMimmungen in Betreff des Gewerbebetriebes ber gegenf eitigen 
ıtertbanen der Zollvereind- Staaten. 


e Zollvereinsvertrag zreifchen Preußen, Kurheffen, dem Großherzogs 
eſſen, Bayern, Würtemberg. Sachſen und den Staaten des Thürin⸗ 
Joll⸗ und Handels⸗Vereins v. 11. Mai 1833 beflimmt im Art. 18.: 


fenrrabirenden Staaten wollen aud ferner gemeinfchaftlid dahin wirken, 
Annahme gleihförmiger Grundfäge die Gewerbſamkeit befördert und der 
der Unterthanen des einen Staates, in dem anderen Arbeit und Erwerb 
möglichtt freier Spielraum gegeben werde. 

ben Unterthanen des einen der Eontrahirenden Staaten, weldye in dem Ges 
3 antern berfelben Handel und Gemerbe treiben, oder Arbeit ſuchen, foll 
Zeitpunfte ab, wo der gegenwärtige Vertrag in Kraft treten wird, feine 
strichtet werden, welcher nicht gleihmäßig die in demfelben Gewerbsverhäft: 
den eigenen lintertbanen unterworfen find. 

feihen tollen Zabrifanten und Gewerbetreibende, welche blos für das von 
ebene Geſchäft Ankäufe madıen, oder Reiſende, welche nicht Waaren felbft, 
we Munter derjelben bei fih führen, um VBeitellungen zu fuchen, wenn fie 
tigung zu dieſem @ewerbebetriebe in dem Bereinsftaate, in welchem fie ih: 
Mg buben, durch Entrichtung der gefegliden Abgaben erworben haben, oder 
e folder inländiihen Gewerbetreibenden oder Kaufleute ftehen, in den ans 
satenn keine meitere Abgabe hierfür zı entrichten verpflichtet fein. 

ſollen beim Beſuche der Märkte und Meſſen zur Ausübung des Handels 
Abrage eigener Erzeugniſſe oder Fabrikate in jedem Bereinsitante die Uns 
der übrigen fontrahirenden Staaten eben fo wie Die eigenen Unterthanen 
werden. (8. ©. 1833 €. 250.) 


fem Bertrage haben ſich fräterhin angefchloffen: Meflenburg-Schwe: 
enburg, Sacien» Koburg- Gotha, Anbalt-Köthen, Anhalt» Deffau, 
Bernburg, Waldeck, Lippe, Helfen: Homburg. (Befanntmach. v. 11. 
4, G. E.1834 ©. 90.) Berner find durd) fpätere Verträge dem Zoll« 
wigeireten: Pyrmont, Baden, Naffau, Frankfurt, Lippe, Braunſchweig, 
hafı Schaumburg und das Großherzogthum Quremburg. 
Ausführung bed Art. 18. des Zollvereindvertrages ift nachftehen- 
der K. Din. d. 3. (Maafen) u. des 9. für G.-Ang. (v. Brenn) 
1834 an fämmil. K. eg. und an dad K. Polizei-Präfld. zu 
angen ?): 
& ten 18. Art. des Zollvereing : Vertrages v. I1. Mai v. 3. (8. ©. ©. 
b die Befngniſſe geordnet worden, welche jeder ber fontrahirenden Staaten 
ken ter übrigen, hinfihtlid des Gewerbäbetriebs und der Gewerbe:Abgaben, 
nzugeitehen hat. 
x die Vollziehung der dort ausgeſprochenen Grundſätze, mit befonderer Sins 
bie bei ung befichenden aewerklihen G. und Verhältniſſe, haben wir für 
achtet, Die K. Meg. (das K. Pol: Bräf.) mit nachfolgender Anleitung zu 
um übereinflimmendes Verfahren aller Behörden zu bewirken, und vollſtän⸗ 
ährung der vertragsmäßig übernommenen Verbindlichkeiten auch in dieſem 
fihern. 
eriie Abfchnitt jenes Karagrarhs ftellt Die Richtung feit, in welcher fih bie 
ve Geſetzgebung fünftig in Bezichung auf die Vereins-Staaten zu bewegen 
der beitehenden Gefeßgebung wird durch dieſe Beitimmung vorerft nichts 
fondern die K. Reg. (das K. Pol.“Präſ.) nur darin eine Aufforderung fin⸗ 


He Murter zu den von ben K. Belgifchen Behörden auszuftellenden Patents 
erriäfaten find, als nicht zum Verſtaͤndniß des obigen R. erforderlich, zur 
'aumeriparung hier nicht mit abgedruckt. 

ierdurch find bie älteren dieſen Gegenſtand betr, M. für befeitiget m 
achten und brehalb bier nicht gegeben, 
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deu, misbruch Gewerbe⸗ aͤnkun entgeg N 
habung der —* —— — Eire ee * 
alſo der verelnslaͤndiſche Unterthan —— — —— die 


allen ——— zu unterwerfen haben, welche quch der Inlänbeı 


a wo die gungen vom der Ark nd, daß Re nr von Inlau 
ben koͤnnen wird erfterer auf ben Gewerbsbetrieb zu verzichten Hal 
lich bleiben, bie gusgedehnteren Berechtigungen,. weld 
il 1824 beim Haufirhaudel den Imlänbern eingeräumt Kat, au 
j. = Die meiften 'Bereind »Stanten haben nämlich entweber ben 
agt, ober fir Ausländer verboten; bei ambern if Die finere 
ber umberziehenne Händler wenig Nahr 


r . 


faftıng fo geflaliet, daß 
— 25 Sn ber Auslänker aus Deus Bollnerein 


Preu ordem, unge⸗ 8 
in ber Abſicht feiner —52*— Hans ⸗ Man Denen 
: Mi: deſto weniger -ifl 





tene Befugnik auf den Auflauf ansgebehmt word 

dehnung ‚fi auch auf vereinslaͤndiſche Graͤnz⸗Rachbarn erſtrecken, fı 

In in ber biefieitigen Umgsgend Brobufte und Waaren oben: 
anfen bürfen. ‘ 

.. Much werben nad $. 6, jener B. v. 28, April 1924 Gewerbe 
nachbarten Vereins⸗Gebietes in der bieffeitigen Umgegenb gewerbeid 
fein;. jedoch unter dem dort ausgefprochenen und fanfligen ihr Gewe 
hen Bebingungen. 

Größere Zugeſtaͤnbniſſe würden nach $. 12. auf den Grund d 
geeigneten Fällen von den Miniſterien bewilligt werben können, foı 
vorbehalten müflen, die ſchon gemachten zu bejchränfen, wenn fidy ı 
daß ihnen feine Grwieberung zu Theil wird. 

Der zweite Abſchn. des $. 18. enthält die entfheidende Beſtin 
einslaͤndiſche Unterthanen Feine gewerblidye Abgabe entrichten jollen, 
mäßig die in demfelben Verhältniffe ſtehenden eigenen Unterthanen ı 
die K. Neg. (das K. Bol. Präf.) hat daher unbedingt auf Bollzie 
ordnung zu bringen, und in ben, vielleicht nur bei Kommunal u 
Abgaben noch vorfommenden Ballen den Unterfchieb zu befeitigen. 

Wo bei der Gewerbefteuer eine Ermäßigung —— iſt, en 
Gewerbsgattungen (wir im G. v. 30. Mai 1820 Anl. B. Litt. L. 
oder nur für gewiſſe individuelle Versältniffe, wird auch der ver 
werbetreibende ihrer theilhaftig werden fönnen, und in geeigneten 
K. Reg. (dem K. Pol.-Bräf.) dazu vorzufchlagen, reſp. von Ihr ( 
fichtigen fein... ‘ “ 

- Bu Ausführung bes dritten Abſchn. des $. 18. Fam es vorn 
fh mit fammtl. Vereing;Stanten über die Form ber Urkunde zu v 
welcher die Berechtigung zum fieuerfreien Auffuchen von Waaren 
Ankauf von Fabrikationsſtoffen naczumeifen if. 

Allgemtin find die bisher bei uns fchon üblichen Hier-beigefüg 
(füs den Kaufmann oder Kabrifanten ſelbſt) und B. (für den Meifet 
hing) engenommen worben, auf beren Borzeigung und Hinterlegu 
fein nach dem Yormular C. fleuers und gebührenfrei ausgefertigt 

Mit der Ausfertigung der Legitimation (A. und B.) ſowohl 
feine (C.) hat die K. Reg. (werben die K. Reg. veranlaßt) die f 
Mag. ber ‚größeren Stäbte zu beauftragen; in Berlin werben die ı 
Pol.⸗Praͤſ., die letzteren — die Gewerbeiteuer s Deputation ausge| 


1) Vargl. zum $. 4. des Requl,, oben ©. 253, 
2) Bergl. zum $. 4, des Regul,, oben ©, A, 
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Bayern gefchieht dies durch die Diſtrikts⸗Polizeibehörden (Landgerichte) und 

Magifttäte, in Württemberg durch die Dberämter und Magifiräte, in 

bar die Amtshauptleute der größeren Städte, im Kurfürftentfum und Groß- 

Heffen durch die Kreisräthe, und in den übrigen Staaten durch bie ben 
eten gleichſtehenden Behörten. 

ſteuerfreie Gewerbefchein faın dem Kaufmann und Fabrikanten nur für 

Gefchäft, dem Gehülfen nur für das eine Haus, in defien Dienften er 

tft werden, wie bies der V. v. 12. Febr. 18311) (G. S. ©. 5.) gemäß 

anderen Falle würde Gewerbefteuer zu entrichten fein, oder Straffälligkeit 


‚im vierten Abfchn. des in Rebe ftehenden $. ausgefprocdyene gleiche Behand: 
"Bürger aus den Bereins-Staaten auf den Preuß. Meilen und Jahrmärk⸗ 
den eigenen Unterfhanen, laßt fih als allgemein beftehend vorausfegen, ja 
Du die Steuerfreiheit der Ausländer für dieſen Berfehr durch das G. v. 30. 
20 5. 7. angeordnet worden. Die erforderliche Legitimation iſt nach dem 
Formular D, reſp. zu ertheilen und zu erfordern, 

den Wechenmärlten unterfcheidet das G.zwiſchen ſolchen Waaren, die Je⸗ 
feilhalten darf, und folhen, deren Verkauf nur den Sinwohnern des Orts 
Ich, ober auf den Grund beſonderer Marftorbnung, geftattet it. Zu dem 
der erfleren, bie in Lebensmitteln, wie fie bie Yahreeseit darbietet, und in 
Brorukten der Landwirthihaft zu beftehen pflegen, find auch die Angehö- 
Bereins: Staaten auf dieffeitigen Wochenmaͤrkten gewerbefteuerfrei (R. O. 
mi 1833 ©. ©. ©. 81.) befugt. Die K. Neg. hat darauf zu adıten, daß 
ichte der Orts » Binwohner dieſe Verkehrs = Freiheit nicht ungebührlid bes 


| Zuben iſt in dem Bertrage nicht befonders Erwähnung gefchehen, auch find 
——— für ihre Behandlung unter den Bevollmächtigten nicht verein: 
| Es find ihnen vorläufig und unter vorausgefegter Gegenjeitigfeit: 
Deſuch der Iahrmärkte und Mefien eben jo wie den übrigen vereinsländis 
B Unterthanen zu geflatien, und 

Amlichen Rechte in den Preuß. Staaten in Beziehung auf Handel und Ge: 
zuzugeftehen, welche ihnen in ihrem Heimathlande allgemein ober perfön: 
* A find, in fofern dies mit dem am Orte geltenden Judenrechte 
ba: ). 

glich wird bemerft, daß die gegenwärtige Perf. auch auf die Einwohner 
Staaten und reſp. derjenigen Gebietstheile einzelner Staaten Anwendung 
ganz oder theilweife als Enklaven des DBereinds Gebiets zum Zollver: 
m, und welde in der Befanntmahung v. 11. Juli d. I. (G. ©. ©. 90.) 
aufgeführt find. ‘ 











Anlagen. 


_ Formular A. 
Dem N., welder als (Wollfabrifant) in N. 
| ift, wirb hierdurch Behufs feiner Gewerbs⸗Legitimation bei den eins 
iaem Behörben bes (Großherzogthums Heſſen, Königreihs Preußen) bes 
get, daß ex fir fein vorgedachtes Gewerbe, im hiefigen Lande, Die gefeps 
achenden Steuern zu entrichten hat. 
Dies Zengniß ift gültig auf Monat. Ort, Datum, Firma der Behörbe. 


8 
rift des 
n Aden. 
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D 





Zormular B. 

Dem N., welcher als Handlungs: Remmis in Dienften des zu N. etablir⸗ 
nbelshanfes (oder der Fabrik) des Herrn N. fteht, wird hierdurch, Behufs 

R Gewerbe s Legitimation bei den einjchlägigen Behörden bes (Großherzog: 





Bügl. zum $. 5. des Regul, oben ©. 266. 
Weot, in DBetseff ber Juben bie Borbemerfung zum Kap. 1l., oben Em. 


21? 


U Bon tem Merhältniffen ber Gonechenihenhun und 


. Heften, Könii Breußen x.) befceinigt: 
Ylapeas (ie cknabade Bakitnhät) fr hüten Una) Sn 


Hiefigen Sande, bie.gefrplic, bekchenden- Gtenem zw entricben 
Dies Beaguif —X auf Fzat ” : m 
Berfonel »Befäreibung - 


Id U: vs ... 
a 


, . Formular C. \ 

Dem Herrn N., Fabrit Inhaber zu N. (oder Ganbelsceifenden 
des N, zu N.) wirb hierdurch, auf den Grund des beigebrachten yon 
Bayerſchen Regierung zu Ansbadı unterm ten 14 
Gewerbe + Legitimations- Zengulifes, die Befugniß ertgeit: in den 
Landen für das von ihm (feinem obengedachten betrieb 
Waarenbeitellungen aufzufudien und Waarenanfäufe zu machen. 

Derfelbe darf PR von den taaren, auf weiche er Beflellun 
nur Proben, —— — aber FH ange Rs. 
leßtere muß er vielmehr frachtweiſe am il i befi 

Nicht minder iſt im verboten, Kommifflonen für andere alt 
"(feines vorgebachten Brinzipals) Rechnung 


Begempärtige Grniächtigung Iit gültig auf bie vn 9 
bis a 3 ha Drt, Datum, Birma der Behörde 
Birfonal- Berhreibung oo. 


und Unterſchrift bes 
* Reiſenden 





Formular D. . 

Dem N. N., welder mit feinen Fabrilaten (Brobutten) bie 
Jahrmärfte im Konigreiche (Großherzogtfum x.) zu beſuchen beai 
Dehufe feiner Legitimation bei ben zuftändigen Behörben andurch 
ee zu N. wohnhaft fei, und bie feinem Gewerbe entſprechenden 
Steuern und Abgaben zu entrichten habe. 

- Gegenwärtiges Zeugniß ift eiteig für den Zeitraum von # 
tem 


N, den 
Fertigung ber ausftellenden Behörde. 
Folgt das Signalement, 
(@. XVII. 830. — 3. 133.) 


Mit Bezug hierauf find folgende‘ R. erlaffen: 
a) C. R. der 8. Min. des I. für G. Ang. (v. Brenn) u. d. 
vendleben) v. 28. Mai 1836 an fänmtl. K. Reg. 
Eine in Gemäßheit der E.-Berf. v. 2. Sept. 1834 nad dem Mi 
B. auegeftellte Legitimation, auf beren Borzeigung und Hinterlegn 
gan Verf. dem Unterthan eines zollvereinten Staates ein Gewer 
jearenverfauf und Suchen von Waarenbeftellungen im bieffeitigen eb: 
ausgefertigt werben darf, Fann demjenigen, weldyer fie beigebracht hat 
Antrag Behufs Nachſuchung eines Gewerbeſcheins ber bezeichneten Art i 
deren Wereinöaate in Urfchrift zurücigegeben werden. @8 iR jeboh ed 
« Abfchrift ber Legitimation zurücd zu behalten und auf der Urfchrift vom 
die den Gewerbeſchein ertgeilt hat, daß bies bereits geſchehen fei, zu ve 
(9. XX. 319. u. 414. — 2. 47. u. 137.) 


P) MR. der 8. Min. des I. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvendle 

Juli 1839 an die K. Reg. zu Minden. 

In bem Eirf. v. 2. Sept. 1834 (A. ©. 830.) find bie Behde 
welde in Bayern, Sachſen, Württemberg, dem Kurfürftenthum Heffen, | 
HionesZengniffe zur Grlangung von Breigewerbefheinen für biejenigen B 
fertigen haben, welhe in dem Rollorreinsgebiete Waarenbefeflungen 

äufe machen wollen, . 
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michts der übrigen Bereinsftaaten ift bemerkt, daß in felbigen bie Legitima⸗ 
sonie durch die Behörden ausgefertigt würden, welde den in ben Yorges 
Staaten bezeichneten gleichfländen, 

in Bürttemberg die Oberämter und Magifträte mit Grtheilung ber Les 
us⸗Zeugniſſe beauftragt find, fo fann das Stabtfhultheißanfl in Eſſin⸗ 
jur Srtbeilung des Legitimations:Zeugnifies befugt, angelehen werden Daß 
haten Legitimations-Zeugniſſe in Corbach von dem Magiftrate, in Arolfen 
Bürgermeiiter, und in Mannheim von dem Stabtamte ausgeiertigt worden, 
m fo wenig wiber deren Gültigfeit ein Bedenken, da bie genannten Behör- 
Nusftellung folder Zeugnifie nach Obigem für befugt zu erachten find. 

ken indeß Fälle vorfommen, in denen bie gedachten Zengniſſe nicht in ber 
tesa Form ober font in einer Weile ausgefertigt find, welde gegen deren 
t Bedenfen erregt, fo find folhe, unter Binteihung der Zeugnifle, anzus 
M. XXI. 712. — 3. 176.) 


derfelb. Min. v. 29. Aug. 1839 an die K. Reg. zu Trier. 


den: Ber. v. 28. Juli d. I. if erjehen, woburd die K. Neg. Eid veran⸗ 
uber but, dem 25 Jahre alten Optikus N. ben diesjährigen Gewerbeſchein 
Kchandel mit optifhen Waaren zu ertheilen. Bei ber einmal geichehenen 
5 des Gewerbeſcheins muß es zwar fein Bewenden behalten; in fünftigen 
it aber Lie K. Reg., wenn Sie nad den Beitimmungen des $. 12. des 
l. v. 28. April 1824 die Ertheilung von Gewerbefcheinen an Ausländer 
anbel mit andern als den $. 14. unter 1. bezeichneten Gegenfländen, für 
w erachtet, hierher zu berichten. 
feidı wird Derfelben, mit Hinweifung auf den deutlihen Inhalt des Cirk. 
#. 1834 (9. S©.830.) bemerflidh gemacht, daß der Art. 18. des Zollvereine- 
s vom Jahre 1833 fih auf den eigentlihen Hauſirhandel, das umher: 
Feilbieten von Waaren, die mitgeführt und dem Käufer fogleich übergeben 
überall nicht bezieht, und am wenigften die Beſtimmung enthält, daß hin- 
hefes Handels die Unterthanen der Zollvereinsftaaten mit den eigenen Uns 
gleiche Berechtigung haben follen. Die K. Reg. wird Sich fünftig hier⸗ 
(a. XXII. 712. — 3. 175.) 


. des RK. Bin. Min. (v. Alvensleben) v. 25. Aprit 1840 an 
1. K. Reg. 


über bie Ausführung bes Art. 18. der Zollvereins:Berträge vom Jahre 
den Min. des 3. u. d. F. erlaſſenen Cirk v. 2. Sept. 1834 if angeordnet, 
für ganze Gewerbdgattungen oder gewifle individuelle Verhältniffe eine - 
der Sewerbefteuer zuläffte it, aud) Die vereinsländifhen Ge⸗ 
Ääbenden ihrer theilhaftig werben können und in den geeigneten Fallen 
Reg. Dazu vorzufhlagen oder von Ihr zu berüdfichtigen find. Nach der 
sführung des Regul. v. 4. Dec. 1836 I), den Gewerbebetrieb im Um⸗ 
bett. ergangenen Berf. v. 26. Febr. 1837 zu 5.2) kann tie K. Reg., 
igung des Fin.-Min. Ausländern nur zu ben, im &. 2. diefes Regul. 
Bewerben Gewerbeſcheine zu ermäßigten Steuerfügen ertheilen, wogegen 

ſolcher Gewerbefheine an Ausländer zu andern, als den, im 8 2. 
v. 4. Dec. 1836 bezeichneten Gewerben die Genehmigung bes Fi⸗ 
iniferiums vorbehalten ift. 

















dem Regul. v. 4. Dec. 1836 und den daflelbe beir. Verfügungen zu⸗ 

en, unter benfelben Umftänden zu ertheilen, unter welchen Diefelbe den 

m dergl. Ermäßigungen bewilligen darf. 

B auch in Kontraventionsfällen die für den Strafbetrag maaßgebende Steuer 
Beife son ber K. Reg. feſtzuſegen if, der Angejhuldigte mag dem bies- 
ate ober einem Zollvereins: Staate angehören, verfteht ſich von felbft. 
BL * i. 8. 1840 ©. 186. Nr. 310., Centralbl. d. Fin. Min, 1840 

92. 


[. unten sob II. 
— 
























BR. Mon ven Machäliahffen.ker Gewerheirelbenden u 


: :R, des 8. Win: 6.8. G. Moenslehen) v. 30. Sumi, 
#. Meg. zu: Köln. 
Die Behimmung des Citt. v. 2, Sep. 1834 x. 8.0), 
Salat: Dia Sadli en, melde bas a 1, la I 
auſirhande aupıt hat, an 
. beiden, mithin die andern vereinslänbif — unterthauen ben bieffeitie 
ve Haufichandels nat ie geftellt werben follen, iſt durch die © 
2.3.1) nice zurüchgenommen; Die uam wi vielmehr mır BorAdahH 
Buhale unter 6 des Girk. v. 26. Behr. 1837 (N. ©. 225.), nady melden 
‚ Ausländern zu andern, als den im $. 2. he. über den ewerbeh 
aber; —* v. 4 Dec. 1836 "bezeichneten Gewerhen nme mit Wen 
des Sinenminiteriume Gewerbeſcheine zu ermäßigten Sk 
darf, in Ainfehung der Unterthanen aus Bollvereinsftanten 
Unterthanen aus ben Zoflvereinsftaaten üft daher bie zu Gingang | 
mung bes Cirt. v, 2 Se. 1834, fowde der $ 12. des — 





kin 
.& #0, Rr 18) 2 
MR. der R. Min, des I. (Gr. v. Arnim) u. d. & (rat) 

1842 an fämmil. K. eg.. 

Au Sredfung ar die über bie SLnsführung des Art. 18, —* 
verktäge vom Jahre 1833 erlaffene G. ®. v. 2 Sat. 1834 (R. a. ©. 80 
RK. Reg. eröffnet, daß in Folge des Art, 1 des Vertrages über dent 
GroßHerzogtfums Lurenburg an das Zollfuftem Preußens. umd 
Staaten des Zollvereins v. 8. Febt. d. 3, die für Handelsreifende am 
nannten Großhergogtbum, behufs Ctlangung fteuerfreier Gewerbiceine 
Bereinslänbern erforberlihen Zeugniffe nach den, im ber oben erwähnten 
A. und B. vorgefchriebenen Muſtern von dem Großherzoglichen Gonwermeut 
burg auegeftellt werben. Handelsreifende aus anderen Bereinslänbern, 
 Qnoßhergogthum Luremhurg Waaren aufkaufen und Beftellungen auf Prof 
wollen, bedürfen hierzu feiner befondern Grlaubniß, da in bemg 
Gewerbeſcheine nach dem bitch das erwähnte Cirt. vorgeichriebenem Due 
br fen RU liche Erlaubnißſcheine nicht ertheilt werben. 

—F —8 B. 1842 ©. 355. Nr. 485., Centralbl. d. sn. 
ir. 159.) 


a R, der X. Min. d. F. (. Bobetfimingh) u des I. (Gr. d 

dv. 3. Dec. 1842 an fämmtl. 8. Reg 

Bit Beyug auf die Gtantöverträge "ber * Anſchluß des Kita 
v. ig Ott. 1841, des Herzogthums Braunfchiweig v. 19. Ott. 
Rentkume Walde toegen bes Fürftenthums Pyrmont v. IL. Der, 184 
foRem Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins, in£befond 
welfung auf die in dieſen Verträgen reſp. in dem Art. 9. umder 3, Mel 
Art. 9. unter 3. enthaltenen Beſtinimungen hinſichts des geiwerbejtent frei 
chens von Waarenbeftellungen und des Waaren:Auffaufs wird der M. Meg 
des zur Beachtung und Bekanntmachung mitgetheilt, 

Im Her; pathum Braunfhweig wird bie — ber Begi 
ben der €. (4% Gent. 1834 (M. ©. 830. f.) beinrfigten n 
Ban, Sende m nad dem Mufter C. von ben 8 I Su 

a; iten 5 
Im Fürftentfum Lippe erfolgt bie Ausfertigung in ben Stadten nö. 


D 


1) Bergt. oben sub 5, 
2) Bergl, sub 1. ad c., um S. A. 
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8 uud in den Amisbezirken von ben Jufizämtern und in Fürſtenthum Pyr⸗ 
w dem Dberamte zu Pyrmont. 

Beilanteh oder Handelsteifende ans andern Bereinsländern, welde im Fürftens 
Bye umberreiien, um Beftellungen auf Waaren zu fuchen, bebürfen dazu 
Bewerbefcheins, fondern nur einer Kegitimation ihrer Heimathsbehörbe, 

m. au d. i. V. 1842 ©. 408. Nr. 567., Gentralbl. d. Fin. Min. 1843 
Rz. 14.) 


berfelb. Min. v. 12. Ian. 1843 an die K. Neg. zu Merfeburg. 
son der K. Meg. unterm 9. Der. v. J. in Antrag gebradte Beitimmung 
beß den an ber biefleitigen Landesgraͤnze wehnenden ünterthanen der Zolls 
aten auch der gewerbejheinfreie Auffauf der im $. 4. des Haufe: Regul. 
wit 1824 bezeichneten felbit gewonnenen Produkte und jelbit verjertigten 
jeſtattet werben möge, ift bereits in der C. V. v. 2. Sept. 1834 (N. 5.830. ff.) 
Der 8. Reg. muß die Beachtung biejes Girk. für die Zukunft empfehlen 


DL. d. i. 3. 1843 ©. 17. Nr. 30.) 


Fedenfalls muß au bei Ausländern auf die im $. 11. 
‚2. und 3. vorgefchriebene Erforderniffe, und zwar auf daß erſte 
Art, daß fie ein ſolches Zeugniß ihrer Unbefcholtenheit, 
ten ihrer auswärtigen Obrigfeit audgeftellt, ver Regierung einreichen 
forgfältig Vedacht genommen werben. 


In Bezug auf diefe Beftimmungen find von den K. Min. folgende 
ige aufgeftellt worden: 
#länder, melde vie Audfertigung eined Gewerbeſcheins oder defien 
WBehnung auf einen andern Reg.⸗Bezirk (Vijirung) nachſuchen, 
Men fich über ihre Unbefcholtenheit und über ihre Heimat 
eifen und ein Anerkenntniß ihrer vaterläntifchen Behörde beibringen, 
deffen Ausſtellung noch Fein Jahr verfloffen ift. 
Reiſepaß vertritt die Stelle des Legitimations⸗Atteſtes nur in⸗ 
er die Verficherung der Volizeibehörde des Wohnorted 
t, Daß der Inhaber von guten Mufe und unbeicjolienen Eitten fei. 
Brolongation einmal ertheilter Gewerbeſcheine muß eine neue 
iche Legitimation erfolgen. 
8egitimation braucht nicht von der Behörde de8 Geburtsortes 
eilt zu fein, fondern kann auch von der des Wohnortes er- 
werden. J 
e Beglaubigung des Legitimations⸗Atteſtes durch dieſſeitige 
hörden iſt nicht erforderlich. 


allen vorſtehend ermähnten Beziehungen ſprechen ſich bie nachſte⸗ 
aus: 

E. des K. Min. des I. (v. Schumann) v. 2. April 1830 an 
kml. K. Meg. 

B ten Min. des I. ift bisher ſtrenge auf die Beobachtung der Beſtimmung 
8. 9. des Regul. für den Haufirhandel v. 28. April 1824 gehalten worben, 
ben Inländern der Gewerbeſchein nur von der Reg , in deren Bezirke fie 
E Kud, ausgefertigt werden darf. Diefer Anorbnung liegt die Abſicht zum 
daß ein foldyes Individuum jebes Jahr feine Heimath von neuem befuns 
L amd die Heimathlofigkeit nicht mehr eine Folge des Haufichandel fein kann. 
une Beranlafiung vorhanden, Ausländer in diefer Hinjicht gelinter zu be- 
der obgedachte $. des Regul. hat fie vielmehr einer geſchaͤrften Kontrole 
hä umterworfen; diefe wird aber verfehlt, wenn die Ausländer einen Ge: 
iin erhalten, entweber, ohne daß man ihnen eine polizeiliche Legitimation 
t, oder wenn man einen Paß für genügend annimmt, den eine andere ale 
zrde ihrer Heimath ausgefertigt ober prolongirt hat. Da nun aucd Anzeigen 
ıgen, taß durch ein ſolches Verfahren Beimathlofe Ausländer dem Inlante 
verblieben find, fo wird bie R. Reg. hierdurch amfgeforbert, wat allır. 


328 Bon ben Berhältniffen ber Gewerbeireibenden zum 


Strenge darauf zu fehen, daß Ausländer, welhe die Ausfertigung 

eines Gewerbeſcheins nachſuchen, fih über ihre Heimath ausweiſen, 

wiejen werben, wenn fie außer Stande fint, ein Anerfenniniß 

difhen Behörde, feit deſſen Ausftellung noch fein Jahr verfloflen iR, 
(9. XIV. 414. — 2. 104.) 


b) R. des K. Min. des 9. (v. Schumann) v. 8. Juni 1 
Meg. zu Potsdam. 


Auf den Ber. v. 25. v. M., betr. die Ausfertigung oder Viſiru 
heine für Ausländer, wird der K. Neg. zum Beſcheide ertheilt, t 
Abfiht der Verf. v. 2. April d. 3. )} gewefen ift und nicht hat | 
®. v. 28. April 1824 abzuändern, daß vielmehr die Beſtimmungen 
1, 2, 3, nad) wie vor auf Ausländer angewendet werden müflen. 
hat nur darauf aufmerffan gemacht werben fellen, daß der einmal 
weis nicht firr alle Zeit ausreicht, fondern daß bei jebesmaliger ( 
neuen Gewerbeicheines Die neue Verſicherung der heimathlichen B 
muß, daß die Verhältniffe, unter denen die erfte Ertheilung erfolı 
geblieben find. Inſofern der Meifepaß die pflihtmäßige Nerficheru 
behörbe des Wohnorts, daß ver Inhaber ein Mann von gutem Rufı 
tenen Sitten fei, enthält, ($. Al. I. des Regnl.) vertritt berfelbe : 
ſolchen Legitimation, 

So wie jebe Polizeibehörde die Dualität des Neifepafles zu r 
fie ihn vifirt, eben fo it aud die K. Meg. befugt, bevor Sie der 
welden eine andere Reg. ertheilt hat, auf Ihren Bezirk ausdehnt, 
des Verfahrens bei der Ausftellung befielben Ihrer eigenen Beurthe 
werfen. Verbliebe ein heimathlofer Ausländer Ihrem Bezirke zur 
"Sie nit die Reg, welche ihm den Gewerbefhein ertheilt hat, in : 
zu nehmen, jondern nur ſich felbft anzuflagen haben, daß Sie ti 
terlaſſen. 

Die Frage: ob auch diejenigen Inländer aus anderen Reg.⸗ 
nach —— des Regul. $. 11. gehörig ausgefertigte Qualifikat 
Polizei: Behörde ihres Wohnorts produziren, von der K. Reg. unter 
an die enigen Regierungen, in deren Bezirfe fie wohnhaft find, zur 
den Sollen? it durch den $. 9. des Regul. bejahend entfdyieden. 

(a. XIV. 415. -— 2. 105.) 


c) R. des K. Min. des I. (v. Schumann) v. 19. Juni 
K. Reg. zu Murienwerber. 


Auf den Ber. v. 7. d. M. wird der K. Reg. eröffnet, daß, eb: 
fahren abzuftellen, wonach diejenigen Nusländer, welde einmal, auf 
Ntteftes ihrer heimathlichen Behörde, einen Gewerbejchein von der $ 
haben, auch wiederum mit einem neuen Gewerbefchein verfehen werde 
abermalige polizeiliche Legitimation von ihnen zu verlangen, die V 
d. I. 2) erlaflen werben iſt. 

Die Beitimmung in dem $. 11. ad 1. des Haufir : Reglements 
auf den Grund einer ſolchen Berfiderung, den Gewerbeſchein erbalt: 
die Erneuerung deſſelben nicht anders als aus befonderen gegen 
Grünten verfügt werben,” kann zu feinem Bedenken Anlaß geben, I 
2. Npril ändert fie nicht ab, fie macht nur daraff aufmerffam, daß 
führte Beweis, daß feine beiondern Gründe zur Verfagung des Ge 
walten, nicht für alle Zeit hinreicht, fondern auch bei jeder Erneuer 
eine neue derartige Verfiherung vorliegen muß. Die Inländer u 
Kontrole, indem fie die Erneuerung nur bei der Polizei = Behörde 
($. 10.) nahfuchen dürfen, und folgewibrig würde es fein, die Aus 
befreien. 

Von anderen Reg., welche das Haufir- Regl, richtig anwenter 
fenntniß der heimathlihen Behörde, aud) bei Viſirung der andersw 
werbefheine, allerdings erfordert werben, und nur buch Die Bei bi 





‚2) Bergl. oben sub a. 
3) Bergl. oben sub a. 
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Bahrnehmungen fann das Diin. des 3. zur Kenntniß der aufmerkfamen 
ber polizeil. Beſtimmungen des Geſetzes gelangen. 

Bei der Beurtheilung ber Trage: vb die Ausbehnung eines Gewerbeſcheins 
"andern Reg Bezirk zu geflatten fei, oder nicht? nur der Umſtand in Be: 
syezegen werben bürfe, ob der Gewerbsbetrieb felbit im Depart. für nützlich, 
für unſchaädlich zu erachten, befagt der $. 21. des Hauſir⸗Regl. nicht, viels 
Lie Befugniß zur Berfagung der Ausdehnung darin anf feine Weife befchränft. 
08 mehrgedachte polizeil Dualifilations:Atteft darf die K. Meg. dem Nusläns 
fo wenig, als den Reiſepaß, abnehmen und zu den Akten zurückbehalten. 

B. hat vielmehr das bisher Hierunter beobachtete Verfahren abzuftellen. 

XIV. 416. — 2. 106.) 


Des K. Min. des I. für G.⸗Ang. (v. Schudmann) u. de8 I. u. d. 
(u. Brenn) v. 8. April 1831 an die K. Meg. zn Minden. 


Bi dem Sinne der Derf. v. 2. April v. 3. 1) kommt es barauf an, daß ber, 
ewwerbeichein nachfuchende Ausländer, feine Heimath buch ein Anerkenntniß 
Bterländiihen Behörde beurfunde. 

5 dies aber die Behörde feines Geburtsorts fein müfle, iſt nirgends feſtge⸗ 
Amehr wird auch die Behörde des Wohnorts feines derzeitigen Dienfiheren 
vaterländifche gehalten werten müflen, wenn fie ihm bezetigt, daß er das 

a Wohnfitz habe, mag dies nun burd den Reiſepaß, oder außer biefem 
eiſt eines befondern Atteftes gefchehen. 
XV. 388. — 2. 79.) 


R. der 8. Min. des I. (v. Schumann) u. d. F. (Maafen) v. 27. 
i 1832 an fämmtl. 8. Reg. 


K Reg. zu Düffeldorf Hat in dem Ber. v. 13. Febr. d. 3. den unter. 
de drei Fragen zur Entſcheidung vorgetragen: 
ein einfacher Paß eines Ausländers, ausgeftellt von der Behörbe feiner Hei: 
, in fofern feit defien Nusftellung noch fein Jahr verfloffen ift, binreicht, 
Erforderniſſen der C.⸗Verf. v. 2 Npril 1830 (AR. XIV. 414. 2) zu genü- 
oder ob, neben dem Bafle, ein Zeugniß über die Berhältnifte des Auslän- 
im feiner Heimath, oder über feine Führung verlangt werben darf und muß, 
der nachgeſuchte Gewerbeſchein ertheilt wird? 
Aa eriterem alle Päſſe, welhe an Ausländer von auswärtigen Gefandten, 
mten oder Konfuln ihrer reſp. Gouvernements exrtheilt find, in Beziehung 
dewerbefchein: Bewilligung, die Stelle der Bafle von der Orts: oder Boli: 
irde ber wirklichen Heimath vollftändig eriegen ? 
Be Reg. Gewerbeſcheine, welche von inlaͤndiſchen Meg. an Ausländer, ohne 
m Bermerk über deren polizeiliche Befähigung, ertheilt find, in fofern ber 
mber bei dem Geſuche um Bifirung nicht etwa ſelbſt ſich ausweifen kann, 
m Bertrauen vorangegangener pflihtmäßiger Prüfung, vifiren darf und 
ohne einer Berantwortlichkeit ausgeſetzt zu fein? 
erde Frage wird dahin beantwortet, daß, wenn der Paß von ber dem Sins 
ten Obrigkeit feines DBaterlandes ausgeitellt, und darin das Zeugniß, 
| wohnhaft, und als ein Menſch von unbefcholtenem Rufe und guten 
Hann fei, enthalten it, auch ein folher Paß, in fofern jeit deſſen Ausſtel⸗ 
fein Jahr verflofien, als ein hinreichendes Dokument zu betrachten ift 3). 
gweite Frage wird demnach verneint. 
en bie unters. Min., da das Verfahren ber Neg., nad €. 21. des G. v. 
d, Aprif 1824, bei der Viñrung der Gewerbefcheine durch Feine nähere Be: 
mungen bedingt if, fih aud nicht ermächtigt, die Reg. von ber dadurch 
en auferlegten VBerantwortlichfeit zu entbinden, und machen daher darauf 
inerffam, daß die Legitimation, auf deren Grund die Austellung des Ge⸗ 
tbeicheins erfolgt ift, dem Inhaber bes leßteren zu feinem weitern Aus: 




















3L oben sub a. 

L oben sub a. 
ah das M. der 8. Min, des H., tes J. u. d. P. u. d. F. v. 13. Dec. 
94 an die R. Reg. zu Erfurt fpridt aus, daß ein Reiſepaß der nad 
& 12. bes Regul, foren, nbefäoltnpeitte nicht erfeßen ionne. 

(a. VOL .— 


MR Wan sen Wichäktnsffen: ber Guneubeiieitenkeuiägen 


.  weife belaſſen werben muß. Indeſſen wirb eg * 
welche von ber Perſon des 

F Sy ar geſetzl. — wäRändig: * 

e 

.. Berug haben, 


ent werben. 
5*— — der Unterthanen ſolcher Etui 


in Bertraͤ bei de ell weifungen: iv 
— —I darge 15) Mac enpefellungen — 


der K Min. des für 6. u. G. ee; Shudmann 
0 — u. d. F Gaaßen) v. 90. Sant 1833 a 


„fulda Be ferne mm greidt be 8 Br gm » Bi 
t ewer es 
— an den Srallenzr N. eh eſſen Omoſſen mehrfache € 
; denn einestheils gehört dieſes Gewerbe wicht zu denjenigen 
—— nad 9. 12. des Hauſfir⸗Regl. der Gewerbeſchein auch an 
Beitertg ertheilt werden darf, auch Tamm baffelbe nick zu ben Gewe 
den, deren unıherziehender Betrieb ein öffentliches Beduͤrfniß ansmach 
fans von ber Borfchtift des 5.12. 1. c., und ber C.⸗Berf. v. 27. M 
nad die Unbefcholtenheit der Betoerber durch Beugniffe ihrer vorg 
dargethan werden muß, nicht abgegangen werben, und das von dem 
bers FT u auttef hie die ed jvinee Beugniffes nicht vertreten. 


&) ws berfelben Min. v. Ir. Juni 1837 an Die 8. Reg. 


eg. wird auf Ihren Bericht v. 8. Upril v. J. „bie L 
landi rar hin ſichtlich ihrer Heimath bett. hierdurch eröffne 
ſelben von ihrer auswärtigen Dörigfeit ausgefteilten, Behufs der I 

uche um Ertheilung von Gewerbeſcheinen, nad Vorſchrift des £ 
28. April 1824 beizubringenden Zeugniffe der Beglaubigung weder 
feitigen Geſandten oder Konfal, nod von ‚einer fonfligen Preuß. 2 
Auch if nirgend ausgeſprochen, daß in Rückſicht der nad der C.⸗ 
1830 f (4. S. 414.) nöthigen Wttefle und ihrer Prüfung andere ( 
treten folfen, als bei ben, nad) $. 12. des Haufir⸗Regul. vorgeſchrie 
ber heimathlichen Behorde eines auslaͤndiſchen Hauſirers. Das Negı 
bie gedahte Beglaubigung feinesweges, und biefelbe ift in ben m 
nicht zu beſchaffen; auch barf im Allgemeinen eine Faͤlſchung der 
muthet werben. Welche ausländische Behörde als Obrigkeit des ' 
Attetes anzufehen if, wird die K. Meg. in den meiften Fällen — 
enfalls durch Korreſpondenz erfahren können, beſonders wenn 
Nachſuchende dem benachbarten Auslande angehört, was ı 
fein wird. Endlich Lädt ſich aus äußeren Mertmalen, ale Siegel, 
fung u. dgl. mit ziemlicher Sicherheit abnehmen, ob ein Atteſt vo 
ausgeftellt und unverfälfcht fei. Es genügt daher, wenn in den Fo 
begründete Bebenfen gegen bie Richtigkeit und ei eines pro 
des. Art entftehen, bergl. Bedenken auf geeignete Weile aufgeklärt v 
nad Alan he Doneekefäen verfagt wird. 


h) M. der K. Win. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. & 
ben) v. 9. Aprit 1839 an die K. Meg. zu Breslau. 


Die 8. Meg. hätte dem N. aus Prag, alfo einem Ausländer, 
Gewerbefhein ohne bieffeltige Genehmigung nicht ertheilen follen, 





. 1) Dergl oben sub 
2) Badl ob mb a. 
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einen Hauſirhandel betreibt, dergl. Bilder ſelbſtredend zn ben 6. 14. ımter 1. 
ul. v. 28. April 1824 bezeichneten Gegenfländen nicht gehören, und 

bwenig der Handel damit als ein öffentliches Vedürfniß anzufehen if. 
Im nber die 8: Meg. Sich auch fire ermächtigt hielt, dem N. den Gewerbe⸗ 
se dieffeitige Genehmigung zu ertheilen, fo hätte Dies doch nur auf Grund. 
m von feiner auswärtigen Obrigkeit ertheilten Zeugniffes über feine Unbes 
heit geſchehen follen, da nach den beftehenten Beitimmungen, insbefondere nad) 
t. v. 28. Febr. v. 3.1) die bloße Beibgingung bes für das vorhergegangene 
teilten Gewerbeſcheins, jenes Zeugniß nicht erſetzen kann. Dies wird mit 
auf das von der K. Reg. unterm 17. Febr. d. 3. an bie Reg. in Oppeln 
Schreiben zur Beahtung in ähnlihen Fällen bemerklid gemacht. N 
. XXIII. 449. — 2. 168.) 


‚ derielben Min. v. 30. April 1839 an’ die K. Reg. zu Münfter. 
w der in dem Cirk. v. 28. Febr. v. J. 2) ertheilten Vorfchrift kann Hinfichte 
e an ber bieffeitigen Landeagänze mehnenden Ausländer, welche im bieffeitis 
nete ein Gewerbe im Umherziehen betreiben wollen, feine Ausnahme gemadıt 
"Die K. Meg. wird daher auf den Ber. v. 2. März d. J. veranlaßt, aud 
biefer Handelstreibenten darauf zu beftehen, daß biefelben beim jedesmali⸗ 
en eines Gewerbeſcheins ein Zeugniß ihrer Ortobehörde über ihre Uns 
it, beibringen. Durch ein ſolches Zeugniß wird zugleich der Forderung 
tfes über bie Heimat des ben Gewerbeſchein Nachſuchenden genügt, da 
iB von ter Behörde des Wohnorts ausgeftellt fein muß. Das bloße Hei: 
kann bagegen das Zeugniß über die Inbefcholtenheit des Nachſuchenden 
en. (A. XXIII. 450. — 2. 169.) 


derfelben Min. v. 28. Aug. 1840 an den K. Regierungd-Präfiden- 
zu Münfter. | 
Hochw. eröffnen wir in Bezug auf die in Ihrem Berwaltungsberichte für 
36. März d. 3. angeregte Frage, wegen der von Ausländern bei Nachſu⸗ 
Gewerbejheinen beizubringenden Unbefcoltenheitszeugnifle ihrer Heimaths⸗ 
8 dieſe Frage durch den angeführten Erlaß v. 30. April v. 3. 3) bereits 
in, indem nach demſelben zu Gunſten der an der Landesgränge wohnen: 
er, von den Beſtimmungen bes Girf. v. 28. Febr. 1838 1) (N. S. 203.) 
hnie gemacht, vielmehr darauf gehalten werden joll, 
tielben beim jebdesmaligen Nachſuchen eines Gewerbefcheines ein Zeugs 
Srtsbegörbe über ihre Unbeſcholtenheit beibringen. 
frühern Gefuche um einen Gewerbefchein beigebrachte Zeugniß genügt 
grüntung eines fpätern Antrags auf Ertheilung eines Gewerbeſcheines 
it hinaus, für welde ver ältere (Hewerbefcein lautet. Es bedarf viels 
nes neuen Zeugniffes, weil daflelbe, feinem Zwecke nad, der den Ge 
ausfertigenden Behörde die Meberzeugung geben foll, daß die betr. Berfon 
Gültigkeit des ihr früher ertheilten Gewerbeſcheins fi nichts hat zu 
en laflen, was ber Gewährung eines neuen entgegenfteht. Ans dem⸗ 
de kann aud ein früher zur Erlangung eines Gewerbeicheines beiges 
gniß, zur Begründung des Antrages auf Erneuerung defielben nicht 


kur der Zeitraum von der Austellung des Unbefcholtenheitszeugniffes bis 
erlegung fein müfle, damit es noch berücfichtigt werden fünne, wird von 
Rg. mit Beachtung der Entfernung des Mohnertes des betr. Ausländer® 
x. Mohnflge in jeden einzelnen alle billig zu beurtheilen fein, 

Bl. 1840 ©. 380. Nr. 673.) 


der K. Din. des I. (Gr. 9. Arnim) u. d. F. (Kühne) v. 20. Sept. 
S an die K. Reg. zu N. 
Vrtheilung ber diesjährigen Gewerbeſcheine an die Ausländer N. N, reſp. 






















al. das C. R. v. 28. Fehr. 1838 zum 8. 11. Mr. 1. des Regul., oben 
gl à. a. O. 

zgL oben sub i. 

exgl. zum $. 11, Nr, 1, des Regal, oben S. 304. 


Ber dan Werhältmiffen ber Gäverberäiberitingiiilleiil. 
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fig Innerhalb Landes genommen fmbe. j 
R. der K. Min. des H., des 3. u, d. P. u. d. 8. WÜRDE 
@ VER 1160. — & 117, [. zum $. 11. Nr. 4. des Megul,, oben CE, 


#° 3) In Betreff der Behörde, bei welcher Ausländer if 
wegen Grißellung von Gewerbeſchelnen zum Gewerbebetriehe in Di 
Yen anzubringen haben, find ergangen: RB 

a) R. der 8. Min. des 3. u. d. P. u. d. 8. dv. 2ögWehr 

Auslänter ſich am die Meg. zu wenden haben, in Deren Dei, 
haupt ie Gewerbe betreiben. wollen. . (A. XXH. 203. — 1A 
$. 11. Rr. 1. bes Regul, oben ©. 304.) h 


\ 
b) 6. 8. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u.d. F. & 
leben) v. 30. Juni 1840 an die K. Reg. zu Wotsdanı, "De 

.. Werfeburg, Erfurt, Münfter, Arnsberg, Köln und Düffeldorf. 
der aus dem Braunfhmeigifchen Gebiete, befonders- auf it 
„Holzminden, follen ihre betr. Anträge bei der Reg. zu Min) 

bringen. 7 

Kach den gemachten Wahrnehmungen haben ſich Gewerbetreibende 

den Bezirk der K. Meg. zu Minden grängenden Herzog. Braunſchweigiſe 
namentlich aus der Stabt Holzminden, nachdem fie Gewerbejcheime zum 
von Waarenbeftellungen unter Mitführung von Proben, und zum Wuf 
weiſe zu beförbernber Gegenftände, von andern K. Regierungen als ber 
erlangt, hatten, Mißbraͤuche mancherlei Art zu Schulden kommen Lafjen, 
Schleihhandels verdächtig gemacht 
- Mit Rüdfiht Hierauf wird die X. Meg, veranlaßt, Geiverbetreiben 
Stadt Holzminden mit ihren bei Derfelben etwa eingehenden Ghejuchen m 
lung ‚von Gewerbeſcheinen der vorbezeichneten Art, am die KR. Meg. in 
verweilen. (Min. BL d. i. B. 1840 ©. 253. Nr. 445.) 

4) Ueber das Verfahren ber Megierungen in benjenigtt 
wo biefe zur Ertheilung von Gewerbeſcheinen an Ausländer nicht 
mächtiget find, disponiri das 

MR. der K. Din. des I. (Br. dv. Arnim) u. d. 8. Glott 

Juni 1845 an die K. Reg. zu Potsdam. 


1) Bergl. oben sub a. 
2) Bergl, oben sub. e. B 
3) Bergl, zum $. IL Mr. L des Regul, oben © 3 I 
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u Scheines vorliegt ober nicht. IR jenes ber Ball, fo hat bie K. Reg. gut 
Im berichten, font aber die Bittſteller zu beſcheiden, daß die K. Reg. zur Er⸗ 

des Scheines nicht ermächtigt jei, es auch an Gruͤnden fehle, biefe Ermaͤch⸗ 
Bei den Min. zu beantragen. (Min. Bi. 1845 ©. 181. Nr. 206.) 


. Die 8. Din. haben die befondersd genaue und firenge Bes 
ig ber Vorfchriften über die Ertheilung von Hauflr » Gewerbeicheinen 
Beländer angeordnet und über dad dabei zu beobachtende Geſchäfts⸗ 


hren befondere Anordnungen erlaffen. 


u) 6. R. des K. Min. des $. u. d. PB. (v. Brenn) v. 3. Dec. 1830 
mil. K. Meg. Vorſichtige Ertheilung von Hauſir-Gewerbeſcheinen 
länder 


dem $.9. und $. 12. des Regul. über den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
Meſondere das Haufiren, v. 28. April 1824, find bereits mehrere Beſchraͤn⸗ 
- angegeben, unter denen der gedachte Gewerbebetrieb Auslänbern geftattet 
fell. Mit Bezugnahme Hierauf wird umter den gegenwärtigen Zeitverbält: 
Ageſetzt, daß den Ausländern nur mit ganz befenderer Borfiht und nur in 
ihre polizeiliche Legitimation feinem Bedenken unterworfen ifl, Hauflr: 
Icheine ertheilt werden dürfen. 
XIV. 828. — 4. 87.) 


ER. der 8. Min. des 3. u. d. P. (v. Rodyow) u. d. g. v. 31. 
335 an ſaͤmmtl. K. Reg. Ausfertigung der Gewerbeſcheine für aus⸗ 
Hauſirer, unter Konkurrenz der Abtheilung des Innern. 


in Häufig bemerkt worden: daß ausländiſche Haufirer in zu weiter Aus⸗ 
des Megul. v. 28. April 1824, zum Handel mit unbebeutenden Begenftäns 
3. B. Bliegenwebeln und Dratharbeiten, oder als Topfbinder und Keſſel⸗ 
af lange Zeit und durch mehrere Reg.-Bezirke im Umherziehen zugelafien 
Um bergi. künftig zu verhüten, wird die K. Reg. bie wegen ber auslän- 
aſtrer beftehenden Borfchriften genau beachten, und die Gewerbefheine für 
wicht chne Konkurrenz der Abth. des 5. ertheilen. 

XIX. 262. — 1. 187.) 






























derſelb. Min. v. 19. Mai 1835 an die K. Reg. zu Potsdam. 


Birf. v. 31. Jan. d. 3. wegen der Veichränfung des Verkehrs ausländi- 
er, erwähnt die Zulaffung derſelben auf zu lange Zeit und für mehrere 
fbezixke nur bei dem, was geichehen iſt, nicht bei dem, was gefchehen ſoll. 
10. März ce. vorgetragene Frage, was unter Dem Ausdrud: „auf lange 
‚gerieben fei, ift' daher überflüifig, und beantwortet fi aus den Vorſchrif⸗ 
22. des Megul. v. 28. April 1824. Werden überhaupt bie hierin ertheil- 
keiften genau beachtet, und, wie es das Cirk. vorſchreibt, die Gewerbeſcheine 
aber mit Zuziehung ber Abth. des 5. ertheilt: fo findet fi das Uebrige 
Allerdings behält jeder Gewerbeſchein feine Gültigkeit bis zum Jahres- 
wird er aber nur auf einen, hödjitens zwei Regierungsbezirke ausgedehnt, 
Bei, binnen welcher dem Haufirer der Aufenthalt in jeder Gemeinde von 
gieehörbe zu geftatten iſt, nad, Umſtänden beſchränkt, fo wird ber auslän⸗ 
ſchwerlich feine Rechnung dabei finden, fih ein ganzes Jahr im In; 
utreiben. (9. XIX. 491. — 2. 133.) 


‚der 8, Min. bes I. für Gew.⸗Ang. (Bethe), des I. u.d. P. (Koͤh⸗ 
In. d. Bin. (v. Alvensleben) v. 31. Juli 1835 an die K. Meg. zu 
Fſeburg. 
. Reg. erwiedern wir auf den Ber. v. 30. März d. J., daß Dieſelbe 
a nur über ſolche Gegenſtaände, welche zu den Wochenmarkts-Artikeln ge: 
im 6. 14. unter 1. des Regul. v. 28. April 1824 näher bezeichnet find, 
Meine ſelbſtſtändig ertheilen oder verweigern fann. Much hierbei iſt jedoch 
merenz ber Abth. des 3. jederzeit um jo mehr erforberlih, als die Zulaſſung 
ändern zum Gewerbsbetriebe im Umherziehen an fich fchon eine Angelegen: 
bei welcher das polizeiliche Intereffe in Frage fommt. 

x Gegenftände Hingegen, welche nicht zu den Wochenmarkts⸗Artikeln gehören, 
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BU Bon ten Berhätiasffen der Wen 
bie ne von Gewerbeſcheinen für Anstänhne une mi m 


rl: Ausländer ertheilter Gewerbeſchein "einen Türguen 
va⸗ Jahr Fein Ch foll, für welches derſelbe ausgefestigt werben, wo 
—— mL Spin, ißverftanben,“ wehn der Präbiud: „eh | 
anpt iſt biefe mi anben, 
af die Vegangenheit B ale atıf 
ee e Re — el —— „de da en 
einzelne Hegierungen benfelben Ausländern mehrer 
art zum — u Hai Dratbiwaaren ** hatten. | 


— 7 
3 Vorſchriften über bie, den zum umberzießenden Sun 
triebe ind Land kommenden, mit Gewerbeſcheinen ns ai 
ſebenen Aushindern zu ertheilende Belehrung. 


n Den des 8. F. Min. (v. Klewit) v. 2. Mal 1824 a; 
X Meg. der öftlihen und weſtlichen Provinzen. 
a der Fall häufig ereignet, daß Ausländer 
Betrieb Ans Land — ber Vorausſetzung, 4 In ae Km 
ven Waaren gegen Erlegung der Gewerbeſteuer unfehlbar werd 
biernähft aber, wenn ihnen der Gewerbefheln verweigert wird, in 
zahhen, fo bat tie K. Reg. die HauptsSollämter an ber Banbesgrenze 
folge Berjonen gleich bei ihrer Ankunft, und ehe fie die Waaren 
ben biesfälligen Berlin 5 befannt zu macen und ihnen anheim zu 
1 u e. zurũckzugehen, und ben Beſchluß ber Meg. abzumarten, um m nid 
ommen, indem auf bie einmal verſteuerten Kam feine Srfat 
—A fie a werben zen 































2a N. der K. an. v6 (v. Bhlon) u. det 8.0.08. 
mann) v. 26. Mat 1824 an fänmtl. K. Meg. (autſchließliche 
Danzig, Kdslin und Köln). 


Wir halten es für nothwendig, dem häufig bemerften Uebelftante ı Ä 
lichfeit zu begegnen, daß Ausländer, in der Meinung, es werbe ihnen en 
früher. bereits verftattetes Gewerbe im Umherziehen auch ferner nicht were 
‚ bafielbe überhaupt geflattet werben, chne bie vorfchriftsmäßige Genehmi 

vorher extrahirt zu haben, tief in’s Land reifen, und aledann durch Berk 
Gewerbeicheine in oft fehr drückende Verlegenheit gerathen. | 
Die 8. Reg. wird _baher hierdurd, angewiefen, fämmtl. Polizeibchör 
Außeren: Graͤnze ihres Dep. den Auftrag zu ertheilen, ſolche Ausländer. 
Cintritte in's Land fofort durch einen gedruckten Aushang zu bebeuten, ba 
thun würden, fid die verfhriftsmäßige Erlaubniß zum Hanfrhandel von 
Ken detr. Reg. früher zu verichaffen, che fie die zum Betriebe deffelben = 
ten Waaren verfleuern, oder überhaupt ihre Reife forffegen, und baß fie 
tBelfe, welche aus einer Nichtberückſichtigung diefer Verwarnung für fe‘ 
könnten, lebiglic, fich ſelbſt zuzufchreiben und auf feine Weife darauf 
halten daß von Seiten der K. Verwaltungs: Behörden im Wege der € 
diefe Nachtheile Nückficht — und ihretwegen allein eine Genehmi 
benbfichtigten Saufrhanbete 8 ohne anberrit dafür fprechende beſondere X 
gen werde. (A. V 48.) 


3) C. R. des u in. ve 3 u.d. P. (v. Rochow) v. 14. 
an die K. Ober⸗Praͤſidien in Koblenz, Münfter und Magdeburg. . 
Die K. Reg. zu Trier hat die abfhriftt. anliegeude (Ani a.) unterm 
d. 3. an fämmtlihe. Sandräthe ihres Meg.: Bezirks gerichtete C. B. 
welder die Polizeibehörden angewiefen find, ſolchen Ausländern, welde 
fung eines Gewerbeſcheins zum Betriebe des Haufirhandels nachfuchen 
bei Viſirung ihres Seifepafee auf die Vorſchrift des Regul. v. 2. Ayrl 
bes C. R. v. 2. April 1830 1), wegen Beibringung eines von i 
geſtellten —8 ihrer Unbeſcholtenheit aufmertſam zu machen. 


3) Bergl. oben. ©. Mi. 
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Seſchwerden. welde in einzelnen Sitten von Ausländern erhoben worden 
ſeiche Attefte bei Nachſuchung von Gewerbeſcheinen abgeforbert wurden, 
mic) seranlaßt, dieſe fehr zwerfmäßige Anordnung, durch welche erreicht wird, 
Individuen über jenes ihnen oft unbekannte Crforderniß zeitig unterrich · 
amd unnöthigen Zeitz und Keſtenaufwand erſparen zur Nachachtung zu 
md erfüche bemigemäß Gw. ıc. die (tefv. übrigen) Reg. Ihres Ober Bra⸗ 
f6 anzuweifen, eine derartige Bert. an bie denfelben untergeorbneten Polis 
, namentlich der Gränzkreife, gleichfalls zu erlaffen. 


hoben Min. des J fi . ing. u. d. F. haben unter Beyug: 
auf bie Verf. v. 2, pri nen unterm 28, ej. m. mitgetheilt 
AR, menerbings unterm 13. v. M. vorgeichrieben, daß in Zufunft fein Aus» 
zur Ausübung des Haufirhandels in ben bieffeitigen Staaten zugelaffen 
dürfe, wenn derfelbe nicht außer feinem Neifevafle auch bas im $. 12. des 
jegul. dv. 28. April 1824 gedachte Zeugniß feiner Ortebehörbe über feine 
it . Um daher dergl. Individuen einen unnöthigen Zeit: und 
d au erfparen, wollen Gie die Bürgermeifter ihres Kreifes anmeifen, 
weiche hier einen Gewerbeſchein nachſuchen wollen, bereits bei Bifirung 
jes zu eröffnen, baß der Gewerbeſchein ihnen nur dann erteilt werden 

fie das gedachte Atteft alljägrlich neu auagefertigt vorlegen können. 
den 4. Febr. 1834. 






















Koͤnigl. Regierung. 
v. Bodelfhmwingb. 
XVII. 526. — 2. 154.) 


Zum 6. 13. des Negulativs. j 
$. 13. des Regul. Handelt von der Buläfilgfeit von Gehülfen 
leitern für den im Umberziehen betriebenen Gewerbebetrieb. 
‚ber aufgeftellten Grundfäge find folgende: 

Gehülfen dhrfen bewilliget werden: 


Berfonen, welche Werke der bildenden Kunft, Landkarten, mecha⸗ 

, mathematifhe, optifche und phyſikaliſche Inftrumente ($. 14. 

des Regul.) umhertragen oder ſchicken; und zwar bürfen auch 
mung inländifcher ftehender und namhafter Handlungen 

jerfflänten diefer Art auslänpdifche Gehülfen bewilliget werben ; 

werſonen (reifende Diener) zum Durchreifen der Provinz, um 

renbeftellungen zu fuden, find zuläfilg. 

aber zugleich vorgefchrieben, 

l. Gehülfen und Diener: J 

Erforderniffe des $. 11. Nr. 1., 2., und 3. des Regul. nadje 
n, und 

dem Gewerbefcheine (nach $. 8. des Megul.) namentlih benannt 
fignalifirt fein mäffen. 

Begleiter zum Transport der Waaren ober zur Wars 

8 Gefpanns fönnen die Reg, nach Umftänden und ihrem pflichte 

Ermeffen, bewilligen; jedoch ift vorgeichrieben: 

ben müffen in dem Oewerbefcheine benannt und fignaliftrt fein; 

der unter 14 Jahren dürfen niemals mit umbergeführt 


Beflimmungen bed Regul. find in mehrfacher Beziehung erläutert 


Im Betreff der Srage, welchen Gewerbetreibenden die Annahıne 
ülfen und welden nur die Mitnahme von bloßen Begleitern 

‚ fowie über die Grundfäge, nach welchen bei Geſtauung 
hülfen zu verfaßren, find ergangen; 


336 Bon den Berhältniffen ber Gewerbetreibenden zum Gtaak. 


1) C. R. der K. Min. des H. (v. Bülow) des J. (v. { 
u. d. 8. (v. Klemig) v. 3. Sept. 1824 an die K. Reg. zu Sieltin, «; 
richtl. an ſaͤmmtl. übrige 8. Reg. 1). 
Der K. Reg. gereicht auf Ihre Anfrage v. 28. Juli c., ob ber 
di fei, daß im Allgemeinen mit Ausnahme der im 8. 13, bes Haufe: 
. April d. 3. erwähnten Falle, fein Hauſirer Gehülfen zum Betriebe fi 
werbes mitnehmen bürfe, und ob die am Schluſſe diefes 8. gedachten bie 
leiter zum Transporte der Waaren oder zur Wartung bes Gefpanne, zur G 
Beuer anzuziehen ſeien? 
Folgendes zum Beſcheide: 
a) In Bemäßheit der Beftimmung bes Ss. 20., in Verbindung mit $. E 
37., fann ein an dem Haufirhandel wirflih Theil nehmender Gehülfe u 
den in der erften Periode des 8. 13. bezeichneten Gewerben verfatte I 
für diefen aber muß ein bejonderer Gewerbeſchein gelöfet werben. 
b) Die nicht in der erften Periode bezeichneten Gewerbetreibenden, alfo a 
. im 8.37. Benannte, dürfen fi feine Gehülfen für ben eigentlichen 
handel halten, jondern nad) ber zweiten Periode des $. 13. nur 8 
zum Transport der Waaren oder zur Wartung des Geſpanns, für 
eine befondere Gewerbeſteuer nicht zu entrichten ift, die aber, jo mie ben 
betreibenbe jelbit nach $. 28. in Strafe verfallen, wenn fie an bem e 
Hauftirhandel dennoh Theil nehmen. 
c) Derſelbe Unterfhied ift bei Ihierführern, Kunftreiten und allen 
machen, die Dientleiftungen und Scauftelluugen im Umberziehen trei 
denen jhen das G. v. 30. Mai 1820 Beil. B. Litt. L. ihr Gewerbe in 
Geſellſchaften gegen einen erniedrigten Stenerfag, wenn nöthig, zu ir 
ftattet. Kür alle diejenigen Perfonen, die an ben Gewerbe felbit M 
men, beijpielsweile aljo bei Thierfuͤhrern für alle diejenigen, welde 
Vorzeigen der Thiere befchäftigt find, bei Kunftreitern fir die etwa 7 
ſchaft gehörigen und mit ihr herumzichenden Muflfer, muß die Ge 
entrichtet werben, wogegen bie eigentlichen Gefindebienftverrichtenden, # 
Gefolge befindlichen Perſonen von der Steuer frei find. 
(a. VIII. 903. — 3. 123.) 


Dazu: 


a) R. der K. Min. de H. (v. Bülow), d. I. u. d. P. (v. Sch 
u. d. F. (v. Klewitz) v. 13. Dec. 1824 an die K. Reg. zu ® 
Unzuläffigfeit der Gehülfen für den Hauffrhanvel mit % 
waaren. 
Die unterz. Dein. tönnen, wie ber K. Neg. auf ten Ber. v. 28. O 
öffnet wird, bei den, Ihrem Antrage entgegenjtehenden Flaren Beitimuml 
Haufir-Regul. v. 28. April c., welde in der angezogenen Verf. v. 3. € 
zu a. und b. nur näher entwickelt find, nicht darin wilfigen, Daß der gefe 
fiattete Hauſirhandel mit Tüpferwanren flatt durch die Gigenrhümer ode 
der Niederlagen felbit, durch jelbititäntige Gehuͤlfen in der bisherigen Art 
werde. 

Uebrigens werben ſich Die Niederlagen in den Heinen Orten fchen 
den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß verfahren, und daher aud den 9 
welche jeither Zotel der Anzahl der Haufirer mit Töpferwaaren im bortigen 
zirfe ausgemacht haben, feine Gewerbefdyeine zu diefem Gewerbebetriebe n 
des Regul. gegeben werben, 

ea. VIIL 1162. — 4. 118.)- 


b) C. N. der 8. Min. des I. u. d. P. (Köhler), des I. für € 
(Bethe) u. d. F. (v. Alvendleben) v. 26. Aug. 1835 an fü 
Meg. Ausftelung der Gewerbeſcheine für Hauflrer in 2 
auf deren Gehülfen. 
Zur Grlänt. der C.-Verf. v. 3. Sept. 1824 wird hierdurch feflgefegt: 




















1) Woͤrtlich gleichlautend mit biefem R. ift das von der K. Meg. zu Bi 
erlaffene Bublit. v. 14. Nov. 1824 (A. VIII 1157. — 4. 114), 
fih daffelbe auf den &. 13. dex Mequl, bracht, 
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beſondere Gewerbeſcheine für bie Gehülfen der im $. 13. des Regul. v. 
& April 1824 genannten Perfonen nur alsdann erforderlich find und ausge: 
pet werben follen, wenn biefe Perfonen es felbft verlangen, um gleichzeitig 
pam ihren Sehülfen das Gewerbe an verfhiedenen Orten betreiben zu föns 
Bun; baf aber, wenn Dies der Fall nicht ift, die Gehülfen in den Gewerbes 
hen ihres Prinzipals mit Namen und Signalement aufzunehmen find, ohne 
für fie eine befondere Steuer zu erlegen ill. 
(a. XIX. 823. — 3, 167.) 


3) A. der K. Min. des I. (v. Schudmann) u. d. F. (v. Motz) v. 12. 
1827 an die 8. Reg. zu N. 1). v 


= 8. Reg. wird eröffnet, daß Ihr bisheriges Verfahren, wonach Eie den im 
des Regul v. 28. April 1824 nicht genannten Gewerbetreibenden nicht ges 
Sat, für ihre Rechnung durch Andere Haufichantel zu betreiben, unbedenklich 
ige geweien ifl, da es eben in ber Abiicht des G. gelegen hat, den Hauflrs 
derch Diittelsperfonen fo viel als möglich zu beichränfen. Allerdings kann 
t des ©. theilweiſe vereitelt werben, wenn ber Gewerbeſchein für die Mits 
von ihr ſelbſt und ohne ihr Verhältniß zu dem, für den fie den Haufirs 
zeiben will, näher zu erwähnen, nachgeſucht wird; allein nicht zu verfens 
daß dagegen auch in biefem alle der Haufirer eine Selbſtſtändigkeit erhält, 
ge ein ſolcher Verkehr fat nur unter den Verhaͤltniſſen moͤglich iſt, wie fie 
Reg. in dem von ihre näher bezeichneten Falle einem Yabrikanten befchreibt. 
8 K. Reg. erwogen, daß in biefem Falle ziwiichen dem Yabrifanten und dem 
nur ein bloßes Krebitverhältniß Rattfindet, fo würde Ihr auch nicht der mins 
eifel darüber, daß dem Hauficer der Gewerbefchein zu bewilligen fei, vorges 
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fein. 

1. e8 übrigens bei reifenden Handlungsdienern, welde einen Gewerbefchein zum 
a von Waarenbeftellungen nadyjuchen, nicht nothwendig ift, daß fie das 30, 
e zurückgelegt haben, fo wird noch weniger bei dem Prinzipal hierauf bes 
werden fönnen. 


gu: 

Eder 8. Min. des I. für H. u. ©. (v. Schudmann) u. d. F. (Maas 
x) v. 30. Suni 1832 an die K. Reg. zu Merjeburg. Es iſt nicht 
unterfuchen, ob die Waaren Eigenthum des Inhaberd des Ges 
fiheins find. 

R. Reg. hat die Anträge auf Ertheilung von Gewerbeidheinen zum Hans 
im Umherziehen lediglich nad) den Borfchriften der Gefepe über die Zus 
5 Haufirhandels und die Verfönlichkeit der Impetranten zu beurtheilen, 
gu unterfuchen, ob die Waaren Eigenthum des Inhabers des Gewerbes 
d. oder von ihm im Auftrage eines Andern verfauft werden follen. Wenn 
N. N. zu N. N. Gewerbeſcheine für Perjonen nachſucht, denen and) fonft 
jefchein, wenn fie ihn in ihren eigenen Namen erbeten hätten, nicht zu 
geweſen wäre, fo ift denfelben der Gewerbeſchein zu erteilen, ohne ihres 
bien zu dem N. N. zu gedenken. 

it Rimmt aud die von der K. Reg. angeführte Verf. v. 12 April 1827 
indem das Mißverftändniß nur darauf beruhet, daß Diefelbe Haufichändfer, 
Baaren verlaufen, die nicht ihr Gigenthum find, für Gehülfen halt, während 
v. 28. April 1824 $. 13. unter Gehülfen nur ſolche Perfonen verfteht, 
Saufirer bei Ausübung jeines Gewerbes unterftügen. 

XVI. 700. — 3. 79.) 


L der 8. Min. des 3. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn), des I. ud. P. 

Bier) u. d. 8. (v. Alvensleben) v. 5. Febr. 1836 an die K. Reg. 

Arnsberg. 

2. Meg. geben wir die unterm 29. April v. I. eingereichte Vorſtellung ber 
dandeleleute N. N. zu N. v. 18. ej. hierbei mit den Bemerken zurüd, 

ni der Berf. v. 12. April 1827, wonach die 8. Reg. den im $. 13. bes 

1 28. April 1824 nicht genannten Gemwerbetreibenden nicht geftatten darf, 


dv! 


dies M. findet Ach in ben 9. nicht abgebrudt, 
m 8». 2 22 
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für ihre Rechnung durch Gehülfen oder Mittelsperfonen einen Handel im Infg 
ben zu betreiben, fein Bewenden behalten muß, wenn gleich das Umgchen 
ibeilten Beftimmung” durch das Borgeben eines Bewerbebetriebes für eig 
nung von Seiten der Gehülfen nicht immer zu verhüten fein wirb. 

(A. XX. 226. — 1. 173.) 


3) M. der K. Min. d. F. (Flottwell) u. des I. (v. Mantenfkel) 
Aug. 1845 an die K. Meg. zu Arnéberg. Verftattung ausländ 
Gehülfen zum Haufirhandel für Inländer. Betrieb des Haufln 
von den im Dienfte inländifcher Gewerbetreibenden flehenden Ausläd 

Mas die generelle Anfrage über die Zulaffıng eines im Dienfle eines 
ſchen Gewerbetreibenden flehenden Ausländers zum Betriebe des Hauſtrgeweh 
trüfft, fo finden die unterz. Min. dagegen fein Bedenken, daß ein bei einem 
fihen Sewerbetreibenten ale Gehülfe in Lohn und Brot, ſtehender Auslänbe, 
fern derfelbe Iediglidy im Auftrage und für Mechnung des inlänbifchen € 
benden im Umherziehen Geſchäfte zu treiben beabfichtigt, unter gleichen Be 
und VBoransfegimgen wie ein Inländer zum Betriebe des Hauſirgewerbes 
werde. Wenn dagegen der Nusländer zu gleicher Zeit für eigene Mecqhr 
fhäfte zu machen, oder zugleich für ein ausländifches Haus zu reifen Dep 
ift ber Antrag deſſelben auf Zulaffung zum Haufirgewerbe, nad den fir 
im Allgemeinen dieferhalb beftehenden Borfchriften zu beurtheilen. 

(Min. Bl. 1845 S. 320. Nr. 362.) ' 


B. Beflimmungen in Bezug auf Handlungsreifende zum Ü 
hen von Waarenbeftellungen }). 


1) Ueber die fteuerfreie Ausfertigung neuer Gewerbeſcheine 
[ungörelfende inländifcher Kaufleute und Babrifanten beim Wechfel u 
fonen im Kaufe des Steuerjahres, vergl. die 8. O. v. 15. Juli 18 
zum $. 9. des Regul., oben ©. 298.) 


2) R. der 8. Min. des H. (Or. v. Bülow) und bes I. und 
(v. Schuckmann) v. 22. April 1825 an die K. Reg. zu Breslau. Bel 
ſuchung des Gewerbeſcheins ift die Beibringung einer Vollmat 
Prinzipals für den Sandlungsreifenden nicht erforderlich. 


Der K. Reg. wird die an das K. F.⸗Min. gerichtete Borftellung bes 
reifenden N. N. aus Moinz wegen des ihm von der K. Meg. vermweigeril 
Gewerbeſcheins hierbei mit dem Gröffnen zugefertigt, daß die von Ihr ge 
derung wegen Beibringung der Vollmacht desjenigen Handelshauſes, für 
Baarenbeitellungen geſucht werden jollen, als eine Beläaftigung erfcheint, ve 
fo mehr fein Nugen zu erwarten it, als jet, wo in dem Gewerbeſchein 
werden muß, jür welde Sandiuhg der Inhaber reifet, derjenige Handlung 
ber fich bier eine unmahre Anzeige erlauben follte, fih nur unnütze Koſten 
Gewerbeſchein machen würde. Eben fo it der Bittiteller, der nur die Fri 
bes bisherigen Gewerbeſcheins nahfucht, nah Nr. 1. $. 11. des Regul ur 
von der Beibringung eines befonderen Dualififationg : Atteftes zu bispenfirar 

Die K. Reg. wird dem zu Folge zur ungefüumten Grledigung ber Be 
bes ꝛc. N. N. angewiefen. (9. IX. 454. — 2. 123.) 


3) M. der K. Min. des I. für ©. (v. Brenn) und des I. u 
(v. Rochow) v. 15. Mai 1834 an die, K. Reg. zu Minden. CHfı 
Gewerbeſcheins für einen inländifchen Sandlungsreifenden, der bei 
Ausländer fonditionirt. 

x. 2. Mas die am Schluſſe bes Ber. der K. Reg. v. 6. d. M. g 
meine Anfrage wegen Bewilligung von Gewerbefcheinen für ausländifche 
reifende zu Aufſuchung von Waarenbeftellungen im Inlande betrifft, fo t 
nur dahin beantwortet werden, daß ein Inländer, welcher in einem ausl 
Handlungehaufe Fonbitionirt, ohne badurd an dem Orte, wo Ießteres feinen 
ein Domizil zu fonflitwiren, bei Nachſuchung eines Gewerbeſcheines zum Mi 
von Waarenbeftellungen für feinen Prinzipal, hinfihtlih der Grforbernifie gt 


1) Bergl. auch tie Erlant. zu den 8. 5, u. Y, dre Meaul 
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Getsetbefcheines immer ale Inländer anzufehen, und namentlich an bie 
bern Bezirke fein diefleitiger Wohnort liegt, zu verweifen iR. Hat er 
Be Domizil, weber im Ins noch Auslande, fo it er als ein Bagabunde zur 
J eines Gewerbeſcheines überhaupt nicht geeignet. . 
5 AVIIL 527. — 2. 155.) 


On Betreff des erforderlihen Lebens alters ber Sanblungb- 

m iR angenommen, daß weder die Vollendung ded 30. 3ahres, noch 
Bhiährigkelt erforderlich fei; in der Regel joll aber ein Alter 
Sabren ald Bedingung der Eriheilung des Gewerbeſcheins angejes 


De K. Dein. dee I. u. d. P. (v. Schudmann) v. 2. März 1897 
"De K. Meg. zu N. N. 
Smufertigung der Vorftellungen ber Kaufleute N. N., v. 2. v. M., werin 
Aber die ihren Handlungsgehülfen verweigerten Gewerbeſcheine zum Auffus 
Baaren>Beltellungen Beſchwerde führen, wird die K. Reg. darauf aufmerks 
t, daß in bem Haufic:Regul. v. 28, April 1824 binlänglich ausgeforos 
fei nicht nothwendig, daß auch diejenigen, welde, nur un Waaren s Bes 
gu fuchen, Gewerbeſcheine nachſuchen, das 30. Lebensjahr zurüdgelegt has 
In der Ru 5. des $. 11. des gedachten Regul. ift nur feftgefegt: 
fo in der Regel Leuten unter 30 Jahren nidt erlaubt werden sc.“ 


13.: 

fo find zum Durchreifen ber Provinz, um Waaren : Beftellungen zn fus 
Diittelsperjonen (teifende Diener) zuläffig; nur müflen auch für ſolche Ge⸗ 
m und Diener bie Grforbernifie des $. 11. Nr. 1. 2. und 3. nachgewieſen 


ech, Daß nicht auf den 6.11. überhaupt, fontern nur auf beſtimmte Num⸗ 
ben verwielen ift, die Nr. 4. und 5. aber ausgefchloffen find, ift demnach 
| worben,, daß bei reifenden Dienern auf die Erforderniffe 4. und 5. bes 
gefehen werben bürfe. 
yeint jedoch, daß die K. Meg. nicht nad 6. 11. Nr. 5. des gedachten Res 
Madıweis der erfolgten Zurücklegung des 30. Jahres erfortere, fondern ſich 
Atellung des Grundſatzes beichränkt habe, feinem reifenden Hanblungsties 
eichter Großjaährigkeit einen Gewerbeſchein zu ertheilen. Allein aud 
mung wird, obgleih in denjenigen Lanbestheilen, für welde noch Lie 
‚Sejeßgebung gilt, die Minderjührigfeit ſchon mit den vollendeten 21. 
, manche Bedenken und ſolche Beſchwerden, als in den Beilagen, ge: 
erregen. 
R ferner nicht Eonftirt, welche befonbere Gründe die K. Meg. zu der in 
1 Beſtimmung bewogen haben, fo wird biefelbe angewiefen, entweber 
u Beihhwerbeführern bezeichneten Individuen, fo wie aud fünftig unter 
erhältnifien, die nachgeſuchten Gewerbeſcheine zu ertheilen, oder wenn Gie 
Ar angenommenen Srundfag fpeziell motiviren zu können glauben möchte, 
u berichten. (M. XI. 759. — 3. 105.) 


MR. der K. Min. d. F. (v. Borelfhwingh) u. des I. (Or. 9. Are 
) v. 21. Ian. 1844 an fämmtl. K. Reg., forie an dad K. Polis 
drajin. u. Gewerhefteueramt in Berlin. 
e Aufhebung der Berf. v. 19. Juni 1827 (N. ©. 760. Nr. 106. 1) wirb 
daß fortan Sewerbefcheine zum Auffuchen von Waarenbeftellungen im Un: 
and zum Auflauf frachtweiſe zu befördernder Gegenflände zum Wiederver⸗ 
ih bei ſonſt sorhanbener vorihriftemäßiger Befähigung, nur an folde Pers 
Jeilt werben follen, welche das zwanzigſte Lebensjahr zurüdgelegt 
ine Ausnahme hiervon tritt nur hinfichtlich derjenigen jungen Leite von 
neiſchen 17 und 20 Jahren ein, welche, auf Grund ber bisher angeorbs 
Kferiften, einen Gewerbeſchein der bezeichneten Axt für das Jahr 1843 er: 











Das G. M. des K. Min. des 3. u. d. P. v. 19. Juni 1827 an fümmtl. K. 
Meg (AR. XL 760% — 3. 106.) hatte das 17. Kebensjahr als terminus 


a quo ber Ertheilung von Gewerbeſcheinen zur Aufjuchung von Waarenbe: 


ungen fefigefeßt. 
22 
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Iten hatten, ober mit einem foldhen Echein für das Jahr 1844 bercis 

nd. Den vorbezeichneten Berfonen kann die 8. Reg. den Gewerbeſchein 
weiſe fünftig auch dann ertheilen. wenn ſie das zwanzigſte Jahr noch wur 
haben. (Min. Bl. d. i. V. 1844 ©. 78. Nr. 94.) 


c) Daß übrigens bei Ertheilung des Gewerbeſcheines an minder] 
Handlungsdiener die Genehmigung des Baters ober © 
des derfelben nicht erforderlicdy fei, ift außgefprochen in dem 
Min. des I. u. d. P. (v. Room) u. d. F. (v. Alvendiehei 
San. 1842 an die K. Reg. zu Stettin. 


Bon dem Mag. zu N. ift darüber Beſchwerde geführt worben, bag bi 
Abth. für die Berw. der dir. Steuern, Behufs der Ertheilung des © 
an minderjährige Handlungstiener, weldhe im Geſchäfte ihrer Prinzipale ıe 
außer der Genehmigung der legteren auch die des Vaters, ev. Vormundes, 

Diefe Beſchwerde müfjen mir fir begründet erachten. Dazu, da ui 
überhaupt in das Verhältniß eines Handlungsdieners treten, ift allerdings 
willigung ihres Vaters, beziehungemweiie ihres Vormundes, erforberlid; 
daß fie in ihrer @igenichaft als Handlungsdiener unherreifen, um für i 
herren außerhalb des Wohnorts befielben auf Meſſen nnd Märkten, ober 
fhäfte zu machen, bedarf es der ausbrüdlichen jedesmaligen Ginwilligung 
ters oder des Vormundes nicht, fobald eine ſolche für das Dienfverfiä 
Haupt ertheilt it. Der 6. 11. ad 2. des Haufle- Regul. v_ 28. April 
dert eine ſolche bejondere Ginwilligung nicht, und zu ben verjchiebenen 
gen eines Handblungsdieners gehört auch das Umberreifen in den Handle 
ten feines Brinzipale. 

Hiernadh hat die K. Meg. in Zukunft zu verfahren. 

(Min. Bl. d. i. V. 1842 ©. 34. Nr. 50.) 


C. Vorſchriften betr. die bloßen Begleiter für Gewerbetri 
Umherziehen. 


I) In Betreff der Viehtreiber iſt vorgeſchrieben, daß biel 
nes Gewerbeſcheines, fondern nur einer polizeilichen 2e 
tion bedürfen; wenn fle aber ven PViebhändler felbft begleiten, fi 
fle in deffen Gewerbeſchein benannt und fignalifirt fein; audy muß 
fel in der Berfon des Treiberd auf dem Gemerbefcdheine ve 
lizeibehörde des Ortes, wo die Gntlaffung erfolgt, vermerft ww 

M. der K. Min. des I. (v. Schuckmann) u. d. F. (v. 9 
Aug. 1825 an die K. Meg. zu Breslau. 


Da das Viehtreiben für ſich allein, und wenn der Treiber nicht zugle 
an anvertrauten Vieh Handel treibt, fein gemwerbeftenerpflichtiges Geweil 
olgt: h 
a) daß PViehtreiber, die von Vichhändfern lediglich dazu beauftragt And, ! 
andern Orten zu treiben, fri es nun, daß es dort an einen Beikeiik 
fert, oder von dem Viehhändler felbit wieder Behufs des Verkaufs ul 
werden foll, eines Gewerbefheins nicht bedürfen, fondern nur ber 
Legitimation für ihre Berfon und den Zweck ihrer Reife: 

b) daß, fobald die Treibet den Viehhändler felbft begleiten, fie zwar, m 
bes Regul., in des leßtern Gewerbejhein benannt und fignalifieı fe 
weshalb der Viehhändler, wenn er im Kauf des Jahres die T 
feinen Gewerbeſchein ber Polizeibehörbe, in deren Bezirk der bisher 
entlailen wird, vorlegen muß, um den Abgang bes bisherigen Treil 
zu bemerfen, und jlatt befielben den nun angenommenen zu fignalif 
die 66. 26— 28. des Regul. nicht anwendbar find, wenn ſich bei Dei 
händler ein Treiber findet, der in dem Gewerbeſchein nicht benannt 
liſirt iſ. Es kann vielmehr nur die $. 30, beflimmte Strafe von 
bis 10 Rihlrn. eintreten 1). 



























I) Diefe Bekimmung wurde durch das R. v. Io März 1833 (i. 
b.) modifiziert, demnmaht aber huch das C. R. v. 8 
(j. unten sub d.) wiederhergeteiit, 
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it e6 fein geſezwidriges Verfahren ber Bolizeibehörbe, wenn fle für 
ler und feinen Treiber Päſſe ausjertigt, ohne fih um den Gewerbe: 
kefünımern, da der Biehhändler, wenn er z. B. auf den Verfauf auf Vieh: 
befchränkt, wohl eines Pafles bedürfen kann, aber nicht eines Gewerbes 


wird baher zwar zweckmäßig fein, wenn bie Polizeibehörbe den Viehhänd⸗ 

baß er eines Gewerbeſcheins, der auch feines Treibers erwähnt, benöthigt 
er auch im Umherziehen Handeln wolle, es wird aber gegen den Händler 
B. Beilinumte Strafe audy dann angewendet werben können, wenn biefe Be: 
unterblieben if, dba er, firenge genommen, bie fein Gewerbe betr. Geſetze 
nf. (9. IX. 735. — 3. 137.) 


Die Bewilligung der Begleiter gehört zur Kompetenz der betr. 
ungen, welde ihre Prüfung auch auf die Perfönlichfeit der 
a richten haben, und weder die Außdfertigung des Bemerbefcheine®, 

? Eintragung des Namend und Signalementd ber Begleiter, noch 

Bermerk eines Wechſels in der Perſon der Begleiter !), den nach⸗ 

3 Behörden überlafjen dürfen. 

ber, fo wie über die Grundſätze, von welchen bei der Bewilli⸗ 

Begleitern audzugehen, über die Befugnijje der legteren und 
FE der Gewerbetreibenden, welchen dergleichen zu gewähren, fowie 
E-Zuläffigkeit mehrerer Begleiter disponiren die nachftehenden R.: 


der. 8. Min. des I. (v. Schuckmann) u. d. F. (v. Motz) v. 29. Maͤrz 
89 an die 8. Reg. zu Köln. 


eine fein Bebenfen, daß nad den im 6. 13. des Regul. v. 28. April 1824 
m Morten: 
Begleiter zum Transport der Waaren oder zur Wartung bes Gefpanns 
ben die Regierungen nad ben Umftänden und ihrem pflihtmäßigen Grmefen 
igen,“ 
Bewilligung von Waarenträgern in den Befugniſſen der Reg. liegt. Daß 
arenträger und Begleiter an dem eigentliben Hauſirhandel feinen Antheil 
Bürien, fondern ſich lediglich darauf befchränfen müflen, die Maaren zu tras 
igenfalls fie und der Haufirer in die gefegl. Strafen verfallen, ift fhon 
8. der unterz. Min. v. 3. Sept. 1824 2) bemerkt. Es wird, ta die Ver: 
der Geſuche um Bewilligung von Trägern, über welche die K. Reg. Klage 
heinlidy auch dadurch veranlaßt wird, daß bie angeblihen Maarenträger 
Jegehülfen gemißbraudt werben, zweckmäßig jein, wenn dieſelbe durch bie 
ie Semerbetreibenden darauf aujmerfian macht, daß darin eine an bem 
e an dem Hauftrer zu beitrafende Kontravention liege, und bie Polizei: und 
sBehörben auffordert, auf einen folden unerlaubten Verkehr zu vigiliren, 
Rentravenienten zur Unterfuchung zu zieben. Hiernächſt wird ferner denjes 
von dem Fin. Min. eine Grmäßigung des gefeglihen Stenerfages für 
jerhefchein bewilligt werben, niemals ein Träger zu geitatten, vielmehr dar⸗ 
ängen fein, daß diejenigen, welche fich durch einen Waarenträger begleiten 
Im, den vollen Steuerjag entrichten. Daß aber auch unter dieſer Bedin⸗ 
ht eben, welcher bie Bewilligung eines Trägers oder eines Begleiters zur 
des Geſpanns nachſucht, eim ſolcher zu geftatten iit, folgt ſchon daraus, 
Seſetz ausdrücklich auf die Umjtände und auf das pilichtmäßige Ermeſſen 
verweiſet; denn es ergiebt ſich daraus, daß die Bewilligung von befondern 
m, wie fie nicht bei allen Haufirern vorkommen, abhängig fein fol. Der 
hbare Zwed der Geſetzgebung über den Gewerbsbetrieb im Umherziehen ift, 
FR. Reg. ganz richtig anführt, dem Andringen zu demſelben entgegen zu 
and diefer wird unbedenklich vereitelt durch zıı große Millfährigfeit in Bes 
Der Begleiter, in welden im der Regel künftige felbfiitändige Haufirer 
„en werben. Es mwirb baher in der Megel nur Alter, Gebrechlichkeit und 
Schwäche bes Haufirers als Hinlängliches Motiv, ihm einen Begleiter zu 
4, anertannt werden können. (A. All. 151. --- 1. 76.) 




















ergl jedody in Betreff der Viehtreiber das R. v. 20. Aug. 1825. (©. 
kn ©. 340.) 
„ tgl. oben ©. 356, 
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b) C. R. der K. Min. des I. für H. u. ©. (v. Schudmenn),-Ri | 
d. P. (v. Brenn) u. d. F. (Maaßen) v. 1. Mär; 1883 an fümmk 


Das Regul. v. 28. April 1824 fchreibt im 6. 13. vor, daß die W 
von Begleitern zum Waarentransport und zur Martung bes Geſpanns deu 
Umftänden und pflihtmäßigem Grmeffen überlanen ift; ferner: 

daß diefe Begleiter in den Gewerbefheinen benannt und fignalifiet fe 

Hieraus folgt . 
erfiens: daß die Frage: ob es zufäffig iſt, einen Begleiter zu bewill 

den Reg. in jedem einzelnen Falle zu prüfen, und biefe Prüfung auch J 
fönlidyfeit des Begleiters zu erſtrecken iſt. Es erſcheint dies um fo nöth 9 
Erfahrung zeigt, daß ſolche Begleiter ſehr Häufig angehende Hauftrer NEE, 
durch abgehalten werben, niüßlichere Arbeiten zu erlernen, un» die erſte 
ergreifen, als felbititändig aufzutreten, wobei fie ben Antrag mit der © 
unterflügen ‚pflegen, daß fie kein anderes Geſchaͤft erlernt haben, | 

Auf diefe Art wird die Beſtimmung der V., ganz wiber ihre CH 
mißbraucht, eine nie erſterbende Pflanzjchufe für den Gewerbebetrieb im-1 
zu begründen. 

Zweitens: folgt aus der oben angeführten Geſetzesſtelle, daß der & 
das Signalement der Begleiter ein eigentliches Zubehör des Gewerbeſchet 
nun nad $. 9. ibidem den Peg. die Ausfertigung bes Gewerbeſcheins 
it, fo dürfen fie auch diefen Theil des Sewerbeicheins nicht durch die IR 
geordneten Behörden eintragen lafien, fondern fie find verpflichtet, dies felbl 
Ihre Polizeibehörbden müſſen fie daher anweifen: 

daß wenn der Antrag auf Grtheilung eines Gewerbefcheins mit einem | 

gemacht wird, das Signalement des Kebteren mit eingereicht werbe, 

Erforderniſſe zur Beurtheilung feiner Perfönlichkeit und der Notkwenig 

Bewilligung vorgelegt werben. 

Wenn der Inhaber des Gewerbeſcheins ımterwegs mit der Berfen be 
ters wechfeln will, fo it nur die Reg. in deren Bezirk er fd) gerade pl 
fugt, über die Zulaflung des neuen Begleiters zu enticheiden, defien & 
fie alddanı dem &ewerbejcheine beizufügen und dasjenige des früheren für 
zu erflüren bat. 

In diefer Hinficht wird das R. v. 20. Aug. 1825 1), welches ven R 
Begleiter bei Biehhandlern der Genehmigung der Polizeibehörbe, in dere 
bisherige Begleiter entlaffen wird, überläßt, hierdurch beflarirt. 

Da nad) einen Ber. der Meg. zu Breslau die K. Meg. bisher ein 
beobachtet hat, weldyes dem voritehenden Grundfage zuwiderläuft; fo wird 
gewiefen, kuͤnftig biefen zu befelgen und den Bolizeibehörben des Bezirkt 
jene Weiſung zu ertheilen. 

(a. XVII. 191. — 1. 118.) i 


co) R. derfelb. Min. v. 9. Juni 1833 an die K. Reg. zu Franffe 
Die C. V. v. 1. März d. J. 2), nad welcher bie Reg. das Signalch 
Begleiter und um jo mehr das der Inhaber ber Gewerbefiheine zum Ha 
felbft eintragen jollen, beruht auf der V. v. 28. April 1824, welche die An 
der Gewerbeſcheine den Neg. zur Pflicht macht, die folglich feinen wefentk 
beffelben davon ausnehmen und den Unterbehörden überlaffen dürfen. 
Die Din. finden jidy aber noch befonders durch die haufig angeiret 
richtigfeiten und Unvollitändigfeiten in den Signalements veranlapt, dem. 
Pflicht zu machen, darauf ihre Aufmerfiamfeit zu verwenden. Diefe Rüchſé 
ben durch die Beforgniß einer Geſchäftsvermehrung bei den Reg. nicht am 
(88 behält Daher bei ber ergangenen Verf. jein Bewenden. Die Boli 
haben bei der Anmeldung zum Gewerbeſchein zugleih das Signalement wi 
reichen, welches bei den Akten der Reg. verbleibt. Bon Perſonen, die ſich 
bar bei ter R. Meg. nıelden, it das Signalement der über die Anmel 
nehmenden Verhandlung beizufügen. (9. XVIL 501. — 2 158.) 


d) C. R. derſelb. Min. v. 8. Juli 1833 an ſaͤmmtl. K. Reg. 
Nach dem $. 13. des Regul. v. 28. April 1824 fteht ganz allgemein & 
























| 1) Bergl. dies R. oben ©. 340, und das R. v. 8. Juli 1833 (j. 2 
2) Vergl. vorſtehend sub b. 
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Hanf bie Met des Gewerbebetriebe nur den Meg. das Mecht jun, ben Gewer⸗ 
ine Umberziehen Begleiter zum Transport der Waaren oder zur Mars 
— nacı vorgängiger Prüfung zu bewilligen; und es muß bafer 
ich ber Begleiter der Bichhändler im Allgemeinen bei den Beſtimmun ⸗ 
1. Mirı d. 3. 1) fein Bewenden behalten: namentlich aber fann 
mehrerer Begleiter, als durch den Gewerbeichein bewilligt werden, 
sen der Lofals Boligeibehörben nicht überlaffen werden, indem folde® 

nt Vorfihrift In direktem Widerſpruch flehen mürbe, 
Biehhändler, nachdem ihr Befund, um Bewilligung eines oder mehr 









derjelb. Min, v. 14. April 1837 an die K. Reg. zu Frankfurt a. d. O. 

Grlaubhif, Begleiter zum Waarentransport x. mit fih zu führen, muß, 

13. des Haufr-Reyul. v. 28. April 1824, dich den Gewerbeſchein er⸗ 

und bildet jinen steif der durch den Gewerbeicein überhaupt geges 
jem. 









8 
im dee Megel nur diefenige Neg,, welcher nach dem 5.9. a. a.D. 
x „30. Aug. 1833 9) (R. ©. 82.) die Grtheilung bes Gewerber 
ht, zu beuetheilen haben, ob dem Gewerbefhein: Inhaber Begleiter zu 
Dody wird nachgelaſſen, daß in dringenden Fällen, wenn feit Er— 
Gewerbefchein dine Wenderung der Umftänbe eingetreten ift, —— 
x GSewerbefchein In haber id) eines Vegleitere bedienen will, 
ife die Erlaubniß hierzu auch dann ertheile, wen es fich nicht blos von 
in der Perfon Handelt, iondern die Geftattung eines Begleiters von 
feeibenden nachgeſucht wird, dem von berjenigen Neg., welde ben 
V ansgefertipt Hat, bie Erlaubniß überhaupt, einen Begleiter mitzuführ 






ih Hat die R, Meg. Fünftig zu verfahren, 
(528. — 2. 223.) 


eK. Min & (Kühne) u. d. I. (v. Wedell) v. 29, Sept. 1842 
ppeln. 

$. 18: des Meguf. v. 28. April 1824 und in der C. V. v. 1. März 1833 4) 

191.) it mich! vorgefchrieben, daß ben Inhabern eines Gewerbeſcheins bie 


je als eine® Begleiters zu verfagen fei, fenbern nur beftimmt, daß 
ee ala in, © 






ſegleiter zu bewilligen, in jedem einzelnen Falle bes 


ab b. - 
egk. oben ©. 340. Cs ergiebt fih Hieraus daß nur im Betreff ber 
i er eine Ausnahme von dem hier aufgeftellten Grundfäge nach⸗ 


iehtreib 

ei Wrgul, sab A. 3. b. oben ©. 301. 
. 9. des Me; 3. b. . . 

m oe 
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ſonders geprüft werben muß. Zu einer Mobifitation biefer Vorſchriften in 
der X Meg. beantragten Art ift feine Veranlaſſung vorhanden, ba nict I 
und Kränklichkeit des Gewerbeſchein⸗Inhabers, ſondern aud) die Cigenthümli⸗ 
von ihm betriebenen ‚Haujirverfehrs, einen Grund zur Bewilligung ven 8 
abgeben fann. Mit Rüdficht auf biefes letztere Motiv wirb in manden Pi 
irführung mehr als eines Begleiter ehne Unbilligkeit nicht gi verfagen 
mentlidy wenn der Haufirer, wie dies bei dem von der K. Reg. zur © 
brachten Falle vorlag, feinen Handel mit mehr als einem Geſpann betreibt; 
vielmehr überall nım auf die in den eingangsgedadten Beſtimmungen vorgei 
genaue Prüfung der obmaltenden Umftände ankommen. Glaubt bie 8. & 
diefe Prüfung bei Ertheilung einzelner, Ihr zur Viſirung vorgelegter Gewerh 
unterlafien fei, fo bat fie davon in Gemäßheit der C. V. v. 6. Sept. 1838 
©. 699.) befondere Anzeige zu erſtatten. . 
(Din. BL d. i. B. 1842 ©. 354. Nr. 483.) 


C. Der Schlußſatz des F. 13. des Regul. verbietet ganz 
mein das Umbherführen von Kindern unter 14 Jahreun 
der Gemerbetreibenden,. welche ihr Gewerbe im Umherziehen betreibe 

Auch verbietet der 6. 20. a. a. D. den umberziehenden Gem 
den dad Mitführen im Gewerbefchein nicht genannter Berfonen, fe 
wenn diefe von der Bamilie des Inhabers des Gewerbeſcheins find. 

In Bezug hierauf find folgende R. ergangen: ' 


1) C. R. ver K. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann) u. d. F. ( 
v. 17. Maͤrz 1827 an die K. Reg. zu Stralſund, und zur Nachade 
ſaͤmmtil. K. Meg. und an das Volizeis Präftvium in Berlin. Das 
bezieht fich gleichmäßig auf eigene und fremde Kinder; jebod f 
ländifchen ©ewerbetreibenden die Mitnahme ihrer Kinder geflattet 


Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 17. v. M.. betr. das Hm 
von Kindern unter 14 Jahren dur Berfonen, welche ein Gewerbe im U 
betreiben, hierdurch eröffnet, daß nach der flaren Beflimmung des $. 13. 
fir-Regul. v. 28. April 1924: 

„und dürfen unter feinen Umſtänden Kinder vor vollendeten Adten 3 

fei unter weldyem Vorwande es wolle, mit umbergeführt werben;“ 
fein Unterichieb gemadyt worden -ift, cb von den eigenen Kindern des Konzd 
oder von jremden die Rede üit, ob ſie als Gewerbetreibenpe, oder ohne all 
auf das Gewerbe mit umhergeführt werden. 

Der allgemeine Zwed iſt, daß die Kinder dem Unterrichte in der Ed 
entzogen, und nidt von Jugend auf an eine vagabondirende Lebensweiſe 
werden follen. 

Bei Inlaͤndern hat die Ausführung dieſer gejeglichen Vorſchrift in fe 
Schwierigkeit, als das vorgedacte Regul. fehr deutlih darauf Hinweifet, N 
folgen Inländern ein Gewerbeſchein ertbeilt werden ſoll, bie irgendwo eir 
Mohnjig haben und feine Bagabonden in rechtlihem Sinne find; der G 
fol namlid bei der Bolizeibeherde tes Wohnorts nachgeſucht, und das Gef 
ein Atteſt der Polizeibehörde des Wohnorts begründet werden. Snländer, ] 
Gewerbe im Uniherziehen betreiben wollen, werben a:fo für ihre eigenem 
unter 14 Jahren ein Unterfemmen für Die Zeit ter Abwefenheit der Gite 
Wohnorte ansmitteln, oder, Kalls fie dies nidt bewirken können, den Gewerht 
im Umherziehen aufgeben müflen. 

And, bei Ausländern wird die in Rede ſtehende Beftimmung feftgehalteni 
müſſen, taß fie Kinder unter 14 Jahren fiir ihr Gewerbe auf feine Weile 
dürfen Bei den Nusländern wird indeiten nadygegeben, daß fte die eigenen 
unter 14 Jahren bei ſich behalten, die danı im Paſſe, aber nicht im © 
heine zu erwähnen ſind, da nicht abzufehen ift, wo fie fonft, wenn fic et 
Inlande zu ihren Gewerbe verjtattet werben find, mit ihren Kindern bleiben 

Ebenſo kann Auslandern, bie im Andlande einen feiten Wchufig bal 
für Reifen im Inlande, weil, ſie zugleich gewerbeſcheinpflichtige Geichäfte # 
Gewerbefcheine zu löfen genöthigt find, wie 3. B. Kaufleute, bie Reifen ım 
benugen wollen, um zugleid WaarensBeftellungen zu ſuchen, geftattet werden, 






























1) Bergl. unten zum $. 21. des Regol 
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unter 14 Jahren bei fid zu behalten, bie aber niemals im Gewerbeſchein. 
im Bafle zu bemerken find, da fein Bedenken dagegen obwaltet, daß 
i ſolchen Geſchäftsreiſen ihre Kinder mimehmen können. 
. 207. — 1. 112.) 


. des 8. Min. des I. u. der P. (v. Schucdmann) v. 31. Mai 
die K. Reg. zu N. N. Ausländifchen Gewerbetreibenden iſt die 
ihrer eigenen Kinder unter vierzehn Jahren zu geftatten. 


ch die von der K. Reg. in Ihrem Ber. v. 17. d. M. erwähnten Nach⸗ 
sch die C. V. d. Min. d. J. ud. F. v. 17. April d. 3. 1) getroffenen 
daß den ausländiihen mit Gewerbefcheinen im Inlande reifenden Raufs 
flattet fein fol, ihre eigenen Hinter auch unter 14 Jahren bei ſich zu 
lerdings eintreten fönnen, und aud hin und wieder eintreten werben, 
doch ſchon bei dem Erlaſſe der gedachten Verf. in Erwägung gekommen, 
ür fo erheblich erachtet worden, um eine Anorbnung wegen diefer Ange: 
ı dem Umfange, wie die K. Reg. es in Ihrem Ber. bevorwortet, zu 


Iches umbebingtes Verbot, Kinder unter 14 Jahren, Hinfihts deren ſchon 
5 fie niemals zum Gewerbe: Betrieb benupt werden dürfen, überhaupt bei 
n, würde aud in der That zu weit führen. Dem biesfälligen Antrage 
. kann daher nicht gewillfahrt werben. 

en ihr beforgten nadıtheiligen Folgen jener Manfregel läßt fi vielmehr 
' begegnen, daß die Prov.Behörden bei Grtheilung von Gewerbeſcheinen 
uslander den polizeiliden Geſichtspunkt gehörig beachten. 

I. 475. — 2. 108.) 


- beffelden Min. v. 9. Dec. 1831 an die K. Reg. zu Münfter. 
leute, welche unerwachfene Kinder haben, Hauflrfcheine verlangen, 
x deren Grtheilung nachgewiefen werden, daß für Unterbringung 
? gehörig geforgt. worden. 

auch das Umherzichen ganzer Familien hauptſächlich deswegen unter: 
j. um zu verhüten, daß die Kinder ohne Erziehung und Unterricht auf 
rt fih an eine vagabundirenbe Lebensweiſe gewöhnen: ſo ſteht doch dies 
ung von ſolchen Gewerbefcheinen, wie nah dem Ber. der K. Reg. v. 3. 
svereht. N. N, zum Haufichandel mit irdenen Waaren für fih und ihren 
ls Begleiter gelöfet hat, nicht entgegen. 


„Meg. bat indeß in dieſem, wie in jedem anderen alle, wo beide he: 
end umıherjiehen, darauf wachen zu laflen, daß ihre Kinder inzwilchen 

igen Leuten untergebracht, ven dieſen nicht allein erzogen, ſondern auch 
angehalten werden, und nur, in.ſofern dies nicht geſchieht, ſolchen Che: 

Irmeuerung der Gewerbeſcheine zu verfagen. 

V. 821. . 68.) 


. d. K. Min. des 3. u. d. P. u. der F. v. 18. Aug. 1840 an 
ol.» Bräf. in Berlin. Gewerbetreibende, welche Kinder mit fich 
sen, follen deshalb verwarnt und unter Umftänden beftrajt werden. 
wahrgenemmen, baß Gewerbeſcheininhaber, befunders foldye, welche mit 
In, groben Holgwaaren und ähnlichen Sachen hauficen, nicht felten Kinder 
seen. Das 8. Pol.Präſ. wird, mit Hinweijung auf den $. 13, des 
ul. v. 28. April 1824, veranlaßt, die betr. Gewerbejhheininhaber, wenn 
Bemäßheit des $. 23. des gedachten Regul. bei dem K. Pol.Präſ. mel: 
Zuwiderhandlungen gegen die in jenem g. enthaltenen Vorſchriften zu 
eſelben beobachten und den Umſtänden nach deren Beſtrafung eintreten 


vird das K. Pol.⸗Präſ. bei dieſer Gelegenheit veranlaßt, dem Feilhalten 
en, welches vor den Thoren durch umherziehende Perſonen und meiſtens 
vachfene, in Widerſpruch mit dem $. 3 des gedachten Regul, ſtattfindet, 
ı wirfen, und, nad den Umfländen, auf Grund des S. 30 a. a, O. die 


RM. iR nicht in ben Sammlungen abgevrudt. 
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Strafe feaufegen ober dem hiefigen Gewerbeſteneramte, Bchais 
Unterfuhung, Mittheilung zu machen. 

(Min. BI. d. i. B. 1840 ©. 316. Nr. 568., Gentral:BL. d. J. 
©. 350. Nr. 135.) 


5) C. R. der 8. Min. des I. u. d. P. (v. Mona) ui | 
(Gichhorn) v. 20. Mai 1840 an ſaͤmmtl. K. Oberpräf. Die Berk 
der Vorfchrift des $. 13. des Megul. wegen Mitnahme per Kir 
14 Jahren if ftrenge zu Eontroliren. 


Nach einer uns eingereichten Vorftellung eines Schaufpielere, wide | 
Klage führt, daB die Kinder herumziehender Schaufpieler in der Erz 
Unterrihte fehr vernadläffigt werben, läßt fi vermuthen, daB vie Beilim 
8. 13. des Haufiv:Regul. v. 28. April 1824, wonad diejenigen, weide 
werbe im Umberziehen betreiben, Kinder unter 14 Jahren nicht mit 
Dürfen. nicht überall gehörig befolgt wirb. 

Wir nehmen daher Beranlaflung, Ew. sc. zu erfuchen, die Heanbpell 
gedachten Borfchrift, ſowohl im Allgemeinen, als Hnöbefonbere im Bezug auf 
de Schaufpielertruppen, den Polizei-Behörden in angemeflener Mei 
nerung bringen zu laſſen, und dafür zu forgen, baß feine weiteren 
emacht werben, als diejenigen, melde das R. der K. Min. des J. n. db. 
.v. 17. März 18271) (N. 207. ff.) in Abſicht der Kinber ber 
Ausländer geftattet. 
(Min. BL. d. i. V. 1842 S. 3. Nr. 305.) 


6) C. R. der K. Min. d. F. (v. Düedberg) u. des J. 
19. Juli 1847 an die 8. Reg. der Rheinprovinz. Bollzeilige Ans 
gegen die Mitnahme von Kindern und unverheiratheten Frauenzirt 
dem Intande Seitens umhberziehender gewerbetreibender Musländer. 


Weber die zur Verhütung des verwerfliden Treibens ber Fliegen 
und umberziehenden Muſikanten, welde vielfach unter allerlei DBerfprede 
verlocdt, mit ihnen in das Ausland, insbejondere nach Frankreich, Belgien 
land zu geben, und ſie fpäter dajelbit der Proftitution und dem (&lende 
haben, anzuordnenden Maaßregeln hat mit der Großherzogl. Heſſiſchen und be 
Naſſauiſchen Reg. eine Vereinbarung ftattgefunden. Zu biefem Behuf iR 
dachten Meg. zuvörberit die anl. abjchriftlid beigefügte Zufammenftellung N 
Borfchriften mitgetheilt worden (Anl. a.), welche bisher biesjeits in 2 
Hanfirhandels zur Anwendung gebracht worden find. Man hat fich jedod u 
daß dieje Borfchriften alfein nicht ausreichen, die oben erwähnten Mißbraͤr 
zu unterbrüden, und daß bie ferner anzuordnenden Maaßregeln nur dann ch 
ſame Abhülfe erwarten laſſen, wenn dieſelben auf das Hauſirgewerbe überbaupg 
es Durch Ausländer betrieben wird, ausgedehnt werden, weil bie Beſchrani 
ſelben auf Muſikanten und Flegenwedeldanrier ſehr bald dahin führen w 
ſelben unter dem Vorwande anderer Hauſirgewerbe zu ümgehen. 
Demgemäß weiſen wir die K. Reg. hierdurch an, neben ber ſtrenga 
habung der über ben Hanfirbetrieb bereits beitehenden Borfhriffen, von jepk 
landiſchen Haufirern die Mitnahme unverheiratheter Frauenzimmer gar & 
Mitnahme unfelbftftänbiger Knaben aber nur dann zu geftatten, wenn fid 
in Begleitung ihrer Eltern befinden und aus der Schule entlaffen find. 
hiernach angeorbneten Grweiterung des in der Zufammenfellung unter 
wähnten Cirt. v. 17. Märg 1827, bleiben jedoch Hinfichtlich der Kaufleute % 
Ausnahme:Beftimmungen maaßgebend, welche bereits in dem Cirk. vorgeſchrich 
88 find ebenmäßig den betr. inländifhen Gewerbetreibenden zu Reife \ 
vorgebahten Staaten inskünftige Pafle nur mit der obigen Beſchraͤnkang 
theilen. 
Endlich find die Behörden von der K. Meg. anzuweiſen, diejenigen 9 
welche von der ſeitens der paßertheilenden Behoͤrde etwa ausdrũcklich vorgefdk 
Richtung abweichen, oder in Begleitung unlegitimirter Perſonen betroffen 
anzuhalten, und fammt ben leßteren unter Beobachtung ber befichenden & 
mittelft Transports in ihre Heimath zurüd dirigiven zu laſſen. 
Die K. Reg. hat hiernach fireng zu verfahren, auch die beir. 
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1) Vergl. oben sub 1. 
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u erforderlichen Inſtruktion zu verfehen, und namentlich Dafür Gorge zu tzagen, 
der Ertheilung von Haufirfheinen und von Bäflen an Hauflrer zu Reifen 
anb mit der größten Aufmerkjamteit und Vorſicht verfahren werbe, 


Anl. a. 
menftellung der in Preußen gegenwärtig beftehenden Anorbnungen zur 
mg der durch das Mimehmen von Kindern und Zrauenzimmern ins Ausland 
weitens umherziehender Gewerbetreibenden zu beforgenden Mißbräuche. 


ı Allgemeine, den Haufirhandel betr. Vorſchriften.“ 
Rimamı darf ohne den Befig eines Gewerbeſcheines ein Gewerbe im Um⸗ 
betreiben. 


"Der Gewerbeſchein wirb von der Reg. für die Dauer eines Jahres auf Grund 
lichen Berichte der Polizeibehörbe tes Wohnorts des Gewerbetreibenden 
Igenden Bedingungen ertheilt, daß: - 
a der betr. Bolizeibehärde pilihtmäßig verfichert wird, wie ihr ber bie Kons 
on Nachſuchende ale ein Menſch von gutem Ruf und unbeſcholtenen Sitten 
vorgãngiger genauer Erkundigung hinreichend bekannt geworben fel, 
sfonen unter väterliher ober vormundfchaftliher Obhut und Ghefrauen bie 
pmigung reſp. ihrer Väter, Bormünder und Ehemaͤnner nachweiſen, 
zu Konzeiflonitende innerhalb Landes einen feften Beni genommen bat, 
R.er die öffentlichen und Gemeinbelaften, gleich anderen Ortseinwohnern, trägt, 
wielbe das 30. Lebensjahr vollendet Hat, infofern nicht dag Gewerbe eine 
liche Erlernung erfordert, und nicht wohl anders, als im Umherziehen, ges 
Beben werben kann. 
‚Die Erneuerung des Gewerbefcheins für jedes fulgende Jahr muß bei der 
Körbe des Wohnorts nachgeſucht werben, und wird von der Megierung nur 
a, gegen den Sewerbetreibenben fprechenden Gründen verfagt. 
Begleiter zum Transport der Waaren oter zur Wartung des Gefpanne 
| ierungen nad) ihrem pflihtmäßigen Ermeſſen bewilligen, jedoch müſſen 
im Gewerbefcheine ‚benannt und fignalifirt fein, es dürfen unter Teinen 
a und unter feinem Borwande Kinder unter 14 Jahren mit umbergeführt 


gl. über Nr. 14. Hauſir-Regul. v. 28. Apr. 1824 66. 9,,10., 11. und 13.) 
I der Inhaber eines Gewerbeicheins unteriveges mit ber Perfon des Beglei: 
fo iR nur die Reg., in deren Bezirk er fich eben befindet, befugt, über 
fung des neuen Begleiters zu enticheiden, deſſen Signalement fie alsdann 
werbefchein aufzunehmen hat, indem gleichzeitig dasjenige des früheren Bes 
s ungültig erklärt wird, 

V. v. 1. März 18331). 


I. Spezielle Anorbnungen. 


pifien Gewerbetreibenden, namentlich einzelnen Mufifanten, Harfenfpieleen, 
Arielern und Schaufaftenführern, Squilibriften, Kunftreitern, Marionettens 
openfptelern, Tafchenfpielerer und ſolchen PBerfonen, die Kunft: und Natur⸗ 
Ben zur Schau ausftellen, darf der Gewerbeſchein nur ausnahmsweiſe und 
fonberen, von ihrer Perfönlichkeit hergenommenen Gründen und nad) worauf: 
x frenger Prüfung ihrer Rechtlichkeit und Eittlichkeit, allemal aber nur in 
Zahl und mit befonderer Auswahl bewilligt werden. " 
ui. v. 28. Apr. 1824 6. 18.) 
serbefcheine zum Betriebe des Diufifergewerbes im Uniherziehen, dürfen 
R nicht ganz beſondere Umftände, 3.8. das Verhältniß zum Lehrheren dafür 


























— an Berfonen unter 17 Jahren überhaupt nit, an Perfonen unter 20 
mn ausnahmsweiſe aus befonderen Gründen und jedenfalls nur ale Mits 
ginee Gefellſchaft gegeben werben. 

ts. v. 14. Rov. 1838 2). 


IE. Befondere Borfhriften für Ausländer. 
Kuslander müffen fi zur Grlangung eines Gewerbefheins an biejenige 
den, in deren Bezirk fie das betzeffende Gewerbe treiben wollen; auch bei 
tffen die sub L 2. a. b. bezeichneten Grforderniffe vorhanden fein, und 





dergl. zum 5. 13. bes Regul. (sab B, ad 2. b.), oben S. 342. 
A Bergl, zuten. zum G. 18. bes Begul. 














2, 
afidee voRlises ie Atenheit i 
ur Fan * Ei cheit in auch 


ya Behalten; biefe — jedod) niemals zum Gewes 
*8 daher nicht in den Gewerbeſchein aufzunehmen, —— 


F * v. Ka Rad dat * — 1827. % 
a jandel feileiis, 

ae * Fr unb anderen schen el —* ed fei dent, 
eſcheins bie minifterielle Criaubniß eingeholt, — 
(8. 8. 9. 30. Rai 1840. — Min. DI. ©. 253. Nr. 446,9, 


MW. Baßvorfhriften — : 
N ‚Ben, beten Welfe entiweber wegen bes gweckes — 





antten 6 , unzuläffig, a 
kan He un Bub umterfagt 14 * ——— Neba 
m ertheilen. 


heute 7 1817.$. 16.) 
Ausländer, welche bie Ai Era behufs dee ‚Se 


8 
- it fü H 
Ban Be non —— en mil — daten, Te in fe 


IH, DB. %. Ta Min, BL. S. 464. Ne. 797. 5 
Be] Die Gepätfen unb Begleiter eines” foldhen Ausländers rk 
— Daſſe verſehen fein; mie Chefrauen konnen in den 


eigene Kinder und Bflegebefoßlene in den Vaß ihres Vaters oder Pilegert, | 
boten in den Paß ihres Brotherrn aufgenommen werben; jebed) muß dies 
lich gefcheßen. 

(Baß-Infiruktion $. 15. 

4 der Reifende zwar nicht Iegitintiet, aber doch eines bejtinmten 
ober Verdrechens nicht verbächtig, fo it er mittelit Transports über bit 
zurüd zu bringen, 

—— $. 38.) 

in. Bl. d. i. B. 1847 ©. 210. Nr. 290.) 

7) In Bang de@ Verbotes des Mitführens von Kinder 
tent der im $. 18. des Megul. aufgeführten Gewerbetreibenden (B 
Cquilibriſten, Kunftreiter zc.), vergl. die R. v. 31. Mai 1827, 

, 21. Nov. 1839 und 25. Jan. 1840, 


. (e. zum $. 18. des Megul. sub 8.) 
- D. 


Dezeichnung der Waaren, auf welche ber Haufirhand 
Auftauf geftattetmerben darf. 


Der 5. 14. des Regul. führt diejenigen Gegenflände auf, au 

Sanfirs@ewerbefcheine erteilt werden dürfen, und ber $. 15. 64 

daß für diefelben Gegenftände auch der Auffauf geflattet werden fi 
Der $. 16. fegt fehl, dag von den Minifterien Erweiterun; 


1) Berg. zum $. 24. Rr. 1. bes Regul, oben S. 304. 
aa me des Be Big u 6, Toben &. 891. 

+ Seil m *0 re Regut., sub A, f. oben ©. 346. d 
5) Berpl. oben ©. 313. i 
6) Berl, in %9. VL des Merten Poli, RUE UE 


Ben dem Gemerbe«eiriche im Umberziehen. (Bagul. $. 14) 349 


jräntungen biefer HauflreBefugniffe nach Brtlichen Verhältniffen und 
fmifjen errheilt werden dürfen. 


Zum 6. 14, des Negulativs. 


6 dürfen Bewerbefcheine zum Hauflren auf nachbenannte Gegenſtaͤnde 
ttigt werden: 

Auf ſolche, welche Jedermann, auch wenn er nit am Orte 
auf Wochenmärften feil halten darf. 
) werden eine Anzahl von Beifpielen diefer Artikel aufgeführt, in 
bes frifchen Fleiſches aber wird Hinzugefügt, daß der Hauſir⸗ 
damit nur befonderd zuverläffigen Berfonen, und audy nur in 
ichſten Umgegend zu geftatten. 
odann werden noch nambaft gemacht: Theer, Pech, Kienruß, 
‚ Sämereien. Hopfen und ähnliche Gegenftände. 
idlich wird beflimmt, dag Material» und Spezerei-Waaren, 
Branntwein und Liköre aller Art unbedingt ausgefchloffen 
N, ($. 14. Nr. 1. des Regul.) 
a Bezug auf vorfiehende Beftimmungen find nachflehende Erläut. 


m: - 
ı In Betreff der Wochenmarttts Gegenftände verordnet bie 
Iren. v. 17. San. 1845 im ©. 78.: 


genftände des Wochenmarkt-Verkehrs find: 

w Raturerzeugniffe, mit Ausfchluß des größeren Vieho; 

Brifate, deren Erzeugung mit ber Land» und Korftwirthichaft oder ber Fiſcherei 
unmittelbarer Verbindung flieht, ober zu den Nebenbefhäftigungen der Land: . 
te der Gegend gehört, oder durch Tagelöhnerarheit bewirkt wird, mit Aus: 
mB der Getränke; 

ſche Lebensmittel aller Art 2). 

be Negiernng hat unter Genehmigung der Din. ein DVerzeihniß ber Gegen: 
efannt zu machen, welche hiernach oder nach Ortsgewohnheit und Bebürfniß 
w Bezirk überhaupt oder an gewiflen Orten zu den Wochenmarkts⸗Artikeln 


er $. 86. ber Gew.⸗Ordn. enthält demnaͤchſt folgende, fich hieran 
Kende Beflimmung. 

wiefern foldye Erzeugniſſe, welhe nad) $. 78. Gegenſtaͤnde des Wochenmarkt: 
sind, aud außer der Marktzeit auf offener Straße, ober in Fahrzeugen 
wilihen Gewaſſern feilgehalten, oder zum Verkauf in Häufern umbergetragen 
dürfen, it nad) dem örtlihen Bebürfniife und nad den Vorfchriften für den 
ebetrieb im Umherziehen von der Ortspolizei:Obrigfeit zu beflimmen. 

.6. 1845 S. 55. u. 57.) 


n Berfolg der Schluß-Beflimmung bes $. 78. a. a.. O. iſt die zu 
Kusführung vorgefchriebene Anordnung der Min. ergangen durch das 
dende) C. R. der K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. 
eöberg) v. 26. Dec. 1847 an fämmtl. 8. Reg., fomie an das K. 
präi. in Berlin. 

hufs Ausführung der Schlußbeftimmung in 8. 78. der Gewerbeorbn. v. 17. 





Dies beflimmt auch der 8. 38. des Gew.⸗Steuer⸗Ed. v. 30. Mai 1820. 
(8. S. 1620 ©. 153) ' 
Das R: der 8. Min. des 9. für G. Ang. u. d. F. v. 30. Nov. 1834 er: 
läutert ben Begriff: „Lebensmittel“ dahin, daß darunter dasjenige zu 
verftehen fei, was in friſchem Zuftande bie ſolide Nahrung der Mehrzahl der 
Menſchen ausmacht, ale Brot, Fleiſch, Butter, Wilche, Obſt, Kartoffeln, 
Gartengewächſe sc., auch Mehl und trodene Vorkoſt, nicht aber Bier, Brannt: 
wein und andere Getränfe; ebenfo wenig Kuchen und Konditorwanm. 

(8. XVII 261. — 1, 186.) 


SO Mine Vavbal tatſſen ber Gent 
1668 die Velenuteh der - Gegemanbe "hd - Mich heute 

* rer Anden; * A7 
—— 383 a 

aärtten, alfo auch 

Nfe Gegefände Fr mtl, —— mat Fa 


. ee ehe, * hen 3 Se wie. * 
——— der ſenkigen tegulatiomäßigen Orforberniffe, a 
ui ——— 04 mn nn. im Di ht u 








in * unfperzutragen, o 
J —8 des: Boharmarttverti 
we er ü ‚bjecin dez Anlage — —S zu 5 
J Gegenf wel. na er mi 
uläffigen en, gebören, Anke auch Ausländern Beon 
Bee, ahme, befondere —— 8 er Min. ertheilt werben; 
gekommenen Erzeugnißen imd felbfiverfertigten Baaren, welche 
Sr gehören, her ae Verleht in der Umgegem 
el "Dagegen bleiben | Die — für einzelne 


Fang wm. — 
Anl, a. 

Gegenſtande, welche überall auf Wochenmaͤrkten feilgehalten werden 
1 Erzeugniſſe des Bodens, ber Land- und Forſt wirt! 

" gap und Fiſcherei, welde zum Genuffe diene 

Alle eßbare Garten, Wald: und Feldfrüchte (friſch, getrodnet, 
eingefodht), als: OR, Eiteonen, Bommeranzen, Apfelfinen, Gem 
—8 und Wurzeln, "and rohe ungebörrte Cichorienwurzein 1); fern: 

Gömereien, Getreide 2) umd Hilfenfrüchte, Mehl’jeder Art (ein 

— und Senfmehls) und alle andere Diühlenfabrifate aus &etn 
fenfrüchten, fodaun Hefe, Brot, Semmel und ähntihe Backwaaren. 

Kleine vierfüßige Thiere, Kälber, Schanfsich, Schweine 2), Ziegen, 





+1) Schon das ®. der 8. Min. d. F. u. bes 3. v. 24. April 18 
x Meg. iu Potsdam Hatte auageſprochen, daß rohe, ungetrodnei 
3. Mete (nicht gebrannte) Cicorien, nis Produfte der Sandrirthfd 
hen ber Haufirhandel zu geftatten , anzufehen ſelen. (Min. 
1843 ©. 131. Nr. 170., Gentralbl. d. & Din. 1843 ©. 151 
” 2) Das M. der K. Min. d.%. u. des 3. o. 10. Ang. 1841 an db 
Minden geflattet gleichfalle die Ertheilung von Haufirs@ewer 
Zefun, welche —— Getränfe auſtaufen wollen. (J 
1 6. 240. Rr. f. zum $. 17. des Megul.) 

> Bar due der K. Reg. 8 "Minden v. 19. Aug. 1834 ſprich 
heit einer nicht näher bezeichneten Verf. des Ben. Steuerbir.) am 
im gewöhnlichen Sinne bes Wortes, als: Pferde, Rinbvich, € 
©Säweine, mit Ausnahme von Spannferkeln, nit zu de 
" marktss Artifeln gehören, womit ber Verkauf, und ebenfo w 
tonf, innerhalb einer zweimeiligen Entfernung vom MWohnorte 
fenden, ohm anf em ai Ar Legitimatio 

irieben werden darf, (A. AV. SR 3.10) 


Ben dem Gnwerbe-Betriche im Umherziehen. (Regul. $. 14) 331 


R iſch uud Fleiſchwaaren (frifch, gefalgen oder geräucert), wilhes Be: 
—— le a Federvieh, Gier, Honig, Krebſe, Muſcheln, Fiſche 
Halsen, gebörrt oder geraͤuchert). 


fadere Erzeugniſſe der Natur und der mit dem Landbau und 
Bder Forſtwirthſchaft verbundenen gewerblichen Thatigfeit. 


Steine und Erden, Schiefer, Kalkiteine, rober Gyps und Traß, Kreide, 
Belterde, Sand:, Feuers, Wetz⸗ und Echleifiteine und Ziegel. 
Heu, Biehfutter (auch Oelkuchen); Stroh, Schilf, Rohe, Ball, Laub: 
are, Seetang. 
Schwamm, rohe Wurzelgemäcie, Stengel und Blätter (namentſlich auch 
arbeitete Tabaksblätter) ?), Blumen und Pflanzen, Hopfen, Wau, Karben, 
= Dels und Kleejaat und anderer Pflanzenſaamen. 
duucher, Baͤume, Rutben, Reifer, auch Beſen aus Reifern, fowie grobe Be: 
Holzfvähnen, aus Beiden, Schilf, Rohr, Butt, Stroh und dergleichen. 
z, Sant, Zeinengarn, Zwirn, Band und Strümpfe aus Leinen, Leinewand, 
‚uud Drillich 3). 
mbclz, Torf, Holz:, Braun, und Gteinfchlen und andere Brennmaterialien, 
Lchfuchen, Harz, Theer, Beh, Kienöl, Kienruß, Aſche, Bau⸗ Nutz⸗ und 
Pfähle, Bretter, Latten, Dachſplitten, auch grobe Holzwaaren. 
4, Bienenſtöcke, rohes Wade, Schreib: und neue Vettfedern, rohes Horn, 
k zohe Thierfelle 3), Borken, Thierhaare und wollenes Stridgarı. 
a. BL. d. i. B. 1848 ©. 25. Nr. 19.) 


In Betreff des Hauſirhandels mit frifhem Fleiſche find, wie 
N. der 8. Min. des I. u. d. 8. v. 26. Dec. 1847 aus⸗- 
beftimmt, durch daffelbe die biaherigen Vorfchriften nicht mo⸗ 
worden 


gl biecäbe das Nähere zum $. 4. des Regul., sub A, ad 4. 
Ad verb.: „Iheer, Beh und Kienruß.“ 


uch das Regul. v. 31. Dec. 1836 8. 3. Mr. 1. (j. unten) geftattet ben 
haufichandel mit Butter. Daſſelbe firehen die R. des K. Min. des I. 
5 6. n. G. vo. 6. Jan. 1832 m. 14. Febr. 1832 an das K. Bol.:Bräf. 
Berlin (9. XVI. 225. u. 226. — 1. 96. u. 97.) ane. 
A. der K. Min. des 3. u. der F. v. 29. April 1828 an die K. Reg. 
Merfeburg, (AR. XU. 542. — 2. 154.) und ». 29. Juli 1829 an bie 
Reg. zu Frankfurt (A. XIII. 619. — 3 112.) verboten den Hauflr: 
mit inländifchen unverarbeiteten Tabafsblättern, indem die 
zu den Material: und Spezerei-:Waaren zu rechnen feien. 
Dieſe R. find fie antiquirt zu erachten, da nad den gegenwär: 
Baen Beſtimmungen dergl. Zabakeblütter für Wochenmarkts-Gegen⸗ 
ände erflärt worden find. 
us ergiebt fih, daß das M. der K. Min. des 3. u. d. F. v. 12. Ian. 
(nt. X. 432. — 2. 108.), weldyes ausfprict, daß den Leinen⸗ und 
umwollen: Waaren: Webern nicht auftehe, ihre felbftverfertigten 
saren außer dem Wohnorte und befien Umgegend zum Berfauf umher: 
ragen, in Bezug auf die oben genannten Yabrifate diefer Weber nicht 
he für fortbeftchend zu erachten ift, fondern daß benfelben der gewerbe: 
einfreie Verkehr in der Umgegend damit zu geftatten iſt. 
das Regul. v. 31. Dec. 1836 6. 3. Nr. 2. (ſ. unten) geftattet ben 
afhandel mit Fellen und rohen Thierhänten. 
- Das R. der K. Min. des J. für Gew.:Ang., des 3. u. d. P. ud. F. 
16. Sepi. 1836 an die K. Reg. zu Minden bemerft, daß rohe Thier: 
mie zu den im $. 14. Nr. 1. des Regul. v. 28. April 1824 benannten 
" mfänten gehören,worauf Gewerbeicheine zum Haufirhandel und Auflauf 
ilt werben birfen. (A. XX. 419 — 2. 143.) 
Das Bubl. der K. Reg. zu Merfeburg v». 13. Juli 1836 bemerkt, 
nach einem (nicht näher bezeichneten) R. des Gen.-Steuer-Dir., Felle 
m im $. 14. Rr. 1. a. a. D. bezeichneten Gegenfländen zu rechnen, 
» ohne Gewerbeſchein und blos gegen polizeiliche, Legitimation in der 
ſegend des Dofumte aufgefauft werben fünnen. (L. XX.318,. — 4.4) 
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"ER. der K. Binz J. "für @ „Une :@&: PRIOR 
vensieben) v.:15. ON. 1888-an fämmil. R. Ri. NR Alewsi 
tindl-und mit Daggert iſt der Sauflspandel alfgeiniin 
Ausländern, zu geflatten. J J 

Der K. Weg. wird auf Ihren Ber. v. 25. Juli d. J. auf 
ee Terpenttindl, weiches gleichzeitig mit: dem Mech amd Then 
+ ber Anzeige bee K. Reg. dort zu den Be — ee 

‚zu den im 6. 14. Nr. 1. des Haufe: v38. pl I 
—* Theer, An und —— aͤhnlichen — X fer { 








De meiftens in Rußland bereitete Daggert m ß pair, m 
erwaͤhnten —— — gi: jevod, n- if 


—— Beyicheng gingen 
der fenglicen Beyichumg eichgeſtellt wirh. 
Die K. Reg. wird aber eedurd a nad Yen x 
allen Fänftig vorkommenden Fällen zu verfahren. 
(8 IX. 1088. — 4.10) j 


4 Unbedingt verboten ift ber Haufirhanbet mi 
und Spezerei⸗Waaren, Wein, Branntwein und Lil 


Dazu: 

2) R..der 8. Bin. Pi 6. (e. Bien), ‚het . und d. 
wenn) nnd. F. Klewitz) v. 3. Junt 1825 an Di 
Breblan. Be gehört zu ben Raterialmanren, we 

. .firhandel flatt finden Tann. 

Die K. Reg. Tat in Ihrem Ber. v. 10. April, worin Sie dar 
‚ Hauflrhandel mit Del ferner zu geſtattem. unbeachtet, daß nach de 
ausdrücklichen Beſtimmung in Nr. 1. $. b4. des Regul. v. 28. A 

au lwaseen aller Art unbebingt vom Haufirhandel ausg 
ollen,“ 
und daß nicht abzufehen if, wie man die Krämer auf dem platten 
rihtung einer Steuer vom Kandel ohne kaufmaͤnniſche Rechte he 
wenn man ihnen bie beſten Verkaufsartikel entzieht, und den in € 
fehr zahlreichen Haufirern überträgt. 

Diefe Gründe haben aber die angezogene Verf. bes mitunter;. 
Jan. d. 3. veranlaßt, und beshalb muß der Bingange gedachte Ani 
mit iz zurückgewieſen werben. 

457. — 2. 125.) 


b) R. der K. Min. des. I. u. d. P.u d. F. v. 1. Juli 
Eſſig fein Haufirhandel getrieben werben barf. 
(R. IX. 742. — 3, 143. (ſ. unten zu Nr. 4. bes $. 14. des 


c) R. der K. Min: des I. (v. Rochow) und ver F. (v. ! 
7. Juni 1839 an die 8. Neg. zu Danzig. Kaviar; 
Men Wochenmarktsartikeln, fondern zu ben Material 
mit der Hauſirhandel yerboten ift. 


Nah dem $. 14. Ne. 1. des Haufle-Regul. v. 28. April 182. 
firdandel mit jolhen &egenftänden, welche Jedermann, aud ' 
im Orte wohnt, auf Wohenmärkten feil Halten darf, d 
geftattet werben, und die erwähnte Stelle bezeichnet beifpielsmeife 
welche zu diefen Gegenſtaͤnden gehören, hauptfächlich folche, welche, 
Wochenmaͤrkte entfprechend, vom Lande den Stabtbewohnern zur . 
jum fonftigen Gebraude angeführt werden. Der $. 14. Rr 1. fe 

indung mit $. 1. a. a. O, und wenn in jenem frifche Lebenemit 
andere Brobufte des "Bodens, ber Land: und Forſtwirthſchaft, 
ber Fiſcherei als folche, die zu den Wodyenmarktsartifeln zu rechnen fi 
aunt werben, jo fo folgt daraus nit, dag alle Brobulte des De 
Forſtwirthſchaft überall ale Modarmadttarik amiatı me 


Ns dem Generbe-Beiriche im Umherziehen. (ORegul. F. 14) 853 


Damit dies in jedem einzelnen alle beſtimmt werben lann, dem 
La D. gemäß, immer zunächſt darauf an, ob die Gegenſtände, von denen 
nach den beshalb geltenden befonderen Vorſchriften, cder nad) ber 
zu benjenigen gehören, mit denen auf ben Wochenmärften aud) von 
‚ale Orte-Sinwohnern, Handel getrieben werben darf. 
den Kaviar betrifft, fo gehört berfelbe, wie auf den Bericht v. 3. Mai 
wird, nirgends zu den Wocenmarktartifeln. Auch iſt berfelbe nicht 
im $. 14. unter 1. erwähnten Produkten der Fifcherei, fondern zu ben Ma: 
zu rechnen, weldye nach dieſem $. von dem Haufichanbel auegeſchloſſen 


‚fon. 
ad „r bie X, Reg. nicht befugt gewefen, Gewerbeſcheine zum Saufichanbel 


Dietelbe jedoch in einzelnen Fällen eine Erweiterung ber vorgedachten 
iß für angemeſſen eradıten, fo bleibt Ihr, mit Bezug auf den $. 16. 

(. v. 28. April 1824 überlaflen, Ihre Anträge —* zu richten. 
. 707. — 3. 168., Gentralb. des F. Biin. 1839 ©. 200. Nr. 122.) 


der 8. Din. der F. (Kühne) u. des I. (Br. v. Arnim) v. 24. 
1843 an die K. Reg. zu Potsdam. Präparirte Cichorien 
ren zu den Material-Waaren. 

aririen — geröfteten oder gemahlenen — Cichorien iſt der Hauflrs 


yräp 
boten, da ſolche als Kaffee-Surrogate zu den Material: Waaren gehören. 
ia.⸗Bl. d. i. V. 1843 ©. 131. Nr. 170., Gentralbl. des F.⸗Min. 1843 




























Auf Abfälle und Abgänge, die in der Haus⸗ und Landwirth⸗ 
beim Betriebe der Gewerbe entſtehen, mit Ausnahme alter 
) Kleidungsftüde und Betten; deögl. auf Metallbrud, 
me des Bruchgoldes und Bruchfilbers. ($. 14. Nr. 2. 


ale ſolche Perfonen, denen Gemerbefcheine zum Sammeln von 
en und Abfällen ertheilt werden dürfen, werden in dem Tarif 
N zum Gew.⸗Steuer⸗G. v. 30. Mai 1820 aufgeführt: 

ler von Garn, Zumpen, Ufche, Bedern und Borften. 

€. 1820 ©. 162.) 


Regul. v. 4. Dee. 1836 $. 1. (f. unten) erweitert diefe Ka⸗ 
und fügt Hinzu, daß auch den Sammlern (Auffäufern) von 

ede, Flachs, Werg, Glasſcherben, Leimlevder, Tuchlei- 
‚altem Eiſen, Blei, Zinn, Kupfer, Meffing, Haaren, 
oben, Klauen, Hörnern und von anderen QAbgängen von 
em Wertbe in. der Haus» und Landwirtbichaft, jedoch mit den 
514. Nr. 2. des Negul. v. 28. April 1824 angegebenen Aus⸗ 


[4 





heine (zum Jahres⸗Steuerſatze von 2-4 Thalern) ertheilt 
n !).' 

. übrigens $. 3. des Regul. v. 28. April 1824 nebft ben bazu 
Erlaͤut. (S. oben ©. 249. ff.) 


Das Gewerbe ver Zumpenfammles indbefondere hetr. 
ver K. Din. d. 3. (v. Alvensleben) u. ded I. u.d. P. (v. Meding) 


3 Bublif,. der K. Reg. zu Minden v. 13. Juni 1836 theilte mit, daß, 
y einer Del. des Gm. : Steuer: Dir., Haare von Pferden und Rindvieh⸗ 
Men von Schweinen, Federn, Scyaafbeine zum Leimfieden, Hörner und 
an vom Rindvieh, zu den im $. 14. Nr. 2, des Regul. v. 28, April 
M bezeichneten Abgängen gehören, deren Aufkauf die Kölung eines &r: 
beſcheins erforbert. (3. XX. 313, — 2, 44.) 
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354 Bon ben Berhältniffen der Gewerbetreibenden zum Gina. 


v. 4. Aug. 1841 an bie K. Meg. zu Köslin. Grundfäge für Ne 
tbeilung von ®ewerbefcheinen zum Zumpenfammeln. 


Die in dem Ber. v. 6. April d. I. ausgefprochene Anficht ber K. Mr 
Nothmendigfeit einer Beitimmung, nach welcher die Grtheilung von Gewerke 
um Lumpenjammeln mehr, als es durch die beftehenden Borfchriften gefcle 
—* wird, fönnen wir nicht theilen. Wenn einerſeits mit Strenge darf) 
ten wird, daß nur an Perſonen, deren völlig unbeicholtene Führung von WE 
eibehörbe ihres Wohnorts hinreichend befcheinigt worden ift, ein berartiger 
efhein ertheilt wird, andererfeits, daß ſolche Perfonen, in Gemäßheit des 
des Haufir-Regul., Niemand mit fih führen, der nicht als ihr Begleiter ini 
werbefchein ausdruͤcklich genannt ift; wenn ferner, wo hiergegen gefehlt wird 
fonft Verbrechen oder Polizeikontraventionen Seitens der Lumpenſammler 
Belegenheit diefes Gewerbebetriebes begangen werden, fofort die angemefle 
fung eintritt und nad Bewandtniß der Umftände der Gewerbeſchein nicht 
neuert wird, fo find Hierin ausreichende Mittel gegeben, um ben von ber 
gefchilderten Mißbräuchen zu begegnen. 

Wir finden daher unı fo weniger hinlängliche Gründe, die von Derfel 
tragte Beitimmung im legislatoriichen Wege zu veranlaflen, als äbnlide Di 
audy bei anderen Arten des Gewerbebetriebes im Umherziehen vorfommen Ri 
fern die Polizeibehörden die gehörige Aufmerffamfeit nit anwenden, Die 
bat daher zunädft nur darauf aufmerffam zu machen, baß bie beftehenven 
ten genügend zur Ausführung kommen. 

Min. BI. d. i. 3. 1841 ©. 241. Nr. 386.) 


«b) Der Tarif zum Gew.⸗Steuer⸗G. v. 30. Mai 1820 (Beil. B. 
fem ©.) ſetzt sub Litt. L. fet, dag Sammler von Any] 
wo ihr Gewerbe nach dem Ermeſſen der Meg. einen örtlichen 
bat, mit einer Gewerbes Steuer von 2—4 Thalern betroffen 
follen, und fügt Hinzu, daß der gewöhnliche fleine Nap 
der Lumpenſammler feine Beranlaffung zu einer höheren 8 
if. (5. ©. 1820 S. 162.) 


Es ergiebt fich hieraus in Bezug auf ben umberziehenden Ge 
trieb der Qumpenjammler, daB diefelben die Berechtigung he 
fogen. Eleinen Nadelfram hauflrend mit ſich zu führen. 

In Bezug darauf, welche Gegenjtände bierunter zu verſtch 
folgende R. ergangen: 


a) MR. des K. Gen. Dir. der Steuern (Kuhlmeyer) v. 2. April 
die K. Meg. zu Potsdam. 


Zur Kathegorie des Krams der Lumpenſammler find, wie idy auf be 
13. v. M. erwiedere, zu rechnen: Sted:, Näh: und Stridnabeln, Hafen u 
Fingerhüte, ordinaire Knöpfe aus Metall, und ſolche aus Haaren, Holz und 
orbinaire Scheeren und Tafchenmeller, Nadelbüchſen, orbinaire Pfeifenröhre 1 
gleichen Pfeifenköpfe aus Holz und Porzellan, Zwim, Schnürbänder, erkinel 
aus Wolle und Lein, wellenes und leinenee Stridgarn. 

Zum Haufirhandel mit derartigen Krammaaren können. wenn berfelbe 
gem Umfange betrichen wird, ermäßigte Stenerfüße vorgefhlagen werben, 
Haufirer mit andern Kramwaaren in der Megel bie volle Steuer entrichten 
es fei denn, daß der geringe Werth der Waaren oder ein ganz unbebeute 
kehr ebenfalls den Antrag auf Steuerermäßigung begründen möchte. 

(f. XX. 314. — 2. 45.) 


8) R. der K. Min. d. 3. (v. Alvensleben) u. des I. für ©.-Ang. 
v. 14. Aug. 1837 an die R. Meg. zu Stettin. 


Mir finden es nicht angemeflen, jchwarze und grüne Eeife ale Tauſch 
Heinen Nadelkram der Lumpenfamniler gleichzuftellen, welcher nad den ¶ 
ſteuer⸗G. v. 30. Mai 1820 Beilage B. Litt. L. feine Beranlafiımg zu eine: 
al® der dort vorgefchriebenen Beſteuerung abgeben joll. 

Die in dem Berichte ver K. Reg. enthaltene Bezeihnung der zum Adi 
delkram ber Lumpenfammler gerechneten Gegenftände ift hinfichtlid, mehrere, 


nicht genau genug, vielmehr fommt 18 nad, darauf an, aus welchen ; 
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6 Band und die Epielfahen beftehn, und von welder Beicaffenheit 
leztern find. Fingerhüte aus anderen Stoffen, ale edeln Metallen, 

Bolle und Leinen, grebe, ble® geichnigte oder gehobelte Spielſachen 

lze werben, als zu dem in Rede ſtehenden Nadelkram gehörend, bes 
fönnen, nicht aber andere gfeihnamige, werthvollere Gegenſtaͤnde. 

' 1081. — 4. 195.) 


ver 8. Min. des 3. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (Flottwell) v. 
1846 an fämmtl. 8. Reg. Lumpenſammler dürfen unter ih⸗ 

delfram feine Schwefelhölzchen führen. 

ven Lumpenſammlern häufig mit ganz unerfahrenen Berfonen, nament: 

em verfehrt wird, unb daher durch die Weberlaflung von Sinbbölghen 
Berfonen leicht Unglüdsiälle herbeigeführt werden fönnen, fo tft, wie 

teg. auf den Bericht v. 5. Juni c. erwiedern, den Lumpenſammlern 

ten, unter ihrem Nabelfram auh Schwefelhölzchen zu führen. 

. 1846 5. 137. Rr. 218.) 


Jetreff des Verbotes ber Erteilung von Gemwerbefcheinen zum 
alten Kleidungsſtücken und Betten find ergangen: 


eff des Hauſtrhandels mit Kleidungsftüden ift ausgefprochen, 
ſelbe nicht allein mit alten, fondern audy mit neuen Kleis 
ten ausgeſchloſſen fein folle, außgenonmen, wenn legtere aus 
beſtehen, mit welchen der Hauſtrhandel ftatthaft if. 


R. Min. des I. u. d. P. u. 2. F. v. 30. Suni 1839 an bie 


Reg. hat fi in Ihrem, an bie 8. Reg. zu N. gerichteten Schreiben 
3. dahin ausgefprohen, daß der Haufichandel mit neuen Klei: 
n erlaubt fei, weil Diefelbe, im Wiberfprudh mir dem $. 14. des Re⸗ 
pril 1824, nad) weldyem in der Regel nur zum Haufirhandel mit den 
m Gegenftänden Gewerbefcheine ertheilt werden dürfen, vorausfeßt, daß 
Gegenftänden, welche der gedachte 6. nit ausprüdlih als für ben 
unftattbaft bezeichnet, tiefer erlaubt fei. Die deutlich ausgefprochene 
»{ wird biernah von der K. Reg. umgekehrt. 
. trifft der Grund nicht zu, daß der Haufirhandel mit neuen Kleidungs⸗ 
allgemein erlaubt fein müfle, weil der Haufirhandel mit alten Klei- 
ı $. 14. a. a. D. als unerlaubt bezeichnet jei. Der $. 14. nennt zu 
ie in der Hauswirthſchaft entftehen, im Allgemeinen als Gegenftände, 
firt werben barf, nimmt aber von der hiermit gegebenen Regel einige 
entlich alte, gebrauchte Kleidungsſtücke, aus. 
eidungsftüde überhaupt, fie mögen alt oder neu fein, zu ben bezeich- 
m zu rechnen wären, fo wirde fi) daraus, daß der $. 14. zu 2. die 
gsſtücke nicht neben den alten aufführt, fchließen laflen, daß ınil jenen 
xl erlaubt fei. Es wirb aber Niemand neue Kleivungsflüde zu den 
der 6. 14. zu 2. bezeichnet, zählen wollen. 
iſt der Ausbrud: nene Kleidungsftüde, nicht geeignet, eine Kathegorie 
mlicher Art in der im $. 8. des Regul. v. 28. April 1824 vorgeſchrie⸗ 
ebörig zu bezeichnen, da Kleidungeſtücke aus den verſchiedenartigſten 
t werden, und jowohl Gegenſtaände, mit welchen das Haufiren erlaubt 
ſckte wollene Maaren, als auch joldye, mit denen nicht haufirt werden 
eidungsſtücke aus Eeide, darumter werftanden werden fönnen. 
daher SGewerbefcheine zum Hauſirhandel mit neuen Kleidungsflüden, 
ezeichnung derſelben, künftig nicht zu ertheilen. 
kann die K. Reg. den Hauflchandel mit neuen Kleivungsftüden aus 
n Gewerbeſcheine jedesmal genau zu bezeichnenden Stoffen geftatten, 
Haufirhandel überhaupt zuläjiig if. 
.„ 455. — 2. 176.) 


sjirhandel mit Bettfedern und Federbetten unb beren 
f betr., fo ift zu bemerken, daß nach dem Tarif (Anlage B.) 
u.» Steuer-®. v. 30. Mai 1820 (sub Litt. L.) zum Aufe 
a Sodesn Gewerbeigeine ertheilt werden dürfen; wogegen et ' 
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8. 14. Ar. 2. des Regul. v. 28. Upril 1824 De 
werbefcheinen zum Hauſtrhandel mit alten Betten 
Auftauf im Umberjiehen unterfagt.. 
* Im diefer Beziehung find folgende OR. ergangen: 
a) R. der 8. Min. des H. (v. Bülom), des 8. — 
u B. (. Slewig) v. 10. Mat 1824 an — de 
firs Ogerbeſchein⸗ auf dederbeuen m — 
fagen. n 
&6 würde zu weit gehen, wenn blos aus mebhiäakpe it. Griid, 
— mit Geberbeiten umb Bettfebern verboten werben Tele Denn, | 
Gebrauce von folden Kranken, wo eine Mniteung burdy andı 
magung, der Betten zu beforgen fein wirde, bie nöthigen Vorfidtsman) 
jeinigung vorgenommen find, wohin bie. Orts + Bolizeibehörben vo 
Fi zu fehen haben, if fein Grund abzufehen, tweahalb gerabe ber .Hanbe 
Umperziehen für fo bedentlich zu halten wäre. Die Benrtheilung der 
Gegenftände fann jeben Käufer — uberlaffen —— Die K een 
die @ewerbefcheine qu. nad tie. vor, und zwar ‚m 
AL 
‚ wid daraus der Haufchandel wii 
wird. (m. VII. 5886. — 9. 186.) 


-B) M. des 4 Din. des I. (v. sun) ı v. M., Aug. 1& 
* Meg. zu Magdeburg. Auch mit neuen Betten darf en! 
del ftattfinden. 

Auf bie von ber K. Meg. in dem Ber. v. 10. d. M. aufgeſtellte 9 

ob der Hanfichandel ae neuen Betten erlaubt fei? 

wi —— hiermit öffnet, daß durch die Beftimakung des Haufen 

v 
wonach Fit "alten Kieidungsftücden und Vetien nicht haufirt werden 

auch neue Betten ausgefchloffen find; denn wenn bie Mbficht geweien ı 

alte Betten auszufcließen, fo hätte das Geſet das Wort alt mieberhel 

Uebrigens dürfte auch, wie bie K. Reg. richtig beinerft, bie Beurtheilung | 

tig fein: ob Betten fhon gebraucht, ober gang new find. 

Wenn bie 8. Reg. ferner anfühet, daß durch die gedachte Befkiuumn 
gul. eine Ausnahme von der Megel gemacht fei, nach welcher die Meg! 
follen, zum’ Debit der Abfälle und Abgänge ber Haus: und Landwirt 
Geweide, das Umberziehen zu geflatten, fo iR biefe Anflcht Beincemegs 
ein Bette micht bloße Federn, mit weldhen der Gaufichandel eher 
Abfälle und Abgänge nicht geredet werden farm. (F. Kin. 

y)R. der K. Min. des I. für 9. u. ©. (v. Schudmann), 
B. (v. Brenn) u. d. F. (Maafen) v. 1. Behr. 1833 an 
präflo. der Rheinprovinz. Der Hauftshandel mit Bertfen 
Ausländern zu gejtatten. 

Die unterz. Min. finden fi durch die In dem Berichte ber Meg: 
25. Oft. v. 3. vorgetragene Rüdficht für bie einheimifchen Dont. 
bewogen, ben Ausländern bie in dem Megul. v. 28. April 1 
niß, mit dieſem Gegenftande im Umbherziehen zu handeln, zu * tzichen. 

@w. n. werben baher fact dies fämmtl. Rheiniſchen Fe zu 

(@. XVIL 204. — 1. 124) 

5) R. der K. Min. d. F. (Maafen), des I. u. dB. (v. 
3. für H. u. ©- (Beuth) v. 25. Juni 1833 an die K. 
nig. Der Gauſtrhandel mit Bettfebern iſt geſtatiet. 
Die von der K. Reg. in Ihrem Ber. v. 14. Mai d. J., den H 















1) Dies R. iR mit det Vorfehrift des $. 14. Ar. 2 bes 2 
folgenden R. nicht vereinbar und dürfte ſich ber @ 
daraus erflären, daß hafelbe vor der Nuhlitation bes 
April 1824, welde et unterm DER INA πα ih, Wen 
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., geäußerte Beſorgniß einer Berfülihung ber Bettfebern durch alte, 
veniger erheblich genug, ein allgemeines, in dem Regul. v. 28. April 
rinbetes’ Berbut des Haufichandels mit Bettfedern zu motiviren, als 
g alter mit neuen Bettfebern, in ber Negel wohl nur dann unent⸗ 
ürbe, wenn mit den gebraudten Federn ſolche Prozeduren vorgenoms 
arch welche zugleid, der ihnen möglicher Weile anflebende Anſteckungs⸗ 
td. Die Gefahr der Anſteckung tritt überdem nicht blos beim Hau: 
iberhaupt bei jedem Handel mit Federn ein. 
505. — 2. 162.) 


etreff der Ertheilung der Gewerbefcheine auf Metallbrug.‘ 


ul. v. 4. Dec. 1836 ($. 1. Nr. 1.) geflattet die Ertheilung 
serbefcheinen an Sammler von altem Eifen, Blei, 
Eupfer und Meffing. (S. unten.) 


3 Begriff von „Metallbruch“ und die Befchränfung 
Irverfehrö mit altem Kupfer und Mefiing in größeren 
1, namentlih in Berlin, find folgende R. ergangen: 


ſt. Min. dee I. u. d. V. (v. Rochow) u. d. F. v. 9. Juli 
die K. Reg. zu Potsdam. 
Ber. des hiefigen Polizeipraͤſidii, zu deſſen Erſtattung daſſelbe ſich 
mn der K. Reg. v. 23. Ian. v. J. dem N. N. aus Brandenburg un⸗ 
Ankaufe von altem Kupfer und Meſſing ertheilten Hauſir⸗Ge⸗ 
anlapt gefunden Kat, it erfehen worben, daß die über den Umfan 
„Metalldruh” ($. 14. Nr. 2. bes Haufir: Negul. v. 28. April 
en Zrrifel durch den Min.⸗Erlaß v. 23. Oft. 1833 (Anl. a. u. b.) 
igt find. 
b, eigentlich das nur zur andermweiten DVergrbeitimg, dagegen in ſei⸗ 
Beftalt nicht mehr brauchbare alte Metall, wird zwar oft für gleich: 
Item Metall überhaupt gehalten. In Beziehung auf das Hauſir⸗Re⸗ 
h nothwendig, wenigftens die alten, als’foldhe noch brauchbaren 
ften nicht zum Metallbruche au rechnen, weil fenit ber mit dem 
: Haufirverfehr zu einem Trödelhandel im Umbherziehen führen würde. 
1, daß ein folder durch das Haufir: Regul. nicht hat erlaubt werden 
Zulafſung deffelben, namentlicd in großen Städten, jedenfalls poli- 
ıflih. Sm dieſen find Schon jept die-Trödler bei ihrem’ftehenden 
nur zu oft Aufäufer geftohlenen Gute, und im Stande, den Befitz 
ı Beamten ber Sicherheits: Bolizei, der ftrengfien Kontrole ungeachtet, 
och viel leichter würde dies den unıherziehenden Tröblern werben, 
foldye Konteole nicht ausführbar ift. 
bh im ficdherheitspofizeilichen Intereffe iſt es daher erforderlich, ge: 
: folde noh braudbare metallene Beräthe, bejonders von Kupfer 
elche bäufig Gegenſtand des Diebftabls und der Hehlerei find, in 
ı bem Haufirverfehr zu entziehen, wogegen es binfichtlich folder Ges 
Gifen und Blei, bei dem geringen Werthe derjelben, einer gleichen 
Verkehrs nicht zu bebürfen ſcheint. 
j. wird deshalb in Folge des Erlaſſes v. 23. Oft. 1833 hierdurch 


jeden Gewerbetreibenden , weldhem ein Gewerbeihein zum Haufir- 
alten Metall oder Metallbruch ertheilt wird, zu Protofoll eröffnen 
aß der Auffauf von gebrauchten, aber als ſolchen noch brauchbaren 
ı8 Kupfer und Meſſing in Berlin durch Ausdehnung bes Ge: 
von Seiten der betr. Behörben, nicht werde geitattet werben. 
yerbefteueramt, durd, welches die Ausbehnung der Gewerbeiceite, 
erbetriebes in Berlin, im Binverfländniffe mit dem hiefigen Polizei- 
ift demgemäß, fowie das legtere, angewiefen worden, bei Ausbehnung 
nen zum Haufirverfehr mit Metallbrud oder altem Metalle, den 
ichneten gebraudten und noch braudbaren Geräthe ausbrüdlicd zu 
n in Berlin wohnenden Berfonen innerhalb des hiefigen Polizeibe: 
f der in Rebe flehenden Geräthe, mittelit eines Grlaubnigiäeind 
eshegul) nit zu geflatten, 


38 Von den —* der Besen J 




















Die Derweigerung, ben Handel Hr item Ruf un 
fs einen teiftigeren rund, als ee be ‚Grfe 
a m BR ee ur aan ) 
m eta zu 
verfehen, ale unter den orten des vorlicgenben — 
und Mt 1 or die! 
Bebenfen an Ka Kr Hl Fee je Ahnner fe og m unbe 
daß das X. Poligei-Präfd. noch der Gen. Verf. der Min. des I, für 51 
». 6. Gent. 1892 (9.6. 699.) hätte verfahren umd- ben Wall gun Ani 
folen. Db auc a, Hauſirhandel mit Metalkbruh jün® 
fh das MR. Poligei Rräfib, ir 1 ken. 


f&ließen, 
jr ben, nicht ſowohl mit Ric N v 
— ———— 3 


ws Pr bi —— 7 —* 
. 1 G. es . Ba 
\ FR v En * Maahen, v. Jun . 
des 8, Polijel» Prafb. hierf. 4 
anl, b. 


Was den Handel mit altem Kupfer und Mefft effing Vai, jo erſche 
at des — rechtfertigt, da ein folder Mady bene Megul © 
tet werden fann, indem ker daſen 

Pr a von anna der "Auf umd 


Geräthfigaften zu verfehen if, well ‚lic der E, — * 
Die I Weg. hat He) Mr u ——— Den, 
gufenti — im welchein die Worte: „altem Kupfer mub J 


Bein, den 33. Oftabre 1833. 


Die Minifter 
des I. für H. u. G.Mng. der Fin. des J u. d. P. 
v. Schudmann. Maaßen. v. Brenn. 
die K en au Potebam. 
(a. XXI, 789. — 3. 192.) 


) R. derſelben Min. v. 9. Juli 1838 an das Gewerbefleuerar 
ferifilih an das K. Voltzei-Praͤſid. in Berlin. 
Da es hauptſachlich in großen Städten im fiherheitspoligeilicen Jul 
bet iſt, gebrauchte und als joldhe noch brauchbare metallene Gerätl 
Kupfer und Meffing, welche häufig Gegenftand des Diebflafls 
m, dem Haufeverfeht zu entziehen, (was hinfichtlidh folder Geräfl 
ifen und Slei bei dem geringen Werthe derfelben nicht notwendig jet 
das Oewerbefteueramt hierburd, angewiefen, 
bei der im Cinverſtaͤndniſſe mit dem Hiefigen 3347 Braſtdio u 
Ausbehnung der auf den Hauſtrverkeht mit altem Il ober. 
tenben Gewerbefeine, Behufs des Gewerbebetriebes im Berfin, DE 
ber gebrauchten und ale folde noch brauchbaren Metaligerätge von 
Meffing ausdrücdlich in dem Ausbehuungsvermerfe In verdikt 
wird ben in Berlin wohnenden Perfonen ber Auftauf folder Ger 
bes biefigen Poligeibeziets mittelft der im $. 3. des Hauflr-Regul. 
1824 gedachten Erlaubnißſcheine micht geftattet werben. 
Die Reg. zu Potsdam iſt dem entjpredhend veranlaßt worden, von jüt dB) 
werbetreibenben, welchem ein Gewerbejhein zum Haufirverfehr mit: altem! 
Metallbruch ‚ertheilt wird, zu Protofoll eröffnen zu laffen, baf ber 
jeichneten gebrauchten und nod brauchbaren metallenen, Geräthe in 
kurse — nicht geſtattet werden dürfe. 1 


3 derſelben Win. v. 28. Aug. 1838 an das.R. Polixe eiſ 
Die Verf. v. 33. OH. 1833 madıt einen Toieihen yullkgen Mich 
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tem Kupfer und Weſſing; fie verſteht unter dem letztern Ausdrucke zugleich 
e ans biefem Metalle, welche noch brauchbar find, und verbietet den Haus 
it felbigen, weil er zu einem Tröbelhandel im Umherziehen führt, den 
I mit erflerem (Metallbrudy) aber nicht. Wenn nun in der Verf. v. 9. 
mic) der Hauſtrhandel mit ben gedachten nod brauchbaren Beräthen im 
für zuläffig erachtet it, und nur in größeren Städten, namentlih in 
unzuläffig erflärt wird, fo ift damit für das Interefle der Berliner Sicher 
| befriedigend geforgt. Die Befchränfung jener Beilimmung v. 23. Oft. 
wir aber um deshalb eintreten laſſen, weil dafür gehalten ift, daß auch 
mit altem Kupfer und Meffing auf dem Lande, namentlich für Landlente, 
von Stäbten wohnen, von erheblidiem Nugen, dagegen der Nachtheil, 
mößeren Städten von biefem Handel zu erwarten, nicht zu befürdten fei. 
KIL 772 '— 3. 194.) 

luf alle diejenigen Waaren, welche nach der jedesmaligen 
g8rolle zu den groben furzen Waaren gerechnet werben. 
14. Nr. 3.) 

ı ift zuvörderfi zu bemerken, daß ber in den früheren Erhebungs⸗ 
tgefundene Unterfchied zwifchen groben und feinen furzen 
näcıft in der Erhebungsrolle für 1832 niit beibehalten wor- 
ıdern daß unter der Kofltion ZU. Abth. II.: kurze Waaren® 
igen aufgeführt find, melde nach dem aufgehobenen Unterfcbiede 
inen kurzen Waaren gehört haben würden, und mithin nicht 
des Haftrhandels fein dürfen; wogegen diejenigen Waaren, welche 
oben kurzen Waaren der früheren Tarife gehört haben, in dem 
183: in verſchiedene TarifsVofltionen vertheilt find. 

elbe findet in dem Tarif für 1845 (9. ©. 1845 ©. 605.) flatt, 
ch den Erlaß v. 8. Nov. 1848 (G. ©. 1848 ©. 351.) bis auf 
| verlängert worden iſt und noch gegenirättig in Kraft ſteht. 
ſtückſicht auf diefe Lage der Zollgefeggebung, und beziehungsweiſe 
tung der Erhebungsrolle, wurden daher die Meg. angewieſen, Eeine 
eine auf den Handel nit „Eurzen Waaren“ oder „groben 
3aaren“ lautend, mehr audzufertigen, fondern ten Waaren, welche 
r dem Namen: „grobe furze Waaren" geführt wurden, fort« 
Dewerbefcheinen den Namen „Krammaaren" zu geben. Dabei 
efegt, welche Waaren dahin zu rechnen. 

beftinmt das C. R. der K. Win. des I. u. d. P. (v. Brenn), 
Gew. Ang. (v. Schudmann) u. d. F. (Maaßen) v. 18. Dec. 1831 
K. Reg. 

von des Könige Maj. unterm 31. Oft. c. vollzogenen Erhebungsrolle 
} Der in den früheren Rollen ftattgefundene Unterfchied zwiſchen groben 
urzen Waaren nicht beibehalten, vielmehr find unter der Poſition 20 ber 
eilung „Furze Waaren“ nur diejenigen zujammengeftellt, welde nad 
benen Unterſchied zu den feinen furzen Waaren gehört haben wirben, 
icyt zu den Gegenſtänden gehören, mit welchen ein Handel im Umherziehen 
wch 9. 14. des Regul. vom 28. April 1824 geftattet iſt, wogegen bier 
ren, welche zu ben groben kurzen Waaren der fonftigen Tarife gehört 
irn verichiedene Tarifpofitionen vertHeilt find. In Folge diefer Einrich⸗ 
rebungdrofle wird daher die K. Meg. dahin angewiefen, für das Jahr 
8 feine Gewerbefcheine auf den Handel mit kurzen Waaren, ober mit 
ı Haaren lautend, auszufertigen. Es ijt vielmehr den Waaren, welche 
rm Namen „grobe furze Waaren“ geführt worben, jebt in den Gewerbes 
Name: „Kramwauren‘‘ zu geben. 

Waaren zu diefen zu rechnen find, ift in ber Anlage (a.) näher ange: 
ir dieſelben Jahre, welche die Erhebungsrolle für 1832 umfaßt gültig 
Abdruck diefer Anlage ift allen Gewerbeſcheinen anzuheften, welcde für 





eich Hier befinmt if, daß dieſe Anorbnung nur für die Jahre 1BY% 
ſein folle, fo iſt dennoch anzunchten, daß die getroffenen Gekiekungrn 
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1629 mb Ye folgenb wa be iute Waaren 
ee iR aile mll vn Met onen 


umb beigehefteten Anlage verzeichneten Waaren verftanben find. 

« Das Bublitum iR von biefer neuen Form ber Gemerbefcheiner 

für den Handel mit groben kurzen Waaren -eriheilt worben finb mb 
nöthig geworben, durch die Mmtsblätter zu unterrichten. 
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Ma 
B . Verzeichniß 
derjenigen Waaren, welche zu Kramwaaren gerechnet wert 

‚Krommaaren find alle MWaaren, gefertigt ganz uber thellweiſe im A 
Berne und Epeifei, Bernfein, Gifenben, Bibi, Byss, Sol, Hat, 
Kork, Lad, Iohgahrem Leber und Juchten, Meerichaum, uneblen Metallen, 
Sgilbpatt und Stroh; ober theilmweife aus Email, Glas, Maryanze, uber 
Sorzellan, in Berbindung mit ımeblen Metallen, oder anfangs ‚genammiten 
gefertigt, als: feine Holzwaaren, feine Bürftenbinder-, Dredäler:, Kamm 

te, Korbflehterr, Siebmaqher⸗ Schnitzwaaren, und — i 
wanzen aller Art; feine Gifens, Buß: und andere Maaren; feine 3 

Meffings und dergleichen grobladirte Waaren; Gürtler+ und Na 
inder-cbeiten aus Papier und Pappe, grobe Iadirte Waaren au N 
ine ‚boffirte Wachswaaren; Blei: und Mothnifte, Fingerhüte, Kümme, 
jeffer, Nah > und Stridnabeln, Paftellfarben und Tujche, Barbeit« urik ZU 
ie Binfel, Mundlad, (Oblaten) Gnglifdyes Pflafter und Siegellut, Ba 
öpfe ans Holz, Meerſchaum, Erbgefchier, Bayanze, weißen Bo 
an — —S Fe — —e ime 
felhen ‚Kugeln, eng, s und Baftgeflcchte, geobe Str 
Dedten aus ungefpaltenenl Stroh; Bifhbein:, Syahns und Mohr: Hüte, | 
afrung; Glas und,unedte Steine in Werbindung mit uneblen Metallen, 

iegel, feine Werkzeuge sc. ; überhaupt alle bahin gehörende Manren, 
bindung mit Gefpinnften, Gold, Silber, Platina, Semilor, oder ande 
Meaugemitgen, Berkmutter, Perlen und echten Steinen. 

(®. XV. 822. — 4. 69.) 


Dazu: 
-. DE. R. der 8. Min. des 9. für H. u. ©. (v. Schuctman 
2. d. B. (v. Brenn) u. d. F. (Maafien) v. 11. Febr. 1832 an 
K. Meg. Regen und Sonnenſchirme find zu den Rrammwanre 
nen, womit der Hauſtrhandel zuläfflig ift. J 
Es if bisher angenommen worden, daß mit Regen- und Sonnenfäi 
fofern fie mit andern als feidenen Zeugen bezogen find, alfo mit Ten 
leinenen und baummollenen, Haufirt ‘werden bürfe. Hiebei kann es, wie 
ba ber Gegenfland in dem der . ©. ©. 18. Dec. v. I. beigefügten ® 
wicht erwähnt if, nachtraͤglich eröffnet wird, auch ferner fein Bewerten 
und Diefelbe wird ermächtigt, Gewerbef—heine zum Handel im Umberzie 
gens und Sonnenfdirmen von Leinen, Baumwolle und Wachsleinmand, 4: 
vor gu ertheilen. (9. XVI. 228. — 1. 99.) 
2) Ad v.: „Bernftein”. x a 
N. der K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. v. 
1839 an die K. Reg. zu Kodelin, und Abfchrift zur Adhtung an bie 
yw Stettin und Stralfund, fowie an diejenigen der Provinz Prei 
ernfleinwaaren, nicht aber mit rohem Bernftein it be) 
handel zu geftatten. 


Der K. Reg. wird aus Anlaß Ihres Schreibens an- bie 2** 
4. Mai d. J. bemerklich gemacht, daß aus Bernſtein ganz oder — 





auch ferner hin zu beobachten, da eine Abanderun g derſelbe 
troffen worden iſt; vielmehr bie neueren N. der K. Min. äber bie 
fand von ber fortbeftehenden yrottiihen Anwendbarkeit des C. . 
1831 anedrũdlich ausgehen. 
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ringe zu denjenigen Gegenſtänden gehören, mit melden nad ber zur 
ver Vorſchrift unter 3. ım 6. 14. des Hauflr-Regul. v. 28. April 1824 
. 0. 18. Dec. 1831 und deren Anlage der Haufichandel geflattet wer: 
gegen find die K. Reg. nad) den 86. 14. u. 16. a. a. D. nidt be: 
fheine zum Haufiehandel mit rohem Bernflein auszufertigen. Zu ben 
des Wohenmarkts : Berfehrs, von denen im 6. 14. a. a. O. unter 1. 
und worauf das vorerwähnte Schreiben der K. Meg. Bezug nimmt, 
e Bernftein nicht, eben fo wenig ift berjelbe zu ben übrigen in dieſem 
z. bezeichneten Waaren:Rathegorien zu rechnen. 
eiterung ber im 6.14. a. a. D. enthaltenen Beftimmungen, in Betreff 
mit dem gedachten Gegenflande, auf Grund bes $. 16, ibid,, ift aber 
e Anlaß nicht vorhanden. 
I. 454. — 2. 195., Eentralbl, d. Fin. Min, 1839 ©. 213, Nr. 128.) 


v.: „Keder". 


K. Min. des I. (v. Schudmann) u. d. Fin. (v. Motz) v. 29. Okt. 
n die K. Rheinifche Meg. zu N. u. abfchriftlich an drei andere 
he Meg. Gemslederne Waaren gehören nicht zu den Le⸗ 
ırer, womit der Hauſirhandel geftattet ifl. 

ht richtig, daß gemslederne Waaren, wie die K. Neg., mit Bezug auf 
3. des Regul.'v. 28. April 1824, behauptet, nad der Erhebungs⸗ 
groben kurzen Waaren gehören, welche umherziehend feil zu bieten, 
tet iſt; fe gehören vielmehr, der Erhebungsrolle zufolge, zu den Leder⸗ 
Leder und die daraus gefertigten Waaren gehören nicht zu denjenigen, 
ee Handel umherziehend zu betreiben, durch das Regul. v. 28, April 
if. Am allerwenigften hätte die K. Reg. den Tyrolern, als Aus: 
ı folhen Handel geftatten follen, und es muß um fo mehr befremben, 
Eich fortgeſetzt, auf den Grund des 8. 12. des Regul. hierzu für bes 
» Ihr er in der gemeinfchaftlichen Verf. v. 28. Sept. v. 3.1), auf 
ih Selbit bezieht, ausbrüdlich eröffnet if, daB der Handel im Umher⸗ 
3 zu den Ausnahmefällen gehöre, wo ber Reg. jelbit, dem Regul. 
‚ ohne vorhergegangene Anfrage, Ausländern Gewerbefcheine zu erthei- 
nithin gar nicht abzufehen, wie die K. Reg. fih darauf berufen Fann, 
achten Berf., als Beiipiel, wie biefelbe fogar zum Handel mit folden 
mit welden im Umherziehen überhaupt nicht Handel getrieben werben 
fcheine ertheilt habe, nur bes den Tyrolern geftatteten Handels mit 
nisht auch des Lederwaarenhandels erwähnt ift. 

915. — 4. 103.) 


K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvensleben) 
pril 1838 an die K. Meg. zu Trier. Mit Leder ift der Hau⸗ 
nicht zuläffig und mit Lederwaaren nur in fofern fie zu 
ammaaren gehören. 

teg. wirb auf den Ber. v. 23, März d. J. erwiedert, daß Leder nicht 
14. des Regul. v. 28. April 1824 bezeichneten Gegenftänden gehört, 
werbeicheine zum Haufirhandel von den Meg. ertheilt werden dürfen. 
en ift ber Hauſirhandel nur foweit zuläffig, als fie zu ben, in ber 
irf. v. 18. Dec. 1831 (N. S. 823) genannten Krammwaaren gehören; 
iejenigen Krammaaren, weldhe im $. 3. bes Regul. v. 4. Dec. 1836 
find, fönmen Behufs des Haufirhandels Gewerbefcheine zu ermäßigten 
theilt werden. (9. XXI. 439. — 2. 144.) 


K. Min des I. u. d. P. u. d. F. (v. Alvensleben) v. 21. Juli 
ı die K. Meg. zu Breslau, und abfchriftlich an die K. Meg. zu 
Mit Handſchuhen aus Leder ift der Hauffrhandel nicht 
ten. 

teg. hat dem N. den biesfährigen Gewerbeihein zum Haufichandel 
Handfdhuhen von XKeber eriheilt. Dies hätte nicht gefchehen follen, 
son Leder nicht zu denjenigen Gegenfländen gehören, auf welche die 


a6 IR. v. 28, Sept. 1828 zu $. 12. bes Regul., oben S. 316. 
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Reg. nad ‚6. 14. des Megul. v. 28. April 1824 ohne biefleitige Genehunigung 
werbeiheine zum Haufirhandel ertheilen dürfen. 1 
Durch die Verf. v. 28. März 1826 1), auf welche die K. Reg. Sich im 
Schriftwechſel mit der K. Reg. zu Poſen bezogen hat, ift die K. Reg. 
ermächtigt worden, &ewerbejheine zum SHaufichandel mit Handſchuhen amli 
auszufertigen, da in biefer Verf. der Stoff, aus dem bie Handſchuhe bereitet 
nicht genannt it, und der Haufirhandel mit geftricdten Handſchuhen aus 
mit bergleihen aus Leinen, nad $. 14. Nr. 5. a. a. D., allerdings von bei 
geftattet werben fann. 
(a. XXIL, 773. — 3. 195.) 


d) R. der K. Min. des J. u. d. F. (v. Alvendleben) v. 27. Iall 
an die K. Meg. zu Danzig. Mit Schuhmacherwaaren ba 
Hauftrhandel betrieben werben. 


Dievon ber K. Reg. im Jahre 1838 erfolgte Ausfertigung von © 
ſcheinen pam Haufirhandel mit Schuhmacherwaaren aus Leber ıft durch ben | 
19. Juni d. 3. nicht gerechtfertigt, da, wie mit Bezug auf die Berf. v. 6, 
3.2) wiederholt bemerkt wird, mit Lederwaaren nicht hauflrt werben barf. 

Meder der 8. 14. Nr. 3. des Haufir-Negul, v. 28. April 1824, noch 
N. v. 18, Der. 1831 (9. ©. 822.) können fir die Grtbeilung von @ 
feinen zum Haufirhandel mit Schuhmacherwaaren geltend gemacht werden 
6. 14. Nr. 3. bezeichnet diejenigen Waaren, welche nad der jedesmaligen Ech 
tolle zu den groben kurzen Waaren gerechnet werben, als ſolche, mit ba 
Saufichandel durch die K. Meg. zu gekatten if. Mac ber Gxchebungsrolle 
Okt. 1827 für die Jahre 152830, deren Ausdehnung auf das Jahr 188 
die K. D. v. 30. Oft. 1830 erfolgt if, und zwar nad der zweiten Abtheil 
20. u. 21. gehören Schuhmacherwaaren nicht zu den groben kurzen Waarcz 
fe auch nah dem Sprachgebrauche nicht zu rechnen find. Das Cirk. v. B 
1831 aber bezeichnet diejenigen Waaren ale Krammaaren, welche in der Eh 
zolle der Gingangsabgaben bis dahin als grobe furze Waaren genannt id 
in der Sache felbft eine Aenderung vorzuichreiben. 

(XXU. 711. — 3. 173.) 


D. Auf ähnlihe Waaren, die den sub Nr. 3. des $. 14. des 
ausdrücklich benannten (furzen) Waaren gleich zu adıten find, nau 
alle grobe Eifenwaaren, aus gefchmiedetem Eifen, Eifenblech, 
Eifendrath, gewöhnliche Steinguts, Bayences und irdene Waaren 
Korbmacherarbeiten, Schleiffleine, Blintenfleine, Serpentinftein» 
Schwamm, Oblaten, Saiten, Bifchbein u. f. w. 2). (Regul. $. 14. 


Dazu: 
1) Ad verb.: „grobe Eifenwaaren.” 


N. des K. Min. d. F. ( Flottwell) v. 14. Febr. 1845 an bie 
zu Minden. Auch mit Waaren aus gegoffenem Eifen ifl ber 
handel geftattet. 

MWaaren aus gegoffenem Gifen find fortan, in Anfehung des Ha 
gleich den Waaren aus gefchmiebetem Eijen zu behandeln. Es koͤnnen d 
Borhandenfein der fonft erforderlihen Umftände, auch zum Haufirhandel mi 
Waaren der erfteren Art Gewerbeſcheine zu ermäßigten Satzen mit Rüdfidt 
6. 3. des Haufir-Regul. v. 4. Dec. 1836 ertheilt werben. 

(Min. BL. d. i. 8. 1845 ©. 80. Nr. 100.) 


1) —* bier in Bezug genommene R. v. 28. März 1826 findet — * 
oͤffentlicht. 

2) Das hier in Bezug genommene R. v. 6. Juli 1839 iſt nicht v 
worben. 

3) Bon den bier aufgeführten Gegenftänden werden als folche, worauf 
Gewerbeſcheine ertheilt werden dürfen, in dem Megul. v. 4. Dec. 

»  sab Nr. 2. (f. unten) ebenfalls angeführt: grobe Waaren m 
fhmiedetem Ciſen, ordingixes Steingut, ordin aires in 
Gefhirr, Schleiſſteine, Trurrteine, Benrianauzm 
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Ad verb.: „gewähnlidhe Steingut, Bayances und irdene 


der 8. Win. d. 9. (v. Bülow) des 9. ‚u. d. PB. (v. Schudimann) 
&. (v. Mot) v. 1. Juli 1825 an die K. Meg. zu Marienwerber. 
t weißem, nicht aber mit gemahltem Porzellan if der 
TU zu geſtatten. 
Demerkung ber 8. Reg. in Ihrem Ber. v. 7. Mpril d. J. 
daB die Erhebungsrolle vom 19. Rov. v. 3. sub Nr. 19. Litt. a. unter gro: 
en, furzen Waaren, bas weiße Porzellan ausdrücklich aufführe,“ 
ze Richtigkeit, und da es nicht ausführbar fein bürfte, zwifchen den verſchie⸗ 
YGanbelsartifeln der Borzellanfabriten zu unterfcheiden, und mit einzelnen Ar- 
den Hauſtrhandel zu geftatten, mit andern nicht, fo kann die K. Reg. auf 
86 Borzellan nah wie vor Gewerbeſcheine ertheilen, und hat biefelben nur 
mahltes Porzellan zu verfagen. 

IX. 741. — 3. 142.) 


Ad verb.: „Dblaten.“ 


des K. Min. des I. (v. Schudmann) v. 29. Mai 1826 an bie K. 
Erfurt. Mit Blei= und Rothftiften, Siegellad, Federn, 
n und Zeihens Materialien — nit aber mit Papier — 
Hauſirhandel zuläffig !). | ' 
Bleis und Rothſtifte, desgl. Eiegellad, nady der neueften Erhebungs:Rolle 
zu ben groben furzen Waaren gerechnet werden, fo fann, wie der R. 
Ihren Ber. v. 6. d. M., die in Antrag gebrachte Auspehnung des dem 
N. N. zu Norbhaufen pro 1826 ertheilten Gewerbeſcheins zum Haufir⸗ 
wit Siegellad und Schreibmaterialien anf die Reg.⸗Bez. Magdeburg und 
beir., hierdurch eröffnet wirb, dem N. N. der Hauſtrhandel mit den oben: 
Artileln, fowie mit Federn, Oblaten und Seihnungs: Materialien, welche 
14. Nr. 2., 4. und 6. des Haufir-Regul. v. 28. April 1824 zu den Gegen: 
des Haufirshandels gehören, in dem dortigen Neg.-Dep. geftattet bleiben. 
aber das Papier betrifft, fo ift ſchon im Ginverflänpniffe des K. Fin.: 
icherholentlich in andern Spezial:fällen entichieden worben, daß damit nicht 
en dürfe. (9. X. 428. — 2. 103.) 


In Betreff ber „Abnligen Waaren", deren der $. 14. Nr. 4. 
. erwähnt, find folgende Beftimmungen ergangen: ‘ 


Saufirhandel mit Seife, nicht aber mit Lichten, ift zu ge= 


der K. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann) u. d. F. (v. Motz) 

1. Juli 1825 an die K. Reg. zu Stralfund. 

R wie bie K. Reg. in dem Ber. vom 7. Mai richtig bemerkt, Seife in 
zu den groben furzen Waaren gerechnet wird, und nad Nr. 4. des 6. 14. 

Rf. v. 28. April v. 3. aud mit foldhen Waaren, die den in ber Erhebungs⸗ 

medrücdlich benannten groben Furzen Waaren ähnlid oder ihnen glei zu 

sb, ein Haufichandel getrieben werben darf, fo leidet es fein Bedenken, daß 

dem Haufirhandel mit Seife überhaupt Gewerbeſcheine ertheilt werben bürfen. 
en fann ber Haufirhandel mit Eſſig nicht geflattet werben. 

TE 742. — 8. 143.) 


‚der K. Din. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvens⸗ 
ben) v. 24. Aug. 1838 an die K. Meg. zu Liegnik. 
if den Ber. v. 27. Juni d. 3., über das Gefuch des Bürgers N. zu Neu⸗ 


















uch die Anl. zu dem R. v. 18. Der. 1831 (ſ. ob. S. 359.) erwähnt ber 
Blei: und Rothftifte, bes Siegellads und ber Oblaten unter ben 
„Rrammwaaren“, worauf Haufirgewerbefcheine ertheilt werben bürfen, und 
Das — y. 4. Der. 1836 (f. unten) führt ale Haufir⸗Artikel die Fe der⸗ 
poſen auf. 

Dies beftätiget die Anlage bes G. R. v. 18. Dec. 1831 (1. oben S. 9.) 


T - — | 
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Mäbtel, um einen. Gewerbeſchein zum‘ Gauſirbandel mit Licht und Edit # 
KR. Reg. zuvörberft bemerklich mei, * Seife in — u den 
Wagren gehört. Da nun na es $. 14, im Me 
ze . folchen —— je ir M Se Fein —— 

urzen Waaren er ihnen 
‚getrieben. werben darf, fo leidet es, was auch in —— gemiei ſchafit 
unterz. Min. v. 1. Juli 1825 (Schimmelpfenntg’ihe Samml. 2 
u. v. 8. 9. 1825 ©. 742.) ausgeiptochen und von andern 
worben, fein Serien, daß zu dem Haufichandel mit Seife 
ſcheine ertheilt werden dürfen, 
* In F se enden Falle 1 * — F ⸗ 
im Unberziehen, wenn glei ea 

ee al, arthöri; fein Hinberni rent Sinne Be $. 
————— DEE ere perfänliche 
















774. — 3.1 


MDR, derfelb. Min. v. 21. Oft. 1838 an die R. Meg. zu e 
Nah dem Verzeichniffe, welches der von ber 5* in dem Ber. v. 
v FE in ah A J Der. ve de 
in en u ein zu anıtoa, 
— etfrft erben bir => 


mit Seife nichts geändert, namensüid, der Orumb nicht 5 
"dur — — ——— ee 
für zuläffig erflärt if. Zum Berbote Ya Ki — ei 
Bist Ba. en a ME «s an Veranlafung,, alb 
en ma - 


'b) zn Hauſirhandel mit Waaren aus Kupfer und Meffin 
attet. 


a) R. der K. Min. des I. (G Schumann) u. d. F. (v-Mop) 
1825 an die K. Meg. zu Potsdam und — an das 
Bergant in’ Derlin. 
Nüctfihtlicd der von dem biefigen Ober-Bergamte in dem Ber, dv. A 

3. angeführten Unsftände, und bei ber näheren Auseinanderfeßng des © 
alte welches bei dem Haufirhandel mit Waaren aus Kupfer oder Mejfu 
ift mummehr nachgegeben worden, daß dieſer Handel, welcher mad der 
tigen Verf. v. 15. aut, 0.) Fimfig unterfagt werben follte, ferne 
werben Fan, (A. X. 2. 107.) 
DR. ver K. in. des 3. ud. P. (0. Rochon) m. der F. 6 
> Teen) v. 16. März 1839 an die K. Reg. zu Branffurt. 
Daf vie Neg. zu Potsdam nad) dem Ber. v. 5, Febr, d. 3. ten $ 
N. und dem Kaufmann N. zum Hauſirhandel mit Maaren aus Kupfer 
Gewerbeftheine für das laufende Jahr ertheilt Hat, ift wicht au mipbill 
Ban ie mit den bezeichneten Waren, mit YAıtsnal des 6 
a Km 56* im Allgemeinen für zulaſſig erklärt it 
225. — 1. 201.) 2 
og) ee zum Hauflrhandel mit Rauhwaaren, U 
Shubmaderwerfzeugen find nicht zu ertbeilen. 
N. der K. Min. des It. d. B. (Köhler), des I. für 
Gethe) u. d. 8. (v- Alvensleben) v. 12, Aug. 1836 am die K 
Breslau 2). 
Bon der K. Reg. find zum umherziehenden Betriebe des Handels 
[en ——— 
iR das enigegengefepbe R. derſelb. M. v. ab. * 
24 . 9.013, 144.) befeitiget. ' / 
2) Im gleiher Art untem 12, Juni 1896 aud an bie K. N 
Aiaſen. —57 —* 
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eng und Mauchwaaren Gewerbeſcheine ausgefertigt werben, und haben 
ef das Anſuchen der Inhaber von der Reg. zu Oppeln auf deren Bez. 
werben zrüflen. ; 

terz. Min. nehmen hieraus DVeranlaffung, ber K. Meg. bemerklih zu 
j Die Grhebungsrolle von 30. Ditober 1831 zu den Raudhwaaren 
er Belzwertbereitung, Schmaſchen Branfen und Ularime rechnet, im Ge⸗ 
ven Wellen zur Lederbereitung, Haafenfellen und Haaren von Haafen, 
> Minbvieh; dagegen zum Belgwert fertige Kürfchnerarbeiten, ale: 
Belze, Düsen u. f. w. Meder Rauchwaaren nod Pelzwerk gehören in 
ıe zw denjenigen Gegenfländen, mit denen nach $. 14. des Haufir-Regul. 
. 1824 ein Haufichandel betrieben werden darf. Die Reg. können daher 
andel mit benfelben feine Gewerbefcheine ertheilen, haben vielmehr, wenn 
htete Geſuche bei ihnen eingehen, näher zu ermitteln, was die Bittſteller 
waaren und Belzwerf verftehen, und demnädjft zu beurtheilen: 
Darunter verflandenen Waaren fämmtlith ober zum Theil zu denjenigen 
änden gehören, mit denen ein Haufichandel ftattfinden bart ? 

ds: „Rauchwaaren und Pelzwerk“ müflen fie fih in den Gewerbe: 
ıfalls enthalten. 

wenig lann der Ausbrud „Shuhmacherwerfzeuge“ im Siune bes 
egul. als Bezeichnung einer Kathegorie von Waaren angejehen werben. 
zei welcher ein Gewerbeihein zum Haufirhandel mit dergleichen Werk⸗ 
ſeſucht wird, muß vielmehr ebenfalls eine nähere Bezeihmung ber bar: 
idenen Gegenflände erfordern und fodann beurtheilen: 

:{ben zu den im $. 14. 1. c. bezeichneten gehören? 

event. in dem Gewerbeſcheine nicht als Schuhmacherwerkzeug, jonbern 
- Waarengattung, in Mebereinftimmung mit den geſetzlichen Vorſchriften, 
Husdrüden bezeichnen. 

sorfiehenden Andeutungen hat die K. Reg. daher in allen Fünftig vor- 
Fällen bei Erthellung von Hauflrfcheinen für Rauchwaaren und Schub: 
ug zu verfahren, 

K. 418. — 3. 142.) R 


uf gewöhnliche Seiler- und andere Sanfwaaren, auf Garn, 
ınd und Strümpfe von Leinen, auf Leinwand, Zwillich und Dril- 
ht und ungebleicht, einfarbig und bunt; ferner auf bunte Gewebe 
ı und Baummollengarn gemifcht, weldye im Lande verfertiget wer⸗ 
nur in fofern, als deren Babrifation bereit8 vor Erfcheinung des 
uer-®. v. 30. Mai 1820 auf den Haufirharidel gegründet war; 
, auf wollenes Band, wollenes Stridgarn und mollene geftrigte 


8. 14. Rr. 51) 


d verb.: „®arn.” 


Hauſtrhandel ift auch mit Baummollengarn zu geftatten. 

er K. Min. de8 H. (v. Bülow), d. I. (v. Schudmann) u. ®. $. 
Tewig) v. 17. März 1825 an die K. Meg. zu Däüffelvorf. 

n 6. 14. Nr. 5. des Regul. v. 28. April v. J. Garn überhaupt unter 
Ränden genannt ift, mit welchen ins Umherziehen gehandelt werben darf, 
K. Reg. auf den Ber. v. 18. Ian. d. 3. ermädtigt, aud) den Baum: 
ern, Bewerbefcheine zum Handel mit Baummwollengarn zu ertheilen. - 
K. 256. — 1. 164.) 


er 8. Min. d. I. u. d. P. (v. Rochow) u. b. F. (v. Alvensleben) 
). Mai 1839 an die K. Reg. zu Merſeburg. 
en Ber. v. 1. Mai d. 3. wird nachgegeben, daß die K. Reg. Gewerbe: 


8 Regul. v. 4. Dec. 1836 (f. unten) führt im $. 3. Nr. 2. von den 
: genannten Gegenftänden gleihfalls auf: Seilerwaaren,. Zwirn, 
rickgarn, Band aus Leinen und Wolle, wollene getridte 
saren. 
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feheine zum Haufirhandel mit baummollenem Garne ohne Sefonben 
Genchmigung ertheile. Es if dieſes Garn den in dem €. 3. unter 2: 
v. 4. Dec. 1836 über den Gewerbebetrieb im Umherziehen genannten ® 
beizuzaͤhlen, und bie fire ben Hauſtrhandel mit biefen beftimmute 1 
fichtigung ber bei Abmeſſung bes Sapes überhaupt zu beobachtenden 1 
aud für die Gewerbeſcheine zum Hauſirhandel mit baumwsllenen Gerze 

(a. XXI, 456. — 2. 177., Gentralbl. des F. Min. 1839 ©. 19 


2) Ad verb.: „Leinwant.“ 


MD der K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) nu. des I. (Br. 
9. 10. Mai 1844 an die K. Reg. zu Oppeln, Breslau und Lie 
Saufirhandel ift mit Teinenen Waaren aller Art zu gefatten. 


Mit Bezug auf ben Schriftwechiel, welchen die 8. Meg. nach ber 
8. Meg. zu Breslau wit diefer über die Frage geführt Kat: 
ob die Reg., welche nad) bem 6. 14. bes FA ul. v. 28. Apr 
mädhtigt find, den Hauſirhandel mit Garn, Zwirn, d, Etrimy| 
nen, Leinwand, Zwillich und Drillic zu geftatten, einem ſolchen 
mit leinenen Tüchern, Tifhzeug und Handtüchern, überhaupt n 
Waaren aller Art erlauben dürfen, . 
wird der K. Meg. eröffnet, daß dieſe Frage zu beiahen iR. 
(Min. BL dv. i. ®. 1844 ©. 156. Rr. 171.) 


3) Ad verb.: „bunte Gewebe aus Leinen und Banı 
garn gemifcht." 


a) R. der X. Min. des I. für @.- Ang. (Sethe) u. d. 8. (: 
v. 8. Sept. 1836 an die K. Reg. zu Pofen ). Dergl. Sm 
dürfen jedenfalls nur an Selbfiyerfertiger, nit an 
ertbeilt werben. 


Der K. Reg. erwiedern wir auf den Ber. v. 27. Mai d. 3., ba 
feine zum Haufichandel mit inländifchen bunten, aus leinem und ka 
Garne gemifchten Geweben nur ben Derfertigern diefer Zeuge, falle die s 
des Haufir-Regul. bezeichneten Bedingungen der Zuläffigfeit'vorbanden 
aber Händlern ertheilt werden birfen. 

Auch für ſolche Händler, denen zum Haufiren mit den gebachten geı 
weben bisher irrig Gewerbeſcheine ertheilt worden find, bürfen lebere f 
wieder angefertigt werben. 

(N. I. 530. — 2. 226.) 


b) R. der 8. Min. des I. für G.Ang. (v. Brenn) u. d. F. 
leben) v. 11. April 1837 an die 8. Meg. zu Breslau. 
der Provinzen Schlefien und Pofen betr. 


Da nad) dem Ber. der K. Reg. v. 13. v. M. bei dem in dem 
Verzeichniffe genannten zehn Webern aus den Kreifen Branfenftein, 9 
Neumarkt und Münfterberg biefelben Gewerbsverhältniffe obwalten, wie 
dem R. v. 21. Okt. v. 3.2) bezeichneten Baummwollenwebern tes 9 
Kreifes, fo wird Sie hiermit ermächtigt, in gleicher Art den Erſteren fü 
fonen und bie Mitglieder ihrer Familien, jedoch nicht für ihr Gefinde, Gt 
um Hanflrhandel mit baummollenen und mit bunten, aus baummollen 
Garn gemifchten Geweben innerhalb der Provinzen Schleſien und Bofe 
Ausſchluß des Gränzbezirks, und nur für felbftgewebte Zeuge zu erthe 
die Weber fihon früher diefes Gewerbe betrieben haben. In den an 
Gewerbefcheinen ift auf gegenwärtige Verf. und die baburd, feftgefept 
jedesmal ausdrüdlic Bezug zu nehmen, und der K. Reg. wirb in dieſe 
bie ſtrengſte Beauffihtigung ihrerfeits und durch die untern Behörden wi 
Pflicht gemadht. 

(R. XXI 531. — 2. 227.) 


1) Dies M. if unterm 31. Mär; 1837 der K. Reg. zu Frank 
unterm 17. April 1837 aud der K. Reg. zu Potsdam zur ! 
mitgetheilt. (RM. AXI. 5%.) In 

2) Das R. v. U. Dt. 1836 ner Ah hr wersienünn, 
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er 8. Min. d. 3. für G.⸗Ang. (v. Brenn), de 9. u. db. P. 
fer) u. d. F. (Beuth) v. 13. Iufi 1837 an die K. Reg. zu Frank⸗ 
.d. O. Berbot foldyer Gewerbefcheine für den Reg. Bez. Branffurt. 
. Reg. wird auf den Ber. v. 27. Maic. eröffnet, daß auf den Antrag, 
andel mit ſelbſt verfertigten Geweben aus Leinen und wollenem Garn 
geflatten, nicht eingegangen werben faın. 
ublifum wird, wie bisher, fo auch fünftig, feinen Bedarf an dergl. Ge: 
jahrmärften, ober bei den Webern felbit entnehmen fönnen. 
alfsbebürftigfeit der Weber läßt fih durch die Geftattung jenes Haufir⸗ 
t abhelfen. Auch if die Fabrikation derfelben, nad) ber eigenen Angabe 
nicht auf den fraglichen, ihnen bisher verfagten Haufirhaudel gegründet. 
wüũrden fi die namlihen Gründe, welche die K. Reg. zu Gunften der 
ommerfeld geltend machen will, für faft alle Weber, welche in ber Mitte 
Ben Lohnwebern und Fabrikunternehmern ſtehen, anführen laflen, fo daß 
a gebradte Ausnahme viele Berufungen darauf nach ſich ziehen würbe. 
I. 1080. — 4.194.) 


er #. Bin. des I. ud P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvend- 
vo. 4. Aprit 1839 an die K. Meg. zu -iegni- Dergl. Gewerbe⸗ 
ſind niemals über die Beſtimmung im F. 14. Nr. 3. des Regul. 
3 zu bewilligen. 
iterm 15. Februar d. I. vorgetragene Geſuch der verehelichten N., ihr 
schein zum Hauſfirhandel mit Geweben, aus Leinen: und Baumwollen⸗ 
t, ertheilen zu laſſen, fann nicht fattfinden, auch fann die K. Neg. nicht 
werben, den Hauftrhandel mit den bezeichneten Geweben über bie Beſtim⸗ 
‚14. unter 5. des Haufir-Regul. v. 28. April 1824 hinaus, zu geftatten. 
KIII. 456. — 2. 178.) 


er K. Din. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. (v. Alvens⸗ 
v. 20. Juli 1841 an die K. Reg. zu Münfter, Verbot des 
rend mit Baumfeide-Waaren und bedingte Zuläfjigkeit des 
rens mit Korfetten und Frauen» Bupfachen. 

8, DaB ben Bettbührenmadern in N. nadı der Berf. v. 17. Januar 1838 
eiſe der Haufichandel mit Bettbühren, welche aus Leinen-Scheerung und 
mm Ginſchlag beftehen, gegen Eteuerermäßigung geftattet werben darf, 
pie Befugniß der K. Reg. nicht, den Haufirhandel mit Yabrifaten, aus 
Baumwolle gemifcht, welde, fo viel hier befannt, dort unter Waaren aus 
verftanden werben, nachzugeben. Der Bericht rechtfertigt es daher nicht, 
‚ der Gewerbefchein zum Haufirkandel mit Baumfeide-Waaren ertheift if. 
orſetten und Frauen-Putzſachen ift der Haufirhandel nur dann zu ges 
n diefe Gegenflände aus folhen Stoffen gefertigt find, mit benen ber 
I zuläffig if. 

zum Bertilgen von Ungeziefer müflen vom Haufichandel ausgeſchloſſen 
aß KRammerjäger zum Gewerbebetriebe im Umherziehen verftattet werben 
n schon deshalb für das Weftatten des Handels mit den bezeichneten 
ht geltend gemadht werden, weil auch den Kammerjägern nicht erlaubt 
en Mitteln, deren fie fih zum Bertilgen der Matten, Mäufe u. f. w. 


ı haufiren. 
Bi. d. i. B. 1841 ©. 188. Nr. 288.) 


verb. „wollenes Stridgarn.“ 


er K. Min. des J. u. d. F. v. 18. Juni 1827 an die 8. Meg. 
ur mit wollenem Stridgarn, nicht mit wollenem Garn über» 
der Hauſtrhandel zuläfiig '). 

stiag ber K. Meg. wegen der dem Fabrikanten N. N. zu ertheilenben 
mit wollenem Garn haufiren zu dürfen, ift nicht zue Genehmigung ge: 
enn wenn das Regul. v. 28. April 1824 ausprüdlid nur wollenes 
n unter ben Gegenſtänden aufführt, die im Uniherziehen feil geboten 


h das Megul. v. 4. Dec. 1836 6. 3, Rr, 2. erwähnt nur des Strid: 
B6 (f. unten). . ' 


. u . En | 
376. OR Sen Werhättnäffen ber Gewerbirelsenben Gill, 


e) Au zum Hauſirhandel mit Stelndruck⸗ oder Tilo 
. Mrbeiten, mit Ausnahme von Landfarten und Wertin 
Kunf, iſt die Cilaubniß zu verfagen. ” 3 


5 N 

0) R.de6 8. Min. des I. m. b. P. (v. Brenn), des 3. für Gem. 

(0: Schudmann) u. d. 8. (Maafen) v. 8. Mai 1834 am die, 

zu Liegnig, und abfgrifilih an bie K. Neg. zu Stettin. 

#. Rad einer Unzeige ber, Reg. in Stettin Hat die K. Meg: bem, Ns 

eigen’ Gewerbeicheln zum KHaufiren wicht mr mit opfijdien Gegenitänben, 

and mit. SteindrucAcheiten erteilt. Da Lehtere in Vorfehriften für Kinbe 

aaularen zu Rehnungen, Duittungen, Frachtbriefen umb In jeftanben 
-fo Hätte darauf ber Grnaseiärn verfagt werben follen, teil Mach dem 

28. Ubril 1824 nme mit Werfen der bildenden Kunſt haufirt erben darf, 

jene Steinbrud-Arbeiten niht gehören. e 

Die K. Meg. hat Sich daher fünftig der eilung von ſchei 

sult Drudfachen und lithographiſchen Arbeiten, mit alleiniger 

der Landtatten und Werke ber bildenden Kuuft, zu enthalten. 

(A. XVII. 521. — 2. 149.) ” 


DR. ver K. Min. de8 J. ſar 5. u. ©. (v. Brenn), des 9. 
« (8 Rochew) u. d. 8. (Maafien) v. 25. Der. 1834 an die 
Voisdam und abſqrifilich an die K. Meg. zu Stettin. 

.: Da nad dem &egul. v. 28, April 1824 $. 14. Nr. 6. zwar 
eifdennen Kun Hanf? werben ne A aber, mit ei 
dee. auf Gtein gedruckten Lanbfarten und Bilder, zu ben Kunftwerfen mic 
fo Hätte bie 8. Reg. in dem den Hauficern N. N. ertheilten bieajährk, 
ie Lithegrwhien näher bezeichnen follen, weil unter bem meine 
drud: Lithographien. auch lithogravhiſche Schriftenıverftanben werben Fu 
ai I nit euer medem Bart. Die ir fo Künftig et 

4 2 J . 8. al d. J. ſemaß, fahren. 
(m. XVili. 1080. — 4) 1) a 
‘d) Auch der Hauſirhandel mit Milfitalien ift unftatthaft. 


C. R. der R. Min. d. F. (Flottwell) u. des I. (v. Mantenfj 
Aug. 1845 an ſaͤmmil. K. EAN ne 
















ir glei 
eradtet werben, und wirb bie K. Meg. baher angewiefen, zu di 
ei 
(Min. 31. 1845 ©. 275. Rr. 295.) 
e) Drögleigen mit Kalendern. 


G. R. des 8. Min. des I. (0. Manteuffel) d.. 17. Oftkr. 
ſammil. 8. Reg. und an das K. Volizeipräfd. in Berlin. 

\ Rach einer Anzeige der K. Kalemder-Deputation fol der Hauftehanbel 
Iendern ſowohl in hiefiger Reſidenz, als auch in veridiedenen anderem TI 
Monaräle, Rart aa en PR r “ F 
a num ein folder Handel na li mmun I 

0. Särz 1838 3) al6 ein Saufrhandel mit —E — 

darf, auch zu erwarten fieht, daß eine Genehmigung Hierzu Geitens u 








1) Bergl. oben sub a. 
23) Bergl. oben S. 283. u. 389. 
8) Bergl, oben ©. 283. u, 39. 
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welt worden iR, fo Hat Diefelde mit Nachdruck dahin zu wirken, daß biefem 
igen Hauſtrhandel ein Ziel geſetzt werde, 
DU. d. i. 3. 1845 ©. 314. Nr. 49.) 


Peögleichen mit Bibeln. 
) ber K. Din. d. 8. (v. Altenftein), des I. u. d. P. (v. Rochow) u. 
- 16. Suni 1839 an die Direktion der Vergiſchen Bibelgefeljchaft zu 
f die an ben Gen.Dir. der Steuern gerichtete Borftellung v. 30. April d. J. 
5 wir der Direktion, daß Ihrem Gefuche, dem Boten N, die Vertheilung von 
sine Gewerbefchein zu geftatten, ober doch bie K. Meg. zu Düffeldorf zur 
mg eines Gewerbeſcheins an tenfelben -anzuweifen, nicht gewillfahrt werben 







'. 








| Berbreitung von Bibeln unter Die ärmere Volksklaſſe durch Verkauf zu ges 
eifen kann, fo nuͤtzlich fie auch fonft erachtet werden mag, im Wege des 
a6, abgefehen davon, daß der Hanfirhandel mit Büchern übergaupt nad) 
gul. v. 28. April. 1824 9. 14. nicht erlaubt if, nicht nur nicht für 
ig, ſendern nicht einmal für zwedmäßig erachtet werden, ba biefelbe, wie 
ng gelehrt bat, nur zu leicht nebenher zur Verbreitung anderer, ſchaͤdli⸗ 
ften benngt werden fann. Es fcheint vielmehr eine Verbreitung ber Bis 
die Ortsgeiftliden, mittelft Ueberfendung berfelben an dieſe durch die Bis 
t, nicht nur ausreichend, fondern ift audy vorzuziehen, ba tie Oriegeiſtlichen 

üfniñ in den ihnen anvertrauten Gemeinden beſſer kennen müflen, als ein 
frhandel ausgefchichter Bote. (9. XXI. 417. — 2. 138.) 


hen mit gebrudten aftrologifhen Prognoflifen oder fo- 
anntan Planeten. 
des 8. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 17, Juli 1843 an ben 8. 
Benten der Provinz Vommern. 
Hochw. erwiebere id) auf den Ber. v. 29. v. M., daß das R. v. 10. Oft. 
en des Abdrucks der aitrologifchen Prognoftifen ober fogenannten Planeten 
L her in dem neueften St. der G. S. (5. 257.) abgedrudten B. v. 30. 
3. als aufgehoben zu eradıten ift. Dagegen bleibt der Verkauf folher Ge 
im Umherziehen nad) dem Haufirregl. v. 28. Aug. 1824 verboten und if 
z Anmendung des R. v. 10. März 1838 1) (N. S. 155. fi.) auch das 
R von em und Subffriptionen auf grfelben nicht für zuläffig zu 
(Min. Bl. d 1843 S. 223. Nr. 289 


Heber das Aufſuchen von —— auf Kunft- und 

hen, ſowie über da8 Sammeln von Subffribenten auf 

schen im en vergl. zum $. 5. des Regul., sub A. 
(Dben ©. 282. ff.) 


Zum $. 15. des Negulativs. 


ke alle Benenftlände, mit welchen nadı $. 14. des Megul. der Hau⸗ 
ınber zuläffig if, fann in der Megel auch der Auffauf geflatiet 


M. der K. Min. bes I. (v. Säufmann) u. der 8. (v. Mop) dv. 
re 1825 an die 8. Reg. zu Erfurt. 
eK. Reg. wird auf ben Ber. v. 16. Dft. 1825 eröffnet, daß ber C. 82. 
Bin- ⸗Min. v. 21. Sept, c. 2) nicht die Abficht untergelegt werben kann, ben 
Umherziehen hinfihtlih aller Gegenftände nachzulaſſen, went ein fles 
Banbel betrieben wird, ta in derfelben überall ein den befiehenden Bors 
‚gemäß erlaubter Auffauf voranegefegt if. Die Frage aber, welde 
überhaupt im Umherziehen aufgekauft werden dürfen, beantwortet ſich bei Ver 





Bergl. Das M. ». 10. März 1838 zum $. 5. des Regul. oben ©. 783. 
Berg zum 5. 9. des Begul, sub A. ad 8. b. (oben €. 273.). 
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dleldiung des 5. 5. des Regul. v. 28. April v. 3. mit den 5. I6—I6 
auch hierbei, wie bei dem Anfaufe, unterfchieben werben nf, ob ber W 
beride die Waaren, die Begenftand feines Handels find, mit ch um 
nicht. So wie das Geſchaͤft derjenigen, welde umherziehen, um 
u fuchen, nicht auf die im $. 11. bezeichneten Waaren befchränft 
Anfauf nur dann, dem $. 15. und dem Marginale zu $. 14, 
im 6. 14. bezeichneten Begenflände befchränft, wenn ber i 
fetbft umherzieht. Hiernady ergeben ſich folgende Regeln: ’ J 
‚- 2) Ausländer, welche vie aufgefauften Waaren mit fi Gerumführen weile 
:nadh.$. 12. des Megul. v. 28. April 1824 Deere ihn: zum un 
erhalten, wenn fle die Tepteren auf die in Nx. 1. bes 8. 14. des & 
nannten Gegenflände befchränfen wollen. ‚ J 
3) Inlander koͤnnen, unter gleicher Vorausſezung für alle im $. 14.5 
Gegenftände, Gewerbeicheine zum Auflauf erhalten. 
3) Auftäufer (Inländer und Musländer), welche hie aufgelauften MBanren | 
Ah umberführen, fönnen auch zum Auflauf folder Gegenfkänbe Gew 
ax welche in bem s 14. des Regul. nit benannt find. 







427. — 2. 102. 


2) Vergl. die 8. O. v. 8. Der. 1843, betr. ben Verkehr ber‘ 
ded Suchens von Waarenbeflellungen und bes Waarenauffaufs z 
den Berfonen. (©. zum $. 5. bes Megul, sub A. ad 4, oben S. 97 


Zum $. 16, des Negulatiss. 


Wenn örtliche Verhältniffe oder Beduͤrfniſſe eine Erweiterung : 
fhränfung der im $. 14. des Regul. beftimmten Haufe Befugnife 
lich oder wünfchenewerth machen, fo konnen ſolche, auf. Antrag & 
tungen, von den Minifterien des H., d. I. u. db. $. 
extheilt werden. - 


A. Auf Grund diefer, den Mintfterien beigelegten Befugniß 
„benfelben mehrfahe Erweiterungen ber Befugnig zum Hau 
williget worten. 


1) In Bezug auf dad Gewerbe der Marketenderinnen u 
Viktualienhändler bei größeren Militär-Mandvern 
ftebende Befimmungen ergangen: 


a) ER. der K. Min. d. 3. u. d. P. (v. Schuckmann) u. d. F 
v. 30. April 1830 an fämntl. K. Reg. 


Das Regul. v. 28. April 1824 über den Gewerbs: Betrieb im 
insbefondere das Haufiren, enthält im $. 16. die Feſtſezung, daß, im 
Berhältnifle und Bebürfuiffe Griweiterungen oder Beichränfungen der ii 
fimmten Hauflr:Befugniffe erforderlich oder wünſchenswerth machen fo 
rn bie aesfalffigen Anträge der Meg. von ben unterz. Min. gemeinf 

en find. . 

Anf den Grund biefer Beſtimmung wird nad dem Antrage bei 
Min. hierdurch genehmigt, daß ſowohl den Marfetenderinnen, als andern 
haͤndlern geftattet werben barf, bei größern und länger währenden 
manövrirenden Truppen, diefen mit Lebensmitteln zum Verkaufe folgen 
ohne daß fie dazu eines Gewerbeſcheins bebürfen. 

Die K. Neg. wird zugleich angewiefen, für die weitere Bel 
Anordnung durch Ihr Amtsblatt Sorge zu tragen. 

(u. XIV. 4237. — 2. 114.) 


b) R. der K Min. der F. (Maafen), d. 3. f. Gew.⸗Ang. (€ 
3. u. d. P. (v.Rochom) v. 18. Aug. 1834 an die K. Dip 
Die Min. haben ſchon bei mehreren ähnlichen Beranlaflungen ba 
angenommen, größere militaͤriſche Uebungslager hinſichtlich der Freiheit. 
wie Zahrmärkte zu betrachten. Der K. Reg. wird dies auf den Ber. 1 
befannt gemacht. \ 
Es leuchtet jedoch ein, dad jeghörre Bedtier Inaeckaik Ta Say 















Im dem Gewerbe⸗Betriebe im Umherziehen. (Regul. $. 16.) 373. 


ug der Militar-Behörben allein abhängig if, und baß berjenige in ben 
bes Lagers, und infoweit er durch deſſen Dafein veranlaßt wird, von ber 
**— in Uebereinſtimmung mit ben miilitäriſchen Befehlshabern ges 
den muß. 
ch werden alſo Kaufleute und Yabrifanten, Handwerker und Händler, bie 
rihtung der Gewerbeſteuer in ihrem Wohnorte zum Feilhalten auf Jahre 
erechtigt find, unter ebengedachter Vorausſetzung, aud) in dem Lager ober 
zebung ihre Verfaufsftelle aufſchlagen können. 
chtlich derjenigen &ewerbetreibenden, welde zum Genuß auf ber Stelle 
namentlid Schankwirthe, Garköche, Kaffeeſchaͤnker, Marketender u. dergi., 
ihrmärkten nur zugelaſſen werben, inſofern fie Ortseinwohner find, muß 
ine Ausnahme gemacht werben, da die Ginmwohner von Etargarb ſich nicht 
nwohner des in befien Nähe aufzuſchlagenden Lagers anfehen können, und“ 
. anzeigt, daß diejenigen, welche daſelbſt ein ſolches Geſchäft betreiben, dem 
: nicht genügen fönnen, fonft auch Feine. Veranlaflung vorhanden ift, dies 
bei vorzugeweife zu berüdfichtigen.. Die K. Meg. wird daher ermächtigt, 
mtfernteren Gegenden des Inlandes von bdiefen Gewerbetreibenden, deren 
ag vorausgefeht, fo viele zuzilafien, als es zur ausfümmlichen Verſor⸗ 
m Lager vereinigten Mannfchaften erforterlich if. Auch wird nicht ent⸗ 
pirfen fein, wenn Fleifcher, Bäder und ähnliche ftehende Handwerker ſich 
miaung der Militärbefehlshaber im Lager niederlaflen. 
VII. 840. — 3. 137.) 


er X. Min. d. 3. (Br. v. Arnim) u. d. F. (Blottwel) v. 9. Juni 
an die K. Meg. zu Köln. . 


m Girf. v. 30. April 1830 if nur beflimmt, daß den Marketende⸗ 
id anderen Viltualienhändlern geftattet werben bürfe, bei größern Uebum⸗ 
rirenter Truppen biefen mit Lebensmitteln zum Berfaufe zu folgen, ohne 
n eines Gewerbeſcheins bebürfen. Von Schanfwirthen, Reſtau⸗ 
„, welche fiehende Buben anfichlagen und Getränfe zım Genuß auf der 
ıpfen wollen, if darin nicht die Rede. In Betreff der Tegteren ift viel: 
urch die Verf. v. 28 Gebr. 1835 1) und fpäter allgemein nacgegeben, 
en der Getrünfes-Berfauf bei großen Truppenzufammenziehimgen, wenn 
Hichtmäßigen Ermeflen der Polizei ein Beduͤrfniß dazu vorhanden ift, und 
merhalb der Gränzen derfelben Steuer-Abtheilung, zu welcher die Schank⸗ 
en, geftattet werbe, 

flieht fich, daß ein folder Verkehr überhaupt nur in fofern nachzulaſſen 
Zuftimmung der militärifhen Befehlshaber dabei nicht fehlt; von der 
n ift jedoch dieſelbe keineswegs abhängig. 

» daher Echanfwirthe, welche, ohne potizeilihe Grlaubniß dazu nachge⸗ 
hatten zu haben, bei folhen Gelegenheiten ihre Buben oder Zelte zum 


ufichlagen, nad) den Beftimmungen des $. 177. der allg. Gew.e⸗Ordn. 


1845 zur Beitrafung zu ziehen. . 
Meg. hat dies auf geeignete Weife zur Kenntniß ber Bethelligten zu 


Br. 1845 ©. 182, Rr. 208.) 


k. der K. Reg. zu Bredlau, 9. 17. Mai 1824, betr. ben Gewer⸗ 
eb der Marketender. 

sehrern, im v. I. zur Anzeige gebrachten Kontraventionen, wegen von 
Gerfonm unbefugt betriebenen Durketender: Gewerbes, fcheint die V. 
1811 Nr. 231. im 28. Amtsylattftü S. 321., in Vergeflenheit gerathen 
olche wird daher in Brinnerumg gebracht und wiederholt warnend befannt 
5 zwar Marfetender, wenn fie ihre Befugniß nicht tiberfchreiten, ‚old zum 
Irmiee gehörende Perfonen zu betrachten, und als folde von der Gewer⸗ 
it bleiben follen, und bei ihnen die Lizenz ber Militair-Chefs die Stelle 
efcheins erfeßt. Wegen ber Lizenzen felbft aber wird Folgendes wieder⸗ 
ut: 





das M. der K. Min. des 3. für Gew.⸗Ang. u. d. F. v. 28. Febr. 
2 ee duch N. derfelben Min, v. 14. Aug. 1835) unten Wa 
4. Ill. 2 (Marlivestehr.) 


W m 
\ \ 
874 Der ben D. altniffen der Cewerbeirelbenden va Su. 


2) daß dergl. Perſenen nur dann angeftellt werden dũtfen, wenn ci 
Abtheilung Ach in —— ſeßt, um letztere anf den IM 
oder Kantonnemente, oder bei den mis Rantonnements und L.. 
großen Manoͤvers und Truppenübungen I ee daß —** 

ihre vorige Garniſon oder in ein flätifch es Gtanbguartier * 
daß Gewerbe des RNarketenders aufhören muß; 

3) daß den Marketenbern in ihren Ligenzen zur Dicht gemacht werde; Ye 
nicht weiter, als auf den Maͤrſchen und innerhalb der Zäger and Kankel 

* auszuüben, aud an Feine Serfonen bürgerlihden und bäuerlichen @ 

Ettrafe des Verluſts ihrer Ligen den. ehvas abzuſetzen. 
Cämmtliche Kreis’, Ortes, {gel und —8 Steuer⸗Behowden wer 

wiefen, auf die erforderlichen Legitimationen ber Narkelender gu haften, 
süßer zu wachen, baß dieſelben fi in ben vorgefchriebenen Schranken 

= (0 w. VIIE 9086. — 3. 128.), 


2) Der Handel mit mufitalifgen Inßrumenten im Um 
if zu geftatten. - 


NR. der K. Min. des 4 für $. u. ©. RG Studnann), des 
- 8. (v. Brenn) u. d. —4 v. 27. Now. 1839 an ve 

in Stettin. 
Die unters. Min. eröffnen der R. Reg. auf Ihre Rufrage, * ‚®. « 

Grikeilung von Gewerbeſcheinen zum Handel Ion mußfalifgen 3 u 

Mit Bezug anf $. 16. des Regul. über den Gewerböbetrieh im: Umiberzie 
insbefondere das Haufiren, vom 28. April 1824 daß ber Verkau 
firumente im Umherziehen, da, wo er bisher von ber X. Reg. 
ferner N 885 eben werben om: 

— 4. 91.) j 


b) Pr der 8. Min. des I. (v. Rochow) und ber. F. Bau 
1841 an den Inſtrumentenmacher N. und Abſchrift an die 8. 
Köln und Düffeldorf. 

Auf die Vorſtellung v. 20. Sept. d. 9. wird Ihnen eröffnet, daß es 
anlafjung fehlt, den Verkehr im Umberziehen mit muflfalifhen Inſtrument 
ſchraͤnken. Ausländern darf jedoch der hierzu erforberliche Bewerbefchein 1 
nahmemeife, mit beſonderer Genehmigung der Min, des I. u. d. F., erth 

(Min. BL. d. i. ®. 1841 ©. 345. Nr. 560.) 


3) Der Bauflehanbel mit chemifchen Beuerzeugen it zu g 
R. der 8. Min. d. F. (v. Bopdelfchwingh) u. des I. (Gr. 1. 
. 18. Junt 1843 an die 8. Meg. zu Erfurt, und abfchrifili an 
* Merſeburg 
Da die chemiſchen Feuerzenge in neuerer Zeit immer mehr ein Gesch 
allgemeinften Bebürfnifies geworden find, und bei der allgemein verbreiteten! 
fhaft des Publikums mit der Behandlung berfelben,, ihr Berfauf im U 
eine befundere Gefahr nicht beforgen Laßt, fo wollen die unter; Min. gef 
zum Saufichandel mit Diefem Artikel Gewerbefheine zum vollen Gteuererf 
werden fönnen, und wird hiernach die Verf. v. 80. Mai. 1839 (A. 6. 
modifizirt. 
(M. Bl. d. i. V. 1843 ©. 202. Nr. 257.) 


4) Deögl. mit Mineral Waffer in ben Rheiniſwet 
ſchen Provinzen. 

C. R. der K. Min. des I. (v. Echuckmann)] u. d. F. (v. A 
Suni 1829 an die K. Rheinischen Reg. und an biejenigen zu Rt 
Arnsberg. 

Die von mehreren Seiten in Anregung gelommene Frage: ob ber = 



























t 


1) Das R. der 8. Min. des J. u. d. P. u. ae WMai 180 


ER Grfurt (W. XXI. 457. — 2. 179.) Hatte den 
chemi —E (Slaleen Oi vab und —— 


Generhooföetziche im Limperzichen. (egal. 5 30) 975 


U Waſſer zuläffig ſei. iſt, mit Rückſicht auf bie keitien Berhäts 


liſchen Provingen, das Bebürfniß der Konfumenten umb 

Gr mit dergl. Waſſer, reiflich erörtert worden. De Beige s dein 
zwar ermäctigt, zu dem umberzichenden Handel inera 

ine ertheilen, hat darin aber jevesmal bie Quelle zu —— 

—2 zu entnehmen if, und Sich auf ſolche Quellen zu bei 

—* innerhalb des Reg.⸗Bezirks, oder auf deſſen Graͤnze im 


en. 
. —⸗ 2. 113.) 
it Staͤrke. 


Rin. des 3. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (Gr. v. Als 
April 1839 an die K. Reg. zu Branffart, 

bes Schuhmachers N hat in einer Vorſtellung v. 8, April b. 2. 
bie 8. Reg. den diesjährigen Gewerbeſchein zum Hauſfirhandel 
 verfagt habe, weil Stärke nicht zu den Gegenfländen gehöre, 
el im Umberzichen geftattet fei. Wir finden une jedoch veranlaßt, 

mächtigen, Gewerbeſcheine zum Haufirhandel mit Slaͤrki, "ohne 
Genehmigung, zu ertheilen. 

57. — 2. 180., Gentralb, des $. Min. 1839 ©. 143. Re. W,) 


it Berrüdennager-Waaren. 


in. des ©. (v. Bülow), des 3. u. d. P. (0. Schumann) 
ig) v. 10. Dec. 1824 an die 8. Reg. Ay Köklin. -. 

wird in Folge Ihres unterm 24. Okt. d. 3. Hei dez 

trages auf den Grund des $. 16. des —5 tL v. 28 

htigt, auch für die Perrückenmacher⸗Waaren Han —* 
1erfage zu I Felen. 

3. — 19). 


t inlaändiſchen leinenen Spigen. 


d. Min. des I. (v. Schudmann) u.d. F. (Maafien) v. 17. 
ſaͤmmil. K. Meg. und an die Dep. der Gewerbefteuer in 


fen, ven Handel im Umherziehen mit inländiſchen Teinenen: Spipen 
K. Reg kann daher unter Beobadtung der aflgemeinen Vor⸗ 

umbergtehende Gewerbe in die anszufertigende Gewerbeſcheine zum 

Begenitand mitaufnehmen, oder die darauf Tautenden Gewerbes 

Sehen auf ihren Bezirk ausdehnen, jedoch allemal mit Auaſchlyß 
ezirke 

. — 3. 90.) 


it wollenen Deden in den Weſtlichen Provinzen. 
Rin. des 9. für H. und ©. (v. Schudwann) u. .d. F. 


. 19. April 1831 an die K. Ober Präjtvien zu Koblenz 


Abfchrift anl. R.' O. v. 20. v. M. (Anl. 2.), durch welde Se. 
Antrage zu genehmigen geruht, daß das Hanficen mit wellenen 
tifation der weftlihen Provinzen in dem Umfange dieſer Vrovin⸗ 
ung ber gefeglichen Steuer, “frel gegeben werde, Eich jedod bie 

Maapregel vorbehalten haben, fobald die Grfahrimg mehrerer 
e, daß fie dem Zwede nicht entfpredend fet, nem wir Ew. x 
g und weiteren Veranlaſſung mit. 


NAnle 
jemeinfhaftlichen Autrage v. 19.» m. genehmige Ich, daß das 


ſdas WM, derſelb. Minift, ». 16. Mai 1827, welches den Kaufe 
gellöppelten, LZügbener Spiben— verbet a «XL 770, — 
z aufgeboben gu erachten. N 


\ 


RT 
m Don im Berhättaiffen der Oewirhettelbenden yum Ehe. | 


a mit ‚wolsmen Decken für br, de Babräcting® der er Tu“ 
Mi ‚Strom; 
ee Berge — Die Buchämahenr Def Dluuhtane ver Aabalt Du! 
—X Shan ne 
Sernadı 


—*5— foüte, Daß Re dem Zmede mid rg fie van 
a a den 20, März 1831. 
















lortteher der Bemtine zu Burg auf bie wicber 


de Giant init » Gäutuen 
und Maaßen. 
": (0. XV. 388. — 2. 80.) 


‚» G. R. derſelb. Min. d. 19. April 1831 an ſaumil. 8.'OReg., rail 
U der Werphälifgen und Nheinifcyen. 
“ Die Könige Mel Haben mittelit X. O. v. 20.,n. M. ind 
Din. zu genehmigen geruhet, daß das Hauftren mit Ya 
fatlon der. weſtlichen Provinzen, in dem Anfangs ie biefer Propingen 
aaa dr serien a gen jegeben Ba 8% a die Zu — 
el vi ten, fol ie Erfahrung mehrerer je ergeb I 
dEm Hwedle nicht entfpredhen. ſei. ce * 
Die X. Reg. wird hiewon benachrichtigt. dabei aber rate ij 
wertſam grund, daß biefe erweiterte Hanfir-Befugniß BALK — ie 
"Provinzen ber Monarchie erfiredt, und daß daher weder 
Brovinzen wohnhafte Gewerbetreibente daran At —— noch 
weile bie Regierungen in ben weſtlichen Provinzen zum Bi 
—* a A haben, auf auf vi ten Regierungs-Bezirte aus; 


8 De mit —— 


Rd. K. M. d. F. (Blottwell) u. des I. (v. Manteuffel) d. 

1845 an die K. Reg zu Köln. 
DER. Meg. wird auf die Anfrage v. 16. v. M. erwiebert, daß be 
im Umperziehen mit Gummifguhen gegen Gewerbefcheine zu dem Steel 
12 Tpirn. wird nachgelaſſen werben fünnen. 

(Min, BL d. i. 3. 1845 ©. 361. Nr. 417.) 


10) Desgl. mit Drud-Gand-Beuerfprigen. 


MR. der X. Min. deö I. u. der P. u. d. F. v. 31. Juli 1839 
KR. Reg. zu Merfeburg. 

Auf den Ber. v. 29. Juni d. 3. wird genehmigt, daß dem D 
diesjährige Gewerbefcein zum Haufichandel mit Drud-Hand-feuerfprigen 
Gteuerfage von 12 Rthirn. ertheilt werde. 

Künftig find die Berichte über dergl Anträge vom ber Abth. des HM in 
ſchaft mit der Abth. für die Verw. ber bir. Steuern ıc., zu erſtatten. 

a. XIII. 711. — 3. 174.) 


‚11) Deögl. mit roher Wolle. 

M. der K. Min. des I. (v. Schuckmann) u. d. F. (v. De) 
Sept. 1825 an die K. Reg. zu Potsdam. 

Quf die Ber. v. 13, Aptil und 22. Aug. d. I. wirb der K. Meg. erh 
Tein Grund — iſt, den Handel mit doher Wolle im Umherziehen zu 
von, daher Diefelbe —8 wird, Gewerbefcheine zu biefem Sanbel zu 

a. IX. 429. — 2. 1i 

2 Der Haufirhandel u Bferben it Ausländern ug 

Rd. K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (Or. v. 
leben) v. 25. Mär; 1839 an die K. Meg. zu Münſter. 


“+ Da Pferde allerdings niht zu den Bo un J 
— ———— 


Bes dem Gewerbes Betriche im Umherziehen. (Öegul. $. 16.) 377 


1. im Regul. v. 38. April 1824 über den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
Beiteres befugt, Ausländern Gewerbeſcheine zum Haufirhandel mit Pferden 

Ge dä indeſſen mit Ruͤckſicht auf das Intereſſe des Inlandes bei biefem 

Auslähber ſchon früher in Erweiterung ber Beflimmungen des Regul. 

daß die Regierungen Ausländern Gewerbefceine zum Haufirhandel mit 

ehne befondere dieffeitige Genehmigung, ertheilen können, und wird bie 8. 

ebenfalld ermädıtigt. 
XXIII. 227. — 1. 203.) 


In Betreff der bedingten AZuläffigkeit des Hauffrhanbels. mit 
iestoofen find ergangen: 


8. der 8. Min. de J. u. d. P. (v. Schumann) u. d. F. (v. | 
) v. 23. Dec. 1827 an fänmtl. 8. Reg. an das K. Polizei⸗ 
. und an die 8. Gen.⸗Lotterie⸗Direktion zu Berlin. 


ben 2otieries @innehmern jo wenig geftattet, Lotterie-Looſe im Umher⸗ 
zu bieten, daß ihnen ver Gewerbeſchein dazu, falls fie einen ſolchen nach⸗ 
fogar gänzlich veriagt werben muß, weil Lotterie⸗Looſe nicht zu den 
Regul. v. 28. April 1824 bezeichneten Genenfländen gehören. Wenn 
in dem Gchreiben des Haupt:Rollefteurs N. N. zu Breslau v. 5. San. 
den Unter⸗Kollekteur N. N. zu Etrigau, Bl. 5. der dem Ber. der R. Reg. 
d. 3. beigefügten zurück erfolgenden Akten, was gar nicht der Fall iK 
gt wäre, daß berfelbe Loofe im Umherziehen feil bieten bürfe, fo würde 
son gar feiner Erheblichkeit fein. 
übrigens bei 2otterles@innehmern, welche fih auf dem Gewerbebetrieb 
ichen betreffen laflen, Lotterie-Zooſe in Beichlag genommen werben, fo And 
al fofort an bie 8. General:Lotterie:Direftion einzufenden, welcher auch 
gaen a an enaangenen Straf⸗Entſcheidungen Nachricht zu geben if. 
. 1014. — 4. 79. 


O. v. 5. Aug. 1829. 


"pie beit. Bittfhrift des Lotterie-Untereinmehmers N. N. zu Breslau, will 
om Haufirhandel des Supplifanten mit Xotterie:Xoofen erfannte Nachzahlung 
euer von 12 Rthlrn. und die Geldbuße von 48 Rtihlr. um fo mehr nie: 
als Das Herumtragen von Lotterie-Lonfen, Behufs ihres Abfapes, oder 
derfelben bei Selegenheit einer Reife, wenn es von den Lotterie⸗Cin⸗ 
d Unter:Ginnehmern gefchieht, nicht als Haufirhandel, ſondern nur als 
tie Loofe zum Bortheil der General:Lotterie:Direftion unterzubringen, 
werden kann. Ic überlaffe Ihnen, hiernad) das Weitere zu verfügen, 
itrfteller zu beſcheiden. 

1. 611. — 3. 103.) 


BR. Der K. Min. des J. (v. Schudmann) u. d. F. (v. Mop) v. 6. 
E 1829 an fämml. 8. Reg. fo wie an dad PolizeisPräftn. und an 
Gen. 2otterieDireltion in Berlin. 


WBerfolg ber unterm 23, Dec. 1827 1) in Bezug auf ben Abfag von Lot: 
en im Umherziehen erlaſſenen gemeinfhaftlidyen Verf, wird der K. Reg., 
darnach fir die Zufunft zu achten, befannt gemacht, daß des Könige Maf. 
L O. v. 5. Aug. c. 2) zu beflimmen geruht haben: daß das Herumtragen 
zie-2oofen, behufs ihres Abfages, oder das Anbieten berfelben bei Belegen: 
Neiſe, wenn e6 von den Lotterie:Ginnehmern und Untereinnehmern gefchieht, 
Haufichandel angeſehen werben kann. 

zur 917. — 4. 105.) 


der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (Bethe) u. d. %. (v. Alvens⸗ 
Ih) v. 30. Aug. 1835 an das K. Reg.-Bräf. zu Breslau. | 
"Beranlaflung der in dem Berwaltungsberichte pro 1834 gemachten Bemer: 
yarıic des Haufirens mit Klaffen-Lotterie-Loofen ift bie abſchriftlich Beil. 
X @en.stotieriesDireltion heute erlaffen. (Anl. a.) 


























Dergl. oben sub a. 
—— — 


0 1 
WE Bon den Berhaltuiſſen er 


0 Nach der auf Grind der K. O. v. 5. Aug. 1920 ‚exlaffenen 6. fe 
Der. 1839 ıy iR zwar das Herumtragen von Lolteries@oofem, 
ober das Anbieten berfelben bei Gelegenheit einer Reife, wenn eö wen 
Einnehmen and Untereimmehmern ern gefäie t, al6 Haufirhandel *2 
—X ein — — Saufichanbel mit Eotterie:Roofen, wie der aufch er 
elben nicht geftettet. 

@s if daher, wo eine Ueberichteitung der in der eben: igefügten © 

yeltenen —— bekannt wird, erſtere zur Kenumiß der Deu «Bei 


er bri 620 5 d 3 a ce welcher — * — 4 7 
Der. hinaus wirfli au m 
—S— fen... . 






















Anl. a. a a 
Da nad der Anzeige bes Brafitü ber Reg. gu Breslau in dem 
ein verberbliches Hauſtren ber — Kollefteure mit Lecſen 


fe 
K. Gen: »Rotterie:Diveltim,, den $. 9. —— v. W. Dee. IMä,. 
wonach kein —— — weder ſelbſt 77 ix feinen | 
hauſern und auberm "öffentlichen Orten, ned, im hauen 
Looſe zum Werfauf: anbieten, ober durch Mubere eiwe % feinem Die 
Leute ansbieten, oder hauftrend herumtragen laffen, und 
noch weit weniger —e feines Wohnortes beizeiben darf, 
den Letterie-Winnchmern im Breslauer Reg. eꝛirte zur oenar | 
Inmerung a bringen. - 
ben 30. Ming. 1838. a BE 
Chef des Pr rk 
v. Alvensleben. - * 
(9. XIX. 824. — 3. 169.) 


B. Dagegen ift für andere Begenftände De Seflattung ! 
handels mit denfelben ausdrücklich unterfagt worben. Zr | 


1) Für den Hauflchandel mit Tapeten, wogegen ben den . 
ba6 Aufſuchen unbeftelllter Arbeit nad $ zei: 
werden darf. . 


M. der 8. Pin. des I. für H. u. G. F RBucmann) 
(Maaßen) v. 24. Oft. 1830 an die K. Reg. in T 

Die allgemeine Aeußerung der K. Reg. in Ihrem — v. 6. J 
Haufirhandel mit Tapeten in mancher Hinſicht als nüglich eradhtet y 
ige nicht, ums befondere, dem bortigen Reg.⸗Vez. eigenthümliche & 
ide: welche den fraglichen Haufirhandel ale Beduͤrfniß vedtfertigen. 

fönnen fich daher zur Geſtattung biefes Handels nad $. 16. be \ 

238. April 1824 auch nicht beftimmt finden. 
Es if aber nichts dagegem zu erinnern, wenn bie K. Meg. es an | 
nad $. 6. defielben ©. durch eine B, in Ihrem Anıtsblakte die 
Glaſern, Schornfleinfegern und überhaupt Mi Handwerkern bei wi 
es geftattet ift, auf den Grund einer polizeil, Legitimation im Umtfreife % 
oris unbeftellte Arbeit zu fuchen, 

(a. XIV. 832. — 4. W.) 


* 2) Gewerbeſcheine zum Hauſirhandel mit Betafge fin ni j 


- WR. der 8. Min. des J. (v. Schudinann) = b. X 
Sept. 1827 an die K. Reg. zu Breslau. 
Die unterz. Min. haben ſich, wie der * ‚auf Ihren Bericht 
hierdurch eröffnet wird, wegen ber barin ung worgeleghin € 
ob Gewerbeſchein⸗ zum — ã — mit ang ertheil⸗ werden 
dahin geeinigt, daß die Potaſche, da ſolche nicht durch die Hofe En 





1) Bergl. oben sub ce. a Fr 


Ben dem Gewerbe⸗Vetriebe im Umherzlehen. (Regul. $. 16.) 879 


derrch einen befonberen chemifhen Prozeß, nämlic durch Auslaugen ber 
Nisiren und Abdunften der Lauge gewonnen wird, die Zolltolle deshalb auch 
m Droguerie, Apotheker: und Yarbe-Wagren ausbrüdlid die Potafhe aufs 
ı den Gegenfländen zu rechnen fei, mit denen überhaupt nicht KHauflct wers 


f 

ı 8. Meg. bat daher fernerhin weder an Inländer nody Ausländer Gewerbes 
z dem gedachten Handel zu ertheilen. 

XI. 771. — 3. 112.) . 


Desgl. nicht zum Hauſirhandel mit Bier. 
der RK. Min. des H. (v. Bülcw) u. des I. u. d. P. (v. Schuck⸗ 
nn) v. 14. Mir; 1825 an die K. Meg. zu Brankfurt. 


KR. Meg. wird auf bie Anfrage v. 25. v. M. über die Anwendbarkeit bes 
tr. 1. des Haufir-Regul. auf den DBierverfauf, hierdurch zur Refolntion er: 
S den Landhewohnern ber Detailhanbel fo wenig mit Branntwein als mit 
f ben Wohlnmärkten aus polizeilichen Gründen zu geftatten if, fondern 
wur von den am Orte Eonzeffionirten Schäntern, ober ben Fabrikanten ber 
felbft, betrieben werden tarf. 

IX. 225. — 1. 155.) | 


‚ber K. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann) u. d. F. (v. Mot) 
3. San. 1827 an die 8. Reg. zu N. N. ' 
rh das Hanfir:Reg. v. 28. April Fr beflimmtere Grunbfähe über den Ger 
zieb im Umiherziehen geſetzlich feftgeftellt, und dieſen gemäß follen, nachbem 
ters. Min. d. In. bereits in der Berf. v. 14. März 1825 1) ausgeſprochen 
Bier zu Ten Bohenmarfts:Artileln nicht gehört, Gewerbefheine zum Handel 
e im Umpberziehen gar nicht ausgefertigt werben. 
an die K. Reg. daher in Ihrem an das Min. des J. erflatteten Ber. v. 
}. darauf anträgt, hiervon auf ben Grund des 8. 16 des Megul. abermals 
wen zu geftatten, und Eie zu ermäcdtigen, ben Bierfabrifanten Gewerbes 
mm Bertriebe ihres Kabrifats im Umherziehen eriheilen zu bürfen, fo fehlt 
an binlänglider Veranlaſſung. Was die K. Meg. dieferhalb in Ihrem 
rt, weiſet örtliche Berhältniffe und Bebürfniffe, aus benen ber gedachte 
e Erweiterung ber Haufir-Befugniſſe geftattet, nicht nad; denn die naͤm⸗ 
imde wuürben überall von den Inhabern der Brauereien mit bemfelben 
Bezug genommen werden fönnen; und fo wenig ihnen verwehrt werben 
Kunden das beflellte Bier zuzuführen, fo wenig läßt fi doch bie Noth⸗ 
zugeben, daß fie im Umherziehen aud) neue Kunden auffuchen, ober, die 
immiter zu bezeichnen, Bier im Umberziehen feil bieten müßten. 
Antrag der K. Reg. kann daher nur, wie hierdurch gefdieht, als nicht 
ng geeignet, zurückgewieſen werben. 
II. 225. — 1. 125.) 


derſelb. Min. v. 14. Behr. 1827 an die K. Reg. zu N. N. 


e ımterz. Min. Tönnen aus dem Ber. der K. Reg. v. 31. v. M., worin Sie 
Antrag wegen Seftattung des Hanfichandels mit Bier im dortigen 
wiederholt hat, feine Veranlafiung nehmen, von ber bieferhalb unterm 3, 
Eie erlafienen Berf. 2) abzugehen, Sie vielmehr nur daranf zurückweiſen, 
D Ihr angezeigten örtlichen und gewerblichen Verhaͤltniſſe, welche nach Ihrer 
B die Geflattung jenes Handels in dortiger Provinz wuͤnſchenswerth machen, 
gr weniger in ben übrigen Reg.⸗Bez. ebenfalls zu berückſichtigen fein würden. 
Gald fein Haufirhandel mit Bier weiter Statt findet, wird fi übrigens ber 
‘mit dieſem Getraͤnke in Ihrem Depart. ganz von felbft fo regulicen, wie 
m anderen Gegenden längit regulirt hat, daß ſich naͤmlich bie Sonfumienten 
Wer: Bedarf unmittelbar oder mittelbar durch Beftellung bei den Brauereis 
u verfhaffen. (A. XI. 226. — 1. 126.) 


L der 8. Pin. des I. u. d. P. (v. Room) u. d. F. (v. Alvens⸗ 
Ben) v. 31. Oft. 1838 an die K. Reg. zu Pofen. 
IF den Antrag ber K. Reg. in Ihrem Ber. v. 20, Aug. d. J., den Handel 












Bergl. oben sub, a. 
Berg. oben sub b.- 
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m rer ber Bennseiiienben puifiu] 


w Bier tm ale in dortiger Provinz allenfalls, inte We 
fe geladen —— au , 






















m der er Ron ein Mittel zur Verminderung es 
30 erhalten — if nicht durchgreiſend, Ya biefer Zweit Nur d 
Pr —*ð& janntem Getränk nicht erreicht werden würde. Die are 
„, um bie n gm Bra: Kanten e verdrängen, und zu bem 
en, Rt, dies dem in guter Dualität zu werfhaffent, 
ae En vu e Bier begehrt Eu da 
— mm ‚Herbfte, würde —5 bas an und fir fidh fen —* 
Era ee —88 hren in dem höheren era; 
ſchlecht werben, mithin felten in einem guten und. — 
Car — de — an au —— — is 
foldyen Bieres, wenn fie nicht vie bin 
aegriäredt würden, el für die Gefundheit, zumal im Gerbfie, 
daher bie Beförderung des Abfages in — er Hin 
Fr iulärfg, —F in fittenpoligeificher zweckbienlidh fein wird 
Der von ber K. Meg. vorgefchlagene Ausnweg aber, den Blevelufä 
— äfnlic dem Verkaufe des frifchen Fleifdhes — mie befonbers zum 
gen, und biejen Lebiglic in ber mächften Umgögenb ihres we 
—* a befier und fiherer zum Siele führend aus nicht ri 
fahr un Berberbens, ber das Biet im U im 
Kan eh Brei —X —* daß die Verkäufer, wenn — 
großer Quantität vorhandenes, aber 
ie vide ge Bier weggießen ober mit eigenem 
. zu — Sweden verwenden m: 
Dagegen wollen wir ben won ber K. Meg. — — 8 


ten haben wird, ba, unverborbencs & 

— — IL 996. Hr Pe F * 

4) Desgl. nicht zum Hauſtrhandel mit Effenzen zum Bei 
von Ungeziefer. 

MR. der K. Min. deö I. u. d. P. u. d. 8. v. 20, Juli 1841 

(Bin.®L. d. i. B. 1841 ©. 188. Nr. 288. |. zum $. 14. Nr, 5, Wil 
oben ©: 367.). 

5) Desgl. nicht zum Hauflrhandel mit Sledenreinigungs« 

"Berg 1. die DR der F. Min. des I. u. d. P. u. d. F. v. 
1838 u. v. 8. Febr. 1840. 

(&. zum $. 12. des Regul, sub A. 1. ad h., oben ©. 315.) 

6) Ueber das Verbot des Hauflrhandels mit Medikamentt 
Dlitäten jener au h, wel. Thl. VI. Bo. 3 des Werkes (Mevigi 
fen), 39. 1. ©. 


} 


E 

Dienftleiftungen und Schauftellungen im Umherzikl 
Die 58. 17. bis 19. des Regul. handeln von den Perfonen, 
Gewerbefcpeine zu Dienftleiftungen und Schauftellungen ii 
herziehen ertheilt werden dürfen. 


Zum $. 17. des Megulativs. 


A. AB ſolche Gewerbetreibende, welchen der Gewerbeſchein 
Teitungen im Umberziehen ſtets und überall ae 
führt der $. 17. des Megul. folgende auf: Schleifer, Io 
Slebmacher, Leinfaatfieber, Zopfbinder und 
Korbfleater und approbirte Kammerjäger. 


Som dem Gewerbes Betriebe im Umbergiehen. (egal. $. 17.) 38T 


Ad v.: Golzuhrmacher“. 


der R. Min. des I. u. d. P. u. d. F. v. 28. Sehr. 1839. Die 
ng des Holzuhrmacher⸗Gewerbes imlimderziehen ift auch Aus⸗ 
n zu geflalten. (S. zum $. 12. des Regul. oben S. 314.) 


Ad v.: „Topfbinder und Keffelflider”. 


der K. Min. des I. (Beuth) u. d. F. (Kuhlmeyer) v. 7. Aug. 1°29 
Die K. Meg. zu Koblenz. Befugniß der Keffelflider zum Gießen 
Umgießen ber Löffel. 


K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 9. v. M., den Betrieb des Keffelfider: 
betr., hierdurch eröffnet, daß ein Ginfprucd der Zinngießer, gegen den zu 
der Kefielflider beſtehenden Gebrauch, Löffel zu gießen oder umzugießen, 
ündet ift. 
fen genehmigen die unterz. Min., auf den Grund des $. 17. des Megul. 
il 1824, daß ben Kefjelflidern in den Gewerbefcheinen die gedachte Bes 
m Gießen und Umgießen der Löffel austrüdlich beigelegt werde. 
XIII. 616. — 3. 109.) 


der 8. Din. des 3. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn), des I. u. d. P. 
RNochow) u. d. 3. (v. Ulvendleben) v. 31. rn) 1837 an die &. 
J. zu Breslau und Liegnig. Ausländifche Topfbinder und Keſſel⸗ 
er find nur in entfprechender Anzahl zum Gewerbebetriebe zuzulaffen. 


den von ber K. Reg. nach dem Ber. v. 12. Nov. v. 3. (17. San. d. 3.) 
n Maaßregeln zur Beichränfung der Zahl der ausländifhen Topfbinder und 
rw, welche ihr Bewerbe im biefleitigen Staate im Umherziehen betreiben, 
für jebt fein Bewenden behalten. Im Allgemeinen wird jedoch der K. Reg. 
, gemacht, daß die ausländifchen Topfbinder und Kefielflider nur in einer 
irfniffe des Inlandes entfprechenden Anzahl zun umherziehenden Betriebe 
werbes zuzulaſſen find, und daß fein einzelner berfelben, audı bei nachge⸗ 
perjönliher Dualififation ein Recht bat, die Ertheilung des Gewerbeſcheins 
gen. (A. XXI. 233. — 1. 232.) 


derfelb. Min. v. 31. Dec. 1837 an tie K. Reg. der Provinzen 
bleften und Poſen, fo wie an diejenige zu Branffurt, desgl. abfchriftlich 
die K. Meg. zu Stettin. Im Stettiner Regierungdbezirke find auslän« 
he Topfbinder und Keffelflider nicht zugulaffen. 
den wiederholten Klagen der Reg. zu Stettin, über das Eindringen aus: 
 namentlic flavonifcher Topfbinder und Keffelflidter in deren mit Gewerbe: 
u dieſer Art ſchon überfüllten Verwaltungsbezirk, zur Gefährdung der öffent: 
icherheit, wird bie K. Neg. veranlaßt, das Erforderliche anzuordnen, daß die 
pe gedachten ausländifhen Gewerbetreibenden nicht zu einer Wanderung in 
h den Meg.⸗Bezirk Stettin vifirt, und legtere fhon vor Aushändigung bes 
»a bewilligten Haufirgewerbeiheins darauf aufmerffam gemacht werden, daß 
nen Falls auf den mehrerwähnten Meg. Bezirk Ausdehnung erhalten dürfe. 
XXI. 1082. — 4. 196.) . 


der K. Win. d. 8. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Br. v. Arnim) 
28. Aug. 1843 an die K. Meg. zu Erfurt. Die Ausdehnung der 
merbefcheine der Topfbinder auf andere Regierungsbezirke Larf nur 
in verfagt werden, wenn ficherheitöpolizeiliche Nüdfichten bies 
‚rdern. 
fbinder gehören nicht zu ben im $. 18. des Haufir-Regul. v. 28. April 
sähnten Gewerbetreibenden, denen der Gewerbefhein nur unter beftimmten 
sungen ertheilt werben foll, fondern zu den im 6. 17. aufgeführten, benen 
wbeichein überall zu eriheilen ift. Deshalb und mit Nüdficht auf die im 
28. Mai 1830 1) (A. S. 413.) entwidelten Grundfäge läßt fidy die von 
teg. Beabfichtigte Maaßregel, die von fchlefiihen Reg. ungarischen Topfbin- 
ı Betriebe ihres Gewerbes eriheilten Gewerbeſcheine fünftig auf den bortigen 





ergl. das 6, A, u, 28, Mai 1830 zum $. 21. bes Regul., |. unten, 


I 


n 


2ER. Bra Wen WBerhältniffen ber Gewtrbeireitennen yunııd 


Regierungsbezirk nicht anezubehnen, wie Ihr auf dın Ber. y. 21.9... ı 

t rech 2* Die K. Reg. wird daher angewieſen, ben gebadhten 
bertben die Ausdehnung ihres Gewerbeſcheins auf ben gen Vejiel 
nicht im verfagen, es ſei denn, daß befonbere Mcherheitss poligeifiche Wi 


en. . 
(Min. DI. d. i. B. 1843 ©. 246. Nr. 327.) 


g) R. der K. Min. d. F. (Kühne) u, d. I. (v. Manteuffel) v 
1845 an die K. Meg. zu N.  Ausländifhe Zopfbinder und 
find zum @ewerbebetriebe im Umherziehen im Inlande 
fchräntter Zahl und nach firenger Prüfung auzulaffen. 
Die K. eg. zu N, Kat zur Sprache gebracht, daß bei derſelben i 

fes Jahres 57 Topfbinder, Keffelflider und Drahtflechter ans Slavonie 
Gewerbeſcheinen der K. Meg. zu N. N. verfehen gewefen, bie Ausde 


Gewerbeſqcheine auf den — gedachten) Reg. Ben N. beantragt ha 
u 


6 iR nicht anzuerkennen, daß dee Gewerbebetrieb biefer Auslär 
mentlih auf dem platten’ Lande -jeßt Überhaupt und weniger noch bi 
einer fo großen Anzahl von Leuten zu dieſem Gewerbe irgend als e 
anzufehen fei. Denn bas Topfbinden fommt bei ber gegenwärtigen Wi 
irdenen Geſchirres und dem vermehrten Gebrauche eiſerner Kochgeſchi— 
ſelten vor und kann gewiß durch bie vorhandenen Inlaͤnder ausreichend 
ben. Der Berbienft jener in fo großer Zahl im Lande erziehenden 
Topfbinder IR demnach notoriſch gering, daß fie vun demſelben neber 


— 58 unmoglich beſtehen koͤnnen, und gezwungen find, zu unerlaubt 


laͤſtigen und nachtheiligen Mitteln ihre Zuflucht zu nehmen. 
eb daher angemwiefen, für bie golpe vor Ertheilnng von Bewe: 
gedachten Art die 68. 11, 1. und 12: des Haufle-Begul. v. 28 


in Ainwendung zu gen, und numentlih auslandiſche Te 
e 


cker nur in „gen geringet Anzahl zum Betriebe ihres Gewerbe: 

stehen in ben bieffeitigen Staaten zuzulaflen, auch mit Kückficht auf bie 

des 5. 18. 1. c. den gebachten Sewerbetreibenben Begleiter zum 3 

Baaren nur unter der Vorausſetzung zu bewilligen, daß eine ſolche 

wegen des Bewerbeumfanges oder wegen der Berfönlichkeit der einzeln 

treibenden wirklich nothwendig und unbedenklich erſcheinen follte. 
(Min, BI. 1845 S. 320, Nr. 363.) 


3) Ad. v.: „approbirte Biehfaftrirer". 


In Betreff der Ertheilung von Gewerbefcheinen zum Umh 
ausländifche Viehkaſtrirer find ergangen: 


a) R. der 8. Din. des I. (v. Echudmann) u. d. F. (v. Mop) 
1828 an die 8. Reg. zu Königäberg. Der Haufir-Bewerl 
ausländifchen Viehkaſtrirer. 

Aus dem Ber. der K. Reg. v. 27. Febr. d. J., betr. den Hauflr:& 

der auslaͤndiſchen Viehkaſtrirer, ift erfehen worben, baß die Deutung bi 

. 12. bes Regul. v. 28. April 1824 „außerdem aber nur” ber Geg 

einungs⸗Verſchiedenheit im Reg. Rollegio über dieſe Angelegenheit g 
Menn nun die K. Reg. auf eine diesfällige Entfcheidung angetr: 

wird bexsfelben eröffnet, wie bie Beſtimmung jener Worte dahin geht, 
ben gleih darauf erwähnten Behingungen, Ausländern aud 
ale den in den 66. 17. bis 19. des Regul. erwähnten Gewerben, & 
ertheilt werden dürfen 1). 

Urbrigens ift aber diefer Umftand für die Entfheibung der Haup 
Itig, denn fo wie nad $. 11. des Regul. ſelbſt bei Inländern"dem 
eg. überlaffen if, welchen Berfonen fie ben Gewerbebetrieb im Uml 

Ratten wollen, fo ift es auch nadı den Worten des $. 12. ganz unbe 
nur Schranken für die Befugniſſe ber Reg. feſtgeſtellt, und fie keine 
pflichtet werben follten, ben Ausländern Gewerbeſcheine erthei⸗ 
aber ſpricht der 6. 17. des Regul. ausdruͤcklich von „approbirten“ £ 


1) Bergl. hierüber and die Erlaut. zum 8. 12. des Blegul, ad 


kom bemm Gewerbe-Betriebe im Umberzichen. (Kegul. $. 17.) 388 


beint ber 8. Beg. ganz enigangen zu fein, baß die auslänbifhen Vieh⸗ 
khwerlich in dem Beſit einer inländifchen Approbation ſich befinden bürften. 
XIL 541. — 2. 153) - 


ver 8. Min. des 3. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn), des I. u. b. P. 
Rochom) u. d. F. (v. Alvendleben) v. 27. März 1837 an die 8. 
r zu Danzig. Ä 
u tie K. Reg. den Ausländern N. N. früher nicht eher Gewerbeſcheine zum 
t Bat ausfertigen wollen, als wenn diejelben zuvor ihren Wohnſitz im Aus⸗ 
gegeben und fid, im biefleitigen Gebiete niebergelaflen hätten, fo fcheint bie 
überfehen zu haben, daß fie nach $. 12. und 6. 17. des Hauflr -BRegul. 
wil 1524 auch Ausländern, die biefleits approbirt worden, ben gebachten 
eirieb ohne Anfrage bei den Miniſterien geftatten darf. 

XxlI. 533. 230 


Den Miniſterien if vorbehalten worden, die Bewilligung von - 

kheinen zu Dienftleiftungen und Schauftellungen im Umherziehen 
andere, als die im $. 17. namentlich aufgeführten Gewerbetreiben⸗ 
udehnen, wenn darauf Seitens der Regierungen in Bällen ange 
id, wo örtliche Verhältniffe und Beduͤrfniſſe Died erforderlich oder 
gwerth machen. | 


» DBermöge biefer ben Dinifterien beigelegten Befugniß haben dies 
x einige Gewerbe den Regierungen die Ermächtigung ertheilt, Bes 
ine zum Gewerbebetrieb im Umherziehen zu bewilligen. 


VDewerbeſcheine zum Stimmen und Audbeffern mufitali- 
nfrumente im Umberziehen bürfen ertheilt werben. 


Ber 8. Min. d. 8. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Er. 9. Arnim) 
kov. 1842 an die-R. Reg. zu Stettin. 

Bezug auf ben $. 17. des Haufir-Regul. v. 28. April 1824 geriehmigen 
Wie K. Peg. dem Inftrumentenmadher F. zu Stargard den nad bem Se. 
vd. 3. erbetenen SGewerbefhein zum Stimmen und Ausbeſſern muflfalis 
Irumiente im Umherzichen gegen Entrichtung ber Steuer von 12 Rihlrn. 


| anderen zum Gewerbebetriebe im Umherziehen geeigneten Perfonen können 
e zu ber bezeichneten Verrichtung ohne befondere dieffeitige Genehmi⸗ 
werben. 
81. d. i. 8. 1842 ©. 407. Nr. 566., Gentralbl. d. Fin. Min. 1843 
13.) 


Desgleichen zum Berfertigen von Lichtbildern (Daguerro« 
und zum Saufirbandel damit. 


derſelb. Min. v. 13. Mai 1845 an die K. Meg. zu Breslau. 
Berfertigen son Lihtbildern (Daguerrotypen) ift nicht für bie 
} einer Kunf, fonbern für eine mechaniſche Thätigkeit, und fofern es gegen 
hieht, für einen Sewerbebetrieb zu achten. Der letztere unterliegt, fo 
; Wiege des fichenden Verkehrs flattfindet, dev Gewerbeſteuer nicht. Wer 
wzichen will, um Lichtbilder gegen Entgeld zu verfertigen, bedarf hierzu 
zerbeſcheins. Gin folher kann bei dem Vorhandenſein der fonft in polizei; 
kegung vorgeicriebenen Grfordernifie, von der K. Reg. ohne befondere dieſ⸗ 
igung und zwar zum Steuerfat von 12 Rihlrn. ertheilt werben. Dafs 
son dem Hauflchandel mit Lichtbildern. 
1. BL d. i. V. 1845 ©. 135. Nr. 165.) 


» Dagegen iſt bezügli anderer Gattungen von Gewerbetreiben- 
ſche Dienfleitungen im Umperziehen anbieten, bie Ertheilung von 
keinen unterfagt worben. 


Eriheilen von Unterricht im Schneidern und in weib« 
aubazbrissen im Umbersichen. 


u ou den Berhältntffen ber Seren om en 


MR. ber K. Min. des 3. N 7 v 8. (HM 
m a Fe 
Die 8. Big. a, dt unterm 30. Juni 1827 dem Schuether N. NÖHER 
it, erwaltunges Beyirfe Unterricht im Sufcmeintn v 

ben und —8 dem dabel vorkommenden Zeichnen zu geben, ‚ 
Da — das Schneibern feine Kuuft, ſondern ein Handivert Ü 






















terricht darin lei e Ausübung d wdwerto nicht 
fo darf fer Ei ei 7 — el 
. Bar vie ER An ea — ‚beobachteten Berfahreng 


— 583 8. (0. Mac) u. Bl 
1839 an die K. Reg. zu Sranffurt 1 ): 
Der 8. Reg. wird auf ben Ber. v. 14. Aug. d. 3. erinlebert, DR 

tiggten in weibligen Handarbeiten, im Mafcheir feiner. at, Ai, 

ge@ von Blumen aus Bife — und Gewiiezei u q 

gehört, zu denen die X. —X dief tige Sen 

Haufle s Megul. v. 28, April 1824 Gewerbefcheine Fer] 
eingereichte Gewerbeſchein hätte daher von ber M. Mrg. in 

—* en en Umberziehens zum Unterrichten im 
@s if um fo weniger Anlaß vorhanden, die K. Neg. allgemein Br 
5 Benabefteine, U Dem Borbe / jenem — zu ertbeilen, ale 
at ul m erwe ten il, 
a EC TE Fee . 


2) Zum Betriebe des Betfigierfieher- Gewerbes im u 


"SIR. der K. Min. des I. für Gew.-Ang. (v. Brenn), * 
(v. Room) u. d. F. (v. Alvensleben) v. 30. April 1835 
Meg. zu Stettin. 
Die unter. Min. eröffnen ber K. Reg. auf Ihre in bem Ber. v. 

enthaltene, — eine Seſchwerde des dortigen Graveurs N., wegen 

trädtigemg durch ben Graveur und Mevailleur N. aus N, veranlafte M 

‚bas Betfchlerftehen nicht als eine Runft, jondern als ein Handwert 

obfhon e6 eine Geübtheit in ber Bildenden Kunft des Zeichnens erforde 

bei De ee deren Handwerkern, als Tijchlern, Bronzeuren und berg 


‚Hiernad) muß daſſelbe auch für gewerheſteuerpflichtig gehalten wen 

es felbftfländig mit mehr ale einem Gehülfen und einem Lehrling, oder 

aber auf den Kauf, betrieben wird. 
Das Gewerbe gehört ferner nicht zu denen, welche nad) dem Megul. 

1924 im Umperjiehen betrieben werben dürfen; insbefonbere hat der * 

allegixte % 8. deflelben offenbar Fälle ganz anderer Art var Mugen. 
(@. XIX. 482. — 2. 124.) 


b) R. np Min. des I. u. d. P. (v. Room) u. d. F. 
leben) v. 28. Febr. 1839 an den Pettſchaftſtecher N, N, und 
lich an die K. Reg. zu Merjeburg. 
Das Gewerbe eines Pettſchaftoſtechers gehört nicht zu bemfenind, 

nad, dem Haufir⸗ Regul. v. 28. April 1924 "Senerbecheine - Aneih 
werbes im Umberziehen zu ertheilen find. Wenn Ihnen audı, wie Sie 
ſtellung v. 26. Jan. d. 3. behaupten, bazu früher ein Gewerbefchein er 
fo kann hieraus doch fein Grund entnommen werben, um eine 
— zu Ihren Gunften auch kuͤnftig nadzugeben. 
.(a. XXI. 225. — 1. 200.) 


3) Sum Betriebe von Kommiffions= und Gpebitiond: 
ten, forwie. zu dem. Gewerbe eined Mäflers, Agenten, 4 
Kommiffarius oder Auttidnators im Umperziegen. 





J) Eine gleichlautende Bei. iR nn x EINE 5 090000777 
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‚ber 8. Min. bed J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvensleben) 
30. Juni 1839 an die K. Meg. zu Magdeburg. 


f die Anfrage v. 24. Mai d. 3. erwiedern 'wir, daß unentgeldliche Legitima⸗ 
ine zum Betriebe von Kommiffionsgefchäften in ber zweimeiligen Umgegend 
bnorts bes Gewerbetreibenden nicht zu ertheilen find. 

nn auch Gewerbeſcheine zum Betriebe von dergl. Geſchäften im Umherziehen 
bisher auegefertigt find, jo verdienen doch dergl. Befchäfte, wie die K Meg. 
bt äußert, feine Beguͤnſtigung, und es iſt der Gewerbeſchein zum umher⸗ 
ı Betriebe derjelben in der Regel zu verfagen. 

XXIII. 450. - 2. 170.) 


berielb. Win. v. 31. Oft. 1839 an die K. Reg. zu Stettin, und 
fchrife an die K. Meg. zu Koͤelin 


nn aud; mitunter bisher Gemwerbejcheine zum umherziehenden Betriebe von 
ione- und Epeditions : Gefchäften ausgefertigt find, fo verdient doch ein 
zetrieb dieſer Geſchäfte, wie die K. Meg. mit Recht üußert, feine Begünſti⸗ 
iher Dieſelbe auf den Ber. v. 18. Sept. d. 3., nach welchem von der K. 
Köslin am 15. April d. J., für den N. ein Gewerbefchein zum umherziehenden 
on Speditions: und Kommiſſions-Geſchaͤften ausgefertigt if, veranlaßt wird, 
erbeicheine zum umberziehenden Betriebe von Speditions⸗ und Konımifflonss 
m in ber Megel zu verfagen. 

XXIII. 911. — 4. 140 


M. der K. Min. des I. u. der F. (v. Alvensleben) v. 6. Aug. 
4O an fämmil. 8. Reg., fowie an das K. Pol.Präſ. und Gew.⸗ 
teueranıt in Berlin. ' 


e R. Reg. wird veranlaßt, zum umherziehenden Betriebe des Gewerbes eines 

Kcnaire, Müllers, Agenten, Auftions:Rommiffarius oder Auftionators fortan 

ewerbefcheine zu ertheilen. 

Kin. BL 1840 ©. 316. Nr. 567., Gentralbl. des Fin.:Min. 1840 S. 349. 
) 


der K. Min. des I. u. d. g. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvend« 
) v. 31. Okt. 1840 an die K. Reg. zu Arnsberg. 


88 die Frage betrifft, ob Auktionatoren, welche für ihr Gewerbe in ihrem 
Be in der Gewerbeiteuer:Klafie B. beiteuert find, daffelbe auch außerhalb des 
wirt ihres Wohnerts Betreiben dürfen, ohme einen Gewerbefchein zu löſen, 
von ihnen im alle eines ſolchen Gewerbebetriebs die Steuer vom flehenten 
entrichten fei, fo müſſen die hierbei in Betracht kommenden polizeilichen 
eſteuerlichen Beſtimmungen getrennt werben. 

Kpolizeilicher Beziehung erſcheint es nicht angemefien, den gedachten Gewerbes 
Aberhaupt anderewo als im “WBolizeibezirke des Wohnorts des Nuftionators 
ten. weshalb auch durch das Cirk. v. 6. Aug. d. J. 1) angeordnet ift, bap 
Hon3-Kommifjarien fortan feine &ewerbefcheine ertheilt werden fellen. 
erſchieden von ter polizeilichen Bejugniß zum Gewerbebetriebe, ift aber bie 
htung zur Zahlung der Gewerbeſteuer, melde auf den Gewerbebeiriebe ruht, 
5 für einen ohne Befugniß ausgeibten Gewerbebetrieb entrichtet werten muß. 
berbefleuerlicher Beziehung: kommt es tarauf an, ob dag Gewerbe als ein 
chendes, oder als ein ſtehendes auegeübt ift, 3. B. ob der Gewerbetreibende 
ib des Bolizeibezirfs feines Wohnorts Geſchäfte geſucht, Dienfte angeboten, 
knfe und: fonitige Gefchäfte vorgenommen, oder vermittelt hat, oder ob von 
5 Semerbe nur in feinem Wohnerte und defien Polizeibezirk, oder außerhalb 
Bezirks, nur auf Beſtellung auegeübt if. Im eriten Falle würbe, abgefehen 
nach $. 26. des Haufir⸗Regul v. 28. April 1824 und nad) 8. 40. des 
eReuer:&. v. 30. Mai 1820 etwa verwirften Strafe, tie Gewerbeftener für 
swerbebetrieb im Umberziehen mit 12 Thlrn. bezahlt, im andern tie Eteuer 
Riafie B. für die Dauer des Betriebes, neben ber nad $. 39. lit. b. des ex: 
B Gefepes etwa verwirften Strafe, entrichtet werden müflen. 

Kin. BE. d. i. B. 1840 ©. 484. Nr. 830.) 










„Bergl. vorfiehend sub c. 
Lu ou 2 25 


386 Bon ben Verhaͤltniſſen ber Bewerbetreibenben zum Gtask. 


e) R. ber K. Min. ber F. (u. Alvensleben) u. bes I. (v. Nedu 

10. Aug. 1841 an die K. Reg. zu Minden. 

x. Solchen Berfonen, welhe in folge erhaltenen Auftrags, over U 
für eigene Rechnung Getreide umherziehend auflaufen, nicht aber den Abſchk 
Geichäften zwiichen anderen Berfonen als Dräfler, Agenten oder Kommiffienah 
mitteln wollen, fann die K. Reg. den Gewerbefhein zum Haufirhandel m 
teeide. Bei ſonſt vorichriftsmäßiger Befähigung, ertheilen. 

(Min. BL. d. i. B. 1841 S. 240. Nr. 385.) 


4) Der Betrieb von Wechſel-Geſchäften im Umberziehen if 
zu geftatten, auch darf mit Staats» und ®eldpapieren fein Hanſu 
betrieben werden. 

R. des K. Gen.⸗Dir. der Steuern (Kuhlmeyer) v. 28. Aug. 18 
bie 8. Reg. zu Potédam. Ä 

Staats: und andere Geldpapiere gehören nicht zu denjenigen Waaren 
der Handel im Umherziehen geitattet werden darf. Der Betrieb von Wedieh 
ten, in fofern darunter Geldwechſeln veritanden wird, if gleihfalle im Umh 
nicht erlaubt, fowie aud) andere Wechfelgefchäfte, wenn fie ben Gegenſtand ei 
ftändigen Gewerbes, 3. B. durch Aufkauf von Wechſeln zum Gewinn burd 
bilden, im Umberziehen nicht zu geftatten find; wogegen, wenn Kaufleute 
zum Zweck ihrer Handelsgefhäfte Wechfel ausitellen, akzeptiren, giriren x. 
laubt, und dazu ein Gewerbeſchein nicht erforderlich if. 

(A. XIX. 823. — 3. 168.) } 


Zum 8. 18. des Negulatins. 


A. Sefellfhaften von Mufifern des In- und Auslandet, 
unter einem Vorſteher, der für die übrigen haftet, aus menigftene 
verdächtigen , geſchickten Perſonen beitehen, ift bei obgebadyter 
Dunlififation und deren vorfchriftämäpiger Befcheinigung, der & 
nidyt zu verfügen. 


B. Einzelnen Mufifanten dagegen, Harfenfpielern, 
orgelipielern und Schaufaftenführern, desgl. Equilih 
Kunftreitern, Marionetten- und Buppenipielern, Taſche 
lern und folden Verfonen, die Kunſt- und Naturfeltenheit 
Schau auödftellen, ift der Gewerbefchein nur ausnahmswei 
beionderen, von ihrer Berfönlicyfeit hergenonmenen Gründen, und 
aufgegangener ftrenger Prüfung ibrer Nechtlichfeit und Sittlichkeit, 
aber nur in mäßiger Zahl und mit befonderer Auswahl, zu bemi 


Dazu: 


) K. O. v. 14. Oft. 1833 wegen ber Orängen der 
pflichtigfeit Der Mufifer )). 

Nach Ihrem Nntrage beitimme Ich, daß Mufifer, weldhe ihr Gewerbe 
bes Bezirks ihres Wohnerts, jedoch nit in einer Entfernung über zwei 
legterenı betreiben, bazın feines Gewerbeſcheins, fondern nur einer poligeili 
timation bedürfen, Diejenigen hingegen, weldye in einer größern Enif 
Mohnerte für Geld Muſik maden, auch dann, wenn fie dazu befonders 
ben, einen Gewerbeſchein zu töfen haben, in fofern nicht die im legten 
$. 18. tes Regul. v. 28. April 1824 gemachte Ausnahme Anwendung 
haben diefen Befehl durch die G. ©. aur öffentlichen Kenntniß zu bringen 

(8. ©. 1833 ©. 126., 2. XVII. 523. Nr. 151.) 


Mit Bezug bierauf find folgende Erläut. ergangen: 




















1) Durch diefe K. D. erledigen fih die den Gegenftand betr. Buhl: 

a) der K. Meg. au Potsdam v. 14. Nov. 1824 (ad $. 18. de 
(&. VII. 1157. — 4. 114.); 

b) der 8. Meg. zu Ovveln v. 30. Mai 1827 (A. XL 486. — % 

c) der K. Reg. zu Merieburg v. A.DEINN (AXUL 798. — 
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Min. des J., Pol.-Abth. (v. Meding) v. 28. Aug. 1839 an 
g. zu VBotödam. Die K. DO. v. 14. Oft. 1833 erfordert feine 
gitimationd« Attefte für ſolche Muflfer, die nur auf Be⸗ 
in Häufern aufmarten. 


re. 9. 20. d. M. über die Beſchwerde des N. v. 22. v. M, wegen 
olizeilihen Erlaubnißſcheins zum fleuerfreien Muſikmachen innerhalb 
Umgebung feines Wohnorts, wird der K. Reg. mit dem Bemerfen, 
ig diefer Erlaubnißfcheine fih nur auf den Gewerbebetrieb im Um: 
erhalb diefes Bezirks, nicht aber auf ſolche Muſiker bezieht, melde, 
gige Beftellung in Häufern bei Hochzeiten, Kindtauſen ıc. anf: 
weite Befcheidung des N. überlaffen, welcher nad) feiner Borflellung 
chen Gewerbebetrieb beichräntt. 

708. — 3. 170.) 


K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 17. Dec. 1839 
.K. Reg. und an das K. Pol.⸗Präſid. in Berlin. DBebörpe, 
polizeilichen Xegitimationen zum gewerbefteuerfreien Muſik⸗ 
ertheilen kompetent ift !). 
Ierh. 8. D. v. 14. Oft. 1833 bebürfen diejenigen Mufiker, welche 
ing von nicht mehr, als zwei Meilen von ihrem Wohnorte für Geld 
eines Gewerbefcheins, fondern nur einer polizeilichen Legitimation. 
fehung der Frage, welche Polizeibehörbe zur Ertheilung der Legiti- 
fit mic überall gleihmäßig verfahren worben ift, fo feße ich die⸗ 
ides : 

de Legitimation zum ſteuerfreien Muſikmachen innerhalb bes, in 
. bezeichneten Bezirks ift für Diejenigen Stäbte, in denen felbft- 
t der KommunalsBerwaltung verbundene Polizei-Verwaltung flatt: 
stadt = Polizeibehörde, in allen fonfligen Fällen von dem Landrathe 
; leptern Falle muß, wenn der zweimeilige Umfreis von dem Wohn: 
den betr. landräthl. Kreis überfchreitet, der Landrath des benach⸗ 
? Legitimation auf die betr., in feinem Kreife liegenden Orte aus: 


auch im erftern Falle durch den betr. Landrath für das plutte Land 
iſche Polizeibehörde bie Legitimation nur für ihren Bolizeibezirk er- 


. hat hiernach das Erforberlihe in Ihrem Amtsblatte befannt zu 


912. — 4. 142., Entralbl. d. F. Min. 1840 ©. 81. Nr. 6.) 


Min. des I. (Gr. v. Arnin) u. d. &. (Flottwell) v. 10. 
an die K. Meg. zu Breslau. Gemerbeicheinpflichtigfeit fol« 
er, welche ſich für Geld öffentlich hören Lauffen. 

. erwiedern wir auf den Ber. v. 19. Oft. d. J., daß bei der Be: 
Frage: ob Muſiker, welche für Geld fi hören laflen, eines Bewer: 
ı cder nicht? ven der in der K. O. v. 14. Lt. 1833 (G. ©. ©. 
Regel ausgegangen werden muß, nach welcher alle Muſiker, die 
oder in Sefellfchaft Anderer — in größerer, als zweimeiliger Ent⸗ 
m MWohnorte für Geld Muflt machen, dazu mit einemSewerbeſchein 
fen; während diejenigen Muſiker, welhe nur in ihrem Wohnorte, 
3 Bolizeibezirf, oder nur in der zweimeiligen Umgegend ihres Wohn⸗ 
ausüben, wie fle nach den beftehenden gewerkeftenerlihen Vorſchrif⸗ 
efteuer überhaupt nicht unterliegen, fo auch feines Gewerbeſcheins 
ihr Gewerbe als ftehenves, und nicht als ein im Umherziehen aus⸗ 
bien if. Eine Ausnahme von der, binfichtlic der Gewerbeicheins 
wflihtigfeit vorftehend bezeichneten Regel tritt, nad) der vorerwaͤhn⸗ 
nach dem $. 18. des Haufirregul, v. 28. April 1824, nur dann 


erlebigt fih das C. R. der K. Reg. zu Potsdam v. 6. März 
XVIII 524. — 2. 152.), wonad)' die Griheilung folder Legitima⸗ 
e niemals von den Drisbehörben, fondern ftets von ven Kreid⸗ 
egeßen folte, 
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1) bei den Aeiftungen ber Mufifer (wie bei denen ber fogenannten Birkue 

höheres Kunitinterefie Statt finder; wenn ferner . 

2) diefelken nur in größeren und mitileren Städten fih hören Taflen, und 
3) in eigends dazu eingerichteten Lofalen und 
4) gegen Gintri:tegeld. 

Fehlt es an Einer der zu 1. 2. 3. und 4. bezeichneten Bedingungen, ſo 
Sewerbeicheinpflichtigfeit ein. Die Gewerbefcheine können flete nur beim 
denfein aller derjenigen Erforderniſſe ertheilt werden, welde das obengebad 
firregul. vorfchreibt. (Min. Bl. d. i. V. 1844 ©. 313. Nr. 372.) 


d) R. der K. Min. d. F. (Flottwell) u. ded I. (v. Manteuffel 
Nov. 1845 an die K. Meg. zu Münſter. Auch der Berrieb t 
fifergewerbed innerhalb des zweimeiligen Umfreifes des W 
it nach den Grundſätzen des Hauſir⸗Regl. zu beurtheilen. 


Die K Reg. empfängt in ber Anl. (a.) Abfchrift des heute dem Sandra 
ertheilten Beicheides, den Betrieb des Vinfikergewerbes innerhalb des zwe 
Unnkreijes tes Wohnorts betr., zu Ihrer Nachricht. 


Anl. a. 


Der Betrieb des Mufifergemerbes außerhalb des Polizeibezirks, jedoch i 
des zweimieiligen Umkreiſes des Mohnortes des Gewerbetreibenden, fällt, w 
deifelbe nadı der K. D. v. 14. Oft. 1833 (©. ©. ©. 126.) gewerbeflem 
die Befugniß dazu nur von einer polizeilichen Griaubniß abhängig 'gemadt 
feiner Natur nad) unter den Begriff des Gewerbebetriebes im Unsherziehen. 
den taher auf denfelben die VBorjchriften des Haufirregul. v. 28. Aprif 1824, 
lidy was tie Frage über die Zulaſſung von Muflfern zum Betriebe ihres ( 
betrifft, die Beltimmungen des $ 18. 1. c. Anwendung. 

Die mit der Vorſtellung vom 13. v. M. eingereihte Verfügung der 
zu Dünfter v. 4. v. M. iſt daher wohl gerechtfertigt. 

Berlin, den 15. Nov. 1845. 

Der Finanzminiiter. Für den Minifter des Innern. 
Flottwell. v. Manteuffel. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845 S. 358. Nr. 413.) 


e) In Bezug auf die Militair⸗-Muſiker indbefondere find in dh 
ziehung ergangen: 


a) C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 26. April B 
fümmtl. 8. eg. | 
Die unterm 14. Oft. v. I. ergangene Allerh. Beſtimmung, 
daß Mufiker, welche ihr Gewerbe außerhalb dcs Polizeibezirks ihres Ei 
jededy nicht in einer Entfernung über zwei Meilen ven letzterm betreiit 
feines Gewerbeſcheines, ſondern nur einer polizeilichen Legitimatien 0 
hat nur den Zwed, das Herumziehen von Vagabunden, fo wie die Uchefl 
des Umfreifes von zwei Meilen ohne Gewerbeſchein zu verhüten, und zug 
polizeiliche Kontrole über dergl. Muſiker zu erleichtern, 
Da nun dieſer Zweck bei den Muſikern vom Militair ohne Zuziehm,g 
lizeibehoͤrde ihres Wohnortes eben fo gut erreicht werden kann, wenn di 
durch Urlaubepäfle oder andere fchriftliche Legitimationen ihrer vorgejeßten 
behörde ausweilen; fo ift von Ceiten des unterz. mit dem K. Kriegemin 
abredung getroffen worden, | 
tad Militair-:Mufifer, welche außerhalb des Pelizeibezirkes ihrer Gera 
doch in einer Entfernung nicht über zwei Meilen von berfelben, fr Gel 
macten, fi) bei Vermeidung der in 8. 30. des Regul. v. 28. April M 
gebrohten trafen, mit Urlaubepäflen oder dergl. Ausweifen ihrer veg 
Militairbehörde verfehen müflen, dagegen aber einer weiteren 
Legitimatien nicht bedürfen. 
Die 8. Reg. hat hiervon die betr. Unterbehörben zur Nachachtung in 
niß zu feßen. (A. XVIIL 525. — 2. 153.) Ä 


B) R. der K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. M 
ben) v. 3. Maͤrz 1839 an die K. Reg. zu Köln. 
Der K. Reg. eröffnen wir auf die in dern Ber, 9. M. Ran, v. I | 


> 
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Direltor ber Steuern gemadyte Anfrage, daß nur der Garniſonort, nicht ber 
wer KRantonnirung, im Sinne der 8. D. v. 14. Oft. 1833, als der Wohnort 
ätitaix: Muſikers anzufehen if, innerhalb deſſen zweimeiligen Umkreiſes derfelbe, 
nis einem Urlaubepaſſe oder dergleichen Ausweiſe feiner vorgeſetzten Militair⸗ 
e verſehen, ohne Gewerbeſchein, für Geld Muſik machen darf. 

I. XXIII. 224. — 1. 198) 


R. derſelben Pin. v. 9. Nov. 1841 an fümmil. K. Rez. fo wie 
n das K. Polizei⸗Präſid. und Gewerbeſteueraut in Berlin. 


arch die Darf. v. 26. April 1834 (9. ©. 525.) it auf Aulaß der K. O. v. 
k. 1833 beflimmt, dab Wkilitair- Mufifer, melde außerhalb des Polizeibezirks 
Barnifon, jedoch nicht in einer Gutjernung über zwei Meilen von derfelben, 
a Muſik machen, fid, bei Vermeidung der im 8 30. des Haufirregul. v. 28, 
1824 angedroheten Strafe mit Urlaubspäfien, cder dergl. Ausweiien ihrer vors 
8 Militairbehörde verjehen müflen, dagegen einer weitern polizeilichen Legiti⸗ 
nicht bedürfen. 
iefe. für Die Umgegend des Garnifonorts gegebene Beilimmung wird hierdurch 
Umgegend der Kantonnements: Duartiiere der Militair: Mufifer, im 
Andi mit dem Herrn Kriegemin., ausgedehnt. Als das Kantonnementss 
der Militair⸗Mufſiker ift derjenige Ort anzufehen, in weldyem der Stab des 
ats oder der Brigade, wozu die Muſiker gehören, fantonnirt. 
Rin. BL d. i. 8. 1841 ©. 298. Nr. 491., Gentralbl. d. Yin.: Min. 1841 
1. Rr. 118.) 


Im Allgemeinen ift der Orunbfag angenommen, daß die erleichtern: 
en Beſtimmungen der K. DO. v. 14. Oft. 1833 bezüglich der Ge = 
verbeicheinpflichkeit der umberziehenden Mufiter den Auslän« 
ern nicht zu Statten fommen. 

In dieſem Sinne fprechen fid, folgende R. aus: 


R. des 8. Een -St,Dir. (Kuhlmeyer) v. 8. Mai 1834 an die K. Meg. 

u Potsdam. 

» 2%. Die Frage, ob bie K. O. v. 14. Oft. 0.3. auch auf Ausländer Anwen: 
et, muß verneint werden, und es hätte die K. Meg. dus Geſuch des Mus 
Fürſtenberg im Meklenburgiſchen, aud ihm die Beitimmungen derfelben zu 
en zu laflen, um fo mehr gleich ablehnen follen, als Ausländern überhaupt 
eftatten it, zum Deufitmacdhen einzeln unıherzuziehen. 

VIII. 522. — 2. 1%.) 


der K. Min. des 9. für Gew.» Ang. (v. Brenn), des I. u. d. P. 
Rochen) u. d. F. (v. Ulvendleben) v. 4. Bebr. 1537 an die Mu⸗ 
N. N. zu Köln. 
gleich den Inländern die Befugniß, für Geld Muſik zu machen, nicht aus⸗ 
zufteht, vielmehr diefelbe aud) Nuslandern ertheilt werben kann, fo iſt doch, 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften das Interefle der infändiihen Muflfans 
weeichend geſichert. Gines Theils werden nämlich folhe Sntänder, welche nur 
MWohnorte, oder nur in einem Umkreiſe von 2 Meilen um denfelben, für 
Pr machen, zur Gewerbeſteuer nicht herangezogen, während auslänbifche 
zum Betriebe ihres Gewerbes in den dieſſeitigen Staaten ftets einen Ges 
Kein durch Berichtigung der gefeglichen Steuer einlöfen müflen; andern Theile 
\ einzelne Mufifer überall nur in mäßiger Zahl und mit befonderer Auswahl 
iebe ihres Gewerbes auf Grund eines Gewerbeſcheins zugelaffen werben, 
Weiche letztere Anordnung einer zu großen Konkurrenz vorgebeugt wird. ' 
ift fein Anlaß vorhanden, in der Beichränfung der Ausländer noch meiter 
oder diefelbe eitwa von dem Mufifmaden in ben biefleitigen Staaten ganz 
ießen. (A. XXI. 230. — 1. 229.) 


In Folge der Zollvereinigung ift indeß, unter Vorausſetzung ber 
Iprozität, eine Ausnahme hiervon in Betreff der Diufifer aus den 
pereinten Staaten gemacht worden. 

Bieräber dißponiren folgende R.: 

R. ver 8. Min. ds 3. für Sem. Ung. (0. Brenn), bet 3. u, d. Dr 
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(v. Rochow) u. d. F. (v. Alvensleben) v. 29. März 1837 an 

Meg. zu Trier. 

Die Din. haben, unter der Voransfegung, daß bieffeitigen DMufllern if 
bayern gleiche Befugniſſe eingeräumt werben, auf den Ber. der X. Neg. v. M 
d. 3, im Verfolg der C.-V. v. 2. Sept. 1834 1) (A. &. 830.) und wit RR 
auf die K. O. v. 14 Dft. 1833 (©. ©. ©. 126.), nachzugeben beicdleffen: 

das Mufifer aus Mheinbanern, ohne Gewerbefchein, und ohne Steuern 

bles auf Grund einer polizeiliben Legitimation, im bieffeitigen @ebiele 

halb tee jweimeiligen Umkreiſes ihres ausländifchen Wohnortes, ihr G 

ausüben. 

Die Legitimation hat diejenige biefleitige Kreis : Polizeibehörbe, in beren 
das Gewerbe ausgeübt werten foll, in ähnlider Art, wie in ben, 6.4 bes & 
regul. v. 28. April 1824 bezeichneten Fällen, zu ertheilen, und dieſe @rtheilung 
In jeden einzelnen Kalle nur dann erfolgen, wenn dies nach der im 6. 18, 
gul hinfichtlich einzelner umherziehender Muflfanten gegebenen allgemeinen Reg 
Iifig eiſcheint; aud muß jede Legitimation den Bezirk ihrer Gültigkeit, den 
nad, genau bezeichnen. 

Der K. Reg, welcher es obliegt, Sich zuvor zu überzeugen, daß jenfe 
verheißene Rezipre:ität zur Aueführung fommt, wird demnädft die weitere 
wortung des Schreibens der K. Bayerſchen Reg. zu Speyer und die Auweiful 
beir. Unterbehörden überlajien. (9. XXI 231. — 1. 230) 


6) A. ver K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. (v. A 
ben) v. 31. Oft. 1838 an die K. Meg. zu Koblenz. 


Bei den von der K. Reg. unterm 12. Sept. d. I. angezeigten Umfän 
nachgegeben, daß denjenigen Naſſauiſchen Untertbanen, weldye nad ven dieſſch 
ftchenden Beſtimmungen, insbefontere nach den $$. 12. und 18. des Megul 
April 1524 über den Gewerbebetrieb im Umherziehen fid) als im polizeiliche 
bung gehörig qualifizirt ausweifen, innerhalb des zweimeiligen Umfreites ibred 
landifchen MWohnerte, durch eine von der diefleitigen Kreis: Bolizeibehörde, ie 
Berirk fie umherziehen wollen, jtenerfrei zu ertheilente Regitimation, das Wuſit 
im Umherziehen geitattet were. Die K. Reg. hat die betr Kreis: Rolizeibel 
demgemäß mit der nötbigen Anweiſung zu verjehen, wird aber darauf Bedach 
men, daß, der Beſtimmung in dem aflegirten €. 18. gemäß, die Zahl der u 
henden Muſiker nicht unverhältnißmäßig anwachſe. 

Tas vorſtehende Zugeſtändniß iſt durch die gleiche Behandlung tieffeitige 
terthanen im Herzogthum Naſſau bedingt. Sollte die K. Reg. eine ungleit 
handlung dieſſeitiger Unterthanen im jenſeitigen Gebiete wahrnehmen, fo iR 
hierher Anzeige zu machen. (N. XXI. 1005. — 4. 148.) ‚ 


y) NR. derfelben Min. v. 31. Dec. 1841 an die K. Meg. zu Erfurt. | 


Auf den Ber. v. 17. Nor. d. %., die von Kurheſſiſchen Mufifern für ihre 
werbebetrieb im dieſſeitigen Gebiete zu entrichtende Gewerbefteuer betr., wird WE 
Meg. Folgendes eröffnet. | 

Nach dem Art. 18. der Zollvereind: Verträge vom Jahre 1833 hat fein I 
than eines Zoflvereins - Etaates ein beitimmtes Nedyt auf die Zulafiung zum 
werbeberriebe im Umherziehen im biefjeitigen (Sebiete, fondern nur im Fallt 
Zulaſſung einen Anſpruch auf gleihe Behandlung in Betreff der für das G 
zu erlegenden Abgabe mit ten eigenen Unterthanen. Nach dem Hauflrregul. 
April 1824 88. 12. und 18. fönnen ferner tie K. Reg. an einzelne Andlandee 
auc an Gejellihaften von Ausländern, ohne beſondere Genehmigung der unten. 
Gewerbeſcheine zum Diufilmadıen im Umberzieben ertheilen. Die Eteuer für 
fifer, welche einzeln umherziehen, beträgt fir Inländer, wie fir Ausländer, 13 
jur die Perſon. für Gefellidaften aber fan bie im 6.2. des Haufirregul. p.41 
1836 nadıgelafiene Grmäßigung bei vereinsländijchen Unterthanen, wie bei tan l 
nen, einweten. Gin beitimmtes Recht anf Erlangung eines Gewerbefceine Mi 
weder bie eigenen, noch die vereinsländiidyen Unterthanen. Nach dem Vorb 
wird tie K. Meg. fih fünftig achten. 

Die Verftattung vereinsländifcher Muftfer zum Betriebe ihres Gewerbes 
halb des zum dieffeitigen Gebiete gehörigen Theiles der zweimeiligen Um 






















1) Bergl. das 6. R. v. 3 Sept. 1834 zum 12. ns Requl. (Ober 6.9 


Bon dem Gewerbe-Beiriebe im Umherzlehen. (Regul. F. 18.) 391 


ihres ausländifhen Wohnorts, zu welhem Gewerbebetriebe diefelben nach der 
». 14. Dft. 1833 keines Gewerbeſcheins, fondern nur einer polizeiliben Er⸗ 
b bedürfen würden, iſt nur dann zuläffig, wenn in dem betr. Vereinsftaate 
feitigen Unterthanen eine gleiche Beguͤnſtigung zu Theil wird, und dieſe für 
ih erfheint. In diefem Falle iſt von den vereinsländifchen Unterthanen für 
ufitmadyen blos innerhalb der zweimeiligen Umgegend eben fo wenig eine 
zu erheben, als von ben eigenen Unterthanen. 

Rn. Bl. d. i. V. 1841 ©. 346. Nr. 562.) 


) Sowohl den Muſiker⸗Geſellſchaften, als auch den einzeln 
rziehenden, im 8. 18. des Regul. genannten Gemerbetreibenten, ift 
[aubniß zum Gewerbebeiriebe flet8 nur ausnabmömeife, in nä= 
Zahlundnahvorgängigerforgfältiger Brüfung zuertheilen. 


n dieſem Sinne fprecyen fidy nachſtehende R. aus: 


MR ver 8 Din. d. F. (Maaßen), des I. u. d. P. (v. Rochow) u. 
8 3. für G.Ang. (v. Brenn) v. 26. Aug. 1834 an fännulidye R. 
eg. Die Befugniß der Regierungen, den zu Kunflleiftungen und 
wsltellungen fonzeillonirten Perſonen die Erlaubniß für ihre Regie⸗ 
mg&bezirfe zw verfagen, ift unbeſchränkt. 

7 K. Reg. erwiedern wir auf ven Ber. v. 11 Sunic, daß beim Grlafle des 
6. Sert. 1832 1), es nicht die Abticht gewefen iſt, noch bat fein fönnen, 
die Bertimmungen bes $. 18. im Regul. v. 28. April 1824, wonach den 
enannten Gewerbetreibenven ter Zutritt immer nur in mäßiger Zahl und mit 
er Auswahl zu geftutten ift, unwirkiam zu machen. 

I bleibt daher dem pflihtmäßigen Ermeſſen der K. Meg. überlaflen, Gewerbe: 
en, welche in bie Kathegorie der im $. 18. 1. c genannten gehören, die Er⸗ 
zu ertheilen, oder zu verfagen. (A. XVII 839. — 3. 136.) 


„ derfelben Min. v. 17. Juni 1836 an das K. Reg.⸗Präſtid. zu Min- 
m. Berpflichtung der Regierungen zur ftrengen Prüfung bei Eriheis 
ıng der Gewerbeſcheine an einzelne Diujifanten ac. 


te unterz. Diin. nehmen aus den in dem Verw.-Ber v. Neg.:Bezirfe Minden 
3. 1835 ad Il. „Sewerbe:Polizei” geänderten Wunjche, wegen Beſchraͤnkung 
nzeitionen zum Mufitmachen im Uniherziehen, hiermit Veranlaſſung, das K. 
käftd. darauf aufmerkfam zu machen, daß der 6. 18. des Regul. v. 28. April 
mwerrücklic, beitimmt hat: 

Inzeinen Wuflfanten ac. folle ver Gewerbefhein nır ausnahmsweife, 
# beienderen, von ihrer Berfönlichkeit hergenemmenen Gründen, und nad) 
sangegangener firenger Prüfung ihrer Rechilichkeit und Sittlichkeit, alle: 
al aber nur in mäßiger Zahl und mit befonderer Auswahl ertheilt 


nten. 

Eeitens der Reg. diefe Vorfchrift fireng und gewiltenhaft zur Ausführung 
k wird, fo ift in der That nicht abzufchen, wie die Zuhl einzelner herumzie⸗ 
Diufifanten fidy über die Gebühr vermehren, und erhebliche Nachtheile für tie 
keit aus der Feſtſetzung der C.⸗Verf. v. 15. Febr. 1833 2) fellten hervorge: 
unen. Da jene Vorfchrift indeß nicht ſtreng genug beobachtet zu werden 
fo hat das K. Reg. Bräftd. die Neg. darauf aufmerkjam zu machen, und ſie 
zu veranlaflen, dielenigen Meg. namhaft zu madıen, von denen die fragli- 
mfixfcheine in übermäßiger Anzahl ausgeitellt werben, 

. AX. 417. — 3. 141.) 





Bergl. das C. R. v. 6. Sept. 1832 (betr. das Verfahren bei Berfagung ber 
Ausdehnung der Sewerbefcheine auf andere Reg. Bezirke) zum $. 21. des Regul. 
Beral. das C. R. v. 15. Febr. 1833 in den A. XVII. 203. Daſſelbe 
beftimmt am Schluß, daß auf die in den 88. 18. u. 19. des Meguf ger 
nannten ©ewerberreibenden die Beichränfung bes Alters von 30 Jahren 
($. 11. Nr. 5. des Regul.) Feine Anwendung finde Vergl. diefen Theil 
des R. unten sub 7. ad a. Der übrige Inhalt des R. ift in das C. R. 
v. 17. April 1839 (|. zum $. 11, Nr. 5. des Regul., oben S. 308.) nis 
genommen worden, 
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c) C. R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (n % 
leben) v. 14. Nov. 1838 an fänımtl. K. Reg. Strenge Brä 
Bewilligung von Gewerbeicheinen an die im $. 18. des Regul. 
neten Gewerbetreibenden. 


Da Befdiwerben darüber geführt worben find, daß einzelne Muſikanten, 
orgelfpieler und andere im $. 18. des Haufirregul, v. 28. April 1824 beuk 
Gewerbetreibende in bebeutender Zahl unıherziehen, und das Publikum durch 
fommene Leitungen, Zudringlichfeit und Betteln belältigen: fo wird ber RM 
Beſtimmung tes erwähnten ©. 18. zur genanen Beachtung in Erinnerung gef 
nad welder ten gedachten Gewerbetreibenden ber Gewerbeſchein nur ausnak 
aus befondern von ihrer Perſoͤnlichkeit hergenommenen Gründen, und nad 
gegangener ſtrenger Prüfung ihrer Mechtlichkeit und Zittlichfeit, allemal aber | 
mäßiger Zahl und mit befonderer Auswahl zu bewilligen ift. 

Auch über Sefellihaften von Muſikanten find ähnliche Beſchwerden ei 
weshalb die X. Meg. mit Hinweifung auf die $$. 18. und 11. Nr. 1,29 
bes erwähnten Regul. aufgefordert wird, vor Ertheilung des Gewerbeſcheins 
Geſellſchaften die vollzeilihe Qualifikation des Vorftehers und der Mitglieie; 
forgfültigen Prüfung zu unterwerfen, und Sid von deren Geſchicklichkeit U 
aung zu verfchaffen, auch darauf Bedacht zu nehmen, daß nicht eine übe 
Zahl von dergleihhen Gefellfhaften zum Umbherziehen in Ihrem Bezirke 
werde. 

Zugleich wird daranf aufmerkjan gemacht, daß, wie fhon durch die Bafi 
Aug. 19834 1) (A. S. 839.) ausgefprochen worden, die Ausbehnung der 
K. Reg. an die im $. 18. a. a. D. genannten Gewerbetreibenden ertheilten 
befcheine auf den Bezirf einer anderen K. Neg, von bem pflihtmäßigen © 
ber legtern abhängt, und daß, ba, wie in dem R. v. 10. März d. J. = & 
rung gebracht worden, der Haufichandel mit Drudiachen überhaupt verboten @ 
feiner der in Rede ftehenden Gewerbeireibenden fortan Lieder, Grzählungen 
fige Drudjahen zum Berkfaufe mit fi führen darf. 

Endlich wird, wenn gleich es bei der Beltimmung v. 15. Febr. 183 
©. 203.) fein Bewenden behält, nach welder zum Betriebe der im $. 18 a 
genannten Gewerbe das 3Ojährige Lebensalter nicht erforderlich iſt, der 
empfohlen, fofern nicht ganz bejondere Umſtände, 3. B. das Verhältniß zu 
herren, dafür fprechen, Perfonen unter 17 Jahren überhaupt nicht, und Perſone 
20 Jahren nur ausnahmsweiſe aus bejonteren Srünten, jeden Falls aber, 
Glieder einer Gefellihaft, zur Ausübung des Muftfergewerbes im Uniheri 
verjtatten. | 

(A. XXH. 1003. — 4. 147., Centralbl. des Fin.: Min. 1839 S. 189 


d) © R. derfelben Dein. v. 14. Juni 1839 an fümmtl. K. Reg, 
an das K. Pol.⸗Praͤſid. in Berlin. Deffelben Inhalte. 


Da der Gewerbebetrieb einzelner umherziehender Muftfanten, Harfen⸗ ı 4 
orgelfwieler ıc. in der Megel mehr cder weniger in eine Bettelei auısartet, U 
Belaftigung des Publifuns gereicht, jo iſt es Pilicht der Behörden, das legiert 
durch unbedingte und ftrenge Anwendung ter tiesfülligen gefeglihen Borfd 
viel als möglich zu ſchützen. 

Die K. Reg. wird Daher aufgefordert. nicht allein ſelbſt bei Greheilung 
Gewerbeſcheinen an dergl. umherziehende Gewerbetreibende flets ben Beſtimm 
des $. 18. des Haufirregul. v. 28. April 1524 genau zu folgen, mithin bi 
nur ausnahmsweiſe, aus bejendern, von der Perfönlichfeit der Nachſuchenden 
nommenen Gruͤnden. und mac voraufgegangener ſtrenger Prüfung ihrer Met 
und Eittlichfeit, allemal aber nur in mäßiger Zahl und mir befonderer Ist 
zu ertbeilen, jondern auch tie Polizeibe hörden zu einem gleichmäßigen I 
ren bei Bewilligung der yolizeilihen Crlaubniß für diejenigen, welde 
Mede ſtehenden Gewerbe innerhalb tes Volizeibezirfs ihres Wohnorte, oder be 
meiligen Umgebung deſſelben betreiben wollen, um fo mehr anzumeifen, al3 6 
um Ertheilung folder Polizei: Erlaubnis, ihrer Steuerfreiheit wegen, weit 
als um Gewerbejcheine vorfonmen dürften. 




























I) Xergl. oben sub a. 
2) Bergl. zum $. 21. des Regui, 
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Berbem bat die 8. Reg., ba oft bie fraglichen Sewerbetreibenden durch ben 
achein ober die polizeiliche Grlaubniß die Befugniß erlangt zu haben glaus 
sufgefordert in Hänfer und Höfe einzutreten, um durch ihre unwillfoms 
Mungen den Bewohnern, welche fi der Beläftigung zu entlebigen wüns 
ne Babe abzunöthigen, nicht allein die Behörden, fondern auch das Publi⸗ 
anf aufmertfam zu maden, daß nad $. 25. des gedachten Regul., dieſe Ge⸗ 
Benden niemals, ohne dazu aufgefordert zu fein, in Privathäufer, ober 
„ ohne befondere Grlaubniß des Mirths, eintreten dürfen, um ihre 
ungen anzubieten. und daß die muthwillige Verlegung biefer Vorfchrift 
BB. unfehblbar ein bis zweitägige Gefängnißftrafe nach ſich zieht. 
‚AXIl. 451. — 2. 171., Eentralbl. d. %.:Min. 1839 ©. 201. Nr. 123.) 


[der K. Min. d. F. (Kühne) u. des 9. (v. Manteuffel) v. 30. Sept. 
#5 an die K. Meg. zu N. Deffelben Inhalte. 


madyen die K. Reg. darauf aufmerffam, taß vor Ertheilung ber Ge: 
eine die $$. 11.1. 2.3. 12. und 18. des Haufirregul. v. 28. April 1824 
a Anwendung zu bringen find, und daß insbefondere in Gemäßheit bes 
24. Nov. 1838 der Sriheilung von Gewerbefheinen an Muſikanten (ſo⸗ 
inzelne als an Gefellfchaften) die forgfältige Prüfung der Rechtlichkeit und 
jener Gewerbetreibenden und tie Rüdfihtnahme auf die Zahl der ſchon 
m Gewerbetreibenden gleicher Art vorangehen muß, auch Perſonen unter 
überhaupt nicht, und Perjonen unter 20 Jahren nur ausnahmeweife, aus 
‚Gründen, jedenfalls aber nur als Glieder einer Gefellihaft, zur Ausiibung 
Ber = Gewerbes im Umherziehen zugelaſſen werden bürfen. 
u. BL 1845 ©. 319. Nr. 360.) 


wnöbefondere die firenge Kontrole Einficht3 ded umbherziebenden Ges 
iebe6 der Bänkelfänger beir., disponirt das R. der K. Min. des 
„Ang (v. Brenn), des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Als 
Ba) v. 11. Nov. 1836 an die K. Meg. zu Liegnitz. 


Hegul. über den Gewerbebetrieb im Umbherziehen v. 28. April 1824 ent: 
6 Beflinimungen, woturd auch das Gewerbe der Bünfeljünger auf ange: 
Beife der Auificht der Behörden unterworfen if. Die getadıten Perſonen 
E Gewerbe nur auf Grund eines Gewerbeſcheines umherziehend betreiben (8. 7.); 
‚ fo weit fie fib mit ihrem Geſange hören laflen, und Gegenftände zur 
?, zu den im 8. 18. 1. c. genannten einzelnen Muſikanten, Scaufaftens 
Banilibriften sc., welde nur ausnahmsweiſe unter Den in diefem 8. ange: 
Bänten zum Gewerbebetriebe im Umherziehen überhaunt zugelafien wers 
und der Verkauf gedrudter Schriften darf ihnen nicht erlaubt werben. 
$ dem: in dem Ber. v. 19. Sept. c. genannten N. aus Halle und von ans 
gziehenden PBerfonen in dem Bezirfe ber K. Reg. das Gewerbe eines Bän- 
ausgeübt worden, jo hat dies auf erlaubte Weife nur auf Grund eines 
Meg. entweder felbft ausgefertigten, oder eines mit dein Ausdehnungs⸗ 
Berfelben verjehenen, anderswo ausgeitellten Gewerbefceines, und nur nad 
Meltung bei den Orts-Polizeibehörden gefchehen könuen, (cf. 6$. 7., 
u Regul. v. 28. April 1824) und es lag in ber Befugniß diefer lepteren, 
Jeauche der ertheilten Erlaubniß auf angeniefiene Weife zıı begegnen. Wenn 
N. fein Gewerbe ohne Gewerbeſchein und ohne Erlaubniß betrieben hat, 
k Deimfelben eine Kontravention begangen, wofür er zur Unterfihung und 
& Hätte gezogen werben follen. 
I dem ‘Ber. v. 19. Eept. c. bezeichneten Nachtheile find alſo nicht zu bes 
wie es in ben bezeichneten Hallen nicht geichehen zu fein jcheint, auch 
Hänger bie befichenden Borfchriften gehörig zur Anwendung gebracht 


. 1013. — 4. 183.) 


"pn Betreff der Dreborgelfpieler ift angenommen, daß Blind“ 
zureicyender Grund fei, denfelben den Gewerbejchein zu ertheilen. 


„der 8. Bin. des J. u. d. P. (v. Schumann) u. d. F. (v. Klewitz) 
Bert. 1824 an die K. Meg. zu Poſen. 


& üdfenbung ber Anlage zum Ber. ber K. Meg. wird derſelben eröffnet, 

























ĩ 


a Aahrigen N. N. ein Gewerbeſchein, um unter Zeitung eure voh⸗ 
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rers im Umherziehen durch Dreborgelfviel fein Brot zu verbienen, nit af 
unentgeldlich, fondern überhaupt gar nicht ertheilt werden kann; da nad $.1 
des Regul. v. 28. April d. 3. Leuten unter 30 Jahren nidyt erlaubt we 
ein Gewerbe im Umherziehen zu betreiben 1), und nad 8. 18. der Gen 
zum Drehorgelfpiel nur ansnahmsweife aus befonderen, von ber Perſönl 
Supplifanten hergenommen Gründen ertheilt werden foll. 


Dergl. Gründe find Hier nicht vorhanden, denn die Blindheit des m. 
vielmehr deshalb ein Grund gegen die Bewilligung, weil anßer ihm ſelbſt 
der Begleiter zum Erwerb durd das Drehorgelipiel, das umter folden I 
ein bloßes Ginfammeln von Almoſen fein würde, und zum Umherzlehen 
ermächtigt werden müßte. 

Wenn der x. N. N, außer Stande ift, fid fein Brot zu verdienen, u 
Unvermögenheit feiner Verwandte genöthigt if, von Almoſen zu leben, | 
ihm folde von den gefeßlich dazu Verpflidyteten gewährt werben. 

Unftatthaft aber ift es zur Erleichterung ber, wie es fcheint Hierzu vor 
Kommune gar zwei Perfonen zum Umherziehen auf Almofenfuchen zu au 

(a. VIII. 905. — 3. 124.) 


5) In Betreff ber umberziehenden Thierfährer find 
bung auf die Hinfichts derfelben zu beobachtenden Grundjäge ergeg 


a) 6. M. der K. Min. dee J. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alven 
31. Dec 1839 an fämnuf. 8. Reg., fowie an das K. Bol 
in Berlin. 


Nach den gemadten Mahrnehmungen fcheint bei Beurtheilung ber ( 
Thierführern um Ertheilung von Gewerbeſcheinen nicht überall mit 
Borfiht verfahren, und die Beftimmung des $. 18. im GHaufir-Regul 
1824 nicht gehörig beachtet zu werben, nad, welcher ber Gewerbeſchein 
fonen nur ausnahmeweife, aus befondern, von ihrer PBerjönlichkeit her 
Gründen und nad) voraufgegangener firenger Prüfung ihrer Rechtlichke 
Jichfeit, allemal aber nur in mäßiger Zahl umd mit befonderer Auswe 
werben foll. Es wird daher die gewilfenhafte Befolgung der erwähnten E 
dringend empfohlen. 

(a. XXI. 913. — 4. 143., Centralbl, d. F. Min. 1840 ©. 1: 


b) R. verfelb. Min. v. 28. Febr. 1846 an die K. Meg. zu N, 
ausländiſcher Thierführer. 


In Erwiederung auf den Ber. v. 13.9. M. wird die von der ER 
verfloſſene Jahr erfolgte Griheilung eines Gewerbefheins an den Gie 
N. aus N. nadıträglic, gutgeheißen. Dagegen muß Bebdenfen getragen I 
K. Neg. im Allgemeinen zu ermäcdtigen, ausländiihen Thierführern ch 
von Menagerien, mit Hintenanfegung der VBorfariften der 88 11., 12 
Haufir-Regul. v. 28. April 1824 Gemwerbefheine zu ertheilen. Denn 
Befugniß würde dann auch den übrigen Neg. eingeräumt werben müſſch 

enügende Beranlaffung zu einer folden Maaßregel ift nidyt vorhanden‘ 
gar, den inländiſchen derartigen Gewerbetreibenden gegenüber, unbillig 
man die Ausländer von der Grfüllung von Bedingungen entbinden wei 
man von Inländern mit Etrenge fordert. Dagegen findet fid nichts 
erinnern, daß die K. Reg. in einzelnen Füllen, wenn fie ſich von ber 
und Eittlicfeit des Gemerbtreibenden vellländig überzeugt hält, vol 
Vorbehalt der biefjeitigen Genehmigung die Ausiibung des fraglichen ( 
ftatte. Dabei muß aber gewünfcht werten, daß biefe Genehmigung jchall 
ih, und mindeftene noch im Laufe des Jahres, für welches der Gewe 
der K. Meg. vorläufig verftattet worden, eingeholt werbe. 

(Min. Dt. 1846 ©. 70. Nr. 100.) 


6) In Betreff der Schauftellung von Feuerwertötit 
Umberzieben. 























1) Diefer Grundſatz findet nad dem R. v. 15. Febr. 1833 (f 8 
Auwendung mehr. 
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= K. Min. des I. u. d. P. (v. Mochom) u. d. F. (v. Alvent⸗ 
jarı. 1841 an fämmtl. K. Meg. 


fung von Gewerbefheinen zum Umbherzichen, behufs dr Schau⸗ 
Fener werfen ift zwar mit ber Maaßgabe für zuläffig zu erachten, 
Sewerbefheine ohne alle Ausnahme nur folhen Berfonen bewilligt 
ihre Geſchicklichkeit und Umficht bei dergleichen Produktionen genüs 
haben, und daß, wie fih von felbft verficht, den Drts-Bolizeibehörs 
bleibt, die Ausübung des auf biefe Weile fongefRonirten ewerbes 
nen alle von denjenigen Bebingungen abhängig zu machen, welde 
hen Rüdfihten und örtlihen Verhaͤltniſſen begründet find. Dages 
Unsherzichen zum Handel mit Yeuerwerfsförpern durchaus 
baffelbe mud vielmehr für fo bedenklich erachtet werben, daß es noth⸗ 
Gmupfängern von Gewerbefcheinen der oben gebadten Art ben Bers 
yerfstörpern ſtreng und mit ber ausbrüdlichen Berwarnung zu verbieten, 
tretung dieſes Verbots die fofortige Abnahme ihres Brwerbefcheing 
n werde, zu welchem Zwecke tie Bolizeibehörben mit Anweifung zu 


eg. wird veranlaßt hiernach zu verfahren und das Erforderliche zu 


‚db. 1. 8. 1841 ©. 30. Nr. 43., Centralbl. des Fin: Min. 1841 
.) 


Zetreff der nur bedingt zuläffigen Öffentlihen Borzeis 
Menſchen und des Verbots der Eriheilung von Gewerbes 
Sſchauſtellung minderjähriger Kinder, vergl. die R. 
1829, 15. Juni 1833 u. 19. Aug. 1833. 


bi. VI. des Werkes [Polizei-Meſen], Bd. 2. ©. 43, u. 44.) 1 


RR der Brundfaß angenommen worden, daß zwar die Vorſchrift 
r. 5. des Megul., wonach Berfonen unter 30 Jahren in der 
Bemerbeicheine zum Umherziehen zu bemwilligen, auf die in den 
D. des Regul. bezeichneten Gewerbetreibenden nicht anwendbar 
- vergl. Gewerbeſcheine an Verfonen unter 17 Jahren gar 
ı Berfonen unter 20 Jahren nur ausnahmsweiſe und 
glieder von Muſikergeſellſchaften, zu ertbeilen. 


er K. Min. des I. für H. u. ©. (v. Schudmann) u. d. F. 
a) v. 15. Febr. 1833 an fimmtl. 8. Meg. 


ſie in den 6$. 18. u. 19 des Megul. genannten Gewerbe if die Bors 
äbrigen Alters ($. 11. Nr. 5.) nicht anwendbar, fondern es iſt deren 
iglich nad den in ben gebadhten Paragraphen erwähnten Rüdfichten 


. 203. — 1. 123.) 


der 8. Min. des I. u. d. P. u. d. F. v. 14. Nov. 1838. 
en &. 392.) 


K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvens⸗ 
». 19. Ian. 1839 an die K. Reg. zu Breslau. 


ab, aus welchem bie K. Meg. dem dortigen Sinwohner N. den Gewer⸗ 
Beoduzirung fogenannter athletifcher Künfte im Umherziehen nad dem 
Dee. v. 3. verfagt hat, weil er nämlich erſt 24 Jahr alt fei, kann zwar 
t anerfannt werben, indem, wie fhon durch die Verf. v. 15. Febr. 1833 (U. 
efprodyen worden, auf die inı $. 18. des Haufir-Regul. v. 28. April 1824 
mwerbe, zu denen bas von dem N. beabſichtigte gehört, bie Vorſchrift in 
Hährigen Lebensalters nicht anwendbar if. Bei dem fonftigen Inhalte 
a $. 18. nehmen wir jedoh Anftand, den dem N. von ber K. Reg. 
Ai. v. J. eribeilten, abweilenden Befcheid aufzuheben, oder ihm bie in 
liegenden Immediat-Vorſtellung v. 10. Nov. v. 3. erbetene General⸗ 
x den Umfang bes Staats zu ertheilen, veranlaflen vielmehr die K. Meg., 
dem erwähnten 6.18. binfihtlich einzelner Muſikanten, Equilibriften ır. 

unfte, das Geſuch bes N. nochmals pfichimäßig zu pruͤfen, 


Ko 
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und benfelben nah Maaßgabe diefer Prüfung auf die anliegende Vorſech 
beſcheiden. 
ß (A. XXIII. 223. — 1. 197.) 


d) R. der K. Min. d. F. u. des J. v. 30. Sept. 1845. 
(S. oben ©. 393.) 


9) Don gleihen Prinzipien ausgehend, find auch folgende es 
außgelprodyen worden: 


a) Kinder unter 14 Jahren dürfen von den im 6. 18. auf 
©emerbetreibenden gar nicht mitgeführt werben, da dieſe & 
im $. 13. dee Regul. (f. oben) ganz allgemein aufgefleft 

b) ald Begleiter und Gehülfen jener Gewerbeireibenden find 
unter 17 Jahren in der Megel gar nicht, und-Perfonen u 
Jahren nur ausnahmsweiſe zuzulaffen. 

Diefe Brundjäge werden in nachitehenden R. näher enwickelt. 

a) R. der K. Din. des I. (v. Schudmann) u. d. F. (v. Mei] 
Mai 1827 an die K. Meg. zu N. N. 


Die in dem Ber. v. 28. v. M. von der K. Reg. geäußerte Anſie 
Beſtimmungen der C. B. v. 5. Okt 1815 1) über die Befugniß ber 
Seiliänzer c., Kinder mit ſich umher zu führen, noch jeßt anwendbar fei 

leiche Weiſe ber Beſtimmung im $. 13. des Regul. v. 28. April 18% 
6. MR. v. 17. Märzc. 2) entgegen. Es ift gerade bei diefem Gewerbe am 
Grund vorhanten, die Irlernung beflelben dadurch zu befördern, daß g 
Kinder ſchon von früheften Alter an dazu aufzuziehen; ed muß baber « 
Kunitreitern, Seiltängern sc. bie unbebingte VBorfchrift des Negul v. 28. © 
jur Anwendung fommen. 

(u. XI. 476. — 2. 109.) 


b) R. ter K. Min. des I. u. d. P. (vd. Rochow) u. d. F. (v. W 
v. 30. Mai 1839 an die K. Reg. zu Minden 


Nah dem $. 13. des Regul. v. 28. April 1824 über ben Gewerbe 
Umherziehen, iſt nicht nachzugeben, das Kinder unter vierzehn Jah 
irgend einem Vorwande, von Muftfer-Gefellichaften mit unhergeführt werde 
irgend eine K. Reg., im Witeriprud mit biefer Beftimmurng, dennoch 
gendlihen Perſonen, durch einen Gewerbeſchein die Theilnahme an dam 
betriebe geitattet haben, fo darf die Ausdehnung des Gewerbefcheins für! 
eine andere Reg., nicht erfolgen, und es ift von dem Verſtoße Hierber 
machen. 

In dem Cirk v. 14. Nov. 1838 3) (N. S. 1003.) ift vorausgeiqht 
bezeichnete Borfchrift des $. 13. nirgents in Vergeſſenheit gekommen ir. 
Eirf. ift daber nur angeteutet, unter welden Umftänden PBerfenen nad 
legtem vierzehnten, jedoch vor vellenderem fiebenzehnten und zwanzig 
jahre ausnahmeweife zur Ausübung des Muſikmachens im Umherzichen, 
glieder einer Mufifer:(Hefellichaft, verjtattet werben dürfen. Cind feld 
durch einen Gewerbejcein zur Mitausũbung des Germwerbes fir berediil 
jo it aus dem Alter Fein Grund zur Verſagung der Ausdehnung des 
heine zu entnehmen, weil eriwartet werden fann, daß eine jede Meg., 
der Geſuche um Ertheilung von Gewerbefdeinen, darauf Bedacht nehmen! 
Umperzichen jugenbliher Mufifanten nicht zu begünftigen. Dagegen fe 
jeden Reg. zu, auch Geſellſchaften von Mufifern die Ausdehnung des Ge 
zu verfagen, wenn dies von berfelben, mit Rückſicht auf die Zahl ber, fir! 


























— 
> 


A. 


1) Der Inhalt des (hiernady nidıt mehr anwendbaren) C. R. v. 5. 
it durch das N. tes K. Pol.-⸗Min. (v. Kampt) v. 5. Aug. 18 
177. — 3. 106.) mitgetheilt worden. Dies C. R. ftellte die Vedi 
der Zuläffigfeit der VBermendungen der Kinder zu umherzith 
werben auf. j. 

2) Vergl. das C. R. v. 17. Marz 1827 zum $. 13. des MRegul, sub Ü 
(Oben ©. 344). 

3) Vergl. oben ©. 392. 
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IB zum Gewerbebetriebe im Umherziehen verftatteten Muſiker⸗Geſellſchaften, 
netten erachtet wird. 
XXL 706. — 3. 166., Eentralb. des F. Win. 1839 ©. 188. Nr. 113.) 


derfelb. Min. v. 21. Nov. 1839 an die K. Reg. zu Köln. 


iegt am Tage, das es nicht wünfchenewerth ift, Berfonen welche ein Ge⸗ 
Umherziehen betreiben, von Kindern begleitet zu fehen, und das befonders 
ziehen ganz junger Leute als Muflfanten entgegengewirft werben muß. 
ven 8. Meg. neuerlid wiederholt bemerklich gemadıt, daß fie befugt feien, 
enden Dufifanten die Ausdehnung des Gewerbefheins zu verfagen. Es 
her angemeflen gewefen fein, wenn die K. Meg, flatt aus den unterm 21. 
L angezeigten Gründen, von dem Muflter N. die Steuer von 12 Rthlrn. 
ern umd den für ihn und brei Kinder unter 14 Jahren ausgefertigten Bes 
n auf Ihren Bezirk auszubehnen, die Ausdehnung verfagt und dadurch den 
higt Hätte, fein Umberziehen auf den Bezirk der K. Reg. zu Koblenz zu 
a und muthmaßlich um fo eher das biesfeitige Gebiet zu verlaffen. 
XxIIl. 911. — 4. 139.) 


derfelb. Min. v. 25. Jan. 1840 an die K. Meg. zu Potsdam. 


ı bem Ber. v. 11. Dec. v. 3. hat die 8. Re dem N. den Gewerbeſchein 
‚zur Borzeigung von Schildkröten und zum Muflfmachen im Umherziehn 
sch bemielben geftattet, fih von 3 Perfonen unter 16 Jahren, und zwar 
inen als Gehülfe bei feinen Leiftungen, von ben andern als Knechten zum 
E der Schildkröten begleiten zu laſſen. 
dem $. 18. des Regul. v. 28. April 1824 durfte ein folder Gewerbes 
E ausnahmemeife, aus befonderen von Der Berfönlichfeit der in Mebe 
tviduen bergenommenen Gründen ertheilt werden, und nad dem 
14. Nov. 1838 1) (A. 5.1003.) find Berfonen unter 17 Jahren überhaupt 
Ausübung bes Muflfergewerbes im Umherziehen zu verftatten. Gründe 
geichneten Art find in dem Ber. v. 11. Dec. v. 3. nicht angegeben und 
ſinehmen, die Zulafiung des Gehülfen unter 17 Jahren zum Borzeigen der 
sen und zugleih zum Muſikmachen ſteht aber mit dem angeführten Cirk. 
j Es würde daher den beftehenden Borfchriften entiprochen haben, 
E. Reg. den Sewerbeichein verfagt, mindeitens Eeinen Gehülfen bewilligt 
wäre um fo angemeflener geweien, als felbftrevdend das Umherziehen 
Berfonen in keinem Falle zu begünftigen if. Auch ift es hoͤchſt wahr: 
Daß tie zwri, 6108 zur Begleitung zugelaflenen Perfonen fi der Theil 
den muſikaliſchen und fonftigen Verrichtungen des Inhabers des Gewer- 
des Gehülfen nit werden enthalten haben, indem die Erfahrung lehrt, 
"angebliche Begleiter als Lehrlinge des Begleiteten ſich deflen etwaige Fer⸗ 
zueignen bemüht find, an defien Produktionen Theil nehmen, und als⸗ 
der Behauptung hervorireten, daß fie keine andere Grwerböquelle, als bie 
der beir. Leiftungen haben. 
“Die Berfagung des Gewerbeſcheins, ober doch bie der Zulaffung des Ge⸗ 
der beiden Begleiter, den N. veranlaßt Hätte, ſich balvigft in das an 
der K. Reg. grängende Ausland zu begeben, fo würde dies nur ermünfcht 














R. Reg. wirb aufgefordert, in Fünftigen ähnlichen Ballen die vorſtehenden 
zu beachten. 
Bl. d. i. 2. 1840 ©. 55. Nr. 96.) 


Es ift nicht zu geftatten, daß Muflfer-Gefellfchaften, welche ald 
Gewerbeſchein erhalten baben, ſich theilen und einzeln das 
& Muſik für Geld zu machen im Umherziehen in weiterer Entfer- 
gs zwei Meilen von ihrem Wohnorte betreiben, ohne hierzu durch 
sfonderen Bewerbefchein legitimirt zu fein. 


nes KR. Gen.⸗Dir. der Steuern (Kuhlmeyer) v. 8. Mai 1834 an 
FR. Reg. zu Potsdam. 
‚Ian nicht geflattet werben, baß eine Muſiker-Geſellſchaft ſich zu beim Zwecke 





Bergl. oben ©. 39, 
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eilt, um an mehreren Orten zugleich zu ſpielen. Dies if ſchon besheib 
lich, weil alsdann ein Theil der Geſellſchaft ohne Gewerbeſchein wurherziehef 
indem die von dem Gewerbefhein etwa zu machende begl. Abichrift tes 
nicht erfegen Tann. Dagegen it es zuläfiig, daß eine Geſellſchaft ober € 
derfelben, jebody mit dem &ewerbeichein verfehen, ohne Vorſteher umherzich 
dieſer abgehalten wird, auch ijt folches den Muſiker⸗Geſellſchaften wegen 

ihres Vorſtehers fhon in einzelnen Fällen für bie ganze Zeit geflattet wer 
welche der Gewerbeſchein dann noch Gültigkeit hatte, 

(A. XVII. 822. — 2. 150.) 


b) R. der K. Min. bes I. und d. P. (v. Rochow) u. db. 8. (e. 
leben) v. 22. April 1838 an die K. Meg. zu Köln. 


Es ift wahrgenommen, daß Mufifer, die dırcd einen ihnen mit m 
gemeinfchaftlic ertheiften Gewerbeſchein die Befugniß erlangt Haben, 
glieder einer Mufifergefellfchaft für Geld Muſik im Umberziehen zu mei 
einzeln dies Gewerbe in einer weitern Entfernung ale 2 Meilen von ihre 
orte betreiben, ohne duch einen ihnen ertheilten befondern Ber 
befugt zu jein. — Dadurch werden bie beftehenden polizeilihen und g 
lihen Belimmungen umgangen, indem nad $. 18. des Regul. v. 28. 8 
der Gewerbeſchein an Mufifer-Gefellfhaften in der Megel ertheilt, ei 
Mufifern aber in ber Regel verfügt werden foll, und ein einzeln mie 
Muſikant eine Steuer von 12 Rthlrn. zu erlegen bat, für ein Mitglied e 
Tergefellfhaft aber nad dem Megul. x. 4. Dec. 1836 in der Regel nur ci 
von 8. 6. oder 4 Rthlrn. entrichtet wird. 

Damit einem folhen Umgehen ver hbeftehenden Borfchriften ge 
werde, erfcheint es nöthig, daflelbe durch eine empfindliche Gtrafe zu abe 
K. Reg wird daher zur Nachachtung bemerklich gemacht, daB nach den Beil 
in den 66. 22. 26. ff. des Regul. v. 28. April 1824 es ſich rechtfertigt, 
welcher ſich einer Zuwiderhandlung ber bezeichneten Art ſchuldig madıt, 
traventionsfirafe von 48 Nthirn. zu verurtHeilen, und ihn außerdem zur A 
bes Betrages anzuhalten, un weldhen der von ihm als Mitglied einer ( 
erlegte Steuerfag hinter der Summe von 12 Rthlrn. zurückbleibt, indem 
einer Gefellfchaft ertheilten Gemwerbefchein von dem Kinzelnen nur das Ad 
wird, und ($. 26. a. a. O.) nachgewieſen werben kann, als Mitglied ? 
{haft mit diefer Mufif zu machen, wohingegen das Mufifmaden durche 
zelnen eine andere Art des Gewerbebetriebes ift, als durch den Gewerbeſcheit 
worden. 

Einer Befanntmahung des gegenwärtigen R. durd das Amtsblatt 
nit, die K. Reg. wird vielmehr Gelegenheit finden, bei Nushäntigumg 
werbefcheinen an Muſikergeſellſchaften die betheiligten Perfonen mit Befam 
der Strafe vor Zuwiderhandlungen der bezeichneten Art warnen zu laffen. 

(A. XXII. 438. — 2. 143.) 


11) In Betreff der Ausdehnung der Gewerbefcheine ber t 
des Megul. bezeichneten ©ewerbetreibenden auf andere Megitl 
zirfe, und über die in diefer Beziehung zu beobachtenden Gruntie 
die Erläuterungen zum $. 21. des Regul. sub A. ad 4. (6. mi 

12) Ueber die Nichtberechtigung umberziehender Mufifer um 
orgelfpieler zum unaufgeforderten Eintreten in Höfe und Häuien, 
Betreff der Befchränkung deren Gewerbebetriebe auf offener Strap 
die betr. Erläut. zum $. 25. des Megul. sub A. (S. unten.) 

13) Ueber die Zuläffigfeit der Steuerermäßigung für 
fcheine der im F. 18. des Regul. aufgeführten Gewerbeireibenden, 
2. des Megul. v. 4. Dec. 1836. (©. unten.) 


C. Wenn bei Runftleiftungen und Ausftelungen umberzief 
fonen ein rein wiffentf&baftliches, oder ein höheres Kun 
effe flatt findet, und bdiefelben ihre Vorftelungen nur in audi 
mittleren Städten und in eigend8 dazu eingerichteten Lokalen für & 
geld geben wollen; fo bedarf ed darı feines Bemwerbefcheined, | 
nur der befonderen ortöpolizeiligen Exlantnig, 
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gu: 
G. MR. der 8. Min. des I. u. db. F. v. 10. Dec. 1844, betr. bie 
sungen ber Befreiung von der Bewerbefcheine und Gemerbefleuers 


teit umberreifender Muſiker. 
ws BL. b. i. B. 1844 S. 313. Nr. 372., oben S. 387.) 


Was inkbeſondere bie umherziehenden Schaufpieler betrifft, 
folgende Beftimmungen hinſichts derfelben ergangen: 


ter 8. Din. des I. u. d. P. (v. Nochow) u. d. F. (v. Alvens⸗ 
m) v. 20. Febr. 1838 an die K. Reg. zu Gumbinnen. Schau⸗ 
Mer, welche einzeln umberziehend oder als Mitglieder einer umberzies 
wen Geſellſchaft Vorſtellungen geben, find gewerbefcheine und ge⸗ 
tbefteuerpflichtig. 
unterliegt nach den 88. 7. mn. 18. des Regul. v. 28. April 1824 keinem 
daß Echaufrieler, welche einzeln umherziehend oder als Mitglieder einer 
der Geſellſchaft theatraliihe Vorſtellungen geben, in der Regel eines 
ins bedürfen. Es laßt ſich auch keinesweges annehmen, daß bei den 
ſolcher Befellihaften im Sinne des 8. 18. a. a. D. ein rein wiſſen⸗ 
oder höheres Kunft:Interefie ftattfindet, fo daB fie, wenn fle nur in grös 
B mittleren Städten, in eigends dazu eingerichteten Lokalen für Gintrittes 
; Borftellungen geben, eines Gewerbeſcheins nicht beduͤrften. 
E. Reg. wird in Erwiederung auf den Ber. v. 13 Januar d. I. anges 
Bafrig dem Vorſtehenden gemäß zu verfahren. 
ason den Schauſpielern zu entrichtende Gewerbefteuer it nah $. 2. des 
4. Dec. 1836 1) von der K. Neg. veftzufeßen. Tritt im Laufe bes 
Bredfel bei den Mitgliedern der Geſellſchaft ein, fo ift es nad dem auch 
E Reg. ergangenen &.:R. v. 22. Aug. 1835 (Anl. a.) zuläffig, das in die 
abgegangenen Mitgliedes neu eintretende in ben Gewerbeſchein nachzutra⸗ 
; für das neu eintretende Mitglied eine befondere Gewerbefteuer zu fordern. 


Anlage a. 

Anlaß einer Immebiat: Borftellung bes Schaufpiel: Unternehmers N. ift 
Allerh. R.:D. v. 8. Aug. d. J. feitgeleßt worden, daß bei vorfommendem 
ziehender Scanfpieler-Gefellfchaften, ftatt des bisherigen Verfahrens, 
Stelle des abgehenden, neu eintretende Ecyanfpieler in dem Gewerbes 
Unternebmers nacgetragen werbe, ohne für benjelben im Laufe des Jahres 
zu fordern. Die 8. Reg. wird hiernach in vorkommenden Fällen 


ben 22. Aug. 1835. 
Der Gen.:Direltor der Steuern. 
. 207. — 1. 198.) 


K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Gr. v. Arnim) 
1. Dec. 1843 an die 8. Reg. zu N. Bei Eriheilung der Gewer⸗ 
e für Staujpielertruppen ift der Ausweis über die Unbejchols 
gie (66. 11. u. 12. des Regul.) nicht blos von dem Direktor, ſon⸗ 
bezüglich aller einzelnen Mitglieder zu erfordern. 
bie 8. Reg. nad) der Angabe am Schluffe des Ber. v. 20. v. M. bei 
des Sewerbefcheines für Schaufpielertruppen nur vom Direktor, aber nicht 
zelnen Dlitgliedern die in $$. 11. u. 12. des Regul. v. 28. April 1824 
enen Aitefte fordert, fo if dies Verfahren nicht richtig und jenen Be: 
ga und fpätern wiederholten Vorfchriften entgegen, welche ben von der 
gemachten Unterſchied nicht rechtfertigen. 
in den 66. 11. u. 12. des Haufir⸗Regul. geforberte ortspolizeiliche Zeugs 
bei hauptſächlich auch den Zweck, die Ortsgehörigkeit des Gewerbetreibenden 
damit feine Ungewißheit darüber beitehe, wohin man benfelben zu weiſen 
er aus dem Inlande zu entfernen ift. Diefe Rüdfiht, welche nicht blos 
veftor einer, irgend ein Gewerbe gemeinfchaftlic, betreibenden Geſellſchaft, 


Best. uaten sub IE 
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fondeen auch auf alle Mitglieber derfelben und in bem von der K. Reg, b 
alle auf diefe eher mehr als weniger anzuwenden iſt, erfcheint um fo ei 
als faſt mit allen angränzenden Staaten Ausweiſungs-Kartelle abgefchlofen 
ren Inhalt das frühere Verfahren Hinfichtlic der Fortſchaffung —28 Fren 
bie Landesgränze nicht mehr ohne Weiteres geſtattet. Aus dieſem runder 
hat auch die Eirk.:B.v 2. April 1830 1) (A. S. 414.) die ſtrenge und mne 
Beachtung der gegebenen Vorſchrift wiederholt zur Pflicht gemacht und die 
muß daranf, fo wie auf die Verf. v. 8. April 1831 2) (N. S. 388.) 
1832 3) (A. S. 459.), und 28. Febr. 1838 1) (N. S. 203.) verwiefen wi 
(Diin.:Bl. d. i. B. 1844 ©. 20. Nr. 24.) 


ec) R. der 8. Min. de8 I. (Br. v. Arnim) u. db. F. (Kühne) v. 
1845 an die K. Reg. zu Minden. Die Reg. find indeß nur | 
tiget, nicht aber verpflichtet, den Auéeweis der Unbeicholten| 
bezüglich der einzelnen Mitglieder umberreijender Schu 
truppen zu erfordern. 

— Wenn Schanjvisler-Gefellfhaften auf der einen Seite durch ben 
Haufir-Regul. v. 28. April 1824 und durch den 8. 47. der allgem. © 
größeren Beichränfungen unterworfen find, als andere Berfonen, melde 
@ewerbe betreiben, fo erfcheint e8 auf der anderen Eeite mit Mückſicht anf 
fhaften, welche dem Unternehmer beiwohnen müflen, um fo aulälfiger, 
Befolgung der Vorfchriften des F. 11. des Regul. in Beziehung fi 
zelnen Mitglieder der Geſellſchaft nicht zu fordern. 

Hiernad) bleibt es dem pflichtmäßigen Ermeſſen der K. Reg. überlchi 
weit fie es bei einzelnen Mitgliedern einer Schaufpieler-@efellfhaft aus 
Rüdfichten für nothwendig hält, die Vorfchriften der $$. 11. und 12. 
gegen biefelben in Anwendung au bringen. 

Daß die K. Reg. unter allen Umftänden dies zu thun berechtigt bl 
liegt feinem Zweifel. 

(Min.⸗Bl. d. i. B. 1845 ©. 182. Nr. 207.) 


F 


Verhaltungs-Regeln für diejenigen, welche ihr Gew 
Umberziehen betreiben. 


. Zum $. 20. des Negulativs. 


A. Der Oemerbefchein gilt nur für die Perſon des darin 
Inhabers; derfelbe darf aljo niemald an einen Dritten verlieben, 
oder auf irgend eine Art überlaffen, oder anderer Mißbrauch damit 
werden. 


B. In tem Gewerbefcheine nicht genannte Perſonen, wenn 
von der Samilie des Inbaberd find, dürfen von legterem nicht ma 
geführt; auch darf das Gewerbe nicht für Rechnung des Inhabers 
dritten, in dem ®ewerbefcheine nicht genannten Perſon, getrieben 

Dazu: 

1) R. des 8. Gen.⸗St.⸗Dir. (Kühne) v. 26. Dec. 1843 
Meg. zu Magdeburg. Ertheilung von Gemerbefcheinen an die Be 
von Öewerbefchein-Inhabern in Erfranfungös oder Verhinde 
fällen und Entricytung der Gewerbeſteuer von erftern. | 

Bei diefer Gelegenheit wird ter K. Meg zur künftigen Beachtung 
wenn der Inhaber eines Gewerbeſcheins franf oder fenft anf längere * 
wird, das ihm geſtattete Gewerbe perſoͤnlich zu betreiben, das demſelben 

Gewerbeſchein ertheilte Recht allerdings nicht durch Umſchreibung des ibn 
1 














a. (Oben 5. 3%) | 
d. (Oben S. 39); 
(Oben ©. 329.) 


1) Vergl. zum 8. 12. des Regul., sub C ad . 
e. 
Den S, 304.) 


1. 
2) Vergl. zum $. 12. des Regul., sub C. ad 1. 
3) Vergl. zum 8. 1%. des Regut., sub C. ad 1. 
4) Bergl. zum $. 11. des Requl,, sub A... 
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Gewerbefcheins auf einen Andern übertragen werben barf, daß vielmehr der 
er des Inhabers, um das Gewerbe ausüben zu dürfen, für feine Berfon mit 
befondern Gewerbeſcheine veriehen fein muß. Diefen letztern Gewerbefchein 
ie 8. Reg. aber, unter Ginziehung des Gewerbeſcheins, welcher der erkrankten 
af dauernd am Gewerbebetriebe behinderten Berfon ertheilt ift, bei vorhandes 
ſenlicher Befähigung des Vertreters, künftig ohne biefleitige Genehmigung zu 
werbeſteuer⸗Betrage von 2, 4, 6 oder 8 Thlrn. auch dann audfertigen, wenn 
nwerbe nicht zu denjenigen gehört, welche die K. Neg. fonft durch einen Bes 
kein zum ermäßigten Sape geftatten darf. 

Rin. 31. vd. i. DB. 1844 ©. 22. Nr. 28.) 


)MWergl. die Erläut. zum $. 13. des Megul., sub C. 
„en ©. 340. ff.) 


Zum 6. 21. des Wegulativs. 


k Der Gewerbeſchein berechtiget, fofern darin nicht eine noch engere 
g bezeichnet ift, nur zum @emerbebtitiebe innerhalb des Be⸗ 
der Regierung, welche ihn ertbeilt bat. 
A vie Befugniß daraus noch auf einen anderen Reg.⸗VBezirk, 
f einen Theil deffelben audgedehnt werden, jo muß bie betr. 
De Grlaubniß dazu unter dem Gewerbeſcheine beionderd vermerfen. 


Dazu : 

J Ausgenommen von diefen Beichränfungen find Kaufleute, 
ı @ebülfen und Diener, weldien der Gewerbeſchein ertheilt if, 
B Umpherreifen Waarenbeftellungen zu fuchen, oder Waaren nufzu- 


BR. O. v. 11. Juni 1826, betr. die näheren Beſtimmungen in Beziehung 
6$. 3. und 5. des Gewerbeſteuer⸗O. v. 30. Mai 1820, wegen ver 
euer vom Handel. ingleichen wegen Modifikation der 66 21—24. 
sul. v. 28. April 1824, über den Gewerbebetrieb im Umpberziehen. 


&. über die Sewerbefteuer v. 30. Mai 1820 enthält feine Beſtimmungen, 
a die Befreiung des Gewerbes der Apotheker, der Pfandleiher und ber Kem⸗ 
ke von der Entrichtung Der Steuer hergeleitet werden kann, weshalb es tie: 
mer beionderen Deklaration des G. nicht bedarf. Da Ich jetoh aus dem 
Bee Staateminift. d. 19. v. M. entnehne, daß bei der Ausführung der ges 
Borfchriften nicht gleichförmig verfahren wird; fo fee Ich, zur Befeitigung 
ifel der Behörden, hierdurch feft: 
5 GShewerbefteuer vom Handel, $. 3. des G., find die Apotheker unterworfen, 
B mögen fid auf den Berkauf von Arzneimitteln befchränfen, oder daneben ans 
e Waaren führen. \ 
den nad €. 5. des G. der Steuer vom Handel unterliegenden @ewerbetrei- 
jenn gehören die Pfandleiher und die nicht bei der Kaufmannfcaft angeftells 
5 Mätter, Agenten und Kommiſſionaire, die aus der VBermittelung und Uns 
andlung nicht-kaufmaͤnniſcher Geſchaäfte ein Gewerbe machen. 
X ach genehmige Ich die in Antrag gebrachte Modifikation des Negul. tiber 
wbebetrieb im Umherziehen v. 28. April 1824, 66. 21—24.. dahin: daß die 
efcheine über den ganzen Umfang der Monarchie, die Gränz-Zollbezirke nicht 
men, gültig ($. 21.), auch den übrigen Befchränfungen (65. 22—24.) 
vorfen fein follen, wenn die Ssuhaber an ſolchen Kaufleuten, beren Ges 
ad reifenden Dienern gehören, denen ber Gewerbeſchein erteilt if, um im 
weiten Waarenbeſtellungen zu ſuchen over Waaren zu erflehen, die fie felbit, 
Sehnf des MWiederverfaufs, nicht mit fid umherführen, fondern frachtmeife be: 
in iaſſen. Doch find auch dieſe Perfonen von der Verpflichtung, den &:werbe: 
jederzeit in Urfchrift bei ſich zu führen ($ 23.), nicht entbunden Ich über: 
Minittern des 3. u. d. F., für dergleichen fünftig auszufertigende Gewer⸗ 
eine foldye Form anzuordnen, die fe auch äußerlich von den antern Ge: 
en unterfheide. Das Staatsminift. hat die Aufnahme diefer Berimmun: 
wu. ©. zu veranlafen. (G. &. 1826 ©. 61.) 


ven 2 26 





















“m VBoen den Berhähtniffen der Gewerbeiteibenden 










DE . ber 4 Win. den 2. (dhlech u. d. 8. (Meaafen) 

1826 an ſammil. 8. Reg, und abjchrintlid an ben 2 

Nachdem des Königs Maj. durch bie X. D. v. 11. Simi d,.zu 
aa a ben. f Kin 
r f 

ven frachtweile befkehemm hate. zu Hekimmen ıben, bi 


ort 

an vorgeichriebenen — — m wicht 

die X. Reg. hierdur eur angewieſen. für für Gnwrrbeireibenhe biefer Er 

Yünftig nad) dem auf. Formular (Anl. =.) ausfertii ju lafien, Dat 

terang, welche den @ewerbeirelbenden’biefer Mc und RD. v. ILS 

Sie meh nn !Benen Sa zufuncln wadn mi — 
ter; au! jam 

Kanfleuten, deren @chülfen and selfenden Diener, weiche 









Anl, a, : 
5 ö Wr. der Swerbeſcheine 
Gawenſoid J 
dae —— — geigniß gegen —ã — Summe dom a {N 
“ ihrenb des Jahres und micht Länger, — 


in den gefannmten K. a Landen umherzureifen, um Waaren + Befkel 
anfzufirchen, und Waaren zum Mieberverfauf zu erftehen. 

darf jebod mır — mit fih umherführen, und muß beftellte Maaren fi 
an ihren Beſtimmungsort befördern laflen. 
Die dem Inhaber diefes Zeugniſſes durch baffelde eriheilte Befugniß iM 
ſonlich, und muß er daher daffelbe ſiets in Urfchrift zu feiner Legitimation bei 4 
Berfon + Beichrelbung: “ 


Königt, Fer rei ne 
mi 
ca. X. 815. — 3.14) —— 


b) C. R. ber K. Min. bes ei (v. Schumann) u. d. 8. (. 

Mai 1828 an ſammil. K. Meg. 

Bie die 8. O. v. 11. Juni Inn näher angiebt, ift Kaufleuten, 
herzichen Waaren, behufs des MWieberverfaufs, auffaufen wollen, bie Ber 
den, in ben 6$. 22—24. des Regul. v. 28. April 1824 angeordneten © 
gen, nur unter berfelben Singen bewilligt, unter welder auch folde 
nad dem ‚geadten Regul. fein Gegenfland des Verlaufs im Umherziehen 

ten, doch im-Umberziehen aufgefauft werden dürfen, nämlich: 

wenn ber Auffäufer bie augefauften Waaren nicht mit ſich amiberfühet 

al beförtern —— 
ſarauf hat auch bie Beſtimmung in dem Formular, wei 8 
bie gemeinfhaftlihe C. 8. v. 13. — 1826 zugefertigt * dr 

Derfelbe darf jedoch nur Broben mit fi unberführen, und muß ie 

zen frachtweiſe an ihren BeRimmungsort beförbern lafen, 

Ach Beziehen follen; da {otches Jebady niit Tenht, drang Mernortciit, fe ij 
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Bag in ben, den Kaufleuten anszufertigenden Sengnifien Tünftig bahin 


Dorf jebod von den Waaren, auf welche er Beſtellungen ſuchen will, 
ben, aufgefaufte Waaren aber darf er gar nicht mit fih hernmführen; 
ıuß er eier fradhtweife an ihren Beflimmungsort befördern laſſen. 
38. — 2. 151.) 


Minifterien baben fih vorbehalten, in denjenigen Bällen, 
sehnung von Gewerbeſcheinen auf mehrere Meg.» Bezirke gewünſcht 
felbft zu bewilligen. 

r und in Berreff des alsdann zu beobarhtenden Verfahrens über 
ihtigung der betr. Reg. von ber bewilligten Ausdehnung des 
nes disponiren: 


der K. Min. des H. (v. Bülow) u. de8 I. u. d P. (v. Schuck⸗ 
v. 23. März 1825 an fänmt. K. Reg. und an bad Polizei 
zu Berlin. 


verbetreibenden, weldye nadı $. 9. des Haufirregul. v. 28. April v. J. 
htlichen Ber. der Bolizeibehörde ihres Wohnorts den Gewerbeſchein von 
. erhalten haben, befinden fid, wie die Erfahrung ergiebt, fehr häufig 
wünfchen zu müflen, daß die Befugniß baraus noch auf einen anvern, 
Meg Bejicke ausgedehnt werde. Kür einen ſolchen Ball if $. 21. des 
mar verordnet, daß jede betr. ne. die Erlaubniß dazu unter dem Ges 
rmerfen müfle, aber der mit diefer Prozedur nothwendig verbundene 
k für viele Klaſſen Gewerbetreibender, welche oft nur ihretwegen nad) 
: Meg. mehrere Meilen weit reifen, und alsdann dort nicht ſelten ges 
ill liegen müffen, fo unverhältnigmäßig drüdend, daß die unterz. Min. 
auf Ausdehnung der Gewerbeſcheine auf mehrere Meg.» Depart. nicht 
‚ehnen, und die Gewerbetreibenten bamit an bie einzelnen Reg. vers 
1. Mit der. Bewilligung eines ſolchen Antrages iſt bisher ſehr viel 
adurch verbunden geweien, daß jede Neg., anf deren Bezirk die Ausdeh⸗ 
worden, davon benachrichtigt if. Um diefe lüftigen und koſtbaren Kom: 
zu vermeiden, und nichts defto weniger ihren Zwed vollftändig au ers 
ich eine jede Meg. wiſſen zu laſſen, melde Individuen in ihrem Bezirke 
| ihr ausgefertigte oder ausgebehnte Gewerbefcheine ein Gewerbe umher⸗ 
ben dürfen, if beichloffen worden, in denjenigen Fällen, wo ein Inläns 
ehnung feines Gewerbeſcheins auf mehrere Rep. Dep. hier nachſucht, und 
ye vorhanden find, ihn damit nicht an jede einzelne Reg. zu verweiſen, 
sung entweder mittelft Umfchlages um den Gewerbeſchein, oder durch 
- Meg. in Bezug auf die zu alfegirende nıinifterielle Verf. in beiden 
yergettalt zu veranlaflen, daß der Inhaber des Gewerbeſcheins, durch 
Mückieite des Gewerbeſcheins aufzunehmende furze Bemerfung, auebrücs 
m wird, beim Eintritt in eins der in dem Gewerbefchein namentlidy bes 
Dep. der nächſten flädtiſchen Polizeibehörde den Gewerbeſchein zu pro: 
it diefe die Ausdehnung befielben auf den Neg.: Bezirk der vorgefegten 
nelden, und daß dies gefhehen, auf dem Gewerbeſcheine kurz bemerken 


Meg. wird dieſes hierdurch nachrichtlich bekannt gemacht, um bie Poll: 
mf ben fämmtl. Graͤnzen Ihres Dep. demgemäß in Kenntniß zu fegen, 
veifung zu verfehen. (9. IX. 229. — 1. 157.) 


felden Min. v. 23. Mai 1825 an die K. Reg. zu Potsdam. 


Meg. wirb auf den Ber. y. 24. v. M. erwiebert, daß es bei den Bes 
des C. R. v. 233. März d. I, betr. das abzufürzende Berfahren bei 
der von einer Reg. ertheilten Gewerbeſcheine auf andere Reg.⸗Bezirke 1), 
ben Gründen um fo mehr verbleiben muß, ale ohnehin nur in einzelnen, 
ngenden Fällen, namentlid für faufmännifche Reiſende, bie umberzies 
»Beftellungen fuchen, oder für den möglichft zu beginfligenden Viehhan⸗ 
eges aber — wie die K. Reg. vorauszufegen ſcheint — durchweg eine 
der gebadyten Art hier verfügt wird, 

452. — 2. 121.) 


'vorſtehend sub a. 
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Br ' zu 72" Eordaitriffen Ye ren 


: 3) Mm Bemreff ber Bietz bandler iſt ansnahmswetft; 
die Regierungen 3 Gewerbeſcheine ertheilen pärfen, Be 
tere Ren. „Depart., Ietad ‚fülmer. nur für die Depatt. Dieffen 
fer, 8 ültig ſind. — te, 
a) 6. R. des 8. Min. bes 3. (v. Egutmann) ‘ 16. L 
> fm. K. Rep. dieſſeiis ver: Weſer. 
Ge K. Weg. wird: hierneben (Axt. a).cine Mbfhcik der 1 
Rranffint, wegen Ausdehnung der Bewerbeftheine fie die Wie 
Deriete viefleits. den eler, raten Bert, ur Andrä und zum 


Berf erfahren inaſzust. 197 W * tt: .. J > 
an. 8 N: 
ax bea -Berfahrene. wirb auf den Anke ber & 
hiermit genehmigt, Aak,D die —— — der — aha 


liſikation bei i Bermögenslage und fon keinenr wefentlichen Zwei 
2 —— — Tergfäftiger 2 — von ber K. Meg. auf = 


eſtellt werben imm 
ne vr —— Hr — fir vn Gun Bi. r 
a. 10.1. * GRRmERn. ’ 


v8. des K. Bin. des I. (v. Sqhudmenn) v. 10. April 18 
8 Dollpei-Bräfe:, und abſchriftlich an Die & Dewerbeſte 


. ur hie Mufcage des 8. Boliei-Bräpkii » 18, v. m. 
... 05 bie hiefige © —B ep. den Viehhandlern anter den, ü 
.. 16. Sehr. a. e. näßer angegebenen Bebi m. Gewerbefäprine 

Üeg «Bezirke ertheilen fol, wenn das K. Polizei-Präfld. in dem vı 

8 ertheilenden Duafififarions Atteften bemerkt hat, af und für 

zirke die nachgeſuchte Ausdehnung zu bewilligen fei? 
findet das Min. des I. kein Bedenken, bie Ausfertigung ber Gewerbel 
gedachten Art zu genehmigen. 

Dagegen mh bafielbe aber ben gleichzeitig gemachten Antrag wi 
nung dieſer Beſtimmung auf den Handel mit Webervich ablehnen, unt 
werbefteuer Dep. von dem Terfügten in Kenntniß geſetzt worden. 

(a. XL 377. — 2. 115.)_ 


4) Borfchriften, melde die Brundfähke und dad Ver] 
Ausdehnung der Gewerbeſcheine auf andere Reg. « Departements 


a) & MR. der 8. Min. des I. (v. Schudmann) u. d. F. v. 28 
an fümmtl. K. Reg. Die Auddehnung der @ewerbefchein 
aus dem Grunde, weil fihon eine hinreichende Zahl ſolche 
treibenden vorhanden fei, nicht verweigert werden 1). 

Es find den Min. des J. u. d. F. Bälle befannt geworben‘, daß 
auf den Grund des 8. 21. des Regul. v. 28. April 1824 bem Inhab 
werbeſcheines die Erlaubniß für ihren Bezirk deshalb verſagt haben, wı 
hinlanquc ober überflüffige Zahl von Händlern deſſelben Gegenſtandes ı 

Die Wbfiht des 8 21. geht lediglich dahin, daß, wenn nad, ‘Berfd 
Gefrggebung einzelner Landestheile die Berechtigung zum Betriebe ein 
befondern Bebingumgen oder Beihränkungen untertosrfen iſt — cf. G. 
1820 8. 37. — oder wenn Rüdfichten der Granzaufficht ober ber Gel 


1) Neber bie Anwendung dieſes C. R. auf Topfbinder, vergl 
K. Min. d. F. u. des J. v. 28. Aug. 1843 (f. zum $. 17. dest 
S. 381.). — Vergl. über die Grundfäge, von welchen üͤberham 
figung der Ausdehnung der Gewerbefheine auf andere Reg. 
gehen iſt, aud das R. des K. Min. bes 3. v. 19. Juni 189 
416., ſ. zum $. 12. des Regul,, bC —X&G 8.) 


u deme Bewerber Betriebe im Umherziehen. (Regul. $. 21.) 405 


Anordnungen erfortern, oder gegen bie Perſoönlichkeit des Inhabers ges 
mmenbungen zu machen find, biefe Umflände von den K. Meg. geprüft, 
die Erlaubniß mudifizirt werden fol. 

en ift es ein Wißbrauch diefer Beſtimmung und im Witerfpruche mit ben 
ı der Bewerbefreiheit, wenn, ohne daß eine gefeglich anerfannte Berech' i⸗ 
zenfteht, die Ausübung nicht geftattet wird, um die Zahl der Berkäufer 
en Gegenſtandes nicht zu vermehren. 

IV. 413. — 2. 103.) 


. der 8. Min. des 9. für H. u. ©. (Beuth) u. d. F. (Maafen) 
Sept. 1832 an jämmıl. 8. Reg. und an das Wolizei⸗Präſid. in 
n. Die Reg., melde finder, daß ein Gewerbeſchein überhaupt 
zu berilligen geweſen wäre, darf aus dieſem Grunde nicht 
Meiteres die Bijirung verfagen, fondern muß an die Min. 
bien. Nur der Mangel ded 30. Lebensjahres rechtjertiget "Die 
gung der Biflrung !). 


ıehreren 8. Reg. ift angenommen worden, taß Cie befugt feien, bie Bi: 
Bewerbeicheins für Ihren Bezirk zu verfügen, wenn Sie glauben, daß 
t nicht hätte ertheilt werden dürfen. Wenn anf tiefe Art die Meinungss 
it gleih zur That wird, fo entfieht daraus eine Anfiherheit für den Ins 
Bewerbeicheins, welhe der V. v. 28. Ayril 1824 zımwider ill. 
. Reg. machen wir daher bemerklich, daß wenn der Fall vorfommt, wo 
Dafürbalten tie gejeglihen Beſtimmungen bei Ertheilung des Gewerbes 
t befelgt worden find, Eie fi darauf zu beſchränken hat, den Min. Ans 
ıchen, ohne die Erlaubniß zum Gewerbsbetrieb felbit zu verweigern. 
en geleglihen Ginmwendungen gegen die Berfönlichfeit des Inhabers, von 
der gemeinfhaftlihen C. V. v. 28. Mai 1830 2) die Nede ift, kann nur 
| der Miniſterial Srlaubniß, vor erreichtem 3Ojührigen Alter das Haufirs 
ı betreiben, die Berfagung des Viſirens nady den Birk. v. 17. Mai c; 3) 
L Bei den übrigen im $. 11. der V. v. 25. April 1824 angegebenen 
en, wird es aber darauf anfommen, ob, wenn man deren DMüngel ent: 
aupt polizeiliches Ginfchreiten gegen den Inhaber des Gewerbeſcheins noth⸗ 
d. In einem folden Falle fonımen dann nicht mehr die Nidfichten der 
olizei,, fondern allein die Borfchriften der Oxrbnungs: und Sicherheits⸗Po⸗ 
tracht. (M. XVI. 699. — 3. 78.) 


Nückſicht Hierauf find folgende R. ergangen: 

er K. Min. ded I. für Ö.-Ana. (Beihe), de8 I. u. d. P. (Kahle) 
5. (Kuhlmeyer) v. 30. Aug. 1836 an die K. Neg. zu Sieitin. 
auadehnung von Gewerbeſcheinen für unjichere und verbädhtige 
Men. z 

en ver K. Reg. in Ihrem Berichte v. 27. Juni d. 3. die Ausbehnung 
befcheinen für unfichere und verdaͤchtige Perſonen beir., in Bezug genom⸗ 
‚Berf. v. 6. Sept. 1832 ſetzt tie Nüdfichten der Gewerbe: Polizei, denen 
ags⸗ und Eicherheitss Polizei entgegen. Jene follen in der Regel zur 
Der Ausbehnung eines einmal ertheilten Gewerbeſcheins nicht genügen, 
x Befiß eines Gewerbeſcheins, d. h. einer Konzeſſion zum Gewerbebetriebe 
iehen (6. 8. des Haufir-Regul. v. 28. April 1824), der Narur der Sache 
Inhaber nicht gegen Maaßregeln ſchützen kann, welche in fiherheitspolizeis 
Yang nothwendig erſcheinen. Gehört zu biefen Maaßregeln aud die Vers 
: Ausdehnung des Sewerbefheins, fo it die K. Reg. zu deren Anordnung 
b ermädtigt. (9. XX. 415. — 2. 139.) 


er 8. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. (v. Alveneles 
». 31. Ian. 1838 an die K. Reg. zu Arnöberg. Ausdehnung 





gl jebody in dieſer lepteren Beziehung das R. v. 30. Jar. 1840, 
rans die zur Zeit gültige Modifikation dieſes Grundſatzes ergiebt. 
Pe 406.). 
sgL. oben sub a. 

zgL zum 5. 41. Rr. 5, bes Regul,, |. oben ©, M8.). 


008 Bin den iehältntffek Sir: Gemeieteiienientging 


ver Gewerbefeine für uniberziehende, in $. 18: des Meg 
* eingeine Berfonen auf andere Megierungäbezirke, 
Orwieberung ‚auf den Ber, v..22..Der. v. 3, ivegen Musdehmi 
ad des Begul. * 28. Myril 1521 genanen Sc Ente 
Gehoirbeicheltie bemerken wir, daß durch das G. MR, v. 26, 
177 ». 6. @ept. 1832 erläutert worden ifl. In jenenz ift ben 
niß der Reg. ausgefprochen, einzelnen Drehorgelfpielsen and ben fo) 
D. bezeichneten, einzeln umberziehenben Berjonen die Ausdehnu 
ben vo einer andern Weg. ertheilten Gewerbeſcheins auf ihren Be; 
wenn 4 eine mehr als mäßige Zahl ſelcher Perfonen in ihrem 
wii 9 
— gone 


‚Bafonca 
elnmaf erteilt felben auf il F 
Betehänen Ss Bote iger Set bu 


ein: geftatfeten mn ohne mchec⸗ unterfagen. 


a d 9t. mise is uf vn De. u. 8. b. , 
el ſchaften vi EDuſtlern 23 
Dies ven Derfeibe Die Zah bee für Ipzen Betz 


@s if Meffeits nichts dawider zu erinnern, wenn bie K. eg. d 
Manten, welde von berfelben ‚Gewerbefheine zum umherziehenden 
Bewerben erhalten, bei Auehändigung der Gewerbefeeine durch bie 
Ihrem Berfähtage v. 16. Mai d. I. gemäß, darüber belehren läßt, 
aud die volle Eteuer von ihnen eriegt worden, fein Recht hätten, 
bes Gewerbeſcheins auf andere Reg.-Bezitke zu fordern, fondern nadı I 
unb dem Grmeflen der Behörden —— werden koͤnnten, un 
Grlaubniß in einem andern Deyart., als in dem, für welches fie den 
erhalten, iht Gewerbe zu betreiben nachſuchen müßten, bevor fie ſich d 
Aut famn die K. Meg. einen, diefe Belehrung enthaltenden Br 
werbefcheinen beifügen laſſen. . 
(& XXL 453. — 2. 174, Centralbl. d. F. Min. 1839 ©. I 
»)R. der K. Min. des 3. u. d. V. (v. Rochow) und d 
Alvensleben) v. 30. Jan. 1840 an die K. Reg. zu Meriehı 
Ausdehnung der Gewerbeſcheine, melde Perfonen unter 30 
Gewerbebetriebe im Umherziehen ertheilt worden, auf andere 
bezirte 2). 
Das von der X. Meg. in bem Ber. v. 7. Dec. v. I. in Bezug ı 
v. 17. Dai 1832 3) we. 470.) beffimmt, daß an Niemand vor er 
rigem Lebensalter, chne Genehmigung der Minifterien des I. m. 
werbeſchein ertheilt werden darf, und das von ber X. Meg. ebeufall 
». 6 Eept. 1832 4) (A. ©. 699) fegt in Uchereinkimmung mit des 
halte des erfgebachten R. v. 17. Mai 1832 feſt, baß ber Mangel ! 


1) Bergl_das ©. MR. v. 26. Mug. 1834 zum $. 18. des Megal. 
2 Due M. du 8 Din Eu udn m. gi ta m} 
” ‚vier I. . 306, fat wg 
Bet. N RM am LA An . el, 

3 . das R. v. N. Mai um . bes 
4 Beil. om eh b, 
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Erlaubniß, vor erreihtem SOjährigen Lebensalter das Hauflrgewerbe zu 
on, bie Berfagung der Ausbehnung des Gewerbefheine auf eınen andern 
Bezirk, als für welchen diefer ertheilt ift, vehtfertige. 
lshdem durch das C. v. 17. April v. 3. 1) die Verf. v. 17. Mai 1832 abs 
et worden if, indem die K. Reg. ermädtigt find, beim VBorhandenfein der im 
'Girf. bezeichneten Bedingungen die Diepenfation ven dem Grforbernifie des 
ige Lebensalters zu eriheilen, es mithin zu diefer Diepenfation nicht mehr 
der minifteriellen Genehmigung bedarf, verfieht es ſich von felbft, daß der 
I der Miniſterial-Genehmigung es nicht rechtfertigt, einem Gewerbeſchein⸗In⸗ 
beſshalb, weil er Tas Zoſte Lebensjahr noch nicht erreicht hat, die Ausdehnung 
nmerbefcheines zu verſagen. Es liegt aber in der Ausfertigung bes Gewerbes 
‚ welcher jetesmal das Eignalement des Inhabers, alio auch fein Alter ent: 
wuß, die Ertheilung der Diepenfation, wenn der Inhaber das 30ſte Lebens⸗ 
ni nicht erreicht hat, und es darf in einem ſolchen Kalle die Auebehnung 
bgen Mangels des geieglihen Alters nicht verfügt werden. Glaubt die K. 
Bei welcher die Ausdehnung nachgeſucht wird, bat bei Ausfertigung des Ge⸗ 
heins das Alter des Inhabers nicht beachtet oder nicht nad den Beſtimmun⸗ 
Eixf. v. 17. April v. 3. verfahren fei: fo wird ſich Diefelbe mit ter betr. 
Schriftwechſel fepen, und den Umftänden nadı hierher Anzeige mohen. 
nad, dem Obigen fon in der Ausfertigung des Gewerbeſcheins in den in 
den Fallen auch tie Ertheilung der Altersbispenfation liegt: fo bedarf 
ausdrücklichen Vermerks über die leptern in dem Gewerbſcheine nicht. 
BL d. i. 38. 1840 ©. 54. Nr. 95.) N 


der K. Din. des I. u. d. P. (v. Meting) u. d. F. (Kuhlmeyer) 
17. Sept. 1841 an die 8. Reg. zu Koblenz u. abfchrifil. an die zu 
überg. Nur bei den im $. 18. des Regul. bezeichneien Gewerbe⸗ 
den darf die Ausdehnung des Gewerbeſcheines anf andere Reg.⸗ 
fe um deshalb verfagt werten, meil ſchon eine hinreichenne Zahl 
Berfonen in der Gegend vorhanden; Zumpenfamnilern if 
die Viflrung auß diefem Grunde nicht zu verlagen. 


einen Ber. der Neg. in Arnsberg haben vie unterz. Dein. erfehen, daß 
. den Handeldmann N. zu N. die Ausdehnung eines Gewerbefheins zum 
ein und Auffauf von altem Gifen sc., welchen derjelbe von der Reg. in 
schalten, verweigert und diejes Verfahren in dem an die Reg. in Arnsberg 
Schreiben v. 238. Juli c. zu rechtfertigen gefucht hat. 
terz. Min. finden ſich daher veranlaßt, der K. Rey. in diefer Beziehung 
zu eröffnen, 
bie K. Reg. dem N. die Ausdehnung jenes Gewerbefheins aus bem 
agt Hat, weil bereits eine übermäßige Anzahl von Lumpenſammlern in 
Depart. vorhanden ift, fo entipricht dies nicht den beitehenden Vor⸗ 
Es if zwar in Beziehung auf diejenigen Gewerbetreibenden, teren ber 
Haufir⸗Regul. v. 28. April 1824 erwähnt, vorgefchrieben, daß ihnen ber 
er nur in mäßiger Zahl und mit befonderer Auswahl zu geflatten fei; 
Gewerbetreibenden gehören aber die Lumpenſammler nicht, und es iſt daher 
Berfagung der Ausdehnung eines Gewerbefcheines zum Lumpenfammeln 
dem Grunde, weil fchon eine Hinreidyende oder eine übermäßige Anzahl 
onen in ber beir. Gegend vorhanden ift, nicht gefeßlich geredtiertigt. 
hätte die K. Reg., wenn Cie annahm, daß dem N, der Gewerbeſchein 
. in Arnsberg mit Unrecht ertheilt worden fei, vemielben in Gemäßheit 
v. 6. Sept. 1832 2) (A. S. 699.) die Ausdehnung nicht verweigern, 
darauf befchränfen follen, Ihre Bedenken den Min, anzuzeigen. 
K. Reg. wird hierauf zur Beachtung für die Folge aufmerffam gemacht. 
BL». i. B. 1841 ©. 299. Nr. 493.) 


Berfelb. Din. v. 30. Sept. 1845 an die K. Reg. zu N. Die Re⸗ 
engen find berechtiget, nach ihrem pflihtmäßigen Ermeffen 
usdehnung der Gewerbefcheine für die im $. 18. des Hauſir⸗Re⸗ 
























das &. R. v. 17. April 1839 zum 6. 11. Rr. 9. des Regul., oben 
— 


MIO Bo ben Weifiäliniffen der Gewerbeircisenten- Peuudliund 


eh genannten Gewerbetreibenden auf andere: Seglernugaig 
verſagen. 

— Menn nad dem vorliegenden Ber. bie K. Meg. bie Musbehuung 
tier anderen Weg. * Bufter-Öefefigaften — 5— Gewerbeſcheine & 
Derit zu —8 ch nicht für ermächtigt Hält, jo wirb babei bie Bejtimm 

-E Rd. 14. Nov. 1838 1) überfehen fen, mac, welder die Olusbehnung 
werbeftheine für die im $. 18. die Haufie-Regul, genannten Geiwerbeireibn 
dem vflichtmaͤßigen Grmeilen derjenigen Reg. abhängt, bei welder bie Mu 
macgeludt wird, Hiernach hat es fein Bebenfen, den Didfifanten, nanım 

jem bereits vorhandener hinlanglicher Zahl von Gewerbetreibenben gleidher 
nötehnung des Gewerbeſcheins zu verfagen. ”. 

- Auf die Meußerun; der. eg dep bie v des $. 35, dei 
— nad ee Seufe ei m. —E in ‚dakı 
mm feine Dienf gen anzubieten, den ERuflfern gegenüber fdmer 
fel, wird bemerkt, daß jedenfalis ber Gewerbebetrich der — — 
dieſer Fiechee leichter als bei andern Haufirern zu foniroliven ſein via 

(Rin, 81..1845 &.-319. Rr. 359.) ’ 

2) MR. ver X. Min. d. 8. (Blotmell) u. d. 3. (v. Manteuffel) 2.‘ 

“ 1846 an bie 8. eg. zu N. Die Ausdehnung des Gem 

andere Reg.-Bezirke iſt in der Megel, und mit Ausnahme der 

des Regul. genannten Gemwerbefhein- Inhaber, nicht zu verfag 

"Der Ber. der 8. Beg. v. 2% v. M. giebt feine BWeranlaffung, We! 
6. Sept. 1832 md 26. dig 1834 2) aufsuheben ober zu 
die —— für einen Wegierungsbejirt igten 
einen andern Kegierungsbezirt in der Megel nicht werben 
aidt der Gewtrbeſchein nhaber zu den tm 5. 18. des Hauflestegel ».i 

- 1824 bezeichneten Berfonen ‚gehört. J | 

@6 iR allerbings möglich, daß «6 fid mit einem Gewerbe, weldes | 
Regierungebszirke einen örtlihen Nupen hat, in einem andern 433 
anders verhält, fo wie indeß im llgemeinen das eigene Intereſſe des 
Benben benfelben zue Ausübung feines Gewerbes zunädft in ber Gegend, 
bedarf, beftimmen wird, fo giebt aud bie Befugniß der X. Meg. zur R 
vhn @ewerbeftener bei Ausdehnung eines zu einem ermäßigten Steuerfade 
Gewerbefcyeins ein geeignetes Mittel an bie Hand, dem zu großen 
@ewerbetreibenben aus andern Megierungsbezirten in gewillem Maafe 
wirken. Hat aber ein Gewerbetreibender, welcher einmal von einer Weg. 
Vewerbeſchein verfehen iſt, diejenige Steuer entrichtet, welche ihm für 
feines Gewerbes in der ganzen Monarchie höchſtens nur abgeforbert 
fo if derfelbe zu der Brwartung berechtigt, daß Ihn, fofern nicht befe 
dafür fpregen, wie bei den im $. 18. cit. bejeidhneten Bewerbetreibenben! 
MM, die Ausübung des mit dem vollen Betrage verfienerten Gewerbes zig 
Inlande werde verfagt werden. . 

(RinsBl. 1846 ©. 146. Nr. 233.) 


5) Ueber den Gef häftögang kei den Regierungen tell 
tung ber Anträge, beir. die Ausvehnung ber Bewerbeicheine auf.) 
Mey.» Bezirke, dieponirt das R. der K. Min. d. F. (Kühne) u. des sd 
v. 29. Juli 1842 an den K. Meg.-Präflventen zu Kdölin. \ 

Bei der Ausdehnung der Gültigfeit der bon einer Reg. für ihren 
ten Gewerbeſcheine auf das Dep. einer andern Reg. waltet ſtets ein 
liches Interefie, außerdem aber ein finanzielles Intereffe nur dann eb,‘ 
Gewerbefchein zu einem geringeren Sage als dem vollen von 22, Rthirn. 
fon ertheilt.iR und in Frage fommt, ob ber Sag richtig abgemefien, 
wieviel Wewerbefteuer in Folge der Ausdehnung naczugahlen if. 

diereuf würde der Ausbehnungsvermerf, fofern nicht ein Fall der zufeht 
Art vorliegt, von ber Abth. des I. allein auegefertigt werben fönmen, 


1) Vergl das C. K. v. 14. Nov. 1838 zum Aut: des Megul. 
2) Vergl, das R. d. 2%. Wug, 1034 (M-ANÜLSSO.) zum 5.18 
oben ©. WI. R 2 
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‚Bällen aber von der Abth. des J in Bemeinfhaft mit der abth. für die 
ge dir. Steuerh xx. oder don ber Reg. als Plenum zu vollziehen fein. Ce 
da ber Gegenſtand nicht ſchwierig if, und let einer ſchieunigen Börs 
ebarf, genügen, wenn bort, wie e6 bei den anderem Reg. geſchicht, Ein 
© mit der Bearbeitung biefer Sachen beauftragt, und ber Ausbehnungsvers 
der Unterfchrift dr der beiden Abth, welche in dieſen Fallen ſowohl 
eit als das fieuerliche Intereffe wahrzunehmen hat, ausgefertigt wird, 
amsnahmsweife werben in einzelnen Fällen Zweifel entftehen, bie dann 
frag im der betr. Abth. ober im Pleno und zum Beſchiuffe des Kollegli 


n jeben werben. 
E14 d. 1. 8. 1842 9. 286. Rr. 394.) 


Was indbef. die Ausdehnung ber von den Prov.⸗RKegierungen 
im Gewerbefcheine auf den Berliner Kommunal» Bezirk betrifft, 
rüber ergangen: 

b ver 8. Min. des H. (v. Bülow) u. des I. u. d. P. (v. Schuc- 
) v. 6. Nov. 1822 an den Mag. zu Berlin. 












1 


M fermer auch der von dem Mag. aufgefellten Behauptung, daß in ber Mes 
jergiehenber Hewerbsbetrieb mit den überall zum Verkauf geftellten Waa⸗ 
che müglich fei, nicht widerfprochen wird, fo kann dies body feine Befug⸗ 
e Dies begründen, die Beurtheilung über die Zufälfigfeit der Ausdehnung 


fie von ber Meg. zu Potsdam oder von einer andern Meg. ertheilte, ober 
en Bezirk ausgebehnte, Gewerbefceine, in fofern bafür die volle Steuer 
worden iſt, auch für den Hiefigen Rommunalbezirk, jedoch nur dann gels 
en. das hieige Bol.» Bräflbium, weldes in diefer Beziehung ganz in die 
mäßigen Befugniſſe der I. Abth. der vormaligen hiefigen Meg. ges 
if, die Ausdehnung geftattet und bies unter dem Gewerbeſchelne bes 
ft hat. 


hat . 
denmächft das K. Fin.⸗Min. die Ausfertigung der Gewerbeſcheine dem 
der Aufforderung yur genauen Prüfung der Zuläffigfeit, übertragen Kat, 
Mag., wie hier zur Vefeitigung jedes feruern diesfäligen Mißverländs 
wird, daraus feineswege ein Recht herleiten, die Frage über bie Zus 
it der Ertheilumg der Bauſir-Gewerbeſcheine zu feiner Kognition zu 
4 findet vielmehr basjenige, was oben wegen der Ausdehnung fchon 
Gewerbefceine vorgeſchrieben worden it, ebenfalls dahin Anwendung, 
4. feinen Gewerbefchein aushändigen darf, bevor nicht das Ken je Pol.⸗ 
dem betr. Gewerbetreibenden bie fhriftlihe Grlaubniß zum —* des 
gegen Löfung des Gewerbeſcheines ertheilt Hat. If aber biefe Er 
il werd ann ber Mag. den Gewerbeſchein gegen Entrichtung der 
ser nicht vi 
Siefige Boli Peafdium iſt übrigens in Beziehung auf den Inhalt bes 
m an ben Mag. erlafienen Schreibens v. 17. März d. I. nach Maaßgabe 
mden Bekimmungen inſtruirt worden. 





L 1024 — 4. 78.) 
ae & Win. des 6. (u. Bülow), des I. u. d. P. (0. Shudwam) 





fandt werden fol, um resp. die Ausdehnung auf den Gewerbeſch 
der Grgänzumgefteuer, wo diefe zu berichtigen ift, fonft aber fofort 
den Gewerbefchein auszufertigen. Hiernach werden. dem K. Poliz 
tilfatorien über, ven den Din. verfügte Ausbehnungen von G 
Berlin, oder auf die Hauptflabt ſich erſtr ckenden General:Konzeffi 
zugeben, und fodann von demſelben der Bewerbefteuer : Deput. 
legen fein x. 

Dem armäß finp der Mag. und die Gewerbeſteuer⸗Dep. ang 

(u. VIIL 1158. — 4. 115.) 


B. Innerhalb des Gränzzollbezirks darf überbau 
im Umberziehen betrieben werden, wenn nicht der Gewerbeſ 
die Erlaubniß dazu ertheilt. 


Dazu: 


1) Ueber die Ausnahme hiervon in Betreff ver $ 
Sandlungsreifenden, vergl. die 8. O. v. 11. Su 


2) Die Zoll⸗Ordn. v. 23. Ian. 1838 beſtimmt im $. 

Sauflrgewerbe dürfen im Graͤnzbezirke nur mit befonderer Er 
denjenigen Beichränfungen betrieben werben, welde zum Zwede t 
reits beftehen oder noch weiter angeorbnet werben. 

Auf Material: und Spezereiwaaren, auf Wein, Branntwein 
Art, fowie auf Zeuge, die aus Baumwolle, Seide oder Wolle, € 
miſchung mit anderen Stoffen, gefertigt find, foll fih die Crlaub 

(8. ©. 1838 ©. 64.) 

3) Ueber die hiernach für den Hauſirhandel im Grär 
wendung gelangenden Vorfchriften find folgende Publik. einze 
erlaſſen: 

a) Rublik. der K. Meg. zu Trier, v. 22. Juni 1825. 


In Gemäßheit des dur die K. O. v. 21. Mai 1824 genef 
Min. des H., des 3: u. d. P. u. d. F. über den Gewerbebetriet 
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Das Umberreifen mit Waaren⸗Muſtern, um Maaren:Beftellungen zu fuchen; 

Das Gewerbe umherziehender Muſitker und die übrigen $. 18. des Regul. v. 

ZB. Uyril 1824 bezeichneten Gewerbe, welche blos Schauftellungen zum @egens 
@ ® . 


ben; 
Handel mit Getreide, Sämereien und allen in den erſten Abtheilungen ber 
gs⸗Rolle vom 19. Roveniber 1824 benannten Lebensmitteln, naments 
Gier, frifche Fiſche und Krebfe, friihe Gartengewächle, Geflügel, kleines 
et aller Art, Hefen oder Baͤrme, Milch und frifches Obſt; 
- ferner die Gewerbe 
Scheerenſchleifer; e) der Topfbinder; f) der Kefielflider; g) Ziegelofenfeher; 
$) der Sammler von Aſche, Harz und Schwämmen; und i) der Händler wit 
felben Gegenflünden. 
in dieſer Abtheilung bezeichneten Gewerbe find feiner Steuer Kontrole 
ns. Gie fönnen aljo, vermöge der in dem Gewerbefhein ausgedrückten 
miß auch in den Bränz-VBezirken unter benfelben Bedingungen wie an andern 
? Betrieben werben. 

3 Zur 2ten Abtheilung gehört der Handel im Umherziehen: 
J mit irdenen Pfeifen; b) mit Borften; c) mit Fellen; d) mit Hänten; e) mit 
sig; f) wit Wade; g) mit Wallrat; h) mit Glas (gemeines); i) mit Kalt; 
mit Gips; 1) mit Steinfoblen; m) mit Sypsfiguren; n) mit Hanf; o) mit 
haaren; p) mit Theer; q) mit Wagenfhmier; r) mit Brennöl; s) mit 
hnürriemen und Gtiefelwichle; t) mit Baft und Stroh: Matten; u) mit 

tfReinen und Schiefertafeln, v) mit Bettfedern; w) mit groben Holzwaaren, 
: grobe Dredyelers und Böttchers, Korbflechter⸗, Tifchlers und alle rohe ober 

gehobelte Holzwaaren, Wayen-Arbeiten und Werkzeuge von Holz; x) mit 
ben Bürftenbinderwaaren ; y) mit Knochen: und Leberabfällen, z) mit Wache: 
ren; aa) mit Sieben, Hecheln und Mäuſefallen; bb) mit Schreibfebern; 

mit Filzſchuhen; dd) mit Holzfohlen; ee) mit papienen Schachteln; 
J mit Flachs; gg) mit gemeinen Töpferwaren, liefen, Schmelztiegein; hh) 
Lumpen; u) mit Vieh; kk) mit Kupferſtichen; 11) mit Landkarten; mm) mit 
iſchen Inſtrumenten; nn) mit Barometern und Thermometern ; 00) mit gemeis 
m Zeiler: und andern Hanfwaaren. 
sfonen, welche mit diefen Waaren vermöge ber im Gewerbeicheine enthaltenen 
ß im Graͤnzbezirk hauſiren wollen, haben ſich fogleid bei ihrem Gintritt in 
bei tem näcften Steuer: undZoll:Amte mit einem Legitimationsfchein zu 
in weldhem bie Battung und Menge der Maaren, der Meg, welden fe 
wollen, und die Zeit des Aufenthalts bemerkt wird. 

Diefem Legitimationsfchein haben fie fi demnady über ben Transport der 
bei jedem zur Nachfrage befugten Beamten oder Gensb’armen auszumeifen 
in dem 6. 8. der ZollsOrbnung beftimmten Transportitunden genau eins 














= 


4 Die Händler mit Vieh, mit irdnen Pfeiſen, mit Lumpen, mit optifchen 
Menten, Barometern und Thermometern, müflen überdies die Begenftände ihres 
welche fie bei ſich führen, nebft dem Legitimationsfchein bei jedem Zoll: 
sAmte im Graͤnzbezirk zur Anficht ftellen, damit dies Amt fih von der 
ung überzeuge, und die Menge des Vorhandenen auf dem Legitimas 
emerke. 


Sumipenfammier haben ſich bei dieſer Meldung im Fall des Minder⸗Be⸗ 
‚gegen ven Inhalt des Legitimationsfcheins über den Abgang gehörig aus: 


5. In die dritte Abtheilung gehört der Hanbel im Umherzieben: 
it Wolle; b) mit Schuhen; c) mit Leder; d) mit Fleiſch; e) mit Garn, 
zu und Band von Leinen; f) mit Leinwänd, Zwillich und Drillich, gebleicht 
b ungebleiht, einfarbig und bunt, auch leinenen Strümpfen; g) mit Garn 
ss Wolle; bh) mit groben Blech und Gifenwaaren aus geſchmiedetem Wifen. 
Jenblech, Stahl und Wijendraht, die nicht zu den kurzen Waaren gehören; 
sit Lihten und Seife; k) mit Papier; I) mit Yayanze, Steingut, weißen 
zellan; m) mit Megen: und Sonnenfhirmen; n) mit groben Rupferwaaren, 
wicht zu den kurzen Waaren gehören. 
dem Handel mit diefen Gegenfländen im Gränz:Bezirl haben die Gewerbe: 
a nicht mur die oben im 6.3. enthaltenen Vorfchriften zu befolgen, fondern 
ı and bie Waaren vor bem Gintritt in den Gränzbezirk duch ein Yol- 
‚nersBtent unter vohfiknbig fichern Bleis oder Siegels'Berichluß gelegt wordhen. 
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Sie dürfen ferner im Graͤnzbezirk nur in folden verjchloffenen Packtien 
und diefe Padete nur durch ein Zoll-Amt eröffnet und zerlegt, alsdam ab 
diefes Amt für den Meiter-Transport auf's Neue unter Siegel⸗ ober Biest 
geftellt werden. — 

Diejenigen Gegenſtände, welche fih in Pakete ihrer Beſchaffenheit nsı 
wohl bringen laflen, werden einzeln, mit wohl daran befefligtem Lad eder Bi 
verſehen. Namentlich werden die Negens und Sonnenfchirme mit einem Fol 
ogen, und deſſen Enden auf ein untergelegtes Papier mit dem Dienffieg 

egelt. 

Für die Verbleiung hat ter Haufirer die geſetzliche Gebühr zu zahlen, 
Berfiegelurg das Material zu liefern. 

$. 6. Mit allen andern, als den vorhin in den 88.2, 3. und 5. 
Gegenfländen, insbefondere mit den im Geſetz vom 30. Mai 1820 $. 
Haufirhandel überhaupt ausgeſchloſſenen Waaren und mit ben groben kurzen! 
iR der Hauſirhandel im Gränzbezirk unbedingt verboten. 

$. 7. Wer die 66. 3., 4. und 5. vorgefchriebenen Steuer-Konteol-Ma 
nicht gehörig erfüllt, verfällt, gemäß den 66. 17. und 123. der Zoll-Drbnm 
der in die durch den $. 111. ciseq. derfelben Ordunng beſtimmten Etrafe 
wem ber im $. 124. nachgelaſſene Beweis geführt wird, in bie dort beſtinn 
nungsftrafe von Ginem bis Zehn Thalern. 

$. 8. Die in ben vorftehenden 88. angezogenen Borfchriften ber Zoll u 
brauchsſteuer⸗Ordnung vom 26. Mai 1818 in specie die $$. 8., 17., 111.1 
inclus., 123, und 124.; jo wie aus der V. wegen der Grhebungsrolle der ! 
und wegen Groäuzung der Zoll-Ordnung v. 19. Nov. 1824 zu $. 124, 
durch den am Edylufie Hinzugefügten Abdrud neuerdings in Erinnernng geb 

$. 9, Die Herren Landräthe und Bürgermeiſter werben hierdurch ned 
ders angewiefen, biefe Verſchriften zur größmöglichſten Publizität zu bri 
insbefondere diejenigen Perſonen, welche ein umberziehendes Gewerbe betrei 
den Gewerbeihein nachſuchen, von Anıtewegen baranf zu verweiſen. 

In den Anträgen auf Ertheilung von Gewerbeſcheinen haben die Het 
räthe zugleich zu bemerken, cb die Haufirer den Handel auch im Branzh 
treiben wollen. 

$. 10. Degen der für diefes Jahr bereits ausgefertigten Gewerbeſchä 
beftimmt, daß ſolche von den Landräthen gefammelt, und mittelft Berichts 
traͤglichen Ausfertigung ber Grlaubeiß zum Handel im Gränzbezirk einge 
den follen. 

(N. IX. 728. — 3, 136.) 


b) Nublif. der K. Neg. zu Oppeln, v. 9. Aug. 1826. 


Menn auc der umherziehende Handel mit Vieh im Gränz-Bezirk and 
unterfagt ift, und nicht geftattet werden tarf; fo Föonnen doch Viehhaͤndlet 
Srtfchaften des Gränz-Bezirks Etatt findenten, ſchon längft beftandenen ! 
lihen Viehmärfte zum reiv. Gin: und Verkauf des Viehes befuchen. 

Um jeded den Verkehr auf dernl. Märkten in Ordnung und das Ba 
umherziehenden Handels mit Vieh im Graänz-Bezirk aufrecht zu erhalten, 
Anordnung höheren Orts genehmigt werden: 

daß bie Viehhaͤndler auf das nach folgen Märktplägen im Gräng-Bezid 
zum Auftrieb, als auch zum Abtrieb beftimmte Vieh durch amtliche & 
tions-Scheine — in weldhen die im Gränz: Bezirk zu paſſit 
Etraßen, die Zeit der Gültigfeit und Zahl und Gattıl 
Viehes und der nächſte Beſtimmunge-Ort deutlich zub 
ift, jederzeit gelöit werden müſſen, und es bleibt den Viehhaändlern 
licher Strafe unterfagt, bei dem Durchtrieb durch den Granz-Bejirh, 
felben felbf weder Vieh einzukaufen noch zu verfaufen. 

(a. X. 818. — 3. 147.) 


c) Publif. der K. Meg. zu Oppeln v. 5. Sept. 1833. 


Nach dem Haufir-Regul. v. 28. April 1824 ift der umherziehendt 
betrieb im Grängzollbezirf nur ausnahmeweife geftattet. Bei diefer 










1) Die in Bezug genonmenen Borfchriften Mind bier nicht mit 
an deren Stelle die betr. Betimmunam ver Zall-Drdn. v. 23 
(f. in Thl. X. des Wertes, Steurrgeirngrhung) arıreiun Tuih. 
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nerhin fein Bewenden; allein im Einverftändniß mit dem Hrn. Prov.⸗Steuer⸗ 
igeleben bringen wir hiermit die Waaren und Gegenſtände zur öffents 
ntniß, mit denen Inländern ein Sewerbebetrieb im Umherziehen zu ge: 
am Kontrolen die Gewerbetreibenden dabei unterworfen und fie genau 
ı haben. 

Im Graͤnzzollbezirk zerfällt der umherziehende Gewerbebetrieb, nach Ber: 
: ber Gegenflände, in drei Abtheilungen. 

Zur erſten Abtheilung gehören: 
Amherreiſen mit Waarenmuftern, um Beitellungen zu fuchen ; 
Berwerbe umherziehender Mufitanten, und die übrigen im $. 18. des Hauflrs 
Lv. 28. April 1824 benannten Gewerbe, welde blos Schauftellungen zum 
aftande haben ; 
yandel mit Giern, friſchen Fiſchen, Krebfen, ſriſchen Gartengewäcfen, Ge⸗ 

Kartoffeln, Rüben, mit Brennholz, Nutzholz, Beſen, Mild, friſchem 
. Bladıs, Hanf, Theer, Beh, Kienruß, kleinem Wildpret aller Art, Bögeln 
mit lebendigen Thieren, fiir welde fein SteuersTarifjag ausgeworfen iſt; 
ewerbe: ‘ 

1) der Afchenfammler; 
2) der Scheerenfdleifer; 

3) der Siebmader; 

4) der Leinflapperer; 

5) der Topfbinder; 

6) der Ziegelofenfeher; 

7) der Keſſelſſicker und 

8) der Zinngiefer. 
in dieſer Abtheilung benannten Gewerbe find keiner Steuer⸗Kontrole unters 
Sie fönnen alfo, wenn die Erlaubniß dazu im Gewerbeſchein ausdrücklich 
weben if, auch im dem Gränzbezirf unter denfelben Bebingungen wie an 
Yeten betrieben werben. 
, Zur zweiten Abtheilung gehört der Handel im Umberziehen mit: 
bereien und Hülfenfrüchten ; 
m Leinen⸗Garn; 

Pfeifen, Schleifſteinen und Sciefertafeln: 
iemen und Stiefelwichſe; 

Strohmatten und Bettfedern; 

Holzwaaren, als grobe Böttcher⸗, Drechsler, Tiſchler⸗, Korbfledhter: und 
swohen oder bloß gehobelten Holziwaaren, Wagenarbeiten und Werkzeugen 











ol3; 

Bürftenbinvderwaaren, Screidfedern, Knochen‘, Zeberabfüllen und ge: 

Töpferwaaren; " 

guren, Sieben, Hecheln und Maujefallen, papiernen Schachteln, Kupfers 

; Gypefiguren, Gyps und Kalf; - 

und Steinfohlen; 

Zellen, Borften und Roßhaaren; 

fein, gemeinen Seiler: und anderen Hanfwaaren; 

Wachs und Wallrath; 

aft und Harzſchwamm; 

fhen SInftrumenten, Barometern und Thermometern. 

ſonen, weldye mit dieſen Waaren, vermöge der ihnen im Gewerbefchein 

Tlaubniß, im Graͤnzbezirk umberziehend handeln wollen, müffen fid fo: 

er frz vor ihrem Eintritt in den Graͤnzbezirk bei dem naͤchſten Zoll⸗ 

me oder außerhalb bes Graͤnzbezirks bei der zur Ertheilung von Legi⸗ 
en vorhandenen Stelle mit einem Legitimationefchein verfehen, in 

ie Menge und Gattung der Waaren, ber Weg, welchen die Gewerbetrei⸗ 

men wollen, und die Zeit des Aufenthalts bemerkt wird. 

tefen Legitimationsfcheinen müflen fie ji über den Transport der Waaren 
Machfrage befugten Beamten oder Gensdarmen ausweifen und die Im 

Gdorbnumg beftimmten Transportftunden genau einhalten. 

Stunden find in den Monaten Jan. Febr., Okt. Nov. und Dec. von 

zgens bis 6 Uhr Abende, in den Monaten März, April, Aug. und Sept. 

orgene bie 8 Uhr Abende, und in den Monaten Mai, Juni, Zuli 

Morgens bie 40 Uhr Abends. 

Bi 


9 biefer Zagesunben findet mar eine Ausnahme takt, wern 
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im anferorbentlihen Fällen die Erlaubniß bes betr. Hauptzoll⸗ ober 
erfter Klafie, foweit bies zur Abfertigung der Maarens Transporte befugt 
Ueberichreitung der Binnen-Linie ertheilt wird. 

In diese Crlaubniß muß der Waarenführer bie Waaren felbf, bie 
die Zeit, für welche ſolche gilt, benannt werben. 

.4. Die Händler mit Häuten, Zellen, Roßkaaren und Lumpen ı 
dies die Gegenſtaͤnde ihres Handels, welche fle bei ich führen, nebſt da 
tions:Schein, bei jedem Zoll» oder Steueramte im Grängberirf zur Au 
aud) im alle des Minderbefundes gegen den Inhalt des Zegitimationsst 
über den Abgang gehörig ausweifen, damit fit) das Amt von ber Lieber 
mit dem Legitimationsfcein überzeugen und darauf die vorhandene Q 
Waaren bemerken fann. 

$. 3. In die dritte Abiheilung gehört ber Haufichandel mit 

a) leinen Band, Zwim und Etrümpfen; 

b) wollenen Garn; 

c) groben Blech und inländifhen, mit einem Yabrifzeichen verfehenen | 
aus geichmiedetem Gifen, Gijenbledh, Stahl: und Gifendrath, die ı 
Abtheilungen II. Nr. 6. d. 3., Nr. 19. e. und Nr. 20. der Erhebung 
Oktbr. 1831 genannten Waaren gehören; 

d) Steingut, Fayanze und grobem weißen Porzellan, und 

e) mit Butter, Käfe und Wolle. 
Die Berfonen, welche in ihrem Gewerbefchein die Erfaubniß erhalten, 

Gegenftänden auch im Gränzbezirt hauſirend zu handeln, Haben nicht = 
$. 3. enthaltenen Vorſchriften zu befolgen, fondern es müflen auch die ! 
dem Gintritt in den Graͤnzbezirk durch ein Zoll: ober Steueramt unter 
fihern Bleis oder Siegelverichluß gelegt werden. Sie bürfen ferner im | 
nur in ſolchen verfchloffenen Paketen geführt, und die Pakete nur durch 
geöffnet und zerlegt werben, alsdann aber wird durch biefes Amt das Ba 
weiten Transport aufs Neue unter Stegel: oder Bleiverſchluß geftellt w 

Diejenigen Gegenftände, welche fid nad ihrer Beichaffenhrit nicht wol 
bringen lafien, werden, 3. B. Senien, Sicheln, Yutterfchneiden, einzeln 
bejeftigten Lac: oder Bleifiegeln verjehen. 

Für die Verbleiung hat der Haufirer tie gefeplihe Gebühr, nämli 
für das Blei zu zahlen, zur Verfiegelung aber das Material felbit zu lü 

$. 6. Mit allen andern als den in den $$. 2., 3. und 5. genannt 
befondere mit den im $. 38. des Gewerbeſteuer-G. v. 30. Mai 1820 v 
handel überhaupt ausgeichloffenen Gegenſtänden, if der Handels: und &aı 
im Umperziehen im Gränzbezirke unbedingt verboten. 

8. 7. Wer die in den 66. 3. 4. und 5. vorgefchriebenen Steuer! 
dingungen nicht gehörig erfüllt, verfällt gemäß den 88. 17. und 123. be 
v. 26. Mai 1818 entweder in die, turh den 8. 111. der legtern und | 
flimmten Strafen, oder wenn der durch den $. 124. der Zollordn. n 
Beweis geführt wird, in die dort beftimmte Ordnungsſtraſe ven 1 bie 

$. 8. Um aber die vorftehend angezogenen Vorſchriften der Jollerd 
in Grinnerung zu bringen, haben wir diefelben hierunter abdrucken laflen, 
die Landräthe und die betr. Magiiträte an, biefelben zur größtmöglicdften 
feit zu bringen, und insbejondere diejenigen Perſonen, welche ein uml 
Gewerbe betreiben, oder einen Gewerbeſchein mit Ginihluß des Granzb 
fuchen, von Amtswegen darauf zu verweifen. 

(N. XVII. 625. — 3. 38.) 


4) C. A. der K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. ( 
leben) v. 11. Dec. 1838 an ſämmtl. K. Neg. und Prov.⸗Siteun 
fowie an das 8. Bol. Bräf. und Gewerbe-Steueramt in Berlü 
läfjigfeit der Ertbeilung von ®ewerbefcheinen zum gleichzeitigen Hu 
innerhalb und außerhalb des Gränzbezirks. 


Mie hier befannt geworden, haben einige Reg. in den von ihnen ai 
werbefcheinen und Ausdehnungs-Vermerken bisher geftattet, daß dieſelbe 
1) mit Gegenftänden, mit welchen nad den im Betracht ber örtlichen | 
erlafienen Beitimmungen im Gränzbezirfe nicht Baufirt werben b 
Haufichandel außerhalb des Gröwabezieks betreiben und gleidzeiti 

3) mit andern Gegmänden, mit denen vr Konirumnhel tunehald M 
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erfahren Tann für angemeflen nicht erachtet werden, indem es dem Gewerbe: 
mber die Umgehung ber den Haufir- Verkehr im Gränzbezirfe beichränfenden 
ften erleichtert, wenn bemfelben burd den Gewerbeſchein geftattet wird, bie 
ı Haufirverfehr im Graͤnzbezirke ausgefchloffenen Segenitände bis zum Gränz: 
Der ſelbſt noch in dieſem mitzuführen. 

E. Reg. wird daher angewiefen, fünftig weder durch Griheilung, noch durch 
ung von Gewerbeicheinen zu geftatten, daß Berfonen die lediglich ober auch 
ı Theil, mit folhen Gegenftänden im Binnenlande haufiren, welde für Ihr 
son dem Hauflr-Berfehr im Graͤnzbezirke ausgefchloffen find, einen Hauflr: 
irgend einer Art im Gränzbezirfe betreiben. 

FRI. 1005. — 4. 149.) 


Sun 6. 22. des Negulativs. 


, Auf den Brund des Gewerbeſcheines darf der Inhaber die barin 
en Gewerbe, jedoch nur in den darin beftimmten Bränzen, nicht allein 
hr⸗ und Wochenmärkten, fonvdern auch außer denſelben treiben, 
falls aber nur: 


den nad) der Beilage B. des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes v. 30. Mai 
1) zur Abth. 1. gehörigen Ortſchaften acht Tage lang, 

den zur Abth. II. gehörigen vier Tage lang, 
zur Abıb. II. gehörigen zwei Tage lang, und | 

den ge Abıh. IV. gehörigen Kleinen Städten, Flecken und Dörfern 
en Tag lang. 


us 
® 


I. der K. Min. des J. (v. Schuckmann) u. d. F. (v. Motz) v. 14. 

an die K. Reg. zu N. Der Gewerbeſchein giebt nicht blos das 
WMaaren außzutragen, fondern audy, diefelben auf Maͤrk⸗ 
Berfauf auszulegen. 


6. 136. des ©. v. 7. Sept. 1811 und der $. 1. des Regnl. v. 28. 
fegen nur feſt. daß Kaufleute, Kabrifanten un? Handwerker, welche mit 
Jahrmärkte beziehen, und fie bafelbit in offenen Buden oder Laden 
fein Gewerbe im Umbherziehen betreiben, und feines Geweirbeſcheins be⸗ 
aber biefenigen einen Gewerbeſchein löſen müſſen, welche eigene ober 
nifle von einem Orte zum anderen herumführen und auf offenen 
8 Safthöfen oder in Brivathäufern umherziehend feil bieten. 
Ddieſen Beſtimmungen die Folgerung zu ziehen, daß die Inhaber eines Ge⸗ 
auf den Märkten ihre Waaren nicht zum Verkauf auslegen, fondern nur 
dürfert, ift offenbar logiſch unrichtig. Das Mefultat des gefolgerten un: 
give würde fein, daß der Handwerker, der, um feirien Nbfag noch über 
kehr auszubehnen, einen Gewerbeſchein loͤſete, zu feiner Ueberrafhung 
feine Abficht von dem Markwerkehr felbft ausgefchloffen fände. 


nach $. 22. des Regul. der Inhaber des Gewerbeſcheins das darin ge 


®, 

nicht allein auf Jahr⸗ und Wochenmaͤrkten, 

außer benfelben treiben darf, fo ift ihm dadurch nicht bloß das Umher⸗ 
Waaren zur Jahr: und Wochenmarkts-Zeit, fondern berfelbe Verkehr 
en freigelaflen, der jedem Verkäufer auf Jahr: und Modenmärften 
Es if andy Weder zufammenhängend nod begründet, was die NR. Meg. 
3 Der. darüber anführt, daß es zum Schugte der ſtädtiſchen mit 
| egenftänden handelnden Bewerbetreibenden wünfchenswerth fet, den 
morteten Grundfag beizubehalten. 

ſelben Argumenten würde man vertheidigen müflen, daß gar fein Jahr⸗ 
Irithandel u geftatten fei. ’ dig ß J ai 
ber gar nicht abzufehen, weshalb ber Haufirer, der 12 Thlr. Gewerbes 

























I Diefe Beilage in Ab. I. ©. 109, 
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ftener zahlen muß, fobald er von Jahrmarkt zu Jahrmarkt ziehen 
für den Rädtifhen Handel fein foll, als gewöhnlihe Händler ober 
fobald fie wenig in ihrem Wohnorte und hauptfädlih nur ayf. 
dein, felten über den Mittelfag werben befteuert werben, der in bei 
Reuer-Abtheilung für den Händler 2 Thlr., für den Handwerker 4 

Was die K. Reg. zur Rechtfertigung des gebrauchten Aue 
anführt, iſt nicht verfländlih. Es jcheint das Allegat der 66. 2. | 
ein Schreibfehler für Nr. 2. bis 6. des 6. 14. zu fein; aber auch 
iR der Ausdruck: „Krämer“ weder dem Sprachgebrauch noch dem 
hinlangliche Unterſcheidung der verfchiedenen Arten des Ganbels, i 
nach, und fein Gegenſatz gegen den Biltualienhandel und gegen bi 
in Rr. 1. des $. 14. des Regul. benannten @egenfländen, wie d 
„Butterfram, Käfelram“ hinlaͤnglich beweifen. u 

Der Unterfchieb zwifchen dem Umhertragen der Baaren auf J 
märften, das auch den Hauftrern frei fliehen folle, umd dem Ausle 
Feilbieten auf einen: feſten Plabe auf folden Märkten, das ihnen 
foffe, iR Hiernady dem Heguf: v. 28. April 1824 emigegen. Di 
a ieen, Ihre diesfällige Bekanntmachung allerdings g 


gen. . 
(m. XI, 765. — 3. 108.) 


7 R. der 8. Min. d. F. (dv. Rabe) u. far 0. ®. u. 
reich) v. 11. März 1850 an die K. Reg. zu N. Der Inh 
Gewerbeſcheins zum Handel im Umbersiehen iſt zur zeitw 
von Waarenlägern in Bafthöfen oder fonfligen Lokalen außer 
orts bereihtiget. 

. Auf den Ber. v. 11. Febr. d. 3. in Betreff der Auslegu 
Hauſfir⸗Regul. v. 28. April 1824 wird der K. Reg. eröffnet, da 
benden, welche mit einem Gewerbeicheine zum Handel Um! 
find, auf rund des $. 2. des genannten Regul. unbedenklich zu 
Gewerbe in der Art zu betreiben, daß fie außerhalb ihres Wohnor 
Waaren in Ganhöfen oder fonftigen Lofalen aufftelen und das 
Umherſendung von Karten, durch öffentliche Anfchläge, Anzeigen in 
ober dur Boten 20. zum Beſuch diefer Lokale einladen, fofern d« 
Charakter des zeitweifen Betriebes ‚verloren geht. In leßterer B 
Beftimmungen des $. 22. des Haufir-NRegul. maaßgebend, durch 
polizeibehörben in den Stand gefeßt find, von ihrer Befugniß, die 

. beftimmten Friften, während deren einem Haufirer der Aufenth 

rte in der Negel nur geflattet ift, zu verlängern, nur in folchem 

zu machen, daß daburd) den am Orte anfäßigen Gewerbetreibenden 
gegründeten Beſchwerden gegeben wird. 
(Min. Bi. 1850 ©. 73. Nr. 87.) 


B. Die Ortd-PolizeisBehörden fünnen dieſe Briften ( 
fonderen Gründen verlängern und verengen. 

Es müffen aber bis zur nächflen Wiederfehr des Ha 
nämlichen Orte mindeflend vier Wochen verftrichen fein. _ 


Dazu: 


1) R. des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler), v. 13. 
die K. Reg. in Erfurt. | 

Im GEinverftändniffe mit der, in dem Ber. v. 29. v. M. entr 
Betreff des Gewerbebetriebes der umherziehenden Schaufpieler, $ 
führer ꝛc, wird der K. Neg. hierdurch eröffnet, daß die Beſchränki 
neral: oder Spezial:Konzeifionen zum Betriebe eines Gewerbes im 
fehenen Individuen überall lediglich nad den Vorjchriften bes AU 
ten Regul. v. 28. April 1824, namentlidy nad ber Feſtſetzung de 
ben, zu beurtheilen find. Es iſt daher nicht zuläffig, dergl. Gm 
ferner den durch frühere, jenem Regul vorhergegangene Min.sRefi 
befondern Beicräntungen zu unterwerfen. 

(9. XII. 5837. — %. 160) 
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Der in Bezug genommene Bericht der K. Meg. zu Erfurt v. 209. Mai 
3 lantet dahin: 

ch den beftehenten Borfchriften ſteht feſt, daß alle diejenigen, melde öffent: 
orftellungen geben wollen, jeien es Schauſpieler, Equilibriſten, Darionetten: 
E ober Teiche Berfonen, welche Kunſt- oder Natur: Seltenheiten zur Schau aus: 
‚ zuvor bie Genehmigung der Orte : Polizei: Behörde nachſuchen und erhalten 
‚ mmüften. wenn fie auch bereits eine (Heneral: Konzejlien erhalten haben, oder 
Erlaubniß ter Regierung für ben betr. Neg.: Bezirk verſehen find. 

dieſe Morfchrift eben je zweckmäßig als nothwendig iſt, ſo fann body) 
Orts⸗VPolizei⸗Behorden gegebene Befugniß, wie wir jept die Erfahrung zu 
Gelegenheit gehabt haben, dahin ausarten, daß, wenn gleich unjerer Seite, 
ung des Hauſfir⸗ und Gewerbeſcheines an Perfonen dieſer Art mit aller 
ſowohl in Beziehung anf die Qualifitation, ale mit Berücfichtigung der 
betehenven Zahl ähnlicher Gewerbetreibender, verfahren mird, dergl. Perſonen, 
Magiſtraͤten in den einzelnen Städten die Grlaubnif ohne zureichenden 
verſagt wirt daß es vielmehr darauf anzukommen fcheint, ob der Dirigent 
agiftrats oder deffen Mitglieder Liebhaber von Schaufpielen, oder gynma⸗ 
Künften. Tajchenipielern oder andern Küniten oder von Kunfl: oder Natur: 
iten find, und daß der einen biefer Perfonen bie Erlaubniß auf elite vers 
Zeit ertheilt, andern Perjonen aber verfagt wird. Dadurch entiteht aber eine 
Berrüdung dieſer Gewerbetreibenden, indem fie von ber Megierung die Er: 
erhalten, und bie Semerbeiteuer fir den Haufirichein bezahlt baben, dem⸗ 
von ben einzelnen Magitträren derjenigen Orte, wo fie ihr Gewerbe 
- wolfen, zurüdgemwiefen wertet, und vergeblich von einer Stadt zur andern 
müflen. 

Baben in vorfommenden Füllen tergl. Magiſträte auf ben $. 22. des 
y. 28. Avril 1824 verwiejen, und ihnen zu erkennen gegeben, daß inner: 
darin beilimmten Zeitraumes ſolchen mit Haufiricheinen verfehenen Gewerbe: 
die Erlaubniß nicht verfagt werten dürfe, und daß, wenn aud ber Orts: 
hoͤrde nachgelaflen jei, Diele Friſten ans bejendern Gründen zu verlängern 
engen, body für den legten Fall der vorgeſchützte Grund, daß nicht lange 
ice öffentliche Vorjtellungen itatt gefunden haben, und daß dadurch dem 
yu viel Selegenheit zu Ausgaben gegeben werde, nicht für einen biejer 
g Grunde zu achten jei, indem folcher eine zu große und nicht zur rechtfertis 
ormundung des Publikums enthielte, vielmehr nur der eigenen Beurthei⸗ 
Bewerbetreibenden ũberlaſſen werben mitte, cb er bei jeinen Vorſtellungen 
ng zu finden hoffe, fo wie jedem aus tem Publikum, ob er jene Bor: 
beiuchen wolle oder nidt, und es auch von jedem Hausherren abhange, 
dern, Befellen, ober Gefinde, wenn er es feinem Hausſtande nadıtheilig 
Erlaubniß zum Beſuch von dergleihen VBorftellungen zu verfagen. 
hat indeſſen hierauf ein May. angefragt, ch die von Ew. (rec. früher er: 
Beſtimmungen v. 9. Sept. 1816, 2. März 1818 und 6. Mai 1820, ale 
zu betrachten feien, wonach der Orts: Polizei: Behörde geftattet ift, 
iß zu Borflellungen den mit General: Konzeifionen veriehenen Perſonen 
‚ wenn eiwa die furz vorher jtatt gehabte Anweſenheit ähnlicher Künfller, 
Küdficht auf die öfonomijchen und ſittlichen Verhältniite des Orts folces 
‚machen. , 
glauben hierumter nicht für uns entjcheiden zu können, find jedoch der 
daß durch den $. 22. des Haufir-Megul. v. 28. April 1824 die nicht zu 

früheren Anomalien, wonach die Regierung oder eine höhere Staats: 
eine Erlaubniß zu einem Gewerbe im Umherziehen für einen größeren Be: 
te, die aber durch Verſagung der Orts: Behörden ganz verrichtet werden 
Yat ausgeglihen werben follen; daß daher jegt jede Orts-Polizei-Behörde 
einem Gewerbefchein Verfehenen, die Ausübung jeines Gewerbes während 
ejeße vorgefchriebenen Zeit verftatten muß, daß ferner, da die Negierung 
betreibenden, denen fie gegen Erlegung ber Gewerbeiteuer die @rlaubniß 
‚ auch den nöthigen Schuß bei Ausübung ihres Gewerbes gewähren, und, 
icht willkührlich von den Orts: Polizei: Behörden bedrüct werben, verhüten 
e Orts⸗Polizei⸗Behoͤrde nicht geitattet werben darf, aus allgemeinen Grün: 
, daß dem Publikum zu viel Gelegenheit zu Geldausgaben gegeben werde, 

Künnler nicht lange vorher dort geweſen ıc., die rlaubnig für den 
‚ furzen Zeitraum zu veriagen ober zu verengen, weil dieſe allgemeinen 
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Gerlinde blos in den individuellen Anflhten der Magifirats: Witgkieh 
ba beren Richtigkeit nicht Fontrolirt werden kann, zur Willtühr füge 
vielmehr, wenn eine Polizei⸗Behoͤrde die gefepliche Zeit für einem f 
treibenden zu verengen fi bewogen findet, dazu, wie das Gefeg fü 
fondere, d. 5. foezielle Bründe vorhanden fein müflen, ans welden 
Berfahren been genügerber zu rechtfertigen im Stande if. 
itten wir um Beſcheidung liber biefen Gegenſtand. 
m XII. 534. — 2. 149.) 


2) R. des 8. Min. tes I. u. d. P. (v. Schudmann) 
1828 an die 8. Reg. in Sredlanı. 
Auf die Anfrage vom 23. M. — bei 
nad) 6. 22. des Regul. v. 28. Ar 1624, wi ber 8. Meg. der 
Rand betr. Ber. der Brfürter Reg. v. 29. Mai d. J. fewie die » 
unterm 13. Juni d. 3. ergangene Berf. hietbei in Abſchrift augefe, 
zu erfehen, in welcer Art die Sache von der gedachten 
und wis. berfelben dieſerhalb eröffnet werden iſt. 
- Die K. Reg. wirb zugleich darauf aufmerkſam gemacht, daß 
des F. 232. des Regul. v. 28. April 1824 nicht blos auf Schauſp 
Ren, Dufifanten und Thierführer, fondern auf fämmtlihe mit Gew 
jehene Individuen (mit alleiniger Ausnahme der am Schluſſe jen 
edachten Saufirer, fo wie der in der K. O. v. 11. Suni 1826 bi 
eute, deren reiſende Diener und Behülfen) Anwendung findet. 


Die dadurch feſtgeſetzten Aufenthalts⸗Friſten bilden die Regel, 
den Ortsbehörben nachgelaſſen worden ift, die Friſten aus —— 
verkürzen, fo iſt doch eine Abweichung von der Regel immer nur 
* fo weit zulaͤſſig, als ſolche den Umfänben nach fpegiell zu 


Eine genaue Bezeichnung ber einzelnen Falle, in welchen eine 
finden kann, if bei der großen Verſchiedenhelt der, möglicher W 
Umſtaͤnde, füglich nicht zulaͤſſig. Es bedarf berfelben aber auch nic 
wendung jener Beſtimmung ben Ortsbehörben überlaffen iſt. 

Die gedachten Aufenthalts:Friiten find Übrigens ſchon fo beme 
Meg. von ihrem Standpunfte aus nur dahin zu ſehen hat, daß t 
fih nicht durch engherzige Rüͤckfichten verleiten laflen, von ihrer Bef 
angemefienen Gebrauch au machen. 

Die K. Reg. wird in dieſer Berichung auf dasjenige verwiejer 
au ie in ihrem oben gedachten Berichte entwidelt, und womit 

P. fi) einverftanden erklärt hat. Sollte aber die K. Reg. 
Seife und Bebenten haben, jo mag Diefelbe die Spezial-Faäͤlle, 
fheidung Sie ungewiß if, vortragen. 

(A. XII. 1080. — 4. 113. 


3) MR. der K. Min. des I. für & «Ang. (v. Brenn) u. 
vendleben) v. 25 Mai 1837 an die K. Reg. zu Trier. 

Nah $. 22. des Haufir-Regul. v. 28. April 18234 können die 
hörben die darin für den Gewerbebetrieb im Umbherziehen angeorbni 
befondern Gründen verlängern oder abfürzen. 

Daß die Behörden bei Anwendung bdiefer Verſchrift nicht nad 
fahren dürfen, fondern fih vom verfländigen Ermeſſen leiten laſſen 
fi) von felbft, und wenn die Erfahrung zeigen jollte, daß irgendn 
unzwedmäßig verfahren wird, fo it e8 Sache der vorgefehten Reg. 
rige Anwendung der beftehenden Borfchrift Eorge zu tragen. 

Gine Erweiterung tiefer Vorfchrift zu Gunſten der Eifer N 
ordnung ber Min. bedarf es hiernach nicht. 

(8, XXI. 527. — 2. 222.) 


C. Ausgenommen von ber erwähnten Befchränkung fi 
Markttage überhaupt und fodann auch diejenigen Berfonen, ı 
im $. 14. Nr. 1. des Regul. genannten Waaren handeln, in! 
Ort zu jeder Zeit ungehindert beiuchen Thunen, 
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Dazu: 
1) Ueber die Befugniffe ver Haufirhändler in Bezug auf ben Ge⸗ 
Serrieb auf Wochenmärften diöponiren: 


RM. des K. Min. des J. (v. Schumann) v. 4. Sept. 1830 an die K. 
Reg. zu Bromberg. il 


er ©. 22. des Regul. v. 28. April 1824 nimmt „Jahr: und Wochenmärkte“ 
Markitage überhaupt” von der Beichränfung auf eine gewifle Zeitfriſt aus. 
Nusnahme nur für foldye Hauflrer veritehen zu wollen, welche mit ben in bem 
Mr. 1. genannten Gegenftänden handeln, geht aus dem Grunde nicht an, 
fen ſogar ein Mehreres, nämlich: „daß fie jeden Ort zu jeber Zeit unges 
beſuchen fönnen,” in dem gedachten $. zugeftanden wird. 
mod, ift es, wenn man ben Zwed der Verordnung erwägt, nicht zweifelhaft, 
Beiugniß in Anfehung der Mocdenmärkten nur auf ſolche Begenftände ber 
bleiben muß, welche zum gewöhnlichen Marktverkehr gehören. 
diefer Hinficht muß aber der K. Reg. empfohlen werben, die Schranfen”ges 
anzunehmen. Namentlic wide es ſich nicht rechtfertigen laſſen, Haufirende 
yandler zurüdzumeiien, wenn von Gingefeilenen ber Stabt oder Radybar: 
kuwand auf dem Wochenmarkte feil geboten werden darf. 
XIV. 831. — 4. 89.) 


der 8. Min. des J. für G.-Ang. (v. Brenn), de I. u. d. P. 
5 Room) u. d. 8. v. 15. Sept. 1837 an die 8. Meg. zu Branf- 
rk 0. D. 
der Beſtimmung am Schluffe des $. 22. des Hauſir-Regul. v. 28. April 
) weldyer 
migen Perfonen, die mit den im $. 14. Nr. 1. genannten Waaren 
jeln, jeden Ort zu jeder Zeit (und nicht blos nad 4 Wochen feit ihrer 
Anwefenheit) ungehindert follen befuchen können, 
fh aus der Erwaͤhnung der „Markttage“ in demfelben Sage und aus 
m. Zuge der Vorſchrift unter Nr. I. des $ 14. ergiebt, unter den an eben 
elle genannten Maaren folche verftanden, die an dem betr. Orte Gegen⸗ 
Bochenmarft:Berfehrs find. 
je Segenftünde hierher gehören, beftimmt ſich, dem $. 1. des Negul- zus 
h den deshalb geltenden bejonteren Vorſchriften und nad der Orts⸗-Obſer⸗ 
wenn auc der $. 14. Nr. 1. frifche Lebensmittel aller Art und andere 
Land: und Forftwirthichaft, namentlich tie ebendaſelbſt fpeziell bezeich⸗ 
Hante, als zu den Wochenmarkts-Artikeln im Allgemeinen gehörig bes 
® felgt doch daraus nicht, daß alle Produkte des Bodens und der Land⸗ 
irihſchaft ohne Unterichied an allen Orten auf Wocenmärkten feil ge: 
en dürfen. Es find z. B. Wolle, größeres Vieh, nicht an allen Orten 
yab des Wochenmarkt⸗Verkehrs. 
Sandeldmann N. aus Meferis, welcher ſich über die Einſchränkung feines 
herriebes in Zielenzig beichwert, ift nun ter angebogene Gewerbefchein zum 
it coben Brobuften der Land: und Forſtwirthſchaft, ohne Beihranfung auf 
vdukte, die Gegenftand des Wochenmarkt: Verfehrs find, ertheilt. Rad 
die K. Reg. gerichteten Gingabe v. 5. April d. 3. handelt er namentlid 
e, und den Verkehr mit tiefem Nrtifel will die Ortsbehörde zu Zielenzig 
- RPdann gejlatten, wenn feit feiner legten Auweſenheit daſelbſt mindeſtens vier 
serhrichen find. In fo fern Mole, nach den beſtehenden Gebrauce von 
— Bl Oris⸗Ginwohnern, auf den dertigen Wechenmärften nicht feil gehalten 
fe Die Weigerung des Magiſtrats begründet fein. Wenn der N. aber nur 
ren handelt,.die in Zielenzig Gegenflände des Wochenmarkt: Berfehre find, 
— Pſein Antrag auf Befreiung von der ihm auferlegten Einſchränkung allers 
" Beidfichtigung finden müſſen. Die 8. Reg. hat daher das Sachverhältmiß 
rertern und hiernad den Beſchwerdefall zu erledigen. 
IXI. 783. — 3. 167.) 


der K. Min. des J u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvens⸗ 
4) v. 9. Ian. 1838 an die K. Reg. zu Stettin. 


K. Reg. wird auf ben Ber, v.7. Oft. v. J., über die Beſchwerde des mM 
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f 

einem Gewerbefcheine zum Handel mit Steingut-Waaren, Seitens b 
furt verfehenen Hauſirers N. aus Branffurt, darüber: 

daß er von dem Wochenmarkte zu Etettin mit feinen Waaren 

behoͤrde weggewiefen worden fei, ' 
hiermit eröffnet, daß bie diesfällige Entſcheidung der dortigen 9 
welche fi auf die von der K. Reg. in Bezug genommene Berf. v. 
gründet, nur beflätigt werben fann. 

Das Regul. v. 28. April 1824 erkennt in $. 1. an, daß ber ! 
und Wochenmarklen nicht zum Haufirhandel gehöre, und beftinmi 
Ieptern im $. 2. dahin: | 

.- Baaren ohne Beflellung an einen ober mehrere Orte außer I 

verfenden oder zu bringen, um folce daſelbſt außer den Märk 

Der 6. 22. des gedachten Meguf. kann nicht anders ale in Ueberein 

interpretiert werben, umb zwar bergeflalt, daß ber Gewerbeſchein ni 

tebt, auf Wochenmaͤrkten andere Begenflände feil zu halten, als fc 

fir ben beir. Marktort maaßgebenden Borfchriften, ober nad ber £ 
Wochenmarkts⸗Artikeln gehören. 

Bon dem Feilhalten und dem Verkehr auf dem Wochenmarkts 
das Feilbieten im Umherziehen zu unterfcheiden fein, indem foldye 
von Gewerbeſcheinen zum Haufirhandel, die auf andere Waaren, a 
Artikel lauten, auch zur Zeit des Wochenmarkts, wenn auch nicht 
plage, body in andern Theilen des Marktorts freifteht. 

(4. XXI. 206. — 1. 197.) 


dd) Rd. K. Min. des J. ud. P. (v. Room) u. d. F. 
v. 12. Jan. 1840 an den Bürgermeifter zu Barmen ı 
an die K. Reg. zu Däffelvorf. 


Das von Ihnen in ber Eingabe v. 22. Nov. v. 3. in Bezu 
v. 9. San. 1838 2) (9. S. 206.) an die 8. Meg. zu Stettin, en: 
ob Perfonen, welche Gegenftände, die nicht zum enmarft-T 
mäßig zu gehören, im Umherziehen zu verkaufen legitimirt find, : 
fänden die Wochenmaͤrkte beziehen dürfen ? 
verneinend, weil nad dem Regul. v. 28. April 1824 der Verkehr 
Wochenmarkten nicht zum Haufichandel gehört, zu jenem aber nur 
folhen Gegenftänden zu zählen fei, welche nach den für den betr. 2 
benden Borfchriften oder nach der Obſervanz zu den Wochenmarkt 
Gleichzeitig ſpricht es auch am Schluffe den Grundfag aus, d 
von Gewerbefcheinen zum Haufirhandel, die auf andere Maaren al 
Artikel lauten, auch zur Zeit des Wochenmarkts, wenn audy nicht 
plaße, doch in anderen Theilen des Marktorts frei fiche, ihr Bewer 
8 Ihre Vorftellung betrifft aber eine hiervon wefentlicy verfchich 
age: 
ob den Inhabern von Gewerbefcheinen, weldhe auf Wochenmarl 
den Haufirhandel mit benfelben, während der Dauer bes Mod 
halb des Marktortes, oder dod auf dem Marftplage zu un 
geftatten iſt? 
Das Beziehen ber Wochenmärkte ift nirgend auf felbft gewonne 
felbft verfertigte Waaren befchränft, fondern audy bloßen Händlern 
aber, welchen ein Hauflrgewerbefchein ertheilt werben, iſt derfelbe t 
beſchraͤnkt ertheilt. Es wird alfo letzteren auch der Verkauf im Um 
der Marktz eit und innerhalb des Marktortes nicht zu unterſagen ſei 
dieſe Befugniß nur auf Inhaber von Gewerbeſcheinen befhränft, ı 
Täufer mit polizeilichen Legitimationen nicht auszubehnen, die währı 
nur auf den Märkten verfaufen bürfen. 
(Min. 3. d. i. V. 1840 ©. 22. Nr. 36.) 


e) R. der K. Min. des 3. (v. Vodelſchwingh) u. d. F. (ı 
3l. Aug. 1847 an die K. Reg. zu N. 


Nah dem Ber. v. 7. Juli e. hält die K. Reg. auf Grm! 


1) Bergl. oben sub a. 
2) Bergl. oben sub c, 
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„SRegul. v. 28. April 1824, die mit Sewerbefcheinen verjehenen Haufichänbler 
fagt, mit den im Gewerbeſchein bezeichneten Hanbelegegenjtänden, ohne Rück⸗ 
zeauf, ob diefe zu den Wochenmarkts⸗Artikeln gehören oder nicht, auf Wochen⸗ 
u Berfehr zu treiben. Handelt es jich von dem Feilhalten der Waaren auf dem 
Was, von einer beitimmten Derfaufsitelle aus und überhaupt in der Art, wie 
ı den übrigen Verkäufern geichieht, fo finden ſänmitliche polizeiliche Beſtim⸗ 
u wegen bes Wochenmarkt⸗Verkehrs auch auf die Gewerbefhein: Inhaber An- 
sg. Es dürfen daher auch von dieſen im Wege des letztgedachten Verkehrs nur 
Dem beir. Orte zum Verlauf auf Wochenmärkten überhaupt nacgelaffenen 
Bände feil gehalten werben. 
m Anſehung des Feilbietens im Umherziehen, fomeit folches nicht auf den, zu 
henmarkt⸗Verkehr beſtimmten Plägen oder Straßen erfolgt, iſt es gleichgültig, 
de ein Wochenmarkt flattfindet oder nicht. Auf den vorgenannten Plägen und 
iR den Gewerbefhein: Inhabern das Yeilbieten ihrer Waaren im Umher⸗ 
zeäbhrend der Zeit bes Wochenmarktes nur dann zu verbieten, wenn befondere 
De, 3. DB. Beichränttheit des Raumes, die zu große Zahl der Haufirer, wahrs 
me Mißbräuche sc. — für das Verbot ſprechen. 
m. Bl. d. i. V. 1847 ©. 240. Nr. 289.) 


F F. 86. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845. 
d. L S. 114.) 


In Bezug auf den Hauſir⸗Gewerbebetrieb auswärtiger Häringé—⸗ 

lex insbeſ. dißponirt in diefer Beziehung das R. der K. Min. deb 
P. (Köhler) u. d. F. (v. Alvendleben) v. 11. Aug. 1835 an bie 
zu Potôdam. 


$ Ueberiendung der Vorfielung der dortigen Kaufmannsgilde v. 25. Mai 
gen des den auswärtigen Häringshändlern dafelbit geitatteten Gewerbe⸗ 
B, finden die unterz. Min. fidy veranlaßt, der K. Reg. zu eröffnen, daß zwar 
des hieſ. Polizei-Präfivii v. 12. Aug. 1833, welde den auswärtigen 
inblern bier den Verkauf nur auf den Wochenmärkten, und von ihren 
zur tonnen- oder ſchockweiſe erlaubt, aus den WBorfchriften des Hauſir⸗ 
. 28. April 1824 nicht zu begründen iſt, dagegen aber auch die K. Reg. 
Erlaſſe v. 18. Juni v. 3. auf der anderen Seite zu weit gehet, wenn 
Den Berkehr der Häringshändler an gar feine Beihränkung hinfichtlich der 
pnden glaubt. 
leich allerdings der Schlußſatz im $. 22. des gedachten Regul. diejenigen 
weldye mit den im 6. 14. zu 1. genannten Waaren handeln, von ber 
vierwöhentlihen Friſt bis zur naͤchſten Wiederfehr an den nämlichen 
nbet, jo läßt derjelbe doc die übrigen Beftimmungen des $. 22., naments 
igen Ehen, welche ji auf die Dauer des jedesmaligen Aufenthaltes an 
Irt beziehen. 
nun überdem ber Gewerbebetrieb im Umherziehen nad der Begriffsbeſtim⸗ 
8. 2. an einem Orte fein fortdanernder oder ftehender werben darf, fo 
8. Reg. für den Fall, daß der dortige Verfehr der auswärtigen Häringe- 
vwirklich dahin ausarten follte, veranlaßt, hierunter abändernde Verf. zu 
(u. XIX. 831. — 3. 176.) 


Lieber die Ausnahme in Betreff der Kaufleute und Hand⸗ 
‚Wreifenden von den Befchränkungen des F. 22. des Regul., vergl. 
D. v. 11. Juni 1826. 
‚©. 1826 ©. 61., f. zum $. 21. des Regul. oben S. 401.) 


Sum $. 23. des Negulativs. 


Jeder Inhaber eines Gemwerbefcheined muß denfelben beim Umher⸗ 
Fets in Urfchrift bei fich führen; beglaubte Abfchriften deſſelben find 
Ig und unglltig. 
mit flieht die Strafbeftimmung bes $. 26. des Regul. in Ver⸗ 
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Pi Bezug hierauf find ergangen: 
C. MR. ver R. rg. zu Potbvanı, an fämmil. Landraͤrhe und Mag. 
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Die Gewerbefcheine innen durch Abfchriften oder Beſcheinigun 
treten werden. 

Ge if zum öftern ber Fall vorgefommen, daß die Behörben ben 
ein Gewerbe im Umherziehen betreiben, und ihre Gewerbeicheine e 
der Ausdehnung auf den Hiefigen Regierungsbezirk, oder zu irgent 
Zweck bei ihnen einteihen, Interims: Befcyeinigungen ertheilen. | 
dieſer Beſcheinigungen werben die Gewerbetreibenden verleitet, ihr @ı 
pet iehen fortzufeßen, ehe fie ben Gewerbeſchein zurüderhalten haben, 
n Unterfuhung und Strafe, wenn fie dabei betroffen werben. Sel 
dergleichen Beicheinigung nichts weiter enthält, ale ein Megepifie, fo 
thellung eines ſolchen Mezepiffe um fo weniger zu geflatten, ale jeb 
hende diefer Art ſich felbit an bie Peg. zu wenden at und bie Beh 
ges befugt find, dergleichen an fle gelangende Anträge unter portofi 
uns zu beförbern. 

Es wird daher die Ertheilung folder Interim: Beiheinigungen 
ſtaͤnden hierburch ausbrüdlih unterfagt, indem nad Vorſchrift bes 
April 1824 6. 23. jeder Inhaber eines Bewerbefcheines denfelben be 
flets in Urfchtift bei fih führen muß, wenn er nidt bie $. 26. fe 
verwirfen will, beglaubte Abſchriften, der Gewerbefcheine ober fonftig 
gen aber ganz unzuläffig und ungültig find. 

. Bir werben alle; diejenigen, welde auf ben Grund folder Befd 
Gewerbe treiben, jeberzeit in die gefeßlihe Strafe verurtbeilen, und i 
ihren Regreß an diejenige Behörde zu nehmen, welche die Beicheinigu 
und werden nody außerdem eine foldye Behörde jebesmal mit Drbnun 

(a. XVII. 521. — 2. 128.) 


2) Nicht die über deponirte Gewerbeſtener audg 
Kheinigung, fondern nur der Gewerbeſchein ſelbſt, t 
etriebe. 


" a) R. der K. Min. des I. u. d. 8. v. 14. Aug. 1839 aı 
zu Köslin. 


Mer einen Gewerbeichein nachſucht, und die Steuer dafür beyen 
durch nicht die Gewerbeberechtigung zum Gewerbebetriebe im Umherzi 
vielmehr, im Fall ein joldyer Gewerbebetrieb fattgefunden hat, der 
Hauflrregul. v. 28. April 1824 vorgefhriebenen Strafe, indem er r 
iſt, fich über feine Befugniß zu dem von ihm ausgeübten Gewerbe | 
werbefchein auszumeifen. 


Hiernach hätte gegen den N., welcher am 3. Jan. d. J. chn 
beim Haufirhandel betroffen worden, die im 6. 26. a. a. D. feitgefi 
gewendet werden jollen. Die von der K. Reg. nad dem Ber. v. 4. 
gen benfelben feftgefegte, im 6. 30. a. a. D. vorgefchriebene Polizei 
her es jedoch fein Bewenden behalten mag, hätte nur eintreten för 
N. zur Seit des Gewerbebetriebes den Gewerbefchein bereits eingeli 
und nur außer Stande gewejen wäre, tenfelben, indem er ihn irg 
oder aus einem fonftigen Grunde nicht bei fid) geführt, vorzuzeigen. 

Die K. Reg. wird dies für finftige Falle beachten. 

(a. XXIII. 699. — 3. 158.) 


b) R. verfelben Din. v. 14. Aug. 1839 an bie K. Reg. 31 


Der Handelsmann N. wurte am 3. Ian. d. I. beim Hauflrf 
ohne dazu durch einen Gewerbefchein berechtigt zu fein. Bei der U 
er fih auf eine Beicheinigung des Bürgermeifters v. 5. Oklt. 1838 
weldyer der N. fhen im Oft. v. 3. die Ertheilung des Gewerbeid 
nachgeſucht haben foll. Außerdem it angezeigt, daß die Eteuer für 
fein am 9. Dec. v. 3. mit 12 Rthlrn. dur den B., den Schwa— 
ponirt fei. 

Die K. Meg. hat ermitteln zu laſſen, ob ber Bürgermeiiter & 
fcheinigung ertheilt hat, und wenn dies nicht in Abtede geftellt wird 
Ausjtellung folder Beſcheinigungen ausdrüdlicd zu unterfagen, indem 
Fig dadurch die Gerwerbetreibenden werleitet weten, das Gewerke, ı 
rund eines Gewerbeſcheins ausgeht wechen Vai, (am auf Su 
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Kinigung zu betreiben. Wenn and) über die deponirte Steuer die Quittung 

werjagt werben fann, jo ift doch, falls eine ſolche ertheilt wird, in derfelben 

ũcklich zu bemerken, dab auf Grund derſelben das betreffende Gewerbe nicht 

ubt werten bürje, fondern exit, wenn ber Gewerbetreibende in Beſitz des Ge: 

ſcheins gelangt jein würde. 

u. XXill. 699. — 3. 159.) , 

B. Jeder Gewerbetreibende, welcher fein Gemerbe im Umberziehen ber 

‚muß ſich an jeden Orte, wohin er fommt, vor dem Anfange feines 

äfis bei der Ortspolizei-Behörde!) perfünlich melten. 

Bei denjenigen Berfonen, welche mit Lebensmitteln baufiyen (6. 14. 
) bedarf es tiefer perfönlichen Meldung nur, wenn fie fich ihres Ge⸗ 
B wegen länger, al& einen Tag an dem Orte aufbalten wollen. 

Reber die Befreiung der Kaufleute und Handelreijenden von 
Beichränfungen (sub B.), veral. die 8. O. v. 11. Juni 1826. 

5. zum $. 21. des Regul., oben ©. 401.) 


Zu $. 25. des Negulativs. 


Perfonen, die ihr Gewerbe im Umherziehen betreiben, dürfen in 
bäufer, obne aufgefordert zu fein, oder in Gaſthöfe, ohne befondere 
mi des Wirths, niemald eintreten, um ihre Waaren oder Dienfilei« 

anzubieten. 
Dazu: 

R. des K. Min. des J., Pol. Abth. (v. Meding) v. 10. Oft. 1841 
5 Infirumentenfchleifer N. nnd Abfchrift an das K. Pol.» Bräfid. in 
Verbot der lärmenden Kundmachung des Schleifergerwerbe®. 

ı Schleifern if ſchon bisher bei Ertheilung der Erlaubniß zu ihrem Ge: 
kriebe ausdrücklich zur Pflicht gematt worden, bei dem legtern jih allen 
e8 zı enthalten. Wenn fie fi gleichwohl dem Publikum durch Ham: 
ige bemerkbar gemacht Haben, jo tit Dies ein Mißbrauch, deſſen Abitelfung 
geilihen Gründen bewirft werten nu. Es muB daher auf die Vorftellung 
3. 19. Aug. d. J. fowohl bei jenem Merbote, ald bei der anf deſſen Ueber⸗ 

jenten Strafe bementen, und ten Schleifern überlaften bleiben, fih auf 
iger geräuſchvolle und zuläffige Weiſe dem Publiko bemerfbar zu maden. 
in. Bi. d. 1.8. 1841 S. 299. Nr. 492.) 


M. der K. Min. d. 3. (Kühne) u. des J. (v. Manteuffel) v. 30. 
4845 an die K. Reg. zu Poſen. Strafbarfeit der Gemerbetreibenden 
ziehen für das unerlaubte Eindringen in Gaſthöfe und Privat» 


Be K. Neg. erhält in der Anlage (a.) Abſchrift des Keute tem Mag. zu N, 
m Befcheides, betr. die Beitrafung der Gewerbetreibenden im Umherziehen für 
aubte Bindringen in Gafthöfe und Privathäufer, zu Ihrer Kenntnißnahme. 


f Anl. a. 
ef tie in der Borftellung v. 29. Juli ce. enthaltene Anfrage, in welcher Weiſe 
sten, welche unaufgefordert in Privathäuſer eintreten, um für ausgeführte 
ſche LZeiftungen eine Gabe zu erkitten, zu beſtrafen jeien, gereicht tem May. 

Jendes zum Beſcheide. 

5 Beſtimmung des 6. 25. des Hauſfirregul. v. 28. April 1824, wonach Keiner, 
verbe im Umherziehen betreibt, unaufgefordert in Privathäuſer, neh ohne 
Bi des Wirths in Gaſthöfe eintreten darf, um Waaren oder Dienftleiltungen 
fiegt der Zwed zum Grunde, das Publifum vor Belaftigungen durch die 
eibenten, welde aus einer derartigen Befugniß der Yegteren hervorgehen 
‚zu fhügen. Ob dieſes unbefugte Gintreten in der Abjicht geſchieht, um 
ungen anzubieten, oter für nicht verlangte Dienitleiftungen eine Gabe zu 


Das Gewerbeieuer : Sei. v. 30. Mai 1820 $. 23. (8. S. 1820 ©, 150.) 
ſchreibt Die Meldung bei ber Orts:Rommunal:Bchörte vor, 
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forbern, macht mit Rückſicht auf bie Mbfiht des Geſetes keinen —— 
doch das Eintreten in Privathäufer und Gaſthoͤfe, um Gaben zu 
l. e. nihf namentlich verboten ift, fo kann daſſelbe nicht ua den € 
en des $ ; 2. 1 © ageabnet When, fonbern es mh Wirba a 
enheit * Falls, lediglich die im 6. 30. ibid. em 
v Sgr. bis-10 Thlen. zur Anwendung fommen a 7 4 
Berlin, den 30. Sept. 1845. / 
Der Sinanzmin. In In deſſen Abweſenheit. Für den Min. des FJ. Surt 


v. Nanieuffel 
(Min. DL. 1845 ©, 319. Rr. 361.) 


. 3) In Betreff um bergebenber einzelner Maſiter, Drehe 
fpieler x. find in dieſer Beziehung ergangen: .. , 


a) R. der 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. „5. s 1 
| 1839 an die 8. Meg. zu Magbebarg. —— | 
berztehender Muflter, Sarfen-. und Dreborgelfpielkr fm Betr 
‚Gewerbes auf: offener Straße. 
Bit Sinmeifng auf bas eute eraffene Ri; Fr, —— 
den anten, ens und Dreborgelfpiefer » 
ae ae v. 28. Sept. v. u. v. 38. Jan. d. 3. eröffnd, 
dort: beftehende Gebrauch, welchem ufolge e daſelbſt Feine NRuſilanten, mit 
der Dreborgelfpieler, auf ben Straßen Nuſik machen, ve in —— 
erachtet werben kann, als dadurch nicht die Uebertretung bes 8. 25 
28. April 1824 herbeigeführt wird, J 
Denſelben zwangsweiſe auch auf die Dreßorgelfpieles allgemein ur 
würde dem gebachfen Meguf. nicht echen, und Befäräntung in 
ſicht immer nur aus befondern fcherdeitepoltgeifichen Grüsben 
Da nun die Etraßen Magbeburge größtentgeils nme — 2*3 ** 
lebhaft And, die um Drehorgelſpieler ſich verſammeln 
daher Teicht in die Gefahr kommen können, durch yorü —— 9 
Bferde beihädigt zu werden, fo findet fid dagegen nichts zu eimmern, | 
Drehorgelfpieleen dort das Mufitmacen nur in benjenigen Straßen, e 
wo ſich Vürgerfteige befinden, welde ben Spieler und feine Zuhörer anfach 
nen. wilden ben Tages» und Abenditunden Hinfihtli der Zulafl 
machens einen Unterfchieb zu machen, ift um beswillen nicht zweckmaͤßi 
Gefahr, weldhe aus dem (ebhaften Bericht des Tages entfpringt, nicht g 
bürfte, als Die durch die Dunkelheit der Abendſtunden herbeigeführte. 
Hiernady hat die K. Reg. das Erforderliche zu verfügen. 
(&. XXIII, 452. — 2. 172.) 


b) R. der K. Min. des I. u. d. B. (v. Rochow) u. d. F. (v. % 
ben) v. 18. Behr. 1840 an die K. Reg. zu Merfeburg. Nick 
F (on bergießenben Mufifer se. zum aanaufgeforberten Ein 

ufer 





































Die K. Reg. erhält in der Anl: (a.) Abſchrift bes heute dem Drehe 
N, N. in Halle ertheilten Befcheides zur Nachricht auf ben Bericht v. 2% 


Anl. a. 


Den Drehergelfvielern N, N. wird auf die Immediat-Cingabe v. 28. 

». 3. hierdurch eröffnet, daß des Könige Maj. mittelſt 8. DO. v. 31. v. 
Bean, unaufgefordert in Höfen und Häufern Ihr Gewerbe treiben zu bir 
rüdzuweifen geruht bat. Die Bittſteller haben ſich baher ——e ve 
K. Reg. zu Merjeburg erlafienen Amtsblait⸗Verordn. v. 10. Suli v. 3. 
zu richten, Rn, den 18. Febr. 1840. 


Fa 


in. bes des 3. u. d. P. v. Rochow. Finanzmin. v. Alvensl 
die Dre horgelſpieler N. N. zu Halle. - 


Ant. b. 


Da häufig einzelne Mufifanten, Harfens und Drehor ıBealbieter x. bl 
ihnen gelöften Gewerbeſchein oder die ihmen- ertheilte polizeiliche Erl 
fugniß erlangt zu haben glauben, una ufg efordert in Hänfer und gr 
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durch ihre ‚unvollfommenen Leitungen den Bewohnern, welche fih der Bes 
am entledigen wünfden, eine Gabe abzunöthigen, jo machen wir ſowohl die 
yörden, wie das Publikum, darauf aufmerffam: daß nad) 6. 25. des Sau⸗ 
9. 28. April 1824 dieſe Bewerbetreibenden niemals, ohne dazu aufgeforbert 
in Privathäufer oder in Gafthöfe ohne bejondere Erlaubniß des Wirths 
bürfen, um ihre Dienftleiftungen anzubieten, und daß die muthwillige Ber: 
tiefer Vorſchrift nad $. 29. des gedachten Regul. ein= bis zweitügige Ges 
afe nad ſich zieht. 


feburg, den 10. Juli 1839, R 
önigl. Preußifche Regierung. 
R. Bl. d. i. V. 1840 ©. 115. Nr. 192). Preußiſch ß 
ol. auch das C. R. der 8. Min. des J. u. d. P. u. d. F. v. 14. 
ai 1839. (A. XXIN. 451. — 2. 171., f. zum $. 18. des Regul. oben - 
) 
Nur Perſonen, welche durch das Land reiſen um Waarenbeſtel⸗ 
zu fuden, find hiervon ausgenommen. 
rgl. indeß die K. O. v. 8. Dec. 1843 
zum $. 5: des Regul, oben ©. 274.) 


G. 
Strafbeffimmungen. 


Zu den 68. 26. 27. u. 28. des Negulativs. 


umberziebend ein Gewerbe treibt, ohne fich über feine Befug⸗ 
mittelft Gewerbeſcheins für das laufende Jahr ausweiſen zu füne 
nicht nur die Jahresſteuer im hoͤchſten Sage nachzuzahlen, und 
den vierfachen Betrag derfelben als Strafe zu entrichten, fonbern 
e8 die Konfldfation derjenigen Begenftände verwirft, die er wegen 
erbed bei fich führt. 

Beſtimmung iſt auch dann zur Anwendung zu bringen, wenn 
Kontravenient Waaren bei fidy führt, auf welche, nach dem Re⸗ 
ercerbefchein nicht einmal hätte ertheilt werden dürfen. ($. 26.) 


Cine gleiche Strafe, nur mit Wigfall der Nachzahlung der Steuer, 
igen, weldyer zwar einen Gewerbeſchein befigt, aber ein anderes, 
rin genannte Gewerbe treibt, ober andere, als die ihm danach 
Waaren führt. ($. 27.) 


Daffelbe findet flatt, wenn der Inhaber des Gewerbefcheind den 
einen Dritten verleißt, überläßt oder abtritt, oder andern Miß⸗ 
it treibt, oder wenn das Gewerbe für Nedynung des Inhabers 
dritten, in dem Gewerbefchein nicht genannten Perfon getrieben 
diefen Fällen trifft die volle Strafe den Inhaber fowohl, als 
‚ und ber legte muß außerdem noch, wie in dem Kalle des $. 26., 
nadhzahlen; auch muß einer für den andern folidarifch haften. 
























. D. v. 31. Dec. 1836 und Regul. v. 4. ej. m. $. 8., wodurch 
„ 27. u. 28. des Regul. v. 28. April 1824 mobifizirt werden !). 
'anten sub II.) 


{. der K. Din. des 9. u. d. P. (v. Schumann) u. d. F. (v. Mo) 
1825 an die K. Reg. zu Breslau. Saufirer, welche außer den 


ch iſt das MR. der K. Min. des 3. u. d. F. v. 30. Aug. 1831 (A. XV. 
— 3. 62.) nicht mehr von praftiicher Bedeutung. 


fien des. Straffalls nur erfordern, daß der Saufen andere ı 
teten Maaren bei ſich führe. 

Se ift hiernach die Abficht unverkennbar, auf dieſe Weil 
zufchließen, daß mit den im Gewerbefhein nicht benannten 8 
worden fei, der Haufirer fie vielmehr anderer Zwede wegen bei 
alfo auch die Behauptung nicht berüdfichtigt werden, daß berg, 
nicht bezeichneten Waaren beftefft feien, beſonders da die Beha 
ein bloßer Borwand ift, und über die angeblich beftellten Waar 
zeigung gehandelt zu werben pflegt. (9. IX. 1081. — 4. 13 


3) N. der K. Min. des I. (v. Schudimann] u. d. F 
Sept. 1826 an die K. Reg. zu Bredlau. Die Nacdyzahl 
für die ganze Dauer bed flattgefundenen Verkehrs zu 


Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 28. v. M. eröffnet, da; 
unbefugten Gewerbebetriebe im Umherziehen allerdings die Nac 
nicht für das laufende Jahr allein, fondern für die ganze Dau 
Rattgefunten, verhängt werden muß. 

r $. 26. des Regul. v. 28. April 1824 hat den bierger 
erhobenen Zweifel nicht erregen können. 

Es ift darin von den Gewerbeſchein „für das laufende J 
ift dieſer Juſatz offenbar nur darum gemacht worden, um dab: 
au erinnern, daß die Gewerbeſcheine immer nur für ein Jahr Gi 
Hiernach hat alfo rüdfihtlidh der Nachzahlung nur „ber Jahres 
den Zönnen, da fid) ganz vor felbft verfteht, daß, wer während 
ver Jahre ein Gewerbe umherziehend betrieben hat, ohne ſich t 
fein ausmweifen zu können, für jedes biefer laufenden Jahre d 
zahlen muß. Vebrigens hätte der vorliegende Bericht, da er mı 
betrifft, auch nur an den Gen.: Dir. der Steuern gerichtet werk 

(A. X. 817. — 3. 145.) 


4) Ad v. „Ronfidfation“ (im $. 26.). 


a) Publik. der K. Reg. zu Oppeln v. 18. Juli 1826. 
mittel der Gemerbetreibenden find der Konfldfation ni 
Nie im E IR Ya Monumf mn IR Murıf IR9A enthaften 
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Hiernas haben fidh die betr. Behörden in vorkommenden Füllen zu achten. 
eu. X. 708. — 3. 68.) 

G. R. des K. Gen.«Dir. der Steuern (Kuhlmener) v. 12. Oft. 1831 an 
fämmtl. 8. Reg. und Prov.⸗-Sieuer-Dir. Berwendung des Erldſes 
aus konfiszirten Waaren bei Haujir= Rontraventionen. 

a bie Ungewißheit zu heben, die fi: hin und wieder über die. Frage ge: 








, he Ausgaben bei Gewerbeſteuer-Defraudations-Prozeſſen wegen unerlaubten 
miirens, im Hal der Zuhlungs Unfähigkeit des zu denjelben verpflichteten 
ftautanten, aus dem Erlös der konfiszirten MWaaren entnommen werden 


Bimmt, daß außer den durch bie Konfisfatien felbit und den Verfauf der 
gerurjachten Aufgaben, nur das im Laufe des Prozeſſes aufgelaufene und 
ht zu dedende Boitportvo aus dem Maaren: Erlös entnommen werben darf. 
Bändige Steuer felbit aber umd jede andere Ausgabe, ale Stempel-, Unter: 
⸗ eder reſp. Gerichtokoſten, Botenlohn u. ſ. w., wenn ber Defrandant fie 
3 außer Stande it, müſſen niedergeſchlagen, oder im Falle folches nicht zu⸗ 
ertraortinär angewieſen werben. 
ach ift von nun an überall zu verfahren. 
XVI. 74 — 1. 25 


M. des K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) v. 22. Oft. 1842 an 
mmil. 8. Reg., ſowie an dad Gemerbefteueramt in Berlin. Aufbe⸗ 
Bbrung der in Gewerbeſteuer⸗Kontraventions⸗Sachen in Beichlag ges 
immenen Gegenflände. 
iR wieberholentlicd der Fall vorgefemmen, daß in Gewerbeitener «Kontra: 
achen bie zur Ungebühr verlängerte Aufbewahrung von Gegenftänden, welche 
»Konfiekatien unterliegend in Beichlag genommen find, einen unnöthigen und 
Werthe der Konfidfate in feinem Verhältniß Rehenten Koftenaufwand zur 
habt hat. Um biefem Uebelitande vorzubeugen, ift in denjenigen Fällen, 
Aufbewahrung der in Beichlag genommenen Gegenitänte Koſten verurfadht, 
uttion und Entiheidung der Sache vorzugsweiſe zu beſchleunigen, und, auch 
kräftiger Entſcheidung, der Verkauf derſelben zu veraniaflen, ſefern nach 
Sache nicht zu bezweifeln ſteht, Daß die Konfiskation auf Grund ber $$. 
bes Megul. v. 28. April 1824 erfolgen werde, und der Angeſchuldigte zur 
hme ter Giegenflände gegen Deponirung ihres Werths ich nicht bereit findet. 
%. Meg. hat hiernach die Polizeibehörden mit der erforkerl, Anweifung zu 


in. BI. d. i. B. 1842 S. 388. Mr. 530., (Sentralbl. d. Fin.Min. 1842 
ir. 156.) 


) Kaufleute und Handlungdgebülfen derjelben, weldye im Umherreiſen 
tellungen fuchen, ohne fich über die Befugniß dazu Durch einen 
chein ausweiſen zu fönnen, haben, wenn ihnen auch bei gehöriger 
der Gewerbeſchein fteuerfrei zu ertheilen war, doch den vierfachen 
* Steuerſatzes von 2 Thlrn. als Strafe zu entrichten, und überdies 
zkation derjenigen Gegenftänte verwirft, die fle wegen ihres Ges 
[ ſich führen. 

Age mnen von dem Geh. Ob. Trib. durch den Plenarbeſchl. v. 




















AMſqch Bd. 4. ©. 405.) 


Zum $. 30. des Negulativs. 


ertretungen des Regul., für welche nicht Gefondere Strafen feftges 
PM, werden mit einer Seldjtrafe von 10 Sgr. bis 10 Thlen. geahndet. 


Bu: 
x MR. der 8. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann) u. d. 8. (9. KAe- 
% 22. Bebr. 1825 an bie R. Meg. zu Potsdam. Der geietgmiürige 


38 Men ben Berhältniffen ber Gemerbeireibenten pin Bi 


- 


⸗ 


des Regul. u ahnen. N. N. vwelchen di a 
der Handelsmann N. N,, weldyen die 8. en 
handele mit Schnittwaaren durch das Refolut v. 13. ns ** 
kation ber bei ihm vorgefundenen, Handels⸗Artikel zur einer auf 
hen Strafe von Fünf Chen. verurtheilt bat, in Potsdam iſt, — 
ewerbeſteuerpflichtiges Hauſiren, wenn er in dem Polizeibezirk von Yets 
aren zum Verkauf umherträgt oder umherſchickt. Ge IR vielmehr 
elliches Vergehen, wenn er entweder ſolche Waaren zum Berfauf 
en ein Handel im Umherziehen nicht Ratt finden darf, ober wenn 
ſich in die Häufer begiebt. Wenn alfo auch beides dem N. N. neh 
K. Reg. eingereichten Alten Schuld gegeben worben, fo kann doch nicht 
fistation der bei ihm vorgefundenen Waaren, fonbern wur auf eine 
Rrafe erkannt werben, gegen welche der Rekurs an das Bin. bes J. 
findet . (M. IX. 2337. — 1. 165.) 


3) R. derielben Min. v. 17. Dec. 1834 an die 8. eg. u] 
Strafbarkeit des unbefugten Hauſirgewerbebetriebes von einem —* 
bezirke in den andern. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 27. Sept. d. J. erwiedert, daß der 
ein Haufirer auf ben ihm zum ermäßigten Steuerſatze ten, nur für 

gebezirk. gültigen Gewerbeſchein, ohne Di eine u 

auch ohne Steuernachzahlung in einem zweiten Reg.⸗Dezirke, fein Gen 
nicht ale Steuer: Konteavention, fonbern ale ein polt es Bergehen zu; 
md nach $. 30. des Regul. v. 28. April 1824 zu iR. Daransı 
keineswegs, daß bie Staatskaſſe auf den Steuerbetrag zw verzichten ‚A 
chen der ermäßigte Steuerfag gegen den vollen von 13 . bifferist, wi 
ber eg fi wi teen, da ie a “ Bew. der Dom, 8% 
son einem ſolchen aventionsfall, zur ehmung des SteuenInterfl 
mal benachrichtige werde. (M. XVII. 1101. — 4. 128.) 


Mit Bezug hierauf find ergangen: 


a) R. derfelben Min. v. 10. Juli 1836 an die K. eg. zu Rei 


Auf,den Ber. v. 6. Juni d. J. betr. die Beſtrafung derjenigen Perf 
mit einem zu einem ermäßigten Etenerfage ausgeftellten Gewerbeſchein ve 
defien Nustehnung, das darin bezeichnete Gewerbe in einem anderen R 
Umberziehen betreiben, erhält die K. Neg. Abfchrift des R. v. 17. Der.! 
die K.Neg. zu Potsdam zur Nachachtung mit dem Bemerken, daß durch 
von 10 Sgr. bis 10 Thlm., weldye der $. 30. des Regul. v. 28. April 
fhreibt, das Steuer⸗Intereſſe in Faͤllen der beregten Art, ale hinlaͤnglich 
Scheint, und daß es der beantragten Deklaration des vorgebachten eg. 

(a. XX. 415. — 2. 138,) | 


b) R. derſelben Min. v. 24. März 1840 an die 8. Meg. zu Bra 


Der Inhaber eines Gewerbeicheins, welder pas ihm darnach geft 
in einem Regierungsbezirke, auf welden der Gewerbeſchein nicht 
ausübt, begeht ein nad den $$. 21. und 30. des Haufirregul. v. 28. 
polizeilih zu ahndendes Vergehen. If ber Gewerbefhein zu einem 
Steuerfage ertheilt, und begründet die Ausübung des Gewerbes in ci 
Megierungsbezirfe, ale in. bem, für welden ber Gewerbeſchein ausgefertigt, 
gebehnt worden, nad dem Megul. v. 4. Dec. 1836, über den 
Umpherziehen, die Verbindlichkeit zur Nachzahlung von Steuer: fo iſt dick 
zuziehen, jedod die in den 66. 26. 27. und 28, des Haufirregul. v. 38. 
vorgefchriebene Strafe nicht anzuwenden, da der in biefen 66. bezeichnete 
in dem erwähnten alle nicht vorliegt. 

(Min. BL d. i. V. 1840 €. 178. Nr. 296., Centralbl. d. Fin: 
S. 177. Nr. 56.) 


3) R. der K. Min. d. F. (Flottwell) u. des J. (v. Man 
Mai 1846 an die K. Reg. zu Stettin. Nichtſtrafbarkeit ed 
des Haufirgewerbed mit Tuhrwerk. . | 

Wenn ein Haufizer, weldyen zum Beiribe \dinra Beneiius wit 


Saufichandel im Polizeibezirke des Wohnortes. ik nur md 


—— 
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= — 
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zen Fuhrwerks ein Gewerbeſchein zu einem ermäßigten Steuerfage ertheilt 
a8 Gewerbe mit Benugung eines zwei fpännigen Fuhrwerks betreibt, fo 
ı eine nad dem Haufirregul. v. 28. April 1824 firafbare Handlung nit 
serden. Es if nämlich eine Steuer: Defraudationsftrafe deshalb 
ft, weil feine der in den 6$. 2628. tes Haufirregul. v. 28. April 1824 
bedrohten Uebertretungen vorliegt. Eben jo wenig fann eine :Berlegung 
65. 20., 21. u. 22. des gedachten Regul. ertheilten Vorfchriften angenom: 
n, da ber $. 20. nur Yon den zum Gewerbebetriebe berechtigten Perſo⸗ 
t, und das blos zum Transport der Maaren benupte Bferb nicht zur Be: 
er (geographifchen) für das Gewerbe im Gewerbefhein vorgefchriebenen 
6. 21. 22.) dient. Die Feſtſetzung einer Strafe kann baher in dem zu 
ezeichneten Kalle nicht erfolgen, doc, iſt es zuläffig, die betr. Gewerbetrei⸗ 
Nadyzahlung eines verhältnißmäßigen Steuerbetrages anzuhalten. 

DI. 1846 ©. 116. Nr. 182.) 


Berredhnung der nach $. 30. des Megulativs verwirften Geld⸗ 


er 8. Min. des H. (v. Bülow), des I. u. d. P. (v. Schudmann) 
F. (v. Klewig) v. 4. Nov. 1824 an vie K. Meg. zu Potsdam. 

Mas die Etrafen in den polizeil. Straffällen der 88. 29. u. 30. des 
angt, fo if zwar die Anficht richtig, daß die von den Landräthen zu 
ı Strafen nady wie vor zum Polizei-Straffonds der Reg.-Hauptkaſſe eins 
wben müflen; dagegen haben die Dagifträte unftreitig einen begründeten 
n denjenigen Zällen, hinfichtlic welcher die Entſcheidung ihnen beigelegt 
, Strafen zu den fädtifchen Kaſſen beredinen zu laſſen. (9. VII. 1153. 


es 8. Min. des I. u. d. P. (v. Schumann) v. 28. Juni 1825 
en Mag. zu Berlin. 
Mag. wirb auf bie Gingabe v. 26. April d. J., die Strafen für unters 
keldung nicht fleuerpflichtiger Gewerbe betr., nad) Rüdfpradye und im Gin- 
mit dem K. Fin.:Min. eröffnet: daß die nach $. 39. Litt, a. des ©. v. 
1820, und nad) $. 29. und 30. bes Regul. v. 28. April v. J. Ma 
m nicht ale Steuer: fondern als Polizei: Stafen zu betrachten find, 
aber ein Anſpruch des Mag. oder Seiner Beamten auf die, nach Abzug 
m Denunzianten:Antheils, verbleibenden Strafgelder nicht begründet ers 
Hefe Strafgelder find vielmehr, nad Abzug des etwaigen Denunzianten: 
un der Orts-Armenkaſſe zu beredinen und abauführen. 
übrigens der Mag. erwähnt, daß das K. Fin.Min. durch die Verf. v. 
den Abzug des DenunziantensAntheils von den in ben echtyolizeilichen 
. feitgefegten Strafen genehmigt habe, fo it diefe Angabe unrichtig. Denn 
dem gedachten Min. der Gewerbeſtener⸗Deputatien nur gefagt worden, daß 
m als Polizeiſtrafen abgeführt werden müßten. 
I. 468. — 2. 137.) 


er K. Win. des I. für Gew.⸗Ang. (Schulze), des I. u. d. P. 
er) u. d. F. (v. Alvensleben) v. 16. Juli 1836 an die K. Reg. 
ter. 

e Anfrage v. 5. v. M., wegen der nah $. 30. des Haufir-Regul. v. 
324 zu verhängenben Geldſtrafen, wirb der K. Neg. erwiebert, daß biefe 
m Zwecke nad eigentliche Bolizeiftrafem als folhe aud im 6. 32. des 
egul. bezeichnet, und deshalb als Polizeiſtrafen zu verrechnen find, die 
er den Steuerſchutz bezwedenden, im $. 39. a. des Gewerbeſteuer-G. v. 
20 angeordneten Strafen erlafienen Beftimmungen aber darauf nicht 
werben fönmen. 

I. 694. — 3. 144.) 


rfelb. Min. v. 26. Oft. 1836 an die K. Reg. zu Düffelvorf. 
fr. in dem Ber. ver K. Reg. v. 26. v. M. wird dahin beantwortet, daß Die Be: 





(. auch die Bekimmungen über die Polizei-Strafgelder in Tg. W\, 
Wertes (Polizeimefen), Db. 2. ©. 608. 7 
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gimamem, welche im 6. 39. des Gererhehnuer-@. v. 30. Mi 2820, 
der den Gtenerihug Bepaedenben Steafen erlafjen find, auf diem SM 
froRegul. u. 28. Myril 1824 vorgefhriebenen Strafe von 10 Gyr. bis 10 
nücıt angewendet werben können. Diefe Ieptere Strafe ift nämlich ihrem Aruede 

Er eliyeitife, a fein a im$. a bezogenen — 
er in al fommen! en al jeiftvafe verrechne werben: 

a. xx. 811. 4.80) 

e) R. des 8. Juſtiz-Min. (Simone) v. 21. Mai 1849. Alle 
Gerich ten erfannıen poligeil. Geldftrafen fallen ber Stau 
«, au und find bei ven gerichil. Salarienfaffen zu bereinnal 
wenn es ſich von Städten handelt, auf welche der 8 
2. Jan. 1849 Anwendung finder, bewender es für jege und 
weiteren geiegl. Beftimmungen bei dem biösherigem Werfahren.“ 
SuRsMinsBl. 1849 ©, 272) * . E 



























Zum $. 31. des Regulativs. 


Wo feftgefegte Geldſtrafen wegen Unvermögens nicht velli 

nen, da tritt die verhältnigmäßige Gefängnißitrafe am deren 

ie in dem Verbälnifie, dab achtägige Orfängniße und 5 Zip 
Brake einander gleich geachtet werden. f 


1) 8:9. v. 31. Dec. 1836 (am Sthluß). (S. unten sub IR 


2) R. des K. Juftiz-Min. (v. Rampp) v. 25. Bebr. 1835 an den 
Brofurator zu Köln. Bei Ormwerbefleuere und den gegen Das ai 
begangenen Kontraventionen if eine fubflviarifche Verhaftung der 
treibenden für die gegen ihre Angehörigen erkannten Strafen nicht‘ 

In dem beifolgenden Urtheile bes X. Rev. und Rufffionshefes t. 
v. 3. iR_der Schlägter M. für, die von feiner Tochter gegen das Beim 
v. 30. Mai 1820 und gegen das Hauflr-egul. v. 28. Aril 1824 
Kontravention verantmwertlid, erflärt, und deshalb verurtheilt worden, für 
bie Tochter fegefepte Steuer: und Gelbfirafe von 48 Mihlen. fubfiviariid. 

Die fubfiviarifche Verpflichtung drs Vaters wird daraus gefolgert, 
fpegielle Gefeg, weldes auf die Ausübung des Schlächtergewerbes Ann 
das ©. v. 30. Mai 1820 wegen der Mahl: und Schlachtfteuer fei, daß 
Iere ©. durch Bermeifung im $. 17. Litt, b. anf den $. 83. der Siem 
Febr. 1819 die fubfibiarifhe Verhaftung der Gewerbetreibenden für ihre 
ausfpreche, und daß bei dem Verhandenfein eines folhen befonbern, die 
des Schlaͤchtergewerbes betreffenden Geſetzes jo wenig auf das alllgı 
wegen Gntrichtung der Gewerbeſteuer, als anf das Haufic-Megul. zul 
werben fünne. Dieje Entſcheidung ift jedoch ben befichenben Gejegen wii 
Das Gefeg vom 30. Mai 1920 wegen der Mahl: und Echlachtitener 
Vorſchriften über die indirekte Stewer, melde in ben einzelnen fi 
Schiachtens und Mahlens, ſowie ven einzuführenden Schlacht: und DM 
enteichten iR. Don einen Vergehen gegen diefes Gefep if im warlieg 
micht die Rebe, fondern von einem Gemerbefteuer-Dergehen, mämlih 
befugten Handel im Umherziehen mit Fieiſch. wohurd das Giewerbefte 
3. Mai 1820 und das Hauſir-⸗Regul. v. 28. Avril 1824 werlept find, 
®. iR die fmößbiarifhe DWerpflichtung des Gewerbetreibenden fir ® 
Angehirigen nicht vorgeichrieben, und auf die $$. 203. umb 294. de 
3. I. Zit. 20. fann nicht zurücgegangen werben, weil fie, wie ber 
Hang ergiebt, fid) nur anf Mzife- und Zollverbreihen beziehen. Im W 
mit dem X. Bin.:Din. habe id mic, deshalb veranlaht gefehen, über 
f&lagung der gegen den Schlähter M. erkannten Strafe an des Könige 
zicht zu erftatten, und Allerhöchftviefelben Haben durch bie K. D. v. Mm 
M. von der gegen ihn ausgeſprochenen jubfiviarifhen Verpflichtung entbunk 

leid auf die beifolgende Bittfchrift der E, M, die wiber diefelde erfannte Eh 
Er7a oder vierzehntägiges Gefängniß zu ermäßigen geruhet. Giernad i 
dere zu veranlafien und {omohl vie Eupslitentin, als beten Bater sm 
Entſcheidung zu benadtigen, 
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veranlafle ich Ew. von den in dieſer Berf. ausgeſprochenen Grund⸗ 


ige Dber-Profurntoren in Kenntniß zu feßen und zur Befolgung ders 
eifen. 
X. 264. — 1. 189., Jahrb. XLV. 284.) 


Zum 8. 32, des Negulativs. 


ı Brovinzen, wo dad A. L. R. und die A. ©. D. eingeführt 
r die polisellihen Straffälle (6$. 29. und 30.) von den refp. 


StadtpolizeisBehörden, jedoch mit Vorbehalt des Mefurfes an - 


ig, überall audy mit Vorbehalt der Berufung guf richterliches Er⸗ 
weit ſolche nach den Geſetzen flattfindet, zu entſcheiden. 

ijenigen Provinzen aber, wo dad A. L. R. und die A. G. O. 
ind, geht die Feſtſetzung und Einziehung der Strafen von den⸗ 
örden aus, welche nach den dort beſtehenden allgemeinen geſetz⸗ 
hriften über Polizeiſtrafen zu erkennen und deren Einziehung zu 
ben. 

das Verfahren bei finanziellen Straffällen $$. 26. 27. 28. be⸗ 
18 das Gewerbeſteuer⸗Gefetz v. 30. Mai 1820 $. 42.1). 


n Betreff des fummarifchen Verfahrens in Kontraventiond- 
das HaufirsAegul. vor den Adminiſtrativ- und Polizei- 
. find folgende Beftimmungen ergangen: 


: Mdminiftratin«- Behörden haben bei sefegung ber Strafen 
lichen Straffällen des Regul. v. 28. April 1824 zugleich vie 
e Gefängniß- Strafe zu beitimmen; in finanziellen Straf« 
en die Subftitution einer Leibesſtrafe für den Unvermögen2full den 
zu überlaffen. 


K. Min. des H. (v. Bülow) u. d. I. u. d. P. (v. Schudmann) 
Dt. 1824 an die K. Reg. zu Breblau. 

t feinen Zweifel, daß die Behörden, welche nad) Borfchrift des Regul. 
1824 $. 32. in Haufir: Kontrayentiong : Züllen die geordneten Strafen 
e feitzufegen berechtigt, audı befugt find, die auf deu Unvermögensfall 
nde Gefängnißſtrafe nach dem gegebenen Maaßſtabe zu beftinnmen, und 
he event. Beſtimmung, wie es von den Yuftiz: Behörden in ähnlichen 
bie abzufaffenden Erkenntniſſe geichieht, fogleich in dem anf den Kon: 
I erlafienen Refolut mit ausgeſprochen werden. 

Meg. hat hiernach fi) zu achten und die von Derfelben reffortirenden 
stadt:Rolizei: Behörden dem gemäß anzumeifen. 

L. 1152. — 4. 112.) 


KR. Min. d. H. (v. Bülow), des I. (v. Schudmann) u. d. F. 
mig) v. 16. April 1825 an die K. Meg. zu Bredlau. 

Ber. v. 23. Febr. d. 3., betr. die Subflitution der Gefängniß:Strafe 
teuer⸗Kontraventions-Fällen durch Die Verwaltungs-Behoͤrde, wird der 
Beicheide ertheilt, daß die in dem R. der Min. des H. u. des I. v. 
6 enthaltene Beftinnmung, wie ausdrücdlich bemerkt worden, nur auf die 
n Etraffälle des Regul. v. 28. April v. 3. Anwendung finden fann, 
ziellen Straffällen aber lediglich nach Vorſchrift des Gewerbeſteuer⸗ 
Tai 1820 $. 42. und der Diefl. v. 20. Ian. 1820 $. 3. verfahren, 
iß die Beſtimmung ber einer Geldbuße im Falle des Unvermögene zu 
Leibesitrafe den Gerichten überlaffen werden muß. 

167. — 2. 136.) 


Beftimmung des eriten Alinea des $. 32. des Regul. wonach 
ihen Strafjällen ($$. 29. u. 30.) von den refp. Kreis⸗ und 





den $. 42. 2.0.9, in 3b. I. ©. 103, 


. 


I 


x 
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Stadi⸗Polizei⸗Vehoͤrden zu entfcheiden ift, Hat in Betreff ber . 
Behörden eine Modifikation erliten. Die (nicht -publy 
13. Ian.’ 1828 und v. 8. Maͤrz 1830 !) beſtimmten nämlid, | 
‚Bollzeis Behörden überall, wo felne befondere. Polizei - @er 
alle Polizei⸗Kontraventionen, alſo nicht allein die Drts- 
die Lande 8=-Polizeis Kontraventionen, zu beftrafen haben ſi 
letzteren Falle nur dann, wenn die Yebertretung auch gegı 
Polizei⸗Geſetz gerichtet, und nicht mit fißfal. oder Kriminal⸗ 
fei. Mit Bezug hierauf beſtimmte nun das R. des K. Mi 
B. (Köhler) v. Y. Febr. 1838 an die K. Reg. zu Merfebu 
Kontraventionen gegen die 65. 29. u. 30. des Hanflr-Megu 
1824, wenn dabei zugleih Tofalpolizeilihe Vorſchr 
worden, und nicht ein Verbrechen Eonfurrice, weldhes mit 
KriminalsStrafe bedroht if, zur Kognition der Lotal-B 
gehören follen. | 

Auf die Anfrage v. 7. v. M., wegen der Kompetenz in Unte 
Gewerbe: Bolizei-Kontraventionen, wird der K. Meg. eröffnet, daß d 
Maj. mittelſt Allerh. O. v. 8. März 1830 getroffene Bekimmung 
mittelſt R. v. 23. Mai 1830 mitgeteit worben, eine ganz allgem 
Boligeivergehen beziehenbe Vorfchrift if, und daB dieſe mithin aı 
bes $. 29. u. 30. bes ©. v. 28. April 1824 zukift, fo baß, wen 
Landesgefep begangenen Kontraventionen zugleih ben lokalpolizeili 
entgegen und nicht mit einem Berbrechen verbunden find, welche 
ſiskaliſche Unterfuhung nad) fic zieht, die Kompetenz der Lofal-Pı 
alle Beichränfung auf ein gewifiee Maaß ber geſzich angedrohte 
Sie derogirt daher den Beſtimmungen des G. v. W. Bil 1824 
LofalsBolizeibehörben und alfo aud den mit ber bürgerlihen Ber 
henen Butsherrfhaften 2) das Recht zur Unterfuhung und Beftraf 
ligeisKontraventionen, bei welchen obige Bedingungen zutreffen. 

(a. XXI. 194. — 1. 185.)_ 


Es ift indeß Hierbei noch darauf hinzumeifen, daß die 
Gültigkeit ftehenden Vorfchriften darüber, welchen Be 
amten die Ausübung der örtlichen Polizeis Verwaltung 3 
G. v. 11. März 1850 über die Polizeie Verwaltung (8. S. | 
ertheilt worden find.. Im $. 6. dieſes Geſetzes find die Ge 
örtlichen Polizeis Verwaltung aufgeführt, und darunter 
PolizeisKontraventionen nicht allgemein hegriffer 
Anwendbarkeit des (obigen) R. v. 1. Febr. 1838 wird al 
eintreten, wenn mit der Leberjchreitung der $$. 29. und 30 
28. April 1824 zugleich eine Lokal⸗Polizei⸗-Kontraven 
des $. 6. des ©. v. 11. März 1850 fonfurrirt; wogegen i 
Fällen diefer Art die Rognition der Kreis⸗ (Landes=-) P 
eintreten muß. 


3) Auch in den Städten der vierten Gewerbeſten 
haben die dortigen PolizeisBehörden in Bolizei-Straffä 
Hauſir⸗Regul. zu kognosziren. 

a) R. der K. Pin. des J. für G.Ang. (Bethe), des I. u. 
u. d. 8. (v. Ulvensleben) v. 22. Aug. 1837 an t 
Sranffurt. 

Da in dem $. 32. des Regul. v. 28. April 1824 über ben @ 





1) vergl diefe (duch EG. R. v. 23. Mai 1830 mitgerheilte 
Th. VI. des Werkes (Polizeiwwefen), Bd. 2. S. 588, u. 58 
2) Die Beftimmung in Betreit der Qutsherrfhaften if j 
get zu erachten, da der Art. 42. der Verf.⸗Urk. v. 31. Ian. 
herrliche Polizei und obrigkeitiche Gewalt aufgehoben 
3) Vergl. dies ©. in Tu. WI. der Den Run, A 
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el bie Entſcheidung in polizeilihen Steaffüllen den Kreis: und Stabt: 
en ausbrüdlic übertragen ift, und biefes Negul. nichts enthält, woraus 
Vefehränfung ber den Stadt:Polizeibehörden eingeräumten Befugnifle, in Bezug 
r Städte der Aten Bewearbe-Steuer-Abtheilung, gefolgert werden Eönnte; fo ift 
k Rudficht auf den Inhalt des C. R. v. 29. Juli 1833 1) nicht zweifelhaft, 
8 PBolizeibehörben in Städten der Aten G&ewerbe-SteuersAbtheilung in den 
m polizeilihen Straffällen ebenfalls zu entſcheiden, und die eingezogenen 
u in ihren Kaſſen zu verrechnen haben. 

L XXI. 781. — 3. 165.) 


R der 8. Din. des J. ud. P. u. d. F. (v. Alvensleben) v. 18. 
Ing. 1838 an die K. Reg. zu Branffurt. 

Ber. ver K. Reg. v. 12. Mai d. J. fann zu einer Abänderung der Berf. 
g. 1837 (9. ©. 781.) nicht veranlaffen, indem wir uns nicht für befugt 
yon der im 6. 32. des Regul. v. 28. April 1824 über den Gewerbebetrieb 
iehen enthaltenen Vorſchrift abzumweihen, nach welder den Bolizeibehörben 
ber Aten Gewerbe-SteuersAbtheilung die Entſcheidung über Kontraven- 
en die polizeilihen Borfchriften jenes Regul. unzweifelhaft zuſtehi. Mag 
Bin und wieder vorkommen, daß die Magifträte der Eleinern Städte bei ber 
g feuerlicher und polizeiliher Kontraventionen fehlen, fo ift biefer 
noch nicht Hinlänglih, um den an ſich fhon überbürdeten Landräthen 
Laft aufzulegen. 

:XxXII. 762. — 3. 185.) 


In Betreff der Mefjort-Berhältniffe In diefer Beziehung für Berlin 
ab ergangen: 


der K. Min. des H. (v. Bülow), des I. u. d. P. (v. Schudmann) 
d. F. (v. Klwig) v. 23. Dec. 1824 an daß 8. Pol-Präfle. in 
n 





















haben befchloffen, der Gew.⸗Steuer⸗Deput. (in Berlin) die Unterſuchung 
idung ber Kontraventionen gegen bas Haufir⸗Regul. v. 28. April 1824 
ied, ob blos eine Bolizeis oder zugleich eine Steuer-Kontravention in 
zu übertragen, mit ber Maafgabe, daß bie bloßen PolizeisStrafen an 
bes K. Bol. Bräfid. abgegeben werben müflen. Die Entſcheidung auf 
geſuche, wo Feine Steuer-Rontravention fonfurrirt, bleibt dem Po⸗ 
vorbehalten. 

IL. 1158. — 4. 115.) 


feld. Min. v. 7. März. 1825 an den Mag. zu Berlin. 


fönnen die Gründe, aus welhen der Mag. in dem Ber. v. 4. Jan. ce. 

ation der Anordnung v. 23, Dec. v. 3.2) wegen der von feiner Ge⸗ 

euer: Dep. zu veranlaflenben Unterf. ıc fämmtl. Kontraventionen gegen bas 

L v. 28. April v. 3. anträgt, nicht für erheblid, achten, da aud in ben 

| Steuer: Kontraummtionen wo die Bewerbe-Stener-Deput. die Straf⸗Reſolute 

Mag. feinen Antheil an den eingehenden Strafen hat, die polizeil. 

Rtionen der Hauflter in Berlin auch nicht fo zahlreich find, um dem Pers 

‚Bewerbes&teunr:Deput. beſonders beſchwerlich zu fallen. 

* wollen wir dem Mag. die von Ihm gewuͤnſchte Erleichterung Seiner 
teuer⸗Deput. in dem Maaße zugeſtehen, daß die Unterſ. ıc. bei Kontra⸗ 
blos gegen bie $$. 29. und 30. des Regul. v. 28. April v. I. dem hie⸗ 
ei:Prafid. und nur bei allen übrigen HaufirKontraventionen der Gewer⸗ 

„ verbleiben follen. Danach hat der Mag. alfo Letztere zu inſtruiren, 
das Polizei: Präfid. denigemäß angewiefen worden 3). 
X 2338. — 1. 166.) 





Bergi. das C. R. der 8. Min. des 3. u. d. F. v. 29. Juli 1833 (Ber. 
a Berrechnung ber Bolizei:Strafgelder) in Thl. VI. des Werkes (Polizeis 
fen), Dr. 2. ©. 613. 
tgl. oben sub a. 
Anweifung it dem K. Bol.:PBräfi. in Berlin durch das R. derieih, 
v. 7. Wär; 1025 (9. IX, 239. — J, 167.) ertheilt worten, 


oh 28 
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5) Die Unterſuchungen gegen unbefannte, flüchtig gew 
SHaufir-Kontravenienten find ſtets den Gerichten zu überlaffen. 


a) R. der 8. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann) u. b. F. 
v. 16. Mai 1828 an die 8. Reg. zu N.N. 


Die K. Neg. hat, wie Derſtiben auf ben Ber. v. 24. Jan. ce. eröll 
überfehen, baß der Umſtand allein, wenn Jenand, fei er Jude oder GI 
ex im Orängbezirfe oder dieſſeits befielben angehalten werben, der ihm ab, 
Auskunft fir) durch die Flucht entzieht, noch gar nicht hinlänglich ift, bi 
zurückgelaſſenen Sachen zu konfisziren. Dazı iſt nah $. 158, der Zolle 
Mai 1818 erforderlich, daß der Unbefannte, welder Waaren ober Sad 
gelaffen hat, 

anf einer Uebertretung ber Steuergeſetze betroffen worben 
und nah 6. 179. Tit. 51. Thl. 1. der A. G. O.: 

daß der Unbekannte auf einer Accife:, Zoll⸗ oder Polizei: Kontraventi 

fen, mit Iurüdlaffung der Wuaren und Sadıen, an welden die Kor 

begangen worden, ſich entfernt hat. 

Es verſteht fid) hierbei von felbit, daß auf bie Polizei » Kontrave 
welcher der Unbefannte betroffen worten, auch bie Kanftsfation der zurüı 
Sachen in Geſetz angeortnet fein muß, denn ein Padenträger, ber angeht 
weil er in Dorfe Tabaf raucht, aber fit mit Zurüdlaffung feines Pal 
die Flucht der Verhaftung entzieht und die Pfeife mitnimmt, wird mit 
fisfations des Packens beitraft werden können. 

Hiernady wird in alfen Fällen, wo irgend Jemand mit Zurücklafſſung 
ten entwichen ift, die Behörde zunächſt die Frage ji aufwerfen müffen, « 
vorhanden find, um anzunehmen, daß ter Entwichene einer Kontravention 
dig gemacht habe, auf welde die Geſetze die Konfisfation der zurückgelaſſe 
anordnen? Iſt dies nicht der Tall, fo kann irgend ein weiteres Berfahr: 
der Vermwaltungsbehörden gar nicht ſtatt finden, und if die Anweiſung ai 
der von der K. Reg. eingereichten Verf. v. 6. Juni v. 3. ganz richtig, 
ſolchen Fällen den Gerichten die weitere Veranlaſſung iberlaffen werben f 


Iſt aber die Eriftenz einer, die Konfisfation ber zurückgelaſſenen Gfi 
fertigenden Kontravention anzunchmen, fo find tie Gffeften mit ben betr. 
lungen, fobald die Kontravention gegen die Gefepe über die inbireften € 
richtet ift, an tie betr. Zoll: oder Steuer⸗Behörde abzugeben, welche je 
tere Ginleitung treffen wird, 


Tie Kompetenz ter K. Reg. könnte alfe nur begründet werben durd 
dem Entwidenen begangene Polizei: oder Hauſir-Kontravention. Ar di 
Fall, wo der Entwichene eine Polizei: Kentravention begangen hat, welde 
fiht ber K. Neg. geießlidy die Konfisfation der vom Entwichenen zurüd 
Effekten rechtfertigt, hat diefelbe das weitere Verfahren den Gerichten zu I 
follte fie indeilen in dem einen ober Dem andern Epezial- Falle wegen ber | 
getretenen bejonderen Umſtände zweifelhaft bleiben, was Sie zu thun be 
Sie den einzelnen all tem Min. des J. u. d P. zur Gntichettu 
tragen. 

Mas tie Haufir- Steuer : Rontravention anbetrifft, fo ift auf biefe te 
Tit. 51. Thl. 1. der A. ©. O. gar nicht zu beziehen, weil er austrü 
vun Acciſe-, Zoll- und Polizei = Rontraventienen fpridt. In bem Gemerkt 
v. 30, Diai 1820 jo wenig, als in tem Megul. v. 28. April 1824, il 
Reg. ein Berführen gegen unbekannte und entmwichene Kontravenienten auf 
liche Weiſe übertragen, wie in Hinſicht Der Zollvergehen durch $. 158. der 
den Zoll Behörten. Die K. Reg. wird daher um fo mehr jedes Merraht 
entwichene Haufirer den Gerichten überlaffen müſſen, dba Sie ja nicht eim 
YAnfrefente zu einem Kontumazial:Berfahren berechtigt ift, ſondern bei des 
ben des Denunziaten annehmen muß, er verlange gerichtliche Unterfutw 
Gericht wird Seinerfeits Die Unterſucbung nicht ablehnen dürfen, da es M 
fuhung zu übernehmen verpflichtet it, in der die Verwaltungsbehörde! 
Befugniß, tie Sache zu enticheiden, feinen Gebrand machen will. Die 23 
daher augewieſen, in den fpeziellen Falle, ven das Antmwertfchreiben vet 
zu N. v. 7. Sept. v. 3. bereit, hieran das O. L. G. aufmerkſam zu d 

(9. XI. 539. — 2. 152) 
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des K. Iuflie Min. (v. Kamptz) v. 4. Febr. 1831 an das 8.O.8. G. 
Raumburg. | 


"die Anfrage v. 25. v. M. über das Verfahren bei Huufir-Steuer-Kontra: 
ı, wird dem 8. O. 8. ©. eröffnet, daß das Juſtiz-Min. der an bie Meg. 
ı Berf. der 8. Min. des 3. u. 2. P. u. d. F. v. 16. Mai 1828 1) und der 
thaltenen Ausführung lediglich Beitritt. Es könimt hinzu, daß in ven SS, 
> 180. Tit. 51. Thl. I. der A. G. O. den Reg. dag darin bezeichnete Ver: 
licht ſowohl zur Pflicht gemacht, als vielmehr im Jutereſſe der Finanzver⸗ 
nme überlaffen werden, Daß alje, wenn die Megierungen von dieſem Mechte 
lebrauch machen wollen, bie Juflize Behörden fein Bedenken tragen fönuen, 
Shnliche gerichtlihe Verfahren einzuleiten, 

XV. 147. — 1. 74) 


Ueber das MinifterialsReffortinHaufir-Kontraventiond« 
egenbeiten diöponirt dad R. der K. Dein. des I. u. d. P. (Köh⸗ 
25. Sehr. 1836 an dad 8. Pol.» Präfto. in Berlin. 

8 tie Anfrage, wegen bes fünftig in dergl. Hallen Hinfichtlich tes Reſſorts 
. Min. zu beobadhtenden Verfahrens betrifft, fo gereicht dem K. Pel.:Präf. 
ſcheide, daß Kentraventionen gegen: diejenigen Beftimmungen bes Haufir⸗Gd., 
m Jutereſſe der Sicherheits: und Ordnungs-Polizei getroffen worden find, 
dekurs⸗Inſtanz zur Entſcheidung der Min. des I. u. d. P. gehören, während 
mpetenz bes K. Min. des I. fuͤr Gewerbe-Ang. 2) dadurch begrinbet wird, 
‚einer begangenen Kontraventien bie Keftitellung gewerblicher Bejugnifte, 3. B. 
‚und Ausdehnung des buch den Haufirſchein geſtatteten Gewerbebetriebes in 
mmt. (A. XX. 225. — 1. 172.) 


Ueber die Kompetenz der Abtheilungen der Negierungen in 
f Saufir-sKontraventionen bemerft dad M. ver K. Min. des 
om) u. des I. (v. Schuckmann) v. 15. Aug. 1822 an das 8. 
id. zu Merfeburg: 

; Entfcheitung über Haufir-Kontraventionen fteht, fobald blos von einem Pe: 
bie Mede ift, der eriten Abth, fonit aber, wenn nämlic, gleichzeitig auch 
befteer : Defraudation jtattgefunden hat, dem Plenum zu. 

YL 709. — 3. 50.) 


Das bißherige fummariiche Verfahren in Gewerbes Steuer- und 
ontraventionds Sachen ift durch die B. v. 3. Ian. 1849 über die 
Ing des mündlichen und öffentlichen Verfahrens mit Geſchwornen 

uchungs-Saden (©. ©. 1849 ©. 14. ff.) nicht aufgehoben 


züber und über dad Verfahren bei Abgabe folcher Iinterfuchungen 
Gerichte disponirt das C. R. des K. Min. d. F. (v. Rate) v. 
3 1849 an ſaͤmmtliche K. Reg., ausfchließlidy derjenigen in Köln, 
m Aachen. 

Bezug auf den $. 181. der V. über bie Ginführung bes öffentlichen und 
n Berfahrens mit Geſchworenen in Unterfuhungsjaden v. 3. Jan. 1849 
diejenigen Landesigeile, in welchen das Rheiniſche Necht nicht zur Anwen: 
mi 3)], in Betreff ber Unterjuchungen wegen Zumiderhandlungen gegen das 
zer: imd Gewerbeſteuer-G. v. 30. Mai 1820 und gegen tag Hanftrregul. 
srit 1824 Folgendes beftinint: 

er angeführte $. 181. hebt das bisherige ſummariſche Verfahren wegen 
zten Zuwiderhandlungen nicht anf, fendern ſchreibt nur die Form des ge: 
; Berfahrens für tiejenigen Fälle vor, in Denen bie gerichtliche Unterfuchung 
eintritt. 












jergf. oben sub a. | 
tergl. inbeß ten Allerh. Erlaß v. 17. Avril 1848 (f. in Bb. I. <. 38.) 
wach an die Stelle des Min. des J. jept das Min. für H. Gew. u, 
ff. Arbeiten getreten it. 

Iufag in den Verf. an bie 8, Reg. in Koblenz und Düffelvori. 
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3) Soll eine Sache zur Einleitung ber gerichtlichen Unterfud 
werben, fo hat bie betr. Unterbehörde der vorgefegten Regierung bie 
teren Beranlaffung zu überreichen. 

3) Beträgt die gefeglihe Geldbuße 50 Thlr. oder weniger ($. 
fo überfendet die Meg. die Verhandlungen dem Bolizeianwalte ($. 5 
geeigneter Snflruftion und dem NAntrage, bie Anklage dem Geſetze ge 
In ähnlicher Weiſe wird verfahren, wenn ber NRefure (8. 165. a 
legen if. 

Beträgt die gefehliche Strafe des vorliegenden Steuervergehen 
Thlr. ($. 38. a. a. O.), fo wird der Staatsanwalt um Grhebung 
Anklage erſucht 1). Iſt Appellation einzulegen ($. 126. a. a. D.) 
Reg. dieferhalb unter Mittheilung des @eeigneten ebenfalls mit bei 
in Korrefpondenz. (Min. BI. 1849 ©. 74. Nr. 120.) 


Daſſelbe Prinzip Hat das C. R. des K. Juſtizmin. v. 29. 
erfannt. (Juſt.⸗M.⸗Dl. 1849 S. 347. Nr. 56.) 


Zum 6. 34. des Negulativs. 


Bon allen Selpfirafen und Konfislaten erhält der ang 
ein Drittheil. 


Dazu: 


R. der 8. Min. d. 9. (v. Bülow), des I. u. d. P. (v. 
u. d. Bin. (v. Klewig) v. 29. Nov. 1824 an bie K. Meg. zu 

Die Anfrage über den $. 34. des Megul. erlediget fih von ſell 
ausbrüdlich nur des angebenden Beamten gevenkt, unb der K. Re 
die 6. 3. des Fin.» Min. v. 24. Dec. 1820 2) mitgetheilten K. O 
hätte erinnerlich fein follen, daß ein Denunzianten-Antheil nur für ! 
liget it. (m. VII. 1175. — 4. 130.) 


H. 
Tranfitorife Beftlimmungen. 


Die SG. 395 — 37. des Regul. enthalten tranfitorifche 
in Betreff der Grundfäge, welche bezüglich der Unmwendung 
Berfonen maaßgebend fein follen, welche ſchon vor deffen 
ein ®ewerbe umberziehend betrieben haben. 


Dazu: 


N. der K. Min. des I. u. d. F. v. 21. Mai 1839 a 
zu Münfter. Anwendung der 66. 35. u. 36. des Regul. au! 
länder, melde ein, durch die Meg. nicht zu geflattendes, ı 
Gewerbe bis zur Publikation des Regul. betrieben haben. 

Aus einem Ber. der K. Meg. zu Minden, die ven Seiten ber . 


1) Die R. des K. Zuftigmin. v. 18. Sept. 1826 (A. X. 1001 
des K. Fin.Nin. v. 5. Oft. 1826 (N. X. 1000. — 4.50.), 
ten, daß die Untergerichte ſich der Unterfuchungen wegen 
Kontravention gegen ausländifche Haufirer, deren Verhaftu 
Berwaltungsbehörde jür nöthig erachtet worden, auch dann zu 
ben, wenn die Etrafe incl. des Merthes der konfiszirten Sa 
von 50 Thlrn. überfchreitet, in weldhem letzteren Falle j 
zur Abfaffung des Erfenntniffes an das betr. Obergericht ı 
ben ihre praftifhe Bedeutung verloren duch die V.! 
über die Organifation ber Gerichte, und durch die B. v.3.5 
das Verfahren in Unterfuhungs : Sachen. 

Vergl. auch das C. R. des K. Yin.:Min. v. 13. Aug. ! 
Berfahren gegen verhaftete Steuer: Kontravenienten. (A. 
— 3. 43., |. in hl. X. des Werkes, Steuerwefen.) 

2) Dies C. R. finder fh nicht verafentiiur. 
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g bes diesjährigen Gewerbeſcheins für den Optikus N. N. aus N. in 
., IR erfehen, wie die K. Rey. ber Meinung ift, daß von Ihr, auf rund 
und 36. des Haufirregul, v. 28. April 1824, einem folchen Ausländer, 
b dieſem Negul. den Ausländern durch die Meg. nicht zu geftattendes, 
bes Gewerbe bis zur Publifation des Negul. betrieben hat, die Worte 
früher ausgeübten Bewerbes jährlich ven Neuem geftattet werben fönne, 
: dazu der dieffeitigen Genehmigung bedürfe. 

Beinung ift, wie zur Nachachtung bemerklich gemacht wird, nicht richtig. 
mfltorifche Beſtimmung in dem erwähnten $. 35. bezog fid) vielmehr, wie 
Fafjımg und aus ber Bezugnahme auf den 8. 11. a. a. D. hervorgeht, 
länder, von benen ber $. 11. nur redet, und befchränkte die Borfchrift 
‚21. nur infofern, ale zu Gunſten derjenigen Inländer, welche ihr Ge⸗ 
bem Erſcheinen bes Megul. bereits vorwurfsfrei betrieben hatten, eine 
son der Regel gemacht ward, nach welcher die Griheilung der Gewerbe: 
dem Grmeflen der Reg. abhängig if. Die Erlaubniß zur Fortſetzung 
es ſollte folden Inländern, beim Vorhandenſein der — EE 
i, nicht verſagt werden. 

sı waren diejenigen Ausländer, welche ein, ben Ausländern, nach dem 
8. April 1824, duch die Reg. nicht zu geitattendes Gewerbe bis zum 
es Regul. betrieben hatten, nad) Analogie bes $.36.a. a. O., zur Forts 
8 Gewerbes nur auf ſechs Monate zu verftatten. Nah Ablauf diefer 
e allgemeinen Beſtimmungen des Regul., auch rüdfihtlich ihrer, in Wirk⸗ 
ten. (Centralbl. d. Yin.:Min. 1839 ©. 171. Nr. 102.) 


31. Dec. 1836 nebft dem Negulativ v. A. Dee. 
38 betr. des Gewerbebetrieb im Umherziehen. 


ı Antrag des Staatsmin. v. 4. d. M. will Ich bie Zefuzniß. die den 
das Gewerbeſteuergeſetz v. 30. Mai 1820 (Beil. B. Lit. L.) und dem 
durch Meinen beſondern Erlaß v. 2. Mai 1821 zur Ermäaßigung des 
von 12 Mthlen. für den Gewerbebetrieb im Umherziehen beigelegt if, 
abe des zurüdgehenden von Mir genehmigten Negul. v. 4. d. M. er: 
zugleid, beflimmen, daß bie in den 66. 26, 27. 28. des Regul. v. 28, 
über den Gewerbebetrieb im Umherziehen ıc. vorgefchriebene Strafe nicht 
U in vierfahem Betrage der Jahresfteuer nad) dem höchſten Sape ber: 
n im vierfahen Betrage derjenigen Sahresiteuer beftehen foll, welde 
e des Steierpflihtigen angemefien und mit Rüdficht auf das Regul. 
feftzufeßen if. Auch foll, wenn neben der Strafe eine Nachzahlung 
intritt, Die Steuer gleihfalls nur in dem ermäßigten Betrage geforbert 
te den Kontravenienten bei gehöriger Meldung der Gewerbeſchein ſteu⸗ 
werben fönnen, fo ift zur Abmeflung der Strafe ein Steuerfaß von 
zunehmen. Wenn nad $. 31. des Regul. v. 28. April 1824 bie 
dBbuße in Sefängnißftrafe zu verwandeln ift, find nicht unbedingt acht⸗ 
gnißſtrafe und fünf Thaler Geldbuße gleichzuftellen, vielmehr darf, nad 
ec Umftänbe, ‘ein milderes Verhältniß angenommen werden 1). Das 
‚at die Belanntmahung dieſes Erlaſſes und des beigefügten Regul. 
S. zu verfügen. 

ven 31. Dec. 1836. 
Friedrih Wilhelm. 


NRegulatiy 
. 4. Dec. 1836, den Gewerbebetrieb im Umherziehen betr. 


1. 
Yie Regierungen Zönnen fortan Borisrifte 
: Den: unter bem Buchſtaben L. der Beil. B. zum G. wegen Entrihtung det gperfung vo 


v. 30 Mai 1820 genannten Sammlern von Garn, Lumpen, Afche, Gewerbe: 


en, auch Sanmlern (Auffäufern) von Heede, Flachs, Werg, Glaeſcherben, 
ıchleiften, altem Gifen, Blei, Zinn, Kupfer, Meifing, Haaren, Knochen, 


sch, iſt das (bie snigegengefegte Anficht aufftellende) R. des K. Juttlzr 
v. 28. Mai 1829 (9. AU 365. — 2. 105.) für befeitiat m 
m. 
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Klauen, Hürnern und von anderen Abgängen von geringerem Wer 
oder Landwirthichaft, jedody mit der in 6. 14. Nr. 2. des Hauftır 
1824 angegebenen Audnahme, 

2) außer Topfbindern, Keflelflidern und Scheerenichleifern, 
Löffelgießern, Siebmachern, Leinjaatjiebern, Perſonen, die ih ı 
Ecyärfen von Bohrern, Sagen und funftigen Inftrumenten, mi 
Holzubren, Spinnrädern oder Hausgeräthen beichäftigen — Gewe 
Sahresjage von zwei oder vier Thalern ertheilen. 

8. 2. In Anfehung der Equilibriſten, Seiltaͤnzer, Kunftreite 
. der Vorfchrift der Beilage B. zu dem Gewerbeſtenergeſeze. Außer) 
erniächtigt, Muſikern, welde unter einem Vorſteher, der für bie ı 
einer aus mwenigitens vier unverbäctigen geſchickten Perſonen beite: 
ihr Gewerbe betreiben ($. 18. des Hauffrregul.) eine Etenerermäf 
zu bewilligen, daß mir für den Vorfteher zwölf Thaler, jür jede a 
acht, ſechs oder vier Thaler jährlidy entrichtet werden. Gin C 
Schaufpielern, 

$. 3. Zum Hanfichandel 

1) mit Brot, Senmiel, anderen Backwaaren, Heefe, trockenen 
zum Genuſſe, Hirfe, Buchweitzen, Gemüſen aller Art, mit frifche: 
Obſt, mit Milch, Butter, Käſe, Honig, Giern, Federvieh, mit frij 
gebörrten, gejalzenen Fiſchen und anderen Lebensmitteln von gerin 

2) mit Keuerfteinen, Echleifiteinen, Feuerſhwamm, Wache, $ 
und rohen Häuten, Hopfen, Saͤmmereien, Torf, Holzs und St 
groben Decken aus Schilf oder Stroh, Dachiplitten, Theer, Pech, 
mit Eieben, Hecheln, Kragen, Webeblättern, Nadlerwanren, groben, 
Edyaufeln, Senfen, Bellen, Nägeln und anderen groben Waaren 
Gifen, mit Seller und groben Bürftenbindertwaaren, mit orbinairen 
ordinairem Steingut, ordindirer Fayanze, orbinairen Glaswaaren, 
garn, Band ans Leinen und Wolle, und mit wollenen geſtrickten © 
die Regierungen fortan Gewerbeſcheine gegen cine Steuer nach Ur 
ſechs oder vier Thalern jährlic, ertheilen. 


6. 4. Bon dem Finanzmin. hängt es ab, nach tem Bedürfn 
vinzen oder Gegenden bie in den SS. 1. und 3. bezeichneren Gı 
anf andere, den dort bezeichneten ähnliche Gewerbe auszudehnen. 
it das Erforderliche durd) die Amteblätter bekannt zu madıen. 


$.5. Es bleibt bei der Litt. L. Beilage B. zum &. wege 
Gewerbefteiter v. 30. Mai 1820 aufgeitellten Hegel, daß die Et 
iwerbebeirieb im Uniherzichen fir jede Berion 18 Thlr. beträgt. 
der in den $$. 1., 2. und 3. diefes Regul. bezeichneten, fo wie 
der früher beawilligten Grmäßigungen, hängt daher Iebiglich ven td 
Ermeſſen tee Reg., in weiterer Inſtanz bes Finanzminiſteriums, 
den allen der 659. 1 und 3. überhaupt nur danı eintreten, w 
einen örtliden Nugen hat. Auf Geitattung ſchon bezablter Sten 
fpruc auf den Grund der gegenwärtigen Beſtimmungen nicht flatı 


$.6. Bei Abmeſſung der Steuerſätze it Felgendes zu beach 
1) Im Allgemeinen iſt auf verbältnigmäßige Gleichbeit in der 
zuwirken. Der Etenerfhß beſtimmt ſich nach Maaßgabe des größer 
Umfanges, in welchem das Gewerbe im vorangegangenen Jahre 
Für den im $. 3. gedachten Hauſirhandel können die geringeren 
ders dann angewendet werden, wenn bie Handelsgegenftände ſelb 
ſelbſt verfertigt find; 
2) der höhere Satz von vier Thalern für die im ©. J., for 
lern für die F. 3, aufgeführten Gewerbe tritt ein: 
a) in dem Jahre, in welchen das Gewerbe angefangen wird: 
1. vorftehend bemerften Umftände erſt für die Folge maaßgeb 
b) wenn ber Gewerbetreibende zur Worticaffung der Gegenſtaͤnd 
fich eines Trägers bedient. — Bedient er jid dazu eines Zul 
Schiffsgefäßes, je iR eine Ermäßigung ber Steuer von zw 
haupt nicht zuläflig; 
e) wenn das Gewerbe in mehr als einem Negierungsbezirte be 
wenn mehrere der 8. 1. Nr, 1. weridmeten Gegenftän 
Berjen, wenn and nur in einem Reqlerüngsbentte A Nu 
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n, wobei zu erwägen iſt, ob mit Rüdfiht auf den Gewerbsumfang über: 
: eine Steuerermüßigung gerechtfertigt fei. 

Die Sriheilung von Gewerbeſcheinen zu niebrigeren, als den in ben $$. 
bezeichneten Sägen, fo wie die Freilaſſung eines ber dort und im. 6. 1. 
m Gewerbe von aller Steuer, bedarf der Genehmigung des Zinanzmi: 


Die Feitiebung ber dem Gewerbe angemefienen Steuer, nah ber ih y. 
Strafe der in den 6$. 26., 27. und 28, bes Regul. v. 28. April 1824 Yorfarifi 
ı Kontraventionen bejtimmt, erfolgt in den zur Entſcheidung der Meg. ge: in Betre 
Fällen mit Rückſicht auf die verftehenden Vorfhriften in dem Straf⸗Re⸗ —8 
elangt die Sache demmächſt zur gerichtlichen Entſcheidung, fo wird bet dem Gewe 
in dem Straf⸗Reſolute angenommene Steuer zum Grunde gelegt, wenn angemeſſe 
Bericht fi) veranlaßt fieht, mit Nückjiht auf neue, in ber gerichtlichen ger | 
ng ermittelte Umftände eine Feſtſetzung des Steuerſatzes nochmals zu vers Tionsiähe 
Sritt gerichtliche Unterfuhung ein, ohne daß bie Sache zuvor zur Entſchei⸗ 

‚ die Meg. gelangt iſt, und ijt die Anwendung des Etetierfaßes von zwölf 
icht unzweifelhaft, fo legt das Gericht die geichlojienen Akten vor Abfaflung 
minſes der Reg. in deren Bezirk das Vergehen verübt ift, zur Feſtſtellung 


ſatzes vor. 
befendere Mittheilung an den Angeſchuldigten über ben feftgefegten Steu⸗ 
ınd ein befonberer Rekurs gegen die Steuerfeflfegung ber Meg. an das 
# nicht ſtatt. 
n, ben 4. Dec. 1836. 

yinanzminijterium. 

Graf v. Alvensleben. 

5. 1836. ©. 13.) 
BR: 


5 R. des K. Min. d. F. (v. Alvendleben) v. 26. Behr. 1837 an 
R. Reg., wegen Ausführung ber 8. O. v. 31. Der. nebſt Regul. 
r. 1836, den Gewerbebetrieb im Umherziehen betr. 


a Ausführung der, den Gewerbebetrieb im Umherziehen betr. 8. O. v. 
1836 und bes dadurch genehmigten Negul. v. 4. des gebuchten M., deren 
hung duch die &. ©. (Jahrg. 1837 S. 13—16.) erfolgt, werden den 
achſtehende nähere Anweiſungen ertheilt: 
er Zived der vorgedachten Beſtimmungen geht feinesweges dahin, ben Ge⸗ 
5 im Umherziehen im Allgemeinen mehr, als es bisher gefhehen if, zu 
13 es ſollen vielmehr nur zulälfige Steuerermäßigungen, welche bisher 
ızmin. bewilligt wurden, zur Vereinfachung des Gefchäftsganges Fünftig 
igneten Wällen von den Meg. unter Anwendung der vom Min. feitgehal: 
chtspuntte verfügt werden, Außerdem foll die, in ben 6$. 26., 27. und 
egul. über dein &ewerbebetrieb im Umherziehen sc. v. 28. April 1824 
: Strafe, am fie in ein angemefienes Verhälmiß zum Steuerbetrage zu 
ir gewiſſe Fälle gemildert werben. 
t. Meg. haben daher fid) nadı ven Grundſätzen zu adıten, die Ihnen früher 
3 DBerf. über den Begenftand mitgetheilt find, die beitehenden gewerbepoli: 
eſtimmungen nad wie vor zur Anwendung zu bringen, und bei Ausübung 
ertheilten Beſugniß darauf zu fehen, daß die bisherige Ginnahme ber 
erhalten werde. 
ı den 86. 1., 2. und 3. bes Negul. v. 4. Dec. 1836 find diejenigen Ge: 
ınnt, hinfihtlid deren beim Worhandenfein der im Regul. bezeichneten 
en eine Steuerermäßigung bisher allgemein ſtattgefunden hat. 
dem Haben provinzielle und oͤrtliche Bebürfniffe Veranlaſſung gegeben, 
zen, den SS. 1. und 3. a. a. O. bezeichneten ähnlichen Gewerben, teils 
. 1. ımb 3. bezeichneten Gewerben, über bie im Regul. angegebenen 
naus, ermäßigte Steuerfäße ausnahmsweiſe zu bewilligen. 
hierüber erlafienen DBerf. bleiben zwar einftweilen in Kraft; es müſſen 
€ Grmäßigungen bis auf weitere Verf. ferner hier in Antrag gebracht 


Meg. an welde dergl. Verf. ergangen jind, hat aber diefelben zufammen: 
mb in Erwägung zu ziehen, ob eine Beibehaltung diefer Ausnahmen er: 
oder bed, zuläflig ſei, bie Etenerfüge mit den im Regul. feitge\enten in 


40 Bon den Berhältnifjen ber Bewerbetreibenden zum Giasi 


Uebereinflimmung zu bringen. Außerdem iſt von allen Neg. zu prüfen, ebı 
Bebürfniffe Ihres Bezirks oder einzelner Gegenden deſſelben eine Ausbeim 
in den 68. 1. und 3. des Negul. bezeichneten Ermäßigungen auf anbere, 
genannten ähnliche Gewerbe wünfchenswerth und huläffig erfcheine. 

Binnen drei Monaten ift die Bufammenftellung ber vorgedachten Br 
die Anzeige, daß dergl. an die betr. Meg. nicht ergangen find, ingleihen, 
Reg. auf Ausdehnung der Grmäßigungen im Sinne bes Fa 4. des Bean. gi 
tragen zu müflen, mittelft gutachtlichen Berichts eine Na meifung berfenigen 
und Handelsgegenftände einzureichen, Hinfichtlich deren eine ſolche Ausdel 
Anipruch genommen wird. 

j 3) Bevor bie Meg. einen Bewerbeihein zum ermäßigten Sage ausja 
Diefelbe in jedem alle forgfältig zu prüfen: 

a) 05 das Bewerbe zu den 66. 1., 2. 3. des Megul,, ober zu ben eiwa 
des $. 4. a. a. O., ober in den vorfiehend unter 2. erwähnten Verf. 
Finanzmin. bejonders bezeichneten gehört; 

b) in ten $$. 1. und 3. genannten, ober biefen gleichgeftellten Fällen 
Gewerbe einen örtlihen Nutzen hat ($. 5. des Megul.); 

ec) ob daſſelbe feinem Umfange nad, alfo ſowohl nad Maaßgabe der 
der Beſchaffenheit der Handelsgegenftände und der Ginträglichkeit des ( 
als auch nach Maaßgabe des Bezirks, in welhem es ausgeübt wu 
Nr. 2. b. und c.) fi überhaupt zur Ermäßigung eignet. 

Muß eine diefer Fragen nad pflihtmäßigem Ermeſſen verneint werde 
bie Steuerermäßigung ganz zu verfagen. 

4) Bei der Wahl unter mehreren ermäßigten Süßen finb die Beſta 
bes $. 6. des Regul. genau zu beachten. 

Db bei Ausdehnung des Gewerbes auf mehrere Reg. Bezirke fo wi 
nachzufordern fei, daß der hödhfte der für das Gewerbe Schimmer ermã 
oder ber volle geſetzliche Satz erlegt wird, bleibt für jeden einzelnen Fall ge 
In der Negel wirb es angemeſſen erfcheinen, im Falle einer ſolchen Ausde 
die $. 1. genannten Gewerbe den Sab von 4 Rthlrn. fir die 8. 2. ge 
jebesmaliger Ausdehnung bes Gewerbes auf einen anderen Regierungt 
Steigerung des für die einzelne Perſon erlegten Satzes auf beziehungsmweik 
8 Rthlrn. und bis zu 12 Rthlrn., und für die $. 3. bezeichneten Ge 
Erhöhung von zwei bis vier Thalern eintreten zu laflen. 


5) Ausländern dürfen die Reg. nur zu den 6. 2. des Regul. bezeit 
werben ohne Genehmigung des Yinanzmin. Gewerbefcheine zu ermäßigt 
ertheilen. 

6) In den Hinfihtlid der fteuerfreien Gewerbeſcheine ſchon beſtehe 
fohriften it durh den $. 7. des Regul. nichts geändert. Namentlid IM 
Reg. ermächtigt, Militair-Invaliden dergl. Gemerbefheine zum Muß 
Umpberziehen auszufertigen. Auch bewendet es bei den Beflimmungen de 
12. Febr. 1831 (N. S. 273.) und der Zollvereinsverträge, fowie der ind 
legtern erlaflenen Berf. wegen Ertheilung fleuerfreiee Gewerbeſcheine zu 
von Beitellungen und Waarenauffauf. 


7)2) Jede Reg. jührt ein nach Anleitung der 6$. 1., 2., 3. und event, I 
Regul. Elaffifizirtes DVerzeihniß der von Ihr in Gemäßheit des Reg 
fertigten Gewerbejcheine, in welchem die Gründe für die Ermäßigumg 
der Art vermerkt werben, als es bisher in den an das Min. 
eingereichten Nachweiſungen geſchah. Das Yinanzmin. wird vice 
gelegentlich behufs der Prüfung einfordern, 

b) Die Genehmigung des Finanzmin. zur Bewilligung von Gewerbeii 
Steuerentrihtung ober zu ermäßigten Sägen ift da, wo foldhe jene 
in der bisher üblichen Form ferner nachzuſuchen. 

c) Im Januar eines jeden Jahres, zuerit im Januar 1838, fentet jet 
Ueberſicht ſammlicher, in bem vorangegangenen Jahre von Ihr a 
Sewerbefcheine an das Finanzmin. ei, 
Diefe Ueberficht ift in ähnlicher Art, wie die unterm 20. März 185% 

Jahr 1833 erforderte, anzulegen. Sie ift nad den verfchiedenen Artn Bi 

ftänden bes Sewerbebetriebes, zu dem Gewerbeſcheine ertheilt fint, abzuf 

die verfchiedenen Steuerfäge und etwa ausgefertigten fleuerfreien Gemerbeil 
mweifen, und ergeben, welche Semerbeiäiine tm Genehmigung des Gi 

Grund der Beilage B. zum Grmerbefiruergeieke 0.0, DU ei 
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x. 1836, und welche mit Genehmigung des Finanzmin. ausgefertigt find, 
viel im Ganzen an Steuer aufgefommen ift. 

I Grgebniß der Ueberficht wird mit dem vorjährigen verglihen. Bei Vor⸗ 
er Veberficht finden die Reg. Belegenheit, Ihre Anfichten und Bemerkungen 
Gegenftand und etwaige Vorfchläge zu Nenderungen der beftehenden Bes 
ir vortragen. 

Wefeßung der dem Gewerbe angemefienen Steuer in Kontraventionss 
(6. 8. des Negul. dienen die Borfchriften der 88. 1. bis 6. des Regul., 
erfolg bes $. 4. deſſelben etwa erlaffenen befonberen Beftimmungen und bie 
» gegebenen näheren Anweifungen zur Richtſchnur. Doch wird die Meg. 
der gedachten Feſtſetzung im Zweifel den geringeren Sag wählen. 
sa Folge ber Vorſchrift der K. O. v. 31. Dec. 1836, 
in denjenigen Fällen, in denen bem Kontravenienten bei gehöriger Meldung 
Gewerbefchein fleuerfrei hätte ertheilt werben koͤnnen, zur Abmeſſung der 
afe ein Steuerfag von zwei Thalern anzunehmen ift, 

Beſtimmung der E. DB. v. 7. Juni 1831. (9. ©. 273. ff.) unter 1. außer 
sh der auch diejenigen Perfonen, denen nad der K. O. v. 12. Wehr. 1831 
bezeichneten Gewerbebetriebe bei gehöriger Meldung ein fleuerfreier Ges 
hätte eriheilt werben fünnen, wegen eines folhen ohne Gewerbefchein 
Betriebes mit der vollen Strafe des $. 26. des Regul. v. 28. April 1824 
en follten. Auch findet in dem alle, wo bei gehöriger Meldung ber 
ſteuerfrei hätte ertheilt werden können, eine Nachforderung der Steuer 
es bewenbet vielmehr bei ber feitgejekten Strafe. 
gene bezieht fi bie vorerwähnte Beftimmung der O. v. 31. Dec. 1836 
Iiche Fälle, in denen die Meg. oder Ihre lnterbehörden zur Gribeilung 
Wreiern Gewerbeſcheinen befugt find. 
Die Feſtſehzung ber Steuer in Kontraventionsfällen ift jedeemal zu bes 


EXT. 225. —1.27) 


BR. deſſelb. Min. v. 5. Sept. 1837 an die K. Reg. zu Trier. 


den Ber. v. 12. Juli d. I. wird in Gemäßheit des $. 4. des Regul. v. 
Lk 3., ben Sewerbebetrieb im Umherziehen betr., die Befugnis der K. 
In erweitert, daß diefelbe in gleicher Art \ 

den im $. 1. unter 2. jenes Regul. bezeichneten Gewerbetreibenden, auch 















tern, 
gun Haufichandel mit ben im $. 3. unter 2. bes Regul. genannten 
Ben, auch zum Haufirhandel mit Röthel, groben Korbjledhtivaaren, mit or- 
Schadteln und Dofen aus Pappe ohne Funfimäßige Verzierung, und 
äufefallen, nad) den in dem bezeichneten Regul. und in dem C. v. 26. 
d. 3. aufgeftellten Grundſaͤtzen, Gewerbeſcheine zu ermäßigten Steuer: 
ohne dieſſeitige Genehmigung ertheilen fan. Außerdem wird der K. Meg. 
Flich gentacht, daß zu ven im $. 3. unter 1. des Regul. gedachten „andern Lebens: 
Us von geringen Werthe“ auch Yröfche und Krebfe, zu den im $. 3. unter 
mannten „groben, hölzernen Waaren“ aud ordinäre Schachteln und Dofen 
Weolz, zu den „groben Waaren aus gejchmiebetem Gijen“ gleich den Senfen 
ichein zu rechnen find. Die K. Reg. it daher fchon nach dem mehr: 
Megul. befugt, zum Haufichandel mit den zulegt erwähnten Gegens 
ohne Anfrage Sewerbefcheine zu ermäßigten Steuerfügen auszufertigen. 
| ehend bewilligte Erweiterung ber Befugniß der K. Reg. ift buch bas 
Efurz befannt zu madhen. i 
ie in dem Ber. v. 12. Juli d. 3. fonft erwähnten Gewerbetreibenden 
bs enflände betrifft, fo finde ich es zur Zeit nidyt angemeflen, Hinfichtlich 
e Wenderung ber beftehenden Beſtimmungen eintreten zu laflen. 
kaſtrirer und Hengſtreiter eignen fih im Allgemeinen nit zur Gleich⸗ 
den im $. 1. unter 2. genannten Gewerbetreibenden, vielmehr muß es 
är jept bei der Megel bleiben, daß diefelben bie volle Steuer von 12 
den Gewerbeſchein zu entrichten haben. Sprehen in einzelnen Fällen 
de für eine Grmäßigung biejes Steuerfaßes: fo muß der K. Rey. 
iben, foldye in Antrag zu bringen. 
ſelflicker und Löffelgießer, welhe zunähft nur Arbeit im Umherziehen 
ht aber Ganbelögegenflüände mit —* zu führen haben, ſich weiſewne 
6, Gjels ober Fubrwerls behufs Ausübung ihres Gewerbes berienm 


FA 


richten. Auperdem wird, Yalls veſondere Umptande, namentlı 
das örtliche Bedürfniß und auf den Verkehr der Ausländer im 
in einzelnen Ballen für die Ermäßigung der Steuer zu Bu 
händler fprehen, auf bie motivirten Anträge ber K. Reg, ein 
ausnahmoweiſe dieffeits nadıgegeben werben. 

Der Handel mit Feuerſchwamm, mit eijernen Nägeln und 
die zu dem Heinen Nadelkram der Lumpenſaumler gehören, laßt 
nicht mehr erleichtern, als es bereits durch die Beitimmung im 
ſchehen ift. Der angegebene Uniſtand, daß manche Berfonen nu 
oder nur mit felbit angefertigten eijernen Nägeln haufiren zu x 
nügt nidyt, um einen nody geringeren Satz als ten von 4 Rth 
zulafen. Was insbejondere ten Hauſirhandel mit dem Kram 
betriftt, fo vermweife ich Die K. Mey. auf bie Verf., welde auf | 
d. J. von Seiten des Hrn. Gen.:Tir. der Eteuern erlaffen ı 
finde ih es auch nicht angemeſſen, hinſichts der Händler m 
Steingut x. 2. Die K. Meg. zur Geſtattung von Ausnahmen 
unter 2. des Negul. gegebenen Regel zu ermächtigen, ba ber U 
für den Steuerbetrag maaßgebend fein muß und es feinem Bed 
in der Regel derjenige, welcher ſich zur Fortſchaffung feiner Han 
befonderen Fuhrwerks oder Edhiffegelüßes bebient, ein erhebliche 
jenige, welcher ſich nur einen Träger hält, und dieſer wieber 
werbe betreibt als derjenige, der feine Waaren felbft tragt oder 

(a. XXI. 627. -- 3. 41.) 


3) C. M. der KR. Meg. zu Potsdam v. 29. Oft. Ir 
Landrärhe und Magiflräte. 


Megen Ausführung ber den Gewerbsbetrieb in Umherzieh— 
Tee. 1836 und des dadurch genehmigten Regul. v. 4. ej. m. wird de 
anlagungsbehörben, In Folge einer Verf. des K. Finanzmin. v. ‘ 
fiehende nühere Anweiſung ertheilt. - 

$. 1. Der Zwed der vorgebrachten Beſtimmungen gebt Fe 
Gewerbebeirieb im Umberziehen, mehr als bisher geichehen if, 
folfen vielmehr nur zuläjjige Steuer-Ermäßigungen, weldye Bi 
min, bewilligt wurden, zur Vereinfachung des Geſchäftsganges 
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‚4 zu beachten, daß jede Ermäßigung des vollen Steuerfages für Gewerbe⸗ 
‚erunbfäglich immer nur als Ausnahme von der Megel gilt, und in Gemäß: 
, worgebadjten Beilimmungen immer nur beziehungsweije flatthaben kann, im 

Ren aber davon abhängig iſt, ob 
a in Mede ſtehende Gewerbe einen örtlihen Nutzen hat — $. 5. des Re⸗ 


fee einem Umfange nad, mithin, fowohl nad) Maafgabe der Dienge und 
ichaffenheit der Sandelsgegenftände und der Binträglichfeit des Gewerbes, Fi 
“ "nab Magaßgabe des Bezirks, in welchen es ausgeübt wird — $. 6. N 
* b. u. e. — fich überhaupt zur Ermäßigung eignet. 
Feine diejer Fragen, nad pflichtmaͤßigem Grmeflen, zu verneinen iſt, muß der 
ver Stener-Grmäßigung fofort zurüdgemwiejen, bei Formirung an und gerich⸗ 
zäge auf ſolche aber künftig ac um fo mehr allemal beitimmt erwähnt 


und in wie weit jene beiden Erforderniſſe — ad b. und c: $. 6. Nr, 2 
-fumulatio vorhanden find, 
26 Gewerbe neu angefangen, baflelbe 
oder ohne Begleiter und ohne Pferd und Wagen betrieben wird, und 
im $.3. awähnten Handelsgegenſtände von den Hanfirern ſelbſt gewens 
aber felbft gefertigt find. 
mächhft ift nun aber 
=, auch bei ven in Vorfchlag zu bringenden Steuerermäßigungen firenge an 
A $$. 1., 3. und 6. nur bewilligten Stenerfäße feitzuhalten, indem wir un⸗ 
d burcaus feine Abweichung davon geflatten dürfen. 
indeß nach dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen der Behörden in einzelnen Faͤl⸗ 
‚bejonbere Umftände. eine Ausnahme dringend wuͤnſchenswerth und nothwen- 
follten, find uns biefe Umftände ausführlich und genau anzugeben, ba: 
‚Fran ben Autrag zur höhern Genehmigung ftellen fünnen. 
DIE bei Gewerbeſcheinen zum vollen Stenerfabe zuläffige kollektiv Bes 
„Biltualien, Sämereien ıc.” für welde nad) $. 3. dee Regul. Gewerbe⸗ 
"em „Steuerfage von reſp. 8 Thlen., 6 Thlen. u. 4 7 bien. bewilligt werben 
zuß kuͤnftig mit Rüdfiht darauf, daß die Wahl eines diefer Säse nad) der 
ad Bedeutenheit der Handelögegenftände ftattfinden full, bei Gewerbeſchein⸗ 
ermäßigten Stenerfägen vermieden und bie davon im Handel zu führen: 
al hier einzeln angegeben werben, 
. In den hin ichuieh der ſteuerfreien Gewerbeſcheine ſchon beſtehenden Vor⸗ 
* durch den $. 7. des Regul. nichts geändert, auch verbleibt es bei ben 
ngen der K. O. v. 12. Febr. 1831 und der Sollvereins- Verträge, ſowie 
olg der legteren erlaſſenen Verf. 
8. Degen des Termins zur Nachſuchung der Gewerbeſcheine zu ermäßigten 
bleibt die Boridrift unferer C.⸗Verf. v. 3. SH. 1832 in Kraft, und 
on nur Anmeldungen einzelner im Laufe des Jahres neu hinzulommen. 
treibenden oder jolche, weldye befonderer MAmftände Halber nidyt rechtzeitig 
werden konnten, eine Ausnahme machen. 
erwarten nun, daß bie Gewerbeſteuer⸗ Aufnahmebehörden ſich forthin ſtrenge 
Vor ſchriften richten, dieſelben pünktlich befolgen, und ihre Anträge auf 
insBewilligungen zu ermäßigten Stenerfägen künftig nad) biefen Andeu⸗ 
— vollſtändig motiviren werden, daß es der bisher fo haufig nöthig 
Binen case ferner nicht bedarf. 


ge im F. 3. des vorſtehenden C. R. v. 29. Oft. 1837 in Bezug ge⸗ 
‚noch fernerhin zu berückſichtigenden, C. R. find nachſtehende: 


IR. der K. Reg. zu Potsdam v. 18. Mär, 1834. 


Gen sDir. der Steuern hat uns zu erkennen gegeben, daß für feinen ber 
zeichen Hauſirer, denen feit mehreren Jahren eine Ermäßigung zu Theil ger 
‚ bisher jemals eine Grhoͤhung des Steuerfages vorgeſchlagen worben fei, 

on die Vermuthung gefmüpft, daß entweder die Verhältniſſe dießer Tenie 
u⸗ genau gepsüjt werden, ober babei von ber unrichtigen Aufidt au: 
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es Verkehrs, nad, den Mengen ber Handelögegenflände und nad dem 
eben abzumeflen. 

brüde in den Waarenbenennungen, welhe zu Mißdeutungen Anlaß ge: 
find möglihft zu vermeiden. 

muß ferner bei den Anträgen zu ermäßigten Stenerfägen weniger auf 
perfönliche Berhältniffe, ale auf den örtlihen Nutzen Rüdfiht genommen 


Krüppel ift der Gewerbefchein nur mit Rückſicht auf $. 11. Nr. 3. des 
8. April 1824 in Antrag zu bringen. 

fonen , weldhe das Gewerbe erft neu oder nad) einer Unterbrehung ans 
b minbeflens mit einer Steuer von 4 Thlen. in Vorſchlag zu bringen, 
Jegenfländen und benz Gewerbe stimfange nad nicht ſchon gleich ein hö⸗ 
Nnwendung finden muß. 

fonen, welche mit mehreren Gegenftänden handeln wollen, müflen einen 
uerfaß event, bie volle gefeßlihe Steuer von 12 Thln. entrichten. Ge 
(bei in Betracht zu ziehen, von welcher Beſchaffenheit die mehreren Ge⸗ 
sd, und ob fie nicht zu einer und berfelben Kathegorie gehören, indem 
bie Bedeutenheit des Handels mit der Vielheit der Artikel fleigt. 
tenigen, welde das Gewerbe ohne einen Begleiter nicht Betreiben kön⸗ 
Gewerbeſchein zum ermäßigten Steuerfag ganz zu verfagen. 

berhaupt dürfen in der Regel nur für ben Handel mit Brot, Semmel, 
ıgen, Hecheln, Sieben, hölzernen und gemeinen Töpferwaaren und andern 
‚ ferner mit den gewöhnlihen MWocenmarkte : Artikeln, und endlich mit 
ruß, Befen, Sämereien und anderen ähnlichen Gegenftänben, &ewerbes 
ermäßigten Steuerfaß nachgefucht werden, und aud nur in fofern, ale 
treibenden zur Foriſchaffung der Handbelsgegenftände fidy feines Fuhrwerks 
bedienen. 

n3 ausgeſchloſſen von der Bewilligung einer ermäßigten Steuer find: 
onen, welche mechaniſche Kuͤnſte produziren; 


merjager; 

Handel mit Getreide, Wolle, Holz, Steinen, Vieh; 

Bandel mit Kramwaaren; 

Handel mit friſchem Fleiſche; 

Handel mit weißem Porzellan; 

&fer, welche einzeln, ober in Gejellichaften von unter vier Perfenen das 
erbe betreiben, und wovon nur invalide Eoldaten, welche bisher freie 
erbefcheine erhalten haben, eine Ausnahme machen. 

e Dufiter, weldye in Gefellichaften von vier Berfonen unter einem Vor⸗ 
ewerbe betreiben, Tann eine Ermäßigung ber Steuer bis 4 Thlr. für 
en in Antrag gebracht werben, der Borfteher felbft aber muß für feine 
mal den vollen Steuerfab von 12 Then, zahlen. 

Ser den invaliden Miltairperjonen, welche fih vom Muſikmachen ernäh⸗ 
ıch für Keffelflidder ein unentgelblicher Gewerbeſchein nad den Umftänden 
ebracht werden, wogegen zu irgend einem Haͤndelsbetrieb niemals ein 
befchein eriheilt werben darf. 

x fidy wiederholt Steuer-Rontraventionen hat zu Schulden fommen laſſen, 
Grmäßigung des Steuerfaßes feinen Aufpruch, fondern muß die volle 
12 Thlm. zahlen., 

e die Sammler von Garn, Lumpen, Afche, Federn, Borften, ferner für 
er, Kefielflider, Scheerenfchleifer, welchen, wie zu 1. gedacht, das G. v. 
20 bereite eine Ermäßigung beitimmt hat, bleibt es babei, daß bergl. 
m von uns bireft bewilligt werben. Es dürfen daher bie Gewerbeſcheine 
m Berfonen nicht in die Nachweiſung ber höheren Orte zu bewilligens 
ten Steuer aufgenommen werben, fondern find entweber durch bie Rollen 
nachzuſuchen. 

Bird noch bemerkt, daß nur für diejenigen, welche das Gewerbe nicht mit 
Jagen betreiben, der niebrigite Sag von 2 Thlrn. zur Anwendung foms 


warten bie genauefte Befolgung dieſer Vorfchriften, und bemerfen zu: 
ir alfe Anträge, welche ielbiger enigegen laufen, nicht nur unbeadhtet, 
2" e— Pa hreiberei ganz unbeſchieden Iafjen werrden, 


ermäpıgen. 

5) Wer außer Leinwand ned mit andern Gegenftändeh 
dein will, muB die volle Steuer von 12 Thlrn. jährlich zahle 

6) Rur für Weber, weldhe die von ihnen gefertigte Teint 
zum Verfauf umhertragen, bürfen geringere Etenerjüge in A 

7) Für Krammaaren, wie felhe ad 3. bezeichnet find, 
irbenes Geſchirr und grobe Holzwaaren, it minbeftens der € 
zu zahlen. 

8) Marionettenfpieler und Schaufaften:Vorzeiger bürfen F 
werbefcheine weiter erhalten. 

9) Desgleihen Bapparbeiter. 

10) Zinngießern, Kefieiflidern, Topjbindern und Lumpenj 
falls unentgeldlihe Gewerbefcheine nicht weiter bewilfigt werd: 
welche folde noch pro 1836 erhalten haben. 

Da wir übrigens wahrgenommen haben, daß bie Vorſch 
10, April 1835 bisher nicht ſtrenge genug beachtet worden, fe 
derholt aufgefordert, ſich aller Anträge zur Bewilligung vor 
ſcheinen zu ermäßigten Steuerfügen, welche den gegebenen Beſtimm 
gänzlich zu enthalten, indem dadurch nur unnöthige Schreiber 

(A. XX. 82. — 1. 52.) 


4) Zum $. 2. 


a) In Betreff der Equilibriften, Seiltänzer 
find ergangen: 


a) R. des 8. Gen.Dir. der Steuern (Kuhlmeyer) v. 
die K. Reg. zu Frankfurt. 


Die in dem Regul. v. d. Dec. 1836 $. 2. vorgeichrie 
ſolche Mufifer, welde in einer aus wenigftens vier unverkädy 
nen beftehenden Gefellichaft ihr Serwerbe im Umherziehen bett 
Ganllidriften, Seiltängzer, Runftreiter, melde ihr 
Bern Geſellſchaft betreiben, Anwendung, und muß von dem 
hen Gefellfchaft, gleichwie von dem VBorjteher eines Muſike 
faß von 12 Thlrn. entrichtet werden. (N. XXI. 898. — 
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ım 6. 3. Nr. 2. (Ad verb.: „Gifenwaaren.*) 


. ba8 R. des K. Min. d. 8. v. 14. Febr: 1845. 
m $. 14. Rr. 4. des Regul, v. 28. April 1824, sub D. ad L., oben 


u 6. 4. und ©. 6. 


des K. Min. d. F. (v. Alvensleben) v. 21. Seytbr. 1838 an 
T. 8. Reg. Gewerbeſteuer der Viehſchneider, Leinweber, Theer⸗ 
e und Rumpenfammler. 
ezug auf den $. 4. des Megul. v. 4. Dec. 1836, den Gewerbebetrieb im 
beir. wird die K. Meg. ermächtigt, Gewerbefcheine 

ebfhneider zu dem Gteuerfabe von 6 oder 8 Thlrn., und für folde 
:eber, meldye die von ihnen felbft verfertigte Leinwand in der Nachbar: 
res Wohnoris zum DBerfaufe umdertragen, zu dem Steuerfage von 4, 
8 Thlen. 
re Genehmigung auszjufertigen, wenn neben ber Nützlichkeit der Gewerbe 
lichen Berbältnifien auch deren unbebeutender Umfang für die Steuer: 
ſpricht. 
r in dem Regul. v. 4. Dec. 1836 $. 6. unter 2. Litt. b. enthaltenen 
ach welcher Sewerbetreibende, die fid) zur Fortfchaffung der Gegenftände 
es eines Fuhrwerks betienen, die Steuer von 12 Thlm. zu entrichten 
rüdfihhtlih der ThHeechändler und Zumpenfanmier, welde fid 
it einem Pferde befpannten Fuhrwerks bedienen, eine Ausnahme in der 
t, daß denfelden mit Berüdfictigung des Umfangs des Verkehrs die 
ve zu den Sägen von 4, 6 und 8 Thlrn. ebenfalls ohne biefleitige be: 
an ertbeilt werden koͤnnen. 
JI. 898 . 55 


der K. Reg. zu Frankfurt v. 9. Mai 1842 an die Landratbäänter 
Rag. Sewerbefteuer der Sammler von Afche. 
Finanzmin. bat uns auf unfern besfallfigen Antrag mittelit NR. v. 29. 
btigt, die in der Min.-Berf. v. 21. Sept. 1838 1) (U. ©. 898.) ents 
mmung. wonad Theerhändlen und Lumpenjammilern, welche ſich eines, 
ms Pferde befpannten Fuhrwerks bevienen, mit NRüdfiht auf den Um⸗ 
rkehrs, Gewerbefcheine zu den Steuerfüßen von 8, 6 und 4 Thlen. ohne 
yere (Genehmigung von uns ertheilt werben können, auh auf Samm⸗ 
ch e anzumwenden. 
zug und Hinweis auf die dieſſeitige C. V. v. ‚29. Sept. 1838 wird 
nung zur Kenntnißnahme und Beachtung für vorfommende Fälle hier: 
yeilt, und find Me desfallſigen Anträge tn jedem einzelnen Kalle bezüg: 
reumfanges gründlich zu motiviren. 
BI. d. i. 3. 1842 ©. 151. Nr. 201.) 


Zweiter Abſchnitt. 


ı Hmlange, der Ausübung und dem Berlufte Der Gewerbe- 
befugniffe. 


Erſtes Kapitel. 
Umfange der Gewerbebefugnifie der zum felbftfländigen Ge⸗ 
werbebetriebe Befugten. 
36 Gewerbe⸗Polizei⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 ſtellte in Bezug auf 
ng der G©ewerbebefugniffe ven Grundſatz an die Spige, daß bie 


echtigung eines Ieden nach dem Inhalte feines Gewerbes 
ju beurtheilen fei, und daß der Gewerbeſchein jedem Inhaber auch 


H. oben sub a, 


den Grundſatz ver Zulaͤſſigkeit des gleichzeitigen g 
dener &ewerbe wiederholt an, indem fie im F. 13. befl 


Der gleichzeitige Betrieb verfchiedener Gewerbe ift Jedem 
befondere geſetzliche Vorſchriften eine Beſchraͤnkung anorbnen. 


Sodann wird das Prinzip der vollfländigen F 
gung in Ausübung bed Betriebes fichender Ger 
es follen hierbei keine anderweitige Befchränkungen ftattfl 
welche durch gefegliche oder polizeiliche Befimmungen aı 
befondere fol mit der Befugnig zum felbfifländigen B 
werbed auch das Mecht zum freien Berfaufe der pı 
Erzeugniffe in feften Berkaufsflätten und zum 9 
benfelben verbunden fein. 

Die näheren Beftimmungen hierüber ertheilen bie 
a. D. dahin: 

$. 59. Wer zum felbfiflänbigen Betriebe eines flehender 
unterliegt dabei nur benjenigen Beichränfungen, welche durch 
lihe Beſtimmungen angeorbnet find. Insbeſondere barf er aı 
fehlen Berkaufsftätten die Erzeugniſſe oder ſonſtigen Gegenſtä— 
triebes feil halten, auch in und außer feinem Lofale beftelft 
ingleihen verkaufte Waaren verfenden und, foweit es nad) Tite 
Märkten verkehren. Er ift befugt, die zu dem Betriebe feiner 
chen Materialien und Werlzeuge zu verfertigen und unter Be 
beftebenden Borfchriften überall anzufaufen und ankaufen zu I 

Zum Feilhalten und Anbieten der gewerbliden Grgeug: 
Straßen ober an anderen öffentlihen Drten außer der gewoͤh 
außerhalb der zum Marktverkehr beflimmten Plüße bedarf es | 
niß der Ortspolizei- Obrigfeit. 

8. 60. In der Anfehung der Befugniß ber Gewerbetrei 
Rechten, auch im Umherreifen entweber Fein ober buch el 
lungen zu fuchen ober zum Behufe des Wieberverfaufs Waare 
ed bei den beſtehenden Borfchriften 1) fein Bewenden; es fol 
fortan nirgends mehr davon abhänaia fein, daß ter Gemerbei 
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nb bes Gewerberathes, durch Ortsſtatuten ($. 168. der Gewerbe⸗-Ordnung), den 
m Berbältnifien entſprechend, befchräuft werben. 


8) Eine fernere Befchränkung in diefer Nichtung liegt in denjenigen 
nmungen ber DB. v. 9. Febr. 1849, welche ven felbfitändigen Ge⸗ 
e= Betrieb der Mehrzahl der Handwerke von einem befonderen 
Lififationd-Nacdhmeife abhängig machen, und infofern auch den 
ing der Gewerbebefugniſſe einjchränfen. 


Blerüber dißponiren die 66. 23—28. a. a. D. 
Bergl Abſchn. I, Ray. 1., Tit. 2., Hauptflüd 2., Stüd 2. oben E. 204.) 


B) Eine weitere Beichränfung in gleicher Beziehung wird Hinfichtlich 
gniffe der Inhaber von Magazinen zum Detailverfauf 

andwerkerwaaren in Beug auf die Anfertigung folder 

‚ und in Bezug auf dad Halten folder Magazine über» 
aufgefielt. Hierüber ordnen die FF. 33. und 34. a. a. D. daß 

an. 

. a. a. O., oben S. 207.) 


Endlich enthält der F. 69. a. a. O. in dieſer Beziehung eine Be⸗ 

kung in Bezug anf die Zulaäͤſſigkeit der öffentlichen Verſtei⸗ 

neuer Sandwerfermaaren. Derfelbe beftimmt nämlich: 

iche Berfleigerungen neuer Handwerkerwaaren bürfen, foweit fie nicht 

der Grefution, oder im Auftrage eines Gerichtes ober einer andern öffent: 
e erfolgen, mur mit bejonderer Genehmigung ter Kommunalbehörde 

ijgerungs: Ortes ftattfinden. 


Zweites Kapitel. 
Bon der Ausübung ber Gewerbebefugniffe. 


Die allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 geht zwar von dem 
fage aus, baß jedes felbfiftändig betriebene Gewerbe von dem dazu 
in der Regel in Berion autzuüben ſei; indeß geftattet fie 
ven meiften Fällen die Ausübung durch Stellvertreter, welde 
für ven felöftfländigen Gewerbebetrieb im Allgemeinen, und den 
In Rede ftebende Gewerbe insbeſondere vorgefchriebenen Erforder» 
ügen möüffen. 


e Grundfäge Spricht der $. 61. a. a. O. aus, welcher beflimmt: 

Befugniſſe zum Gewerbebetriebe können durch Stellvertreter auegeübt wers 
müflen jeboch nicht nur den fir dem felbftitändigen Gewerbebetrieb im 
‚ fonden auch den für das in Rede ftehende Gewerbe insbefondere vor: 

Grforderniflen genügen. 

e finden indes Beichränfungen dieſes ald Regel aufgeftellten 

Batt. Der $. 63. a. a. O. verordnet naͤmlich: 

für die in den 66..51. bis 54. bezeichneten Perfonen eine Etellver: 

affig il, Hat in jedem einzelnen Falle die Behörde zu beftimmmen, welcher 

Be ober Ronzeffionirumg zuiteht. 
















Ben im $. 55. bezeichneten Gewerben ift der Betrieb durd Stellvertreter 
ft 

in den 66. 51. bis 54. a. a. O. bezeichneten Gewerbetreibenden 
gen, welche befonderd angeftellt oder fonzeifionirt werben 

mb ver F. 55. a. a. D. betrifft Diefenigen, welche den Klein» 
mit Getränken, ſowie die Gaſt- und Schankwirthſchaft 


n geflattet dad Geſetz ausdrücklich die Stellvertretung 
bebetriebe, wenn nady dem Tode des Bewerbetreibenden 
chung ded Gewerbes für Mechnung ter Wittwe mährend bed 


u Be. 2. - 20 


* 


49 Von ben: Berbältniffen ter Gewerbeireibenhen zum 


Wittwenſtandes ober minorenner Erben Rattfinden fol, 
ber Dauer einer Kuratel oder Nachlafregulirung 


Der $. 62. a. a. O. biöponirt hierüber: 

: Mad) den Tode eines Bewerbetreibenden darf das Gewerbe | 
Mittwe währenb des Wittwenſtandes ober, wenn minberjäßrige 
find, für deren Rechnung buch einen nah 6. 61. quelißgir 
betrieben werben, infofern bie über den Betrieb einzelner Bewerb 
fondesen Borfchriften nicht ein Anderes anorbnen. Daffelbe gilt w 
einer Kuratel over Nachlaß⸗Regulirung. 


I. Befondere Beflimmungen ertbeilt die allgem. 
Betreff der Ausübung der Neals Gewerbes Berehtigun 


Es if bereits oben (Bd. I. ©. 159.) des Näheren er 
neuere Gewerbes@efeggebung und indbefondere bie Gew⸗Or 
1845 nicht die Realo@ewerbes Berechtigungen felb 
die denfelben in der Regel beimohnende Erflufiv-Eige 
hoben hat. Der $. 64. der Gew.⸗Ordn. beftimmt, daß ı 
werbe»-Berechtigungen fortan nicht nıehr begründet werben 1 
bleiben bie bißbherigen MealsBemerbes Berechtigungen for 
nur bie mit denfelben etwa verbundene Befugnig, andere Berfo 
bebetriebe dieſer Art audzuſchließen, iſt befeitiget word 
herigen Real⸗Gewerbe⸗Berechtigten dürfen alſo das mit 
ſtücken verbundene Recht zum Betriebe des betreff. Gewe 


Grund ihres Real⸗Privilegiums fernerhin ausüben. 


In Hinſicht der Zuläffigfeit nun ber Uebertra 
Reale Bemerbe» Berechtigungen auf andere Petſonen dispe 
Gew.⸗Ordn. im $. 65.: 

- Die zur Zeit noch beſtehenden Neal: Gewerbes Berechtigungen 
andere geſetzlich qualifizirte Perfon in der Art übertragen werben, 
die Gewerbeberehtigung für eigene Rechnung ausüben darf. 


Es iſt bier insbefondere der Real⸗Schank⸗Ge 
zn erwähnen und wird in dieſer Beziehung namentlidy auf 
der 8. O. 0.7. Gebr. 1835 sub Nr. 5. nebft deren Erläuteru 

(Bergl. Br. I. ©. 152.u.199. ff.) Ä 


Hierbei ift namentlidy die Frage zur Sprache gefommer 
zuläffig fei, vergleichen Real⸗Schank-Gerechtigkeite 
Grundſtücke. zu übertragen? | 


Nachſtehende R. fprechen fich darüber aus: 


1) R. des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 22. 
die 8. Meg. zu Oppeln. 


Der K. Reg. wird auf beren Anfrage v. 9. v. M. wegen be 
von dem N. N. in Nieborowig, Rybnicker Kreiſes, nachgefuchten 
von ihm erfauften Real: Ehanfredts von einem ältern Grundſtüd 
erbauendes, beſſer gelegenes Gafthaus hierdurch eröffnet, daß ba 
findet, die Transferirung der Neal: Berechtigung, als folder, 
Wenn aber der zeitige Befiber des mit dem Meal:Rechte verfehenen 
biefe Berechtigung in einer rechtsgültigen Weife verzichten, und ben 
merk in das Hypothekenbuch eintragen laffen will, fo ſindet ſich 
erinnern, daß alsdann dem N. N bie perfönlihe Erlaubniß 3 
Schanfgewerbes in dem an einer für das Publikum bequemeren € 
den Haufe ertheilt werde. > 

fa. XI. 531. — 2. 146.) 


— R. der K. Min. des J. (v. Schumann) u. db. | 
4. Zuli 1830 an die Meg. zu Merfeburg. 
Der K. Reg. wird auf ben Ber. v. 26. April d. J., 
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egen des von ihr zurückgewieſenen Geſuchs des Schenkwirths B. zu Rofenfelb 
n die Grlaubniß, die auf feinem bisherigen, dem Amterath R. zu Kreifhau 
m Theil taufchweife überlaffenen Anderthalb- Hufen⸗Gute haftende Schants 
ıd Branntweindrennerei : Gerechtigkeit auf das dagegen von dem ıc. R. theil: 
tiſe eingetauſchte ehemals N. Nſche Anderthalb⸗Hufen⸗-Gut übertragen zu 


Mm, 
ch eröffnet: daß bie in diefem Ber. angeführten Beitimmungen bes Min. bes 
. B., woburd bie R. Reg. bie abfhlügige Beſcheidung auf bas obige Geſuch 
fertigen jucht, auf ben vorliegenden Gegenftand nicht wohl Anwendung finben 


enn das Neal⸗Recht des ac. D. iſt nicht aufgehoben, und Legterer ift, vermöge 
: Kealberehtigung, nicht aber durch polizeiliche Konzeſſion in der Aus: 


8 find bier nit die ganzen Grundſtücke vertanſcht, fondern nur ein Theil des 
gen einen Theil des Andern; es it daher auch nicht einmal erforderlich, 
kant: und BranntweinbrennereisReht von dem einen Grundflüd auf das 
'm transferiren, fondern nur die Bertaufhung der gedachten Guistheile bei 
sen und dem Andern in Hypothekenbuche zu vermerken. Beide taufchende 
ig bleiben im Beſitze des größeren Theils der Grundſtücke, welche einer Jeden 
Bm bisher zugehört haben, und es wird baber bei biefem größeren Theile 
ku Srunbitüds das in Rede ſtehende Mecht verbleiben, weldyes Leßtere doch 
y aufgehört haben würde, wenn ber ıc. B. ein Stück Land von feinem Gute 
ätte. — 
Ate blos eine perfönliche Berechtigung, eine yolizeilihe Erlaubniß, an bie 
es Nealrechts treten, fo würde ber ıc. B. bie fernere Entrichtung des feither 
yahlten Zinfes verweigern, nnd alsdann der Domainen-Fiskus einen Verluft 
worauf die 8. Reg. bei Ihrem Berfahren in diejer Sache feine Rückficht 
a hat. 
:K. Reg. wird daher hierdurch aufgetragen, die zwiſchen tem ac. R. und 
B. verabrebete Dismembration zu genehmigen. 
XIV. 605. — 3. 84.) 


M. des KR. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 30. Aug. 1830 an 
aäbefißer zu N., und abjchriftlih an die K. Meg. zu Merfeburg. 

N. wirb auf das Geſuch v. 13. Duni d. 3., um bie Erlaubniß zur Ber: 
‚bes auf feinem Grundſtũcke Haftenden Real⸗Schankrechts an ben Hufſchmied 
ackgabe bes biesfälligen Kauf» Vertrages eröffnet, daß Neal: Gewerbe Be; 
n im Allgemeinen zwar nicht aufgehoben worden find, die Ausibung bee 
erbes aber gejeßlid an die Bedingung der pelizeilihen Genehmigung ge: 








mn nun gleich biefe dem Befiger eines mit einer Real-Gewerbe⸗-Berechtigung 
u Grunditüdes, fobald der perſönlichen Dualififation nichts entgegenfteht, 
bt verſagt wird, jo iſt doch die Ertheilung der polizeilichen Grlaubniß zur 
ig neuer Schankftätten von Rückfichten und Berhältnifien abhängig, bie es 
nicht geftatten, von Polizei wegen die Befugniß eines mit einer Real⸗ 
mng verjehenen Grundeigenthümers, jein Realrecht als ſolches an einen 
verfaufen, im dem Umfange anzuerkennen, daß der Ankäufer das Schank⸗ 
(beliebig auf einem andern Grumditüde als Realrecht, folglich nidt allein 
Merſon, fondern auch dergeſtalt ausübe, daß es auf feine Nachfolger im 
es Grundſtückes übergehe. 
‚.die von dem Bittfteller beabfichtigte Dismembration in Beziehung auf fein 
zum Domainen:Fisfus zuläſſig, oder von welcher Bedingung felde ab: 
„ gehört nicht zur Kompetenz des M. des J.; von Eeiten der Landes: 
anz fann aber dem Hufſchmied N. die Genehmigung zum Schankbetriebe 
er sınter der, von der Meg. zu Merfeburg beftinnmten und dem Bittſteller 
n Lantrath befannt gemahten Modalität ertheilt werben. 
XIV. 604. — 3. 83.) 
RM. des KR. Min. des I. für Gew.-Ang. (v. Brenn) v. 20. Mai 1837 
R. Meg. zu Oppeln. 
| Wflgemeinen ift es bedenklich, bie Transferirung der Real: Ecyanfgeredytig: 
Se folcher zu genehmigen, ta nicht zu verkennen tit, daß dadurch nannigrace 
Aliche Uebelſtaͤnde hervorgerufen werden; überdies aber fogar bie Zuläfftg: 


29 * 






’ 


AS Bon ben Birkkitnifien Ir Ehurrkeitstichinnfigiur@ 





feit einer ſolchen Teansferirumg im rechtlicher Hinſicht Me. 
Meal⸗Echantrecht, feinem Weſen nach, das Annerum eines be 
iR, fo muß der Transferirung auf ein anderes Grmpkät 
des Rechte von dem bisher bereihtigten GOrundſtück soraugehen; ven 
berechtigten Srundſtũck wird alfo immer ein Henes Ruul-Gchankesdkt ! 
nad) am Sorihriften der K. D. v. 7. Febr. 1835 "al unzuläffig m 


g. het 
bei die m den 39. 3, und 4. bes ©, 
—— IXI. rad 2. 216;) ve nt 


Drittes Rayitel. 
Bon dem Erlöfchen und dem Berlufte der Bewerbebe 
Borbemertung. 


Die Befugniffe des Vewerbe⸗Beiriebes Fönnen. erlöſchen 
‚gehen durch den Tod des Verechtigten, durch Nidpigehraud 
ten Berechtigung, durch Zurädnahme der ertheilten Konz 
tens der Berwaltungs-Bchörden, endlich durch richterlichen 


VUErſter Dell. 
Bon bem Erlöfhen der Gewerbebefüugniß durch ben 
. Berechtigten. 


- In der Blegel erläfchen perſoͤnliche Gewerbebefugniffe 
Tod des Berechtigten; wenn alfo die Erben oder Rechts 
ben Gewerbebetrieb Fortfenen wollen, fo mäflen fle ſich dazu 
in gleicher Art und Weiſe qualifiziren, wie jeder Andere, der eh 
betrieb beginnen will. on 


Sierson finden indeß Ausnahmen flatt: | 


A. Wittwen, während der Dauer des Wittwenflandes, zı 
jährige Erben dürfen dad Gewerbe, fofern nicht bezüglicy « 
werbe dad Gegentheil vom Geſetze vorgefchrieben ift. für ih: 
fortfeßen; Ddeögleichen ift dies zuläfilg während der Dauer ein 
oder Nachlaßregulirung. In allen dieſen Faͤllen muß abı 
lifizirter Stellvertreter befteflt merden. 


Dies beftimmt der F. 62. der allgen. Gew.⸗Ordn.: 

Nah dem Tode eines Bewerbetreibenden barf das Gewerbe 
ber BWittwe während des Wittmenftandes, oder, wenn minberjährig 
handen find, für deren Rechnung durd einen nah $. Gl. aualifizi 
treter betrieben werben, infofern die fiber den Betrieb einzelner Gewer 
befonderen Vorſchriften nicht ein Anderes anordnen. Daffelbe gilt wäh 
einer Kuratel oder Nachlaßregulirung. 


Befchränft if diefe Ausnahme durch die Vorfchriften d 
a. D., wonach: 

a) in Betreff derjenigen Gewerbe, bie nad $$. 51. bis 54. 
fonderer Anftellung ober Konzeffionirung bepärfen 
einzelnen Falle von der betr. Behörde zu beſtimmen 

.  .„ fernere Ausübung durch einen Stellvertreter zu geftatten: ı 

b) der Betrieb der im 8.55. a. a. D. bezeichneten Gewerbe ( 

Gaſtwirthſchaft) durch Stellvertreter niemals zuläflg 


B. Die polizeiliche Genehmigung zu einer der im 6.27. 8 
Drdn. bezeichneten gewerblichen Anlagen ift nicht an bie Pi 
jenigen, dem die Genehmigung ertheilt worden, nebunden, foaN 
Berrieböftätte verbunden. Sur, wenn eine Veränderung bde 
Horgenommen werden fol, bedarf *% riner Eiraamunn, wer Will 
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ung; wogegen alddann, wenn in der Lage oder Befchaffenheit der 
sfätte micht6 verändert wird, die Anlage ohne Erneuerung der 
ffion auf jeden nenen Erwerber übergeht, welcher Grundſatz 
auch guhbann maaßgebend ift, wenn der Inhaber: der Konzefflon mit 
abgeht. 


eräber diöponirt der F. 36. a. a. D.: 

e polizeifihe Genehmigung zu einer der im $. 27. bezeichneten Anlagen 
» fange in Kraft, als feine Veränderung in der Lage oder Beichaffenbeit 
riebeftätte vorgenommen wird, und bedarf unter biefer Vorausſetzung aud 
enn die Anlage auf einen nenen Erwerber übergeht, einer Erneuerung nicht. 
bald aber eine Veränderung ber Betriebsftätte vorgenommen werben fell, 
: Genehmigung der Regierung von neuem nachgeſucht werden. 


gl. auch oben ©. 39. ff. 


Zweiter Titel. 


m Erlöſchen der Gewerbebefugniffe durch Nihtgebrand ber 
ertheilten Berechtigung. 
der Regel bat der Nihtigebrand; einer einmal erworbenen Bes 
sum Betriebe eine Gewerbes nicht das Erlöfchen dieſer Befug- 
Folge; indeß finden Ausnahmen hiervon flatt: 


im Betreff der in den 66. 27. 37. und 38. der allgem. Gewerbes 
ezeichneten gewerblichen Anlagen, zu welchen es befonderer po» 
Genehmigung bebarf, und 

in Betreff der eweheilten obrigfeitlidhen Konzeſſionen zur Anlegung 
»rheken und von Brivat- Kranten» und PBrivat-Irren-Ans» 
‚ fowie zu Schauſpiel⸗Unternehmungen. 

diefen Fällen fann in der Konzefiion eine Frift zum Beginne 
»erbes beſtimmt ıcerden, mit deren Ablauf die nicht benußte Bench 
erlijcht; und wenn eine folche Friſt nicht feftgefegt worden, To fol 
: der Nichtbenutzung in der Megel nad) Ablauf eines Jahres die 
z Konzellion erlöfchen. 

eiche Wirkung if der dreijährigen Einftelung des Betriebes der er» 
Gewerbe beigelegt werden !). 

ı näheren Beſtimmungen hierüber find in den 66. 66—68. der Ges 
Irdnn. ertheilt: Ä 
6. Bei Griheilung der polizeilihen Genehmigung zu einer gewerblichen 
ver in den 66. 27., 37. und 38. bezeichneten Arten, ingleichen zur Anle⸗ 
g Apotheken und von Privatfranfen: und Privat-Irren:Anitalten, fo wie zu 
el⸗ Unternehmungen Zaun von der genehmigenden Behörde den Umftänden 
e Britt feitgelent werben, binnen welcher die Anlage eder das Unternehmen 
seidung des Grlöfchens der Genehmigung begennen und ausgeführt und der 
beirieb angefangen werden muß. Sit eine folche Friſt nicht beitimmt, fo er: 
. extheilte Genehmigung, wenn der Inhaber nad) Empfang derfelben ein gans 
s verfireihen läßt, ohme davon Gebrauch zu machen. Gine Berlängerung 


Das Motiv diefer Beſtimmungen it, daß bei Geitattung jener Gewerbe 
Bas Bedürfnis des Publikums in Betracht fommt, und daß der Nichte 
ebrauch der Konzeffion die Folge hut, daß ſolches nicht befriedigt und ber 
angemefien erachtete Grad der Ronfurrenz nidyt erreicht wird, ober aber 
Barh Zulaffung mehrerer Gewerbetreibenden derfelben Kathegorie eine Ueber: 
"mg eintritt, fobald fyäter von der früher nicht benugten Konzeſſion Ge: 
musuüch gemacht wird. Ueberdies hat bie Exiſtenz der im 6. 66. erwähnten 
nerbliden Anlagen in der Regel einen Einfluß auf die Benutzung 
Grundfüde der Umgebung; auch iſt biejelbe öfters von Erheblichkeit, 
Me die Anlegung ähnlicher Btabliffements in der Nühe beabfidtigt wird. 
u iſt daher in mehrfacher Hinficht wünſchenswerth, daß die Griteny ver 
Peihnten Anlagen und Anfalten nicht lange in suspenso bleikt. 


‘ 


44 Bon ten. Bichälsntifen der Gewerbetreibeade nn 


dee Qui Baht -ankigt werden,’ n α 


nigegenßchen 1), 
$. 67. Hat ber ber. ine felgen Sruchmi ung ($. 66.) 
Betrieb währenb eines 8 6, yon. drei Ighren di ſe ef 
$. 58. Auf die Inhaber der bereits vor bem ne bes 
ſetzes 5 Abeitten Konzeffionen finden tie in ben 56. 66. und 67. 
ebenfalls Anwendung, jebody mit ber Maaßgabe, daß biefe driſten v 
Berfündigung des Geſetzes an zu laufen anfaugen. 

: In Betreff der Konzefflonen zum Betriebe des Klein 
Getränken, ſowie — Gaſtw Aizut und Schanl 
befimmt in gleichem Ginne, wie der $. 66 bet. Ommerbe-Dr 

Sn der poli eilichen Genehmigung kann eis Mir vor Allauf 
res endende Pay beſtimmt werden, innerhalb "deren das Gewerbe 
Befugniß zum Betriebe deſſelben begqunen. ‚erben muß. 


.. Bergl. das Mühen | in dieſer Iegteren Beiıhung oben € 


. Vritter Titel .. 


Den bem Brlöfhen bee Gewerbeheipguiß duch Burädı 
theilten Konzefſion Seitens ber Kerwaltungs :® 


1. Berbot der ferneren Benugung- geweeblich 
aus’ aadriar auf das Bemeinwehl 


Die ss. 08 . und 70. der algem. GenriierDiin. dier 


Recitke ile — 
—— ud ‚Gefahren für t 

farm ur m. Bum bung, ———— Unisge aun jede 

werden. Doch muß dem Beſitzer Pr für den erweislihen wir 
Erſat geleiſtet werden. 

6. 70. Die Beſtimmung des $. 69. findet auch auf bie zur 2 
bung bes gegenwärtigen Geſebes bereits vorhandenen gewerblichen 7 
dung; doch entſpringt aus der Unterſagung der ferneren ung f 
Cutſchaͤdigung; wenn die früher ausdruͤclich oder ſtillſchweigend ert! 
nad den bisher gültigen Geſetzen ohne Entihäbigung hätte widerrufer 


11. Befugniß der BerwaltungssBehörden zur 9 
ertbeilter Gewerbe⸗Konzeſſionen. Approbationen 
lungen. 

Sn den $6. 42—52. ver allgem. Gewerbe Orden. find 
werbetreibenden aufgeführt, welche zum Beginne ihres Gewer 
fonderer polizeiliher ober obrigkeitliher Genehmig 
fion, Approbation, Beftalung) bedürfen, und im $. 55. a. a. 
fchrieben, daß der Kleinhandel mit Getränken, ſowie die Gaſt 
ID nur auf Grund befonderer polizeilicher Approbation 
den dar 

Ueber die Befugniß ber Berwaltungsbehörden, der 

zeffionen, Approbationen und Beftallungen ?) 3 


I) Das N. des K. Min. des 3. v. 26. Juli 1833 (A. XV. 
orbnete bereits an, daß Bei Ertheilung von Konzeſſionen zu 
Wind» und Bafjermühlen jebesmal in der Ausfertigung ein 
Regel von einem Jahre, zur Ansführumg der Anlage mit d 
feftzufegen, daß fonft die Konzeffion eo ipso ihre Guͤltigkeit 
felbe beflimmte das R. veffelben Min. v. 30. Nov. 1833 (I 
— 4. 110.), jedoch mit dem Bemerken, daß bei Konzeffkonen 
berfeltung erftörter Wind: ober Waflermühlen auf den Fi 

—— Fu nicht fofort der Verluſt der Konzefien anszuff 
tiheidung an das Min, zu terichten fei. 

2) Die Entzichumg der Befngmis yum —XXEIE xx Ki 
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bierbei zu beobachtende Verfahren und das Hecht zur Suß- 
ber Ausübung ber betr. Gewerbe während des eingeleiteten Ver⸗ 
8poniren die $6. 71— 74. der allgem. Gewerbe⸗Ordn.: 


Die in den $$. 42—52. und 8. 55. erwähnten Kongeffionen, Approba⸗ 
Beftallungen können von der Verwaltungsbehörde zurüdgenommen wer⸗ 
die Unrichtigkeit der Nachweiſe Targethan wird, auf beren Grund folde 
ben, oder wenn aus Handlungen oder Unterlafiungen des Inhabers der 

erforderlichen, und bei Grtheilung der Konzeffion u. f. w. vorausgeſetz⸗ 
ıaften klar erhellet. Inwiefern durch die Handlungen oder Unterlaflun: 
zafe verwirkt ift, bleibt der richterlihen Beurtheilung überlaflen 1). 


‚, eine Entſcheidung der Adminiſtrativ-Behörden, beſchränkt fi 
i auf die in den $$. 42—52. und $. 55. der Gewerbe⸗Ordn. aufgezähls 
ewerbe. 
Motive, weldhe bei nöfaflng ber Gewerbes Orbn. dafür maaßgebend 
fen find, die Entziehung gewerblicher Befugniffe nicht blos durch ri: 
ihes Erfenntniß, fondern aud durch den Ausfpruch einer Vers 
tungsbehörde für zuläffig zu erflären, werben dahin angegeben: 
„t felten ergiebt fih nad, Ertheilung einer Konzeffion bie Unrichtigkeit 
Unterlagen und Attefte, auf deren Grund biefelbe ertheilt worden, ohne 
gerade immer ein Betrug bargethan, nody weniger ber Antrag auf rich⸗ 
de Nufbebung begründet werden kann. Nicht felten machen Gewerbes 
yende ber hier in Rede flehenden Kathegorie fid, grober Mißbräuche oder 
Verbrechen fchulbig, wegen deren aber der Verluſt der Gewerbebefugniß 
en beftehenden Gefegen nicht ausdrücklich angebroht ift, mithin auch vom 
ter nicht ausgeſprochen werden darf. Micht felten endlich führt ein Ge⸗ 
betreibender, der die angeorbnnete Prüfung beftanden, und dadurch bodh 
ntlic nur bie Vermuthung begründet hat, daß feine Zulaffung für das 
neinweſen nicht nachtheilig fein werbe, bei der wirflihen Ausübung bes 
verbes ſelbſt durch feine eigenen Handlungen oder Interlaflungen den 
Hichften und vollftändigften Beweis dafür, daß ihm tie erforderlichen und 
nell nachgewiefenen tehnifchen Kenntniſſe und Fertigkeiten mangeln. In 
n diefen Yällen machen diefelben Gründe und Ruͤckſichten, aus benen bie 
Heilung ver Erlaubniß zum Betriebe des Gewerbes von dem vorgängigen 
raliflfations-Nachmeis abhängig gemacht wird, deren Zurücknahme nöthig; 
Kognition über biefen rein polizeilihen Gegenftand kann aber, da hier 
ver privat:, noch firafrechtliche Fragen zu entſcheiden find, und firenge Bes 
sformen nicht paſſen, nicht füglih den Gerichten (die ohnehin mit den 
der Ertheilung folder Konzeffionen zu nehmenden Rüdfichten, dem babei 
beobachtenden Verfahren und ten zur Sprache fommenden größtentheile 
nifhen Punften nicht vertraut genug find), fondern muß vielmehr den 
ewaltungsbehörben übertragen werben, denen überhaupt die Handhabung 
Gewerbe: Polizei zufteht und obliegt, und denen ſchon das Gew.⸗Pol.⸗CEd. 
7. Sept. 1811 namentlich in ten $$. 130. und 131. ähnliche Befugniſſe 
geräumt hat. 
„Durch die Vorfchriften über das Verfahren, bei welchen bie nähere 
örterung ber, die Zurüdnahme der Konzeffion veranlafienden Umſtände, 
: Bertheibigung des Inhabers, fowie die Zuziehung bes Pleni der Ne: 
zung bei Abfaſſung des Beichluffes und bie Aula feit des Rekurſes bes 
iders wichtig find, wird übrigens dafür geforgt, daß dieſe Befugniß ber 
nwaltungsbehörben nicht gemißbraudyt werde. Tie fofortige Suspenflon 
k@ewerbebetriebes, deren Anordnung der Negierung überlaflen bleibt, kann 
einzelnen Fällen dringend notäwendig fein, indem es fich 3. B. fchon ereig⸗ 
t bat, daß ein Apotheker am periodiſchen Wahnfinn leidet, von der kom⸗ 
imten Gerichtsbehörde aber nicht für unzurehnungsfähig erflärt, folglich 
u nicht unter Kuratel gejeßt wurde, in feinem Wahnfinn aber die fdyäb: 
bien Zufammenfeßungen madıte und als Arzneien verkaufte.” (Motive 
ı Gute. des allgem. Pol.⸗Geſetzes 1837, ©. 129. ff.) 
Ge iR indeß nicht zu verfennen, daß es fich bei ber Entziehung gewerb⸗ 
Berechtigungen um wichtige Bermögengrecte der Bürger des Stao⸗ 
und in ber Megel um bie Eriftenz ber davon Betroffenen handelt uno 
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6. 72. Die Gründe der beabfichtigten Zurüdnahme ber Konzeſſien u. 
(6. 71.) find dem Betheiligten befannt zu machen und vollfänbig zu erörtern 
Verhandlungen aber fobann mit ber Bertheidigung befielben der Regierung zu 
faffung eines Plenarbeichluffes vorzulegen. 

6. 73. Fällt der Beſchluß fir die Zurũcknahme ans, fo iR ter dena 
Gründen auszufertigende Beſcheid dem Betheiligten zu eröffnen. Gegen Yiefu 
fcheid ift der Mekurs an das kompetente Miniftterium znläffig; der Reurs m 
doch bei Verluft tefielben binnen zehn Tagen, von ber Eröffnung des Beide 
gerechnet, angemeldet werben. 

6. 74. Dem Ermeflen der Meygierung bleibt überlafien, in dringenden ! 
die Auanbung des Gewerbes entwerer fugleich bei Einleitung des Berfahrens | 
oder im Laufe deſſelben zu jnewendiren. 


Dazu: 


1) R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 22. 
1846 on die K. Meg. zu Pofen. 


Auf den Ber. v. 27. Febr. d. 3. wird der K. Reg. erwiedert, da € 
Auslegung des $. 71. der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. v. 3. felgente ( 
fäge, niit welchem der Herr Finangmin. fich einverftanden erklärt, zu befolgen 

Der $. 71. der Gew.-Ordn. fchreibt ganz allgemein vor, daß bie in dem 
bis 52. erwähnten Konzeſſionen von ben Werwaltungsbehörben zurũckg 
den können, wenn aus Handlungen oder Unterlaſſungen bes Inhabers der 
der erforderlichen und bei Grtheilung der Konzeffion vorausgefegten Gig 
Har erhellt. 

Zu ten bei Ausübung des Schornfleinfeger-Gewerbes erforderlichen un 
yorauszufegenden Gigenfhaften gehört nun aber unbezweifelt die Zuverläf 
Unbefcholtenheit des Gewerbetreibenden, indem bei bem Mangel aud nur ei 
Eigenſchaften erhebliche Webelftände in Beziehung auf bie öffentliche Si 
befürchten find. Der felbfifändige Betrieb diejes Gewerbes if daher bi 
Beziehung auf die Vorfchriften des 8. 103. des G. v. 7. Sept. 1811 us 
des ©. v. 2. Nov. 1810 nur ſolchen Perfonen geflattet worden, welde, 
erforderlichen Fertigfeit, im Befige der vorgedadyten Eigenſchaften ſich befunten. 
nun im $. 45. der Gew.-Ordn. beftimmit it, daß bie dort genannten G 
benden jich über den Beſitz der erforberliden Keuntniffe und Fertigkeiten 
Befaͤhigungszeugniß auszuweiſen haben, fo felgt daraus nody keineswegs, 
Meg. ihnen daſſelbe auch dann ausauftellen verpflichtet it, wenn fie von ü 
verläffigfeit und Unbejcoltenheit nicht überzeugt ift, oder Daß ihnen cs 
Zeugniß in dev Folge aus eben diefen Gründen nicht wieder entzogen w 
Das Bublifum würde ofrenbar Gefahren ausgejegt fein, wenn die Megi 
auf Grund der erwiejenen Kenntniſſe und Fertigkeiten, Seefchiffern, 
Zährmeiitern ꝛc. den Gewerbebetrieb geftatten müßten und nicht entziehen 
fobald ſolche Perſonen fi als unzuverläſſig und bejcholten ausgewieſen habe 
Denn die gewiltenhafte und Fonfequente Auwendung jener Kenntniffe und 
wird nur erft durch einen gewiſſen Grab von Moralitit garantirt, und es M 
bei einer durch Verſchulden des Sihornfteinfegers entſtandenen Feuersbruni 
Folgen für das Publikum ganz gleih, cb das Verjehen begangen wırrte and 
an techniicher Ausbildung, oder bein Vorhandenſein der letztern aus Leichtüm 
in Trunfenheit. ıc. 

Da ferner ſchon bei Berfonen, welche Sänften, Gondeln, Wagen x. auf d 
lichen Plägen vermiethen, die Unbeſcholtenheit und Zuverläffigfeit nad $. N 
Gew.⸗Ordn. als nothwendige Beringung vorausgefeßt wird, fo muß Lies neh 
mehr von den im $. 45. gedachten Perfonen gelten und kann wenigitens tem 
angenenmten werten, Laß ihnen dieje Gigenfhaften, wenn fie nad ber Ki 
Geſetzgebung oder Verfaffung im Beſitze derfelben fein müffen, gegenwärtig | 
dürfen. 

Da nun bisher beſcholtene und unzuverläfjige Perfonen zum felntitäntigt 
triebe des Schornſteinfeger-Gewerbes nicht augelaffen find, fo wirb aud, wi 
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daß es mit den Grumbjägen des Nedts:Staates nicht vereinbar fl 
hierüber duch Verwaltungs: Behörben, nicht nach beftimmten R 
prinzipien, tondern nad nichr oder minder der Willkühr und 
Anſchauungsweiſe anheimiallenden Rüdtten entkheiden zu laffen. 
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tig findet, daß ihnen die vorausgefepte und zur Ausübung des Gewerbes 

ie Zuverläſſigkeit oder Unbefcholtenheit fehlt, nad $. 71. 1. c. gegen fie 
werben fönnen. 

2. BL d. i. B. 1846 ©. 113. Nr. 175.) 


BR. deſſelb Win. v. 14. Aug. 1845, betr. die Burädnahme der 
a zum Betriebe des Kleinbandel& mit Getränken, der Gaſt⸗ 
Schankwirthfchaft. 

a. BL. dv. i. V. 1845 S. 274. Nr. 293., ſ. zur K. O. v. 7. Febr. 1835 
oben ©. 187.) 


B In Betreff der Zurücknahme der Konzeffionen zum Buch⸗ 
linsbeſondere iſt hier noch hinzuweifen auf die betr. älteren Be 
en, nämlich: 


des K. Din. des 9. u. d. P. v. 7. April 1823, wonad die Zus 
Ruahıne der Konzeffion erfolgen fann wegen Debits unfitt- 
er Schriften. 

VIL 344. — 2. 64.); 

K. Min. des 3. für 9. u. G. und des J. u. d. P. v. 3. Jan. 
8, wonach die Konzeſſion in Folge rechtskräftiger Verurthei— 
Ba au einer Kriminal⸗Strafe zurüdgenommen werden kann. 

VH. 179. — 1. 111.) 


se. im Polizeiweſen (Thl. VI.) Bp. 1. ©. 743. 


I. in Betreff der Zurüdnahme der Konzefflonen der Buche und 
Andler, Antiquare, Inhaber von Leihbibliotheken und 
netten, -Bertäufer von Blugfchriften und Bildern, 
kaphen, Bud» u. Steindruder aud den $. 2. der V. v. 5. 
50 über die Prefe, und das C. R. v. 9. Iuni 1850. 

m ©. 121. u. 122.) | 






















Vierter Titel. 


Berlufte der Bejugniß zum Gewerbebetriebe durch rich⸗ 
terlichen Ansfpruch. 


Befugniß zum ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebe kann für immer oder 
u als Strafe erkannt werden; in dieſem Falle muß indeß 
richterliches Erkenntniß darüber ergehen, wovon nur die 
senommen find, wo es fih um Steuervergeben handelt, in 
eg deren es bei den hierüber beftehenden Vorfchriften verbleiben fol. 
Son. 5. 189.) Vergl. das Nühere hierüber unten in Abfchn. IV., 
w (Bon der ald Strafe eintretenden Entziehung der Befugniß zum 
Enigen Gewerbebetriebe.) 


Dritter Abfchnitt. 


ı Bon der Beauffihtigung des Betriebes der Gewerbe. 


Vorbemerkung. 
burn beſchraͤnkt fih nicht darauf, den Beginn ber Gewerbe zu 


> 


en, indem er in vielen Bällen vor deffen Geftattung die 

deffelben einer obrigfeitlihen und polizeilihen Prüfung unter» 

5 fondern er unterwirft auch viele Gewerbe fortgefegt einer Bes 
gung in der Ausübung ihres Betriebes. 

x njefem Sinne beflimmt das Gewerbe⸗Steuer⸗Ed. v. 2.-Nov. 1810 


⸗ 


* handelt ber Abſchu. J. dieſer Unter-Abth. J 
ergl. Bd. I. ©. 87. \ 





x 
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daß ber Inhaber elnes Gewerbefgjeineh den-BoligeisWerace 
jeden Ortteß, wo Fi fein Gewerbe treibt, unterworfen- 4} 
Ausäbung deſſelben Beſchraͤnkungen, welche die 
uten Bora und aller anderen allgemeinen @efege erfor 
’ Taken. muß. 


—— — — — 
ezuͤgl immungen; dagegen ſchrelbt | 
In 1845 im $. 59. 1) vorn, - 

daß derjenige, welcher zum felbftftändigen Betriebe eines | 

werbeb befugt if, dabei mur demjenigen Befchränkunge 

welche durch gefepliche ober polizeiliche Beflimmumgen anı 

Auf diefe Grundfäge genügt übt der Staat auf den Bet 
Gewerbe eine fortgejepte ufficht aus, welche theils von 
punkte der Siherhelte- und Orbnungs-Bolizet, ineb 
der Ganitäte- Polizei, theil6 von dem Stanppunfte der € 
lizei ausgeht. 

Eine befondere Ueberwachung und Beauffichtigung fl 
Betreff des Meß⸗ und Marktoerkehros und or 
Nebertheurungen des Publikums durch geiwiffe Bewerber 
WRegulizung polizeilicger Taren. : u: F 

Hiernach wird der vorliegende Abfchnitt in drei KR: 
deren erfte® von der Beauffichtigung des Betrich e 
im Allgemeinen handelt, und weichem fi als zweites die 
Aber den Narki⸗Vetkehr, und als drittes die Beftimmum 








‚Yoligeiligen Karen, anrelfen. 


\ Ertes Kapitel, 
Bon der Beaufſichtigung des Betriebes der Gewerbe im Al 


Vorbemerkung. 

Die nachfolgende Darftelung befchäftiget fih nur mit ben 
welche die Beaufiichtigung des Beiriebeß ſte hen der Gewerbe | 
die Beftimmungen, welde ſich auf die Beauffichtigung des G 
triebes im Umherziehen beziehen, in den Megulativen v. 28 
und v. 4. Der. 1836 enthalten find, melde, mit fämmtlichen 
genen Ergänz. und Erläut., bereit in Abfchn. I. Kap. 2. (f. oben 
mitgetheilt worden. 

Die Beauffichtigung des Gewerbebetriebes ijt übrigens nid 
gemeine gefegliche Beſtimmungen geordnet, fondern wird nad 
ſheilweiſe durch fpegielle gefegliche Normen regulirten, Ermeſſ 
waltungs · Behoͤrden ausgeübt. 

Die darüber erlaſſenen Vorſchriften find theils allgemein 
theils auf einzelne Arten des Gewerbebetriebes ſpeztell bei 
Vorfchriften der Iepteren Kategorie aber beziehen fid der A 
auf die polizeiliche uͤeberwachung derjenigen Gewerbetreibenden. 
befonderen obrigfeitlihen Approbation oder Konzeifion be 
deren Gewerbebetrieb von dem vorgängigen Nachmeife der @ 
keit oder Zuverläffigkeit abhängig iſt; theilwelſe 
wachung der Inhaber gewerblicher Berrieböftätten, teil 


1) Vergl. Br. 1. &. 112. 

9) Die Berfcriften zue Beaufſichtigung des Bewerbebe 
igrer Natur nad zugleich -fiderheite und ordnungspoliz: 
deshalb infomeit bereits in IH. VI. des Werkes (Molizei:Mei 
weshalb hier im Allgemeinen auf bie a. a. O. ausführlid mih 
Beftinmmungen hingewieſen wird. 
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Bunuffichtigung ſolcher Gewerbetreibenden, die feiner der beiben er⸗ 
Gatzungen angehören. 


» . I. 
seiwe Vorſchriften über die Beaufſichtigung des Ge— 
werbebetriebes. 


Berbot der Störung der Feier ber Sonn- und Feſttage 
jewerblichen Betrieb. 
reits durch eine V. v. 5. April 1810 wegen der Feier der Sonn 
Mat, waren Borfchriften über. das Verbot deö öffentlichen Verkehrs, 
ere der Gemwerbetreibenden, während des Gottesdienftes ertheilt wor» 
at eine K. O. v. 26. März 1825 anderweitig in Erin« 
te }). 
58 demnaͤchſt über diefen Gegenſtand die K. O. v. 7. Febr. 
ber die Befugniß der Behörden, durch polizeiliche Beſtimmungen die 
jelligbaltung ber Sonn- und Befttage zu bewahren. 
Beſeitigung der Zweifel, welche nach dem Bericht des Staatsmin. v. 15. 
we Die Befugniß der Behorben, durch polizeilihe Beſtimmungen bie äußere 
kag der Sonn⸗ und Fefttage zu bewahren, in einigen Landestheilen bisher 
! Haben, fehe Ich für den ganzen Umfang der Monarchie hierdurch feft, 
sgierungen, bie nady den Berhältniffen der einzelnen Orte oder Gegenden 
zu dieſem Zwecke erforderlichen Anordnungen zu erlaflen und deren Bes 
wch Strafverbote, welche jedoch bie im $. 11. ihrer Dienſt⸗Inſtt. v. 238. 
vorgeſchriebenen Graͤnze nicht überfchreiten dürfen, zu fichern, befugt fein 
lefex Sefehl iR durch die G. ©. befannt zu maden. 
5. 1837 ©. 19.) 


K. D. iſt den fämmil. K. Reg. mittelft €. R. der K. Min. d. 
.Med.⸗Ang. (v. Altenftein) und des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 
"3837 zur Ausführung und mit der Anmeifung mitgetheilt wor« 
u erlaffenten Publik. zuvor den Min. zur Prüfung und Geneh⸗ 


irzulegen. 
x. 409. — 2. 105.) 


Boige deflen find von mehreren Regierungen Publik. über den Ge⸗ 
fien und von den 8. Min. genehmiget worden: 

„ap über dieſen Gegenſtand auch eine bedeutende Anzahl von R. u. Pu⸗ 

ber K. Min. und der K. Reg. erlaſſen worden. Dahin gehören unter 


ru: 
Bublif. der 8. Reg. zu eiegnip v. 31. Mai 1818, betr. die Feier der 
Gonus und Feſttage. (N. II. 349. — 2. 349.) 
RM. des 8. Min. des 3. u. d. P. v. 21.Nov. 1823, betr. das Zeilbieten 
yon MWaaren au Sonns und Fefltagen. (9. VII. 946. — 4. 127.) 
E. M. des K. Min. d. C. v. 19. —* 1825, wegen des Verbots oͤffent⸗ 
licher Arbeiten an Sonn: und Feſttagen. (A. IX. 377. — 2. 62.) 
DW. bes 8. Bin. des 3, u. d. P. v. 16. Juni 1826, betr. den häuslichen 
Bewechebetrieb an Sonn: una Feſttagen. (9. X. 354. — 2. 51.) 
BR. der 8. Min. d. GC. u. des 3. u. d. P. v. 30. Mai 1832, beir. die 
Beier der Sonns und Feſttage. (A. XVI. 411. — 2. 44.) 
BR. des 8. Bin. des I. u, d. P. v. 8. Sept. 1832, betr. den Betrieb 

ü ne Gewerbe an Sonn: und Feiltagen. (9. AVL 649. — 
B. 41. 
MR. der 8. Min. des 3. für H. u. ©. und des 3. u. d. PB. v. 8. Juni 
1833, betr. den Gewerbebetrieb während des Gottesdienſtes. 

4. XV. 488. — 2. 147.) 
8. des K. Min. des 3. u. d. P. v. 3. Juli 1835 nebft Publik. der K. 
Neg. zu Köolin v. 16. Aug. 1828, betr. das Verbot des Gewerbebetriebes 
an Sonn: und Feſttagen. (9. XIX. 788. — 3. 139.) 
Bergl. biefe Defimmungen in Thl. VIII. des Wertes (Kixdyenerin). 


— 
„ 
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1) Bublif. der R. Beg. m Berfehurg n. 12. Mg: 
durch R. der gedachten Bin. , 19. Febr. 1836. (EX 3 
2) Publik. der K. Reg. zu Breslau v. 29. Juni 1848, 
NM. der gedachten Min. v. 12. Juni 1843. | 
(Min. BL d. 1.8.1843 6.10.M. 2) oO 


3) Publif: der X. Reg Merfehurg vo. 7. Juli 1846 . 
(RAin. BL d.i. ®. 1844 ©. 324. — En 


Vergl. in Thl. VIII. des Wertes (Rirgenwehrn.) 


B. Vorfſcriften, beir. bie Berpktind Don Ungiädl 
indbef. auch der Beuerögefaßt, bei verſchtebenen gewek 
Berrihtungen. nt 
Bergl. in SG. VI. det Werft, (Bollyhwefen), ®.'s. ©: 






C. Borfäriiten, betr. die poligeilige Maflihrenis 
werblihen Verkehr zur Berhätung von Ueberuaztheile 
Berrug. des Publikums. 2 | 


Bergl, in Thl. VI. v8 Wertes (Bollgeimefen), Wr. 8. ©. Ei 
* tan VIE Bates — Pr ei 
796708. u Nachtr.-Dp,, ©. a a een) 1 


E. Aufſicht in Betreff der Sährung fremüperriig 
pen auf Aushängefildern der Gemwerbetrelbendeg. 


C. R. des 8. Min. des J. u. d. P. (Käpler)_v. 15.% 
das K. Polizei Vräfto. zu Berlin, fo wie an ſämmil. K. Steg, 

Auf die Anfrage bes K. PolizeisPräf..v. 8. v. M über das im 
beobachtende Verfahren, wenn hiefige Gewerbetreibende die Grlaubnif 4 
des Mappens eines fremten Etaats anf ihren Anahängefhildern nach 
wie ſolches in einzelnen Fällen gefchehen iR, bau die Genehmi 
ditirten Geſandtſchaft des betr. fremden Staates beigebracht wirb, ge 
Bolizei:Braf, nad vorgänsiger Bernehmung mit dem X. Min. der au 
durch zur Belehrung, daß, infofern bei ter Führung bes 
Etaates auf den Aushängeſchilde eines Gewerbetreibenben nichts weiter 
eines Zeichens beabfihtigt wird, und dadurch nicht die Meinung für ei 
Berhältniß des Gewerbetreibenden zu einem fremden Staate, der für e 
lichern Werth feiner gewerblichen Erzeugniſſe bei dem Publikum berwerge 
den foll, dazu weder eine fpezielle Genehmigung der betr. fremden Me 
Ginwirkung des K. Min. der ausw. Ang. erforderlich iR, da deshalb E 
Widerſpruch Seitens einer fremden Meg. eben fo wenig zu befürchten f 
als namentlich binfichtlidy der Gaftwirthe, welche fhon immer ihre Schile 
von den Wappen, fondern auch von den Perfonen @uropäifcher regierte 
bergenommen haben. Die Grtheilung oder Verweigerumg der Grienuiw 
rung eines fremden Wappens auf dem Anushängefchilde bleibt da * 
allgemein polizeilicher Gegenſtand dem Ermeſſen der Otts⸗RPolizeibeherde 
Hält dieſe aber in Fällen, wo der Betheiligte aus beſonderer Beranlafung 
die Senehmigimg der betr. ausw. Reg. erwirkt hat, es fire nöthig, ter 
Aechtheit der deshalb vorgelegten Schrififtüde vergewiſſert gu werben, fo 
ſem Behufe eine Anfrage bei dem K. Min. der ausw. Ang. zu vera 

(N. XX. 409. — 2. 133.) 




















II. 


Vorſchriften, betr. die Beaufſichtigung derjenigen 

treibenden, welde ſich im öffentliden Interefie e 

fung ihrer Sefhidlihleit unterwerfen mäffen um 

Deren Grund die Konzgellion erhalten därfen. 
(Bergl. oben S. 80 | : 
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Mebizinale Berfonen. und Unternehmer von Privat 
en⸗ und Brivats Irren» Anflalten. 
wgl. bierüber Thl. Vi. des Werkes, Bd. 3. (Medizinalwefen). 


Unternehmer von Erziehungs- und Unterrichts-An⸗ 
„ſowie ®Vrivarlebrer. 
rgl. oben S. }—92. und Thl. VII. des Werkes (Kirchen und 
vefen). 
- Baumeifter. 
rgl. Hierüber Thl. VI. des Werkes, Bd. 4. (Bau Polizei). 
» Berfonen, welche fih über den Befig der erforderli- 
enntniffe und Fertigkeiten durch ein Befähigungdzeug- 
u. Hegierungen ausmweifen müffen. 
ergl. oben 6. 93-117.) 


Seefchiffer und Seefteuerleute, ſowie Vorſteher öffent» 
Bähren (Bährmeilter). 
zgl. oben ©. 95. u. 96. und die daſelbſt allegirten Beflimmungen. 


. Maurer, Steinhauer, Schiefer: u. Ziegeldeder, Haus» 
Biffszimmerleute, Müblen- und Brunnen-Baumeifter. 
ee oben ©. %—100. und Thl. VI. Bd. 4. des Werkes (Bau⸗ 


. Schornfteinfeger. 
. oben ©. 10--110. und ®p. I. S. 177—179., veßgl. TH. VI. 
(Bolizeiwefen, ®d. 2. ©. 216. fi. u. Nadıtr.-Br., ©. 156. bis 
[. Bv. 4. (Bau-Polizei), S. 478— 49. 


| Berfonen, welde ſich mit dem Aufftellen von Bligab- 
beſchäftigen. 

oben ©. 110. und Thl. VI. Bd. 4. des Werkes (Bau⸗Polizei), 
1. ' 


erfonen, welche Feuerwerke zum Verkauf bereiten oder 
atgelt abbrennen. 

oben ©. 110-—113., dedgl. Th. VI. des Werfes (Polizeiweſen) 
177. $. 
Raftrirer und Abdeder. ‘ 
oben ©. 113—115. u. Th. VI. Bd. 3. des Werkes (Medizie 
J, Th. ). ©. 761. fi. 


= Sebammen. 
fe. oben ©. 115. u. Th. VI. Bo. 3. des Werkes (Mebizinalmwefen). 


andagiften und Verfertiger hirurgifcher Inftrumente. 
. oben ©. 115—117. u. Th. VI. Bd. 3. des Werkes (Medinals 













iften, betr. die Beaufjihtigung derjenigen Gewerbes 
Rüden, für welde der Nacdmeis der befonderen Zuver: 

und eine obrigkeitliche KRonzeifion vorgefchrieben if. 
Igegi. oben ©. 117-140.) 


ESchauſpiel⸗ Unternehmer (desgl. Marionettenfpieler und 


ı). 
oben ©. 117. u. 118., desgl. Th. VI. des Werkes (Polizeiwe⸗ 
w. 2. 5. 373—386. und S10., Suppl.-Bv., S. 167 —168. 


- Bucher und Sunftbändler, Antiquare, Inhaber ven Leiho 


a 
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bibliotthheken oder Lefetabinetten, Werfäufer * 
und Bildern, Lithographen, Buch⸗ mb Steinvänd, 


1) Vergl. oben ©. 118129, und 26. VI. dis EM 
wefen), bei der Beauffihtigung ber Preffe | -- 
2) Ueber die Befugniß der. Buchhänhler ur, Deranf 
Bücher-Auktionen ſpricht fid ed * Br des 
(v. Rochow) u. d. F. (v. Bodelſchwingh) v. 7. Juni 1842 ar 
Präflo. in Berlin aus: a et 

Dit den in bem Ber. des K. Poligeir Bräfb.'v. 17. — 
Unfichten, in Bezug auf bie Zulaſfigkeit der von dam © . 
fichtigten Buͤcher⸗ Aultionen, Tönen wir ıms- nicht rim "eat 

Die Benennung: „Privat-Auftions-Anftalt“‘ dann au 
beim Publikum führen und if in dieſer Rüdfiht mit gu g 
dem N. die Beranflaltung von Bücher-Auftionen für eigene unb für ! 
Berfonen nicht unterſagt werben, wenn er ſich zu —2 — tung t 
vereideten Auftione s Kommiſſarien bedient. Gr wir zu wiefem Be 
Genehmigung :des X. RoligelePräfid. bedürfen, ünfbferm dit Beranfa 
fleigerungen im Auftrage Dritter zu ben Geſchäften eines Konmiſſio 
des $. 123. deo Ed. v.'7. Sepibt. ISIT 3u aäffen iR, indeffeh wi 
Genehmi nicht vorenthalten werden koönnen 


einer beſondern polizeilichen Erlaubniß ale Suͤcher⸗Autiquar bebdürcfe, 
da den N. als Buchhändler unbedenklich die / Befugtiß tb: auch 
kaufen und abzufegen, wobei fi von felbft verfieht, daß er ſich Hei 


Intereſſenten jedenfalls freifteht, die Bücher⸗Kataloge ſelbſt anzuferti 
Verſteigerung angemeldeten Bücher bis zum Auktions-Termin Bei’ 
Eine etwaige Beſchwerde der Auftions:Kommiffarien, namentlich des 
ziehung ihrer bisherigen Einnahmen von biefen -Mebengefchäften, die 
zugefichert find, wirb baher nicht zu begründen fein. 

Was endlich die Beforgniß anlangt, daß, falls bee N. die Auf 
aufnimmt, die Beitimmungen unbefolgt bleiben möchten, welche ben 
miffarien wegen der Aufnahme und bes Berfaufs verbotener Bücher : 
ertheilt worben, fo koͤnnen wir foldhe nicht anerkennen, ba der Cenſor 
alle verbotenen Bücyer im Kataloge zu Hreichen und der Auftions:-Keı 
bie ihm in biefer Beziehung obliegende Prüfung, fowohl vorher auf 
Kataloge, als im Termine jelbft, wo ihm fümmtlihe Bücher zu Gef 
bewirken im Stande ift, die Berpflihtung Hat, verbotene Bücher ver 
rung auszuſchließen. 

Hiernady beauftragen wir das K. Polizei-Prafid., den N. auf d 
27. Dec. v. 3. anderweitig zu befcheiden. 

(Min. BI. d.i. ®. 1842 S. 207. Mr. 278.) 


MI. Perſonen, welche der befonderen Benek: 
Orts⸗Polizei-⸗Obrigkeit oder des Landrathes zun 
betriebe bedürfen. 


A. Schloſſer. 


Vergl. oben S. 127. u. \R., ital, TH. VI. des @ 
Befen, Bd. 2. ©, 161. sub 9. 77.. 
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Bfandleiber und diejenigen, welche mit gebrauchten Klei- 
Mer Betten, mit gebrauchter Wäfche, oder altem Me= 
#1 Handeln. 
ut. oben &. 128—129. 


se Aufſicht auf den Gewerbebetrieb der Pfandleiher. 


e $. 57. der Gew.Ordn. v. 17. San. 1845 bemerkt ausdrücklich, 
In Betreff des Pfandleihgewerbes bei den durch die beſtehenden 
Iften angeordneten Befchränfungen deſſelben fein Beenden 


‚oben S. 128.) 
| And darüber nachflehende DB. erlaffen: 
 Dfand» und Leih⸗Regl. für die fünmtl. Preuß. Staaten, v. 18. 


GSe. Königl. Maj. von Preußen ıc. ac. sc. Unſer allergnäbigiter Herr, 
mamen haben, daß bie über das Leihen und Borgen auf Pfander in ge; 
ten und einzelnen Landesgeſetzen enthaltene Borfchriften, einestheils nicht 
m befannt find, als es bei einem Geichäfte, welches befonders unter ben 
Raflen dee Bolfs betrieben wird, die Nothwendigfeit und ber Endzweck ber 
ben, und daß es anderniheils dieſen Vorſchriften, vornchmlich in fofern 
und Erforderniſſe des Pfanpkontrafts betreffen, an beftimmter Deut: 
Vollſtändigkeit bin und wieder noch ermangele, fo haben Alferhöchfidie- 
iret, ſothane Borfhriften nochmals revidiren und in ein allgemeines 
Sringen zu laflen, damit joldhergeftalt auf der einen Seite den ans dem 
entftehenden Srrungen und Prozeſſen möglichft vorgebeugt, auf ber 
se auch den bei dieſem Geſchäfte bisher fo häufig vorgefallenen Betrüger 
wucherlichen Bervortheilungen deſto nachdrücklicher gefteuert werben möge. 
eſtimmungen derjenigen, fiir weldye das gegenwärtige Reglement gegeben if. 
.Zuvörderſt ſollen nur Privatperfonen, welhe ein ordentliches Gewerbe 
ehr mit Geldverleihen auf Pfünder treiben, an das Pfand: und Leihregles 
mden fein und barnad) beurtheilt werben. 
ı Dagegen ſoll e6 in Anfehung der bereits ſubfſiſtirenden öffentlichen Leih⸗ 
bet deren bisherigen Berfaflung und den ihnen ertheilten befendern Vor⸗ 
BB Privilegien fernechin fein Bewenden haben. 
. Banquiers und andere Kaufleute, welche nur zufällig, bei Gelegenheit 
el= oder andern Faufmännifchen Verkehrs, zu ihrer mehrern Sicher⸗ 
nehmen, find unter dem Pfand- und Leihreglement nicht mit be: 
ern werben blos nad den allgemein geſetzlichen Vorſchriften beurtheilt. 
Andere Privatperfonen hingegen, welche fi) mit Geldverleihen anf 
Baeben und dabei die duch das Pfand: und Leihreglement beitinnmten und 
. Bortheile genießen wollen, müſſen folches bei derjenigen Behörbe, welder 
w über bie Bolizeianftalten ihres Wohnorts zufümmt, anzeigen, ſich in 
biefee Behörde zu Haltenden Rolle der Pfanpverleiher eintragen und fi 
onefchein darüber ertheilen Lafien. 
er tiefe Anmeldung und Gintragung verabfünmt, gleihwohl aber 
werben Tann, daß er, ohne felbft ein Kaufınann zu fein, an einen Kauf: 
er andere Privatyerionen, mehr als drei Male innerhalb Iahresfrift, 
Bänder verliehen, oder auch, daß er bei einen gegen Pfand gegebenen 
Ich über ſechs vom Hundert als Zinjen ausbebungen habe, der foll als 
‚ welder aus bem Pfandverfehr ein Gewerbe macht, angejehen, folg- 
ben Vorſchriften des Pfand- und Leihreglements beurtheilt und fid für 
fe in bie Rolle der Pfanbverleiher eintragen zu laflen, angehalten 









Erforbernifle des PBiandkontrafts, in Anfehung der babei vorkommenden 
md Baden. 

Ber Geld auf Bfänder verleihen will, muß vor allen Dingen genau 
) Die zum Pfand angetragene Sache wirklid dem Gigenthume und ber 
sofition des DBerpfänders unterworfen jei. 

Beſonders muß der Piandverleiher diefe Vorſchrift alsdann beobachten, 
Berpfänder ein Dienfibote, und das Pfand ſo beichaffen iſt, daß «8 wahr: 
weife ber Dienfberfhaft gehören Tann, 
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8. 8. In einem folhen Falle muß er fih mit der bloßen We 
Dienftboten, daß das angegebene Pfand fein Gigenthum fei, Bee ba 
für die Herrfchaft geichehe, nicht begnügen, fondern fih vor ei. f 
Dienſtherrſchaft felbft erfundigen: ob das Vorgeben feine Michtigfeil ' 
etwa eine Untreue des verpfündenten Gefindes mit unterlaufe. 

$. 9. Werden Sachen von Werth, z. B. Bold, Silber, Juwel 
Koftbarfeiten von einem ganz unbefannten Wenfhen zum Bfande an 
it das Pfand von der Beſchaffenheit, daß Leute von dem Stande und 
Berpfünders dergleihen Sahen gewöhnlid nicht zu haben pflegen; 
Bfandverleiher fih darüber in feinen Pfandkontrakt einlaflen. 

$. 10. Wenn aus PVergleihung der Dualität der Sache und d 
Berpfänders ein wahrjcheinlidier Verdacht, daß erftere entwendet fei, 
nehmlich aber, wenn der Pfandverleiher durch öfentlide Bekanntmacht 
obrigfeitliche Warnungen, oder auch nur durch glaubbafte PBrivatanzeiz 
tigt it, daß Sachen von diefer Art und mit folhen Kennzeichen verfe 
oder verloren worden; fo muß berjelbe ein ſolches verdaͤchtiges Piand 
an die Polizeiobrigfeit des Ortes abliefern, auch derjelben Die UmRänl 
feines Verdachts pilichtmäßig anzeigen. 

6. 11. Wer eine fremde Sache ohne Borwiffen und Genehmigu 
thümers zum Pfand angenommen bat, der bleibt diejem, das Seinige 
den Gigenthümer zur Herausgabe des Pfandes, oder zur Schabloshalt 
Vorfchriften des A. L. M. verhaftet. 

6. 12. Hiervon find allein diejenigen ausgenommen, bie aus T 
Kleidungsftiiden oder andern Effekten, gegen Entrichtung eines gewii 
ein Gewerbe machen, und ſoll denfelben, wenn bie geliehenen Sachen 
babern verpfündet worden, gegen den Pfandnehmer feine‘ Bindilation 
men, fondern fie blog an tenjenigen, mit welchem fie fontrahirt Haben 
ten berechtigt fein. 

6. 13. Gin Bfandverleiber, der fein Jude ift und wiffentlich 
Sache zum Pfand angenommen hat, foll, gfeih den Diebeshehlern, nı 
Kriminalgefege beitraft werden, und zur fernern Treibung des Pfal 
immer unfähig fein. 

$. 14. Kann er einer wirklihen Wifenfchaft, daß die zum P 
Sache geitohlen fei, zwar nicht überführt werden, es ergiebt fi abe 
terſuchung, daß er die 68. 6—10. vorgejchriebene Prüfung nicht 
Sorgfalt und Aufmerkſamkeit angeſtellt habe; jo ſoll er, nad PBerbs 
zur Laſt bleibenten Nadläifigfeit, mit Geltbuße oder Gefängniß nachdt 
werden. 

8. 15. Mird ein folder Bfandverleiher zum zweiten Male di 
daß er geitohlene Sachen, chne Anwendung der ſchuldigen Vorficht 
angenommen, je foll die das erſte Mal gegen ihn erfannte Sirafe ı 
ihm noch außerdem aller fernere Pfandverkehr, bei namhafter @&ef 
Zuchthausſtrafe gänzlich unterfagt werden. 

(F8. 16— 23. enthalten Beſtimmungen über die Beſchränkungen 
welche durch das &. v. 23. Juli 1647 allgemein aufgehoben find) 

6. 24. Mit Perſonen, deren Befugniß überhaupt, Kontrafte zu 
infonderheit Darlehne aufzunehmen, durch Geſetze eingejchränft it, ſell 
diefen gejeglihen Cinſchraͤnkungen zuwider, in ein Pfandverkehr einlaf 

6. 25. Inſonderheit darf an Militairperjonen, denen das &ı 
chne Konjens des Ghefs ober Kommandeurs, in den Gpiften verboten 
gen Biand kein Darlehn gegeben werden, in fofern nicht ein Termlid 
Konfens diefes Chefs oder Kommandeurs, in welhem die Summe ı 
des Darlehns, nebit der Zeit, auf wie lange ſolches geliehen werben | 
drückt fein mihfien, von dem Verpfünder beigebracht worden 

$. 26. Bleibt das Pfand, mad) vwerflofiener Zeit, unabgelötet fi 
fih ver Pfandnehmer entweder cine gleihmäßige förmliche Prelongat 
oder Kommandeurs beibringen laften, oder, wenn ihm ſolche nicht ve 
kann, das Darlehn, nach der unten folgenden Vorschrift, unverzüglich 

8. 27. Wer tiefem zuwider einer ſolchen Militairperſon, ohne 
chen Konſens, Gelder auf Pfand verleihet, der verliert nicht nur jein 
muß das Pfand unentgeldlich aurücgeben, fondern er ſoll aud ned 4 
den barüber vorhandenen Eritten, AIK heittatt werben 

$. 28. Mit Verionen, melde unter varerhärt Aemat dur vera 
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bachen, foll Niemand, ohne Borwiflen und ausbrüdlihe Genehmigung ber 
Br: in ein Pfandverkehr ſich einlaffen. 







. ZR foldyes dennoch geichehen, jo verliert der Pfandverleiher fein Dar: 
das Pfand unentgeldlich zurückgeben. 

90. Der Vorwand, daß fi der Verpfaänder für volljährig, ober für einen 
See nicht mehr unter väterlier Gewalt ftehet, ausgegeben und ſolches wohl 
W beſtaͤrkt Habe, foll den Pfandverleiher bei Schuldnern, welche Landesein⸗ 
e find, gegen ben Verluſt des Darlehns und bie unentgeldlihe Herausgabe 
uubes niemals ſchützen. 

31. Mur in ben durch die Gefege näher beitimmten Fällen, wo ein bers 
| Berfonen gegebenes Darlehn durch tie wirklich gefchehene Verwendung in 
nen unter gewiflen Umfländen gültig wird, beiteht aud ein mit ihnen ge: 
B Bfanbfontraft. ' 

2. Gs ift daher die Pflicht eines jeden Pfandverleihers, wenn bie Berfon 
ität bes fich angebenden Verpfänders ihm nicht mit hinlänglicher Zuläf- 
Hannt find, fih darnach genan zu erkundigen und durch unverbächtige Tauıfs 
er durch das Zeugniß glaubwuͤrdiger Perſonen ſich zu verfichern: daß ber 
unter diejenigen nicht gehöre, mit denen ohne väterlichen oder vormund⸗ 
Konſens fein gültiger Darlehns⸗ und Pfandkontrakt geſchloſſen werben 


35 Wer wiſſentilich mit dergleichen Perſonen ein Pfandverkehr getrieben 
ſoll dafür, nach Vorſchrift der darüber beſonders ergangenen Verordnungen 
zben und wird für immer unfähig zur Treibung des Pfandverkehro. 

Kann der Bfandverleiher diefer gehabten MWiffenfchaft zwar nicht übers 
Den, es ergiebt ſich aber bei ber Unterſuchung, daß er, der Vorſchrift bes 
pider, die erforderliche Brühe, fich von ber perſönlichen Qualität des Pfands 
verfichern, nicht angewendet habe, fo foll gegen ihn, ohne Unterfchieb, ob 
ift, oder nicht, nach den 88. 14. und 15. enthaltenen Feſtſetzungen vers 


. Mit verheiratheten Frauensperſonen foll ſich Niemand ohne Vorwiſſen 
ckliche Bewilligung bes Mannes in ein Pfandverfehr einlaflen. 
Mur in folgenden Fällen bedarf es Feiner foldyen &inwilligung: 
an eine Frau für fich felbft eine eigne Handlung treibt; 
un fie das gegen Pfand erborgte Geld zum gemeinfchaftlichen Beften beider 
izflidy verwendet; 
kun ihr der Mann einen Theil feines Gewerbes übertragen und fie zum 
üben, während feiner Abwefenheit, Gelder auf Pfand erborgt Hat, ob: 
Derwendung nicht gefchehen, oder der daraus gehoffte Nutzen nicht erfolgt 




























un die zum Pfand angetragene Sahe ſo befchaffen in, daß aus ihrer 
dität die freie Befugniß der Frau, nad Willführ darüber zu bisponiren, 
werten fann. 

. Bei Iuwelen, Gold: und Silbergeihirr, Spigen und anderen Koſtbar⸗ 
wenn fie auch ihrer Qualität nach, zum Gebrauch der Frau gewibmet 
j Die Bermuthung, daß ihr darüber eine willführlihe Dispofl obne 
2 Mannes feineswegs zuftehe. 

Es muß daher Jeder, welcher ſich mit einer verheiratheten rau in ein 
und Pfandverkehr einlaffen will, entweder die Einwilligung des Mannes 
, oder ſich hinlänglich verfihern, daß einer der vorbeflimmten Fäaͤlle, 
Ginwiliigung nicht bedarf, vorhanden fei. 

. Ber, obigen Vorſchriften zuwider, fich mit einer verheiratheten Frau 
tenes Pfandverkehr einläßt, verliert fein Darichn und muß das Pfand 
zurũckgeben. 
kB. Has der Kontravenient die Qualitaͤt der Verpfänberin gewußt, fo muß 
ernere Deiruns bes Gewerbes mit Pfänderleinen bei namhafter Strafe 
kerfagt werben. 
j En Gleiches ſoll fattfinden, wenn ein ſolcher Pfandverleiher, zwar 
„ „iberführter Wiſſenſchaft, aber dennoch aus Unvorſichtigkeit und Mangel 
“auıleit und forgjältiger Grfundigung nach der Dualität der Verpfäns 
Ichen unerlaubten Pfandverfehren mit verheiratheten Berfonen ſchon mehr 
betroffen worden. . 
Stubirenden auf föheren Schulen und Univerfitäten ſoll Rieaaaria- 
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ohne Vorwiſſen unt Konſens tes akademiſchen Gerichte, Gelb ober ( 
Pfander Leihen. 

$. 43. Der Konjens sell allemal nur auf eine gewiffe nad 
beflimmte Zeit ertheilt werben. 

$. 44. Wenn nad Berlauf bieier Zeit das Pfand unabgelöfe 
fo muß der Pfantnehmer ſolches den akademiſchen Gerichte, bei Nerlu 
unverzüglid, anzeigen, damit ihm von diefem auf den in den allger 
befondern akademiſchen Geſetzen näher beitimmten Wegen zu feiner 3 
holfen werde, 

$. 45. Mer einem Studirenten, ohne ten vorgefchriebenen 
Darlehn auf Pfänder giebt, wird deſſen verluftig und muß das Braı 
zurüdgeben. 

8. 16. Iſt das Darlehen zu unnüßen Ausgaben oder gar zur 
Scwelgerei gegeben worden, fo foll der Pfandnehmer, außer dem Verl 
auch ned um den gungen Betrag derjelben fisfalifch beſtraft, und i 
Gewerke mit Pjänterleihen ganzlih unterjagt werten. 


II. Form des Pfandkontrakts. 


8. 47. Leder, welcher mit Geldverleihen auf Bänder ein Gen 
ſchuldig fein, ein erdentliches Pfandbuch zu halten, 

6. 48. Im diefes Pfandbuch muß jedes von ihm betriebene Pia 
lih und umſtändlich eingetragen werden. 

$. 49. Die Binjchreibung muß in beutfcher ober franzöfticher 
ben, je nachden der Pfandnehmer zu einer cter der andern Nation ı 

- 850. Der Vermerk muß, der Megel nad. von dem Verpfaͤn 
tragen und mit feinem augsgeichriebenen Namen unterzeichnet werben 

.51. NAllenfalls fann zwar die Ginichreibung bes Vermerks, 
des Verpfänders, durch einen Dritten, welches jedoch nicht Der Pfa 
fein darf, geichehen, es ift aber alsdaun erforberlich, daß der Verpfäl 
nes lejen könne und feinen Namen eigenhändig unterſchreibe. 

8. 52. Sit der Verpfänder des Leſens ımb Ccreibens fo weiı 
oder ijt er der Spradte, in welcher nad $. 49. das Sinfchreiben gejd 
kundig, fo muß er einen felbit gewählten Nffiftenten mitbringen w 
Pic Einzeichnung in das Pfandbuch verrichten laſſen. 

8. 53. Diejer Aſſiſtent muß, wenn der Verpfünder der Sprac 
it, mit ihm zugleich den Vermerk unterſchreiben und dabei auatrü 
daß er ſolchen dem Verpfänder in feiner Sprache trenlid erklärt hab 

6. 54. Iſt aber der Verpfänder des Leſens und Schreibens ı 
mädtig, je muß er den Vermerk im Pfandbuche mit Kreuzen oder« 
mwöhnlihen Zeichen vollziehen; fein Aſſiſtent muß ihn, ale Zeuge, mi 
und babei ausdrücklich atteſtiren: daß er dieſen Vermerk dein Verrfär 
dieſer ihn genehmigt und Die Zeichen oder Kreuze ſtatt ſeiner Um 
fügt habe. 

$. 55. Obige Verfhriften (88. 52., 53., 54.) müflen zwar i 
ehne Nüdtficht auf den Betrag des Darlehns beobadıtet werben, un 
nehmer fie: t ob, ten bei ihn ſich meldenden Verpfänder darnach zu 
nachzuweiſen. 

6. 56. Wenn jedoch das Darlehn nur zehn Thaler oder wenig 
der Verpfänder ſich zur Zuzichung eines Afftitenten dabei nicht beqı 
kann folder zwar wegbleiben, und bie Gingeidnung in Las Pfand 
von dent Pfandnehmer fetbit geſchehen. Es muß aber aledann in d 
nen Vermerke ausdrücklich erwähnt werden: taß der Nerpfimper we 
eines Affiftenten bedeutet werben und fich dazu nicht habe verftehen ı 

$. 57. Wenn der Verpfünter, welder fih unter ſolchen Umfi 
zeichnung dee Vermerks in das Pfandbuch durch den Pfandnehmer fell 
laffen, hiernäcit inne wird, daß das Geſchäft anders niedergefchrieber 
det worden; jo muß er jelches innerhalb treier Tage ron Zeit dee v: 
fhäftes, den Richter zur weitern Unterſuchung anzeigen. 

$. 58. Wird aber dergleichen Behauptung erſt nah Mblauf } 
Zeitraums angebracht, je fell der Verpfänder damit nicht weiter gebe 

$. 59. Mill ver Vervfänder feinen Namen, eder überhaupt das 

in Prandbudye nicht ut werten \alin, Se Arht ih zwar frei, tem 
einen befondern Schein darüker ausauiteln. 86 uk alt, 
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&) dieſer Schein vällig in der Form abyefaßt fein und eben das enthalten, 
ei einem Bermerfe im Pfandbuche ſelbſt erforderlich iſt; 

Mefonderse muB der Verpfänder in dieſem Scheine ausdrücklich befräftigen, 
Binfhreibung in das Pfandbuch auf fein eigenes Verlangen und Anregung 


fet; 
der Pfandnehmer muß zu gleicher Zeit, da ihm der Schein zugeftellt wir, 
eben dem dato in feinem Pfandbuche vermerken: 
daß er unter diefem dato ein Piandgefhäft über fo und jo viel gegen ein 
‚ in Juwelen, Silber, Kleidern ac. beitchendes Pfand, laut befonderen Scheing, 
geſchloſſen habe: 
dieſe gefchehene Eintragung in bad Pfandbuch und die Nummer oder Pa⸗ 
det Dermerte in te ige muß von dem Berpfänder auf dem Originalfcheine 
rden (ef. 8. 71.). ' 
8. de ha das Pfandbuch eingetragene Vermerk, und aljo auch ber in 
le des $. 59. ftatt deſſelben auszuſtellende Schein, muß enthalten: j 
J das Datum und Jahr des vollgogenen Gefchäfts; , 
die Stüde, welche verpfändet worden, mit möglihit genauer Befchreibung 
unt, wenn fie in Gold oder Silber beitehen, mit Bemerkung des Gewichte 
Probe; 
J die Summe und Miünziorte des Darlehns; 
Die verabrebeten Zinien, ob bielelben im voraus abgegogen, und wie viel 
a Abzug dem DVerpfänder wirklich baar gegeben worden; 
J Die bebungene Zeit der Wiederbezahlung ; 
wie hoch der Werth des Piandes von dem VBerpfänder angeichlagen werbe; 
Das Bekenntniß des Verpfänders, taß ihm ven diefem Dermerf eine 
d, ſtatt des Gmpfangicheins über das eingelegte Pfand, zugeftellt worben 










2. Dem Berpfänder flieht frei, wenn befonders Juwelen, ober andere, nadı 
Mach und Gewicht nicht genau zu beſtimmende Pfänder eingelegt worden, 
mb andere dergleichen Kennzeichen daran zu befeftigen. Iſt ſolches gefchehen, 
a deffen im Pfandbuche gedacht, und bie gemachten Kennzeichen müſſen deuilich 
werben. 
92. Auc koͤnnen die Interefienten fich dahin vereinigen, daß die einzule- 
Bänder, in Gegenwart des Pfandnehmers, in Beutel, Schachteln ober an: 
aleniffe gepackt und mit des Verpfänders PBetichaft verfiegelt werden. Als⸗ 
aber, außer der Benennung der Stüde, auch Das Behaͤltniß, in welches 
; ingleihen das Petichaft, womit fie befiegelt, auch wie oft dieſes Siegel 
kigt worden, in dem Pfandbuche mit vermerkt werben. 
B. Welcher Bfandverleiher entweder gar Fein Pfandbuch, Hält, oder ein 
haft ohne die verordnete Eintragung darin, oder in tem Falle des $. 59. 
Rellung tes befondern Scheins daruͤber vornimmt, der joll des Darlehne 
? fein, idee dem Fiskns zuerkannt, der Pfandnehmer zur unentgelblicen 
abe der PBfänder angehalten, audı demfelben bie fernere Treibung des Ge⸗ 
Pet namhafter Strafe gäanzlid, unterfagt werden. 
Eine gleihe Strafe fell den Piandverleiher treffen, wenn das Geſchaͤſt 
fandbuch zwar eingetragen, dabei aber, oder in dem $. 59. befchriebenen 
3 Scheine, die gefegmäßige Form vernadyläffiget werben, und fih aus ben 
a ergiebt, daß dieſe Vernahläffigung verfüglic und im der Abficht, Wucher 
unerlaubte BervortHeilungen baducd zu verheimlichen, begangen worben. 
5. Binden fih aber Feine erheblichen Anzeigen eines folhen flrafbaren 
. fondern läuft die in ber Zorn des Pfandbuchs begangene Bernadhläffigun 
w eine Unvorfihtigfeit, Uebereilung cder Ungeſchicklichkeit hinaus; fo fo 
wenn wegen ber übergangenen oder weggelafienen Umſtände des Geſchäfts 
deht, die Vermuthung allemal gegen den Pfandnehmer gelten, und bie 
wiberiprodyene Angabe bes Verpfänters jo lange für richtig angenommen 
6 das Begentheil hinlänglidy ausgemittelt werden kann. 
8. Außerdem foll in einem felhen Falle der Tfandverleiher über die be: 
Bernadläßigung der geſetzlichen Vorfchrift alles Ernſtes zurecht gewieſen 
auf bie nachfte Wiederholung deflelben Fehlers die in den 6. 63. verorb: 
e befonders angebroht, auch er demnädit, wenn er auf einer ſolchen Wie⸗ 
, wirklich betroffen würde, mit dieſer Strafe chne fernere Nahficht beleak 
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$. 67. Der PBiandverleiher it dem Verpfänder über das eingelegte | 
einen &mpfangeicein zu ertheilen ſchuldig. 

. Diefer Schein foll in einer richtigen und getreuen Abfchrift tes iu 
Bandbuche eingetragenen Vermerks beitchen, welche ber Pfandnehmer, ver! 
nach, eigenhändig ausfertigen und mit feines Namens Unterfchrift beglambigen 

$. 69. Iſt der Pfandverleiher des Schreibens nicht mächtig; fo lann u 
die Abſchrift von einem Dritten fertigen laffen; er muß aber alsdann Geld 
leſen Eönnen und feine Namensunterfchrift eigenhändig beifügen. 

6. 70. Iſt er auch hierzu nicht fähig, fo muß er fi. zur Fertigung d 
fohrift eines jelbit gewählten Affiitenten bebienen, weldher dabei alles das 
bachten hat, was in einen gleichen alle den Affiftenten bes Verpfänders 
vorgeichrieben iſt. . 

$. 71. SR nad $. 59. das Prandgefhäft nur im Pfandbuche vermai 
darüber von dem Verpfänder ein beſonderer Schein gegeben worben; fo mel 
felben von dem Pfandnehmer eine Abfchrift dieſes Scheine fowohl, als bes 
meinen Bermerks im Pfandbuche, unter feiner, des Pfandnehmers Unterfcrl 
der Relognition oder des Empfangſcheins, zugeftellt werben. | 

$. 72. Hat der Verpfänder die Tare des Pfandes im Pfandbuche 
Meinung tes Bfandnehmers au hoch angegeben; fo flehet Letzterem frei, de 
Merth, welcher nah jeiner Schätzung dem Pfande nur beizulegen fei, 
Empfangsſchein zu bemerken. 

8. 73. Der Empfangsichein wirkt einen vollen Beweis gegen ben Pfen 
ſelbſt alsdann, wenn dieier der Spradye, in welcher der Vermerk in das $ 
eingefchrieben worden, nicht fundig wäre. 

$. 74. Sollte fi zwifchen dem im Pfandbuche eingefchriebenen Ber 
der in den Händen des Verpfänders befindlichen Abfchrift eine MWerfchiederkelt 
jo flreitet die Bermuthung für dasjenige, was dem Pfandnehmer am nactheil 

$. 75. Wird dem Verpfänder die Abſchrift des Vermerks im Pant 
bes 6. 59. befchriebenen Echeins von dem Pfandnehmer beharrlich vwerwei 
vorenthalten; fo foll gegen Leßtern eben fo verfahren werben, als wenn & 
fhäft in fein Pfandbuch gar nicht eintragen laſſen. ($. 63.) 

$. 76. Uebrigens muß ter Bfandichein, wenn die Eumme bes Darle 
velpflichtig it, auf einem Stempelbogen bei ediftmäßiger Strafe ausgefertigt 
Iſt aber das Darlehn nicht jtempelpflichtig, fe betarf es feinee Stempel 


IV. Revifion der Pfandbüder. 
. 77. Damit obige zur Sicherheit des Publikums gereichente Bad 
wegen ordentlicher Führung der Pfandbücher, deſte zuverläfjiger beubadid 
mögen; jo follen die Pfandbicher von Zeit zu Zeit revidirt werben. 
$. 78. Den Fiskäaͤlen steht es frei, auf dergleihen Mevifion jederzeit 
gen, und fie find ſolches zu thun verpflichtet, jo oft ihnen Nachrichten ode 
der von dieſem cder jenem Pfandnehmer verübten Unordnungen ober w 
Behandlungen zukommen. 
$. 79. Auch die Judenältejten müſſen außerdem die Pfandbücher ver $ 
ber ihrer Gemeinde fleißig revidiren und nadıfehen, ob auch von felbigen W 
fhriften des gegenwärtigen Neglements gehörig beachtet werden 1). 
5. 80. Vornämlich aber jell bie zu Verwaltung ber Polizeigefcrärte jebt 
verordnete Behörde eine Nevifion fänımtlicher Pfandbücer, ohne Unterjdie 
richtsbarfeit, welcher die Pfandverleiher jenft unterwerfen find, altjährlid 
mit möglichfter Sorgfalt und Genauigkeit vornehmen, 
$. 81. Dei diefer Reviſion müſſen alle fehler und Mebertretungen bt 
Pfand und Leihreglement vorgeichriebenen Ordnung in dem zu führenden 
genan angenıerkt, in Anfehung derjenigen, wo es, nad obftehenden Boride 
einer Zurechtweiſung bedarf, felde dem Prandverleiher fofert ertheilt, in 8 
wo nad eben diefen Vorſchriften eine wirkliche Beſtrafung, ober die Untere 
ferneren Pfandverkehrs ftattfindet, ben Gerichten, unter welche ber Pfandrer 
hört, davon zur weitern Unterfuchung unverzüglid Anzeige gemacht werben | 
6. 82. Die Revifien ſelbſt muB nicht blos auf die noch ſchwebenten, 
auch auf die ſchen abgethanen PBiandgefchäfte gerichtet fein. 
$. 83. Kommen jedoch, bei Gelegenheit einer ſolchen Revifion, Ken 


























1) Dieje Beſtimmung iſt für Die altın Vronünzen durch Das Ed. rem 
1812 $$. 7., 20. auigchoben. 
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Ehe an und für ſich zu einer wirklichen Beſtrafung qualifizirt find, nur bei ſchon 

hen Pfandgeſchäften zum Vorſchein; je foll der Piandverleiher, flatt des 

83. fegefepten Verluſtes des ganzen Darlehns, nur um den vierten Theil der 

Be deſſelben fisfalifch beſtraft werben. 

5 4. Wegen der Unterfagung des ferneren Pfanbverfehrs aber madıt es kei⸗ 
berfchieb: ob die Kentraventionen, welche nach Maaßgabe 8. 15., 33., 40., 






















B., 64., 66. ein dergleichen Berbot begründen, bei [hen abgemachten ober noch 
enden Pfandgeichäften entdeckt werten. 
5 85. Diejenigen Pfandverleiher, welche dies Gewerbe gänzlich niedergelegt 
Ren Ramen in der Rolle ($. 4.) haben ausitreihen laſſen, jollen zur Vor⸗ 
ihrer Bücher ex officio nicht angehalten werben. 
86. Wenn jedod innerhalb Iahreafritt, nach gefchehener Niederlegung bes 
des wegen eines beyangenen Wuchers oder Betrugs Klage entftände; fo foll 
mn vorzuneßmende Nevifien des Pfandbuchs nicht blos auf den Fall, welcher 
t veranlaßt, fondern aud auf die übrigen ſchon abgethanen Gejchäfte ge: 
and dabei nad der Borichriit des 8. 83. verführen werben. 
87. Die Reviſoren der Pfandbücher find jchuldig, über die bei ſolcher Me: 
ihrer Wiſſenſchaft gelangten Piandgeihäfte, befonders über die Namen ber 
Der, ein genaues Stillfhweigen auf ihren Amtseid zu beobachten, in fofern 
Die wegen einer bemerkten Kontravention zu verhängende Unterſuchung 
Banntmachung des Geſchäfts und Namens umvermeidlic niadıt. 
88. Ueber die im Pfandbuch nah 8. 59. nur allgemein bemerften Pfand⸗ 
muß fih zwar der Pfandgeber, anf befonderes Verlangen des Meviforg, 
Berlegung des Scheine legitimiren, wenn aber der Reviſor dabei nichts Bes 
wahrnimmt; fo barf er eines folden Geſchäfts, vielmeniger des Namens 
anders, in feinem Protokolle feine Erwähnung thun. 
mptet Der Pfandnehmer, daß dergleihen Geſchäft durch Zahlung und Zu: 
des Edyeins bereits abgethan ſei; fo foll es zwar dabei fein Bewenden 
D»‘diefe Behauptung im Protokoll mit eingetragen werden. Grgiebt ſich 
bder Folge, daß dieſe Behauptung unrichtig geweſen, jo treffen den Pfand: 
bie 5. 63. geordneten Strafen. 
9. Uebrigens fol den Heviforen der fechste Theil von allen einkommenden 
für die bei den Reviſionen entdeckten und angezeigten Kontraventionsfälle 
nung ihrer Mühe angewiejen und verabfolgt werten. 


V. Zinfen. 
Pfandverleiher, welche fi in die 8. 4. befchriebene Rolle haben ein⸗ 
en, follen berehtigt fein, von Darlehen über zehn Thalern ſechs und, 
Juden find, weiche das Etaatsbürgerredht nidıt erhalten haben, adıt vom 
Binfen zu nehmen }). 

Beträgt das Darlehn nur zehn Thaler oder weniger, fo kann der Pfand: 
ohne Unterfchieb, ob er ein Jude iſt, oder nicht, einen Pfennig vom Thaler 
e nehmen, in fofern das Darlehn nur auf ſechs Dienat*oder auf eine 
it gegeben worben. 

Iſt aber das Darlehn auf eine längere Zeit, jedoch unter zwölf Mos 
eben, fo darf nur ein halber Pfennig vom Thaler auf tie Woche ge; 


SR das Darlehn auf länger als ein Jahr gegeben, jo find, auch bei 
5 von zehn Thalern und weniger, nur fehs, und bei Juden, welche nicht 
nd, acht Prozent zuläffig. 
4. Iſt ein ſolches Kleines Darlehn anfänglid zwar nur auf eine Furze 
ber, nachher aber, ausdrücklich oder ftillfehweigend, verlängert worden; fo 
ch die Berehnung der Zinfen nur nach obigen Grundfügen angelegt und 
j auf die erfien ſechs Monate ein ganzer, auf die folgenden ſechs Monate 
Zinspfenmig für die Woche, und wenn bas Darlehn noch länger flehen 
Diefe längere Zeit nur der orbinaire Zinsfag von fehs und acht Prozent 
werben 


5. Außer diefen erlaubten Zinfen darf Fein Pfantverleiher, weder unter 
kamen von Ginfchreibegelb, noch unter irgend einem andern Vorwande, bas 







SE 

kODie die Juden betreffenden Beftimmungen der 88. 90., 93. find duch bas 

Ss. v. 11. März 1812 58. 7., 20. in den alten ‘Provinzen aufgehoben, AR 
‚aflgemein burd, das @. v. 28, Juli 1847. N 
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Geringite mehr, kei Vermeidung der gefehmäßigen Strafen bes Wr 
oder annehmen. 

. 96. Auc hat es barımter, daß weder Zinfen von Zinfen ge 
die Zinien zum Kapital geichlagen, noch ber Zinſenrückſtand, in fofern 
des Kapitals überiteigt, gefordert werben bürfe, bei ten Vorſchriften 
ber Hand fein Bewenden. 


VI. Pflichten des Pfandverleihers. 


8. 97. Der Pfundverleiber ift ſchuldig, das ihm anvertraute P 
nigen Borfiht und Sorgfalt zu verwahren und in Obacht zu haften 
vorfichtige Hauswirth anzuwenden pflegt, ımd die er efwa noch verzi 
eigenen Angelegenheiten zu beobachten gewohnt iſt. 

$. 98. Alles eigenen Gebrauchs des Pfandes muß der Pfandneb 
terdings und gänzlidy enthalten. 

8. 99. er von Pfünbern, die ihm verſchloſſen ober verfiegelt 
ten, chne ausdrückliche Erlaubniß des Gigenthümere, irgend einigen € 
ift allen dadurch verurſachten Schaden, nach der eidlichen, jedoch richt 
Pigenden Angabe bes Berpfünders, zu erjegen ſchuldig, wird feines 
Iuftig und muß das Pfand unentgeldfid) herausgeben. 

8. 100. Wer ein anderes Pfand chne Genehmigung bes Eigentl 
joll, außer dem Schabenerfag, nad Bewandniß der Umſtände und 
pfänder aus jolhem Gebrauch entſtandenen Gefahr, mit Gelb: cher ( 
belegt werben. 

6. 101. Nach verlaufener Zeit des Pfandkontrakts muß ver 
gegen erfolgende Bezahlung des Prandichillinge und der Zinien t 
rüdgeben. 

6. 102. Wider dieſe Verbindlichkeit kann den Pfandnehmer 
daß das Pfand geſtohlen werben, keineswegs ſchuͤtzen. 

6 103. Nur in dem einzigen Falle wird der Pfandnehmer vı 
gabe frei, wenn ber Verluſt bes Pfandes duch Feuer, gewaltſamen 
andern äußern Zufall, deſſen Abwendung nicht in feiner Macht gef: 
folgt iſt. 

$. 104. Wenn ſich jedoch ein folder Zuſtand ereignet, fo muı 
baber den Berpfünder fofert und längſtens binnen drei Tagen ' 
machen und deſſen Erklärung: ob er ben Verluſt des Pfandes rur bei 
abfordern. 

F§. 105. Kann er dergleichen beſtimmte Erklärung ven dem 
Güte nicht erhalten, je muß er ſpäteſtens binnen vierzehn Tagen 
Anzeige, die Sache bei den Gerichten anbängig machen, damit fol 
That, und ehe noch fie Diittel zur Nuftlärung derielben durch Pie | 
verbunfelt oder verloren werden, unterſucht und ausgemittelt werten | 

8. 106. Iſt der gegenwärtige Aufenthalt des Verpfänders tem 
unbekannt oder zu weit entfernt, ſo muß die 8. 102. verordnete Ar 
richten des Orte geſchehen. 

$. 107. Welcher Pfandverleiher die im Vorſtehenden feitgejent 
abfänmt, der ſoll mit der Angabe eines, aud durch unvermeidlichen 
ten Berluits des Pfandes nicht weiter gehört werten. 

. 108. Wer ein bei ihm mictergelegtes Pfand weiter verſetz 
Zufall ohne Unterſchied fragen, von welden das Pfand in ben Hand 
Pfandnehmers getroffen wird. 

$ 109. In allen Falten, we nach ‚cbigen Vorſchriften der ung 
des Pfandes dem Pfandnehmer nicht zu Statten kemmt, muß der ern 
deſſelben, nach Abzug des Pfandſchillings, dem Pfandgeber vergüteten 

8. 110. Dieſer Werth iſt, in der Regel, nach der im Pfandbu 
Angabe zu beſtimmen, in ſofern nicht etwa der Pfandnebmer ſolchen 
anf den Pfandſchein geſetzten Vermerk, widerſprochen bat, tr wel 
Werth, jo viel möglich, durch die gewöhnlichen Beweismittel eruirt 
von dem Verpfänder, nach verhergegangener richterlicher Ermäßigung. 
tet werden muß. 

8. 111. Der Piandnehmer iſt zur Rückgabe des Pfandes nur ı 
digung des von ihm ausgeſtellten Pfandſcheins verbunden. 

. 112. Bebanptet der Nerpiinder, EN Shen verleran au I 
er, wenn tie Summe tes Daxleine nur zen Taler un wuultan ei 
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Des Pfandes noch vier Wochen, nach Ablauf der im Pfandſcheine beſtimm⸗ 
fungefrift, in Geduld ſtehen. 

23. Meldet ſich während dieſer Zeit kein dritter Inhaber des Pfandſcheins, 
der Pfandnehmer ſich nicht entbrechen, das Pfand gegen eine von dem 
er ausgeſtellte Quittung, in welcher zugleich der Pfandſchein für erloſchen 
ed, zurückzugeben. 

I4. Gs wird alſo der dritte Inhaber eines ſolchen Pfandſcheins, der bei 
rlebn von zehn Thalern und weniger andgeftellt werben, aller Rechte gegen 
dnehmer verluftig, wenn er ſich bei jelbigem innerhalb vier Wochen, nad 
e Ginlöfungsfrift, nicht gemeldet hat.’ 

15. Beträgt aber das Darlehn über zehn Thaler, jo muß ber Berpfän: 
erlorenen Pfandſchein, auf Verlangen res Pfandnehmers, gerichtlih auf: 
: für erlofchen erklären laflen. 

6. Sf die Summe des Darlehns nur 50 Thaler oder weniger, fo ge: 
s Aufgebot mit einem Termin von fehs Wochen und darf nur einmal in 
igenzblättern der Provinz befannt gemacht werden. 

17. Bei eine Summe von 50—100 Thalern it ein Termin von neun 
nd zweimalige Belanntmahung hinreichend; hingegen wird bei Summen 
Thaler ein Termin von drei Monaten und eine breinialige Bekanntma⸗ 
den Intelligenzblättern erforbert. 


VI Rechte des Bfandpnehmers |). 


18. Nah Ablauf ter im Pfandbuche beitimmten Zeit ift ber DBerpfänder 
zurch Bezahlımg des Kapitals und der Zinfen, in ſofern Lebtere nicht etwa 
8 abgezogen werben, das Pfand einzulöfen. 
19. Weigert er ſich deflen, oder ift er faumjelig darin, fo hat der Pfand: 
das Recht, auf dieſe Ginlöfung und eventugliter auf den Verkauf des 
lagbar zu werben. 
20. Diefe Klage muß ex durch Vorlegung bes in feinem Pfandbuche ein 
ı Dermerfs begründen, und, wenn biejer in der gefegmäßigen Yorm ab: 
fo ſoll gegen den Verpfänder der erefutivifche Prozeß eröffnet werben. 
23. Iſt in dem Fall tes 9. 52. das Geſchäft mit einem der Sprache 
Lefens und Schreibens unfundigen Berpfänder, unter Zugiehung eines 
I, vergenemmen worden; jo muß ber Pfandnehmer dieſen Ajfiitenten, zum 
niß feiner Hand- und Unterfchrift, vor ten Nichter ftellen. 
22. Kann er diefes nidıt, weil ter NAfjiitent entweder geitorben, ober fein 
e Aufenthalt unbekannt ijt, jo findet zwar ter erefutiwifche Prozeß nicht 
3 Pfandbuch aber macht dennch, wenn es font verichriftsmäßig geführt 
einem Hanklungsbucde, einen halben Beweis. 
33. Megen bes Falles, wenn der Vermerk in das Pfandbuch, bei einem 
unter zehn Thalern, ohne Zuziehung eines Ajfiftenten eingezeichnet worben, 
i den Borfchriften der 8$. 56—58, fein Bewerten. 
24. In dem nad gehörter Sache erfolgenden Urtel iit dem Verpfänder 
verhältnigmäßige Frift zur Ginlöfung zu beftimmen und, wenn felde aud) 
sicht erfolgt, auf ferneres Anmelden tes Pfantnehmers, mit den öffentlichen 
ſes Bandes zu verfahren. 
25. Ob diefer Berkauf durch Eubhaitation, oder blos durch Auktion er: 
fe, muß nad) ber Qualität des Pfandes une den diesfälligen Vorfchriften 
$ beſtimmt werben. 
256. Bon dem abgelöieten Werthe muß, nad Abzug der Verkaufsfoften, 
mehmer an Kapital, Zinfen und Koften, ſoweit bie Looſung dazu hinreicht, 
befriedigt, ein ettwaiger Ueberſchuß aber den Verpfänder zugeitellt werben. 
. Iſt dem Pfandnehmer ber Aufenthalt des Verpfänders unbefannt, fo 
Mbe zum Ginlöfung des Pfandes turd Cdiktalzitation vorgeladen und nicht 
nad ergangenem ‚Präftufiensurtel, mit dem öffentlichen Verkauf verfahren 


28. Bei bdiefer Cdiktalzitation find die Vorſchriften ver Prozeßordnung 
Sit. IV. 88. 13., 14. it. 66. 39. ff. zu beobachten. 

29. Dod joll, wenn das Darlehn nur zehn Thaler oder weniger be: 
ı Zermin von ſechs Wochen und bie einmalige Bekanntmachung in den In: 





zergl. die unten jolgende Deklaration biejes Abichnitts v. A. Avxil 1803. 
vergl. ad 65. 127—129, bas A. v. 17. Dit, 1791 (. unten). 
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tefligenzbfättern, fo wie bei Darlehen unter 50. Thaleın ein zweimonallicher 
und eine zweimalige Bekanntmachung deſſelben binreihend fern. 

$. 130. Wenn in diefen Fall, wo der Verpfänder auf die ergange 
talzitation ſich nidt meldet, bei dem hHiernächit erfolgenden Verkaufe des 
ein Ueberſchuß bleibt, fo fell derfelbe der Arnıenkafle des Orts anheimfallen 

$. 131. Beträgt dieſer Ueberſchuß nur zehn Thaler ober weniger, ! 
folher in eben dem Kontummzialurtel, woburd auf den gerichtlichen Bel 
Pfandes erfannt wird, der Armenkaſſe zugeſprochen werben. 


$. 132. Beträgt der Ueberfhuß zwar tiber zehn, doch unter 100 Ta 
muß folder ſechs Monate hindurch, von Zeit des Verkaufs, in gerichtlicher 1 
rung bleiben, und, wenn auch binnen dieſer Zeit der Cigenthümer ſich nicht 
ein nochmaliges Aufgebot defielben verfügt werden. 


8. 133. Der Praͤkluſionstermin ift dabei auf zwei Monate Hinaus y 
und ſolcher zweimal in den Intelligenzblättern der Provinz bekannt zu maqh 


6. 134. Beträgt Hingegen der Ueberſchuß 100 Thaler ober mehr, je fa 
Aufgebot erſt nad) Zahresfriit flattfinden: cs muß Dabei ein Termin von iu 
naten beflimmt und ſolcher drei Mal in den Intefligenzblättern, einmal i 
den Zeitungen ber Provinz bekannt gemacht werben. 

$. 135. In allen Fällen find die Koften des Aufgebots von dem 
Ueberſchuſſe felbit zu nehmen. 

. 136. Gin eigenmädhtiger Privatverfauf der Piänder foll gan 
nicht flattfinden, auch alsdann nicht, wenn der Verpfaͤnder bei Eclihung 
trafts, darein im voraus gewilligt hätte, 

$. 137. Wenn jedoch zur Zeit ber Ginlöfung die Parteien ſich 
der über einen Privatverfauf des Pfandes vereinigen und ber MBerpfä 
Konfens dazu fchriftlih eärt hat, fo foll es bei einem folden Ab 
Bewenden haben. 

Se. Königliche Majeftät befehlen alfo hierdurch jebermänniglich, bei 
allen denjenigen, welche mit Leihen auf Pfänder ein Gewerbe treiben, fd 
Vorfchriften des gegenwärtigen Reglements fortan anf das forgfältigfte 
fo wie allen und jeden Ober- und Untergerichten, ingleihen dem O 
über der genauen Beobachtung deſſelben jeit und unverbrüchlic zu Halten, 
dagegen begangene Kontraventiones, chne Nachſicht und Anfehen ver Peri 
rend zu ahnden. 

Urfundlich sc. 

(N. C. C. de 1787 5. 781, Rabe's Zammi. Bd, L, Abth. 7. ©. 


Dazu: 
a) Zum $. 60. Nr. 4. 


N. des K. Min. des J., Abthl. I. (Köhler) v. 13. Oft. 18% 
Pfanpverleiber N. N. zu Breslau. 


Da die Pfandverleiher N, N., wenn fie die Zinfen von adıt Prozent i 
ans abziehen, folglich nidyt das ganze Kapital auszahlen, wirklich nit adt 
Zinfen, ſondern 875 Prozent, felglidy mehr erheben würden, als das ©. v. 
1787 erlaubt, da aud) dieſes G., inden es den !Pfandverleihern act Pre 
zu erheben nachläßt, und auf diefen Zinsſatz die Erhebung beichränft, m 
Abzug der Zinfen im Boraus, ohne Verminderung des Prozentſatzes 
geflattet, daher aber turd, das, was ſich $. 60. Nr. 4. und $. 118. 
merkt findet, den über die Zinserbebung beitehenden allgemeinen Vorſdri 
folhe im A. L. R. Ih. 1. Tit. 11. $. 817. und Th. 1. Tit. 20. S. 17 
und 1279. ausgedrückt find, nicht derogirt iſt; fo ift auf bie unterm 25. 
erhobene Beſchwerde nicht einzugehen, vielmehr hat es bei der Reg.⸗Reſol. v. 
d. 3. letiglich jein Bewenden. 

(a. X. 1116. — 4. 125) 


b) Zu $$. 118. ff. | 
Del. v. 4. April 1803, betr. das Verfahren bei Veräußerung 


privilegirten Pfandverleihern niedergelegten verfallenen Pfänder. 


Wir ı. thun fund und fügen hiermit qu wien: In dem durch das 8 
beftätigten Bfant: und Xeieftegl. v. 13. Mary VIREN IR, . j. 
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t jeder Pfandnehmer, welcher fi aus den erhaltenen Pfändern bezahlt machen 
meörberft den Pfandſchuldner gewöhnlichermaaßen belangen müfte, und nur 
uam berfelbe rechtlich verurtheilt worden, mit dem öffentlichen Verkaufe ber 
ep serfahren werben fönne. 
fe Borfchrift gereicht jedoch den privilegirten Pfandverleihern, welche folder: 
| Bei den geringfügigften Gefhäften nicht ohne unverhältnigmäßigen Zeit: 
Kofenaufwand zu ihren Forderungen gelangen fönnen, zur geredhten 
. und Bir finden Uns daher veranlaßt, um auf der einen Seite dieſen 
aden abzuhelfen, auf der andern aber auch die Pfandfchuldner gegen alle 
Hiche ‚Behenblung und Uebereilung fiher zu flellen, wegen bes öffentlichen 
R der bei privilegirten Pjanbverleihern eingelegten Pränder Folgendes zu 
ws und feftzufeßen: 
1. Ginem Jeden, weldher mit Erlaubnis der Polizei: Obrigkeit feines Orts 
Buerleihen auf Pfänder als ein Gewerbe treibt, foll in Zukunft freiftehen, 
ke bei ihm niebergelegten. Pfünder nicht innerhalb ſechs Monaten nad) der 
it eingelöft werden, ohne daß es vorher der Anftellung einer förmlidyen 
gen die Pfandſchuldner bedarf, auf deren öffentlichen Verkauf anzutragen. 
B Diefer Antrag muß bei dem Gerichte, welchem ber Pfandverleiher per 
mterworfen ift, angebracht, und durch Vorlegung eines beglaubten vollſtaͤn⸗ 
rakts der in dem Pfandbuche nach Vorſchrift des Pfand- und Leih⸗Regl. 
Ingetragenen Vermerke begründet werden. Außerdem liegt dem Pfandver⸗ 
„im Fall ſolches nicht notoriich fein follte, durch Produktion des ihm er: 
Ronzeffionsfdeins zu beicheinigen daß er zu dieſem Gewerbe die erforberliche 
5 der Polizei: Obrigkeit erhalten habe. 
X Wenn ein folhes Geſuch einfommt, fo muß das Gericht vor allen Din⸗ 
Kltig prüfen, ob bei den in dem Pfandbuche des Provokanten eingetragenen 
die Vorichriften des Pfand: und Leih⸗Reglements gehörig beobachtet wor: 
enfalls muß das Original-Pfandbuch eingefprbert, und dem Befinden nad) 
enommenen Mängeln durch vorläufige Berfiigungen abgeholfen oder bei 
k Bernadhläffigungen und Unrichtigfeiten der Pfandverleiher mit feinem Ans 
gewieſen und nad Borfchrift des gedachten Regl. 88. 63. u. ſ. f. wegen 
u benfelben einzuleitenden Unterfuhung das Weitere verfügt werden. 
L Bann fi hingegen bei dem Antrage des Pfandverleihers nichts zu er: 
Endet, fo if jofort der öffentlidie Verkauf ber verfallenen Pfänder zu ver: 
‚und dazu dem ein für allemal beitellten Auktionskommiſſar, oder an Orten, 
foldyer nicht angefellt ift, einen befonders zu ernennenden Deputirten bes 
bder nöthige Auftrag zu ertheilen. 
B Die bevorftehende Auktion iſt ven Zeiten des Gerichts durch die Intels 
Ber und Zeitungen der Provinz, mit allgemeiner Bemerkung der zu ver: 
B Sachen und nad) ihren verſchiedenen Arten öffentlich befannt zu machen 
dem vieferhalb zu erlafienden Avertiffements find zugleich alle diejenigen, 
i dem nad, feinem Namen, Stande und MWohnorte genau zu bezeichnenden _ 
Beiher Pfänder niedergelegt haben, welche feit ſechs Monaten und länger 
: And, aufzuforbern, diefe Pfänder noch vor dem Auktionstermine einzulöfen, 
mer fie gegen die Eontrahirte Schuld gegründete Ginwendungen zu haben 
u follten, foldye dem Gerichte zur meitern Verfügung anzuzeigen, mit der 
mben Warnung, daß wibrigenfalls mit dem Verkaufe der Pfandſtücke vers 
aus ben einlommenden Kaufgeldern der Pfandglänbiger, wegen feiner in 
mibbuche eingetragenen Yorberungen befriedigt, ber etwa verbleibende Ueber⸗ 
Fpte Armenkafle abgeliefert und demnaͤchſt Niemand weiter mit einigen Gins 
en gegen die Eontrahirte Pfandſchuld gehört werben würde. 
5 Der Termin zur Auftion ift in allen Fallen, ohne Unterſchied des Ob: 
uf neun Wochen hinauszuſetzen und bie vorgefdriebene öffentliche Bekannt⸗ 
in den Intelligenzblättern drei Mal, nämlid alle drei Wochen ein Mal, 
zeitimgen aber zwei Mal, nämlid, ein Mal gleich anfangs, und ein Mal 
ben vor bem Termine, einzurüden, bergeitalt, DaB von dem Tage der erften 
ng in bie Intelligenzblätter bis zu dem Termine volle neun Wochen übrig 
). 
den Provinzen, two feine Zeitungen herauskommen, fällt diefe Art der öffent- 
Wenntmahung weg: dagegen aber ift an Orten, wu es bisher üblich ge: 








Die in dem Paragraphen angeorbnete Infertion in die Zeitungen Tat nad 
ver 8. v. 3 Mai 1804 (Anh. zur A. G. O. $. 59.) in der Regel vorg. 


«14 Bon, a Merbältniffen-ber Gaueskeiruiiunpgn.äu 


bie bevorſtehende Aultion aufisrben noch von Seiten bes Mu] 

eier Koertifemente, — nicht fattjinben, nad 

8D. L zit, 24. 58. 84, 85,, hund) andere atwechu a 
dem Li befannt zu madıen, 

7. Wenn ſich auf bie vorfichenbermaafen ergaigene Öf 
Jemand meldet, welcher bei bem N fanbverleiher in Afans nied ergel· 
unter. denen befindet, welche verlauft werben follen, tmb ber gegen 

ft vechtlihe Ginwenbungen zu haben behauplet, jo das 

ige Pfand, fo felblges noch nicht Wirklich verlauft if, went 

„ von ber Auktion fofori zurikbehalten, bieferhalb bas mölhl 

a Auftions-Rowmifär erlafen und bemmächfl wegen rechtlicher 

Entſcheidung ber Sade das Griurberlihe, nad, ben im ber M. &, 
Beriariften, ‚verfügt werben. . 

ben dies iR auch zu beobadten, wenn Jemand behauptet, ba 
zu verlaufenben Pfänbern Gtüde beſinden. 1 


m Rede Bst ve Br or ag 
te 

— vrkhenen Bergen Gehen br 9 werben, baf- 

e te 


genug üb Medi 
* Wenn jebod) eine von ben $. 774. vor te) 
entweber ganz Aa aber an bem Pr 
imme m. ierzehn Tage- ‚ce 
fguue in —7— Yultion 
Geile m melden und auf — fi feiner en 
dad Pfonbgefchäft anzutragen, ber bes Bi 


In wiefern aud 
ge werden könne, iR nad ben in dem U. 2. @. TH. I Tit. 
enthaltenen Borfchriften zu beuttheilen. 

$ 9. Cobald die Auftion beendigt if, muß ber Auktions-Sor 
ihm abgehaltene Protofoll ohne Verzug bem Gerichte einreichen um! 
menen Gelber ad depositum offeriren. Das Gericht muß fobann 
Annahme ber Gelder verfügt, das Auktionsprotofoll einem vereideten 
ſtellen laſſen, damit dafelbe in caleulo revidirt und zugleich, bered 
nunmehr der Pfandgläubiger von den eingefommenen Kaufgeldern fei 
zu erhalten habe. 

$. 10. Bei diefer Berechnung find 

1) fünmtlide Bis dahin aufgelaufene und bis zur wirklichen 9 
erforderliche Koften, mit Inbegriff der dem Auftionstommiffer und 
zulommenden Gebühren, von ber Maſſe vorweg abzuziehen und den! 
nach Berhältniß bes BVerkaufspreifes der einzelnen Pfänder, auzute 
Stüde, welde für ein Darlehn zufammen auf Einen Pfandſchein 
werben Hierbei‘, fo wie überhaupt bei allen folgenden Berehnung« 
Pfand angefehen ; 

2) fobann ift zu berechnen, wie viel ber Pfandgläubiger von jeb 
ner an Kapital und rüdftändigen Binfen, nad) Musweis bes Pfan 
überreichte Ertrakts aus demfelben, zu fordern habe; 

3) if} zu bemerken, wie viel mad, volffänbiger Befriedigung 
von dem Kaufpreife der einzelnen Pfander als Weberfhuß übrig ver 

8.11. Die von dem Kalkulator angefertigte Berechnung muf 
zernenten gewöͤhnlichermaaßen im Kollegium vorgetragen, und, wenn 
39 erinnern findet, ein Termin zur Grflärung bes Pfandgläubige 
angefept werben. 

$. 12. In diefem Termine muß der Deputixte die Berechnung 
gläubiger nochmals durchgehen, die dagegen fid ergebenden Beben! 
etwa vorgefallene Ierthümer in der Rechnung betreffen fönnen, fofer 
Bugiehung des Kalfulaters, erledigen und, wenn dies beridhtigt wo 
gleid) mit Auszahlung der Gelder nad) Anleitung der Berechnung, zı 
Endes auch bei Anfegung des Termins zugleich die erforderliche Be 
Depofitorium zu erlafen. J 

$. 13. 8 vuſicht fc von |elhh, ded der Wend Weehiger {ei 
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anbeten Eadyen nur in fo weit fordern konne, als der Kaufpreis eines 
r Bandes zur Bezahlung des darauf gegebenen Dahrlehns hinreicht. 
ommißarien müſſen daher, damit die mehreren Pfänder, beſonders wenn 
ꝛi Art find, nicht mit einander verwechſelt werden, darauf ſehen, daß ber 
er Aukiion jo viel wie moͤglich nach ben in dem Ertrakte des Pfandbuchs 
mmern ber Bfandfcheine erfolge. Wenn dies aber audı wegen großer 
t der auf einem Brandfchein zufammen verpfänbeten Sachen nidyt durch⸗ 
ben fönnte, jo muß doch in jedem Falle in bem Auftionsprotofolle 
t werden, welde Pfaͤnder zufammen gehören und auf Ginen Pfand⸗ 
bet worden. 
Der Ueberſchuß, weicher ven dem Verkaufepreiie der Pfünder nach Ber 
ı Brandgläubigers übrig bleibt, int, in ſofern derſelbe bei jedem einzel: 
rur 10 Thlr. ober weniger berrägt, fogleih au Lie Armenfafle des 
em, wenn fidy nicht, bevor die Ablieferung wirklich erfolgt, annoch der 
des Pfandes melden jollte, welhenfalls demfelben ter Ueberſchuß, nad) 
rachter Legitimation zu verabfolgen iſt. 
ſich aber der Ueberſchuß bei einem einzelnen Pfande höher als 10 Thlr., 
een dem Gericht ad depositum zu nehmen und bevor ſolcher an bie 
ıgeliefert werden kann, nad) Vorſchrift des Pfand- und Leih⸗Reglemenis 
1787 86. 132. u. ſ. f. zu verfahren. 
Obige Vorfchriften finden nicht Anwendung, wenn von einem Pfand: 
eien, Kojtbarfeiten, rare Schilbereien, Kunſtſtücke und feltene Münzen 
jenommen werben, in ſofern Stücke dieſer Art, welche auf einen Pfand⸗ 
idet worden, in jeder Rubrik, nach der im Pfandbuche verzeichneten 
oder in deren Ermangelung, nach einer davon aufzunehmenden Taxe, 
halet und darüber an Werth beitragen, ba dergleichen Koſtbarkeiten, 
ft der A. G. O. Th. I. Tit. 52, ©. 4., Tit. 50. $. 228., nur durch 
veräußert werden können. Wenn ſolche Pfaͤnder vorfommen, jo muß 
ıber Ginlöfung ber Schuldner von dem Prandgläubiger gewöhnlicher: 
gt und bemnächit nad ben in dem Pfand- und Leih: Meglement ents 
ihriften weiter verfahren werden. 

hlen hierdurch Jedermann, infonderheit aber Unſern ſämmtlichen Ober: 
ten, ingleihen denjenigen, welche mit ben Leihen auf Pfänder ein 
en, ſich nach biejer Deklaration auf das genaueſte zu achten und ſoll 
den Dend öffentlich befannt gemacht werben. 

. Tom. XI. S. 1679., Stengel Bd. 17. ©. 307., NR. Archiv Bd. 3, 
€ Br. m. S. 417—422.) 


127—129. 


17. Ott. 1791. 


ehmigen auf Gure, megen des Pfand- und Leib: Regl. gejchehene An- 
m. pr. vorläufig und bis über diefen Gegenftand das Nähere in der 
se der Proz.⸗Ordn. feitgejeht jein wird, daß bei dem gerichtlichen Ber: 
andes, wovon der Aufenthalt des Verpfänders unbefannt if, auch in 
e PRfandeinnehmer nicht zu der wivitegirten Klaſſe gehört, dennoch die 
es Regl. v. 13. Mai 1787 88. 127. ff. beobachtet werden fönnen, 
r Maaßgabe, daß alsdann in dem Wall des $. 129., ftatt 6 Moden 
on 2 Monaten, und ftatt 2 Monaten eine Friſt von 4 Monaten be⸗ 
müſſe, wegen ber Zahl ber Bekanntmachungen aber die Vorſchrift des 
ruch aledann beizubehalten fei. 

>. Tom. IX. &. 227. 228., Nabe Bd. 2. ©. 194.) 


D. v. 28. Juni 1826, betr. die Grundfäge für die öffentlichen 
:ibanflalten. 

mit ber vom Ctaateminijterio im Bericht v. 31. v. M. geäuperten Ans 
wiünfdenswerih fei, bie Errichtung öffentlicher ftädtijcher Leihanſtalten 
yefördern, und, ba tie Vorſchriften der Gefege vom 13. März 1787 
1803, welche hauptiählich auf Unterdrũckung bes bei Brivatleihanttals- 
stenden Wuchers abzwecken, bei öffentlichen Anſtalten dieſer Art weder 
loch alfenthalben anwendbar find, für letztere gewiffe allgemeine Grund⸗ 
en, vollfommen einverilanden, und bejtinme für diejenigen Pravingn, 
om. 2 M mebit obigen Gefepitellen gilt, Folgendes: 
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1) Die Regierungen follen berechtigt Sein, auf Antrag der Stabile 
alten folhen Orten, in welden das öffentliche Bedürfniß ſolches erforket, 
bie zu ordnungsmäßiger Befergung bes Gefhäfts erforderlichen 
fen werden können, die Errichtung öffentlidher Pfandleihanſtalten m 
die nach den Lofalverhältniffen einzurichtenden Reglements, im Fe ı 

egenwärtigen V. und den allgemeinen Gefegen Widerſprechendes aan 
Rätigen. x 

2) Diefe Anſtalten müſſen jedoch von den Stabtfommunen garantid, ı 
währender Auffidt der Etabtmagifträte nnd Kommunerepräſentanten gefiel 
Rechnung der Stadtkommune felbit geführt, die dabei fidy ergebenden Ueber 
lediglich der Ortsarmenkaſſe überwiefen werden. Wenn bie Kommunen | 
öffentliche Anftalten an Privatunternehmer padtweife ober fonft zu eigene 
ftratien ũberlaſſen; fo ſollen nicht ferner bie gegenwärtig feftzuftellenden € 
fondern die Vorſchriften der allgemeinen, in Beziehung auf die Privat: Pfaı 
beftehenden Geſetze auf fie Anwendung finden. 

3) Bei jeder folhen Anftalt müflen unbeicholtene, des Werthes der va 
Arten von Sachen, die ale Pfänder dienen, hinreichend kundige PBerfonen ı 
toren angeftellt und vereidet werben. Jeder, weldher eine Sadye ale Biand! 
ift berechtigt, fih nad dem Nusfalle der von diefen Berjonen feftzufel« 
zu erkundigen, und wenn er fie in Beziehung auf die daraus bervorgeha 
lihen Folgen ($. 6.) zu niebrig findet, die zum Pfand beflimmt gewefen: ( 
rũckzunehmen, ohne für Abfchägung irgend eine Gebfihr zu entrichten. 

4) Eine von der Regierung zu beftätigende Magiftratsperfon muß «U 
Kurator der Anftalt zur fortwährenden Auffiht über diefelbe und den 
Mendanten beftimmt, ver Magiftrat im Ganzen aber verpflichtet werben, 
zu Zeit unter Zuziebung von Deputirten der Gemeindevertreter zu revidick 
orbnungsmäßigen Gefchäftsbetrieb zu forgen, auch die etwa eingehenden 
zu unterfuchen und zu erlebigen. 

5) Bei jeder Anſtalt ift ein ordentliches Pfandbuch zu führen, in 
verfchiedenen Kolonnen eingetragen werden muß: 

a) die Nummer des Pfandes; 

b) der Name bes Pfandſchuldners; 

c) die Befchreibung des Pfandes; 

d) die Tare deifelben; 

e) tie Eumme bes Darlehns; 

f) Datum der Auszahlung des Darlehns; 

g) die Zeit, auf weldye e8 gegeben wird, und ber Termin ber Zurüchzall 
der Erneuerung; 

h) der Betrag der dann davon gu entrichtenden Zinſen. 

Der Unterfchrift des Pfandſchuldners bedarf es nicht. 

6) Dem Pfandſchuldner wird ein, alle dieſe Data enthaltenter, mit hd 
buche wörtlich übereinftimmender, vom Nendanten auszuftellender Brand 
ſtellt, welcher als vellftäntiges Beweisdofument für und wider Die Anfak 
geitalt, daß, wenn legtere beim Verluſte des Pfandes Erſatz zu leiten 
nur auf den im Pfandjdein ausgedrückten Werth der Sache Nüdfiht g 
der Beweis eines größeren oder geringeren Werthes aber weder tem eines ! 
andern Theile nacıgelaffen wird, In welchen Füllen der Cigenthümer ed 
defien Berluft zu tragen, oder von der Anſtalt Erfaß zu fordern hat, beit 
allgemeinen Geſetze. 

7) Die Regierungen können in den zu entwerfenden Meglemente ten 
nen die Erhebung von adıt Prozent jährliher Zinfen geftatten. Wenn id 
den örtlichen Berhältnifien wegen geringen Betriebs, Koftfpieligkeit der Term 
mit diefem Zinsfuße nicht auszulangen wäre, fo follen bie Drinifterien I 
und des Innern hiermit anthoriſirt fein, auf Antrag der Megierumgen, eis 
Zinsfuß bis zum Marino ven zwölf und einem halben Prozent zu geiuit 

8) Nußer den hiernach regleimentemäßig feftzujegenden Zinſen, jellm N 
ten für die Abſchatzung. Ginidreibung, Ausftellung des Pfandſcheins umb d 
unter irgend einem andern Titel etwas von dem Schuldner zu fordern nich 
fein, vorbehaltlich der bei nicht erfolgter zeitiger Einlöfung nad) $. 9., 10. 1 
erlegenden Koften. Diejenigen Beamten, welhe dem entgegenhanbeln, folet 
Strafen des Wuchers belegt werden. 

Auch bei der Verlängerung des Pianhleiqvertrages barf unter berfll 

warnung dem Piandihuiner ander ven Ynien wuur aafutunt werdet 
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Bränder, jedoch nicht eher als 6 Monate, nah ber für jedes ein= 
. Ginlöfungsfrift, und nachdem die abzuhaltende Verjteigerung wenig: 
ib 9 Wochen vorher durch tie öffentlihen Blätter des Orts, oder auf 
bei öffentlihen Bekanntmachungen daſelbſt gewöhnliche Art dreimal ange: 
en von der Anflalt öffentlich veriteigert werden. Dieje Verfteigerung 
Direktion und m fortwährender Gegenwart des Kurators der Anflalt, 
die erlangten Meiftgebote ein Gegenprotofolf zu führen hat, erfolgen. 
Berfleigerung können die, in der Sporteltare für die Untergerichte feftgefeg: 
Iren, jebody niemals ald Gmolument für die dabei mitwirfenten Offizian⸗ 
bern immer nur für die Kafle der Anitalt, berechnet, und den Pfandſchuldnern 
Meberihufle des Grlöjes abgezogen werben. 


Bis zu erfolgtem Zufchlage it jeder Pfandſchuldner fein Pfand gegen Bes 
5 des Darlehns und der bis zur wirklihen Ginlöfung aufgewadjenen Zins 

kzunehmen berechtigt, jedoch, wenn bereits Vorkehrungen zur öffentlichen 
sung getroffen worden find, verpflichtet, zu ben hierauf verwandten Koften 
den Reglements ein für allemal feizufegenben Beitrag zu entrichten, wels 
h Einen Silbergrojhen von jedem Thaler des Darlchns nicht überfleigen ſoll. 


Püindy wenn das Pfand. zu einer Konfuremafle gehört, full diefes Verfahren 
, jedoch wenn ber Kurator der Maſſe nicht etwa die Ginlöfung bes Pfan⸗ 
eht, der Magiſtrat auf Requifition des Gerichte verpflichtet fein, deſſen Ver⸗ 
Jauch außer dem gewöhnlichen Termine zu bewirken. Es wird baher in 
anf dergleichen Anflalten die Beſtimmung der A. G. O. Tit. 50. $. 206. 
fgehoben, indem biefe Anitalten bei Beobachtung des hier vorgefchriebenen 
nicht verbunden fein follen, dem in Ronfurfen verhängten offenen Arrefte 
Bfänder eines Gemeinfhuldners unentgeltlich herauszugeben und ben 
ing zu liquibiren. 
fumiittelbar nad, erfolgter Verſteigerung foll an bie Intereſſenten in ber 
Beamten Art ein öffentlicher Aufruf erlaſſen werben, fidh bei der Anftalt zu 
den nad) Berichtigung des Darlehns und der davon bis zum Verkauf 
angelaufenen Zinfen verbleibenden Ueberfchuß gegen Ruͤckgabe des Pfand: 
» Quittung, in Empfang gu nehmen. In fofern diefer Ueberſchuß weniger 
beträgt, und fi binnen 6 Wochen nad) der Befanntmahung Niemand 
apfangnahme meldet, ift folder an die Armenkaſſe des Orts abzugeben, 
Pfandſchein mit den darauf begründeten Rechten der Pfandſchuldner für 
3 adıten. ® 
Die mehr als 10 Thlr. betragenden Ueberfcüffe dagegen find von Ma: 
Ber Bertretung der Stadtkommune zu ajjerviren. Meldet fid) binnen Jah: 
der erftien Aufforderung an, Niemand zu deren Gmyfangnahme, fo hat 
at bei dem Berichte ein öffentliches Aufgebot der Intereftenten in Antrag 
und leßteres dafjelbe unter Beftimmung einer Prüflufivfrift von 3 Mo: 
Selaffen. Den hierauf zeitig ſich meldenden Pfandſchuldnern foll dann bie: 
Muß nach Abzug der gerichtlihen Koften und der vom Magiftrate zu liqui⸗ 
Bifferoationskoften, welche die Hälfte der tarmäßigen gerichtlihen Depofitals 
geicht überfleigen dürfen, annoch ausgeantwortet werden. Dagegen find die 
ge Forderungen präflubirter Interefienten lediglich nad) Abzug der Gerichts: 
d ohne daß der Magiftrat Affervationsfoften zu liquidiren berechtigt ift, 
an bie Armenlafle abzugeben. 


a alfen zwiſchen der Anftalt und den Pfandfchuldnern ſowohl als britten 
en und durch Vergleich nicht zu ſchlichtenden Etreitigfeiten, follen 
te, im ſofern gegenwärtige Berorbnung nicht über ben Kall Beflimmung 
den allgemeinen Nechtsvorfchriften jich richten, und die Gerichte darnach 

| 4 nad ber Deklaration vom 4. April 1803 entfcheiden. 
In foldyen Orten, in welchen öffentliche ſtädtiſche Leihanftalten beftehen, 
Bedürfniſſe des Publikums Genuͤge leiiten, und zu begründeten Befchwer: 
Jeanlafung geben , follen neue Konzeſfionen für Privatpfandleiher nicht 


Zu I 30 in ben Reglemente genauer zu beftinnmenden Zeiten follen bie 












u hinficht der bereits unter Genchmigung des Staats beitehenden öffent: 
Ralten, bewendet es bei den benjelben bei ihrer Errichtung ertheil- 


oe. 
v. 1826 ©, 81. fl.) 
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BB. Aufficht auf den Gewerbebetrieb Der Tröbler. 


1) Lieber den Gewerbebetrieb der Trödler ſind eine Anzahl 
rer Reglements T) ergangen: 


a) für Berlin. 


a) Megl. v. 21. Okt. 1788 wegen der Trödler und beren Handel ie 
(N. C. C. Tom. VII. pag. 2247. Nr. 71. de 1788, Rabe, Bd. 13, 


{ 


Dazu: £ 
«a) MR. der K. Min. des H. (Maaßen) u. d. P. (v. Kanıpp) v. 
1818. Fernere Anwendbarkeit des Trödfer-Megl. v. 21. Oft. 1 


Die von der 8. Neg. in Zhrem Bericht v. 18. v. M. entwidelte Mi 
die Gültigkeit und Anwendbarkeit des Troͤdler · Regl. v. 21. Oft. 1788, 
ſcheinung bes Gewerbe-Pol.⸗“Ed. v. 7. Sept. 1811, iſt nicht Die richtige. 

Das Gewerke: Pol.⸗Ed. entſcheidet nur die Frage, ob und unter weid« 
gungen der Betrieb eines Gewerbes einem Individuum geſtattet werben | 
enthält aber feine Beitimmungen darüber, wie has neitattete Gewerbe nor 
zefftenirten betrieben werben ſoll. Mithin find bie über tie Art des Ber 
zeiner Gewerbe sorbantenen Regl., ſo weit fie jich hierauf beſchränken, } 
Ed. nidyt aufgehoben. 

Das Gewerbe-Pol.⸗Ed. ift daher keinesweges ber Inbegriff ber geja 
werbe:poligeil. Gefeßgebung, und das Trödfer-Megl. gilt, wie die Mäfter:- DE 
neben demjelben, ſe weit es micht mit ihm im Widerſpruche ſteht. Tas 6 
Sept. 1811 nennt im $. 131. unter ben Gewerben, wobei bie üffentlide 
Gefahr läuft, die Trödler, d. h. ſolche Leute, welche mit alten Sadıem I 
madıt ihr Recht zum Gewerbebetriebe von der Genehmigung ber mit 
Sicherheit beauftragten Polizeibehörde abhängig, deren Ertheilung lediglig 
meilen ver legtern im $. 133. anhein geitellt wird. Diefe Behörde hit. 
dieſe Genehmigung zu verfagen, wenn fie überzeugt iſt, daß Impleranı fi 
lichfeiten zu erfüllen unfähig ift, deren Srrüllung_ bie jiherheite: polizeil. 8 
von einem ſeolchen Gewerbetreibenden erfordern. Sie verfagt Daher Die Ge 
sum Trötelbandel wit Mecht einem Jeden, der nicht jchreiben und leſen 
alſo unfähig iſt, Die vorgeſchriebenen Bücher zu führen, Die, vete beilä 
wird, nicht die Zwecte Der kaufmänniſchen Witcher, ſendern nur ficherheits 
haben, und dazu dienen fellen, geſtehlenen Sachen und Dieben auf tk 
Tonmen. (A. II. 856. — 3. 111.) 


33) R. des K. Min. des I. für 9. u. Gew.Ang. (v. Schud 
dee I. u. d. P. G, Brenn) v. 6. Mai 1833 an das K. 
Präfld. zu Berlin. Qualifikation zum Betriebe des Trötl 

Die unterz. Min. erklären ch auf den Ber. des K. Bolizei: Prüf. : 
d. 3. Damit einverjtanden, Daß bie Vorfehrift der V. v. 21. Oft. 1788, © 
mand zum Trödlergewerbe in Berlin zuzulaſſen iſt, ber nicht ein eigenes 8 
von 100 Thlrn. beſitzt (8. 3.) und Leſen und Schreiben kann ($. 11). ni 
werbe: Polizeigeſetze v. 7. Sept. 1811 $. 137. im Einklange ſteht, und d 
ferner in Anwendung zu Bringen if. 

Auf die erste dieſer beiten Bedingungen legen die unterz. Min. zwar I 
ſondern Werth, da der Nachweis eines ſolchen Vermögens fih eigentlic 
Nändiger Zuverläjiigfeit nicht führen läßt, und für den erdnungemäfßigu 
des Gewerbes felbft feine Sicherheit gewährt. 

Die zweite Bedingung aber iſt weſentlicher, Da, mer nicht zu leſen en? 
den veritcht, auch nicht im Stande it, über die angeerdnete Barchrühruna W 
derliche Aufſicht zu führen. Daß Die Bücher eigenhaͤndig geführr werten. i 
nicht unungänalich nethig. 

Da nun Die Jüdin N. N. Des Leſens und Schreibens völlig 3 
weldies bei Erlaß der Verf. v. 1. Sepi. v. J. nicht vorausgeſetzt wert: 
ihr auch Die erbetene Konzeſſien nicht ertheilt werden. 

































1) Diefe rein letalen Regl. werden Hier zur Raumerjyarnng nur alle 
2) Tas K. Din. d. V. . Rama) ar unterm 8. Dt. 1818 cn dl 
gleichlauuemes ER, an \ammi, Req, —E SU UM. A 
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ı K. Bolizei-Präfld, hat hiernach ſewohl bie N. N. zu beſcheiden, als bei 
Gefuhen um Erlaubniß zum Trödelfandel nad) tem Inhalte biefer Verf. 
zen. (9. XVII. 499. — 2. 156.) ‘ 


bes K. Min. für H., Gew. u. dff. Arb, Abth. IV. (Oeſterreich) 
33. April 1849 an das K. Polizei-Bräfld. in Verlin, mit dem Megl. 
den Betrieb des Troͤdlergewerbes daſelbſt. 

von bem K. Polizeis Bräfid. mittelt Ber. v. 20. v. M. eingereichte Eut⸗ 
3 Megl. für den Betrieb des Trödlergewerbes wird nunmehr genehmigt und 
eisPräfld. ermächtigt, diefes Regl. zu veröffentlichen. (Anl. a.) 


Anl. a. 
teglement für ben Betrieb bes Tröblergewerbes v. 5. April 1849. 
Ber mit gebrauchten Kleidern ober Betten, mit gebrauchter Wäjche oder 
taffgeräthh Handel (Tröbelhandel) treiben will, bebarf hierzu ziner befondern 


n 
Diefe Grlaubnif kann nur völlig unbejholtenen und zuverläffigen Bers 
eilt werden. 
Jeder Tröbler muß ein, nad bem Yier beigefügten Schema (A.) ange: 
dem PolizeisBräfibio folüirtes und geftempeltes Buch über feinen Ein⸗ 
auf führen, und in bie gehörigen Rubriken bei den einzelnen Gegenſtaͤnden 
bes Ginfaufs nebt Namen, Stand und Wohnung des Verkäufers, fo wie 
bes Verlaufs und den Verkaufspreis, deuilich eintragen. 
» Hat ber Tröbler Sachen ven einer ihm ſelbſt nicht gehörig befannten 
Rauft, fo mnß er bie zu feiner Nedtjertigung bei einem ſolchen Anfaufe 
» Umfände, und die von ihm dabei gebrauchte Borfiht ($. 8.) in jein Ge⸗ 
h unter der Rubrik der Bemerkungen genau eintragen. 
« Die Bud: und Gefhäftsführung der Trödler ſoli von Zeit zu Zeit durch 
ne bes Boligel-Präfibii fpeziell revidirt werben. 
Werden hierbei Untegelmäßigfeiten entdeckt, fo trifft den Trübler auf 
er Borſchrift im 6. 177. ber Allgem, Bewerbe-Drbn. v. 17. Jan. 1845 
Imäßiae Geld: oder Befängnißftrafe. Außerdem kann ihm ($. 71. f.ibid.) 
WberKonzeffion im Verwaltungsnege entzogen werben, wenn durch die Bes 
iR ober bie häufige Wiederkehr folder Uebertretungen eder Untegelmäßigkeis 
d erhellt, daß bem @ewerbetreibenben bie bei der Getheilung der Konzefz 
sgeiente Zuverläffigkeit mangelt. 
VJeder Tröbler hat bie zur Verhütung des Ankaufs geftohlener eder vers 
Sachen gegebenen Beſtiumungen ber allgemeinen Landesgefege, ven denen 
r CB.) eine befondere Zufanmenftellung enthält, auf das Genaueſte zu ber 


. Gegenftände, welde mit Perſonen ober Thieren in Berührung gekommen 
am anfledenden Krankheiten litten, dürfen Tröbler nur anfaufen, nachdem 
m beven vorſchriftomaßig erfolgter Deeinjeftion vollſtaͤndig überzeugt haben, 
tionen Hiergegen ziehen eine Geldbuße bis zu Zehn Thalern oder verhält: 
Gefängnißtrafe, und nah Umftänden die höheren Strafen nad) fi, welche 
egul. v. 8. Aug. 1855 (9. S. 1835 S. 240. ff.) fefigefegt find. 


n, ben 5. April 
Koͤnigl. Polizei: Präfidium, v. Hindeldey. 


Anlage A. 























enſtand. Name, Stand Berfaufs: 
Man. | Tun es | un ahohmung | Bent. | Zug, ds | Parts 
“ | des Verlaufers. | ul —— 

ar./of. 
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Anlage B. 


Allgen. Landredt, Th. I. Tit. 20, 


6. 1231. Gin Jeder, dem von Verdächtigen (Th. I. Tit. 15. 6. 19.) u 
belannten, welche nicht mit dem Verkaufe folder Sachen ein öffentliche 
treiben (ebenda. 65. 43., 44.), Sachen zum Kauf ober Pfande angelragen 
ift fhuldig, zu prüfen: ob ber Antragende wahrſcheinlich über bie ang 
zu verfünen berechtigt fei. “ 

6. 1232. Befonders muß dieſe Vorjchrift alsdann beobadytet werden, w 
Berkäufer oder Verpfaͤnder ein Dienitbote oder Hausgenofle, und die Sad’ 
fhaffen it, daß fie wahrfcheinlicher Weile der Dienftherrfchaft ober dem Hui 
gehören konnte. 

$. 1233. In einem ſolchen Falle muß der Käufer oder Pfanbnehmer, | 
der bloßen Angabe des Antragenden nicht beruhigen, fondern bei ber Herfäg 
dem Hausvater felbit nachfragen: ob etwa eine Untreue des Geſindes dr 
genofien mit unterlaufe. 

$. 1234. Mit ganz unbekannten Leuten, welche Saden von TBertb, ;. 
Eilser, Juwelen und andere Koftbarfeiten zum Kauf oder Bfanb anbieim, 
Niemand darüber einlaflen. 

. 1235. Eben fo wenig darf diejes gefchehen, wein bie angetragen 
Der Befchaffenheit it, daß Leute von dem Stande und Gewerbe bes An 
gleihen Sachen nicht zu haben pflegen. 

6. 1236. Erwächſt aus Vergleihung der Beichaffenheit der Sadt 1 
Berfon des Antragenden, over aus dem, bie Forderung bes Berkänfers 
überfteigenden Werthe der Sache ein wahricheinliher Verdacht, daB fie 
fo ift ein Jeder, welcher aus dem Handel oder Pränberleihen ein Gewerbe 
willführlicer, doch nachdrücklicher Geld: oder Gefängnißftrafe (6. 35.) f 
ſolche verdaͤchtige Sache anzuhalten, und an bie BolizeisObrigfeit des Ort 
tern Unterſuchung abzuliefern. 

6. 1237. Eben tiefe Strafe findet flatt, wenn ein folder Hande 
Piandverleiger, durch öffentliche Bekanntmachungen, obrigfeitlihe Marmang 
auch nur durch glanbwürdige Privatanzeigen benachrichtigt ift, daß Sachen 
fer Art und mit jelhen Kennzeichen verjehen, geftchlen oder verloren w 

$. 1238. Hat Jemand vwifjentlich geftehlene Sachen gekauft oder j 
angenommen, je joll er, wenn er auch an tem Diebftahle auf die 6. 
fhriebene Art feinen Theil genommen bat, dennch als ein gemeiner Di 
werden. 

6. 1239. Wenn Leute, Die aus denn Handel oder Pfaͤnderleihen eis 
machen, gejtchlene Sachen, wegen welcher fie auf tie 8. 1237. gedachte Ad 
worden, dennoch Faufen, oder als Biand annehmen, jo find fie als gemeine 
beitrafen, ob fie gleich der Wiſſenſchaft jelbit nicht vollig überführt werben 

6. 1240. Hat außerben Jemand geftohlene Sachen, zmar nicht wif 
doch mit Verabfäunumg der aejeglihen Borficht, gefauft oder augenenmen, 
er, nach Verhältniß der begangenen Nachläſſigkeit, willführliche, doch 
Geld: eder Gefängnißitrafe ($. 35.) leiden. 

6. 1241. Diefe Strafe wird verdeppelt, wenn er fi .eines jelden 
nad vorgängiger Beitrafung zum zweiten Male fchuldig mad. t 

Min. Bl. d. i. V. 1849 S. 101. Nr. 150.) | 


b) Regl. v. 30. Sept. 1795 wegen ber Trödler und beren Sande 
Stadt Danzig. | 
(N. C. C. Tom. IX. pag. 2634. No. 59. de 1795, Rabe, Br. 13. & 


c) Regl. v. 30. Sept. 1795 wegen der Trödler und beren Handel | 
Stadt Elbing. 
(N. C. C. Tom. IX, pag. 2642. No. 60. de 1795, Nabe, Bd. 13. 6 


d) Regl. v. 26. San. 1796 für die Trödler in Königberg. 
(N. C. C. Tom. X. pag. 59. No. 7. de 1796, Rabe, Bb. 3. S. SW 


e) Regl. v. 3. Sept. 1796 wegen der Trödfer und beren Handel U 
Städten Tilfit und Mewel. 
(N. C. C. Tom. X. pag, 6TÜ. No. 8. de YiU, Yun, MI 56H 















er Beauffichtigung ded Gewerbe ⸗Betriebes im Allgemeinen. 

















röbler-Megl. v. 21. Ian. 1818 für die Stadt Koblenz. 
I. 147. — 1. 77.) 

der K. Meg. zu Liegnig d. 2. Dec. 1818. 

'e das für bie Stadt Berlin, unterm 21. Ott. 1788 emanir 
im ber Provinz Schleſien nody nit zur Berolgung publizirt 
zen sine Berf. des K. Polizei: Diin. v. 8. Olt. d. I. die 2 


nein 1 roller lefen und ferreißen fönne, und jewchl über feinen 
anf ein Buch, führen muͤſſe, in weldes er bejonders die Ramen 
jenen, die {hm etwas zum Verkauſ bringen, nebft dem Preife, ı 
Betr. Grgenftand gefauft hat, einzutragen verpflichtet if,“ 
— en Anwendung in der Provinz Schleften angeordnet 1). 
en, woeldye das Tröbler-Gewerbe treiben, dürfen dieſe Beftfegi 
fe eine Befhränfung der durch das Ed. v. 7.Zept. 1811, wegen 
ber Ghewerbe in den ältern Provinzen aufgeſtellten Maaßregeln betre 
— — — werden demnach angewieſen, bie dermale 
öbelpandel betheilten Perjonen zu Haltung der vorg 
Berfanfebücer zu verpflichten, und bi mige en Tröbler, welde ı 
), arizuhalten, fich ihre Handelsbücher von Sereistundigen führe 
Min am muß aber das @ejnd eines Jeden, um Ertheilung dee 
im Tröbelhandel, der nicht fchreiben und leien fan, gänzlid z 
(a. I. 1145. — 4. 100.) 


ber bie Bedingungen ber Zuläffigkeit der Verbin! 
mdels mit anderen Nebengemwerben, jind ergangen: 


des K. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann) v. 22. € 
Den Landrath Türk zu Erfurt. 
Fe die zu geflattende Verbindung des Sröbeifanbele mit andern 
em auf bie in ber Beil Ihres Ber. v. 14. d. M. geäußerter 
eröffnet, daß bie Griheilung der Erlaubniß in einem gegebenen 
igen Perfönlicfeit und Dertlichfeit abhängt und daher nad) t 

in concreto und nicht durch einen allgemeinen Grundfag 
V. 681. — 3. 107.) * 


K. Min. des H. (v. Bülow) u. des I. u. d. P. 
) ©. 10. Dec. 1821 an die K. Meg. zu Danzig. 
unterz. Min.- finden fi, wie der K. Reg. auf Ihren Beriht ! 
Beihränfung des Gewerbes der Trödler hierdurch eröffnet 
auf die in den Ber. v. 3, April und 8. Aug. d. J. bevorwortet 
iweber ben gleichzeitigen Betrieb eines andern Gewerbes, nar 
Berfauf mit neuen Sacen, noch enblid das Beziehen ber Jahr 
acht, einzugehen. Die Nothwendigteit einer folhen Beni 

Die RK. Meg. auf ben Grund bes $. 80. des BewerbeBoligeistid, 
Höhere Genehmigung nicht ermächtigt üft, hat keinesweges him 
rben fönnen; aud) iſt jelbige durch abi 'e Gründe um jo wei 
bie Borfchriften des ebengedachten ©. $. 131—133. bereits 
im bie Hand geben, ven Peligei wegen au forgen, daß fein: 
von folden Perjonen, bei denen in Kerheitepetigeiticher Hi 

en. amgefangen, und fchen beftehente Tröbelgewerbe, deren Inh 
Dejchwerden Beranlaffung gegeben haben, nicht fertgejegt wer! 
eine Folge diefer Entiheitung, daß bie nach dem Ber. ber 
3, wegen ber Befhwerbei er dortigen t 
igefeßten Strafen, in ſofern als fie den gleichzeitigen Germerbel 
ünterlaffung der für das eine ober das andere Gienerbe zu bi 
en Morichriften betreffen. aufrecht erhalten werden koͤnnen 














Dies Bezicht ſich auf ben Sählupjag dis R. v. 2. Ott. 1818 ( 
Wo. 26. Get. 1818, oben S. 478.). 
Der bier weggelaffene Theil des Publit. wieberholt fat wörtli 
ae halt des . ©. 26, Sept. 1818 (1. oben &. 478.). 
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biefe Strafen daher nicht zum Vollzug zu beingen, fondern, nebit allen Kofi, 
hiermit gefdhicht, niederzuſchlagen. Auch veriteht es fih von felbit, daß ein Tre 
der zugleich Schneider iſt, und als jelcher die Erzeugniſſe feiner eigenen Arbeit, 
derer, die er auf Beitellung aus ſelbſt gelieferten Materialien hat fertigen lafen, 
faufen darf, dieſes Gewerbeberriebes wegen Fein Kaufmann in: gefehliden Six 
Mortes wird, und daher nicht die entferntefte Beranlaffung vorhanden iR, eine 
chen Sewerbetreibenden zur Entrichtung bee höheren Buͤrgerrechtsgeldes von 3001 
für verbunden zu erachten. 

Hiernach ıc. 

(A. V. 962. — 4. 97.) 


e) R. der 8. Min. des H. (v. Bülow) u. des J. u. d. P. (v. © 
mann) dv. 22. April 1822 an dad K. Polizei-Präf. zu Königäberg 
abichriftlich an Die dortige K. Neg.). 

Die unterz. Min. erwiedern dem K. Polizei-Präſ. auf die Anfrage v. 31 
Daß nach Publikation des Gewerbe. RPolizei-Ed. v. 7. Sept. 1811, die durch die! 
Troͤdler-Reglements vorgejchriebene Ausſchließung ber Tröbler von Betreibun I 
ver Gewerbe aufgehört hat. | 

Daraus folgt, daß denſelben ter Hantel mit neuen Effekten, Menbeln n 
von Polizeiwegen nicht zu unterfagen it. Wenn Trodler einen foldhen H 
gleichzedtin dazu, wie früher durch den darauf ausgedehnten Gewerbeſchein, 
duch die Gewerbe-Anmeldung berechtigt zu fein, treiben, fo fönnen fle 
als Gewerbeitener: Kontravenienten in Anſpruch genemmen, jedoch nidt Ge 
Polizei geitraft werben. Es verſteht fidh übrigens von jelbit, Daß polizeilihe 
regeln ua Mißbräude hierdurch nicht ausgeſchloſſen find. 

(a. VI. 121. — 2. 77. 


d) R. der K. Min des H. (v. Bülow) u. des I. u. d. P. (v. 

v. 31. Juli 1822 an die K. Meg. zu Königeberg. 

Da nah $. 79. tes Gew. :Rol.:G. v. 7. Sept. 1811 Jedermann fe 
Gewerbe gleichzeitig neben einander treiben darf, als er will, und die 
fhon früher ſich geeinigt haben, eine allgemeine Entſcheidung, daß neben tem 
handel kein anderes Gewerbe betrieben werden kann, auf den Grund bes $. 
nicht zu erlaſſen, jo ergiebt jid die Midttanwendbarkeit der entgegen He 
flimmungen tes dortigen Tredler :Megl, und mitbin von felbit, Daß einem 
der gleichzeitige Handel mit neuen Gegenſtänden, die zu einem beſtimm 
fertig und geeignet find und im kaufmanniſchen Gewerbs-Verkehr gene 
vorkommen, polizeilich nicht gehindert werten darf. Dieſes, und daß felgiib 
des dortigen Trödler: Real, nicht weiter zur Anwendung zu bringen, iſt dem 
Polizei Praäſidium auf feine Anfrage eroffnet und dabei muß es auch fern 
wenden und lediglich abgewartet werden, eb und inwiefern das Kemmite der 
Kaufmannſchaft ſich ſelbſt entichliegen werke, auf den Grund Der von ber 
allegirten allgemeinen Beſtimmung tabin austragen, daß Trödler deehull 
die Rolle ver Kaufleute eintragen laſſen Tellen, weil fie einmal einige neue 
in Kommiſſiion zum Verkauf übernommen haben. 

Die Diin. glanben aus den von der K. Meg. ſelbſt angeführten Grüntes 
daß Seitens der Dertigen Kaufmannſchaft ein folder Antrag formirt werdet 
Durch den $. 7. des Status fir Die Kaufmannidaft zu Memel find inurik 
Trödler ausdrücklich ausgeſchloſſen werden. (A. VI. 764. — 3. 104.) 


C. Berjonen, welde mit Schiefpulver (au Schieß 
wolle) oder Giften Handeln. 

Vergl. oben ©. 129. u. 130., deögl. in Betreff des Kan 
Schießpulver, Th. YI. des Werkes (Polizei-Weſen) Bd. ?. ©. I 
u. Suppl.«Bd. ©. 193 --156.: in Betreff des Handels mit Giften, 
Bd. 3. des Werkes (Medizinal-Wefen), Th. 1. ©. 681. ff 


D. Berjonen, welche aus der Vermittelung von Gl 
ten oder der debernahme von Aufträgen, namenılid as 
Abraffung ſchriftlicher Auffäge für Andere ein Gm 
machen. 

Vergl. oben ©. 130- 136. 





















Beauffihtigung des Gewerbes Betriebes im Allgemeinen. 483 


1) 8. des 8. Min. des J. u. d. P. (v. Schudmann) v. 16. Mai 
an das K. Vol. Präj. zu Berlin. Kontrolirung der Befchäftsfüh- 
ber Kommiiiflonaire. 


ne Berfolg tes Ber. v. 29. v. M., werin das K. Polizei-Brij. den Erlaß 
r Beftimmmungen in Betreff der Geſchaftsführung ber Kommiſſtonaire in An- 
singt, wird duffelbe auf die Berf. v. 8. Sent. 1827 (Anl. a.) verwiefen, in⸗ 
ns Dein. des 3. die dort ausgefprehene Anfiht, daß die Geſetzgebung hin: 
) der Kommillicnaire feiner Grganzıng betürfe, durch ben gegenwärtigen 
4 nicht widerlegt findet. 
3 iR ganz unausführbar, die geſetzlichen Borfehrungen jo zu vervielfältigen, 
x Argliſt die Gelegenheit benommmen wird, die Ginfalt zu hintergehen; viel: 
8 man fih auf die Verftändigfeit der Leute verlaflen, weldhe die Gefahr 
und vermeiden wird, ir den vorliegenden Fall hat das Geſetz noch ein 
gethan, indem es das Gefchäft der Kommifflonaire nicht Jedem geftattet, 
"eine polizeilihe Autorifation bedingt. Dabei muß man aud) lediglich fle- 
Wen, und fih hüten, die, wenn aud nur moralifche, Regreßpflichtigkeit ber 
Kur g zu vermehren. Redliche und billige Kommiſfionaͤre werden fih Ruf 
de, md der einträglihe Zufpruch, ben file erhalten, wirb andere überzeugen, 
Eyur auf diefem Wege zu gleichem Borzuge gelangen fönnen. Was für die 
z eines Gefhäfts zu zahlen ift, bleibt der freien Verabredung überlaffen, 
zubringlichen und übertriebenen Anforderungen nachgiebt, hat es ſich allein 
a. Wenn, wie das K. Polizei-Präſ. anführt, das Publikum in der Re: 
smifchung der Kommiſſionaire perhorreszirt, fo if Dies ein Beweis, daß 
be auf dem rechten Wege befindet, und daß man aucd, ferner feinem richti⸗ 
vertrauen darf. 





























Anl. a. 


unterz. Min. findet Bedenken, auf ben Antrag bes K. Polizei-PBräf. in 
sichte v. 19. v. M. wegen Ertrahirung eines neuen G. binfichtlid des 
triebs der Rommiffionaire in der vorgefchlagenen Art einzugehen, halt 
e bieferhalb beftehenden Vorſchriften, bei gehöriger Anwendung berfelben 
enden Kontraventions » Fällen, um fo mehr für ausreichend, als das K. 
wa. die Mittel in Händen hat, Sich derjenigen Kommifftonairs, bie ſich 
mungswidrigen Gewerbebetriebe oder des Gebrauchs folcher unerlaubten 
Br Erreihung ihrer gewinnfüdtigen Zwede, als diejenigen find, deren das 

⸗Präſ. in dem vorl. Ber. erwähnt, wieberholentlih ſchuldig machen mödy: 
k Zurüdnahme der benjelben ertheilten LZegitimations-Attefte nach den De: 
der 66. 122. und 130. des Gewerbe:Bolizei:&d. v. 7. Sept. 1811 zu 
5 zeue Attefte diefer Art aber nur jür ganz zuverläjfige Perſonen zu be: 


den 8. September 18727. 
, Miniſt. des Inner. 
‚XIV. 422. — 2. 110.) 


Bublit. bes KR. Polizei Präf. zu Berlin v. 26. Mai 18385, betr. 
jehetrieb der Rommifflonaire und Konzipienten '). 


Berfolg der früheren Befauntmachungen wird hierburch wieberholt darauf 
m gemacht, daß fümmtlihe fogenannte Kommiſſionaire und eben fo bie, zur 
fen Anfertigung fchriftlicher Arbeiten für Andere in außergerichtlichen 
heiten verftatteten, fogenannten Konzipienten, ohne Unterfdied, ob fie ihre 
i Anfündigungen und einzelnen Grlaſſe nur mit ihrem Namen unterzeich⸗ 
zugleidh ber Yirma von Komtoiren, Büreaus, Nachweiſungs- und Verfor: 

en, Brpeditionen sc. ſich dabei noch bedienen, keineswegs vom Staate 
ober ausdrücklich antoriſirte Gefhäftemäanner fint, mie ſolches rückfichtlich 
afommifjarin und Notarien, auch der in Eid und Pflicht genommenen 
- Mafler und Schaffner zutrifft, fondern alle ihre Geſchäfte nur als ein 
glich vom Zutrauen des Publikums abhängiges Gewerbe betreiben. 
leibt daher die eigene Sache eines Jeden, der ſolchen Gewerbetreibenden 
miheilen, oder fonfige Leiftungen derſelben in Anſpruch nehmen will, vor: 


8 Publik. ift (wörtlic, gleihlautend) unterm 3. Juli 1843 revubliziet 
garden. (Min D b. i. B. 1843 ©, 201. Nr. 256.) 
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nel TR näher zu gen *55— 532* 


alien Mom Ri Hons-Sapkm, nbe — 
—— — 
gemeffen zu era 

Ber bies Täffigt, Hat e⸗ fein beizuredhuen, 
et ar Hat — Ku t faden 4 ve 


3) R. des 8. Min. 2 G. u. df. Arb. (6. Bon 
35. Nov. 1848 an die 8. Reg. zu N. Kommiffionairi 
befugt zur Abhaltung außergerichtlicher Immobilien-WBerfeigern 

Der in bem Ber. ber X. Meg. dv. 28. 0. M. ausgeführten Aniidıt 
Geiombebetrich als Rommilfionair Fengeffoninten BVerfonen auch zur I 
Iergeriättige: IumobiliarsBerteigerungen Befugt jeien, fann nicht 6 
dem. Das Wort „Auktion“ bebentet aan * — — 
if daß die 


a der Bedeutung, des Worte Auftion um ni weniger — andern, 

rigtlige Verfteigerung vo 
vadane. und baher bie außer; lid ‚gar nicht berührt. Die a 
Befeigerung von Zumabitien | il —8 ‚ebenfalls eine Auktion, ı 


Fe. 
(Min. Bi. d. i. V. 1848 ©. 384. Rr. 475.) 
> Ueber die Beftrafung unbefugter Winkel⸗Sch 
vergl.: 
a) U. 8. R. 11.20. $. 176. 


b) 9. G. O. II. 1. And. $$. 439. ff. (entnommen aus de 
14. $ebr. 1810) 2). 


Dazu: 
a) RM. der X. Min. wi P. u. d. F. v. 23. Mai le 
(a II. 295. — 2.3) 
DIR. vr E Min. ws ud. 2.0.24. Juli 1822. 
@. VI. 715. — 3. 65. 


IM. rn min. v. 26, ‚an 1822. 
6) R. u Fe v. Sept. 1825. 
. IX. 690. — 3. 102.) 


90 Defiß, Min.» 1. Aug. 1836. 
“ X. 786. — 3, 118, s 


1) Bergl. unten sub IV. A. 
2) Fr a Erg, u, Erl. der Pr, Rechtebücher von Gräfjs 
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Vergl. in ber Ergänı. u. Erl. der Pr. Nechtsb. von Bräff ıc. 
wg), Do. 8. ©, 510. u. Br. 6. ©. 286. , 


E Kammerjäg er. 


Bergl. oben S. 136—140. u. Thl. VI. des Werkes, Bd. 3. (Medi- 
l⸗Weſen), Thl. I. ©. 698. 


 Robnlafaien. 
—— oben 7 1m. und Thl. VI. des Werkes (Polizei-Wefen) 


5. Berfonen, welche auf dffentligen Straßen und Plägen 
mm, Dferde, Sänften, Bondeln und andere Trandport- 
J zu Iedermanns Gebrauch bereit halten. 

zal. oben ©. 140. 


j Aufficht auf Bußrleute, Badenträger und Karrenſchieber. 
rgl. in Thl. VI. des Werkes (Polizei-Wefen) Bd. 2. ©. 23—27. 


& der K. Din. des 9. u.‘d. ©. (v. Bülow) u. de8 I. u. d. P. 
‚ Schudmann) v. 26. ai 1823 an die K. Reg. zu Magpeburg. 
bebetrieb ausländischer Fuhrleute in einheimifchen Städten 9 


ben, dem Din. des J. u. d. P. über die Beſchwerde der dortigen on 
Pegen verlängerten Aufenthalts ausländiſcher Fuhrleute, unterm 21. 
Der., eröffnen wir der K. Reg.: daß ausländiihen Fuhrleuten, bie von 
| "mit Berfonen dort anfommen, zum Beiten des Bublifums allerdings 
u, bei der Rückkehr Meifende nach den Orten, woher fie gefommen, oder 
auf der Rüdreife paffiren, zurüdnehmen, mithin aud nicht dazu verpflid: 
können, nad. Ablauf einer befimmten Friſt, leer zurüczufehren. Dage: 
aber fremde Fuhrleute, die entweder eigends mit Iceren Magen in das 
en, um Perfonenfuhren, wohin es aud) fei, au ſuchen, ober dergleichen 
Landiſchen Ort ihrer Beftimmung nad anderen, als den unmittelbar auf 
son bemfelben bis zu dem fremden Ort, von welchem ſie abgefahren, be⸗ 
Radten und Ortſchaften, und vollends von einer inländiſchen Stadi zur 
Bernehmen, auf den Grund des 6. 159. des Gewerbe⸗-Polizei-Ed., verpflich⸗ 
Leitungen ohne Ausnahme fid, zu unterwerfen, welche inlandiſchen Fuhr⸗ 
} einen ſolchen Gewerbsbetrieb obliegen. Hiernach hat die K. Reg. ein 
sch das dortige Amtsbl. zu erlaſſen und darin die Verwarnung, daß bie 
enden fremden Yuhrleute als Gewerbeiteuer: Defraudanten unnachſfichtlich 
zben jollen, aufzunehmen und auf die Aufrechthaltung dieſer Vorjchrift 
halten. 
u. 385. — 2. 101.) 


tale Reglements. 


& Berlin. 
Megl. v. 23. April 1825 für die Suhrleute, welche Perfonen vor 
den Thoren Berlins nach den benachbarten Orten fahren und 
von dort zurüdbringen. . 

(9. IX. 696. — 3. 104.) 
R. des 8. Min. des I. u. d. P. v. 12. San. 1822, betr. die 
polizeiliche Bezeichnung der Brauerwagen in Berlin. 

(W. VI. 203. — 1. 104) 

Köln. 


N Segl. v. 18. März 1821 über das Verhalten der Fuhrleute, 
Packchentraͤger und Karrenfchieber auf den Werften am Rhein 


B bei a und Deutz. 
A. V. 50. — 1. 32.) 






















‚a. if gleichzeitig dem K. Jotizei Be in Berlin zur Nachachtung 
Hertigt worden. (9. VII. 386. — 2. 102.) 


vr 


F 
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BB) Publit. des K. Rolizei⸗Praſ. zu Köoln v. 37. Ja 1m 
der zohnkutfiher. 
(8. V. 442. — 2. 111.) 


V Tür den Reg⸗Bez. Arnöberg. 


Bußli. der K. Reg. zu Arnöberg ©. 12. Rov: 1838, Ä 
FRI . 1137, — 4. 86., f. in Th. VI. des Werkes, ri· 


Aufficht auf Kahn⸗ und Gondelführer. 


a) Regl. des K. PVoligei-Bräf. in Berlin v. 31. Met Bu; 


iebsgenhein An on Flußfahrzeuge. 


b) Vergi. in W. VI. des Bert (Boligel- Bee) 2: a. ei 
IV, “ ' " =. 

Borfähriften, betr. die Beauffihtigung derienigen 

welde nur von den durch bie verfaffungsmäßig den 

Behörden. oder Korporationen Angeftellten oder —* 


ten betrieben werden dürfen. 
Bergl. oben ©. 140—14A7. 


A. Auktionatoren. u DR: 


+ DE R. des K. Min. für H., ©. u. bff. A . (RU) 3. 
1848 an fümmtlihe. 8. Reg, aufsſchließlich berjenigen zu 
Zachen, Trier und Koblenz, mit dem Reglement für bie ı 
Auttlonatoren. \ 

Es if für nöthig erachtet worden, in Folge bes $. 53. der Gewerke 

17. Jan. 1845 für die außergerihtlichen Auftionatoren in ben 
das AL. R. gilt, ein Meglement unter Aufhebung ber etwa beſtehenden 
u erlafien. Die K. Reg. erhält daher hierbei ein Gremplar dieſes von 

eutigen Tage vollzogenen Negl. (Anl, a.) mit dem Auftrage, daſſelbe! 

Amtsblatt zur Nachachtung zu publiziren. 
Zugsleich wird bemerkt, daß, wie aus den Regl. hervorgeht, ſofern zi 














1) Hiernach find für aufgehoben zu erachten: ' 
a) Regl. u. Infr. fir die Auctionatores v. 12. April 1756. a 
pag. 58. No. 43. de 1756.) i 
b) Auftione, Regl. für Danzig v. 9. Febr. 1822, a re 
er K. Reg. zu Danzig v. 10. März 1822. (N 
c) In d. K. Rep. Mu Breslau für die —— 


“ in Breslau, v. 1. Oft. 1822. (9. VI. 1020. — 4. ) 
d) Inſtr. der K. ng mi zu iegnit hir außergeridtt. : Auftionaind 
Der. 1823. (A 141.) 


e) Publik. der K. Reg. zu m Branffurt, v. 20. Jan. 1829, 
haltung außergerichtl. Auftionen und bie Ermennung, ber 
miffarien und deren Ausrufer. (A. XII. 366. — 2. 106.) 

f) Bublit. der K. Neg. zu Potsdam, v. 28. Juni 1830 ach 
und Geſchaͤfts⸗Regl. für die Auktions⸗Kommiſſarien zmb bera | 
in dem Bez. der K. Reg. zu Potsdam, zur Beachtung kei 
nit von den Gerichten, fondern von andern Behörden und 
nen übertragenen Auktionen. (9. XIV. 618. — 3. 95.) 

g) Negl. der K. Ob.⸗-Praͤſ. der Provinz Weftphalen, v. 1% 
für die außergerichl. Auftions - Kommiffarien, (nebſt —E 
R. der K. Min. des J. u. d. P. u. d .F. v. 3. Mai 188). 
d. ii. V. 1842 ©. 430. Nr, 605.) 

h) ER. des K. Min. d. F. v. 16. Aug. 1845 an ſammil. & 
der Gebühren» Taxe für die auherartiiätl, Kuftionss 

x Bl. d. 1.8. 1845 &, 32 Re. OR) 1 
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anderweite Feſtſezungen enigegenſtehen, die Beſtellung der Auktionatoren der 
zukommt. 


Anl. a. 


Reglement 
für die außergerichtlichen Auktionatoren, v. 15. Auquſt 1848. 


Grund des $. 53. der Allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 werden 
über den Gejdäftebetrieb der außergerichtlichen Auftionatoren in denje: 
anbestheilen, in denen das Allgemeine Landrecht Geſetzes⸗ 
st, mit Aufhebung der bafelbit jeither Beitanbenen bejenderen Reglements, 
ide Beſtimmungen getroffen: 

Das Gefchäft der Auftionatoren beiteht in der öffentlichen Verfleigerung 
her Sachen. Zur Berfteigerung unbeweglider Sachen find biefelben 


fugt. 
.Als Auktionatoren dürfen nur ſolche Perſonen beſtellt werben, von deren 
tenheit und ſtrenger Rechtlichkeit bie K. Reg. ſich überzeugt hat, und welche 
it ihnen anzuſtellenden Prüfung überzeugend nachweiſen, daß fie die zu einem 
mäßigen Betriebe des Auftionsgefchäfte erforderlichen Fähigkeiten befigen 1). 
Bor der Beitellung zum Auftionator if von dem Bewerber eine Kaution 
„ beren Höhe von der K. Reg. für jeden Ort nad ben obwaltenden Ver⸗ 
benimm wird. 
. Bei der Beitellung zum Auktienator ift demjelben ein beftimmter, nad) 
ichkeit abgegrängter Bezirk zu überweifen, über welchen hinaus er fein Ges 
yt betreiben darf, Der K. Meg. ficht es jedoch jederzeit frei, Die Graͤnzen 
zirks abzuändern, und anderen Auktienatoren den Geſchäftsbetrieb in dem⸗ 
geſtatten. 
Arttionater it nicht nur berechtigt, fondern auch verpflichtet, innerhglb bes 
wieſenen Bezirks bie ihm übertragenen Auktionen abzuhalten. Er barf aber 
nitleiſtungen nicht umherziehend anbieten 2). 
Kein Auktionator darf Handelsgeſchaͤfte treiben, eder durch feine Ange: 
yetreiben laſſen. Dies gilt namentlich aucd von Betriebe des Schanfgewer: 
son dem Handel mit Getränfen. Den jchon beftellten Auftionatoren, welche 
bereits Handelsgefchäfte betreiben, bleibt deren Fortſetzung, jofern Uebel⸗ 
zaus nicht bemerkbar geworden find, geitattet, jedech unter Vorbehalt ber 
en Rücknahme diefer Erlaubniß. 
Lk Der Antrag auf Abhaltung einer- Auktion muß gegen den Auftionator 
ober zu Protokoll erflärt, und dabei vom Grtrahenten fogleich beftimmt 
peldye befondere Berfaufsbedingungen er etwa geitellt zu ſehen wünfcht, umd 
Empfang ber Kaufgelver bejorgen joll. Bird zu diefem Empfange nicht der 
or felbit beftinimt, jo hat der Ertrahent für die MAnwejenheit des Kmpfän- 
venb der Dauer der Auktion Sorge zu tragen ($. 22.), und iſt jener hierzu 
Honator ausbrüdlid, aufzufordern. 
ı Grtrahenten ift jedes Mal zu eröffnen, daB es ihm freiitehe, der Auktion 
e durch einen Stellvertreter beiguwvchnen. 
. ‚Der Quftionater bat die Legitimation des Ertrahenten der Auktion zu 
lchen Antrage nad den beflehenden Geſetzen zu prüfen und insbefondere 
ı achten, bob er nicht von verdäctigen PBerfonen Sachen zum Verkauf über: 


) 1 bat er die polizeilichen Vorfchriften in Bezug auf die Veräußerung gewiſſer 

„3. B. von Nachlaßſachen ſolcher Perſonen, welde on anſteckenden Krank⸗ 
—* find, von Büchern, deren Debit verboten iſt u. ſ. w., genau zu bes 
sd in zweifelhaften Källen die Entſcheidung der Orte: "Botizeibehörbe einzus 


z. Der Auftionator darf, wenn fich Hinfichtlich ber beabiichtigten Auftion 


a6 M. des 8. Thin. des 3. v. 17. Aug. 1827 (9. XI. 750. -- 3. 99.), 
elches die Juden von dem Amte der Auftions:Kommifjarien für ausge: 
nis offen erklärte, ift duch Axt. 4. u. 12. der Berf.:Urf. v. 31. San. 1850 
ie befeitiget zu erachten. 

sber das Berbot ber Githeilung von Gewerbeiheinen zum Um herziehen 
Aultionatoren, vergl. aud die Grläut. zum $. 17. des Haufirregul. v. 
8. April 1924 (sub B. ad BB. 3, |. oben ©. 384. fi.). 


— 
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Anftände (8. 7.) ergeben haben, erft nad teren Befeitigung bie zu 
Gegenftände übernehmen; er muß ein volltindiges Verzeichniß der ihm 
Gegenftände anfertigen und von tem Grtrabenten unterjchreiben laflen. 

Mird ihm ein ſolches Verzeihniß von dem Grtrahenten mitgetheil 
daffelbe rudfichtlich der Nichtigfeit zu prüfen und zu bejcheinigen. 

Sodann ift die Abfchägung von ihm zu veranlaflen, wenn eine fı 
Grirahenten verlangt wird. 

$. 9. Die Zeit und der Ort der abzuhaltenden Auftien, fowi 
hierüber zu erlaflenden Befanntmahung, find von dem Grtrabenten 
In Grmangelung einer foldhen Beltimmung ift die Befanntmahung n 
des $..6. der unter C. beigefügten Gebührentare zu bewirken; bie Zei 
der Auktion hat der Auftionator fo auszumählen, wie es den Umflän! 
mefienften if; bed muß der Nuftionstermin mindeſtens 3 Tage vor ! 
termine zur öffentlidyen Kenntniß gebracht werben. 

$. 10. Eine Auftion darf an Eonn: und Feittagen niemals, an 
und an den jübifchen Feiertagen aber nur mit Zuflimmung bes Grri 
halten werben. 

$. 11. Der Auftionater muß die ihm übertragenen Auktionen f 
In Krankheit: oder anderen Behinderungsfällen ift dem Ertrahenten 1 
feiner weiteren Beſtimmung Kenntniß zu geben. Kann dies wegen S 
oder jonftiger Umſtaͤnde nicht gefchehen, fo iſt der Orts s Polizeibehörb 
mung eines Stellvertreterd Anzeige zu machen. 

$. 12. Der Auftionstermin beginnt mit dem lauten und deutl 
ber etwa geftellten befonteren Verkaufsbedingungen ($. 6.). Gine Abfı 
iR im VBerfaufelofale anzuheften, ober, wenn die Auftion im Freien eri 
angemeffene Weiſe dem Publikum zur eigenen Anficht auszulegen. 

$. 13. Hiernächft ift mit der Verfteigerung vorzugehen, und 3 
daß mit dem Berfteigern eines Gegenftandes nicht eher begonnen wer! 
der zumädft vorangegangene zugefchlagen ijt. 

$. 14. Mit dem Zuſchlage ift nicht eher zu verfahren, Bis nad 
Wiederholen des geidiehenen höchften Gebots fid, fein Mehrbietender f 

Haben zwei ober mehrere Perfonen zugleich ein und dafielbe Geb: 
muß der Auktionator Einen derfelben au vermögen fuchen, ein höberee 
geben. Gelingt Lies nicht, jo enticheitet Tas Lees. 

Nah dem Zufdlage darf Fein Gebet mehr angenommen werten. 

$. 15. If bei der Belanntmadung des Nuftionstermins angezeic 
aus den Umständen, 3. B. dem Lekale, in weldyen die Auktion abgehı 
entnehmen, wem die zu veriteigernten Gegenſtände gehören, jo muß, 
felben Nuftien ven dem Auktionator auch Sachen, die Anderen gehöre 
gerung gebradıt werden, dies im Termine ver Dem Beginne ter Verſte 
Sachen befanmt gemacht werden. 

$. 16. Der Auftienater ift für die Aufrechierhaltung der Mube 
in Termine, ſewie Dafür verantwortlich, Daß weder vor Demfelben 
deren Dauer im Anftionelofale Branntwein oder andere geiftige Gemä 
werden. Genügt fein Anfeben nicht, dieſer Vorſchrift Geltung zu ver 
ex jo befugt als verpflichtet, die Auktion abzubrechen und die Uebertret: 
behörde anzuzeigen. 

Auch dürfen die Auftionstermine in ter Regel nicht in Mirtbep, 
Sebäuten, worin Der Nusichanf geiſtiger Getränfe betrieben wird, al 
den. Iſt dies unvermeidlich, fo bat der Auftionator zuvor bie Ga 
Orts-Polizeibehörde einzuholen. 

F. 17. Der Auktionator hat mit beſonderer Sorgfalt darauf zı 
nicht DBerabrebungen unter den Kaufluftigen getroffen werden, um ein 
hindern. 

Gr muß nöthigenfalls an die Strafbarfeit eines ſolchen Verfab 
und wenn er die Ueberzeugung gewinnt, daß Tergleihen Berabretunge 
gefunden haben, die Auktion fefert abbrechen, ferern Der anmwerente ( 
deſſen Stellvertreter die Fortſetzung nicht ausdrücklich verlangen. 

$. 19. Ter Auftionater Darf in der von ihm abgehaltenen Autüı 
mitbieten, noch durch Andere mitbieren laſſen. Auch darf derjelbe nit 
der Ausrufer oder die Taratoren, welche die Abfchägung der zu Yverfteis 
Rande vorgenommen haben, mitbieten ader mitbieten Laflen. 

$. 19. Die Beriteigerung erielgt yearn Mad base Rest | 
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ne; bie. Uebergabe gejchieht fofort nach dem Zuſchlage, bei größeren im Auk⸗ 
Bar micht beſindlichen Gegenftänden aber gleich nach dem Schluffe des Auf: . 


Ir Der Auftionator darf den verfteigerten Gegenſtand an feinen Andern 
en, weldem der Zuſchlag ertheilt ift, oder defien Bevollmächtigten über- 
Uebergabe aber vor Erlegung des Kaufgeldes nicht vornehmen, es wäre 
r der Grtrahent ihn zur Stundnng deſſelben ausbrüdlih und ſchriftlich er⸗ 
tte. 
jungen der Kaufgelder chne eine ſolche Ermächtigung erfolgen auf Gefahr 
aatore. 








| „einem Anfteigerer ein Kaufgeld geflundet werben, weldyes den Betrag von 
— 16 überfeigt, fo nıuß der Auftionator das Protokoll von dem Erſteren 


Suftionator hat dahin zu traten, daß im Kalle einer Stundung nicht 
$ ber gewöhnlichen Berzugszinfen eine Konventionalftrafe auf die Einhaltung 
mgötermine ausbedungen wird. Geichieht dies feiner Vorſtellungen unges 
Bat er bie Interefienten über die Beftimmungen des $. 301. Tit. 5. Th. 1. I) 
MR. ausbrüdlih zu Protokoll zu belehren. 
NAuftionater darf dem Grtrahenten feine Vorſchüſſe auf geitundete Kaufgels 
„ die Forderungen wegen folder Kaufgelder nit durch Ceſſion an fid 
8* fh überhaupt nicht in anderer ähnlicher Weiſe bei den von ihm bes 
Geſchaften beiheiligen. 
. Die Annahme, Aufbewahrung, Berehnung und Verſendung des Kauf⸗ 
zu den Obliegenheiten des Aufticnators, jofern ber Extrahent darüber 
deres beitimmt hat. 

SR zum Empfange des Kaufgeldes eine andere Perſon beftellt (8. 6.), 
"Auftionator folhe zum Termine vorzuladen; er darf die Auktion nur in 
3 abhalten, auch die Uebergabe der zugeichlagenen Gegenſtände ohne ihre 
3 nicht anders, als gegen Zahlung des Kaufgeldes, vornehmen. Daß 
zbe verfahren werben, muß der Auftionater vor Gröffnung der Auktion 
der Betheiligten bringen. 

Ueber jeden Auftionstermin muß der Nuftionator ein ordnungemäßiges 
Führen. und ſolches dem Ertrahenten, reſp. deſſen Stellvertreter, wenn der⸗ 
ine anweſend iſt, zur Ginjicht und Unterſchrift vorlegen. 

Binnen 3 Tagen, bei bedeutenden Auktionsmaſſen aber binnen 8 Ta: 
haltung des legten Termins, hat der Auktionator dem Grtrahenten be: 
hrift des Protokolls nebit jeiner Gebühren : Liquidation und der eiwat- 
hnung zu überfenden. 

Innerhalb gleicher Friſten muß er temielben aud ben Nuftionserlös 
mit Zuftimmung des Ertrahenten etwa geflundeten Kaufgelder ($. 20.), 
g feiner Gebühren und Koften abliefern, wenn er mit der Empfangnahme 
per beauftragt war. 

Sagt der Ertrahent dagegen die Aushändigung der Kanfgelder gleich nad 
FAuftion, fo ift der Auftionator auch Hierzu verpflichtet, jedoch darf er ale: 

„ feiner Gebühren⸗ und Koftenforderung muthmaaßlic gleichfonmenden 
feiner Dedung zurüdbehalten, wegen deſſen er ſich dann in der Gingangs 
Erik mit dem Ertrahenten auseinander zu fegen hat. 

Die Annahms, Inſtruktion und Remuneration des Ausrufers it Sadıe 
store. Gr if für defien Handlungen verantwortlich, zugleich aber ver: 
sfelben auf Derlangen ber K. Reg. jederzeit zu entlaflen. 

J. Der Auftionator hat, um fic über fein Verfahren ftets ausweifen zu 






















‚ gehörig zu heftendes Aftenftüc über jede Auktion anzulegen, 
ot otollbuch nah dem Schema A., 
Fenbuch nad dem Schema B. 





300. und 301. A. &. R. I. 5. beitinnmen: 
Ö. Bei andern Beträgen (als bei Anlehnen) hängt zwar bie Beſtim⸗ 
wung ber Konventionalftrafe von ber Verabredung der Parteien ab. 
IJ. Wird jedody dadurch der doppelte Betrag bes wirklich auezumittelnden 
‚Intereffe überfliegen, fo muß ber Richter die Strafe bis auf tiefen dov⸗ 
pelten Belrag amößigen, 


ung 
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$. 233. In das Altenfüd And alle auf bie Auktion Gezüglichen 
zu bringen. 

Namentlid müffen darin enthalten fein 

1) ber Auftrag zur Werſteigerung und das Berzeiäni ber Ar 
Be 2 bie — über die oͤffentliche Belauntmadung des 

a Ingungen ; 

3) bie Ko te ber Gebũ . und Koftenrehnungen ; 

) der —— — nach Vvorſcrin der Etenspeigefi 


tempel; 

5) bie Duittungen über den angeführten "Auftionseriöe, wa 
bung dem Ruftionator übertragen 
Auf dem Altendeckel find die Geiten, welche das Auktioncprotel 
buche einnimmt ($. 29.), und die Folien der bezüglichen Maſſen im 
30.) zu vermerken. 

6. 239. Das Protokollbuch muß aus fehlen Bänden beſtehen. 

58 nur ein vand in Gebrauch genommen werben, in welchen 

zeibehoͤrde bie Ordnungenummer bes Bandes und bie 1 
—— zu bemerken, auch die erſte und Iehte Seite weit 


Bat. 
Die Auktionsprotokolle find in diefes Bud hinter sinanber und 
eines andern Zwiſchenraumes, als zur Aufrechnung ber. Zahlen erj 


eiben 
ſch Naſuren dürfen in dem Bude durchaus wicht 3 f 
wäßtend der Huftion unvermeidlich, fo müſſen bie dert Sah 


ſtehenden Kolounen mit Buchſtaben geidheichen, und bie 
kuhenten ober befien Stellvertreter, fon von einem Belannten, zum 
fenben Br nf beſcheinigt werben. - 

4. 30. In dem —** enthaͤlt jede einzelne Auktioner 


Sofort nach dem Schlaf eines jeden Termine iſt bas Sollein 

Iſteinnahme während der Auftion auf Grund, des Protokolls auf 
Folium des Kaſſenbuchs einzutragen ımb dies vom Aultionator di 
ſchrift zu befcheinigen. 

Einen Ertraft aus den Kaſſenbüchern, getrennt nach den ein 
maffen, hat der Auftionator am Schluffe jedes Jahres der Orts:Pı 
zureichen. 

§. 31. Gebühren darf der Auktionator nur von den Grtraben 
bei deren Liquidation die unter C. anliegende Tare nicht überjchreit 

6.32. Der Eid, welchen der Auftionator bei feiner Anftellung 
der ber on diefer damit beauftragten Behörbe zu leiften hat, laut 

N.N. fchwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwifiende 
ich zum Auftionator beftellt worden, ich alle mir in biefer Gige 
ben Pflichten nadı peinem beſten Wiſſen und Gewiſſen genau 

wahr mir Gott helfe u. ſ. w.“ 

8. 33. Der — der Auktionatoren wird zunächſt 
Bolizeibehörde beauffichtigt, die Oberaufſicht und Kontrole fleht ti 
welche jederzeit Nevifionen des Geichäftsbetriebes und der Bücher ve 

Die Orts-Polizeibehörde hat die zu ihrer Kenntniß gelangen 
wibrigfeiten und Pflichtverleßungen der Auftionatoren der K. Meg. « 
ift ermächtigt, wegen folder Vergehen Orbnungsftrafen bis zu drei 
gen bie Auftionatoren feftzufegen, fofern nicht die Gewerbeordu. v. 
firengere Ahndun —8 

§. 34. Die ften dieſes Regl. finde auf diejenigen Aukt 
fih ausſchließlich ni —* Verſteigerung von Büchern befhäftigen, F 

F. 35. Es bleibt vorbehalten, bas gegenwärtige Regl. nad 
weiterer Erfahrungen abzuandern und zu ergänden erlin, ben 1! 

Dar Din. für H., ©. u. öffentl. Ar 
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A. Protofoltbud. ($. 27.) 
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B. Raffenbud. ($. 27.) 
Auftionsmaffe für N. N. zu N. N. 
Einnahme. Ausgabe. 
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C. Gebühren: Tare fir bie außergerihtlihen Auktionatoren, v. 15. Wy 
1848. ($. 31.) 

$. 1. Der Auftionator erhält für die vollftändige Beſorgung einer jem| 
zelnen Verfteigerung ven dem Gmpfange des Auftrages an gerednet bie mi 
ftändigen Ablieferung der Auftionsloofung, von dem Betrage diefer Ichten 

a) bis zu 5 Rthlrn. einfchlichtich, d. h. von den erflen 5 Rthim. . 15% 
oder 5 Sgr von jedem vollen Thaler, 

b) von dem Betrage über 5 Rthlr. bis zu 10 Rihlrn. einfchließlih . 13 
eder 4 Sur. von jeden vollen Thaler, 

c) von dem Betrage über 10 Rthlr. bie zu 20 Rtihlrn. einſchließlich. 10 
oder 3 Sgr. von jedem vollen Thaler, 

d) von dem Betrage über 20 Rihlr. bis 50 Rthlr. einfhliesih . BE 
oder 2: Egr. von jedem vollen Thaler, ' 

e) ven dem Berrage über 50 Rthlr. bis 100 Rtihlr. einfhließiih . .5 
oder 13 Sgr. von jedem vollen Thaler, 

f) von dem Betrage iiber 100 Rthlr. bis zu 1000 Rihien. einjchließlid 3 
oder 1 Sgr. von jedem vollen Thaler, und 

g) von dem Betrage über 1000 Rtbe. . . "22... 
oder 4 Sgr. von jedem vollen Thaler, 

Der niedrigere Prozentjag in einer der höheren Kolonnen wirb erſt von 
nigen Betrage einer Auftionsloojung erheben, welcher das Marimum ber 
bar vorhergehenden Kolonne überſteigt. 

$. 2. Gegen dieſe Gebühren (6. 1.) muß der Auftionator, ſoweit 
Folgendem ein Anderes beitinunt it, alle und jede Auslagen, 
Benachrichtigung der Interefienten, für die Bekanntmachungen durch öff 
jchläge, Ausrnjungen und Infertionen, für den Ausrufer bei der Auktion 
Stemvel, für Ginziehung freditirter Kaufgelder u. f. w. übernehmen md 
auch ſich anf feine Koſten ein Auktionslokal beforgen. 

6. 3. An Orten, wo bie Miethspreiſe der Wohnungen fo beträdtlid 
der Auftionater duch die Gebühren ($. 1.) für den zur Beihaffung des 
lofals erforderlichen Keſtenanfwand nicht ausreichend entſchädigt erfcheint, 
den Antrag ter Megierung eine befondere Vergütigung für das Lofal 
werden. 

8.4. Müſſen zu verfteigernde Segenftände von einem Orte nad ei 
(nicht blos von einem Haufe in das andere) transpertirt werben, fo find 
Auftionater dadurch entjtandenen, von ihm zu belegenden baaren Auslagen 
ders zu erjtatten. | 

$. 5. Unterziebt ſich Der Auktienater der Taration zu verfleigernde 
ftänte, jo werten die diesfälligen Koſten nach tem für gerichtliche Tarirung 
licher Gegenstände beitehenden Sägen beſonders feitgefept. 

8.6. Hinfichtlich der Art der öffentlichen Betanntmadhung der Aukti 
fih der Auftionater, wenn der Grtrahent nidıt em Anderes audtrüdlic 
nadı ten Beſtimmungen achten, welde die Negierungen nad) Maaßgabe tar 
Berhältniffe mit Rückſicht auf ten $. 85. Tit. 24. Thl. I. der Allgemeinen 
Ordnung erlanen werten. Wenn auf befonveren Antrag ter Ertrabentn 
oder andere öffentliche Bekanntmachungen erfelgen, als nad) verermähntn 
mungen erforberlib find, je find tie dadurch entitehenten baaren Anti 
Aufrionater beſenders zu eritatten. 

8.7. Muß der Nuftienater Reifen unternehmen, jo erhält vberielbe, i 
bei ſeiner Beſtellung ausdrücklich etwas anderes beſtimmt werten ijt, in j 
zelnen BVerfleigerungs:Angelegenheit, wenn bie Nuftionsloojung mehr alt * 
beträgt, außer den Gebühren zu 1. un Meifefoften 15 Sgr jür jede 
Hin: und Rüͤckweges, beide zuſammengeredmet, ohne Rückfſicht darauf, eb 
eine oder mehrere Auktionen zugleih abgehalten hat. Beträgt Die Entf 
niger ald Meile von dem Wohnoerte tes Auftionators, jo können feine 
liquidirt werben. 

In jeder einzelnen Angelegenheit dürfen höchſtens zwei Meilen, bie 
Uebernabme und Abſchatzung der Sachen -- fall8 hierzu eine Neije r 
den — und die andere zur Abhaltung der Nuftion liquidirt werben. ® 
Auftionslerfung nidt mehr als 50 Rihlr., ſo tritt gar Feine Meiiefejten: 
ein; es wäre denn, daß fie einzelnen Auftionatoren mit Rückficht auf IE 
Ausdehnung ihres Vezirkis und am die geringere Zahl vorkommender Are 
tionen von der Regierung bejenders kantlig rim MIURn, 
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Er 8. Wird bie Geld⸗Erhebung nicht von dem Auktionator bejorgt, fo erhält 
Ber ben etwaigen Reijefoften nur 2 der $. 1. beitimmten Prozentfäge, Gin 
„ ber legten wird für die Einziehung und Erhebung der Kaufloefung ab: 


m Borto für bie etwaige Verſendung erhobenener Auktionsgelder gehört 
u ben vom Auftionator zu tragenden Auslagen. 

9. Kommt es nicht zur Abhaltung der bereits eingeleiteten und angeorbne: 
&tion, fo echält der Auftionator, wenn die Auftion erft in dem zu ihrer Ab- 
ı beftiuimten Termine felbit rüdgängig wird, zwei Drittbeil, fonft aber ein 
U von dem zu 1. beflimmten Prozentſatze. 

lefer wird, wenn eine Abfchägung verangegangen ift, nach dem Betrage bes 
thes, fonft nach den miarktgängigen Preiſe der Begenftände oder auf Grund 
eſonders zu veranlaffenden Schägung berechnet. Reiſekoſten werben in biefen 
beſonders vergütigt, wenn der Auktionator wirflid, eine Neife hat unterneh: 
ken und der Tarmerth oder die Forderung 50 Rthlr. überfteigt. 

srebende Beftimmungen finden aud auf andere Berfonen Anwendung, welche, 
k Ausfrionatoren beitelft zu fein, mit Auftionen in einzelnen Fällen beauftragt 
‚ infoweit fie zum Genuß folcher Gebühren und Gmolumente überhaupt be: 


fin, ben 15. Auguſt 1848. 
-— — Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Milde. 
Kin. BI. d. i. B. 1848 ©. 304. Nr. 363.) 
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m $. 3. (Kautiondhbeftellung Seitens der außergerichtlichen 
ond=Kommiffarien.) 


bes K. Min. d. F. (Kühne) v. 2. April 1848 an die KR. Reg. zu N. 


Anfrage der R. Reg. in dem Ber. v. 6. Febr. c., wegen der KRautionen 
erichtlihen Auktions⸗Kommiſſarien, finder ihre Beantwortung zum größten 
dem ©. 8. v. 18. April 1844, (Min.⸗Bl. S. 141. Nr. 154.) welches 
Kautionsbeitellung für die Verwallung von Geldern und Gütern erlaſſen 
Biht dem Staat angehören. Dies aud) ar die K. Reg. ergangene R. be: 
gear zunahft nur auf Beamte, welche neben einer Staatskaſſe noch andere, 
Staat gehörige Gelder »c. zu verwalten haben. Indeſſen kann es nicht 
fein, daß die fir Kautionen der legtern Art ertheilten Vorſchriften auch 
dung finden, wenn die Regierungen auf die Beitellung von Kautionen 
tungen oder Gefchäfte zu halten haben, bei welchen fisfalifcye Gelder und 
feiner Weiſe fonfurriren. Die von den außergerichtlihen Auftionatoren 
Kautionen eignen fih daher nicht zur Abführung an die General: 
„ find vielmehr, da die Konzeffionsertheilung zu diefem Geſchäftsbetrieb 
‚Regierungen reflortirt, diefe daher auf die vorgängige Kautionsbeftellung 
haben, nad) Analogie des Sclufles des C. R. v. 18. April 1844 in den 
legteren bezeichneten Sifeften im Depofitorium der K. Neg. zu aſſerviren. 
Sl. d. i. V. 1848 ©. 147. Nr. 142.) 


S. 4. 


bes K. Din. für H., ©. u. öff. Arb. Abth. IV., (Oeſterreich) v. 
1848 an die K. Meg. zu N. Gefchäftöbezirke der außergerichte 
tionatoren. 

5. 4. des Regl. v. 15. Aug. d. 3. für die außergerichtlihen Auktiona⸗ 
t allerdings, wie der K. Meg. auf den Ber. v. 3. d. M. eröffnet wird, 

Regel einem jeden Auftionator ein örtlich abgegränzter Geſchäftsbezirk 

m werden folle — daraus folgt aber feineswegs, daß in einem Bezirke 

ein Auktionator zugelaſſen werben dürfe, vielmehr kann für die Zahl der 
in einem jeden Bezirke nur das Bedürfniß des Publikums maaß: 

‚nnd wird deshalb in größeren Drten die Anftellung mehrerer Auftio: 

nicht umgehen laſſen. 

Sl. d. i. V. 1849 ©. 33. Nr. 28.) 


$. 11. 
2». 8. Din. für d, G. u. dff. Arb. (v. Pommer⸗Eſche) v. M. 


494 Don ben VBerhältniffen ber Gewerbetreibenben zum Gisak. 


April 1850 an den Auftionsfonmiffarius N. zu N. Gtellvertretung a 
gerichtlicher Auftionatoren in Kranfheitd« oder Behinderungs«Fällen. 


Kenn der $. I1. des Regl. v. 15. Aug. 1848 für die außergerichtlicen X 
fammifjare vorjchreibt, daß der Auktionator in Kranfheitss oder Behinderung 
dem Grtrahenten hiervon, behufs feiner weiteren Beflimmung, Kenntniß m, 
babe, jo kann hierin nur die Abſicht gefiinden werben, ben Letzteren bie Beh 
su überlajlen, ob die Auktion aufgeſchoben werden folle, oder ob er den Auf 
rücknehmen, veip. einem andern Auktionator übertragen welle." Hat ber Ga 
für einen folhen Fall den ven ihm beauftragten Auftionator fchen im Bea 
Grmädtigung ertheilt, fi einen Andern zu fubitituiren, fo erſcheint bies am 
ausdritckliche Erwähnung im Regl., zwar an ſich auläffig; da es ſich ch 
nit um ein, jeder Privatverfon zujtchendes, ſondern um ein öffentliches 
handelt, zu deifen Betriebe tie Gejege cine beſtimmte Qualifikation und W 
zeiften ter Behörde erfordern, fo darf ter Zubftitut feine zur Abhaltung ses 
gerichtlichen Auktionen nicht konzeſſionirte Perſon fein, fondern es darf bie & 
tion ven Seiten des behinderten Auftionaters auf Grımb ber ihm ven den 
danten der Nuftien übertragenen Suübſtitutions-Befugniß nur auf einen 
Tonzeffionirten außergerihtliden Auftionator erfolgen. Die 
tuirung einer anderen Perſon, ala eines ſolchen Auftionators, kann in G 
Regl. nur ven ber Orts-Polizeibehörde erfolgen. Mit obiger Maaßgabt 
anliegend zurück erfelgende Befcheid der K. Meg. zu N. v. 20. März d. 
welhen Sie Eich beſchweren, für gerectfertigt erachtet merden. Die 
von dieſer Entſcheidung in Kenntniß gefebt. 

(Din. Bl. d. i. 2. 1850 S. 110. Nr. 150.) 


2) R. des K. Min. d. J. f. H. u. G. (v. Schudmann) v. 1. 
an die K. Meg. zu Danzig. Anſtellung der Auktions⸗Kommiſſarien 
rechtigung derfelben zur Führung eines @efchäftäflegels. 

Nah den Auktions-Regl. für die Stadt Elbing geſchieht bie 
Lortigen Auktions-Kommiſſarins auf den Vorfchlag des Magiftrats und 
mung des Stadtgerichts Dafelbit, von der Königl. Regierung. De 
Kommiſſarins N. N. zu Elbing hat daher vollfommen Nect, wenn berli 
Vorſtellung v. 17. Jumi d. J. die Verf. ter K. Weg. v. 10. ejd., welde 
Kommunal: Beaniten betrachtet wijfen will, in Anſpruch nimmt; und es iR 
lich, Denjelben, wenn auch nicht als einen K. Staatddiener zu betracten, 
die Klafte terienigen zu jegen, weite, ohne Offizianten zu fein, tem 
Weſen beienters verpflichtet, und in ihren Verrichtungen mit dem öffentliden 
bekleidet find, wie z. DB. die Mäkler. 

Zur Beglaubigung der Ertrafte aus ben Nuftions: Verhandlungen, zu 
und. bergl. m. mu Dam aud den Auktions-Kommiſſarius der Gebr 
Geſchäfts-Siegels geitattet fein, doch self daſſelbe, wie auf eine gleiche Ver 
bereits fir die Stadt Magdeburg beitimmt worden ift, nicht den K. W 
führen, fendern nur ten Ver: und Zunamen des Auftions-Rommiflarint 
zeichnung des Ortes, (als: N. N. Auftions-Kommiſſarius zu Elbing) 

Hiernach hat tie K. Reg. die Beſchwerde Des Bittitellers zu erledigen, 
im Allgemeinen demgemäſt zu verfahren. (A. XV. 596. — 3. 56.) 


3) R. der K. Din. des I. (v. Puttfammer), für H., ©. u. | 
(Defterreih) u. d. 8. v. Pommer⸗-Eſche) v. 11. März; 1849 an 
Pol.“Präſ. in Berlin. Auftiond-Kommiffarien, welche Lediglich 
richtlichen Auftiond«-Kommiffarien beftelt worden, unterliegen 
Vorfchriften der außergerichtliichen Auftiond-Kommiffarien in 
auf ihren &emerbebetrieb. 

— Wenn der Auktions-Kommiſſarius N, ausjhließlih zum 9 
Auktions-Kommiſſarius beitellt it, und er alje die Konzeſſien zu ausctg 
Berfteigerungen nicht erhalten hat, fo it er nur als ein Kommiſſar te 
nidyt aber als gewerbetreibent zu betrachten, und bat daher weder Gemerkt 
erlegen, neh das Bürgerrecht der Stadt zu gewinnen. Dieſe Erferderniſt 
vielmehr nur bei außergerichtlichen Auktions-Kommiſſarien, gleid;viel ch ie 
zeitig für gerichtlibe Auktionen beſtellt find oder nicht, ein. 

Mn. MU. V. 1849 5. 48, Ar. 75.) 


4) C. R. ded K. Aut Min. Su) 8, 1849 a ſa 
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Behörben. NRotarien find zur Abhaltung außergerichtlicher Mobiliar« 
en beredhtiget. 

Fo eine Wittheilung des Herrn WMinifters für Handel, Gewerbe und 
e Arbeiten find über die Frage: 

Metarien vermöge ihres Amtes zur Abhaltung außergerichtlicher Mobiliar: 
— fast | ſeien, ohne hierzu einer Genehmigung der Verwaltungsobehörden 


een der Dbergerichtsbehörben eingefordert worben. Nachdem dieſelben er: 
ai find, bat —* der Juſtiz-Min. aus den in dem Gutachten des K. Ober: 
89. 5. v. M. enthaltenen Gründen für die bejahende Beantwortung der 
age entjchieren, was den Gerichtsbehörben und Notarien hierdurch bekannt 


7 BL d. i. B. 1849 ©. 230. Nr. 330., Juſt. Min. Bl. 1849 S. 420) 


N. der K. Meg. zu Aachen v. 28. Juli 1842 an die K. Land⸗ 
tarien, ©erichtöfchreiber und Gerichtövollzieher (in der Rhein⸗ 
: End nicht zu öffentlichen Berfteigerungen von Mobilien befugt. 
Ssaren mit dem Herrn Ober: Brofurator des hiefigen K. Landgerichts bar. 
eumunifation getreten, inwierern Notarien, Gerichtsfchreiber und Gerichts: 
j Sefugt feien, öffentliche Berfteigerungen von Mobilien vorzunehmen umd 
Beiſe fie fih über bie Beſugniß ihrer Requirenten auszuweijen hätten. 
‚Ober Profurator Hat uns hierauf, unter Beziehung auf jeine Bekannt: 
. 31. Mai 1837 (Amtsblatt S. 302.) erwiedert, daß, ba den oben ers 
Beamter gefeplich unterfagt jei, irgend ein Gewerbe zu_treiben, und fie bei 
Reigerungen nur als fentliche Beantte" nıitwirkten, fie ſich über die Ber 
Aeauieenten zu ſolchen öffentlichen Verfteigerungen in Hinficht auf die 
auszuweiſen hätten. 
) veranlaffen wir Sie, eintretenden Falls von dem die Verfteigerung ab- 
Beamten die Nachweifung zu verlangen, daß fein Requirent ben betr. 
über die Gewerbeſteuerpflichtigkeit nachgekommen fei. 
BL. d. i. B. 1842 ©. 354. Nr. 180.) 


See⸗ und Binnen-Xootfen. 
oben ©. 141. u. Bd. I. (Abth. II., Unterabth. 11.) S. 300. ff. 


Mäkler und Dispayenre. 

oben S. 142— 144 

ser die Befrafung des lieberichreitens ber gefeglichen Maͤkler⸗ 
gl AL. R. 1. 20. $$. 1286. u. 1287., in Verbindung mit 

| 6. 1384., und die K. O. v. 23. Nov. 1837 (©. ©. 1837 

J. in den Ergänzungen der Br. Rechtsb. (3. Ausg.) Bo. 6. ©. 538. 


ebührensTare für die Mäkler in Stettin v. 8. Ian. 1834. 


al bung ber früheren Tare, welde der Mäklerorbnung für Stettin v. 
77€ gefügt ift, werben die den Mäflern in Stettin zu entrichtenden 
in folgender Urt beitinmt: 


hren für bie Geſchafte der Waaren-, Wechſel- und Geld— 
tler. 























| eben ek von jedem Taufend der Bal 2 ßi rar Mr 
65 andel -von jedem Tauſend der Valuta in Preußi⸗ 
Tonrant — — 
oechſelungen "und Sein Wechſein von gelbgleichen Pa: 
begleichen — 15 — 
Ba⸗ nhandel jeder Act, mit Auenahnıe dee Geireivehandes 
Dem Hundert des Kaufpreilee . . +7. — 76 
igtreibehandel und zwar: 
Weizen, Roggen, Grbfen, fowie mit Oelſaamen (in jofern 
etzterem aud) der Verkauf nach Wiſvelmaaß gericht). — 7 6 
Gerſte, Hafer, Malz — 15 — 


falls von jebem Hmdert des Kaufpreifes. 
Eäpe ad 1. Di mel. 4. werden ſowohl vom Käufer ale 


eethufer ‚entrichtet, 


406 Bon ben. Berpältniffen der — 


6) Bär Abhaltung einer Uuttien vomn Hundert bes 
„Mn Se wife Ye eine wir fick il, 
5 —X ober lien Gilt ft and dem Somınil, < 2 
* len 
‚ B. Gebühren für bie Gefgäfte der Ehiffe: Matten 
@s fol entrichtet 
1) Bär bie Befruchtung eines Ehifes nad yenffhen Sermallarm | 
ment, — von dem Verftachter (Mheber) als vom Era * 


















3) Für ie "Corte parte fewohl von dem Vers als 
Das Simpihenie müffen die Interefienten Beje 
% Er eines belaben antommenden „für 1 
. fe Normal . » © 2 2 22 2 EL BE) 


— Pr ber Bapl ver Badungs: Jutereffenten * n 


4 Sir Dellarirung eines beladen ausgehenden St x 
5) Für Det Detlerirung eines an ee 
fies, pro Rermallad - . . . . . 3 
»  Bufah. Wenn ein einfonmendes ober m 
beladen iR, ER: wird biefe Ladung 


Be: ———— —— 
jirt um! 
a FA ie 
derel zu Dun en 
6) Kir vie Rnfgafung von , Bebmesigiben von „Huitbert Epälert, 
ne nd a anne 
Teil, Ei —— ae a 


Auftion, vom Hundert des Preifes. . . . - 
Kommt der Verkauf im Termin micht zu Same, J 


Schiffee... — a 
bei Bartenverlauf > 22 2 2 ee 

8) Für Attefte uud Ertralte aus den Disparchen we aus dem . 
nal, erklufive Stempel. . . 2220. 


Berlin, ben 8. Januar 1834. 
Friedrich Wilhelm. 


(x. XVII 509. — 2. 139.) 


D. Gefinde-Bermiether. 

Vergl. oben ©. 145. und $$. 13—21. der Gefinde-Ordn. 
1810 nebft deren Erläut. (j. in Th. VI. des Werkes [otizei-uf 
©. 408. u. 437. ff, desgl. im 2. Suppl.-Bd.), 

E. @üterbeflätiger und Schaffner. 

Vergl. oben ©. 146. 

Für die Spediteur und das Speditlonsweſen im oftiweufil 
zu Pillau ift das Regl. v. 27. Dec. 1792 (N. C. C. Tom. IX} 
Nr. 86. de urn, Nabe, Bb. 2. S. 380.) nebft Deti. dazu v. 9. 
(N. C. C. Tom. X. pag. 1. Nr. 93. de 1796, Rabe, ®». 

ergangen. 


v. Säud 
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Al 
Er oben ©. 147. ff. 


ergl.: 
y ber vie Maafregeln gegen Trunfenheit um 
im Branntweingenug, und ihr da beit. Melichten Drf 
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Baftwirtbe, Th. VI. des Werkes (Polizei⸗Weſen), Bd. 2. ©. 
-318., und 1. Suppl.⸗Bd. S. 159-—161., desgl. 2. Suppl.⸗Bd. dazu’ 
2) über die Beau ffichtigung der Gaft- und Schanfhäufer’ 
VE. (Bolizei-Wefen), Bd. 2. ©. 364—366., 809. u. 810; 

3) über die Befugniß zur Haltung von Tanzliuflbarkeiten 
Die Aufficht darauf, Th. VI. des Werkes (PBolizeisWefen), Bd. 2. 
67—373. u. 1. Suppl.:Bd. S. 166—167., deogl. 2. Suppl.- Bd. dazu. 


v1. 
ſchriften, betr. bie Beauffihtigung bes Betriebes folder 


erbe, bei welchen die polizeiliche Konzeffion zur Errich— 
Ig der Betrieböftätie erforderlich ift. (Bergl. oben S. 23—86.) 


A. Dampfmafdhinen, Dampffeffel und Dampfentwidler. 
Bergl. oben ©. 41--53. 


BB. Mühlen. (S. oben, S. 54-86.) 


) Mühlen-Orbn. für die gefammte Monardhie v. 28. Oktbr. 1810 1), 
Friedrich Wilhelm sc. sc. beflimmen die gegenfeitigen Rechte und Pflichten 
er und Mablgäfte Fünftighin in folgender Art: 

A Die Beſtimmung des Lohns für Bearbeitung des Getreides auf den Müh⸗ 
| fünftighin dem freien Uebereinkommen zwifchen dem Müller und Mahlgaſt 

Wo feine Uebereinkunft vorher gegangen oder zu erlangen gewefen, gilt 

iꝑ mehr und das bisherige Mahllohn als höchſter Satz für bie 
ahre. ' 


Mahlgaſte fleht es frei, ftatt der Mahlmeße ven Geldwerth derfelben nad) 

fe der nädjten Stadt zu zuhlen, 
3. In jeder Mühle, wo feine Mühlenwaage vorhanden it, muß felbige 
und fpäteitens bis zum 1. April 1811, bei 5 Thlen. Strafe für jeden fol: 
onat, wo fie fehlt, auf Koften des Müllers an einem ſchicklichen, nöthigen: 
ter Polizeibehörde zu beitimmenden Orte eingerichtet werden. Wo ver: 
agemeifter vorhanden find, it jeder Mahlgaſt ſich derfelben zu bebienen 
wo feine vorhanden find, bedient fi) jeder Mahlgaft der Waage mit Zu: 
des Deullers. 

3. Bei entftehenden Streitigkeiten entfcheitet das Gewicht und die Mühlen: 

beſſe v. 26. Sept. 1804 2). Jeder Muller iſt verpflichtet, ein Exemplar 

elle in der Mühle fo aufzuhängen, daß es Jedem in die Augen fällt, und 

B lefen kann. 

ere Meg. aber werden verpflichtet, eine hinreichende Anzahl dieſer Tabellen 
und gegen Bezahlung der Druckkoſten ungejünmt vertheilen zu laffen. 

4. Das Stein: und Staubmehl gehört in der Megel dem Müller, wenn 
nidyt eine befondere Mebereinfunft getroffen it, wogegen lebterer die Ver⸗ 
bat, die Miühlenfleine rein und gehörig gefhärft zu erhalten, und fie, 

Ser Malz geichrotet ift, vor dem Nufichütten bes andern Getreides abzu⸗ 























5. Jeder Müller muß eine ſchwarz angeitrihene, mit Nummern von einer 
in die Augen fallenden Farbe verſehene Rangtafel halten, und fie dergeſtalt 
in der Mühle aufhängen, daß fie von Jedem gefehen werben kann. 

Binhänbigung der in dem Meglement wegen Erhebung der Land⸗Konſum⸗ 
r vorgefchriebenen Steuer--Ouittung muß der Müller den Namen desfenigen, 
ahlgut er annimmt, auf die Rangtafel feyreiben, die Nunmer der Tafel 
da, wo bloße Dorfs⸗Cinnehmer find, (der Name des Mahlgafles mithin 


Bergl. die Beilinnmungen bes Ed. v. 29. März 1808 für Oſtpreußen, Lit: 

thauen, Grmeland und ben Marienwerderſchen ITandräthlichen Kreis, $. XI, 

(Sahllohn), $. XVI. (Mühlenwaagen), $. XVII (Rangtafeln), $. XVIU. 

ee weiche durch diefe allgemeine Mühlenerbn. befeitiget 
. (©. . l. 


S. 223. fi. 

Un die Stelle der Mühlenwaage-Tabelle v. 26. Sept. 1804 tritt jetzt die 

mittelſt der V. v. 15. Sehr. 1811 u. v. 20. Oktbr. 1812 und dem Bubtit, 
v. 13. Mär; 1813 eingeführte. (S, unten sub 2.) 

MVB 2 32 
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nicht auf der Quittung fieht), den Namen des Mahlgaftes auf ber Rüdkie 
Duittung bemerken. Den Mahlgaſt muß er müntlih mit dem Namen feine | 
dermannee befannt machen. 

Unter keinen Vorwaude darf der Müller tagjenige Getreide, mit befe 
mahlen er ſchon den Anfang gemacht hat, liegen laffen. Auf die Nichtbeief 
diefer Vorſchrift Reh ein Thaler Strafe für jeden Kal. 

8. 6. Diefe Mühlenertnung muß gleich ber Diüßtemwange: Label 
Mühlen aufgehängt werden, und fönnen die Müller Grempfare bei Un 
gegen Bezahlung der Druckkoſten erhalten. (&. S. 1810 S. 98.) 


Zum $. 2. der Mühlen-DOrdn. find ergangen: 
a) K. O. v. 2. März 1814, in Betreff der Liebernahme der fläptifd 
Domanials-Waangen. . 


"Da nad Ihrem Ber. v 19. Gebr. c. es die Sicheritellung ber wichtigen € 
abgaben von den Mühlenfabrifaten unumgänglicd erfordert, ſammtl. zu ber 
trolirung beitehenten Mühlenmwaage.: Anftalten zum ausjchließlichen Admi 
der Steuerbehörben zu ziehen und ein Theil dieſer Anftalten ſich in Privat 
thum nmichrerer Dominien und ſtädtiſchen Gemeinden befindet, fo verpficte 
felben hiermit zum allgemeinen Beten, den gedachten Steuerbehörben bie « 
liche Adminiftration und Benugung ihrer Mühlenmaagen, jedoch gegen veil 
allenfalls auf dem Wege Rechtens auszumachende Gntfhäbigung zu ü 
abzutreten, und überlajie Ihnen, hiernach das Meitere zu veranlafim. 

(9. S. 1814 ©. 16.) 


b) MR. der 8. Min. de8 9. (v. Bülow) u. d. P. (v. Kampy) v.* 
1818 an die K. Reg. zu Köslin. Die Anfchaffung der Mähfe 
liegt demjenigen ob, welcher dad Gewerbe betreibt. 


Der K. Meg. wird auf ihre Anfrage in dem Ber. v. 29. April d. J. 
ob die Verbindlichfeit zur Anſchaffung der Mühlenwaagen dem Gige 
der Mühle oder dem Inhaber des Betriebes obliege? 

eröffnet, daß dieſe Anſchaffung gefeglih von dem Müller, d. h. von demie 
wirft werden muß, ber das Gewerbe betreibt, indem eine Mühlenmwange n 
Tit. II. 8. 92. des A. L. R. nicht zu den Pertinenzitücen einer Mühle gebert, fe 
ein Polizei-Erforderniß zum Betriebe des Gewerbes, nidyt Des Werke if, und 
flimnung des $. 2. ter Mühlen:Oren. v. 28. Oktbr. 1810, daß die Mü 
auf Koften des Müllers angeichafft werben felle, nur einen Begriff in # 
auch in der Sprache Des Geſetzes Der Unterſchied zwiichen einem Müller im 
Sinne und einem im weiteren Sinne, nirgends begründet iſt; wohl aber | 
gemeinen Leben der Mühlen-Eigenthümer oder Beſitzer, von dem Müller d 
verſchieden und getremmt betrachtet wird. 
Die KR. Meg. hat daher wegen Anſchaffung der Mühlenwaagen ba. we 
fehlen, an die Iuhaber des Betriebes ſich zu halten, und tenfelben zu übe 
ſich über die Erſtattung ber Koften mit ten Gigenthümern der Mühle zu e 
(a. I. 225. — 1. 144.) 


eo) MR. der K. Min. des H. (v. Bülow) u. des I. (v. Schudimann) 8 
April 1821 an die K. Reg. zu Köslin. Die Müller fünnen 
angehalten werden, fich geftempelter Metzen bei der Autri 
fegung mit ihren Mahlgäften zu bedienen !). ° 
Auf die Anfrage der K. Meg. v. 9. Dec. v. 3. wird Derfelben erwiede 
1) Dieſer Grundſatz ift inveß in fpäteren R. verlaffen, und angeu⸗ 

worden, daß die Muͤller verpflichtet ſeien geaichte Maaße und: 
wichte für ihren Verkehr mit den Mahlgäften zu halten. Vergl. f 
a) R. des KH. Min. des J. für Gem.:Ang. und der K. VRerw. für 6 
u. Baum. v. 16. Juni 1835. (N. XIX. 486. — 2. 128.) 
b) R. der K. Min. des J. für Gem.:Ang. u. der F. v. 30. Nor 
(A. XXI. 1015. — 4. 185.) 
ec) R. der K. Min. Dee J. u. d. P. u. d. F. v. 24. Febr. 1840. (Ma 
d. i. V. 1840 ©. 113. Mr. 187.) 
Vergl. dieſt N. im Th. VE. des Merkes (Polizei-Weſen) zur Rad 
Gewichts-Oxrdn., Bd. 2. &, Mu, IR. 


J 
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fer als ſolche von Polizei wegen nicht "angehalten werden können, ſich qu 
ıseinanberfegung mit ten Mahlgäften geitempelter Metzen zu bedienen, weil 
immtes G. fie hierzu verpflichtet, und die Art und Weife, wie biefelben das 
son den Mahlgäften annehmen und wieder abliefern follen, durch die V. 
>ft. 1810 dahin beftimmt ift, daß fie zu dieſem Behuf eine Mühlenwaage 
süßen, wozu vorſchriftomaͤßig geftempelte Gewichte gehören. Auf biefe 
t nicht bie a — fondern die Waage das gefeßlich beſtimmte Mittel zur 
sberjegung des Müllers mit feinen Mahlgäiten. Wollen fidy aber die Inter: 
flatt bes Gewichtes der Berliner Metze bedienen. und vereinigt fich der 
nit den Mahlgäften hierüber, fo kann ſolches geihehen, und nur in biefem 
5, nach $. 11. der Maaß⸗ und Gewichts-Ordnung, die geitempelte Berliner 
gewendet werben. Ein Gleiches muß flattjinden, wenn die Müller Mehl 
manns Kauf, nicht nad dem Gewichte, fondern nach der Mepe feit ftellen. 
V. 433. — 2. 108.) 


ber 8. Din. des 9. u. d. ©. (v. Bülow) u. des J. u. d. P. 
‚ Schudmann) v. 3. Oft. 1823 an die K. Reg. zu Münfler. Die 
führung der Mühlenwaagen ift nur für diejenigen Landestheile vor⸗ 
ſchrieben, wo die Mühlen-Ordn. v. 28. Oft. 1810 Gefegeskraft hat. 
e eröffnen der K. Reg. auf den an das unters. Handels Din. erflatteten 
3». M., die Einführung befonderer Mühlenmaagen betr., daß wir gegen 
suntmachung, welche Sie unterm 24. April d. 3. durch Ihr Amtsblatt Nr. 
wlaften hat, nichts zu erinnern finden, Wir finden jedoch fiir jeßt noch Be: 
ie allgemeine Sinführung der Mühlenwaagen in denjenigen Lanbestheilen, 

die. MühlenOrbn. v. 1810 noch nicht Geſetzeskraft hat, zu veranlaflen. 
VII. 958. — 4. 137.) 


. vd. 15. Behr. 1811, woburd eine neue Mühlenwange-Tabelle 
wird. 


5 Friedrich Wilhelm sc. ꝛc. 

Erwägung, daß nach Einführung der neuen Konfumtionsfteuern 
Abwiegung des Getreides von doppelter Wichtigfeit iſt, haben 
bisher darüber vorhandenen Tabellen prüfen und Die unter A. und 
sichtigern Wange» Tabellen für da8 Mahl» und für dad Schrot- 
entwerfen laffen. Wir befeblen, daß diefelben in Unferen Staaten 
n= und Auswiegung des Getreites, behufs der Zahlung der Kons 
euern, fo wie bei den Berfebr zwiſchen den Viällern und Mahl- 
Anwendung gebracht werden. 













bier in Bezug genommene Publik. der K. Rey. zu Münfter v. 24. 
il 1823 lautet nahin: 
„Auf die verfchiedentlicd aufgemorfene Trage wegen des Multermaaßes 
- „für vie Müller, wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß und Beachtung 
„gebracht, daß die Müller, fie mögen durch befondere Kontrafte an ein 
I „beflimmies Multermaaß gebunden, oder bei ber beftehenden Gewerbe: 
I „freiheit davon befreiet fein, hiermit verpflichtet werden, durch einen Ans 
„ferlagzettel in der Mühle das Multermaaß, deſſen fie ſich bedienen, be- 
. „Fannt zu maden, und barnadı bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe fo 
* „lange zu handeln, als dieſer Anſchlag beitcht. Selbſtredend muß das 
WMultergefaͤß, was für den Privatgebraud der Mahlgäfte nadı dem Pro: 
-  „pinzialmaaß genommen werden darf, geaicht fein. 
" (a. VII. 957. — 4. 136.) | 


E00 Bon ben- Werhältniffen der Gewerbeiseiteninngin: 
‘. 
A. ° . 


Baage:Tabelle 








. mad) . 
das Sichte ⸗Getreide, Behufs der Lonſumtions⸗ 
uni jr ein» unb außgeivogen werbin muß. 





Weipen zu Mehl durch das approbirte Giifte-Tuh g 
Weizen zum Scharmbaden geuehter Probe, der — 
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A. (Bortfegung.) 
Baage:Tabelle 
nad) 


501 


Der das Sichte⸗Getreide, Behufs der Konſumtions⸗Steuer⸗GEnt⸗ 


richtung ein⸗ und ausgewogen werden muß. 


AT ET TE 


eigen. zu Mehl durch das approbirte Sichte- Tuch gemahlen. 


WBeizen zum Hausbaden trockner Probe, der Scheel A 85 Pfund. 





i 
2 
8 
4 
8 
7 
8 
9 
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—2 Don den Berbälsaiffen ker Gererbeigeibeaheia ee 


- | A. AForiſetzung.) 
Beagertabeiie 
J nah 
welcher das Sichte⸗Getreide, Behufs ver. Lanfumtiond> Cie 
richtung -eins- und · ausgewogen werben: muß. 





Roggen zu Mehl durch das approbirte Sichte⸗Zach wi 


Roggen zum Scharnbaden geuehter Probe, der. Scheifaol h-83 Bi 





— — | 26 3:1]: 
+ j 82 |. 68 2, 12 1308 
| 8 164 | . 136 15 | 2 3|.8 154 3.301] ;\ 
-| B 245 | 204 2 17, 4 23 231 | 
—- | 4 3811| 272 3 12 8. 6 | 36 Bl; 
— J 5 410 340 39 7 8| 4 387 I. 111 
—| 6 492 408 47 2 9/24 464 1% 
— [7 574 476 54 29111112 54 91 
—|B 656 544 2 | 241 3 — 619 | 241 
—!9 738 612 70 191 14 | 20 697 71 
— 10 820 680 761 141 16 | 8 7a 21— 
—-—|1 902 748 86 91 17 | 28 52 5 
—|12 984 816 94 41 19 |ı6 929 | 20| \ 
— !13 1] 1066 ss4 | 101 | 31 1 21 | 41 1007 3| ı 
— | 141 1148 9524 109 | 26] 22 | 241 1084 | 181 
-|15] 1230| 10204 117| 211 241 121 n62 | 1[ ı 
-161] 123121 1088 1235| 161 26 — I 1339| 16 [| 
— | 171 1394 1 1156 1 133 | ı1 9 27 | 201 1316 | 31[ 
— |181 17 1224] 141 6I 2993| 81 1394| 14] 
— | 19] 1558| 1292| 19 11307 281 147 | 91 1 
—- | 901 1640] 13601 156 | 2814 32 | 16 1048 121] ı! 
— 1231 1 17221 14281 164 | 231 34 | al 16 7 ı 
— | 221: 1804 | 149651 172 | 181 .35| 241 1708 | 101 |! 
— [1231 1886 | 15641 180 | 13] 37 | 1a, 1781 1 351. 
ı|—1 198 | 1632 | 188 si 39| — ] 1858 st ı 
ai — I 39336 I 3264 | 376 | 161 78 — I 3718| 16:3 
a3/| — I 59041 4896| 564 | 21117  — I 57 | 41 3 
4 —- I 78721 652381 7553| — 1356 | — I 7371 — IA 
81 — 1 9840 | 8160 $ 941 8.1195 | — ‚126 815 
6 | — I 11808 | 9792 | 1128 | 16 1234| — I ulıss | 181 6 
71 — | 13776 | 11424 | 1317 | 24 | 273 | — Jısole | ul 7 
B | — I 15744 | 13056 | 1506 | — | 312 | — | 14874 | — | 8 
9.| — 1 17712 | 14688 ] 1694 8131| — | 1673 81,9 
10 | — 1 19680 | 16320 | 1882 | 16 | 390 | — 1 18598 | ı6 lie 
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A. Goriſetzung.) 
WBaage:Tabelle 
nad) 


ichte » Getreide, Behufs der Konjumtionss Steuer « Ent» 
chtung ein: und ausgewogen werben muß. 


| | 
Mehl durch Das approbirte Sichte⸗Tuch gemahlen. 





um Hausbaden trodner Probe, der Scheffel & 80 Pfund. 


Davon foll geliefert werben: 


Summa 
Steinmehl ſJMehl, Kleie u. 





Steinmehl 
netto. 
. Pr. 
34 312921 — 26 38 23:2] 118 
68 71 27 1 | 20 | 12351 :2|ı 
136 15 | 22 3/18 154 | 30 | 2 
204 3| 17 4| 38 2332| 131 7119 
272 31| 121 ,6| 16 309 | 238 10| 4 
340 39 7 8| 4 37| ı 1232| 21 
408 47 2 9 | 24 464 26 15| 6 
476 54 291 11 | 193 542 9 713 
544 62 | 241 13| — 619 | 24 20 8 
612 70 191 14 | 20 697 7 221 26 
680 si 141 168 A| 221 38| 10 
748 86 9 17138 852 5 aı| 37 
816 94 41 19 | 16 99 | 0 30 | 12 
8834 | 101 | 31 | 21 | 41 1007 3 32| 29 
952 | 109 | 261 22 | 241 1084 | 18 3| 14 
1020 $| 117 | 21] 24 | ı2 1 1162 1 37| 3 
10881 15 | 161 2665| —I 1239| 16 40 | 16 
1156 | 133 | 11 | 27 | 201 1316 | 31 43 
1224 | 141 6I 290 SI 1394 | 14 45 | 18 
1292 | 149 so 281 1071| 8 48| 3 
1360 1 156 | 281 32 | 16 I 159 | 12 50,| 20 
1428| 164 | 3] 34 | al 1686| 7 8| 5 
1496| 172| 8] 35 | 24 | 1704 | 10 55 | 22 
1564 I 10 | B| 7| 2I 1781| 8 58 7 
1632] 1881 si 39 — | 1859 8 co | 4 
3364| 3766| 161 728 — | 3718| 161] 121| 16 
4896 | 564 | 241117 | — | 5577| AI 132 8 
6528 7531 — 156 | — I 7837| — I 383 | — 
8160 | 941 81 195 | — | 9296 st 303 | 24 
9792 | 1129 | 161 234 | — | 11155 | 16 | 364 | 16 
11424 | 1317 | 24 | 273 | — 1 13014 | AI 485 8 
13056 | 1506 | — I 312 | — | 14874 | — | 486 | — 
14688 | 1694 8i 351 | — | 16733 81 546 | 24 
16320 | 1882 | 16 | 390 | — 1 18592 | 16 16 


-: 


30 Bon tm Besfältniffen ber. Gewerbetretbecnen 
' =. 
BaagesTabelte 
nach FB 
welcher das Futterſchrot, das. ungemalzte -ünb —g 
Branntweinſchrot, desgleichen das Malz zu Bler m 
effig, Behufs ber. Konfumtions » Steuer» Cuttichtung. ein ⸗ 











Um x bes "un Bun jälzten Brannt ⸗ 
rot. 


Eholt eingewogen werdenſe 



























14 | 1190| 1120 728 

15 | 1275| 1200 70 
— | 16 | 1360| 1280 2 
—| 17] 1445| 1360 884 
—)18| 1530| 1440 936 
— 19 | 1615| 1520 * 
—|20 | 1700| 1600 1040 
—| 21] 1785| 1690 1092 
— 221 1870| 1760 114 
—|2] 1955| 1540 1196 
1/ — | 2040| 1920 1248 
2|— | 4080| 3840 2196 
3|—| 6120| 5760 374 
4| —| 8160| 7650 4992 
5| — |10200| 9600 6240 
6) — [| 12240) 11520 7488 
7| — |14280| 13140 8736 
8| — [16320] 15360 9984 
9| — | 18360| 17280 11332 
20 20400 | 19200 12480 
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B. (Fortfegung.) 
Baage:Tabelle 
nad) 
Das Butterfchrot, das ungemälzte und gemälzte 
tweinfchrot, desgleichen das Malz zu Bier und Bier» 
Behufs der Koufumtiond » Steuer» Entrichtung ein» und aus⸗ 
gewogen werden muß. 





—— 


vange des Malzeb zu Bier und Eſſig, ingleichen des gemälzten 
Branntmeinfchrot3s. 


Soll eingewogen werden. 


Weizen gemälzt zu | Roggen gemälzt Gerſte gemälzt zu 
Bier und Eſſig und 


Dier und Eſſig, zu 


zu 
Branntweinichrot Branntweinſchrot Branntweinſchrot 








netto. netto. netto. 
Bund. Leh. Pfund. Lth. 
4 38 24 36 16 30 132 
1 77 16 13 — 60 237 
' 2 155 — 146 — 121 22 
3 232 16 219 — 182 17 
4 310 — 292 — 243 12 
5 387 16 365 — 304 7 
6 465 — 438 — 365 2 
9 542 16 511 — 425 29 
8 620 — 584 — 486 24 
9 697 16 657 — | .547 19 
10 775 — 730 — 608 14 
I1 852 16 803 — 669 9 
12 930 — 876 — 730 4 
13 1007 16 949 — 790 31 
14 1085 — 1022 — 851 26 
‘35 1162 16 1095 — 912 : 21 
16 1240 — 1168 — 973 16 
17 1317 16 1241 — 1034 11 
* 18 1395 — 1314 — 1095 6 
2 19 1472 16 1387 — 1156 1 
799 I: 1550 — 1460 — 1216 28 
21 1627 16 1533 — 1277 23 
>. 1705 — 1606 — 1338 18 
33 1782 16 1679 — 1399 13 
— 1860 — 1752 — 1460 8 
— 3720 — 3504 — 2920 16 
— 5580 — 5256 — 4380 24 
— 7440 — 7008 — 5841 — 
— 9300 — 8760 — 7301 8 
432— 11160 — 10512 — 8761 16 
u 13020 — 12264 — 10221 24 
*— 14880 — 14016 — 11682 
—— 1670 | — 15768 | — 13142 8 
N 18600 — 17520 — 14602 1 


56 Bon. ben. Orrbältniffen der — 


W. (Ferifegung.) 
Waage⸗Tabelle 
nach 
welcher dad Futterſchrot, Das ungenaälzte wb 4 


Branntweinfppros, desgleichen das Malz au Bier m 


eilig, Behufs der Konſumtions⸗Steuer⸗Cnttichtung ein⸗ 
gewogen werben muß, 





Aubwaage des M Bier und 
uenaage ar ee un ang, Inaligen dei qm 


. ei ausgewogen werden. " * 


- m. un mm 


ai au zu aan gemalzt 





end. 
385 8 36 — * 
76 16 72 — 5 |: 23 
153 — 144 — 119 22 
229 16 216 — 170 17 
306 — 288 — 239 12 
382 16 360 — 299 7 
459 — 432 — 359 2 
535 16 504 — 418 2 
612 — 576 — 478 24 
688 16 648 — 6538 19 
765 — 720 — 598 14 1 
841 16 192 — 658 9 1 
918 — 864 — 718 4 1 
994 16 936 — 777 31 1 
1071 — 1008 — 837 26 1 
1147 16 1080 — 897 21 —1 
1224 — 1152 — 957 16 1 
1300 16 1224 — 1017 II 1 
1377 — 1296 — 1077 6 —1 
1453 16 1368 — 1137 1 —1 
1530 — 1440 — 1196 28 
1606 16 1512 — 1256 23 
1683 — 1584 — 1316 18 
1759 16 1656 — 1376 13 
1836 — 1728 — 1436 8 
3672 — 3456 — 2872 16 
5508 — 6184 — 4308 24 
7344 — 6912 — 5745 — 
9180 — 8640 — 7181 8 19 
11016 — 10368 — 8617 16 1 
12852 — 12096 — 10053 24 it 
14688 — 13824 — 11490 — u 
16524 — 15552 — 12926 8 a 
18360 — RO — 14362 16 au 


(8. ©. 1811, ©. 15%) 
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zu: 

. 9. 20. Dit. 1812 zum Nachtrag der Mühlenwaage-Tabelle v. 15. 
br. 1811, betreffend die Bewichtfäge für Gerſte auf Mehl. 

e Friebri Wilhelm ıc. ıc. 

Betracht, daß die Mühlenwaage-Tabelle, welche mittelſt V. v. 15. Febr. 
bie gefammte Monarchie zur Berwiegung bes zur Mühle gehenden Ge: 
ab der daraus gefertigten Yabrifate, fowohl rüdtfihtlid der Konſumtions⸗ 
befälle, als des Verkehrs zwifhen Müller und Mahlgaften zur Norm vor⸗ 
# worden iſt, feine Gewichtfäge für Gerſte und Mehl verarbeitet enthält, 
auch dieſer Betreideforten zu biefem Behufe gleichwohl nicht unbedeutend, 
—— dieſer Lucke daher nothwendig iſt, jo haben Wir die bei der ges 
Gerfte zu beobachtenden Sätze ausmitteln und baraus den beigehenden 
3) zur MühlenwangesTabelle fertigen laſſen, nad welchem fid ſaͤmmtl. Be: 
s sorlammenden Fällen zu achten haben. 


k. v. 13. März 1813, betr. den verbefferten Nachtrag zur Mühlen« 
Tabelle v. 15. Bebruar 1811. 


in den, auf den Grund der Allerh. V. v. 20. Oft. v. 3. durd das 
G. ©. publizirten Nachtrag zur DMühlenwaage:Tabelle v. 15. Febr. 
pn der gebeutelten Gerſte, einige Mechnungsfehler eingefchlihen haben und 
erbeilerung eine anderweite völlig richtige Nachtragse⸗Tabelle über das 
die Zerjegung des Gerſtegemahls beforgt worden if, ſo wirb foldye 
ung jenes früher abgebrudten Nachtrages in der Ant. umflehend dem 
" achricht und Achtung befannt gemadt. 
‚den 13. März 1813. 







Hardenberg. 


er Nachttag iſt durch das oben sub b. gegebene Publif. v. 13. März 
außer Kraft gefegt und deshalb hier nicht mit abgedruckt. 


— —— —⸗ 20 


—— 
———— ⏑————— — — — — — — — —— a — - un 
— 


508 Don den Verhältniffgn der Gewerbetreibenben um 
Radbtrag 
au bet mittelft Königl. Verordnung v. 15. Bebr, I811 x 
Mühlen-Waage-Tabelle 
“0 rücfihlid Der gebeutelten Gele. 
Nachrichtlih: Geſchtoten ae der Mühlen 





Berfle zu gebeutelten Mehl, gemepter Probe. 
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Nachtrag 
Königl. Verordnung v. 15. Febr. 1811 herausgegebenen 
Mühlen-Waage-Tabelle 
rüdfichtlich der gebeutelten Gerſte. 


Geſchroten Geyſtnmehl wird nach der Mühlen: Waage: Tabelle 
Litt. B. behanbelt. 


Gerſte zu gebeuteltem Mehl, trockener Probe. 





Davon ſoll geliefert werden. 





an. Lih 

3 28 | 20 4 —-| —|8 3| 4 1 |ı2 
57| 8 s|ı — 1| — 6| 8 32124 
114 | 16 16 | — 2|— | 132 | 16 5|16 
171 | 24 4| — 3/1— | 19 | 24 8| 8 
2239| — 3232| — +1\—I1 265 — lJ 11— 
286 | 8 40 — 5—1 331 8113 124 
343 | 16 48 — 6/!—I 397 |ı6l 16 | 16 
400 | 24 56 | — I _-1I 43 241 ı9| 8 
458 — 64| — 8—1 |i-—-I1 2|1— 
515 | 8 2| — 9/1 —_I 5961| 81 2141| 24 
572 | 16 soi—I 10 — | 662 lı6 | 2716 
629 | 24 8s88 —-I ııl I 728241 30| 8 
65 | — 956 —112 -I 5I|—-1I1 3— 
4| si 104 —1 ı3| — I 81181 35 | 24 
so | 16 | 112 | — | 14| — | M7|16 1 38 | 16 
ss | 241 120 —-I 151 —- | 9893| 24] 41| 8 
916 —I 1281 —- I ı6 | —- | ıo| — I 44 | — 
9731 31 135 —1 7 | — 1 1126 8] 46 |24 
10630 | ı6 | 144| — | ıs | — | 1192 | 16 | 49 | 16 
1087 | 2aI 1352| - I 19 — I 1258 | 241 | 52 | 8 
15| — | 160 — I 20 — 1 1235| —- I 5|— 
1202| 81 1685| — I 21 | — I 1391 | 81] 57 | 24 
1259| 161 176 — I 22| — 11657 | ı6 | 60 | 16 
1316 |2ı 4 ıs | — | 3| - 1153| 241 6&8| 8 
3aAIl—- I 1922 — I 24|--] 50 | — | 6 | — 
2748| —-I 3334| — I 48 — | 3180 | — | 132 | — 
4122| —- I 5766| — | 72 —- I 1770| — 118 | — 
5496 | — I 7681 — I 96 — I 6360 | — 1 364 | — 
6870 | — I 960 | — 1 120 | — | 7950 | — 1 330 | — 
8244 | — Tl ı152 | — | ı44 | — F 9540 | — 1 39% | — 
9618 | — 1 1344 | — | 168 | — I11130 | — | 462 | — 
10992 | — I 1536 | — | ı92 | — |12720 | — 1528 | — 
12366 | — 1 1728 |! — I 216 | — 13310 | — | 594 | — 
13740 | — I 190 | — ] 240 | — 115900 | — 1660 | — 





BIO Bon den @erhältniffen ber Geiitsnrtibninnhi 
3) Vublit. der K. Reg. ja Werfesung vi 0 Aug. 184, $ 
trieb des Mülergewerbed.  , un Pr 

Aus den bei uns einge; engen amtlichen Al ‚gen 
tig in allen Kreifen des 
Dies veranlaßt uns, mit —— auf die Betr. 

* bie Generalien v. 31. Dee:1771 unb 11. Mai AOPGL.Teie,; mit 
mals weRphäl. Lanbestheile, auf die Mühlen: Orbn. v. 28. DE. 181 
a endlich auf unfere Belanntmahung v. 13. Ro. 1816 (Amtes. 

377.) Racichenbes m verorbnen: 

1) Jeder Müller — in ſeiner ei am ala Orte, der 
fen am Meiſten in die Augen ſallt. BEE 
verbimben, den Namen eines jeden Sahlaae, fowie hei M 
bet, auf biefe Tafel-zu fdreiben, ad getan. and, der bob, 
die Mahlgäfte zu fördern, Unter leinem Vorwande (er der Müller 
laſſen, mit deſſen Abı er fon den Anfang gemacht bat. Der 
geub eine biefer Vorhriften verlegt, verfällt in eine Strafe von = 

2) &bertfo muß in jeder Mühle eine — ——— aufge an 
Müller ift auf Verlangen des Mai 


Müble gebrachte Getreide und aus der A 4 ——— 

wogen. Dem Müller, Der noch keint ſolhe Man; — eine 1 
Atnichaffinig berjelben. zu Beil pen. Nach Frnchtldfenn — — — 
in eine Strafe von 5 Thlen Hilft dieſe Strafe micht, [6 muß von © 
bie —A ir a! —— der Waage auf Koften des ſau 


———— son den Oris —— bei den Herren „Sanbröthen 
bracht werben. 

3) Unvichtigfeiten bei ber Baage ober Bei er Gemöfen = * 
nad der Maaß⸗ und Gewicht-Orbn. v. 16. Mai 
siehungeweife nad) $. 1444. des N. €. M. Thl, II sl 20. bg 
die Müller bei Vermeidung ber in der ®. v. 13. Mai 1840 (©. i 
an ricbenen Strafen ungeftempeltes Maaf oder Gewicht weder bi 

rauchen. 

4) In den vormals fähflihen Landestgeilen darf an Etausmehl, 
Steinohß bei dem Hausbadenmehl, mit Ginſchlut ver Kein, nicht ı 
ftens zwei Pfund auf den preußifchen Schtffel abgehen. Wenn ein ' 
das Cintängen dichterer aa als 15er Lichter, die ein mehr als für 
ſchutten verlangt, fo muß er fid) wegen des mehreren Abganges m 
vergleichen. In den vormals —— Landesthellen bewendet ee 
Zahte 1816, bei der in der ©. ©. abgebrumten Bühlenwaagetabelle 
1811 ımd deren Nachtrag v. 13. März 33; welche bei Strafe von 
ber oben unter 1. erwähnten Rangtafel aushängen müffen. 

5) Die Beitimmung des Mülleriohns bleibt da, wo nicht ei 
Döferam Verträge, fpezielle Verordnungen ıc. ein Anderes beftimumt | 
freien Webereinfommen zwifhen dem Müller und dem Mahlgaſte ü 
feine folde Uebereinfunft getroffen ift, gilt die bisherige Mahimepe ı 
übliche Mahllohn als der höchfte Sag, der einem Müller zu nehmen 

6) Ge ſteht in dem freien Belieben des Mahlgafes, ob er die ! 
oder bafür den Gelbiwerth nach dem Ducfnitemeit der näcken ! 
Fu will. Gin jeder Müller muß bei 2 Thlrn. Strafe digen | 

e von der Ortsobrigfeit attefticen lafien, und folder, Belt “ 
r pH mien Tafel befefigen. Mo Gutsbefiger ſelbſt Gigentl 
tigei-Juriebiftion belegmen Mühlen find, nıffen fe fofort bei dem r 
die DR ‚indelen, von weldher andern nahen Behörde biefe 1 
gung geichehen foll. 

7) Anlangend endlich die Förderung der Mahlpflichtigen auf der 
Ien, fo bewenbet es bei den biesfallfigen Borfchriften di RT 
88. 34—39. Kein Zwangspflichtigee ift ſchuldig, länger alß drel 4 
E, jung zu warten, und fann ber Müller ihn: binnen aan Zeil 
fo muß er ibm eine ſchriftliche Crlaubniß, anderwärts 
weigert der Müller diefen Krlaubnißfdiein, fo find bie 3 1 
big, dem Mahlgaſt ein Auled, dad er Vie yorgääriihene Arik Kindurd 
berung vergeblich gewartet habe, auf Koten dit Wilken Kt ol 
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riefes Atteftes kann der Smwangspflihtige auf einer andern Mühle fein Ge: 
ıblen laſſen. 
ſem wir die unter dem 22. April 1818 (Amtsblatt 1818 S. 158. Nr. 91.) 
ebr. 1826 an die Kreisbehörben erlaffenen theilmeifen Modifikationen unferer 
8 gebadten Amtsblatts : Berordn. v. 13. Nov. 1816 hiermit außer Kraft 
eifen wir die Orts-Polizeibehörden an, auf die Beſolgung der voritehenden 
à mit aller Strenge zu wachen und beren Uebertretung auf der Stelle poli: 
zu ımterfuhen und zu beftrafen. Im Interefle des Publikums rechnen wir 
vaß die Königl. Lanbrathsämter ihrerfeits Alles thun werden, un gegenwär: 
f. zur Ausführung zu bringen. 
m. Bl. d. i. V. 1842 ©. 324. Nr. 138.) 
‚BR. der 8. Min. d. @., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) und des 9. 
Arnim) v. 30. Jan. 1843 an die K. Reg. zu Pofen. Befchrän« 
0 Betriebes des Müllergewerbes an Sonn» und Befltagen. 
5 Müdfiht auf die in dem Ber. der KR. Reg. v. 21. Febr. v. 3., in Betreff 
g bes Müllergemerbes an Sonn: und Feſttagen, vurgetragenen Umſtände, 
wir zwar, daß das im 6. 9. der Amtéblatt-Verordn. v. 3. Mai 1841 
yene unbebingte Verbot der Ausübung bes Miüllergemerbes mährend bes 
me an Sonn: und Feiltagen auf diejenigen Mühlen befchränft werde, von 
Bei den Kirchen eine Störung der gottesdienſtlichen feier zu befürchten 
Fr muß es auch Hinfichtlich der übrigen Mühlen babei verbleiben, daß ben 
Die Annahme und Abfertigung von Mahfgäften zur Zeit des Gottesdienftes 


tet iſt. 
MR. Reg. bat hiernady das Erferberliche zu verfügen und auf defien Aus: 
ten. j 


hal 
‚Bd i. 2. 1843 ©. 42. Nr. 71.) 


Beber bie polizeil. Beauflichtigung der Einrichtung der Mühlen 
Jütung von Unglüddfällen, vergl. Thl. VI. Bd. 4. des Wers 
Bolizei), ©. 514-518. 


leber die nähtlihe Bewachung der Mühlen zur Berhütung 
erögefahr, vergl. dad Publ. der K. Reg. zu Stralfund v. 6. 


N Thl. VI des Werkes Polizeiweſen]), Br. 2. S. 165.) 


VII. 
üften in Betreff der Beaufſichtigung verſchiedener ans 
ewerbetreibenden, welche nicht zu denjenigen gebören, 
Mer befonderen Konzeffion, Approbation oder Beftals 
' lung bedürfen. 


Daß Barbiers@ewerbe betr. 


ber K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Brenn) und des J. u. 
» Rodyow) dv. 6. Juni 1834 an die Barbierfluben» Inhaber N. N. 
i. u Berlin. Den Barbierfluben- Inhabern ift nicht verboten, 

te eined Gehülfen oder Lehrlings in ihren Dienft die von biefem 
ten Kunden eined andern Barbierd zu übernehmen. 
Barbierftuben: Inhabern wird auf Ihre an des Könige Maj. gerichtete, zur 
en Beſcheidung an die Min. des 3. abgegebene Vorftellung v. 20. v. M., 
B der bei harter Strafe den abgehenden oder entlaffenen Barbier-Gehülfen 
Ehrlingen zu ıimterfagenden Bedienung der Kunden ihrer frühern Lehr: 












en, 
er felbfftändige Betrieb des Barbier = Gewerbes ohne vorhergehende 
A ber Gewerbeſtenerbehörde, und ohne Erlangung des Bürgerredits nad 
ben Geſetzen ſtrafbar ift, und es daher in allen biefer Art nur darauf 
dergl. Kontraventionen zu denunziren. Aus mehrfachen Gründen wird 
ebierfiuben- Inhabern eben fo wenig unterfagt werden konnen, die von 
iz dem Dienfte eines anderen Barbiers ftehenden Gehülfen oder Lehr: 
nit Runden, fobalb berfelbe in ihren Dienft tritt, zu übernehmen, ald 16 
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den Kunden felbit verfchränft werben kann, von dem Barbierfuben : Inhaber, 
welchen fie ſich haben bebienen laſſen. abzugeben, fobald fie foldes aus ira 
Grunde angemeſſen finden. (A. XVII. 513. — 2. 141.) 


2) Publik. der K. Meg. zu Magdeburg v. 19. Jan. 1824. Richt 
tigung der Barbiere zur Ausübung der Chirurgie. 


88 find wiederum mehrere Fälle vorgelommen, daB Barbierer ihren Ey 
Lehrbriefe ercheilt, und fich dabei der Unterfchrift Chirurgus bedient haben, m 
fogar dergl. ungültige Lehrbriefe al8 Dokumente über Erlernung ber Chem 
Hufs der Zulafiung zum chirurgiſchen Gramen, bei uns eingereicht worden, 
ein foldyes unbefugtes Verfahren das nicht ſachverſtaͤndige Publikum über dig 
Grlernung der (Shirurgie irre leiten muß, fo finden wir uns veranlaßt, 3 
Belanntmahung des K. Min. des 3 in Grinnerung zu bringen, md; 
Warnung damit au verbinden, daß fich ſaͤmmtl. Barbierer der Ausübung f 
rurgiihen Operation zu enthalten haben, wenn fle nicht in bie geſetzl. € 
Pfuſcher verfallen wollen. 

Da das Barbieren nicht mehr als eine chirurgiſche Beichäftigung a 
und daher Jedem, welcher ſich damit befaffen will, ein &erwerbeid 
wird, fo iſt vorgefommen, daß ehemalige Barbiergefellen und ver 
Kompagnies und Lazareth: Chirurgen, welche ſich als praktiſche Wut 
Prüfung zu beftehen getrauen, ſich dergleihen Gewerbeſcheine loͤſen, mp 
dem über ihr Verhältniß ununterrichteten Publikum das Anfehen 
Wundärzte geben, inden fie felbft junge Leute annehmen, und ala v 
ihren Beihäftigungen gebrauchen. Es werden daher Eltern umd & 
hierdurch gewarnt, ihre Kinder und Pflegebefchlenen in ber Mein 
fünftigen Wundärzten ausbilden zu laſſen, nicht bei den mit bloßen 
feinen verfehenen Barbierern, welche fi gefegl. mit Ausübung ber 
überaff nicht befaſſen birfen, und auch durchaus nicht bie zum Unter 
giſcher Lehrlinge erforderlichen Kenntniſſe befigen, in bie Lehre zu 4 
qleih aber werten die approbirten praftifchen Wundärzte hierdurch 
die beſtehende Vorſchrift, ihre Lehrlinge bei der Gntlaffung oder 2 
den betreffenden Phyſikern zur Prüfung zuzuſtellen, Tunftig genau 
gen, (9. VII. 294. — 1. 165.) 


Vergl. das Nähere in diefer Beriebung in Th. VI. Br. 3. m 
(Medizinalweſen), Th. I. ©. 520. ff. !). 


2) Die Gold: und Silber-Kabrifanten betr. 

Publik. der K. Meg. zu Koblenz v. 24. Dec. 1837, betr. die 

von Regiftern über gefaufte und verfaufte Gold» und ©il 

(in der Rheinprovinz). 

Dem Art. 74. des G. v. 19. Brumaire Jahres VI zufolge, müne 
fertiger ven Gott: und Zilberwaaren, ſowie Diejenigen, weldye mit verate 
nicht verarbeitetem Gold und Silber Handel treiben, ein nen ber Muniziseb 
tung kotirtee und paraphirtes Regiſter haben, in welches fie die Marır, bie 
Gewicht und ken Schalt ter von ihnen gefnuften oder verfauften Gelb: 
beritoffe der Arbeiten nit Dem Namen und der Wohnung derer, von wei 
felben gekauft haben, einjchreiben fellen. 

Die Nichtbeachtung dieſer Vorichrift it in dem Art. 8O. mit einer 
pen 200 Franka, und in Wiederholungsfällen mit refp. 500 und 10008 
pönt, und foll das brittemal bei Ztrafe der Konfiezirnng aller Handels 
fernere Betrieb des Gewerbes unterjagt werben. 

Ta in der neueren Zeit mehrfache Verſäumniſſe dieſer gejeßlichen X 
zur Anzeige gefommen und bejtraft find, fo werten auf Beranlafjung.ted 
des I. u. d. P. die Goldſchmiede und Gold: und Silberwaaren : Verfü 
gefeglidhe Verpflichtung zur Führung tes vorgedadhten Megifters und au 
Prohten Strafen für ben Interlaffungsfall hiermit ausdrücklich erinnert. 

(A. XXL 1078. — 4. 191.) 

1) Weber die äußere Bezeihnung der Barbierituben dımd 
gung von Beden, vergl. das R. der K. Min. der G. U. un 
dee J. n. d. P. 0.6.5. 185 OU.K.215., 1. im Metizinalef 
S. 323. Rote 1). 
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3) Die Karuffel- re betr. 


IM. der 8. Din. des J. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. (Br. v. Als 

dentleben) v. 22. Jan. 1839 an die K. Meg. zu —XR Der Ge⸗ 

erbebetrich mit Karuffels ift in fijerheitöpoligeificher Beziehung zu bes 
chtigen. 

he in feinem Wohnorte Andern bie Benutzung eines Karuffels gegen Entgeld 

, unterliegt nad) den beflehenden Beſtimmungen beshalb der Gewerbeſteuer 

Sur in ſofern, als er außerhalb feines Wohnorts, alſo umherziehend, fein 

— 7 — ſtellt, ober Getraͤnke ober zubereitete Speiſen zum Genuſſe 

uft, wird er und zwar reſp. in der Klaſſe B. ober C. beſteuert 



























ger 2 iR in fiherheitspoligeilider Beziehung nöthig, daß bie betr. Orts⸗Po⸗ 
Be vor dem Beginn eines foldien Gewerbebetriebes fich von der feflen und 

mart bes Karuflele ſelbſt und feiner Aufftellung und zugleid davon über: 
B es gehörig eingefriebigt if, bamit eines Theils die daſſelbe Beſuchenden 
fahr bewahrt werden, bei dem Zerbrechen des Karuflels fi zu beichäbis 
its aber Zuſchauer an daſſelbe nicht zu nahe herantreten, und durch das 
Karuſſel verlegt werben. Es iſt daher noͤthig und darauf zu halten, daß 
— ange pin folhen &ewerbebetriebes die polizeiliche Erlaubniß eingeholt 
. 224. — 1. 199.) 


der K. Min. des 3. für Gew.-Ang. und des I. u. d. P. v. 30. 
Bi 1837, betr. die Befchränkung der Zuläfftgkeit der — 


*X waͤhrend der Jahrmarktszeit. 
826. — 2. 221., ſ. in Tb. VI. des Werkes [Polizeiwefen], Dh. 2 


a reegung verfchiedener Gewerbetreibenden aus Ruͤckſichten ber 
Po 
8 Befimmungen find in Th. VI. des Werkes, Bd. 3. (Me⸗ 
eſen) mitgetheilt worden. 
I. inöbefondere: 
etreff der Bäder, a. a. D., Th. I. ©. 31—34.; 
Beiveff der Bleifcher und Viehhändler, a. a. O., S. 35—48.; 
eff der Berfäufer von künſtlich bereiteten Getränfen 
f Wein, gebrannte Waſſer, Effige), a. a. O., ©. 54—62.; 
eff der Verkäufer von Giften und giftigen KärbesMate- 
ien, a. a. D., ©. 62—69.; 
ber Berfertiger und Verkäufer von der Gefunds 
nachtheiligen Gefäßen, Geſchirren und Geräthſchaf⸗ 
linabeſ. aus Kupfer, Blei, Zinn, Zink), a. a. O., S. 69—77,; 
Betreff der Gewerbetreibenden, welche animalifche Materialien 
arbeiten (insbe. Gerber, Korduanmacher, Leimkocher, Darmſai⸗ 
heiter u. dergl.), a. a. D., ©. 98—101.; 
ff der Seifenfieder und gichtzieher, a. a. O., S. 101. 
Beiret der Sammler von Knochen, und der Händler bamit 
Eier Berarbeiter derfelben, a. a. O., ©. 102—105.; 
| # der Salmiaf»Fabrifanten, a. a. O. ©. 105—106.; 
ff der vbahnezaugen; Qpegatenre und ber Hufbe: 
fesihmiene, a. a. DO. Th. 1. ©. 756. u. 779-782. 


Zweites Kapitel. 
Don dem Marftverfehre. 
Z a rührliche Abhandlungen von den zwei Frankfurter Reichemeſſen. 


‘ us, de nundinis solemnibus. (Diss. sel. Vol. I. No, 7.) 
ein, de nundinis solemnibus, (Diss, jur, No, 14.) 
ee 4 33 
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Borbemerfung tn 


Meffen, Jahre und Wodhenmärkte find ante Bench 
Staats angeorbnete Öffentliche Berfammlungen, Begufe Eintenit 
aufs von Waaren. | on lei 

Die allgem. Gew.Ordn. v. 17. Ian. 1845 banbeli vage i 
($$. 75-87.) und geht davon aus, daß ein allgemeineat 
Natur nach nicht fo detaillirte Borichriften enthalten kann, Dai.A 
Totale Martt-Drbnung 5 en Auch IR +6 Keim 
in ven Lokal⸗Verhaltniſſen deb Martt>Ortet, ihells in Dee Gerd 
teit des Zweckes der einzelnen Maͤrkte beruhen; fonbern es fol 
wiffe allgemeine @rundfäge als Grundlagen der Iofalen Markt-i 
ae er I f —S per itig } ober doch — ** 
Ginderniſſe des freien Markwerke eitiget 
alla gemacht werben, welche fih in einzelnen Lanbestheilen 
bisher noch erhalten und zu mannigfadden Beichwerden Berania 
ben hatten. Die fonft etwa nörhigen Beimmungen find de 
Marktt-Drbnungen überlaſſen worden. — 

Das vorliegende Kapitel handelt zunächſt von bem War 
und Verleihung; ſodann von dem We gum gen 
Bertcehr anf Meffen und Märkten; ferner en Wet 
ten, Jahrmärkten und Meffen, fowie won den bei Befoud 
legenheiten, ober für befondere Gattungen von Weg 
gehaltenen Märkten Intbefondere; — von den War 
ben; endlich von den Markt- und Buden-Vrbunngen. 


Erfter Titel. 
Bon dem Marftrehte und dbeffen Verleihung. 

I. Das A. 8. R. beſtimmt in Thl. 11. Tür. 8. SS. 103 — 

6.103. Meſſen, Jahr, Wochen⸗, Voll: ımd Biehmörfte follen der 
nur in Städten abgehalten werben. 

. 104. WBocenmärfte kann die ſtädtiſche Obrigfelt unter Gene 
Zandespolizeibehörde anorbnen. 

$. 105. Das Meß⸗ und Jahrmarktsreht zu ertheilen, gebüßkt 
Landesherrn 1). 

1. Die Dienſt⸗Inſtr. für die Ober« Präfldenten v. 31. 
beftimmt im $. 11. Mr. 4. sub c., daß die Bewilligung von R 


Viehmärkten den DbersPräfidenten überwiefen werke. 
(®. E. 1826 ©. 1.) 


Da die Provinzialsffegierungen nad F. 21. Nr. 18 
Inſtr. v. 23. Oft. 1817 in allen Zällen, wo die Berichtserfta 
befonder8 angeordnet iſt, ſelbſtſtaͤndig verfügen können, fo fef 
daß diefelben die Genehmigung zur Errichtung von Wodenmi 
ertbeilen befugt find. 


II. Die allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 verorte 
biefer Beriehung in den 66. 76. und 85.. Folgendes: 

$. 76. Die Minifterien find befugt, die Zahl, Zeit unb Dauer 
feftzufegen. Dem Marftberechtigten fleht gegen eine foldye 
ſpruch zu; ein Gntfhäbigungs : Anfprud gebührt demſelben nur dann, 
die Anordnung die Zahl der bis dahin abgehaltenen Märkte vermindern 


















— — — ——— — 


1) Das Geh. Ob. Trib. hat (in dem Erk. v. 16. März 1646) a 
daß das Marktrecht oder das Recht, Jahrmärkte zu Kalten, wm 
brüdlihe Berleihung vom Staate, nicht aber durch Bei 
erworben wernen kann, (äntin, Br. 18 EDEN 
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exe Zahl ausdrücklich und unwiderruflich verliehen war. Gemeinden, welde 
Häbigungs:Anfprudy geltend machen wollen, müflen außerdem nachweiſen, 
Recht auf einem fpeziellen lältigen Titel ſich gründet. 


5 Die Bellimmungen ber $$. 76., 77., 79., 80. und 84. finden aud auf 
. Märkte Anwendung, welde an einzelnen Orten bei bejenderen Belegen: 

er für einzelne Gattungen von Gegenjtänden gehalten werden, z. B. Weib: 

fie, Wolls, Bieh:, Butter:, Garn⸗, Leinwandmärfte u. d. m. 

ictli⸗ der Begenftänbe, welche auf dergl. Maͤrkten feilgehalten und die 

„welche darauf zugelaſſen werben bürfen, bleibt es bei ber bisherigen Ob⸗ 
‚&tweiterungen diefes Marktverfehrs fönnen von der Res. nach Verneh⸗ 
: Kommunalbehörde angeordnet werden. (G. ©. 1845 S. 55.) 


A. der K. Min. des I. (v. Manteuffel) u. d. F. (Beuth) v. 
‚1845 an fämmtl. 8. Ob.⸗Praͤſid. Die Gew.⸗Ordn. hat in ber 
* ber Ob.⸗Präaſid. zur Bewilligung von Jahr⸗ und Viehmaͤrkten 
Nindert. 


x. laflen wir in der Anl. (a.) Abſchrift eines Erlaſſes an das KR. Ober: 
1. Koblenz, 'in Betreff der Grrihtung und Verlegung von Märkten, zur 
nahme und mit dem Erſuchen zugehen, nad ben darin ausgefprochenen 
von bie Meg. der Ihrer Verwaltung anvertrauten Provinz über die zur 
gefommene Kompetenzfrage zu belehren. 


“nl. a. 


IR. Dberpräfid. erwiebern wir auf den Ber. v. 9. April d. J., in Betreff 
Wang und Verlegung der Märkte, daß mir ber darin geäußerten Anficht 
nach welder die den Oberpräfidenten im $. 11. Nr. 4. Lit. c. ihrer Dienſt⸗ 
m vo. 31. Dec. 1825 eingeräumte Befugniß, Jahr⸗ und Viehmärkte zu be- 
‚durch tie Vorſchriften der 68. 76. und 85. der Gew.-Ordn. v. 17. Jan. 
aufgehoben iſt. 
den bei der Abfaſſung der Gew.-Ordn. leitend geweſenen Motiven hat 
Kompetenz der Behörden zur Beſtimmung der Zahl, Zeit und Dauer 
en Arten von Wärften im Allgemeinen unverändert beibehalten und 
eitigung der Schwieri rigfeiten. weldhe jich ter im öffentlichen Intereſſe 
then Verlegung oder Verminderun ig zu haͤnñger Märkte bin und Wieder 
„durch 68. 76. und 85. a. a. O. bie Entſcheidung über bie g 
Rorbnungen geltend gemadyten Ginfprüdye ber Vartiberechti ten den I: 
it Ausſchluß des Rechtsweges vorbehalten werben fellen. o folde Wi: 
vorliegen, fommen daher bie bisherigen Borjchriften unbeichränft zur 


8. Oberpaͤfid. veranlafien wir hiernad), die vorliegenden Spezialfälle zu 
‚ denmädyft aber die Regierungen der bortigen Provinz hinſichtlich der vor: 
Rompetenzfeage mi Anweifung zu verfehen. 
‚den 12. Suli 1 
Bin. des 3. Im Auftrage. Der Finanzminiſter. fen Abweſenheit. 
pn Manteuffel. Beu 
vi dv. i ®. 1845 ©. 274. Nr. 294.) 


R. der K. Min. des 9. (v. a u. d. F. (v. Düesberg) 
fiber. 1846 an die K. Meg. zu N Gew.-Ordn. hat in der 
äg zur Senehmigung von Anlegung neuer Märkte nichts geändert. 


K. Reg. wirb auf den unterm 19. v. M. in Betreif der Abhaltung eines 
wette in N. erftatteten Ber. eröffnet, daß durch den $. 76. der Gew.⸗Ordn. 
km. v. J. bie bis dahin beftandene Kompetenz der ‘Behörben zur Genehmi⸗ 
Ber Diärkte nicht abgeändert worden iſt, und daß demzufolge feine Veran⸗ 
ierliegt, über die Zuläffigfeit bes für die Stadt N. beantragten Moden: 
8 ber Miniſterial⸗Inſtanz zu eutſcheiden. Die — jener Kompetenz⸗ 
enen Zweifel ſind bereits durch eine unterm 12. Juli v. J. (Min.⸗Bl. 
S. 274. ff. Nr. 294.) an den Herrn Oberpraͤſidenten ergangene, zur 
Bg an die K. Reg. beſtimmte Verfügung erledigt worden. 
3.2. i. 2. 1846 ©, 213. Nr. 302.). 
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8) N. derfelb. Min. v. 10. Mai 1847 an bie KR. Öteg. zu N. 
Bewilligung von Wochenmärkften gehört zur Kompetenz der Ru 
rungen. 

(Ss iſt wiederholt, inebefontere duch den Erlaß v. 12. Juli 1845 
S. 274. Nr. 294.) an die Oberpräfitenten anerfannt, bag durch die Baf 
der Allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 in der Kompetenz ber Behörden 
Gimrihtung ven Märkten nichts geändert ſei. Nüdfichtlid der Errichting we 
hennärften if die Praris aber bisher dafuͤr gewefen, daß ſolche be f 
rungen zuſtehe. Dies entfpriht auch der beftehenden Gefepgebung. De 
Befugniß der Meg. folgt daraus, daß nah 6. 21. Mr. 13. der Reg.: In 
23. Oft. 1817 die Reg. jeleititäntig verfügen fünnen, wo die Berichterfatt 
bejonters angeorbnet dit, wie in ber Geſchäfts-Anweiſung v. 31. Der. 18 
Abſchnitt II. B. in Anſehung der Bewilligung von Meffen und Wollm 
Can die Drinifterien) und der Kram: und Viehmärkte (an die Ober 
als Stellvertreter der Miniſterien, $. 11. 4. c. der Inſtrukt. für die Ober 
de eodem) gefchehen. SHinfichtlih der Wochenmärkte bleibt es alfo bei 

Die K. Reg. hat daher ſelbſt in der Sache zu befchließen. 

(Min. Bl. d. i. 8. 1847 &, 170. Nr. 221.) 


IV. Leber die Grundſätze bei Bewilligung von Ri 
fowie in Betreff deren Dauer und Verlegung, find mehrfade 
mungen erlafjen. 


1) R. der K. Min. des H. (v. Bülow) u. des J. (v. Sim 
v. 16. Dft. 1820 an die K. Meg. zu Merfeburg. Bei Anlegung vor 
und Viehmärften in Flecken und auf dem platten Lande ift dere 
lihfeit darzuthun, und die Genehmigung nur aus befonders 
Gründen zu ertheilen. 


Die Anordnung eines Wochenmarkts in dem Flecken Annaburg bebeef 
nehmigung ber unterz. Min. nicht, fendern kann von der K. Reg. allein 
werben. 

Mas aber bie von ker dortigen Kommune zugleih gewünſchten brei 
Nichmärkte betrifft, je muß die K. Reg. noch ihre bejondere Nützlichkeit 
namentlich darthun, eb und welde Jahr- und Viehmärkte in einem U 
etwa drei Meilen um Annaburg abgehalten werden, indem nur beſonders 
Gründe Die nicht gejegliche Anlequng von Iahrmärften auf dem rlatten $ 
fertigen köͤnnen. Bei Erſtattung tiefes fernerweiten Ber. find er. gleiqh 
Zeitpunfte für die auszuidreibenten Märkte in Antrag zu bringen. 

(A. IV. 759. — 4. 31.) 


2) In Betreff des Großherzogthums Pofen find ergunge 
a) Publ. der K. Reg. zu Poſen v. 2. Aug. 1817. Jahrmaͤrkte 
platten Lande find niemald zu geftatten. 


Turd die für das vormalige Südpreußen erlafene K. O. v. 21. fe 
find fümmtlihe Jahrmärfte auf dem platten Sande unbebingt verboten um 
über fpredienten Privilegien ter Könige von Polen ſowehl, als der yolnik 
Nirutien von 1507 ..ne mercata fiat in villis“ entgegen, fir ungültig, 
tens für Die Regierungsdauer der rejveftiven Könige verbindend erflärt 

Tiefe Entſcheidung und Das auf deren Grund unter der vormaligen vr 
hiefelbft zur Ausführung gebradıte Verbot der Jahrmärkte auf dem platte 
find von der Meg. des Herzogthums Warſchau nicht aufgehoben; es ift von 
vielmehr in allen vorgefonmmenen Fällen darnach verfahren worden. 

Das Verbot beiteht mithin bis jegt geſetzlich. 

Wenn deſſen ungeadtet noch hie und da Jahrmärkte auf dem plat 
gehalten werden; fo finden wir ung veranlaßt, die H. Landräthe hiegen 
das Geſetzwidrige derfelben aufmerfiam zu maden, und fie auf ben Grm 
bea K. Fin. Din. v. 9. Juni d. 3. hiermit anzuweiſen, durchaus feine I 
auf dem platten Lande zu verſtatten und zu deren Werhinderung fih ale 
Gebote ſtehenden Grefutions:Mittel, namentlich aber der Gensb'armerie U 
welche Lestere fie nötbigen Falle durch Zufanmengiehung aus mehreren J 


ww 


verjtärfen haben werten. 


(9. 1. 212. — 3. 131) q 
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O. v. 21. Aug. 1830. Beſchraͤnkung der Iahrmärfte In den Städten 
e8 Großherzogthums ofen. 
w bie Majorität des Pofenfchen Landtags mit den Staats- und Provinzial: 
darin einverftanden geweſen ift, daß die große Zahl der Juhrmärfte in 
Brevinz auf die Sittlichfeit der Einwohner eben fo nachtheilig wirft, ale 
5 Auffommen bes dortigen Verkehrs; fo beftimme Ich auf den Ber. des 
Rinift. v. 31. Juli d. 3. Folgendes: 
J. 1831 an, dürfen in feiner Stadt des Großherzogthums Poſen mehr 
J vier Jahrmärkte gehalten werden. Wo feither ſchon nur vier Jahrmärfte 
worden find, bleibt die weitere Herabfegung der Zahl vorbehalten; 
eg. follen wegen der Termine, an welhen die Märkte zu halten find, dem 
Sspräftdenten Borfchläge einreihen, und Legterer foll authorifirt fein, die 
vorläufig zu regulicen, die Dauer der Märkte zu beftimmen, und bie 
des Viehhandels etwa erforderlihen Mobdififationen nadygugeben; 
wider Erwarten das biesfallfige Tableau nicht fo zeitig follte entworfen 
zur Kenntniß des gewerbetreibenden Publifums gebracht werden Fönnen, 
es erforberlich if, um die nene Ginrichtung glei mit Anfang des 3. 1831 
dirkſamkeit treten zu laſſen; fo follen die bie zum 1. April eintretenden 
noch nach der zeitherigen Obfervanz gehalten werden. Bom 1. April 
J an aber tritt unabänderlich die neue Ginrichtung ein; 
der nädften Zuſammenkunft des Landtags foll demfelben das von dem 
5 Bräfid. entworfene Tableau vorgelegt werden, und der Landtag beredtigt 
, weitere Mobifllationen vorzufchlagen, wobei jedoch immer die Vorfchrift 
Halten ift, daß in feinem Orte mehr als vier Märkte jährlich Statt finden 


m Meinen Befehl hat das Staats:Minift. durch die Amtsbl. der Provinz 

machen, auch dafür Eorge zu tragen, daß das von Ober: Bräf. feſt⸗ 

vorläufige Marftverzeihniß auf angemefjene Art und zur rechten Zeit zur 
Gewerbetreibenden gebracht werde. (A. XIV. 617. — 3. 94.) 


ber K. Min. d. 9. u.d. ©. (v. Bülow) u. des I. (v. Schudmann) 
1823 an die K. Reg. zu Köslin. Dauer der NRügenwalber 








4 
— 


Meg. wird die von dem Mag. zu Rügenwalde gegen deren Verf. v. 
unterm 4. d. M. eingereichte Vorftellung wegen der den dortigen Jahr: 
ner zu geflattenden 15 tägigen Dauer, mit dem Bemerfen überjandt, daß 
zung der Dauer biefer Märfte auf einen Tag aus den aud) von den 
aufleuten angeblich dagegen angeführten Gründen zweckwidrig erjcheint, 
die K. Reg., wenn es nicht vorzuziehen fein dürfte, die Dauer dieſer 
f zwei Tage auszubehnen, es bei der behaupteten objervanzmäßigen Dauer 
gen zu belaffenzmoder ihre etwaigen Bedenken bugegen anzuzeigen hat. 
u. 945. — 4. 126.) 


MBorfchriften in Betreff der Megulirung oder Verlegung ber Jahr 
termine. 


die Jahrmarkto⸗Termine auf einen Sonn» oder Befttag fallen, 
deren Berlegung eintreten. ‘ 


des K. Min. der g., U. u. M. Ang. u. des H. u. d. G. v. 3. 
1821 an die K. Reg. zu Arnäberg. 

Zahrmärkte an Sonn: und Feſttagen, da wo foldes bis jetzt noch nicht 
worben, überhaupt nicht abgehalten, fondern, wenn fie auf diefe Tage 
den nähften Montag verlegt werden follen: fo fann dem Antrage ber 

13. Juni d. 3. den auf den 1. Mai fallenden Jahrmarkt in der Stadt 
er erſten Sonntag des genannten Monats zu verlegen, nicht entfprodhen 


J. 590. — 3. 48.) 


der 8. Min. der g., U. u. M. Ang. (v. Altenſtein), des I. für 

G. (v. Schudmann) u. des I. u. d. P. (v. Brenn) v. 19. Dtt. 
an die KR. Reg. ge Oppeln. 

ve Anfrage ber 8, Reg. v. 7. Mai d. I. wird derſelben exröfinet, Va, 






[\ _ 
b 
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wo bie Sahrmärkte fett 1818 von Sonntagen “uf andere Medyeniez 
den, es abet auch ferner verbleiben muß, 

wenn in einzelnen Faͤllen biefe Verlegung als. voruchef 
Sinkens oder gänzlihen Verloͤſchens eines übrigens ıtüglichem * 
trachten iſt, kann die K. Reg. mit ber von Ihr bebbrworfeten 
—— — bes Gotteed —* tie Wiederherſtellung bei voccneli 


(MR. xvfl' 106 1062. — 4. 116.) 


b) 6 R. ver 8. Min. des 6. (v. —— ur 
manh) v. 34. Ian. .1821 an fämmt. 8; Reg Die R 
Ind au tranfitorifgen Verlegung "von Jahicmer! 

fompete 


Bir hierducch im Allgemeinen 
Seitens Ne unter benag, We ihrer beiden ABB. * 


der Zahrmärkte, wodurch ihr Teiln nicht für. immer Vereet Wi 
anders als auf den Antrag der betr. Kommune nad 
3 en —— * an au — erg mög ae 
yeobatton, v en m. 

Wenn aber benachbarte Etädte dabei Intereffirt find, müffen bie 
zei⸗ unb — rden darüber gehört werben; auch muß, n 
welche eine 8 Marlies wünfht, nahe an der Bein; 
—2 eg a nöthige Bernehmen mit der Reg. 3 

enblich, wo dergl. tranfitorifche 

ber Commanen aus - öffentlichen Gründen hen ſollen, behalten 
fo wie bei allen für immer. era 3 alsmarötöyeränberunge: 
dung vor x. (9. V.59.— 1. 


Mit Bezug hierauf ſind — 


a) R. derſelb. Min. v. 20. Juni 1825 an bie K. Meg. zu 


Die K. Meg. zu N. N. hat den unterz, Min. von den Disk 
gemacht, welche fid zwiſchen derſelben und der K. Reg. über die 
Jahrmarkts-Termine in den beiden Nerwaltungs: Bezirken erhoben h 
nach die K. Reg. ber Meinung ift, als fei durch die C. V. v. 2% 
die Befugniß der Meg. zur tranfitorifchen Verlegung der Jahrmärfı 
unter alfen Umitänden von bem Antrage ber Kommunen abhängig g 
es denn auch für gleihgültig erachtet, ob Ihr vor der Ausarbeitun 
Markt⸗Tableaus eine Mittheilung über die Markt-Termine in ben be 
vinzen agh oder nicht. 

e Min. nehmen hiervon Veranlaſſung, der K. Reg. zu eröffı 
nebtweges die Abficht gewefen if, den Meg. buch die ermähnte & 
ber Megulirung der Marft:Angelegenheiten und in specie der Terr 
ſtalt negative Stellung zu geben, baß fie, auch wenn: vorauszuſehen 
ber Gränze bes benachbarten Reg.-Bezirke beabfihtigte Jahrmarkı 
nachtheilige Kolliſions-Faͤlle in ihrem Bezirke zur Folge haben wer 
feine Notiz nehmen, fondern erft die Beſchwerde der durch Die neue | 
ihre Folgen überrafchten Kommune abwarten jollten, che fie auf be 
Bedacht zu nehmen hätten. Es ift vielmehr in ber erwähnten €. 
gejagt, daß die benahbarten Kommunen, und wenn bie Gränge n 
barten Reg. darüber gehört werden follen, wenn von einer Termin⸗ 
Mebe if. Wenn nun die benachbarte Reg. zu N. N. der N. Ne 
Zährmarltss Verzgeihniß mitteilt, fo ift dies ganz im Geiſte jene 
diefelbe dadurch Gelegenheit erhält, die Kommunen ihres Bezirks, 
im benachbarten Verwaltungs-Bezirke beliebten, wegen der. Feſttage 
hen Veränderungen ber Jahrmarkts:Termine beteiligt werben, zu 
möglihe Nachtheile von ihnen abzuwenden. In gleiher Art aber w 
Ihrerſeits! die benach barten Reg. duch Mittheilung Ihrer Verzeichmi 
ſetzen, eine gleiche Fürſorge auch für deren Kommunen ausüben zı 
8. F wird daher Hierdurch aufgefordert, aͤhnlichen Dequifitionen b 
Reg. zu einem nüglihen Vernehmen über den in Rede ftehenten & 
zeit 'elääne ud und wur EN —RX ee, 
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L 8 8. Min. des 9. für H. u. ©. (v. Schudmann) v. 8. Juni 
831 an die K. Reg. zu Potsdam. 


am.die K. Neg., bei einilweiligen DVerlegungen von Jahrmärkten, Sid an 
£ v. 24. San. 1821 Hält, und Sich zur felbfiftändigen Anordnung einer 
Berlegung nur ba für befugt erachtet, wo ber Antrag hierauf von den Kom⸗ 
Behörden ſelbſt ausgegangen ift, fo kann das Min. des 3. für H. u. Gew.⸗ 
de Ihr auf den Ber. v. 20. v. M. eröffnet wird, dies nur billigen. 

rdurch ift aber feinesweges auegefchloffen, daß nicht auc andere, von einzel: 
perbetreißenden vorgetragene Gründe zur Verlegung eines Jahrmarfts von 
eg. beachtet, und dem Min. zur Entfeidung angezeigt werben follen; 
iR dies in der Berf. v. 24. San. 1821 ausdrüdlich vorbehalten. 
Geſetzgebung ber J. 1842 Sowohl, als die fpätere, befonders der $. 1. bes 
. 28. April 1824 geht aber von dem Gefichtspunkte aus, daß auf Jahr: 
eine möglihft freie und unbefchränfte Konkurrenz von Käufern und Ber: 
Rattfinden fol, und die Anwendung diefes Grundſatzes erfordert, daß auch 
en in den Yällen, wo der Einkauf oder Verkauf Seitens berfelben auf ben 
der Japrmärlie weientlihen Ginfluß hat, der Beſuch tiefer Märkte, durch 
qhtung ihrer religiöfen Anfichten über bie flrengere Beier einzelner Feſttage, 
möglich gemacht werde. Die K. Reg. hat daher da, wo Juden, mit Beru⸗ 
Fire Feſttage, die Berlegung eines Jahrmarfts nachſuchen, die Ortsbehoͤrde 
Intrage aber nicht beiflimmt, zu erwägen, ob die Anwelenheit der Juden auf 
— für den Verkehr deſſelben überhaupt von Wichtigkeit iſt, und in 

die 



















Genehmigung der Verlegung des Jahrmarktes rechtzeitig nachzuſuchen. 
> Erwägung iſt um fo noͤthiger, als die Kommunal⸗-Behörden nur zu ges 
, Im Interefie der Derküufer ihres Orts, auswärtige Konkurrenz jeder Art 

ärften zu beläfligen. 
AV. 386. — 2. 77.) 


. einzelner Regierungen. 


fit. der K. Meg. zu Liegnig v. 1. April 1821, wegen Feſtſtellung 
Markt⸗Termine. 
Ber wurden in Schlefien die Termine ber Kram⸗, Vich:, Woll⸗, Flachs-⸗, 
d Leinwandmärkte durch die K. Reg. alljährlich feftgeftellt, wobei folgende 
zur Rorm dienten: 

nf Privilegien, Berleihungsurfunden und Obfervanz begründeten Termine 
a in der Megel unverändert. 

gungen fanden flatt, wenn die Märkte mit chriftlihen Feſt- und Sonnta⸗ 
gufammentrafen; auch große jübijche Felle und Sabbathe fuchte man mög- 
zu berüdfichtigen. 

E wurden gleichfall6 beliebt, fobalb Kollifionen zmifchen den Märkten fol: 
Städte eintraten, die vier Meilen und weniger von einander entfernt 


5 Verfahren hat nunmehr durch ein am 24. Jan. d. 3. von den K. Min. 
R des 3. an alle Neg. der Monarchie abgelafienes C. R. weſentliche Aban- 
Rf Da der Inhalt deffelben die marktberechtigten Kommunen in mehr: 
Bücht intereffirt, fo folgt hier deſſen wörtlidher Abdruck 1). 
vorſtehende Anorbnungen in Wirkjamkeit zu fepen, ift nunmehr forgfältig 
Eworben, welche Markttermine in den vorgefchriebenen Städten des Devart. 
den und Herkommen beftehen, und als feit zu betrachten find. Diele 
Feburften, in Folge der allerhöhften Beftimmung, nad welcher chriftliche 
Serminge durchaus frei vom Markwerkehr bleiben follen, eine vorgängige 
t Reftififation,, bei welder alle Sonntagsmärfte auf den nädhftfolgenden 
ab bie mit Chriſti Himmelfahrt zufammenfallenden nad) ihrer Dauer theile 
weitwärts, theils vorwärts gelegt worben find. 


diefer nothmendigen Abänderungen ift ein eigenes Tableau der für 


E zu betrachtenden Jahr:, Vieh: sc. Märkte zufammengeftellt, und befons 







worden. Die Mag. der Stäbte, in welden die St.⸗O. eingeführt 
der Eeiden Sechsſtäͤdte, desgl. die Landräthe, unter deren Aufſicht bes 
e flehen, werben Gremplare befielben zugefandt erhalten. 





bergL das G. ®, v. 24. Jan. 1821 oben ©. 518. sub c. 
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Das Tableın wird bie Kommmenen In Stand fehen, voll] 
welche Markttermine künftig fo lange als feit nelten werben, 
Berlegung nicht nadgejuct und bewil Soten einyelne 
nen, nad) Privilegien ober 
fo werben deren MWorftcher bierdurd aiigewviefe: umder 




















—— B. N 


Dri6-Rommunals und Bine müffen } 
at beglaubigte Nbfchrit des de 


erde 
3) nd die Gründe, ans welchen bie Vewetung bed feftett Markt 
"trag kommt, vollftändf; twickel: ib zu belegen. 

73 3885 


Sn Dur Rufname I die Kalender von ber K, Kalcıber- Dept, yı 
wird, unter möglichfter Anfegung der vorgedachten 


tragen, \peil mehreren weni 
ten eliiirn Pi nicht. 


Verrückung der Markttermine extrahirt werben ſoll, müfjen durchams jo j# 
fein, ae rücfichtlih der Anträge auf Abänderung der feilen Ten 
jeorbnet iſt. 
u Ginzelnen ober mehrern verbundenen Handeltreibenben werben 
Berlegung der Markttermine, als nad Vorſtehendem ganz wirfungeled‘ 
unterfagt. j 

Zugleich erhalten die den Marktorten vorgefegten Behörben gemefjene 
zur Dermeidung einer Orbnungsfrafe von zehn Thaler, eigenmächtige 
der Marfttermine ſich nicht zu erlauben. 

Die bisherigen jährlichen Termin:Bericyte über die gewünfchten Mackie 
nunmehr Yinnes, 

(&. V. 60. — 1. 36.) - 

B) Publit. der K. Meg. zu Marienwerber dv. 10. Dec. 1833, wege 

legung ber Iahrmärkte. 

Es ift zu unferer Kenntniß gekommen, daß einzelne Oxtövorilände 
nien «6 fid erlauben, bie durch die Kalender zur öffentlichen Kenntuif 
Jahrmärkte ohne unfere Genehmigung auf andere, als bie von um 
Tage eigenmächtig zu verlegen. Diejes Verfahren ift umguläffig, da 
den Jahrmarkts:Verkehr vorigriftsmäßig zu führende polizeilide Auf 
und eine Ungewißpeit über die Zeit der fiattfindenben ahemärtte 
welche dem Intereffe des Publitums unb bejonders bes hanbeltrei 
befielben widerſtreitet. 

86 wir baber bie eigenmächtige Verlegung ber durch den Kell 

jemachten Jahrmärkte hierdurch unterfagt, mit dem Beifügen, daß jr 

am, ſo wie jebes Dominium, für die Ueberſchreitung diefes Merbeis, 1 
für die Zulafung einer folhen Uebericreitung zum erfienmale zit d 
firafe von Fünf Thlen. weile in dem Mitvergsiunanieie um biefen 
Röpt werben foll, belegt werben wird. 
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her Gründe eintreten, welche die Verlegung eines Jahrmarftes noth- 
rünfchenswerthb machen, fo ift uns davon in Zeiten und fpäteftens vier 
e Anzeige zu machen, und wird alsdann, fofern es fonft zuläfftg iſt, 
Verlegung nady dem Antrage genehmigt, und durch die Amtshl. zur 
ennmiß gebracht werben. 


ch werden die Waaren⸗Verkaäͤufer ernſtlich gewarnt, irgend einen Jahr⸗ 
ht durch den Kalender oder die Amtsbl. genehmigt und angeſetzt ift, 

‚a fle andernfalls als Kontravenienten gegen das Haufirgefeß angeſe⸗ 
üffen, und außer der Konfisfation ihrer MWaaren:Vorräthe, bie gegen 

" Betrieb eines Gewerbes im Umherziehen angeorbneten Strafen zu 
n ic. 

I. 1063. — 4. 118.) 


8. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 5. Juli 1832 an den 
u N. N. Tragung der Koften für öffentliche Bekanntmachung 
Abhaltung oder Berfchiebung von Jahrmaͤrkten. 


n. des 3. u. der P. kann die in der Vorſtellung v. 10. v. M. ent: 
verbe des Mag. zu N. N., wider den hieſ. Mag., wegen ber verlang- 
y der Koften für die Befanntmahung der Nihtabhaltung des vorjäh: 
ber :Jahrmarfts in N. N. durch die Intelligenzblätter, nicht für bes 
i, vielmehr den eingereichten Befcheib der K. Meg. zu N. N. v. 25. 
n fo mehr nur beftätigen, als in einer großen Stabt die Benachrichti⸗ 
deitreibenden Publikums nicht anders als durch die äffentlihen Blätter 
t, der Mehrbetrag der in Rede flehenden Koften auch durch die Schuld 
N. N. erwachſen if. 

es übrigens, wenn ber Lebtere dergl. Bekanntmachungen als lediglich 
ver hieſigen Handeltreibenden geſchehen betrachtet. Sie find vielmehr 
m Intereſſe des dortigen Markts noihmenbig, welcher von feinem Ge⸗ 
a mehr befucht werden würde, wenn die Behörde es unterließe, ben 
; anzuzeigen. g 
rde die Stabtbehörbe, wenn fie bei eintretenden Aenderungen bie erfor: 
nntmadhungen zu erlaflen verabfäumte, ſich dem Anſpruche der Markts 
Pa der Reifetofen und Entfhädigung ausfegen. 

.) 


K. Min. des I. für G.Ang. (v. Brenn), der Verw. für 5. 

m. (Rother) u. d. F. (v. Alvensleben) v. 15. März 1836 an 

Meg. zu Potödam, betr. die gegenfeitigen Mittheilungen zwifchen 

Teitigen und den benachbarten Zollvereins⸗Staaten über die feſt⸗ 
Märkte und Meflen. 


Zollvereins:Staaten ift, wie wir auf den Ber. v. 18. Dee. v. J. es 
yings ein Uebereinfommen wegen gegenfeitiger Bekanntmachung der in 
und im biefieitigen fattfindenden Märkte getroffen, und es find in 
ng diefenigen Neg., deren Bezirf an das Gebiet eines Vereins - Staa: 
it der Anmweifung verfehen, Nadweifungen der Jahrmärkte folder 
sach ihrer Lage in hinlänglicer Nähe der Graͤnze, nadı dem Ermeſſen 
die Unterthanen der Vereins: Staaten von Intereffe fein Fönnen, den 
Bereins-Staaten mitzutheilen, Hinfihts der Mefien und Wollmärkte 
erntere Orte zu nennen. 


er Art verfahren aud) die Meg. der benachbarten Bereins- Staaten, 
t bie betr. Diefieitige Reg. die ihr mitgetheilten fremden Märkte in 
ber s Deput. einzureihende Haupt-Nachweiſung auf, welde erftere fo- 
Befanntmahung auch jener Märkte forgt. 

ift für das Interefie der Gewerbe- und Handeltreibenden, fowie des 
dem Zollvereins:Gebiete, hinlaͤnglich geforgt, und nicht für nöthig 
ver K. Reg. eine befondere Anweijung zugehen zu laflen. Es findet 
: Dabei zu erinnern, wenn Diefelbe den Reg. derjenigen Zollvereins- 
eine folhe Mittheilung wünfhen, ein Gremplar des, der Kalender: 
idenden Haupt: Berzeichniffes der Jahrmärkte, allenfalls mit Bezeich⸗ 
1, welde für die Unterthanen bes betreffenden Staats mehr ald an: 
efje fein mödten, mittheilt, wobei bemerkt wird, daß viefe WMitiäeis 


[4 
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Iung, wie bie von den ü ber. 8 de 
Di 1 Velten or s andann, nnerhei 
525. — 2. 219.) - 


Zweiter Titel. 
Bon bem Räte um gemerbligen Bericht auf M: 


1. DEAL. R. Th. 1. Tit. 8. beſtiumt in ben SS. 1 
. 106, et der M d vmärlte dee⸗ 
liche — — ren frei. jten und Ip ur u 

$. 107. Die Ginftränfung biefer Freiheit in Sant, uud 
—— ſondern muß durch beſondere landesherrliche 32* 


HM. Das Gew.⸗Pol.Ed. v. 7. Sept. 1811 enthielt in die 
folgende Beflimmungen : 
80. Der Gewerbeſchein giebt nach $. 9. bes Ed. v. 2. Now. 18 
Gaber au base Recht, mit den auf ben rund deſſelben 
au Dane Diefes * wird —— folgenbermanfen näher 

60.. Er kann diefe Erzeugniſſe an einem = ST e in fei 
* * Fa Ar kıte, ber N — 3 F vol heil 
ober auf offenen Mar en. ober auch bur u 
und durch feine Hausgenoſſen feil Halten laſſen. vum B 
6. kann ferner davon Berfenbungen meden, auch außer 

Laden ober Buben 


jiehenber Krämer na $. 196. 8 
154. Auslaͤnder, welche Eos in das Land kommen, um auf Jahr: 
maͤrkten Ginfäufe zu machen, bebürfen zu dieſem Gefchäfte Feines * 

155. Ausländer dagegen, welche Jahr: und Wochenmärkte 
ſelbſt Waaren zu verlaufen, oder Kommiſſions⸗, Spebitiones und g 
zu verrichten, oder Beftelluugen auf ihre Waaren zu fuhen, müflen | 
Töfen. 

Auf der Frankfurter Meſſe tritt jebocd bie Meßabgabe ber Be 
Stelle der Gewerbeſteuer, und diefelben bedürfen daher auch infofer 
werbeſcheins. 

156. Ausländern wird verſtattet, auch nur einen vierteljährli 
fein zu nehmen, fofern ihre Geſchaͤfte im Lande innerhalb bes Termin 
ein folper Gewerbeſchein läuft, beendigt find, und wird 6. 23. des C 
1810 ausdruͤcklich hierdurch deflarirt. 


IN. Die Gew.Ordn. v. 17. San. 1845 ftellt den Grund 
fländigen Gewerbefreiheit in Betreff des DBefucyes ber 2 rchlen 
Modenmärte auf, indem diefelbe in den $$. 75. u. 87. beftin 
. $. 75. Der Befucd ber Meſſen, Jahr⸗ und Wodenmärkte, fowie 

Berlauf auf denfelben, ſteht einem Jeden mit gleihen Befugnifien 


1) Aud das Gew.⸗Steuer⸗G. v. 30. Mai 1820 6. 7. beflimmt, b 
der Ausländer auf Mefien und Jahrmaͤrkten von der Gew.⸗ 
(9. S. 1820 ©. 148. 

2) Sierra, find dnlande Beftimmungen: 

2) K. 30. Juni 1823, melde die bisherigen Befchräntn 
Ya and Wochenmärkten in den Städten Neuvsrpom 
hebt (A. VII. 612. — 3. 48. u. nochmals abgebr. a. a 
Nr. 106.); 

b) 9. der K. Min. des H. u. des I. v. 31. Mai 1825 au 
zu Stralfund, betr. die Aufhebung ber Beſchraͤnkungen in 
pommerſchen Stäbten berüglich des Getreidehandele ber | 
Märkten (A. IX. A681. N, 

nicht mehr von yeaktiiäger —5888 
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ungen gegen Ausländer als Erwiederung der im Auslande gegen biesfeitige 
janen angeorbneten Beichränfungen, bleiben den Min. vorbehalten. 

. 87. Beichränfungen des Verkehrs mit den zu Meffen und Märkten ge: 
w, aber unverkauft gebliebenen Gegenftänden, werben hierdurch aufgehoben, 
inzelverkauf folder Gegenſtaͤnde außer der Marktzeit ift jedoch nur unter den⸗ 
Bedingungen zuläffig, unter welchen derſelbe jtatthaft fein würbe, wenn bie 
kände nicht auf den Markt gebradyt wären. 


Dazpı.: 
) Regul. v. 28. April 1824, betr. den Gewerbebetrieb im Umherziehen, 
mebit defien Erläut. (S. oben S. 236. ff.) 


HD In Betreff der an einzelnen Orten bei gewiffen Gelegen⸗ 
m (3. B. Weihnachten, Pfingſten sc.) gehaltenen Märkte, vergl. $. 85. 
Ordn. v. 17. Ian. 1845. (5. unten Tit. V.) 


Ueber die Zufäffigkeit ver Befhränfung ber Freiheit des Wochen» 
ehrs, seräglic ausmwärtiger Derkäufer, vergl. den $. 70. ver 
9. Febr. 1849. (5. unten im Tit. III.) 


2 Bublik. der K. Meg. zu Pofen v. 29. Juni 1819, betr. den Jahr⸗ 
zfchr zivifchen dem Großherzogthum Poſen und dem Königreich Bolen. 
tens der K. Polniſchen Reg. if, nach teren durch das Hiefige Amtsblatt pro 
>. 673. Mr. 343. befannt gemadten V. v. 23. Juli 1818 fänmmtl. chtiſt⸗ 
zrikanten, Handwerkern und Kaufleuten des Großherzogthums Pofen und 
B. Provinzen, mit alleinigem Ausſchluß der Juden, geitattet, ihre Waaren 
ber Landesgränge liegenden polnischen Städte zu bringen, fie dort auf 
5 en detail feil zu bieten, und nur das zu verabgaben, was fie in Polen 
werlauft haben, den nicht verkauften Theil dagegen frei von Zöllen und 
in die Breuß. Staaten zurüd zu führen. 
Zah die DB. v. 10. Mai d. I. Nr. 7122. und v. 8. Juni c. Nr. 8650. hat 
Mnanzs Min. nun nachgegeben: die chriſtlichen Fabrikanten, Handwerfer und 
des Königreichs Polen, weldye die diesfeitigen Jahrmärkte befuchen, eben 
hanbeln, als die hieſigen Fabrikanten x. in Polen behandelt werden; and) 
baß tie biesjeitigen Unterthanen, gleichviel, ob Kaufleute oder Fabrikanten, 
nifche Jahrmärkte beziehen, von dem dort nicht verfauften Theile ihrer 
diesjeits feine Abgaben entrichten dürfen. 
Rontrol:Maafregeln, welche rüdfihtlid des erwähnten wecjeljeitigen Jahr: 
dehrs beobachtet werben follen, find folgende: 
Beim Verkehr diejfeitiger Untertbanen nad) Jahrmärkten 
Nigreihe Polen. 
foldye von diesfeite nach Polen gehende Waaren Eönnen von polniihen Jahft 
ten abgadenfrei zurückgebracht werben, welche bezeichnungsfähig und mit preuß, 
⸗Siegein wirklich bezeichnet find. Bon biefer Bezeichnung find nur inländifche 
es, Drechsler⸗, Rademacher⸗ und Tifchler: Waaren ausgefchlofien, wenn 
RW Berfertiger ſolche felbft aus: und wieder einführen. 
w mit feinen Waaxen einen polnifchen Jahrmarkt beziehen will, muß bei 
E Eteueramie feines Wohnorts, oder dem, dieſem zunädft belegenen, oder 
bei einem Gränz⸗Kontrolanmte, dem $. 16. Litt. b. der Zolforbn. v. 26. 
& 1818 gemäß, einen Legitimationsfchein auf irgend ein biesfeitiges Haupt: 
Rnz-3ollamt ertrahiren, worin die Waaren nad Qualität und Duantität 
Bus zu fpezifiziren find. Diefer Legitimationsfchein wird vom Haupt:Bollamte 
Belag forgfältig aufbewahrt. Nuf den Grund beflelben revidirt und bes 
Nchuet es die Waaren mit dem Zoflfiegel, und laßt fie dann mit Berückſich⸗ 
Der folgenden Bemerkung sub Nr. 3. wegen ber ausfuhrzollpflidtigen 
Imlände nad) Polen frei ausgehen. Die Töpfer:, Drechsler⸗, Rademacher⸗ 
r, Zifchler-Baaren werden Seitens des Haupt⸗-Gränz⸗-Bollamts der Qualität 
e Dusantität nad nur genau notirt, weil deren Bezeihnung mit Zollfiegeln 
B;gut möglid, ifl. 
Imst ein Theil der Jahrmarktswanren als unverfauft aus Polen zurüd, fo 
WB: (eicher über dafielbe Haupt⸗Graͤnz⸗Zollamt eingehen, über welched der 
esfelgt iR. Der Waarenführer übergiebt dem Haupt:Zollamte Ane 
2 ie Gegenſtaͤnde werben revidirt; was mit richtigen preud. Boð⸗ 



















— 
—— —— Ali 8 Baier 


des hief. Mumtsbl. dor, 


B. Beim Verkehr der polnifhen Untertanen nad bir] 
Jahrmärkten. 

1) Polnifce Unterthanen hriſtlicher Religion dirfen, wenn fie ihre 
waaren frei von allen me einbringen und nach Polen nt 
rücfichtlic, des hiefigen Deyart, mur die Sahrmärkte in den Städten: 
Miloslaw, Neuftadt a, d. Warte, Mieszkowo, Zarocin, ? 
Tot, Adelnau, Zbuny, Ofttow, Grabow, 

Kabslagera und Kempen, beziehen, und dort ihre Waaren 

2) Der Gingang und Wiederausgang der polnifhen Jahr 1 

® über die oben zu A. Nr. 4, genannten Sau Betämter efoge 

3) Beim Gingange derfelben muß der ol 
tlaration übergeben, auf beren Grund das Amt eine — 

Der Ginbringer deponirt für die bei der Reviſton 
vollen, vom Haupt: Bollamte zu berechnenben, und — 
Zoll⸗ und Verbrauchs⸗ Abgaben, und empfangt einen 
der von ihm ſelbſt angegebenen Jahrmarfts-Stabt, worin Das 
a) bie Waaren ber Qualität und — nach * 
b) ben Betrag ber deponirten Gefül . 
©) den Zeitraum, für welchen ber hen pi 
d) bemerft, daß der Haufichandel, ohne eine = 9 
dieſſeits verboten fei. , 
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genien oder eines Theile des Depofiti; vielmehr bleibt bies unverkürzt der 
verrechnen. Die in den Legitimationsfdeinen zu beitimmenben Friſten 
eitens der Haupt-Zollämter, immer fo abgemeflen, daß innerhalb ders 
nn gerade ber deflarirte Jahrmarktsort befuct, und nach dort beendigtem 
Ihe die nicht verkaufte Waare zum Gränz:Zollamte zurückgebracht wers 
aan, 
die Juden finden bie vorſtehend sub B. Nr. 1. bis 5. bewilligten Begüns 
gen feine Anwendung. Was felbige aus Polen einbringen, muß, wenn 
ich nad) einem biesjeitigen Jahrmarkte beflarirt wird, verabgabt, und bie 
Ne müflen unverzüglich fürmlidy verrechnet werben. 
402. 2. 65.) 


Dritter Titel. 
Bon Wochenmärkten insbefonbere. 
Bon den Vegenfländen des Wochenmarkt-Verkehrs. 


»as Megul. v. 28. April 1824 über den Gewerbebetrieb in Umher⸗ 
beilt im $. 14. Nr. 1. Borfchriften darüber, welche Gegenſtaͤnde 
igen Wochenmarktsartikeln zu rechnen, welche Jedermann, auch 
nicht u de „wohnt, auf Wochenmärften feil halten darf. 

ben 


Ye Gew.-Orbn. v. 17. Ian. 1845 disponirt hierüber im $. 78.: 

fände des Wochenmarkt⸗Verkehrs find: 

je Raturerzeugnifle, mit Ausſchluß bes größeren Viehs; 

ıbrifate, deren Erzeugung mit der Land: und Forftwirthfchaft oder der 

ı unmittelbarer Verbindung fleht, oder zu ben Mebenbeichäftigungen der 

ber — gehoͤrt, ober durch Tageloͤhner⸗Arbeit bewirkt wird, mit Aus⸗ 

Getraͤn 

ſche Bebenbittl aller Art. 

Regierung hat unter Genehmigung ber Minifterien ein Verzeichniß der 

ye befannt zu machen, welche hiernady oder nad Ortsgewohnheit und Bes 

—* Bezirk überhaupt ober an gewiſſen Orten zu ben Wochenmarkts⸗ 
ren 


Musfäfrung ber im legten Satze bes $. 78. erteilten Ans 
ung ift das C. R. der K. Min. des I. und der F. v. 26. Der. 
F ergangen, welches allgemeine Beflimmungen über bie Gegen⸗ 
. ertheilt, welche überall auf Wochenmaͤrkten feilgehalten werben 


1. BL. 1848 ©. 26., f. zum $. 14. Nr. 1. des Hauſir⸗Regul., oben ©. 349.) 


er 8. Min. der F. (Blottwell) u. d. 3. (v. Manteuffel) v. 15. 
1845 an die 8. Reg. zu N., betr. die Feilhaltung von Lein⸗ 
id auf Wochenmärften. 

R. Reg. wird tie Vorftellung der Weber N. N. und Genoſſen zu N. v. 
e. wegen bes lihnen unterfagten Verkaufs von Leinwand auf den dor⸗ 
yenmärften zur Grörterung und Erledigung zugefertigt. 


bon das RM. der K. Din. des H. und des 3. u. d. P. v. 26. März 1820 
IV. 35. — 1. 21.) verbot den Detailhanbel ber Landbewohner mit 
enntiyein auf den Wochenmaͤrkten bei berfelben Strafe, wie das verbot: 


Ei Hauſiren. 

Die R. der K. Min. des H. des J. u. d. P. und d. F. 2. Oft. 1821 
957. — 4. 93.) u. v. 25. Ian. 1822 (A. VI. 203. — 1. ‚105.) 

sun gleichfalls, daß Branntwein auf Wocenmärften anders, als in ben 

söhnlichen Verkaufsftätten feilgeboten werben dürfe. 

Auch das R. derfelb. Min. v. 12. April 1824 (N. VII. 593. — 2. 

7.) De bies Verbot aus und unterfagte zugleich den Branntwein:Kabri- 

em, ihr Iabrifat unbe ſtellt zu verfenden, 


Ä / 
GE Won ben Berhältaiffen ber Gewerbeitsibenben zum € 


Ban es richtig iR, daß, wie Bittielfer behaupten umb bon Ara — Bu 

Bnnhermärtte feilgehalten iR, fo 1R Dre 1 She Se = 
o ift ber ver „12 

genommene 6. 78. ber Gew⸗Orvn. aid geeignet, das 







weren Selumanbbertanfs auf jenen 
im im 6.78 enannten Ge euRänden follen auch Felde, welche 
und Bevi m ben ⸗Artikeln gchoͤren, in ws 


der Iehtern aufgenommen werden, 
(Bin. BL 1 ©. 359. Nr. 414.) 


e) Syrup aus Munfelrüben, Kartoffeln. ver e 
nit auf Wochenmärften : werben. 


@) R. der 8. Min. des J. u..d (v. Rochow) m. d. F $. 
leben) v. 23. Juli 1840 an uk —— 


Der K. eg, wird auf ben Ber. v. 4. Juni B. 
Nunkelrüben bereitete Syrup auf Wochenmaͤrkten nicht 13 * 
(Min. Bl. d. i. B. I847 S. 317. Rr. 571)) 


P) R. derſelben Min. v. 31. Oft. I840 an bie & Meg. in 
Bei ber in dem M. v. 23. Juli d. 9. enthaltenen 4 

der aus Runkelrüben bereitete Syrup anf Wochenmaͤrkten 
ſoll, ri folgende —e— —— yrup 
zeugn zu deren 
brikaten und zu den Material⸗Waaren. Zwiſchen Syrnp 
chem aus Zuderrohre, und zwiſchen reinem Mübens@yrup umb lem 
up aus Zuderroßt vermiſcht if, kann —— der beizeffenben 
weder gar nicht, ober nur mit beſonderen Schwierigkelien unterih 
Eollte alfo ein Wocheumarkt⸗Verkehr mit Rüben: Eyrup —— 
u erwarien, daß ein ſolcher Verkehr auch mit reinen ober 

yrup eniftehen wird. Auch würbe bie Geſtattung bes —— * 
Rübens&yrup folgerechterweiſe dahin führen, daß er der Haufichen 
Waare nicht blos den Inländern, ſondern felbft den Ausländern ge 
müßte (6. 12, $. 14. unter 1. des Haufiv-Negul.,v. 28. April 1824 
iſt nicht anzunehmen, taß von der Geftattung des Wochenmarkt: Berti 
ben: ne der Aufſchwung der Runfelrüben-, Zuder: und Eyrup:$ 
haͤngig ſei 

4 verbleibt daher bei der Cingangs erwähnten Beſtimmung und 

Reg. nunmehr auch den übrigen Snbalt des R. v. 33. Juli c. zu el 
um zu prüfen, ob eine Abänderung ber Verf. v. 29. Dec. 1829 ne 
möchte. (Min. BL d. i. ®. 1840 ©. 486. Nr. 835.) 


y) MR. derfelben Min.-v. 11. Juni 1841 an die K. Meg. 
In Berüdfihtigung der unterm 4. Mai d. F angezeigten Umpä 
Berfolg der Verf. v. 28. Juli 1840 (Min. Bl. S. 317.) beftimmt, 
Kartoffeim oder aus Weizen bereitete Syrup auf Bodhenmärkten nicht | 
halten werden foll, und das R. v. 29. Der. 1829, wodurch Das ba 
halten geftattet worden, hiermit aufgehoben. 
Min BL d. i. V. 1841 ©. 188. Nr. 286.) 


d) Ueber daB Beilhalten von Handwerkerwaaren auf 
märften biöponiren: 


a) R. der K. Min. des I. (v. Room) u. db. F. v. 14. Se 
die K. Reg. zu Potsdam. 

— Im Allgemeinen wirb bemerkt, daß Fabrikate der Handwerler 
nicht als Wochenmarkt: Artikel anzufehen find, daß aber in den Orten, i 
Wochenmarkt⸗Verkehr mit jenen Fabrikaten bisher betrieben worden iR, 
ferner zu geftatten fein wird. (M. XXIII. 710. — 3. 172.) 

p) R. des K. Gen.-Dir. der St. (Kühne) v. 13. Of. 184. 
Gexwerbeſteuer derjenigen Handwerker, welche ihre ſelbſt gefertli 
auf den Mocenmärkten ihre® Wohnorts zum Verkaufe ei 


Diejenigen Handwerter, weihe vr guUmahia arr TH ach 


- 
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xhenmiärkten zum Verkaufe ausitellen, find aud dann, wenn fie das Gewerbe 
it mehreren Gehülfen betreiben und in ihrer Wohnung oder fonft in einem 
inen offenen Laden nicht halten, zur Gewerbefleuer heranzuziehen, ba in dem 
Ausflellen der Waaren zum Verkaufe auf den wöchentlid, mindeftene 
& wieberfehrenden Märkten das Halten eines offenen Lagers fertiger Waaren 
Diefenigen Handwerker dagegen, welche, ohne fonft ein offenes Waarenlager zu 
mb ohne mit mehreren Gehülfen zu arbeiten, zunaͤchſt nur auf Beſtellung arbeis 
nur von Zeit zu Zeit, nicht regelmäßig, ihre felbft gefertigten, nicht zugefauften, 
auf den Wocenmärkten ihres Wohnorts verfaufen, mögen von ber Gewerbes 
ret gelafien werben. 
Hn. BL d. i. V. 1847 ©. 297. Nr. 363.) 
.v. 9. Febr. 1849 über die Errichtung von Gewerberäthen ıc., $. 70.: 
» nad) der bisherigen Ortsgewohnheit gewifie Handwerkerwaaren, welche nicht 
Begenflänben des einem Jeden frei gegebenen Wochenmarkt: Verkehrs gehören 
der Gew⸗Ordn.), nur von Bewohnern des Darktortes auf dem Wochen: 
verfauft werben durften, fann bie Regierung, nach Anhörung des Gewerbe⸗ 
Jen einheimischen Verkäufern bie Fortſetzung des herfömmlihen Wochen⸗ 
herfehrs mit jenen Handwerkerwaaren geftatten, ohne auswärtige Verkäufer 
2 auf dem Wochenmarkte zuzulaſſen (F. 75. der Gew.⸗Ordn.). 
©. 1849 ©. 108.) 


E Bon dem Auf- und Vorkauf auf Wocdenmärften. 


Das Edikt v. 20. Nov. 1810 über den Vor⸗ und Auffauf in ber 
Nonarchie (&. S. 1810 S. 100.), welches alle älteren V. über 
jegenftand aufhob !), gab die vollfländige Breiheit des Auf- 

ufs, beflimmte jevoch im F. 3., daß folder an Marfttagen in 
Thoren, fowie auf Straßen und in Wirthähäufern, furz an jedem 
Ber dem Markte, unterfagt bleibe; der $. 4. a. a. D. erklärte 
auf dem Markte felbft nach der beionderen Berfaffung eines jeden 
noch beſtehenden Vorkaufsrechte einzelner Klaffen für aufgeho- 
8 ein völlig freier Marktverkehr ſtattfinden follte. 


Die Gew.Ordn. v. 17. Jan. 1845 enthält über diefen Gegenſtand 
. 79—81. folgende Beftimmungen: 


"9. Einrichtungen, nad) welden der Einkauf von Lebensmitteln auf Bodens 
zelnen Klafien von Käufern nicht während der ganzen Dauer des Marl; 
en nur während einer gewifien Zeit geitattet wird, birfen nur dann fort: 
‘wenn ihre Beibehaltung in Rückſicht auf örtlihe Gewohnheiten und Bes 
yon ber Regierung genehmigt wird. 
W. Gegenflände, welhe an fid zum Marftverfehr gehören und von außer: 
ı Marftort gebracht werden, dürfen an Marfttagen an feinen anderen, als 
Br den Markt beftimmten, von der Ortsbehörde in genügendem Umfange 
ber Pläßen, auch nicht vor oder in ben Thoren gefauft werben. Nähere 
imgen hierüber bleiben den einzelnen Marktorbnungen vorbehalten. 
3. Bon der Beflimmung bes $. 80. find diejenigen Gegenftänte ausge: 
welche täglih zum Verkauf in Häufern und auf den Straßen umbhergetra- 
en bürfen. ($. 86.) Mic bleibt der Verkauf aus befonderen Lokalen zu: 
1845 ©. 56.) 










Zum $. 79. 
SD. v. 233. April 1847, betr. die Befchränfung einer Fünftlichen 
Igerung ber Lebensbedürfniſſe auf den Wochenmärften durch Vor⸗ 


ſich Bei ber gegenwärtigen ungewöhnlichen Tiheuerung ber Lebensmittel meh: 
Sevdürfniß fund gegeben hat, einer fünftlihen Steigerung ber Preife durch 
ine Beichräntung der Borfäuferei auf den Wochenmärkten entgegen zu wir: 
BD 


bies Gb. und das Hiftorifche über die älteren betr. Erirhr im 
M VI. bdes Wertes (Bolizeis@efen), Bb. II. S. 153—155. 


| 
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ten, fo will Ih auf Ihren Bericht v. 13. d. M. Hiermit fefehen, "r u 
gen "Städten, wo eine beihränfende Kinrichtung biefer Art nach Maaßgabe da 
ber Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 1845 nicht bereite beſteht, und ein 
birfniß nady dem Ermeſſen der Ortsbehörde vorhanden ift, letztere ermäkt 
fol, für die nächſte Zeit und bis zum 1. Oft. d. I. eine Anorbnung zu tree 
nah auf den MWocenmärften den Zwijdenhändlern und Biederverliufen ww 
fauf von Lebensmitteln erſt von 11 Uhr Vormittags ab geftattet wird. — © 
ben den Mag. zu Minden auf die hierbei zurüdfolgende Borftellung v. 2.9 
d. 3. hiernach zu beſcheiden und dieſen Meinen Befehl ſcheunigi durch Die | 
befannt zu maden. (G. S. 1847 ©, 192.) 


b) Der Grundfag, welchen die vorftehende K. D. u. 23. April IM 
einen tranfitorifchen audfpricht, iſt demnächſt, unter Movä 
der Beſtimmung des $. 79. der Gew.»-Orbn. v. 17. Ian. 1845, ı 
fortdauernd gültiger aufgeftelt in ver V. v. 9. Febr. 1849 $ 


Einrichtungen, nach welden der Ginfauf von Lebensmitteln auf Wochen 
einzelnen Klaffen ven Käufern nicht während der ganzen Dauer bes ge 
dern nur während einer gewillen Zeit geflattet wird, dürfen auch an Orten, m 
noch nicht beitehen ($. 79. der Gew.⸗Ordn.), nad) Maapgabe des örtlichen 4 
nifies mit Genehmigung der Negierung eingeführt werben 1). | 

(8. S. 1849 ©. 109.) 


2) Zum $. 80. . 


a) N. der K. Min. des I. (v. Sodenſchpingh) u. d. F. (v. Düe 
17. Nov. 1846 an die K. Reg. zu X 


Der K. Reg. wirt nit Bezug auf das Reluregeſuch bes Landrathe I 
gegen Ihre Verf. v. 20. v. M. in Betreff des Auf: und Borfaufs vor be 
biefer Stadt, eröffnet, F Dieſelbe den 8. 80. der Gewerbe⸗Ordn. v. 17. 
infofern zu eng aufgefaßt hat, als der Vor: und Auffauf auch vor den Z 
boten ift, welche Beſtimmung aber nach Ihrer Auslegung da ohne Beben 
würde, wu ber Rofizeibezirf über die Thore des Marktortes nicht hinansrei 


Die nähere Beitimmung über den Umkreis des Marktortes, bis wehin 
fchrift des $. 80. wirkſam jein fol, wird in ten nach 8. 84. zu erlaſſer >; 
ordnungen ihre Stelle finden: indeſſen iſt es nicht bedenklich, auf den 8 
Bolizei:Obrigfeit auch ver Abfaſſung einer förmlichen Marktordnung einen 
wegen Berbot des Ankaufs ver den Thoren an Markttagen innerhalb ter 
15. Dec. 1843 (Min. Bl. 1844 S. 18. Nr. 22. 2) vorgegeidneten ri 
die Lantes = Polizeibehörde zu genehmigen, deffen Inhalt gehörig au yubß 
päter in die Marktordnung zu übernehmen ift. 

























1) Hiernach find die N. der K. Min. d. F. u. bes 3. v. 13. Sept. IM 
Bl. d. i. V. 1845 S. 307. Nr. 335.) u. v. 16. Oft. 1945 (R 
i. V. 1845 ©. 318. Ne. 357.), für befeitiget au erachten, w@ 
shradhen, daß der $. 75. der Gew.-Ordn. tag Prinzip ber gleichen 
aung jedes Marktheiuchers zum Kaufe und Verkaufe aufftelle, vor 
Anenahmen nah $. 79. a. a. ©. nur in ben Fällen zu gefatten, 
ruͤckſichtlich des Einfaufs von Lebenenitteln bei Publikation der Ee 
beitanten und ferner, nach Maaßgabe der örtlichen Bedürfniſſe ım 
heiten, keibehalten werden, wogegen die nee Ginführung oder & 
einführung derartiger Beſchraͤnkungen des Marktverkehrs jeit dem 
Gew.⸗Ordn. unzuläflig ſei. 


2) Das R. der K. Min. d. F. u. des J. v. 15. Dec. 1843 an bie 
Poſen bemerkt, daß das Verbot tes $. 3. des Ed. v. 20. Nen 1 
ben Auf- und Vorkauf fih in ber Negel aufden Polizei bezirl N 
ortes, ale Gränze, erſtrecken müſſe, daß es aber zuläffig fer, tie ı 
das Bebürfniß hierzu hervortrete, Den Bezirk, worauf das 
ſtrecken ſolle, nach den gofalverhältnifien in einer öijen 
kanntmachung feitgufegen, wobei eine Meile vom Thore al 
anzufehen ſei. Vergl. died R. in Al. VI des Merfes (Polizeim 
Supple.⸗Bd. S. 140, 
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je R. Reg. hat den Landrath in diefem Sinne ju beſcheiden und ihm zu übers 
Weitere durch den Mag. bei Ihr zu veranlaffen. 
Bi. v. i. 3. 1846 ©. 21. Mr. 30.) , 


Betreff der Beftrafung ber Zuwiderhandlungen gegen bie 
ungen bed $. 80. der Gew.⸗Ordn., vergl. den $. 187. a. a. 
nebſt defien Erläut. 

unten in Abfchn. IV. Kap. 2., Tit. 1. sub VII) : 


. Befugniß zum Beilhalten von Wochenmarkts⸗⸗Begenſtänden 
R ber Marltzeit. 


$. 86. der Gew.Ordn. v. 17. Jan. 1845 beftimmt hierüber: 

ern ſolche Erzeugniffe, weldhe nad $. 78. Gegenflände des Wochenmarkt⸗ 

ſind, aud außer der Marktzeit auf offener Straße, oder in Fahrzeugen auf 
Gewäflern feil gehalten, oder zum Berfauf in Häufern tumbergefragen 
‚if nad dem örtlihen Bebürfnifle und nad den Vorfchriften für den 

eb im Ummherzichen von der Orts: Polizei : Obrigkeit zu beftinnmen. 


Regul. v. 28. April 1824 über den Gewerbebetrieb im Umherzie⸗ 
1, 3., 4. und 14. Nr. 1., nebft deren Erg. und Erl. 
oben S. 230. ff. u. S. 349. ff.) 


Der F. 59. der Gew.Ordn. beflimmt (am Schkuffe) in Betreff der⸗ 
erfonen, welche an einem Drte die Berechtigung zum felbftftän- 
erbebetriebe erlangt haben: 

Feilhalten und Anbieten der gewerblichen Grzeugniffe ober Dienfle auf 
er an anderen öffentlichen Orten außer ber gewöhnlichen Marktzeit ober 
ber zum Marktverkehr beflimmten Pläpe bedarf es der befonderen Erlaubs 
polizei: Obrigfeit. (©. S. 1845 ©. 53.) 


Bierter Titel. 
Bon Zahrmärkten und Meſſen insbejentere. 


n den Begenftländen bed Jahrmarkt-⸗Verkehrs. 

ie Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 beſtimmt in den 66. 82. u. 83.: 
Auf Jahrmärkten dürfen außer den im $. 78. 1) genannten Gegen: 
Südfrüchte und ausländiihe Bewürze, ingleihen Fabrikate aller Art 
werben. 

Der Verkauf von Getränfen und zubereiteten Speijen zum Genuß auf 
barf auf Jahrmärkten nur nach Maaßgabe der örtlihen Gewohnheiten 
iſſe geftattet werden, (©. S. 1845 S. 56.) 


Ss yus ben vorftehenden Beftimmungen ergiebt fich, daß der Handel 
zänfen, welder nad $. 78. Nr. 2. der Gew.Ordn. auf Wo» 
z£ten ganz ausgeſchloſſen ift, auf Jahrmärkten zwar geftattet 

If, Daß aber der Verfauf von Getränken und zubereiteten Speifen 

senuß auf der Stelle auch auf Jahrmärkten nur nad Maaß⸗ 

E örtliden Bewohnheiten und Bedürfniſſe zuläfiig fein fol. 

„Diefer Beziehung find nachflehende Beſtimmungen noch gegenwärtig 

iſchem Interefie: 

der 8. Min. des H. (v. Bülow), des I. (v. Schudmann) u. d. 8. 


gRlemis) v. 28. Oft. 1819 an die K. Meg. in Köslin ?). Der 


ke 6. 78. a. a. O. beſtimmt die Gegenftände des Wochenmarkt-Ver⸗ 

Bhr6. Bergl. oben ©. 525. ff. 

Ber el ben Beſtimmungen ertheilen das R. der K. Min. des H. u. d. ©. 
bes 3. v. 3. Juni 1820 an die K. Reg. zu Danzig. (9. IV. 312. — 
37.) u. das R. derfelb. Min. v. 19. März 1824 an die K. Reg. u Bo: 

u (R. VIIL 276, — 4. 150.), Tepteres in Bezug auf den Wein: Aue: 

Va 8b 2 34 





530. Bon ben Verhältniffen ber Oemersittelßenden zum 


Verkauf des Branntwelns auf Jahrmarkten im | 
gar ift geftattet, bagegen ber Ausfchank im € 


Acd at ® 16, 
dur Dane fahren Oranrthktas auf ben 
H Beiheide nt, daß ber —— 
tthaft zu erachten iſt. Dagegen iſt auf 

% — — und dlaſchen erlaubt, md mur bas Ber 
m zul 

= wiefen Öhrtndf it bie 8. Mı weite 
er, "lm Er or a 


Yezug hierauf Feimerft dad R. ber K. Min, des 
der 8. v. 31, Aug. OR BALD BE BRENDEN 


E N. hat di ‚dem Kosbit 
ben er — - he — 





— * muinug ber uuter dar 
Die Ü wutfen möngesystisg ne ME FHIAMEINE Bet. vo 1 
Verſchanten von Brammtwein in Glaͤſern anf Jahemörten für unu 
den, auaehoben feit 


Die unterz. Min, nehmen hieraus —— der K. Reg, 
der Unterfhied, melden Sie nad) Ihrer vorgedachten Merf, ein 
zum Genuß, auf der Stelle auf Jahrmärkten dir andere als DO 
a —* — * — * und fi 

t, fo wenig in ben, über — ergauge 
——— gegrütbet ir als er in ſich ſeibſt eine Medhtjertigung 
Neg. hat daher Die, an ben Mag. zu N. exlaffene Verf. d. 26. © 
zunehmen, indem der gedachte Auoſchant in feinem Malle geftattet ı 

(a. XU. 773. — 3. 109.) 


b) R. der K. Min. des 9. u. d. Gem: (b. Bülow) n. de 
(0. Scudmann) v. 4. Mai 1822 an bit K. Meg. zu 8 
iſt dem Verkäufer freizulaſſen, ob er die Betränte in 
Slaſchen gefünt zu Markte bringen, ober erſt bort einfh 
Der X. Reg. wird auf die Anfrage v. 12. v. M., ob de 
Branntweins und Biers die Getränfe fon in den Bebinden umt 
zu Maorkte bringen müffe, oder ob er fie auf dem Marfte nad) bei 
Käufer in Gehiie und Flaſchen einfülfen Fönne? eröffnet, da ci 
überlaffen werben kann, welche Einrichtung er feinem Iutereſſe ober 
angemefin findet. 
Es iR Sache der Orts-Poligei- Behörde, dahin —F 

Verfäufers In dem Falle, wo er auf dem Mar er 
dem Verlangen der Käufer einfüllt, nicht in einen Schant amd 

In jedem Falle witb es weniger nachtheilig fein, werk Bin ım 
Kontvakatlonen ſtatt finden, ale wenn man, um: biefen Kontrav 
vorzubeugen, ben Berfauf, zir gleichzeitigen Beläfigung ber Berlän: 
fer, in der von ber X. Rei ns , Art, nod mehr als fü 
befcyränfen wollte. (M. VI 82.) 


OR. ver K. Min. des ©. (v. Bülow) u. des J. u. b. 
mann) d. 7. April 1824 an die K. Reg. zu Bretlau 


fhant a auf Sahrmärkten. — Das R. derſelb. Min. v. SU. 
4. 95.) erflärt das ®. v..28. OM. 1819 anf be 
—S und das R. der K. Win. d. 8, des I 
v 29. Der. 180 RTV. 1. — 4.86) dm ® 
Brombgrg Für anwendbar. 
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4 barf auf ben vor ben Thoten abzuhaltenden Viehmärkten ein⸗ 
se Schänker zum Detailhandel zulaffen. 


den, von der K. Meg. in dem Ber, v. 14. Febr. angeführten Berf. — 
auf ein urfprünglih an die Meg. zu Röslin erlaffenes R. v. 28. Oftbr. 
haben — if auf Wochen: und Jahrmärkten (und mit Einfhluß der Vieh⸗ 
ver Ausſchank des, in ländlichen Brennereien erzeugten Branntweins aller 
Fbsten, bagegen aber der auf Jahrmärften erlaubte Handel mit biefem Ge⸗ 
zu binden. Was üuͤbrigens die rücfichtlidy der vor den Thoren Br 
ärkte, bevorwortete Zulaflung einzelner Schänfer zum Detailverlauf in 
Ng zu vertheilenden Buben anlangt; fo kann diefelbe von der Lokal⸗Polizei 
cine allgemeine AutHorifation aber zu einem Gewerböbetriebe biefer Art nicht 
werden. (9. VIII. 592. — 2. 156.) 


des 8. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann) v. 3. Juni 1829 
Me K. Meg. zu Minden. Die Reg. find befugt, den Detailaus⸗ 
Be von Branntwein auf Jahrmärkten zu verbieten, dagegen fols 
Sei Gelegenheit von Volkefeſten ausnahmsweiſe zu geftatten. 
unverfennbaren Rachtheilen, welche ein zu ſehr vermehrter Kleinverlauf 
ins für die Sittlichfeit des Volls herbeiführt, wird die K. Neg. hier⸗ 
, in Ihrem Verw.⸗Bezirke den gläferweifen Ausſchank des Brammts 
Sahrmärften außerhalb der Eonzeffionirten Schanfflätte, da folder über: 
aͤßzlich nicht nachgegeben werben fann, aud in Ihrem Depart. im Als 
verbieten, jedoch in einzelnen Bullen, namentlich, bei Scheibenfchießen und 
eluftigungen, überhaupt wenn befondere Umſtaͤnde bies rechtfertigen, 
eife zu geflatten. 

385. — 2. 121.) 


K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 9. Ian. 1832 an bie 8. 
zu Bromberg. Die Meg. dürfen den Vrannweinausſchank auch 
olksfeften verbieten, denfelben jedoch ausnahmsweiſe bei Schei⸗ 
chießen und Ähnlichen Gelegenheiten erlauben. 
@. Peg. wird auf die Anfrage v. 16. v. M. in Betreff des Ausſchanks 
Rtwein in Duden und an Tifchen bei Sahrmärkten se, hierdurch eröffnet, 
t der 8. Min. in dem biesfälligen, unterm 28. Oft. 1819 I) an bie 
lin ergangenen, audy in dem bortigen Bezirke gültigen R., Teineswege 
ft gewefen, den Ausfchanf von Branntiwein in Buben oder an Tifchen 
en zu unterfagen, fondern vielmehr dahin gegangen if, überhaupt ben 
on farfen Getränken außerhalb ber gewöhnlichen Schanfflätten fir uns 
erflären. Es findet fid) daher gegen die von der K. Meg. beabfichtigten 
enes Berbots auf andere Volfsverfammlungen nichts zu erinnern. 
dadurch die ausnahmsweiſe Geſtattung des Ausſchanks in Buben 
been Beranlaffungen, 3. B. bei Scheibenſchießen ıc. in fofern daraus feine 
n zu beforgen find, nicht ausgeſchloſſen. 
VE 219. — 1. 91.) 


w Die Brundfäge, nad) welchen bei Ertheilung der Erlaubniß 

Betriebe des Ausſchanks und zum Verkaufe von Eßwaaren bei 
enfeſten und ähnlichen Gelegenheiten zu verfahren ift, fprechen 
[gende R. aus: 


es K. Min. des J. Pol.Abth. (Seiffart) v. 11. April 1841 an 
R. eg. zu Llegnip. 
RB. Meg. erhält in der Anlage Abſchrift des heute der verwittweten Gaſt⸗ 
„ ertbeilten Befcheides, mit dem Bemerken zur Nachricht, daß der Betrieb 
es in Buben x. bei Schügenfeiten und ähnlichen Gelegenheiten ſtets 
Irtlich anzuerlennende Bedürfniß befchränft bleiben muß. Bei Ertheilung 
iß zur Aufftellung einer Schanfbude muß vorzugsweife auf die Perföns 
‚ Bewerber gerüdfihtigt werden, und die Wahl unter den im Orte und 
deſſen nädjfter Umgebung wohnenden Schaͤnkern auf diejenigen fallen, welde 



















— — 
wgl. oben ©. 529, 
z4r 


D Bon ben Berhältniffen der Benirtföltenben zum | 


. in mad ‚ebkungemäfigen Grwerbeheisieh 
— (le SL D-81800 €. DD 0) ct 


2) o. Din. v. 28. Aug. 1843 an die R.: er; 
*a. d. b. 


a Bein v arm win ber K. Meg. in Betr. ber Def 
Detinden, m iegen des. ihm unierjagten Merfaufs fein 

BR "auf dem home Biermit zu erfennen gegeben, del 
chörden zunähR bie Beuriheilung zuficht, —— ſt⸗ und 

* Verkauf ihrer Ka und —— bei Schügenfeften und äbn) 
deiten zu ten iſt, und in welcher Anzahl biefe zugelaften werbei 
wenn, auı beftiiamter Anſpruch ber einzelnen Oeiwerbetreibenden 
nicht anerfannt werben Tann, fo muß bad) "Eritent der vorgefehten 9 


art wird, vakalı we * wenigken Bi 6 iR, die Zur 


pain Ko und erſcheint um s weniger gerechtfertigt, als 
Der Shäpenniag in Berlinden von vr agificat | 


jeben worden if 
— 1 8. 1842 ©. 327. Rt. 442) 


Bas Insbefondere die Rheinprovin Mile ha « 

.® Weglerungen folgende Befimmungen Iser den y —VE 
genſtand ergangen; 

Ir Bin DeB 3. (dr Den (e. Brenn) e| 
vensleben) d. 28, Behr. 1835 an die R. Dape 
wirthe dürfen die Jahrmärkte nicht beziehen; bagegeı 

geftattet werden, @etränfe auf Shägenfeken und bei i 

legenheiten, jedoch nur innerhalb der @rängen ber betr. 4 

Abth. feil zu halten. 

x. x. Was den Verfehr der Schankwirthe betrifft, fo kann dieſen 
werden, auswärtige Jahrmärkte zu beziehen, und dort in befonden 
Auefhant zur betreiben, weil ein folder Schankbetrieb dem Gewerbe : 

leich ftehen würbe, als weldes die Schanfwirthfdaft nicht betriehe 

Dagegen fann den Schankwirihen ber Verkauf bes Branntweine ım 

tränfe in Buben, Zelten, an Schanktifhen u. ſ. w. bei Schuͤhenfeſten 

unb anberen Bolfsheluftigungen, größeren Truppen / guſammenzie hun ⸗ 
befonderen Gelegenheiten, wenn nad) dem pflihtmäßigen Grmefen | 

Bebürfnig dazu —E iſt, innerhalb der Graͤnzen ber Gewerbeier 

au welcher der Schänfer gehört, geftattet werben. 

(a. XIX. 822. — 3. 166.) 


PB) R. der K. Min. des I. für Gew.⸗Ang. (v. Breun) u. de 
(0. Rochow) v. 17. Sept. 1837 an die 8. Reg. zu Tr 
gungen ber Zulafjung von außwärtigen Schäntern auf 
und bei Volkofeſten. 

Das von ber K. Reg. bisher, hinſichtlich der Zulaffung deu Ede 
Jahrmärkten, Kirchweihfelten und bei ähnlichen @elegen! -beobach 
farın durch dasjenige nicht a greift werden, was biejelbe barübeı 

. 24. Inni d. I. angeführt hat. Die X. Reg. iR in Ihrer diesfäl 
Pi 20. Juni 1835 jedenfalls zu weit gegangen, indem darin unbed 
Taffung ber einmal fongeffionirten hinter auf Märkten, Kirchweih 
äbnlicen BVeranlaffungen ausgefproden if, und auf biefe Beife ea u 


1) Dies R. iſt mittelft R. der K. Min. des I. für GH. und Gem 
3. u.d. 8. v. 14. Ang. 1835 nd ter 8. Reg. zu Koln 
witzechenn worden. (A X. v. — U 
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m Markt zu Markt, und am Ende der durchaus unzuläffige Betrieb ber 
yiſchaft im Umherziehen herbeigeführt wird. 

kann nicht gebilligt, die K. Reg. muß vielmehr darauf aufmerffam ges 
en, daß nad der in Abfchrift mitfolgenden Verf. v. 28. Schr. 1835 I) 
Reg. zu Düffeldorf: 

Schaͤnker nur innerhalb ber Steuerabtheilung, zu welcher fie gehören, 
mgelaflen find, und 

—— ihre Zulaſſung auf Jahrmärkten sc. von dem pflichtmaͤßigen 
x Polizeibehoͤrde des Marktorts hinfichtlich des Bedürfniſſes abhängig ge: 


5 Kat die K. Meg. Ihren Erlaß v. 20. Juni 1835 abzuänbern, und 
&h die betr. Behörben verfahren zu laſſen. 
XII. 221. — 1. 194.) 


er K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. F. (v. Alvensleben) 
. Dec. 1838 an die K. Reg. zu Trier. Auch den Gaſt⸗ und 
ifewirthen, fo wie den Schlächtern, darf der Verkehr auf 
smärften, bei Kirchweih- und ähnlichen Beflen innerhalb 
Steuerbezirkes geftattet werden. M 


die K. Reg. nad) dem Ber. v. 30. Oft. d. 3. den Gewerbebetrieb ber 
d Gaftwirthe, fowie der Schlähter auf Jahrmärkten, Kirchweih⸗ und 
m beir., die Anmeldung bei der Kommunalbehörbe bes Jahrmarkt⸗ ıc. 
lchtlich dieſer Sewerbetreibenden nicht minder wünſchenswerth hält, als 
entwirtbe, fo kann doch die Verpflichtung dazu nicht aus dem Gewerbe⸗ 
‚30. Mai 1820 hergeleitet werden, indem die gedachten Gewerbetreibenden 
be Gewerbeſtelle eine befondere Steuer, fonbern nur Einen Sab nad) 
hres gefammten Gewerbs-Umfanges zu entrichten haben, in gemwerbefteuer: 
ht daher aud von ihnen nicht die Anmeldung jeder befondern Betriebe: 
un nur bie Anmeldung des Gewerbes überhaupt verlangt werden kann. 
re Anmeldung muß jeboch aus polizeilihen Gründen erfulgen. 

er Allerh. D. v. 7. Febr. 1835 bedarf derjenige, welder Gaſt- oder 
feyaft betreiben ober überhaupt zubereitete Epeifen ober Getränfe zum 
der Stelle verabreihen will, dazu — abgefehen von der Steuerentrich⸗ 
er befondern polizeilihen Erlaubniß. Die Ertheilung derfelben hängt 
davon ab, daß die Perfönlichfeit des Gemerbetreibenden einen ordnungs⸗ 
perbebetrieb verbürgt, d. h. daß von der Verfönlichfeit bes Gewerbetreibenden 
u erwarten ifl, er werbe auf Befolgung ber hinfichtlic feines Gewerbes 
Borfchriften Halten. Da dies nun durch die ftete Anweſenheit des Ge⸗ 
benz im Betriebslokale bedingt ift, bei der durch häufige Abmefenheiten 
en Beauffihtigung des lebten aber die Bürgfchaft für den ordnungs⸗ 
werbebetrieb verloren gehet, fo ift [hen immer der Grundſatz feftgehals 
die Grlaubniß zu den getachten Bewerben infonderheit dann nicht zu 
enn bdiefelben nur als Nebengewerbe betrieben werben follen. Gbenfo 
icht es aber dem polizeilichen Interefie, wenn biefe Gewerbe außer den 
welche die dazu ertheilte Erlaubniß ausdrücklich lautet, nody an andern 
e 3. DB. bei Kirchweihfeften, Märkten sc. betrieben werden. Nur mit 
auf, daß in ber Mheinprovinz bei bem burdy dergl. Anlaß bewirkten 
ömen großer Menfchenmaflen bie Bebürfnifie der legten durch die am 
gen Scanfwirthe nicht befriedigt werben möchten, ift bort ausnahme- - 
‚ mit der Beihränfung auf denfelben Steuerbezirk, den Echänfern aus 
haft nachgelafien worden, mit ausbrüdliher, von dem Bebürfnifie ab- 
» fon in ficherheitepoligeiliher Hinficht erforderlicher Erlaubniß der 
de des Kirchweih⸗ oder Jahrmarktortes, in biefem vorübergehend ihr 
betreiben. Will man dies auch den Gaſt- und Speiſewirthen defielben 
9 aus gleihem Grunde geftatten, fo wird auch hier die Nothwendigfeit 
mg, Sowie der befondern Erlaubniß der betr. Ortsbehoͤrde eintreten, 
Der Thellung der Aufmerkfamfeit ber Gewerbetreibenden auf mehr ale 
Lofal verbundene Verminderung der Sicherheit für einen orbnungsmäßt- 
‚betrieb, durch Vermehrung der Polizeiaufficht "ausgeglichen werden muß. 
rinder iſt eine ſolche polizeiliche Beauffihtigung bei ben bie Kirchweih⸗ 





L vorflehenb sub a. 
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and den 's und Speifewirthen, jo wie ben 
Gewerbes bei befondern Meranlafjungelt, 
zog ie 5— Aachen darf, tm eine me 
ß h 
&) R. des 8. Min. des 3., Mol. Abıh. (v. Meding) v. 26. 9 
on die R. Weg. zu Tele. | Beoingungen ber Bu A 
Schaukwirthe zu den Iahrmärkten. ar a 
Der 8. Reg. wird auf die Ber. v. 21. Nov. v. S. 8, m 
Meg Ye: Ehantwiche zu Bejichiig von ten Beir., 
N et dem Musende: Etener Ab in der Vert ». 17. 


ÄR der Gienerserband zu verhehen, welcher ſich nur 


— 
7 


Au⸗ 86 zuzulaſſen. 
u — 1.194) 
h) Ueber die Steuerpflichtigfeit des Weilhaltens und 
von Brantwein auf Jahrmärkten, fpricht fich das M. der CE 
I. u. d. ®. (0. Rochow) u. d. &. (v. Alvensleben) v. 30. 
an die 8. Meg. zu Köslin, aus, 
Die K. Reg. erhält Hierbei die Borſtellung bes Konbitors I. v. li 
. mit ber Beranlaffung demfelben auf fein darin Yorgefragenes Gejud, 
rel Ausfhänten feiner Branıtweine auf Iahemärkten zu gel 


Es wird bemerkt, daß die Beftinummmgen der K. DO, v. 7.Beit 
amd, auf den Betrieb des Schankgewerhes auf Märkten beziehen um 
Märkten betriebene Schanfgewerbe zum Gntrichtung dee Oewerbefleum I 
C. angemeldet und in biefer befteuert werben muß, foferm mid bie 
berdte in 2 uhrım — * —— C. ber und außeit 
ort um en zu ven Gewerbeſteuerrollenbe gehören. 
(Rin, DI. 1840 ©. 252. Nr. 444.) 


i) Publit. der K. Reg. zu Danzig v. IL. Sept. 1833, kei 
Tank von Meth und Roft auf Iahrmärkten. 


@6 if bieher auf den, in dem hiefigen Meg.» Bezirke ftakifiuben 
ten, Weth, entweber allein, oder mit Bachvaaren, zum fofextigen € 


Ee iſt inpwih Auf bem 
unterm „ v. — — 







I) Bergl. oben sub a. 
2) Vergl. oben sub a. 
3) Bergl. oben S. 161. 
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u, ba auf Jahrmärkten den auswärtigen Gewerbetreibenden nur ber eigentliche 
L, nicht aber ter Berfauf zum Genuß auf der Stelle, freifteht, ale wel- 
nad $. 10. des G. v. 30. Mai 1820 ale Schankwirthſchaft zu betrachten, 
— im Umherziehen nicht betrieben werden darf, in Folge dieſes 
atzes weder Meth noch Moſt zum ſofortigen Genuß auf Jahrmärften von 
wwben verkauft werden duͤrfe. 
Jiernach wird denn Jeder, der von auswärts einen Jahrmarkt beſucht, ver⸗ 
„Moſt oder überhaupt Getränfe zum fofortigen Genuß zu verfaufen, 
& beim Betreffen der gefeglichen Strafe unterliegt, und demnach fofort gegen 
werten wird. 
imifchen flieht ein folder Verkauf (wie zur Vermeidung eines —*2 
wird) auch nur dann zu, wenn fie zum Ausſchank von Geiraͤnken überhaupt 


find. 
Fr haben ſich die betr. Behörden zu achten. 
"Evo 794. — 3. 133.) 
LE Bon der Sreiheit des Verkehrs auf Jahrmärkten und 


I. oben Tit. II. sub IN. 


Fünfter Titel. 


ein Märkten, melde bei befonderen Gelegenheiten, ober 
jelne Sattungen von Gegenſtänden gehalten werden. 


Die Gew.Ordn. v. 17. Jan. 1845 beftimmt im $. 85.: 


Beſtimmungen ber 6$. 76., 77., 79., 80., 81. und 84. 1) finden aud 
Märkte Anwendung, melde an einzelnen Orten bei befonderen Oele: 

oͤder für einzelne Gattungen ven Gegenftänden gehalten werden, 3. 2. 

ärfte, Moll:, Vieh:, Butter, Garn, Leinwanbmärkte, u. d. m. 

tlich der Gegenitände, welche auf dergl. Märkten feilgehalten werben 

t es bei der bisherigen Obſervanz. Erweiterungen biejes Marktverkehrs 

der Meg. nad) Bernehmung der Rommunalbehörde angeorbnet werben. 










gu: 

des K. Min. für. H., ©. u. Öff. A. (v. d. Heydt) v. 11. April 

K die K. Reg. zu N. 

den Ber. der K. Reg. v. 16. v. M. erhält Diefelbe in der Anl. (a.) Ab⸗ 
dem Mag. zu N. heute ertheilten Beſcheides, den Beſuch des dortigen 

könıgıftö von auswärtigen Gewerbetreibenden betreffend, zur Nachricht. 


Anl. a. 


"in ber DBorflellung v. 21. Dec. v. 3. erwähnte Obfervanz, nad welcher 
Sabre 1840 nur dortigen Gewerbetreibenden ber Verkauf von Kramwaa⸗ 
bem jährlih 14 Tage vor Weihnachten abgehaltenen Weihnachtsmarkte ges 
wefer ift, kann, nachdem dieſe Beſchränkung durch die Verf. ver KR. Meg. 
33. Nov. 1840 aufgehoben worden, nicht wieberhergeftellt werden. Durch 
gedachte Verf. hat die K. Reg. nicht millführlid in bie hergebrachte 
nung eingegriffen, fendern die nad) Lage der dermaligen Geſetzgebung ger 
reiheit des Marktverkehrs für alle DBerfäufer ſolcher Waaren, melde auf 
n Wiehmärkten feilgeboten werben durften, in Beziehung auf den dortigen 
tsmarft hergeftellt.. Soweit diefe Regelung bes Marktverkehrs vor Wer: 
g ber Gewerbeordn. v. 17. Jan. 1845 nicht durchgeführt worden, geftattet 

85. a. a. D. Hinfichtlid der Verfäufer, welhe auf den Weihnachts⸗ 
pigelafjen werben, bie Beibehaltung bes bisherigen obfervanzmäßigen Zus 





alleg. 88. disponiren: 
N ber has Net zur Feſtſetzung der Zahl, Zeit und Dauer ber Märkte 


. 76.) 
) Or die Marft-Abgaben (8. 77.; 
) über bie en, bezüglih bes Gin: und Berfaufs auf Märkten 
$$. 79., 80., 81.); 
) 8* die Befugniffe zum Erfaß von Marktordnungen ($. 8A.). 
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Randes mit be Moafgobe, dab and In biefer Bejlefung Erweitern 
vet von Dr Ang, nnd © Berusfunng ber Sonmranalbehächt, ung 


ob ben dortigen Mel: 
füyeinen ver re Genen alt mer nacht beftanben, —— — 
Beſchraͤnkung würde begründete Beſchwerde derjenigen amamä 
ar : R Dein Si 


orrufen, 
au ehobene si ade ihrer faſt 53* 


der Ciariche 

a ee 
a e ere enſe e | 

. ten wieber eintreten arüßte here Befeitigung im gemeinſamen Inte 

dem en betheiligten Gewerbetreibenden als ein —— 


Pe ra — 3 — auf —— — fordern ve} ce 
14 um die hier nicht in Frage kommende - Aufgebung ober Kai ir 


inheimifger Berläufer 
trag de de —— —8* und in De In biefer @efepfelle keine Begränbn 


@. u öl, a. v. 
a * 


II. Ueber die Befugniß auswärtiger Verkäufer 
der bel befonderen Gelegenheiten flattfindenden Märkte ( 
Pfingſt⸗ Schügen- Märkte u. dgL), und über bie Frage, we 
Rinde a auf dergl. Märkten fetlgebalten werden bärfen, bil 
gende 


1) R. des K. Min. des I. für H. u. G⸗Ang. (u. Sı 
28. Mär; 1831 an den N. N. zu Neuſtadt a. d. * und at 
die 8. He. zu Potödam. 

Auf die Vorftellung v. 12. d. M. wird Ihnen zum Beſcheide er 
fein für bie Provinz Brandenburg gültiges Geſetz giebt, welches zr 
märkten von der einen, und Chrifts und Schüpenmärkien von ber 
in der Art unterfchiede, daß den auswärtigen Händlern und Handwe 
Beſuch der erfteren geflattet wäre, die Iegteren dagegen nur von einhe 
lern befucht werben dürften. Der Unterfchieb zwithen Wochen: um 
befteht nicht in der Zulaffung Auswärtiger, weldye vielmehr, Finficei 
fände des Wochenmarkt: Verkehrs (Haufir-Regul. v. 28. April 1 
auch für auswärtige Verfäufer flattfindet, fondern in der — 5 — 
Maarengattungen, welche auf ben fraglichen Maͤrkten feil gehalten ı 
Ob hiernach auf den Chriſt⸗ und Schügenmärkten alle Gegenflände bi 
Verkehrs, oder nur gewiſſe Gattungen von Waaren ( Eßwaaren, Spie 
verkauft werben bürfen, hängt von ber örtlichen Verfaffung jeber einge 

(A. XV. 145 72.); 


nd . y 


2) M. des 8. Min. bes I. für 9. u. ©. (v. Schuckn 
April 1831 an den Mag. zu Stettin, und abfchriftlig an bie 

Die Berf. der K. Meg. zu Stettin, wonad es nicht zuläffig iR 
Berfäufern das Beziehen des dortigen Meihnachtsmarkts au unterjage 
tens des Min. des I. für $. u. ©. Ang. nur beftätigt werben; bern 
Geſetzgebung, und namentlih der $. 1. bes Fegul. v. 
Handel im Umherziehen, enthält feine Befchränfungen der Bitte 
nalen, auswärtige Gewerbetreibende von dem Beſuche der 
fchließen 

Der Unterſchied zwifhen Jahr: und Wochenmaͤrkten aber befehl 
Freiheit des Beſuches für auswärtige Verkäufer, welde vielmehr für 
gleihmäßig vorhanden it, \ondern in ven Seaumlünhen es Berfche 
dem Markie zugelafien werben, 
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Amlihe Prinzip muß auch Anwendung finden, wo zwifchen Sahrs und 
ften noch eine gewiſſe Mittelgattung, Chriſt-, Pfingſt-, Schüßenmärfte 
Rattfinden, auf denen, nad örtlicher Obfervanz, gewiffe Maaren, 3. 2. 
yaaren, Spielzeug, Glaswaaren u. f. w. öffentlidy feil geboten werben, 
: Gegenftänte des gewöhnlidien Wochenmarktsverkehrs find. Der Verfauf 
m, deren Ausftellung auf den Chrift:, Schüpen:, Pfingft: u. f. w. Maͤrk⸗ 
pt erlaubt wird, fann auch den fich einfindenden auswärtigen Verkäufern 
en werben. 

V. 387. — 2. 78.) 


}. der K. Min. des 9. für ©.= Ang. (v. Schudmann) u. des J. 
(v. Brenn) v. 20. Mär; 1832 an die Handeldlute der Stadt 


ie Beichwerde = Borftellung v. 22. Febr. c. wird den Handelsleuten ber 
e hierdurch eröffnet, daß nad) der beftehenven Geſetzgebung eine Befchräns 
Rarktfreiheit zu Gunſten der Handelsleute besjenigen Ortes, in weldhem 
ehalten werden, unzuläffig ifl, und demgemäß ben auswärtigen Berkäu: 
Kuh des in Halle ftattfindenden Chriſtmarktes, da derſelbe ſich durch fein 
Mertmal von einem Sahrmarkte unterfcheidet, nicht verwehrt werden 


eflimmung der K. Reg. zu Merfeburg, daß auch frembe Hanbelsleute zu 
tte zugelafien werben follen, gründet fidy auf bie dieſerhalb an fle er: 
here Anweifung, und es ſteht den Bittflellern gegen dieſe Anordnung fo 
Widerfpruchsrecht zu, als es hierbei auf eine Berathung ber Stabtverord: 
mt, indem der Gewerbebetrieb und die Polizei darüber feine Brivatanges 
e Kommune ausmacht, die Regulirung der gewerblichen Verhäftniffe viel: 
Staate allein vorbehalten if. ' 

Vi. 224. — 1. 95.) 


. berfelb. Min. v. 20. Aug. 1833 an den Mag. zu Halle, und 
y zur Nachricht an die K. Meg. zu Merfeburg. 


ehauptung bes Mag. in Seinem Ber. v. 11. v. M., daß der in Halle 
nannte Chriftmarft nichts anders als ein verlängerter Mocenmarkt fei, 
ie geringfte Achnlichkeit mit einem Jahrmarkte habe, fann nicht für ge: 
rfannt werben, 

nbgefehen davon, daß Schon der Name denfelben als einen folhen Marft 
er für ben Berfehr mit den in der Weihnachtszeit gefuchten Artikeln bes 
ergiebt die eigene Bemerkung des Mag., daß auf dem Ghriftmarft vor: 
kelzeug, Drechslerwaaren, Kuchen wghbgl. abgefeßt werben, daß alfo bie 
ebotenen Gegenſtaͤnde ji von den auf ben gewöhnlihen Mochenmärkten 
f geflellten, zu den täglichen Lebensbedürfnifien gehörigen Artikeln aller- 
fcheiden, und zur Klafie derjenigen Waaren gehören, welche Gegenftände 
mwets-Berfehrs bilden. Ebenſo charakterifirt auch die zehntägige Dauer 
arft als einen foldyen, der von dem gewöhnlichen Wochenmarkte mes 
bieden iſt, indem ber Ießtere feiner Natur nah auf eine kurze Dauer 
ınd es mit dem Begriffe eines Wochenmarkts unvereinbar ift, daß er, 
regelmäßigen Wiederkehr an beitimmten Wodentagen, eine Dauer von 
iner ganzen Woche annehme. Es kann daher eme Beſchraͤnkung des 
Ehriftmarftes von auswärtigen Verkäufern, welde überhaupt aud für 
te immer eine befondere Ausnahme bildet, nicht geitattet, und ein Recht 
etreibenden in Halle, fremde Berfäufer auszufchließen, blos aus bem 
il letztere bisher den Chriftmarft nicht befucht haben, nicht anerkannt 


bie in Halle wohnhaften Verkäufer die Konkurrenz auswärtiger Gewers 
ungern fehen, fo wird auf der andern Seite das Publikum, welches 
gewinnen kann, deren Erſcheinen als wuͤnſchenswerth anerkennen müflen. 


übrigens die Kommune wünfhen follte, daß der Chriftmarft aufgehos 
nfichtlich der Dauer und der Örgenftände des Berfehrs, einem gewöhn» 
mmarkte gleichgeftellt werbe, jo bleibt es dem Mag. unbenommen, dies 
te weiteren Anträge zu machen. 

IE 807. — 3 142.) 


838 Von ben Berhältniffen der Gewerbettelßenben zum Et, 
5) 8. ber 8.-Bin. ve 3. u. di P. (v: Modem) ih. 
Nefmingh) v. 20. Si 1848 an ie. Dig, zu Ole = 

Da nad; dem Ber. ber 2. Meg. ©. 6. v. M. die Beflhiwerbe bet Mon 
sun, aa uni die Echügen in: 
onen Bellpalten aaren 

Ye unlrfaren fo win Diftbe angeelefn, dan Bihler Drngema 









Ab kai zu frgen, Daß lim der Wefuc der genden MN eite mit 
fernechin nit vefäräntt re 
Vu —* RD. 1802 6, 392. Mi. 308) "au 


- HI. Ueber die Zuläffigkeit der Werbind: Fe 
Breifießen mit Erin —— Br 
(8. Vodelfgmwingh) u. des I. (Gr. d. Arnim) v. 16. San. 1843 
8. Ob. Vruſid. . 










I der 


fhränft zu vermehren, und bie rüdfihtlic, diefer beftchenden fe 


‚Ken Städten geht, und ber Hauſtrhaudel mit bem ſichenden Handel 
stäbten häufig in Konkurrenz tritt, bedeutend gefcmälert wird. Die 
diefes neuen Abfaptveges gewerbefdginfrei zu geftatten, ig jebod, nad & 
Kehenben Sefepgebung nur dann zuläffig, wenn für biefenigen Die, 

fon bei der jährlichen Meier der Schügenfeite und Freijciefen ein 
her Verkehr üblich geweſen iR, auf den Antrag der Rommunafbehörden 
befondere Bedenken nicht entgegenflehen, von Eiw. ıc. nadıgegeben wirt, 
Gelegenheit der gedachten Feier ein Jahrmarkt fattfinden darf. Aus Bei 
eines Spezialfalles if bazu durch X. D. v. 14. Dec. pr. bie Genchuig 
worden. Bo hlernach mit den Echügenfeften und Freiſchießen, 
den werben, unterliegt es feinem Bebenfen, daf Ganbeltreibende um 
foldye mit ihren Waaren ohne Löfung eines Gewerbefcheins beziehen 
die X. Meg. in Kenntniß zu ſehen. Em. ıc. anheim gegeben imirb. 

(Win. 81. d. i. ®. 1843 ©. 16. Nr, 29.) 


IV. Ueber die Brage: in wiefern auswärtige DBerkäni 
Märkte ohne Löfung eines NEE, 
Bürfen., vergl. die Erläut. zum $. 1. des Megul. v. April 

E oben S. 337. f) 
V. Vorſchriften in Betreff der Abhaltung der Wollmi 


1) Allgemeine Beimmungen elerüber erthellt das C 
Din. 1a 3 (Or. 1. Alm) a DU Ai un 
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(8, Reg. zu Rönigäberg, Bredlau, Pofen, Potsdam, Frankfurt, Stettin, 
iiund, Magdeburg, Erfurt, Minden und Koblenz. 


Die Wollmärkte haben, wie alle anderen Märkte, den Zwed, daß durch das 
fen der Berfäufer und Abnehmer, des Angebots und tes Wanrenbes 
zu einer beflimmien Zeit und an einem behinmten Orte, ber richtige 
‚und Breisfah auf möglichit kurze und ſichere Weife für einen beſtimmten 
und ein beflimmtes Abſatzgebiet fich feftitellen. Diefe für die Produzenten 
als für die Käufer gleich erheblichen Zwede werden durch die an einigen Orten 
we legten Zeit immer mehr üblich geworbenen öffentlihen Zeilbietungen längft 
Anfang der Marktzeit weientlich beeinträchtigt. Außerdem entſteht dadurch 
Geil, daß den Wollproduzenten buch bie nöthig werdende frühere Schur 
nichnlicyer Theil des Wollgewaͤchſes entgeht und baß fie genöthigt find, gerade 
Br für den Betrieb der Landwirthfchaft fehr wichtigen Zeit, fih zu einer län- 
Bub unter den obwaltenden Umfländen aud immer Eoftjpieligern Abwefenheit 
en Gütern zu entſchließen. Die wieberholten Klagen der Wollprobuzenten 
nehmen baher abhülfliche Maaßregeln gegen die gedachten Uebelſtände mit 
Nechte in Anſpruch. 
Weſentlichen wird eine ſolche Abhülfe dadurch gewährt werben, daß auf 
ern Wollmärkten die Verwiegung der Wolle und die Ausſtellung ter Waa⸗ 
vor ben brei legten ber Gröfnung des Marktes vorausgehenden Tagen 
Manbt, und zugleich darauf gehalten wird, daß das Auslegen ber Wolle an 
e ben Wollmarkt beſtimmten öffentlihen Orten nicht früher als in dieſen brei 
erfolge. 
De K. Meg. hat deshalb eine darauf gerichtete Bekanntmachung zeitig durch 
deblatt zur Kennmiß des Publiftums zu bringen, und bie Ortshehörben der 
anzumeijen, daß fie nicht nur mit Aufmerkfamfeit und Strenge auf bie Aufs 
ng der getroffenen Anordnung halten, fondern auch bei der Ginrichtung der 
Wiegeanftalten dafür forgen, daß die Zulänglichfeit berfelben mit dem 
auf eine fürzere Frift zurücgeführten, während derfelben alfo voraueſichtlich 
Bebürfniffe nicht in Widerfpruch gerathe. 
Bl. d. i. V. 1844 ©. 312. Nr. 370.) 


) Spezielle Beftimmungen bezüglih Der einzelnen Provinzen. 


tik, der K. Reg. zu Stralfund v. 9. Mai 1817. 


R wichtiger die moͤglichſte Verebelimg der Wolle durch Verbefierung der Schä- 
"auch für diefes Land und je entfchtedener es ift, daß nur in der vermehrten 
heit zum vortheilhaften Abfage jenes Erzengnifles die wünfchenwerthe Auf: 
ing für biefen Zweig lanbwirthfchaftliher Induſtrie liegen kann, deſto wills 
er Hat Sr. Durdlauht und der KR. Reg. der Ihnen von Eeiten der vier 
8 platten Landes und der gefanmten Städte biefes Meg. : Bezirks gemein: 
b vor kutzem vorgeiragene Wunfch und gemachte Antrag wegen Ginrichtung 
Amärften fein muͤſſen. Wir eilen daher dieje im Nltpreußifchen bereits fett 
Br Jahren befichende wehlthätige Einrihtung auch auf dieſe Provinz auszudeh⸗ 
verordnen zu dem Ende Folgendes: 
> @6 follen hinfũhro eigene Wollmaͤrkte ftattfinden, in welchen jeder Landmann 
zeugnifle an Wolle feil bieten, fo voie jeder einheimifher und fremder Käu- 
ne Bebürfnifie davon einfaufen kann. Bon felbft verftcht es ſich Hierbei nad) 
Mur der Marktfreiheit, daß aud) fremde Wollverkäufer zugelaffen find. 
8) Die in den Wollmärkten eingefaufte Wolle darf ber Fremde ungehindert, ges 
Erlegung ber gefeßlihen Abgaben, außerhalb Landes bringen, wählt er aber 
See⸗Transport, fo muß er ſich dabei einheimiſcher Kaufleute zu Spebiteure 
zur AMufrechthaltung der von biefen hergebrachten Gerechtſame. 
Sn Anſehung der Tonzejfionirten einheimifchen Schusjuben bleibt es bei ber 
tes 3. 2810 vom Landesheren beigelegten Befugniß zum uneingefchränften 
“ mit roher Wolle. 
D Das verfaffungsmäßige Recht bes Landmanns zur felbft eigenen freien Aus: 
Wollerzengnife bleibt ferner in voller Kraft. Eben dies gilt 
son ben bisherigen Verboten der Woll:Aufs und Bor: Känferei außer ben 


Ze Bollmarktsärtern find bis weiter die vier Seeftäbte beitiamt, und (een 
s jchom gleich im Taufenden Jahre folgende Tage fe: * “ 






























17 Bon ben Berhältuiffen: bee ‚Gewesbstsbenben zum Giese. 


für Wolgaf ben 3.0.27. 3uml, 9 N | 

s Greifswald ben 3, u; 4. Balt,.. o: Ip 

» Barth ben 10. u. 11, Sul, Br 

s Stralfund ben 17. u. 18. Sul, ee 

D D —5 vorbenannter Staͤdte werben 

gu ber frag —— limarlthaltung nad Raaßgabe 





bh) 6. M. der K. Min. bes J. mb. V. (w. —* 
leben) v. 26. Mai 1838 an die K. Oberpraſ. ber 
- burg, Bommern, GSachſen und Bofen. ſowie — — lei: 
an den Oberpräf: der Provinz GSchleflen. * 
uͤberſenden wie hierbel Ab ber von æiu. 
ae —— — — he en ber Min 
Iofeaen Ale. O. v. 11. Mei c, Ber viche jept B— 
* beteiligten Publifums, im Fünftigen ee aber Re jir Gi 


d llen Sie dafür 
Emm —E N 
nunmehr fegefepte Termin in das mit bem. Kalender son | 
warkto⸗ Berzeihuiß aufgenommen werde. j 







Anl. ea. ' 
uf Ihren Ber. v. 7:9. M., bie Folge⸗ umb Varer ber | 
A vn —2 Provinzen betr. will Ic nunmehr nach Ihrem Untrage gei 


zu Breslau vom 9. bis 6. Suni, 

e Burhebeg ad. MO 611 Be 18, Sail, 

⸗ nde a v 

⸗Stettin vom 16. bis 18. Juni, 

: Berlin vom 21. bis 25. Smi, 

Magdeburg vom 27. bie 29, Juni 
gehalten werbe. “Doch fett, da bie Jahreszeit bereits zu. weit vorgerüdt if, 
führung bdiefer neuen Orbnung bem Kinftgen Jahre vorbehalten bleiben, 
u Poſen ausgenommen, der, wie im vorigen Jahre, v bis 9. Inni 
ar Sch überlafie Span — weiter zu verfügen. 
Berlin, den 11. Mai 


(9. XXI. 429. — 2. 138.) 


e) R. der K. Min. des I. (v. Manteuffel) u. d. 8. (v. Vonnn. 
v. 5. Juni 1847 an die K. Oberpräfldenten ber Provinzen 9 
- burg, Pommern und Pofen !). 


Des Könige Maj. haben mittelft Allerh. K. O 29. Mai e. (üu. 
beffimmen gerubt, daß vom Jahre 1848 an bie Bolbuärkte ; zu Bresien, 
Landsberg und Stettin fpäter als bisher, und zwar der 

{n Breslau am 7. bis 10. Juni, 
in Pofen am 12. bis 14, Juni, 
in Zandeberg am 16. bis 17. Juni und 
in Stettin am 18. bie 20. Suni 
abgehalten werben follen. 

Hiervon fegen wir Ew. sc. mit dem Bemerken in Kenntniß, daß ber 

ge ae — F 21. bis ee abg uf —— 
uchen Ste zugleich, dafür zu ſorgen, ba e Anordnung 
ſtehenden Wollmarkte zur Kenntniß des intereffirten Bublifums gelangt. 


Anl, a. 
Einverflanden mit ben in Ihrem Ber. v. 17. d. M. entwidelien Du 


Friedrich Bir 


. 1) In gleicher Art andy unter ben DW. Mol ec, on ben 2, X 
Provinz Schiefen eramarm. 
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me Ich hierdurch, daß vom Jahre 1848 an die Mollmärkte in Breslau vom 

10 Juni, in Poſen vom 12. bis 14. Juni, in Landsberg a. d. W. am 16, 
7. Zuni und in Stettin vom 18. bie 20. Juni abgehalten werben follen. — 
berlaffe Ihnen, dieſe Verlegung der bisherigen Termine für die gedachten Woll: 
baldigſt auf eine geeignete Meife zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und 
venn Sie eine ähnliche Maaßregel noch für andere Wollmärkte in ber Monars 
sgemefien finden follten, Ihren diesfälligen Anträgen entgegenfehen. 
sanefcuct, ven 29. Mai 1847. 

Friedrih Wilhelm. 


a bie Staatsminifter von Bodelſchwingh und v. Dües berg. 
Bin. Bi. d. ti. B. 1847 ©. 134. Nr. 175.) 


t. der 8. Min. des 3. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (v. Dücdberg) v. 
. März 1848 an die K. Meg. zu Bromberg. 


we Könige Mai. Hat mittelft Allerh. R. O. v. 15. Febr. d. I. (Anl. a.) bie 
Kung eines jährlihen Wollmarktes in Bromberg zu genehmigen gerubt und 
beſtimmt, daß diefer Mollmarft am 18. und 19. Zuni abgehalten werden foll. 
udemn wir bie K. Reg. hiervon in Kenntniß feßen, geben wir Derfelben auf, 
ze forgen, daß in Bromberg die erforderlihen Einrichtungen der nöthigen Los 
und’ Wollwaagen, dem früheren Anerbieten des Magiftrats gemäß, rechtzeitig 
fit werben. 

ernner hat die K. eg. die Allerh. Beſtimmung wegen des Bromberger Wolls 
durch Ihr Amtsblatt zu veröffentlihen und die Termine der übrigen größes 
wllmärkte im Preußiſchen Staate, welche jebt dahin georbnet find, baß bie 


FBreslau am 7—10. Suni, zu Bofen am 12—14. Juni, zu Magde⸗ 
g am 15. und 16, Juni, zu Landsberg a. d. W. am 16. u. 17. Juni, 

Gtettin am 18—%. Juni, zu Berlin (wie bisher) am 21—25. Juni, 
der bisher in Danzig abgehaltene, jept nad Elbing verlegte Wollmarkt 

22. und 23. Juni, und der zu Königsberg am 25. und 26. Juni 

den Jahre werden abgehalten werben, gleichzeitig befannt zu maden. 


Li Anl. a. 
idy aus den in Ihrem Ber. v. 26. v. M. angeführten Gründen die Gins 
Ki jährlihen Mollmarftes in Bromberg und die Verlegung des Danzi: 
arkts von da nad) Elbing hierdurch genehmige, beitimme Id) zugleid, nad 
Mantrage, daß die Wollmärkte in Bromberg am 18. und 19. Juni, in @lbing 
„ und 23. Juni ımd in Königsberg am 25. und 26. Juni abgehalten wer: . 
und überlaffe Ihnen, wegen Bekanntmachung dieſer Beftimmungen und 
en Ausführung die erforderlihen DBerfügungen zu treffen. 
zelin, den 15. Yebruar 1848, 
2 Friedrich Wilhelm. 


& die Staatsminifter v. Bobelfhwingh und v. Düesberg. 
Bin. 31. d. i. ®. 1848 ©. 127. Nr. 119.) 


„ derfelben Min. v. 8. März 1848 an die K. Meg. zu Danzig. 


es Königs Maj. bat mittelft K. O. v. 15. Febr. d. 3. die Verlegung des 
ee Wollmarkts von da nad) Elbing zu genehmigen geruht, und zugleich be: 
daß ber Wollmarkt in Elsing am 22. und 23. Juni jeden Jahres abgehal: 
ben fol. 

sbem rs die K. Meg. hiervon in Kenntniß feßen, beauftragen wir Diefelbe, 
m forgen, baß in Elbing die erforderlichen Ginrichtungen der nöthigen Loka⸗ 
w Wollwaagen, dem früheren Anerbieten des Magiftrats gemäß, rechtzeitig 









it werben. 

dener bat die K. Reg: die Allerh. Beſtimmung wegen bes Marfts zu Elbing 
* Amtsblatt zu veroͤffentlichen und die Termine ber übrigen größeren Woll⸗ 
"im Preußiſchen Staate, welde jebt dahin geordnet find, daß bie Wollmärfte 
ı Breslau am 7—10. Juni, zu Bofen am 12— 14. Juni, zu Magdeburg am 
B. und 16. Juni, zu Landsberg a. d. W. am 16. und 17. Juni, ein neuein- 
richteter Wollmarft zu Bromberg am 18. und 19. Juni, ferner der Wollmarft 
jqStettin am 18—20. Juni, zu Berlin (wie bisher) am 21—25. Juni, und 
& Königsberg am 25. und 26. Juni, 

Menden Jahre werben abgehalten werben, gleichzeitig befannt zu mahn. 


w 


BB Bon den Berhältniffen der Gemwiuiklbruben zum Cash, 


Dem Mopifzat zu Danzig hat He R. Eieg. dar Gingchen -buf Dhlyen, 
alte befonbers bein Fr ua wi iX 
. (Min. BI. 2. 1. ®. 1848 ©. 128. Nr. 120.) * 
MR. derſelben Min. v. 18. Wär; 1848 an den KO 

—— 
te 4 u 
dem Könige Beartäign, bie Zeit des artis zu 
wei je aut befchränfen und Termin beffelben unmittelbar dem 
Ber alfo auf den 15.. m 36. Zuni zu beſtimmen. Se. L 














® 
Minbigfeit beiqufägen fein, daß von dem übrigen 
. Breslau 7—10. Imi, 12—14. Zuni; zu 
Bo. am 16. us 17. Sul, dm Cikiin am 18-30, Sana de 3 


Friedrich Wilh 
An die Staatsminifer v. Bobelfhwingh umd v. Dücsberg. 
(Rin. Bi. d. i. B. 1848 ©. 128. Nr. 121.) 


E) R. der 8. Min. des 3. u. d. P. (Seiffart) u. d. F. (Beuth) we 
1838 an den K. Oberpräf. der Rheinprovinz, mit der W: 
nung für Koblenz. 

Ew. Hochw. fenden wir bie Beil. Ihres Ber. v. 22. v. M. 
mit einer Ausfertigung der Marktorbnung für ben in Koblenz einzurici 
markt, weiche Cie durch das Anmtebl. publiziren Lafen wollen, (Anl a) 

Gegen die Entwürfe der Inftruftionen für den. Marftmeifter und 
(Anl. b, und c.) hat fich hier ebenfalls nichts zu erinnern gefunden, 
biefelben von dem Oberbürgermeifter ‚nofjogen und die zu bdiefen Fun 
Fimmten Perfonen ernannt werben. Bur Belauntmahung burd das 
biefe Infttuftionen zwar nicht geeignet, ba ber Inhalt derfelben jebod, für 

arkt befuchende Publikum von Wichtigkeit ift, fo. find ſolche am 

aufhlagen oder auf andere geeignete Weile zur Kenminifi ber Beteiligten zu 
Anl, a. 7 
Marktordnung für den MWollmarft zu Koblenz. 


Raddem Se. Maj. der König burh A. K. O. v. 4. März d. 3. 
Haben, daß zu Koblenz ein jährlicer Wollmartt an ben Tagen des 
17. Juli, mit Uebergehung ber Feiertage, abgehalten werde, fo. werben je 
Markt orbnende Bekimmungen erlaffen. 

1. Für den Wollmarkt wird am Schloſſe zu Koblenz ein Hebertier 
eingeräumt und babei eine Waage aufgeflellt, 

2. Gine auf den Vorſchlag bes fäbtiihen Oberbürgermeifters son 
zung zu ernennende Wollmarkts-Kommiljion —5 die Angelegenheiten bel) 
* ben Marttiagen ſelbſt iſt immer ein Mitglied berfel zur 
ſend. 
3. Der Dierbürgermeines dedeca; B 
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nen Marklmeiſter, der die Nufficht auf dem Markte führt; 
Kam Waagemeifter für die VBerwägung und die Buchführung ; 
bie zur Hülfe bei der Berwägung und bei dem Auflagern der Wolle nöthigen 


er; 
zer Sicherheit erforderliche Wache. 
e find der im 6. 2. gedachten Kommiſſien, bie Arbeiter insbeſondere noch 
seimeifter und dem Waagemeifter untergeorbnet. Lebtere erhalten durch den 
germeifter befondere Inſtruktionen. 
Alle zu Markt kommende Wolle muß zuvörderft zur Waage gebraht und 
werben. F Eigenthümer ober deſſen Stellvertreter wird aufgefordert, 
genwartig zu fein. 
| Der Waagemeiſter fiellt darüber einen Ecein aus, der ben Namen des 
ers, das Gewicht und die Quittung ber bezahlten Gebühren enthält, und 
felben in fein Waagebuch ein. 
| Die Eindringer müflen bei Ausfertigung der Waagefcheine dem Waage: 
geben, ob fie feine, mittel oder grobe Wolle zu Murfte bringen. Dies 
dem Waageſcheine ausgedrückt. 
Auf den Waagefcheinen wird ebenfalls gewiſſenhaft bemerkt, ob die Wolle 
trocken oder naß verwogen iſt. 
Es iſt dem Cinbringer freigeſtellt, für verſchiedene Wollſorten oder ſonſt 
Duantitäten auch mehrere abgeſonderte Waagefcheine ſich ausſtellen zu 


Im WMaagelokal dürfen feine andere Perſonen ſich aufhalten, als die mit 
ge zu thun haben. 

Mit dem obigen Schein wendet fid der Einbringer an den Marftmeifter, 
den Plag zur Ablagerung feiner Wolle anweilet. Diefer Plag darf ohne 
Bewilligung der Wollmarkts-⸗Kommiſſion nicht verändert werden. 

Der Lagerplap ift zur Aufnahme der Molle ſchon acht Tage vor dem erften 
zugerichtet, und kann von diefer Zeit an bie Wolle zur Berwägung und 
E gebracht werden. Gbenſo iſt nad dem legten Markttage zur Ablagerung 
ringung der Wolle noch eine Frift von drei Tagen gegeben. 

Die Kommiffton ſorgt fir gute Lagerung der Wolle und fördert durch 
fſicht, guten Berfchluß des Lokals und Nachtwachen die Sicherheit beſt⸗ 























Während der ganzen im $. 11. beflimmten Zeit ift bas Lager von 7 Uhr 
sis 7 Uhr Abends offen. Die Verſchließung am Abend wird mit ber 
gezeigt, und muß dann ein Jeder ſich fofert daraus entfernen. 

An Waage: und Lagergeld werben, gleichwiel an weldhem Tage die Wolle 
4 worden, Drei Silbergrofhen für den Zentnge bezahlt und gleich bei der 
3 entrichtet. Die Zahlung geſchieht fire jeden abgefonderten Waageſchein. 
Wolle bei der Ablagerung nochmals gewogen werden, fo wird dafuͤr eine 
son 9 Pf. für den Zentner erhoben. 
3 Bon jeder weniger als ein Drittel Zentner wiegenden Quantität wird 
ie von einem Drittel Zentner bezahlt, doch fo, daß ein Uebergewicht von 
Lamb weniger frei bleibt. 
t Der GBinbringer, der feine Wolle verkauft hat, meldet e8 dem Waagemei⸗ 
dies ſowohl auf dem Waaggeſchein, der für das Lager ausgegeben wor: 
Ein feinem Bude notitt, den Waagefchein aber dem Verkäufer zurückſtellt. 
E Qußer den oben beflinnmten Gebühren wird nichts bezahlt; der Marktmeiſter 
Baagemeifter, fo wie die Wollmarkt:Kommiflon werben vorzüglid darauf 
ben, daß weder Trinkgelder gefordert, noch fonft Verkäufer und Käufer in 
Weiſe beläfligt werben, 


r 

Mechende Marktordnung ift durch das Anıtsblatt der Meg. zu Koblenz zur 
Kunde zu bringen. 

bin, den 30. Juni 1838. 


Anl. b. 
* Inſtruktion für den Marktmeiſter. 
Marktmeiftee muß ſowohl an den Markitagen, als an ben 8 reſp. 


ns wor und nady dem Markte von 7 Uhr Morgens bis 7 Uhr Abende, vd. d 
ip Zeit, in welder ber Lagerplat geöffnet ift, darin anweſend fein. 


— —2 
da Bon den Werhältsiffen Ir Gmeietulärnben zu Elek 


2. x bat baranf zu fehen, hafı berjelbe zu bem Aral 
Kamin Etanden Soc und self webe, nur b 
Fang alle Berfonen ben Bagerylas werlafien. * 

3. Gr hat jedem Veriaufer fowie berjelbe ihm dem any ger 
gebrachte Wolle präfentirt, feinen Play ii Dagı ng 
Auunterhrocener 












fe verfe 
13 ilten wii 
1 But Wolle und Anfeeifen der Bündel ei 


er Berläufer; 


















ommiifon ur fernerm Maafinahme, L 
J hat auch von dieſer nae eventualiter durch 
weſendes Mitglied, die Weifungen zu empfangen und auszuführen, mel 
geſchaͤft mit. ſich bringt. 

8._ Ueberhaupt fol er, da er die unmittelbare Aufficht über ben 
dafuͤr Sorge tragen, daß in dem Ginfahren, Auf⸗ und Ablagern, ımb il 
ber Wolle, fowie in bem ganzen Verkeht, und in allen Marktverhältnif 
Ordnung herrſche und erhalten werde, jeder Störung aber bite) die il 
Mittel begegnen und fie befeitigen. 

Borgelegt durch ben unterz. Oberbürgermeifier zu Kohlenz, ben 7. 

Machler. 
Anl, c, 
Infruftion für den Waagemeifter. 

1. Der Waagemeifter iſt mit der Verwägung ber zu Markt tomm 
mit der Buchführung und mit bem Empfange der Gebii beanftragt. 
nen Lokal foll Niemand fi aufhalten, als der mit diefem Gefhäfte zu 

2. Ge muß während der ganzen im $. 13. ber Wollmarkt-Orbmung | 
ten Zeit von 7 Uhr Morgens bis 7 Uhr Abende im Waagelofal gegen 

3. Sein Gelhäft it durch die Wollmarft+ Drbriung befiimmt,. Die 
zung befteht in einem Stammregijter, aus bem bie Waagefcyeime ausgei 

„ben, und wovon das Schema hier beiliegt. (Anl. d.) 

4. Darin gehen bie Waagefcheine in einer umunterbrocdyemen 
mern fort. Jeder Waageſchein erhält aber and die Nummer des Lagers 
fender Orbnung, wenn die Wolle zur Auflagerung beftimmt ift. 

5. &o wie er einen Waagefchein über verwägte Wolle ausgeilt 
jum Lager gebradht werben foll, hat er ben Gigenihümer der Wolle 

tarktmeifter, zu vermeifen, damit dieſer ihm den Zagerplag 

6. Kommt ber Eindringer der Wolle, den Verkauf 
Reglements anzumelben, fo hat er dies auf bem Waagefdeln, worum] 
erfolgt if, zu notiren, und aud) ben Namen des Käuferg und ben 
amb das Qndere von bem Verkäufer angegeben wirb, weldes 9— 
wicht verpflichtet iR. j 

7. Gr Hat ſich In allen yuetieigatten Toren, a Vin Sekäiueien 
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auf dem Markte anweiende Mitglied derjelben zu wenden, deren Weifungen 
t zu befolgen verbunden iſt. 

Unter feiner Auffiht ftehen insbefendere die zur Hitlfe bei der Berwägung 
Arbeiter, und er foll 

Acht haben, daß tiefelben thätig, nüchtern und anjtändig fid) verhalten; 
fe von denen, welche Wolle zur VBerwägung bringen, nichts fordern, ober 
wit Anſprüchen beläftigen; 

handlungen berjelben ber Auffichtskommiſſion fofert anzeigen — aber 















igt fein, einen fehlbefundenen Arbeiter, wenn es Gile hat, ſogleich aus 
Werben zu entfernen, vorbehaltlid, des an die Kommiſſion barüber zu erftat: 
erichts. 

"An jedem Abend überreicht er ben dazu deligirten Mitgliede ber Aufſichts⸗ 
feine Regiſter zum Abſchluſſe der Cinnahme und liefert letztere an bie 
ab, trägt aber die Eumme jedes Tages zum folgenden Tage wieber vor, 
Finalabſchluſſe am Gnde des Marktes. 

elegt durch den unterz. Ciherbürgermeilter zu Koblenz, ben 7. Mai 1838, 

Maehler. 
d. 

Wollmarkt zu Koblenz 18 


Waagageſchein Nr. des Lagers 
zu 
rbert worden, babei gegenwärtig zu fein, ift hente gewogen: 


feine mittel: grobe — 
Wolle Pfund 


Aeußerlich 


| 


j 
— —— 


‚ nach Angabe aufgeführt, zahlt an Waage- und Lagergeld pr. Centner 
Rthlr. An Waagegeld für tie Zte Vermägung pr. Eentner 9 Pf. 

fr. gefchrieben: 

z, den 





' Der Waagemeiſter. 


F 
RYauf ift erflärt 
: 


z, den 
Der Waagemeiſter. 
xli. 430. — 2. 139.) 


Vorſchriften in Betreff der Viehmärkte. 


ver K. Min. des I. für ©.-Ang. (v. Brenn) u. d. F. v. 30. Nov. 
ke die K. Meg. zu Magdeburg. 

de E. Reg. wird auf den Ber. v. 6. v. DM. eröffnet, taß ein Viehmarkt, 
d eigends zum Haubel mit Nich eingeiet iſt, und damit nidt etwa ein 
' Wochenmarkt verbinden if, auch nur zum Viehhandel benugt wer: 
Ejedoch, wie fi von felbft verftcht, chne Auswärtige anezufchließen. Hat 
es@&efeggebung zwiſchen Vieh⸗ und andern Sahrmärkten keinen Unterfchieb 
9 folgt daraus doch keinesweges, daß hinfichtlich der auf einen Markt zu 
: Baaren, die Bedingungen, unter welchen ber Markt eingefegt worden 
zaft verloren haben jollten. 

IVIII. 261. — 1. 186.) 


. Borfihriften, betr, ben Waffers®etreides Marti in Berlin 
vi O8. 2, 35 
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1) R. der K. Min. des GH. (v. Bülow) u. d. I. u. d. P. 
mann) v. 12. Juni 1820 an die K. Meg. zu Berlin. 


Der Ber. der K. Rey. v. 27. März c. hat Veranlaffung — 
ven Verhandlungen wegen Einrichtung des biefigen Waſſer-Getreiden 
gehen, 

’ Wenn gleich nun die jeßigen Nerwaltungs:Grundfäße bie urſprin 
über den Zweck und Nupen diejes Marktes (mie folhe fi aus dem ! 
maligen Gen.:Direfterii ergiebt) medifizirt haben, und es fih ven 
dag jeden Kahmführer unbenonmmen bleiben muB, auch an jetem an 
Stadt, wo überhaupt das Ausladen polizeilich verftattet iſt, nad | 
Käufers Konvenienz auszuladen, jo iſt Daneben bie Beibehaltung tes 
nit nicht unbebentenben Keſten nenerlidı wieder hergeſtellten Marlıs t 
nüglih für die Stadt, und in dieſer Hinfiht fcheint ed das Natürl 
Ausgaben der Inftandphaltung und ber Uferfhälung aufzuerlegen, un 
behörde nur Las allgemeine Aufſichtorecht, welches ihr über ben öffem 
zuſteht, vorzubehalten. 

Hierüber hat die K. Meg. die Erflärung der Stabtverorbneten bt 
zu erfordern und ſolche denmächſt einzureichen. 

Was die im dem vorliegenden Ber. enthaltenen ſpeziellen Anträ 
fann weder dem Berläufer, ned dem Käufer des auf dem Waſſerget 
brachten und gekauften Getreides verboten werben, baffelbe durch ihre 
meſſen, und durch beliebig angenemnene Träger tragen zu laflen, ı 
das Gewerbe ter vereidigten Kornmeſſer fi daher letiglich darauf: 

tie Meffung ven Getreide, und anteren über ben Scheffel gehen‘ 

oder zu Waſſer auf den Markt Eonımenden Früchten, auf Verlan 
fünfers eder Des Käufers, ober beider, ober einer dritten dazu be 
tanz, gegen taxmäßige Lohnſätze vornehmen zu -bürfen. 

Ein ſelches Gewerbe it dem Handel unb Verkehr entfchieben nüt 
Erfüllung des angezeigten Wunſches der beiragten Gewerbetreibenten, 
gergefhäft Damit dergeſtalt in Verbindung zu laffen, daß bie Tare fi 
zugleich tie Bezahlung ter ITraneporrtejten in ſich begreift, an und 
unter obiger Vorausſetzung, daß nämlich dabei Fein Zwang obwalie, k 
fen unterworfen. 

Dagegen aber iſt nicht abzuſehen, wozu die von der K. Mey. ben 
behaltung der ſpeziellen polizeilichen Kontrole des Waflergetreidemarl 
mehr begreifen ſoll, als tie oben jdon bemerfte polizeiliche Aufficht a 
lichen Verkehr überhaupt, dienen würde, und es jcheint zweckmäßiger, 
und Bereidigung der Kornmeſſer, nach tem 8. 178. sub d. der Stätte 
Mag. unter Vorbehalt der einzuholenden Einwilligung der Polizei Pi 
uberlaffen. Zwar beſagt Der ven der K. Reg. unerwähnt geblichere 
Gewerbe-Polizei-Ed. v. 7. Sept. 1811, Daß die neu anzuſetzenden Me 
Wahl der Kaufmannſchaft zu ihren Gewerbe geeignet, und von ber £ 
zeibehörde nur beitätigt werten ſollen, und iſt dieſe Wahlbefugnig tur 
Statuts für Die hiefige Kaufmannſchaft auf die neue Korboratien übe: 
dürfte cs ſchwerlich von Nugen fein, Die Korporation bei der NAnjerun: 
meſſer eimwirfen au laſſen, und läuft im Grunde Die vorerwähnte | 
daſielbe hinaus, Da bie Korperatien unter dem Magiftrat, und es dieſen 
jteht, ste iiber die Anfegung der Kerumener.zu befragen. Die beite &ı 
ber bie fein, tiefen Merern von dem Mag. nadı der chen allegirten S 
Ordn., Gewerbs-Konzeſſionen ausfertigen zu lafien. Ueber Die an fih 
nente Srhöbung der Meßtare, jo wie nber den Inhalt der theilweiſt 
gewerdenen Inſtruktion für bie Getreitemefler muB, ale iiber Gemeinge 
Wichtigkeit, ebenfalls zusörberft die Grflärung der Stadtverordneten du 
eingeholt werten. 

Hiernach hat die K. eg. Tiefe Angelegenheit weiter zu bearkeitı 
(Angang ſowehl der zulegt erwähnten Grflärung, als derjenigen wege 
Stadt zu übernehmenden Unterhaltungefojten anderweit gutachtlich aı 
beiden Min. zu berichten. 

(A. IV. 598. — 3. 86.) 


2) R. derſelb. Min. v. 11. Sept. 1820 an die K. Reg. zı 
Aus den in dem Bexibt der K. Reg. BLUT, 3, ongefüh 
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m bie unter. Min. nachgeben, daß in Anfehung der ſpeziellen polizeilichen Auf- 

den hiefigen Waſſergetreidemarkt nichts verändert werke, tiefelbe vielmehr 
# ganz in der bisherigen Art ftattfinde. Demgemäß wird alje das R. v. 12. 
3. wegen Beibehaltung bes in Mede fehenden Markts unter den zugleich 
Ben Modalitäten hinſichtlich dieſes Punkts hiermit deklarirt, wogegen es in 
Abrigen Punkten bei dem Berfügten fein Bewenden behält, und nad) Gingang 
Hläsung bes hiefigen Dag. über bie der Kemmune aufzuerlegenden Koften der 
haltung der Uferfhälung, ber weitere Bericht ter KR. Reg. erwartet wird. 
IV. 600. — 3. 86.) 


| Sechster Titel. 
£ Vonden Marft:Abgaben, 


WB Bereits das Patent v. 16. März 1718 verordnete, daß das in den 
fchen und anderen Städten von den zu Markt fommenden und 
Baaten feil haltenden Leuten biöher eingeforberte Stättegeld, wel- 
Weilß ‚den Känımereien, theils einigen Stadt-Bedienten zugewendet wor⸗ 
Anftig nur in den an jetem Orte hergebrachten Sahrmärften, aufer 
en aber weder in den Wochenmärkten, noch fonft von Jemand gefordert 
Bsommen werden fclle, fondern die zu Marfı fahrenden Leute ſowohl in 
Kboren, ald auf dem Markte von allen dergleichen Pladereien und 
eidern befreit fein follten !) 
». C. M. 3b. 5. Abth. 2. Ray. 9. ©. 571. No. XL, Rabe, Bo. I. Abt. 




















#4) 

” Dos ©. v. 26. Mai 1818 über den Zoll und die Verbrauche- 
yon andländifchen Waaren und über den Verfehr zwijchen den Pros 
Se Staatd verordnete in den $6. 16. bis 19.: 

J Der Verkehr im Innern ſoll frei ſein und feine Beſchränkungen deſ—⸗ 
kfchen den verjcichenen Provinzen cder Landestheilen des Staats künftig 


7. Alle Staats-, Kommunal- und Privat-Binnenzölle, welhe hin und 
me beſtehen, fallen daher weg, und zwar mit dem Tage, wo dieſes ©. in 


18. Auch auf Kommunal: eder Privat-Hantels: und Konſumtions⸗Abgaben 
Landiſchen Waaren, erſtreckt jid die vorbeſtimmte Aufhebung. 
9. Iſt indeſſen bie Kemmunal- oder Privat-Erhebung (55. 17. u. 18.) 
Fezielle läſtige Erwerbs-Titel begründet: fo wird dafür ſefort ein Erſatz nad) 
hſchnitts⸗Betrage des reinen Cinkemmens aus ten trei legten Jahren er: 
5 ımb zur Zahlung in monatlihen Raten auf die Reg.Kaſſen angewieſen. 
©. 1818 ©. 68.) 
Heernach find mithin ale Diejenigen Abgaben für aufgehoben zu 
Bi, welche 5id dahin an manchen Orten für die Theilnahme am 
erkehre zu entrichten gewefen waren, aljo die eigentlichen 
ERgelder?). 


r- 


E Huf dies Patent Bezug nehmend ſchreibt das R. des K. Min. Des 3. v. 28. 
Dit. 1823 an den May. zu Berlin dem letzteren vor, von den ihre Bro: 
Er zu Markte bringenden Yandlenten Fein Stätteneld zu erheben, welches 


sielmehr nur ron den den Markt befuchenten Hökern gefordert werben 
möge. (A. VIL 867. — 4. 77.) 
5. Hiervon ausgehend find nachſtehende R. erlaſſen werten: 
2) M. ber 8. Din. d. 9. u. des J. v. 22. Jam. 1921 an die K. Reg. zu 
* Königsberg, daß die Abgabe, welche in Memel von den den dortigen 
Markt beſuchenden, jedech in Privathäuſern feil haltenden Kaufleuten zur 
Stadikaſſe bisher erheben worden, geſetzlich nicht mehr zuläſſig und daher 
deren fernere Erhebung nicht zu geſtatten ſei. (A. V. 58. — 1. 33.); 
b) R. derſelb. Min. v. 22. Jan. 18521 an die K. Reg. zu Danzig, wels 
„des daſſelbe in Betreff einer gleihen bisher in Elbing erhobenen 
J*Abgabe beſtinimt. (A. V. 59. — 1. 34.); _ 
1 e) Bublif. der 8, Rey. zu Königsberg v. 23. Febr. 1824, weldged ou\ 
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Dagegen ift e8 keinesweges für unzuläfftg erachtet worden, 
ftandsgelder für die Benugung des Platzes, wenn ſolcher nach 
verhältniffen nicht unentgelplidy bergegeben und unterhalten zu werd: 
fowie für Darleifung von Vuden oder anderen Lokalen zur Beilh 
Maaren, zu erheben. 


Hierüber haben ſich folgende Erlaffe des Näheren ausgeſpro 


1) N. der K. Pin. d. F. u. des H. (v. Bülow), des I. ( 
mann) u. d. P. (Fürſt zu Wittgenftein) v. 24. März 1817 an d 
zu Magdeburg. 


Mir find zwar auf den Ber. der K. Reg. v. 2. v. M. bamit ei 
Laß der in den Städten ihres Dep. itattfindende Gebrauch, die Marftite 
miethen, in der Ausdehnung, daß fie nämlich für die Dauer bes Ger 
den Miethern überlafien werben, den polizeifihen Ginrihtungen bedeuten 
nifle I den Weg legen Eönnte, und deshalb allerdings fernerhin gar ı 
ftatten fei. 

Dagegen finden wir es weder nothwendig, ncdy billig, das ganze 
abzuftellen. Eo komuit nur darauf an, daß tie Stadtgemeinen ſich in b 
fen halten, daß fie denjenigen Marktlenten, melde feine Auswahl der 3 
begehren, fondern fich Diefelbe überall, wo es ſchicklich geſchehen kam, « 
laffeıt bereit find, nur ein mäßiges GStättegeld abjorbern. 

Geſchieht dieſes, jo it ihnen ber größere Vortheil wohl zu gennen, 
andere Marktleute für bie vorzugsweiſe gut belegenen Stellen anbieten. 

Mir fegen alſo feſt, daß mach wie vor Verträge wegen Ueberlaffn 
Marktſtellen gejchloffen werben Fönnen, deren Dauer aber auf Drei Jah 
werben muß. 

Hiernad hat die K. Reg. zu Magdeburg das Weitere zu verfügen 
Schuhmacher Gaes und Konforten zu Halberffatt zu befcheiben, tie eh 
Staͤttegelder, wenn dieſe zu hoch normirt würden, übrigens zu jeder Zeit vor 

(a. I. 73. — 1. 65.) 


2) Publik. der K. Meg. zu Marienwerber v. 7. San. 1823. 


Wenn Durch das Er. v. 2. Nov. 1810 den Kommunen ober Rıiral 
jete Gewerbs-Abgabe-Beſteuerung des Gewerbes an ſich unterfagt werd 
Recht der Steuer nur ein Vorbehalt Des Staats iſt; fe bat Diefe Merian! 
ſolche Erhebungen teinen Einfluß, welde eine Vergütung für Gewahrnij 
autemlichfeiten bet Gelegenheit des Gewerbebetriebes enthalten. 

Hierher gehört unbedenklich die Ginferderung eines mäßigen Stand: t 
geltes von denjenigen, welde auf Aahr: oder Wochen-Märkten eine von 
merei aufgelegte oder unterhaltene Bude benupen, oder andere Gebänte & 
tung ihrer Waaren in Gebrauch nehmen, oder welchen zur Errichtung ei 
Bude oder Manren:Tiides ein Seneintepfag mietHäweife eingeräumt wir 

So wenig den ſtädtiſchen Kommunen tie Befugniß verweigert werten 
turd die Erhebung einer mäßigen Beiſteuer für tiefe Verwilligung unt 
Folge derſelben nöthig werdende Reinigungs-Koſten ſchadlos halten zu 
wenig können Die Gewerbetreibenten, welde durch Beilhaltung ihrer We 
Cinſchluß ihres eingetriebenen Viehes, die ſtädiiſchen Märkte befunden, | 
hen, eine Abgabe zu entrichten, Die nad mäßigen Zügen normirt, und! 
ten Markrtverkehr zu erleichtern. 

Gs darf indeß von dieſer Befugniß durchaus Fein Mißbrauch gema 
eder die derartigen Erhebungen nicht gar in Bedrückungen Des Publikums 
Zu ben Ende erhalten die Polizeibehörden hiermit den gemeſſenen Auflra 
pungs-Sätzen Die möglichſte Publizität zu geben, nachdem fie verhere den 


— — — 





Grund des R. v. 22. Jan. 1821 die Erhebung ber darin er: 
gaben fir alle Städie Dee Depart. verbietet, und nur die fr 
jelker Abgaben geitattet, Die auf Grund böberer Genehmige 
für den Marktverkehr überhaupt, 3. B. von Fuhrwerk m. |. ı. 
tie Spezielle Benukung geiler von ben Städten getrejfenen £ 
ttalten erheben worten. . WI. IR. — XVAA 
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athlihen Aemtern zur genaueften Prüfung vorgelegt worden, welde ſowohl 
ingewiefen, als auch gleichzeitig verpflichtet werben, nıit Aufmerkjansfeit darauf 
‚ haß jede Bladerei bei der Erhebung vermieden, und etwa vorkommende 
geahndet werben. 
erfung des Erhebungs⸗Tarifs ift übrigens der Grundſatz feilzubalten, 
w Marfts ober Stand:Beld nur alfein von ben auf den Märkten wirklich zum 
-geelten Waaren und Vieh, unter feinen Umſtänden aber von demjenigen 
befien ſich die, den Markt jonft Beſuchenden ober blos Durchreifenden bes 
‚eine Abgabe (Binfuhrgeld) erhoben werben darf, weil es dieſer Hebung durchs 
einem gefehlichen Fundament fehlt, und es völlig unftatthaft ift, daß Jemand, 
Buß oder zu Pferde, oder im Wagen einen Ort beſucht, zur Zahlung einer 
"gehalten fein foll ıc. ıc. 
ı VE. 72. — 1. 29.) 


He Bezugnahme auf dies Publik. if indeß das daſſelbe mobifizirende 
‚R. Din. des H. (v. Bülow), de8 I. (v. Schuckmann) u. d. F. 
wig) v. 3. März 1833 an die K. Meg. zu Marienwerber ergangen. 


RK. Rey. wirb beauftragt, die von Ihr unterm 7. San. d. J. erlaffene B. 
g unrichtiger und mit ben Hier angenommenen Grunbfägen fteeitenber 
babin zu erflären: daß ben Kommunen zwar nicht die Befugniß eingeräumt 
‚ für den Plag, auf welchem die Markt-Verkäufer ihre Waaren feilbies 
‚Miethögeld zu fordern, indem biefe durch die Berechtigung zum Markt⸗-Ver⸗ 
eine gewifie Stelle auf dem Markte felbft erworben haben, daß ihnen 
Adings zuftchet, eine angemeifene Entſchädigung für die den Verkäufern etwa 
Bier Buben oder andere Gelaſſe mit lebtern zu verabreden, indem biefes 
elgentliches Marktſtands⸗Geld zu betrachten ift. Wo jedoch die Kaͤmmerei 
‚der netten a horhung im rechtmäßigen Befib einer Marft: und Stand: 
kung gemein it, kann diefem bis auf weiteres nachgefehen werben. 
.73.—|1 
















[7 


AR. der K. Min. des 9. für H. u. ©. (v. Schudinann), des J. u. 
# Brenn) u. d. F. (Maaßen) v. 28. März 1831 an die K. Reg. 


amterz. Min. find, auf ben Ber. v. 25. Jan. d. J., mit der K. Reg. darin 
Ben, daß das feither in Norbhaufen erhobene fogenannte Stättegelb fein 
arkiftandgeld, fondern ein wirkliches Marktgeld ift, und daher nad, 6. 17. 
u. 26. Mai 1818, vorbehaltlich der etwaigen Nnfprüde der Gemeine aus 
#9. L c. aufgehoben werden muß. 
gen kann der von dem dortigen Mag. unterm 27. DE. v. 3. entworfene, 
der R. Reg. bevorwortete Tarif zur Erhebung eines Stättegeldes nicht als 
mit ben gefeßlichen Beſtimmungen anerkaunt werben. 
‚Marktflandgelb kann, in Folge der neueren Geſetzgebung, nur in fofern 
herr werben, als die Kenmune durch Darleifung von Buben u. dgl. m. 
Rarktbefuhenden wirflide Verwendungen madht, welche durch das Markt: 
[ vergütigt werben follen; für die bloße Benubung des Plapes die Ins 
ng und Meinigung defielben-aber nur in ſoweit, als bie Kommune, nad 
Bverhälinifien, nicht die Verbindlichkeit hat, diefe Räume unentgeldlich herz 
amb zu unterhalten. 
yanıs folgt unmittelbar, daß nur ber Umfang ber eingeräumten Buden und 
ben Falle die Größe des von dem Marktbeſuchenden eingenemmenen Rau: 
m gültigen Maaßſtab für die Höhe des Marktitandgelbes abgeben kann. 


Bitte ift es aber unvereinbar, das Marftftandgeld von jedem mit Marktgütern 
n Wagen, Karıe, Rorbe u. f. w., ohne Rückſicht auf den Gebraudy zu erhes 
chen der Beliger wirklih von dem Fa madt. Das Marktſtandgeld 
mehr nur von jedem auf dem Marfte aufgertellten Magen, und dann etwa 
m Marktbeſuchenden erhoben werben, ber ſich, ohne Benutzung eines Wagens 
ze, auf dem Marltplage zum Verkaufe feiner Waaren aujitellt. 

are ergiebt fi dann aud von felbit, daß die Gchebung des Marktſtand⸗ 
ücht an den Thoren, fondern nur nah Maafgabe des wirflid eingenommes 
tiraumes auf dem Marktplabe felbft erfolgen darf, und die besfallfige For⸗ 
bes PBrovinzielsöteuer-Direktors kann nur als gefeglic, und angemeflen om: 
‚werben. Diefe Art ber Erhebung liegt in ber Natur eines Martitannarls 
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des, und es iſt ein abzuftellenber Mißbrauch, wenn in anderen Stäbten tes 
der K. Reg., 3. B. in Erfurt, abweichend verfahren wird, 

Die eingewendete Schwierigfeit, das Marktſtandgeld auf dem Ru 
Buch den Marftmeilter erheben R\ lafien, findet nicht flatt, ba bies Berfı 
in alfen größeren Stadien der Monarchie ohne Hinderniſſe beobachtet wird. 

Der K. Meg. wird hiernach bie weitere Regulirung der Sadıe, mb 
werfung eines zuläjfigen Zarife, nad) weldem das Marktſtandgeld anf ke 
plage zu erheben it, überlaffen. 

(a. XV. 140. — 1. 71.) 


4) R. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Meding) v. 9. Juli 
ben Mag. zu Pr. Enlau. 


Dem Mag. wird auf die Vorftellung v. 20. v. M., in Betreff der 
ber Thor:, Stand: und Murftgelder in dortiger Stabt, eröffnet, daß bie 
Verf. der K. Meg. zu Königeberg v. 3. v. M. (Anl. a.) nur gebilligt wen 
ta nad) der eigenen Daritellung deſſelben das feither erbobene Marktgelde 
ter, als ein gejeßlich unerlaubter Waarenzoll if, welder bemnad ferner ı 
ben darf. Es bleibt dem Mag. jedoch anheim geftellt, wegen Verwandl 
Marftgeldes in eine wirkliche —*8 vom Platze, melden die Marktbeſuche 
bei der genannten Meg. die weiteren erforberlien Anträge zu machen. 


Anl. a. 


Den Mag. eriviedern wir auf ben Ber v. 23.0. M., die Gchebung| 
Stand: und Marktgelder in dortiger Stadt beir., daß wir uns burdy die | 
ten Berichte gemachten Anführungen nicht veranlaßt finden fönnen, dem 
die Erhebung des Markt- und Standgeldes von alten zum Berfauf nad | 
gebrachten Gegenfländen an den Thoren zu geftatten, zu beferiren, ba Ra 
geider ihrer Natur nach nur von Verfäufern erhoben werben können, welde ein 
auf dem Markte wirklich benugen. Hat das Thor-, Stand s ader Mxl 
die Natur eines Marktitandgeldes, fo it es eine Abgabe, bie als Yinnek 
$. 17. des G. v. 26. Mai 1818 aufgehoben worten il. Der Mag. bat 
nach zu achten, und eine Strafe von 5— 20 Rtblen. zu gewärtigen, im 
Waaren, melde außerhalb ter Stadt gekauft find, und one auf Tem Ma: 
geftellt werden zu jein, direkt vor die Thüre Des Abnehmers geführt werd 
der genannten Abgaben erhoben werben möchte. 

Königsberg, den 3. Juni 1840. 

sKönial. Preuß. Regierung. Abthl. bes Im 

(Min. BL. d. i. V. 1840. S. 316. Nr. 569.) 


5) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. d. 8. 
vensleken) v. 13. Tee. 1841 an die K. Reg. zu Bromberg. 


Nach dem beitehenten Grundſätzen kann ein Marktſtandégeld über 
ausnahmsweiſe als eine Entſchädigung für Die gewährte Ueberlaffung kr 
oder anderer Wortlieile Eeitend der Kommune verfommen, we tiefe Ue 
nady der bisherigen Verfaſſung nicht unentgeldlich ftattfinten muß. Wenn 
jolhe Abgabe dert nach tem früheren Herfommen ausichließlich ven te 
Krämern, welche ihre Waaren auf den dortigen Wochenmärkten feil bielter 
worden it, jo kann Dies nur als eine gegenwärtig unzuläfftge Befteuerun 
von Betroffenen angejehen werben. 

(Dein. BI. d. i. 8. 1841 ©. 345. Nr. 559.) 


IT. Die allgem. Gew.-DOrd. v. 17. Ian. 1845 beflimmte d 
in Uebereinſtimmung mit diefen Grundfägen, im $. 77.: 


Der Marktverkehr darf in feinem Falle mit anteren als felden Abs 
ftet werden, welche eine VBergittung für den überlaffenen Raum und ten 
von Buben und Geräthichaften Bilden. In den Beſtimmungen darüber, t 
welchen: Umfange Abgaben dieſer Art erheben werben bürfen, wird duırf 
tiges Geſetz nichts geändert. 

(8. ©. 1845 €. 55.) 


In Berfolg vieler Beitimmungen iR tenmächfl ergangen: 
V. v. 4. De. 18T Iber Vie Mortiiunttarlüer. 
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der Friedrich Wilhelm sc. ꝛc. verordnen in Beriolg ber Vorſchriften um 6. 77. 
gen. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 (G. €. ©. 41.) wegen der Marktſtands⸗ 
auf den Antrag Unferes Staatemin. für den ganzen Umfang der Monarchie, 


t: 
I. Au Orten, wo die Erhebung von Abgaben für den Gebrauch öffentli- 
She und Straßen zum Feilhalten von Gegenſtaͤnden auf Meſſen und Mürf- 
arktſtandsgelder) bisher nicht beſtanden hat, darf dieſelbe nur mit Genehmi⸗ 
er Min. tes J. u. d. F. eingefuührt, dieſe Genehmigung jedoch nur für ſolche 
ertheilt werben, denen das Meß: oder Marktrecht zuſteht. 
e Genehmigung iſt ſtets als unter dem Vorbehalt des Widerrufs ertheilt 


EB. . 
2. Bei Einführung von Marktjtandsgeldern iſt der Betrag nur nad ber 
es von Feilbietenden zun Marktverkehr gebrauchten Raumes und nad) ber 
bes Gebrauchs zu beitinmen. Dieier Betrag darf jedoeh den Eag von zwei 
für den Duadratfuß und für einen Tag des Gebrauchs nirgends über: 
“ie diefe Vorſchrift anf Geyenitände, die nicht in Buben, auf Tijchen oter 
feil gehalten werden, anzumenden, und in welcher Weije tie Marftitande- 
&egenftände, welde bei geringen Merthe einen großen Raum einnehmen, 
Big geringer feitzufeßen fei,- haben die Din. (8. 1.) zu beitinmen. 
* Unter den Markiſtandésgeldern (95. 1. und 2.) iſt die Miethe fir Bu⸗ 
Ste, Tiſche, Unterlagen, Staugen oder ſonſtige Vorrichtungen, welche den Ber: 
Gebrauch uͤberlaſſen werden, nicht begriffen. 
R Ret einem Jeden frei, ob er fich der ihm ſelbſt zugehörenden Vorrichtun⸗ 
„ oder ſolche von Anderen entnehmen will. 
Die Tarife zur Grhebung der Marktitantegelder müfen während d 
Marktzeit zu Jedermanns Ginfiht auf den zum Feilhalten beilimmten 
Straßen aufgeitellt fein, und cs Dürfen außer den darin beftinmten 
e andere erheben werben. 
ebung darf nur auf den Verkanfaftellen ſelbſt, nicht aber fihon bein 
ber auf den Markt zu Kringenden Gegenſtände in ben Marktort ftattfin: 
Erhebung höherer ober anderer, als der tarifmäßigen Abgaben wird nad 
en der Tarifsüberfchreitungen bei Erhebung ter Kommunikationsabga⸗- 
März 1837 (8. S. 1837, ©. 57. bis 60.) beitraft. 
Die Erhebung ven Markftitandsgeltern ($.1.) darf ba, wo fie bisher 
den bat, fortdauern, fie Fann aber überall, wo es für nothwendig eradı- 
, nah Anleitung der 88. 2., 3. und 4. anderweit regulirt werden. Much 
Umpänden eine Ermäßigung der Tarirfäge angeorbnet werben, Beruhet 
Recht, dieje Abgabe nadı beftimnten Sätzen zu erheben, auf einem bejen- 
htötitel, fo wird in dem Falle, wenn eine Ermäßigung nethwendig befun⸗ 
‚wider den Willen tes Berechtigten angeerbnet wird, Entſchädigung nach 
den allgemeinen gejeßlichen Borichriften gewährt; bed) finder ſelbſt in dieſem 
Entſchaͤdigungsanſpruch nidt Statt, wein die Berechtigung dem Fiskus 
Kämmerei oder Gemeinde innerhalb ihres Kommunalbezirks zuſtand. 
ugungen, welde bei Eutrihtung von Marktſtandsgeldern fattfinden, fün- 
alles aufgehoben werben, in fofern fie nicht auf beſonderem Rechtstitel 














Bei Erhöhung bereits beitehender Murktitandsgelder finden die Bor: 
wer $8. 1. bis 4. Anwendung. 
Alle den Beſtimmungen der gegenwärtigen V. entgegenjtchende allges 
End beſondere Vorſchriften werden hierdurch außer Kraft gejegt. Ueber bie 
wung biefer DB. haben die Min des 3. u. d. F. mühere Anweiſung zu 
ke, Urkunblic ıc. 

, ©. 1847 ©. 395.) 


. Einzelne Rarktfiandgeld» Tarife find burdy die G. ©. pubs 
n. 
Tarif v. 8. April 1835, nach welchem bie Markt= und Standgel⸗ 
dem Marfte zu Alt-Dollſtädt zu entrichten find. 
_ ©. 1835 ©. 65.) 
W) Zarif v. 23. Juli 1836, für die Erhebung bes Marfiftandgeldes 


wrien. 
WW. ©. 1836 ©. 229.) 


\ 
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Stebenter Titel. 


Den Markt: und Buben: Cronungen. 


I. Bon dem Rechte zum Erlaß von Markt» Ordnung 
sn Die allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 beſtimmt Kiel 


1 
j In den Gränzen der Beſftimmungen der 66. 76. bis 83. kann de] 
Obrigkeit unter Genehmigung der Regierung 1) tie Marftorbnung nad Ye 
hen Bedürfniſſe fetiegen, namentlich auch für das Feilbieten von gleichartig 
genfländen den Pla, und für das Feilbieten im Umhertragen, mit ober si 
ruf, die Tageszeit und die Gattung der Waaren beilinmen. 
(G. S. 1845 ©. 56.) ! 


2) Der $. 84. a. a. O. beftimmt die Gränzen, innerhalb 
Lokal» Markt» Orpnungen, nad) dem drtlihen Bedürfaif 
laffen werden dürfen, durdy die Bezugnahme auf die 66. 76-83. 
In berfelben Beziehung hatte fidy dad R. der K. Min. des H. 
low) u. des J. (v. Schudmann) v. 24. Oft. 1820 an die K. Ay. 
nigöberg in folgender Art außgefprochen : 


Die von der K. Rey. unterm 6. v. M. in Anregung gebrachte Bei 
ihren Ber. v. 14. Mai 1809 wegen Aufhebung der fünınıtl. Markt 
unterblieben, weil der Gegenftand inzwijden in allgemeiner Beziehung pr 
gekommen, und das Reſultat davon, das &. über den Bor: und Auflauf a 
1810 (G. ©. 1810 S. 40. 2), erſchienen if. 

Da diefes G. einen völlig freien Marktverkehr mit der einzigen uub 
und zu rechtfertigenden Beichränfung des $. 3. einführt, jo verfteht es ſih 
daß alfe und jede damit in Widerſpruch ſtehende Marktorbnungen ipse 
gehoben find, und bedarf es alfo eines besfalliigen bejonteren G. — we 
1809 projektirt worden — jept nidyt mehr. Es it folglich Eache der 2. 
jenigen Marktordnungen, welche mit tem vorbemerften allgemeinen Land 
übereinftimmen, in fe weit dies der Fall it, für ungültig zu erflären, um 
mit jenem ©. verträglichen Polizeivorſchriften zu firbitituiren, auch ſelche 5 
a Bedürfniß polizeiliher Ordnung die Erlaſſung derſelben erheijct, paul 
laffen. 


Als ſolche allgemeine Vorſchriften find anzuſehen: 


1) daß Niemand, alſo auch nicht die Käufer durch Höfer und A 
freien Marktverkehr geſtört werde, 

2) daß Jeder ſich richtiger und geſtempelter Maaße und Gewichte 

3) daß feine verfälſchte, ber Geſundheit nachtheilige, Waaren ausg 

4) daß, wenn Waaren außer den Drarkttagen, nicht auf den M 

eboten werten, dies nur an von der Orts-Polizei-Behörde für gualifzir 
rien geſchehen dürfe, 

5) daß die Haufirerei nicht zu einem Vorwande des Bettelns eder 
Geſchaͤfte gemißbraucht werte, 

Mehr an allgemeinen Prinzipien gehört nicht in die einzelnen Marl 
beren übriger Inhalt vollig lokal fein muß, und Bleibt danad der K. 
Weitere deshalb lediglich überlaſſen. 

(a. IV. 875. — 4. 94.) 


1. Bon den Buden=- Ordnungen. 


1) Ueber die Grundfäge, welche bei dem Erlaß von Buben 
nungen zu berückſichtigen, fprechen ſich nachflehende R. aus. 


a) R. der K. Min. des H. (v. Bülow) u. des I. (v. Schuckmam 




















i 


1) Hiernad if das R. des K. Min. des J. v. 16. Ct. 1818 ih 
welches beitinnmte, daß die Genehmigung der Lokal: Markt: Megl 
von dem Miniterium eridlam mie. A. IL 1138. — 4. 

2) Vergl. in Thl. VI, des Wertes Relieiuit) UA EU " 
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uni 1825 an bie K. Meg. zu Ködlin. Unzuldjfigfeit der Uebertra⸗ 
ung von Marft»Budenplägen auf Lebenszeit. 


fe unterz. Din. fönnen die Verhantlung der Markt:Bubenpläße auf Lebens⸗ 
über nad) dem Berichte der K. Reg. v. 18. v. M. in Bezug auf die Stabt 
Bein Seitens tes Mag. zu Labes und von den Hutmachern zu Dramburg 
be erheben werden, durchaus nicht billigen. 

kre ein folcher Handel gültig, fo würbe er bie Polizei für immer in jeder 
und befiern Anordnung hindern. Iſt er aber, ſobald eine ſolche Anord⸗ 
big iſt, ungültig, dann ift der Ginzelne von der öffentlihen Behörde zu 
ngültigen Sefchäfte verleitet, und es entitehen Streitigfeiten über die Zurück⸗ 
des in debite bezahlten Kauf: oder Mieths : Geldes. 

iſt taher das in Rede ſtehende Verfahren jo wenig ferner in Scievelbein 
Haupt zu dulden, und ven ber K. Neg. in Ihrem Amtesblatte das Nöthige 
befannt zu maden. 

IX. 460. — 2. 128.) 


nnlaſſigkeit der Bevorzugung einzelner Klaſſen von Bewer» 
Mzeibenden bei Regulirung der Budenſtände. 


des K. Min. des I. für H. u. Gew. (v. Schuckmann) v. 7. Juni 
ks1 an die 8. Meg. zu Stettin. 


Min. des 3. für H. u. Gew.⸗Ang. fann es nicht billigen, wenn bie K. 
5 ver Regulirung der Budenflände auf Jahrmärkten ned immer nad dem 
B 17. v. M. eingereihten Publif. der vornialigen Krieges und Demainens 
Azur Stettin v. 25. April 1788 1) verführt. 

®. 4. des 8. v. 20. Rov. 1810 verordnet, mit Aufhebung alfer zeitherigen 















ishte, einen völlig freien Marktverfehr, und in dem Vorſchriften des Hau⸗ 
28. April 1824 $. 1., fo wie in dem ganzen Geilte dee neueren Geſetz⸗ 
st es, daß fämmtlihen Gewerbetreibenden eine völlig gleiche Benugung 
arktorechts zuſteht. 
ssubung dieſes Rechts kann allerdings an ortspolizeiliche Maaßregeln ges 
e dürfen aber nicht dazu benutzt werden, um, ohne polizeiliche Nothwen⸗ 
e Klafle von Bewerbetreibenden vor ter andern zu bevorzugen. 
eingereichte Regul. ertheilt num aber nicht nur den Bewohnern ber Marlts 
Borrecht, fid ihre Audenjtände auswählen zu dürfen, fo daß den anderen 
zeibenden bes Inlands und den Ausländern nur die Mahl unter den von 
jeimiſchen nicht gewählten Pläben bleibt, jondern begünftigt aud) die Ein» 
5 hinfichtlich der Zeit, während welcher die Waaren ausgelegt werben bür: 
fe Beftimmungen find jebuch eben jo zweckwidrig als ungeſetzlich. Das 
Det ſich daher beiwogen, die fernere Anwendung biejes Publik. fuͤr unzuläfs 
Haren. 
es num hiernad) nicht wird umgangen werden fönnen, eine anderweitige 
a der Buben-Drbnung in dem Bezirke der K. Reg. einzuleiten, fo verfennt 
$. nicht, daß vielfadye örtliche Verhältniffe, Umfang des Marftplages, lang: 
mohriheiten, auf die Zwedmäßigfeit einer Budens Ordnung bedeutenden 
haben, Bu daß eine allgemeine Vorſchrift hierüber mehrfachen Bedenken uns 
‚Das Din. will e8 daher auch der K. Reg. überlaſſen, ‚entweder eine ſolche 
e Buden⸗Ordnung zu entwerfen und zur Prüfung einzureichen, ober aber 
m Dagijträte zur Mufitellung lokaler Orbnungen der Art zu veranlaflen. 
(dem einen, wie in bem andern Falle, müflen aber wenigftens folgende, in 
Agebung wie in Verwaltungs-Ruͤckſichten begründete Vorſchriften ſtrenge bes 


en. 
—ã — der Zeit, während welcher der Marktplag zum Verkaufe, ober 
flen der Waaren zu benusen ift, darf fein Unterſchied zwiſchen Ginheimis 
en und Ausländern gemacht werden. 

feiner Klaſſe von Gewerbetreibenden, fei biefe nun durch den Wohnort, 
Mixt des Gewerbes, oder durch den Umſtand, daß fie noch einer Innung 
‚bezeichnet, in ber Art ein Vorzugsrecht eingeräumt werben, daß fie eine 
yorzugsweifer Auswahl der Budenftände ausübt; vielmehr dürfen bei Bes 

ber Heihefolge nur Rüdfihten polizeiliher Ordnung obwalten. 


w Bublif. findet äh in ben Sammlungen nicht abgehrudt. 
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3) Dürfen fünftig feine Kauf: Kontrafte, wegen Ueberlafjung vor Bubeak 
geichloffen werben, welche die Polizeiverwalting daran verhindern würben, cm 
veränderten Zeitumfländen erforderlich werbende anderweitige Ordnung einyal 

Die K. Reg. Hat hiernach das Meitere zu veranlaflen, und bis zum 1.° 
1832 anzuzeigen, was von hr zur Ausführung cbiger Beſtimmungen gefäedf 

Dem Hutmacher N. N. zu Kammin it auf die Beſchwerde v. 14. Der; 
über den ihm angewiejenen Marftftand, im bieffeitigen Auftrage, zu eräffum 
fo wenig den Bewohnern der eigentlichen Stadt als ber fogenannten Doms 
ein Vorzugsrecht auf gewiſſe Marktitände, went fie ein folches nicht etwa 
tere uneingeſchränkte Kaufverträge erworben, zuflche, fie vielmehr ben veii 
Anordnungen ter Behörde des Markterts unweigerlih Folge zu leiften hätt 

(a. XVl. 221. -- 1. 93.) 


PB) R. deffelten Min. v. 29. Juli 1831 an bie K. Meg. in Gtettin; 


Menn nad) der Anzeige ver K. Neg. v. 9. Zuli d. J., das Bublik. u 
3788 jeßt in feweit nicht mehr zur Anwendung gebradht wirb, als feine 
liche, einzelne Gewerbetreibende vor andern bevorzugende Auswahl der 2 
ferner ftattfindet, und jebe verfchiedenartige Behandlung Fremder und Giufe 
hinfichtlich der Zeit, während welcher ber Marktverkehr geftattet wird, aufge 
fo find hierdurch die in der Verf. v. 7. Juni d. I. aufgeitellten Bebepfa £ 
doch kann alsdann auch nicht gefagt werden, daß die Diarkts und Buyben⸗ 
d. 1788 uch fortwährend Anwendung finde, F 

Wenn die K. Reg. und die Crtsbehörben es dagegen angemefien ul 
der jept faftiich beitehenden Vertheilung der Budenftände zwifchen ben Ge 
benden ber einzelnen Stäbte nichts zu ändern, fo hat das Min. des I. ü 
Gew.: Ang. um jo weniger etwas hiergegen einzuwenden, als die Anee 
Gegenitandes, fo lange dabei nicht gegen allgemeine Grunbfäge gefehlt 
der örtlihen Polizeiverwaltung bleibt. _ 

Die Beibehaltung der jegigen Ordnung wirb baher in jofern gene 
ſie auf einer, ven ber K. Reg. anerkannten polizeilichen Zwechnäßigfeit be 
hingegen eine fernere bindende Gültigfeit des in Rede flehenten Publi 
daraus erworbenes Recht Der einzelnen Städte nicht anerfannt werten fa 

Die R. Meg. hat daher den N. N, zu Kammin ganz nad der Berf. # 
d. 5. zu bejdeiden. (A. XVI. 223. — 1, 94.) 


co) R. des K. Min. des I. u. d. P. (Kühler) v. 15. Juni 1897 
Schuhmacher⸗Gewerk zu Stargard, und abichriftlih an die K R 
Stein. Unordnung der Markt» Buden=- P läge ohne Berüch 
von Innungsverhältniffen. | 


Dem Schuhmacher-Gewerk zu Stargard wird auf die Vorſtellung v. 8 
worin bafielbe darauf angetranen bat, 
bie durch die Mefel. des dortigen May. v. 21. Nug. 1829 feſtgenelle 
Markt-Ordnung wieder herzuftellen, und jede fernere gemiſchte Bade 
von zünftigen umd unzünftigen Meiitern zu unterſagen, 
hierdurch eröffnet, Daß die Zunfteinrichtung mit dem Marktverfehr gar nid 
hat. Die Verſchriften über die Ortnung, in welder die Budenpläge nf 
vertheilt werden ſollen, find rein polizeilicher Natur, und bezwecken mır # 
Ordnung auf den Markte. Marum aber ein Echuhmacher, welcher u 3 
hört, auf dem Markte in rein marktpolizeilicher Hinfidht vor einem nichtzünfi 
günſtigt oder ũüberhaupt unterſchieden werden fell, if nicht abzuſehen. Das 
Min. fann daher nur der in den Befcheide der K. Reg. zu Stettin v.27. Dei 
ausgeſprechenen Anſicht beitreten, und muß es bei berjelben lediglich fera Be 
behalten. 
i (A. XXI. 526. —- 2. 220.) 


d) N. der K. Min. des J. für Gew.⸗Ang. Bethe) u. d. F. (Beuth) 
Juli 1837 an den Pfefferfüchler N. zu Hirſchberg und abſchriß 
die K. Meg. zu Liegnig. Unzuläffigfeit der Aufftelung meh 
Nerfaufs = Buden auf SIahrmärften Seitend eines und deſſt 
Berfäufers !). 


1) Denjelben Grundfap fellte ud das (im Urdkelama var, ea Karkitt 
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u Bfefertüchler N, wird ıc. eröffnet, daß feinem Geſuche: ihm das Feilbie⸗ 
rBfefferfüchlerwaaren in 3—4 an den Jahrmarftstagen zu erricytenden Bus 
eſtaiten, nicht gewillfahrt werden kann, da es ein allgemein geltender Grund⸗ 
daß auf Jahrmärkten durchaus Feine Beverzugung ber einheimifchen vor 
särtigen Berkäufern flattfinden toll, und bie Vorfchrift, daß feinen Ortes 
reibenden nachzulaſſen ift, zur Jahrmarktszeit an mehr ale zwei Orten, nänız 
Iner Wohnung und in einer Marktbube, feine Waaren feil zu halten, das 
ſfonmen gerechtfertigt ift, daß ſonſt ber Zwect des Jahrmarkts, die Befoͤr⸗ 
er Handels⸗Iniereſſen im Allgemeinen und tie Darbieiung der Gelegenheit 
sah! der Bedürfniſſe des Publitums, vereitelt werden würde, 

N. Hat übrigens zu ber erhobenen Beſchwerde um jo weniger Veranlaſſung, 
ach nody eine Bude am Rathhauſe befist, fe daß Er in Felge der angeord⸗ 
chrankung noch izet auf 3 Stellen gleichzeitig verfauft, 

XXI. 78 . 166.) 






Jar den Reg⸗Bezirk Potsdam iſt eine allgemeine Marft- Bus 
Kpnung erlaffen. | 

der K. Min. des H. (v. Bülow) u. des I. u. d. P. (v. Schuds 
wa) v. 12. Oft. 1824 an die K. Reg. zu Potsdam. 

son der K. Reg. mitielit Ber. v. 12. v. M. eingereichte Orbnung für bie 
£ den flädtifhen Jahrmärkten Ihres Dep., wird dierdurch genehmigt, und 
1. beauftragt, ſolche durch Das Amtebl. zu publiziren. 

. 1169. — 4. 125.) 

HR. der 8. Meg. zu Potsdam v. 5. Nov. 1824, 


tihefolge der Buden auf Jahrmärkten hat zu verichiedenen Streitigfeiten, 
Er —8 Kommunen, theils zwiſchen den einzelnen Verkäufern Anlaß 
ar 


















ben uns deshalb veranlaßt gefunden, darüber allgemeine übereins 
Jenndſatze, mit Genehmigung dev K. Min. des 3. u. d. P., jewie tes 


m Bolizeibehörben unjers Dep. werden demnach angewiejen, von Publis 
e D. an, genau nad) den Vorſchriften derſelben zu verfahren. 


Simnttl. Gewerbetreibende einer und derfelben Klaffe werben zuſammen⸗ 


Ausgenommen hiervon find jedech biejenigen Gewerbetreibenden, bei de: 
pslegung ihrer Waaren einen befenders geräumigen Plag erfordert, wie 
weile bei den Töpfern der Fall ift. Dieje Gewerbetreibenden erhalten ih⸗ 
Ya angewiefen, wo es bie Lofafität geſtattet. 

Eben jo hat die Dre: Belizeibehörhe die, von jeder Klaſſe ber Gewerbes 
‚einzunehmenbe Stelle nady der Dertlichfeit auzuweiſen. 

. Unter ben Gewerbetreibenden einer und derſelben Klafie nehmen die Ein: 
ienigen Ortſchaft, in welcher ber Markt gehalten wird, die erite Stelle 
uw; a folgen die Gewerbetreibenden anderer Ortfchaften, nach ber Entfer⸗ 
‚Be en vom Marftorte, fo daß die entfernteren Ortſchaften den näher ges 


e " Bewerbetreibenben einer Ortſchaſt rangiren unter fid) nad) ber Zeit 
ft auf dem Marftplake. 

Ausgenommen find hiervon bie gewerbetreibenden Ginwohner des Markt 
welche nad) der Länge ihres Gewerbebetriebes vangiren, bergeftalt, daß 
Ver fein Gewerbe am längften ſelbſtſtändig betreibt, den erften Plaß eins 
> Die übrigen nad) der Zeit ihres felbftitänbigen Bewerbebetriebes folgen. 
Die Beobadytung der, im $. 4., 5. und 6. vorgefhriebenen Ordnung 

nur auf diejenigen Marftverfäufer Anwendung, welde in der Zeit v. 

Ende Sept. um 7 Uhr, und in der Zeit v. 1. Okt. bis Ende März 
des Morgens am Markttage auf den Marktplatze eingetroffen find. Mer 
me Hat eo ſich ſelbſt zuzuſchreiben, wenn ihm feine Stelle willführlic 
fen wird, wo es gerabe die Oertlichkeit noch erlaubt, 


Diefe verſchiedenen Beſtimmungen geben Niemanden einen Rechtsanſpruch 








— 1824 antiguirke) Bubllf ber 8. Reg. zu Köslin v. 13. Janus 
rw. 1 74. - 1, 66.) auf. 
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auf eine gewiſſe Stelle des Marfiplages, fonbern gereichen nım zur Surelll 
Orts⸗Polizeibehoͤrden, denen in jedem flreitigen Fall die Entiheidimg ui 
welche indeß der nachträgliche Rekurs an die K. Meg. zur etwaigen Abkz 
Zukunft, frei bleibt. 

(A. VII, 1169. — 4. 126.) 


3) R. des K. Min. des H. (v. Bülow) u. des I. u. d. V. (x. 
mann) v. 14. April 1820 an die K. Reg. zu Berlin. Bedingur 
Zulaffung von Buden zum Lumpen⸗Einkauf auf Märften. 


Der R. Reg. wird aus den abfhriftlihen Anlagen (Ant. a.) zu erichng 
aus welhen Gründen ter N. N. auf die ausfchließliche Berechtigung, 

in Scragen und Buden auf den biefigen Mochenmärften Lupe 

einkaufen zu lafen, 
angetragen hat, und was ihm darauf heute zum Beſcheide ertbeilt merke 
Bezug auf biefen Beſcheid wird Die K. Neg. zugleich beauftragt, das Nike 
hiefige Polizei-Intendantur zu verfügen, damit felbige die Schragen und Bei 
Lumpeneinfauf auf ben biefigen MWochenmärften zulaſſe, welche ber N. N. 
von ihm beauftragten, zum Bewerbebetrieb überhaupt qualifizirien, Leuten 
fältiger Beobachtung der polizeilichen und übrigen Vorfchriften wegen Beu 
Märkte, aufitellen möchten, wobei jedoch die Markt: Polizeibeamten befonde 
zu fehen haben, DaB ber Anſtand nicht verlegt werde, und das marktbeſuch 
fum nebft den auf dem Marfte figenden Verkäufern dadurch nicht Veraal 
gerechten Befchwerben erhalte. 













Anl. a. 


Die in Ihrer Vorftellung v. 29. v. M. nachgeſuchte ausfchliehlide | 
gung, in Buden und Schragen auf den hiefigen Wochenmaͤrkten Lırmpen 5 
einkaufen zu laflen, kann Ihnen, als den beftehenden Berwaltungsgrumdf 
gen, nicht bewilligt werben. 

Mir wollen inzwifchen ben Verſuch, welchen Cie beabfihtigen, und. 
haupt jehwerlid, hier Nachahmung finden möchte, durch Zugeftehung der 
Erlaubniß gern unterſtützen; nur können, wenn Andere wirklich diejelbe Ar 
peneinfaufs anfangen wellten, dieſe nicht davon ausgeſchloſſen werten. ® 
hat die biefige Reg. die nöthige Anweiſung erhalten, an die Sie ſich dab 
den haben. 

(9. IV. 314. — 2. 80.) 


4) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 31. Ms 
an die K. Reg. zu Breslau. Gleichzeitige Fortſchaffung ſaͤmmlli 
Wocenmärkten aufgeitellten beweglichen Verfaufsflätten. 


Das Gefud des Mag. zu N. v. 3. d. M., um Aufrechthaltung ter 
getroffenen Anordnung, welcher zufelge die bei den Mochenmärkten aufge 
wegliden Verkaufsflätten um 3 Uhr Nachmittags fortgefhafft werten jet 
Veranlaſſung zu der Bemerkung, daß tie Fortihaffung der bewegliden R 
und Schrahnen oder Schragen nadı Beentigung des Wochenmarktes zur fl 
tung der gehörigen Ordnung allerdings angemeſſen und nothwendig fheint, % 
wenn bie diesfüllige Vorſchrift ehne Ausnahme in Anfehung aller Inhaber 
beweglichen Verkaufſtätten aufrecht erhalten wird, darin Feine Unbilligfeit 1 
unbemittelten Verkäufer gefunden werden fan. 

(Min. BL. d. i. 3. 1840 S. 56. Nr. 98.) 


IH. Einzelne Marft- und Meß» Ordnungen). 


1) Markt» Drdn. v. 17. Mai 1796 für die Stadt Raſtenb 
DOftpreußen. 

(N. C. C. Tom. X. pag. 371. No. 53. de 1796, Rabe III. 383) 

2) MarftsOrbn. v. 10. Mai 1822 für die Stadt Koblenz 

(2. VI. 632, — 3. 27.) 





1) Dieſe Spezial: Markt: und Meß-Ordnungen, foweit deren aflgemeitt 
fentiihung erfolgt iR, werden hier, a8 von lokalem Snterefle, zu 
eriparung ar allegiet. 


- [4 
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| Beochenmarfts » Orbn. v. 4. Dec. 1832 für die Städte bes Meg. 
ofen. 

XV. 1015. — 4. 108.) 

8. D. v. 3l. märz 1832 mit der revidirten Meß⸗Ordn. für bie 


Frankfurt a 
” ©. 1832 ©. 149 ) 


gu: 

D. v. 24. Dec. 1833, beir. die Modifikationen der Meß⸗Ordn. v. 

DRärı 1 1892 „ir Stanffurt a. d. D. 

€. 1831 6.7.) 

D. 9 18. * 1849, betr. die Abaͤnderung bed Termins der Mes 
reife zu Sranffurt a. d. O. 

* 1849 ©. 346.) 

He R. D. iſt näher velätent durch das M. der K. Min. für H., G 

(0. d. Don) u. d. F. (v. Rabe) " 8, Aug. 1849. 

BL» i. V. 1849 ©. 174, Nr. 24 


— x fe Raums urg a. d. ri v. 8. Juni 1819. 


! 















Lane auch: 

| ded R. 8. Rin. ‚für $. u. © (v. Bülow) v. 18. Mai 1818. 
v. 24. ein ssı über die Abänderung ber Friſten auf der 
zu Naumburg a. d. ©. 

j 1831 ©. 7.) 

. der K. Min. des I. für 5. u. Gew.⸗Ang. (v. Schudimann) u 
-{Maafen) v. 10. Dec. 1830 u. v. 5. März 1834, denfelben Gr» 


d betr. 
. 834. — 4. 93., u. XVII. 227. — 1. 129.) 


Drittes Kapitel. 


Bon den polizeilihen Taren ber Gewerbetreibenben. 


die Einleit. zu dem Abichn.: „Don den Verehrungen gegen 
ungen“ in Thl. VI. des Werkes (Bolizei:Wefen), 32.2. ©.141. ff. 
8 Gew.⸗Pol.⸗/Ed. v. 7. Sept. 1811 erklärte in den —9 "ie. bis 
polizeilichen Zaren der Lebensmittel, Kaufmanns⸗ und 
aren, fowie die Lohntaren für Handwerkerwaaren für 
‘und beflimmte, daß auch die Gaſtwirthe unter Feiner po⸗ 
Zare mehr fliehen, diejenigen in den Städten erfler und zweiter 
ch verpflichtet fein ſollten, ſich Selbfttaren zu beftimmen. 


Alle polizeilichen Taren der Lebensmittel, Kaufmanns: und Bäckerwaaren 


wit überall und gänzlich aufgehoben. 
b 


Auch die Gaſtwirthe ſtehen fortan unter Feiner polizeilichen Taxe mehr. 
* in ben Städten erſter und zweiter Klaſſe ſind jedoch verpflichtet, 
ſt 






ch ſelbſt, und zwar jeder für ſich befonders, eine Tare zu ſetzen, dieſe in 

en anzuſchlagen und im Laufe des Monats blos danach zu liquidiren. 

brigfeiten in den Städten dritter Klaſſe bleibt belaſſen, auch dort dieſe 

ns einzuführen, wenn fie diefelbe dem Verkehr der Stabt angemeflen finden. 

Alle Lohntaren für Sandwerferarbeit find allgemein und gänzlich aufges 

Mur A XRiañcht ber Mahlmuüͤller bleibt es bei d. 1. der Muͤhlenordnung 
1) 


Dotgt. oben ©, 497, 


’ 
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11. Lieber die in Bezug Hierauf erlaffenen Anordnungen der Bu 
tungdbehörden vergl. da8 Nähere in Thl. VI. des Werkes (Poligicll 
Bd. 2. ©. 142. ff. 4 


IH. Die allgen. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 bat üßer Du 
genfland anderweitige Vorfchriften im Tit. V. 66. 88—93. erteilt: 


$. 88. Polizeiliche Taren follen, fo weit nit ein Anderes nachfiche 
ordnet werden, künftig nicht vorgejchrieben werden; da, wo ſolche ge 
beftehen, find biejelben im einer von der Orxtspolizei- Chrigfeit zu bei 
höcftens einjährigen Frift aufsuheben. 


$. 89. Brottaren können an einzelnen Orten, wens 
lange dies durch beſendre Umſtände geredhifertigt erſctin 
Genehmigung der Miniſterien beibehalten oder eingeführt 


8. 90. Die Ortepoligei- Chrigkeit iſt ermächtigt, bie Bäder au 
natlich die Preije und Das Gewicht ihrer verfchiedenen Badwaaren bar 
Ihlag im Berfaufstofal zur Kenntmiß des Publikums zu bringen. 


$. 91. Die Gajtwirthe föunen durch die Ortöpolizei : Obrigkeit 
werden, das Verzeichniß ber von ihnen geftelften Preife einzureichen 
Saftzinnmern anzuſchlagen. Dieje Preiſe dürfen zwar mit jeden Monat 
werben, bleiben aber fo lange in Kraft, bis die Abänberung der Bolizi« 
angezeigt und das abgeänderte Verzeichnig in den Gaſtzimmern angefhlag 


$. 92. Kür Echerniteinjeger und Abdecker fünnen innerhalb ber ba 
gewiefenen Bezirke von der Ditepolizeis Chrigfeit, ober, wenn ber ange 
zirk mehr ale eine Ortichaft umfaßt, von dem Landratbe Taren aufechg 
Ingleichen iſt die Ortepolizei-Obrigkeit befugt, aur Aufftellung von Taxe 
Iafaien und andere Perfonen, welche auf öffentlihen Straßen und PA 
MWirthshäufern ihre Dienite anbieten ($. 49.), fo wie für die Benugung W 
Nerven, Eänften, Gondeln und anderen Transportmitteln, welde 
Gebrauch anfgeitelit ſind. 


§. 93. Hinſichtlich der Taren für die Medizinal⸗Perſonen nub 9 
wie der Taxen für rehe Bergwerkserzeugniſſe, wird durch gegenwärtiges 
geändert. 
Gin Gleiches gilt in Anſehung ber in den 88. 51. und 52. bezrih 
ſonen. Für dieſe find die Miniſterien befugt, auch da Taren einzufübhren, 
gleichen bisher nicht beſtanden. 

(G. S. 1815 S. 57.) 


Dazu: 
1) Zu 68. 89. u. 90. der Gew.⸗Ordn. 


a) DB. v. 9. Febr. 1849, betr. die Errichtung von Gewerb 

6. 72. und 73.: 

8. 72. Die Ortspolizei-Obrigteit ift ermächtigt, Die Bäcker und bie 
von Badwaaren anzubalten, die Preife und das Gewicht ihrer verjdict 
waaren für gewilfe ven ihr zu beſtimmende Zeiträume durch einen von & 
baren Anfchlag am Verkaufslokale zur Kenntnif des Publifume zu krinze 

Dieſer Anfdlag iſt Foftenfrei mit dem polizeilichen Stempel u : 
taglich während ber Berfaufszeit auszuhängen. 

Ueberſchreitungen Der erwähnten Taren werden nach $. 186. ber Ee 
beitraft. 

$. 73. Wo der Verkauf von Backwaaren nur nach poligeilic feitgeie 
von ten Bädern und Verkäufern an ihren Verfaufelofalen angeitlage 
erlaubt it, kann die Ortspolizei-Obrigkeit Die Bäder und Verkäufer m 
halten, im Verkaufslokale eine Wange mit ber erforkerlichen genichten 
aufzustellen and die Benugung berieben zum Nachwiegen der verkauften! 
zu geilatten. 

(G. S. 1849 S. 109.) 


b) R. der K. Min. d. J. FloCGeell) u. des I. (v. Manteuffel)t- 
1846 an die K. Reg a N. Kdweht wur Watuhtung MR 
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wer Gew.⸗Ordn. und Ausdehnung biefer Vorfchriften auf Brotver⸗ 
Aufer, die nicht Bäder find. 


der Anſicht, welche die K. Neg. in dem Ber. v. 16. v.M. über die Beichwerbe 
tigen Büdergewerls wegen Ginführung der monatlichen PBreisverzeichniffe der 
zaren entwicelt, können wir unfererjeits nur beitreten. Insbeſondere müſſen 
nad ber Bellinnmung des $. 90. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Sun. 1845 auch 
fg erachten, daß der dortige Mag. das in Verkaufolokale ber Bäder an: 
webe micnatliche DVerzeichniß über Preis und Gewicht der Bachnaaren mit 
merfung verficht, daß es ihm vorgelegt fei, da anderen Falls jede Kontrole 
e Befolgung ber Beitimmung des $. 90. I. ec. fehlen würde. Nicht minder 
‚ erfcheint die Abfiht des Mag., dem Publikum von Zeit zu Zeit diejenigen 
Befannt zu machen, welche die größte und beite ober die kleinſte und ſchlech⸗ 
Iaare verkaufen, Die Beſchwerde des Bäckergewerks iſt daher, fo weit fie 
Iefe Maaßregeln gerichtet if, zurückzuweiſen, dagegen ericheint biefelbe, wenig⸗ 
ife in fofern begründet, als darin die Ausdehnung jener Maaßregeln auf 
ässfer, welche nicht augleich Bäcker find, beantragt wird. Vorausgeſetzt 
;baß Diele ein flehendes Gewerbe treiben und das Brot nicht allein auf 
sımärkten feil haben, erfcheint e4 gerechtfertigt, die Vorſchrift des $.90.1.c. 
zwenben, ba berjenige, welcher in einen beitinmten &ofale einen jtehenden 
t Badwaaren betreibt, benjelben Borfchrijten, wie die Bäcker, unterliegt. 
ji. der Umſtand, daß er das Bret nicht felbit anfertigt, iſt nicht ausreichend, 
Befufiiger old die Bäder zu ftellen, ba ex aud als bloßer Verkäufer fehr 
Mtande ift, feine Cinrichtungen dahin zu treifen, um ‘Preis und Gewicht 
Manfenden Brotwaaren im Voraus angeben zu können Außerdem würde 
m. bie Beflimmungen des $. 90. J. c. auf Bardwaarenhändler nicht Ans 
mden follten, Leicht eine völlige Umgehung der geſetzlichen Vorſchrift 
Biernacd hat die K. Meg. das Erforderliche zu verfügen und has Bäaͤcker⸗ 
die Hierher gerichtete Vorſtellung v. 1. Nov. v. 3. zu befdeiden. 
BL d. i. V. 1846 ©. 107. Nr. 164.) 


elb. Min. v. 31. März 1847 an die K. Meg. zu N. Audbeh- 
der Borfchriften des F. 90. der Gew.⸗Ordn. auf die an Wo⸗ 
arktiagen feil haltenden Landbaͤcker. 


FR; Reg. eröffnen wir auf die Anfrage v. 5. v. M., die Ausdehnung ber 
> Badwaarentaren in den Städten erlaffenen Worjchriften auf die an Wo: 
tagen feil haltenten Landbäcker betr., daß es fein Bedenken hat, die Ver: 
en, welche ben Landbäckern auf dem Markte angerwiefen find, als das Ber: 
A derfelben im geſetzlichen Einne anzufehen. " 

in. BL. d. i. V. 1847 ©. 89. Nr. 127.) 


BE derfelb. Dein. v. 30. Nov. 1847 an die K. Reg. zu N. Aufitel« 
von Preisliften für Brotmaaren nad einem gewiffen Normal» 
it. 


Reg. erhält in der Anl. (a.) einen heute an dern Mag. zu N. erlaffenen, 
en ber Bäder für Brotwaaren betr. Beſcheid zur Kenntnißnahme und 


erung. 
" Anl. a. 


‚ven Antrag bes Mag. in ber Vorftellung dv. 20. Sept. c. genehmigen wir, 
bortigen Bäder verpflichtet werben, Zünftig nicht, wie bisher, in den nad 
9. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 anzufchlagenden Preisliiten nad ge: 
fen das Gewicht des Brotes, ſondern vielmehr nad beftimmten Normal; 
- Die Breife der verſchiedenen Brotforten in den Preisliften anzugeben. 
ben 30. Roy. 1847, 

Dee Min. des J. Der Finanzminiſter. 
v. Bodelſchwingh. v. Düesberg. 
Sl. d. i. 2. 1848 S. 26. Nr. 20.) 


E nerfelb. Min. v. 6. Dec. 1847 an die 8. Reg. zu N. Lokale Aufs 
ng ber Preis» und Gewichts-Nachweiſungen ber Backwaaren. 


B. Reg. öffnen wir auf den Ber. v. 19. Aug. d. J. in Betreff ber nadı 
Br Gewerbeoron. v. 17. Jan. 1845 von den Bädern und Brotaertönien 












Kann 




















560 Bon ben Verhältniffen ber Bewerbetreibenden zum € 


durch Anfchlag zur Kenntniß des Publikums zu bringenden Breife ı 
ihrer Backwaaren, daß bei der Ausführung der dort ertheilten Beſtimm 
im Geſetz gebrauchte Wort: „im“ (Verkaufslekal) Fein Gewicht zu I 
die Polizeibehörde für befugt zu erachten it, für jedes Berfaufelofal 
bezeihnen, an welder die Nadyweifung ter Preife und Gewichte ang 
foll, damit nicht der Zweck der erwähnten geieblihen Beſtimmung vcı 
betreibenden vereitelt werde. 
(Min, Bl. d. i. 3. 1848 ©. 26. Nr. 21.) 


2) Zum $. 91. der Gew.-Ordn. 


C. R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. Il 

an ſaͤmmtl. K. Reg., ſowie abſchriftlich an das K. Polizeipraͤſli 
Im 6. 91. der Allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. v. J. iſt beſtimm 
„die Gaſtwirthe können durch die Ortapolizei⸗Obrigkeit angel 

das Verzeichniß der von ihnen geſtellten Preiſe einzureichen und 
zimmern anzuſchlagen. Dieſe Preiſe dürfen zwar mit jebem 9 

dert werben, bleiben aber fo lange in Kraft, bis die Abaͤnderun 
Ohrigfeit angezeigt und das abgeänderte Vergeihniß in ven 

angefchlagen iſt.“ 

Tiefe Vorſchrift, welche fowehl dem Interefie des Publikums ale ! 
entfpricht, Beſchwerden und Streitigkeiten über die Höhe ber Preife vor 
verhütet, daß in einzelnen Fällen ungewöhnlid hohe Korberungen von 
then geftellt werben, fcheint bisher noch nicht jo allgemein zur Anwendu 
zu fein, ale es wünjcenswerth if. Da nun die Zwedmäßigfeit ım 
diefer gefeglihen Beſtimmung nicht zu verfennen ift, fo wird die K. R 
ſaämmtliche Rolizeibehörden Ihres Bezirks darauf aufmerffam zu madyı 
felbe überall da zur Anwendung fomme, wo nicht bejondere Verhältmi 
nahme rathfam erfcheinen laſſen. 

(Min. Bl. d. i. 3. 18416 S. 45. Nr. 62.) 


3) Ueber die Beftrafung der Zuwiderhandlungen geg 
Vorſchriften vergl. $. 186. Der Gew.⸗Ordn. nebft deffen Erläul 
(S. unten in Abſchn. IV., Kap. 2., sub VL) 


Vierter Abſchnitt. 


Pon den Verbrechen und Vergehen der Gewerbetrcibenden 
Beftrafung. 


Vorbemerkung. 


Die Verbrechen und Vergeben ber Gewerbetreibe 
men in der vorliegenden Darjtelung nur injofern in Berracht, 
entweder die Entziebung ber Defugniß zum felbfiitän 
werbebetriebe zur Solge baben, oder ald Vergeben gege 
rufspflichten der Gewerbetreibenden mit Strafen bedri 

Hiervon handeln tie beiden erften Kapitel des vorlie 
ſchnittes, welden fi die Beflimmungen über die Kompete 
Verfahren der Behörden in Gewerbe» Strafjfaden: 
und die Beilimmungen über die VBerredhnung der Straj 
vierte Kapitel anreiben. 

Die allgemeine Gewerbe-Ordn. v. 17. Ian. 1845 handel 
Gegenftänden im Tit. X. /$$. 181— 189.) und die V. v. 9. Fe 
den 6%. 74. und 75. 


1) In Betreff ter Kontraventionen der Gewerbetreibenden in Mm 
vergl. Das Haufirregul, v. W. Anett 1824 88. 2634. nebit ( 
©. 425. fi.) 


gen u. Bergehen ber Gewerbetreibenden u. beren Beflrafung. 561 
Erſtes Kapitel. 


: ald Strafe eintretenden Entziehung der Befugnig zum 
ſelbſtſtaͤndigen Gewerbebetriebe. 


betreffenden Beilimmungen werben in ben $$. 171—175. der Ges 
dDn. v. 17. Jan. 1845 ertbeilt, und es ift bierbei darauf hinzuwei⸗ 
bier nur die Rede ift von derjenigen Entziehung ber Be 
am Gemerbebetriebe, welche die Eigenfchaft einer Strafe bat; nicht 
ber Zurüdnahme ertheilter Konzeffionen, Approbationen und 
gen für Gewerbetreibende, welche au Gründen des Gemein» 
oder weildieUnrichtigfeitder Nachweise, aufderen Grund 
zetbeilt find, dargethan ift, Durch die Berwaltungsbehörden 
schen werden kann. Don diefen zulegt ermähnten Bällen iſt bereits 
n. Il, Kap. 3., Tit. 3. gebandelt worden. 
gi. oben ©. 454. fi.) . 


Beftimmungen ber 66. 171—175. find folgende: 


1. Die Entziehung der Befugniß zum felbitftändigen Betriebe eines Ges 
s Strafe kann flattfinden fir immer ober auf eine beftimmte Zeit; dieſe 
umter drei Monaten und nicht über fünf Jahre betragen, 
72. Gegen jeden Gewerbetreibenden, ber wegen eines vermittelſt Miß⸗ 
nred Gewerbes begangenen Verbrechens zu Zwangsarbeit oder Zuchthaus⸗ 
netheilt wird, kann zugleich auf den Verluſt ver Befugniß zum felbfifläns 
mwerbebetriebe für immer oder anf Zeit erfanıt werden. Es muß auf dies 
‚erfannt merden, wenn der Gewerbetreibende ſchon früher wegen eines 
chens zu Zwangsarbeit oder Zuchthausſtrafe verurtheilt worben ifl. 
Gewerbetreibende, melde zum Betriebe ihres Gewerbes einer befondes 
ihen Genehmigung (Konzeſſion, Approbation, Beftallung) bedürfen, föns 
Befugnis zum felbfitäindigen Vetriebe ihres Gewerbes für immer oder auf 
mig erklärt werben, wenn fie wegen eines, ihre Berufspflichten verlegenden 
28 zu Zmangsarbeit oder Zuchthauoſtrafe verurtheilt werden; es muß auf 
Huft erfannt werden, weni gegen fie wegen eines folhen Berbrechens {chen 
f Freiheitsitrafe erfannt werten ij. Auch kann auf den Berluft jener Bes 
e immer oder auf Zeit erfannt werben, wenn der Gewerbetreibende wegen 
bredyens, durch weldes er feine Berufspflichten verlegt hat, zu einer mins 
en Freiheitsitrafe, ale Zwangsarbeit oder Zuchthausſtrafe, verurtheilt wird, 
chon früher wegen eines ſolchen Verbrechens auf Freiheitsſtrafe gegen ihn 
orben ill. 
74. Iſt die polizeiliche Genehmigung zur Betreibung bes Gewerbes durch 
geeit und Unbejdoltenheit bebingt, over der Gewerbetreibende zur Betreis 
es Geſchaͤftes von ber Obrigkeit bejonters verpflichtet worden, fo muß auf 
w Befugniß zum felbitftantigen Verriebe des Gewerbes für immer erfannt 
mern Der Gewerbetreibende wegen eines von ehrlofer Gefinnung zeugenden 
kB, insbelondere wegen DMeineides, Ranbes, Tichftahls oder Betrugs verurs 


hs. In wiefern Vergehen ber Gewerbetreibenden gegen ihre Berufspflichs 
ben in dieſem Gefep erwähnten Füllen einer Strafe unterliegen, iſt nad) 
wer beitebenden Verordnungen zıt beurtheilen. 


Betreff der im $. 175. a. a. D. erwähnten Vergehen der Gewer⸗ 
den gegen ihre Beruföpflihten, welche außer den in ber allges 
Bew.-Ördn. aufgeführten Fällen einer Strafe unterliegen, iſt auf die 
ben Geſetzen zerftreut vorkommenden Vorſchriften diefer Art hinzu⸗ 
Es ziehen namentlich eine bedeutende Anzahl von Verbrechen und 
ı den Berluft der Befugniß zur Vortjeßung des bie dahin betriebes 
erbed nad fih. Die allgemeinen Grundfäge, welche in dieſer 

für den Michter maaßgebend jein follen, merden in den oben 
ten 56. 171—174. der Gew.⸗Ordn. aufgeftelt. Anderweitige Be⸗ 
jen barüber find in den Zoll» und Steuergefegen, ferner im UT. 
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MR. II 20. 66. 701. (Handeltreibende mir Schießpulver, Gifte 
famenten), 720., 721. (Hebammen), 724. (Verkäufer von Na 
und Getränfen), 729. (Verkäufer von Küchengelchirr), 76% 
Baumeifter), $. 1242. (Pfandleiher), 1248-1253. (Schl 
(Mäkler), 1230., 1305. (Gafl- und Herbergswirthe, Kaffeemirt 
Spezialgefegen, z. B.: V. v. 14. April 1824 wegen Peftral 
Schiffer und Zuhrleute, Regul. v. 3. Aug. 1834 wegen der £ 
und Rhein⸗Lootſen; endlich in lokalen Meglements, enthalten. 

u indbef. die Schloffer betrifft, fo beftimmt der $. 
N. 1. W.: 


Schloſſer, welde fich des Diebftahle oder einer Theilnehmung 
fhuldig gemacht haben, folfen nit nur mit gefchärfter Strafe bes D 
fondern es foll ihnen auch die fernere Ausübung ihres Handwerks, 
licher Zuchthansſtrafe, unterfagt werben I). 


In Bezug bierauf find ergangen: 


a) R. de8 K. Min. des I. u. d. P. (v. Schudmann) v. 2 
an die K. Meg. zu Breslau. Auf Schmiede ift der. I 
11. 20. nicht anwendbar. 


Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 15. Aug., in Betreff der F 
ſtahls für den Gewerbsbetrieb der Schloffer und Schmiede eröffnet, daß d 
Schmiede, Schloifer und nod) andere Handwerker nur einerlei Gewerbeſch 
Ausdehnung der, wegen ber Schlojler gegebenen Beſtimmung des N. 
Tit. 20. $. 1253. auf die Schmiede um fo weniger begründen fann 
heits⸗polizeilicher Hinficht zwiichen dem Gewerbebetriebe ber Echlojter 
ein wefentlicher Unterſchied befteht. . 

(a. VII. 912. — 3. 132.) 


b) R. ver 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. db. 8 
leben) v. 6. April 1838 an die K. Reg. zu Brealau. 
trieb des Gewerbes einede Mechanikus oder Anfer 
Bligableitern if der F. 12593. A. L. R. 2 
wendbar. Gewerbebetrieb beftrafter Verbrecher. 


Scewie es fich von felbit verficht, DaB dem Echleflermeiiter, | 
Blitzableiter-Verfertiger N, nachdem derfelbe laut Berichts der K. Re 
wegen verſchiedener Diebſtähle vechtsfräftig verurtheilt werben, ber 
des Schloſſerhandwerks, der ausdrücklichen Vorſchrift des A. L. R. 
ſagt werden muß, je kann dech in feinem Falle ein ſelches Berker ı 
gung von mechaniſchen Arbeiten oder von Blißableiten auagedehnt r 

Abgeſehen Davon, daß für Dieie Geſchäfte weder der Gebraud b 
Nachſchluͤſſel, oder ſogenannter Dietrihe, neh der Gintritt in frem! 
woturch eben das Echloffergewerbe ber Gegenftand befonderer gefel 
wird, erforderlich ift, fo fehlt es audı, wie ber K. Reg. auf Nie Died 
bemerklich gemadt wird, an einem Anhalt zur Begrüntung und Au 
ſelchen Verbots, indem nady den beitebenten G. fo wenig ter Gieme 
Mechanikus, als tie Anfertigung der Dligableiter, von einer Bejendı 
Erlaubniß abhängt. 

(A. XXI. 123. — 2. 130.) 


e) R. derfelben Min. v. 20. Nov. 1840 an bie K. Reg. 
Anwendbarkeit des $. 1253. a. a. O. auf Schlofferle 
Ta der Schloſſerlehrling N. nach dem Ber. der KR. Reg. v. 29. 


reits zwei Diebſtaäͤhle und eine Unterſchlagung begangen, auch bei den 
Jahre von ihm verübten großen gemeinen Diebftahl eine große Frecht 


. 
J 
| 





1) Ta nad 8. 49. der Gew.Ordn. die Schleifer zu Tenjenige 
benden achören, welde einer beſondern polizeilichen Genehkmi 
(1. oben S. IT), (0 Autet auf diefelben jest aucht 
Gew.-Ordu. unzwerieihait Anmentung. 
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bat, fo muß bie Vorſchrift des S. 12583. Th. II. Tit. 20. des A.L.R., wo: 
ichloſſern, welche fid) des Diebflahls oder einer Theilnehmung an bemfelben 
} gemacht haben, bie fernere Ausübung ihres Handwerks bei ſechsmonailicher 
mesftrafe unterfagt werben foll, von ter Bolizeibehörde unbedenflih zur An: 
Ig gebracht werben, wenngleich ber N. bisher fein Handwerk noch nicht felbft- 
: ausgeübt und der erfennende Richter nicht ausdrücklich hierauf erfannt hat. 
fann daher dem N. die Ausſibung des Schloſſerhandwerks für die Zukunft 
Akkändig, noch unter Aufſicht eines Meifters geftattet werden, und Hat bie 
Eee kortigen Schloffer-Innung die Losiprechung des N. zum Gefellen, welde 
bedeutungslos fein würde, zu nnterfagen. 
Rin. DI. db. i. 2. 1840 ©. 483. Nr. 820.) 


FI 


des K. Min. des J. Pol.⸗Abth. (v. Meding) v. 11. Febr. 1842 
Die 8. Meg. zu Stettin. Verwirkung der Befugnig zum Betriebe 
un hergemerbed ohne vorgängigeß, darauf gerichteted richterliches 
nntnip. 


Be Anſicht, welche die K. Meg. in dem Erlaſſe an ben Mag. zu N. v. 10. 
5-3. auegefprohen hat, daß der Schloffer N. zum ferneren Betriebe des 
erbes zugelaffen werden müſſe, erfcheint nicht begründet. 
ielbe ift wegen wiffentlihen Ankaufs geftohlener Sachen und wegen drin⸗ 
Ferdachts thätiger Hülfe durch Anfertigung eines Nachſchlüfſels bei Ausfühs 
F gewaltfamen Diebftahla peinlich beitraft worben. 
LS. 1253. Tit. 20. TH. II. des A. 8. R. foll den Schloffern, welche ſich 
ober einer Theilnehmung an temfelben fhuldig gemadt haben, bie 
bung ihres Handwerks bei fehsmonatliher Zuhthausftrafe unterfagt 
Maß dieſes Verbot nur durch gerichtliches Erkenntniß ausgefprochen wers 
ER in den Geſetz nicht beſtimmt worden, und cs ift daher fein zureichen: 
Prorhanden, der Polizeibehörde die Befugniß zur Verſagung jenes Bewer: 
Fabzufprechen, fofern, wie in ben vorliegenden Ball, die Anwendung jener 
am ſich unzweifelhaft it und im öffentlichen Intereffe nothwendig erfcheint, 
bie für den Webertretungefall anzudrohende Zuchthausſtrafe nicht ohne 
ig des betr. Berichts zur Ausſührung gebracht werben kann. 

Sl. b. i. B. 1812 ©. 33. Nr. 48.) 


ſelben Min. v. 12. Mai 1842 an die K. Reg. zu Stettin. Deſ⸗ 
Inhalts. 
Dortrag ber K. Reg. v. 10. März c., in Betreff des dem peinlich beſtraf⸗ 


N. zu unterfagenden Gewerbebetriebes, kann das Min, des I. u. d. 
dimmen, den biesfälligen Erlaß vom 11. Febr. d. I. (Min. BL ©. 34.) 


















Michtigkeit der Anficht, DaB bie nad) $. 1253. des Strafrechts anzubrohende 
ice Auchthaueftrafe nur auf Grund eines richterlihen Erkenntniſſes zur 
un gebracht werben Fönne, ift zwar nicht zu bezweifeln. Daraus folgt aber 
u in Hüllen, wo das Gericht es unterlaffen hat, die Unterſagung bes Ges 
Jebs ausdrücklich in dem Erkenntniſſe auszufprechen, gleihwohl aber bie Ans 
Jener gefehlichen Vorfchrift an und für fich umbebenklich ijt, der Polizeibe⸗ 
Wefugniß nicht zufteht, diefelbe zur Ausführung zu bringen, und bem Bers 

die ihr zu Gebote ſtehenden volizeilichen Zwangsntittel Nahdrud zu geben, 

unabweislicyes polizeilicyes Intereſſe dafür fpricht. 

insbefondere ven vorliegenden all betrifft, fo iſt der N. nicht allein we⸗ 
Jellichen Ankaufs geftohlener Sahen, mithin unſtreitig wegen Theilnahme am 
L ordentlich, jondern auch wegen dringenden Verdachts thätiger Hülfe 
fertigung eines Nachſchlüſſels bei Ausführung eines gewaltſamen Diebftahle, 
Fdentlich beitraft worden. Es wiirde aber mit der Sorge für das öffents 
efie nicht vereinbar fein, wen man ihm unter biefen Unländen ferner bie 
des Echloffergewerbes geitatten wollte. Der Antrag bes Mag. zu N., for 
, auf Unterfagung des Gewerbebetriebes beziehet, kann Daher nicht zurück⸗ 
erden. Demſelben ift daher zu willfahren, und der Mag. zugleich anzu⸗ 
sem biesfülligen Verbote nöthigen Falls durch polizeilihe Swangsmaaßres 


zu fihern. 
“ BL. d. h DB, 1842 ©, 146. Sr. 191.) 
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Zweites Kapitel. 


Von den mit Geld» ober Gefängnißftrafe bedrohten Vergehe 
werbetreibenden '). 


Eriter Titel. 
Bon den Vergehen der ſelbſtſtändigen Bewerbetreibe 


I. GStrafbarer Beginn oder firafbare Fortfeßung des 
betriebeß. : 


1) Die Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 enthält in diefer B 
ben $$. 176—180. folgende Vorſchriften: 


8. 176. Wer ohne vorgängige Anmeldung, oder nach erfolgter Uni 
Gewerbe beginnt oder fortfeßt, hat, infofern nicht bie firengeren Strafen: 
178. und 180. eintreten, eine Geldbuße bis zu funfzig Thalern, ober i 
gensjalle verhältnißmäßige Gefängnißftrafe verwirkt. Diefe Gtrafe bleil 
gefchloffen, wenn das Vergehen eine Steuer : Defraubations s Strafe nad 

8. 177. Wer den felbfiftandigen Betrieb eines Gewerbes, zu bei 
eine beionbere polizeilihe Genehmigung (Kouzeffion, Approbation, Bea 
berlich ift, ohne die vorfchriftsinäßige Genehmigung unternimmt oder ft 
yon den in der Genehmigung feſtgeſetzten Bebingungen abweicht, bat € 
zu zweihundert Thalern oder Gefaͤngniß bis zu drei Monaten verwicht ! 

Enthält die Handlung zugleich ein Steuervergeben, fo foll nicht an 
auf eine Steuerfirafe erfannt werben, es ift aber darauf bei Zumefiny 
Rüdfiht zu nehmen 3). 


1) Daß die Konfisfation ber bei einem Gewerbetreibenben entd 
verbotswidrigen Bewerbeberrieb befundenden Gegenftlände Leine 
läffige Maaßregel fei, ift ausgeirroden in dem R. des K. Bin 
d. P. (Köhler) v. 1. Dec. 1837 an di: 8. Reg. zu Breslau. 

„Der K. Meg. wird auf die Anfrage v. 17. Oft. d. J., ba 
„Minden, welche mit Beſchlag belegt —2 zu beobachtende Ver 
„hierdurch eröffnet, daß, um eine Konfiskation ber kei einem Ge 
„den entdeckten, einen verbotsiwidrigen Gewerbebetrieb befunte 
„nande zu verhängen, dieje, wie jede andere Strafe, gefeplid : 
„sein muß. Dies ift aber weder hinfictlih des Handels mit 
„Snftrumenten, nody hinfichtlid, der Metizinalwaaren ver Full, 
„fih daher in tem vorliegenden Spegzialfalle, in Betreff des zu 
„rurgiſche PBraris wohnhaften Barbiers, ein Vorſchreiten mit 3 
„oder Ronfisfation feiner chirurgiſchen und zahnärztlichen Jnit 
„bloßen Nüslichfeit wegen, nicht rechtfertigen.” 

(A. XXI. 1067. — 4. 177.) 

2) Hierdurch it das R. des K. Min. des I. v. 2. Nov. 1826, wel 
fen Fall eine Polizeiftrafe von 5—50 Thlrn. androbt, befeiti 

(R. X. 1127. — 4. 134) 

3) Vergl. zur Grläut. der $$. 176. und 177. das C. R. des 8.1 
11. Avril 1845 sub C. (j. oben ©. 17. und 19.). Hiernach 
weichenden Borfchriften folgender älterer Beſtimmungen über d 
gewerbepolizeilicher Kontraventionen, welhe in Ronfurr 
werbe ſt eu er-Kontraventionen begangen worben, für befeitigel 
a) Publik. der K. Rey. au Gumbinnen v. 30. Sept. 1821 

(a. V. 554. — 3. 21.); 

b) R. tes K. Min. des 3. u. d. B. v. 19. Nov. 1827 

(A. Al. 1015. — 4. 81.); 
co) R. ter K. Min. des J. u. d. F. v. 24. Maui 1828 

(X. XII 516. — 2. 133.); 

d) R. des K. Min. tes I. u. d. P. v. 2. Arril 1832, nebſt R 

des J. u. d. F. v. 21. Juli 1827 

(A. XVI. 467. — 2. 80.); 

e) R. ver K. Min. des JR. v. d. F. v. 18. Mär 1837 
(A. KK 218 —ı\ 0): 
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178. Wer bie Befugniß zum felöftfländigen Betriebe eines Gewerbes für 
oder auf Zeit durch rechtskräftiges Erkenntniß oder in den zuläffigen Fällen 
efchluß der Berwaltungsbehörbe verluftig erflärt worden ift umd biefem Er⸗ 
e ober Beſchluſſe zumider hantelt, foll mit Gelbbuße bis zu zweihundert Tha⸗ 
z mit Gefängniß bis zu drei Monaten beftraft werben. 
2179. Bas in den $$. 176—178. hinſichtlich der ſelbſtſtaͤndigen Gewerbe: 
ns beſtinmi if, gilt aud von denjenigen, welde die Stellvertretung einee 
migen Berwerbetseibenden übernehmen, ($. 61.) 
180. Die Strafbeftimmung bes $. 177. tritt aud gegen benjenigen ein, 
eine gewerbliche Anlage, zu der mit Rückficht auf bie Lage oder — 28 — 
Betrieboſtaͤtte ober des Lokals eine beſondere polizeiliche Genehmigung erfor⸗ 
N. ohne dieſe Genehmigung errichtet, oder von ben Bedingungen, unter wel⸗ 
Fenchmigung ertheilt worden, eigenmächtig abweicht, inſonderheit ohne neue 
mung eine Beränderung der Betriebsſtätte ober eine Verlegung des Lokals 


JPerdem ti berfelbe zur Wegſchaffung ober Abänderung ber Anlage, den po⸗ 
Beſtimmungen gemäß, anzuhalten. 


Die DB. v. 9. Sehr. 1849 verbietet im $. 23. den daſelbſt ges 

Handwerkern den Beginn des felbfifländigen Gewerbe» 

28, wenn fie nicht entweder in eine Innung, nach vorgängigen Nach= 

BE Befähigung, aufgenommen jind, oder diefe Befähigung vor einer 
ommifflon befonders nachgemiefen haben. 


EStrafbeſtimmungen ber Ueberfchreitung biefed Verbotes ent⸗ 
=. 74. a. a. O.: 

Strafbeſtimmungen ber $$. 23., 25., 31., 32., 33., 47., 69. zuwiderhan⸗ 
ihrer Umgehung durch Leihung feines Namens mitwirft, if mit Geld⸗ 
zweihundert Thalern ober mit Gefängniß bis zu drei Monaten zu bes 
MBieberholungsfalle kann außerdem auf Berluft der Befugniß zum ſelbſt⸗ 
riebe des Gewerbes erkannt werden. 

Girafbefimmung gilt für die Ucbertretung ber nad $. 26. von ber 
son dem Min. für H., ©. u. öffentl. A., oder nach 85. 29., 34. durch 
3 getroffenen Feſtſetzungen. 


Betreff der Beftrafung des unbefugten Beginned oder der uns 
Bortfegung des Kleinhbandels mit Betränfen und der Schanfs 
Mwirthſchaft find folgende Vorfchriften ergangen: 


die K. O. v. 7. Behr. 1835 in Betreff des Kleinhandels mit Ges 
se. beftimmt sub No. 8.: 

ein Gewerbe, zu welchem ein pollzeiliher Erlaubnißſchein erforderlich 
keinen folhen Schein oder vor dem Anfange des Jahres, auf weldes der⸗ 
4, ober in einem andern, als dem darin bezeichneten Lokale beginnt, oder 
Hblaufe des Kalenderjahres fortfegt. chne einen neten Erlaubnißſchein 
WBerlängerungsvermert auf dem früher ertheilten erwirkt zu haben, verfällt 
jefobuße von fünf bis funfzig Thalern, oder in verhältnigmäßige Gefängr 


©. 1835 S. 18,, ſ. oben S. 151—152.) 


6. 55. der Gew.⸗Ord. v. 17. Ian. 1845 mobifizirt biefe Bes 
dahin, baf die Strafen der Kontraventionen nach den in der 
kon. (65. 171. ff.) !) ertHeilten Vorfchriften feftgefegt werden follen. 


Grläuterung diefer Beſtimmungen find folgende R. ergangen: 


‚der 8. Min. des 3. u. d. PB. v. 20. Ian. 1836. 
X 2324. — 1. 171., f. oben ©. 199.) 


Bee 
wgl. oben ©. 561. 
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b) R. des K. Min. des J., Abthl. IT. v. 14. Aug. 1845. 
(Min. Bl. d. i. V. 1845 S. 274. Nr. 295, f. oben ©. 187.) 


c) ER. der 8. Reg. zu Marienwerder an beren fänmil. 8.8 
nensÖtentäniter, Zandräthe und Magijträte. | 


Wenngleich die Amtsblatts-Verordn. v. 17. März 1832 beſtimmt, baf 
Kontraventionefall ten Verluſt der Befugniß zum Schankbetriebe nah ſih 
fol, fo kann doch der Verluſt der Befugniß zum Gewerbabetriebe als Em 
86. 189. der Gew.⸗Ordn. nur vom Michter, alſo auch nur in ſolchen Kalle 
ſprochen werden, die zur richterlichen Kognition gehören, wegegen wegen 
ter Kontravention gegen die V. v. 17. März 1832 und andere fan 
Vorſchriften nur die Entziehung der Konzefjion nah 88. 71. ff. der Gm. 
neben der auf die Uebertretung der betr. Vorſchrift gefepten Geldſtrafe, erfeigl 
Das K. Domainen :- Nentanıt hat Daher im vorliegenden, wie in ähnlicher 
aud im dritten Kontraventionsfalle eine Geldſtrafe feſtzuſetzen, und fobal N 
feßung redhtefräftig geworben, die Aften bem Landrath zur weitern Verarlch 
gen Entziehung der Konzeifien einzureichen. 

(Min. BL. d. i. 3. 1847. ©. 7. Ar. 12) 


d) R. der K. Min. des I. (Mathis) u. d. F. (Kühne) v. 
1847, an die K. Reg. zu N. 


Da nad $. 8, der K. DO. v. 7. Febr. 1835 jede Uebertretung ber " 
Loͤſung eines polizeilihen @rlaubnißjcheins zum Betriebe des Kleinhanbelf 
tränfen, fowie der Saft: oder Echanfwirthichaft, ertheilten Borfchriften 2 
Geldbuße von 5 bis 50 Thalern oder verhaltnißmäßiger Gefängnißftrafe I 
den foll, und ter $. 55. d. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1945 es nicht allut 
fen Borfchriften und den ergänzenden Beſtimmungen der fpäteren K. O. 
1844 beläßt, fondern aud) im $. 177. feilfeßt: daß jede Abweichung von 
mit einer Geldbuße His zu 200 Thalern oder Gefängnißftrafe bis zud 
befegt, und wenn bie Handlung zugleich ein Steuervergehen enthält. zwar 
ßerdem noch anf eine Steuerftrafe erfannt, aber darauf bei Zumeſſung 
Rückſicht genommen werden felle, jo wird der ven ber K. Reg. ıin be 
25. Jan. c. ausgeführien Anficht Deigetreten, daß tie Gewerbeordnung, 
das Arbitrium der Behörde in Bezug auf die Höhe des Strafmaafes 
Strafe der polizeilichen Ucbertrerung nidt unter dem in der 8. O. 1 
1835 feſtgeſetzten Minimum babe beftimmen wollen, weil fie fich jenit zig 
beichränft haben würte, bles ein anderes Marinum ter Strafe zu vera 
übrigens im 6. 55. auf tie 8. DO. v. 7. Febr. 1835 und 21. Zuni 194 
weijen. Auch entipricht es der in leiteren deutlich ausgeſprochenen AR 
wenn die Hantlung zugleich ein Erenervergeben enthält, die Strafe iR 
Dergehen höher, ale für die bloße Polizei-Uebertrerung beſtimmt werden mM 
der S. 177. dieſe Rückſicht bei Zumejjung der Strafe austrüdlid 
und ein Widerſpruch darin liegen müßte, wenn Die Strafe für beide B 
fammen niedriger beſtimmt würde, als für eins terfelben, nämlich das & 
gehen allein. 

(Min. Bl. d. ii. V. 18417 ©. 88. Nr. 126.) 


e) R. der K. Min. für 9. ©. u. Öff. U. (v. d. Heydt) u.d 
Pommer-Ejche) v. 8. Juni 1849 an die K. Reg. zu N. 


In der gewerbepolizeilichen Unterſuchungsſache wider den N,, erhält d. 
den heute ergangenen Rekursbeſcheid zur weiteren Weranlaflung. 

Die Andrehung wegen Entziehung der Konzefftion zum Vetriebe tes A 
dels mit Getränken wäre in dem Strafrefelute nicht auszuſprechen geierie 
dieſelbe it, fo fern fie beim Beginne eines Kalenderjahres erfolgt, eine E 
waltungsmaaßregel, fefern fte aber im Lauſe eines Jahres eintreten foll, bar 
der Gew.:Drbn. $. 71. ff. vorgefihriebene Berfahren bedingt und nur ia 
genannten fallen zuläſſig. 

Es hätte auch die Verpflichtung zur Nadzahlung ber Gewerbefteuer für 
triebene Schankwirthſchaft gegen den N. feltgefegt werden follen. Durd 
26. Zuli 1830 it zwar beſtimmt werben, daB Kindler mit Getränken rn 
welche in ter Klaſſe A. oder B. beitenert nd, dann nicht noch ale € 
befonders veranlagt werten jellen, wenn Vie Shaankwiriikkunit in (e 



























baechen u. Vergehen ber Gewerbetreibenden u. deren Beſtrafung. 367 


etrieben wird, daß nicht wenigſtens der Mittelfag der Klaſſe C. darauf ver 
serden Zönnte. Da jedoch ber ‚Umfang eines &ewerbes nicht gleich beim Be⸗ 
ſondern erſt nachdem ſolches eine entſprechende Zeit hindurch betrieben worden 
sfehen werben kann, fo it ſchon in der C-Verf. v. 29. Dft. 1831 der Grund⸗ 
genommen worden, daß Schanfwirthe, aud wenn das Schanfgeihäft in Ver⸗ 
g mit einem in ber Klaffe A. oder B. befteuerten Handel betrieben werben 
en bis vn Ablaufe des erften Jahres nad) dem Mittelfage ber 

Seflenern 1 eien, und daß erft bei der Veranlagung für das folgende 



























RB peüfen und Darüber au befinden fei, ob eine Befreiung von der Steuer auf 
‚Ber gebachten Allerh. Ordre für zuläffig zu achten fei. 

k vorliegenden Kalle wird zwar von der nah äglichen Ginziehung einer 
u hate die K. Reg. Hat jedoeh in Zukunft bie biesfälligen Ber 
eacht 

ri d. i. 8. 1849 ©. 144. Nr. 195.) 


Gtrafbare Einwirkung der Gewerbetreibenben auf 
ITung der Ausübung des Gewerbes. 
Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 beſtimmt hierüber im 6. 181.: 


‚181. Gewerbetreibende, welche ihre Gehülfen, Geſellen oder Arbeiter, ober 
kgteit zu gewifien Handlungen oder Zugeſtändniſſen dadurch zu beflimmen 
Daß fie fi mit einander verabreden, die Ausübung bes Gewerbes einzuftels 
> Die ihren Anforberimgen nicht nachgebenden Gchülfen, Gefellen ober Ar: 
Eentlaffen oder zurüdzumeifen, ingleihem diejenigen, welche zu einer ſolchen 
Bug Andere auffordern, follen mit Gefängniß bis zu einem Sabre bes 


Strafbare Befhäftigung von Geſellen, Gehülfen 
Blingen Seitens der Handwerfömeifter. 


V. v. 9. Febr. 1849 beftlimmt im 6. 47.: Handwerksmeiſter ($$. 23., 
ürfen fich zu den technifchen Arbeiten ihres Gewerbes nur ber Sefellen, 
md Lehrlinge ihres Handwerks bedienen, foweit nicht von dem Gewerbe⸗ 
Ausnahme geitattet wird. 

Beihäftigung weiblicher Perjonen unterliegt Feiner Beichränfung. 


Strafen der Ueberfchreitung dieſes Derbotes orbnet ber 


E Strafbarer Gewerbebetrieb der Baumeifter. 
V. v. 9. Behr. 1849 beſtimmt im $. 25.: 


eifter find nicht befugt, bei ber Leitung ven Bauunternehmungen die Ar- 
Bejenigen Handwerke, für welche fie das Befähigungszeugnig ber Meg. nicht 
der den im $. 23. vorgeichriebenen Nachweis der Befähigung nicht geführt 
Sne Zujichung geprüfter Meifter ausführen zu laſſen. 


' ten der Uebertretung dieſes Verbotes ſetzt der $. 74. 
d. fe. 
oben ©. 565.) 
Strafen ber Pflihtverlegung des Lehrherrn gegen 
ürlinge. 
Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 beſtimmt im $. 185.: 
welche ihre Pflichten gegen bie ihnen anvertrauten Lehrlinge gröbs 
hiäffigen, ſiud mit Geldbuße bis zu funfjig Ihalern oder im Falle bes 
ens wit verhältnißmäßiger Gejängnißftrafe zu belegen, 

Strafen der Tarslieberfchreitungen. 


8. 186. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 beftimmt: 
zbetreibenbe, welde bie von ber Obrigkeit vorgefchriebenen ober geachmiz: 
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ten Taren überfchreiten, haben Geldbuße bis zu funfzig Thalern ober tm Ih 
gensfalle verhaltnißmäßige Gefängnißftrafe verwirkt. 

Machen fie nach vorgängiger zweimaliger Verurtheilung wegen felher 8 
fih eines Vergehens biefer Art von Neuem ſchuldig, fo kann zugleich auf I 
luft der Befugniß zur ſelbſtſtaͤndigen Betreibung ihres Gewerbes fire imn 
auf Zeit erkannt werben. 


Dazu: 


1) R. der 8. Min. d. %. (Blottwell) u. bes 3. (v. Manteuffel) v. 
1845 an die K. Meg. zu N. Strafbarfeit der Bäder für Ueberjeni 
ihrer Selbfttaren. 


Die K. Meg. erhält in der Al. (a.) Abichrift des Heute an den Meg: 
erlafienen Beſcheides, tie Beſtrafung der Gewerbetreibenden für Meberfchreitumg 
von denjelben aufgeitellten und won ber Obrigkeit genehmigten Taren ki 
Nachricht. aul 

Anl. a. 


Dem Mag. werben die mit der Beſchwerde v. 31. DOftbr. c. eingereidin 
in der polizeilihen Unteriudungsfadhe wider den Bäder N. hierneben wi N 
öffnen zurücigegeben, taß in den 6. 186. der Gewerbeorbn. v. 17. Jam & 
nigen Strafen vorgeihrieben find, welche gegen Gewerbetreibende wegen Uch 
tung der von der Obrigkeit genehmigten Taren eintreten. 

Diefe Beſtimmungen find auch auf die im 6. 90. gedachten Eli 
Bäder, fobald folde vun ver Drtspolizei: Obrigfeit genehmigt worben, ze! 
Bine Konfiskation der der Tare nicht entiprechenden Waaren, ift aber 
vorgefchrieben, mithin die Verf. des May. v. 10. Juli e. woburd bie 8 
bei dem Bäder N. vorgefundenen, dem Gewichte in ber von ihm g 
nicht enifprechenden Brote angeorbnet ift, geſetzlich nicht gerechtfertigt umb 
Verf. der X. Reg. zu N. v. 22. Oft. c., wodurch jene Lonfistarion 
der Erſatz des Werthes ber Fonfiszirten Waaren ausgeſprochen wird, völlig 

(Min. BL. d. i. DB. 1845 S. 358. Nr. 412.) 

Die Bezugnahne tes Mag. auf frühere R. und auf den chnebin 
wendbaren $. 1446. Tb. II. Tit. 20. A. L. R. eriheint nad $. 190. ter 
ordn. v. 17. Jan. c. jedenfalls unznlaͤſſig. 

Auf ten Antrag des Mag. ev. nadhträglid eine Polizeiſtrafe gege 
feſtzuſetzen, kann um deshalb nicht eingegangen werben, weil eines Tbcils 
beitand nicht mit Zuziehung des Demmmziaten feſtgeſtellt worden, und ende 
es unzuläſſig erſcheint, auf Antrag der in eriter Inſtanz erkennenden 
höherer Initanz eine Strafe feitzuiegen, wenn auf eine folde im erſter Iml 
erfannt worden iſt. Berlin ten 29. Now. 1845. 

Der Finanzminiſter. Für den Min. des 3. Im Auf 
Flottwell. v. Mauteuffel. 
(Din. Bl. d. i. V. 1845 S. 358. Nr. 412.) 


2) R. der K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (v. M 
v. 26. Dec. 1846 an die K. Reg. zu Breslau. Deſſelb. Inhalts. 


Die K. Neg. erhält in der Anl. (a.) ten heute an das Polizeiant zu 
gangenen Beſcheid wegen Strafbarfeit der Bäder für Abweichungen sen te! 
tare ihrer Backwaaren, zur Kenntnißnahme und Weiterbeförberung. 


Anl. a. 

Dem Bolizeiant wird auf Lie Beſchwerde v. 23. Nov. c. über Med 
K. Reg. zu Breslau v. 12. Aug. d. J. eröffnet, daß Die Aufhebung des vd 
wider den Bäder N. dajelbft erlaffenen Strafreſoluts v. 14. März c. greai 
it, da nah dem Inhalte des $. 186. der Gew.⸗Ordn. eine Abmwerhunz A 
Eeldittare zu Gunſten der Käufer nicht mit Strafen bedroht iſt, jenkei 
danıı eine firafbare Hantlung vorliegt, wenn der Bäcker Backwaaren rer 
ren Gewichte liefert, als er nach ten vbrigfeitlich genehmigten Taren zu 
pflichtet ift. i 

Das Polizeiamt wird aber durch regelmäßige Bekanntmachungen, 
Publikum mitgerheitt wird, 

welche Bäder die Badwaaren zu dem (werten Gewichte liefern 
=" gngemefjene Gewichtsangaben in ven Selittoren Yin Graz 
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Girrichtungen nicht ausreichend fein und die Umftände die Ginführun 
Brottaren bedingen follten, jo bleibt dem Polizeiamt tiberlafien, nad 
:. Brottaren, melde von der Polizei: Obrigkeit feitgefeßt werben, zu bes 
nd biefen Antrag gehörig zu begrünben. 
i. den 26. Der. 1846. 

Der Minifter des Innern. Der Finanzminifter. 

v. Bodelfhwingh. v. Duͤesberg. 
Bolizeiamt zu N. 
BL». i. B. 1847 ©. 63. Nr. 92.) 


t. derſelb. Min. v. 26. Dec. 1846 an die K. Reg. zu N., betr. 
meiden des bei den Bädern vorgefundenen Brotes von unrichtigem 


R. Reg. wirb auf den unterm 14, Oft. d. J., in Betreff ber Brottaren 
Bericht eröffnet, daß Ihre, auf einer Angabe in öffentlihen Blättern be: 
orausſetzung, in Berlin habe eine polizeiliche Befchlagnahme des zit leicht 
Brotes flattgefunden, durch die darüber erforderte Anzeige des hiefigen 
äfdiums nicht beftätigt wird, indem hiernach Feineswegs ein ſolches, ges 
t gerechtfertigtes Verfahren bei bemjelben befteht. 
& unlängf bier zur Sprache gefommen, daß in einem andern Megierungs- 
3 zu leicht befundene Brot, um es als tarmidrig ausgebaden zu bezeichnen, 
betreffenden Polizeibeamten zerſchnitten wird. Dieſes Verfahren, gegen 
* zu erinnern iſt, genügt, um Brot von unrichtigem Gewichte von dem 
szufchließen und eine Veranlaſſung, bie von ber K. Reg. ‚beantragte Abs 
ber gefeplihen Beſtimmung zu extrahiren, kann als begründet nicht an⸗ 


BL. d. i. B. 1847 ©. 63. Nr. 93.) 
ß 


J Strafen ber Uebertretung ber marktpolizeilidhen 
ungen. 


Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 beftimmt im $. 187.: 


Vebertretungen der polizeilihen Anordnungen wegen des Markwerkehrs 
Belpbuße bis zu swanzig Thalern ‚oder im Invermögensfalle mit verhält: 
8 Sefängnißftrafe zu belegen. 


R. des K. Min. des I. Abth. II. (Mathis) v. 7. Sehr. 1847 an 
zol.⸗Praͤſid. in Berlin. e 


K. Bolizeipräfid. wird bemerklich gemacht, daß die Beflimmungen bes ©. 
w. 1810 1) feineswegs mit dem $. 80. und $. 187. ber Gew.⸗-Ordn. v. 
1845 übereinftimmen, fofern dort je nad ber BVerfchiebenheit des Werths 
8 Konfiskation oder eine Geldftrafe ven 5 bis 100 Rthlrn., Hier eine Geld: 
zu 20 Rthlrn. vorgefhrieben ift, und daß durch Die VBorfchrift des 6.80, 
wenn fchon bafeldft die näheren Beflimmungen der einzelnen Marktorb: 


ı8 G. v. 20. Nov. 1810 über den Auf: und Vorkauf (G. S. 1810 ©, 
0.) Beflimmt im $. 3.: 

„an Markttagen bleibt das Auffaufen und Vorkaufen, in und vor 
„den Thoren, fowie auf ben Straßen und in den Wirthehäufern, Furz 
„an jedem Orte außer dem Markt unterfagt, in fofern das Objekt unter 

„5 Thlr. werih ift, bei Strafe der Ronfistation; hat das Dbjeft höheren 
„Werth, fo findet nad den Ermeſſen der Polizeibehörbe eine Etrafe von 
„5 bis 100 Thlen. ſtatt.“ (Vergl. in Thl. VI. des Werkes Polizeiweſen], 
Br. 2. S. 154.) 

iefe Strafbefimmung des ©. v. 20. Nov. 1810 ift durch den $. 187. 

t Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 für aufgehoben zu eradten. 

Bergl. übrigens den hiermit in Berbindung flehenden $. 80. der Gew.⸗ 
on. nebft deſſen GErläut. in Abſchn. IL, Kap. 2,, Tit. 3. sub ILB,. 

u ©. 527. fi. | 
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nungen vorbehalten worden, das G. v. 20. Nov. 1810 nad) $. 190. ber mA 
für aufgehoben erachtet werden muß. 
(Min. BL d. i. B. 1847 ©. 22. Nr. 31.) 


2) R. der K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. d. F. (v. DE 
v. 31. Ian. 1848 an die K. Reg. zu N. 


Die Anjicht, daB bei ber Uebertretung der Beſtimmungen im $.80. ter 
Ordn. v. 17. Jan. 1845 bie im 6.187. a. a. D. angebrohte Strafe nur di 
welhe an Maurfttagen außerhalb ter für den Markt beftimmten Pläge zum 
verfehr gehörende Waaren gefauft haben, nicht aber die Verkäufer treffe, e 
ber Faſſung und der Abficht der zuerit gedachten Geſetzesſtelle. 

(Din. Bl. d. i. V. 1848 ©. 54. Nr. 57.) 


VII Strafen der unerlaubten Anfertigung von 
werferwaaren dur Magazin-Inhaber. 


Die V. v. 9. Febr. 1849 beftinımt im $. 33.: 


Inhaber von Dagazinen zum Detailverfauf von Handwerkerwaaren 
mit deren Anfertigung nicht befaſſen, wenn fe nicht bie zum Betriebe 
Handwerf3 erforderlihe Meifterprüfung beftanden haben. 

Ausgenommen Hiervon find diejenigen, welche in Betreff der ge 
Anfertigung folder Waaren vor Verkündigung der gegenwärtigen B. bie 
mäßige Anzeige bei ber Kommunalbehörbe gemacht haben. 


Die Strafen der Ueberſchreitung dieſes Verbotes feht be 
0. 0. O. fe. (S. oben ©. 565.) 


IX. Strafbare VBerfleigerung neuer Handwerkern 


Der $. 69. der B. v. 9. Febr. 1849 beflimmt: 


Deffentlihe Berfteigerungen neuer Handwerferwaaren dürfen, feweit 
im Wege der Grefution, oder im Auftrage eines Gerichtes ober einer Ke 
hörde erfolgen, nur mit bejonderer Genehmigung der Rommunalbehörkt 
fteigerungsertes flattfinden, 


Die Strafen der Uebertretung dieſes Verbotes ordnet de 
a. a. D. an. (E. oben S. 565.) 


X. GStrafbare Handlungen der Jabrif- Inhaber. 


1) Die V. v. 9. Febr. 1849 Heftimmt in den $6. 31. u. 3. 


8. 31. Den Fabrikinhabern iſt die Beihäftigung von Hantwerfsgeit 
joweit fie berjelben zur unmittelbaren Erzeugung und Fertigmachung ihrer | 
fowie zur Anfertigung und Inſtandhaltung ihrer Werkzeuge und Gerätbe 

eftattet. 

s 6. 32. Fabrikinhaber, welde ein den Beltimmungen der 66. 23. u, 36 
V. unterliegendes Gewerbe betreiben, chne die Befähigung zum bandweri 
Betriebe deſſelben nachgewieſen au haben ($. 30.), dürfen außerhalb ine & 
fütten feinen Gejellen oder Gehülfen befhäftigen. 


Die Strafen der Ueberfchreitung dieſer Verbote fegt der 
a. a. O. fell. (S. oben S. 565.) 


2) Die I. 50. bis 52. a. a. O. beſtimmen: 


$. 50. Babrif: Inhaber, fowie alle Diejenigen, welche nıit Ganz: ettt 
Fabrifaten Handel treiben. find verpflichtet, tie Arbeiter, welche mit ber Ar 
der Fabrikate für fie beichäftigt find, in baarem Gelde zu befriedigen. 

Eie dürfen benfelben feine Waaren frebitiren. 

Dagegen Tonnen den Arbeitern Mohnung, Fenerungsbedarf, Lantmupmy | 
mäßige Beköftigung, Arzeneien und ärztliche Hülfe, fowie Werkzeuge und © 
den von ihnen anzufertigenden Sabrifaten unter Anrechnung bei der Lehr 
verabreicht werden. 


$. 51. Tie Beitimmungen tes 8. 50. finden audy Anwendung auf $ 
glieder, Gehülfen, Beanitragte, Geitättsiühre , Relineen wah Nufiche 
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ten Berfonen, fomie auf (Gewerbetreibende, bei deren Gefchäft eine der ers 
; Berfonen unmittelbar oder nıittelbar betheiligt if. 

523. Unter Arbeitern ($. 50.) werben hier audı diejenigen verftanden, melde 
lb der Fabrifjtätten für Yabrif- Inhaber oder für die ihnen gleichgeftellten 
a Die zu deren Gewerbebetriebe nöthigen Ganz⸗ oder Halb: Kabrifate anfers 
der ſolche an fle abſezen, ohne von dem Verkaufe biefer Waaren an Kons 
s ein Gewerbe zu machen. 


le Strafen ber Meberfchreitung dieſer Verbote feßt der ©. 75. 

. feft: 

75. Uebertretungen der 68. 50. bis 52. werben mit einer Geldbuße bie 

hundert Thalern und im alle des Unvermögens mit verhältnißmäßiger Ges 

Rrafe beſtraft. Im Miederbolungsfalle wird die Strafe verdoppelt. 

e Geldbußen fließen derjenigen Kaffe zu, welcher die im 6. 55. erwähnten 

ungen nad den bort eriheilten Vorfchriften zufallen. 

be vechtsfräftige Verurtheilung wird auf Koften des DBerurtheilten durch das 
und andere öffentlihe Blätter derjenigen Kreife, in welden derſelbe und 
gie Arbeiter ihren Wohnſitz haben, befannt gemadıt. 


J. Kontraventionen ber Gewerbetreibenden, welche Ges 
ı see Umherziehen betreiben. . 


ergl. SS. 26—31. des Hauſir⸗Regul. v. 28. April 1824 nebft beren 
md Grläut. (S. oben ©. 425. fi.) 


b 


Zweiter Titel. 













Bergehen der Arbeitnehmer (Gefelln, Gehülfen, Lehrlinge und Arbeiter). 


Strafbare Einwirkung auf Einftellung oder Verhin— 
Der Arbeit. 


& Gew.Ordn. v. 17. Januar 1845 beſtimmt im $. 182.: 


| Gehülfen, Gefellen oder Fabrikarbeiter, reelche entweder die Gewerbe: 
ſelbſt ober die Ohrigfeit zu gewiflen Handlungen oder Zugeftändnifien 
m beitimmen fuchen, daß fie die Ginitellung ber Arbeit oder die Verhinde⸗ 
elben bei einzelnen oder mehreren Gewerbetreibenten verabreden ober zu 
en Berabrebung Andere auffertern, follen mit Gefängniß bie zu einem 
werben. 
e Beftimmung ift audy anzuwenden auf Arbeiter, weldhe bei Berg⸗ und 
‚ Landftraßen, Gifenbahnen, Feſtungsbauten und anderen öffentlichen 
Sefchäftigt find | 
Strafen der Gefellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter 
‚eigenmädhtigen Verlaſſens der Arbeit, groben Ungehor— 
oder beharrlicher Widerfpenftigkeit. 


er $. 184. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 beftinmt: 

Kellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter, welche ohne gejeglihe Gründe eigen: 
die Arbeit verlafien, oder ihren Verrichtungen fid) entziehen, oder fi gro- 
gehorfams oder beharrliher Widerfvenftigfeit ſchuldig maden, find mit Gelb» 
8 zu zwanzig Thalern oder Gefängniß bis zu vierzehn Tagen zu beftrafen. 


I. Strafen der Bildung unerlaubter Verbindungen un» 
örifarbeitern, Befellen, Gehülfen oder Lehrlingen. 


ie Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 disponirt hierüber im 6. 183.: 


e Bildung von Berbindungen unter Yabrifarbeitern, Geſellen, Gehülfen und 
En ohne polizeilihe Erlaubniß ift, fofern nad) den Rriminalgeiegen feine 

fe eintritt, an den Stiftern und VBorftehern mit Geldbuße bis zu funf: 
Hern oder Gefüngniß bis zu vier Wochen, an den übrigen Theilnehmern mit 
Be bie zu zwanzig Thalern oder Gefüngniß bis zu vierzehn Kayım u 
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Diefe Beflimmung ber Gew.⸗Ordn. ift indeß für beſeiti 
ben durch den Art. 30. der Verf.⸗Urk. v. 31. San. 1850 
eftimmt: 


Alle Preußen haben das Recht, fi zu folhen Zwecken, welde 
jeßen nicht zuwiderlaufen, in @efellfchaften zu vereinigen. 
Das Geſetz regelt, insbefondere zur Aufrehthaltung ber öffentlik 
ee un bes in biefem und in dem vorflehenben Artikel (29.) ; 
echts. 
Politiſche Vereine koͤnnen Beſchraͤnkungen und vorübergehenden 
Wege der Seſezzbuns unterworfen werden. 
(G. S. 1850 ©. 21.) 


Die V. v. 11. März 1850 über die Verhütung eines | 
Freiheit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Berfamm 
Bereinigungdrechtes (8. S. 1850 ©. 277.) hat demnächſt die n 
fhriften über Die Ausübung des in Mede ftehenden Rechtes e 
welchen nunmehr audy die Verbindungen der Fabrikarbeiter, © 
bülfen und vehrlinge lediglich zu beurtheilen find. 

(Bergl. im Thl. VI. des Werkes [Bolizei:Wefen], 2ter Suppl.⸗Sl 


Dritter Titel. 
Bon der Verantwortlichkeit dritter. Berfonen für Gewerbe:Ber; 


Erftes Hauptftüd. 


Bon den Vergehen der Stellvertreter der Ge 
treibenden. 


Die Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 enthält über die Str. 
Stellvertreter Gewerbetreibender in ten 66. 179. und 1 
Beſtimmungen: 

§. 179. Was in den $$. 176. bis 178. 2) hinſichtlich der ſelbſt 
werbetreibenven beſtimmt ift, gilt auch von denjenigen, weldye tie © 
eines felbftitäntigen Gewerbetreibenden übernehmen. 


5. 188. Sind polizeiliche Vorſchriſten von dem Stellvertreier ei 
treibenden bei Ausübung des Gewerbes tibertreten worden, fo if bie S 
gegen den Stellvertreter feitzujeßen; ijt die Mebertretung mit Borwifle 
tenen begangen worden, fo verfallen beide der gefeglihen Strafe Ka 
Stellvertreter die Geldſtrafe nicht volfftredt werben, fo bleibt ver Bo 
iiberlaften, nach ihrem Ermeſſen die Gelpftrafe von dem Bertretenen, | 
fubfidiarifch verhaftet ift, einziehen cder fatt defien und mit Verzichtun 
im Unvermögensfalle an die Stelle der Geldbuße tretende Freiheitsſtra 
dem Stellvertreter vollſtrecken zu laflen. 


1) Hierdurdy find auch der, mittelft C. R. der K. Min. des 3. u. 
%. u. der ausw. Ang. v. 17. März 1841 befannt gemachte. 
Deutfhen Bundesverfammlung v.3. Dec. 1840 (Min. Bl. d. i. V. 
Nr. 119.), betr. die Abftellung der unter den Handwerksgeſel 
Berbindungen und Mißbräuche, und das darauf bezüglide R. 
des 3. u.d. PB. v. 15. Febr. 1842 (Min. Bl. d. i. V. 1842 
47.) für befeitiget zu erachten. 

2) Die SS. 176. bis 178. o.a.D. Handeln san dem firafbaren Yı 
der verbotenen Tortiegung der Grmerhe (. dern S. RA, 
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Zweites Hauptitüd. 


r Berantwortlichleit Gewerbetreibender für bie 
smwerbe-Kontraventionen ihrer Angehörigen. ” 


. des K. Inſtizmin. v. 25. Febr. 1835, daß eine fubfldiarifche 
g ber Gewerbetreibenden bei Kontraventionen ihrer Angehörigen 
Gew.⸗Steuer⸗Geſetz und gegen das Hauſir⸗Regul. nicht flattfindet. 
im $. 31. des Regul. v. 28. April 1824, oben ©. 430.) 


. des 8. Min. des J., Pol.⸗Abth. (v. Meding) v. 24. Mat 1841 
Meg. zu Poſen. Eheminner haften nicht für die von ihren Che⸗ 
deren Gewerbebetriebe begangenen Kontraventionen. 


. Meg. wird auf die Anfrage in dem Ber. v. 1. April d. 3.: 

ver Ehemann, welcher ein mit dem unbefugten Gewerbebetriebe ber Ehe⸗ 
‚ nicht zufammenhängenbes Gewerbe betreibt, fire die Kontravention fei- 
Chefrau zu firafen fei? 

öffnet, daß, da der Ehemann zwar für den orbuungsmäßigen Betrieb 
Ratteten Gewerbes, jedoch nicht für die Handlungen feiner Ehefrau im 
ı zu haften Hat, jene Frage verneint werben muß. Hiermit ſtehen auch 
1 N. v. 27. April und 13. Juli v. 3. in der Kontraventions⸗Sache wider 
Gheleute, und das R. v. 30. Nov. 1839, die H.fchen Eheleute betr., in 
nbem diefelben den Fall betrafen, wenn Semand zum Getränfe-Kleinhan: 
iſt und bei biefem ihm erlaubten Gewerbebetriebe verbotiwibrig ausge: 
d. In einem foldhen Falle hat der zu dem Getraͤnke-Kleinhandel befugte 
wenn dabei verbotwidrig der Schank betrieben wird, dieſe Kontrapention 
, auch wenn biefelbe nidht von ihm unmittelbar, fondern von feiner Che⸗ 
iner andern, in feinem Geſchäft benusten Berfon begangen ifl, indem er 
die Bolizeifontraventionen diefer Perjonen im Allgemeinen zu vertreten 
für den orbnungsmäßigen Betrieb des ihm geftatteten Getraͤnkehandels in 
briebenen Gränzen der Polizeibehörde verantwortlich if. 

BL. d. i. 2. 1841 ©. 136. Nr. 199.) 


Drittes Kapitel. 


rt Kompetenz und dem Verfahren in Gewerbe - Strafjadhen. 


er $. 189. der Gew.Ordn. v 17. Ian. 1845 beſtimmt, daß der 
der Befugniß zum felbfiftändigen Gewerbebetriebe als Strafe!) 
Richter ausgeſprochen werden koͤnne, wogegen e8 in Betreff der 
; der Behörden zur Unterfuchung und Beftrafung der Verbrechen 
jeben.ber Gewerbetreibenden bei den beftehenden Vorfchrifien bes 
te. 


strafe kann der Verluft ber Befugniß zum felbftftändigen Gewerbebetriebe 
oder auf Zeit, nur vom Richter ausgeſprochen werben, foweit es fi) nicht 
vergehen hanbelt, in Anfehung deren es bei den beftehenden Borfchriften 


nfehung der Kompetenz ber Behörden zur Unterfuhung unb Beftrafung 
hen und Vergehen der Gewerbetreibenden bewendet es bei ber beftehenden 
; in bee Rheins Provinz find jedod die Polizeigerichte befugt, auf Gelb: 
n funfzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu ſeché Wochen zu erkennen. 

5. 1845 ©. 78.) 


leber Die Kompetenz ber Berwaltungsbehörben in Anwen 


er bie Gniziehung der Befugniß zum Gewerbebetriebe im abminiftra = 
en Wege, vergl. 55. 71—74. der Gewe⸗Ordn., nebſt deren Erlant, 
oben ©. 455. f) 
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bung ber Strafbeftinnmungen der 66. 171—187. ber Gew.⸗O 
Bedenken entftanten. 


Es ergingen zu deren Befeitigung: 


1) &. M. der K. Dein. d. F. (v. Düesberg) u. des I. (Mai 
Aug. 1847 an ſämmtl. K. Reg., audfchl. derjenigen zu Stralji 
—* und Koͤln, und an das K. Pol.⸗Praͤſid. in Berlin. 


Auf den Ber. v. 11. April 1845, Betr. die Kompetenz zur Ente 
Beſtrafung der im Titel X. der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan, 184 
Vergehen, wird ber K. Reg. Folgendes eröffnet, 

Die Fülle der $$.171., 172, 173.. 174., 181., 182. und 186,, ;ı 
find als lediglich der Kompetenz der Gerichte vorbehalten zu betradhten; 
terliegen bie fälle der 88. 176., 177., 178. 180., 184., 185.. 186., 
und 187. zunächft der Kognitien der Molizeibehörben. Lebleres gilt aud 
fofern nicht, dem dafelbit ausgeſprochenen Vorbehalte gemäß, ein Berbri 
welches nad) den Kriminalgejegen mit härterer Strafe bebrohet it. 

In den Faͤllen, wo hiernach zunaͤchſt die Kognition der Bolizeibebi 
bet it, darf ein gerichtliches Verfahren erſt dann eingeleitet werben, 
nad den beftehenden allgemeinen Vorjchriften überhaupt zuläffig if. 
ziehung find daher die VBorjchrifien des Anhanges zur allg. Get.⸗Ordi 
maaßgebend. 

(Min. Bl. d. i. V. 1847 ©. 210. Nr. 265.) 


2) KR. DO. v. 24. Ian. 1848, betr. die Kombeten; 3u° yoli; 
terfuchung und Beitrafung der, in den $f. 176— der al 
Ordn. v. 17. Ian. 1845 bezeichneten Vergeben 1). 


Zur Beleitigung der Zweifel, welche nach Ihrem Ber. v. 11. d. 
Kompetenz zur polizeilichen Unterfirhung und Beltrafung der in den M 
der allgen. Hewerbe-Cren._ v. 17. Jan. 1845 bezeichneten Vergehen en 
beſtimme Ich bierturd, daß in den Lunbeatheilen, in welchen die A. G 
polizeiliche Unterfudung und Beſtrafung ber in $. 176. der Gem. Cr 
ten Vergehen, jofern folde nicht eine Steuer: Üefraudatiungitrafe nad | 
erfter Inſtanz den Orts: Bolizeibehörden zuſtehen, dagegen die relizeilis 
der in den 98. 177— 180. ebendaſ. angeordneten Strafen in erſter Inſt 
petenz der Regierungen gehören ſoll. 

In der Kompetenz der für Berlin durch das G. v. 17. Juli 184 
ten Polizeirichter, wird Durd Die gegenwärtige Beſtimmung nichts geä 

Tiefer Erlaß in durch die G. ©. zur öffentlichen Kenntniß zu & 

(G. 2. 18418 S. 73.) 


Dazu: 


GR. der 8. Min. des I. (v. Manteuffel) u. d. &. (Kü 
April 1848 an färgmtl. 8. Reg. 


Nah Vorſchrift des Allerh. Erlaſſes v. 24. Jan. d. J. (8. S. ẽ 
fortan im den Landestheilen, in welchen die A. G. O. gilt, die polizeili 
der in den 66. 177 - 180. der Allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 
Strafen in erſter Inſtanz zur Kompetenz der Regierungen, (nichte 
Kreis: Bolizeibeherten 2). 


1) Tie in Dieter 8. O. aufgeſtellten Sruntjüge_ waren bereits ange 
den in dem M. Des K. Juſtizmin. v. 23. Oi. 1845 [nitgerb 
der K. Min. des J. u. d. F. v. 22. Febr. 1846]; (Min U. 
E. 67. Nr. 96.) u. in tem R. des K. Juſtizmin. v. 23. Dec. 
Min. Bl. 1846 S. 67.) [mitgerbeilt durch R. der K. Win. d 
v. 22. Febr. 1846]; (drin. Bl. d. i. V. 1846 S. 67. Mir. 9% 

2) Hiernad it das M. der K. Din. ta. u. d. F. v. 28. Febr. 15 
162. — 1. 118.), welches vorſchrieb, daß Die Strafen wegen 
Anmeldung eines fteiterfreien Olewwerbes von der Gemwerkei 
jeitzujegen und day tie Nelurie gegen deren Reſolute ver die St 
tung gehören, für bejeitiger anyuichen, 
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Folge dieſer Vorfhrift und in Betracht, DaB nad dem angeführten 6. 177. 
fung der vorgedachten Strafen, falls bie zu ahndende Handlung zugleich 
vergehen enthält, hierauf mit Müdficht genommen werben fell, wird, uns 
yerung ber in dem &. R. des Fin.⸗Min. v. 11. April 1845 Litt. C. Ab: 
ventralbl. der Abg. ıc. Verw. 1845 S. 103. nnd Min. Bl. d. i. V. 1845 
1) ertheilten Beſtimmung hierdurch angeordnet, daß Fünftig, fofern die nach 
säbnten 65. 177—180. zu rügende Handlung zugleih ein Steuervergehen 
er Beichiuß über die Strafbarkeit von ter K. Neg.: Abtb. fir die Verw. 
; Bemeinfchaft mit der K. Reg.⸗Abth. für die Verw. der dir. Steuern ıc. 
und ber Strafbefcheid, welcher zugleich die Beſtimmung darüber enthalten 
und welcher Gewerbeitener Betrag nachgezahlt werben folle, von beiden Ab: 
ı gemeinfchaftlich zu erlaſſen iſt. 

a. Bl. d. i. V. 1848 ©. 127. Nr. 118.) 


Was insbeſondere die Uebertretungen des ©. 9. 7. Behr. 1835 
ſes Gaſt- und Schankwirthfchafts=» Betriebes und des 
anbeld mit Getränfen betrifft, To war angenommen worden, 
— Die betr. Kontraventionen von den Ort 8⸗Polizeibehoͤrden zu ent⸗ 
ei. 


RR. der K. Min. d. 8. (v. Alvensleben) u. des I. u. d. P. (Köh⸗ 
13. Nov. 1836 an die K. Reg. zu Potsdam. 


.R. Reg. wird auf die Anfrage v. 18. v. M., die Kompetenz bei Uebertre: 
&. v. 7. Febr. v. 3. beir., ermwiebert, daß mit Nüdfiht auf tie durch 
immungen begründete C. V. v. 23. Mai 1830 2), (A. S. 351—353.) 
g in den in Mebe jtehenden Kontraventionsfällen den Orts-Polizei⸗ 
faffen bleiben muß. 
1011. — 4. 180.) 


des 8. Min. des 3. u. d. P. (v. Rochow) v. 10. Oft. 1838 
Neg. zu Frankfurt a. d. O. 


Meg. wird auf den Ber. v. 17. v. M. beichieben, daß bei lebertretim: 
v. 7. Febr. 1835, die Unterfuhung und Eniſcheidung verfafiungsmäßig 
He Orts:-Polizeibehörden gefchehen kann und darf. 

Meg. hätte daher das entgegenftehende Verfahren im dortigen Bezirke 
eriter Initanz die landrüthlichen Behörden Ffognosziren), jowie es zu Ih: 
6 kam, fofort abftellen jollen, und Hat dies noch jetzt ungeſaͤumt durch 
ene Belehrung im Amtsblatt nachzırhelen sc. 

I. 1000. — 4. 143.) 


R bie Rheinprovinz ift in biefer Beziehung das (nachſtehende) 
merbin anmwendbare NR. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) 
Upril 1838 an die K. Reg. zu Koblenz ergangen: 


X. Reg. hat in Ihrem Ber. v. 18. April v. 3. eine Allerh. Deklaration 
miragt, 
‚Me Beurtheilung ber Kontraventionen gegen die Beltimmungen ber K.⸗O. 
u Webr. 1835 „über die Saft: und Schanfwirthfchaften und die Verhäns 
der sub Nr. 8. bafelbft ausgeſprochenen Strafen ben Friedensgerichte, 
einfachen Polizeigerichte, in eriter Inſtanz zuſtehe. 
über die Zuläffigteit und Zwedmäßigfeit dieſer Ausdehnung der friedend: 
en Kompetenz, die Nheinifhen Reg. und die Oberprofuratoren mit ihrer 
hen Aeußerung gehört worden find, eröffne ich, im Kinverftändniffe mit dem 
L, ber 8. Neg., daß ich mich nicht veranlaßt fehen kann, bei des Könige 
‚beantragte Deflaration zu beverwerten. Nbgefehen davon, daß eine Aus: 
der friebensrichterlihen Konwetenz tie urſpruͤngliche Stellung dieſer Cin⸗ 
ker immer mehr verriet, und das Mheinifche Konmerenziyitem auf bebenf: 
fe komplizirt; jo erſcheint auch die Zwedmäßigfeit dieſer Kompetenz-Erwei⸗ 
roblematiſch. Mit den Kontraventionen gegen die O. v. 7. Febr. 1835 














sel oben S. 17—20. 
gl, in Thl. VI, bes Werkes (Bolizeiwefen) Bo, 2. ©. 510. 
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Tonkurrirt in ben meiiten Fällen eine zur Kegnition der Meg. gehörende Bewerket 
Kontravention. Zur Vermeidung eines zweifahen Verfahrens und zur Herfickug; 
mäßiger Entjheidungen haben deshalb einige ber Mheinifchen Wegierungen 
ſolchen fällen ihres Rechts auf Abfuffung eines Strafrejoluts fidy generell beye 
den K. Laudgerichten bie gleichzeitige Beſtrafung der Gewerbes Bolizeis um 
Steuer: Kontravention überlaffen. Die Veraflgemeinerung diefer tm Sie 
Kontravenienten liegenden Maaßregel erfheint jedenfalls fahgemäßer ‚als 

fchlagene Kompetenz der Friedensrichter, durch weldye eine größere Mehlfeil 
erzielt werden dürfte, weil tie Landgerichte alsdann in zweiter Juan 
und eben die Koften alsdann in zweiter Inſtanz entflehen, bie bisher ine 
ftanz entftanden find, und Die man vermeiden will, 

Hiernady kann ee ter Meg. nur empfohlen werben, auch Ihrerſeits 
KRonkurrenzfüllen ber Zudtpelizeifanmmer des Landgerichts die gleichzeitig 
dung über die Gewerbe: Steuer: und Polizei: Kentravention zu überlafk 

(X. XXI. 195. — 1. 186.) 


IV. In Betreff der nach obigen Beſtimmungen noch ber & 
ber Bolizeis Behörden überwielenen Gewerbe⸗Polizei⸗Kount 
tionen ift eine Aenderung durd) die neuefte Gefeggebunge 
ten. Durch den $. 1. der V. v. 2. Ian. 1849 über die Organifail 
Gerichtebehdrden (8. S. 1849 ©. 1.) ift nämlich die Privat: Peig 
richtöbarkeit aufgehoben und durch die 6%. 161. bis 177. ver ®.» 
1849, betr. das äffentlidye und mündliche Verfahren in Unterſucht 
(8. ©. 1849 ©. 42.) für alle wegen Bolizeivergeben 
Unterfucdhungen ein befondere8 gerichtlid;e® Verfahren angeorbmi 
Da hiernach die Strafgerichtöbarfeit der Polizei-Behör 
hoben ift, fo ergiebt ſich, daß nunmehr die Feſtſezung aller Gewt 
lizgeis Strafen den Gerichten gebührt. K 

Beträgt die gefegliche Geldbuße 50 Thlr. ober weniger, fe? 
Kompetenz der Einzelrichter ein, von deren Zuftändigfeit jedoch! 
File ausgefchloffen bleiben, in welchen zugleih auf Berluft d 
tes zum felbfiitindigen Gewerbebetriebe zu erkennen 
a.a. D.) In Bällen ver legteren Art und wenn die gefegliche 
50 Thlr. oder mehr beträgt, tritt die Kompetenz der Gerichts⸗Abthe 
Verbrechen ein (S. 38. a. a. O 

Das adminiftrative Gtrafverfahren ift fomit nur ne 
Eteuer=-Kontrayentionen der Öewerbetreibenden begründet !). 


V. Ueber dad Verfahren in Kontraventiond-Fällen ver Ga 
den, welche ihr Gewerbe im Umherziehen betreiben, vergl. $ 
Hauſir-Regul. v. 28. April 1824 nebft deſſen Erläut. (S. oben &4 


VIl. Sie Strafvollitredung, wozu auch Die Entjcherung 
Stundungd« und Terminalzahlungs-Geſuche gehört, in Gewerbepoli 
traventions-Sachen gebührt ledigli den Gerichten. 


R. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 10.8 
an die K. Reg. zu N. 
Wenngleid bei Volizeivergehen, ber Berufung auf recdhtliches eher £ 
tie von tem Serich! erkannten Geldſtrafen dem Inhaber der Pelizeig 
gebühren, jo Felge ° daraus noch keinesweges, daß Diejem irgend eir 
hung zuſtehe, wen, ger Angeſchuldigte um Stundung oder darum Filter, 
ſtrafe in Theilzahlungen erlegen zu dürfen. Dadurch, daß die Sache hir 
fation des von ber Polizeibehörde beftrarten Kontravenienten an tie Gr 


D 


1) Vergl. bierüber die C. N. tes K. Auftizmin. v. 29. Juli 1549 (Iuk 
18419 S. 347.) u. v. 18. Sept. 1849, nebſt C. M. ver 8. Win. 
für landwirthſchaftliche Ang. v. 18. Mai 1849 (a. a. O. 2. IR: 
EN. des K. din d. F. v. 31. Marz 1849 (Min. Bl. d. i. V. 1 
Nr, 119. \. in Tl, X. ded Woted (Stnuru-Selekgebung). 






reihen u, Vergehen ber Gewerbetreibenden u. beren Beftrafung. 377 


rb bie Kognition der VBerwaltungsbehörbe ausgefchloffen, und Hat der Mich: 
lediglich zu beuriheilen, auf welche Weife das Urtel zu vollfiteden if, wozu 
Eniſcheidung über die Zuläffigfeit von Stundung der Geldſtrafen u. f. w. 
Dem Inhaber der Polizeigerichtsbarfeit fann in biefer Beziehung eben fo 
ne Ditwirtung ober ein Widerfpruchsrecht zugeflanden werben, als ihm foldye 
Fallen, wo bie Strafe aus Billigkeitsrudfichten gemilbert ober im Wege ber 
janz erlaflen wird, zuflehen. ‘ 

Æ Reg. wird übrigens barauf aujmerffam gemadt, daß bie Abficht ber 
Bew.Drbn., wenn fie in manchen Fällen ziemlich hohe Straf-Marima feRs 
neswegee bahin geht, bie bisher bei Gewerbe s Bolizeivergehen eingetxetene 
m Allgemeinen zu erhöhen, daß vielmehr nur dem vernünftigen Ermeſſen 
zIrden eine größere Yreiheit gegeben und beshalb bei ben Geldſtrafen der ges 
Brab der Sirafe gar nicht feftgefeßt, fomit aber fowohl ber Ortspolizeibes 
I® auch in der Rekursinftanz der K. Neg. bie Selegenheit gegeben ift, nad) 
äanben innerhalb der Graͤnzen, welche das Geſetz gezogen hat, auch gerins 
die bisher zur Anwendung gefommmenen Gtrafen feſtzuſetzen. 

mw. BL di 8. 1846 S. 83. Nr. 126.) 


Biertes Rapitel. 
2 Berechnung der Strafgelder in GewerbesKontraventionssSachen. 


Rt. des 8. Min. des J., Abth. II., (v. Manteuffel) v. 31. März 
die K. Meg. zu Stettin. Verwendung ber für Uebertretungen in 
thfchaftsbetriebe feſtgeſetzten Geldſtrafen. 

ven Ber. v. 24. v. M. erklärt das Min. fih mit den von ber K. Reg. 
Sufihten, insbefondere aber damit einverflanden, daß bie wegen Ueber: 
Borfchriften über den Schanfwirthfhaftsbetrieb feitgefeßten Gelbſtrafen 
ber Bolizeigerichtebarkeit gebühren, und ift demgemäß in Zukunft zu 


BL d. i. V. 1846 ©. 107. Nr. 163.) 


der 8. Min. d. 8. (Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel) v. 38. 
an die K. Reg. zu Bromberg. Die auffommenden Gewerbe⸗Po⸗ 
gelder find gleidy allen übrigen PolizeisStrafgeldern zu verrechnen, 
in Ermangelung andermweitiger Beſtimmungen der in erfter In⸗ 
nenden Behörde zu. 
p Binfrage ber R. Meg. darüber: ob die Staatskaſſe oder bie Inhaber ber 
Kuriebittionen die nad $. 177. der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. v. 3. 
ben Geldſtrafen zu beziehen haben, fintet, wie Ihr in Yolge des Berichte 
Roy. v. 3. eröffnet wird, durd die Schlußbeftimmung des gedachten $. ihre 













mg. 
x derſelben foll auch bann, wenn die betr. Rontravention zugleich ein Steuers 
ı enthält, neben der Polizeiſtrafe nicht eine beſondere Steuerfirafe feftgefept 
und da bie vorgefchriebene Berüdfihtigung des Steuervergehens bei Zumeſ⸗ 
e Bolizeiftrafe für die Beflinnmung tes Fonds, zu welchem leßtere fließt, uns 
iR, fo folgt hieraus, daß die Vereinnahmung diefer Strafgelder gleich den 
Bolizeiftraien zu behandeln ift, welhe in Ermangelung befonderer desfall ſi⸗ 
immungen ber über die Kontravention in erſter Inflanz entfheidenden Bes 


BI. d. i. ®. 1846 ©. 106. Nr. 162.) 


R. der 8. Min. d. F. (Kühne), des I. (v. Puttlammer) u. für H. 
fo. Bommer » Eiche) v. 7. Juli 1848 an die K. Neg. zu N. Bon 
rgierungen feftgefegte Gewerbe⸗Polizei- und Gewerbefteuer-Strafen 
zu den Reg.⸗Hauptkaſſen. 

ı mach den Allerh. Orts genehmigten, bisher feitgehaltenen Grundfägen, Pos 
ka bei den der Kognition der Lokal⸗Polizeibehörden geſetzlich entzogenen, ber 
u ber Landes: Bolizeibehörben vorbehaltenen Polizei-Kontraventionen den Reg.⸗ 
Men zu überweiſen jind amd in Betreff ber polizeilichen Gewerbes, xein. Br: 
vu @u 2 37 


578 Bon ben Berhältniffen ber Gewerbetreibenden zu einan 


werbefteuer-Rontraventionen bie Kompetenz ber Meg. durch bie DO. v. 24.° 

ausdrücklich angeordnet iſt, ſo müſſen demgemäß aud bie dieſerhalb erfann 

fen zu Ihrer Hauptkaſſe eingezogen werben, wonach die K. Meg. zu verfı 
(Min. Bl. d. i. V. 1845 ©. 199. Nr. 355.) 


4) C. R. des K. Juſtiz⸗Min. (Simons) v. 21. Mai 1849 an 
Gerichtöbehörden. Bon den Gerichten erfannte Polizei-Strafen | 
den Gerichtö«- Salarienfaffen, audgenommen wo ten GStät 
Recht darauf zufteht. 

In Folge einer Mittheitung des Miu. des I. Hat ſich ber Juſt.⸗Min. 
verftanten erflärt, daß, nadhden buch Art. 40. der Berf.⸗Urk. v. 5. Der. 
F§. 1. tee ®. v. 2. Jan. d. I. die Privatgerichtsbarkeit, von welder bie 
richtebarfeit nach SS. 10,,11.,61. ff. Tit. 17. Th. II des A. 2. RM. einen 
theil bildet, aufgehoben worben ift, tie von ben Gerichten erkannten yelin 
firafen ter Staatskaſſe zufallen und bei den gerichtl. Salarienkaſſen zu vern 
find, ſewie daß andererfeite ven ben lepteren, und zwar aus dem Kriminal 
unvermögenden Polizei-Unterſuchungeſachen die unerläßlichen Koften über: 
den müſſen. Mur wenn es fi von Städten handelt, auf welche ber &. f 
v. 2. Ian. d. 9. Anwentung findet, bewendet es, ba benfelben hiernach bis 
laß der neuen Finanzgeſetze die Verpflichtung zur Uebertragung der une 
Koften in Unterfuhungsiachen, fowie das Recht auf gewiſſe Geldſtrafen zed 
ben iſt, bis zur weiteren geſetzlichen Beſtimmung bei tem zeitherigen Bera 

(Inſt. Win. BL 1849 S. 272. Nr. 40.) 


5) In Betreff der nach den 66. 50—52. der V. v. 9. Behr.) 
erfennenden Geldbußen, vergl. $. 75. a. a. O. 
(Bergl. oben ©. 571.) 


6) In Betreff der Strafgelder bei Hanfir- Kontraven! 
vergl. Zuf. 4. zum $. 30. des Regul. v. 28. April 1824. 
(2. oben S. 429.) 


7) R. der K. Min. d. 5. (Beutb) und des I. (Eeiffart vl 
1842 an die K. Reg. zu Poſen, betr. die Bewilligung von Denn 
Antheilen in gemwerbepolizeilicdhen Kontraventionsſachen. 


Der K. Meg. erwiedern wir auf die Anfrage v. 6. v. M., in Betref 
wilfigung von Denunzianten:Antheilen in gewerbepelizeilihen Kontraventü 
daß Die Zurrfennung ven Denunzianten:Antheilen in Diefen Angelegenbeitn 
ſtattfinden kann, wenn fie von Geſetzgeder auedrüdlich zugelaſſen werten | 

(Din. Bl. d. i. V. 1942 S. 324. Nr. 437.) 


Zweite Unter: ibtbeilung. 
Don den Verhältniffen der Gewerbetreibenden zu einar 


VBorbemerfung. 


Nachdem unter der eriten Unter = Abtbeilung von ten 
niffen ter Gewerbetreibenden zum Staate (den äußeren Ser 
derjelben) gehandelt worden, ift es die Aufgabe der zweiten 
Abtherlung die Berhältniffe der Ocwerbetreibenden zu einander, 
neren Berbältniffe, — Lie Verfaſſung der Öemerbetreibenten 
zuſtellen. Dieſe Darjtellung zerfällt in drei Abſchnitte. D 
Abſchnitt handelt von den Verbältniffen der Innungen; ber zw— 
den Verhältniſſen ſolcher Öewerbetreibenden, die einer 3 
nicht angehören, und der dritte von den Berbältniffen ber Gt 
Gehülfen, Gejellen, Lehrlinge um Sabrifarbeiter. 


Berhältnife ber Innungen ber Gewerbeireibenben. 579 


Erſter Abſchnitt. 
su den Verhältniſſen der Innnugen der Gewerbetreibenden. 


iß, das Zunftweſen. 1798. (Sine gefrönte Preisfchrift.) 

pus jaris opifielarii, oder Sammlung von allgemeinen Innungsgeſetzen 
sbnumgen für die Handwerker. Herausgegeben von 3. A. Ortloff. 2. Ausg. 
1820. 


L Detioff ‚ das Recht der Handwerker, nadı ben allgemeinen in ben beut- 
satenn geltenden Geſetzen und Zunft: und Innmgsorbnungen. Neue Ausg. 
818. 


8. 
J. Kulentamp, Grundſätze der Rechte der Handwerker und ber Zünfte. 
. 1807. 8, 
3. Marbach, Theorie des Zunftzwanges ober bes Zunftverbindungsredjtes, 
em. Deutfcen und befonders Königl. Sähfiihen Rechten, und Verſuch einer 
t in Deutihland beftehenden Sunftoerfaflung. Seipzis. 1808. 8. 
atner, de collegiis opificom. Lips. 1809. 
B. Ribler, über das Zunftwefen und über die ewerbefrifeit Gin Ber: 
en. 1816. 8. 
told, bie Rechte der Handwerker und ihrer Innungen, nah Sädftfchen 
" Reipzig. 1835. 8. 
mpreht, von ber Kameralverfaſſung und Verwaltung ber Handwerker, 
‚a. iu den Preuß. Staaten. Berlin. 1787. 
Ibredht, unfere ehemalige Zunft» und Innungsverfaflung, und bie Ges 
** Preußen. Beide in ihren Folgen und Wirkungen dargeftellt. 











, BE. über das Snnungemefen und bie Derhältnifie ber ftäptifhen Hand⸗ 
ihenpt. Gießen. 1843. 
5. Miſch, Zünfte, Gewerbefreiheit, geiverbliche Vereine, im Allgemeinen 
und vergleichsweiſe zuſammengeſtellt. 2. Aufl. Berlin. 1845. 8. 
5. Niſch, die Inuungen, wie ſie fi geflalten müflen. Berlin. 1849. 8. 
unf, das Annungsweien und die Verhältnifie ber Meiſter zu ben Gefels 
ingen, nad) den Grundfägen her allgem. Gewerbe⸗Ordn. für die Preuß. 
ke». 17. Ian. 1845. Molfenbüt 1846. 8. 
% Ors bach, Zünfte und Innungen (nach dem Gewerbe⸗Geſetze v. 9. Febr. 
we volltändige Gewerbefreiheit? Gine geſchichtliche, rechtliche und ſtaats⸗ 
e Beleuchtung der Gewerbeverhaͤltniſſe für Jedermann. Aachen. 1850. 8. 
en egler (Ob.:Bürgermeiiter), wie ift dem Handwerferftande zu helfen? 


lau: (Mühlen:Inn.:Ob.:Acltefter), Innungs-Orbnung für bie Innun⸗ 
Gewerbe, insbeſ. für die Mühlen-Innungen. Dit den bezuͤglichen Ge⸗ 
den Erläut. und Schemas a den „porfommenben Geſchaͤften der Innungen, 
aͤthe x. Brandenburg a. d. H. l. gr. 8. 


Borbemerfung. 


iſt bereitö oben (Abth. II. Bd. J. ©. 248. ff.) des Naͤheren dar⸗ 
vorden, daß und in welcher Art nach und nah im ganzen Um-« 
ver Preuß. Monardie zwar der Zunftzwang aufgeho- 
6 indes hierdurch die Innungen der Gewerbetreibenden 
reges befeitiget worden. Jene Darftellung ergiebt vielmehr, 
y den Vorfchriften der allgen. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 
et Battungen von Innungen zu unterfcheiden find, nämlich 
die zur Zeit der Publikation der allgenı. Gew.⸗Ordn. gefeplich bes 
ı Korporationen der Gemerbetreibenden — die älteren Innun⸗ 
welche mit Befeitigung des Zunftzwanges fortbeflehen blei« 
m, jedoch einer volftändigen Meforn unterworfen worden find, und 
ı8 die nach den Brundfägen der allgem. Gew.Ordn. neugebil⸗ 
Innungen, 


31* 


578 Von ben Berhbältniffen der Gewerbetreibenden zu einas 


werbefteuer-Rontraventionen bie Kompetenz ber Meg. durch bie O. v. 24.: 

ausdruͤcklich angeordnet ilt, fo müflen demgemaß aud bie dieferhalb ertam 

fen zu Ihrer Hauptkaſſe eingezogen werben, wonad bie K. Reg. zu verf 
(Min. U. d. i. V. 1848 ©. 198. Nr. 355.) 


4), C. R. des K. Juſtiz⸗Min. (Simons) v. 21. Mai 1849 aı 
Gerichtöbehörden. Von den Berichten erfannte Polizei⸗Strafen 
den Gerichts Salarienfaffen, ausgenommen wo den GStä 
Recht darauf zufteht. 

An Folge einer Mitiheilung bes Min. des J. Hat fidh der Zufi.:Min. 
verftanten erflärt, daß, nachdem burd Art. 40. ter Verf.⸗Urk. v. 5. Dec 
§. 1. der V. v. 2. Jan. d. I. die Privatgerihtsbarfeit, von welder bie 
richtebarfeit nah SS. IO., II., 61. ff. Tit. 17. TH. II. des A. L. R. eine 
theil bildet, aufgehoben worden ift, tie von ben Gerichten erfannten yell 
trafen ter Staatöfaffe zufallen und bei den gerichtl. Salarienfaffen gu ven 
find, ferwie daß anbererfeits von ben lepteren, und zwar aus dem Kriminal 
unvermögenden Pelizei:Unterfuhungsjaden die unerläßlichen Koſten übert 
den müſſen. Nur wenn es fid von Städten handelt, auf welche der $. 
v. 2. Jan. d. J. Anwendung findet, bewendet es, da denfelben hiernach ki 
laß der neuen Finanzgeſetze die Verpflichtung zur Uebertragung der um 
Koften in Unterfuhungsiachen, fowie das Recht auf gewiſſe Geldſtrafen ıı 
ben ift, bie zur weiteren geſetzlichen Beſtimmung bei dem zeitherigen Ber 

(Inf. Min. BL 1849 ©. 272, Nr. 40.) 


5) In Betreff der nach den 65. 50-52. der V. v. 9. Behr. 
erfennenden Geldbußen, vergl. $. 75. a. a. O. 
(Bergl. oben ©. 571.) 


6) In Betreff der Strafgelder bei Haufir- Kontraven 
vergl. Suf. 4. zum $ 30. des Regul. v. 28. April 1824. 
(S. oben ©. 429, 


7) R. der K. Min. d. F. (Beuth) und des I. (Eeiffart) v. 
1842 an die K. Reg. zu Poſen, betr. die Berilligung von Dens 
Antbeilen in gewerbepolizeilichen Kontraventiondjadyen. 


Der K. Meg. erwiedern wir auf bie Anfrage v. 6. v. M., in Berl 
wilfigung von Denunzianten:Antheilen in gewerbepcligeiliben Kontraventi 
daß die Zuerfennung von Denunzianten:Antheilen in dieſen Angelegenheiten 
ftattfinden kann, wenn fie vom Geſetzgeber auedrüdlich zugelaſſen worden 

(Din. Bl. d. i. V. 1842 ©. 324. Nr. 437.) 


Zweite Unter-Abtheilung. 
Don den Verhältniſſen der Gewerbetreibenden zu eine 


VBorbemerfung. 


Nachdem unter der erjten Unter-Abtheilung von ben 
niffen ter ©ewerbetreibenden zum Staate (den äußeren Ve 
derjelben) gehandelt worden, ift es die Aufgabe der zmeiten 
Abtheilung. die VBerhältniffe der Gemerbetreibenden zu einander, 
neren Berbältniffe, — die Verfaſſung der Gemerbetreibenten 
zuftellen. Diefe Darftelung zerfällt in drei Abfchnitte % 
Abſchnitt handelt von den Berkältniffen der Innungen; ber zw 
den Werbältnijien folder Oewerbetreibenden, die einer I 
nicht angehören, und der dritte von ben Verhältniffen der Gı 
Gehülfen, Sejellen, Lehrlinge ut Sabrifarbeiter. 


Berhältnife ber Innungen ber Gewerbetreibenden. 579 


Erſter Abſchnitt. 
m Den Verhältniſſen der Innungen der Gewerbetreibenden. 


ß, das Zunftwefen. 1798. (Eine gekroͤnte Preisfchrift.) 
ws jaris opiſiciarii, oder Sammlung von allgemeinen Innungsgeſetzen 
bnungen für bie Handwerker. Herausgegeben von J. A. Ortloff. 2. Ausg. 
1820. 
‚ Drtioff, das Recht der Handwerker, nadı den allgemeinen in ben beut: 
ıten geltenden Geſetzen und Zunft: und Innungsordnungen. Neue Ausg. 
1818. 8. 


. KRulentamp, Grundfäge ber Mechte der Handwerker und ber Zünfte, 
1807. 8, 


‚ Marbadı, Theorie bes Zunftziwanges ober bes Zunftverbindungsredhtes, 
u. Deutfcen und befonders Königl. Sähftihen Rechten, und Verſuch einer 
je in Dentſchland beftehenden Zunftverfaflung. Sreipʒig. 1808. 8. 

atner, de collegiis opificum. Lips. 1809. 

„Nibler, ber das Zunftwefen und über die tewerbefrigeit Ein Ber: 


1816. 8. 
* we Bee ber Handwerker und ihrer Innungen, nad) Saͤchſiſchen 
8 


vrcht, vom der Kameralverfaflung und Qermaltung der Handwerker, 
x. iu den Preuß. Staaten. Berlin. 1787. 8. 

Ubrecht, unfere ehemalige Zunft» und Innungsverfaflung, und bie Ge⸗ 
a 8 in Preußen. Beide in ihren Folgen und Wirkungen bargeftellt. 


W., ise, bus Suntungswefen und die Verhältnifie ber ftäptifchen Hand⸗ 


Beupt. Gießen. 

FH Mifch, Zünfte, Gewerbefreiheit, gewerbliche Bereine, im Allgemeinen 
wab vergleichsweiſe zufanmengeftellt. 2. Aufl. Berlin. 1845. 

55 Rifch, die Innungen, wie fie ſich geitalten müflen. Berlin. 1849. 8. 
unf, das Innungsmejen und die Verhältnifie der Meiſter zu den Geſel⸗ 
Yelingen, nad) den Grundfägen her allgem. Gewerbe⸗Ordn. für die Preuß. 

. 17. Ian. 1845. Molfenbütfll. 1846. 8. 

. "Dr bad, Zünfte und Innungen (nad bem Gewerbe: Geſetze v. 9. Febr. 
xvollſtaͤndige Gewerbefreiheit? Eine geſchichtliche, rechtliche und ſtaats⸗ 
liche Beleuchtung ber Gewerbeverhältnifie für Jedermann. Aachen. 1850. 8. 
ats! er (Ob.:Bürgermeifter), wie it dem Handwerkerſtande zu helfen? 


Btaubde (Brühlen: Inn.⸗Ob.⸗Aelteſter), Innungs:Drbnung für bie Innun⸗ 
Bewerbe, insbe. für die Mühlen-Innungen. Mit den bezüglihen Ge: 
m Erläut. und Schemas zu den vorfommenden Gefchäften der Innungen, 
the ꝛc. Brandenburg a. d. H. 1851. gr. 8. 


Vorbemerkung. 


iſt bereits oben (Abth. II. Bd. J. ©. 248. ff.) des Naͤheren dar⸗ 
orden, daß und in welcher Art nach und nach im ganzen Um«- 
er Preuß. Monarchie zwar ber Zunftzwang aufgeho- 
indeß bierburch die Innungen der Öewerbetreibenden 
eges befeitiget worden. Iene Darftellung u vielmehr: 
den Vorſchriften der allgem. Gem.» Ordn. v. 17. San. 1845 
i Gattungen von Innungen zu unterfcheiden find, nämlich 
bie zur Zeit der Publikation der allgen. Gew.⸗Ordn. gefeplich bes 
Korporationen der Gewerbetreibenden — die älteren Innun⸗ 
velche mit Befeltigung des Zunftzwanges fortbeftehen blei- 
, jedoch einer volftändigen Neform unterworfen worden find, und 
8 die nad) den Brundfägen ber allgem. Gew.⸗Ordn. neugebil⸗ 
Anungen, 


31* 


. Semeinftn zu dern, 


hund Bon ——— 
Die allgem. Gew.-Di 







Si — 


Satin, ale ur die Unterflägung — 
** ‚gerichteten 


er Bucht und — unter 
Ba ne Se beheden 
t worden, mi 
Ten, eng Pan en Slnridtungen \ 
‚alten, jondern auch die Bildu her 
Elan Tobald eine zur ——— der ehe 
barer Gewerbetreibender zu einer 


Aus biefen Gründen # Br 555 
die en a (ya ned en * unter Befeitigung 


fergete en Iafia, jenen, die , 8 at St 
$ * En fomopf ——— strit J 
uflöfung durch —— — —— L 
geftatter (99. 96— Zugleich aber —— ſie die Bildung nı 
nungen —— —* das Verfahren hierbei, ſowle die 
folder Innungen ſpeziell angeordnet ($$. 101. fi). 

Die Darftelung der Berhält@ffe der Innungen der@ 
treibenden zerfällt in vier Kapitel,. deren erſtes von ben ' 
Verhältniffen der älteren, und deren zweite® von ben befont 
bältniffen der neu gebildeten Innungen handelt; das drin 
flellt die gemeinfamen Medtöverhältniffe der Innuı 
Berfaffung und Verwaltung derfelben) dar, und hieran fi 
als viertes Kapitel die Darftelung ber befonderen Bahı 
Taufmännifhen Innungen oder Korporationen. 


Erſtes Kapitel. 
Bon den älteren gewerblichen Innungen insbefont 


Erſter Titel. 


Weberficht des Ganges ber beiseffenden Gefepgebung und Geftalnung d 
niſſes der älteren Innungen im Allgemeinen. 


1. &8 ift bereits oben (Abthl. I. Bd. I. ©. 248. ff.) erwähı 
daß die Gewerbe» Gefeggebung der Jahre 1810 und TIL, ung 
durch Diefglbe auögefprochenen Aufhebung bes Bunfizwa 
vorbandenen gewerblichen Korporationen : nicht arfhob 
diefelben faktiſch Fortbeftehen ließ; beögl. daß diefe Immunge 
bieherigen Nechtöverfaffung völlig unverändert im denjenigen 


2 
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a beftehen blieben, für welche die Gewerbe» @efeke von 1810 und 
Seine Anwendung erlangten. 


IE. Das Gewerbe⸗VPolizei⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 geftattete übrigens 
geiwillige Auflöſung der beftcehenden Gewerke, und erklärte außer⸗ 
Die Zandespolizeibehörde für befugt, ſowohl zur Auflöfung bes 
ber, als zur Errichtung neuer gewerblicher Korporationen. Daffelbe 
kete nämlich hierüber in den $$. 19-31. Folgendes: 


Bebingungen, unter welden Gewerke ſich auflöjen Fönnen. 


19. Jedes Gewerk darf fi durch gemeinjamen Beſchluß felbit auflöien. 
Btimmenmehrheit der Meifter entjcheibet dariiber. Wittwen, melde blos das 
ihres verftorbenen Ehemannes auf den Grund der Innungsartifel fortfeßen, 
Bierbei feine Stimme. 

M. Der Borfteher oder Gewerkspatrou ift verpflichtet, dieſen Beihluß un: 
kb dem Magiftrate zur Genehmigung vorzulegen. 
al. Diefe Genehmigung muß verfagt werben, wenn das Gewerk nicht 
ftig genugthuend nachweiſt, wie feine Schulden bezahlt werben follen. 

3. Außerdem darf der Magiitrat in der Negel die Genehmigung nicht 



















SR Findet er jedoch dabei Bedenken, jo muß er gemeinfchaftlic mit ber 
Bolizeibehörde deshalb unverzüglid an bie Provinzialregierung berichten 
an Entfcheibung erbitten. 

u. Wird die Auflöfung genehmigt, fo müfjen aus dem gemeinfchaftliden 
u. Gewerks zuvörderſt alle Schulden deſſelben getilgt werben. 

. Was jodann etwa übrig bleibt, wird in fofern freies Gigenthum ber 
pe nls bei dem Gewerke feine Bankgerechtigkeiten vorhanden find, zu beren 
nad $. 39. diefer Verordnung verwandt werben muß. 

"Das Gewerk kann durch Stimmenmehrheit unter Genehmigung des 
dieſen Ueberfhuß zu gemeinnügigen Zwecken beftinnmen. 

B7. Findet keine jolhe Einigung barüber ftatt; jo wird er unter alle vors 
Meiſter und das Gewerbe fortiegende Meifterwittwen zu gleichen Theilen 


886, Urkunden, Nehnungen und Briefihaften bes Gewerks werden zur 
Hichen Regiftratur abgeliefert. 


W Auflöſung der Gewerke durch die Landespolizei. 
2. Die Landespolizeibehörde iſt befugt, jedes Gewerk zu jeder Zeit für 


30. Das aufgelöfte Gewerk Hat fodann die Verpflichtung, fih binnen Jah⸗ 
ebenſo nad 88. 24. bis 28. auseinanderzujeßen, als ob dieAuflöſung durch 
Fenen Beihluß erfolgt wäre. Der Magiſtrat iſt verantwortlich dafür, daß 
chehe. 
Verpflichtung, Korporationen für Gewerbetreibende beizutreten. 
. 31. Wird von Landespolizei wegen in beſonderen Fällen zu einem gemein: 
m Zwede nöthig eradytet, Gewerbetreibende gewifler Art in eine Korporation 
igen; fo it jeber verpflichtet, diefer Korporation beizutreteh, fo lange er 
erbe treibt. 
Bw S. 1811 ©. 264.) 


Mm. Die Stellung der in den Altern Provinzen faktiſch fortbe« 
ben, Zünfte wurde hierdurch die geduldeter Privatgefell- 
en 1). 

In biefer Beziehung erging das M. der K. Min. des H. (v. Bülow) 

J. u. d. P. (v. Schuckmann) v. 11. Dec. 1821 an die K. Reg. zu 


— — ——— 


„Gierüber und über die Rechtsverhaltniſſe ſolcher thatſächlich fortbeſte⸗ 

enden Bünfte, hat ſich die K. Reg. zu Königsberg in den Publik. v. 
23. Jan. 1817 (9. 1. 78. 1. 71.) und v. 13. Mai 1819 (9. III. 537. — 
A 160.), welche jest nicht mehr von praltiſchem Interefle find, ansgefprochen. 


582 Don den Verhältniffen ber Gewerbetreibenden zu einander. 


Danzig, welches fich zugleich über das Auffichtsrecht bezüglich id 
Gewerfe und Zünfte ausfpricht. 


Die Mini. des H. u. des I. find mit demjenigen, was bie R. Reg, in 
Ber. v. 15. v. M. (Anl. a.) wegen der Aufficht über die in dem bortigen 
Heftehenden Gewerke und Zuͤnfte ſentiret hat, einverfauden, und authoriſiten 
hierdurch, dem gemäß zu verfahren und die Mag. und Boligeis: Behörden J 
darnady zu injtruiren. anl 

nl. a. 


Ew. Erc. haben bei mehreren Gelegenheiten den Grundſatz auszuſpt 
ruhet, daß die noch beſtehenden Gewerke und Zuͤnfte, nicht wie unſere 
äußerte als bloße geduldete Privatgeſellſchaften Seitens der Polizei⸗Behöorde 
delt, ſondern bis zu ihrer Auflöſung noch ganz nad den Beſtimmungen des U 
Th. II. Tit. 8. Abſchn. 3., in ſofern bieje nicht durch fpätere G. gerabehin 
ben find, beauffichtigt werden follen. Hiernah wirb audy von une v 
find jedoch dariiber Zweifel entitanden: ob in den Städten, wo noch b 
ligei-Behörben beitchen, biefen oder den Mag. die Auffiht über bie befl 
werke und Zünfte cbliegt? und wir finden uns veranlaßt, Cw. Gre. um di 
ſcheidung über diefen Zweifel zu bitten. 

Unſerer Anſicht nach it Dabei zu unterfcheiden: 
1) diejenige Auffiht, welde fid) auf die innere Geſellſchafts-Verhälmiße ber 

werfe bezieht, und 

2) diejenige Aufficht, welche die Rückficht auf die allgemeine polizeilide Orb 
und Eicherheit in der Stabt erfordert. 

Die Ausübung der ad 1. erwähnten Beauffihtigung (wohin wr „ih 
Schlichtung der zwifchen Meiftern und Sefellen, oder unter der einen ud ber 
Klafie derjelben entitehenvden, auf die Berjaflung des Gewerkes 
Streitigkeiten, und überhaupt alle Angelegenheiten rechnen, welche auf dei 
der Zunft: Artikel, oder in deren Ermangelung, anf den Grund fla 
fchriften, oder der Verfaſſung des Drts entjchieven werben fönnen, u 
änßern geiellfchaftlihen Berhältniife der Gewerfe zu dem Staat oder bem 
feinen Einfluß haben) liegt unferes Crachtens lediglich den Mag. ob, weil 


a) die beftehenten Gewerke und Zünſte als einzelne in befondere K 
vereinigte Theile der Birgerichaft zu betrachten find, welde nach $. 54. 
jhen in Hinfidt ihrer Vermögens: Verwaltung der Aufjicht der St 
alje des Mag. unterwerfen it; 


b) weil dem Mag. nad 8.34. und 178. der St.:O. tie Griheifung ven 
Konzefiionen, ſowie Die Beſorgung der Handlungs-, Schiffahrts-, 5 
und Manufaktur: Angelegenheiten beigelegt iſt; 


c) weil nach der früheren noch nicht aufgehebenen Verfaſſung, namentit 
des A. L. N Th. II. Tit. 8. $. 193. die Zünfte ganz auedrücklid dm 
untergeordnet waren, und ſelbſt in ber neuern Geſetzgebung (General? 
v. 7. Sept. 1811) den legteren die Sorge für die gehörige Bermög 
gulirung eines aufzulöjfenden Gewerks, übertragen iſt; 


d) weil die innere Verfaſſung eines vom Staate anerkannten Gewerke, | 
Verwaltung feiner gejellihaftlichen Angelegenheiten für die Polizeibebe 
in fofern ein Snterene haben fann, als jie mit ber öffentlihen Sid 
Ordnung in Verbindung ftebt, wegegen ber Mag., als Die vom Zraal 
Obrigkeit, für alle das Gemeinweſen betreffende Inititute und Korpe 
in einer fehr nahen Verbindung mit den Gewerfen ficht. 

Eben jo angemeſſen ericheint es aber, daß bie oben ad 2. bejeichneie 
fihtigung der Gewerke, in Beziehung auf bie öffentlihe Sicherheit und O 
nur ber Polizei-Behörde beigelegt werte, und daß Dieje ſich dabei gegen kit 
eben fo zu verhalten habe, wie gegen eine jede andere vom Staat aner 
fellihart und deren Mitglieder. 

(N. V. 959. — 4. 96.) 


IV. Der Gang ber Berathungen über die new zu emanirenbe 
werbe-Ordnung gab demnächft Beranlaffung, mit der Auflöfung der 
lien Korporationen, in ſoweit ſolche nicht bereit8 erfolgt war, i 

iten, und die 8. Min. d. F. u. des J. ertheilten, in dem 6. R. v3 





























Derbältniffe der Innungen ber Gewerbetreibenben. 583 


D!) ben Megierungen die vom Könige genehmigte Anweifung, bie Aufs 
ng beftehender Gewerke fernerhin nicht zu geftatten. 


F. Es if bereit oben (S. 579. u. Bo. I. ©. 254.) des Näheren 
sit, welchen Standpunft in die Beziehung die demnächt emanirte 
⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 eingenommen bat, indem file dad Fort» 
Jen der älteren Innungen, jedoch ohne Bunftzwang, und zugleich 
ebifion ihrer Statuten angeorbnet bat. 
Da die gefeplich vorgefchriebene Reviſton ber Statuten der Altes 
mungen in ber Art bewirkt werden muß, daß dabei diejelben Grund⸗ 
rinirend find, welche für die Aufftelung ber Statuten neugebil« 
Innungen maaßgebend find, fo ergiebt fich, daß nach Beendigung 
BAhaten Nevifion die älteren und neueren Innungen im Wefent- 
Buff gleichmäßiger Grundlage beruhen. In Betreff der kaufmänni⸗ 
Ktorporationen findet jedoch eine Ausnahme hiervon flatt, indem, 
‚94. der Gew.⸗Ordn., der Beitritt zu denfelben durch den Erwerb 
aniſcher Mechte bedingt ift, und, nach F. 109. a. a. O., die $$. 107. 
3. a. a. O. auf diefelben nicht anzuwenden find. . 























Zweiter Titel. 


 Behöfung älterer Innungen und von ber Vereinigung mehrerer derſelben 
h Hzu einer gemeinfamen Innung. 

21% 

‚allgem. Gew.⸗Ordn., indem fle im $. 95. die Reviſton der Statu- 
Fſehlich noch beftehenden, älteren Innungen anorbnet, und die Ab 
I biefer Statuten in fo weit vorfchreibt, als diefelbe nöthig ift, um 
we Borfchriften in Einklang zu bringen, welde in den $%. 101. 
. für die neu zu bildenden Innungen ertheilt werden, geftattet 
ſowohl die Aufldfung älterer Innungen, als auch die Vereini- 
hrerer getrennter Innungen zu einer gemeinfamen Innung. 


Die Aufldfung beſtehender älterer Innungen kann freiwils 
unfreiwillig erfolgen. 

In Betreff der freiwilligen Aufloͤſung beſtimmt der F. 97. 
1X 


me ſolche Innung kann ſich durch eigenen Beſchluß nur dann auflöfen, wenn 
tiheile ber ſtimmberechtigten Mitglieder dafür ſtimmen, die Berichtigung ber 
er Schulden ficher geftellt iſt und die Anflöfung von ber Megierung ge: 


d Die unfreiwillige Aufldſung betreffend, fo beflimmt die Gew.» 
Darüber; j 


. im $. 95. (am Schluffe): ' 
gen eine Innung die Annahme der revibirten Gtatuten, fo wirb bies 
elöf: 


im $. 98.: 
Baen ihren Willen kann eine Junung, außer dem am Schlufe bes $. 95. er- 
e, nur aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls durch die Mini: 
aufgehoben werben. . 


I) Ueber dad im Balle ber Aufldfung zur Zeit beſtehender 
— — 


Msrgl. daſſelbe in Dh. I, ©. 254. 


merken, wo ein fü Beet gut mn — 


—— Bon im Weipatiniffen der On —— 


‚Alterır Snaungen zu beobachtende Verſahre— t der | 
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ueber die Auſld einer beſtehenden — 
1849 9. 2, |. oben Br. 
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13 ’ jelbe 
einer Bat nen aehlcen mung Sl gleich. S. 
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ra Barjı — weide —F — 

dem dalle der Aufld un 
an —e— 253 een fa urtafung Pet jedem eig 
J Sehe Nyon 596.0. a Da 


Die Mitglieder d jenwärtig beftchen! Behenden Surumgen kor 
ger PR ihrer Bere jen ausſcheiden und bürfen bas 3 


IT. Ueber bie Bereinigung mehrerer beflehenber Ute) 
gen zu einer gemeinfamen Innung enthält bie allgem. Sen 
gende Beftimmungen: 

D) im $. 95.: 

Die Abandı idirenden Statuten) Tann de 
— werkaigt wohn 

2) im $. 100.: 

Werd⸗ uim ine Sumumg vereinigt | 
fo kann das Fr def Ben "mit ee Gh tigung neuen Ja 
wiefen werden, So weit eine Bereinbarung über das lg jen der ſeither 
ten Innungen nicht erreicht wird, iſt nad) den Worfchriften des 5.99. zu» 

Nach $. 2. der V. v. 9. Behr. 1849 (ſ. Bd. I. S. — 
der Gewerberath, wo ein folder beſteht, allemal über bie Bi 
gung beflehenber Innungen gutachtli gehört werben. 


Zweites Kapitel, 
Von ber Bildung newer gewerblicher Innungen Indbefonh 


Vorbemerkung. 


Die allgem. Gem.» Orbn. geftattet für bie Bibung neuer } 
weiverfalebene Wege. Der eine ift der bes völlig GR 
fammentritts ber betreffenden @rmwechögensfien, dergeſtalt, 
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Heli von ben @ewerbetreibenden felbft ergriffen wird. Bon ben 
gen diefer Klaffe (den Innungen, bei welchen die Mitgliedfchaft von 
jeſonderen Aufnahme abhängig ift) handeln die $$. 101 — 117. der 
on. Außerbem ftellt aber die Gew.⸗Ordn. noch eine zweite 
Weile auf, in welcher jegt die Entſtehung von Innungen zuläffig 
Es ſoll nämlih nah $. 118. a. a. O. flatthaft fein, aus den 

befindlichen, gleiche oder verwandte Gewerbe felbftftändig Betrei- 
auf Grund eines Beſchluſſes der Gemeindebehörden 
sung in der Art zu bilden, daß derfelben alle Gewerbetreibende dies 
g, ohne Nachweis der Befähigung, lediglich durdy den Beginn 

bed angebören. Indeß fol hierzu, wenn eine Innung der be⸗ 
Kathegorie am Orte bereitd befteht, deren Einverfländniß er- 
‚fein, und wenn eine berartige Innung nicht vorhanden ift, fo fols 

betheiligte Bemerbetreibende gehört werden. Bon den Innuns 
Klaffe (den Innungen, bei welchen eine befondere Aufnahme nicht 
if) Handeln die 66. 118. und 119, der Gew.⸗Ordn. 





















J. Erſter Titel. 


N der Bildung neuer Innungen, bei denen bie Mitgliedſchaft von einer 
befonderen Aufnahme abhängig iſt. 


Erſtes Hauptſtück. 


der Zuläffigfeit und den Erforderniſſen der 
Bildung folher Innungen. 


te Organifation von Innungen dieſer Klaffe findet nur flatt auf 
iwilliger Bereinbarung der betreffenden. @emwerbögenoffen, 
ur dann zuläfiig, wenn an dem betreff. Orte eine ältere In⸗ 
fer Art noch nicht befteht, oder wenn diefe ältere Innung aufgelöft 
der neuen Innung verfchmolzen wird. 


B Seftimmt der $. 101. der Gew.⸗Ordn.: 


igen, welche an bemfelben Orte gleiche oder verwandte Gewerbe felbfls 
jeleiben, fönnen zu einer Innung zufammentreten. Die Bildung einer fol: 

Inmung iſt jebody für diejenigen Gewerbe, für welhe am Orte eine äl- 
ug befteht, nur dann zuläffig, wenn die ältere Innung aufgelöft oder mit 
Sunung verfohmolzen wird, 


:In Betreff der Anzahl Gewerbetreibender, welche zur 
Ä ner f freiwilligen Innung erforderlich iſt, disponirt der 6. 102. der 
| 1199 rbn. 


F Bildung einer Innung find erforderlich: in ben Stäbten Berlin, Breslau, 
ee, Danzig, Elbing, Pofen, Botsdam, Frankfurt, Stettin, Stralfund, Mags 
Bafberfiabt, Halle, Srfurt, Münfter, Köln, Düffeldorf, Elberfeld, Barmen, 
Baden, Koblenz und Trier 24 Perfonen, welche ihr Gewerbe bereits ein 
ch ſelbſtſtäändig betrieben ober einer aufgelöften älteren Innung angehört 
„len übrigen Orten 12 dergleihen Berjonen. Die Minifterien find jedoch 
. nad Umfländen die Bildung von Innungen auch bei einer geringeren 

heilnehmern zu genehmigen, anberfeits auch in fleineren Städten bie 

bE der Theilnehmer bis auf 24 zu erhöhen, ingleihen zu geftatten, baß 

zeißenben mehrerer Ortichaften zu einer gemeinſchaftlichen Innung ſich 


ass Son ten. Berhältsiffen)bir, 


Zweites Haupt, 
‚Bon dem Berfabren, bei ber Bitdung 


1. Der Antrag auf Einleitung ber erforderlichen Derfand 
En ÄR von’ven Beieitigten an De 8 
alte an den kurt — zu hen 
on Geſqhafies zu, worüber indeß 
Fr a — ffen worden find, Die Aufficht dabel 
Berterunge m und die BeRätigung der Statuten dem 9 | 
5, ©. 2. 3. U) m. 


Ar Dieb Sefkumt ber $. 108. ber Ömn-Orbie: 


ER 


U. @8 mäffen allemal Etatuten für neu En 
entworfen werben, wobel bie Anträge ber Gewerbetreibenden, 
a 

. nothwenbigen 
fi der $. 106: der Gm-Ortn. au: 
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Gtatuten ſind bie Bebii Aufnahme 
. Pr. u lt —— eie die — J 
—— —* die Ginrichtungen erwal 
üchen Ange . ufegen, und babe bie Anträge" ber 


welde zu einer: gufammenteeten tollen, befonders zu 
Ueber die Aufftellung und ben Inhalt folder Spajl 
ten, vergl. unten. 
I. Der Gewerberath, wo ein folder befteht, ift 


bung neuer er Snnuni en mit feinen Anfichten und — lägen 
ee 9. Gebr. 94 52,1. — Le Früh en 


Drittes Haupiſtück. 
Bon den Zweden der neugebilbeten Iunungen. 


I. Die GewerbesDrbn. v. 17. Ian. 1845, disponirt Hierkher' 
allgemein im $. 104.: 

Der Bwed der men zu grünbenben Innungen ($. 101.) bepeft “a 
rung ber gemeinfamen gewerblichen Intereſſen; inſonderheit follen bie Ju 
. bie die Ausbildum, das Betr: tes eckig 
und eh unge Genofem —E .- 

2) bie twaltung der Kranfens, Sterbe:, Hülfs- und Sparkaſſen ba 
Genofien leiten, 


ad für die Wittiwen und Waiſen ber Sumungegesoflen, 
durch ut eben ve Giehung und 3e6 geiverbliden Forklommens wi 


I. In Betreff der im $. 104. ber Gew.-Orxbn. erwahnten 
und Dane bißponirt die V. v. 9. Behr. 1849 in den | 


8. 58. Durch Ortekatuten kann für mu ale, —8 im Ar 
werbe felb@Ränbig betzeiben, für_weldes 
der Innung bie Gerpfigtung Pr Mr ben. 
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Innungsgenoſſen, ingleihen den Wittwen- und Waifen-Unterflügungsfaflen 
eizutreten. 

(hen Fallen darf hinfichtlich der Beiträge und fonſtiger Leiſtungen zu ben 
Kaften und der daranus zu gewährenden Unterftügungen zwiſchen den Ins 
fen cder ihren Angehörigen und andern Betheiligten Fein Unterſchied ftatt- 
uch muß den nicht zu den Innungen gehörigen Betheiligten, durch ſtatu⸗ 
torbnnungen für die einzelnen Kaflenverbänbe, eine den Berhältnifien ents 
Theilnahne an ver Kafjenverwaltung und an den Berathungen über bie 
m Kuffen-Angelegenheiten gefichert, und in gleicher Art wie ben Innungs⸗ 
en gegeben werden, von ben rgebniffen der Kaffenverwaltung 
u nehmen, . 


. Durd Ortoſtatuten kann für Alle, welhe am Orte gleiche ober ver: 
werbe feldfitändig betreiben, die Verpflichtung feflgefegt werben, zur Be⸗ 
folher Einrichtungen, welde 

? Unterbringung oder Unterſtützung arbeitfuchenber, erfranfter ober aus an- 
Den hülfsbebürjtiger Geſellen oder Gehülfen, oder 

e Fortbildung der Lehrlinge, Gefechten oder Gehülfen bezweden, unter ben 
seimunalbehörbe mit Genehmigung ver Megierung feftzuftellenden Bedin⸗ 
Hammenzutreten und dazu Beiträge aus eigenen Mitteln zu entrichten. 
zäge find für alfe Betheiligte nach gleichen Grundſätzen abzuntefien. 
Befammtbeitrag ber felbitftändigen Gewerbetreibenden zu den Koften ber 
Bachten Sinrichtungen darf ein höherer Betrag ald die Hälfte desjenigen, 
e mütbetheiligten Gejellen und Gehülfen entrichten, nicht in Anfpruc ge: 


ann den felbititänbigen Gewerbetreibenben durch die Ortsftatuten die Ver: 
t werden, die Beiträge ihrer Geſellen und Gehülfen zu ben oben 
tungen, unter Vorbehalt der Anrechnung auf die nächſte Lohnzah⸗ 


en. 

Die Beltinmung im $. 169. der Gew.» Drbn. über bie Regelung ber 

der felbftftändigen Gewerbetreibenden zu ihren Gefellen und Lehrlingen, 

Ye Verpflichtung der Geſellen zum Beitritte zu den Gefellenkaflen fin: 

uf Fabrikarbeiter Anwendung. 

ben kann durch Ortoſtatuten für die Fabrikinhaber die Verpflichtung feft- 

en, ſich bei ven Unterftügungsfaffen der Fabrikarbeiter durch Beiträge aus 

kein bis zur Hälfte des Betrages, den die bei ihnen befchäftigten Arbei- 
‚zu betheiligen, auch die Beiträge ber letzteren, unter Vorbehalt der 

auf die naͤchſte Lohnzahlung, vorzujchießen. 

r, von ber Regierung zu genehmigenden Statuten der einzelnen Verbin⸗ 

Kaſſen muß den Zabrifinhabern eine ihrer Stellung als Arbeitgeber 
Ge ihrer Beiträge entfprechende Theilnahme an ber Kaffenverwaltung ein: 
reden. 

Alle Beiträge der Gefellen, Gehuͤlfen und Fabrikarbelter zu ben in ben 
39. ber Gew.» Orbn. und in den 6$. 57.,58. ber gegenwärtigen V. er⸗ 
ſſen und Ginrihtungen, fo wie bie zu denfelben von den felbflitändigen 
jenben und von den Babrifinhabern zu Teiftenden Beiträge und Borfchufle 
den zur Zahlung Verpflichteten duch erefutivifche Beitreibung im Bers 
je eingezogen werben. 


Heber bie Errichtung und Einrichtung der Kranfen- und Un« 
rg 8faffen der Innungen ift das nachftehende R. des K. Min. 
u. Dff- Arb. (v. d. Heydt) v. 21. Oft. 1850 ergangen. 


Meg. werben die Anlagen des Ber. v. 13. Juli d. J. in Betreff ber 
‚or Krankenkaſſen für bie Handwerfsmeilter in N., beifolgend mit ber, 
Hug. d. 3. eingereichten Gewerbetabelle bes Kreiſes N. N. aurüdgegeben. 

den erwähnten Krantenkaffen auch Meifter derjenigen Gewerbe beitreten 
yeiche in N. Innungen nidyt beitehen, fann der beantragte Zwang zum 
bt angeordnet werben. Daß die hierauf gerichteten Anträge bes Bürger: 
der Stabtverorbneten:Berfammlung über die Bellimmungen des 8. 56. 
. Bebr. v. 3. Hinausgehen, ift in Ihrem Berichte hervorgehoben. Zur 

der Ihrerfeits in gleihem Sinne entworfenen Wetfegungen find aber 
Rimmungen bes $. 168. der Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 nicht ges 
in dieſer Geſetzesſtelle nur von Ortoſtatuten die Mebe if, durch welche 









36 Bon ben Menhäftuiffen bır Generkereibenben iu 


erfchiſten der Titel VL und VII. der Gewerbe J 
um, fen dem Sefenen, Soätfen und Say Lehrlin Ar — 


fire Oi 
R — ee Se — ——— 
Denmach läßt ſich bie en — je für * 
dungen wur auf — nad) $. — v2. 
eine uufaffenbe Me; der ee Bätknie * N. gewinnen, 
ai ltr De N 
Gemangelung eitter genügenden Sahl von enoſſen 
Euer gebildet werben fönnen, mit Deiftern verwandter Ge 
ha.) zu-gemeinfamen Innungen ſich verein 
Ueber bie, in la ‚Hinficht kim ſihallenden Geſi 
nähere Unctunft in ber D. am bie Reg. in N, v. 28, 5 
Borbilbe ber, dort empfohlenen Regelung der Innunge- Gi 
in N,, dei vorausgefepter Beiheili ung, ber, in der Gewechen 
Handiserker, folgende Junungen gebilbet werben fönnen: 
2) else Innung bee Bauhanbiwerker (Maurer und Zi 
eine Innung der Tlfchler, 550 Slellmachet und Bo 
die Giaſer In dem — — toͤnnen, wenn fie mit ber ufen 


id) befafle 
— de ln —— — ——— 
3 Se Sam A mung we Pay , Sattler, be 


7) eins Aa 
Bur — ee be 
Ge ie ——— . a rer per B. 


2 Bu 

" fobann, wie en der — ten — 
d. J. anzunehmen ift, beabſichtigt, die in N. deſtehende Meiſter Tran 
gemeinfamen Kranlenlaſſe für alle dort „gu Pibenten Apuungen. 
fann auf Grund des $. 168. der Gew.Ordn. und bes ber: 
». 3. Aline 1. durch ein Ortöftatut feftgefegt werben, da ae welch 
bezirl⸗ ſelbſtſtandig ein Handwert betreiben, für welches dort eine: 
‚ober fünftig errichtet wird, verpflichtet feien, der gemeinfamen Kranke 
ten. Der Entwurf zu einem hiernad“ abgefaßten Orteflatute wird 2 
der Anl. (a.) zur Benugung bei den weiteren Berhandlun lungen mitgell 
felben if, mit Rückſicht auf bie Schlußbeſtimmung 114. ® 
die Genehmigung des, für die Rranfenfafle feftzu lieben befonderem 
die Beauffihtigung der Kaffenverwaltung vorbehalten. 2% biejenig 
deren Gewerbe in N, Innungen nicht beftehen, En auch Fünftig 
den, kann weder das Ortsftatut, noch aud das, auf Leßteres Eu 
der Rranfenfaffe Berpflichtungen hinfichtlich bes Seitrities fe 
uläffig, ihnen im Siatute der Kaffe den freimilligen Beitritt fr 
der, den Mitgliedern obliegenden Verpflichtungen zu gefatten, wo; 
lid, der Berechtigungen denjenigen Gewerbetreibenden m gleichaußelien fer 
au ber, am Orte beftehenben Innung ihres Gewerbes mit — 
Febt. 1849). Die mit den Berichten v. 22. Aug. d. I. einge 

würfe für die Schuhmader-Innung und für bie Tifclers —8 
den zunächft im Eingange und im ben $$. 2. und 3. dahin abzuänt 
nad) den vorftehenden Bemerkungen über bie Regelung der Annunge 
Scubmahes-Innung als eine gemeinfame Innung für Schuh⸗ 
Sattler, Riemer und Gerber, und bie Tifhler-Innung als eine 

für bie Ziffer, Dredeler, Stellmader und Böttder, nad 

bie Glafer, errichtet wird. Sollten die, zur Zelt vorhandenen Re 
ten Gewerbe auf bie Vereinigung zu gemeinfamen Inmungen nit © 
fo it es dennod von Wichtigkeit, die Senungsgenoffenfgaften f ſchon jeh 
Imen Weiſe abzugränzen, iheiis um denjenigen Ventoffelmach chem, | 


1) Bergl. das. R. v. 28. Mug. 1849. unien Im Rap. II, Sit I 
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w., welche künftig einer Innung beitreten wollen, bie Gelegenheit hierzu 
tr. Innungsſtatuten vorzubehalten, theils um die Anwenbbarfeit der beabs 
zrtoſtatutariſchen Feitfegungen auf die ſchwach befeßten Gewerbe, für welche 
Innungen nidıt gebildet werben können, ficher zu ſtellen. 
zächft iſt die, im $. 45. beider Statutentwürfe feſtgeſetzte Vertheilung ber 
. weldye für die Prüfung der Lehrlinge gezahlt werben follen, zur Geneh⸗ 
icht geeignet. Eine Gebühr für dieje Prüfung darf nur infoweit erhoben 
[8 fie zur Entſchädigung derjenigen, welde die Prüfung bewirken, für die 
ranlaßten Diühwaltungen und Zeitverſäumniſſe, vder zur Gritattung ſon⸗ 
er Auslagen nothiwentig if. Wird daher von den Mitgliedern der Prü⸗ 
niſſion auf ihren Antheil an den Prüfungsgebühren verzichtet, fo darf die: 
l überhaupt nicht erhoben, nicht aber zu Zwecken, welche der Prüfung fremd 
pendet, mithin meber zur Innungekafle, ned) auch zur Meifter: over Ge: 
enkaſſe eingezogen werten, Hiernach it Die betr. Schlußbeſtimmung des 
: Entwürfe wegzulaffen und bei der Feſtſetzung des Gebührenfaßes, welder 
Befimmungen ter Anweifung für bie Prüfungsfomniiffionen v. 31. März 
2.) bei der Prüfimg der Kehrlinge erhoben werden foll, die Verzichtleiftung 
smung gehörenden Diitglieder der Kemmiſſion auf Entfhädigung für ihre 
Ig, zu berüctfichtigen. 


Anl. a. 


z die Stabi N,, die Dortige Kafle zur gegenfeitigen Unterſtützung der Hands 
werfsmeiiter in Kranfheitsfällen betreffend. 


Geunb der Beſtimmungen des 6. 168. der allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 
» des 6. 56. der Verordnung v. 9. Febr. 1849 wird, in Betreff der in N. 
w Rafle zur gegenfeitigen Unterftügung ber Handwerfemeifter in Krankheits⸗ 
Nachſtehendes feftgefeßt. 
Mer im Gemeindebezirke der Stabt N. felbilitäntig ein Handwerk bes 
es dort eine Innung beftcht, ift verpflichtet, der dortigen Kaffe zur 
Unterftüßung der Handwerfsmeifter in Kranfheitsfällen beizutreten und 
Dauer jeines Handwerksbetriebes im Gemeindebezirfe die, nad) dem 
Kaffe den Mitgliedern obliegenten Leiftungen zu erfüllen. Für diejes 
erfsnteifter, für deren Gewerbe in N. eine Innung fünftig errichtet wird, 
een feftgefeßte Verpflichtung mit dem Tage ein, an weldem ihnen bie 
Mätigung des betreffenden Innungsftatutes ($. 105. der Gew.⸗Ordn.) durch 
Imalbehörbe befannt gemacht wird. 


Die näheren Beitimmungen über bie Ginrichtung ber Krankenkaſſe ($. 1.) 
e über die Höhe der Beiträge, über die Grundfüge, nad welchen die Un⸗ 
a gewährt werben jollen, fewie über bie Mitwirfung der Berheiligten bei 
ang und Berwaltung der Kaflenangelegenbeiten, bleiben dem, mit Geneh⸗ 
e Kommunalbehörte in N. feftufeßenden Etatute der Kafle vorbehalten. 
ber Beiträge und fonitigen Leiftungen zu ber Kafle und der Daraus zu 
w Linterjtüßungen darf zwiſchen Snnungegenoffen oder Angehörigen der⸗ 
andern Betheiligten fein Unterfchieb ftattfinden. Auch muB ben, nicht zu 
ehörenben Betheiligten durd das Statut eine, den Verhältniffen entfpre: 
nahme an der Kaflenvermwaltung und an ben VBerathungen über bie ges 
Koffenangelegenheiten gefihert, und in gleicher Art, wie den Innungsge: 
egenheit gegeben werden, von ben Grgebniffen der Kaffenverwaltung Kennt: 
nen. 

Soweit bad Statut der Kafle den betheiligten Innungen eine Mitwir⸗ 

»c Kaftenvermaltung überträgt, iſt jeder Innungsgenoſſe verpflichtet, ſich 
ı unterziehen und die Vorſchriften der Innungsſtatuten über die Verpflich: 
nnahme des Vorjteheramtes finden aud) auf die Erfüllung der vorjtehend 
tärenpflict Anwendung. 
Gewerbetreibende, welche den ihnen, nach dem $. I. obliegenden Beitritt 
ikaſſe verweigern, follen deſſenungeachtet zur Erfüllung aller Verpflichtun⸗ 
glieder, für die Dauer des im $. 1. vorausgeſetzten Handwerksbetriebes 
werden. 

Die Berwaltung ter Rranfenfafie fteht unter der Auffiht der Rommus 
in N. Diefe iſt auch bejugt, auf Antrag des Kaflenvoritandes alle rück⸗ 
Jeiträge zur Krankenkaſſe von ben, ur Zahlung Verpflichteten, durch Exes 









zit. VI. und VII. der Gew.⸗Ordn. für alle oder ein; 
werben nur unter den im F. 170. feftgefepten Befchrän 
ftatuten, und zwar nur mit Oenehmigung der Minifte 
den dürfen. 

Beide Beftimmungen verweifen aljo auf ben $. 17 
flimmungen der Gew.⸗Ordn. enthaltend, welche mebe: 
durch Spezial-Statuten-Recht abgeändert werben dürfen; 
ift, alle im 8. 170. nicht ausprüdlich ermähnte Beſtim 
und VII. ſowohl in Lokal⸗, ald Spezial-Statuten zu ı 
zubeben. Der $. 170. aber ſtellt als unabänderlich 
Statuten folgende auf: 


1) Es darf dadurch für Niemand ber jelbitftändige Ger 
fhränft werben, als durch das gegenwärtige Geſetz beſtimmt 

2) Den Innungs-Mitgliedern darf fein ausfchließlicher 
Beziehung auf den Gewerbebetrieb beigelegt werden, namentli 
lihe Befugniß, Lehrlinge zu Halten. 

3) Die Befugniß, Gefellen oder Gehülfen zu halten, ba 
erfchwert werben. 

4) Denjenigen, weldye die Befähigung zum Betriebe ihre 
mäßig nachgewieſen haben, darf meber eine erneute Prüfur 
Eintritts in eine Innung auferlegt, noch eine ber in biefem | 
weis gefnüpften Befugniffe geichmälert werben. 

5) An den burd die ds, 126-132. beitimmten Bebtı 
Lehrlinge zu halten, tarf durch die Orts-Statuten nichts geät 

6) Ein Zwang zum Gintritt in die Innungen if nicht 
anch die Aufnahme nicht von der Millfür ber Innungegeno: 
beſtimmten im Gefes cher in den Statuten aufgeftellten E 
gemacht werden. Gben jo wenig darf das Ausfcheiden aus 
dere als die gefeglichen Bedingungen gefnüpft werben. 

7) Keine Innung darf für geſchloſſen erklärt werben. 

8) Die Errichtung von Innungen barf dur die Orts: 
dert werben. 

9) Folgende einzelne Beilimmunaen dürfen buch bie £ 


rn 


4 
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sh in allen burch den $. 170. nicht berührten Gegenftänden die Ge⸗ 
PMrdnung nur fubfiviäres Befeg ift und daß abweichende Beitinmuns 
2 und Innungs⸗Statuten vor derſelben zur Anwendung ge⸗ 
‚mhflen. 
Hagen if dad Verhältniß der Ort - Statuten zu ben Innungs⸗ 
a ein anderes. Jene fönnen niemals durch diefe aufgehoben 
‚fondern beide bilden ſtets prinzipales Recht und fönnen niemals 
Bender abweichen; denn nach $. 168. muß 
in an einem Drte, wo bereitd Innungen mit Statuten beflchen, 
Statuten entworfen werden follen, die Zuflimmung dieſer Innuns 
a werden, fofern bie Abänderung ihrer alten Statuten flatt« 
n fol; 
fa an einem Orte noch feine Innungen beftehen, fo find, fobalb 
Statuten zu Stande kommen, neu ſich bildende Innungen an bie 
> Statuten gebunden. 


Erſtes Hauptftüd. 


Bon den Orts » Innungs » Statuten. 















Vorbemerkung. 


Bigem. Gew.Ordn. v. 17. Jan. 1845 orbnet, flatt der bisher in 
Be Landestheilen ter Monarchie beftandenen, ſehr verſchieden⸗ 
aebungen über das Innungsweſen der Bewerbetreibenden und 
Wrbältniffe der Deeifter zu den Sefellen und Zehrlingen, gleichför⸗ 
Bimmungen für den ganzen Umfang des Staates an. Um 
5 diefe allgemeinen Borfchriften nicht unnöthigermeife ftörenp 
ende Verbältniffe und Obfervanzen einzugreifen, ertbeilt fle den 
en dad Recht, Kofal- Gewerbe» Ordnungen zu entwerfen, 
Benehmigung der Minifterien dergeftalt in Kraft treten fün« 
den allgemeinen Borfchriften, welche die Gewerbe⸗Ordnung 
rogiren und vor denfelben zur Anwendung gelangen. Es müſſen 
Be Drtd-Statuten fih innerhalb der Grundprinzipien der 
en Berfalung halten. 
chen DOrtd = Statuten find demnädhft für alle Gewerbes 
am Drte ohne Ausnahme, und ohne Unterſchied, ob fie fich in irgend 
mungöverbande befinden oder nicht, von Gültigkeit; wogegen bie 
Rnnungd= oder Spezial - Statuten nur ein —A 
e Innungsgenoſſen bilden, deren Wirkſamkeit ein Jeder ſich 
u Austritt der Innung jederzeit entziehen kann. 


:Worfchriften äber die Orts⸗Statuten, deren Abfaffung, Inhalt 

amteit find in dem Tit. IX. der allgem. Gew.⸗Ordn. ($$. 168— 

Whalten, deſſen Beftimmungen indep theilgeife durch die V. v. 9. Febr. 
Bänzt und mobifizirt worden find. 


Bew.-Orbn. v. 17. Ian. 1845 $6. 168—170. 


* 


* 








Die Vorſchriften der Titel VI. und VII. in Anſehung der Innungen, 
eſellen, Gehülfen und Lehrlinge, konnen für alle oder für einzelne Arten 

‚ unter ben im $. 170. feftgefegten Befchränfungen, durch Ortsftatuten 
igung ber Minifterien abgeändert werben. 

Statuten werden auf Grund eines Gemeinde⸗Beſchluſſes abgefaßt; 
Tjedoch zuvor betheiligte Gewerbetreibende, und, wo Innungen beftchen, 
Kt ihrer Erklaͤrung gehört werben. 
wurch ſolche Statuten die Verfaſſung beftehender Innungen abgeändert 
W if deren Zuſtimmung erforderlich. 
ch bildende Innungen find an bie Ortsſtatuten gebunden. 


ww. 2. 38 
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. 169. Durch Ortsflatıtten fönnen insbefonbere Merten: ü 
e der felbfiftänbigen Gewerbetreibenden zu ihhren Gefsllen,:; 
Lehrlingen mit ber Wirkung getroffen werden, daß eine Wbändenng d 
Vertrag nicht zuläffig if. f 
Desgleichen kann für alle an dem Orte befdhäftigte Geſelen umb 
Derpflihtung feftgefeßt werben, ben im $. 144. —— 
ſen zur *2 Unterflügumg beizutreten, es darf jrdoch ein 
den Sefelen oder Behülfen der Innungsgenoffen und benjenigen, wele 
Gewerbetreibenden arbeiten, nicht angeorbnet werben. 
6. 170. In Anfehung der Ortsſtatuten ($.-168.) finden folge 


lungen flatt: 
1) Es darf dadurch für Niemand ber ſelbſtſtaͤndige Gewerbebetrieb we 
werben, als durch das gegenwärtige Geſetz beſtimmt iR. 
. 2) Den Innungemitgliedern darf fein ausschließlicher materiellet Be 
, ziehung auf den Gewerbebetrieb beigelegt werben, namentlich = 
Fa he Befugniß, Lehrlinge zu Halten. ' 
3) Die Befugniß, Gefellen oder Gehuͤlfen zu halten, darf nidt I 
y Denfeni 1, welche bie @ ah Beiriepe ihres Gewerke 
4) Denjenigen, welche die Befähigung zum ces 
mäßig nachgewieſen haben, dat} weber eine erneuerte PBrü ed 
des Gintritts in eine Innung auferlegt, noch eine ber- in 
jenen Nachweis gefnüpften Befugniſſe gefpmnälert werben. 
5) An den burd) die 66. 126. bie 132. beſtimmten Bebingungen ba 
Lehrlinge zu halten, darf dur die DrissStatuten nichts 
6) Ein Zwang zum Ginteitt in die Innungen if nicht zufäffig; I 
die Aufnahme nicht von ber Willkür der Immun genefien, / 
beftfimmten, im Geſetz ober in den Gtatuten aufgehe ten Grfecranl 
gig gemacht werben. Ghbenfowenig barf. das Ansfcheiden ans Mi 
an andere als die gefeglihen Bedingungen gefnüpft werden. 
7) Keine Innung darf für gefhloffen erklärt werben. | 
8) Die Grrichtung von Innungen darf durch die Orts « Statuten m 
werben, 
9) Kolgende einzelne Beſtimmungen bürfen durch die Orts⸗ Staw 
geändert werben: ! 
a) die im $. 119. angeordnete Beſchränkung bes Stimmrth 
Theilnahme an der Verwaltung der Innungs⸗-Angelegenhein 
b) die Vorſchriften der 88. 137. und 153. in Anſehung ber & 
der Gewerbetreibenden mit ihren Gefellen, Gehuͤlfen und iM 
c) die Beitinnmung des $. 143., daß eine Berpflichtung ber € 
Wandern nit flattfindet; 
d) die Vorfchriften der 8. 158. und 159. in Anſehung de 
-— über die Aufnahme und Entlaflung von Lehrlingen, inglei 
die Aufnahme und Entlaſſung zu entrichtenden Koſten. 


Dazu: 


1) ER. des K. Min. für H., ©. u. dff. A. (v. d. Herd) 
1849 an die X. Reg., betr. die minifteriele Beftätigung enticorf 
ftatuten über Innungs⸗ und gewerbliche Verhältniffe. - 


Der K. Reg. laſſe id) das, mit dem Ber. v. 20. v. M. eingereicht 
die Stadt Soeſt, in Betreff der dortigen Gefellenkaffen, beifolgend mit 
ausgefertigten Genehmigung wieber zugehen. 

Die beantragte allgemeine Ermächtigung zur Beftätigung folder 
welche mit dem, der K. Verf. v. 1. April d. 3. 1) beigefügten Cutwr 
ſtimmen, kann Ihr nicht ertheilt werben, weil nad) ber Faſſung bei 
Gew.-⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 jedes einzelne Ortsſtatut zu feiner S 
bieffeitigen Genehmigung bedarf. Es find daher alle, auf Grund der 91 
a. a. O. feſtgeſetzte Ortsftatuten in einer, von der Gemeinde⸗Behoͤrde 
Anefeeligung zur Genehmigung einzureichen. 

Nach Maaßgabe des Äbſchnitts V. d. V. v. 3. San. d. J. (G. ©. 


1) Vergl. die C. Verf. v. 1. April 1849 unten im Tit. IE, 
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6 Berfahren bei Unterfuchungen, it bie im $. 6. des obigen @niwurjs er: 
Strafe nidt von der Ortepolizeibehörde, fondern von dem Polizei: 
tfeſtzuſezen. Muf bie hierturc bedingte Abänderung der Schlußbeſtinumung 
I. jenes Gnimurfs hat die K. Reg. die, mit ber Feſtſtellung und Ausfertigung 
Drteftatuten beauftragten Kommmmalbehörben hinzuweiſen. i 

Ein. DI. d. i. 3. 1849 S. 173. Nr. 210.) 


D Die nad $. 168. der Gew.-Orbn. den Minifterien beigelegte 
RG zur Beftätigung der Orts-Statuten gebührt jegt dem neu 
hen Miniftlerium für Handel, Gewerbe und Öffentliche 
ten.’ 


1 Die DB. v. 9. Behr. 1849 enthält folgende Hierher gehörige Bes 
en: 
$. 2.: 
Gewerberath bat die allgemeinen Interefien des Handwerks⸗ und Fabrifs 
in jeinem Bezirke wahrzunehmen und die zur Förderung defielben geeigne: 
Bichtungen zu berathen und anzuregen. 
x Gewerberath iſt auch außer den Yällen, in denen feine Vernehmung be: 
vorgeſchrieben it ($$. 26., 27., 29., 30., 34., 67., 70.) mit feinen Anfichten 
Klagen in allen Angelegenheiten zu hören, bei denen es fih um Anorb: 
udelt, welche in bie Verhältnifte des Handwerks: und Fabrikbetriebes ein- 
"Dies gilt inebejendere von der Errichtung neuer und von der, Auflöfung 
Beinigung beitehender Innungen und Gefellenverbindungen, fowie von ben 
BD der SS. 168.,-169. der Gew.⸗Ordn. und ver $$. 45., 56., 57., 88. ber 
V. durch Ortsſtatuten feitzuifegenden Beitimmungen. 
werberath hat ferner die Befolgung der Vorſchriften über das Innungs⸗ 
die Meiſter- und Geſellen-Prüfungen, über die Annahme und Behand⸗ 
Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, über die feſtgeſtellte 
g der Arbeitebefugniſſe und über ſonſtige gewerbliche Verhältniſſe zu über: 
"BDerfelbe iſt befugt, feine Wahrnehmungen über die erwähnten Angelegen⸗ 
Kenntniß der Behörden zu bringen, und er ift verpflichtet, auf beren 
;| Auskunft zu ertheilen und Gutachten zu erftatten. 
in den 66. 28., 35, 36., 47., 49. bezeichneten Angelegenheiten ſteht 
berathe die Entſcheidung mit Ausfchluß des Nechteweges, jedoh mit Bor: 
Seſchwerde bei der Regierung zu. 


8. 29.: . 

E ‚gleichzeitige Ausũbung mehrerer Handwerke durch biefelbe Perſon Tann, 
Beuirchy erhebliche Nadıtheile entfiehen, nad Anhörung ber betheiligten Innun⸗ 
des Gewerberathes, durch Ortéſtatuten ($. 168. der Gew.⸗Ordn.), den ört: 
erhaltnifien entſprechend, bejchränft werben. 


65. 45. und 46. 


5. Durch Ortsftatuten kann feitgefeßt werben, daß bie Aufnahme und Ent» 
fer Lehrlinge, für deren Gewerbe am Orte eine Innung befteht, ober ers 
ird, vor dieſer Innung erfolgen jolle: ingleihem kann dadurch eine zweck⸗ 
mbe Mitwirfung der Innung bei der Auffiht über bie Ausbildung und 

Betragen derjenigen Lehrlinge, deren Lehrherren nicht zur Innung gehoͤ⸗ 
wrdnet werben. . 

. Bor der Keitftellung ber in Orteftatuten aufzunehmenden Anorbnungen 
gältniffe der Geſellen und Gehülfen find Vertreter berfelben (Nitgefellen) 
s Bemerkungen zu hören. 
singsangelegenheiten, welche die Jutereſſen der Geſellen und Gehülfen be: 
müflen zuvörberit durch den Vorſtand der Innung gemeinfhaftlidh mit Ver⸗ 
m Geſellen zum Zwede der Vermittelung berathen werden. 


ss. 56-58. 

s. Durch Ortsflatuten kann für Alle, welche im Gemeindebezirke ein Ge⸗ 
Inftjtäntig betreiben, für welches dort eine Innung befteht, mit Zufimmung 
wg die Vervflichtung feitgejegt werben, ben Kranlens, Sterbes und Huͤlfs⸗ 


38 * 








förterung folder Ginrihtungen, melde 
1) die Unterbringung ober Unterftügung arbeitfuchenter, erk 
Gründen bülfsbedürftiger Geſellen oder Gehülfen, ober 
2) bie Fortbildung der Lehrlinge, Gefellen oder Gehülfe 

von der Kemmunalbehoͤrde mit Genehmigung ter Mi 

Bedingungen zuſammenzutreten und bazu Beiträge ar 

entrichten. Tiefe Beiträge find für alle Betheiligte na 

abzumefien. 

Als Geſammtbeitrag der jelbititändigen Bewerbetreiben 
unter 1. gedachten Ginrihtungen barf ein höherer Betrag al 
welchen bie mitbetheiligten Geſellen und Gehülfen entrichten 
nenmen werben, 

Auch kann den ſelbſtſtändigen Sewerbetreibenden durc 
Verpflichtung auferlegt werden, die Beiträge ihrer Gefellen 
oben erwähnten Ginrihtungen, unter Borbehalt der Anrec 
Lohnzahlung, vorzuſchießen. 

6. 58. Die Beſtimmungen im $. 169. der Gew.⸗Or 
der Verhaͤltniſſe der ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden zu ihr 
lingen, ſewie über tie Verpflichung ber Geſellen zum Bei 
kaſſen finden auch auf Fabrikarbeiter Anwendung. 

Anßertem kann durch Drteftatuten für die Fabrikinhaber 
geiegt werden, fih bei ben Unterflügungefafien der Fabrik 
ans eigenen Mitteln bis zur Hälfte des Berrages, den bie 
Arbeiter aufbringen, zu betheiligen, auch die Beiträge der Ie 
der Anrehnung auf die nächte Lohnzahlung, vorzuſchießen. 

In ven von der Regierung zu genehmigenden Statuten 
dungen und Kaflen muß den Yabrikinhabern eine ihrer Ete 
und der Höhe ihrer Beiträge entfpredyende Theilnahme an de 
geraͤumt werben. 


Zweites Hauptftück. 
Bon den Spezial: Innungs- St: 
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ıngen mit Spezial-Statuten verfehen werden follen ($$. 105. und 
wohl bie zu revidirenden Statuten der Älteren Innungen, als auch 
en der neuen Innungen unterliegen ver Beftätigung des Mis 
n8 (a. a. O.). 

ach find alfo für die Revifion der älteren Innungs-Statuten 
n Grundfäge maaßgebend, wie für die Aufitellung der Statuten 
ildender Innungen. 


die gefeglichen Vorjchriiten über die Revifion der Älteren In« 
ituten und über die Aufftellung der Statuten neu zu bildender 
‚ ‚über das Verfahren dabei und über den Inhalt derfelben, find 
benden 66. der allgem. Gewerbe» Orbn. und der V. v. 9. Behr. 
eilt. 


ewerbe⸗Ordn. v. 17. San. 1845 68. 95., 105., 106., 110., 114., 
. und 121. 


Die Statuten der älteren Innungen ($. 94.) ſollen einer Revifton uns 
mb mit Berückſichtigung ber VBorfchriften der 66. 101 - 117., foweit es 
abgeäntert werden. Diefe Abänderung kann aud dahin geben, daß meh: 
te Innungen zu einer gemeinfamen Innung vereinigt werden. Die Feſt⸗ 
» Betätigung der revidirten Statuten erfolgt durch die Minijterien, Der: 
e Innung die Annahme der reridirten Statuten, fo wird dieſelbe auf: 


. Die Leitung der Vorberathungen wegen Errichtung einer neuen In⸗ 
ber Kommmunalbehörbe unter Aufficht der Negierung, die Weftitellung und 
der Statuten aber ten Minifterien zu. ' 

. In den Statuten find die Bedingungen der Aufnahme in die Innung 
und Pflichten der Mitglieder, fowie die Gruͤnde, aus denen ihre Ausſchlie⸗ 
en kann, ingleichen bie Einrichtungen für die Verwaltung ter gemein- 
Singelegenheiten feftzufegen und dabei bie Anträge dev Sewerbetreibenden, 

iner Innung zujanınıentreten wollen, befonders zu berüdfichtigen. 

. Bei der Aufnahme in eine Innung iſt Die Erhebung eines mäßigen 

ses zuläffig. deſſen Betrag durch das Statut und zwar für alle Genoffen 
gleichmäßig feftgefegt werben muß. 

Der Maaßſtab, nad welhem laufende Beiträge der Innungsgenoflen 
en find, und die bejenderen Folgen, weldhe an die Nichtentrihtung der⸗ 
nüpfen, find in den Statuten feitzuftellen. Insbefondere kann darin auch 
ifche Veitreibung dieſer Deiträge im Verwaltungswege und das dabei 

Berfahren beſtimmt werten. Die Höhe und die Verwendung der Beis 
ie bie Verwaltung des Etats, Kaffen: und Rechnungsweſens, wird durd) 
er Innung unter Aufſicht der Kommunalbehörde geordnet. 
Mrur diejenigen Mitglieder der Innung, welche ihr Gewerbe während 
henden Jahres jelbfiftändig betrieben haben, ſind berechtigt, bei den Be: 
tzuftimmen. Durd die Statuten kann das Stimmrecht von einem ge: 
nge bes Gewerbebetriebes abhängig gemacht oder verfchiedenartig abge: 


Die Gewerbetreibenden, welche zu einer Innung zufanımentreten wol: 
Bei Aufſtellung der Statuten von ben Vorſchriften der 68. 101. ff. nur 
weichen, als die Gemeinde damit einverftanden ijt und die im $. 170. 
Bränzen nicht überfchritten werben‘?). 





nd Biltualienhändler. (N. C. C. Tom. VIII. pag. 2037. No. 24. de 
788., Rabe, Bd. 13. ©. 147.); 

Regl v. 29. Sept. 1802 für die Zeugbrucdereien zu Berlin, zur genaues 
en Beftimmung des Berhältniffes der Befiger folder Druckereien und ber 
>rucker und ihrer gegenfeitigen Nechte und Berbindlichkeiten. (N, C. C. 
"om. XI. No. 50. de 1802, Rabe, Br. 7. ©. 243.); 
Statut v. 21. Nov. 1823 für die Tuchmacher-Korporation zu Grüneberg. 
8. ©. 1823 ©. 17.) 

L den von den Orts: Statuten handelnden $. 170, der Gewerbe: Ortun,, 


s 


I 
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Ein Gleiches findet Statt, wenn bei Abänderung beftehender Su 
hen Abweichungen herbeigeführt werden ſollen. 

6. 121. Vie Statuten der ungebildeten älteren, fo wie ber neu, 
nungen, koͤnnen auf den Antrag der Betheiligten oder im öffentlichen 
Amtswegen jederzeit vevidirt und unter Berlätigung der WMiniferie 
werden. 


2) 2. v. 9. Febr. 1849 5. 66.: 


Die Statuten der älteren Innungen find nah Maaßgabe dieſer 
ven und abzuändern. Die revidirten Entwürfe müflen binnen drei De 
gierungen, Behufs der Feftitellung durch das Min. für H., G. u. &f 
reicht werben. N 


1. Zur Ausführung der vorflehenden Beflimmungen | 
nachſtehende Verfügungen der K. Din. ergangen: 


1) C. R. der 8. Min. d. F. (Beuth) u. des I. (v. M 
31. Juli 1845 an fämmtl. 8. Meg. excl. derjenigen zu Minden, 
feldorf, Aachen und Trier. 


Die Vorſchrift des 6. 95. der Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. d. 3. 
die Statuten der bereits beſtehenden Innungen einer Nevijion unterwe 
Berüdfihtigung der Befimmungen der 5. 101 — 117. a. a. O., fen 
it, abgeändert werben follen, hat Beranlaflung gegeben, in ber keifol: 
fiht (Anl. 3.) diejenigen Gegenftänte der flatutariichen Feſtſetzung zuſan 
welche bei der Ausführung jener Maaßregel zu berüdjidıtigen find. 
menftelung beſchtänkt fid) auf eine überſichtliche Aufzählung ter weſt 
forbernifie jedes Innungs-Statuts, weil nähere Anweiſungen in dieſer? 
dann mit Erfolg ertheilt werden Fünnen, wenn Srfahrungen darüber ge 
wie die Beſtimmungen der Gewerbe-Ordn. den befondern Berhältuifien 
Innungen anzupaflen fein werben und welche Abweichungen von ben gei 
men mit Rüdfiht auf $. 120. a. a. O. bei der Abfaflung der neuen 
Anregung kommen. 

Die K. Reg. wird beantragt, nad Anleitung Der obigen Uche 
das Statut Einer von den in Jhren Bezirk beitehenden Innungen. te 
Ihr überlaffen bleibt, umarbeiten zu laſſen, und den neuen Entwurf, na: 
die betheiligten Innungsgenoſſen und Die Kommunalbehörde gehört weri 
fung vorzulegen. Ta beabjichtigt wirt, auf Diefem Wege ein revibie: 
erhalten, bejjen materielle und formelle Anertnungen bei der Umarbein 
gen Innungs: Privilegien zum Anhalt dienen können, jo hat tie K. R 
digung des vorjtehenten Auftrags vorzugsweiſe zu beſchleunigen. 

Ueber die Ginrihtung und Verwaltung Der mit manden Inn: 
nen, nach 8. 144. ter Gew.-Ordn. beizubehaltenden Geſellenkaſſen un) 
fellenvereine bleiben Die weitern Beſtiumungen verbebalten. Grfabrun 
bei ihrer bisherigen Verfaſſung mehrfache Uebelitänte hervorgetreten. 
das haufig kund gegebene Beftreben der Theilnehmer an ten Geſellenke 
fegenannten zünftigen Gejellen gewiſſe, dem Zwede ber Gejeilenkaife | 
rechte und Vorteile im Gegenſatze zu ten bei unzünftigen Meiitern 
Arbeitern beizulegen, ein Unfug, zu beiten Unterdrückung Die Beſtimmu 
aa O., daß die Beſchäftigung bei unzünftigen Meiſtern feinen Geſe 
Beitritte zu den getuldeten Gejeffenverbintungen ausſchließe, ſtreng au 
werben muB. Andere vorgefenmene Mißbräuche, 3. B. Grpreilung he 
gelter ven unerfabrenen Geſellen, Verabreichung ven Unteritügungen 
ſcheue Gefellen, Ausitellung von Sefellenfheinen, welche dem Inhaber,! 
ten über das Wandern der Gewerbsgehüljen gumwider, das Ginjammelı 
Unterftügungen erleichtern follen u. f. w., maden ebenfalls eine Ver 
über die Wefellenvereine geführten Aufiiht nothwendig. Daſſelbe gilt ! 
fahen Ungebührniifen, welche die Bisherige Einrichtung ter jegenannten 
bergen zugelanen bat. Wo ter Herbergawirth von den Innungs-Veri 
fegt und im Namen der Innung neben der Bewirthung Der arbeirfuce 
mit deren Zuweiſung an bie Meifter, welche Giejellen brauchen, beauftrag 
die zünftigen Meiſter oft eine Art von Erclufivrecht hinſichtlich Der Am 
Zuweiſung der einwandernten Berlin in Aniyrud, was zu vielen Ku 
ihen ihnen und den nicht züunitigen Meteen Tiget, wraeien haben 0 
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E nıcht jelten ihre Zuſammenkuͤnfte auf der Herberge zur Bildung unzuläffl- 
unter eigenmächtig gewählten Vorſtehern benupt, durch welche ein Wis 
fe gegen polizeiliche Beauffihtigung und ſchwelgeriſcher Müßiggang unter 
örbert worden it. Wenn gleich dem Ginfluffe der Innungs : Meifter auf 
hältuiffe der! Sefellenvereine, da wo Erſtere ſich diefer Anlegenheit mit rich⸗ 
irdigung ihrer Stellung angenonımen haben, ein günftiges Zeugniß nicht 
B werben mag, fo fehlt es doch auch nicht an Beifpielen, wo die hergebrachte 
ung der Geſellenkaſſe und Gefellenherberge mit der Innung feinen Nugen 
M bat, und die beveritehende Megulirung bes Innungswefens bietet jedenfalls 
Hanete Veranlaflung zur Grörterung der Yrage dar, wieweit bie bisherigen 
"Wangen in jener Beziehung fi) bewährt haben und beizubehalten fein verden. 
7; bat die K. Neg. zuvörderſt feftzuftellen, weldye Uebelitände der oben be- 

5 Urt fi bei den in Shrem Bezirke unter der Mufficht der Innungs:Meifter 
den Geſelleukaſſen und Geſellenherbergen bemerkbar gemacht, und ob biefe 
fe Die wahrgenommenen Vortheile beider Inflitute, welche bei zweckmäßiger 
anb Beauffihtigung ohne Zweifel wohlthätig wirken fönnen, und vielfach 
igem GSrjolge geweſen find, überwogen haben. Angemeſſen erfcheint es, 
hau einem Urtheile in der Sache befähigte Mugiiträte über den Werth der 
m Ginrichtungen oder über das etwaige Bedürfniß allgemein einzuführens 
Imberungen zu hören, und bie K. Meg. hat demnächſt Ihrerfeits wegen Re⸗ 
5 dieſer Angelegenheit motivirte Vorfchläge zu machen. 


























Anl. a. 
Zufammenftellung. 


KReoifion der älteren Innungs-Artikel nady $. 95. ff. der Gew.⸗Ordn. 
-San. d. 3. in dietneuey Statuten aufzunehmenden Feſtſetzungen. 


Malut einer Innung ift dazu beftinmt, die nächfte Entſcheidungs⸗Norm für bie 
der vorfommenden Innungs Angelegenheiten abzugeben und fämmtliche 
> ber Innung, bejonders ihre Vorfteher und fonfligen Berwalter über bie 
In dem Innungsverbande entipringenden Befugniſſe und Obliegenheiten 
Big zu belehren. 
Bee Beziehung foll das Statut durch Fetftellung der befonderen Ber: 
fe der betreffenden gemerblidyen Korporation bie allgemeinen Vorſchriften 
II. und VII. der Gew.⸗Ordn. in Beziehung auf die Mitglieder der Ins 
auf die bei ihnen in Arbeit ftehenden Gejellen und Lehrlinge ergänzen. 
20. a. a. D. geitattet den Gewerbetreibenden bei ber Aufitellung des Sta⸗ 
den allgemeinen Beitimmungen der $. 101. ff. mit Zuftimmung ber Orte: 
ne innerhalb gewifler Gränzen abzuweichen; biefe Abweihungen dürfen fid) 
k. ohne Sefährbung der weientlichen Zwecke bes Innungsverbandes und ber 
AInnungeweſen zu führenden Auffiht nur auf minder erhebliche Cinzelhei⸗ 
jepesmaligen Korporations = Berfaflung beziehen, fo daß Anträge, welche auf 
en der in der Gewerbe⸗Ordnung aufgeflellten Grundzüge ber Innungss 
gerichtet find, nicht genehmigt werden fönnen. Bon den übrigen Bor: 
‚der it. VL, VII. und VIIL ver Gew.-Ordn. find, fo lange noch feine ab: 
e Dstefkatuten im Sinne des 6. 168. a. a. D. vorliegen, feine Abweidhuns 
Ag; der Einfluß, welchen fie auf bie Geftaltung der Snnungsverfaflung 
w, iſ daher bei der Vorprüfung ber zur Beflätigung einzureihenden Statutes 


fe zu beachten. 

—5 die dem Statut zu gebende Vollſtändigkeit, fo wird in der nachſte⸗ 

- Meberficht auf die wefentlihen Punkte ver flatutariichen Feſtſetzung in ber 

We Natur des Gegenftandes bedingten Reihenfolge hingewieſen. Die nähere 
für die Ergänzung der hier gegebenen Nubrifen muß fi) aus den in jes 

Beinen Galle zur Berüdfihtigung fommenden Bebürfniffen und Interefien ber 

muben Innung ergeben. 


Nas. Statut muß feſtſtellen: 


„ Die Klaffe von Gcewerbetreibenden, für welhe bie Innung gebildet 

kuub ben Drt oder Diſtrikt, über welchen fih ihr Verband erſtrecken fol. 

Me Gew.⸗Ordn. geſtattet nicht nur die Verſchmelzung mehrerer, bisher getrennt 

Rage Innungen defielben Orts zu einer gemeinfamen Innung ($. 95.), \vahrrn 
° \ N 
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auch die Verbindung der Gemwerbetreibenden mehrerer Ortſchaften zu Gine A 
(6. 102.). Ob eine folhe Vereinigung eintreten ſoll, in nach ben ürtiuhen 
hältniffen, nad der Gleichheit oder Verwandticaft ber von ben Innungegeseft 
triebenen Gewerbe ($. 101.), nad) der Zahl der vorhandenen Theilnchmer ($, 
u. ſ. w. au beurtheilen. Wie es in diefem Falle mit tem vorbandenen Yeg 
ber zu vereinigenden Innungen gehalten werben fell, beftimmt der $. 106. © 
Anträge der Gemwerbetreibenten, welche zu der gemeinfamen Innung zufanınd 
follen, ift zwar hierbei, wie bei allen folgenden Bunften vorzugsweiſe 

nehmen, die Mitglieder der älteren Inmungen dürfen jedech nach $. 95. ver d 
gefeglichen Vorſchriften und auf das pflitmäßige Ermeſſen der Behörden ge 
ten Anordnungen des revidirten Statuts feine ungerechtfertigten Ginmendu 
gegenfeßen, indem ihre Weigerung, das revidirte Statut anzunehmen, die W 
Auflöfung ihres bisherigen Innungsverbandes zur Folge haben wire. 


II, Die Zwecke der betreffenden Innung und Die Angelegenheit 
welche ſich der Korporationsverband bezieht. (Innungs: Angelegerkeil 


Außer den in 6. 104. erwähnten allgemeinen Sweden jeder 9x 
zeichnet die Gew.⸗Ordn. als Innunge : Angelegenheiten: 
108 1) bie Aufnahme und Ausichließung der ſelbſtſtaͤndigen Innungsgenefer fi 

„117. . 

2) die Mahl des Vorftandee, S. 112.; 

3) die Nufnahme- Prüfung und Entlafung der bei den Innungsziteh 
bie Lehre tretenden Berfonen, $. 147., 157., 160.; 

4) tie Gntiheibung ven Streitigkeiten der jelbfiftändigen Innungtze 
ihren Gefellen, Gehülfen und Lehrlingen, 6. 137., 153.; 

5) die Verwaltung des Etats:, Kaſſen- und Rechnungsweſens, Be 
bung und Verwendung ter Beiträge, $. 114.; 

6) Beilgt die Innung als Rorporation befondere Bermögensfäkd 
meinſchaftliche gewerbliche Anlagen. fo gehört auch deren Verwaltung zu da 
tut feftzuftellenden Innunge: Angelegenheiten. 


II. Die Bedingungen der Aufnahme in die Innung. (Erf 
des Meiſterrechts.) 


Jeder Zwang zum Eintritt in eine Innung it unbedingt ausgeſchlei 
aber auch Feine Innung für geichloiten erflärt und die Aufnahme in ber 
verband tarf nur ven bejtimmten im eich eder im Statut anfgejtellte 
niffen abbangig gemact werden. $. 170. | 

Im Statut ift hervorzuheben, taß Niemand in tie Innung ale Re 
genommen werden fann, ohne zuvor den allgemeinen polizeilichen Grjertem 
ſelbſtſtändigen Betriebe feines Gewerbes (88. 15. ff., 45. ff.) genügt zu} 

Gin weiterer Nachweis der Befähigung zum Gewerbebetriebe dari te 
welche ſchon Mitglieder einer älteren Innung geweien find, richt angeln 
der für die übrigen Bewerber um die Aufnahme im $. 108. vwergeichriebat 
weis der Befähigung bei Innungen, welde nicht nad $. 118. oder IE 
Grund beſonderer Semeindebeichlüffe eine von den allgemeinen gejegliän * 
mungen abweichende Verraffung erhalten, im Statut weder ermäßigt, neh vl 
eder an andere ala die im S. 108. vorgejchriebenen Beringungen gefmisft 
Daffelbe gilt binfichtlih ter in N. 103. und 107. ertheilten Bertimmungen # 
Gründe, aus welden die Aufnahme in die Innung zu verlagen if. 

Tas Statut muß ferner beſtimmen, wie weit das im $. III. auigeich 
forderniß des Wohnſitzes innerhalb tes Innungsbezirks feitgebalten, ob a 
$. 110. zu nermirendes Gintrittsgelb erhoben und auf tie hoch daſſelbe I 
werden fell. 

Da die Innungen nah Ti. VII. der Gew.-Ordn. mit der Prüfung 
zur Aufnahme Meldenden nichts mehr zu thun Haben, und da Die Betinguk 
Zulaſſung zu der Prüfung, fo wie die dabei zu löfenden Aufgaben lediglid 
die geieglichen und reglementarifchen Vorſchriften beſtimmt werben, weldt 
$$. 162. und 167. ermähnten Prüfungsbehörten zur Norm dienen, jo ill 
der Reviſien ter älteren Inmungsitatuten alle darin enthaftenen Feitiepund 
die Zahl der Lehr: und Wanderjahre, über die Anfertigung des Meifterkidt & 
wegfallen, eben fo alle bisherigen Prüfungs: und jonftigen Gebühren da I 
welche neben dem im neuen Statut beftinmten Gintrittsgelde für die Aufnae 
Mitgliedes nichts weiter echrben vari. 
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Die Rechte der ſelbſtſtändigen Innungsgenoſſen. 

Innungsgenoſſen bürjen im Statut feine ausfchließlihen Befugniſſe in 
auf den felbfiftäntigen Gewerbsbetrieb und auf das Halten von Geſellen 
ngen vorbehalten werben. F. 170. Umgekehrt darf ber Beitritt zur Ins 
Mitglied verhindern, zugleich jolche Gewerbe, für welche die Innung nicht 

zu betreiben, ober an anderen Innungen Theil gu nehmen. 88. 111., 170, 
nge ein Innungsgenofle zum felbititändigen Betriebe feines Gewerbes be: 
bt, ift er befugt, Gehülfen und Geſellen, ohne Befchränfung auf eine ges 
derſelben, zu beichäftigen. 8. 170. 
lich der Befugniß der felbitftindigen Sunungsgenofien zur Annahme und 
von Lehrlingen, fo wie hiniichtlidy der Gründe, aus welden fie biefe Be⸗ 
mc ohne gleichzeitige Ausichließung von dem Innungsverbande verlieren, 
rfchriften, der 88. 126. ff. bei der Abfaſſung des Etatuts zu berüdfictis . 
eihen nad) $. 170. Nr. 5. nicht abgewichen werden darf. 

ı im Statut feftzuftellenden Rechten der Innungsgenofien gehören ferner: 

Stimmrecht in den Innungsverfanmlungen. So weit es nicht von 
fen Umfange des Bewverbebetriebes abhängig igemadt oder verfchiebenars 
t wird, erforbert bie Ausübung dieſes Rechts nad 8. 115., daß das Ge 
md des vorhergehenden Jahres felbftitändig betrieben worden. 

MWahlfühigfeit zu den Innungsamtern. 

Theilnahme am Genufle des der Innung gehörenden Vermögens, an 
ng ihrer gewerblichen Anftalten — mit oder ohne Vergütung der hier; 
Grten befonderen Bortheile an die Innungsfaffe — die Anſpruͤche der 
mb ihrer Angehörigen an die Kraufen:, Sterbe:, Hülfs: und Sparkaſſen 


ie Pflichten ber Innungsgenoffen. 
befichen theils in der allgemeinen Berpflihtung zur Mitwirkung bei den 
Wen der Innung — Theilnahne an den Innungeverfammlungen, Weber: 
SInnungsämtern, Annahme von Lehrlingen, für welde von Seiten ber 
orgt werden muß u. f. w. — theils in befonderen Obliegenheiten einzels 
rien von Mitgliedern, z. B. der zulegt Gingetretenen, zur Berufung ber 
gen, BE Bedienung der von der Innung unterhaltenen Beuerlöfchgeräthe 
1u. ſ. w 


x nähern Ausführung tiefer Verpflichtungen find im Statut zugleich die 
perweigerten Erfüllung — DOrbnungsitrafen sc. — feftzuftellen. 
en Maaßſtab, nach welchem die Beiträge zur Innungsfafle normirt wer⸗ 
nd die Art ($. 114.) und Zeit der Ginziehung biefer Beiträge muß das 
ben. Gbenfo bie Leiftungen an die Kranten:, Sterbe- und Hülfskaffe, 
olche Kafle mit der Innung verbunden ifl. 
Yie Gründe, welhe den Verluſt der Mitgliebfhaft zur Folge has 
ch ließung und freimwilliges Ausjcheiden von der Innung.) 
ber der Innung, welden die Berechtigung zum felbftfländigen Gewerbe: 
h Zurüdnahme der dazu erforderlichen polizeifihen Konzeſſion in Ger 
S$. 71. f. der Gew.⸗Ordn. von der Verwaltungsbehörbe, ober wegen 
vens nad) 88.171. ff. durch richterliches Etkenntniß für inımer oder auf 
sit entzogen wird, müflen aus der Innung ausſcheiden. Hinfichtlich ihs 
lufnahme kommen die Beitinmungen des Statuts und ber Gew.:Orbn. 
mahme neuer Mitglieder zur Anwendung. 

$. 117. erwähnten Gründe ber unbedingten oder bedingten Ausfchlies 
= SInnung unterliegen feiner Abanderung ($. 170. Nr. 6.). Die Befugs 
reren Betriebe des Gewerbes kann durch dieſe Ansichließung nidt vers 
($$. 117., 170. Nr. 1, und 3.), und eben jo wenig barf das Statut 
ine Beihränfung hinſichtlich des ferneren Haltens von Lehrlingen Fnüpfen, 
zeziehung bleibt es bei den Vorſchriften ber 88. 127. ff. 

iwillige Austritt aus der Innung muß nad) vollitändiger Srfüllung als 
tungen gegen Letztere jedem Mitgliede freigeitellt bleiben, und darf nicht 
Bedingungen erſchwert werden, aud) hat der freiwillige Austritt feine 
x des felbititändigen Gewerbsbetriebes oder der Befugniß zum Halten von 
ur Folge. SS. 96., 116., 170. 
Die Berwaltung ber Innungs = Angelegenheiten. Vorſtand umd 
e ber Innung. 
kung ber Verſammlungen und zur Beforgung ber lauienden Dehaitr 
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muß jebe Innung einen ober mehrere Borficher haben, weldge von | 
zu wählen und von der Kommunalbehörbe zu beftätigen finb.. 6. 11 

Das Statut muß über die Zahl der Borftandsmitglieder. üb 
Wahl zu beobachtende Verfahren, uͤber die Dauer ihres Amtes mb 
fang der Geſchaͤfte, welche fie ohne vorhergegangene Zu ) 
fammlung erledigen bürfen, die nothwendigen Beſtimmungen 
cher Weite find bie Berhältniffe ber etwa außerdem noch zu beſtele 

"der Innung zu befimmen, wenn das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen u 
tung der vorhandenen DBermögensitide, der gemeinfamen gewerbliä 
son den Vorſtehern nicht beforgt werben kann. 

Welche Angelegenheiten im Statılt der Beraifung unb UEntſche 
fammelten Innung vorbehalten werben follen, ift nach ben obwaltend 
zu erwägen. Die Gew.⸗Ordn. überträgt dem Innungsvorſtande umt 
Mitgliedes der Kommunalbehörbe bie im $. 137. gedachte Eutſcheid 
tigfeiten zwifchen dem felbRfändigen Innungsgenofin und ihren Gef 
lingen, fo weit fid) bee Streit auf den Antritt, die Kortfegung ober 
Arbeits⸗ oder Lehrverbältnifies oder auf bie gegenſeitigen Leiſtunge 
Dauer befielben bezieht. 

Nah 6. 106. kann ferner den Innungevorſtehern die Laufende 1 
gefellihaftlihen Angelegenheiten überlafen werben. 

Der Beſchlußnahme der verfammelten Innung bleibt jedoch nad! 
zuändernden Borſchriften der Gew.⸗Ordn. überlaffen : 

a) die Anfnahme oder Ausfchließung felbkändiger Innungegenofien 

b) die Wahl des Worftandes $. 112. x 

c) die Aufnahme, Prüfung und Losfprehung der Lehrlinge 66. 14: 

d) die Entſcheidung darüber, ob ein Lehrherr bie ihm nad 5. 13 

Verpflichtungen gegen den Lehrling gröblid vernadhläffigt, ober 

väterlihen Zucht gemißbrauht hat 8, 153, j N 

e) die Höhe und Verwendung ber Innungebeiträge und die Cinricht 

Kaflens und Rechnungsweſens der Innung. 

Zur Erledigung der regelmäßig wieberfehrenden Geſchäfte Fönnen 
gelmäßige Innungsverfammlungen angeordnet werden, zu weldyen es I 
Ginladung der Mitglieder bedarf. Hinfihtlid der Bekanntmachunged 
außerorbentlicher Beratungen bei der Berufung der Mitglieber mil 
die Vorſchriften des $. 51. ff. Th. II. Tit. 6.9. 2. R. in Bezug g 
— was vielleiht noch angemeflener wäre — andere entfpredende Ber 
troffen werden, wie denn infonderheit dafür Sorge zu tragen ift, de 
feine Zweifel über die bejhlußfähige Anzahl der verfammelten Mitgl 
die Bedingungen zuläßt, unter weldhen ein gültiger Beſchluß bei tı 
zu Stande fonımt. 

.  Seder Berathung des Innungsvorftandes und ber Innung mus 
der Kommunalbehörde beiwohnen, un über die Geſetzmäßigkeit der Bi 
chen. Diefer Beifiger darf nicht das Gewerbe treiben, für weldes I 
richtet if. $. 113. 


VOL Die Berhältnifje der Gejellen, Gehülfen und 2 
Sinnungsgenofien. 

Die Feſtſetzung der Berhältnifie zwiſchen den felbfiftändigen 9 
und ihren Geſellen, Gehülfen und Lehrlingen muß Gegenftand ber f 
funft bleiben. $. 134. 

In den Statuten fönnen nad) $. 135. für dieſe Verhältniſſe befi 
mit der Wirkung aufgeftellt werden, baß die Betheiligten ſich denſell 
gelung anderweitiger vertragsmäßiger Verabredungen unterwerfen 
ftatutarifchen Vorſchriften dürfen aber nichts enthalten, was mit den 
der Gew.⸗Ordn., mit fonftigen geſetzlichen Borfchriften ober mit all 
waltungsgrundfügen in Widerſpruch fieht. Die hierbei fefzubalten! 
ergeben die 88. 134. ff., deren Inhalt in das Statut aufzunehmen 
fid) auf die Gefellen und Lehrlinge der Innungsgenoffen bezieht. 

Ueber die Einrichtung und Verwaltung ber bei vielen Innunge 
ftehenten Gefellen : Herbergen, Gefellen Kaflen und ber fonftigen Ba 
Gefellen unter ſelbſtgewählten Vorftehern (Nltgefellen) find in pas ı 
Statut keine Beftimmungen auiyurumm. 
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Allgemeine Beſtimmungen. . 
Borfchrift des 6. 122. a. a. O. in Betreif der Entſcheidung der Steeitigs 
w die Aufnahme und Ausfchließung von Diitgliedern, ſowie über die Rechte 
bien derſelben und der Vorſtände durd die Kommunalbehörde ift in bas 
afzunehmen. 
fo der Inhalt des 6. 121, nad) welden das Statut auf ben Antrag ber 
tem ober im öffentlichen Interefie von Amtswegen jederzeit revidirt und uns ' 
igung der Minifterien abgeändert werden kann. 

‚gen. tes Fin. Diin. IV. 11., 602., u. des Min. des I. 6636. II. a. 1319.) 


8. R. der R. Min. des I. (v. Bodelfchwingh) u. d. F. (v. Duͤes⸗ 
4. Bebr. 1848 an fünmtl. K. Reg., ausfchließlich derjenigen zu 
und Düffeldorf, mit dem aufgeftellten Normal» Innungds Statute, 
gung für die Ausarbeitung von dergleichen Spezial« Statuten. 


reoidirten Innungs= Statuten, welche auf Veranlaffung der C.-Verf. v. 
1845 von den K. Reg. vorgelegt find, um, nachdem fie hier geprüft und 
syorben, bei der Reviſion der übrigen ältern Innungss Statuten zum Vor⸗ 
ienen, genügen nicht volltändig den an fle zu flellenden Anforderungen, 
ndeln. die darin vorgefchlagenen Beſtimmungen viele gleichartige Gegen⸗ 

Snnungsverfaflung nad ſehr verfchiebenen Grundfäßen. 

Zage der eingereichten Vorarbeiten hat Veranlaſſung gegeben, in bem 
a Gntwurfe ein Normal:Statut aufzuftellen, welches der K. Reg. mit ben 
as Grlauterung‘ beftimnien Bemerkungen zugefertigt wird, um danach fos 
der nothwendigen Untarbeitung des von Derfelben hier vorgelegten Stas 
NN.füe Innung zu N., wie bei den weitern Revifions: Verhandlungen 






Normal:Statut erhält die K. Reg. eine georbnete Ueberfiht derjenigen 
‚ deren Aufnahme in die nen zur entwerfenden Spezial: Statuten em: 
muß. Da bei dieſen Beilinmungen die zweckmäßigſten der von ben 
egierungen befürworteten Vorſchläge berückſichtigt, andererfeits aber bie: 
ungen ber eingereichten Spezial: Etatuten, welde mit den gefeßlichen 
oder mit den Zwecken der Innungs:Einrihtungen nicht übereinftimmen, 
Ind, fo erfcheint die Mittheilung des Normal: Statuts geeignet, die Bes 
Innungen über die den Spezial:Statuten zu gebenbe Fafung auf dem 
Bege zu belchren und zugleich die wünſchenswerthe Gleichſörmigkeit bei 
shenden Umgeftaltung des Innungsweſens zu befördern. 
ı Biernady das Normal: Statut dazu beftinnt ift, für die Abfaffung ber 
tals Statuten ben zur Beit ned, fehlenden näheren Anhalt zu geben, fo 
enugung bei den betreffenden Verhandlungen doch nicht die unter Ums 
thwendige Berücfihtigung ber befonderen Verhältniffe einzelner Innungen 
ns. Der ganze Inhalt des Normal:Statuts kann fhon deshalb nicht in 
Epeszial:Statuten aufgenommen werden, weil Erfteres in der Form eines 
tatuts die Verfaſſung einer unter beſtimmten Berhältnifien gedachten In⸗ 
Ken Ginzelnheiten barftellt, während eben in einzelnen Punkten die Ber: 
re vorhandenen Innungen von einander abweichen. 
he der im Normal: Statut empfohlenen Anordnungen find aud von ges 
afluuſſe auf die Innungsverwaltung, jo daß fie ohne Nachtheil durch andere 
e Beitimmungen erjegt werden koͤnnen, welche vielleicht noch bei den fünfs 
andblungen mit den Betheiligten zur Sprache fommen. 
4 find Cinrichtungen, welde fih, wie 3. B. befondere Sterbe⸗ oder Spar: 
der geſellſchaftlichen Verfaſſung einer Innung wohl verbinden laflen, blos 
ı NMormals Statut übergangen, weil fie nur ausnahmeweife bei den In⸗ 
tfommen. 
nigen Gegenſtände der Innungsverfaſſung, bei welchen Abaͤnderungen ober 
bee Normal-Statuts aus einer der vorſtehenden Rückſichten nothwen⸗ 
agemeſſen fein koönnen, ſind, ſoweit fie ſich im Voraus überſehen laflen, 
mertungen zu den einzelnen Abſchnitten des Normal: Statuts hervor⸗ 





das hier in Bezug genommene NormalsInnungs ⸗Stalut nicht net 
wfgebend, fondern durch das neuere v. 8. Jan. 1850 (f. unten) Ber\eis, 
pt worben iR, jo iſt deſſen Möbrud nicht für erforderlich eractet. 
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Die dortigen allgemeinen Andentungen koͤnnen zwar das Gebi⸗ 
cherlei Mebenumptände bedingten Abanderuugen nicht erſchöpfen, n 
folge der A. Meg. und dem unter ihrer ig mit den 

ehörben siberfäffen Bleiben, auch andere nicht ‚berührte Feftfegum 
Status, fofern ſie den Bebürfniffen einzelner Inmungen midt enift 
\ SpezialEtatuten wegzulaſſen, abzuandern oder zu ergänzen, 
anfang dorf inbefien bei teiner Innung über bie, bezeichneten Gi 
gen Abweichungen vom Normal:-Statut hinausgegangen werben, w 
oben bemerkt ift, darauf ankommt, die neuen Syelal: Statuten fo 
es bie Berhältniffe ber verſchiedenen Innungen gejtatten, abzufafleı 
tige ——— der Immunge-Angelegenheiten nicht durch unne 
tigung der fit fie mmaßgebenden den iften zu erſchweren. 
Sur Greeichumg des eben gedachten Fiwedtes und zur Mermei 
rungen, welche durch unguläffige Anträge dee Innungsgenoften ent 
K. Meg: angewiefen, alle Verhandlungen wegen Ent nen 
der Vernehmung der Inmungsgenoffen über, die Anwendbarkeit bes 
auf ihre Innung beginnen zu laſſen, damit ſich dieſelben wit bei 
neten Grforberntifen Inn ungs Statuten verteaut machen, beve 
gewuͤnſchien einzelnen Abänderungen und Grgängungen zur Grör 
Auch die foldergeftaft vorbereiteten Anträge Gt Mbendering ‚ober 
Normal-Statuts für eine befiimmte Junung dürfen nicht ohme Meit 
vorzulegenden Entwurf ihres Epezial-Statuts il Br vielmehr | 


ihre gejegliche Suläffigkeit und ihre Notbiwendigteit jorgfältig zu pri) 
aber diejenigen Boiſchlage von vorm herein zun 1, welche er 
— im $. 170, ber Gewerbe⸗ Ordnung von ber Aufnahme 
unbedingt ausgeichloffen find, oder deren Abweichungen von ben Borfchr 
j. 1, 125, bis 160. a. a. D. weder durch einen IR linim enden Beſchlu 
($. 120, a. a. DO.) ned aud) durch ein genehmigies Oris⸗Statu 
die zur Verücfichtigung erforberlihe Grundlage erhalten haben. 
Das Normal:Statut if zunäct zu dem Zwecke entworfen, 
georbneten, Reviſion der Etatuten für die bereits beſtehenden (äl 
($$. 94., 85, a. a. D.) bemußt zu werben; wenn inbeflen die Grrid 
nungen in Antrag Fommt, deren Verfaffung nad den BVorfcriften t 
117. a. a, D. geordnet werben fell, fe it, bei nadgewiefener Erfül 
— gungen, vom welchen die $. 101., 102. und 103. a. a. ©, die 
neuen Innung binfichtlid des Gewerbebetriebes und ber Zahl ber | 
fähigten Theilnchmer abhängig machen, bei der Abfafung ber für 
beitinmten Statuten das Normal: Statut ebenfalls zum Grunde 
Gingang des Icpteren bedarf in foldens Falle, da er eine bereits be 
vorausfept, einer Abänderung dahin: 
„Unter dem Namen „der zc. Innung in N.“ iR ein Verein be 
treibender zur Bildung einer Korporation nad den Beftimmunger 
der allgemeinen Gewerbe Ordnung v. 17. Jan. 1845 zufamm 
Berfaflung diefer Innung, welche in N. ihren Sig hat, wird 
ſtehende Statut beftimmt, und für ihre Angelegenheiten komme 
ten ber Gewerbe: Orbnung und der übrigen allgemeinen Seſede 
Anwendung, als diefes Statut feine davon abweichende Feftfeg 
Auc, bei den Beftimmungen -über den Ginteitt in eine neu gebilde 
die Bedingungen der Theilmahme an ber Bildung der Innung befon 
weil hierzu die bloße Grflärung, der Innung beitreten zu wollen, nı 
und weil bie ebengedachten Bedingungen von benjenigen verjchieben { 
fräter in bie ſchon gebildete Innung Cintretenden zu genügen habeı 
Demgemäß muß duch Einfhaltung eines dem $. 6. des Norm 
ſprechenden Paragraphen feitgefegt werben: 
daß diejenfgen bei der Bildung ber neuen Innung betheifigt 
benden Mitglieder berfelben werden, welche 
1) das betreffende Gewerbe bereits ein Jahe Hindurd felbfftändig 
einer aufgelöften ältern Innung angehört haben, 
2) von der Theilnahme an'der Bildung der Innung nad) den Bi 
. 103. der Gemerbes-Drdnung nid! ausgeſchloſſen find, und 
. 3) Innerhalb einer Fü von A Wohn, nachdem ihnen bas Sta 
macht worden, ihren Beet \hrtlit de dr Suumanafichdrt 


AN 
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wRach ben für bie Revifien ber ältern Innungs⸗Statuten ertheilten Auweiſun⸗ 
M die K. Reg. die Umarbeitung des hierbei zurückfolgenden Statuts für die 
fe Innung in N. zu veranlaffen und den neuen Entwurf mit Beijügung 
Borverhandlungen einzureihen. . 
B bie Prüfung des neuen Statuts zu erleichtern, it der Meinfchrift deſſelben 
Abdruck des Normal⸗Statnts beizufügen, auf deſſen unbebructen Rande 
blagenen Abweichungen vom Normal: Statut wörtlich beigefchrieben find. 
ehmung ber Junungsgencfien über die Annahme der einzelnen Beſtimmun⸗ 
j ‚Rormal: Staiuts und die Prüfung ihrer davon abweihenden Anträge wirb 
uberungen und Grganzungen berausitellen, welche das Statut für jene In: 
erleiden hat. In gleicher Weiſe it bei der Revifien der Statuten für bie 
tn Ihrem Bezirk beſtehenden Innungen zu verfahren. Die Zahl ber bei: 
Be Abbrüde des Normal:Statuts und ter dazu gehörenden Bemerkungen reicht 
jede ſtädtiſche Kommunalbehörde Ihres Verwaltungsbezirks, welcher bie Res 
Bterer Innungs⸗Statuten obliegt, mit wenigſtens zwei Abdrücken beider An⸗ 
verfehen. Mit Benutzung derſelben hat jede Kommunalbehoͤrde zunächſt 
Ciner aͤltern Innung der Reviſion zu unterwerfen, den neuen Entwurf 
rigung vorzubereiten, und die Ihrerſeits gebilligten Abweichungen deſſel⸗ 
ormal⸗Statut einem mit einzureichenden Abdrucke des letztern wörtlich 
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: der biernad, unverzüglich anzuorbnenden Ginleitung ber Revifiousverhand⸗ 

auch zu erörtern, wie viele Abhrüde des Normal: Statuts zur Revifion 

ältern Statuten in dem dortigen VBerwaltungsbezirf noch gebraucht wer: 
Reg. hat diefen Bedarf und bie Zahl der bei befien Abmeſſung be 

Innungen jpätetens bis zum 1. Juli des k. J. anzuzeigen und bie 

ber nöthigen Zahl von Abdrüden in Antrag zu bringen. 

De wird über ben Erfolg der getroffenen Einleitungen nach Ablauf eines 

Be Berichte mit fummarijcher Angabe der in der Mevifion begriffenen 

Ästen entgegengejehen. 

. 2. i. 2. 1848 ©. 102. Nr. 116.) 


Sn K. Min. für 9, ©. u. dff. A. (v. d. Heydt) v. 31. man 


sw. 66. der B. v. 9. Febr. 1849 beitinmt, daß die Statuien der äl: 
ungen nad Maaßgabe jener V. revidirt umb abgeändert, und daß 
s Entwürfe binnen bres Monaten den Regierungen, Behufs ber Bert: 
Brch, das Min., eingereicht werben follen. 

[ei der Revifion zu beruͤckſichtigenden Beſtimmungen ber B. v. 9. v. M. 


Piblegung hr der Meifterprüufung vor der Prüfungs: Kommilfien- der In: 
a. a. 
Regelung der bei ber Aufnahne neuer autglieber und bei ber Aufnahme 
ng der Lehrlinge erhobenen Gebühren ($$. 60. ff. a. a. O. 
- Sualehung von Bertretern ber Geſellen bei der Erledigung ſolcher Ju⸗ 
enheiten, welche die Intereſſen der Geſellen berühren ($. 46. a. a. O.). 
le en bleiben fowohl für die Umarbeitung der älteren Innungsftatuten, 
. En akung der Statuten für neue Innungen die nicht aufgehobenen Vor: 
. Gew.-DOrbn. v. 17. Jan. 1845 maaßgebend, und bie K. Reg. hat hier: 
suimunalbehörben und Sunungen, foweit ed nod nicht gefdhehen fein 
B:Belchren, damit die neuen Statuten in einer den befiehenden Geſetzen ent: 
Faſſung vorgelegt werben. 
pie formelle Uebereinftimmung der neuen Statuten mit beim burch die C.⸗ 
LE; 1848 (Min. Bl. 5. 102 — 126.) mitgetheilten Normal: Statut ift 
t zu legen; dagegen find die in jener C.⸗V. und in den Bemerkungen 
Statut enthaltenen Anweijungen über die Zuläffigfeit ter fhon früher 
gelommenen materiellen Feſtſetzungen zu beachten, 
ben Innungen werben vorausfichtlic viele von dem Normal:S -Statute ab: 
— Werfehungen zur Nufnahme in die revidirten Statuten vorgefchlagen 


4 dieſe Borfchläge darauf berechnet find, die Innungsgenoſſen zur Befol: 
Sicher Borfchriften über ven Betrieb ihres Gewerbes, z. B. der Beftins 

47. der V. v. 9. v. M., anzuhalten, oder die Durdführung uk: 
Wangen, }- r) bie Gchebung ber Deiträge zur Gefellentafie hurdy hie Ur: 
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beitgeber, ut ſtellen, it den Betheiligten bei der eitftelln 
v⸗ 34 zur laſſen. Ebenſo unbedenttich iſt bie Auf 
ſchriften m neh nad) — —— di 
u eſellen und Lehrlingen im ‚angelung vwertragem 
5 is. Yu. 2.18. der Bew. Drbn,) beurtheilt —* ſollen 
Wenn dagegen bie eingereichten Gntiwürfe Bejhränfungen 1 
feftfegen, welche nad) den $$. 120., 170. a. a. DO. weder durh 
durch Innungeflatnien angeordnet werben bürfen, fo in dem Bet 
Täffigkeit der hierauf Gelben Aitträge mit Hinweiſung auf di 
gefeplihen Vorfchriften im Grinnerung zu bringen. 86 läßt ſich 
Janimgen von berartigen, ihre eigenen Intereſſen gefährbenven 
DE qurücftreten werden, wenn ihnen klar gemadıt wird, Daß dir 
jatuten worgefchlagehen Befchränfenden Meitfegungen bie 
hörenden Gewerbegenoſſen nicht treffen fönnten; daß 
weldye ſich ihnen nicht unterwerfen wollen, vom Gintritte die 
vder madı erfolgtem Ginteitte zum Mieberaustritte bewegen Bürfte 
fehränfimgen endlich den Innungsgenoffen die gewerbliche Kontı 
Gewerbetreibenben, welche ber Innung wicht angehören, 
Feitfegungen, iweldie, ohne die im $. 170, a, a, DO. Beitin 
überfehreiten, von ben $$. 101, ff. a. a. O. abweichen, bebürfen 
Zuftimmung der Ortsgemeinde, 
Mit forgfältiger Beachtung ber vorſtehend iu Bezug genen 
gen der Gew.»Orbn. hat die K, Meg. bie bei Ihr ein, dem ı 
zu prüfen und diejenigen Cutwürfe, welde gegen jene many 
Weiteres zur Abänderung zurüctzugeben. Die Weigerung einer 
gefeplihen Vorfehriften zu fügen, Tann feine Grund abgeben, ei 
nicht geeignetes Statut hier vorzulegen. Im ſolchem Malle hat 
börde das Statut ohne Mückficht auf bie obweidenden Anträge de 
fein Beſtinmmungen gemäß zu entwerfen. (Din. DL. d. 4. € 
x. 191.) 


4) C. R. des K. Min. für H,, ©. u. dj. U. (w. d.4 
1850 an fämmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu | 
burg und Merſeburg, mit dem Normal-Innungd-Statute. 

Gegen die Faſſung ber, zur Beſtaͤtigung eingereichten Entw 
Statuten haben fih, bei näherer Prüfung, zahlreiche und fehr ver 
Rellungen ergeben, zu deren Grlebigung zeitranbende Rüdfragen 
‚gen mit den betheiligten Gewerbetreibenden notwendig geworden 
meibung der hierdburd) veranfaßten Verzögerungen und Mißdeutun 
leichterung der Borberathungen über die Mufitellung ber einzelnen 
e6 zwedimäßig, eine geordnete Sufemmenfeltung, der, zur Aufmab 
ten geeigneten Feſtſehungen zut Kenntniß der Behörden und Gn 
bringen, bamit diefe von vorn herein überfehen können, in welcher 
tutentwürfe ohne Weiterungen die gefeplidy erforderliche, im Inter 
terftandes möglich zu beſchleunigende Betätigung erhalten för 
Zwecke ift das, unterm 4. Febt. 1848 (Min. BL. ©. 102. Rr. 
Normal: Innungs Statut, mit Berudfihtigung ber neueren Bo 
Regelung des “Handmwerfsbetriebes und der Innungsverhältniffe, 
den. Das hiernad entworfene neue Normalſtatut wird der K. Re 
ben bazır gehörenden Bemerkungen zugefertiat (Anl. a. und b.), ı 
jüglich den ädtifhen Rommunalbehörden zur Benugung bei Mbfı 

der Innungefataten mitzutheilen. 

Wenngleich die Abficht nicht dakfn gehen Tann, den Inuungen 
fammtliher Beſtimmungen bes Normalftatuts in die Spezialfat 
Zwang aufzuerlegen, fo liegt es doch im Interefle jeder Inmm 
Beftimmungen, welche theild zur Feſtſtellung ihrer forporativen I 
behrlid, theile in den 8$. 106. fj. der Gew. Ortn. v. 17. San. 1 
ftatuten vorbehalten find, nad) den Werbilde des Normalftatuts ge 
der Gntwerfung des ganzen Spezialftatuts die Bemerfungen zum: 
fältig beachtet werben, damit niht in die Entwürfe ber Gpezialfa: 
übergehen, hinfitlic, welher wegen ihrer‘ Unvolfftändigfeit ober 
Betätigung Anfand gegeben werden müßt. ” 

Demgemaͤß hat die Reg. in de Ir tigen innen 
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ern, daß das Normalftatut unter den Gewerbetreibenden befannt und baß 
[ben zu Grunde liegende wohlmollende Abfidt richtig gewürdigt werde, 
befoubere die Mitwirkung der bereits errichteten und noch ferner ins Leben 
Gewerberaͤthe in Anſpruch zu nehmen fein wird. 
dem hier veranſtalteten Drucke des Normalſtatuts hat darauf verzichtet wer⸗ 
a, jede der ſchon vorhandenen oder neu zu bildenden Innungen mit einen 
Abdrude zu verfehen; die der K. Meg. tiberfandte Zahl von Exemplaren 
ch hinreichen, um jeder ſtädtiſchen Kommunalbehörde Ihres Verwaltungs: 
welche die Mevifion älterer Innungeitatuten, oder die Gntwerfing von Stas 
neue Innungen zu leiten hat, mehrere Abdrücke mittheilen zu Fönnen. 
lach abgemeflener Zufhuß von Exemplaren kann Ihr auf Verlangen nach⸗ 
verben. Dagegen muß die etwa gewünſchte Vervielfältigung bes Normal: 
8 zur Zahl fümmtliher Innungen den betheiligten Kommunalbehörden 
erbetreibenden überlaflen kleiben. 
der Prüfung ber Fünftig einzureihenden Statutentwürfe hat die K. Reg. 
ı achten, daß biejelben in der, nach der Schlußbemerfung zum Normalftas 
erlichen Fafſſung vorgelegt werben. 
Keßlicd, wird Diefelbe hierdurch veranlaßt, jedem GStatutentwurfe, welcher 
gen vom Normalftatut enthält, eine Abfchrift beizufügen, in welcher bie 
Baflung tes Normalftatuts abweichenden Stellen roth unterſtrichen find. 


Anl. a. 
Statut dee Schuhmacher: Junung in N. 

Die ftatutarifche Verfaſſung der in N, bisher unter der Benennung 
der Schuhmacher“) ˖beſtandenen Korporation von &ewerbetreibenden, ben 

im $. 95. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 und im 6. 66. der 8. 
1849 gemäß, einer Nevifion unterworfen (morben), tritt für (biefe Kurs 
he unter der Berrennung „Schuhmacher⸗Innung in N.” fortdagert), 
ttige Statut an die Stelle der für (jene Innung) bisher maaßgebend 
Satutarifchen Borfchriften, Gewohnheiten und Beſchlüſſe, welche hierdurch 
werden. 
FAllgemeine Zwecke der Innung.) Die Innung iſt dazu bes 
Mitglieder zur Förderung ihrer gemeinſamen gewerblichen Intereſſen zu 
Insbeſondere ſoll die Innung zur Vervollkommnung und Hebung des 
Gelegenheit barbieten, die Genoſſen zur Berathung und Selbitverwaltung 
famen gewerblichen Angelegenheiten, fowie zu gegenfeitigem Beiftand 
Ordnung und Ginigfeit unter ihnen erhalten und die Ehre der Genoſ⸗ 
ahren. Diefen allgemeinen Zwecken entjprechend, hat die Innung auch: 
fnahme, die Ausbildung und das Betragen der Lehrlinge und Gefellen 
ungsgenofien zu beauffichtigen ; 
forge für die Wittwen und Waiſen der Innungsgenofien fi zu uns 











) 
erwaltung der für die Innungsgenofien errichteten Kranken⸗, Sterbe:, 
undo Sparkaſſen zu leiten. 
(Mitglieder der Innung.) Die Mitglieder des Schuhmacher : @e: 
N. bleiben Mitglieder der als „Schuhmacher⸗Innung in N.“ fortbeftehen- 
tion. 
(Aufnahme neuer Mitglieder.) Jedet unbefcholtene, in N. oder 
egend wohnende (Schugmachermeiiter) kann bie Aufnahnre in diefe In: 
den nachſtehend zu 1. und II. feitgefegten Bebingungen verlangen. Den 
N. Wohnenden ift jedoch die Aufnahme zu verfagen, wenn in ihrem 
e ober in größerer Nähe des MWohnortes als in N. eine Innung ihres Ges 








t. 
Aufzunehmende muß die Befähigung zum felbftftändigen Betriebe bes 
s@&ewerbes) nachweiſen. 
F-Hacyweife dieſer Befähigung genügt das Zengniß einer ber, in ben 88. 
ber B. v. 9. Febr. 1849 erwähnten Prüfungs: Rommijfionen, oder, in den 
welchen die Prüfung ſchon vor Grridtung dieſer Kommiſſionen abgelegt 
38 Zeugniß einer der, nad) den Beilimmungen im Titel VIIL. der Gew.⸗ 
17. Jan. 1845 früher beftandenen Prüfungs:Behörden. _ Mitglieder Altes 
erfündigumg ber Gew.⸗Ordn., an anderen Orten beftandener (Schuhma⸗ 

9) find von dem Nachweife der gewerblichen Befähigung entbunden, 

; der Aufnahme iR ein Antrittsgelb von .... Thalern zur Snmumge: 
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Iaffe zu zahlen. Sonſtige Gebühren ober Auelagen dürfen für Die Auf 
— werben. Hierunter find jedoch bie Koſten ber Früfung, melde 
ber Brüfungs:Kommiffien der Inmung gebrüften Melftery zur In 
richten und nad) ber betreffenden allgemelnen Anweiſung bon ber 9 
fon feſtzuſeben ſind, nicht mit begrifen. 
$. 4. Ueber die Zuläffigkeit des Nrfnahmegefuche, melden 
Obermeifter ($. 21.) eingureichen if, hat Die nee u 
fe darf aber, wenn die im 6. 3. vorgejchrlebenen Bebingitim 
ner der, im 6. 107. der Gew.sDrbn. v. 17. Jan, 1 
Unsfeliehung vorliegt bie Aufnahme mict verfügen, 
I 5. Durch den Beſchluß, welder bie Yuläffigkeit bes 
gr , tritt der Aufzunehmende in alle 8334 
fen. Der Obermeifter hat ihn von den in fi 
deu Dbligenheiten befannt zu machen, weldie er burdh.beut & 
übernommen Hat.‘ Die förmlihe Nufnaline erfolgt in ber md 
ſanmalung der Innung. Der Bufgenommene hat fid, de C 
iten duch Handſchlag fewie buch, Bollziehung ber über 
en Verhandlung zu verpflicgten, Denmädit wirb it 
über bie erfolgte Aufnahme unentgelolld, eingehänbigt, J 
5.6. (Bittwen und minderjährige Erben verfiorbeun 
fen.) Wird, nad) dem Tobe eines Inmungsgenoffen, beifem eiwerbe 
gm ſelbſthändigen Betriebe diefes Berserhes befähigten Stellverteeien, fi 
ee le a Ben 
, fo gehen bie iege cf 
mit ah des Stimmrechte ($. 8.) auf die Ahttive 
wenftandes, auf minberjährige Erben für bie Dauer ber D 
Großjährige Söhne der Innungsgenofien haben ben 
uahane ($. 3.)..ebenfo wie andere Gerwerbeireibenbe ji geitügen. 
$.7. (Allgemeine Befugniffe und Obliegenheiten ber) 
enoffen.) Der Gintritt in die Innung begründet die Theilmabne 
% ten und Befugniffen, weldhe nad dem Geſeten und mad; biejem | 
Genoſſen zuftchen, insbefonbere die Theilnahme an dem Wermögen der 
am ihren wohlthätigen Ginrichtungen, ſowie bie Mitbenugung ihrer 
MAnftalten, unter den bafür feftgefegten Bedingungen. 
$. 8. Stimmberehtigt in den Verſammlungen ber Innung iftje 
genoffe, welcher fein Gewerbe während des zuletzt abgelaufenen akt, 
der betreffenden Verſammiung zurücgeredhnet, felbfitändig betrieben hat, 
nicht das Grimma durch einen Beſchluß der Innungsverfanmlung (IF 
entzogen iſt. 
3 Die nad) den Beſtimmungen in $. 6. zur Inmung gehörenden Wi 
minderjährigen Erben verftorbener Genoffen find nicht Nimmberedhtiat 
$. 9. Zur Greeichung der Ziwede der Innung hat jeber Gengfit 
ſtimmungen diefes Status mitzuwirten, und den mit Beadytung der > 
Ratutarifhen Vorſchriften gefaßten Befchlüffen ber Jummgsverjammlung 
entſprechenden Anorbnungen bes Borftandes Folge zu leiften 
Die Befimmungen des $. 22. in Betreff der Annahme der Wahl 
fiebe des Vorſtandes gelten auch hinſichtlich der Verpflichtung jedes I 
fen zur Annahme der Wahl zum Mitgliede det Prüfungs Kemmiffen b 
ober der Kreis-Brüfungsfommijfion ($$. 39. der 3, v. 9, Febr. 18 
$. 10. Sollte ein Innungsgenofie Gefellen ober Lehrlinge ander 
in eigennügiger Abfiht zum Ausiceiden aus ihren Arbeits oder Lehren 
verleiten, ober die einem andern Genofjen zugefidierte Arbeit buch ı 
an fih zu ziehen fuchen, oder durch unchrenhafte Tänfehung bes Publ 
durch Verbreitung von Unwahrheiten ben Erwerb der Mitgenofien bi 
fo hat der Obermeiſter bemfelben bie hierdurch veranlaßten Befdhwebe 






8 gungen ser Steeitigfeiten, beſonders fall 
auf gewerbliche Angelegenheiten berichen, wnles Sommanpapeflen ver, ' 
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ub, anf Antrag eines berjelben, beide Theile vorzuladen, um unter ihnen einen 
ich ober eine Ausſoͤhnung zu verfucen. 

Ber folhe Streitigkeiten, chne vorgängigen Sühneverfuh vor dem Vorſtande, 
ichtlichen Entſcheidung bringt, verwirft eine Orbnungsitrafe bis zu Einem Thaler. 


‚12. Jeder Innungsgenoſſe iſt verpflichtet, der ſchriftlichen Vorladung des 

des zu Erörterungen oder Verhandlungen, bei welchen ſeine Vernehmung 

Hd iſt, Folge zu leiten, In der Vorladung iſt der Zweck derſelben befannt 

ken, und es kann darin fir ben all des Auableibens eine Ordnungsſtrafe 

Binem Thaler angebroht werben. Die für ungerechtiertigtes Ausbleiben fefts 

Debnungstrafe fan, bei fernerer Nichtachtung ber erneuerten Vorladung. 
werden. 


1413. (Breiwilliger Nustritt aus ber Innung.) Die Genoflen ber 
:fönnen freiwillig, am Schluſſe jedes Quartals, nad vwollftändiger Berich⸗ 
ver rüdjländigen Beiträge und nah Grfüllung aller Verpflichtungen gegen 
ung, ausſcheiden. Ter beabfichtigte Austritt muß fuäteitens in den eriten 
pen beejenigen Quartals, mit deſſen Ablauf er erfolgen foll, den Borftande 
j angezeigt werden. Mit dem Ablaufe biefes Quartals geht der Ausſchei⸗ 
Mer, durch die Mitgliebfhaft bedingten Befugniſſe und Anſprüche an bie 
verluſtig; andrerfeits hört alsdann jeine Verpflichtung zur ferneren Zahlung 
jeägen auf, feweit er nidyt, nad allgemeinen gefeglichen Beſtimmungen, für 
Mögliche Erfüllung ſolcher Berpflihtungen der Innung, welche ſchon vor 
Musicheiden begründet waren, mit ben übrigen Innungsgenoſſen aufkom⸗ 












(Unfreiwilliges Ausjcheiben.) Gin Innungegenofe, welder 
Handlungen oder Verbrechen fhultig macht, tie nah Vorſchrift des 

Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 von der Aufnahme in eine Innung 
wwsfchließen witrden, muB aus ber Innung ausiceiden. Auch kaun unter 
Borausjehungen, unter denen nach jener Geiegesitelle tie Aufnahme ver: 
darf, ein Innungsgenoſſe durch Beſchluß der Innungsverſammlung 
mung ber Kommunal-Behörde in N. wieder ausgeſchloſſen werben. 
enfreimillige Ausſcheiden hat die Aufhebung aller durch die Mitgliedſchaft 
Befugnifle und Anfprüche an die :Innung, und ebenjo den Wegfall der 
ng zur Gntrichtung fernerer Beiträge, mit dem am Schluſſe des 6. 13. 
| Vorbehalte, zur unmittelbaren Folge. Die bis zum Auſcheiden rüd: 
Ibliebenen Beiträge können duch Grefution im VBerwaltungswege ($. 35.) 
en werden. 


5. (Ordentlihe Verfammlungen der Innung.) Zur Erledigung 
Seſchlüſſen der Innungsverfanmlung verbehaltenen Angelegenheiten werben 
wer ordentliche Verſammlungen der ftinnmberedtigten Genoſſen, und zwar 
SZ. . Nahmittags . . . . Uhr in der Stadt N. abgehalten. 

Mabungen zu ben ordentlichen Verſammlungen werden nicht erlaffen; es muß 
Berzeichniß der in jeder einzelnen Verſammlung zur Berathung konmien⸗ 
mflänte, von dem Obermeijter ober feinem Etellvertreter unterfihrieben, 
der legten drei Tage vor der betreffenden Berfammlung, beim Obermeiſter 
Echt jebes Innungegenoften bereit liegen. Ueber Gegenftände, welche in die— 
Beichniffe fehlen, darf erit im einer nachfolgenden ordentlichen oder außer: 

Berfammlung Beſchluß gefaßt werben. 


. (Außerorbentlihe Verſammlungen.) Pie Berufung außer: 
‚scher Verfanmlungen iſt zu Verathungen über eine ber in ben $$. 53, 
ühnnten Angelegenheiten erforderlich, und Fann außerdem in bringenden als 
Ben Vorſtande beichloflen, oder von dem Beijiger ($. 18.) angeordnet wer: 
uch iſt ber Obermeiſter verpflichtet, eine außerordentliche Verſammlung zu 
Fwenn ein DBiertheil der ftimmberechtigten Innungegenejen darauf anırägt. 
Wußerorbentlichen Verſammlungen müſſen fünmtliche ſtimmberechtigte Genoſ⸗ 
“"ausbrüdlicher Bezeichnung des Gegenſtandes ter Berathung, ſchriftlich ein⸗ 
Herden. Zwiſchen der Zuſtellung oder Vorzeigung der Einladung und dem 
B Berfammlung muß mindeſtens ein Tag frei bleiben. 

7. Die ftinımberehtigten Genoſſen ter Innung find verpflichtet, an allen 
mfangen Theil zu nehmen, fofern fie nicht durch Abweſenheit, durch Krant: 
æ durch andere unvermeidliche Abhaltungen am Erſcheinen verhindert ud, 


aD: zo 


030 an den Werhättniffen her Gewhrizciäciiin ge 


Dop gercätfetigte Anübleiten {R vor der fehgefehten Seit der g 
dem jeifter zu entſchuldigen. 
Ber in einer Innungsverfammlung nach ben ſeſtgeſe a 
erſcheint, hat eine Orbmmgsitrafe von zwei eine 
grofe zu zahlen, Wer ohne —— — ganz ausbleibt, v 
nung fe von fünf Silbergreſchen. te außerhalb tes Eh 
Gtadt N. wohnenden Mitglieder dürfen ohne Cufchuldigung aust 
8.18. (Beifiger der Innung.) Iever Berat ber 
lung muf; bas, ber Innung zugeorbnete Mitglied der Kommunal 
wohnen, tim über bie Gefegmäpigfeit ber Bejchlüffe zu wacheh. 
für den zegelmäßigen Beginn und Verlauf ber Verſammlungen zt 


ven bagegen 
De eher Suphung De ekgee — 
8.19. (Beratfungen und Befäläffe der Iunungs 
De Dßermeifler ober Deffen Etelivertveter Ieitet Die 9 


$. 21. Gorſtand der Innung.) Den Vorftand der In 

1) ein Obermeißter, welder bie gefammtte Innungevermalts 
für die Ausführung der Beſchlüſſe bes Vorftandes und ber Y 
lung zu forgen hat; 

2) ein Schriftführer, welchem die Beforgung aller ſchriftli— 
die Aufnahme der Verhandlungen fowohl des Borftandes n 
verfammlung obliegt; 

3) ein Kafienführer, welder die Innungsfaffe verwaltet; 

4—6) drei andere Borficher, welche zugleih, als Ski 
1-3) bezeichneten Vorſteher, deren Gejchäfte 'in Werhinden 
forgen Haben. 
$. 22. Die Mitglieber des Vorſtandes werden von ber Sum 

aus ber Zahl ver ſtimimberechtigten Genoſſen auf 3 Jahre gewählt. 
Mitgliedes gefchicht durch Stinungettel. Bei Stimmengleichheit mt 
Ohne erheblide, von ber Berfammtung als folhe anerlannie Gute 
darf Niemand bie auf ihn getine jahl ablehnen. Wer ohne 
Wahl ablehnt, kann duch Beſchluß der Verſammlung verpflichtet 1 
ber nachſten drei Jahre den doppelten Brray herienigen MBeiträge ; 
entrichten, weldye er, ohne Diele Cratung, wat, Yun Tnsenen 
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Jzu zahlen hätte. Die Wahlen bebürfen ber Beflätigung durch die Kon: 
de in N, Sm Auftrage derſelben werben bie Gemwählten vom Beifiger, 
melter Innung, durch Handſchlag in Pliht genommen. Bon den feche 
des Borftandes ſcheiden jährlid, zwei Mitglieder aus, welche in den beis 
Jahren nach Errichtung ber Innung durch das Loos beſtimmt werben. 
eidenden find wieder wählbar, jedoch für die nädften brei Jahre zur Ans 
e neuen Wahl nicht verpflichtet. - 

(Geſchäfte des Dbermeiiters.) Der Obermeilter hat alle, an 
ı_ gerichtete Schriften in Empfang zu nehmen, alle Angelegenheiten, welche 
Same Berathung nicht erfordern, im Namen bes Innungsvorftandes zu 
fe Ginladungen zu den außerordentlichen Werfammlungen der Innung, 
Anberaumung ter Beifiger zu benachridytigen ift, und zu den Berathun⸗ 
wflandes, fowie die etwa nöthigen Vorladungen einzelner Innungsgenofs 
n und Lehrlinge zu erlafien, die Ausfertigung der, von der Innung zu 

Beſcheide, oder an die Behörden zu richtenden Gefuhe u. f. w. zu vers 
b die Werzeichniffe der Innungsgenoſſen fowie ber, bei der Innung auf: 
n und entlaffenen Lehrlinge zu führen. 

(Gemeinjame Berathungen der Mitglieder des Vorſtan⸗ 
tee dem Borfige des Obermeiſters bat der Innungsvorftand nad): 
‚gelegenheiten zu erledigen: 
ebereitung berjenigen Berathungsgegenftände, welche zur Entfcheidung ber 
gsverſammlung gebradyt werten follen; 
wfernde Verwaltung des Innungevermögeng ; 
ewilligung von Unterftügungen aus der Innungskaſſe, foweit ber Vor: 
hierzu nad 8. 50. oder durch den, ven der Innungsverſammlung geneh: 
ı Ausgabeetat ($. 28.) ermächtigt if; 
erung ber Anträge auf fürmliche Aufnahme und Entlaffung ber Lehr: 
i der Innung; 
esung ter, nad ben 68. 11., 12, 17., 31., 46. verwirkten Orb: 
afen; 
arnung einzelner Innungsgenofien, in den Fällen ber 68. 10. und 42.; 
Krechtmeijung ſolcher Gefellen und Lehrlinge, deren Betragen zur Unzu: 
heit Veranlaſſung giebt ($. 47.). 

, Zu ten gemeinfanmen Berathungen und Verhantlungen bes Vorftandes 
liche Mitglieder deffelben von Obermeifter zu berufen. Bei den zu fafs 
chluͤſſen muͤſſen wenigitens vier Mitglieder verfammelt fein. Die Beſchläffe 

Stimmenmehrheit gefaßt, im alle der Stimmengleichheit entfcheidet 
1g des Obermeiſters. 

Brgebniffe der Berathungen und Verhandlungen find niederzuſchreiben, 
Ibermeiſter, dem Schriftführer und tem Kaflenführer, ober von Deren 
em zu vollziehen und in der Innungslade aufzubewahren. 

‚ (Koften der Gefhäftseführung.) Bür die Beſchaffung des Lo: 
1Verſammlungen der Innung und ber VBorjtandsmitglieder, für die Auf: 
der Innungslade und fir die Zeitverſäumniſſe, welche mit ber Taufenden 
j ber Innungsangelegenheiten verbunden find, erhält der Obermeifter 
der Innungsverſammlung feitzufegende jährliche Entſchädigung aus ber 


e. 
em Schriftführer und dem Kaſſenſührer können, durch Beſchluß ber Su: 
amlung, für ihre Zeitverſaäumniſſe angemeſſene Entſchädigungen aus der 
e bewilligt werben. 

zeidliche Auslagen der Mitglieder des Vorftandes find aus ber Innunge- 
atten. 


(Inmungsbote.) Zur Beitellung der Einladungen und Vorladungen 
bermeifter, mit Zuſtimmung ber Innungsverfammlung, einen Innunge: 
mer, welcher bie ihm zugetheilten Botengebühren aus ber Innungsekaſſe 
felbe fieht bei der Ausführung der ihm übertragenen Geſchäfte unter ber 
Dbermeifters und faun, bei Bernachläjfigung feiner Obliegenheiten, mit 
ig ber Innungsverfammlung wieder entlaffen werben. 

(Bermwaltung des Innungsvermögens.) Die Verwaltung bes 
mögens iſt dem Borftande übertragen, welcher bei feiner @efchäfts: 
den’jährlih, auf feinen Antrag, von der Innungsverſammlung keſtzu⸗ 
nnahme⸗ und Ausgabeetat gebunden iſt. 39* 








Bu 


Festen, zur Muhunime von a 
talien , Auf me von 
tungen und en, für welche die 


Sina 









3. Dem Korporati 
aber Ins Bean»; von zen u dm J 
genef: e di 
— EX Eine Hnan — — — 


eteljährlich, 
sig — ee 
— * — diſhaee worben, ein Belt 


a die Garrihtung fälliger Beiträge über den Bal 
gert, verwirkt eine Orbnungsittafe von „... Stlbergrofchen, 
$. 32. (Sonjtige Ginnahmen der Inunngstarfe) Der 
werben auch bie übrigen Ginnahmen der Junung überwiefen, zu welcher 
jehören: 
si 1) die Nugungen des Innungsvermögens; 
2) die Antrittsgelber der neu aufgenommenen Mitglieber; 
3) die Beiträge, welche bie, bei der Innung geprüften Metiter und 
felben aufgenommenen und entlaffenen Zehrlinge zur (Srjlattung 
Yen ‚Prifung, Aufnahme oder Gntlafung en Auslagei 


4) Hr ach den Beſtimmungen biefes Statuts feftgefehten und [| 
Be Mıoge6En) Hub der Innungefaie werden BeRckta: 
u aben. ut er Innung 
5 bie Berufung der — — und bie zur Tügung vl 
2) de Fr Haftenden Laſten und Mbgaben; 
e auf dem Iunungsvermögen Haftenden Laften um 
3) die Koften ber Gefhäftsfüfrung bei ber Merwaltung- bes Sunun| 


enheiten ; 

4) Gen dem Vorſtaude ($. 24. zu 3.) ober von ber 
bewilligten Unterfügungen für Fürfebenürftige Ian 
‚Hinterbliebene; 


5) bie außerdem von ber Smmungeoesfeumlung, dem Gtaint gi) 
nen Verwenbungen zu allgemeinen Inn 


ungezweiten, 
De Aufnenb für gefekige Grgögtigkiten, darf ber SIumumgstafe 1 


2aft falle 
en Soweit die Ginnahınen ($$. 31., a sur Dedung der 
nicht Sehen muß der fehlende Bedarf durch ‚außerorbentlidye 
enoſſen aufgebracht werben. Die Höhe diefer Beiträge IE 233 vr 
ar unter ——— en, " P) 
ie auf fü e Innungegenoſſen, 1 
festen runtagen vertheilt, ' * den ‚ 
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es Äh um bie Srfüllung unzweirelharter Nerbintlicfeiten ber Innung 
‚Sanın diejelbe zur Aufbringung der nẽthigen Beiträge im Verwaliungéwege 
werben. 
3. (Einziehung ber Beiträge und Orbnungsitrafen.) Alle rüd: 
‚Beiträge und Ordnungeſtrafen fönnen durch tie Kemmunalbebörde erefus 
Berwaliungswege eingezegen werten. Der hierauf gerittere Antrag des 
nruß von ben Beifiger geprüft und beicheinigt tein. 

(Innungslade) Tie Urfunten und Verbantlungen ter Innung, 
werten Papiere und die Baarbeſtände, jeweit dieſe den Betrag ven.... 
Aberſteigen, find in ter Innungslate, unter bepveltem Verſchluſſe vom Ober⸗ 
man. Der zweite Schlüffel zur Lade befindet fih in ten Händen 
guführere, 































Kaſſenbücher und tie baaren Beitände bis zur Höhe von ... . Thalern 
su Kaſſenführer verwahrt. Tieier hat den jührliben Kanen:Grat zu ent: 
b Dem Boritande zur Prüfung und Vorlegung an bie Innungsverramm- 
en. Zu allen Zahlungen bedarf er ber fehrrirtlihen Genehmigung bes 
„ welden er sierteliührlidy Hie rüdjtäntigen Ginnahmen anzuzeigen hat. 
Ran ungslegung) Die am Jahresiklufe, vom Kailenführer und vom 
ee gemeinfhartlich zu legente Rechnung über die Kaſſenverwaltung wirb 
Eierdy einen, von der Innungsverlammlung zu wählenden Ausſchuß von 
tgliebern geprüft, nach Grietigung ter etwaigen Grinnerungen adt Zuge 
init jedes Innungsgenoffen beim Obermeiſter auegelegt und fetann in 
ordentlichen Verſammlung der Innung abgenommen. Der Beiliger iſt 
Liber Zeit die Innungskaſſe zu revidiren. 
5. (Unterftügunges, Kranken: und Sterbefafjen.) Die Grs 
Bamberer Unterftügungs:, Kranken- und Sterbefaflen für tie Innunges 
Bvon ber Innungsverſammlung beichleften werten. Dieſer bleibt die 
Theilnahmeredhte und der Grundſätze für bie Verwaltung, in ben 
Maſſenſtatuten, unter Aufticht ver Kommunalbehörde in N., vorbehalten. 
| ammlung fann auch tie Aufbringung bejenterer Beiträge zu jel: 
| der Maaßgabe bejchließen, daß fiir tie Ginziehung die Beſtimmun⸗ 
Be. zur Anmwentung kemmen. 
a (Bertretung der Innung durd ben Boritand.) Die Innung 
sihhtlihen wie bei außergerichtlichen Verhantlungen durch ihren Vorſtand 
Beicher dazu feiner beienteren Vollmacht bebarf. 
FE Befugniß des Verſtandes erſtreckt fid) aud auf diejenigen Fälle, in wel: 
mbere Bevellmächtigte cher Verwalter nach ten allgemeinen Gejegen eine 
macht erforberlicd, fein würde. Der Vorſiand hat jedoch die Grmüdtigung: 
werbung, VBerpjändung und Beränßerung unbeweglicher Bermögenstheile; 
ahme von Tarlehnen; 
hernahme anderer Verpflihtungen und Leiflungen, für melde die In: 


Kaften foll; an 
ntfagung eriworbener und zur Derzichtleiitung auf ncd zu erwerbende 


— einer Ausferiigung des betreffenden Beſchluſſes der Innungs⸗ 
und, foweit zu dem Geſchaͤft bie Einwilligung der Kommunalbehörde 
iglichen Regierung nothwendig if (F. 29.), auch dieſe nachzuweiſen. 
igkeit der von dem Vorſtande, in Vertretung der Innung abgegebe: 
ärungen gehört die Mitwirkung des Obermeiſters cder feines Stell: 
zweier anderer Mitgliever des Vorſtandes. Ihre verfönliche Legitis 
durch die amtliche Beicheinigung des Beiſitzers geführt. Bei Zahlun⸗ 
Innungskaſſe bis zum Betrage von dreißig Thalern, genügt bie Quittung 
ſters oder des Kaſſenführers. 

(Lehrlinge und Sefellen der Innungsgenofjen.) Die Bes 
Innungsgenoſſen zur Beihäftigung von Gefellen und Lehrlingen, ſowie 
siffe zwiſchen ihnen und ihren Geſellen und Lehrlingen, find nach den 

des Titel VII. der Gew.:Crbn. v. 17. San. 1845 und nad der ©. 

1849 zu beurtheilen. - 

(Anmeldung ber Lehrlinge bei dem Vorſtande.) Jeder In: 

e, welcher einen Lehrling annimmt, muß denjelben vor Ablauf von 
mc dem vorläufigen Eintritt in die Lehre, mit Vorlegung ter nad 
e Gew.) Drbn. erforberlichen Beſcheinigung des Religionsichrere und einrd 


BA Con ——— ie. — 


BE un 


durch die Aufnahme v 
— aut! Ansla; u, — der Pehrhere außer bem, 
gefeglichen Stempel, Ginen Thaler zum Inmungsfaffe zu 
büße oder Grflattumg von Anslagen darf umter feinem Borwande q 
$. 42. (Ausbildung und Behandlung der Leprfünge 
nungevorftanb hat die Ausbildung und Behandlung ber, Hr ve 
menen Lehrlinge zu überwachen und mindeftens EN! 
alten. Jeder Innımgsgenoife iſt verpflichtet, den Mitg! 
fragen, Austunft über die Wührung und über bie —— 
eben; bie Verſauumiß der Pflichten, welche dem Lehrherinen 
Setn, e8———— 
jubalten; grobe Pilichtwibrigfeiten find dem Boligei-Mnwalte ‚zur 
Betrafun, ($. 185. der Gew.:Orbn.) auzuzeigen, 
Nach Befinden fann ber Borfiand die Entziehung, der. 
Halten, bei der Königlichen Negierung beantragen ($. 129, a. 
$. 43. Wider den Willen des Lehrheren dann je deh 
ber Lehrzeit aufgehoben, werden, wem der Lehrherr die ihm, 
DOrbn., v. 17. Jan; 1845 obliegenden Verpflichtung — 
das Met der wäterlihen, Zucht ($. 151, a. a. ©.) 
Ob der Fall einer folhen Dernachläffigung oder — 
Zube, amd. demzufolge bas ıSehrverhältnie — 
($.25.) unter dem Vorſitze bes Beifipers, 
mJJqJ..... 
n diefen Fällen fann ber Lehrhert zur 
Unterbringung des Lehrlings  entjtchenden DMehekoften,. = 
werben. 
Daflelbe gilt von dem Falle, wenn bem Lehrherrn die Berngih, 1 
Halten, entzogen wird. 
$. 44. (Abmeldung der Lehrlinge bei dem Resta: 
ſcheiden des nelinge aus dem Lehrverhältnifie muß binnen dee: 
beren dem BVorftanbe angezeigt werben. Bei ber 
madyt «3 feinen ne Se —S 
nicht und eb der Lehrling wi de ar Aukknnan Narr ihlgf: 
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Bird, nady Erfüllung bes Lehrvertrags, die Prüfung und Entlafiung bes 
bei der Innung nicht beantragt, fo hat ber Vorfland die Gründe diefer 
ß, mit Zugiehung der Betheiligten, zu erörtern, und in ben geeigneten 
Zehrling zur Ablegung der Gejellenprüfung duch Vorhaltung der Nach⸗ 
he bei den Mangel bes Prüfungs:Zeugniffes für fein Fortkommen ent: 
en, zu veranlaflen. 

nge, welche vor Ablauf der Lehrzeit ihren, zur Innung gehörenden Lehr⸗ 
, befien Tod, oder aus anderen Gründen verlieren, follen durch Vermitte⸗ 
3orfländes bei einem anderen Genoſſen der Innung zur Vollendung ber 
tergebracht werden. Die Annahme folcher Lehrlinge tft, foweit fi Ge⸗ 
azu barbietet, Chrenpflicht der Genoflen. 

. (Brüfung und Entlaffung der Lehrlinge.) Die Prüfung des 
folgt, nad Beendigung ber Lehrzeit, bei der Prüfungs: KRommiffion ber 
yelhe nach den hierüber beftehenden allgemeinen Beſtimmungen zu ver 


Brund des von diefer Kommiſſion ertheilten Prüfungszeugniſſes wird der 
cr verfammelter Innung mit Zuziehung des Lehrheren und der Bertreter 
an (Altgefellen), durch den Dbermeifter ober beffen Stellvertreter, aus der 
fen, unter entiprechenber Vermahnung mit den Pflihten eines @efellen 
macht und feierlich mirtelft Handfchlags zum Geſellen erklärt. 

Bebühren für die Prüfung des Lehrlings find nach ber allgemeinen Ans 
ie bie Prüfungs:Kommiffionen feitzufeben. Außerdem hat der Lehrling 
ige, von welchen befien Entlaffung beantragt ift, Einen Thaler zur Er⸗ 
ee durch die Gntlaffung entftehenden Auslagen, an die Innungsfafle 


. Innungsgenofien, welde einen von ihnen angenommenen ober entlafs 
Ming innerhalb ber vorgefchriebenen Friſten ($$. 40. und 44.), beim 
nicht anmelden oder abmelden, verwirfen eine Orbnungsftrafe bis zu 


ſ. Der Vorſtand ift befugt, diejenigen Lehrlinge und Geſellen, deren Bes 
"Unzufriedenheit Veranlafiung giebt, vor fid), oder vor bie verfammelte 
R laden, um ihnen die geeigneten Vorhaltungen zu machen, ober Zurecht⸗ 
u ertheilen. 

ichtachtung einer folhen Vorladung foll dem Vorſtande zur Geitellung 
orſam Nusgebliebenen von der Orts - Polizeibehörde Beiſtand gewährt 


. (Streitigkeiten ber Innungsgenoffen mit ihren Gefellen 
rlingen.) Etreitigfeiten der felbfiftändigen Genofien der Sunung mit 
ellen ober Lehrlingen, die ſich auf den Antritt, bie Fortſetzung oder Auf: 
8 Arbeits: oder Lehrverhältniffes oder auf bie gegenfeitigen Leiftungen 
ee Dauer befielben beziehen, find, fo lange für felde Angelegenheiten eine 
Behörde (Gewerbegericht) nicht befteht, durd den Vorſtand ($. 25.) unter 
ge bes Beifigers zu entfcheiden. Gegen die Entſcheidung ftejt ten Bes 
die Berufung auf den Rechtsweg binnen 10 Tagen präffufivifcher Frift 
vorläufige Vollſtreckung wird aber hierdurch nicht aufgehalten. Geht die 
y der erwähnten Streitigkeiten auf ein, nad der DB. v. 9. Febr. 1849 
r. 3103.) eingefeßtes Gewerbegericht über, fo ift der, im 8. 25. a. a. O. 
Bergleih6:Ausfhuß der Innung von dem Vorſtande aus jeiner Mitte 


, (Fürſorge für hülfsbebürftige Genoffen und Angehörige 
ung.) Denjenigen Genofien, welde duch fortdauernde Kranfheit ober 
rsſchwãche erwerbsunfähig werben, und ben Külfsbebürftigen Hinterblicbe- 
ebener Genoſſen, hat ber Vorſtand in der, nach den obwalienden Umftän- 
mfien Weije feine Fürſorge zuzumwenden. 

: Zürforge ift insbefondere auf die Beihaffung eines befühigten Werkfüh⸗ 
Fortſezung des unterbrochenen &ewerbebetriebes zu richten. Jeder Ins 
fie, bei welchem ein hierzu geeigneter und bereitwilliger Gefelle in Arbeit 
verpflichtet, denjelben auf Erfordern des Vorftandes zur Werkſtatt bes er- 
der verflorbenen Innungsgenoffen zu entlaſſen. 

). Unbemittelten Hinterbliebenen verftorbener Innungsgenofien darf ber 
einen Beitrag zu den Beerbigungsfoften bis zu .. . . Thalern aus ber 
fe beiwilligen. 


—— an die Si Sn 


gen die, von dem MWorftande auf b 
an it die Berufung auf weitere 
behörte eutaeiefen 
$. 53. (Schluß-Betimmungen) — —— 
dee Innung, ober im öffentlichen Infereſſe von A 
und unter Beflätigung des Miniflerlums abgeändert, — 
Bu Anträgen der Inning auf Abanderungen a 
mehrheit von ji Drittheilen ber, im einer auperorbentlichen 
nenen Stimmberechtigten erſorderlich. 
$, 54. Died) eigenen Beſchluß tann ſich bie 
wenn it. einer außerordentliche —— 
den ſtimmberechtigten Genoſſen dafür Ummen, venn auf 
vorhandenen — n chergeſtelln und die Anflöfung von 
genehmigt it. Im Falle der Auflöfüng der Een ale 
der hüten — ie Vermöy 
$. 99. ber Gew.:Ordn, 7. Sau, 1845, ber ( 
Mltung au, benfelben ai dem Vorfhlage-der Be 
seber zum Beſten einer gemeinnutzigen — 
* verwenden, 
|, 55. Soweit diefes Statut fir die Mo 
ber befondere Beſtimmungen nicht enthält, en 
Yidyen — insbeſondete die Se ber Gen 
und der B. v. 9. Febr. 1849 zur Anwendung 
Anlage b. * 
Benerfüngen u ven NormalsInnunge int 
Um bie Benugung des Normalftatute bei ber 
-zu erleichtern, iR baflelbe als Epezialftatut “einer, unter & 
erradten Fans „ausgensbeitet Mi i 
ei find bie Verhältniffe ber —S— 
neren Provingial-Staͤdten) in Betracht ge (in de rs 
von Mitgliedern vorausgeiegt, Es iR Yan en 


\ 
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Stadt ihren Si hat, auch Gewerbegenofien des platten Landes ober bes 
we Städte, wenn bort feine Innungen für daſſelbe Gewerbe beſtehen, ben 
im die GSenofienfhaft geſtatte. Der Beſitz eines Korporationsvermögens, 
fen Berwaltung das Normalftatut Beſtimmungen enthält, gehört zwar zu 
mahmen. Diejenigen Snnungen, welche fein Vermögen befigen, werben 
mf bie allmälige Anfanımlung eines felhen Bedacht zu nehmen haben, und 
Immung in den Full kommen fann, Vermögen zu erwerben, für deſſen Vers 
Das Statut die nöthigen Anorbuungen enthalten muß, fo jind bie betref- 
Beſtimmungen des Normalitatuts zur Aufnahme in alle Epezialjtatuten 


Be: Eingang bes Normalftatuts bezieht fih anf tie zunaͤchſt erforderliche Mes 
sw Statuten der, in F. 94. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Zan. 1845 erwähnten 

ngen, Für diefe Reviſion find aber, nach $. 95. am angeführten Orte 
.6. 66. der V. v. 9. Febr. 1849 diefelben Grundſätze maaßgebend, nad) 
Die Berfaflung ber nen errichteten Innungen feftzuftellen if. Daher Tann 
kmelftatut in gleicher Weife bei ver Entwerfung ber Statuten für neu ge: 

en, wie bei der Revifien älterer Innungsitatuten, zum Vorbilde dienen. 
3. Erläuterung einzelner Beftimmungen deſſelben it Nachſtehendes zu bemerken: 


Gingange bes Normalftatuts.) Bei der Reviſion der Statuten 
sungen fönnen, wenn bie Verhältniſſe e3 empfehlen, aud) mehrere ges 
Senungen zu einer gemeinfamen Innung vereinigt werben. Ueber eine folde 
gs if, außer den beteiligten Innungsgenvilen, ber Gewerberath ($. 2. der 
Febr. 1849) und in den Orten, für welden ein Gewerberath nicht bes 
ommunalbehörbe ($. 22. a. a. O.) zu hören. 
AR von dem Gefihtspunfte auszugehen, daß bie in jener DB. angeorbnete 
des Handwerksbetriebes darauf gerichtet iſt, gleichartige und verwandte 
elche wegen ber gemeinfamen Gegenftände der gewerblichen Thaͤtigkeit 
Ffen, nicht allein bei der Syeltitellung der Bedingungen bes felbitftändi- 
Webetriebes, fondern auch bei ber Abgränzung der Innungen, fo weit es 
Be geftatten, zufammenzufaflen, damit ſowohl die Befugniß zur felbftftän: 
Achtung aller gleichartigen oder nahe verwandten Handwerksarbeiten, durch 
Re Einer Meifterprüfung erlangt, wie die Veranlaffung von Streitigs 
verfchiedenen Innungen, wegen leberfchreitung der, zu ben einzeluen 
zerechneten Berrihtungen moͤglichſt vermieden werde. 
xrſeits gilt die Beſtimmung im $. 101. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Januar 
5 welcer zur Bildung einer neuen Innung nur diejenigen zufammentreten 
beidye gleiche ober verwandte Gewerbe betreiben, nad 6.95. am angeführ: 
sasıch für die Vereinigung fchon beftehender Innungen. 
Fweit in biefer Beziehung, an ſich veridietene Handwerfe als verwandte 
find, it hanptſächlich nach der Achnlichfeit der bei ihrem Betriebe zur 
3 kommenden Kenntniffe und Fertigkeiten, weniger nad der Gleichartigkeit 
Jematerials zu beurtheilen. Der Bildung gemeinfaner Innungen für Ses 
iche eine durchgängig verfchiedene Ausbildung erfordern, fteht auch bie 
entgegen, baß bie, nad) 8. 37. der DB. v. 9. Febr. 1849 aus zwei Genof: 
Eumung und aus zwei Gejellen zu errichtende Prüfungs-Kommiſſion, im 
\ muB, alle bei der Innung vorkommenden Meifter- und Geſellen⸗Prü⸗ 
asıhalten, 
8 —* der Revifion älterer Innungsſtatuten mehrere verwandte Innungen, 
Werbergewerk und ein Kuͤrſchnergewerk vereinigt, jo iſt ſtatt der, im Eingange 
alſtatuts eingeflammerten Worte zu feben: 


Merber s und Kürfchnergewerf beſtandenen Korporationen 

isn die genannten Gewerke zu einer gemeinjamen Innung vereinigt worben,” 

Üleſe neue Korporation, welche fortan unter dem Namen Gerbers und Kürſch⸗ 

er⸗Innung in N, fortbeſteht,“ 

Gewerke.“ 

me die Bildung neuer Innungen ift jedesmal der Gewerberath, ober, wo 
‚pie Kommunalbehörbe zu vernehmen. Bei der Erörterung ber hierauf gerich⸗ 
ge find neben den Beflimmungen in ben $$. 101. ff. der Gew.⸗Ordn., 
der zur Bildung neuer Innungen erforderlihen Zahl befühigter Theil⸗ 
e örtlichen Verhältniffe befonders in der Hinficht zus berüdfihtigen, daß 
Sandwerfern, weldye wegen ihrer geringen Zahl befondere Inwımam Tür 
» wicht bilden Fönnen, wo möglid Gelegenheit gewährt wird, Ad, der 





















chend. 
kei imenungen, für Geſellſhaften Sr eb 
jedhnung (9. 124. Ir — Heike. 
* ‚Hiernad, Tann in die Statuten Feine Beſtimmung übernommen 
dahin gebt: We 
in m Die Förderung der Affepiatien behufs Anfhaffung vollk 
ner. Seföftomitel und Gejchäfts Einrichtungen, und 6 
Kräfte zur Erweiterung des Gejhäftsbetriebes und 2 
Konkurrenz“ - 
als Innungt zweck zu bezeichnen: dem dadurch tiiche ber Im 
amzuläfftg die Beſugniß eingeräumt, über die Verwendung des Wefat 
jedes InnungssGenofen durch Stimmenmehrheit Befchti 
ine folhe Ausdehnung der Innungszwedke fönnte, sh it 
— die Bildung und das Gedeihen ber Jummgen nur bie mi 
ben. 2 
5 Audy die von manchen Seiten vorgeſchlagene Beſtimmung 
„daß die Innung bie in der Gew,» Drbn, gewährten € 
wachen habe,” # 
i in fofern nicht zit empfehfen, als umter „geivährten Gere 
ewerbliche Berechtigungen verſtanden werben Fönnten, Die 
isn Gelegenheit, die allgemeinen Intereſſen des Hant 
der Meifiers und Gefellenprüfungen, bei der — 
bender, bei der Beauffichtigung der Lehrverhalimiſſe be 
Angelegenheiten u, |. w. wahrzunehmen. , Zur Bezeichn 
Tanne — Ar a — geeignet. —7 
Aehnl v⸗ t es mit in manchen Statuimmiwärfer 
bezeichneten „Uebernahme öffentlicher Arbeiten Die Uchel 
öffentligen Arbeiten fann ben Innungen allgemein und ‚ou 
werben. Soweit Veranlaflung gefunden wird, dergleichen f 
als. folder zu überweifen, bleibt biefer, ohne daß es iber eines A 
Statute bedarf, überlafen, ie Lieferung unter n 
. Meberhagpt iR zur Remihung Ylukeiigr Relkemmunagn,. 
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ußt, nicht erfüllbare Anjprüche hervorrufen, ober bie Innungs-Berfanmiungen 
Häffigen Beichlüfien verleiten, die Aufzählung der Innungszwecke in ben Spe⸗ 
‚ anf bie im $. 1. des Rormalitatuts erwähnten Angelegenheiten zu bes 
z, welche im Wefentlichen alle in den Bereich der Innungen zu ziehenden 






Abe umfaſſen. 

6.2.) In den Statuten neu gebilbeter Innungen muß $.2. dahin lauten: 
radie Schuhmacher⸗Innung [Gerber und Kürfchner-Innung] in N. wirb zus 
“nächft gebildet von den in ber Verhandlung von .... genannten‘ Schubs 
machermeiſtern [Gerber= und Kürjchnermeiitern] ,“ 
wauß bie in Bezug genommene Verhandlung die Beitrittserflärumg einer, nad) 
203. fi. der Gew.⸗Ordn. zur Bildung ber Innung genügenten Zahl von 
De Theilnehmern enthalten. 

6. 3.) Wenn die Innung mehrere (verwandte) Gewerbe, 3. B. bie Ges 

Gerber und der Kürſchner umfaßt, ift, flatt der eingeflammerten Worte 


Gerber⸗ oder Kürfchnermeifter 

> Gerber: oder KRürjchner- Gewerbes“ 

| ber= oder Kürſchner⸗Innungen“. 

den Beſtimmungen im 6. 111. der Gew.» Orbn. kann einem Gewerbes 

der Zutritt zu einer, außerhalb jeines Mohnorts beitchenden Innung nur 

Ktet werden, wenn an feinen Wohnorte für das von ihm betriebene Ge⸗ 

a Innung nicht vorhanden ift. Die Abſicht des Geſetzes geht jedoch dahin, 

u Fällen, in welchen die Aufnahme nad, vorfiehenden Beſtimmungen ges 

e Mufzunchmende auch nicht zurückgewiefen werden ſoll. In biefem 

= 6. 3. des Normalitatuts abgefaßt. 

3. I) Ueber das Berfahren der Prüfungs sKonmiffion der Innung 

s und Gefellenprüfungen, iiber die Prüfungsaufgaben und Ptüfungs⸗ 

in die Innungsftatuten feine Beftimmungen aufzunehmen. Ueber alle 

d enthält theils die Verordnung vom 9. Febr. 1849, theils die allgemeine 

für die Innungs- und Kreis-⸗Prüfungskommiſſionen vom 31. März 1849 
Anordnungen, von welden feine Innung abweidhen darf. 

r wanden Innungen ift zu den Beitimmungen im $. 3, I. der Zujag 






















der Nachweis ber gewerblichen Berähigung kann, außer dem, im 6.27. der 
v. 9. Febr. 1849 erwähnten Falle, auc denjenigen, welde fhon vor Vers 
Wudigung jener Verordnung den felbftftänbigen Betrieb ihres Gewerbes, nad) 
Brgängiger Anmeldung deſſelben bei ver Ortsbehörbe, begennen haben, durch 
men — 2* der Innungsverſammlung erlaſſen werden.“ 

ie Aufnahme dieſes Zuſatzes in die Iunungsitatuten findet ſich nichts zu 
1, bazıı ift aber die Zuftimmung der Ortsgemeinde erforderlich ($. 120. der 
bir), weil jener Zufab von den Beltimmungen im $. 108. am angeführten 


[2 3 





Bisrer, Steinhauer, Schiefer: und Ziegeldecker, Haus: und Schiffszimmerleute, 
E unb Brunnenbaumeifter, und Schernfteinfeger haben, nach $. 24. der V. 
Br. 1849, über die Befähigung zum felbitftändigen Betriebe ihres Handwerks 
as im © 45. der Gew.⸗Ordn. vorgeichriebene Zeugniß ber Regierung fich 
Ben. aflelbe wirb denjenigen extheilt, weldye die Meißerprüfung vor einer 
B jene Gewerbe angeorbneten Pruͤfungskemmiſſion beitanden haben, und 
gniß genügt nad) $. 108. a. a. DO. auch zum Nachweiſe der gewerblichen 
— 7 fir den Eintritt in eine Innung. In Anſehung ter Meiſterpruͤfungen 
ehalb die Beſtimmungen der $$. 37—40. d. V. v. 9. Febr. 1849 bei den 
u ber im $. 34. a. a, D. erwähnten Gewerbetreibenden feine Anwendung. 
Iinach if die Faſſung des $. 3. zu I. des Normalflatuts für eine folde 
». 3. 3. für eine Maurer⸗Innung, dahin abzuändern: 
der Aufzunchmende muß bie Befähigung zum Betriebe bes [Maurer⸗Ge⸗ 
werbes] nachweiſen. 
Zum Nachweiſe dieſer Befähigung genügt das im $. 45. der Gew.⸗ 
Drbn. v. 17. Ian. 1845 erforderte Zeugniß der Regierung. 
43.11) Um die Aufnahme allee Handwerker in die Innungen zu bes 
kim 6. 61. der V. v. 9. Febr. 1849, auf Antrag der bei den Borberas 
ezogenen Handwerker, ‚feitgefegt, daß bis nad) erfolgter Revikon ver 
N geßatten, bie bieperigen Aufnahmegebühren (Antrittegeiver‘) wur 








⸗ 


E30 Men ber Serdaitneffem der Ger 


feweit forterhoben werben dürfen, als fe den Sah von fünf Thalern m 
gen. Die Erhebung hit iſt demgufotge 
> Altern umb bei der Wejlitellung heiter Inmtngsftatten 
wem eine Innung ihren Mitgliedern bejondere materielle 
‚branch einer, bedeutende Umterhaltungsfoften erfor 
Geimahne an ben Nutzungen eines erheb lichen 
ufpeuıdy atıf Unterftügung der Hinterbliebenen, ans einen, mit‘ 
Ri von der Bere unterhaltenen Sterbefafe u. |. 
m Statute den neu zutretenden Genoſſen attsnahmameife die Ente 
den Werhältuiffen ——— nicht zu hohen Ginfanfsgerbes für die 
jqeer ungewöhnlichen Wortheile neben ben oͤhnlichen 
werden. Die Zahlung des ECinlaufegeldes int dann, mit 
felkung unter den Bebingungen ber Mufnahme befonders 
der Bahlumgen und Abgaben, welche früher bei manchen 
aufgenommenen Mitgliebern an verſchiedene Kaflen und 
sichten — find die Beſtimmungen im ben 88 60. ff. 
ten. . —X 4 
” (Zu $. 4.) Im den Statuten geoßer Innungen Tann bie Geörte 










men, und zur Geltendmachung bee gegen bie Aufnal einer 
n Orlate ce, Im 3 


BEE Telae Dante whchen, fe mus DES * 

n e ent jo muf ie In Fi 

ben, Grfolgt fein Einſpruch, fo Fan ber Berhand ber, 2.00 

der im $, 5. des Mormaltatute bezeichneten Wirkung, } 
Bon verfdyiebenen Seiten iſt eine Milverung der, im $. 4. des 

in Be genommenen Beſtimmungen bes $. 107. ber Gew.sDrbn. = 
3 — 


raums fid, vortwutfsfrei geführt Haben, und wenn ihnen bie 

bürgerlichen Chrenrechte wieder verliehen worden, die Aufnahn 

ſchlůüß der Innungsverfammlung bewilligt werben könne.“ 

Ein derartiger Zufag kann in den Epezialftatuten, ben 6.4. des 9 
beigefügt werben. Die barin enthaltene Abweichung von ben Beftn 
ki 107. der Gew. DOrbn. bedarf aber nad) $. 120. am angeführten £ 

timmung ber Gemeinde bes Ortes, in welden die Innung ihren Sih 

(3u $. 6) Der $. 6. des Nermalftatuts enthält eine Anwendung 
mungen im 6. 62. ber Bew.Ordn. v. 17. Ian. 1845 auf bie Immung 
Unter dem dort erwähnten „qualifiziten tellvertreter” ift ein folder 
welher zum feibffänbigen Betriebe des beit. Gewerbes befähigt iR. 
Gewerbe ber Witwe ober ben minberjährigen Erben des vı ‚em 
noffen zu den im $. 23. der B. v. 9. Fehr. 1849 genannten Handwerl 
ber Stellvertreter den im $. 3. zu I. des Mormalfatute geforderten 9 

ewerblichen Befähigung geführt haben. Gehört das Gewerbe zu ta 
jener Verordnung erwähnten, fo muß ber Stellvertreter das im $. 4 
Drdn. vorgejchriebene Befähigungszeugniß der Regierung befigen. 

(Su 8. 8). Durch die Statuten der einzelnen Innungen kann bei 
von einem gewoiffen Umfange bes Gewerbebetriebes abhängig gemadt, ı 
denartig abgeftuft werben. Gine Abweichung von der, bem $. 115. ber 
entlehnten Beftimmung bes Normalftatuts, daß nur Bisienigen Genoffen 
welde ihr Gewerbe während bes vorhergehenden Sahne fe Rfänbig beh 
berechtigt fein follen, bei den Beſchlüſſen mitzuimmen, bedarf nad) $ ] 
geführten Orte ber Zuftimmung der Gemeinde. 

u $.9.) Wenn eime Innung bie Beſorgung der Botengeſch— 
dem zuleßt beigetretenen Genoſſen (Iungmeifter) zur Pflicht machen will 
Verpflichtung jedes neu zutretenden Mitglieves im 8. 9, mit zu ermähn 
heren Beftimmungen über bie Obliegenheiten bes. Sungmeifters, über fei 
seetung in Verhinderungejällen, und über die Mittel, durch welde er p 
feiner Verpflichtungen tm Kalle der Weigrrana nafltn wehren SL, 
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zete Stelle im 8. 27. des Statuts. — Auch wenn bie Genoifen ber Ins 
sie Verpflichtungen in Betreff der Leichenfelge übernehnen follen, gehören 
ber zu treffenden Beftimmungen in einen nad) $. 9. einzufchaltenden Para: 
es Innungsſtatuts. So kann z DB. feſtgeſetzt werden: 
irbt ein Innungsgenofie, oder bie Ehefrau eines Innungegenoften, fo has 
die jüngeren Genoſſen nach ber jebegmaligen Anordnung des Obermeifters 
Beihe zu Grabe zu tragen. Mer fich der Erfüllung diefer Verpflichtung 
zureichende Entfhuldigungsgründe entzieht, verwirkt eine Ordnungsoſtrafe 
m... Silbergrofhen. Auch für die übrigen Genoffen der Innung iſt es 
apflicht, die Leiche zu begleiten.“ 
88. 15.,16.) Lieber die Zahl und die Zeit der erforderlichen Verſamm⸗ 
ıd in das Spezialftatut jeder Innung bie, nad deren Verhaͤltniſſen nöthis 
nungen aufzunchnen, 
Beflimmungen des Normalſtatuts über tie Zufammenberufung ber außer: 
a Berfammlungen und über die Bekanntmachung der DBerathungsgegen- 
e ber Abhaltung jeder Verfammlung, bezeihnen das geringſte Maaß der 
ten, welche noihwendig find, um Die größere Zahl der Innungsgenoflen 
Kkahme an den Verſammlungen, in welchen wichtige Gegenftände zır Vera: 
men, zu veranlafien, und um vie Einzelnen gegen die Nachtheile zu fichern, 
He durch Beſchluͤſſe ſchwach hefuchter Verſammlungen verjegt werben kön⸗ 
w der Erfüllung der dort vorgeſchriebenen Erforderniſſe kann daher feine 
mtbunden werben. Befindet fid) dagegen eine Innung in der Lage, jene 
witen zur Bequemlichkeit der Berufenen zu vervollitändigen, 3. B. durch Bes 
des Berfammlungstermins im Lofalblatte oder Kreishlatte, oder durch 
Einladungen an öffentlihen Orten, jo bleibt ihr überlaffen, die hierauf 
Ergänzungen in den Entwurf ihres Statuts aufzunehmen. 
18.) Tie Beitimmungen bes Normalftatuts in Betreff der Ueberwa⸗ 
egmäßigfeit der Sunungsverhandlungen durch den Beifiger, gründen 
8. 113. der Gew.⸗Ordn. und es darf davon in feinem Statut abge: 


21.,22.) Im Normalſtatut it die Zahl der Mitgliever des Vorſtan⸗ 
ennung derfelben, die Art ihrer Wahl, die Dauer ber Wahfzeit, und vie 
ber den: Vorſtande überwieſenen Geſchäfte unter bie einzelnen Mitglies 
tipielöweife feitgeiebt. Es Bleiben daher die Beitimmungen über alle dieſe 
Statuten der einzelnen Innungen nad) den VBorfchlägen der Betheiligten 

en. Die Beftätigung der Wahl tes Vorftandes durch die Kommunalbe⸗ 

8. 112. der Gew.⸗Ordn. vorgeſchrieben, und im jedem Statut vorzus 











en Statuten größerer Innungen, beren zahlreiche Mitglieder nicht ohne 
Heiten zur Erledigung aller, im Normalftatut der Innungsverſammlung 
men, Angelegenheiten zufammenberufen werben fönnen, ift zur Grleichterung 
ngöverwaltung ein Theil jener Angelegenheiten, entweder dem Vorſtande, 
w, zwifchen dem Vorſtande und ber Innungsverſammlung jlehenden Aus: 
Innung zu übertragen. 
erfteren alle kann die Zahl der, im $. 21. erwähnten Mitglieder des Vor: 
m BWerhältnifien der Innung entfprechend, vernichrt, und im 8. 24. das 
B der Angelegenheiten, welche von bem verfammelten Vorſtande zu erlebi- 
yervollitändigt werben. 
ein Theil der, im Normalſtatut der Innungsverſammlung vorbehaltenen 
auf einen befenderen Ausſchuß übergehen, jo find im Statut zu be: 


bl und bie Wahl der Aueihußmiglicber 

bingungen der Wählbarfeit zum Mitgliede des Ausſchuſſes; 
Berpflihtung zur Annahme der Wahl; 
Dauer der Wahlzeit umd die erforderliche Erneuerung der Wahlen; 
Befugniffe des verfammelten Ansfchuiles, die Berufung der Mitglieder zu 
Berjammnlungen, die Leitung ber Berathungen durch den DObermeifter, die 
Seichlußfähigkeit erforderliche Zahl der anweſenden Mitglieder, die Mehrheit 
Stimmen, weldye bei der Abfaſſung der Beſchlüſſe enticheider, die Nieder— 
Bun und Bellziehung der Beſchluͤſſe, wenn ſolche Ausfertigungen nöthig 


Beziehung bes Beiſiter bei ben Berathungen und Beihlüfen des wie Ans 


p 
* 
wen f Be an 


29.) Di 
en 


boRknde, Berhandlum; ſowit 1 

Auien, nad dem Bei — — — 
(du $. 37.) Bean bei ber Innung eine Kran 
fammtliche Genoffen ſchon beftcht, fönuen bie 


der Verwaltung entweder im Smungsflatut feilgefeht, ober 

tuten vorbehalten werben. Leßteres mu gefchehen, Wenm m 

bei der Gterbefaffe beteiligt Kin: ‚oder wenn zur Sterbefaffe audı 

ale Innungsgenofien gehören, weil in jolden Fallen die Angel 

befafle nicht volftändig niit den Angelegenheiten der Inmung aufam 
Beſiht die Inmung eine zum Gebraude aller Iunungsgenoffen M 

alt, 5. 8. eine Walfe, jo Air auch die für deren —— 

maaßgebenden Grundfäge, die für den Mitgebraud zu entrid 

u. ſ. w. entweder in einen befondern Abſchnitte des Sunungsftaturs 

einer von der Innungeverfonmlung zu genehmigenben aa e 


(gu $. 39.) Vorſchriften über allgemeine Verhältmiffe et 
deſondere über die Unterbringung arbeitfuchender Gefellen 5 
Einrichtung und Verwaltung der Gefellenfafen u, f. W,, 

Imungs ſtatuten nicht geelgnet. Den einerfeits it bie —5* 
Geſellentaſſen und Verbindungen zur gegenjeitigen kr} 
nungegenoſſen arbeitenden Gefellen, nad, 8, 144. ber Sewerl 
3845 nicht FH zuläffig ; anbererjeits fonnen durch Junm 

bei andern Metern arbeitenden Geſellen, noch auch für d 

hoͤrenden Arbeitgeber biejenigen Verlinmumgen feitgefeßt werden 

lung einer ziwedmäßigen Ordnung im Gefellenwejen nöthig find, 

für biefe Orbnung müffen deshalb durch Ortsftatuten BR 168, 109. 
Ordnung; $$. 46., 57., 59. ver B. v. 9, Febr. 1849) geihaffen“ 

ten Anordnungen jſonehi für die Mitglieder ber Immungen und 

für die übrigen Meifter und bie bei dieſen befähigen © Geſelleu. 

fen werben. 

Auch bie, im Titel VII. der Gew.-Ordn. v. 17. Ian. 

9. Bebr. 1849 enthaltenen Befimmungen über bie rg u 
Ien und ihren Arbeitgebern, über die gegenfeitigen Verpflichtungen 

laffung ter Geſellen ı. . find in bie —— nicht —* 
dieſe Wiederholung gejeglih beitchener —E on. fü 

das Statut, wenn e8 die Beigeligken voltandn Wow Ba 
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u follte, ſehr ausführlich fein müßte. Auf die betr. allgemeinen Vorſchriften 
se im 8. 39. bes Rormalftatuts nur nachrichtlich hingewieſen. 
en eignen fih zur Aufnahme in bie Snnungsflatuten ſolche Beſtimmungen 
n8 Urbeitsverhältniß zwifchen den Innungsgenoſſen und ihren Gefellen, welche 
—XR—— Vorſchriften der Gewerbe-⸗Ordnung v. 17. Jan. 1845 in Beziehung 
einzelne Innung ergänzen, und nad, . 135. am angeführten Orte, in Er⸗ 
Büg vertragsmäßiger Feſtſetzungen zwiſchen den Betheiligten, in Eireitfällen 
Entſcheidungsnorm geben follen, 3. B. Beitimmungen über bie innungs⸗ 
bigungsfrift, über Lohn und Koft derjenigen Gefellen, welche ohne bes 
brebung hierüber bei einem Innungsgenoſſen in Arbeit getreten find, 
Bergütigung der die gewöhnliche tägliche Arbeitszeit überjchreitenden Ar⸗ 































Jen Beftimmungen über bie Dauer der täglichen Arbeitszeit in das Statut 

Pümen werben, jo muß zuvor bit Feſtſetzung der Nrbeitsftunden für das bes 
Banbwerf, den Beitimmungen des $. 49. der V. v. 9. Febr. 1849 gemäß, 

Bewerberath, oder wo ein ſolcher nicht befteht, durch die Konmmunalbehörbe 

angeführten Orte) erfolgt fein. 

ignete Stelle für foldhe Beilimmungen it, wenn die Verhältnifie einer 

deren Aufnahme in das Innungsſtatut Tprechen, Hinter dem 6. 39. des 


ormalftatut find die, im Titel VIE ter Gewerbeordnung neben ben Ge⸗ 
Beähnten „Behülfen‘‘ nicht genannt, weil für die Gefellen der Schuhmader 
ten andern Handwerker die Bezeichnung „Gehülfe“ nicht üblich if. In 

ſolcher Innungen, bei welchen die Geſellen „Gehülfen“ heißen, wirb 
Beihnung überall, wo im Normalftatut ven „Geſellen“ tie Rede ift, zu 


540.) Die Lehrlinge'der Innungsgenefien ftehen nach ben Vorfchriften 
enung in einem nähern Verhältniffe zur Innung, auf welches die 68. 
Mormalſtatuts fich bezichen. 

Weck der Hier anfgenemmenen Anordnungen geht dahin, die Aufficht der 
ee die Annahme, Behandlung und Entlaſſung der Lehrlinge an ſichern. 
nen Beftimmungen der Gewerbeordnung über Die Befugniß der In⸗ 
Men zur Annahme von Lehrlingen, über Die gegenfeitigen Verpflichtungen 
em en und dem Lehrlinge, und über die Gründe, aus weichen das 
miß aufgehoben werben faun, find aus den cken zu $. 39. bemerkten 
B weggelaflen. 

ergänzende Entiheibungsnermen, im Sinne des $. 135. der Gew.Ordu., 
gegen in die Statuten Beſtimmungen über die Auseinanderjegung des 
und bes Lehrlings bei etwaiger Auflöfung des Lehrverhältniſſes vor Ab: 
Eehrzeit, aufgenommen werben; 3. DB. die von mehreren Seiten vorgeſchla⸗ 


kung: 
Ba ii Falle des $. 154. der Gew.-Ordn. zwei Drüttheile des bebungenen 
hegeldes für das erite Jahr und ein Drittheil für das zweite Jahr gerech⸗ 
Be werben follen; ‘' 
Eis dem gedachten Kalle: 

ze Lehrherr, wenn fein Lehrgelb bebungen worden, Erſatz für die Beköſti⸗ 
ung des abgehenden Lehrlings während der Dauer des beitandenen Lehrver⸗ 
miſſes zu fordern habe.‘ ' 
mehreren früher genehmigten Innungsftatuten ift, nach den Anträgen ber 
Ben, feſtgeſetzt: 
ba Fein Innungegenoffe gleichzeitig mehr als zwei (ober breit) Lehrlinge 
Biten dürfe.“ 
näherer Erwägung it jedoch von der ferneren Ginführung einer folchen, 
©. 9. Febr. 1849 nicht begründeten Befchränfung, welche zugleich denn, 
Mewerbetreibenden felbft gewünfchten Gintritte in bie Innungen entgegen: 


e, Abſtand zu nehmen. 
manchen Innungen läßt fid) die Zahl der von ben einzelnen Genoflen zu 
Lehrlinge fhon wegen beren Unentbehrlichfeit zum Gewerbebetriebe nicht bes 

Aber auch wo dies nicht der Fall it, kann eine folche, nur bie Junungs⸗ 

seffende Beſchraͤnkung, von welcher die, nicht zum Innung gehörenden Ges 
uden frei bleiben miüfjen, den Intereſſen der Innung wicht entiptednen. 
# das erwähnte Verbot mit ber, zu ben Zwedien ber Junung genürenten 
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Fürferge für die Lehrlinge, in fofern in Widerſpruch, ale es unter Umf 
Lehrlinge den Gintritt in bie Lehre bei demjenigen Lehrherrn | 
weichem er das meilte Vertrauen hat, und welder ihn unter ben günkiehe 
gungen annehmen will. | 
Demnach ift auf folhe Beitimmungen, welche jeben in bie Jam 
Genoſſen zur Verzichtleiſtung auf die Befugniß zur Annahme meh 
nnöthigen, nicht weiter einzugehen. Dagegen bleibt es ben Genoſſen beriei 
nungen, welche die Zahl der, in ihr Gewerbe eintretenben Lehrlinge für 
halten, überlaiten, bie zur Verminderung dieſes Zubranges geeigneten MM 
bei der Annahme neuer Lehrlinge, unter fih freiwillig zu vereinbaren, mi 
nal ai den beabfichtigten Zweck ohne Befchränfung ber gewerblichen 
zu erſtreben. 
(3u $$. 41.,45.) Die in ben 6$. 41.,45. des NRormalftatuts beim 
lungen für die Aufnahme und für die Entlaffung der Lehrlinge ſind als 
baarer Auslagen anzujehen, welche für die Innungsfafle durch bie Erer 
Grledigung der betreffenten Anträge entitehen. 4 
Höher, ale die im Normalitatut angenommenen Sätze, barf fein Jc 
bie Koiten der Aufnahme und Entlaſſung feftftellen, vielmehr if auf mugil 
mäßigung jener Sage bei den einzelnen Innungen Binzuwirfen. Die & 
derer Gebühren, welche nidıt die Natur baarer Auslagen Haben, if 
ftimmungen im $. 159. ber Gew.⸗Ordn. nicht zuläffig, eben fo wenig 
es bisher Hin und wieder gefchehen, die Lehrlinge mit Beiträgen zu dak 
Innungsgenofien errichteten Krankenkaſſe herangezogen werben. Zu E 
der am Orte beſtehenden Gejellenfafle find nur die entlaffenen Lebrfingi 
dort als Gejellen in Arbeit treten, unter benfelben Borausfegungen bl 
gen wie andere Gefellen verpflichtet. In Betreff der fonftigen Zahlung 
gaben, welche früher bei manchen Innungen für bie Aufnahme ober € 
Lehrlingen an verſchiedene Kaſſen und andere Hebungsberechtigte zu wie 
Ir die Beitimmungen in den $8. 60. ff. der V. v. 9. Febr. I 
ichtigen. 
(Zu $. 43.) Der 6. 43. des Normalſtatuts entſpricht den Deſti 
$. 153. ter Gew.⸗Ordn v. 17. Jan. 1845. In ben hier erwähnten 
delt cs ſich nicht bloß um eine Streitigfeit zwiſchen Lehrherrn und 
deſſen Angehoͤrigen, ſendern um eine Ausuͤbung bes den Innungen beigt 
jichrörechtes über Das Lehrlingsverhältniß. Deshalb iſt auch der Rei 
die Entſcheidung der Innung darüber, ob das Lchrnerhältniß aus el 
$. 43. bezeichneten Grunde aufzulöjen fei, nicht zugelaffen. Das Normal 
trägt, in Uebereinſiimmung mit ter Abſicht des Geſetzes, tie durch Tel 
verhäliniß bedingte Entſcheidung dem Vorſtande, meil bei den meiften Jı 
Zujammenberufung ſammtlicher Geneſſen die vorzugsweije zu bejchleumigt 
digung jener Beichwertefülle chne Neth verzögern und erſchweren würde. 
(3u $. 48.) Im 8. 48. Des Normalftatuts iſt vorausgefegt, daß IE 
6. 137. ter Gew.:Crin. erwähnten Streitigkeiten ber ſelbſtſtändigen dm 
den mit ihren Gefellen oder Lehrlingen eine beſondere Behörde nidt U 
den Statuten Derjenigen Innungen, für welde bie vorftehende Vorausich 
zutrifft, weil die Genofſen bei den Sireitigfeiten mit ihren Geſellen ederd 
an ein Gewerbegericht gewiejen ſind, iſt ttatt Der Kompetenz des Innungte 
die Kompetenz des Gewerbegerichts hervorzuheben, 
Tie Schlußbeſtimmung des $. 48. findet im Bezirk des Appellationd 
hefes zu Köln feine Anwendung. 
In den übrigen Kantestheilen find bereit mehrere Gewerbegeridit 
V. v. 9. Febr. 1919 eingelegt. Wo ein ſolches Gewerbegericht kenebt, 
Schlußſatz des F. 48. dahin abgeändert werben: 
„Den im g. 25. der V. v. 9. Febr. 1849 über die Errichtung va 
begerichten erwähnten Vergleichs-Ausſchuß der Innung but ter Ber 
jeiner Mitte zu wählen.‘ 
(3u $$. 49., 50.) Findet eine Innung Beranlaffung, tie Fürtergt‘ 
bedürftige Genoſſen oder fir die Wittwen und Waiſen verftorbener 
die Beſiimmungen des Normalſtatuts hinaus zu erweitern, z. B. tuch ! 
lung eines Schutzneiſters für jede Witwe, welcher deren Geſellen zu bei 
md der Winwe überyauvi tem Gemerbekenieße Beiſtand zu leiften bat, L 
































die Zufiderung, daß für wivermigente Stu wertete, Geneilen I 
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dao Lehrgelb aus ber Snnungsfafle gezahlt werben folle, ſo ficht ber Auf: 
‚Derartiger Beitiegungen in das Innungseſtatut Fein Bedenken entgegen, 
Ba S$. 51., 52.) Von den Beſtimmungen des Mermalitatus, in Betreff ber 
dung der Junnungs⸗ Angelegenheiten durch die Stommmunalbehörde, darf in 
wiuten der einzelnen Innungen nicht abgewichen werben. 
we Ueberwadung der Gejegmüpigfeit tes Verfahrens ift ber Kommunalbe⸗ 
ech bie beſtehenden Geſetze zugewieſen, und jewohl zur Sicherung der ei: 
Banungegenofien gegen Verlegungen ihrer perfönlihen Intereſſen, wie zum 
ganzen Innung, gegen ungejeglide oder ſtatutenwidrige Handlungen der 
eg unerläßlih. Gben fo wenig kann bie Innung des Beiſtandes der Kom⸗ 
örde bei der Aufrecht haltung der ſtatutariſchen Vorſchriften im Allgemeinen, 
ber Ginziehung der Beiträge und Ordnungeſtrafen zur Snnungsfafle, bei 
tigung ber Lehrverhältniife u. f. w. entbehren. Die Befugniffe der Kom⸗ 
e bürfen aud weder ganz, noch zum Theil dem Gewerberathe übertragen 
Ba biejer, nad jeiner Zulanmenjegung und nach ben Gejegen, bie Stellung 
Beführenten Behörde nicht einnehmen und überhaupt eine andere Wirkſamkeit, 
‚da 3. 2. der V. v. 9. Febr. 1849 beſtinmmte, nicht erhalten kann. 


Schlußbemerkung. 


k ber Entwerfun des Normalſtatuts ſind bie Feſtſetzungen, welche in ben 
der bieher zur Beſtätigung eingereichten Statutentwürfe vergeſchlagen wor: 

vorgangiger Vergleichung mit den einſchlagenden geſetzlichen Vorſchriften, 
Bet. Die Gewerbetreibenden und tie mit der Aufſtellung dev Statuten bes 
I Behörten werben taher wohl thun, fih ber Faſſung dieſes Normialſtatuts 
en. Unnöthige Abweichungen von demſelben, welche die in vorſtehenden 
bezeichneten Graͤnzen uͤberſchreiten, ſind zu vermeiden, weil im allge⸗ 
ehe Des Handmerferitandes auf eine möglichſt gleichmäßige Regelung der 
ichtungen hingewirft werden muß. Wiefern bie befondern Verhältniffe 
pi Abweichungen ihres Statuts vom Normalſtatut wirklich nothwendig 

mit Scrgralt geprüft werben, indem es darauf anfommt, ob beren 
85 nicht für die betheiligten Innumgsgenojien, ober für die Begründung 
Kung des Innungséweſens uͤberhaupt nachtheilig werden kann, und es 
auch jede derartige Abweichung durch ausführliche Angabe der dafür 
Be Gründe zu motiviren. Nicht minder ſind bei jeder Abweichung vom Nor⸗ 
bie Beſtimmungen im $. 120. der Gew.-Ordn. ſorgfältig zu beachten, 
hen bie Gewerbetreibenden kei Aufſtellung ber Innungoſtatuten von den 
en ber 88. 101. ff. am angeführten Orte nur ſoweit abweichen dürfen, als 
finde (des Orts, wo bie Innung ihren Zig hat) damit einverftanden iſt, 
die, im 6. 170. am angeführten Orte beſtimmten Hranzen nicht ũberſchritten 
Be Endlich iſt in formeller Hinſicht darauf zu ſehen, daß die vorzulegenden 
durchgangig eine deutliche und vellſtaͤndige Faſſung, chne Auslaſſungen 
bfehler erhalten, und daß fie von jedem überflüſſigen Beiwerke frei 






















BB genaue Erwägung des ganzen Entwurfes it auch dann erforderlich, wenn 
Mine Beſtimmungen deſſelben vom Mormaljtamt abweichen, da bei ſolchen 
en Abweichungen häufig bie Beziehungen überſehen werden, in welchen bie 
sten Worte mit anderen Deftimmungen des Statuts geftanden haben. 

A. d. i. V. 18550 S. 37. Nr. 60.) 


J C. R. des K. Min. für H., ©. u. 5. A. (v. d. Heydi) v. 13. Nov. 

en fümntl. K. Meg., betr. die Aufnahme in Innungen, die gleiche 

Meiftere und Gefellen- Prüfungen bei folcyen, die Erhebung ven 

egebühren, die Deichleunigung ber Reviſion der ältern Innungs⸗ 
und Die Bildung neuer Innungen ıc. 

m in bem Ber. v. 17. Sept. d. I. zur Sprache gebrachte Uebelſtand, daß 

enbwerfer,, welche die Befugniß zum felbititändigen Beiriebe ihres Gewerbes 

gen wüuſchen, ter Innung eier, ven ihrem Mohnerte entfernten Stadt 

weil fie bei der Prüfungssstemmiffien Liefer Innung, mit deren Mitgliedern 

E in Diitbeiwerbung treten, zur Ablegung bet Prüfung leichter zugelaffen wer: 

eine günjtigere Beurtheilung ihrer Leiftungen finden, als bei der Innunge⸗— 

s Brüfungefemmijiten ihres Wohnortes, reſp. ihres Bezirke, führt, wie 

. mit Medıt bemerkt hai, in vielen Fällen zu einer Umgebung ter ts 


- v4 EN 3, 40 


Men hen Dorhaltuiffen det are 






— 











ea 
— 


— 





*. 1845 mu 
1 find; vielmehr erfordert das gemein! tlid 
bie, vorgefegten Behörben von dem ihnen zu Auffichterente, 
der Nachthelle Gebraudy machen, welche durch das ermähmte Werfahrt 
aungen entſtehen. Die hierdurch begrimbdete Befhräukung des Beite 
tigen Innungen macht aber zugleidı and) eine forgfältige cberwadt 
gen in der Hinfiht unerläßlih, daß Bewerbetreibenben, welche 
Wohnorte oder in der Nähe deſſeiben beftehenden Junung beitreten t 
nahme weder aus ungejeplichen Grünbey verweigert, nod auch d 
Anforderungen, rüchſichtiich der Bedingungen des Beitritt erihwe 
Insbefondere find bie Innungen, nahdem die Vorſchriften des 6 
9. Febr. v. J. mit deren Verfündigung in Kraft getreten, und bie im 
vorbehaltenen näheren Befimmungen über bie Prüfungsaufgaben und 
der Prüfungszeugniffe, duch die Anweiſung für die Prüfungs-Kom 
März v. J. erlaſſen find, nicht mehr befugt, bie Ablegung der Meifterprüft 
Rimsmnungen ber ältern Statuten, ſowelt biefe mit den neuen PBrüfun, 
Widerſpruch ftehen, zu verlangen, und eben fo wenig bürfen, nad | 
gen bes $. 61. zu 1. dee B. v. 9. Febt. v. I. bei den Inmungen, 
noch wicht venibitt find, die bisherigen hohen Aufnahnsegebühren, 
Betrag von 5 Thlen. überfleigen, forterheben werden. Im beiben : 
die nette Regelung ber Bedingungen der Aufnahme nicht von bee y 
viſion der Altern Statuten ao anig gemacht. 

‚Biemas, veranlafie id) die K. Meg, für ben Umfang Ihres Ba 

ordnen: . 

, daß Feine Innung befugt fei, einen Gewerbetreibenden, welche 

Ortes der Innung teohnt, zum Mitgliede aufzunehmen, wern 


als am Sitze ber Innung, eine Inmung feines Gewerbes b 
a Betas ce & —5 


Anmweifung v. 31. März v. I. ep find, asgehalten werben 

©) daß feiner Innung die fernere Grhebung ven Afnahmegebih 
Betrag von 5 Thlen. überkeigen, tar erfolgter Reviſien des 
Ratutes geftattet \ei. 
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Dieſe Anordnungen find, mit Hinweilung auf die verfiehend erwähnten Gruͤnde 
fellen, durdı Ihr Amtsblatt befannt zu macen, den Kontmunalbehörden 
En Grinmrung zu bringen, daß fie für die Aufrechthaltung ter gedachten 
gen verantwortlid; find und jeden Verſuche zur Umgehung derfelben durch 
WBnmungen zugeertneten Beifiger mit Nachdruck entgegenzuwirken haben. 
Uebrigen if die fehleunige Durchführung der geſetzlich angeordneten Revi⸗ 
er älteren Innungaftatuten nicht allein durch Das Bebürfniß einer balbigen 
Jigen Regelung der Bebingungen bes Beitritted zu den Innungen, jendern 
Eh andere wichtige Rückſichten geboten. 
& großer Theil der vorhandenen älteren Zunungen beiteht aus fo wenigen 
bern, Laß bieje außer Etante find, zur Bildung ber Prüfungskommiſſion ber 
(6. 37. der V. v. 9. Febr. v. 3.) zwei befühigte Meiſter aus ihrer Dritte 
en, und baß hei ihrer Genoitenichaft von einer Foͤrderung gemeinfamer ge: 
e Snterefien ($. 104. der Gew.-Ortn.) überhaupt nit die Rede fein kann. 
31. a. a. O. follen zwar alle gejeßlich beitehente Korporationen von Ge⸗ 
kbenben mit Vorbehalt der Reviſien ihrer Statuten ($. 95. a. a. DO.) fort: 
Dieſe Mevijion ijt aber, mit Rückſicht auf die weiteren Beſtimmungen ber 
seen. und ter DB. v. 9. Fehr. v. J., welche die forporative Stellung der ' 
 wejentlic gehoben und teren Einfluß auf tie Geitaltung der gewerblichen 
Me durch eine Reihe neuer Worichriften veritärft bat, mit darauf zu richten, 
mgen, deren Fortdauer in ber bisherigen Abgraͤnzung die Abfidıten bes Ge: 
eteln würden, ſich auflöfen cder ten fir verwantte Gewerbe ($. 101. ber 
fen.) beftchenben) oder zu errichtenten Innungen füch anfchließen. Diefer 
et muß, um den Zweck zu erreichen, bei ber Reviſion des Statutes jeder 
; der Weiſe aufgejaßt werben, daß Fein Statut revidirt wird, chne zugleich 
0b neben der Betheiligten Innung an demſelben Orte noch Sn: 
Enerwandte Gewerbe beitehen, welche in Ernmangelung einer genügenden 
glietern mit jener Innung zu vereinigen find. Die gleichzeitige 
Weng der Berhältnifie aller an demſelben Orte für verwandte Gewerbe 
Innungen it unerlüßlid, weil die Bertätigung des kevidirten Statuts 
ma, bei welcher die, nach Befinden nothiwendige Ausdehnung ber bieheri- 
Fſchaft auf verwandte Gewerbe umnterlaffen worden, einer fpäteren Für⸗ 
Die nicht mehr haltbaren Innungen dieſer Gewerbe, das Bedenken ent: 
daß in die neu gebildeten Snnungsverhältniffe nicht ohne Nachtheil ein: 
ven kann. 
p den zur Vereinigung mehrerer Innungen einzuleitenden Verhandluugen 
Behlicdh der Faſſung des Starutes die Bemerkungen zu dem Gingange und 
B. 3. des Normalſtatuts zu beachten. Gine Kaflung bes Statutes, welde 
ber verwandten Handwerke den Beitritt zu der Innung unter ben 
Bedingungen veorbehält, iſt in dem verausgeiehten Falle aud) dann zu 
‚wenn bie eine ober bie andere Innung anf die empfohlene Bereinigung 
eehen will. Denn, fofern die Beſchlüſſe ber Betheiligten an einem zufrie⸗ 
Men Ergebniſſe nicht führen, geftattet der 6. 95. ber Gewerbeordnung, bie 
Statuten mit Rückſicht auf tie Verhältniſſe tes örtlichen Gemerbebetriebes 
„die Zwede der Innungseinridtungen, aud ohne Zuſtimmung der Innungs⸗ 
"dahin abzuändern, daß mehrere getrennte Innungen zu einer gemeinfamen 
vereinigt werden, und, wenn tie Annahme des, hiernach revidirten und feſt⸗ 
-Staintes von einer Innung verweigert wird, it deren Muflöfung nad ber 
Fimmung des $. 95. zulaffig und zu veranlaffen, 


die Frage: welche Handweile als verwandte zu beirachten feien, giebt 
ftlich beigefügte Verf. an die 8. Mey. in X. v. 28. Aug. d. 3. (Anl. a.) 
sen, Dieje kommen insbejondere bei ven Iunungen der Schuhmacher unb ber 
fmacer in Betracht. Wenngleich das mitgetheilte Normalſtatut als Spezial: 
= Shupmadher:Innung entwerfen iſt, jo hat durch tiefe nur beiſpiels— 
Beählte Benennung doch nicht die Zweckmäßigkeit getrennter Innungen für 
Imacher und für die Bantoffelmadıer anerfannt werben felten, vielmehr ift 
auf deren Bereinigung zu gemeinſamen hinzumwirfen, theils weil die Schuh— 
elmadyer, nad) der Faſſung tes 6. 23. der V. v. 9. Febr. v. 3. eine 
Handwerkerklaſſe bilden, theils weil die getrennten Innungen der Schuh⸗ 
md der Pantoffelmacher, wo fie noch neben einander beftehen, die Neigung 
altete Streitigkeiten über gegenteitige Berintridtigungen wieder ins Leben 
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628 Bon ben VBerhältniffen ber Gewerbetreibenben zu einabe. 


Zur Bildung einer neuen Innung find nad ben Beltiummmges id 
der Gew.⸗Ordu. in den bert genannten größeren Städten 24 befähigte | 
in allen übrigen Orten aber 12 Theilnehmer erferberlih. Demzufolge Kiez 
Meijter der ſchwach beſebten Gewerbe zu ben Mortheilen ber 
ſchaft überall nur durch die Bereinigung mit Meiftern verwandter Hukm 
langen. Um dieſe Vereinigung vedtzeitig herbeiführen zu können, muß bi 
erterung jedes Antrages auf Grridtung einer Innung, feib wenn tie 
Antragiteller den Erferderniſſen bes $. 102. a. a. O. genügt, ven be 
($. 105. a. a. ©.) geprüft werben, ch Veranlaffung vorliegt, bie nme 
eine gemeinjame für mehrere verwandte Gewerbe zu errichten, weil für ei 
fer Gewerbe tie Biltung befenderer Innunaen nad den Verhältniſſen be 
Sewerbebetriebee nicht möglich wäre In felhen Fällen if, aus ben 
angeführten Gründen, im 8.3. des Statuts den Meiſtern der ſchwach bei 
wandten Handwerke ter Beitritt zur Innung auch dann vorzubehalten, 
zur Zeit vorhantenen Meilter bes einen oder des anderen Gewerbes Ik 
gung bei der neuen Imung ablehnen. 

Indem ich die fergfältige Beachtung ber angebeuteten Gefichtspunik 
und dem autachtlichen Berichte über das Ergebniß der entipredhenten Ark 
bei der Vorlegung jedes Statutentwurfes entgegenfehe, veranlaſſe ih ir & 
zue Befeitigung ter Schwierigkeiten, welde nad Ihrer Anzeige bie a 
älteren Innungsjtatuten verzögern, in folgender Weiſe zu verfahren. 

1) Ausörderit Hat Tiefelbe jümmtliche ältere Innungen Ihres Beide, 
Statuten ned nicht revidirt ſind, durch bie betr. Kommunalbehörben zar (4 
Ginreihung der Vorſchläͤge, welche nad den Wuͤnſchen dee Innungsgenefe 
Revifion der Statuten berückfichtigt werden follen, mit Hinweiſung anf 
mungen bes $. 66. der V. v. 9. Febr. v. J. und mit tem Gröffnen 
Iafien, daß die Statuten Derjenigen Innungen, weldhe den ntwurf ei 
dirten Statute bis Ende März künftigen Jahres bei der Kommunalbehäcde 
reichen, von Amtewegen, ohne weitere Anträge ber Betheiligten abz 
und nad den geſetzlichen Vorſchriften abgeändert werden nıüffen. 


2) Zur Benutzung bei der Reviſion ber Statuten ift Den An 
Kemmunalbeherten das Mermal: Innungeftatut mit dem Bemerken 
dag Abdrücke deſſelben und Ter dazu gehörenten Bemerfungen, mit 
fchoffen, oder mit Freilaſſung eines breiten Mandes auf jeder Seite 
ven ter Derterichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei zu dem Preiſe rat 
zu beziehen find. Die Verlegung eines felden Abtrudes, in welhn # 
tragen Abinterungen vom Normalſtatute verzeichner find, macht tie 
der am Schluſſe ter 6, V. v. 8. Jan. d. J. erfordeien zweiten Abſchriß 
tutentwurfes entbehrlich, und damit ten Gewerbetreibenden unnöthige Seal 
erſpart werben, erſcheint es zweckmäßig. Die Kommunalbehörden angumeiler, 9 
jeden Statutentwurf, ver Anfertigung der Neinichrift, Der K. Meg. zu 
Prüfung einreiden, Bei dieſer Einrichtung erhält auch Die R. Rey. Cılg 
etwaige Zweifel über Lie Zuläſſigkeit beantragter ſtatutariſcher Feitjepungen, I 
Ausfertigung des Kenzeptes, hier zur Entſcheidung vorzulegen. 


3) Um für die zweckmäßige Abgränzung ber Innungsgeneſſenſcaften 
thigen Anbalt zu gewinnen, hat die K. Meg. das beifolgende Schema (Aall 
jeden Ort Ihree Bezirkes, in welchem ältere Annungen beitehen, sen te 9 
nalbehörde ausfüllen zu lafen, und eine Zufanmenftellung der hiernac mg 
Nachrichten ber Die Verhältniffe der, in Ihrem Bezirke vorhandenen Jumug 
den Kelummen des Schemas geertner, einzureihen. Denmädit geben tie 3 
Antrage der K. Meg., auf Beſtatigung vorgelegter Statutentwürfe, Vom: 
beſonders häufig wiedertehrente Mängel der Letztern, Veranlafſung, nal 
Puntkte im Allgemeinen bersorzuheben. 


4) Zei ter Verlegung jedes Statutentwuries für eine nette Innung 5 
var Gew.: Ordn.) iſt ausdrüctlich anzırzeigen, 


a) daß diejenigen, welche bie Innung bilden wollen, ihr Gewerbe bereiis M 
hindurch ſelbſtſtandig betrieben, eder einer aufgelöſten älteren Inmung e 
haben, und daß keiner derſelben nach den Beſtimmungen bes F. I & 
von ber Theilnahme an der Biltung einer Innung ausgejclefen fe: 

b) wie viele ter au a, exwaähnten Theilnehmer in dem Orte ber zu hi 
nung wohnen; 
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5 die Eroͤrterung ftattgefunden habe, ch Veranlaſſung vorliege, bie nee In⸗ 
Bag als eine gemeinfame, für mehrere verwandte Gewerbe zu errichten und 
Piche: Ergebniß fie gehabt habe. on 
se die K. Meg. Veranlaſſung, darauf anzutragen, daß ausnahmsweiſe auf 
Schlußbeftimmungen des 6. 102. a. a. ©. die Bereinigung von Gewer⸗ 
| mehrerer Ortſchaften zur Erfüllung der vorgeſchriebenen Zahl der Theil⸗ 
gefaltet werbe, fo find die, für den Antrag ſprechenden beſonderen Grunde 
meben. 
Diejenige Berhanblung, welche das Verzeihniß ber Theilnehmer jeititeflen, 
welche nad ben Bemerkungen zu dem $. 2. des Normalitatutes, in dem 
"ber Innung Bezug genemmen werden ſoll, ift ven ber Kemmimalbehörbe 
zen nnd mit ben Etatutentwurfe vorzulegen. 
Henn eine Innung mehrere verwandte Gewerbe, 3. B. die Gewerbe der 
Bud ber Kürfchner umfaßt, fo darf ſtatt der, in 6. 3. tes Normalftatuts 
mmerten Worte nicht, wie es im vielen, Eicher eingegangenen Statutentwür: 
eben, geſetzt werden: 
" „Gerber⸗ und Kürſchnermeiſter“, 
„Gerber⸗ und Kürſchner-Gewerbes“, 
„Gerber- und Kürſchner-Innungen“; 
F iR, den Bemerkungen zu F. 3. des Normalſtatuts gemäß, zu ſetzen: 
„Serber: oder Kürfchnermeiiter‘‘, 
„Gerber⸗ oder Kürfchner-Gewerbes‘, 
„Serber: oder Kürjchner:Iunungen‘; 

it burd, jene unzweckmäßige Faſſung für jedes neu aufzunehmende Mitglied 
Bblung vorgefchrieben wird, die Bejähigung zum Betriebe mehrerer 
Barhzuteifen. 


en Bemerkungen zu dem $. 3. I. und zu $. 4. des Normalſtatutes ijt 

Boielen, daß zur Aufnahme folcer Feſtſetzungen in ein Spezialftatut, 
A den Beilimmungen der $$. 101. ff. der Gew.⸗-Ordn. abweichen, nad) 
Ma. D. die Zuftimmung der Ortsgemeinde erforderlich ift. Deſſenungeach⸗ 
Me Statutentwürfe, welche ſolche Abweichungen enthalten, ohne vergängige 
D ber Gemeindevertreter vorgelegt, und es find durch Die Nichtbeachtung 
Michen Borfchriften nachtheilige Meiterungen veranlaßt worden. 


Die Faſſung der, im $. 22. des Normaljtatutes empfehlenen Feſtſetzung: 
Bon den ſechs Mitgliedern des Vorjtandes fcheiden jührlich zwei Mitglieder 

88, welche in ten beiden erften Jahren (nad Errichtung der Snntung) durch 
Loos beſtimmt werden“, 

Statutentwürfen jür diejenigen Innungen, welche nicht neu errichtet wer: 

bereits beitehen, und nur durch die Mevifton ihrer älteren Statuten 

$ neueren Borfchriften umgubilden find, dahin zu ändern, daß, ſtatt ber eins 
ten Morte, gefebt wird: 

mad, erfolgter Beſtätigung biefes Statutes.“ 


In vielen ber eingereichten Gutwürfe find für gewiſſe, im 6. 24. zu 5. bes 
atutes nicht erwähnte Fülle, 3. B. für den Ball der Weigerung, bei ber 
ing eines Innungsgenoſſen bie Leiche zu tragen, Ordnungeſtrafen angedroht, 
dimmen, wer diefe Cronungsitrafen, wenn fie verwirft find, feitzujegen 
Befeitigung ber hierdurch veranlaßten Zweifel find alle Paragraphen, in 
Ordnungeſtrafen die Rede iſt, deren Feſtſetzung nicht der Innungever- 
g vorbehalten bleiben jell, im $. 24. zu 5. zu erwähnen. 


"Bon mehreren Seiten ift ber Erlaß allgemeiner Anordnungen beantragt, 
Fchye jeber Lehrling verpflichtet werden foll, die am Orte vorhandene Forts 
Hchule für Handiverker zu beſuchen. Auf biefen Antrag iſt zwar, in feiner 
Anheit, nicht einzugehen; bagegen bietet bie eingeleitete Negelung der Innungs⸗ 
Ale Gelegenheit dar, durch geeignete jtatutarifche Feftfeßungen Die wünſchens⸗ 
liwirkung des Handwerferitandes zur regelmäßigen Benutzung der Sonn⸗ 
ı anzuregen. In bieiem Sinne if bereits in die Statuten mehrerer In⸗ 
e Beſtimmung aufgenommen worden: 
leder zur Innung gehörende Lehrherr verpflichtet fei, feine Lehrlinge da, wo 
Fortbildungsichule beiteht, zu dem regelmäßigen Befuche derfelben anzuhalten, 
baß der Boritand der Innung die Erfüllung dieſer Verpflichtung u 
wachen habe, 
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Der K. Neg. bleibt überlafen, der Handwerkern fie Rufname ähı 
jtimmungen in die, mit ihrer Anziehung feitzuitellenden Statutentwürfe zu 

Endlich geben Die zahlreichen Fülle, in weldyen bei ber Aufkellung \ 
entwürfe Lie Bemerkungen zu Dem Nermalitatute unbeachtet geblieken, 
zufolge 3. B. bei ter Beſtimmung Des Antrittsgeldes eder des, für bie 
eder Gutlaffung ber Lehrlinge zu zahlenden Betrages, die zuläſſigen Satz 
ten, oder weder über tie Höhe ter laufenden Beiträge zur Innungefane 
über den Maaßſtab, nad) melden tiefelben ausgefchrieben werben felfe 
mungen in tie Gunwürfe aufgenommen find, Veranlaſſung, ben Geier 
und Kemmumnalbehörten die jergfültige Berückſichtigung jener Bemerkung 
anzuenipfehlen. Bleibt diefe Erinnerung unbeachtet, jo Bat bie K. Rey, 
Entwürfe, bei deren Nbrafjung gegen die ertbeilten Anweiſungen verite} 
fort, mit der nöthigen Belehrung, zur Berichtigung zurũckzugeben. 

Bei der Wichtigkeit der, in dieſer Verfügung cerörterten Kragen fin 
gang ber Reviſionsverhandlungen, veranlaffe ih tie K. Meg., nach An 
vorfichenben Bemerfungen die Kenmtmalbehörten Ihres Bezirkes unv 
mit der nötbigen Anweiſung zu verfeben und für die baldige Einreichun 
erforderten Verzeichniſſes der beſtehenden Iunungen Sorge zu tragen. 


Anl. a. 


Der K. Reg. laſſe ich die Anlagen des Ber. v. 21. Juni b. 3. bie 
Bemerken wieder zugeben, daß id, Ihren Anfichten, in Betreff der Re 
Innungscinrictungen in der Stadt N. im Weſentlichen beitrete. 

I. Bei der Abgränzung der einzelnen Snnungen find, nad den U 
zum Gingange des Normal -Innungsftatutee, gleihartige und yı 
Handwerfe, melde wegen der gemeinjamen Gegenjtände ber gemerbliden 
ineinandergreifen, zuſammenzufaſſen, damit unnöthige Streitigkein 
den verſchiedenen Innungen wegen Uebeiſchreitung der, zu ben einzelnen 
fen gerechneten DBerrichtungen miöglichit vermieden werben. Wieweit ah 
an fich verichiedene Handwerfe ald verwandte, im Sinne bes $. 101. 
Ordn. v. 17. Jan. 1845 anzufchen find, if hauptſächlich nach ber Aehn 
bei ihrem Betriebe zur Anwendung kemmenden Kenntniſſe und Fertigken 
theilen. In dieſer Hinſicht kann die in den 68. 65. ff. des G. v. 7. 
(9. E. S. 270.) enthaltenen Zuſammenſtellung gleidartiger und vern 
werbe, auch in ten Landestheilen, in welchen jenen Edikt nicht @eregesn 
bat, zum Anhalt dienen. Es erscheint unbedenklich, Tür diegenigen ı 
für Deren Betrieb dort Die Ertheilung gemeinfamer Gewerbeidet 
net it, gemeinſame Innungen zu kilten, wenngleich tie Bein 
Zulaſſung zum Betriebe der einzelnen Handwerke inzwiſchen tur 
9. Febr. v. J. (59. 23.) abgeandert ſind. Die erwähnte Zuſm 
iſt jedech weder an ſich erſchhöpſend, nech auch in Beziehung auf Die N 
nommenen Handwerke als unabänderliche Nerm zu betrachten, weil bei 
führung des roerſtehend aufgeſtellten Grundſatzes, in jedem Orte die dire 
hältniſſe berückſichtigt werden muſſen, welche nad der eingeführten Ihealr 
beit, nach den Gegenſtänden des öortlichen Gewerbebetriebes und nac de 
lichen Beſchäftigung Der einzelnen Handwerkerklaſſen oft ven einander ada 

Demnächſt kommt bei der Erledigung Der in Rede ſtehenden jrruge ! 
daß tie nach 8. 37. der V. v. 9. Febr. v. J. aus zwei Geneſſen ter $ 
aus zwei Geſellen zu errichtende Pruͤfungskommiſſion im Stande ſein mi 
der Innung verkemmenden Meiſter- und Geſellenprüſungen abzuhalten. 
gemeinſame Innung Für mehrere verwandte Gewerbe errichtet, iv Ki 
Falle verfemmen, in welden fer Kemmiſſion die, im Geſetze verausgeid 
gung zur Beurtheilung der Leiſtungen Des Geprüften nicht wollftäntig 
Zur Beſeitigung Diefes Bedenkens fann jeded, wenn e3 ſich um verwaänd 
handelt, der Verfigente der Kommiſſion angewieſen werden, Bei Lenjenige 
gen, für welde die Befähigung der, nad 6. 37. a. a. O. gewählten Wir; 
ausreicht, jachyeritändige Beiliger aus der Zahl ter Innungsgeneſſen, weit 
werbe des zu Prüuͤfenden betreiben, zusuzichen, deren vergangige Auswah 
nungsverſammlung zu überlaſſen tr. Dieſe Deifiger Naben dann bei den 
infeweit mitzuwirken, als die befenderen Fachkenntniſſe ihres Gewerbdree 
Tommen. Dagegen haben fie an tem Beſchluſſe über ten Ausfall der il 
Theil zu nehmen, weil tas Geieg tie Entſcheidung bierüber der, ven 
gebildeten Kemmiſſion Nbertiagen hat. Tieiahe MÜREN Aukr der, im Oi 
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nen Ginjegung mehrerer Prüfungs: Kommiffionen für Cine Immung, 
x verfchiedene Gewerbe betrieben werben, entgegen. Wenn aber mehrere 
? fo wenig mit einander gemein haben, daß bie, für die gemeinjame Ins 
, $. 37. a. a. ©. zu bildente Prüfungsfonmiffien aud durch die Zuzie⸗ 
Fachgenoſſen tes zu Prüfenden nicht befähigt würde, deſſen Leitungen zu 
1, find die betreffenden Handwerke als verwandte, im Sinne des $. 101. 
Ordn, nicht anzuerkennen. 

Berüdfihtigung der vorſtehend angedenteten Geſichtspunkte können für bie 
riebenen Gewerbe folgende Innungen gebildet werben: 


Innung der Maurer, Steinmetzen, Dachdecker, Zimmerleute und Schorn⸗ 
'eger, welche fünmtlich die Befähigung zum felbfitändigen Betriebe ihrer 
erbe durch das, im $. 45. der Gew.⸗Ordn. erforderte Befähigungs-Zeugniß 
Regierung nachzuweiſen haben; 

Innung der Tischler, Drechsler, Stellmacher und Böttcher, welcher auch 

Blajer in dem alle zutreten fünnen, wenn dieſe mit der Anfertigung böl: 

2 Fenſterrahmen ſich befaflen; 

Innung der Schmiede, Schloſſer, Kupferfchmiede und Klempner; 

Innung der Schneider, Mübenmacher und Kürfchner; 

Snnung ber Schuh: und Pantoffelmacher; 

SInnung der Sattler, Riemer und Tapezierer; he 

Innung der Bäder und Konbditeren; 

Innung der Fleiſcher. 

Erfũllung der, für jede dieſer Innungen erforderlichen Zahl von 12 Theil⸗ 
. 102. der Gew.⸗Ordn.) würde bei den Innungen au 2, 3, 4, 5, 7 und 
Zahl der Meiiter, welche nady der vorgelegten Gewerbetabelle die er: 

dwerke in ter Stadt N. betreiben, ausreihen. Dem Marıgel biefes 

bei den Innungen zu 1 und 6 kann duch ben Anſchluß von Ge⸗ 

‚ weldhe in benachbarten Ortſchaften wehnen, abgeholfen werben. Unter 

achten Voraueſetzung Fünnte auch die Verbindung der in N. wohnen⸗ 

Barfchner mit den drei Gerbern, und die Verbindung der dortigen drei 
it den drei Kammmachern zu gemeinfamen Innungen geftattet werben. 

die Eattler und Riemer mit den Schuhmacern zu einer Innung ver: 

würde für die vorhandenen ſechs Tapezierer nicht allein die zur Bildung 
abern Innung ihres Gewerbes nöthige Zahl von Theilnchmern, ſondern 

Gelegenheit zum Anſchluſſe an eine verwandte Innung fehlen. Sodann ift 

anttichaft des Gerbergewerbes mit den Gewerben der Schuhmacher, Satt⸗ 

Riemer eine fo entfernte, daß auf die Bildung einer gemeinfamen Innung 

er, Schuhmacher und Sattler nur in dem Yalle einzugehen fein wird, wenn 

tmäßigere Abgränzung der verfchiedenen Innungen nicht zu erreichen fein 

Denjenigen Handwerkern, welche wegen ihrer geringen Zahl bejondere In⸗ 

ar ihre Gewerbe nidıt bilden, nach der Berhaftenheit ihres Gewerbszweiges 

jJ einer verwandten Innung am Orte nicht zugewieſen werben fönnen, muß 

t bleiben, einer der in anderen Orten für ihr Gewerbe beitehenden oder 

krichtenden Innungen beizutreten. 


In welches gemeinfame Verhältniß die in N. zu bildenden einzelnen In⸗ 
u einander treten follen, it aus den vorgelegten Verhandlungen nicht zit 
Nach $. 59. des, won den Gewerbetreibenten aufgeitellten Statut: Gntwiur- 
beabfichtigt, fiir ſaämmtliche Innungen eine gemeinfane Innungskaſſe zu 
Sofern hierbei die Absicht dahin geht, die Verwaltung fümmtlicer In⸗ 
fen, mit getrennter Buchführung und Rechnungslegung einem 
yaftlichen Kaſſirer zu übertragen, findet fi Hiergegen nichts zu erinnern. 
it auf die Bereinigung der verfhiedenen Innungskaſſen in dem Sinne, 
gemeinfamer Vorſtand oder Ausjcuß tiber bie Geldmittel und Vermögens⸗ 
er einzelnen Innung verfiigt, nicht einzugehen, weil dieſe Ginrichtung, deren 
ie Betheiligten ſich jelbit nicht klar gemacht haben dürften, die Selbftftän- 
er einzelnen Korporationen in wefentlihen Beziehungen aufheben und bei 
, abweicyenden Verhältnifien ber verichiedenen Innungen und bei fehr un⸗ 
Betheiligung ber Intereſſen vorausſichtlich zur baldigen Anflöfung ber Vers 
führen würde. Bon dieſem Gefichtspunfte aus kann auch bie, nad $. 60. 
umurfs beabfichtigte Gemeinſamkeit der gegenjeitigen Unterftügung nur durch 
hung einer, von den Innungen getrennten, nad) bejonderen Statuten zu 
iden Unterſtũtzungskaſſe erreicht werben; es ift aber zulaifig, in das Statut 











„und die Gejellens und MWeifterprüfungen zu bewirken“ 
find wegzulaſſen, weil fie über die Bellimmungen der 68. 3 
9. Febr. v. 3. hinausgehen. Danach find die Meilter: und & 
in allen Füllen von der PBrüfungsfenmilfion der Innung, fon 
auch von der Kreis: Brüfungsfommijiton zu bewirfen, und es tft 
Innungsitatuten Feſtſetzungen aufjunehmen, welche zu unrichtig 
ſtehender allgemeiner Vorichriften Veranlaſſung geben fönnen. 

3) Die Trennung ber, in den 66. 3, und 6. des Entwur 

flimmungen über die Bedingungen der Aufnabnıe, welche im 
flatutes zuſammengefaßt find, erjchwert bie Ueberficht und das 9 
fommt in Grwägung, daß denjenigen Meiſtern, welche zum fell 
betriche befugt jind, und vor ter Beitätigung des Statutes zum 
erklären, die Ablegung der Dort vorgeichriebenen Meilterprüfur 
werten funn, da ber 6. 102. ter Gew.⸗Ordn. nur erfordert, d 
bereits ein Jahr hindurch felbititändig betrieben haben. Am X 
der Bildung der Innung ($. 6.) von den jyäter Aufzunehmend 
it in $. 2. zu jagen: 

„die Innung wird zunähft gebildet von den, in ber 2 

genannten, und von denjenigen Schuh: und Bantoffelm: 

außerdem vor erfolgter Beilutigung dieſes Statutes, ihr. 

Bildung der Innung ſchriftlich erklärt baben. Jeder ber, 

ten Geuoſſen hat ein Antrittegeld von 5 Silbergroichen 

Die übrigen Beflimmungen des $. 6. des Entwurfs find dd 

des Normalitatutes, in den $. 3. zu übernehmen. Ge ift at 
nadı ter Faſſung des Entwurfes, einen Bezirk zu beilimmen, i 
zunehmende wehnen muß, denn die Feſtſetzung folder Innung 
einzelnen Innungen zu unbegründeten Anfprüchen auf ausfchlief 
Andererjeits it zur Erhaltung der nöthigen Orbnung in Inn 
nahme in tie Innung auch dann zu verjagen, wenn eine Innr 
bes zwar nicht am Mohnorte des, bie Aufnahme Verlangenden, 
Berer Nähe feines Wohnortes als in N. befteht. Außerdem iſt 
Borfchrift des F. 108. der (Wewerbeortnung, nad welcher Mitgl 
gen von der Meilterprüfung entbunden find, nicht zu billigen. 
%. 3. wie folgt, zu faflen in. 
oo 7 
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gedachten Verordnung, nach vergängiger Anmeldung bei ber 
ven haben, durch einen vom SInnungsvorftande mit Zuziehung 
Innung ($. 27.) gefaßten Beſchluß erlaſſen werben. 


Iufnahme ijt ein Antrittsgeld von 2 Thalern 15 Silbergr. zu 
igen, welche ihre Aufnahme in die Innung nad erfolgter Be⸗ 
atutes, jeded) vor den 1. Januar 1851 beantragen, beträgt das 
bergr. Sonſtige Gebühren oder Auslagen dürfen u. f. w.“ 


jbeſtimmung bes 8. 16. des Entwurfs, nach welcher die Wieder⸗ 
iber ausgeſchloſſenen Genoſſen nur gegen Nachzahlung der, in: 
srdenen Beiträge geftattet werden ſoll, ift zur Genehmigung nicht 
m Veitritt zur Innung, den Abfichten des Gefeges entgegen, er⸗ 
7 Wiederaufnahme das, im $. 3. feitzufegende Antrittsgeld ganz 
ahlt werden fell, ift im 8. 16,, nach dem Antrage der bei der 
3 Betheiligten, zu beſtimmen. 

it flatt der Worte: „Beifitzer der Kommunalbehörde“ zu feßen: 
rt Innung”. 

mungen des $. 43. über die Vorhaltungen, welde dem Lehr: 
ahme gemadyt werben follen, würden im $. 41. bie geeignete 
. darauf Gewicht gelegt werben follte, dem Obermeiſter im Statute 
itung über jene VBorhaltungen zu geben. Die Gegenftände, auf 
hingen zu richten find, bleiben indeſſen bejler den Ermeſſen des 
gegeben, und jedenfalls ſteht der Feſtſetzung: 

hrling während der Lehrzeit weder Wirthséhäuſer beſuchen, noch 
e“ 

rafbeſtimmungen entgegen, durch welche Uebertretungen ſolcher 
n gehindert werben koͤnnen. Da in dieſer Hinſicht vorzugsweiſe 
e der ihm zuſtehenden väterlichen Zucht (F. 151. der Gew.⸗Ordn.) 
nzuwirken hat, fo wird denjenigen Innungegenofien, welche von 
Verhalten eines Lehrlinge Kenntniß erlangen, aufzugeben fein, 
zu machende Anzeige zunächſt dem Lchrheren zugehen laffen, und 
en, daß diefer feine Obliegenheiten vernachläfftgt, die Sache bei 
Sprache bringen. Die Bellimmung, daß jeder Innungegenoffe, 
rtretung bes erwähnten Verbotes erfährt, diefe bei Vermeidung 
e von 5 Silbergrofhen dem Vorſtande anzeigen fol, erfcheint 
den vorgefchlagenen Ergänzungen des 8. 150. der Gew.⸗Ordn. 
8 Entwurfs nachftehende Faſſung gegeben werben: 

Lehrherr muß fich angelegen fein laſſen, ven Lehrling durch Be: 
meijung zum tüchtigen Gefellen anezubilden. Gr darf den Lehr: 
eiten und Dienitleiftungen als zu ſolchen, welche unmittelbar mit 
eebintung ftchen, nicht gebrauchen. Gr ift verpflichtet, den Lehr: 
gen Bejuche des fonntäglichen Gottesdienſtes und der Sonntags: 
Er muß bemüht fein, ben Lehrling an Arbeitſamkeit und gute 
I, von Umhertreiben in Wirthshäuſern und auf der Straße ab: 
»r Kaltern und Ausfchweifungen zu bewahren, 

orttand Hat die Ausbildung und Behandlung der bei ber Innung 
rlinge zu überwachen , zu dieſem Zwede ijt jeder zur Innung 
verpflichtet, halbjährlich eine fchriftlihe Anzeige über die Fort: 
tragen feines Lehrlinge dem Vorſtande einzureihen. Auch jeder 
effe hat, wenn er von dem ungebührlihen Berhalten eines Lehr: 
ngt, hierven den Lehrherrn oder, nad Befinden, dem Borftande 


iß der Bflichten, welche dem Lehrheren nach vorftehenden Beſtim⸗ 
t demfelben vom Obermeifter vor verfammeltem Boritande und 
en; grobe Blichtwidrigfeiten find dem Polizeianwalte zur Vers 
ıfung nad) $. 185. der Gewerbeordnung anzuzeigen. Nach Uns 
orſtand die Entziehung der Befugniß, Lehrlinge zu halten, bei 
9. a. a. D.) beantragen. 

Entwurfes iſt, mit Rüdjiht auf tie Bemerkungen zu 6. 3. L 
wegzulaften. In welcher Weife die auf Grund der $$. 37. ff. 
v. 3. getroffenen Anordnungen über die Bildung und das Ver⸗ 
Hommifftonen in ber Wolge zu ergänzen ober zu modifiziren fein 
yei der großen Derfchiebenheit der hierbei m berudtiigiigenten 
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örtlichen Verhaͤltniſſe zur Zeit nicht überfehen, es iR aber von Bidtigkris 
Statuten der einzelnen Innungen jede Feſtſezung zu vermeiden, burd u 
weiteren allgemeinen Regelung jener Angelegenheit vorgegriffen werben kim 
die Abhaltung der Prüfungen bei Innungen, von deren Genoſſen mehrere 
Gewerbe betrieben werben, it das Nöthige im Gingange dieſer Berfügem 
Die K. Reg. wird hiernach den Magiftrat mit weiterer Anmweifung v 
Berlin, den 28. Auguft 1850. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe u, öffentl, Arbeiten. v. d. 
An die Rönigl. Regierung gu N 


Anl. b. 


Verzeichniß 


der Innungen, welche in bei Verkündigung ber di 
(Semwerbeortuung vom 17. Januar 1845 beitanden haben und noch k 
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ı 
Bemerkungen. 


1) Bei der Aufitellung des vorſtehenden Verzeichniſſ es find Iebight 
ſächlichen Verhältniſſe zu berücdjichtigen, und bie etwaigen Bedenken t 
vorhandenen Innungen zu den „ggeſetzlich beftehenden Korporationen“ 
Gewerbeordnung) zu rechnen ſind, zu uͤbergehen. 

2) Bei den kombinirten Innungen iſt die Zahl der Mitglieder, wein 
fdhietenen Gewerbe ber Innung betreiben, und ebenſe die Gefammtzahl da 
verbundenen Fachgenoſſen, für ne eg Gewerbe bejonders anzugeben. 

Min Bl. d. i. 2 1950 ©. 392. Nr. 490.) 


Zweiter Titel. 


Tarliellung der Berfaffung und Berwaltung ter Sannnge 


Erftes Hauptſtück. 
Bon der Mitgliedichaft der Innungen. 
Erftes Stück. 
Bon ten Bedingungen der Mitgliedſchafi. 


1. 


Bedingungen ber Mitgliedfchaft folder Innungen, bei 
eine befondere Aufnahme erforderlich ift. 


A. 
Erforderniß der Unbeſcholtenheit. 


I. Die Handwerksehre i im Zunftwefen berubte von jeher baranf, N 
tene Perfonen in den Innungen niin qetultet wurden, ine maren Dit 


Berhältniffe ber Innungen ber Gewerbeireibenden 635 


eit und Unbeſcholtenheit, je nach den verfchiebenen Anfichten der 
immer diefelben. Es wurden früher zur Zunftfähigfeit erfordert 
ng von freien Eltern, eheliche Geburt, chrliches Herkommen, fo 
r anrüdiger Perfonen audgeichloffen waren. Schon das Reichs⸗ 
16. Aug. 1731 trat diefen Befchränfungen entgegen; indeß blieb 
der Grundſatz geltend, daß beftzafte Verfonen von den Zünften 
Ben, wenn nicht etwa völlige Wiederherftellung der buͤrgerlichen 
ar war. Aus dieſem Prinzip verordnete auch das A. L. R. II. 
30.: 


Leiſter werben will, muß ſeinen Lehrbrief und feine Kundſchaft der Zunft 
d dadurch jeine bisherige gute Aufführung nadkeifen. 


Die allgem. Gew.⸗Ordn. ertheilt in diefer Beziehung in ben 
nd 107. genauere Vorfchriften: 


. Bon der Theilnabme an der Bildung einer Innung find ausgefchlof: 
Mm: 


wegen eines von chrlofer Geſinnung zeugenden Verbrechens, insbejondere 
Meineides, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs, veruriheilt worben find;. 
in Kriminal-Unterfuhung oder im Konfurs fi befinden, oder 

u die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine Zeitlang entzogen war; dieſe 
ı jebodh ven der Rommimal-DBehörbe zugelaflen werden, wenn fie ſich denen 
ihe nachheriges Verhalten würdig gezeigt haben. 

iR die Kommunalbehörde ermächtigt, diejenigen auszuſchließen, welde in 
x Sriminal:Unterfuhung nur vorläufig freigeiprochen werden find ober 
Wazelne Handlungen oder durch ihre Lebensweiſe bie öffentlihe Ber: 
passe haben. 

Denjenigen, welde nach den Beitimmungen des $. 103. unter 1. und 
Theilnahme an der Bildung einer neuen Innung unbedingt ausgejchlof- 
xxf auch der Eintritt im eine bereits gebildete Innung nicht geftattet wer- 
wa Fällen, in welchen nadı 8. 103, die Kommunal-Behörde bei der Bil- 
neuen Inning über die Zulaffung oder Ausſchließung zu beflimmen be- 
it über bie Aufnahme in eine bereits gebildete Innung bie Innung ſelbſt 
em; zu ben Beſchluſſe ift jedoch, wenn dadurch die Aufnahme ausgefpros 
bie Zuitiimmung der Kommunal-Behoͤrde erforderlich. 


rgiebt fich Hieraus, daß Hinfichtlich der Ausfchliegungegründe vom 
echte wegen mangelnder moralifcher Qualififation zu unterfcheiden 
n den Allen der unbedingten und bedingten Ausſchließung. 


18 unbedingte Ausjchließungdgründe werden zwei aufgeftellt, 
er für immer, der andere nur auf Zeit ausfchließt, nämlich: 


immer jhließt aus: die rechtöfräftige Verurtheilung wegen eines 
ehrloſer Gefinnung zeugenden Verbrechens, inäbefondere wegen 
eided, Raubes, Diebſtahls oder Betrugs; 

zeitweiſe, jedoch unbedingte Ausſchließung findet ſtatt bei ſol⸗ 
Perſonen, die ſich in Kriminalunterſuchung oder Konkurs befinden. 
ür eine bedingte Zulaſſung zum Eintritte in die Innungen wer⸗ 
falls zwei Haupftfälle aufgeſtellt, nämlich: 

Regel nach ausgeſchloſſen find diejenigen, welchen die Befugniß 
Gewerbebetriebe eine Zeitlang entzogen war; ſie koͤnnen jedoch zu⸗ 
en werden, wenn ſie ſich deſſen durch ihr nachheriges Verhalten 
ig gezeigt haben. 

Entziehung der Befugniß des Gewerbebetriebes kann erſtlich geſetz⸗ 
>» begangener Kriminalverbrechen fein, in ſofern dies entehrende 
ı find, tritt ſchon deshalb unbedingte Unfähigfeit der Theilnahme 
Innung ein. Wann der Berluft des Gewerbebettiebes ald Strafe 
n, beftimmen vie $$. 172. bis 174. der Gew.-Oron. Außerdem 
Steuer Defrauden, nach näherer Beftimmung der Steuergeiehe, er 
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örtlichen Verhältnifte zur Zeit nicht überjehen, es ift aber von Widtigkü 
Statuten ber einzelnen Innungen jede Sefliegung zu vermeiden, burk u 
weiteren allgemeinen Regelung jener Angelegenheit vorgegriffen werben Tau 
die Abhaltung der Prüfungen bei Annungen, von beren Senofjen mehrere 
Gewerbe betrieben werden, ijt das Nöthige im Gingange diefer Verfügum 
Die K. Reg. wird hiernach den Magiftrat mit weiterer Amveifung 
Berlin, den 28. Auguft 1850. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe u. öffentl, Arbeiten. v. d. 
An die Rönigl. Negierung zu N. 


Anl. b. 


Verzeichniß 


der Innungen, welche in bei Verkundigung ber al 
Giemwerbeortnung vom 17. Januar 1845 befanden haben und noch be 






















Lau⸗ Bisherige Gewerbe, Zahl 

| für welche oder für | der zur Zeit vor⸗ ber am£ 
fends | Benennung ber welches die In= | bandenen Mitglies | nenda 
Nr. Innung. nung beſteht. ber der Innung. ſelben 


Bemerfungen. " 


1) Bei der Aufitellung bes vorftchenden DVerzeichniftes find lebigh 
ſäͤchlichen Verhältniſſe zu berücjichtigen, und die etwaigen Bedenkened 
vorhandenen Innungen au den „geſetzlich beſtehenden Korporatienen“ 
Gewerbeordnung) zu rechnen find, zu uͤbergehen. 

2) Bei den kombinirten Innungen ift die Zahl ter Mitgliever, met 
jchietenen Gewerbe ter Innung betreiben, und ebenſo Die Gefammtzahl ta 
vorbantenen Fachgenoſſen, Für jedes Sewerbe bejonders anzugeben. 

(din Bl. d. i. 2. 1950 ©. 392. Nr. 490.) 

Zweiter Titel. 


Darstellung der Berfaffung and Verwaltung ter Senne 
Erſtes Hauptſtück. | 
Bon der Mitgliedichaft der Innungen. 
Erftes Stüch. 
Don den Bedingungen der Mitgliedſchaft. 


1. 


Bedingungen ber Mitgliedfchaft folder Innungen, bri 
eine befondere Aufnahme erforderlich ifl. 


A. 
Erforderniß der Unbeſcholtenheit. 


I. Die Hantwerfächre im Zunftwefen berubte von jeher barauf, de 
tene Berfonen in den Innungen ihr gedultet wurden, inde waren die 
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beit und Unbeſcholtenheit, je nach den verſchiedenen Anfichten der 
ht immer diefelben. Es wurden früher zur Zunftfähigfeit erfordert: 
iung von freien Eltern, ebeliche Geburt, chrliches Herfommen, fo 
der anrüchiger Perſonen audgeichloffen waren. Schon das Reichs⸗ 
. 16. Aug. 1731 trat diefen Befchränfungen entgegen; indeß blieb 
n der Grundſatz geltend, daß beftyafte Verfonen von den Zünften 
ließen, wenn nicht etwa völlige Wiederherſtellung der Lürgerlichen 
ein war. Aus diefem Prinzip verordnete auch das A. 2. R. Il, 


Meiſter werten will, muß jeinen Lehrbrief und jeine Kundſchaft der Zunft 
und dadurch feine bisherige gute Aufführung nachbeiſen. 


Die allgem. Gew.⸗Ordn. ertheilt in diefer Beziehung in den 
s und 107. genauere Borfchriften: 


* Von der Theilnahme an der Bildung einer Innung ſind ausgeſchloſ⸗ 
cgen: 


wegen eines von ehrloſer Geſinnung zeugenden Verbrechens, insbeſondere 
Meineides, Raubes, Diebſtahls oder Vetrugs, verurtheilt worden ſind; 
de in Kriminal-Unterfuhung oder im Konkurs ſich befinden, ober 
hen die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine Zeitlang entzogen war; bieje 
wen jebch von der Kemmunal-Behörde zugelaffen werden, wenn fie ſich denen 
h ihr nachheriges Verhalten würdig gezeigt haben. 
iR die Kemmunalbehoͤrde ermächtigt, diejenigen auszuſchließen, welche in 
Kriminal:Unterfuhung nur verläufig freigeſprochen werden find oder 
eine Hantlungen oder durch ihre Yebengweife die öffentlihe Ber: 
‚Sugezogen haben. 
Denjenigen, welde nad den Beſtimmungen des $. 103. unter 1. und 
Theilnahme an der Bildung einer neuen Innung unbedingt ausgejchlof: 
auch der Gintritt im eine bereits geSildete Innung nicht geflattet wer: 
den Füllen, in welhen nad 8. 103. die Kommunal-Behörde bei der Bil- 
neuen Innung über Die Zulaffung oder Ausſchließung zu beftimmen be: 
t über die Aufnahme in eine bereits gebildete Innung die Innung felbft 
; zu dem Beichlufte ift jetoch, wenn dadurch die Aufnahme ausgeſpro⸗ 
die Zuftimmung der Kommunal-Behoͤrde erforderlich. 


| ergiebt fich Hieraus, daß binfichtlich der Ausſchließungegründe von 
Brechte wegen mangelnder moralifcher Dualififation zu unterfcheiden 
hen den Bällen der unbedingten und bedingten Ausſchließung. 


Als unbedingte Ausfchließungdgründe werden zwei aufgeftellt, 
Iner für immer, ter andere nur auf Zeit audfchliegt, nämlich: 


r immer fihliest aus: die rechtäkräftige Verurtheilung wegen eineß 
n ebrlofer Gefinnung zeugenden Verbrechens, indbefondere wegen 
Hneides, Raubes, Diebftahld oder Betrugs; 

e zeitweife, jedoch unbedingte Ausſchließung findet ſtatt bei jols 
n Verfonen, die fich in Kriminalunterſuchung oder Konkurs befinden. 
Für eine bedingte Zulaffung zum Eintritte in die Innungen wer⸗ 
chfalls zwei Sauptfälle aufgeftellt, nänlich: 

e Megel nach audgeichloffen find diejenigen, welchen die Befugniß 
n Gewerbebetriebe eine Zeitlang entzogen war; fle können jedoch zu⸗ 
affen werden, wenn ſie jich deſſen durch ihr nachheriged Verhalten 
rbig gezeigt haben. 

e Entziehung der Befugniß des Oewerbebetriebed kann erftlich geſetz⸗ 
Ige begangener Kriminalverbrechen jein; in fojern dies entehrende 
jen find, tritt fchon deshalb unbedingte Unfähigfeit der Theilnahme 
Innung ein. Wann der Verluft des Gewerbebetriebes als Strafe 
nen, beſtimmen die $6. 172. 6i8 174. der Gew.-Orpn. Außerdem 
Steuer⸗Defrauden, nach näherer Beftimmung der Steuergrieke , er 
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Berluft des Gewerbebetriches im Valle ber Necidive ein. Enpliä 
Entziehung diefer Befugniß die Folge von Polizeivergehen fein, nu 
im alle des 6. 186. der Gew.⸗Ordn. 

Jede zeitweife Entziehung des Gewerbebetriebes Tann, nah 
a. a. D., auf drei Monate bis fünf Jahre aufgefprochen werben. 
nun eine foldye Suspenflondzeit beendiget ift, darf die Innung eind 
dirt Geweſenen, der nicht etwa in Folge des begangenen Berbreden 
dingt ausgefchloffen ift, Diefen wieder zulaffen, wenn er ſich durch fei 
heriges Verhalten würdig gezeigt hat. 


b) Der Megel nad zuzulafien, aber ausnahmsweiſe auiy 
find: 
@) diejenigen, welche in einer Kriminal-Unterfuchung nur ! 
freigefprochen find (welcher Ball nach jetziger Lage ber | 
bung audfcheidet, weil die absolutio ab instantia nicht m 
findet), und , 
ß) die ſich durch einzelne KHandlungen oder durch ihre Leben 
Öffentliche Verachtung zugezogen haben. 


Nachweis ber techniſchen Qualifikation. 


Vergl. hierüber Abth. III., Unter⸗Abth. J. Abſchn. I, Kay. 
Eauniin au Stud 3. (von den Meifters Prüfungen ber Handwel 


C. 


Anderweitige Bedingungen ber Mitgliebichafl: 


Abgefehen von den unerläßlidhen Bedingungen der In 
tenheit und ber technifchen Qualifikation, ift es zuläfl 
Mitgliedfchaft einer Innung auch noch von anderen Requiſiten d 
zu machen. 

Dergleihen bejondere Bedingungen der Aufnahme in eine: 
fünnen nämlich, wie der $. 106. der Gew.-Ordn. beftimmt, N 
Statuten der einzelnen Innungen feftgefegt werden, und i 
dem bat dad Gefeg ſelbſt die Aufſtellung gewiffer Megquiflte im 
nahme ausdrücklich für zuläjjig erklärt. 

Die Grundfüge, welche in dieſer Beziehung bei Aufftellung ix 
zialeInnungsd»-Statuten maafgebend fein follen, find bereits in 
Tit. 11. (f. oben ©. 596. ff.) erörtert worden. 

Dagegen ift bier noch der von dem Gefege ſelbſt als zuläſſig 
Requiſite der Theilnahme zu erwähnen. 


1. Zahlung eines flatutarifchen Antrittsgeldes. 


1) Der $. 110. der Gew.⸗Ordn. beftinmt: 

Bei der Nufnabme in eine Innung it die Erhebung eines mäfigen 
geldes zulaͤſſig, teilen Betrag duch das Statut, und zwar für alle Ge 
Innung gleichmäßig, feitgejeßt werden muß. 

2) Dieſe Beſtimmungen modifizirt indeß die V. v. 9. Febr. E 
dem dieſelbe in Betreff der Innungsgebühren und Abgaben, welche 
Aufnahme von Innungd»- Mitgliedern zu entrichten find (Antriu 
und welche bei der Aufnahme und Entlaffung der Lehrlinge zu a 
find, eine fofortige Reniiion anortme um die Normal-Beſtit 
gen dafür feitjekt. 
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He betr. 66. 60—65. biöponiren hierüber Bolgendes: 
‘60. Die Gebühren und Abgaben, welche bisher 
ı Bei ber Aufnahme neuer Mitglieber in eine Innung ven den Aufgenomme⸗ 


t.bei der Aufnahme und Entlaſſung ber Lehrlinge von biefen oder von ben 


I, 
—— — Kaſſen und andere Hebungsberechtigte zu entrichten waren, find 
Revifien zu unterwerfen, und, foweit es noch nicht gefchehen, nach ben 

u Defimmungen zu regeln. 

61. Zur Innungekaſſe dürfen 

Bei der Aufnahme neuer Mitglieder die bisherigen Aufnahme-Gebühren fos 
e den Sap von 5 Rthlrn. nicht überjteigen, bis nach erfolgter Neviflon ber 

Buuungsfiatuten ($. 66. biejer V.) fort erhoben, Dagegen 

jei der Aufnahme und Entlafjung der Lehrlinge neben der Erſtattung der 
. ber Gew.⸗Ordn. erwähnten baaren Auslagen Feine Gebühren oder fon: 

gen eingezogen werben, 

Meder fiir mittelbare noch fir unmittelbare Staatsbeamte dürfen bet 

60. bezeichneten Verhandlungen Gebühren cover Abgaben erhoben werben. 
Alle Zahlungen und Abgaben, welde bieher bei den im 6. 60. ge: 

Weranlaflungen an den Yisfus, an eine Gemeinde: oder eine Ortsarmenkaſſe 
sten waren, werben, foweit deren Aufhebung nicht bereits durch den Art. 40. 

eſſungsurkunde erfolgt it, hierdurch aufgehoben, wogegen Die dafür zu ge: 

Gegenleiftungen wegfallen. 

se gilt hinfichtlid der in jenen Faͤllen für andere Berechtigte (Kirchen, 

kungen u. f. mw.) erhobenen Zahlungen und Abgaben, foweit diefe Bes 

bi nach 89. 64., 65. nachweifen, daß ihre Hebungsrechte auf befonberen 

ebstiteln beruhen. 

Der Antrag auf Anerkennung eines Hebungsrechts auf Grund eines 
yerbstitels ($. 63.) muß kis zum Schluſſe des Jahres 1849 bei ber 

fhriftlich angemeldet werben. Geſchieht dies nicht, fo geht der Berech⸗ 

Hebungsrechts von felbit verluitig. 

Den rechtzeitig angemeldeten Antrag auf Anerkennung bes Hebunge: 

) Hat bie Regierung durch die Kommunalbehörde mit Zuziehung des 

Ba und ber betheiligten Innung erörtern zu laſſen. Nach Vorlegung ber 
men Berhandlungen entfcheidet das Plenum der Mey. durch ein, mit Grüns 

fertigendes Reſolut darüber, ob und bis zu welchem Betrage ber Bered: 

Borterhebung der Abgabe befugt ift. 

m dieſes Reſolut fteht binnen einer präffufiviichen Friſt von ſechs Wochen 

Hung ber Ausfertigung befielben, ſowohl dem Berechtigten wie ber bethei: 

sung, der Refurs an das Min. f. H., ©. u. öffentl. A. oder die Berufung 

iches Gehör offen. _ 

ft ein Theil den Rechtsweg, jo iſt aud) ber von dem andern Theile ein- 

Rekurs im Rechtswege zu erledigen. 

h ©. 1849 ©. 106.) 


Beſchränkung des Rechtes der Theilnahme an einer 
zen Innung. 


A Bildung einer Innung wird jederzeit feftgeftellt, welche Ortfchaften 
umfaſſen Soll ($. 102. der Gew.⸗Ordn.). Es Fönnen indeß in 
Beziehung fpäterbin infofern Aenderungen der Statuten nöthig wer- 
fi entweder eine neue Innung gleichen Gewerkes innerhalb 
gen Umfreifes einer beftehenden Innung bildet, oder ©emerbes 

, bie nicht zum Umfreife einer Innung gehören, berfelben beitreten, 
He Innung ihren Sprengel erweitern will. Der erftere Bau kann 
n nicht eintreten, wenn die beftehende Innung überhaupt nur bie 
ibenden eined und beffelben Orts umfaßt, da nach $. 101. 
Ordn. an einem Orte nicht zwei Innungen beffelben Gewerkes 

ı fein dürfen; e8 Tann aber, jobald die beftehende Innung meh⸗ 

e umfaßt, wohl der Fall eintreten, daß die Gewerbetreibenden 
sarwfer Orte, wenn fle ber Zahl nach und fonit den gejegliägen An 
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rberungen genügen, sine befondere Iuaung mei : ET} 
jowie für ben anderen, baf auswärtige Mitglieter einst eng | 
Ianung beitreten wollen, fegt der $-IIL. ter Bew.Duhn, ing! 
Kuna Mu hi hr die Erlangung der Mitgĩedſchaft ein Innung —9 


— — Bat u dar Sam einer Sunımg 16 — — die Stute in nicht ans, 


deren vn ung .s —8 —* —— 
tritt zu einer Een Bofunrtes ee 
geftattet werben, wenn an feinem Wohnorte für das won. lies: 
eine Smınp nit vorganden if, 

alſo an einem Orte, ber biebe mit einem ander 
war, eine neue Innung ehe, möffen elle Gewerbetreibende 
bie im Innungeverbande bleiben well, Der iteuen Immun ib) 
orte Seitreten. , Ebenfo Tann feiner Innung neflakter werden, 
aus einem Orte aufzunehmen, welder 6 einer anderen In 
ben Gewerket jegenisfen iſt, und. hierdurh Umfang in 
einer anderen Innung hinein «utzubehnen. 


” 2 
Bedingungen ber Witgliebfäaft folder Innungen, 

en eine befondere Aufnahme nit een 

Bei ſolchen Innungen, bie In @emäßdeit des $. 118, der 
(f. oben ©. 590.) auf and. eineh Gemeiunehefärnuffenn 
den ſind, und bei melden eine befondet 
enifteht die Mitgliedfchaft ber betreßi, Innung obme Nah 
Befähigung lediglich dur den Beginn bed Beiriebes 
Gewerbes. Ausgenommen von der Bitglienfchaft “ 





find nach $. 118. a. a. O: nur: 

1) biejenigen, melde ausdrücklich erklären, der Im 
gehören zu wollen, und 

2) diejenigen, welhe wegen Verbrechen oder unmürbi; 
lungen durch Beſchluß der Innung, unter Zuflimmung tel 
behörte, außgefchloffen werden ⸗ 


Svweites Stũch. 
Von den Rechten und Pflichten der Mitglienjdei 
1. 


Von den Nechten der Mitgliedſchaft: 


1. Die neu gebildeten Innungen gewähren ihren Mitglied 
ner Weiſe die Vorrechte, welche vor Aufhebung des Zuni 
den Mitgliedern der Zünfte und Gewerke zuftanden; vielmehr R 
gemeine Gew.-Ordn. ausdrücklich und ald weſentlichen Grundſal 
bot auf, daß nirgends bie früberen Vorrechte den Innungen 
gelegt werden dürfen. Der $.170. a. a. D. beſtimmt indbeſonde 

Gs darf durch Orteftatuten für Niemand ber jelbiftändige Gewerbel 
beſchraͤnkt — als durch das gegenwärtige Geſet beſtimmt it, 

Der $. 117. a. a. O. aber erglebt, daß die Mitgliedſchaft 
nung niemals die Bedingung des jelöftftändigen Gewerdebetriebel 
fein ann, indem derfelbe feſiſetzt: 

Die Befngnig gu dem fernen Büriehe bed Gewerbes iR jean 
Infte der (Iumungs-) Mitglieiigait mer styanga, 
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8 kann fomit jegt von zünftigen Meiftern im alten Sinne nicht 
He Rede fein. 


we 6. 170. a. a. O. disponirt demnädft sub 7.: 

ine Innung darf für gefchloffen erffärt werben; 

b 2.: 

ws Sunungsmitgliedern darf Fein ausfchließlicher materieller Vortheil in Bezug 
Wewerbebetrieb beigelegt werden, namentlich nicht die ausſchließliche Befug⸗ 
Klinge zu Halten. 

ach koͤnnen alfo gewerblihe Vorrechte und Vortheile 
e Theilnahme an denjenigen Innungen, welche ſich nach den Vor⸗ 
der Gew.⸗Ordn. konſtituiren (in welcher Beziehung, wie bereits 
nerkt worden, die älteren rekonſtituirten den neu konſti— 
B völlig gleichfteben), nicht erlangt werben. 

B Die Rechte und Vorzüge, welche nach der Gew.⸗Ordn. durch die 
Bemitgliedfchaft nur erworben werden koͤnnen, find folgende: 


. Mechte, welche das Geſetz ſpeziell aufftellt. 


Das Stimmrecht der Innungdgenoffen und die Theilnahme 
Sermwaltung der Innungs⸗Angelegenheiten. 

Meſer Beziehung enthält die Gew.Ordn. abweichende Beflimmungen 
en Innungen, bei welchen e8 einer befonderen Aufnahme 
. Tu und für Diejenigen, bei welchen eine ſolche nicht 
ch if. 


x 

















iefleren Innungen betrifft, jo beftinmt für biefelben ber ©. 113. 


iejenigen Mitglieder der Innung, welde ihr Gewerbe während des vors 
Jahres felbititändig betrieben haben, find berechtigt, bei ben Beſchlüſſen 


en. 
die Statuten kann das Stimmrecht ven einem gewiffen Umfange bes 
iebes abhängig gemacht, cder verfciedenartig abgeituft werben. 


Dagegen diejenigen Innungen betrifft, welche auf Grund des $.118. 
Gew.⸗Ordn. gebildet worden und bei weldyen alſo eine befondere 
Binahme nicht erforderlich iR, fo beſtimmt in diefer Beziehung der 
119. a. a D.: 

I den Innungen biejer Art ($. 118.) jteht Stimmrecht und Theilnahme an 
Waltung denjenigen Mitgliedern wicht zu, 

übe ihre Befähigung zum Betriebe des Gewerbes nicht nach 8. 108. nach⸗ 
Helen Haben, 

Ihe wegen eines von ehrlojer Gefinnung zeugenden Verbrechens, insbeſoindere 
Meineides, Raubes, Diebitahls oder Betrugs veructheilt worden find, 










in Kriminal⸗Unterſuchung oder Konkurs fid) befinden. 

Fönnen von dem Stinmrechte -und ber Theilnahme an ber Verwaltung 
uß ber Innung, unter Zuſtimmung der Kommunalbehörde, diejenigen 
nen werben, 

den die Berugniß zum Gewerbebetriebe eine Zeitlang entzogen war, oder 
in irgend einer Kriminal⸗Unterſuchung nur vorläufig freigeſprochen wer: 
Und, oder ſich durch einzelne Handlungen, uber durch ihre Xebensweije bie 
iche Verachtung zugezugen haben. 


Vorrechte, die jich auf eine vom Gefege präjumirte höhere In— 
n3 in den Innungen gründen, 


0m Bm — 
In dieſer Berihung beſtlanen: n. 
— 123. der GewOrdn.: * 
— Fo be ze 
ferifen it —— bon — — —»* 
geandert. 





b) Die 68. 102. uw 1683. a. a. O. ſchreiben vor, detz belt 
der Mitglieder der Pruͤfungebehoͤrde, ſowie bei der Bejtimn 
jeder einzelnen Prüfung zugugiebenden felbfftändigen Gen 
won bem Gewerbe Des zu Mrüfenden ——— auf 
Innungen Nückjicht zu nehmen. 

3): Den Innungegenoffen {ft in — 
eigene @erichtsbarkelt gewährt, welche die Dichte 
nicht genießen. Die Befltinmungen hierüber enthalten bie s 
der Enw.-Drbn., wobei indeßzu bemerken, — dieſe Vorfchrij 
Ed a a ati Gare ha 
er e organl wor 2 mo sie era 
Bergl. das Nähere hierüber unten im III. Voten, 


es 
Hägere pieräber men iR 


R B. — welche aus dem Weſen bes Rorporationseil 
Haupt und der Teilnahme daran folgen. 

Hierher gehören, außer ben bereitß erwähnten Stimme 
Innungeverfammlungen, dad Recht, Vorſteher der Innung zu i 
Recht der Teilnahme an dem Vermögen der Innung und au 
thätigen und zwedmäßigen Einrichtungen berfelben, fowie die 
an allen Ehrenrechten berfelben. 


C. Endlich können die einzelnen Innungs-Statuten 
fen der Innung noch verſchiebene Mechte gewähren, melde 
im |. 170. der Gew.-Drdn. gezogenen Grängen halten, z. ®.% 
auf feierliche, ehrenvolle Beerdigung durch die Mitglieder, vie | 
er auf gegenfeitige Unterfligung und Fürforge für A 

en. 





1 
Bon den Pflichten ber Mitgliedſchaft. 
1. Berpflihtung zur Entrichtung der Innungs: 


Infofern für die Erfüllung der Zwecke der Innungen Geld 
derlich find, gehört deren Beichaffung mefentli zu den Vflich 
nungdgenoffen. Die regelmäßigen Beiträge mäflen im Innn 
fefigefegt werben. Died beflimmte bereits dad U. L. R. I. 
Die allgem. Gew.-Orbn. fegt darüber -im $. 114. Folgendes fef 

Der Maafftab, nach welchem laufende Beiträge ber Inmungsge 
fchreiben find, und die befonderen Felgen, welhe an bie Nictentridt 
fid, fnüpfen, find in ben Statuten fetzuftellen. Inebefondere fann & 
exefutivifche Veitreibung biefer Beträge im Berwaltungewege und das 
dende Verfahren bejtimmt werben. 

Die Höhe und die Verwendung ber Beiträge, ſowie die Verwalten 
Kaſſen⸗ und Nedinungsmeieng wird tuch Beldlüffe des Sumung um 
Kommunalbehdrdi georinet, 
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J.. Anderweitige Verpflichtungen. 


Die Gew.⸗Ordn. legt den Innungsgenofien anderweitige eigenthämliche 
ngen von Bedeutung nicht auf, welche andere Gewerbetreibende nicht 
BB zu erfüllen Hätten. Denn die Anmeldung, Beauflichtigung und 
kr Eintlaffung der Lehrlinge, die lichermachung des Beftagens ber 
ie, die Befolgung der bejonveren polizeilichen Worfchriften für das. 
And allgemeine Pflichten, deren Erfüllung nicht von der Theil⸗ 
an ber Innung abhängig if. 
aus dem Weſen des Eorporativen Verbandes entfpringenden Pflich“ 
shen ſich von felbft, 3. B. die Pflicht, in den Verſammlungen zu 
, Innungsämter zu übernehmen und dergl. 
| die Innungs» Statuten fönnen indeß noch fpezielle Ver⸗ 
für die Mitglieder feftgefegt werden. 


























Drittes Stück. 
Bon dem Aufhören der Mitgliedſchaft. 


fehen von dem Aufhören der Mitgliebjchaft der Innung durch den 
R Mitgliedes, kann das Außfcheiden des einzelnen Innungsgenoſſen 
Korporationdverbande auf dreierlei Weife flattfinden, nämlidy: 


6 Aufgebung des ſelbſtſtändigen Gewerbebetriche®. 


da nach $. 101. der Gew.⸗Ordn. der felbftflänbige Bewer» 
E die Bedingung der Aufnahme in die Innung if, fo zieht 
das Aufgeben defjelben das Aufhören ber fpeziellen Gigenfchaft 
agẽmitgliedes nach ich. 


5 freiwilligen Austritt aus der Innung. 


beſtimmt ber F. 116. der Gew.Ordn.: 
Austritt aus ber Innung ift unter ber im 8. 96. bezeichneten Bedingung 


5%. a. a. O. ſetzt fell: 

Mitglieder ber gegenwärtig befiehenden (älteren) Innungen fönnen nad) 
Srfüllung ihrer Verpflibtungen ausjceiden und dürfen bas Gewerbe 

ustritte fortiegen. 


B zum Zeitpunfte des Austrittes muß alfo Jeber feinen Verpflichtun« 
Agen, und die Korporation hat, auch wenn ein Mitglied feinen Aus⸗ 
elta erflärt haben fellte, rückſichtlich der aud der Zeit der Mitglied- 
Aefändigen Leiftungen viefelben Rechte gegen den Ausſcheidenden, 
ie. jedes Mitglied. 

Agens ift es nach $. 170. ad b. a. a. D. unguläffig, durch bie 
5 :da8 Ausfcheiden aus der Innung an andere, ald die gefehlichen 
agen zu Inüpfen. Jede flatutariiche Beftimmung, weldye gegen dies 

Mag verfiößt, ift mithin für unflatthaft au erachten. 


Durch unfreiwillige Ausfchließung aus der Innung. 


über beftimmt der $. 117. der Gew.Ordn.: 


Nitglied, welches fi ſolcher Handlungen oder Verbrechen fhuldig madıt, 
orfchrift des $. 107. von der Aufnahme in eine Annung unbedingt aus: 
ärben, muß aus ber Innung ausfcheiden. Auch kann unter denſelben 
ngen, unter denen nad, $. 107. die Aufnahme verfagt werden darf, ein 
ch Beſchluß der Innung, unter Zufimmung der Kommunal: 
wieder ausgeftoßen werben. Die Vefugniß zum ferneren Berriehe des 
ſt jedoch von dem Berluf ber Mitgliedſchaft nicht abhängig. 

ii | al 
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Beitpotit Aautnien — ie 


Von den äußeren Rechten der 
= 1. Korporatio eihte der Ianu gen. 
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nt 
Gr ergiebt ſich biergus, daß allen Innungen, r 
fortbeftehenden, deren Statuten der borgefihriebenen eb 
als auch ven neugebildeten, die Mechte einer Korpora, 
Als Korporation aber jtelt jede Innung in den © 
jerlichen Lebens eine moraliſche Perfon vor und wird in R 
— und Verbindlichteiten gegen Andere, außer ihr, n 
fegen, wie andere einzelne Mitglieder des Staats beurihrilt. S 
1. 6.8. SI. u. 82.) 


j 
1. Recht der Gewerke zur Führung bon Kane 

lichen Aufzügen. „ 2 
MR. des K. Min. des 3, Pol Abıh. (dv. Meving) b. 97. © 

an die K. Meg. zu Magpeburg. h 1 

Die 8. Reg. erhält anfiegend sine Vorſtellung ber 

ad Mltgefellen zu N. v. 18. v. M., imiweldjer biefelbeit feier 

— feierlichen Aufzuge mit den ihnen gefchenkten Mähıten 











N 

erlen, daß der Gewährung diefer Bitte ein erhebliches ? 
entgegen zu fiehen fcheint, als dergleichen Nufgige wohl gecigmek 
fin bei den betreffenden Gewerhetreibenden zu erhähen umb im 
häufig und unter gehöriger yoligeilicher Auffdht Nattfinden, Feine 
Day yu Befücdten fat. Mr 

‚Die K. Reg. Hat daher dem Gefuche zu —— oder die ch 
henden hier unbelaunten heſondern Brbenfen anzuzeigen. ei 
(Min, BL. d. i. B. 1841 ©. 293. Nr. 482) 


Drittes Haniptfläd: , 





- Bon den Beamten ber Inuuigpw 
I. Die Zunfteinritungen in Deutikiaup: Ir wien 
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er Stabtobrigkeit beftellte AUbgeorbnete, und 
re Mitte der Zunft gewählte Gildemeifter oder Alt» Obermeifter. 


‚eichögefehe beflätigten die Einrichtung, daß obrigkeitliche Vor⸗ 
nennen, welchen bie Uufficht über die Zunft und das Mecht der 
t bei den ZunftsPerfammlungen zuftand. Die aus der Zunft 
vertraten die Zunft, überwachten ihre Gerechtſame, verwalteten 
gen und ordneten bie Verſammlungen an. Dar Ladenmeifter 
er) Hatte den Zunftvorfieher zu unterflügen und das Oekonomi⸗ 
inft zu beforgen I). 


a A. L. R. TH. II. Tit. 8. enthali über biefen Begenflanb 
eſtimmungen: 


Die Zünfie ſtehen unter ber Aufficht des Magiſtrats und bes von dem⸗ 
meten Beiſitzers 2). 

Der Beifitzer muß bei allen gewoͤhnlichen und außerordentlichen Zu⸗ 
en der Zunft gegenwärtig ſein. 

Die Schlüſſe und Ausfertigungen werben durch feine Mitunterſchrift 
ſeidrückung bes ihm anvertrauten Gewerksfiegels befräftigt. 

Die Zunftälteten find die Verwalter des gemeinfchafilichen Zunft: 


Sie ſtehen dabei zunächft unter der Aufſicht des Beifibers; und mits 
ber Oberaufficht des Magiſtrats. 


Die allgem. Gew.⸗Ordn. enthält über diefen Gegenſtand nur fehr 
wmungen, behält aber das Inftitut des obrigfeitlichen Gewerk⸗ 
Worücklich bei. 


J. 112. u. 113. a. a. O. ſetzen nämlich feft: 


‚ Sebde Innung muß einen oder mehrere Vorſteher habem, welche von 
wen zu wählen und buch bie Kommunalbehörbe zu beflätigen find. 
IJeder Berathung der Innung- muß ein Mitglied der Kommunals 
ahnen, um über bie Gefegmäßigkeit der Beſchlüſſe zu wachen. Daffelbe 
werbe derjenigen Art betreiben, für welche dieſe Innung gebiltet if. 


be K. Min. des 3. (v. Manteuffel) v. 15. Nov. 1845. Das 
er Kommunals Behörde muß dem Gemeinde-Vorſtande 
angehoͤren. 


tadtverordneten zu N. wird auf die Vorſtellung v. 3. v. M. eroͤffnet, 
Beſchwerde über die Auslegung, welche dem $. 113. der allgem. 
v. 17. Ian. d. 3. von dem Magiſtrate und der K. Reg. gegeben wers 
gründet ift. 
ı gebahten Gefeße ift ber Ausdruck: „Kommunalbehörde“ lediglich ale 
‚gen den Ausdruck: „Orts⸗Polizeibehörde“ gebraucht und ber Ausdruck 
nur beöwegen nicht gewählt worben, weil derfelbe nicht allgemein genug 
würbe. Weberhaupt wirb mit dem in Rede flehenden Ausprude, wenn 
alar gebraudt wird, in der Pegel nur die verwaltende Behörbe, 
agifirat, wo ein folder vorhanden it, bezeichnet. "Daß namentlich im 
agiſtratsmitglieder gemeint find, ergiebt recht deutlich die Nenitielbar 
e Beſtimmung des $. 112., nad) welcher die Innunge wyrſtehrt ven der 
hörde beſtaͤtigt werben follen. pentetunfo gel: IL DJ 
BL. d. i. V. 1845 ©. 356. Nr. 408.) wi | — ä En En unm 


con eh Inu 
e übrigen ——— eig — —9*— 
ie der JIynnagen Aber en, Ian Sn Bi hi 

renttrmeit 112.4 bunte sauer mr J2nr9N waÄAiste:g * 
RE Nase He —— Deuiſchenr⸗ RL. Pr 


das N. b K. Min. des H. u. dee J. X, 
bie — — über Gewerke und Zünfte (f. tar ya NO 
4L* 


A Bon ben Berhättniffen der Gmnbeizeltenhue: gpgjpihe. 
Gew. Ordn. ausfpriht, vr Beftfegung durch bie S* 


Das Normal-Innungs-Gtatut d. 8. Ian. 1850 1 
"AT. die näheren Anmwelfungen und‘ Anleitungen in 


. IV. In Betreff ver Gebühren der Gewerksbeifiger ihn 
&. Bin. d. 3. entfleden worden, bafı dergleichen nicht von Dii jen 
Wejogen werben bürfen, fondern zu ven Kömmerekefkaffen ii 


Hleräber ſprechen fi folgende DI. aus: 


1) &. ven 8. Min. deb 9. Abın. I. (Rößler) 9. 17, 3 
ven: Map. zu Wuſterhauſen a. d. D, 
Dem Mag. zu Wuſterhauſen wird auf Seine ©; 
—8 den, taß Derfelde auf Seine Anfrage, bie 
end, von dev X. Meg. ih ber Mefol. ». 5. Mpeil Di 
an jeder auf Nichts Auſpruch ler 
—X ihre Rallıngen zugeiichert worben ift, und bie 
für fir eine m mit Im Amte verbundenen Gefchäfte irgend eine Rz 
— VL ee 2. 73) 


9) ®R. deſſelb. K. Min. v. 21. März ee 
Das Bin. tann, ben Im Br, ». 27.0. Ma 
Weg. in Betreff der Defugniß der Magiftrate: Mi ide na zu 
Ahle —e— ber Gewerls⸗Afſcſorgte für i 
DR ag. en find nirgenbs zu Verwalter gu 
zu Auffehern über die Roryorations + Berhanlı 
Bellen der bie atepmäßigteit ihrer Beſchlüſſe — 
die Berfaımfun ven und bie Verwaltung, welche übrigens mit 

rg Verwaltung in fich ſelbſt umverträglid, ift, führen fie butedhaus mi 
perfonen, fondern ale Mag. » Mitglieder md Delegiete bes Mag, 
die Gebühren dafür für eine may tualifhe Funktion bejogen mer! 
die Wahl der Gewerke hierbei Rüctficht genommen wird, verändert Die 
und e6 verfteht fi von feldft, daß, wem ber Magifirat einmal 
Gewerte gewählte Mitglied wegen anberweiter Dienfigeihäfte aber je 
Hältniffe zu bem Beifigeramte zu delegiren verweigert, er dazu micht 
den fann, wogegen unſtreitig jedes Mag Mitglied verbimben ift, ein 
allgemeinen Magiftratspflichten gehörige Ant anzumehmen, Unter bien 
und da anderwäris bei vorgefommenen Differenzen über dieſen & 
Grundſatz gugeegn if, kann das Min, das Verlangen ber Stat! 
Cibing, daß die fraglihen Gebühren zur RämnıereisKafle eingezogen wei 
nicht anders ale gerecht, und den abgeſchloſenen Kontraften entfpzechens 
her — 8. —53 hiernach vs. Nöthige verfügen mag. 
q 380. — 2. 97.) 


3) R. deſſelb. Min. v. 12. Mai 1823 an bie K. Meg. zu D 


Der K. Reg. wird auf Ihren anderweiten Ber. v. 26. ©, M., bie 

der Mag.:Mitglieder zu Elbing für bie Verwaltung der Geiwerks-Beifigen 

treffend, eröffnet: 
daß «6 bei dem Shr ertheilten Beſcheide v. 21. März d. Y., auf 
lediglich zurückgeiviefen wird, fein Bewenden behalten muß, 

Die K. Reg. wird zugleich zur Berichtigung der mißderftänblidhen An 
der Sie bei der Beurtheilung diefer Sache ausgegangen ift, banauf au 
macht daß das BVerhältniß ber Gerverfs-Beifiger durch bie Sefimmung 
und namentlid, durch die Vorfhriften der $$. 193. und 214. des 2. 
fo fo fehaetett worden ift, 2 darüber nicht — ein begrünbeter 

Denn nad) $. 193. ſtehen Zünfte unter ber Aufficht bes Mag. 
vn —E verordneten Bi 6, und nad) $. 214. ſiehen bie 
beider Verwaltung des Zunft:Yermögens zunädrt unter der Anfidt de 
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Ibar unter der Oberauffiht des Magiſtrats. Die Orwerts » Beifiper 
’ nicht blos von den Magifträten beftellt, fondern find ganz eigentlich 
e oder Kommiffarien der Magifträte und, als folche, Mittelsperfonen 
n Sünften und den Magifträten. 
ıterliegt daher auch feinem Bedenken, daß die befolbeten Dag.: Mitglieder, 
Dewerks⸗Beiſitzern beftellt werben, verpflichtet find, die mit einer foldhen 
verbundenen Befchäfte von Amtswegen wahrzunehmen, und baß die 
der Zunft: Berfafung zu entrichtenden Gebühren zu den betr. Kaͤmmerei⸗ 
3 welchen die Mag. beioldet werben, eingezogen werben müſſen. 
von der K. Reg. angeführte Beifpiel mit den Juſtiz-Kommiſſarien⸗Gebüh⸗ 
tigen Stabt:Synbifus ift hiernach, wie die K. Neg. Sidy nunmehr wohl 
rzeugen wird, durchaus nicht zutreffend. Daß bisher in dem Dep. ber 
in anberes DBerfahren flatt gefunden bat, kann feine Aenderung bewirs 
esfällige Anzeige der K. Reg. veranlaßt vielmehr das unterz. Min, Sie 
rüber gemachte Anfrage anzumeifen, die Ihr durch das diefleitige Nefke. 
3.6. 3. mitgetheilte und ˖durch die gegenwärtige Verf. näher beflätigte 
gemein in allen Stäbten Ihres Dep. und namentl, auch in Danzig zur 
u bringen. 
# von der K. Reg. zgeäuferte Beforgniß betrifft, daß bie Gewerke, fo 
jeßige Beifiger und Mag. gegen diefe Abänderung Vorſtellung erheben 
welche die K. Reg. nicht zu befeitigen vermögen werde, fo gründet ſich ſolche 
srausfesung, daß die in Rede flehende Abänderung nicht duch das 
rünbet werde. Da aber diefe Borausfegung irrig if, fo wird es nur 
ommen, daß die K. Meg. etwaige Reklamationen nady Maafgabe des 
Erlaſſes v. 21. März d. 3. und der gegenwärtigen Berf. beantworte, 
382. — 2. W.) 


deſſelb. 8. Min. v. 10. Suni 1823 an die Stabtverordneten« 
g zu Elbing. 2 


abtverorbneten s VBerfammlung zu Elbing wird auf Ihre Eingabe von 
, bekannt gemacht, daß die Meg. zu Danzig bereits anderweit aufgeforbert 
bdie Beſchwerde der Bittfteller wegen ber Gewerks⸗-Gebühren zu erledigen, 
: befoldeten Mag.:Mitglieder, welche von den Magifträten als Beifiger zu 
zen delegirt würden, die von Tegteren zu entrichtenden Gebühren nicht für 
hen fönnten, die gedachten Gebühren vielmehr zu den Kämmerei:Kafs® 
en werden müßten. ' 
I. 384. — 2. 99.) 


RR. deffelb. Min. v. 5. Juli 1830 an die K. Meg. zu Königäberg. 


8 nicht angemefien erfcheint, bie Mag.⸗Mitglieder für ihre amtlichen Ders 
Hei den Gewerben fveziell zu vemimeriren, fo hat die K. Neg., wie Ihr 
Uinfrage v. 20. Mai d. J. erwiedert wird, die duch die R. v. 21. März 
Mai 1823 für den Reg.-Bezirk Danzig vorgejchriebene Einrichtung fo 
ch, wenigftens bei neuen Anjtellungen, zur Norm zu nehmen, und des⸗ 
Bag. mit Anweifung zu verfehen. Dahingegen kann es, was bie bereits 
n anlangt, da eine durchgängige nene Regulirung und die Gntihäbigung 
8 Perzipienten große Weitläuftigkeiten machen würde, bis zum Abgange 
bei der jegigen Ginrichtung bewenden. Wenn nun hiernad) eine Befoldung 
zewerks⸗Aſſeſſoraten fünftig nicht zu verbinden fein wird, fo iſt fein Grund 
‚ die unbefoldeten Mag.:Mitglieder ven biefen Stellen auszufchließen. 
KIV. 597. — 3. 75.) 


bemerken ift in diefer Beziehung übrigens noch, daß ber Art. 102. 
ıff.-Urkunde v. 31. Jan. 1850 beftimmt: 


ihren können Staates oder Kommunalbeamte nur auf Grund des Geſetzes 
(8. ©. 1850 S. 32.) 


Viertes Hauptftüd. 
der Berwaltung der Innungd =» Angelegenheiten. 
Das A. L. R. Thl. II. Tit. 8. enthält Hierüber folgenne Bel 
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8. 193. Die Zünite ſiehen unter der Aufficht bes Magifttats un) bb 
demjelben verorbneten Beifitzers. 

6. 194. Außerordentliche Verſammlungen können nur mit Veorwife 
nehmigung des Beiſitzers veranlaßt werben, 

F. 195. Der Beiſitzer muß bei allen gewoͤhnlichen und außerordenilü 
ſammenkünften der Zunft gegenwärtig fein. 

5. 196. Tie Schlüſſe und Ausfertigungen werben durch jeine Bin 
und duch Beidrüdung des ihm anvertrauten Gewerksfiegels bekräfti 

6. 1397. Nur eigentlihe Zunftangelegenheiten können durch hi 
gulirt werden. 

6. 198. Die Zünfte Fönnen in ihren Nerjanımlungen nichts beichlirgz 
allgemeinen Bolizeigejegen zuwider if, oder dem gemeinen Beſten | 
theilig werden Tomte, 

. 199. Sie bürjen feinen Preis ber von ben Zunftgenoften zu ı 
Arbeiten beſtimmen. 

6. 200. Sie müſſen es der Obrigkeit allein überlaffen, ob bie Feſtſe 
Taxe nothwendig cber rathjanı jet. " 

6. 201. Soll jedech dergleihen Tare beſtimmt werben, fo muß Well 
bie Zunjtälteten zuziehen und mit ihrem Gutachten hören. 

$. 202. Keine Zunft it berechtigt, ihren Genofien die Bollmbunz 
einem andern angefungenen Arbeit zu unterfagen. 

$. 203. Seine Zunft darf durch ihre Schlüffe den neu anzun 
glievern neue Bisher nicht gewöhnliche Laiten aufbürben. 

$. 204. Beiträge und Strafen darf die Zunft von ihren GRüsf 
foweit fordern, als es in dem vem Staate gegebenen oder beftätigten I 
titeln, mit Beſtimmung der Faͤlle, aud) ter Summe des Beitrags aber 
ausdrücklich zugelaſſen iſt. 

8. 205. Wie weit übrigens zu ben Zunftſchlüſſen obriykeitlide di 
herrliche Genehmigung und Beitätigung hinzufemmen müffe, ift nad es 
nen Grundfügen ven Kerporationen überhaupt und von Stadifemmunen 
zu beitimmen. ' 

$&. 213. Tie Zunftälteiten find bie Verwalter des gemeinſchaft 
vermoͤgens. 

F. 214. Sie ſtehen dabei zunächſt unter der Aufſicht des Beifitzerhei 
telbar unter der Oberaufſicht des Magiſtrats. 

8. 215. Sie ſind ſchuldig, der Zunft ven ihrer Verwaltung alljäihä 
nung abzulegen. 

$. 216. Nähere Beſtimmungen: wie die Verwaltung geführt, und it 
von ten Heltejten Kantien deshalb geleitet werten jelle, Bleiben ben Zum 
vorbehalten. 

$. 217. In allen, wo das Zunftsermögen in gemeinfchaftlidem 8 
mehrerer Aelteſten und des Beiſitzers gehalten wirt, kann der Megel nad K 
beſtellung nicht geferdert werden. 


II. Die allgemeine Gew.⸗Ordn. verweiſt in Betreff dieſer Mat 
auf die Statuten, indem ſte in $. 106. anordnet: 
daß in den Statuten die Ginrichtungen für die Verwaltung der g 
ſchaftlichen Ungelegenheiten feftzufegen, 
und im $. 114. Hinzufügt: 
Die Höhe und die Verwendung der Beiträge, fowie Die Verwaliung dei 
Kaſſen- und Rednungewerens, wird durch Beſchlüſſe der Innung unter Al 
Kommunalbeherte geordnet. 


Hiernach muß in den Innungd=» Statuten das Nähere! 
Verwaltung des Innungsvermögend, über die Ver ſammlungen und 
thungen der Innungen und über die Vertretung der felben feftgeflelt « 
wozu das Normal- Innungd- Statut v. 8. Ian. 1850!) in NE 
15— 38. Die erforderlichen Anleitungen giebt, welch es zugleich im \. Ib 
Stellung ter Kommunalbehörde als Aufſichts-Inſt.anz näher ordnet. 
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MM. Bas insbefondere die Grwerbung und Veräußerung 
wegliher Sachen Seitens der Innungen, und die Berpfändung 
nbeweglichen Innungöyermögens betrifft, fo find dafür nachſtehende 
amungen maaßgebend: 


1) Allgem. 8. R. II. 8. Sg. 210., 211. u. 212.: 


» 210. Bon dem gemeinihaftlihen Vermögen der Zünfte gilt in der Regel 
6, was von dent Vermögen der Korporationen und Gemeinden ütberhaupt, 
ber Stabtgemeinven infonberheit, vergejchrieben ift. 

„211. In Fällen, wo zu Verfügungen über das Kümmereivermögen bie, 
migung des Staats nachgeſucht werden muß, ift zu Berfügungen über das 
iſchaftliche Zunftvermögen die Approbation des Magiftrats erforderlich. 

, 212. Der Genehmigung bes Staäts ſelbſt betarf es ber Regel nah nur 
Fällen, wo biefelbe bei Korporatienen und Gemeinden überhatpt erfor: 














Algen. 8. R. 11.8. $. 151. 


er ben Fällen, wo nad den Geſetzeun von Korporationen und Gemeinden 
kt, die Genehmigung ber vom Staate vorgefepten Behörde, zu den Ber 

gen einer Stadtgemeinde in Anfehung ihres Vermögens erforbert wird, iſt 
mehmigung in allen Fällen erforderlih, wo bas Kammereivermögen mit 
witalsfchuld belaftet werden foll. 


D llgem. 2. R. 11. 6. 5. 83. und 85.: 


9. Korporationen und Gemeinden fünnen, ohne befondere Ginwilligung 
vorgefegten Behörde, unbeweglihe Sachen weder an fidy bringen, noch 

Bader verpfünden. 

5 Auch bei Schulden, für welhe die Subſtanz bes unbeweglichen Ges 

zmögens, oder die Nutzungen deſſelben auf länger als ein Jahr haften 
die Einwilligung der vorgefegten Behörde nothwendig. 


| Zie hierauf bemerkt das R. des K. Juſtizmin. (Mühler) v. 


BE den Ber. v. 11. d. M. wird dem KR. Land⸗ und Stadigericht eröffnet, daß 
Iamin. der in den Verf. des Oberlandesger. und der Reg. zu Frankfurt 
ochenen Anſicht beipflichtet und demmady zu Verpfündungen, Beräußerungen 
werbungen unbeweglicher Sachen Seitens ber Zünfte, außer der Genehmi⸗ 
6 ihnen zunächſt vorgeſetzten Magiftrats, die Genehmigung ber betr. Reg. 
x erforderlich eradıtet. 
ter der vorgefepten Behörde, ohne deren Ginwilligung nad $. 83. Tit. 6. 
m. 2 N. Korporationen unbewegliche Sahen weder an fi) bringen, nod) 
en oder verpfünden bürfen, it Die zunächſt vorgeiehte Behörde der Kors 
zu verfiehen, wie dies auch in einem R. des K. Min. tes I. v. 4. Oft. 
der i. Staatöverw. ©. 1070. ff.) 1) anerkannt worben ill. Daburd er: 
ſich die Zweifel des K. 2. und Stadtger. von felbit und Kat daſſelbe daher 
B künftigen Füllen nad) der Verf. des Cberlandesger. v. 25. v. DM. zu vers 


Bein. BL. d. i V. 1841 ©. 272. Mr. 440., Juſt. Min. BI. 1841 ©. 343.) 


8. O. v. 12. Juni 1838, betr. die Ermächtigung der Meg. bei 
erungen unbeweglicher Güter und Gerechtigfeiten der Zünfte yon der 
riebenen dffentlichen Derfleigerung in beſonderen Bällen zu dis⸗ 


FR 

uf den Der. des Staataminiit. v. 15. April will Id bie Meg. ermächtigen, 
keiußerungen unberweglicher Güter und Gerechtigfeiten der Fünfte von ber vors 
cenen öffentlichen Verſteigerung auf ben Antrag der Zuͤnfte und in Mebereins 


\Das ©. v. 4. Oft. 1826 (A. X. 1070.) bezieht Ach auf die Erwerburg und 
Veräußerung von Grundflüden Seitens der Stadt⸗ und Dorfgemeinden, for 
wie anderer Geſellſchaften mit Korporationsredten, und fpriht aus, daß in 
dem 6. 83. 9. 2, N, 1. 6. die zumächft vorgefehte Behörne armrar G 
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Biertes Kapitel. 
Bon den kaufmaͤnniſchen Korporationen insbeſondere. 


Das A. L. R. 1. 8. beftimmt in den 66. 479—482.: 


$. 479. Wo Kaufmannsgilden ober Innungen vorhanden find, nınf 
aufzunehmendes Mitglied den Erforberniffen der Snmungeartifel, ſowohl im! 
der Lehrjahre als fonft, ein Genüge leiften. 

. 480. An Orten, wo bergfeihen Innungen beftchen, hat nur be 
barin aufgenommen ift, die Nedhte eines Kaufmanno. 

. 481. Doc bleibt den Staate auch an folyen Orten das Nedt, 
Berfonen außerhalb ter ren die Befugniß zum Handel durch beſonde 
- flonen zu ertheilen. ($. 1 

82. Wo gar keine Bilden vorhanden, ober wo biefelben mur fi 
Arten ber Kaufleute errichtet find, haben alle diejenigen, weldye einen fort 
Maarenhandel, ober einen dergleichen Wechſelverkehr treiben, bie Mechte ber. 


Mit der Aufhebung des Zunftzwanges haben nun ‚zwar biefe 8 
ten des A. L. R. ihre Bedeutung verloren; allein eine Ausnabı 
von findet in denjenigen Städten ftatt, welche ein befonderes Sta 
die Kaufmannſchaft erbalten haben. In diefen iſt Ver Beflg I 
männifchen Rechte audprüdlich von dem Eintritte in Die Korpt 
abhängig gemacht worden. 

Der $. 31. des Gewerbe⸗Polizei⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 (@. | 
©. 263.) fprach nämlich bereit® den Grundfaß aus, 

: daß wenn von Tandedpoligimegen in Sefonderen Fällen zu di 

meinnuͤtzigen Zwecke für würhie sradıtt wardır, echuiunkeel 
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Be Art in eine Korporation zu vereinigen, jeder verpflichtet fein folle, 
Korporation beizutreten, fo lange ex dies Gewerbe treibt. 
f Grund dieſer Beftimmung find in 8 Städten, nänlich in Berlin, 
n, Danzig, Memel, Tilfit, Königsberg, Elbing und Mag» 
ka, beſondere kaufmannifche Korporationen errichtet und Sta⸗ 
für diefelben emanirt worden. 
I Bezug auf diefe Korporationen nun verorbnet die Gewerbe⸗Ordn. 
San. 1845 im $. 94,, 
Pr dieſelben fortbeftehen jollen, und daß, ſoweit der Erwerb der kauf⸗ 
rifchen echte nach den beſtehenden Vorfchriften durch den Beitritt 
fi a ifgen Korporation bedingt ift, es dabei fein Bewenden 
Balten fol 
= $. 95. a. a. O. biöponirt nun weiter, daß die Statuten der zur 
h beſtehenden Korporationen von Gewerbetreibenden, einer Revi⸗ 
erworfen, und mit Berüdjichtigung der Borfchriften der $$. 101. 
E, fomweit nöthig, abgeändert werden follen. Einer ſolchen Reviſton 
X hin auch die Statuten der aufmännifgen Korporationen 
1; indeß beflimmt der $. 109. .D., 
| dabei die Vorjchriften der 95 107. und 108. (über die Nothwen⸗ 
At der Meifterprüfungen und über die Ausſchließungsgründe von 
titgliedfchaft) nicht anzuwenden; fondern daß es in dieſer Bezie⸗ 
1. bei den beftehenden Vorfchriften bewenden folle. 
KBejugnahme auf die emanirten Statuten der faufmännifchen Kors 
And demnächft auch befondere Börfen- Ordnungen erlaſſen 

















I. 
Statuten der Faufmännifchen Korporationen, 


Statut für die Kaufmannſchaft zu Berlin, v.2. März 1820. 


Fri edrich Wilhelm ꝛc. ı. Ta tie Verfaſſung der Hiefigen Kaufmann⸗ 
vereinigten Börfen-Rorporation weder der _beftehenden Gejeggebung, nod) 
Bnfniffen des hiefigen Handelsftandes angemeſſen befunden, und Uns von befs 
ehern felbit der Wunſch wiederholt vorgetragen ift, an die Stelle ber bis⸗ 
derfaſſung eine neue au Segen, auch tm $. 31. der V. über die polizeilichen 
Be der Gewerbe v. 7. Sept. 1811 vorbehalten morben, in beſonderen Faͤl⸗ 
werbetreibenden gewiſſer Art von Landespolizeimegen zu einem genteinnüßis 
le in eine Korporation zu vereinigen; jo haben Wir den anderweitigen Ent: 
3 Statuts für die hiefige Kaufmannfhaft, ver Uns von derjelben und ber 
HRorporation eingereicht worden, fergfältig prüfen laſſen, und folden in nad: 
B Art genehmigt: j 


r 1. Abſchnitt. 
n der Einrichtung der Korporation ber Kaufmannfdaft. 


Die hier bisher beftandenen beiben Kaufmannsgilden der Tuch⸗ und Sei⸗ 
und der Materialhandlung, ingleichen die hiefige vereinigte Börfen-Kors 
den hiermit aufgehoben. 

Dagegen bildet ſich aus allen Kaufleuten und Sander benben zu Ber: 
en Poligeibezirk, welche tie durh das A. 2. R. Th. II. Tit. 8. näber 
faufmännifhen Rechte, namentlid in Bezug auf Slaubwürbigfeit der 
auf Wechſelfähigkeit, auf Geſchaͤftsfaͤhigkeit ber Handelsgehuͤlfen, auf Zinſen 
fion u. ſ. w. jetzt behalten und für bie Zukunft erlangen wollen, eine Ges 
‚unter ber Benennung: „Korpeoration ber Berliner Kaufmann: 


eltweibenbe jeder Art hingegen, welche ben Befig und Gebrauch der ermäßn- 
nniſchen Rechte nicht zu bebürfen vermeinen, find nicht verpflichtet, 
; beizuizeten, fonbern erlangen bie Befugniß zum Betriebe ihres San 
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anderer Erben verwaltet Werben, 
‚Korporation werben, und bie geordneten dnirittsgeher entrichten, 
laufmanniſche Rechte ansgeübt werden follen. 

Wo nad} dene pflichtmmäßigen Crmeſſen der Aelteſten, deren in d 
dacht werden wirb, die Entrictung der Gintrittsgelber einzelnen. Wil 
falten möchte, follen. die Melteften zu ihrer Gelaffung Beftrgt feit, 

$. 6. Der Austritt aus der Korporation darf in ber Megel mıtr an 
jeden Jahres, für weldes die Mitgliedſchaft erlangt ober Fortgejept Ü 
Ansnahmen hiervon finden nur bamı Statt, wenn einzelne Individuen f 
dem Betriebe aller Handelsgejhäfte losfagen wollen. In diejem Falle 
Antritt im Laufe eines Jahres zuläffig; in Bezug auf die Berbindlict 
voratiengiaften für dafjelbe mitzutragen, oder zur Tilgung ber etwaige 
durch die Zahlung verhältnißmäßiger Beitrage mitzuwirken, bleibt c# je 
—— — — chme in d 

ie ſuche um bie Auf ie in ie orporelien můt 
die Arien derſelben gerichtet werben. 


11. Abſchnitt. 


— den gemeinfamen Angelegenheiten ber Korporation 
mannfdaft. R 


wi Sntefe Yes Mefoet Same In an finem Ben, 

6 fie des hieſigen Handels in allen en, 
Anfalten und Einrichtungen, welde zum Betriebe beffelben dienen, ia fü 
Gigenthum ober die Verwaltung derſelben t, ober von Gtatswt 
wird, das. befondere Vermögen und biE’echte, "weiche ige als — 
Grundfüden, Kapitalien, Mobilien und Gtiftungen zufommen, was 
der Mitglieder zu der Korporation als einem Ganzen. 

$. 9. Namentlic, gehört hierher das — Biſenhaue, weldes 1 

tion di allen darauf hen kahem übernimm! 

$. 10. Die Korporation wählt er m 
lich zum Behen des Berliner Kanhels ange 


—— 
und 1Iid. des Gen. + Pol. Wh, ar N von 3 
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m if, oder noch eingeräumt werben möchte. Die bei den Min. bes H., bes 
und der %., jo wie Bei der Hauptverw. der Staatsfchulden angeftellten oder 
‚anguftellenden Agenten haben als folche, und ohne daß es in Anſehung ihrer 
ml von Seiten der Korporation und deren Beftätigung durch die fompetente 
je Bedarf, das Recht, Wechſel⸗ und Sendegeichäfte auch für Privatperfonen, 
fon übrigen vereibeten Mäklern, und mit berfelben rechtlichen Wirkung an der 
z. Börfe zu vermitteln, wobei jid von felbit verfteht, daß fie in dieſer Bezie⸗ 
Jeich den übrigen Mäflern der Disziplin der Nelteften unterworjen find. 


111. Abſchnitt. 


| der Berwaltung der Angelegenheiten ber Kaufmannfchaft. 


E11. Die Kaufmannfcaft kann die Verwaltung ihrer gemeinfamen Angele: 
welche derſelben nach diefem Statute ober als einer Korboration nad den 

Ben geſetzlichen Vorſchriften aufkommen, nicht unmittelbar felbft beforgen. 

die freie Verfügung über die Gegenſtände des gnemeinfamen Vermögens 

Weration wird daher einer aus ihrer Mitte zu erwählenden Behörde, die den 
& „Ueltefie der Raufmannfhaft von Berlin“ führen foll, mit ber: 
Walt übertragen, welche der Kaufmannſchaft als Kerporation felbit zuftehet. 
TR. Diefe Behörde befchließt nad) der Stimmenmehrheit über alle dieſe 
men Angelegenheiten der Kaufmannſchaft allein, chne Rückſprache mit ber: 
Bohne teren Genehmigung, vellgültig und verbindend für alle Mitglieber. 
BB Sie ik zur Vollziehung aller ber Angelegenheiten und Gefchäfte der 
aſchaft, zu welhen nah dem A. 2 R. Thl. I. Tit. 13. 85. 99. bis 109. 
lvollmacht erfortert wird, Kraft diefes Statuts und zufolge ihrer Ans 










it. 
# Sie kann aud, Beiträge von ben Korporationsgliedern zu nothwendi⸗ 
Balichen Zweden der Kaufmannſchaft, als folder, unter Beachtung ber 
vorgefchriebenen Vertheilungs⸗Grundſätze, erheben, jedoch - bleibt dem 
fh yrägravirt glaubt, der Rekurs vorbehalten. 

Die Aelteften find fchuldig, der Kaufmannfchaft von ihrer Verwaltung 
henſchaft abzulegen. 
B. Außerdem find fie für ihre Beichlüffe nur der Obrigkeit und ihrem 
verantwortilich. 


IV. Abſchnitt. 
Von der Beſtellung der Aelteſten der Kaufmannſchaft. 


17. Die VBerwaltungsbehörbe ter Korporation beiteht aus 21 männlichen 
zu, welche aus der Korporation auf brei Jahre gewählt werben. Jaͤhrlich 
Kein Drittbeil derjelben aus, weldyes fo weit durch das Loos beftlinmt wird, 
Kreilährige Dauer des Auftrages noch nicht verfloffen if. Die Austeetenden 
æ wählbar. Die Ausicheidenden und die, welche durch den Tod oder an⸗ 
rigniſſe abgehen, werden jährlich durch eine neue Wahl erſetzt, welche am 
Bage der erſten Wahlverſammlung ſtattfinden foll. 
‚38. Die Wahl wird durch jämmtliche männliche Mitglieber ter Korpora- 
5: Börfenlofale vollzogen. 
Be Berufung zur erſten Wahl geichieht durch die jebigen Gilde⸗Aelteſten, mit 
Bng ber Börienvoriteher, zu den folgenden durch die Aelteiten der Korporation. 
ne können ihre Stimmen weder einfenven, nod) die Ausübung des Stimm: 
Andere übertragen, fondern fie find dem Befchlufie der Mehrheit unter⸗ 


19. MWahliähig iſt jedes männliche aktive Mitglied der Korporation, chne 
fung auf einen befonderen Handelszweig, Religion cder vormaliges 


20. Weibliche Mitglieder jind fie ihre Perfonen weder ſtimm⸗-, noch wahl- 
„@ie können an der Ausübung der Ghrenrehte der Korporation, die im 
wech und in der Wahlfähigfeit, in der Theilnahme an der Verwaltung und 
derathun en befichen, nur duch Disponenten Theil nehmen, welde Mit: 
elben find. 
Fi Die Aelteften der Korporation wählen aus ihrer Mitte für jebes Jahr 
crſteher und zwei Stellvertreter deſſelben. 


b) an den zu biegen regelmäpıgen Sitzungen beſtimmten Ze 
B. Außerordentlid: 


a) durch ein Girfular des Vorftehers: 
b) auf eine ſämmtlichen anweſenden Mitgliedern infinuirte 
der ihnen vorgeorbneten Staats:Berwaltungs:Behörbe. 

8. 24. Der Vorjteher eröffnet die Verſammlung. Gr 
und Vortrag; den letzteren kaun er auch unter die übrigen M 

6. 25. Bei den Berathichlagungen beilimmt er unter m 
fordern, die Meihefelge, erklärt jelhe zum Stinnmenfamme 
fpricht den Beſchluß aus. 

8. 26. Bei Gleichheit der Stimmen gilt die Meinung, 
bat. Außerdem hat er gleich jedem anderen Mitgliede nur e 
ſich dem Beſchluſſe der Mehrheit unterwerfen. 

6. 27. Gr ift der Chrigfeit dafür verantwortlich, daß fe 
und diefem Statute entgegenftehende Beſchluͤſſe (wohin jeboch 
veriteht, beicheidene Borftellungen gegen beftehende auf den Ha 
Auß habende Verordnungen und Ginrihtungen nicht zu rechne 
fammlungen ber Aelteiten gefaßt werben. Veſchließt die Berfe 
Geſetz⸗ oder Statutwibriges, jo muß er biefes unverzüglich be 
anzeigen, umd die Ausführung des Beſchluſſes buch alle ik 
Mittel verhindern. 

F. 238. Die Verhandlungen, welde bei den Bearfammlu 
die Befchlüffe werben protefolirt. 

8. 29. Tie Vorſteher und die Stellvertreter find mit 
Beihlüffe beauftragt. 

. Sie unterzeihnen die Protofole der Sitzungen, 
und alle übrige Ausfertigungen. 

8. 31. Der Vorſteher empfängt, erbricht und vertheilt 
forgt für den Abgang der ausgefertigten Sachen. 

6. 32. Den Nelteften der Korperation wird Behufs t 
Ausfertigungen und zu den font in Betraht Eommenden Zwei 
ligt, über welches fie ſich einigen und das fie hiernaͤchſt bei d 
dels in Antrag zu bringen haben, 

$. 33. Bei einer Abwejenheit bes Vorſtehers wird derjelt 
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Belhe den allgemeinen Geſetzen angemefiene Mittel fie fonft noch zur Errei⸗ 

des Zwecks anwenden wollen, bleibt ihnen überlaflen. 

36. Die Nelteften wählen jährlich eine Kommiſſion von fieben Ditgliebern 

Fr Mi, welche wöchentlich eine Eigung halt. Die Gefchäfte diefer Koni: 
igen Streitigkeiten in Handels: Angelegenheiten, die von ben Parteien 

illig an fie gebradyt werben, durd einen Vergleich gütlidy beizulegen. 

erbei findet alles dasjenige Anwentung, was die A. G. D. Thl. IL 85. 167. 

-176. von Schiedsrichtern vorſchreibt; 

Benigen Gutachten abzufaſſen und den Nelteiten zur Prüfung und Genehmi: 

7 vorzulegen, welche öffentlihe Behörden von der Kaufmannſchaft verlangen 













ften ; 

Materialien zu Anträgen an die Behörden über wichtige Handels «Gegen: 
be vorzubereiten, und die hierüber gefertigten Vorftellungen den Nelteften 

-Brüfung und Genehmigung vorzulegen; 

Brüfung der nad $. 10. dieſes Statuts zu dem Betriebe des Handels an: 
Menden Beamten im Auftrage der Aelteſten zu beforgen. 


57. Auch Tonnen die Nelteften für einzelne Verwaltungszweige befonbere 
aus ihrer Mitte anordnen, bie ihnen aber von den, bie übernommene Vers 
Feier re Verhandlungen Bericht abzuftatten haben, und ihre Berfügun: 
men müſſen. 

Die Aelteften beziehen als ſolche feine Befoltung ober ein anderes Cin⸗ 
$ Gie können blos die Grftattung baarer Auslagen, welche etwa bei einzel: 
Ihtungen im Dienfte von ihnen gemacht werden müßten, fordern. 

Sie wählen die für ihre Gefchäfte erforderlihen Subalternen,, Eontra: 
Adenfelben über deren Dienitverrichtungen und die Dauer des Dienftes, fo 
Ber Gehalt; aud, verpflichten fie dieſelben. 

Der Borfteher der Aelteiten kann einzelnen Korporations s Mitgliedern 
Rang einzelner Geſchäfte auftragen, welchen der Beauftragte fi willig 











muB. 

Wenn aber durch Vollmahten Gefchäfte aufgetragen werben, welche 
ja verhandeln find, ober wodurch ter Kaufmannfchaft Rechte und Verbind⸗ 
wachen, fo Fönnen folche gültig nur von der Verſammlung der Nelteften 
B 6. 28. diefes Abfchnitts vorgefchriebenen Form ertheilt werben. 


VI. Abſchnitt. 


der Handhabung der polizeiliden Orbnung in den Ber; 
’ fammlungen auf der Börfe, 


43. Der Boriteher hält in den Verſammlungen der Korporation und der 
auf Ruhe, Ordnung und NAnftand. 

463. Die Ruheftörer müflen auf fein Scheiß fogleich die Berfammlung vers 
Weiche fie geftört haben. Außerdem können bie Nelteften diefelben auf feinen 
wit eirer Ordnungsſtrafe, die zur Armenkafle fließen foll, belegen. Denjer 
(he die Strafe erleiden follen, bleibt jedoch der Rekurs offen. 

. Die Aelteften können die Ausfchließung derjenigen Mitglieder aus ihrer 
; Kar 2 welche ſich durch fortgefeßte Muheftörungen oder durch ein öffents 









es Betragen ihrer Stelle unmürbig zeigen. Dem Ausgefchloffenen bleibt 

vorigen $. nacdgegebene Nefurs unbenomnten. 

Die Aelteften wählen jährlih 4 Börſen-Kommiſſarien aus ihrer Mitte, 

„Die Schaltung der äußeren Ordnung bei den Börfen- Berfammlungen und 

ht Darüber übertragen wird, daß bie in dem jebesmaligen Börfenreglement 
3 Borfchriften genau gehalten werben. Im übrigen beſtimmen bie Aelte- 
Rechte und Verpflichtungen diefer 4 Börfen : Kommiflarien, und laſſen fich 
a Bericht über die Fälle der Börfen : Disziplin erflatten, welche fle ihrer 
ing vorbehalten werben. 

46. Deffentlihe Befanntmahungen an die Korkoration, welche beren Angele: 

in ober Belchrungen, Notizen u. dergl. enthalten, werben durchaus an der 

ort. Bine Nachricht ift als vollftändig befannt gemacht anzufehen, wenn 

Maıb der Dauer der Börfenzeit an den dazu beflimmten Ort affigirt wird, 
Tage lang bort ausgehängt bleibt. 

47, Nur die Melteften find berechtigt, Bekanntmachungen in der Korm rd 
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vorſtehenden 6. zu erlafien. Sie dürfen fich jedoch niemals weigern, 
ſogleich bekannt zu machen, was ihnen von ber ihnen zunaächſt vorgeſch 
oder non ben biefer vorgeorbneten Inftangen, zur Bekanntmachung zuge 

$. 48. Privatperfonen, fie mögen Mitglieder der Korporation fe 
müffen die Anſchläge, welde fie an ter Börſe anheften zu laſſen würf 
der Börſen⸗Konmiſſarien zuftellen, welcher bie Anheftung veranlaffen wi 
kein Bedenken dagegen findet. Berweifelt er aber die Schicklichkeit et 
Mechtlichkeit ber beabfichtigten Bekanntmachung, jo giebt er ten Anidi 
Falle an den Berfaffer zurüd, in anderen Falle legt er ihn ben Kelten 


VII. Abſchnitt. 


Bon den Beiträgen der Korporations: Miiglieder und 
Berwaltung der Gemeinkaſſe. 


$. 49. Jeder in die Rorporation Aufzunehmende zahlt für & 
und Bintragung in die Rolle 30 Thlr. zur Gemeinfafle, außerdem 2 3 
tigungs:Glekühren für den Cintragungeſchein, fo wie die Botengebühren 
Bon denjenigen Individuen, welde am Tage der Publikation tiefes © 
glieder der BörfensKerporation find, in jo fern He nicht zugleich Mu 
der beiden Gilden geweſen, darf nur fo viel von den vorbeflimmten @ 
bie Eintragung geferbert werben, als bie Mitglieder ber beiden Gilt 
ihre Aufnahme in felbige haben entrichten mühen. 

$. 50. Sind bie Beitande ber Gemeinkaſſe zur Beflreitung ber 
der Unterhaltung des Börſenhauſes und ber jenfligen Gemeinausgabe 
reichend, fo werben bie jür das Bedürfniß nöthigen Beiträge von den 
der Korporation erfordert. 

$. 51. Sünmtlihe Mitglieder werben zu biefem Zwecke jährli 
Aelteſten nach beilem Willen in fünf Klafien getheilt teren jede nad d 
niffe beiträgt, daß eine Perſon in der nächſten höhern Klafie das 15 
defien giebt, was auf bie Perſon ter nächlten niebrigern Klaſſe mit 
um ein Beiſpiel anzuführen, 

das Individuum in der eriten Klaffe 6 Thlr. 18 Gr. 

4 x y 


10 zahlt es im ber zweiten ⸗ 12 - 
in der tritten : 3 2: — : 
in der vierten 2 20. 
in der fünften : 1 5 S : 


6. 52. Werten bei den Nelteiten Beſchwerden wegen Ueberſchätzung 
fo zeigen fie am nächſten Wahltage die Namen ter Beſchwerdeiühre: 
Mahl verfammelten Korperatien au, und Diefe wählt aledann aus terj 
Glieder, welche feit ben leßten drei Jahren nicht Mitglieter ber Vera 
Aelteſten geweſen fine, eine Kommiſſion ven fünf Perſonen, aud jete 
fünf Klaſſen eine, Die Binnen den nächſten vier Wochen über tie Rerhri 
bet, und bie Klaſſen beitimmt, im welde jeder der Beichwerberührenten 
Nuc hier findet ein Rekurs ſtatt. 

$. 53. Bis tie Entideitung erfolgt, müffen bie Beſchwerdefübren' 
fie von den Nelteiten vertheilten Beitrag zahlen. 

$. 54. Die Nelteiten fertigen den jührliben Anidlag ven den ı 
Ausgaben au. Die außergewöhnlichen Zahlungen dürfen nur auf 
derſelben von der Kaffe gemacht werden. 

$. 55. Jährlich legen bie Nelteten der zur Wahl verjanmelren 
die Rechnung über die Verwaltung ter Gemeinkaſſe ab, und vertheile 
Anweſenden gedrudte Auszüge davon. 

8. 59. Die Korporation läßt Diele Rechnung durch cine aus ihr 
der Gröffnung ter Wahlserfammlung zu ernennende Kommiffien von d 
tie aber nicht zu den Nelteten gehören Dürfen, abnehmen und tie Ted 
ertheilen. 


VIII. Abfchnitt. 


Ben der Verpflichtung zur Annahme der Wahlen und X 


8. 97. Wer die ihm nah dieſem Statute durch die Wahl orte 
Auftrag übertragenen Aemier und GRGodhe IE anuehmen mill. m 
Entichuldigungsgründe dafür anführen, 
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36. SZunädhft entfhultigt von diefer Annahme das, was nad dem A. L. R. 
., zit. 18. 6. 208. und 209. von der Mebernahme ter Vormundſchaften ent: 


59. Auch Stadtverorbnete und Bezirksvorfteher fönnen zur Uebernahme 

efyäfte wider ihren Willen nicht verpflichtet werben. 

.” Die aus ber Berfanmlung ber Nelteiten ſcheidenden Mitglieder Tönnen 

ne einer abermaligen Mahl in felbigen erit nach Verlauf von vollen drei 
ch em Austritte verpflichtet werten. 

. Die Schägungs.Rommiftarien ($. 52.) find zwar in folgenden Jahren 
—— es kann aber Niemand genöthigt werben, die Wahl öfter als eins 
rei nad) binander folgenden Jahren anzunehmen. 

3. DBefondere Aufträge fünnen die NAeltejten oder deren Vorſteher einem 

kondgliebe nur einmal in einen Jahre geben. 

BB. Wer außer obigen Gntfhultigungegründen die Annahme ber nach die: 

# auf ihn gefallenen Wahlen oder ihm gemachten Aufträge verweigert, 

Bode Bebenfzeit und fann, wenn er am Gnde berfelben noch auf feiner 

beharrt, von den Aelteſten beitraft werben. 

Jen erfien Meigerungsfall bürfen biejelben eine Erhöhung ber Gelbbeiträge 

wien; im zweiten Kalle fünnen fie das jich weigernde Mitglied außerdem 

Dim Genuſſe der Ehrenrechte, die im 6. 20. Bereits bezeichnet find, aus: 
And im dritten Falle find jie berechtigt, daſſelbe gänzlid aus der Korpo⸗ 
Actludiren. 

Sollte Jemand fo wenig Gemeinfinn verraihen, daß er die mit feinem 
Iadenen Berpflihtungen nit wahrnimmt, und fidh gefliſſentlich denſelben 
Bb follten die Aufforderungen der Nelteften ober des Vorſtehers insbeſon⸗ 
æ vergeblich fein; fo tritt für die letzteren ebenfalla bie Befugniß zur 
BB Strafrehhte ein. Megen der Etrafen gilt bas im vorigen $. für den 
ſeiten Ball Geordnete hier ebenfalls; doch finb die Nelteften noch außer⸗ 
das nadhläffige Mitglied fchon bei dem erften Straffalle feines Amtes 


In Beziehung auf beide vorhergehende 66. bleibt jebody bem, ber die 
Binden foll, der Rekurs vorbehalten; auch fteht es den Nelteflen frei, zu 
hie ergangenen Strafbeftimmungen zu mildern oder gänzlich wieder aufs 













IX. Abſchnitt. 


A der Suspenfion und bem Verluſte ber Mitgliedſchaft. 


B. Die Rechte der Mitgliedſchaft der Korporation find unterbroden, wenn 
ed unter Kuratel geftellt wird, fid) für zahlungsunfählg erklärt, oder in 
Melle Unterfuhung fällt. 
N. Die Wirkung dieſer Suspenſion Haftet nur auf ber Perfon des Guss 
und nit auf dem Gewerbe. Der Euspendirte kann perſönlich feine 
vollziehen, welche die Rechte ber Mitgliedfchaft vorausfegen, er kann übers 
e Rechte nicht ausüben, darf den Verſammlungen ber Korporation nicht 
und ift weber flimm: nod wahlfähig. Die —— fönnen 
rc, einen perfönlich fähigen Disponenten während ber Dauer der Sue: 
Betgefetst betrieben werben. 
Die Euspenfion wird aufgehoben 
j die Aufhebung der Kuratel, 
5 vollfländige Abfindung mit den Gläubigern, fei es durch Zahlung ober 
oder Berriftung, 
vollſtaͤndige Freiſprechung von der Kriminal⸗Beſchuldigung. 
J. Eine Losſprechung auf weiteren Beweis bewirkt dagegen bie Aufhebung 
enfion an ſich nicht, vielmehr entſcheiden die Aelteſten, ob die Euspenflon 
Sinne, ohne den Muf der Korporation zu gefährben, ober, ob fie blos fort: 
ben müfle, ober, ob ber haftende Verdacht fo dringend oder jo erniebrigenber 
die gaͤnzliche Ausfhließung erfolgen müſſe. Die Aelteften find in biefer 
zehtigt, die Berichte um die Mittheilung des erfolgten Erienntniffes zu 


BD, Die Rechte der Mitgliedſchaft und die kaufmänniſchen Rechte gehen 
den Tod, 


056 Bon ben. Berhältuiffen ber. Gewerbeizeibenheuge.d 
b) durch frelwillige ntfogung, weiche jedoch ben Weltsflen in gie 


angezeigt merben 
e) durch einen Beſchluß der letzteren. 
6. 71. Die Aelteſten And verpflichtet, bie Ausſchließenz ci 
aus der Korporation durch einen Beſchluß auszufprechen, wenn baffel 
a) en an yelligen ober gar beirügerifchen Banlerutizer durh 
le . 
b) wenn bi ara eines Meineibes, Derfälfhung öffentlicher Papiere, 
ben ober Unterfchriften, der abfichtlihen Verbreitung falfcher Mün 
eines qualifizirten Betruges überwiefen if; 
c) wenn auch wegen anderer Werbrehhen auf Zuchthaus s ober Feſn 
gar körperliche Züchtigung gegen bafielbe rechtsfräftig etfannt if 
d) wenn daͤſſelbe das Stabtbürgerrecht verliert, bie mag wen ba 
Gnifernung,, durch rechtokraͤffiges Erkenniniß, ‚oder durch einen 
- „Stabiverorbneten Berfammlung erfolgen; 
e) wenn burd ein richterliches vechtsfräftiges Erkenniniß ber Wer 
männifhen Rechte feflgefeht wird; 
f) wenn ein Mitglied wegen böswilliger Defeaubation Ianbesfen 
© Benncin Weltglied der Uehertreiing gegen Die Büugengeie 
. wenn ein er Die egen bie | 
deshalb beftraft worben iſt. ss 
8. 7% Dagegen bleibt es ben Aelteſten überlaffen, ben v 
zu erwägenden Umfkänben nad, entweder bie Ausichliefung ober Bi 
ober auch bie umbefchränfte Beibehaltung in ber Korporgtien zu beſqh 
a) in den im 8. 69. angeführten Faͤllen; 
b) wenn bei einer KriminalsUnterfuhung in Bällen, bie nicht zw 
und b. diefes Abfchnitts gehören, blos auf Gelb» oder Gefängeil 
w 0 


orden iſt; 

c) wenn die nach 6. 71. dieſes Abſchnitts rechtekraͤftig erfannte Eh 
ber Gnade erlaffen, ober in Geld⸗ oder in bloße Gefängnißſtee 
worben ift. 

Die Anfiht, welche die Aelteften Hierbei leiten muß, ift zunä 
tung der Ehre und des unbefcheltenen Rufes der Korporatien im 
auf auswärtigen Handelspläßen. 

d) Eben jo bleibt es den Nelteiten überlaffen, zur Ehre der Korpora 
Bortheil des Handeljtandes, der durch Defraudanten ebenfalls 9 
ſonſt befannte Perfonen, die zu tiefer Klaſſe gehören, ſchon auf ba 
kräftige Erkenntniß zu erkludiren. 


$. 73. Wenn im Publifum Gerüchte über ein Mitglieb be 
umlaufen, wodurch daſſelbe folder Handlungen befhuldigt wird, bie, 
weislic wären, die Ausfchließung zur Folge haben würden; fo fin] 
beredhtigt, ein ſolches Mitglied vor fi zu laden, ifm mit Schonung 
zu eröffnen, eine Warnung zu erlaffen und ihm anheim zu geben, f 
vertheidigen. Geſchieht dies nicht, erhalten bie Berichte ſich und Bl 
zweite Warnung ohne Erfolg, fo wird es dem Grmeflen der Aeltel 
nad) Maaßgabe dee rundes der Gerüchte, den Verluft der Mitgliedſch 
wogegen indeß ebenfalls der Nefurs freifteht. 


x. Abſchnitt. 


Bon den Lehrlingen und Gehülfen. 


$. 74. Die Verträge, welche Mitgliever der Korporation über 
ber Lehrlinge und Gehülfen fchriftlich abzuſchließen Haben, find zw 
fidy felbft eine bloße Privatarigelegenheit; fie follen jedoch einer Verl 
den Nelteiten bebürfen, fo wie diefe auch die Zeugniffe nach beendig 
Dienftzeit, falls fie fein Bebenfen dabei finden, beſtätigen, und bei di 
Theile ihres Berufs überhaupt dahin wirken follen, daß Rechtlichkeit, | 
und Sachkenniniß als die wahren Grundlagen faufmännijcher Rildı 
und behauptet werden. Die Art und Meile, wie die Nelteften dieſer 
erfülfen gebenfen, und das Verfahren, fo fie dabei in Ausübung gel 
wünfchen, bleibt ihrer reilichen Rreütung überlaffen, fie find jeboh v 
Erfordern der Dbrigteit zu jeder Jet I geimiit, auanımäten, 
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. 75. Jedes Mitglied der Korporation iſt verpflichtet, einen Lehrling ober 
fen auf die Aufforderung der Nelteften fojort zu entlaffen, wenn dieſes wegen 
‚Bergehungen gefordert wirb, welde bei Mitgliedern der Korperation Aus: 
wg Legrünben würden. Der Rekurs bleibt jedoch nachgelaſſen. 


XI. Abſchnitt. 


der Ausübung der Befugniß bes Refurfes und der Aufficht 
N über die Korporation. 


76. In ben Zällen, wo einem Mitgliede der Faufmännifhen Korporation, 
8 Strafe erleiden foll, das Recht des Mekurfes eingeräumt ift, muß baffelbe 
KO Tagen nad) dem Empfange des Beſcheides, jeine Beſchwerde bei ber 
af anz-anbringen, wenn es von ber Befugniß, Remedur nachzuſuchen, Ge: 
hachen will. Geſchieht diefes orbnungsmäßig, fo muß vor der Anwendung 
aaßregel die Entſcheidung der vorgeorbneten Inſtanzen abgewartet werben, 
mgefehten Falle aber ift mit ber Grefution vorzugehen. 


577. Der hiefige Dagiftrat foll die der Korporation zunächſt vorgeſetzte Be⸗ 
Mi, und ale ſolche unter ber hiefigen Regierung und dem Minifterium für 
ab Gewerbe fichen. \ 

ublich haben wir dieſes Statut, welhem Wir hierdurch Gefeßeskraft ner: 
über welches Wir feft und unverbrüdlid, gehalten willen wollen, durch 
enbändige Unterfchrift und unter Beifügung Unſeres großen 8. Infiegels 
; (8. ©. 1820 ©. 46.) 


Btatut fürdie Raufmannfchaftzu Stettinv.15. Nov. 1821. 


ziedrih Wilhelm sc. ıc. fügen hiermit zu wiflen, wie Wir zum 
. Gandelsſtandes von Stettin und zur Belebung des Gemeingei⸗ 
Meilben, in Gemäßheit des $. 31. der DB. über bie polizeil. Vers 
MGewerbe v. 7. Sept. 1811 befchloffen haben, fämmtlihe Kaufleute ber 
Min in eine Korporation zu vereinigen und bie Verfaſſung bderfelben nad) 
der Behörden, fo wie auch eines zur Abgabe feines Gutachtens von der 
Bihaft erwählten Komitee durch nachfolgendes Statut zu beflimmen. 


1. Abfchnitt. 


Aufhebung ber bisherigen Zünfte und Gilden. 


i [Aufhebung der bisherigen faufmännifhen Innungen.] 
Btettin vorhandenen faufmännifhen Zünfte, Gilden und Innungen, unter 
Mamen fie aud, beftchen, werben hiermit aufgehoben. 


[Ausgleihung Hinfihte ihres Vermögens] Die Ausgleihung 
ihume der aufgehobenen Innungen unter ihren Mitgliedern und mit ber 
tenden Korporation der Kaufmannſchaft, wozu aud das urfprünglicd) 
; Deitgliede entrichtete Eintrittsgeld gehört, fo wie die Eicherftellung ihrer 
sınd bie Entfhäbigung der audfcheidenden Vorfteher und Beamten für bie 
hremäßig genofienen Gehälter und Emolumente, fo weit fie darauf nicht freis 
icht leiften, wird den Snterefienten im Mege des Vergleichs überlaffen, 

es ben, Abfchnitt V. dieſes Etatuts näher bezeichneten Vorſtehern der 
eporation ob, diefer Angelegenheit ihre erite Sorge zu widmen, und binnen 
onaten nad) ihrer Beftellung ber Regierung nachzuweiſen, baß und auf welche 
he erforberlihe Auseinanderfegung Statt gefunten hat. 


Durch diefe Vereinigung der bisher für ſich beftandenen kaufmänniſchen 

d Innungen wird weder in den Nechten und Verbindlichkeiten berfelben 

R Berfonen, nod in dem Rechtsverhaͤltniſſe der lepteren zu jenen ehemaligen 

id Innungen, in fojern frühere Handlungen dabei zu Grunde liegen, das 
B verändert. 


1. fStreitigfeiten.] Borfommende Streitigkeiten entſcheidet der Megis 
& eine Refolution. Wollen ſich die Interefienten bei derjelben nicht beruhi⸗ 

t ihnen ber Weg des Rekurſes an die den Magiftrat vorgeortnete Ve⸗ 
ber bie Provokation auf richterlihe Entſcheidung offen. Wer von bem 
Debrauch macht, von dem foll angenommen werten, daß er fid) der letzteren 
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II. Abſchnitt. 


Bildung ber Korperation der Kaufmannfdait 


8.5. 1Bildung der Korporation der Kaufmannſchaft] I% 
nen anzulegende Molle ter Kanflente eingetragene Bürger der Stadt Eteliiz 
die Korperation ter Kaufmannſchaft diefes Orts und werben berfelben bie ein; 
poration geſetzlich zuſtehenden Redte und obliegenden Verbindlichkeiten de 
beite jedoch, jo wie Die ihrer einzelnen Mitglieder zunächſt nach ten in N 
tut enthaltenen Beſtimmungen beurtheilt. 

6.6. [Melde Rechte durch die Aufnahme barin erlangt 
Mer das kauſmänniſche Gewerbe zu Stettin mit den burd das N, | 
Tier, 8. Abſchn. 7. näher beitinnmten kaufmäuniſchen Rechten, namentlich I 
anf Glaubwürdigkeit der Bücher, Wechſelfähigkeit, Gefchäftsfähigkeit der Ha 
hülfen, Zinfen und Proviften u. ſ. w. fortſetzen und von jegt ab erlangen 
fih vorher in dieje Korperation aufnehmen laflen. _ 

6. 7. ſFremde Kaufleute] fremde Kaufleute, weldhe nicht 8 
Stadt Etettin und nicht Mitglieder der Korperation gemorden find. bürfer 
delsgefchäfte, welche fie tufelbit zu unternehmen wünfchen, nur durch tejell 
hafte Kommiſſionäre, die fie indeß frei aus ber gefammten Kaufmannidef 
nannten Orts wählen fönnen, betreiben. 


III. Abſchnitt. 
Qualifikation zum Eintritt. 


z. 8. [Nur der wirkliche Sewerbsbetrieb verleiht dieſeß 
Der wirkliche Betrieb des kaufmänniſchen Gewerbes iſt unerläßliche Bi 
der Mitgliedſchaft; wer daher jenes Gewerbe nicht in der That felbk 
einen Disponenten betreibt, kann in bie Korporation nit aufgenomme i 

6. 9. Jedem, der in Etettin ein fanfmännifhes Gewerbe treibe 
nad) Maaßgabe der Beitimmungen im $. 6. und auf fchriftliches bes 
chen bei den Vorſtehern die Aufnahme in Pie Korporation der Kaufıa 
die Eintragung in Die Molle offen. Tas Geſchlecht und die Religion 
bei feinen Unterſchied. 

$. 10. [Bearirf res Faufmännifhen Gewerbes] Dos ie 
Gewerbe beſteht in Dem Handel mir Waaren, Wechſeln und Geld, ın 8 
son Kommiſſiens- und Speditiens-Geſchaften, in Unternehmungen ven 
Manufakturen, in ſefern Damit Faufmänniiche Rechte verbunten find; a 
Bulle eher Tem Fabrikanten nur das Mecht, nicht aber die Pflicht zu, del 
in Die faurmanniiche Korporatien nachzuſuchen. Der Betricb ter See⸗he 
kaufmänniſchen Rechten und ter Vnch- und Kunſthandel, gehören gleihjallt F 
maͤnniſchen Gewerbe. 

d. Il. IApetheker.] Apothelern verbleiben ihre geieglichen Meht:, 
auch nicht Mirglieter ter Korporation jind, jedoch nur in fo fern fie feinel 
niſche Geſchafte treiben. 

§. 12. 13weifelhafte Fälle] Sollten ſich Fälle ereignen, daj AM 
Korporatien nicht Aufgenommener ſeine Geſchäfte dennoch anſcheinend mi ie 
niſchen Rechten (F. 6.) betreibt, oder daß einem Handelireibenden tie Auf 
halb verſagt wirt, weit ſein Handelsbeirieb nach dem Urtheil der Worüche 
kauſmäuniſcher nicht angejehen wird, fo enticheidet auf erhobene Beſchwerde 
eb ſolches ter Fall, und ob der Angezeigte entweder Mitglied der Keorperatimt 
den verpflichtet, orer Tie Aufnahme Darin ibm zu verſagen jei, ber Rai 
Anherung Des Gutachtens der Vorftcher ter Sterporatien, umd hei ber 
nahme ter Holle, nach Anberung des Gutachtens des ven der Kaufmanl 
Verhandlung über dieſes Statut unter dem 25. Mai 1816 erwählten Kent 
Berbebalt des Rekurſes. Eine richterliche Koegnitien findet Hierbei nict | 

S. 13. [Stferterlide Eigenſchaft zum Vetriebe tee farfı 
ſchen Gewerbee.]) Es in zur Aufnahme in tie Korperation nidt vun 
erforterlich, daß der Aufzunehmende Die Handlung bei einem Kaufmanne geil 
gewiſſe Sabre als Handiungatiener gedient habe; jedody muB er feine Oreiill 
völlige Verfügungofäbigkeit und Die Gewinnung Det Buͤrgerrechts in Erriitl, 
andy jeine volllemmenſte Unbeicheltenheit auf Grferdern durch glaubhaft 
nachweiſen. nn 
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314. [Die Mitgliepfhaft ift rein perfönlih.] Die Mitglienfhaft 
. perfönlid. Es müflen daher fünftig aud Wittwen von Mitgliedern ber 
tion, welche die Handelsgeſchaͤfte ihrer veritorbenen Ehemaͤnner fortjegen wol: 
wie alle andere Berfonen, denen Handlungen durch Erbſchaft, oder aus irgend 
dern Fundament zufallen, und felbft Disponenten, welche den Handlungs: 
‚ verftorbener Mitglieder, welde für Rechnung mindberjähriger oder anderer 
waltet werben, vorflehen, Diitgliever ber Korporation werden, und vor Der 
bie geordneten Bedingungen ebenfalld erfüllen, in fofern von ihnen kauf⸗ 
Rechte ansgeübt werben follen. 
Men, bie mit ihren verftorbenen Männern in Gemeinfhaft ver Güter ge: 
and als folhe nicht verpflichtet find, nod) befonbers das Bürgerrecht zu 
ben aud bie Befugniß, die Handlung fortzufegen, ohne die Mitglied⸗ 
ERh zu erwerben. 

menien, welche der Handlung einer felden Wittwe, die fchon Mitglied ber 
m if, N follen niht verpflichtet fein, Mitglieder der Korporas 
aden. ($. 72. 



























IV. Abſchnitt. 


Mame Angelegenheiten ber Korporation ber Raufmannfdaft. 


55 [Bemeinfame Angelegenheiten der Korporation.] Die ges 
m Uingelegenheiten der Korpvration der Kaufmannſchaft betreffen: 
508 allgemeine Intereffe der Schifffahrt und des Handels, oder eines Zweis 


mn) 

Afentlichen Anflalten und GSinrichtungen, welche zum Betriebe ber Hand: 
foweit der Kaufinannihaft das Gigenthum oder bie Verwaltung oder 
u berfelben zufommen; 

khefondere Vermögen, welches die Kaufmannſchaft als Korporation in 

Kapitalien, Mobilien und milden Stiftungen befißt; 

Jeſondern Rechte, welche der Korporation außerdem beigelegt find und 
Win 3. 2. die in den 88. 16. und 39. zu d. kezeichneten Rechte gehös 


ı MBerhältnifie der einzelnen Mitglieder zu der Kurporation als Gauzem. 
Die faufmännifhen Mitglieder der Sees und Hanbelsgeridhts-Deputas 
tabtgerichte zu Etettin werden von ber Kaufmannfchaft gewählt, und durch 
at der geordneten Behörde zur Beſtaͤtigung angezeigt. 


V. Nbfchnitt. 


Bitung der gemeinfamen Angelegenheiten durch Vorſteher. 


7. [Deren Berwaltung durch VBorfteher.] Die Vertretung ter Kors 
"und die Berwaltung ihrer gemeinfamen Angelegenheiten, welche berfelben . 
allgemeinen Sefegen und diejem Statut zukommen, jo wie des gemeinfdhaft: . 
ums berfelben, es beitehe in Nechten, liegenden Gründen, Kapitalien 
gen, wird dem aus ihrer Mitte gewählten Ausſchuſſe, welher den Na- 
ie Borfteher der Kaufmannſchaft zu Stettin“ führen foll, mit 
ewalt, welche ter Kaufnannidaft als Korporation zufteht, übertragen. 
Sie befhließen über alle Angelegenheiten.) Dieje Vor—⸗ 
en nad der Stimmenmehrheit über alle gemeinfame Angelegenheiten 
nihaft allein, ohne Rückfrage an die lebtere und chne deren Genehmi⸗ 
alte. verbindend für alle Mitglieder berfelben, und follen mithin die ent: 
sben DBeflimmungen des N. 2, R. TH. II. Tit. 6. $. 1:33. und 154. hier 
* finden. . 

. [Ausnahmen.] "Hiervon find jedoch nachſtehende Angelegenheiten aus: 
m, aber welde nur bie ganze Korporationen einen vollgültigen Des 
Ben Fann: 
bie Wahl der Borfteher und ber Mitglieder für die in ben 88. 34. und 47. 
——— Rechnungs-Abnahme-Kommiſſion; 

Grundſtücke erworben oder veräußert werben ſollen; 
wenn Kapitalien für die Korporation aufgenommen werden follen; 
mens neue Geldverbindlichkeiten eingegangen werben follen, wodurch die Kur: 
‚zu einer fortbauernben, Bisher nicht jtattgefundenen Zahlung wernllidtet word ;, 
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5) wenn die Korporation forttauernde WVerbindlichfeiten und 
Annahme und Beförderung des Handel und der Schifffahrt überne 
aus den gewöhnlihen Beiträgen ber Korporationeglieder nicht be 
fönnen (Abſchn. IX. $. 90. 91.); 

6) wenn bie kaufmaͤnniſchen Deitglieber der See⸗ und Gankbeldg 
tion des Etabtgerihts zu Etettin gewählt werden follen; 

7) wenn über bie Frage zu entfcheiden if: ch ein Mitglieb für 
Zeitraum ober jür immer ven der Korporation auszuſchließen ſei? 


$. 20. [3ufammenberufung jämmtlider Mitglieder 
ralverjammlung.] Wenn bergleihen Fälle eintreten, fo find nadı 
6. 54. Tit. 6. Ih. Il. des N. 2 R. fümmtlihe Mitglieder der Korp 
Umlauffchreibens mit ter Anzeige des Begenftandes der Berat! 
‚außererdentlihen Verſammlung auf die in den 66. 57—61. bajeltfl 
Meife einzuladen, und wird hierauf ven den Grfhienenen, ohne Rü 
Anzahl, durd, Etimmenmehrheit ein vellgültiger Beſchluß gefaßt. 


VI. Abſchnitt. 


Beſtellung der Vorſteher. 


$. 21. [Z3ahl der Vorſteher.] Die Vorſteher beſtehen aus 
chen Mitgliedern, von denen wenigitene zwei Drittheile, alfo feche, 
hauptfächlic aur See und großhandelnde Kaufleute (wenn fie auch mı 
handel treiben), Banquiere oder Seerheter fein müflen. Aus jebem 
delszweige, nämfich: dem Waarenhandel, Weinhandel, Holzhandel, da 
dein Speditionshandel muß wenigftens ein Vorſteher gewählt werben 

$. 22. Die Vorfteher und das erflemal ber im 8. 12. bezeichne 
Kaufmannjchaft fertigen alljährlich die Liſten de nuch dem york 
bigen Kaufleute. 

$. 23. Die etwaigen Ginfprücde gegen einzelne Gintragungen 
bungen in der Liſte, wenn nämlich der gejchehenen Anmelbung zur u 
Korporatien, entweder von den in der Lite Aufgeführten oder von I 
widerſprochen wird, werden bei der erjten Wahl von dem Dagifirar a 
bie Regierung und ſpäterhin zunächſt von eben derjelben Prüfungekem 
nach 8. 43. anzuordnen if, für die nachitfelgende Mahl entihie 


$. 24. [Beitellung und Wahl derfelben auf ſechs) 
dieſer MWahlliite werden die Vorſteher Durd tie Korporation auf fei 
wählt, Damit aber nad Ablauf Diefer Zeit nicht alle Vorſteher zugl 
fo ſcheidet die Hälfte Der Mitglieder, das erſtemal durchs Loes beſtin 
Ausſchluß des Obervorſtehers, walls derfelbe von ber im 8. 36. ihm 
Befugniß — die Tireftion nad Ablauf von Drei Jahren nieberzuieg 
Gebrauch macht, und Fünftig nach jedesmaliger jehejähriger Werwaltr 

$. 25. lIAusſcheiden der Hälfte nach jedesmaligem 
drei Jabren.] Es inter alfe alle drei Jahre eine neue Wahl Etat 
nadı Ablauf der erjten drei Jahre vier und nah Ablauf ter zweite 
Periode fünf Vorſteher gewählt. Diele abwechſelnde Wahl Danert in 
ner Folge fort. 

$. 26. Tie Ansfcheidenden koͤnnen aud für die nächte Mahl a 
vorgeſchlagen werden, jede hängt Die Annahme von ihrem Willen al 

8. 27. [Stellvertreter] Für den Zall Des ganzlichen Abgan 
dauernden Abmwejenheit der Vorſteher werben gleichzeitig auf gleiche 9 
denſelben Bedingungen ter Wahlfühigkeir, drei Stellvertreter gemäble: 
ten, Sobald ihre Stellvertrerung wirklich Statt findet, in alle Mecte 
lidyfeiten besjenigen Mitgliedes, in deſſen Stelle ſie einrücken. Die Wa 
Stellvertreters bleibt dagegen bis zur nächſten regelmäßig alle drei Ra 
renden Wahlverſammlung ausgejegt, wenn nicht in der Zwifchenzeit fe. 
vertretung eines vierten Vorſtehers nothwendig werden follte 

$. 28. [Berfabren bei der Wahl der Vorfteher.] Zur & 
iteher, welche jedeamal den 15. Januar, oder wenn ſolcher ein Feſttag 
nen Tag darauf geſchieht, werden alle männliche Mitglieber der Kaufm 
alſo auch bie in dem $. 14. erwähnten Dieponenten, durch Umlanf 
der Anzeige bes Gegenitantee der Zufammenfunft duch die beſtebend 
Das erſtemal aber buch den Maatiirar eimgeliuen, er ale Guridul 
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in eine Ordnungsſtrafe von Fürf Thalern zur fRäbtiichen Armenkaſſe ge: 
berben. 

J. Gin Magiftratsmitglied mit Zuziehung zweier Beifiber aus dem $. 12. 
a Komitee nach der Auswahl des Magiſtrats und Fünftig der Obervorſteher, 
e Bablverfammlung, läßt durch den einen feiner Beifiger die Anweſenden 
ech den anderen deren Stimmfähigfeit mit der Nolfe vergleichen; hier⸗ 
bt er die Namen der ausfcheidenden Glieder befannt und läßt durch bie 
fer die gedruckten MWahlliften unter die Anweſenden vertheilen. 

. Unter feinem Borfig wählt hierauf die VBerfammlung der yerfünlicd 
an — Bevollmäctigungen find nicht zuläffig — aus den Mahlfiften nad) 
«ift des $. 21. die erforderlichen Glieder der Vorſteherverſammlung, durch 
ztinmenzeichen. 

le Jeder der Anweſenden in der Verſammlung kann aus dieſen Wahl⸗ 
s Kandidaten auf die Mahl bringen. 

1. Die beiden Beifiger, welche für die fünftigen Wahlen der Ober: 
me der Zahl der Vorſteher jedesmal ernennt, fammeln die Stimmen, der 
ber zählt fie und fpricht die Zahl derfelben mit dem Namen des Kandi⸗ 


L Diejmigen von den zur Wahl vorgefhlagenen Perfonen, welche die 
timmen für fih Haben, find Vorſteher; die nächſtfolgenden drei find 
ter 


k [BapHl der Kommiffion zur jährliden Rechnungs-Ab⸗ 
Demnaͤchſt fchreitet die Verſammlung zur Wahl von fünf Mitgliedern 
47. näher bezeichnete Kommiffion, Behufs der jährlihen Rehnungs-Ab- 
Ne Mitglieder werben in eben berfelben vorhin bejchriebenen Form, jedoch 
Jahre gewählt, und dürfen nicht zugleich Vorſteher fein. \ 
IWahl des Obervorftehers auf fehs Jahr] Die Borfteher 
Molgenden Tage auf vorhergegangene fhriftlihe Ginladung und unter 
Des Aelteften ihrer Glieder nach der Kaufmannsrolle, aus ihrer Mitte 
er und einen Stellvertreter auf ſechs Jahre Der Stellvertreter 
Dbervorſteher jebody nur in deſſen Abweſenheit, wegen Krankheit, Reiſen 
RE bringenden Abhaltung, fo wie nad deſſen ganzliden Abgange bie zur 
deuen Vorſtehers, die fofort zu veranlaflen ift. 
 LBefugniß deffelben, nad drei Jahren die Direftion mie: 
en.J Sollte der Obervorſteher feine Geſchäfte zu befchwerlich finden, fo 
n frei, nad Ablauf von drei Jahren die Direktion nieberzulegen. In 
fe muß die Wahl eines neuen Obervorftehers ftattfinben. 


IForm der Wahlprotokolle.] Ale Wahlen werden yrotolirt, 
'nlauffchreiben mit den Unterfchriften der zur Wahl Gingeladenen dem 
eigefügt. In dem Protofole wird das Verfahren nach ben $$. 28. bis 35. 
d baflelbe zum erften Male von den Magiitratsmitgliede und den er: 
rifitzern, fünftig aber von dem Obervorficher und ben zwei Beifigern; im 
‚35. aber, von den Aelteften und den ſämmtlichen Vorftehern unterzeichnet. 


[Rundmahung der gewählten VBorfteher.] Alle diefe Wahlen 
ar die, welche in den Wahlverfammlungen nicht erfchienen find, gültig 
dend. Sie müffen fofort dem Dlagiftrat, der Ortspolizeibehörbe und der 
angezeigt, fo wie durch Nushang auf der Börfe bekannt gemacht werden. 
ung bleibt es überlaflen, Srregularitäten, welche ſich bei den Wahlen 
öchten,, entweder ſelbſt oder duch den Magiftrat näher unserfuchen zu 
barüber zu entfcheiden. 


VII. Abſchnitt. 


Geſchäftskreis und Berfahren der Borfteher. 


[Geſchäfte der Borfteher.] Zu ihren Gefchäften gehört außer der 
Der ihnen übertragenen gemeinfamen Angelegenheiten ($. 21.): 
gleiten in Handelsangelegenheiten, die von den Parteien freiwillig an 
wacht werben, durch einen Wergleich gütlich beizulegen. Hierbei findet 
zasjenige Anwendung, was bie A. G. O. Th. J. Tit.2. $. 167. bie 176. 
ſchieds. ichtern vorſchreibt; 
„ten abzufaſſen und vorzulegen, welche öffentliche Behörden von ver Kan: 
haft verlangen dürften; 








3. 41. [Ausıqreiung von weitragen vurch 
nen and, die Erhebung von. Beiträgen von den Kauflent: 
und nügliben Zweden der Kaufmannfdait, ale | 
$$. 42. und 91. enthaltenen Beitimmungen bejchließen. 

Denen, welde fih für prägravirt adten, bleibt bie 
$. 43. gegebenen Veitinmmungen überlaffen. 

8.42. [Deren Bertbeilung.] Um das vor be 
neuen Jahres von den Verſtehern zu überjhlagende jährlid 
gens vertheilen dieſelben jänmtliche Rerperationsmitglieder 
in fünf Klafen und hiernad in angemeflener Abhufung 
jedod) dergefalt, daß der Beitragsfag der höfeen Kiaffe ers 
Tache der vorhergehenden beträgt. Much darf in ber hödyl 
20 Thlen., und in der niebrigiten Klafle ber Gag von 5 Thlr 
ganzen Kerporatien mittelit Bejchluifes nicht überjchritten n 

9.43. [Beihwerden dagegen] Werden bei den 
wegen Ueberſchaͤzung angebracht, fo werben bei der nächſten 
men der Befchwerdeführer der nerjummelten KRorperation an 
alsdann aus benjenigen ihrer Glieder, welche feit den lepteı 
Reher geweien, eine Kommiſſion von fünf Perfonen, aus jet 
ien wenigftens eine, bie binnen ben näcften Wier Wochen 
ſcheidet, und tie Klafie beſtimmt, in welche jeder der Beſchn 
Don diefer Beſtimmung findet jedoch eine Berufung auf biı 
giftrats Rat. 

$. 44. Bis diefe Entſcheidung erfolgt, müſſen die © 
fie von den Vorſtehern vertheilten Beitrag zahlen. 

8. 45. [Anfertigung des Gtats.] Die Vorſtehe 
Gtat von den gewöhnlichen Ausgaben, Außergewöhnliche 
auf den Veſchluß derſelben und auf befondere Anmweifung x 
geleifter werden. 

$. 46. jaednungetsonng] Jährlich und fräte 
legen die Werfteher über die Nattgefundene Cinnahme und 
amd vertbeilen einen gedrudten Auszug davon an jedes 9 
auf deſſen Anſuchen. ben derfeibe ift dem Magiſtrat vorz 

$. 47. [Nbnahme und Dedarge] Die Revifion 
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Wegfältig erwogene 

| Sefhäft8-Ordnung 

peufen, und. als eine Inftruktion für die Fünftige Behandlung der vorkommen: 
Legenheiten feſtzuſetzen. 

a daran fpäterhin vielleicht zu verbeſſern, wird die Erfahrung lehren. 

* Der Dbervorfieher eröffnet die Verſammlung, hat darin den Vorfig, 

heilt di Bortrageſachen unter die übrigen Mitglieder, bei deren Vortrag 


tig i 
. Bei der Berathichlagung beitimmt er unter Mehrern, die das Wort 
die Meibefolge, erklärt die Berathfchlagung zum Stimmenfammeln für ges 
kand fpriht den Beſchluß aus. 
58, Bei Gleichheit der Stimmen gilt die Meinung, für welche er geſtimmt 
Merdem hat er, gleich jebem anderen Mitglieve, nur eine Stimme, und muß 
Beichluffe der Mehrheit unterwerfen. 
[Berantwortlidfeit bes Obervorſtehers.) Gr it der Obrig⸗ 
worilich, daß Feine den Landesgefeßen und dieſem Statute entgegenftehen- 
afe in den Berfammlungen der Voriteher gefaßt werben. Gefchieht «8, 
ae folche unverzüglich den Magiftrat zur weitern Anzeige an die betreffende 
- Behörde, oder in dringenden Fällen gleichzeitig aud) biefer anzeigen. 
| [Borm der Befhlüffe] Die Verhandlungen der Vorfteher in ihs 
welungen und ihre Beſchlüſſe werden protofolirt. 
WB. Der Obervorfieher und die anweſenden Mitglieber vollziehen bie Bes 
ihre Unterfchriften. Im Briefmechfel, bei Urkunden und allen übrigen 
gen, alfo andy denjenigen, welde fih auf die Befchlüffe der Generals 
3, 6. 19., gründen, iſt die Unterfchrift des Obervorftchers und zweier 
weichen. 
Her Obervorficher empfängt und eröffnet die eingehenden, und forgt 
ag der ausgefertigten Sachen. 
e (Siegel.] Die Vorfteher führen ein Siegel mit dem Zeichen eines 
Hiffes und der Umſchrift: 
„Die Vorfteher der Kaufmannfchaft zu Stettin“, 
Balle Ausfertigungen vollgültig bealaubigen. 
IFührung der Rolle Nufnahme: und Löfhungsfheine.] 
führen die Rolle der zu der Korporation der Kaufmannfchaft gehört: 
Hr Eintragungen und Löjchungen fönnen nicht anders, als auf ihren 
sollzegen werben. 
SBingelragenen und ®elöfchten erhalten darüber von den Vorſtehern ſchrift⸗ 
Hein (sun unter deren Siegel. 






















d. [Kundmahung der aufgenommenen und gelöfhten Mit: 
=. ie Vorſteher machen die Namen der in die Molle eingetragenen und 
öfchten Kaufleute durch Aushang an der Vörfe befannt, und theilen zu 
Teines feben Jahres eine berichtigte Lifte der jedesmaligen Mitglieder der 
dem Oberlandesgericht, der Megierung, dem See: und Handelsgericht, 
Bolizeibehörbe und dem Magiitrate mit. 
1. [Mahl der Beamten buch die Vorftehber.] Sie wählen bie 
»Meſchafte erforberlihen Beamten, fontrahiren mit denjelben über deren Ge⸗ 
die Dauer tes Dienftes, fo wie über deren Gehalt, eriheilen ihnen bie 
| Inſtruktionen, und ſuchen die eidlihe Verpflichtung derjenigen, bei 
Me für nötbhig eradytet wird, bei dem Magiſtrate nad). 
Gi, Auch Tonnen die Vorfteher für einzelne Verwaltungszweige bejonbere 
e aus ihrer Mitte anorbnen, die aber von ihren Verhandlungen den Bor: 
ht zu erſtatten haben, und von dieſen Berfügungen annehmen müflen. 
63. [Die Vorfieher verwalten ihre Geſchäfte unentgeldlich.] 
arſteher beziehen als ſolche feine Befeldung oder ein anderes Einkommen. 
blos die Erſtattung baarer Auslagen, welde fie etwa bei einzelnen Ber: 
Bun im Dienfte machen, fordern. 


VIII. Abſchnitt. 


Bandhabung der Disziplin in den Verſammlungen und 
" an der Börfe, 


Fr IOrdnung in den Berfammlungen.] Der Ober: Borkeher Wall 
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und Drau 
Die Aufeföter mi Geheiß fogleih die 

in) a Si fönnen fie auf fe am a * 8 * 

ıngeftzafe bis zu 50 Thlm. belegt werden, welde,jur ” 
ie füch. Amjenigen, welche die Gkrafe ten [ot folen, b 

De 66. Lüusrätiehung ei eines —R un Pr 
mit Orbnungeftrafe.] Die die Unefehlichung de 
Ba er — 
gefhlofienen bleibt jedoch der im vorigen $. nachgegebene Behr. unbe 


Das Ausbleiben jener —S — aus den Berfammiungen ı 
Gntfäufbigung, ift durch el fe von 1 Hin Spt m « 
ur rmentaffe der Kaufmann! —e 9 Sollten wiederhon⸗ Cu 
heiten, fo iR nach Borfärift des $. 88. zu verfahren. 

5, Zwei — — 1 Die Vorſteher w 
zwei ommıiferien aus ihren Ditgliedern, welchen. bie Örbaltin 
Fr bei den Börfens Derfammlungen übertragen ift, Sie veriehe 
für biefen Auftrag erforverlichen Gefchäfte-Anweifung, und Infien fih m 
einzelne Fälle der Börfen-Disziplin Bericht zu ihrer Entfe — — 

5.68. lAuchang an ber Börfe.] Defientlühe 
Korporation werden durch Aushang an ber Börje beforgt, +] Nad 
vollftaͤndig befannt gemacht anzufehen, wen na drei FA einander x 
tage während ber ganzen Börfenzeit an lichen Orte de 


Yangen 
S 5% — 5—— ax 
vorſte henden $. 68. zu erlaſſen; bü aber niemals 
ſogieich hefannt zu maden, was ihnen von ben Königlichen oder Er 
den zur Belanntmahung zugefertigt i wird. 

$. 70. Privatperſonen, fie mögen Vitglieder ber Korporation ſei 
müffen die Anfdläge, welche fie an der Börſe anheften zu laſſen wüs 
der Börfen:Rommiflarien_zuftellen, welcher die Anheftung veranlaflen w 
fein Yedenken dagegen findet. Degweifelt er aber bie Schiguchten et 
Redtlicleit der beabfihtigten Bekanntmahung, fo giebt er den Anſchl 
Falle an den Verfaſſer zurüd, im andern legt er ihnen den Vorſtehern 


IX. Abſchnitt. 
Rechte und Pflichten der Mitglieder. 


$. 71. [Rechte der Mitglieder.) Die durch die Mitgliedſa 
nen echte in Beziehung auf den Metrieb des faufmännifchen Bewer 
die Theilnahme an ben gemeinjamen Angelegenheiten der Korporation 
find fon im Vorfergehenden beflimnit, 

$. 72. [Rechte der weiblichen Mitglieder.) An der ® 
Ehrenrechte ber Korporation, d. i. dem Stimmrechte, ber Wahlfähig 
Verwaltung und den Berathungen nehmen Frauensperſonen, welde 
einer Handlung find, nur burd männliche Disponenten Theil, melde z 
für ihre Berfon ſich als Mitglieder der Korporation müffen aufnehmen 

$. 73. [Bflihten der Mitglieder. a. Allgemeine) 3 
nen liegt jebem einzelnen Mitgliede ob, zum Velen ber Rorporation, fo x 
Kräften ftcht, mitgiiefen, 

8.74. [b. Befondere und zwar: 1. Hinſichts der or 
Führung der Bücher und deren Abfhluß.] Inobefondere iR 
bunden, feine Handlungsbücher in derjenigen fanfmännifden Form und 
führen, wie fein Geihäft «6 erfordert, um fih felbh Rets in einer 
Neberficht von ber Lage deffelben zu erhalten, fo wie aud ben Abfchluf 
innerhalb der naächſten ſechs Monate nad Ablauf des verdofle 
alfo bis zum 30. Juni des barauf folgenden, zu bewirfen. (Age 
Thl. 11, Zit. 8. $. 566. bis 569. und Tit. 20. $. 1468.) 

$. 75. 12. Hinfiägte der Auietvenns Erklärung] Ber 
Mitglied in der Lage, daß es {eine Glantiger tät wre yet lu 
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nt erklären muß, fo iſt dafjelbe verbunden, den Vorſtehern davon fchrift: 
‚ge zu machen. 
. [Berfahren dabei Seitens der VBorfteher und ber von 
ſtellten Kuratoren.] Diefe ernennen auf bie gefchehene Anzeige ober 
Unterlaffiung, Falls die Infolvenz durch die von dem Gemeinfchulpner den 
n gemachten Privat: Offerten, ober in Yolge feiner heimlichen Entfernung 
ifſch zu erachten iſt, 
Allgem. Gerihtsorbnung Thl. I: Tit. 50. 8. 4. No, 1. und 4.) 
ꝛx Bewegung zwei Mitglieder der Korporation zu vorläufigen Kuratoren 
welche diefelbe bis zur Anerkennung Seitens der Gläubiger, oder Balls 
zum gerichtlichen Verfahren kommt, bis zur Anerkennung Seitens bes 
erwalten. Die beitellten Kuratoren unterſuchen den Zuftand aufs genanefte, 
- mn bonorum an, und überreihen ihn den Borftehern mittelft guts 
ichte. 
. -[Mitheilung des Status bonorum an die Gläubiger] 
her heilen die vorhin gedachte Ueberficht, mit ihrem wohlerwogenen ge: 
n Gutachten begleitet ſämmtlichen Släubigern mit, und fordern dieſelben 
merhalb eines beftimmten Termins zu erklären, ob fie die von ihnen bes 
eatoren anerkennen, oder andere an beren Stelle erwählen wollen. 


. [Berpflidtung und Vergeltung der Ruratoren.] Bis bas 
zis zur gänzlichen Beendigung der Sache, Falls fie von den Gläubigern 
worden, find fie verpflichtet, für das Beſte der Maffe rebli Sorge zu 
se fich dabei einer gefepwibrigen Begünftigung einzelner Oläubiger fchulbig 


h Durch obige Beſtimmungen ſind die Vorſchriften der Allgemeinen Ge⸗ 

TH. I. Tit. 50. $. 2. ff., fo wie die für die Gerichte darin enthal⸗ 
*— nicht außer Kraft geſetzt. Es verſteht ſich daher von ſelbſt, daß 
ſchreiten der Berichte die Einwirkung der von den Vorſtehern beſtellten 
"To mi bas Gericht ihre Zuziehung ober Beibehaltung nicht mehr nötbig 
rt aufhört. 

Für ihre Bemühung erhalten fie, Falls fie von den Glaäubigern nicht 
eben, eine angemeflene Vergeltung aus der Aktivmaſſe, nad) ber Beſtim⸗ 
Worfteher, welche jedoch der richterlichen Feſtſetzung bedarf; Balls fie aber 
perben, nad) freiem Webereinfonmen. 

[Berpflihtung der Vorſteher zur Anzeige eines ftraf- 
snquerotts.] Da die Vorfteher hiernad von der Lage und den Urſa⸗ 
jeden Falliſſements nähere Kenntniß erhalten, fo find fie um fo mehr 
ver ihnen fchon gejeglich auferlegten Berpflihtung nachzukommen, wos 






in Hundert Dulaten Strafe jeven ihren bekannt werdenden Fall eines 
ren Banquerotts dem Richter anzuzeigen haben. 
gem. Landrecht Thl. I. Tit. 20, 8. 1480.) 


[3. Berpflihtung zur Annahme der Wahlen und Auf: 
Jedes Mitglied ift verbunden, bie ihm nach diefen Statut durch die Wahl 
‚eren Auftrag übertragenen Aemter und Gefchäfte anzunehmen, wenn es 
he Entfhuldigungsgründe beibringen fann. 

[Ausnahmen.] Es find hiernady zur Annahme nicht verpflichtet: 
ie das 6Oſte Jahr ihres Alters überfchritten haben ; 
gen, welche durch ein ärztliches Atteſt nachweiſen, daß anhaltende Krank: 
fälle fie aus Beforgung von dergleihen Geſchaͤften unfähig machen; 
eifiger bei der See- und Handelsgerichts-Deputation des Stabtgerihts 
ettin; 
tabtraͤthe, und 
orſteher der Stadtverordneten. 


Ausſcheidende Vorfteher.] Die aus der Vorſteher⸗Verſammlun 
Mitglieder können zur Annahme einer abermaligen Wahl in felbige erh 
ıf von vollen ſechs Jahren nad) ihrem Austritt, verpflichtet werben. 

[Ausfcheidende Stellvertreter. ] Ausfcheidende Stellvertreter 
e auf fie als Vorſteher oder Stellvertreter fallende Wahl nur dann ab- 
an fie drei Jahre und länger die Gefchäfte eines Workirhers were 
L 
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Eind fie mehrmals, jedech jedesmals unter jenem Zeitraume beſchaäſtigt ge 
fo werben die Perioden ihrer Beichäftigung zufammengerechnet. 

8.86. [Ausfheidende BPrüafungsfommiffarien.] Die Barj 
farien, $. 43., find zwar in den folgenden Jahren wieber wählbar; «8 
Niemand genöthigt werben, die Wahl öfter als einmal in drei nad einander ht 
den uhren anzunehmen. 

$. 87. [Beharrlihe Weigerung zur Annahme der Rablım 
fonderer Aufträge und Beſtrafung derjelben.] Wer aufer ber 
Entihulrigungegründen, die Annahme der nad diefem Statut auf ibn ge 
Wahlen verweigert, erhält eine Woche Bebenfzeit, und kann, wenn er am & 
felben noch auf feiner fehriftlih abzugebenden Weigerung beharret, von! 
fiehern beftraft werden. Für den erften Weigerungsfall dürfen biejelben ein 
bung der Geldbeiträge um tie Hälfte eintreten laſſen, im zweiten Galle fie 
diefe Beiträge um das Ganze erhöhen und im dritten alle das ventirende 
außerdem nod) ven dem Genuſſe ber Chrenrechte ausfchliefen und bies am 
durch Aushang befannt maden. Bei Aufträgen haftet das rentirente Mügl 
den durch feine Weigerung entitehenden Schaden, und wenn im jchleumige 
einem Antern biefe gemacht werben müflen: fo ift es ſchuldig, die zu lecch 
Auslagen und Gelder, nad vorgungiger Feſtſetzung ber Borfleher, zu | 


6. 83. Sollte Jemand fo wenig Gemeinfinn verrathen, Daß gr bie mi 
Anıte verbimdenen Verpflichtungen nicht wahrnimmt, und fidy geffiſſentliq 
entzieht, und follten die Erinnerungen der Vorſteher und des Obervorſichen 
fondere hierunter vergeblich jein, fo finden gegen den Schuldigen, aufs 
der Börfe durch Aushang bekannt zu macenden Entſetzung von bem ii 
genen Amte auch die in dem $. 87. aufgeführten Strafbeflimmunges 
Grade der Verſchuldung ſtatt. 


$. 89. In Beziehung auf die in den vorfiehenden 65. 87. und DE 
fprodyenen Strafbeitimmungen, bleibt jedoch demjenigen, ber die von ball 
feſtzuſetzende Strafe leiden joll, der Rekurs vorbehalten. Auch flieht e— 
ftehern zu, zu jeder Zeit Die ergangenen Strafbeflimmungen zu milden 
lid) wieder aufzuheben. 

8. 90. 14. Kojten bei der Aufnahme.] Jeder von Publit 
Statuts ab in die Korperation Aufzunehmende zahlt zur Gemeinkaſſe 

a) für tie Aufnahme Funfzig Thaler; 

b) für die Eintragung in die Melle und ben Ausfertigungsjchein Zwei 
Außerdem an ten Boren Ginen Thaler. 
$. 91. 5. Jährliche Beiträge) Reicht tie Gemeinkaſſe zue 

der Beſeldungen und übrigen Gemeinausgaben nicht zu, fo werben jähk 
träge von allen Mitgliedern der Kerporation erfordert. 

8.92. [Wiederaufnahme tft Fojtenfrei.] Mer, nachdem er jent 
eine Zeit lang aufgegeben hat und daher aus der Korporation geſchitdet ih 
felbe wieder anfangen will, und die Wiederaufnahme nachſucht, ſoll konenfte 
nommen werden. u 

$. 93. [Nusnahne,) Eine Ausnahme findet jedoch fintt, mern MM. 
Verhaͤltniſſe es wahrjcheinfih machen, daß ter freiwillige Austritt aus da 
ration auf eime Zeit lang nur erfolgt wäre, um fid) denen für tiefen F 
von der Korporatien zu übertragen gewejenen allgemeinen Laien und 
zu entziehen. 

Kann alsdamı der Ausiretende einen ſolchen dringenden Werbadt md 
gend widerlegen, jo iſt berjelbe bei feiner Miederaufnahme in bie Komerail 
pflichtet, Den in jener „Jwijchenzeit (von feinem Austritte bis zum Bietet 
auf ihn, wenn er in der Korporation geblieben wäre, getroffenen Anteil ® 
gefundenen allgemeinen Falten und Yeiltungen nachzuzahlen. 

Die Entſcheidung, ob ein ſolcher Fall vorhanden tt, flieht auf tie 
Vorſtehern der Kaufmannſchaft zu veranlaftende nähere Grörterung tie Saf 
niſſes, dem Magiſtrate, mit Vorbehalt des Rekurſes, zu. 


X. Abſchnitt. 


Suspenfion und Verluft der Mitgliedſchaft. 


8. 94. [Suspenfion ver Lanimanniiden Medte) Die Sie 
Mitgliedichaft der Korperation And Unterbioäen 
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das Mitglied unter Kuratel gejebt wird; 

ür zahlungsunfähig erklärt; 

in eine Kriminalunterfuhung wegen folder Verbrechen gerät, worauf 
ih die Strafe des Zuchthaufes, der Strafarbeit, des Verluſtes der bürger: 
Ehre und des Kaufmannsftandes fteht. 

» [Wirkung derfelben.] Die Wirfung diefer Suspenfion haftet nur 
erfon des Suspendirten, und nicht auf dem Gewerbe. Der Suspenbirte 
x weder an ben Ghrenrechten der Mitglienfhaft der Korporation Theil 
sch auf der Börfe erfcheinen, wohl aber Tann feine Handlung während 
nſion durch einen perſönlich fühigen Disponenten, und in dem im $. 94. 
chneten Falle, unter der Anordnung ber beftellten Ruratoren fortgefeßt werben. 


. [Deren Aufbebung.] Die Suspenfion wird aufgehoben: 

die Aufhebung der Kuratel; 

«ine vollftändige Abfindung mit den Gläubigern, fel es durch Zahlung 
Srlaß oder Befriſtung; . 

eine vollftändige richterlihe Freiſprechung von der Anklage eines im Kri⸗ 
prozeß erörterten Verbrechens; 

der Genieinſchuldner zum beneſicio cessionis bonorum auf den Grund 
kinwilligung feiner Glaͤubiger, oder durch ein Erkenntniß gelaſſen worden, 
kann er in dieſem Falle ſelbſt während des Konkursprozeſſes eine neue 
lung eröffnen und führen. 


. [Befhluß der KRorporation, ob eine Susyenfion aufhören 
dauern foll.] Die Losiprehung bis auf weitern Beweis bewirkt 
ie Aufhebung der Suspenfion an fi nicht, vielmehr entſcheidet alsdann 
Eation in einer außerorbentlichen Verſammlung nad) vorhergegangenem 
bes Obervorſtehers oder eines andern dazu ernannten Vorſtehers: 

k Suspenflon aufhören könne, ohne den Ruf der ganzen Korporation zu 


en; 
eb fie noch für einen beflimmten Zeitraum fortzujeben; , 
ob die gänzliche Ausfchließung des Mitgliedes, wegen dringenden und 
wigenden Verdachts zu bejchließen. 
ı biefer Entſcheidung findet der Nefurs an die vorgeorbneten Behörben nur 
m ftatt, wenn die Stimmenmehrheit unter Sweibrittheile der Anwefenden 
at. 
Berichte find im diefer Hinfiht gehalten, den Vorſtehern auf ihre Anfuchen 
ıBte Erkenntniß mit den Gruͤnden mitzutHeilen. 
. [Berluf der faufmännifhen Rechte] Die Ffaufmännifchen 
Abfiht des Standes und der Mitgliedfhaft gehen verloren: 
den Tod, unbefchadet jedoch ber, den Wittwen oder den Erben nad) ben 
neinen Gefegen und biefem Statut zufommenden Rede; 
freiwillige Niederlegung des faufmännifchen Gewerbes für immer oder 
ine Zeit lang, welche jebod den Vorftehern in glaubhafter Form und zur 
igen Zeit angezeigt werben muß. Dem NAustretenden verbleibt die Ver⸗ 
kung, die Laften des Iaufenden Jahres zu tragen. 
Ausnahme. 

Husgenommen hiervon find jedoch ſolche Mitglieder, welche nach einem 
ahrigen Hanbelöbetriebe, denfelben aufgebend, fid) in Ruhe feßen und den⸗ 
in der Korporation zu bleiben wünfchen. 
Diefen foll es unverwehrt fein, wenn fle darum bei den Vorſtehern ans 
t, und Hinfihts ihrer Unbefcholtenheit Fein Bedenken obwaltet, gegen 
nahme der damit verbundenen Verpflichtungen Mitglieder der Korporation 
eiben; 

den Verluſt des Stadtbuͤrgerrechts; 

richterliches rechtskräftiges Crkenntniß auf den Verluſt der faufmännifchen 
e ober ber bürgerlichen Ehre; . 
. ein Mitglied wegen Defraudation Iandesherrliher Gefälle zum zeitens 
burdy ein förmliches gerichtlidhes Erkenntniß beitraft worben iſt; 

einen Beichluß der Korporation auf den Antrag der DVorfteher, von wel⸗ 
Entfheidung der Nefurs an die georbneten Behörden gleihmäßig nur in 
$. 97. zu c. bezeichneten Falle fattfindet. 
9. [Beriuft wegen entehrender Handlungen] Diele Ankaq. 


s 


leiden, dieſes Verdrechens Schuldige ſchon auf das erfte red 
Grienntmiß auszufhliehen. 
ie Anfiht, welche die Korperatien ftets leiten muß, if 
ihres unbeſcholienen Mufs bei den Behörden, im Bublifo und 
defepläpen. 
$. 101. [Gerügte wegen entehrender Handl 
migtinne zur Laß fallen.) Menn im Publito Gerü 
der Korporation umlaufen, worurd bafielbe jolder Hanblu 
die, wenn fie erweislid wären, bie Ausſchließung zur Folge 
die Verſteher berechtigt, dieſes Mitglied vor ſich laden zu lafi 
diefe Gerüchte zu eröffnen, eine Warnung zu erlafien, und 
zur Grhaltung feines gen Nufs ſich zu vertheidigen. @eiı 
ten fih vielmehr die Gerüchte, und bleibt auch eine zweite 
fo bleibt e6 dem Grmefien der BWorftcher überlaffen, nad) DM 
das betrefiende Mitglied dem behörigen Kriminalgericht zur U 


XI. Abfchnitt. 


Bon Eehrlingen und Gehülfen 


$. 102. [Berlantbarung ber Verträge mit i 
federn. Deren Zeugniife.] Die Verträge, welhe Mit 
über die Annahme der Lehrlinge und Gehülfen ſchriftlich abzu 
an und für fi eine bloße Privatangelegenheit; fie follen jet 
verfautbart werben, welche auch bie Zeugniſſe nach beendigte 
zu beftätigen haben, und bei biefem wichtigen Theile ihres 
fellen, daß Rechtlichkeit, Ordnungsliebe und Sachkenntniß al: 
faufmännifcher Bildung anerfannt und behauptet werben. 
bleibt der Wahl der Vorfieher überlafien, fie find jeboch v 
auf Erferdern der Obrigkeit zu jeder Zeit gründlich auszume 

Ausfertigungsgebühren. 

An Ausfertigimgsgebühren wird für bie Befätigung bei 
aueſchließlich des Stempels, entrichtet. 

$. 103. [Entlaffung der Lehrlinge und Gehü 
der Korporation ift verpflichtet, einen Lehrling eder Gehülfe 
der Vorjteher fefert zu entlajfen, wenn kieſes wegen ſoicher 
wird, welde bei Mitgliedern ber Rerperation die Ausſchließ 
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‚Iehteres mit dem Intereſſe einzelner Mitglieder der Stabtgemeine ober anderer 
Ehorporationen kollidirt, 


‘ 
e 


zu leiten. a 
kesweifelbafte Fälle entfcheiben die vorgeorbneten Inſtanzen. 


105. [Der Rekurs fteeht nur innerhalb 10 Tagen zu] In den 
wo einem Mitglieve, welches eine Strafe erleiden foll, oder fonft das Recht 
Barfes eingeräumt worben ift, muß dafjelbe binnen 10 Tagen, nad dem be: 
den Empfange des Defcheides, oder der Beftimmung, welhe zur Beſchwerde 
Hung giebt, diefelbe bei der vorgeichriebenen Inſtanz anbringen, wenn es 

von der Befugniß, Nemebur nachzuſuchen, Gebrauch mahen will. Geſchieht 
Beuungsmäßig, fo muß von der Anwendung ber Strafmaaßregel und vor ber 
won der den Gegenitand der Beſchwerde ausmachenden Beflimmung, die ho: 
Hdheibung, mit Ausnahme des im $. 44. beſtimmten Falles, abgemartet 




















4 


6. [Einziehung der Strafen] Die Vorfteher ziehen bie ordnungs⸗ 
Feſflehenden Strafen durch Requifition des betreffenden Gerichts, welches 
fälligen Nequifition unweigerlich Folge zu leiſten Hat, ein. 


XII. Abſchniit. 


; Bublikation bes Statuts. 


5107. [Bublifation und Drud diefes Statuts.] Dieſes Statut 
anf Koften der faufmännifchen Gemeinkaffe gedruckt und jedem Mitgliebe 
ziton ein Eremplar foftenfrei mitgetheilt werden. 

lich Haben Wir dieſes Statut, weldhem Wir hierdurch Geſetzeskraft ver: 
m über weldhes Wir feft und unverbrüchlich gehalten wiffen wollen, durch 
shändige Unterſchrift und unter Beidrüdung Unferes großen K. Inſie⸗ 


FB. 1821. ©. 194) 


Ftatutfürdie Raufmannfchaftzu Danzig, v. 25. April 1822. 
Friedrich Wilhelm, ıc. ꝛc. Thun fund und fügen hiermit zu wiffen: Da 
Joſſen haben, bie Kaufmannfchaft Unſerer Sees und Handlungsftabt Danzig, 
wiederholten Wunfh in eine Korporation zu vereinigen, und berfelben, 
Bung ber bisher beftandenen Krämer-Sozietät eine angemefiene Berfaffung 
Ben; Te haben Wir den Entwurf eines Statuts für die KRaufmannfhaft zu 
Eforgfältig prüfen laflen, und folhen in nachſtehender Art genehmigt: 


1. Abſchnitt. 


Bon ber Korporation der Kaufmannfchaft. 


>74. Alle in bie anzufegenbe Nolle der Kaufmannfchaft eingetragene Bürger 
bt Danzig bilden die Korporation der Danziger Kaufmannſchafi. 


‚, 3. Bur Aufnahme in die Rorporation der Kaufmannſchaft ift die vorgäns 
ewerbung des Bürgerrehte und ein unbejcholtener Ruf unbedingt erforderlich. 


Iſt nad) dem Urtheil der Nelteften ber Raufmannfchaft der Ruf bes 
enden beſcholten, fo jollen die Aelteften ſich über die Beftimmungsgründe 
eils nur gegen den Magiftrat und bie ihm vorgefegten Staatsbehörben, 

Kt gegen den Winzelnen auszulafien nöthig haben. 

4. Sebem, ber in Danzig ein Faufmännifches Gewerbe treiben will, und 

Dem $. 2. genannten Bedingungen erfüllt, fteht auf Tchriftliches besfallfiges An: 

— Aufnahme in die Korporation offen; das Geſchlecht macht hierbei keinen 

ed. 






2 


5, Durch die Aufnahme in die Korporation und Gintragung in die Rolle 
Wefmannihaft (als unbedingtes vorhergängiges Erforderniß) wird bie Befug⸗ 
ng Betriebe jedes Faufmännifchen Gewerbes ohne Ginjhränfung gewonnen; 
iuehere kann der Beſitz der gefeglihen faufmännifhen Rechte vom Kandel: 
Den des Orts fortan nur durd die Aufnahme in die Korporation erlangt 
zu iſt von berfelben dergeſtalt unzertrennlic, daß ein jeber Hanbeltreibende 


> 


, ber auf die gefeplihen kaufmaͤnniſchen Rechte Anſpruch madgen WIE, vw 
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Korporation ber Kaufleute beitreten muß. Die Aufnahme du bie Ma 
diejenigen Rechte der Mitgliedſchaft ber Korporation, welche biefes & 


. 6. Das Faufmännifhe Gewerbe befteht in dem Ans amd Sa 
zeugn fe bee Ratur und des Kunftfleißes, infofern berfelbe als GBewe 
wird, ferner im Betriebe von Bank⸗ Dechſel⸗ Kokmilfkons s uns & 
raäfen, 1 u Güter ar —XR an ehören eben fo » 
.7. un alienhandler wenig 

ale Inhaber eines —— und Saale w 
8 Bi t d nicht proßbenbeiben Rauflaste 
rehn aber ——— ee Korpora ’ on beizutreten, 
$. 9. ffo⸗Rheder Haben "zieäfale das echt, nit bie 
Korporation en an. 


$. 10. e Unternehmer von Fabriken Haben dieſes Mecht gleich 
aber in die Rolle ber Kaufmannfhaft nicht —A worben, fe 
fo wie andern Künftlern und Handwerkern, mur erlauf der xy 
eigenen —— derer, die fie auf Behsklung — ſelbſt gelieferten 
aben en laſſen 
g. Sollte "Giermad in einzelnen Fällen noch zweifelhaft BI 
Gefhäft zum Faufmännifchen Gewerbe gehöre, unb in wie weit berja 
Gewerbe treibt, der Korporation beizutreten verpflichtet Te jet, ober nid, 
darüber, nad) Anhörung des Gutachtens der ne "Raufmanzft 
gifrat, unter Vorbehalt des Rekurſes an bie R 
$ 12. Frembe Kaufleute, das Heißt: ide, we welche — 
Danzig und Mitglieder ber Korporation geworben ſind, darfen I 
erh e, —* fie daſelbſt zu unternehmen wünfcen, nur burch ange 


a. petre Bitten der Mitglieder ber Korporation bie Bi 
Sanblung fortzufeßen, ohne füe fih ſelbſt die ie MRitgli haft ber Ka 


eben, die durch einen Disponenten vie Handlung ihres Grhlef 
wollen, find dazu gleichfalls berechtigt, wenn fie fih aber amseinaub 
einer oder mehrere berfelben die Handlung übernehmen, fo müſſen fie, | 
Majorennität, fogleih, im Balle fle aber minorenn find, fobald fie bi 
der Korporation beitreten, wenn fie aud) bie alte Handlungs-Firma bei 

$. 14. An der Ausübung der Chrenrechte ber Korporation neh 
männlichen Mitglieber Theil, 

8. 15. Der Austritt aus der Korporation darf in ber Megel a 
eines jeden Jahres, fiir welches tie Mitgliebfchaft erlangt ober fortgeie 
gen. Ausnahmen hierven finden nur dann flatt, wenn einzelne In 
ganz von dem. Betriebe aller Handelsgeſchäfte losjagen wollen. In bie 
der Austritt auch im Laufe eines Jahres zuläffig; in Bezug auf bie 8 
die Korporationglaften für baffelbe mitzutragen , oder zur Tilgung | 
Schulden, durd die Zahlung verhältnißmäßiger Beiträge mitzuwirfen, b 
bei den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen. 


II. Abſchnitt. 


Bon den gemeinſamen Angelegenheiten ber Korporal 
Kaufmannfdaft. 


$. 16. Die gemeinjamen Angelegenheiten der Rorporatien der 8 
betreffen das allgemeine Intereſſe der Ecyifffahrt, des Handels, cder ı 
derfelben, die öffentlihen Anftalten und Einrichtungen, weldye zum 
Handfung dienen, infoweit der Kaufmannſchaft das Gigenthum cher Mi 
oder Kontrolirung berfelben zufommen, das befondere Vermögen um! 
welche die Kaufmannfchaft als Korporation aus Grundſtücken, Kapitali 
und milden Stiftungen befigt, und die Verhältniſſe der Mitglieder zu 
tion als einem\Ganzen. 

$. 17. Die Faufmännifchen Mitglieder des Kommerz: und Admin 
giums zu Danzig, werben von ber Kaufnannfhaft gewählt und Unfen 
beögerichte angezeigt, um beren Beftätigung auszuwirken. 

$. 18. And, wählt fe vie zum Betriebe der Echifffahrt und vs 

igen Beamten, deren Wahl dur, Var &. 9.71, Sun ati gE 1. 


⸗ 
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„ben Kaufmannſchaften beigelegt it — Mäkler, Diepacheurs, Schiffsabrechner, 
Peatiger, Schaffner, Meſſer, Wäger, Braker, Stauer, Schauer, überhaupt alle, 
öffentlich befteltt find, die Quantitaͤt und Dualität der Waaren, oder beren 
Berpadung zu befunden — und zeigt die Gewählten nad) deren vorherigen 

5 ber vorgefeßten Behörbe zur Beftätigung an. 


. 19. Ferner fol tie Korporation der Kaufmannſchaft durch ihre Nelteften bas 
tionsrecht bei ber Anftellung der See- und Binnenlootfen und deren Kom: 
58, fo wie des Strom: Infpeftors ober Hafenmeifters auszuüben befugt fein. 
wird ber Kaufmannfchaft das Wahlrecht bei der Beſetzung aller Stellen und 
an den in Danzig beftehenden, der Stabtgemeine zugehörigen Handelsanftal: 
wie zur Dienftleiftung bei den Hanbelegefhäften beftellten Perſonen beigelegt, 
ater Berüdfihtigung der bisherigen Kommunal:Sinfünfte, und unter Vorbe⸗ 
4 dem Magiſtrate unter den gegenwärtigen Berhältniffen tiefer Inftitute noch 
Beſtaͤtigungsrechts. 
* aber der künftigen Uebereinkunft zwiſchen dem Magiſtrat und der 
Sqaft, bie etwa erforderiichen Modifikationen in dieſer Hinſicht ausdruͤdlich 


III. Abſchnitt. 


Eder Verwaltung ber Angelegenheiten ber Raufmannfdaft. 


Die Kaufmannfhaft kann die Verwaltung ihrer gemeinfamen Angeles 
welche derjelben nad, diefem Statute, ober als einer Korporation, nad) den 
a gefeglichen Borfchriften zukommen, nicht unmittelbar felbft beforgen. 
und bie freie Berfügung über bie Gegenftände bes gemeinfamen Vermö⸗ 
orporation, wird daher einer aus ihrer Mitte zu erwählenden Behoͤrde, 















„Neltefe der Kaufmannfhaftvon Danzig‘ 
mit derfelben Gewalt übertragen, welche der Raufmannihaft ale Korpos 


i Die Aelteſten ter Kaufmannſchaft befchließen nady der Stimmenntehr: 
Be gemeiniamen Angelegenheiten der Kaufmannſchaft allein, ohne Rüd- 
2 Ießtere, und ohne deren Genehmigung, vollgültig und verbindend für 
er, und follen mithin bie entgegenftehenden Befimmungen des A. L. N. 
at. 6. 88. 133., 153. und 154. feine Anwendung finden 

u Sie find zur Dollziehung aller der Aingelegenfeiten und Geſchaͤfte ber 
Aſchaft, zu welhen nad dem A. 2. N. Th. I. Tit. 13. 88. 99-109. eine 
Bollmact erfordert wird, Fraft diefes Statuts und zufolge ihrer Anftellung 









5 Sie fünnen auch Beiträge von den Korporationsmitgliedern zu noth⸗ 
und nützlichen Sweden der Kaufmannfchaft, als joldher, nad Anleitung des 
te dieſes Status befchließen. 
Die Aeclteiten find aber fhuldig, der Kaufmannfchaft ven ihrer Ver: 
Jahrlich Rechenſchaft abzulegen. 
>35. Nußerdem find fie für ihre Beſchlüſſe nur der Obrigkeit und ihrem 
nn verantwortlich. 


IV. Abſchniit. 


> 
Won der Beilellung der Nelteften der Kaufmannſchaft. 


Die Berwaltungsbehörbe der Korporation beficht aus zwölf männlichen 
‚ von denen wenigftens zwei Drittheile ausfchließlid, aus der Zahl der 
"und großgandeinden Kaufleute beſtehen müſſen; bagegen foll die Wahl für 
. Drittheil ganz frei fein, fo daß zu denſelben fowohl große als blos fleins 
je Kaufleute gewählt werben können. 

7. Die Aelteften der Kaufmannfchaft fertigen die Liſten der nach dem vor⸗ 
3. wahlfähigen Kaufleute alljährlid, vor der jedesmaligen Mahl. 

3. Die etwaigen Binfprüdhe gegen einzelne Gintragungen ober Ueberges 
ı ber Lifte, werben von ben Aelteften für die näctfolgende Mahl unterfucht 
eben. 

J. Die Aelteften der Kaufmannfchaft werben aus der Wahllifte (fiehe $. 27.) 
Jahre gewählt. Jedes Jahr fcheidet Gin Drittheil aus. Diele —2 
fso lange durchs Loos beſtimmt, als bie dreijaäͤhrige Dauer des Wiroch 
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noch nicht verfloflen if. Die Ausfcheibenden und bie, welche durch be 
dere Greignifie abgehen, werben jährlid durch eine neue Wahl erie 
Jahrestage der erfien Wahlverſammlung jtattfinden foll. Die Nustrett 
der wählbar. 

6. 30. Für den Fall tes Abganges oder einer bauernden Abweſi 
teftent, werben gleichzeitig auf gleiche Art und unter denfelben Bebingum 
fähigkeit Bier Stellvertreter gewählt. 

6. 31. Zu diefer Wahl werden an einem noch näher zu beſtir 
ſaͤmmtliche männliche Mitglieder der Kaufmannfhaft vurd Umlauf⸗St 
laden. Wer ohne Entſchuldigung ausbleibt, ſoll in eine Ordnungoſtraf 
zur ſtädtiſchen Armenkaſſe genommen werden. 

F. 32. Der Vorſteher der Aelteſten eröffnet die Wahlverſammlu 
den Einen feiner Beiſitzer die Anweſenden zählen, durch den andern 
fähigfeit mit der Rolle vergleichen, hiernahft macht er die Namen I 
den Mitglieder befannt, und läßt durch bie beiden Beiflger bie gebrud 
unter die Anweſenden vertheilen. 

8. 33. Unter feinem Borfibe wählt hierauf die Verfammlung 
Anwefenden — Bevollmaͤchtigungen find nicht zuläffig — aus den W 
Vorſchrift bes 8. 26., die erforderlichen Nelteiten burch geheime Gtimn 

$. 34. Jeder der Anwefenden in der Wahlverfammlung fann aus 
litten einen Kandidaten auf bie Mahl bringen. 

$. 35. Die beiden Beifiger fammeln die Stimmen, der Borfcher 
fpricht die Zahl berfelben mit dem Namen des Kandidaten aus. 

$. 36. Diejenigen von denen zur Wahl vorgefhlagenen Berfene 
meiften Stimmen für fid haben, find Neltefte, die nächftfolgenden Bir 
vertreter. 

$. 37, Wenn bie erforderliche Anzahl ber Nelteiten hiernach erganz 
fen fie am folgenden Tage auf die fihriftlihe Einladung aus ihrer Mi 
ſteher und bie beiden Beiflger auf ein Jahr. 


$. 38. Tiefe Wahlen find aud für die nicht in den Mahlverfam 
ſcheinenden guͤltig und verbindend. Selbige werden protokolirt, und 
ſchreiben mit den Unterſchriften der zur Wahl Eingeladenen tem Preteh 
In den Protokelen wird das Verfahren nach den 66. 31— 37. bemerkt 
ben von tem Vorſteher, den Beifigern und den protofolirenten Sefretär 


. 39. Ta gegenwärtig nod feine Rolle ter Danziger Kaufmann 
je gehen die Berufung zur erften Mahl durch ten Ober: Biirgermeite 
ver bie Lille Der Korporationd Mitglieder anlegen wird, 


V. Abſchnitt. 


Don dem Verfahren der Aelteſten der Kaufmannſſchafiebte 
waltung. 


10. Die Aelteſten beſchließen gültig, wenn wenigſtens Acht ih: 

aeſebec verſammielt find. 

$. 41. Sie halten gewähnlide Sigungen an keitimmten Tagen, 
ſo wie uͤber die feſtzuſtellende Geſchaͤfts⸗ Ordnung ſie ſich durch cınen $ 
gen, und außergewöhnliche auf Die ſchriftliche Einladung des Verſteher: 

Schalt Aufforderungen zu Verfammlungen der Melteiten von ten 
gehen, muß ter Verfteher, oder in befien Abwefenheit Die Beiiiger, 
veranlafen. 

$. 42. Der Vorſteher eröffnet die Verhandlungen, bat darin ta 
vertheilt die Vortrags-Sachen unter die übrigen Mitglieder, bei deren ! 
genwärtig ill. 

8. 43. Bei ter Beratbiclagung beitimmt er unter Mehrern, 
fordern, die Reihefolge, erflärt Die Beratbrdlagungen zum Stimmeniam 
ſloßen— und ſpricht den Beſchluß aus. 


41. Bei Gleichheit der Stimmen gilt die Meinung, für meld 
hat. "urhechen hat er gleich jedem andern Mitgliede nur Eine Sim 
fich dem Beſchluſſe der Mehrheit unteriverfen. 


$. 45. Er it der Obrigteit veraniwertlich, daß feine den Lande 
dieſem Statut entaegentichende Beintüne in den Uerlauaualungen ber Ir 
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Geſchieht es, fo muß er feldes unverzüglich der betrefienben Behörde an⸗ 
















46. Die Verhandlungen ber Aelteiten in ten Verfammfungen und ihre Ber 
erben protofolirt. 
47. Der Borficher und bie Beifiger find mit der Vollziehung ber Beſchlüſſe 


Sie unterzeichnen bie Protefole der Sitzungen der Aelteiten, den Brief⸗ 
Urkunden, und alle übrige Ausfertigungen. 
Der Borſteher empfängt und erbricht die eingehenden und forgt für ben 
ber ausgefertigten Sachen. 
I. Die Nelteften führen ein Giegel mit bem Zeichen eines jegeinden Schif⸗ 
ge Umfchrift: „Siegel ber Aelteiten der Kaufmannſchaft zu Danzig,” wo: 
Ausfertigungen vollgültig beglaubigen. 
"Bei einer Abwefenheit ober fenfigen Abhaltung des Vorſtehers wird 
dem erften, und im gleichen alle defielben, von dem zweiten Beifiger, 
fe werben wiederum von ben älteften der übrigen Mitglieder vertreten. 
Die Aclteften führen Melle der zu der Kerporation.der Kaufmanns 
tigen Mitglieder, Gintragungen und Löſchungen fönnen nicht andere, ale 
efchluß im den Sigungen burd) ten Norftcher oder die Veifiger vollgor 

Die Gingetragenen und Geloͤſchten erhalten von den Aelteften barüber 
Befhheinigungen unter deren Ziegel. 

‚Sleidy mad) der Wahl der Aelteſten und fpäteflens ten 1. Mai jeden 
fen biefelden ein nach dem Alphabet geerbnetes Namensverzeihniß ihrer 
mb fümmtliher in die Rolle eingetragenen Kaufleute druden, und fenden 

fremplar Unferer Regierung, Unjerm Ober:tandeegerichte, Unjerm Polis 
m Unferm Kommerzs und Abniralitäts-Kollegium, dem Magiitrate und 
ibte ein. Gin Gremplar hängt jtets an der Berſe aus. 
(fer den allgemeinen Bejtinnmungen über den Wirkungskreis ber Acls 
chen fidh diefelben namentlic, noch felgenden Befpäftigungen : 
en Steitigfeiten in Handele-Angelegenheiten, die von den Parteien frei: 
fie gebracht werben, durch einen Vergleich gütlich beizulegen; hierbei 
6 dasjenige Anwendung, was bie allgemeine Gerichts: Orbn. Th. 11. 
176, von Schiedsrichtern vorfchreibt; 
‚Gutachten abzufaflen, welche öffentliche Behörden von ber Kaufmanns 
fangen dürfen; 
alien zu Anträgen an die Behörden über wichtige Handelsgegenſtände 
bereiten, und bie Vorflellungen hierüber anzufertigen; 

9 derjenigen, welche fih zur Aufnahme in bie Korporation melden 
mur in Beziehung auf bie in tem $. 2. und folgenben diefed Statuts 
ten Grforberniffe) und der nach dem 2. Abſchnitte $$. 18., 19. dieſes 

68 zur dem Betriebe der Schifffahrt und des Handels anzuftellenden Ber 
fert zu beforgen. 
> Die MAelteften fönnen für einzelne Verwaltungszweige befondere Aus: 
ührer Mitte anordnen, bie aber von ihren Verhandlungen den Aelteſten 
ju je haben’ und von biefen Verfügungen annehmen müſſen. 
Die Aelteften beziehen als ſolche keine Befoldung oder ein anderes Gin: 
Sie fünnen blos die Grftattung baarer Auslagen, melde fie etwa bei einz 
dytungen im Dienfte machen, fordern. 

Die Aelteften wählen bie für ihre Geſchäfte erforderlichen Perfenen und 

Tontrahiven mit benfelben über deren Gejhäfte und die Dauer des Diens 

über deren Gehalt und ertheilen ihnen bie erforberlihe Iuftruftion über 
freführung. 
$. Der Borfieher kann Kaufleuten, ſowehl unter den Aelteiten, als auch 

st in ber Rorporation, die Ansrichtung einzelner Gefhäfte auftragen, welchen 

* agte id, willig unterziehen muß. In wie fern fich ein Kaufmann durch 

her Auftrag unverhätnipmäßig beſchwert erachtet, ſteht ihm frei auf bie 
ung ber Helteften zu relurriren. 

-89.. Wenn aber durch Vollmachten Gefchäfte aufgetragen werben, melde gez 

mv yambeln find, ober wodurch ber Kaufmanııfhaft Rechte und Werbind: 

» fen, fo ertheilen jelhe die Nelteiten in der $. 48. vorgefchrichenen 
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der une nö 
$. 64. ie Selten 
63. zu Ten; fie dinfen 
fatnt ger made, mas ihnen 
wi. —— wird, ? 
Privatperfomen, fie mögen Mitgfieber ber Kerboratient 
mie die Anfdläge, welde fie an ber Borfe amfeften zu daffen 
* Worfteher zuftellen, welcher die Auheftung veranlaffen wirh, wenn er 
dagegen findet. Bepweifelt er aber die Scyiellichfeit oder jelbit bie 
Serbltigten Befanntmadung, fo giebt er ben Onfchlag im erften d 
Verfaſſer zuehet, im andern Falle Tegt er Ah ber Melteften zur Guſc 


* VI Abſchnitt. 


Bon den Beiträgen der Korporations-Mitgkieber, und 
Verwaltung der Gemein: Kaffe, 


5. 66. Bei Anlegung der erſten Rolle der Danziger Kaufmez 
jedes Mitglich an die Öemein-Kaffe Cinen Thaler ad in der Folge # 
zunehmende Mitglied Drei und Dreißig Thaler Zehn Gi 

-  tragung in bie Rolle, zur GemeinsKafe, jo wie außerdem bie. Fat 

. ren für den Gintragungsfchein, und bie Botengebühren aufammey mit 

$. 67. SR der Aufzunehmende bereits Mitglied det 

aus derſelben freiwillig mit Nieberlegung feiner Handelsgefchäfte 
ze bei der Wiederaufnahme nur die Ausjertigungs: und Bol 
Thalern bezahlen. Sollten jedoch Befondere erhättmite ® wal * 
daß der freiwillige Austritt nur geſchehen, um ſich den für dieſen Zeitn 
Korporation zu übertragen geweſenen He gan und zum 
ziehen, und kann der Austretende dieſe Anzeige nicht Aemhgend möbel 
berfelbe bei feiner Wiederaufnahme verpflichtet, ben in jener Zeit, von 
dritte bie zum Wiebereintritte, auf ihn, wenn er in ber Rocporatien nr 
getroffenen Antheil ber Rattgefundenen allgemeinen aſten umd Leikunge 
ien. Die Entſcheidung, ob ein folder Fall vorhanden, gebäßtt zunädl 
Ren, unter Worbehalt des Mekunfes. 

$. 68: Reicht die, Ormeinkaffe zur Behreitung ber Beſoldungra 
-Gemein-Ausgaben niht ya, (o werben —— von allen Witglierem 
tation erforderi. 
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. 69. Zu dieſem Zwecke werten die Mitglieder der Kaufmannfchaft nach ber, 

I der Sewerbeiteuer - Entrichtung, geſetzlich vorzunehmenden Klaffiftfation ein: 

I, fü daß die von jedem Mitgliede zu entrichtende Gewerbeftener, auch ben 

* a feiner Befteuerung, Behufs der Beiträge zu den Laſten der Korpora: 
fol. j 

k 70. Die Aelteften fertigen den jährlichen Anfchlag ber gewöhnlichen Aus: 

.. Außergewöhnliche Zahlungen dürfen nur auf den Beſchluß derfelben von ver 

gemacht werben. | 

.71. SZährlid legen die Aelteften der zur Mahl verfammelten Kaufmann: 

Rechnung von den ihnen untergeordneten Kaflen vor, und vertheilen unter 

n gebrudte Auszüge davon. 

172. Die Kaufmannſchaft laßt diefe Rechnungen burd eine aus ihrer Mitte 

Bahlverfammlung aus den Wahlliſten zu ernennende Kommiſſion von brei 

been, die aber nicht zu den Melteiten gehören dürfen, abnehmen unb bie 
darüber ertheilen. 







0 VIII. Abſchnitt. 


3 Verpflichtung zur Annahme der Wahlen und Aufträge. 


173. Wer die ihm nah dieſem Etatute durch die Mahl oder beſondern 
p-übertragenen Aemter und Gefchäfte nicht annehmen will, muß rechtliche 
Meigungsgründe dafür anführen. 

74. Zunaͤchſt entſchuldigt von diefer Annahme Alles, was nach dem AL. N. 
zit. 18. 6. 208. und 209. von der Uebernahme einer Vormundſchaft 









Auch aftive Stadträthe und ter Vorſteher der Stadtverorbneten fünnen 
Willen zur Annahme diejer Wahlen nicht verpflichtet werben. 


= Die aus der Aelteiten-Berfanmlung ausfceidenden Mitglieder koͤnnen 
einer abermaligen Wahl, als Nelteite, erft nach Berlauf von volfen brei 
ihren Austritte verpflichtet werten. - 

.  Befondere Aufträge fönnen tie Aelteſten cher der Borfteher einem 
, wiber feinen Willen, nur einmal in einem Jahre geben. 


Mer außer ben obigen Entihuldigungsgründen die Annahme der nad) 
atut auf ihn gefallenen Wahlen ober ihm gemachten Aufträge verweigert, 
Bodye Bedenfzeit, und fann, wenn er am Ende berfelben noch auf ſei⸗ 
ch abzugebenden Weigerung beharrt, von ben Nelteften beftraft werben. 
erfien Weigerungsfall dürfen diefelben eine Erhöhung der Gelbbeiträge um 
e eintreten laffen, im zweiten alle Fünnen fie dieſe Beiträge um das Ganze 
7 und im dritten alle das renitirende Mitglied außerdem nocd von dem 
».der Ehrenrechte und dem Stimmrechte ansfchließen und dies an ber Börfe 
zshang befannt madıen. 
79. Bei Aufträgen haftet das renitirende Mitglied fir den durch feine 
mg entflandenen Schaden, und wenn fie im fchleunigen Falle einem Andern 
‚werben müflen, fo it es fchulbig, dieſen völlig zu entichäbigen. 
9. Sollte Jemand jo, wenig Gemeinfinn verrathen, die mit feinem Amte 
suen Berpflihtungen nicht wahrzunehmen, und ſich gefliſſentlich denſelben zu 
pn, und follten die Grinnerungen ber Aelteſten und des Vorſtehers insbejondere 
ze vergebitd jein, fo finden gegen ten Schuldigen, außer der an ber Börfe 
Hang bekannt zu madyenden Entfegung ven dem ihm. übertragenen Amte, 
‚ irn dem 6. 78. aufgeführten Strafbeftimmungen nad dem rate der Ber: 


att. 
gt In Beziehung auf die in den vorjtchenden 89. 79. und 80. ausgefpro: 
Etrafbeftimmungen bleibt jedod, demjenigen, der die von dem NAelteften feſt⸗ 
w Strafe leiden joll, der Rekurs vorbehalten. Auch foll e6 ben Aelteſten 
m, zu jeder Zeit die ergangenen Strafbeſtimmungen zu mildern ober gänzlich 


mfzuheben. 
| IX. Abfchnitt. 


er Euspenfion und dem Verlufte der Faufmännifhen Rechte. 


83. Die Rechte ber Mitgliedſchaft ver Korporation find unterbrochen, went 
Uglied unter Kuratel geiegt wird, ſich Tür zahlungsunfähig erflärt, B 
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eine Kriminal:Unterfuhung wegen folder Verbrechen geräth, worati 
Strafe des Zuhthanfes, der Strafarbeit, der Verluft ber birrgerlichen | 
Kaufmannftandes fteht. 

$. 83. Die Mirfung der Euepenfion haftet nur auf ber Berfon 
dirten, und nidht auf den Gewerbe. Der Euspendirte kann baber ı 
Ghrenrechten der Mitgliebfchaft der Korporation Theil nehmen, noch a 
erfcheinen, wohl aber kann feine Handlung während der Suspenfion dr 
fönlih fühigen Dieponenten fortgeiegt werben. 

6. 84. Die Euapenfion wird aufgehoben 

a) durch Aufhebung der Kuratel; 

b) durch vollftändige Abfindung mit den Gläubigern, fei es buch 3 
laß oder Befriſtung; 

c) wenn der Gemeinſchuldner zum beneficio cessionis bonorum aı 
der Einwilligung jeiner Gläubiger oder durch ein Erkenntniß gela 
auch kann er in dieſem alle, feibt während des Konfursprogzefi 
Handlung eröffnen; 

d) durch eine vollſtaͤndige richterliche Breifprehung ven Der Anklage e 
minalprozeſſe erörterten Verbrechens. 

8. 85. Die Losſprechung bis auf weitern Beweis bewirkt dageg 
hebung der Suspenſion an ſich nicht, vielmehr entſcheiden alsdann bie 
die Suspenſion aufhören koͤnne, ohne den Ruf der Korporatien zu gef 
ob fie bles fertgejeßt werben müſſe, oder ob der haftende Verdacht je d 
fo erniedrigender Art fei, daß die gänzliche Aueſchließung erfolgen müf 

Die Gerichte find in biejer-Hinficht gehalten, den Nelteften auf i 
das abgefaßte Erkenntniß mit den Gründen mitzutheilen. 

Der Rekurs bleibt vorbehalten. 


6. 86. Die kaufmännifhen Necte in Abficht des Standes und d 
fhaft gehen verleren: 


a) durch den Tod, unbefchabet jedod ber der Wittwe oder den Erben na 
meinen Gefegen in Verbindung nit dem Statut zuftehenden Rec 

b) durch freimillige Entjagung, welde jedoch den Nelteiten in alaufl 
angezeigt werden muß; 

e) durd einen Beſchluß der Melteften, inſoweit nicht biefer Beſchluß ü 
Mefurfes abgeändert werben it. 
$. 87. Die Neltejten find verpflichtet, die Nusfchließung eines Mi 

der Korporation durch einen Beſchluß anszufprechen, wenn daffelbe: 

a) für einen mutbwilligen oder gar betrügerifchen Banferuttirer hurd 
tiges Urtbeil erflärt werden iſt; 

b) wenn daſſelbe eines Meineides, Verfälfhung öffentlicher Rapiere, | 
ten oder Unterſchriften, abſichtlicher Verbreitung faljcher Münzen cdt 
qualifizirten Betruges überwieſen ift: " 

c) wenn auch wegen anderer Verbrechen auf Zuchthaus—- oder Feñung 
gar Förverlibe Zuchtigung gegen Daflelbe rechtskräftig erfannt if: 

d) wenn daſſelbe das Stadtbürgerrecht verliert, Dice mag nun durd 
Entfernung, Durch rechtskräftiges Erkenntniß, oder durch einen } 
Stadtverordneten-Verſammlung erfolgen; 

e) wenn Durch em richterliches rechtefräftiges Erkenntniß der Werluft t 
niſchen Rechte feitgefebt wird; 

f) wenn ein Mitglied wegen böslicher Defraudation lanteaherrlicer | 
weitenmale durd ein förmliches Erkenntniß veruriheilt worden if: 

g) wenn cin Mitglied Der Webertretung gegen Lie Wuchergefege überfül 
halb beitraft worden ilt. 
$. 88. Dagegen bleibt es den Nelteften überlaffen, ven von ibn 

erwägenden Umſtänden nadı, entweder die Ausſchließung oder die Euen 
auch die unumſchränkte Beibehaltung in ber Korporation zu beſchließen 

a) in den in $. 85. angeführten Fallen; 

b) wenn bei einer Kriminalunterfuhung, in Fällen, die nicht zu be 
und b. dieſes Abſchnittes gehören, blos auf Geld: und Gefängnikt 
worden tft; 

ec) wenn die nach 8. 87. vechtsfräftig erkannte Strafe im Mege ber 
laffen, eter in Selb: ter vehße GSefänanißitrafe verwandelt worte 

Die Anficht, meldye die Arttrien ei (el SE, ii gun 
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ig der Ehre und des umnbefcholtenen Rufes bee Korporation im Publikum 
uf auswärtigen Handelsplägßen. . 


fo bleibt es den Nelteiten überlaffen, zur Chre der Korporation und zum 
yeile des Hanbelsitandes, der durch Defraudation ebenfalls gefährdet wird, 
lieder, welche in Folge eines begründeten Gerüchts zu biefer Klaffe gehö⸗ 
don auf das erfte rechtsfräftige Erfenntniß auszufchließen. 

die Befchlüffe der Aelteſten, deren diefer 6. gebenft, bleibt der Rekurs offen. 


. Wenn im Publikum Gerüchte über ein Mitglied der Korporation um: 
durch dafielbe folder Handlungen beichuldigt wird, die, wenn fle erweiss 
‚ die Ausfchließung zur Folge haben würden, jo find die Aelteften berech⸗ 
Mitglied vor fid laden zu laflen, ihn mit Schonung biefe Gerüchte zu 
ine Warnung zu erlaffen, und ihm anheim zu geben, zur Erhaltung feis 
Mufs fi) zu vertheidigen. 
jeht dies nicht, erhalten fich vielmehr die Gerüchte, und bleibt auch eine 
mung ohne Grfolg, fo bleibt es dem Ermeſſen ber Nelteften überlaflen, 
gabe des Gerüchte das bezüchtigte Mitylied dem behörigen Krininals 
: Unterfuhung anzuzeigen. 


X. Abfchnitt. 


Don den Lehrlingen und Gehülfen. 


Die Berträge, welhe Mitglieder der Korporation über die Annahme 
ge und Gehülten fhriftlih abzufchließen haben, find zwar an und für 
ſoße Privatangelegenheit; fie Fönnen jedoch bei den Nelteften verlautbart 
Iche auch die Zeugnijje nad) beendigter Lehr: oder Dienſtzeit zu beftäti- 
bei diefem wichtigen Theile ihres Berufs dahin zu wirkten haben, daß 

Ordnungsliebe und Sachkenntniß, als die wahren Grundlagen fauf: 
Bildung anerfanıt und behauptet werben. 


xl. Abſchnitt. 


: Ausubung des Nefurfes an bie vorgeorbneten Inftanzen. 


. Der Rekurs muß binnen zehn Tagen nad) dem befcheinigten Empfange 
des, oder der Beſtimmung, welche zur Beſchwerde Veranlafjung giebt, bei 
vorgefepten Inſtanz angebraht, und alsdann vor der Anwendung ber 
regel und vor der Realifation der den Gegenſtand der Beſchwerde aus⸗ 
Beitimmung, die höhere Entfcheidung abgewartet werben. 


. Die Aelteſten können die zur Exekution fRehenden, rehtsfräftig erfann- 
n zwar einfordern, deren Einziehung aber nad, eigener Wahl nur durch 
wat oder durch die Gerichte, welche einer biesfälligen Requiſition nnwei⸗ 
ügen müſſen, veranlaffen. 


. Der Magiftrat foll die der Korporation zunächſt vorgefeßte Behörde 

ils ſolche unter ber Negierung zu Danzig und dem Minifterium für Hans, 

ewerbe ſtehen. 

Dich Haben Wir dieſes Statut, welchem Wir hierdurch Geſetzeskraft vers 
über welches Wir feſt und unverbrüchlich gehalten wiſſen wollen, durch 

nhändige Unterſchrift und unter Beidrückung Unſeres großen K. Inſiegels 


5. 1822 ©. 130.) 


tatut für die Kaufmannfhaftzu Memel, v.21. Mai 1822, 


Friebrihh Wilhelm ac. ıc. thun Fund und fügen hiermit zu wiflen: Da 

Beftimmungen der für die See- und Handelsftadt Memel unterm 
iber 3797 erlaffenen Hundlungsordnung durch die neuere allgemeine Ge: 
aufgehoben worden find, und die unter den dortigen Kaufleuten zum 
fattfindende Zunftverbindung den veränderten Zeitverhältniffen und bem 
ꝛx Intereſſenten nicht entipricht, fo welfen Mir, daß nad) Vorfchrift des 
Geſetzes über bie polizeilihen Verhältniffe der Gewerbe vom 7. Septems 
‚er dortige Handelsftand, mit Aufhebung der beftehenden Zunftverfaflung, 
rporation vereinigt werde, welcher Mir durch diefes Statut \olgente Br: 
ifem. 
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1. Atfchnitt. 


Von der Keorporation der Kaufmannfdatı. 


6. 1. Alle in tie Nolte eingetragene Kaufleute, welche theils Bü 
Ste: und Handelsitadt Memel find, theils in zunächſt liegenden fäntlihen : 
ten, namentlic im Bezirk der Bitten und der Schmelz wehnen, bilden di 
ration der Kaufnannſchaft ber gedachten Ztabt. 


6. 2. Zur Aufnahme in tie Korporation der Kanfmanuſchaft ut. ı 
Aufzunchmente in Memel jeinen MWohnjig bat, bie vorhergängige Erwer 
Bürgerrechts, lebt er auf dem Lande, der Nachweieé, taß er fi anſaſſig 
und ein unbejcholtener Nuf unbedingt erierkerlich. 


9.3. Iſt nach dem Urtheil des Vorfieher:Amts der Kaufmannihaft 
des Aufzunehmenden beicholten, je jell das Vorfteher-Anıt fü über bie 
mungsgründe feines Urtheils nur gegen ten Magiſtrat und bie ihm m 
Staatsbehörten, und nicht gegen ben Ginzelnen auszulaffen nöthig Gaben. 


F. 4. Jedem, ter in Diemel ein faufmännifches Gewerbe treiben will, 
in dem $. 2. genannten Beringungen erfüllt, ſteht auf fchriftliches esta 
judhen die Aufnahme in die Korporation offen, tas Geſchlecht macht bier 
Unterſchied. 

6.5. Durch tie Aufnahme in bie Korporation und Gintragung in 
der Kaufmannſchaft (als unbedingtes verhergängiges Erforderniß) wird bie ß 
zum Betriebe kaufmänniſcher Gewerbe gewonnen, inebefondere kann ta & 
geſetzlichen kaufmänniſchen echte von Huanbelstreibenten bes Orts fortan m 
die Aufnahme in tie Korperation erlangt werten, und ift von derſelba 
ungertrennlich, daß ein jeder Hanteltweibende des Orts, der auf bie ge 
männifhen Mechte Anſpruch machen will, ber Kurporation der Kauflaik 
muß. Die Aufnahme in tie Korporation giebt Liejenigen Rechte ber 
der Kurporation, welche tiefes Statut ertheilt. 


8.6. Das kaufmänniſche Gewerbe beitcht in dem Mieberverfauf it 
ten Vorraths ven allen Erzeugniſſen der Natur und des Stunitjleiges, i 
telbe als Gewerbe betrieben wird; ferner im Betriebe von Banf:, Wehte 
ſions- und Speditionsgeſchäften, in dem Buch: und Kunſthandel. 


F. 7. Höker und Viktualienhändler gehören eben fo wenig zu ten Sl 
ale die Inhaber eines Nadlerkram«. Eben fo bleiben Trödler von der AM 
ausgeſchloſſen. 

Z. 8. Seeſchifferheder haben nur das Recht, nicht die Pflicht, te 89 
beizutreten. 

F. 9. Die Unternehmer von Fabriken haben dieſes Recht gleitſaus: 
aber in tie Melle der Kaufleute nicht eingeſchrieben worden, ſo ſteht ibu 
andern Kunſtlern und Handwerkern nur der Verkauf der Erzeugniße in 
Arbeit, m derer, tie ſie auf Beſtellung aus ſelbſt gelieferten Materie 
fertigen laſſen, zu. 

S. 10. Soilte es hiernach in einzelnen Fällen nech zweifelhar Kate 
Geſchaft zum kaufmänniſchen Gewerbe geböre, und mithin berjenige, zes“ 
treibt, der Korporation beizutreten verpflichtet fei, oder nicht, ſe entikate 
nah Anhörung des Gutachtens des Verſteheramts der Raufmännicaft te 
unter Vorbehalt des Rekurſes an Untere Regierung. 


8. 11. Fremde Kanflene, d. h. Tele, welde nidt Bürger dar ẽ 
Handlungastadt Memel und Mirglieter ter Kerporation gewerten find, N 
Handelsgeſchäfte, welche fie daſelbſt zu unternehmen wünſchen, nur durg « 
Kaufleute betreiben. 

8. 12. Wittwen ter Mitglieder ter Kervoration Haben bie Beiug 
Handlung fortzuſetzen, ohne fur ſich ſelbſi vie Mitgliedſchaft ber Kenerane 
werben. Erben, die durch einen Disponenten die Handlung ihres Ertlop 
ſetzen wollen, ſind dazu gleichfalls berechtigt; wenn ſie ſich aber arstina 
und einer oder mehrere derſelben die Handlung übernehmen, jo müſen Me 
der Majorennität fogleich, im Fall fe aber minorenn find, febald ſie trat 
der Korporation beitveren, wenn ſie auch Die alte Handlıngafrına beibebalic 

$. 13. An der Ausübung Ver Ghemtebte ter Korporatien nem 
männlichen Mitglieder heil, . 








N ü 
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11. Abjchnitt. 


n den gemeinfamen Angelegenheiten ber Korporation der 
Kaufmannſchaft. 


‚14. Die gemeinſamen Angelegenheiten der Korporation der Kaufmannſchaft 
& das allgemeine Intereffe der Schifffahrt, des Handels oder eines Zweiges 
u, die öffentlichen Anftalten und Ginrichtungen, welche zum Betriebe der 
ng bienen, im foweit der Kaufmannfchaft das Gigenthum, cder die Verwal: 
Konteolirung derfelben zufonımen, das bejondere Vermögen und die Rechte, 
We Kaufmannſchaft ale Korporation aus Gruntftüden, Rapitalien, Mobilien 
Ken Stiftungen befist, und die Verhältnifie der Mitglieder zu ber Korpo⸗ 
Ks einem Ganzen. 
15. Die Korporation verwaltet außerdem die Hafen: Anflalten in Memel, 
u Beſtimmungen Unferer Kabinetsordre vom 1. Juli 1808 unter unmittel: 
mflicht der Megierung. 
16. Sie wählt in dieſer Beziehung die zur Verwaltung der Hafen-Anital: 
Memel erforberlihen Beamten, jo wie das Lootiſen-Perſonal, und zeigt die 
ke ber dortigen Hafen-Bolizei-Kommijfton an, von welcher fie, im Fall nicht 
Mtigung Unferer Regierung nach der beftehenden Verfaſſung nothwendig ift, 
k umb vereidigt werden. 
17. Die kaufmaͤnniſchen Mitglieder der Schifffahrts- und Handlungs: Des 
des Stadt: und Landgerichts zu Menel, werben von der Kaufmannfdaft 
‚und Unferm Oberstandesgerichte zu Königsberg zur weiteren Veranlaſſung 


Auch wählt fie die Mäkler, Dispacheurs und Sciffsabrechner, fo wie 
in Memel zur Bekundung der Quantität, Dualität und richtigen Ber: 
lid) angeftellte Perfonen, deren Wahl durch das Geſetz vom 7. Sep: 
65. 110— 115. den Kaufmannſchaften ausdrücklich beigelegt ift, und 
ählten ber ſtädtiſchen Polizeibehörde zur Beitätigung an. In Betreff 
Rädtifhen Handelsanftaften angeftellten Ober: und Unterbebienten Hleibt 

g, fo lange die desjallfige Finrichtung befteht, vorläufig dem Magiftret, 

muß aber von der Kaufmannfchaft geichehen, weldye vor Nachſuchung der 
ag Reis gehalten if, die Zuftimmung Unferer Polizeibehörde nachzufuden, - 
gegen den Gewählten Erinnerungen gemacht werben, zu einer andern 
fchreiten. 











IN. Abſchnitt. 


La 
"der Verwaltung der Angelegenheiten der Kaufmannſchaft. 


19. Die Vertretung der Korporation und bie Berwaltung ihrer gemein: 
Ingelegenheiten, welche derfelben nah ben allgemeinen Gejegen und dieſem 
zufommen, fo wie des gemeinihaftlihen Eigenthums derfelben, es beitehe in 
; Jiegenden Gründen, Kapitalien und Stiftungen, wird der aus ihrer Mitte 
en Behörde, welche den Namen: 

- „das BVorfteher: Amt der Raufmannfchaft zu Memel“ 
ſoll, wit derfelben Gewalt, welde der Kaufmannſchaft als Korporation zu: 
ibertragen. 
HM. Das Vorſteheramt beſchließt nach der. Stimmenmehrheit über alle ge 
sen Angelegenheiten der Kaufmannſchaft allein, chne Müdfrage an die letz⸗ 
» ohne deren Genehmigung, vollgültig verbindend für alle Mitglieder derſel⸗ 
» jollen mithin die entgegenſtehenden Beitimmungen tes Allg. &R. Th. I. 
86. 133., 153. und 154. feine Anwendung finden. 


21. ® ift zur Vollziehung aller der Angelegenheiten und Gejchäfte der 

minichaft, zu welchen bie Geſeße $$. 99. bis 109, Tit. 13. Th. I. des Allge⸗ 

at eine Spezial-VBollmacht erfordern, Kraft dieſes Statuts und feiner 
befugt. 

Aud, Hat das Vorjteheramt das Vermögen der, der ehemaligen Kauf⸗ 
unft zugehörigen, und nod etwa zukommenden Stiftungen nad den betref: 
- Gtiftungsurfunden zu verwalten. 

m 233. Die Wahl der Woriteher verjelben, fo wie die Befebung ber Stellen, 
E Bergebung der Stiftspenfionen gefchieht aber nicht durch das Norjteheramt, 
W burcy den Beſchluß der chriſtlichen Kaufleute, die deshalb das VBorkreramk 
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zu einer Verfammlung unter ben Vorfig eines feiner Mitglieber burd e 
einzuladen hat. 

Die Ausgebliebenen werben durch bie nad, der Stinmenmehrheit 
Beichlüffe Der Anweſenden verbunden. 

8. 24. Auf gleiche Weije leitet das Vorſteheramt die Berwaltun: 
gen Vermögens ber ehemaligen Zünfte. 

6. 25. Es fann aud tie Grhebung von Beiträgen von ben 8 
nothwenbigen und zu nutzlichen Zweden der Raufmannfchaft nad) Anleitı 
Abſchnitts beſchließen. 

$. 26. Es iſt aber ſchuldig, jaͤhrlich der Kaufmannſchaft von bi 
tung Nechenſchaft abzulegen. 

$. 27. Außerdem find bie Mitglieder deſſelben für ihre Beidl 
Obrigkeit und ihren Gewiſſen verantwortlid). 


IV. Abſchnitt. 


Bon der Beitellung des Vorſteher-Amts der Kaufmanı 


$. 28. Das Vorſteheramt beiteht aus funjzehn männlidyen Mitg 
denen wenigftens zwei Drittel, alio Zehn au der Zahl, ihrem Haupigt 
zur En und großhanbelnde Kanfleute (wenn fie aud nebenher Ginze 
ben), Banquiers oder Seerheder fein müflen. 

F. 29. Für das legte Drittel, alſo Fünf an der Zahl, if die 
Eie fann alfo ganz oder zum Theil aus greßs oder blos Fleinhanbeln! 
ten beftehen. 

8. 30. Das Vorſteheramt fertigt die Liften der, nach den vorich 
graphen wahlfähigen Kadflente alljührlid) vor der jevesmaligen Wahl. 

$. 31. Die etwaigen Ginfprüce gegen einzelne Gintragungen ot 
hungen in ber Liſte werben von derfelben Kommiffion, welche nad $. ' 
nen iſt, für Die näcftfolgende Wahl entſchieden. 

$. 32. Die Mitglieder des Vorfieheramts werden aus biejer Wahl 
Jahre gefeählt. Jedes Jahr fheidet ein Drittel aus. Die Audtretente 
der wählbar. 

$. 33. Füͤr ten Fall des Abgangs oder einer dauernden Abwejent 
glieder des Vorſteheramts werden gleichzeitig auf gleihe Art umd um 
Beringungen der Wahlfähigkeit, fünf Stellvertreter gewählt, 

$. 34. Zu Diefer Wahl, welde an einem ein für allemal feitzu 
und wenn derſelbe auf einen welt: oder Poſttag füllt, Den nächſten Tu 
fhrieht, werden fünmmtliche münnliche Mitglieder der Kuaufmannfchart tı 
jdwerben eingeladen. Wer ohne Entſchuldigung ausbleibt, ſoll in em 
rate, yon fünf Thalern zur ſtädtiſchen Armenkaſſe genemmen werden. 

33. Der Obervorſteher eröpuet die Wahlverſammlung, läßt 
seiner Welibe die Anweſenden zählen, durch den andern deren Stimm 
der Nolle vergleichen: hiernächſt macht er die Namen der ausſcheide! 
bekannt, und läßt durch die beiten Beiſitzer die gedruckten Wahlliſten 
weſenden vertheilen. 

$. 36. Unter ſeinem Vorſitz wäbhlt hierauf die Verſammlunget 
Anweſenden — Bevollmaͤchtigungen ſind nicht zuläſſig — aus den W 
der Vorſchrift des $. 28. Die erforderlichen Glieder des Vorſteher-Amt 
heime Stimmenzeichen. 

$. 37. Jeder der Anweſenden in ter Verſammlung kann aus dieſ 
einen Kandidaten auf die Wahl bringen. 

8. 38. Die beiden Beiſitzer ſammeln die Stimmen, Der Übers 
ſie, und ſpricht die Zahl derſelben mit dem Namen des Kandidaten au 

$. 39. Diejenigen der zur Mahl vorgeſchlagenen Perjenen, meld 
Ztimmen für ſich baben, find Vorſteher; Lie mächitfelgenden find Etell 


$. 40. Wenn das Verſteher-Amt hiernach ergangt iſt, je wäble 
genden Tage auf die ſchriftliche Einladung aus ſeiner Miuͤte den Ober 
die beiden Beiſitzer deſſelben auf ein Jahr. 


&. 41. Diefe MWablen werben protokolirt, und tie Umlaufſchrei 
Unterichriften der zur Mahl Gingeladenen dem Protokole beigefügt. 
tofele wird das Berfaben nad Im SS. 3-10. vermerkt, und daſſe 
Obervorſteher, ven Berlipern und dem yreleleltontiun Xxx WRexzei 
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L Alle diefe Wahlen find auch für die, welche in den Wahlverfunmluns 
rfchienen find, gültig und verbindend, 


V. Abfchnitt. 


dem Verfahren des Vorficher: Amts bei der Verwaltung. 


. Das Vorftcher-Amt befchließt gültig, wenn wenigftens zehn feiner Mits 
eglich verfamntelt find. 

. Ge hält gewöhnlihe Sigungen an beitimmten Tagen, über welde es 
einen Beſchluß einigt, und außergewöhnliche auf die fchriftliche Einladung 
oriteher®. 

Id Aufforderungen zu Verſammlungen des Borfteher-Amts von den Be: 
eben, muß der Obervorfteher oder in deſſen Abwefenheit die Beiſitzer dieſe 
‚anlaflen. ’ 

. Der Obervorficher eröffnet die Verfammlungen, hat darin den Borfig, 
ilt die Bortragsfadhen unter die übrigen Mitglieder, bei deren Vortrag 


tig iſt. 
. Bel der Berathſchlagung beftinnmt er unter Mehrern, bie das Wort 
e Reipefolge, erklärt die Berathfchlagung zum Stimmenfammeln für ge: 
id ſpricht den Beſchluß aus. 

Bei Gleichheit der Stimmen gilt die Meinung, für welche er ge⸗ 
„ Mußerdem hat er, gleich jedem andern Mitgliede, nur eine Stimme, 
Rd) dem Beſchluſſe der Mehrheit unterwerfen. 
. Er ift ter Obrigfeit verantwortlid,, daß Feine den Landesgejeßen und 
ainte entgegenftehenden Beihlüffe in den Berfammlungen der Vorſteher 
ben. Geſchieht es, jo muß er folches unverzüglich der betreffenden Be: 


: Die Verhandlungen des Vorftcher: Amts in den DBerfammlungen und 
fie werden protofolirt. 
i Der Obervorfteher und die Beifiser find mit ber Vollziehung der Be⸗ 
agt. 
. Sie unterzeichnen die Protokole der Sitzungen der Vorſteher, den 
{, die Urkunden, und alle übrigen Ausfertigungen. 
Der Obervorfteher empfängt und erbridht Die eingehenden, und forgt 
gang der ausgefertigten Sachen. 
Das BVorfteher: Amt führt ein Siegel mit dem Zeichen eines fegelnden 
ıb der Umfcrift: j 
„Borfteher:Amt der Kaufmannfchaft zu Memel,“ 
eine Ausfertigung vollgültig beglaubiget. 


. Bei einer Abwefenheit oder fonftigen Abhaltungen des Obervorflchers, 
be von dem erften, und im gleihen Falle deflelben von bem zweiten Beis 
diefe werden wiederum von den Nelteften der übrigen Mitglieder ver: 


Das Vorſteher⸗Amt führt die Molle der zu der Korporation der Kauf: 
gehörigen Mitglieder. Gintragungen und Löjhungen fönnen nicht ans 
zuf feinen Beihluß in den Sıgungen durch den Obervorſteher oder die 
»llzogen werben. Die Eingetragenen und Gelöfchten erhalten dariiber von 
‚her⸗Amte fchriftliche Beicheinigungen unter defien Siegel. 


‚ Gleich nad der Wahl des Vorficher Amts und fpätellens den 1. Mai 
es läßt dafjelbe ein nad) dem Alphabet geordnetes Namensverzeihniß feis 
eder fümıntlicher in die Nolle eingetragener Kaufleute drucken, und fendet 
Gremplar der Regierung, dem Überlandesgerichte zu Königsberg, dem 
unte in-Memel, den dafigen Land» und Stadtgericht und dem Magiftrat 
Gremplar hängt ftets an der Börje aus. 
Das BVorfteher:Amt kann für einzelne Verwaltungszweige befondere 
aus feiner Mitte anorbnen, die aber von ihren Verhandlungen dem Vor: 
t Bericht zu erflatten haben und von diefem Verfügungen annehmen 


. Die Mitglieber des Vorſteher⸗Amts beziehen als foldye Feine Befoldung 
miberes Ginfommen. Sie fönnen blos die Erflattung baarer Auslagen, 
etwa bei einzelnen Verrichtungen im Dienfte machen, ferdem, 

. Das Borfieher-Amt wählt bie für feine Geſchaͤſte erfordertigen Pers 
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fonen und Subafternen, Tontrahirt mit denjelben über beren Gefchäfte ı 
des Dienftes, fo wie über deren Gehalt, und eriheilt ihnen bie erfordı 
tion fiber ihre Gefchäftsführung. 

8. 60. Der SOherveriteher kann Kaufleuten in und außer dem ! 
die Ausrichtung einzelner Gejchäfte auftragen, welchen der Beauftra 
unterziehen muß. Inwiefern fih ein Kaufmann buch einen folden 2 
hältnißmäßig beichwert erachtet, fteht ihm frei, auf die Entſcheidung 
Amts zu rekurriren. 

$. 61. Wenn aber durch Vollmachten Gefchäfte aufgetragen n 
gerichtlich zu verhanteln find, oder wodurd der Kaufmannjdaft. Rei 
binplichfeiten erwachfen, fo ertheilt joldhe das Vorfteher-Amt in ber ! 
ichriebenen Form. 


VI. Abſchnitt. 


Bon der Handhabung der polizeilichen Ordnung in ben 
lungen und auf der Börfe. 


8. 62. Der Obervorſteher und die Beiſitzer halten in den Verſa 
Kaufmannidhaft und des Vorfteherants auf Ruhe, Anſtand und Orbn 
Ruheſtörer müffen auf ihr Geheiß fogleih die Verſammlung verlafen. 

8. 63. Borzüglid haben fie für die Erhaltung der aufem Ord 
Börjenverfammlungen zu ſorgen, und über einzelne Fälle der Börfen-! 
Vorſteheramte Bericht zu erftatten, weldes befugt ift, die Ruheſtöre 
Injurien bei dieſen Verſammlungen erlauben, in eine Oxrbnungsfrafe 
TIhalern zur Armenfaife zu nehmen, und wenn Tpätlichfeiten mit desfelb 
geweien find, nod) außerdem den Ausihlup von den Börſenverſammlur 
ſechs Monate zu verfügen. 

Der Ausiprudy des Beleidigten auf öffmtlihe Genugthuung durch 
behoͤrden bleibt demfelben vorbehalten. 


8. 64. Deffentlihe Bekannimachungen an die Rorporatien werde 
bang an der Börſe bejorgt. Eine Nachricht oder Verordnung int ala r 
fannt gemacht anzufchen, wenn fie acht Tage hindurch während ter x 
zeit an dem gewöhnlichen Ort der Börfe ausgehangen bat. 


8. 65. Nur das Worsteheramt it berechtigt, Bekanntmachungen 
tes vorftehenten S. 64. zu erlajfen. Es darf fih aber niemals weig: 
ftalt ſogleich bekannt zu machen, was ihm von Unjern oder den tät 
zur Bekanntmachung zirgefertigt wird, 


8. 66. Privatperſenen, fie mögen Mitglieder der Korporatien ſe 
muͤſſen die Anſchlaäge, welde fie an der Börſe anheften zu larien w 
Obervorſteher zuſtellen, welder fte, wenn er fein Bedenken dagegen fi 
figniren wird, Damit alsdann die Anheftung erfolge. 


VII. Abſchnitt. 


Von den Beiträgen der Kaufleute und von der Verwal 
Semeinfaffe. 


8. 67. Jeder von Publikation dieſes Statuts ab in Lie Kerpve 
nehmende, zahlt für die Aufnahme und Gintragung in Die Rolle Fi— 
thaler zur Gemeinkaſſe, und außerdem Die Ausfertigunge-Gebühren fü: 
gungsſchein, fo wie die Botengebühren zuſammen mit Zmei Thaler 
glieder der bisherigen Diemelidyen Kaufmannfcaft find ven dieſen 3 


8. 68. Sit der Aufzunehmende bereits Mitglied der Korporatien 
aus Terfelben freiwillig mit Niederlegung feiner Handelsgeſchäfte a: 
darf er bei der Miederaufnahme nur die Ausfertigungs- und Beten 
Zwei Neichsthalern bezahlen. Sollten jedoch bejendere Verhältnifte 
lid machen, taß der freiwillige Austritt nur geſchehen, um ſich ver fü 
raum von der Korperatien zu übertragen gewejenen allgemeinen Yartın 
gen zu entziehen, und kann ber Austretende dieſe Anzeige nicht genü— 
gen, fo iſt derfelbe bei feiner Wiederaufnahme verpflichtet, ben in jera 
von feinem Alızwitt Wis zum Wliebereinteitt auf ih, went er in ta 
geblieben wäre, getroffenen Anett Ver Rattariuntenen algeweinen Ya 
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sachzuzahlen. Die Entiheitung, ob ein folher Fall vorhanden, gebührt 
vem Borfteheramte. 

9. Meicht die Gemeinkaffe zur Beſtreitung der Befolbungen und übrigen 
Inegaben nicht zu, fo werben Beiträge von allen Mitgliedern der Korpo⸗ 
ordert 


D. Selbige werden zu dieſem Zweck jährli von dem Vorſteher⸗Amte nad) 
Ken Willen in ſechs Klafien getheilt, von weldhen die höchfte auf den Sag 
yalern, und tie folgenden jede abfiufend um 3 Thaler geringer geftellt wird. 
em Maaßſtabe werden die Beiträge beſtimmt, und die Beitragenden ab⸗ 


1. Werden bei dem Vorſteheramte Beſchwerden wegen Ueberfhäbungen 
t, fo werden am nädften Wahltage die Namen der Beichwerbeführer der 
. verfammelten Korporation angezeigt, und biefe wählt alsdann aus benjes 
jedern, welche feit den legten drei Jahren nicht Mitglieder des Vorſteher⸗ 
veien, eine Kommifflon von fieben Perfonen aus jeder ter obigen ſechs 
enigftens eine, die binnen der nädften vier Wochen über die Beichwerde 
‚„ und tie Klaffe beftimmt, in welche jeder ber DBejchwerbeführer zu 


2. Bis aber diefe definitive Entfcheidung erfolgt, müſſen bie Beſchwerde⸗ 

B auf fie von dent Borfteherante vertheilten Betrag zahlen. 

3. Das Borfteheramt fertigt den jührlihen Anichlag der gewöhnlicen 

» Außergewöhnliche Zahlungen bürfen nur auf den Beſchluß derjelben von 
gemacht werben, ' 

& Die Gemeinfaffe und die Hafenfaffe von Memel, fo wie die Rechnun⸗ 

werden jede befonders geführt. 

enungelber dürfen bei perfönliher Verantwortlichfeit der Mitglieber bes 
und bei folibarifcher Verpflihtung des Wiedererſatzes aus eigenen 

zu ben beftimnten Zwecken verwendet, und in Feiner Art Berfchüfle für 

affe aus der Hafenfaffe entnommen werben. 

: SZährlidy legt das Vorftcheramt der zur Wahl verfammelten Kaufmann: 

ehnung von ben ihnen untergeordneten Kaflen vor, und vertheilt unter 

n gebrudte Auszüge davon. 


Be Die Kaufmannſchaft läßt dieſe Rechnungen burd eine aus ihrer Mitte 
d 








hlverſammlung aus der Wahlliften zu ernennende Kommifften von fünf 
e aber nicht zum Vorſteheranite gehören dürfen, abuehmen, und die De: 
rüber eriheilen. 


VI. Abſchnitt. 


ber Anftellung und Berpflihtung der Kafjen-Rendanten. 


7. Sowohl zu der Gemein= als Hafenfafle werden ans dem Vorſteher⸗ 
i Vorſteher auf drei Jahre gewählt, weiche bie Rendantur ber Kaffe jähr: 

fi) wechfeln, und mit ihrem Vermögen haften. Die Wahl darf nur:von 
rvorſteher abgelehnt werben. 


8. Die Borfteher diefer Kaſſen fönnen nur foldye Zahlungen aus benfel- 
w, welde nad dem ($. 73.) beitätigten Stat feftitehen, und müflen in 
er unbeflimmten Ausgaben die Anweifung bes Borfteheramts nachſuchen. 


9. Sie legen beim Schluſſe des Jahres dem Vorfleheramte Rechnung 
es das Weitere nach $. 75. zu beforgen, und fie mit Inftruftionen zu ver: 


d. Die Morfteher der Gemeine und Hafen-Baufaffe jind nad dreijähriger 
auf folgende drei Jahre vom der Uebernahme aller Aemter für die Kauf: 
fe fcei, im fojern fie fi) denfelben nicht freiwillig unterziehen wollen. 


IX. Abfchnitt. 


ver VBerpflihtung zur Annahme der Wahlen und Aufträge 


1. Wer die ihm nach diefem Statut durch die Wahl oder beiondern Aufs 
tragenen Aemter und Gefchäfte nicht annehmen will, muß rehtlihe Gnt⸗ 
Bgögründe dafür anführen. 

ww. BSunähft entſchuldigt von biefer Annahme Alles, was nad dew Waqor⸗ 


088 Mon ben Berhäliniffon.ber —E — 
weinen Sanhieht ZAL I I. zit: 18, $$. 208. und 208. von ber’ Ude 


83. "Die ale Gtsbirtfe und der Boricher der Eiehrd 
ee 
$. 84. Die aus dem SBorficheramte fheibenben Tem 
nahme einer di abrmaigen tt in Kiga up mag von volea 
vu Bea Rommifacimn $ 71. find zwar in den 
ren — — tann aber Niemand genöthigt Seen vie 5 


"einmal in brei nad — folgenden 


Jahren 
PR} 86. Beſondere Auftraͤge fann das DB: ober bir £ 
einem Kaufmanne, wider feinen Willen, nur einmal in einem Jafeı gä 
$. 87. at außer den obigen Gntidulbiguigsgründen bie Mımal 
ef Slatut auf im dei al a gemachten 
KH ‚eine Woche —* kann, wenn er am nde derſelben 
—— ab; — le von bem ıte be 
Delgerungsfall en fen biefelben eine ne 
dis 3 —E — mb im dritlen Fall das remitire 
außerdem noch dom bem Genuffe der Ghrenrichte und ber Stimmrechte 
und bies an der Börfe durch Ausgang befannt miadyen. 
$. 88. Bei Aufträgen Haftei das tenilicenbe Diitglie für bem bu! 
entfandenen Schaden; upb wenn im jchleunigen Malle einm | 
at wen werben müfleh, fo if es fchulnin, BE u völlig zu tn 
$. 89. Golte Jemand fo weni inſinn verrathen, di 
—— Veryfllcun ungen nit Yon — und fi —— 
entziehen, und follten die Erinnerungen des WoHftcherammts und des © 
mobeſondere — — vergeblich fein, jo finden gegen ben Suldigen 
der Börfe durch Susan befanmt zu machenden Gntjegung Yon bem 
nen Amıte, auch die dem $. 87. aufgeführten Steafbeftimmungen 
der Verſchuldung ftatt. 
$. 90. Dem Borfeheramte ſoll freiftchen, zu jeder Zeit die nah] 
und 89. ergangenen Strafbeſtimmungen zu mildern, oder sängig 
zuheben. 


X. Abſchnitt. 


Bon der Suspenſion und dem Verluſte der kaufmänniſé 


$. 91. Die Rechte der Mitgliedſchaft der Korporation find unt 
wenn bas Mitglied unter Kuratel gefept wird; fid für zahlungsunſähig 
in eine Kriminalunterfuhung wegen ſolcher Verbregen geräth , worauf 
Strafe des Zuchthaufes, der Strafarbeit, der Verluſt der Eürgerligen @ 
Raufmannsftandes ftehet. 
$. 92. Die Wirfung der Suspenfion haftet nur auf der Perfen 
dirten, und nicht auf ben Gewerbe. Der Suspendirte fann daher » 
Ehrentechten der Mitgliedfhaft der Korporation Theil nehmen, noch a 
erfcheinen, wohl aber kann feine Handlung während ber Suspenfion dr 
fonlid, fähigen Disponenten fortgejegt werben. 
$. 93. Die Euspenfion wird aufgehoben: 
a) dur, die Aufhebung der Kuratel; 
b) durch feine vollſtandige Abfindung mit den Gläubigern, jei es br 
Grlaß oder Vefriftung ; 
€) wenn ber Gemeinſchuibner zum beneficio cessionis bonorum anf 
der Ginwilligung feiner Glaͤubiger, oder duch ein Erfennmiß ges 
aud fann er in biefem Falle ſeibſt während des Konfursprejch 
Handlung eröffnen und führen. 
d) durch eine vpliftändige richierliche ‚Freifveehung von der Anklage d 
minalprozeß erörterten Verbrecheno 
$. 94. Die Loeſyrechung bis auf weitern Beweis bemirtt 
Aufhebung ber Susyenfion an Th wit, wien enticheibet aladann di 
amt, ob die Suspenfion auihbren Tonne, suue ven Bad er Iroynalia 
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Der ob fie blos fortgefeßt werben müͤſſe, ober ob ber haftende Verdacht fo drin⸗ 
Wer ſo erniebrigender Art fei, daß die gänzliche Ausfchließung erfolgen müſſe. 
Wie Berichte find in dieſer Hinfiht gehalten, den Vorſteheramte auf fein Ans 
"Bas abgefaßte Erkenntniß nebft den Gründen mitzutheilen. 


>85. Die kanfmännifhen Rechte in Abficht des Standes und ber Mitglied: 
Beßen verloren: Ä 
Buch den Tod, unbefchadet jedoch ber der Wittwe ober den Erben nach den all: 
wıweinen Geſetzen in Verbindung mit biefem Statut zufonfmenden Rechte; 
meh freiwillige Entſagung, welche jeded) dem Vorfieheramte in glaubhafter 
Wein angezeigt werden muß; 
ch einen Beſchluß des Voriteheramtes, in foweit nidyt biefer Beichluß im 
bes Mefurfes abgeändert worden ill. 
. Das Borfteheramt ift verpflichtet, tie Ausſchließung eines Mitgliedes 
B,Rorporation durch einen Beſchluß auszuſprechen, wenn daſſelbe: 
einen muthwilligen oder gar betrügeriſchen Bankeruttirer durch rechtöfräftt: 
rtheil erklaͤrt, 
daſſelbe eines Meineides, Verfälfchung öffentlicher Papiere, Privat-Urkun⸗ 
oder Unterſchriften, der abſichtlichen Verbreitung falſcher Muͤnzen oder ſonſt 
B qualifizierten Betruges überwieſen iſt; 
auch wegen anderer Verbrechen auf Zuchthaus⸗ ober Feſtungéſtrafe, ober 
rperliche Züchtigung gegen baflelbe rechtfräftig erkannt ift; 
EB daffelbe in der Stadt wehnt, und das Stabtbürgerredht verliert, dies mag 
derch Entfagung, Entfernung, oder durch rechtskraͤftiges Erkenntniß, oder 
Beinen Beichluß der Studtverorbnneten: Berfammlung erfolgen ; 
Zurch ein richterliches rechtskraäftiges Erkenntniß der Verluſt der Taufmäns 
Rechte feſtgeſetzt wird; 
a Mitglied wegen böslicher Defraudation Iandesherrliher Gefälle zum 
Bale duch ein förmliches Erfenntniß verurtheilt worden iſt; 
m MitfMieb der Lebertretung gegen die Wuchergeſetze überführt, und bess 
kraft worden ift. 
Dagegen bleibt es dem Vorſteheramte überlaffen, den von ihm wohl 
ben Umftänden nad), entweder die Ausfchließung ober die Suspenfion, 
bie unbefchränfte Beibehaltung in der Korporation zu beſchließen: 
m in $. 94. angeführten Fallen; 
bei einer Kriminalunterfuhung, in Fällen, bie nicht zu dem 6. 96. a. 
biefee Abfchnittes gehören, blos auf Geld: oder Gefängnißjtrafe erfannt 


Rift 
bie nad) 6. 96. diefes Abichnitts rechtekräftig erfannte Strafe im Wege 
Knabe erlafien, oder in Geld⸗- oder bloße Gefängnißftrafe vewandelt wor⸗ 


Die Anfiht, welhe das Vorfteheramt hierbei leiten muß, ift zumächft bie 
Atung der Ehre und des unbeſcholtenen Rufes der Korporation in Publikum 
‚auf auswärtigen Handelspläßen. 
ii fo bleibt es dem Vorſteheramte überlaflen, zur Shre der Korperation und 
Bortheile des Handelsftandes, der durch Defraudanten ebenfalls gefährdet 
, Mitglieder, welde in Folge eines begründeten Gerüchte zu diefer Klaffe 
, ſchon auf das erſte rechtsfräftige Erkenniniß auszufchließen. 
we. Wenn im Publikum Gerüchte über ein Mitglied der Korporation um: 
kpoburd) daflelbe felher Handlungen befhuldigt wird, bie, wenn fie erweis⸗ 
en, die Ausfchließung zur Folge haben würden; fo find die Vorficher berech⸗ 
Mitglied vor fidh laden zu laflen, ihm mit Schonung dieſe Gerüchte zu 
:eine Warnung zu erfafien, und ihm anheim zu geben, zur Grhaltung fei: 
BB Mufs fidh zu vertheidigen. Geſchieht dies nicht, erhalten ſich vielmehr bie 
und bleibt auch eine zweite Warnung ohne Erfolg, fo bleibt es dem Gr: 
Borſteheramts überlaffen, nad) Maaßgabe des Gerüchts das bezüchtigte 
vom behörigen Kriminalgericht zur Unterfuchung anzuzeigen. 


we XI. Abfchnitt. - 
” Bon den Lchrlingen und Gehülfen. 


Die Berträge, welhe Mitglieder der Korporation über die Annalme 
ge umd Gehülfen ſchriftlich abzufchließen haben, find zwar an wnd ir A 























Bon der Ausübung des Rekurſes an bie vorge 


$. 101. Dem Magiftrate zu Memel wird bie Befuſ 
Fallen, welche durch Beſchwerden an ihm gelangen, bie @efi 
des Vorficheramtes zu prüfen, und zunäctt darüber zu ent 

8. 102. Der Refurs muß binnen zehn Tagen nady dei 
bes Beſcheides, eder der Beſtimmuug, welche zur Beihmwerd: 
gebracht und aldtann vor der Anmendumg der Gtrafmaafr 
fatien der dem Gegenſtand ter Beſchwerde ansmachenben : 
bung abgewartet werden, Eine Ausnahme hiervon fintet n 
ten Falle ſtatt. 

$. 103. Das Vorfeheramt Fann die zur Grefution | 
fannten Strafen zwar einfordern, deren Ginzichung aber 
duch den Magiſtrat eder die Gerichte, welche einer diesfä 
gerlich genügen müffen, veranlajfen. 

Urfundlih haben Wir biefes Statut, welchem Wir Hi 
Teihen, und über welches Wir fet und unverbrüchlich gehal 
Unfere eigenhändige Unterfhrift und unter Veifügung Um 
vollzogen. . 

(9. &. 1822 S. 153.) 

Dazu: 

R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Schuckma 
an dad Vorfleberamt der Kaufmannfcaft in Memel, 
Nachricht an die K. Reg. zu Königöberg in Pr. f 
glieder der faufmännifcyen Korporation zur Annah 
Aufträgen. 

In Bezug auf die, untern 19. d. M, hier eingegangı 
fteheramts der Raufmannjchaft, muß demfelben bemerkfich ge 
das allgemeine Vefte geboten, bie unbebingte Verpfiihtung 
manniſchen Korporation zut Annahme von Aemtern und 
tiger Wahl ganz allein auf ber allgemeinen Bürgerpflicht 
Erfüllung Niemand verweigern darf, weshalk auch nad den 
1. 18. nur in ten $$. 208. u. 209. auenahmsmweife in 


Fällen eine folhe Verweigerung erlaube wich, md wenn t 
bereits aeichehener Annahme. eder während der Nermalt 
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Gerktagung einer 8. Domainen- Pacht, oder die Berfendung außerhalb Landes 
tlihen Angelegenheiten überhaupt ereignen follten. 
w allen dieſen etwa dennoch vorkommenden Fällen, wird alſo auf den Antrag 
poratione sBerwalters von der Kaufmannfchaft ganz in der bei Amtswahlen 
hriebenen Form, ein Beſchluß gefaßt, und in fofern folcher gegen den Ent: 
Ps ausfällt, ver Rekurs geftattet werben müſſen. 

XII. 518. — 2. 134.) 


‚Otatut für die Kaufmannſchaft zu Tilfe, v. 23. April 1823. 


We Friedrich Wilhelm xc. sc. thun Fund und fügen hiermit zu willen: 
: Kaufmannfdaft in Tilje fi auf den Grund des $. 19. des Geſetzes über 
eifihen Berhältniffe der Gewerbe v. 7. September 1811 ſelbſt aufzulöfen 

bat, die Kaufleute zu Tilfe aber eine Vereinigung in eine ben jebigen 
fen angemefiene Korporation wünfchen: fo haben Wir mit Rüdfiht auf 
mmung bes 6. 31. des vorerwähnten Geſetzes, ten von ihmen überreichten 
eines Statuts für die Kaufmannſchaft zu Tilfe, prüfen laſſen, und ſolchen 

er Art genehmigt: 


I. Abſchnitt. 


Aufbebung ber bisherigen Kaufmanndzunft. 


Die Kaufmannszunft in Tilfe wird hiermit aufgehoben. 
Die Ansgleihung aller Berhältmiffe der anfgehobenen Zunft mit ver 
aerihtenden Korporatien der Kaufmannſchaft, ingleihen die Eicherftellung 
Bebigung ihrer Gläubiger und die Entichäbigung ber ausſcheidenden Vor: 
Beamten für bie bisher rechtmäßig genofienen Gehälter und Gmolumente, 
rauf nicht freiwillig Verzicht Ietiten, wird den Interefienten im Wege 
he überlaffen; jedoch liegt es den, Abſchnitt IV. dieſes Statuts näher 
Aelteſten der neuen Korporation db, diejer Angelegenheit ihre erite 
DMmen, und binnen ſechs Monaten, nad ihrer erfolgten Anitellung, der 
Behörde nahzumeifen, daß und auf welche Meife die erforderliche Me: 
Ber vorbemerkten Angelegenheiten geſchehen iſt. 
- Durdy die Aufhebung der Zunft wird weder in den Rechten und Ver⸗ 
den berfelben zu britten Perſonen, nod in dem Rechteverhältniſſe der let⸗ 
sehemaligen Zunft, in fofern folche ſich aus früheren Handlungen herleiten, 
gſte verändert. 
; Bei nicht ftattfindender Vereinigung unter ſich fell zunächſt der Mag: 
im Wege des Nekurfes die dem Magiftrat vorgeorbnnete Behörde entfchei: 
5 die Provokation auf richterlihe Entſcheidung ftattfinden. 
demjmigen, der von dem erftern Gebrauch macht, foll angenemmen wer: 
er ſich der letzteren begebe. 


II. Abſchnitt. 
Bildung der Korporation der Kaufmannſchaft. 


. Alle in bie men anzulegende Rolle ber Kaufleute eingetragene Bürger 
Tilſe bilden die Korporation der Kaufmannſchaft dieſes Orts. 

.Durch die Aufnahme in die Korporation und durch die Eintragung in 

}, erlangen fie in biefem Orte die Mechte des Kaufmannſtandes, welche die 

. II. Tit. 8. Abſchn. 7. des A. L. R.) demfelben beilegen, und die Rechte 
iederſchaft der Korporation, welche dieſes Statut ertheilt. Ein jeder Han⸗ 

mde des Orts, der auf die geſetzlichen kaufmänniſchen Rechte Anſpruch ma: 
muß daher der Korporatien beitreten. 

Handeltreibende jeder Art, welche den Befitz und Gebrauch der erwähn: 
männifhen Rechte nicht zu bedürfen vermeinen, find nicht verpflichtet, 
jeation beizutreten, ſondern erlangen die Befugniß zum Betriebe ihres Han: 

durch die gefegliche Anmeldung zum Gewerbebetriebe, indem durch bie 
tige Anordnung die beſtehende Gewerbefreiheit nicht eingejchränft werben foll. 
@.. Der mirfliche Betrieb des kaufmänniſchen Gewerbes iſt unerläßliche 
der Mitgliedſchaft; wer daher jenes Gewerbe nicht in der That felbit, 
"einen Disponenten treibt, fann in bie Korporation nicht aufgenemmm 
hr: zweifelhaften Bällen entſcheidet der Magiſtrat. 
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6. 9. Fremde Kaufleute und Hanbeltreibende, welche nit Bi 
Tilfe, und nidt Mitglieder der Korporation geworben find, bürfen 
fhäfte, welche fie dafelbft zu unternehnen wünſchen, nur buch Tai 
Kommiifionäre, deren Wahl aus der geſammten Kaufmannicaft 
Orte ihnen freilteht, betreiben. 

6. 10. Jedermann, ohne NRüdiicht des Geſchlechts und ber Rel 
Aufnahme in die Korporation der Kaufmannſchaft und bie Eintrags 
offen. Derfelbe muB aber jeine Großjührigkeit, völlige Verfügungen 
Gewinnung des Bürgerrehts in Tilfe, fowie aud feine volllomma 
heit auf Erfordern glaubhaft nachweiſen. 

6. 11. Die Mitgliedſchaft iſt rein yerfonlid. EI müflen takı 
von Mitgliedern der Korporation, welde die Handelsgefchäfte ib: 
Ehemänner fortfegen wollen, fowie alle andere Berfonen, deren b 
Handlungen durch Grbfchaft oder aus irgend einem anderen untl 
und felbit Disponenten, welche ſolchen Handlungshäufern vorftehen, 
Korporation werden, ‚und die Cintrittsgelder entrichten, in ſofern 
männifhe Rechte ausgeübt werden follen. Mo nah pflictmäßige 
Aelteften die Entrichtung ber Gintrittegelder einzelnen Wittmen ; 
möchte, follen bie Aelteiten zum Erlaß derfelben befugt fein. 

$. 12. Auch die Theilnehmer einer Sozietäts-Handlung müſſen 
Korporatien jein. 

8. 13. An Ausübung der Ehrenrechte der Korporation können 
welche Gigenthüner einer Handlung find, nur durch männlihe Di 
nehmen, welche perfönliche Mitglieder der Korporatien find. 

$. 14. Die Geſuche um Nufnahme in tie Korporation und 
in die Rolle müffen fchriftli an die Aelteften der Kaufmannicaft ı 


III. Abſchnitt. 


Bon den gemeinſamen Angelegenheiten ber Korpor— 
Kanfmannſchaft. 


$. 15. Die gemeinſamen Angelegenheiten ter Korporation ber 
betreffen das Intereſſe der Schifffahrt und Des Handels überhaupt, odı 
deffelben, und tie öffentlichen Anſtalten und Einrichtungen, melde zi 
Handels dienen, im jeweit ihr das Gigentbum eder die Verwaltung 
tigung Derjelben zuftehen, das beientere Vermögen und Die Rechte, 
Korperatien ans Grundſtücken, Kapitalien, Mebilien, milden Stift 
irgend einem andern Grunde zukemmen, und die Verhältniſſe der U 
Kerporation, als einem Ganzen. 


$. 16. Die Kerporatien wählt und präſentirt zur Beſſätigui 
vorgeſetzten Behörde diejenigen öffentlich zum Beſten Des Gantele u 
ſonen, teren Wahl nach 88. 110. Bis 116. des Geſetzes vom 7. St 
Kaufmannſchaften beigelegt worden iſt. 


IV. Abſchnitt. 


Nenter Verwaliung Der Angelegenheiten der Kaufrn 


F. 17. Die Kaufmannſchaft kann die Verwaltung ihrer gemei 
genheiten, welche derjelben nach dieſem Statut oder ale einer KRermi 
zukommen, nidyt unmittelbar ſelbſt beſergen. Dieſe Berwaltung wi 
ans ıhrer Mitte zu erwählenden Anaichune, der ven Namen: „Melter 
mannfdaft von Tilfe“ führen ſoll, mit derfelben Befugnis, bie 
ſchaft als Korporation felbit zuſteht, übertragen. 

$. 18. Tie Nelteften ter Kaufmannſchaft beſchließen nach der 
heir über alle gemeinfamen Angelearnbetien der Kerporatien, ohne Ri 
jelbe und chne deren Genehmigung, vollgültig und verbindlich fer 
ter Kaufmannſchaft. 

$. 19. Hiervon find jedoch nachſtehende Angelegenheiten aut 
welche nur die ganze Korporation einen vellgültigen Beſchluß faren 

I) wenn Grundſtücke erwerben oder veräußert werden ſollen: 
2) wenn für die Korperattien Karlialien aufgenommen cher fertdat 

bindfichteiten und Leitungen Angeaanaen werten Ilken, tie quf N 
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Ahrlichen Beiträgen der Korporationsgliever 68. 23, und 67. nicht befritten 
perden können; 

penn "über die Ausfchließung eines Mitgliedes von der Korporation für einen 
qwißfen Zeitraum oder für immer zu entſcheiden ift. 


- 20. Sobald vergleihen Fälle eintreten, fo find nad Worfchrift des Thl. II. 

»:$. 54. des Allgenı, Landrechts, ſaͤmmtliche Diitglieder der Korporation ver 

E eines Umlaufs mit der Anzeige bes Gegenitandes zur Beratung in einer 

gbentlichen Verſammlung auf tie in ben 88. 57. bie 61. daſelbſt vorgefchriebene 

Winznladen, und wird hierauf von den Gridienenen, ohne MRückficht ihrer Ans 
sh Stimmenmehrheit ein vollgültiger Beſchluß gefaßt. 


31. Die NAelteiten der Kaufmannidaft find ferner zur Vollziehung aller 
elegenheiten und Gefhäfte der Raufmannihaft, zu welden das A. L. M. 
is. 13. 55. 99. bis 109. eine Spezialvollmacht erfordert, kraft dieſes Sta⸗ 

' ihrer Anftellung befugt. 
23. Dei der Berwaltung der milden Stiftungen und bei ber Beſetzung ber 

» benfelben, müfjen fie genau nach den Stiftungsurfunden verfahren. 

3. Die Aelteſten Fönnen aud Beiträge von ben Korporationegliebern 
digen und nüglihen Zwecken ter Kaufmannſchaft, als ſolcher befchließen. 
71. 


68. 

Die Nelteften find fchuleig, jährlich ber Kaufmannſchaft von ihrer Ver⸗ 
Sechenſchaft abzulegen. 
Im Uebrigen ind fie fir ihre Beſchluͤſſe nur der Obrigkeit und ihrem 
Serantwortlich. 



























V. Abſchnitt. 


Ben der Beſtellung der Aelteſten der Kaufmannſchaft. 


‚Die Aelteften beftchen aus neun männlihen Mitgliedern, welche aus 
Bation gewählt werden. Zwei Drittel, alfo ſechs, muͤſſen ihren Hauptge: 
I, greßhundelnde Kaufleute (wenn jic auch nebenher Einzelhandel trei- 


J. Sie werben auf drei Zahre gewählt. Jedes Jahr jcheidet ein Drittel 
glich durch das Loos und nach Verlauf von drei Jahren durch bie Dauer 
at. Die Ausjceidenden find wieder wählbar. 

% Die von der Korporation gewählten Aelteften der Kaufmannſchaft wäh; 
Mitte für drei Jahre einen Vorſteher ihrer Verſammlung, fo wie einen 
defielben. 

| Für den Fall des Abganges cher einer dauernden Abmejenheit einzels 
Men der Kaufmannſchaft, werden gleichzeitig auf gleihe Art und unter ben: 
ingungen der Mahlfühigfeit drei Stellvertreter gewählt. 

Zu dieier Wahl, welde jedesmal den eriten Mai, oder wenn ſolcher ein 
Bofltag if, den nacht darauf folgenren Tag geſchieht, werten alle mann: 
talieber der Rorporation durch Umlaufichreiben eingeladen. 

Ein Magiſtratsmitglied bei der eriten Wahlverſammlung, und künftig 
, eröffnet biefelbe, laßt durch feinen Stellvertreter die Anweſenden zäh: 
bern Stimmfähigfeit mit der Rolle vergleichen, hiernächſt macht er die Nas 
-ansfcheidenden Glieder bekannt, und läßt Die getructen Wahlliſten unter 
den vertheilen. 

Jeder der Anmwefenden in der Verſammlung fann aus diefer Wahlliile 
aten auf die Mahl bringen. 

Unter dem $. 31. beitinnmten Vorſitze wählt hierauf die Berfammlung 
chtigungen find nicht zulaͤſſig) aus ben Mahlliften die Mitglieder ber Ael: 
mlung durch geheine Stimmzeichen. 

Der Borfteher zählt die Stimmen und reiht bie Zahl derfelben mit 
bes Kandidaten aus. 

. Diejenigen von ben zur Wahl vorgefchlagenen Berionen, welche bie meis 
men für fich haben, ſind fuͤr die Stelle, zu welcher fie vorgeſchlagen wor⸗ 


- « 
“‘“ . 


Dieſe Wahlen werden protokolirt und die Umlaufſchreiben mit den Un⸗ 
der zur Wahl Singelatenen tem Protokole beigefügt, in demjelben wird 
een bemerkt, und das eritere von dem Vorſteher, deſſen Stellvertreter und 
Helführer unterzeichnet, 
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$. 37, Mile diefe dem Magiftrate, und. ber Reg J 
befanitt ide Wahlen find ug een 
— —— 
VI. Abſchniti. 


Von dem Verfahren der Aalteſt en der Kaufmannfdaft 
Verwaltung. - - 

$. 38. _ Die Meltefien beſchließen gültig, fobald ſechs wen ihnen 
— Halten gewöhnliche Sik Gekfanmten 

. 39. Sie halten gewöhnliche Situngen. an n ver 
fie Mc durch einen Beſchluß einigen, und anf ef 
iadung des. Vorſtehers oder auf , Fänımtlihen anwefenben. 
uuirenden Befehl der vorgefegten Behörden... wie and, auf ben fihef 
eines Drittheils der Korporationd: Mitglieder. f 

$. 40. Jedes Mitglied der Korporation umb ihres Borftandes 
einer Ginladimg zte Verfommlung unbebingt Folge zu_leiften. Rut g 
fen ober, wichtige Geſchafte fönnen das letben entſchuidigen 

Wer ohne fhhriftlihe Anzeige oder ohne hinreichende, dem Vorfte 
bern gehörig nadhzumeifende Gntjeuldigungs; 'e ausbleibt, verfällt 
Eat zur Atmenlaſſe. B 

. Al. Der Vorfteher eröffnet die Berſammlungen, hat darin & 
wie die Vertheilung der Vortragsfaden, in fowett er fie Teibtt d 

$. 42. Bei den Berathfhlagungen beftimmt er unter 
fordern, bie Meihefolge, erflärt ſolche zum Stimmenſammeln fire gefclofi 
den Befhluf aus. 4 

8. 43. Bei Gleichheit der Stimmen gilt die Meinung, für tee 
ber geitimmt hat. Außerdem hat er gleidy jedem anberm Mitgliebe u 
und muß ſich dem Befchluffe ber Mehrheit unterwerfen, 

44. Gr ift der Obrigfeit verantwortlid, dafitr, daß Feine ben 
und biefem Statut entgegenftehende Befdylüffe in den Verſammlungen t 
ſchaft und der Aelteften derfelben gefaßt werben, und muß, jobald es 
foldyes unverzüglich dem Magiftrat anzeigen. 

$. 45. Die Verhandlutgen ber Aelteften ber Kaufmannfchaft | 
fanımlungen und ihre Befchlüffe, werden protofolirt. 

. 46. Der Borftcher und fein Stellvertreter find mit ber Bollgi 
fgtüffe beaufttagt. 

$. 47. Sie unterzeichnen nebft dem Protofolführer die Protofel 
gen, den Briefwechſel, die Urfunden und alle übrigen Ausfertigumngen 

$. 48. Der Vorſteher empfängt und eröffnet bie eingehenden, | 
den Abgang der ausgefertigten Sachen. 

5 $. 49. » Die Aelteſten der Kaufmannfchaft führen ein Siegel mi 
eines Anters und der Unfhrift: „die Aelteften der Raufma: 
Til ſe“ womit fie ihre Ausfertigungen vollgültig beglaubigen. 

$. 50. Bei einer Abweſenheit ober fonfligen nothwendigen Abhel 
ſtehers wird berfelbe von feinem Stellvettreter und in gleichem falle 
fer wiederum von dem älteften der übrigen anmwefenden Mitglieder, ve 

$. 51. Die Aelteſten der Kaufmannſchaft führen die Rolle ber 
ration der Raufmannfchaft gehörigen Mitglieder. Gintragungen und & 
nen nicht anders, als auf ihren Beſchluß in ihren Sigungen durch 
ober deffen Stellvertreter vollzogen werben. Die Bingetragenen und ' 
Halten barüber von den Actieſten der Kaufmannfhaft ſchriftliche Beſche 
ter deren Giegel. J 

-$.52. Bie Namen ber in ber Rolle eingetragenen und baraus gi 
leute werben alljährlidy durch den Druct befannt gemacht. Die besiah 
fung muß dem Magiftrat, dem Stabtgericht, ber Megierung und bem 
gericht eingereicht werben. ” 

F 53. Die Aelteten der Kaufmannfdaft wählen” jährlich eine Ki 
drei Mitgliedern aus three Mitte, weiche möchentlih eine Sigung hält. 
miſſion liegen folgende Gefdäfte ob: - 

a) diejenigen Streitigteiten in Ganbels-Angelegenheiten, bie von den 
wilfig an fie gehtacht werben, wurd einen Wercis, Vatlich Beige 
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Baisjenigen Gutachten vorzubereiten und ben Aelteſten zur Prüfung und Geneh⸗ 
u liegen, welche öffentlihe Behörden von der Kaufmannidaft ver: 
mugen bürften: 
de Brüfung der nad) $. 16. dieſes Statuts zum Beiten des Handels anzuftels 
weuben Berfonen zu beforgen; 
7 Gutachten über einzelne Bälle, in Bezug auf die Verfchriften des 6. 10, 
‚bes XI. Abſchnitts abzugeben. 
54. Much können die Nelteften der Kaufmannidaft für einzelne Verwal⸗ 
eige befonbere Ausihürfe aus ihrer Mitte anordnen, die aber von ihren Bers 
Ba ihnen Bericht abzuftatten haben, und von ihnen tie Verfügungen anneh⸗ 


























85. Die Aelteiten ber Kaufmannſchaft felbit beziehen als ſolche feine Befols 
Der anderes Cinkommen. Sie fünnen blos tie Grftattung baarer Auslagen, 
Be etwa bei einzelnen Verrichtungen im Dienfte machen, fordern. 

58. Sie wählen die für ihren Geſchäftsbetrieb erforderlichen Perſonen, fon: 
zeit denjelben über ihre Dienitverrichtungen und die Dauer des Dienftes, 
ber ihr Gehalt, ertheilen ihnen die erforderlichen Inſtruktionen, und fuchen 
Berpfliditung derjenigen, bei melden fie für nöthig erachtet wird, bei dem 


2. Der Borfteher kann jeden Kaufmann, ber zur Korporation gehört, bie 
3 einzelner, die Korporation angehender Geſchafte, auftragen, welcher der 

ke ſich willig unterziehen muß. 

56. Wenn durch Vollmachten Geſchäfte aufgetragen werben, welche gericht: 
erhandeln find, oder wodurch ber Kaufmannſchaft Rechte und Verbindlich⸗ 

achſen, ſo wird der Auftrag, nach vorhergegangenem Beſchluſſe der Aelte⸗ 

Eder ganzen Korporation, 6. 19. in ber 8. 47. vorgeſchriebenen Form ertheilt. 


vn. abſchnitt. 


handhabung der polizeilichen Ordnung in den Verſamm⸗ 
dungen der Aelteften und der ganzen Korporation. 


Der Vorfteher Hält in ben Berjammlungen ber Kaufmannfhaft und 
Ben derſelben auf Ruhe, Ordnung und Anftand. 
, Die Ruheftörer müflen auf fein Geheiß fogleich die Berfammlung ver: 
> können außerdem auf den Antrag des Vorftchers von ben Aelteften mit 
uungeftrafe von 1 bis 5 Thlrn. zur Armenkaſſe belegt werden, 
Bi. Ber in ten Berfammlungen zu ſpät erfcheint, oder che tie Verhand⸗ 
chloſſen find, diejelben ohne die Erlaubniß des Vorſtehers verläßt, zahlt 
& Girafe zur Armenfaffe. 
3. Die Nelteten können tie Ausfchließung eines Mitgliedes aus ihrer 
ießen, welches ſich durch fortgejegte Ruheſtorungen oder durch ein öffents 
Miges Betragen feiner Stelle unwuͤrdig gezeigt hat. Auch findet die Aus: 
Ba ebenfalls Anwendung, wenn ein Mitglied dreimal hintereinander ohne ges 
Feiſchuldigung aus der Berjanimlung weggeblichen if. 
3. Oeffentliche Bekanntmachungen an die Korporation werben durch Um⸗ 
Den beforgt. 
? Die Aclteften dürfen fih niemals weigern, foldhergeftalt ſogleich befannt 
was ihnen von dem Magiftrat cder von den übrigen Behörden zur Be: 
ung augejertigt wird, 


VI. Abſchnitt. 


den Beiträgen der Raufleute zur Semeinfafje und von ber 
Berwaltung derfelben. 


5. Jeder, von Publifatien dieſes Statuts an in die Korperation Auf: 
he, zahlt für die Aufnahme und Eintragung in die Rolle Dreißig Thaler 
Courant. Die Mitglieder ter vormaligen Kaufmannszunft find von biefer 
is ſoweit befreit, als die Mezeptionsgebühren bei felbiger dem vorbeſtimm⸗ 
ge gleich kommen. Jedoch müflen auch fie, gleich ben Uebrigen, bie Nuss 
zebühreen für ben Cintragungsſchein, fo wie bie MVotengebühren, zufammen 
er. zur Gemeinkaſſe entrichten. 
» Gin Mitglied, welches nicht genügend zu widerlegen wermag, dat Krim 
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freiwilliger Austritt aus ber Korperation nur barum geichehen, um Ad taı 
meinen Yaiten und Leijtungen für einen Zeitraum zu entziehen, Toll bei Radfa 
der Mieberauinahme in die Korporation vererft alle diejenigen Laſten um U 
gen nadızutragen gehalten fein, bie er in ber Zwilchenzeit feines Austritt zu 
nehmen genötigt gewejen fein würte Die (Sntiheitung biejerhalb wir 
Bericht der Aelteſten zunächſt dent Magiftrat überlafen. Wenn ji abır da 
zuträgt, daß der freiwillig Anstretende Bei gänzlicher Niederlegung feine $a 
geichäfte dennoch nad Veilauf eines Zeitraums um Wiederaufnahme in die! 
ration der Kaufmannſchaft nachſuchen ſollte, jo darf derjelbe nur bie my 
gehenden $. beitinimten Ausferſigunge- und Votengebühren entrichten. 

$. 67. Reicht Die Gemeintaſſe zur Beitreitung der Beſoldungen md 
Gemeinausgaben nicht hin: jo werten befendere Beiträge von allen Mitgl 
Korporutien erfordert. 

8. 63. Selbige werben zu biefem Zweck jährlih von ben Aeltehen nad 
Wiſſen in zehn Klaften getheilt, von welden, wenn bie höchſte Klaffe 10 
zutragen haben wirde, tie niedrigite I Thlr. bezublt, und fo im Berbi 
jedesmal aufzubringenden Summe. | 

$. 69. Werben bei den Aelteften Beſchwerden wegen Ueberfhägung zugl 
ſo zeigen fie am näciten Wahltage die Namen der Befchwerbeführer ber gr 
verjanmmelten Korporation an, und diefe wählt alsdann aus denjenigen 
ber, welche jeit den legten trei Jahren nicht zu ben Pelteften gehört & 
Kommiſſion ven zehn Perſonen, aus jeder der obigen zehn Klaſſen cine, 
ber nächten vier Moden tiber Die Beſchwerde entſcheidet, und bie Kafı 
in welde jeder der Beſchwerdeführer zu jegen it. Bon biefer Gntjäeiuug, 
feine weitere Berufung ſtatt. 

F. 70. Bis aber diefe Entfiheibung erfelgt, müſſen bie Beſchwerdefiſe 
auf fie vertheilten Beitrag zahlen. 

$. 71. Die Nelteften fertigen den jährlichen Ueberfchlag ter gems 
nahmen und Nusgaben; außergewöhnliche Zahlungen Dürfen, jo weit fx 
F. 19. befugt find, nur auf den Beſchluß derfelben gemacht werben, 

8. 72. Jaͤhrlich legen fie der zur Wahl verfemmelten Kaufmannſca 
nung von ber ihnen untergeordneten Kajle vor und vertheilen unter tie 
gedruche Auszüge davon. 

8. 73. Die Kaufmannſchaft läßt Diefe Rechnungen durch eine aa 
ver ber Verſammlung aus den Wahlliten zu ernennende Kommiſſion oa 
gliedern, tie aber nice zu Ten Meltsiten gehören Dürfen, abnehmen, und is 
Eariber ertbeilen. 








IX. Abſchnitt. 


Bon ter Anitellung und Verpflichtung der Kaffen: Rental 


$. 74. Zur Verwaltung der Gemeinkaſſe werden auf drei Jahre trei Mk 
der Kaufmannſchaft gewählt, welde die Mendantur der Kaſſe jührkt um 
wechſeln und fur Liefelbe mit ihrem Vermögen haften. 

$. 75. Die Verwalter Tiefer Kaſſe dürfen nur ſolche Zahlungen an! 4 
leiten. welche nach tem bejtätigren Grat $. 71. feititeben, oder ven to 9 
angewieſen werten. 

8. 76. Sie legen beim Schluſſe jedes Jahres den Nelteiten Neem 
welche nad $. 73. Tas Weitere zu beforgen, auch fie mit Anweiſung 9 
haben. Dre Heltetein ſind beſngt, aud außerdem und allenfalls mengstlich 
nungslegung zu forte, um beſtändig eine Urberficht dea Kaffenzumante: j 

$. 77. Die Verwalter ter Gemeinkaſſe jmd nach dreijäbriger Tier 
felgente drei Jahre von der Uebernahme aller Nemter für Die Kaurmarriet 
inſofern Ne ſich derielben nicht freiwillig unterziehen wollen. 


X. Abſchnitt. 


Von der Verpflichtung zur Annahme ber Wahlen und Yufır 


$. 78, Wer die ihm nach dieſem Statute Durch Die Wahl ober brents 
trag übertragenen Aemter und Geſchäfte nicht annehmen wilk, mus rest 
ſchuldigungegründe dafur anführen. 

$. 79. Zunawſ entiaultig wen dieſer Annahme, was geittzlich ven 
nahnıe ter Bormmtidhaiın entbinde, 
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80. Auch aktive Rathsherren und der jereamalige Vorſteher der Stadtver⸗ 
-fönnen wider ihren Willen zur Uebernahme dieſer Wahlen und Aufträge 
werpfichtet werden. 

5 81. Die aus der Berfammlung der Nelteften ſcheidenden Mitglieder können 
ahme einer abermaligen Mahl in jelbige erit nad Ablauf vun vollen drei 
nach ihrem Austritte verpflichtet werben. 

#823. Die Schägungsfommiffarien $. 69. ſind zwar in folgenten Jahren 
wählbar; es fann aber Niemand genöthigt werden, die Mahl öfter ale ein- 

drei nadı einander folgenden Zahren anzunehmen. 
83. Befondere Aufträge fünnen bie Aelteſten oder deren Vorſteher einem 

Ban wider feinen Willen nur einmal in einen Jahre geben. 

BA. Mer außer obigen Entihuldigungsgründen die Annahme der nach dieſem 

ser Ihn gefallenen Mahlen cder ihm gemacten Aufträge verweigert, erhält 

he Bebentzeit, und fan, wenn er am Ende derfelben ncd auf feine Weis 

Fbebarrt, von den Nelteiten beftraft werden. Für ben erſten Meigerungsfall 

Befelben eine Erhöhung der Gelbbeiträge um das Doppelte eintreten laflen, 

gpweiten Ball fie um das Vierfache u. f. w. erhöhen, und für den dritten 

Ber den zulegt erhoͤheten Beiträgen, Verluſt des Stimmrechts und der Theil: 

den Ehrenrechten, verfügen. 

j Eolite Jemand die mit einem ihm übertragenen Anıte verbundenen 

wernachlaäſſigen, und follten die Crinnerungen des Vorſtehers und der Nelte- 

RM Erfolg Haben, fo finden gegen den Scuidigen, außer der Entſetzung von 

übertragenen Amte audy die im vorhergehenden 8. aufgeführten Straf⸗ 

age nach dem Grade der Merfhuldung, Anwendung. 


XI. Abſchnitt. 


MB uspenfion und dem Verluſte ter kaufmänniſchen Rechte. 


FE Die Rechte des Kaufmanneftandes und ber Mitgliedfchaft der Korpo⸗ 
J unterbrochen, wenn das Mitglied unter Kuratel geſetzt wird, ober ſich 
unfähig erflärt, oder in eine Kriminal:Unterfuhung wegen folder Ver: 
j. worauf gefeglidy die Strafe des Zuchthanſes, der Strafarbeit, des 
Jer bürgerlichen Ghre und des Kaufmannöſtandes, ftehet. 


Br Die Mirfung tiefer Suspenfion haftet nur auf der Perſen des Sue: 
7 berfelbe kann perſoͤnlich feine Geſchäfte vollziehen, welde die Rechte des 
Bandes vorausſetzen, und auf der Börfe nicht ericheinen, eben fo wenig 
der Mitglienihaft ausüben und ben Verſammlungen der Korporation 
per, um feine Stimme darin abzugeben, oder gar ein Amt bei berjelben ver: 
Dagegen fann feine Handlung durch perfönlid, fähige Kuratoren fortgeführt 


Da nah den Geſetzen (Allg. Landreht Thl. II. Tit. 8. 6$. 566. bis 
zit. 20. $. 1468.) einem jeden Kaufmanne obliegt, feine Handlungs: 
3: derjenigen Form und Ordnung zu führen, wie fein Geſchäft es erfordert, 

Abſt fets eine gehörige Ueberjicht deſſelben zu jchaffen, und aud ben Ab: 
Bücher innerhalb der naͤchſten ſechs Monate nach Ablauf bes verfloffes 
kas bewerffielligen zu können; fo wird einem jeten der Korporation beige: 

Ritgliede es zur beiondern Pflicht gemacht, fofert eine fchriftlihe Anzeige 
Men der Korporation zu machen, wenn er jeine Gläubiger nicht mehr zu 
a im Stande ift, oder fi für zahlungsunfähig ertlären muß. ” 


2. Die Aelteften ernennen dann auf bie gefchehene Anzeige des Zahlungs⸗ 
oder ber Unterlafjung deiten, Walls tie Iniolvenz durch die von dem Se: 
ziloner den GSläubigern gemachten Privat: Ciferten, oder in Folge feiner 
sa Entfernung für noterifch zu erachten iſt (Allg. Ger. Ordnung Thl. I. 
8. 4. Nr. 1—4.), aus eigener Bewegung zwei Mitglieder der Korpe⸗ 
6 vorläufige Kuratoren der Mafie, welde biejelbe Bis zur Anerkennung Get: 
Bläubiger, ober bei eintretendem gerichtlichen Verfahren bis zur Anerken⸗ 
ens des Berichts verwalten. Die ſolchergeſtalt beitellten Kuratoren ſollen 
fein, fofort den Zuftand des Zahlungsunfähigen aufs Genaueſte aus jeis 
em und Gffeften zu unterfuchen, barüber den Statum bonorum anzuferti: 
ha den Nelteften mittelft gutachtlichen Berichts zu überreichen, den zu Sus⸗ 
a and, bei ber Korporation nad $. 87. zu vertreten. Bu 
J Die Aelteſten theilen fobann bie vorgedachte Weberiät, wait ihre 
























Toren, 10 mei Dan Wer ahlt Dutit hung vber Berorya 
wenbig erachtet, fofort aufhört. 
$. 93. Für ihre Bemühung erhalten die vorermähnt bei 
fie von den Gläubigern zur Bortfegung ber übernommenen 
werben, eine angemefiene Vergeltung aus der Mftiomafle ne 
Aelteften, welche jedeh ber richterlichen Fertigung bebarf; 
Blänbigern anerfannt werben, eine angemeflene Vergütigun; 
fommen. B 
$. 94. Da bie Aelteſten hiernach von ber Lage und d 
Falliffements nähere Kenntniß erhalten Fönnen, fo find fie un 
ihnen befannt werbenden Mall eines ftrafbaren Banferotts, 1 
um fomit aud den Kredit ber Korperation zu begründen. 
zit. 20. $. 1480.) J J 
6. 95. Die in den.$$. 86. und 87. erwähnte Suspen, 
a) durch die Aufhebung der Kuratel; 
b) durch volftändige Abfindung mit den Gläubigen, jei 
Grlaß, oder Berritung; 
©) wenn ber Gemeinfhuldner zur Medtswehlthat ber @ 
Grund der Ginwilligung feiner Gläubiger oder durd) 
worden; auch fann er in diefem Falle felbft, währen 
eine neue Handlung eröffnen; “ 
d) durch eine volfitändige richterliche Freiſprechung von der 
minalprozeß erörterten Verbrechens. 
$. 96. Die Losfrrehung bis auf weitere Beweiſe bewirk 
der Suspenfion an fih nicht: vielmehr entſcheidet alsdann 
Euspenfion aufhören fönne, ohne ihren Ruf zu gefährden 
gefegt werden muͤſſe, eder cb ber haftende Verdacht fo tring 
der Art jei, daß bie gänzlihe Auefchliefung erfolgen müfle 
diefer Hinficht gehalten, den Aelteften auf ihr Anjuden de 
mit ben Gründen mitzutheilen. 
%. 97. Die kaufmaͤnniſchen Rechte in Abſicht des Ste 
ſchaft gehen verloren: 
a) durch ben Tod, unbeſchadet jedoch der der Wittwe ober 
kommenden Rechte; 
b) durch freiwillige Gntfagung, welche jeteh den Aelteftı 
angezeigt werden muß; 
O1 durch den Meriuit den Gtahtfünnerehta: 
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» 99. Dagegen bleibt es der Korporation überlaſſen, den von ihr wohl zu 
enden Umftänden nad), entweder die Ausidliegung oder die Suspenflon, ober 
we nubeichränfte Beibehaltung in der Korporation zu befchließen: 
u dem 5. 96. angeführten Falle; 

die rechtskräftig erkannte Strafe im Wege der Gnade niebergefchlagen, 
be in bloße Geld⸗ oder Gefängnißitrafe verwandelt worden. 

bleist es der Korporation überlaflen, zu ihrer Ehre und zum Vorteil 
wwbelsftandes, welche durch Defraudanten Iandesherrlicer Abgaben geführbet 

bie Auefchließung der dieſer Verbrehen Schuldigen ſchon auf bie erfte 

Ä ftig verurtheilente Entſcheidung zu beichließen. Die Anficht, welde die Kor: 

Bierbei leiten muß, iſt zunächſt die Erhaltung ihres unbeſcholtenen Rufs 
Mifo und auf auswärtigen Handelspläßen. 

00. Benn im Bublifun Gerüchte über ein Mitglied der Rorporation um: 
odurch dafielbe folcher Handlungen befchuldigt wird, bie, wenn fie erweislih 
‚Die Ausſchließung zur Folge haben würden; fo find die Nelteiten beredhtigt, 
Mitglied vor ſich laden zu laflen, ihm mit Schonung bieje Gerüchte zu er: 
wine Warnung zu erlaflen und ihm anheim zu geben, jeinen Ruf zu vertheis 
Deſchieht dieſes nicht, erhalten fich vielmehr die Gerüchte, und bleibt aud) 

e Warnung chne Grfolg, fo bleibt es dem Ermeſſen der Nelteiten über: 
h Maaßgabe des Gerüchts, das bezüchtigte Mitglied dem behörigen Kris 
zur GSröffnung der Unterfuhung anzuzeigen, 


XII. Abſchnitt. 


Bon den Lehrlingen und Gehülfen. 


Bl. Die Verträge, welche Mitglieder der Korporation über die Annahme 
ge und Gehülfen fchließen, find eine bloße Privat-Angelegenheit; fie kön⸗ 
| den Nelteften der Kaufmannſchaft verlautbar werden. 

Jedes Mitglied der Korporation ift verpflichtet, einen Lehrling oder 
auf die Aufforderung der Aelteften fofort zu entlaffen, wenn dieſes wegen 
mgehungen gefordert wird, melde bei Mitgliedern der Korperation bie Aus: 
‚Begründen würden. 











BB. Die Ausftellung der Zeugniffe nach beendigter Lehr= oder Dienftzeit, 
Mitwirkung der Nelteften geihehen: jedoch fünnen felbige ihre Beftäti- 
Iben, wenn ſie verlangt wird, und fein Bedenken dabei ift, nicht 


XI. Abſchnitt. 


Mer Ausübung des Rekurſes an die vorgeordneten Inſtanzen. 


#304. Der Magiftrat ift die zunächft vorgefette Behörde der Korporation, 
N wie au ihre Moriteher, verbunden find, den Anordnungen defielben, in 
fi) auf allgemeine Landesgefebe, auf ausdrüdliche Beſtimmungen biefes 
B oder auf die geſetzliche Befugniß und Verpflichtung des Magiſtrats zur 
mung des ftädtiichen Gemeinwohls gründen, Folge zu leiſten. 
peifelhiafte Fälle entfcheiden die vorgeorbneten Inſtanzen. ’ 
3105. Gegen alle Strafrejolute und andere den Ginzelnen betreffende Ents 
Men findet der Nefurs an den Magijtrat und die bemjelben vorgefegte Be: 
Es muß jedoch derjelbe binnen zehn Tagen, nad dem beicheinigten 
ge des Beſcheides oder der Beftimmung, welde zur Beſchwerde Beranlaflung 
Mei der nächft vorgefepten Inftanz angebracht, und alsdann vor der Anwen 
Strafmaafregel- und vor der Nealifation der ten Gegenftand der Bes 
auemachenden Beflimmung, die höhere Entſcheidung abgewartet werben. 
nahme hiervon findet nur in dem $. 70. bemerften Bulle ftatt. 
106. Die Relteften können die zur Grefution ftehenden rechtskräftig bes 
R Strafen zwar erfordern, deren Einziehung aber nad eigener Wahl nur 
Magiſtrat oder durch die Gerichte, welche einer diesfallfigen Nequifition 
ich genügen müſſen, veranlaflen. 
lich Haben Wir diefes Statut, welden Wir hierburd Gejeßesfraft ver: 
und über welches Wir feit und unverbrüdlich gehalten willen wollen, buch 
enhändige Unterfhrift und unter Beibrüdung Unſeres großen K. Inflegels 


G. 1823 €. 77.) 
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VI. Statut für die Kaufmannſchaft zu Königäbergin? 
v. 25. April 1823. 


Dir Friedrich Wilhelm x. ıc. thun funb und fügen bienit ad 
Durch Unfere Kabinetservre vom 11. Januar 1810 Haben Mir die gefanme 
mannſchaft Unferer Haupt- und Reſidenzſtadt Konigsberg. nach geichebens 
bung der Kuufniannezünfte in eine Korperation vereinigt, welder Wir zum 
burch dieſes Statut folgende VBerfaflung ertheilen. 


I. Abſchnitt. 


Ren der Korperation der Kaufmannikaft. 


F. 1. Ale in bie Rolle ter Kaufleute eingetragene Bürger ber H 
Königsberg bilden die Korperation der Kaufmannſchaft dieſer Stadt. 


6. 2. Zur Aufnahme in die Korporation der Kaufmarmidaft if ben 
gige Grwerbung des Bürgerrechts und ein unbefcholtener Ruf unbedingt al 


6. 3. Iſt nad bem Urtheil des Vorſteher-Amts ber Kaufmannihaft de | 
Aufzunehmenden beſcholten, jo ſoll das Vorſteheramt ſich über bie Bei 
gründe jeines Urtheild nur gegen den Magiftrat und die ihm vergefeptn ( 
behörben. und nicht gegen den Ginzelnen auszulaſſen nöthig haben, 

$. 4. Jedem, ber in Königsberg ein Faufmännifches Gewerbe treibm mE 
bie in dem $. 2. genannten Bedingungen erfüllt, ſteht auf ſchriftliches det 
Anſuchen tie Aufnahme in die Korperatien offen; das Geſchlecht madt 
keinen Unterſchied. 

6. 5. Durch die Aufnahme in die Korporation und intra 
der Kaufmannſchaft (als unbedingtes vorbergängiges Grforbernig) wirk IR 
niB zum Betriebe faufmännijcher Gewerbe gewonnen, inebejondere kau 
der gejeglichen Faufmännijden Rechte von Handeltreibenden bes xt 
durdy die Aufnahme in bie Kerperation erlangt werden, und if ven a. 
geitalt unzertrennlich, daß ein jeder Handeltreibende des Orts, der m 
lichen kaufmänniſchen Rechte Anſpruch machen will, der Korperatien “ 
beitreten mp. 

Tie Aufnahme in die Korweratien giebt Diejenigen Rechte ter 
der Kemeration, welde dieſes Statut ertheilt. 

6. Tas kaufmänniſche Gewerbe beſteht in dem Wieterserfari ie 
kauften Vorrathas ven allen Erzeugniſſen der Masur und des Kunmifttiñes, 8 
derſelbe als Gewerbe Betrieben wird; ferner im Betriebe son Vank- Wera. 
miſſiens- nnd Zpeditionsgerdarten, in tem Bud und Kunithantel. 

$. 7. Höter amd Bittualienhändler gehören eben je wenig zu tm 
als tie Inhaber eines Nadlerkrams. 

z. 8. Seeſchifferheder haben nur das Recht, nicht Die Pflicht, ver Ko 
beizunetenn. 

$. 9. Die Unternebmer von Fabriken baben tiefes Recht gleichiellt: 
aber in Tie Melle der Kaufleute nicht eingejchrieben werden, fo fteht ibzer, W 
andern Künſtlern umd Handwerfern nur der Verkauf der Grzeugnife br q 
Arbeit, und derer, Die ſie anf Beſtellung aus ſelbſt gelieferten Matenaliz 
fertigen laſſen, au. 

$. 10. Sollie es hiernach in einzelnen Fällen nody zweifelbaft ia 
ein Geſchäft zum kaufmanniſchen Gewerbe gehoͤre, und mithin derjenige. 
daſſelbe treibt, der Korperation beizutreten verpflichtet ſei, oder nice, fo al 
darüber nach Anberung tee Sutachtens des Vorjteheramts der Kaufmanneſ 
Magiſtrat, unter Vorbehalt des Mekuried an die Regierung. 

S. 11. Fremde Kaufleute, d. h. ſolche, welche nicht Bürger ter So 
Stönigeberg und Mitglieder der Korperation geworden ſind, Lürfen hie 9 
jchäfte, weldhe ſie Bajelbjt zu unternehmen wünſchen, nur durch angejetene 
betreiben. 

$. 12. Wiitwen der Mitglieder der Kervoratien haben die Befugrif. any 
lung fortzuſetzen, ehne für ſich ſelbſt die Mitgliedſchaft der Kaufmannidet 
werben. Erben, die durch einen Disponenten bie Handlung ihres Grhishat! 
ſetzen wellen, ſind dazu gleichfalls bereditige: im Fall der Drajerenmest IM 
Mit gliedſchaft der Rorperatien innerhalb Jobxesiriſt nach dem Tede ihres W 
zu gewinnen verpflichtet, wenn ie Ah alter auteinatueriegen, ad eier cf 
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ben bie Handlung übernehmen, fo müflen fie im Ball ber Majorennität 
m Fall fie aber minorenn find, jobald fie die Volljährigkeit erlangen, ber 
on beitreten, wenn fie auch die alte Handlungefirma beibehalten. 

3. An der Ausübung der Ghrenrechte der Korporation nehmen nur bie 
n Mitglieder Theil. ' 


11. Abſchnitt. 


ı den gemeinjamen Angelegenheiten ber Korporation ber 
Kaufmaunſchaft. 


4. Die gemeinſamen Angelegenheiten der Korporation der Kaufmannſchaft 
as allgemeine Intereſſe der Schifffahrt, des Handels, oder eines Zweiges 
die öffentlichen Anftalten und Binrichtungen, welche zum Betriebe der Hand- 
en, in foweit der Kaufmannſchaft das Gigenthum oder die Verwaltung 
teolirung derſelben zufommen, das befondere Vermögen und die Rechte, 
Kanfmannfchaft als Korporation aus Grundſtücken, Kapitalien, Mobilien 
m Stiftungen befist, und die Verhältniffe der Mitglieder zu ber Korpora⸗ 
Nnem Ganzen. 

5. Die Korporation verwaltet außerdem die Hafen: Anftalten in Billau 
gsberg, nah den Beſtimmungen der Allerhöchſt beitätigten Urkunde vom 
ar 1812, unter unmittelbarer Aufficht der Regierung. 

6. Sie wählt in diefer Beziehung die zur Verwaltung der Hafen-Anftalten 
berg und Billa erforderlihen Beamten, jowie das Lootfen-Perfonale, und 
Brwählten in Königsberg dem Polizeipräfidium, und in Pillau der Hafen: 
miſſion an, von welcher fie, im Ball nicht die Beflätigung ber Regierung 
ebenden Berfafjung nothwendig ift, beitätigt und vereidigt werben. 
Die kaufmännifhen Witgliever des Kommerzin: und Ndmiralitäts: 
Königsberg werden von der Raufmannfhaft gewählt, und dem Ober⸗ 
angezeigt, un deren Beftätigung auozuwirken. 

Auch wählt fie die Mäfler, Diepaheurs und Schiffsabrechner, fowie 
in Königsberg zur Beurfundung der Quantität, Qualität und richtigen 
; öffentlich angeftellten Berfonen, deren Wahl durd das Gef. v. 7. Eeptbr. 
310 — 115. den Rautmaunfchaften beigelegt ift, und zeigt die Gewählten 
dieſem Geſetze betreffenden Behörden zur Beltätigung an. 

ch foll in Betreff der bei ten ſtädtiſchen Handelsanftalten angefegten, und 
saltung ftäbtiichen Cigenthums gleichzeitig beauftragten Ober- und Unter⸗ 
‚ fo lange biefe Einrichtung bejteht, und feine Vereinigung zwifchen der 
eine und der Kaufmannſchaft darüber erfolgt, Die lebtere nur das Recht 
we jede erledigt werdende Stelle zwei Kandidaten vorzujcdlagen. Dem Mas 
N Die Auswahl unter beiden, und der Regierung, Yalld er beide nicht für 
Hart und die Kaufmannfhaft eine neue Wahl vorzunehmen fid) weigert, 
widung zuſtehen. . 

Korporation joll außerdem das Recht haben, Schiffsmäfler und Schiffes 
In fofen foldhe in Pillau für den Verkehr nothwendig eradıtet werden, 
8, jedoch follen Feine neue Anfegungen von Spediteurs, die zugleich Schiffs⸗ 
jd Schiffsabrechner find, erfolgen, und die jeßigen Spebiteurs in Pillau 
bisherigen Rechten und Verpflichtungen verbleiben. 

9. Die Bertretung der Korporation und die Berwaltung ihrer gemeins 
tgelegenheiten welche derfelben nach den allgemeinen Gefegen und dieſem 
ommen, fowie des gemeinfhaftlihen Eigenthums derſelben, es beflehe in 
liegenden Gründen, Kapitalien und Stiftungen, wirb der aus ihrer Mitte 
Behörde, welhe ven Namen: 


a6 Borfieheramt der Kaufmannſchaft zu Königsberg“ 


K, mit berfelben Gewalt, welche der Kaufmannfchaft als Korporation zu: 
Rivagen. 








111. Abſchnitt. 


ex Verwaltung der Angelegenheiten der Raufmannfcaft. 
Das Vorfteheramt beſchließt nad) der Stimmenmehrheit ber alle ges 
s Angelegenheiten der Kaufmannſchaft allein, ohne Rüdftage an die Irktere 
berm Genehmigung, vollgültig verbindend für alle Mitglieder veririuen, 
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und follen mithin die entgegenftehenden Beitimmungen bes Alg. 2.8. 34. LE 
6$. 133., 153. und 154. feine Anwendung finden, 

$. 21. 68 if zur Vollziehung aller der Angelegenheiten und @ 
Kaufnannfchaft, zu welchen die Geſetze 56. 99. bis 109. Tit. 13. Tb. Lu 
gemeinen Landrechts eine Spezial: VBellmadht erfordern, kraft biejes Gut 
feiner Anitellung befugt. 

8. 22. Auch bat das Vorſteheramt das Vermögen ber, ben ehemalige 
mannszünften ber Altitadt, des Lobenichts und des Kneiphefs zugehörigen, wi 
etwa zufommenten Stiftungen nach den betreffenden Stiftungeurkunden zn we 

$. 23. Tie Wahl der Vorſteher derſelben, fo wie tie Beſetzung de 
und die Vergebung der Etiftsvenfienen gefdicht aber nidyt durch das Berl 
fonbern durch den Beſchluß der dhriftlichen Kaufleute, welche jedesmal in Wr 
theil wohnen, zu beiien ehemaliger Zunft die Etiftung gehörte, und die de 
Borfteheramt zu einer Berfammlung unter dem Vorfiß eines feiner Nitgl 
eine Kurrende einzuladen hat. 

Die Ausgebliebenen werben durch die nach der Stimnienmebrkeit ix 
Beichlüffe der Anweſenden verbunden. | 

$. 24. Auf gleihe Weiſe leitet das Vorfieheramt die Verwaltung bij 
Vermoͤgens ber ehemaligen Zuͤnfte. 

. 25. Es kann auch die Erhebung von Beiträgen von den Kauflırta I 

wendigen und zu müglichen Zwecken der Kaufmannſchaft nad) Anleitung dei-Y 
ſchnitts beſchließen. 

$. 26. Es iſt aber ſchuldig, jährlich der Kaufmannſchaft von bisfe- 
tung Rechenſchaft abzulegen. 

$. 27. Außerdem find die Mitglieder deſſelben für ihre Beſchlüſe 
Obrigkeit und ihrem Gewiſſen verantwortlich. 


IV. Abſchnitt. 
Bon der Beſtellung des Vorſteheramts ber Kaufmauniß 


$. 28. Das Vorſteheramt befteht aus ein und zwanzig männlide 
von denen wenigitend zwei Trittel, aljo vierzehn an der Zahl, ihrem 
nach, zur See nnd großhandelnde Kaufleute (wenn ſie auch nebenber 6 
treiben), Banquiers oder Seerheder jein müſſen. 


5 29. Für das letzte Trittel, alio fieben an ter Zahl, iii die Ball 
fann alje ganz oder zum Theil aus große cder blos kleinhandelnden Ka 
ſtehen. 

Z. 30. Das Vorſteheramt fertigt die Liſten Der nach den verick 
wahlfähigen Kauflente alljährlich ver der jedesmaligen Wahl. 

8. 31. Die etwaigen Cinſprüche gegen einzelne Eintragungen ede 
hungen in ter Liſte, werten von derſelben Konmiſſion, welche nad 8. 31. 
nen sit, für Die müchitfelgente Wahl entſchieden. 

$. 32. Die Mitglieder tes Vorſteheramts werden aus dieſer Mahlrte & 
Jahre gewählt. Jedes Jahr jcheidet ein Drittel aus. Die Nugrretenden R 
der wählbar. 

8. 33, Fuͤr den Fall des Abgangs oder einer dauernden Abmelcnbeit WE 
glieder des Verſteheramts werden gleidizeitig auf gleiche Art umd unter bene 
dingungen der Wahlfähigkeit, ſechs Stellvertreter gemablt. 


$. 31. Zu dieſer Wahl, welde jedesmal ten 15. April, eder wenn U 
einen Feſt- eder Poſttag iſt, ben nädıten Tag darauf geichieht, merten I8 
männlide Mitglieder der Kaufmannſchaft durch Umlaufſchreiben eingelate 
ohne Entſchuldigung ausbleibt, jell in eine Ordnungsſtrafe von fünf Ih 
ſtädtiſchen Armenkaſſe genommen werten. 

Z. 35. Der Obervorſteher eröffnet die Wahlverſammlung, läßt durd de 
feiner Beiſitzer die Anweſenden zaͤhlen, durch den andern Deren Stimmfeln 
der Rolle vergleichen: hiernächſt macht er die Namen Der ausiceibeften Gbe 
fannt, und laßt durch die beiden Beifiger die gedrudten Wahlliſten unter Ft 
fenden vertheilen. 

8. 36. Unter feinem Vorſitz wählt hierauf die Verſanmmlung ter 7 
Anweſenden — Berollmäctigungen find nicht zuläſſig — aus den Auf 
ber Borichrift des $. 23. die rien Glieder des Morftcher: Am de 
heime Stimmenzeiden. 
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‚87. Jeber der Anwefenden in der Berfammlung lann aus diefen Wahlliften 
Kandidaten auf die Wahl bringen. 
‚38. Die beiden Beifiger fammeln die Stimmen, der Obervorftcher zählt fie, 
eicht die Zahl derfelben mit dem Namen des Kandidaten aus. 
30. Diejenigen der zur Wahl vorgefchlagenen Berfonen, welche die meiften 
ww für fi haben, find Vorſteher; die nächflfolgenden find Etellvertreter. 
0.8 Wenn das VBorfteher-Amt hiernach ergänzt ift, fo wählet es am folgen- 
auf die fchriftlihe Cinladung aus feiner Mitte den Obervorſteher und bie 
Beiſfitzer defielben auf ein Jahr. 
41. Diefe Wahlen werben yrotofolirt, und die Umlaufſchreiben mit den Uns 
der zur Wahl Gingelatenen dem Protokole beigefügt. In dem Prutofole 
Berfahren nadı den $$. 34—40. vermerkt, und baffelbe von dem Obervor⸗ 
Beifigern und dem protofolitenden Sekretär unterzeichnet. 
Alle diefe Wahlen find aud; für bie, welde in den Wahlverfammlun: 
erfchienen find, gültig und vwerbindend, 
1 


V. Abſchnitt. 


dem Berfahren des Vorſteher-Amts bei ber Verwaltung. 


5. Das Borficher:Amt befchließt gültig, wenn wenigflens zehn feiner Mit: 
Jeglich verlammelt find. 

4. Es hält gewöhnlihe Sitzungen an beſtimmten Tagen, tiber welche es 
. a Beſchluß einigt, und außergewöhnliche auf die ſchriftliche Ginladung 
worſtehers. 

held Aufforderungen zu Verſammlungen des Voritcher-Amts ven den Behör⸗ 
muß der Obervorſteher oder in deſſen Abwefenheit bie Beifiger dieſe ſo⸗ 



























aflen. 
„, Der Obervorſteher eröffnet Die Berfammlungen, hat darin den Borfig, 
PR die Vortragsſachen unter die übrigen Mitglieder, bei deren Vortrag er 


BB! 

Bei der Berathfchlagung beftimmt er unter Mehrern, die das Mort 
Reihefolge, erklärt tie Berathfchlagung zum Stimmenjanmeln für ges 
d fpricht den Beichluß aus. 

B. Bei Bleihheit der Stimmen gilt tie Meinung, für welhe er geftimmt 
; dem hat er, gleich jetem andern Mitgliede, nur eine Stimme, und muß 


efhhlufe der Mehrheit unterwerfen. 
Er iſt der Obrigfeit verantwortlich, daß feine den Landesgeſetzen und 

alte entgegenitehenden Beſchlüſſe in den Verſammlungen der Vorficher ges 
: Geſchieht es, fo muB er foldes unverzüglic der betreffenden Behörde 
9. Die Verhantlungen des Vorjtcher: Aınts in den Verfammlungen und 
Ichlüſſe werben protokolirt. 
* Obervorſteher und die Beiſitzer ſind mit der Vollziehung der Be⸗ 
Feaufttagt. ⁊ 
9. Sie unterzeichnen tie Protokole der Sitzungen der Vorſteher, den Brief: 
Edle Urkunden, und alle übrigen Ausfertigungen. 
wa. Der Chervorficher empfängt und erbrict bie eingehenten, und forgt 
| Abgang der ausgefertigten Sadıen. 
4 Das Vorſteher-Amt führt ein Siegel mit dem Zeichen eines ſegelnden 
und der Umſchrift: 
„Borfteher Anıt der Kaufmannſchaft zu Königsberg,‘ 
5 feine Ausfertigungen vollgültig beglaubiget. 
| Bei einer Abweſenheit oder fonitigen Nbhaltungen des Obervorſtehers, 
felbe von ten erften, und im gleichen alle deflelben von bem zweiten Bei: 
d dieſe werden wiederum von den älteiten ber übrigen Ditglieder vertreten. 


Rx. Das Voriicher-Anıt führt die Rolle der zu der Korporation ber Kauf: 
: gehörigen Mitglieder. Eintragungen und Löfchungen Fönnen nicht ans 
uf feinen Beſchluß in den Sigungen durch den Chervorfteher oder bie 
ollzogen werden. Die Gingetragenen und Gelöichten erhalten barüber von 
ehersAmte ſchriftliche Beſcheinigungen unter deſſen Siegel. 


„ Gleich nach der Wahl des Vorſteher-Amts und ſpäteſtens ven I. Mei 
wunees läßt baffelbe ein nad bem Alphabet georonetes Namensvergeiinig \Kr 
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ne und fänmıtlich der in bie Rolle ein "Run 
—S— — —* der Regierung, dem —— *— 
dem Landratho⸗Amte in Memel, dem bafgen Lands unb Gtabigerih 
Re di: 
. . 87. a8- er s Amt ann für ne 

Ausfhüfle gu gene he anoren en, bie 23 75 
mte t atten haben. von die a 
Rue 58. Die Gritglieber vu Botfteher: Amts bezichen eis Tolde 
oder ein anderes Cinkommen. Sie können blos die Erſtattung 5 
weiche fie etwa bei einzelnen Berrihtungen im Dienſte machen, fort 
. 6.89. Das Vorftieher Amt wählt bie für feine Geſchäftẽ erfe 
nen und Gubalternen, Zontrahirt mit denfelben über berem. Geſchaft 
bes Dienftes, jo wie über deren Geßalt, und eriheilt ihmen bie erfe: 
tion über ihre Geihäftsführung. 
8. 60. Der Obervorfieher kann Kauflenten in unb aufer bem 
bie Ausrichtung einzelner @efchäfte auftragen, welchen der Beauftrag 
terziehen muß. In wiefern fih ein Kaufmann durch einen folden 
Im ßmaͤßig beſchwert erachtet, ſtehet ihm frei, auf die Gnifcheiben. 

u vefürriven. 

91. Wenn aber durch Bollmachten Geſchaͤfte aufgetragen wı 
sichtlich zu verhandeln find, ober woburd der Kaufmannſchaft Hedi 
Hihlelten erwachſen, jo ertheilt folhe das Vorſteher⸗Amt in der 5. 5 


VI. Abfchnitt. 


Bon ber Handhabung ber polizeilihden DOrbnung in db 
Inngen und auf der Borſe. 


8. 62. Der Obervorficher und bie Beifiger halten in ben Ber 
Kaufmannfhaft und des Vorflehers Amts auf Ruhe, Anſtand und O 
Auhekörer müflen auf ihr Geheiß fogleih die Berſammlung verlaflı 

$. 63. Vorzüglich Haben fie für die Erhaltung der äußern £ 
Börſenverſammlungen zu forgen, und über einzelne Fälle der Börſen 
Vorfteher:Amte Bericht zu eritatten, welches befugt ift, tie Nuheſti 
Injurien bei diefen Verſammlungen erlauben, in eine Ordnungstt 
Thaler zur Arnıenfaffe zu nehmen, und wenn Thärlichfeiten mit veri 

ewejen find, mod, außerdem den Ausfhluß von ben Börfenverjanmn 
echs Monate zu verfügen. 

Der Ausſpruch des Beleidigten auf öffentliche Genugthuung du 
behörben bleibt demfelben vorbehalten. 

$. 64. Deffentliche Bekanntmachungen an die Korporation werde 
an der Börfe beforgt. Kine Nachricht oder Verordnung ift als vollſtär 
macht anzufehen, wenn fie acht Tage hindurch während der ganze 
dem gewoͤhnlichen Orte der Borſe ausgehangen hat. 

$. 65. Nur das Vortteheramt ift beredtigt, Bekanntmachung 
bes vorftehenden 8. 64. zu erlafien. Es darf ſich aber niemals weige 
fogleih befannt zu maden, was ihm von Unſern oder den ſtädtiſche 
Bekanntmachung zugefertigt wird. 

$. 66. Privatperfonen, fie mögen Mitglieder der Korporation 
müfjen die Anfchläge, welche fie an der Börfe anheften zu laffen wünfı 
vorfteher zuftellen, welcher fie, wenn er fein Bedenken dagegen finde 
wird, damit alsdann die Anheftung erfolge. 


VII. Abſchnitt. 


Bonden Beiträgen der Kaufleute und von der Werwali 
mein: Kaffe. 


F. 67. Jeder, von Publifation diefes Statuts ab, in die Kor 
nehmende, zahlt für die Aufnahme und Gintragung in die Rolle Zu 
ler zur Gemeinkaſſe, und außerdem die Ausfertigungs: Gebühren für be 
fchein, fo wie die Botengebühren, aufammen mit Zwei Thalern. Dir 
bisherigen Memelihen Kaufmannitait ded van vielen Zahlungen fr 

6. 68. If der Aufzunegmente bereite DIAW Ur Korgasiie 
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ben freiwillig mit Nieberlegung feiner Handelsgeſchaͤfte ausgetreten, fo darf 
r Wiederaufitahme nur die Ausfertigungs- und Botengebiihren mit Zwei 
lern bezahlen. Sollten jedoch beſondere Verhältnifie es wahrſcheinlich ma: 
der freiwillige Austritt nur geſchehen, um fich der für diefen Zeitraum von 
wation zu übertragen gewejenen allgemeinen Laften und Leiftungen zu ents 
b fann ber Austretenve dieſe Anzeige nicht genügend widerlegen, fo ift ders 
jeiner MWiederaufnahnıe verpflichtet, den in jener Zwiſchenzeit von feinem 
16 zum Wiedereintritt auf ihn, wenn er in ber Korporation geblieben wäre, 
ı Antheil der fattgefundenen allgemeinen Laſten und Leiltungen nachzuzah⸗ 
Enijcheidung, ob ein ſolcher Fall vorhanden, gebührt zunächſt dem Vor⸗ 


3 Reicht die Gemeinkaſſe zur Beſtreitung der Beſoldungen und übrigen 
sgaben nicht zu, fo werden Beiträge von allen Mitgliedern ter Korpora⸗ 
dert. 

>. GSelbige werben zu biejem Zwede jührlid, ven dem Boriteher : Amte 
m beftem Wiſſen in ſechs Klaſſen getbeilt, von welden die höchſte auf ben 
18 Thalern, und die folgenten jede abitufend um 3 Thaler gerünger ges 
. Mad tiefem Maafitabe werben die Beiträge beitimmt, und die Beitra: 


geihägt. 

l. Werben bei dem Vorftcheramte Veſchwerden wegen Ueberfhägungen ange: 
werben am naͤchſten Mahltage die Namen ber Beſchwerdefuͤhrer der zur 
ammelten Korporatien angezeigt, und tiefe wählt alddann aus venjenigen 
welche feit den Ichten drei Jahren nicht Mitglieder des Vorſteheramts 

ne Kommiſſion von fieben Perionen, aus jeder der obigen ſechs Kla m 
| eine, die binnen den nächſien vier Wochen fiber die Beſchwerde entfcheidet, 
fie beitimmt, in welche jeber der Beſchwerdeführer zu ſetzen if. 


Bis aber tiefe definitive Entfcheidung erfolgt, müfen die Befchwerbe: 
au; fie von dem Vorſteher-Amte verteilten Beitrag zahlen. 

Das Vorfteheramt fertigt den jährlichen Anfchlag der gemöhnlidhen Auss 
gewöhnliche Zahlungen dürfen nur auf den Befchluß derfelben von der 
t werden, 

» Die Gemeinkaſſe und die Hafenkaſſe von Pillau und Königsberg, fo 
nungen davon, werben jede befenters geführt. 
afenungelder dürfen bei perfönlicher Verantwortlichkeit ber Mitglieder des 
ats und bei felidariicher Verpflichtung bes Miedererfages aus eigenen 
me zu ben in der $. 15. bezogenen Hafenurkunde ausdruͤcklich benannten 
erwendet, und in feiner Art Vorſchüſſe für die Gemeinkaſſe aus der Hafens 
mmmien werben. 
5. Jährlich legt das Vorſteheramt der zur Wahl verjammelten Kaufmanns 
Nechnung von den ihnen untergeordneten Kaflen vor, und verteilt unter 
mben gedruckte Auszuͤge davon. 
B. Die Kaufmannfchaft läßt diefe Rechnungen durch eine aus ihrer Mitte 
Bahfverfammlung aus den Mahlliften zu ernennende Kommiffion von fünf 
bie aber nicht zum Borftcheramte gehören dürfen, abnehmen, und bie 
barüber ertheilen, 












VIII. Abſchnitt. 


er Verpflichtung zur Annahme der Wahlen und Aufträge. 


. Wer die ihm nad diefem Statute durd die Wahl oder bejondern nur 

kagenen Nemter und Gejhäfte nicht annehmen will, muß rechtliche Eni⸗ 

gegründe dafiir anführen. 

, BZunädft entjchuldigt von diefer Annahme Alles, was nach dem Allg. 
‚Theil 1. Tit. 18. $$. 208. und 209. von ber Uebernahme einer Bor: 
: entbindet. 

. Die aftiven Stabträthe, die Stabtverorbneten und Bezirksworfteher;fön: 
ihren Willen zur Nebernahme von Aemtern und Aufträgen nicht ver: 

rben. 

s Die aus dem Borfteheramte jheidenden Mitglieder können zur An: 

er abermaligen Wahl in felbiges erſt nad, Ablauf von vollen brei Jah— 

hrem NAustritte verpflichtet werben. 

. Tier Schäpunge-Rommifarien 8. 7L, find zwar in den jolgewhora Aal 
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ren wieber wählbar, es 1 ber Riemanb genöthigt werben, bie U 
se Wiebe mihlbr, 16 Tann ehr Diemann smäthigt erden, 


Kaufınanne 

‚88 Be ben obigen Entihulbigungsgrkuben Die Run 
vieler Gtatute auf En — oder ihm erachten 
erhalt eine Weche gen und — wenn er am Cube 


träge um das Ganze aahen, und im britten Falle das renitirende 4 
dem noch von dem Benuffe der Eprenrehte und bem Gtimmondte am 
dies am ber Borſe durch Mushang befasnt made. 
—— Ha dr man im fülemnigen Bab 
diefe gemacht werden müßlen, fo iR er ſchutig. dieſen völlig in entfd 
6. 8. Sollte Jemand fo wenig‘ Gemeinfinn verrathen, def er 
Amte verbundenen Berpflihtungen nicht wahrnintmt, und ſich 
-ontzieht, und ſollten bie Grinn en bes Borfieheramtes umb bes 
Imehefonbere vergeblich Fin , fo finden gegen-ben Schuldi 
un 
der Berfhufdung ſtatt. 


ar 56. Dem Borfeheramte ſoll freiſtehen. zu jeder Zeit bie me 
85. ergangenen Gtrafbeflimmungen zu milbern ober gänzlich wicher 


1X. Abſchnitt. 


: Bon ber Euspenfion und bem Beriufe ber faufmäannii 


$. 87. Die Rechte der Mitgliedſchaft der Korporation find u 
wenn das Mitglied unter Kuratel geſetzt wird; fih für zahlungsunfäh 
in eine Kriminalunterfuhung wegen folder Verbrechen geräth, woraı 
Strafe des Zuhthaufes, der Streafarbeit, ver Verluſt der bürgerlichen 
Kaufmanneftandes flehet. 

5. 88. Die Wirfung der Suspenfien haftet nur auf der Perſo 
dirten, und nicht auf dem Gewerbe. Der Suependirte fanıı baher 
Chrenrehten der Mitgliedfhaft der Korporation Theil nehmen, noch 
ericheinen, wohl aber fann feine Handlung während ber Euspenfion I 
ſoͤnlich fähigen Disponenten fortgefegt werben. 

6. 89. Die Suspenfion wird aufgehoben: 

a) durch die Aufhebung ber Kuratel; ® 

b). durch feine vollſtaͤndige Abfindung mit den Gläubigern, fei es 
Erlaß oder Befriſtung; 

c) wenn der Gemeinſchuibner zum beneficio cessionis bonorum ı 
der Einwilligung feiner Gläubiger, oder durch ein Erfenntniß < 
auch kann er in diefem Kalle, felbft während des Konfursprez 
Handlung eröffnen und führen; 

d) durch eine vollftändige richterliche Yreifprehung von der Anklag 
minafprozefie erörterten Verbrechens. 

8. 90. Die Losfprehung bis auf mweitern Beweis bewirkt da 
hebung der Suspenfion an ſich nicht, vielmehr entſcheidet alsdann da 
ob die Euspenfion aufhören koͤnne, chne den Ruf der Korporation 
oder ob fie blos fortgefeßt werden müfle, oder ob der haftende Bı 
genb ober fo erniedrigender Art jei, daß diegänzlihe Ausichlickung 

Die Gerichte find in diefer Hinficht gehalten, dem VBorfteherami 
ſuchen — abgefaßte Erkenntniß mit den Gründen mitzutheilen 

Die faufmännifchen Rechte in Abficht des Staubes und 
(daft schen verloren: 

a) durch den Tod, unbeſchadet jedoch ber der Wittwe oder ben Erbt 
gemeinen Belegen in Verbindung mit dieſem Statute zufonme 

b) durch freiwillige Entjagung, wege ud Dem Verfteheramte 
Form angezeigt werrden au}, 
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wech einen Beſchluß bes Vorſteheramts, infeweit nicht diefer Beſchluß im Wege 

—* Berufes von dem Magiftrat und ber Königlidien Regierung abgeändert 
en if. 

» 92. Das Vorſteheramt ift verpflichtet, die Ausjchließung cines Mitgliedes 

w KRorporation durch einen Beſchluß auszuſprechen, wenn baffelbe: . 
einen muthwilligen oder gar betrügeriichen Bankeruttirer durch redhtsfräfti- 
Urtheil erflärt worden ift; 

us bafielbe eines Meineides, Berfälfchung öffentlicher Papiere, Brivat:Urkuns 

oder Unterfchriften, der abfichtlihen Verbreitung falfcher Münzen ober fonft 

qualifizirten Betruges überwiejen ift; 

gu auch wegen anderer Verbrechen auf Zuchthaus: ober Feſtungsſtrafe, ober 

5 körperliche Züchtigung gegen daſſelbe vechtsfräftig erfannt ift; 

baflelbe das Etabtbürgerrecht verliert, dies mag nun durch Entfagung, 

Mernung, durch rechtskräftiges Erkenntniß, oder duch einen Beſchluß der 

tverordneten⸗Verſammlung erfolgen; 

durch ein richterliches, rechtsfräftiges Erkenntiniß der Verluſt der Fauf: 

miſchen Nechte feſtgeſetzt wird; ' 

ein Mitglied wegen böslicher Defraudation Iandesherrliher Gefälle zum 

feumale durch ein förmliches Erkenntniß verurtheilt worden iſt; 

BB ein Mitglied der NMebertretung gegen die Wuchergefege überführt und bess 

„beßtaft worden ift. 


Dagegen bleibt es dem Borfteheramte überlafien, den von ihm wohl 
Umftänden nad, entweder die Ausichließung oder die Suspenfion, 

unbefchränfte Beibehaltung in der Korporation zu beſchließen: 

in 6. 90. angeführten Fällen: 

Bei einer Kniminalunterfuchung, in Fällen, die nicht zu dem 6. 92. a. 

dieſes Abſchnittes gehören, blos auf Geld: oder Gefüngnißftrafe erkannt 
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nad) 6. 92. diefes Abfchnitts rechtskräftig erfannte Etrafe im Wege 
Babe erlafien, oder in Geld» oder bloße Gefängnißftrafe verwandelt wor: 


Anſicht, welche das Vorſteheramt Hierbei leiten muß, ift zunächſt bie 
ung der Ehre und des unbefcholtenen Nufes der Korperation im Pu⸗ 
und auf auswärtigen Handelspläßen. 

fo bleibt es dem Vorſteheramte überlafien, zur Chre ter Korporation und 
Bortheile bes Handelsſtandes, der durch Defraudanten ebenfalls gefährdet 
Mitglieder, welche in Folge eines begründeten Gerüchts zu diejer Klaffe 
en, ſchon auf das erite rechtsfräftige Erkenntniß auszuſchließen. 


3. Wenn im Publikum Gerüchte über ein Mitglied der Korporation 
R, wodurch bafielbe ſolcher Handlungen befchuldigt wird, die, wenn fie er: 
wären, die Ausichließung zur Folge haben würden; fo find die Vorſteher 
biefee Mitglied vor fid) laden zu laflen, ihm mit Echenung biefe Geruͤchte 
pe, eine Warnung zu erlaften und ihm anheim zu geben, zur Erhaltung 
Be Rus fh zu vertheidigen. Geſchieht dies nicht, erhalten fich vielmehr 
che -und bleibt auch eine zweite Warnung ohne Erfolg, jo bleibt es 
wen des Vorſteheramts überlaffen, nach Muafgabe bes Gerüdts das be: 
Mitglied dem behörigen Kriminalgerichte zur Unterfuchung anzuzeigen. 


X. Abſchnitt. 


Don den Lehrlingen und Gehülfen. 


"Die Verträge, weldhe Mitglieder ter Korporation über die Annahme 
ge und Gehülfen ſchriftlich abaujchliegen haben, find zwar an und für 
e Brivatangelegenheit; fie Fönnen jedoch bei dem Morfteheramte ver: 
en, welches auch die Zengniffe nach beendigter Lehr: und Dienftzeit 
‚ und bei biefem wichtigen Theile feines Berufs dahin zu wirken hat, 
feit, Orbnungsliebe und Sachkenntniß, ald die wahren Grundlagen 
ee Bildung anerkannt und behauptet werden. 
erfahren hierbei bleibt ber Wahl des Worjicheramts überlaflen; es iſt 
ichtet, fich darüber auf Erfordern der Obrigkeit zu jeder Zeit gründlid, 


Jedes Mitglieb ber Korperation ift verpflichtet, einen Lehrling her &rs 
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Ne U ber Welt ort gu 
ar 8 — wird, weiße j Inlaikten he fe 
fchließung begründen würden. . 


xt. Abfggitt. 


Bon der Ausübung des Nelurfes an die verorbnete 


$. 97. Dem Da te wirb bie Befugniß überiragn, üı 
durch Beſchwerden an ihn gelangen, bie Befepmäßi it der An 
ſteheramts zu prüfen und zunaͤchſt barüber zu entſch 

Bon Amıtöwegen foll Jaod be derſelbe in bie dem Borſteche 
Gtatute zuflehende Berwaltung und Befhäftefüßrung nicht zu zuif 

$. 98. Der Rekurs muß Binnen zehn Tagen u dem befch 
des Beſcheides, ober Der Beſtimmung, welche EB efhwerde 8 
angebrasht, und alsbann vor ber Anwendung ber Strafmaaßregel 
Ifation ber den Gtgenflanb ber Beſchwerde ausmahenden Bein 
ſcheidung abgewartet werden. 

Eine Ausnahme hiervon findet nur in dem 6: 73. bezeichnete 

$. 99. Das Vorſteheramt kann bie zur Greintion flehenber 
kannten Strafen zwar einforbern, beren Gingiehung aber nu € 
* den mente ober durch die Gerichte, welche einer diesfä 


unwei id Benügen möflen, veranlaffen. 
-- Urtundlih heben Mir diefes Statut, welchem Wir hierdurch 
leigen, und über welches Wir fer und unverbsühlih gehalten wi 
en eigenhänbige —E umb unter Beifũgung Unferes grı 
v 
(0. e . 1833 ©, 92.) 


M Statut für die Kaufmannſchaft zu Elbi 


Mir Friedrich Wilhelm, sc... ıc. thun fund und fügen biermi 
Mir befchloffen haben, die Kaufmannicaft Unferer Sees und Hand! 
auf ihren wiederholten Wunfh in eine Korporation zu vereinige 
eine angemeflene Berfaflung zu verleihen; fo haben Wir den Ente 
für die Kaufmannſchaft zu Elbing forgfältig prüfen Taffen, und 
hender Art genehmigt: 


I. Abſchnitt. 


Von der Korporation der Kaufmannſchaf 


$. 1. Alle in die anzulegende Rolle der Kaufmannſchaft ein 
der Stadt Elbing bilden die Korporation ber Elbinger Kaufmann 


6. 2. Zur Aufnahme in die Korperation der Kaufmannfcai 
gige Erwerbung des Bürgerrehts und ein unbefcholtener Ruf un 


$. 3. Iſt nah dem Urtheil der Aelteften der Kaufmannſch 
Aufzunehmenden befcholten, fo follen die Aclteften fi über tie B 
ihrer Uriheile nur gegen ben Magiftrat und die ihn vorgefeßten 
und nicht gegen den Ginzelnen auszulaften nöthig haben. 


6. 4. Jedem, der in Elbing ein Faufmännijches Gewerbe 
die in dem $. 2. genannten Bedingungen erfüllt, ſteht auf fchriftlice 
ſuchen die Aufnahme in die Korperation offen; das Geſchlecht ma 
Unterfchied. 

$. 5. Durch die Aufnahme in die Korporation und Eintrag 
der Kaufniannichaft (als unbedingtes vorbergangiges Erforderniß) 
niß zum Betriebe jedes Faufmännifcen Gewerbes ohne Ginidrä 
insbejondere kann der Beflg der im A. L. N. Th. 1. Tit. 8. 
beftimmten kaufmanniſchen Rechte, namentlich in Bezug auf Gl 
Bücher, auf Wechfelfähigkeit, auf Geſchäftsfähigkeit ber Handelsgeh 
und Proviſion ıc. fortan nur durd die Aufnahme in bie Korn 
den, und iſt won derjelben vergettsit wnertreunlih, daß ein jedt 
des Orts, der auf vie veochehrecd —BRWWWXXV 


— 


Berbältuiffe der Innungen ber Gewerbetreibenben. 705 


IM, ber Korperation der Kaufmannſchaft beitreten muß. Die Aufnahme in 
a giebt zugleich diejenigen Mechte der Mitgliedſchaft, welche dieſes 
enthält. 

6. Das Faufmänniihe Gewerbe befteht in dem Ans und Verkauf ber Er⸗ 
fe der Ratur und des Kunftfleißes, inſofern berfelbe als Gewerbe betrieben 
erner im Betriebe von Bank, Wechfel:, Kommiffions- und Speditionss@es 
‚in dem Bud: und Kunſthandel. 

‚7. Höfer und Biltualienhändler gehören eben fo wenig zu den Kaufleuten, 

ber eines Nablerframs und Tröbler. 

‚8. Die nit zur See und nicht großhandelnden Kauflente find zwar bes 
aber nur in fofern, ale fie die im 6. 5. bezeichneten faufmännifchen Rechte 
halten une für die Zufunft erlangen wollen, verpflichtet, der Korporation beis 


i » Dafielbe gilt von ben Unternehmern von Fabriken, denen, fo lange fie 
"die Molle der Raufmannihaft eingetragen find, nur, ebenfo wie antern 
und Handwerkern, der Verkauf der Erzeugniffe ihrer eigenen Y.rkeit, und 
fie auf Beſtellung aus felbit gelieferten Materialien haben fertigen laſſen. 
Seeſchiffs⸗Rheder find zwar beredytigt, aber nicht verpflichtet, der Kor: 
utreten. 

Sollte es hiernach in einzelnen Fällen noch zweifelhaft bleiben, ob ein 
kaufmännifchen Gewerbe gehöre, und in wie weit derjenige, der bafs 
‚ bee Korporation beizutreten verpflichtet fei, oder nicht, fo entfcheibet 
Anhörung des Gutachtens der Nelteften der Kaufmannſchaft, der Ma⸗ 
Vorbehalt des Rekurſes an dit Negierung. 

Fremde Kaufleute, das heißt: folhe, welche nicht Bürger ber Stabt 
Mitglieder der Korporation geworden find, bürfen tie Handels: 
che fie dafelbft zu unternehmen wünſchen, nur durch angefeflene Kauf: 


Mitwen der Mitglieder der Korporation haben bie Befugniß, bie 
zuſetzen, ohne für fi felbft die Mitgliedſchaft der Korporation zu 















die durch einen Disponenten die Handlung ihres Erblaſſers fortfepen 

dazu gleichfalls berechtigt, wenn fie fi aber auseinanderfeßen, und 

Mmehrere berfelben die Handlung übernehmen, fo müflen fie, im alle der 
fogleih, im Falle fie aber minorenn find, fobald fie diefelbe erlangen, 

tion beitreten, wenn fie auch die alte Handlungs-Firma beibehalten. 

4, An der Ausübung der Ghrenrecte der Korporation nehmen nur die 
Mitglieder Theil. 


fs, Der Austritt aus der Korporatien darf in der Negel nur am Ende 
Jahres, für welches die Mitgliedfchaft erlangt oder fortgefept ifl, erfols 
ahmen hiervon finden nur dann jtatt, wenn einzelne Individuen flch 
dem Betriebe aller Handelsgeihäfte losfagen wollen. In diefem Balle ift 
wirt auch im Laufe eines Jahres zuläffig; in Bezug auf die Verbindlichkeit, 
Wwationslaften für daflelbe mitzutragen, oder zur Tilgung ber etwaigen 
vurch die Zahlung verhältnißmäßiger Beiträge mitzuwirfen, bleibt es jedoch 
a Vgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen. 


II. Abſchnitt. 


Den genieinfamen Angelegenheiten der Korporation der 
- Kaufmannfhaft. 


Eu, Die gemeinfamen Angelegenheiten der Korperation der Kaufmannſchaft 
Was allgemeine Interefie der Schifffahrt, des Handels, oder eines Zweiges 
die öffentlihen Anftalten und Ginrichtungen, welde zun Betriebe ber 
WB dienen, infoweit der Kaufmannfchaft das Eigenthum oder die Verwaltung 
M-zolirung berfelben zufonmen, das befondere Berniönen und bie Rechte, 
‚Kaufmannfchaft als Korvoration aus Grundſtücken, Kapitalien, Mobilien 
- Stiftungen befist, und die Berhältnifie der Mitglieder zu der Korpora⸗ 
em Ganzen. 
Die lanfmännifchen Beifiger des Stadtgerichts zu Glbing werben von 
unfcaft gewählt und Unſerm Dber:Landesgerichte angezeigt, um beren 
auszuwirken. 
3 2% 48 
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3 1859 Mirch wählt fe die zum Vetriebe der Schi du 
Beamten, deren Mahl durd) das @. ©. 7. Sept. — 
Be nl eu 
, Schaffner, 2 2 2 
Se ä ee beitellt And, die Huamitt ge — —— 
ervadi belunden — und ie Gewahl tem 
Ferfang der — Behörde zur Zeh an. = 
hi 19. Werner ſoll bie Kaufmannſchaft durch Ihre Met 4 
Sn namentlich. feet a — 
EEE —— 
9 em fe in 
Br —2 beſoldeten Stellen ——— 


NIT. Abſchnin 
Ben der Verwaltung der Angelegenheiten ber Kaufms 


I» Tann die Verwalt 

— 

J allgemeinen geſeh 1* nt qufomuten, mie Iris a 
{>} die über ‚bie ube des 

— TR EL Me a 

lamen: 


„Weltete ber Kaufmannfhaftgn Glking“ 
en: mit derfelben Gewalt übertragen, welde ber Raufmannfcı 
om zufteht, A 
ya Die Melteften der Kanfmannjdhaft beihliehen mach der & 
heit fiber alle gemeinfanen Angelegenheiten ber Kaufmannfchaft allein 
Neo lau Mk Die efpencheihn Atemzug 
fe uud. follen mi ie ci el im 
% ne 6. 65. 133, 159, und 154 ne Anwendung finden. 

.$. 22. Sie find zur Bollziehung aller ber —— und 
Kaufmannfchaft,.gu welchen mad) dem A, 2, M, Th. I. Tit. 13. 88 
Speyial-Vollmact erfordert wird, Fraft diefes Statuts und zufolge ih 
Befugt. 

" 23, Sie Fönnen and Veiträge von ben Korporationsglied— 
wendigen und mügliden Zweden ber Kaufmaunſchaft, als joldyer, nad 
VI. Abjdinitts dieſes Status befclieheit. 

$. 24. Die Aelteften find aber ſchuldig, der Kaufmannfaaft vı 
maltung jährlid, Recenfchaft abzulegen. 

8. 25. Außerdem find fle für ihre Beſchlüſe mir der Obrigfı 
Gewiffen verantwortlich). \ 


IV. Abſchniit. 
Bon der Betellung ber Aelteften der Rauimanni 


$. 26. Die Berwaltungsbehörbe der Kaufmannſchaft befteht aus ne 
Mitgliedern, von denen wenigftens zwei Drittheile ausfchlieglid aus 
zur Ser und großhandelnden Kaufleute beftehen müflen; dagegen fol 
das lepte Drittheil ganz frei fein, fo daß zu berielben fowohl groß: 
delnde Kauflente gewählt werben Fönnen, 
$. 27. Die Aelteiten ter Kaufmonnſchaft fertigen die Liſten der ı 
Aehenden $. wahlfähigen Kaufleute alljährlich, vor ber jedesmaligen @ 
$. 28. Die etwaigen Ginfvrüce gegen einzelne Gintragungen 
Hungen in ber Liſte, werden von ben Aelteften für bie näͤchſtfolgende E 
und entſchieden J 
$. 29. Die Aelteten der Kaufmannſchaft werden aus ber Wabllift 
auf Drei Jahre gewählt. Jedes Jahr ſcheidet Bin Drittheil aus. D 
dumg wird fo lange durchs Loos beſtimmt, als die dreijährige Dauer 
noch nicht verflofien if. Die Ausfheidenden und die, weldye durch den 
dere Greignifie abgehen, werben jaͤhrlich durch eine neue Wahl erich 
Fee der erden Mahlveriommiung Tattiinden foll. Die Ausirein 
- ber wählbar. 
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0. Kür den Fall bes Abganges cher einer dauernden Abwefenheit ber Ael⸗ 
reden gleichzeitig auf gleiche Art und unter benfelben Bebingungen bee Wahls 
Drei Etellvertreter gewählt. 
1. Zu diefer Wahl werden an einem noch näher zu beilimmenden Tage 
e männliche Ditglieder der Kaufmannſchaft durch Umlauf-Schreiben einges 
Ber ohne Entihuldigung ausbleibt, foll in eine Ordnungsſtrafe von 5 Thin. 
ſchen Armenfafle genommen werben. 
3. Der Borficher der Nelteiten eröffnet hie Wahlverfammlung, läßt durch 
a. feiner Beifiger die Anweſenden zählen, durch den andern deren Stimm; 
nit der Rolle vergleihen, hiernächſt macht er bie Namen der ausfcheibens 
lieder befannt, und läßt durch bie beiden Beifiger die gedrudten Wahlliften 
Anweſenden vertheilen. 
3. Unter feinem Borfige wählt hierauf die VBerfammlung der perfönlich 
en — Bevollmähligungen find nicht zuläſſig — aus den Wahlliften, nad 
: des 8. 26., die erforderlichen Nelteiten durch geheime Stimmzeichen. 
4. Seder der Anmwelenden in der Wahlverfannlung fann aus diefen Mahl: 
m Kandidaten auf die Wahl bringen. 
B. Die beiden Beifiger fammeln die Stimmen, der Vorfteher zählt fie, und 
F Zahl derfelben mit dem Namen des Kandidaten aus. 

Diejenigen von denen zur Wahl vorgefchlagenen Berfonen, welche bie 
Beinsmen für fi haben, find Aelteite, die näditiolgenden Drei find Etell- 


J. Wenn die erforberliche Anzahl der Aelteften hiernady ergänzt ift, fo wähs 
folgenden Tage auf die ſchriftliche Einladung «us ihrer Mitte den Mor: 
Die beiden Beifiper auf ein Jahr. 


Diefe Wahlen find aud für die nicht in den Wahlverfammfungen Er: 
Itig und verbindend. Gelbige werden protofolirt, und bie Umlaufs 
ben Unterfchriften der zur Wahl Eingeladenen dem Protofole beigefügt. 
kolen wird das Verfahren nach den 66. 31— 37. bemerkt, und dieſel⸗ 
i Vorſteher, den Beifibern und dein protofolirenden Sekretär unterzeichnet. 


“ Da gegenwärtig noch feine Molle der Elbinger Kaufmannſchaft eriftirt, 
die Berufung zur erſten Wahl durch den Ober-Buͤrgermeiſter, welcher zus 
ber Korporationg - Mitglieder anlegen wird. 


V. Abſchnitt. 


Berfahren ber Aelteſten der Kaufmannſchaft bei iher Ber: 
waltung. 


Die Aelteſten beſchließen gültig, wenn wenigſtens Sechs ihrer Mitglieder 
ammelt find. 

MH. Sie halten gewöhnliche Sitzungen an beſtimmten Tagen, über welche, 
ber die feftzuitellende Geſchäfts-Ordnung fie fih durch einen Beſchluß eini⸗ 
: außergewöhnliche auf die fhriftlihe Ginladung des Vorſtehers. 

bald Aufforderungen zu Verſammlungen der Aelteften von den Behörben er: 
ber, Borfteher, oder in beffen Abweſenheit die Beiſitzer, dieſe fogleich 












% Der Vorftcher eröffnet die Verhandlungen, bat darin ben VBorfiß und 
r: Vortrags-Sachen unter bie übrigen Mitglieder, bei deren Bortrag er ges 


it. 
P- Bei den Berathſchlagungen beitimmt er unter Mehrern, die das Wort 

Reihefolge, erflärt die Berathſchlagungen zum Stimmenfanmeln für ge: 
‚und ſpricht den Beichluß aus. 


. Bei BleihHeit der Stimmen gilt die Meinung, für welche er geſtimmt 
em Hat er gleidy jedem andern Mitgliede nur Cine Stimme und muß 
efchluffe der Mehrheit unterwerfen. 


Er ift der Obrigkeit verautwertlich dafür, daß feine den Landesgeſetzen 
Statut entgegenftehende Befdlüfle in den Verſammlungen ber Nelteiten 
den. Geſchieht es, fo muß er ſolches unverzüglich ber betreffenden Bes 


en. 
Die Berhandlungen ber Nelteten in den Verfammlungen und ihr Wr: 
erden yrotololirt. 
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8.47. Der Borflcher ud die Beifper find; mit ber Wolfgiekung 
gt. 


$. 48, Sie unterzeichnen bie Protofole der Sipungen der Melle 
wechſel, die Urkunden, und alle übrige Ausfertigungen. 


$. 49. Der Vorficher empfängt und erbricht die eingehenben und 
Abgang der ansgefertigten Sachen. 
$. 50. Die Melteiten führen ein Cirgel, weldes ben Preufiihen 
einem fegelnden Schiffe ſchwebend und das Elbingſche en 
darftelft, mit der Umfchrift: bie Melteten der Kaufmanmjchaft zu 
. 51. Bei einer Abweſenheit oder fonfligen, möfhiwenbigen M 
—— wirb derfelbe von dem erſten, und in gieichen Kalle beffelt 
zweiten Belflper, und dieſe werben wiederum von dem älteften ber fbri; 
derireten. 
$. 52. Die Kelteſten führen bie Rolle der zu. der Kerporatieu be 
ſchaft gehörigen Mitglieder, Cintragungen und Pi yen fi nid 
auf ihren Beſchluß in den Sigungen durch den ‚ober bie 8 
en werben, Die Gingeiragenen und. Gelöfhten erhalten won den Mel 
ihriftliche Beſcheinigungen unter deren Siegel. 
$. 53._ Gleih wach der Wabl der Melteften und fpäteftens den ) 
Jahres, laſſen biejelben ein nach dem Alphabet georduetes Namensnn 
Mitglieder und ſammtlicher in die Rolle ein, en Kaufleute drude 
davon ein Grempfar Unferer Regierung, Un bersLundesgerichte, | 
BVoligeis-Direftorium und dem Magiſtrate ein. Ein Erenplar hängt 
Börfe aus, * < 
$. 54, Mußer den allgemeinen Betimmungen Über ben Mirfungel 
teften unterziehen fichy diejelben namentlich noch opener Beichäftigung 
a) diejenigen Steitigleiten in ———— die vom ben 
hwillig am fie gebracht werben, durch einen * ‚gütlich bei 
findet alles dasjenige Anwendung, was die algemeine Gerichts 
Tit. 2,85. 167— 176. von Schieverichtern vorſchreibt; | 
b) biejenigen Gutachten abzufaften, welde öffentliche Behörden von ha 
{haft verlangen dürften; 
©) bie Materialien zu Anträgen an bie Behörden über wichtige Hank 
vorzubereiten, und die Vorftellungen hierüber anzufertigen; 
4) bie Prüfung derjenigen, welde fid) zur Aufnahme im bie Koma 
(iedod nur in Beziehung auf die in dem 6. 2. umd_ folgenden 
Erfordernifie und der nad den 88. 18., 19. zu dem Betriebe d 
und des Handels anzuftellenden Beamten) zu beforgen. 
$. 55. Die Aelteften fönnen für einzelne Verwaltungszweige I 
ſchüſſe aus ihrer Mitte anordnen, die aber von ihren Verhandlungen 
Bericht abzuftatten haben und von dieſen Verfügungen annehmen mi 

$. 56. Die Aelteſten beziehen als folhe feine Befoldung oder ein 
Tommen, Sie fönnen blos bie Geflattung baarer Auslagen, welde fe 

“zelnen Werrichtungen in Dienfte machen, fordern. 

$. 57. Die Aclteften wählen bie für ihre Geſchäfte erforberlichen 
Subalternen, fontrahiren mit benfelben über deren Beichäfte und die De 
fles, fo mie über deren Gehalt und ertheilen ihnen die erforderliche Mn 

ihre Gefdhäftsführung. 

$. 58. Der Vorfteher fann Kaufleuten, fowohl unter den Aeltel 
überhaupt in der Korporation, die Ausrichtung einzelner Gefcyäfte auftr 
der Beauftragte ſich willig unterziehen muß. In wie fern fi ein Ra 
einen folhen Auftrag unverhätnißmäßig befchtoert erachtet, feht ihm 
Entſcheidung der Nelteften zu rekurtiren. 
L 5 59. Wenn aber duch Vollmachten Gefhäfte aufgetragen werd 
richtlich zu verhandeln find, ober wodurch der Kaufmanncaft Redte ı 
— erwachſen, {o eriheiten {ettıe vie Velteken in der 6. 48.0 

form, 
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VI. Abfchnitt. 


Bon der Berwaltung des Hafens zu Elbing. 


&. Zur Berwaltung und baulihen Schaltung bes der Kaufmannfchaft zu 

‚ durdy die unterm 23. April 1809 getroffene Uebereinfunft von Seiten bes 

- abgetretenen Hafens, wird unter der Benennung einer Hafen-Baubeputation 

inderer Ausihuß von den Nelteften der Kaufmannfcaft beitellt. 

6. Diefe Deputation befteht: 

BB zwei der Aelteften, welhe durch Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte gewählt 

ſeden und dieſe Yunktion während ber ganzen Dauer ihres Amtes als Weltefe 

» Raufmannfcaft zu befleiden verpflichtet find, und von denen der ältefle an 
zen ben Borfig bei ber Deputatien führt; 
fünf andern Mitgliedern der Kaufmannfhaft, welhe von der Verſamm⸗ 

der Aelteften zu diefem Zwecke gewählt und dieje Funktion, wie ein anderes 

utliches Kommunalamt Drei Jahre lang unentgeldlich zu verwalten verbun⸗ 
Ind. Gine Ablehnung der getroffenen Wahl darf nur aus den im VIIL 
mitt dieſes Statuts bezeichneten Gründen ftattfinden, und es treten bei 
nicht geſetzlich begründeten Ablehnung der Wahl die chen tafelbit verorbs 

u Strafen auch in diefem Kalle ein. 

2. Der Deputation liegt bie Verwaltung des Hufens in öfonomifdher und 

Hinſicht, in demſelben Berhältmiffe zur Korporation der Kaufmannfchaft 

denfelben Rechten und Verbinblichkeiten ob, wie fie die Städteordnung für 

Rltı ngebenntationen des Magiftrats und der Bürgerfchaft vorfchreibt. 

5 - Die Rechnung von der Verwaltung diefer Deputation wird zuvoͤrderſt 

der Kaufmannſchaft eingereicht und von dieſen mit den übrigen Ver⸗ 

hamungen der zur Wahl verfammelten Korporation der Kaufmannfchaft 
p 71.) vorgelegt. 

pr Art bürfen Vorſchüſſe für die Gemeinfafle der Korporation aus ber 

Batnommen und deren Ginnahmen zu andern Endzwecken, als bie Erhals 

befierung des Hafens erfordern, verwendet werben. 

Die Griheilung einer befondern, von Unferer Regierung zu beftätigen« 
mweifung für die Deputation wirb vorbehalten. 


R. VII. Abſchnitt. 


Eden Beiträgen ber Korporations: Mitglieder, und von der 
Berwaltung der Semein: Kaffe 


5. Bei Anlegung der erfien Molle der Elbingfchen Kaufmannſchaft zahlt 
glied an die Gemein:Kafte Einen Thaler, in der Folge jedes nen aufzus 
d Mitglied, außer den an die Kümmereifafle bis auf Weiteres zu entrich⸗ 
jandelöbeiträgen, Zwanzig Thaler für die Cintragung in die Molle, fo wie 
5 die Ausferti ungegebühren für den Gintragungsfchein, und bie Botenges 
fammen mit Sie Thalern. 
SR der Aufzunehmende bereils Mitglied der Korporation geweien, und 
freiwillig mit Nieberlegung feiner Handelsgeſchäfte ausgetreten, fo darf 
Riederaufnahme nur die Ausfertigungs: und Botengebühren mit Zwei 
"bezahlen. Sollten jedech befondere Verhältniſſe es wahrjcheinlid machen, 
willige Austritt nur geſchehen, um fich den für biefen Zeitraum von ber 
bon zu übertragen gewejenen allgemeinen Lajten und Leiftungen zu ent- 
ud fann der Austretende dieſe Anzeige nicht genügend widerlegen, fo ift 
feiner Wiederaufnahme verpflichtet, die im vorhergehenten Paragraphen 
m Gintragungsgebühren mit Zwanzig Thalern nochmals zu entrichten und 
en in jener Zeit von feinem Nustritte bis zum Wiebereintritte, auf ihn, 
R in der Korporation geblieben wäre, getroffenen Antheil ter ſtattgefundenen 
Wen Laften und Leiflungen nachzuzahlen. Die Entfcheitung, ob ein folder 
handen, gebührt zunächft den Nelteften, unter Vorbehalt des Rekurſes. 
Meicht die Gemeinkaſſe zur Beſtreitung der Befoldungen und übrigen 
ben uicht hin, fo werden befondere Beiträge von allen Mitgliedern 
tion erfordert. 
Bu diefem Zwede werden die Mitglieder der Kaufmamidaft nad der, 
Gewerbeiteuer s Entrichtung, geſetzlich vorzunehmenden Klaffififation eins 
"fo daß bie von jebem Mitgliebe zu entrichtenne Gewerbeitrun wa re 
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Maaßſtab zu jeiner Beiteuerung, Behufs der Beiträge zu ben Laflen te Kch 
tion fein foll. 

$. 69. Die Aelteiten fertigen ten jührlihen Anjchlag der gewähnliden | 
gaben. Außergewöhnlibe Zahlungen dürfen nur auf den Beſchluß Teridben 
der Kaffe gemacht werden. 

$. 70. Jahrlich legen die Aeltefien ber zur Wahl verfanunelien * 
ſchaft die Rechnung von den ihnen untergeordneten Kaſſen vor und vertbeile 
die Anweſenden gedrudte Auszũge daven. 

$. 71. Die Kaufmannſchaft laßt dieſe Rechnungen durch eine aus km 
von der Wahlverſammlung aus den Wahlliſten zu ernennende Kommiiken 
Mitgliedern, die aber nicht zu den Neltejten gehören bürfen, abnehmen un 
charge darüber ertheilen. 


























VIII. Abſchnitt. 


Bon der Verpflichtung zur Annahme der Wahlen und Arit 


8. 72. Mer bie ihm nad tiefen Statute durch kie Mahl oder 
Auftrag übertragenen Aemter und Geſchäfte nicht annehmen will, muß 
Gntfhuldigungegrünte dafür anführen. 

. 73. Zunaächſt entſchuldigt von tiefer Annahme Alles, was nad dem 
sn. I. Tit. 18. 6. 208. und 209. von ter Uebernahme der Vormundſ 
indet. 

8. 74. Auch aftive Stadträrhe und ter Vorſteher der Stabtverertusut 
wider ihren Millen zur Annahme dieſer Wahlen nicht verpflichtet werden, 

6. 75. Die aus der Melteiten-Berfanmlung ansjcheidenden Mitglicke 
we Annahme einer aberımaligen Mahl als Neltefte erſt nach Verlauf ven 
Fakten nach ihrem Austritte verpflichtet werben. 

$. 76. Bejondere Aufträge können die Nelteften oder ter 
Kaufmanne, wider feinen Willen, nur einmal in einem Sabre geben. 

8. 77. Wer außer obigen Entſchuldigungsgründen tie Annahme de 
jem Statut auf ihn gefallenen Wahlen eder ihm gemachten Aufttäge 
erhält eine Woche Wedentzeit und kann, wenn er am Ente derſelben nd 
ſchriftlich abzugebenden Weigerumg beharrt, ven den Melteiten beitraft 
ben erjten Weigerungsfall duürfen diejelben eine Erhöhung der Geldbef 
Hälfte eintreten laſſen; im zweiten Falle können fie Tiefe Beiträge rau 
erhöhen und im dritten Falle dus renitirende Mitglied außerdem ned ri 
nuffe der Ehrenrechte und dem Stimmrechte auseſchließen und Died se 
durch Aushang befannt maden. 

8.78. Dei Auftragen baftet Tas venitirente Mitglied für ten 
Weigerung entitandenen Schaden: und wenn fte im ſchleunigen alle ein 
gemacht werben müſſen, je ut es ſchuldig, dieſen vellig zu entſchädigen. 

$. 79. Sollte Jemand fe wenig Gemeinſinn verrathen, die mit ſan 
verbundenen Verpflichtungen nicht wahrzunehmen und ſich geflifſntlich tet 
entziehen, und ſollten die Erinnerungen der Aelteſten und Des Verſttkett 
dere hierunter vergeblich ſein: je finden gegen den Schuldigen, arsa a 
Börje durch Anhang bekannt zu machenden Gntfegung von dem ibm r& 
Amte, and Die in dem $. 77. aufgeführten Steafbeftinnmungen nid 0 
der Verſchuldung ſtatt. 

8. 80. In Beziehung auf die im den vorſtehenden 66. 78. unt 9 
fprohenen Strafbeitimmungen bleibt jededı demjenigen, ber Die ven ta 
feftzufegente Strafe leiden fell, der Rekurs vorbehalten. Auch jefl & 18 
ften freijtehen, zu jeder Zeit Die ergangenen Strafbeftinumungen zu mi 
gänzlidy wieder aufzuheben. 


IX. Abjchnitt. 
Don der Suspenjion und den Verluſte der kaufmänniſéta 


F. 81. Die Rechte ter Mitglietihaft der Kerperation find unter 
wenn das Mitglied unter Kuratel ygejeßt wird, fih für zahlungeun'atu 
oder in eine Krimimal:Unteriuhung wegen folder Verbrechen gerätb, mer! 
li die Strafe des Zuchthauſes, der Strafarbeit, der Verluſt der bürgeris@ 
oder des Kaufmannsitandes Acht, 

$. 82. Die BWirtung der Sorten alt mut and der Ferien vd 
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ı umb nicht auf dem Gewerbe. Der Suspendirte kann daher weder an ben 
bien der Mitgliepfchaft der Korporatien Theil nehmen, nody auf der Börfe 
1, wohl aber kann feine Handlung während ter Zuspenfion durch einen 
b fühigen Disponenten fertgejegt werten. 


83. Die Suspenfion wird aufgehoben: 

ch bie Aufhebung ber Kuratel; 

ch vollftändige Abfindung mit den Gläubigern, jei ed durch Zahlung Erlaß 
e Befriftung, 

ın ber Bemeinfchuldner zum beneficio cessionis bonorum anf den Srund 
Ginwilligung feiner Gläubiger eder durch ein Grfenntniß gelafen worden; 
b fann er in dieſem Kalle, jelbit während des SKonfursprogefles, eine neue 
sblung eröffnen und führen; 

ch eine vollftändige. richterlihe KFreiiprehung von der Anklage eines im 
minalprozefie erörterten Verbrechens. 


84. Die Losiprehung bis auf weiteren Beweis bewirkt dagegen die Aufhe: 
z Euspenſion an jih nicht, vielmehr enticheiden alsdann die NAelteften: ob 
wenfion aufhören fünne, ohne den Muf der Korporation zu gefährden, oder 
Mes fortgefeßt werden müſſe, ober ob ter haftente Verdacht jo dringend oder 
keigender Art fei, daß die gänzlihe Ausichließung erfolgen müfle. 

& Gerichte ſind in dieſer Hinfiht gehalten, den Nelteften auf ihr Anfuchen 
faßte Erkenntniß mit den Gründen mitzutheilen. Der Rekurs bleibt vors 


85. Die kaufmännijcen Rechte in Abficht des Standes und der Mitglieds 
gen verloren: 

den Tod, unbeſchadet jedech der ber Wittwe oder ben Erben geſetzlich zu⸗ 
den Rechte; 

"freiwillige Entſagung, welche jebech den Nelteiten in glaubhafter Form 
t werben muß; 

nen Beihluß der Aelteſten, in feweit er nicht im Wege des Mekurfes 
ert worden ift. 


be. Die Nelteften find verpflichtet, die Ausſchließung eines Mitgliedes aus 
wration durch einen Beſchluß auszuſprechen, wenn baffelbe: 


einen muthwilligen oder gar betrügeriihen Banferuttirer Durch rechtsfräftiges 

yeil erflärt worden ilt; 

in daſſelbe eines Meineides, Berfalichung öffentlicher Papiere, Privat:Urfun: 
ober Unterfchriften, abjichtlicher ‚Verbreitung falſcher Münzen, oder fonft 

6 qualifizirten Beiruges überwieien üt; 

m auch wegen anderer Verbrechen anf Zuchthaus s oder Feſtungsſtrafe ober 
körperliche Züchtigung gegen daſſelbe rechtskräftig erfanııt worden ift; 

m baflelbe das Staodtbürgerrecht verliert, dies mag num durch Gntfagung, 

fernung, durch rechtskraͤftiges Erkenntniß, oder durd einen Beſchluß der 

dtverordneten⸗Verſammlung erfolgen; 

m durch richterlihes rechtskraͤftiges Erkenniniß der Verluſt der Faufmäns 

sen Rechte feſtgeſetzt wird; 

m ein Mitglied wegen böewilliger Defrantation Iandesherrlidyer (Gefälle 

; zweitenmale durch ein färnliches Erkenntniß verurtheilt werden ift; 

m ein Mitglied ter Uebertretung gegen die Wuchergejege überführt und 

jalb beitrajt worden iſt. 


37. Dagegen bleibt cs den Aelteſten überlafien, den von ihnen wohl zu 
en Umſtänden nadı, entweder die Nusichließung ober die Suspenfion 
y bie unnmfchrankte Beibehaltung in der Korporation zu beſchließen: 
dest im 8. 84. angeführten Fällen: 
n bei einer Kriminal-Unterſuchung in Fällen, die niht zu dem $. 86. a. 
b. ae Abjchnitts gehören, blos auf Geld: oder Gefüngnipftrafe erfannt 
den iſt; 
m die nach $. 86. rechtskräftig erkannte Strafe im Wege der Gnade erlafs 
‚ sder in Geld: oder bloße Gefängnißftrafe verwandelt worben if. 
Die Anfiht, welche die Aelteften hierbei leiten muß, iſt zunächſt die Erhal⸗ 
g ber Ehre und bes unbeicholtenen Rufes der Korporation im Publikum und 
auswärtigen Hanbelspläges. 








; 


712 Bon dem Berhältniffen der Gewerbetreibenden jur ein 


» Eben fo bleibt «8 den Aelteſten überlaffen, zur Ehre ber Korperafie 
Boriheil des Handelftandes, der durch Defraudanten ebenfalls 9 
Mitglieder, welche in Kol; Kari ‚eines begründete — u dieſer 
fhon auf das exſte rechtel Erlenntniß ————— 

Gegen die Beſchlüſſe ber —— deren dieſer h. gebenft, ber 

$. 88. Wenn im Publikum Gerüchte —* ein Mitglled ber Korn 
en wodurch baffelde folder Handlungen beſchuldigt wird, bie, mern 
lich wären, die Ausfchliefung zur Folge haben —— ſe find bie 
tigt, biefes Mitglied vor ſich faden zu Taffen, ipm mit Shomumg biefe 
‚eröffnen, eine Wamung a erlaffen, hg —J— Ruf gu 

Geſchieht dieſes micht, erhalten vielmehr und bieil 
weite Warnung ohne en po fo EM 't e8 dem ——— der Welt 
nad, Maaßgabe des Gerichts das bezüchtigte Mitglied. dem behäriget 
gerichte zur Unterfuchung anzuzeigen, 


x. Abfenitt, 
Bon dem Lehrlingen und Gehülfen. 


$. 89, ‚Die Verträge; welche Mitglieber der —— 4 
Pr Sehrlinge und Behülfen ſchriftlich absufchlichen hai 
eine. bloße Peivatangelegenbeit; fe fännen {ebod) — Ark 
en „welche aud, bie Zeuguiſſe — beenbigter Leht · ober — 
ae und bei biefem wichtigen te, ihren Berufs dahin zu 
idfeit, Orbnungsliebe und —2 als die —— en 
niunlan Bildung anerfannt und behauptet werden. 
Werfahren hierbei bleibt ber Mahl der Aeltejten überlafen; ä 
zeit, fidh darüber auf: Erforbern ber Obrigteit ‚zu jeder Zeit gr 


8.90. Zebes Mitglied ber Korvoration if: verpflichtet, einch 4 
Pe auf die Aufforderung der Melteften ſofort zu entlaffen, wenn! 
folder Vergehungen gefordert Getee, welche bei Mitgliedern ber Korporatl 
fhließung begründen würden. | 


xl. Abſchniti. 


Bon der Ausübung bes Refurfes an bie vorgeorbneten) 


$. 91. Der Rekurs muß binnen zehn Tagen nad) dem befcheinigtt 
des Beſcheides, oder der Beſtimmung, welde zur Beſchwerde Beranlafun 
der nähft vorgefegten Inſtanz angebradt, und alsdann vor ber Am 
Strafmaapregel und vor der Realifation der den Gegenftanb der Brit 
machenden Beſtimmung, die höhere Entſcheidung abgewartet werben. 

$. 92. Die Aelteften fönnen die zur Grefution ftehenden, rechter 
ten Strafen zwar einfordern, deren Binziehung aber nad eigener Bah 
den Magiftrat oder durch die Gerichte, welche einer diesfaͤlligen Nequik 
müffen, veranlafien. 

$. 93. Der Magiftrat zu Elbing foll die der Korporation zumäd 
Behörde fein, und als folhe unter der Regierung zu Danzig und bem 
für Handel und Gewerbe flehen. 

Urkundli, haben Wir diefes. Statut, welchem Wir hierdurch Gejt 
leihen, und über welches Wir feſt und unverbrüdlic gehalten wifen ı 
Unfere eigenhändige Ankerfärifi Fl unter Zeibrüdung Unferes großen 


vollzogen. (G. ©. 1824 ©. 85. 
VII. Statut für die Raufmannfhaft zu Magdel 
April 1825. ⸗ 


Wir Friedrich Wilhelm x. Da nad der im Jahre 1808 a 
hebung der vier Taufmännifchen Innungen zu Magdeburg e Bertafin 
38* dort felbft noch nicht definitiv feitgefeilt worden: fo Haben 

Bebürfniffe des Handelsftandes abzuhelfen, den von feinen 
— eingereichten Entwurf Kanes Status für bie Kaufmannſchaft zu 
‚prüfen Lafien, und foläes in nadüehenhr Urt qusyaianı 
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I. Abſchnitt. 


Korporation ber Kaufmannfhaft und von dem @intritte 
in dieſelbe. 


Die Kaufmannfhaft der Stadt Magdeburg wird durch die in die Rolle 
ngettagenen Bürger diefer Stabt gebilbet. 

erden bie einer Korperation gefeglich zuftehenden Rechte und die einer 
iegenden Berbindlichfeiten beigelegt, beide jedoch, fo wie die ihrer einzel: 
eder, zunähft nad den in biefem Statute enthaltenen Beſtimmungen 


Zur Aufnahme in die Korporation iſt erforderlich: 
übrigfeit und völlige Berfügungsfähigfeit; 
nung des Bürgerrechts in Magdeburg; 
flfommen unbefcoltener Ruf; 
rflihe Betreibung eines Faufmännifchen Gewerbes. 
Eigenihaften muß der Aufgunehmende auf Grforbern nachweifen. 


SR nah dem Urtheile der Aelteſten der Kaufmannſchaft der Ruf bes 
enden befcolten, fo können fie die Aufnahme verweigern, und fie follen 
e Beflimmungsgründe ihrer Urtheile auf erhobene Beſchwerde nur gegen 
rat, welchem dann tie Entfcheidung zuftehet, und nidt gegen ben Gins 
zulaſſen nöthig haben. 


Alle Diejenigen, welde Handel mit Waaren, mit Wechſeln ober mit 
n, oder Kommiffionss und Speditionsgeichäfte ausführen, ingleihen Buche 
ändler, erlangen nur durch den Gintritt in die Korporation und durch 
‚in die Rolle derfelben kaufmänniſche Gerechtfame, namentlich in Bezie⸗ 
Plaubwürdigfeit der Bücher, kaufmänniſche Zinfen und Proviſion, Wech⸗ 
uf. w (A. L. R. Th. II. Tit. 8. Abſchn. 7., 8., 9., und Allg. Ger.⸗ 
1. Zit. 47. und 50.) 

Bofamentirer, Höfer, Biftualienhänpler, Inhaber eines Nadlerkrams 
T gehören nidt zu den Kaufleuten, und können bie Aufnahme nicht 


Zabrifunternehmer find zum Beitritte berechtigt, wenn jie den allgemets 
ſungen ber Aufnahme genügen. Sie behalten aber, aud wenn fie nicht 
te ihnen $. 413. bis 416. des Sten Titels 2ten Theile des A. L. R. er- 
chte, jo lange fie fid) auf den Abſatz der in ihren Fabriken verfertigten 
ſchränken. 

Auch den Apothekern verbleiben ihre geſetzlichen Rechte ohne den Cintritt 
poration, inſofern fie feine faufmännifchen Gejchäfte betreiben. 
eziehung auf das Recht zum Wintritte ftehen fie ben Wabrifunterneh: 


le 
Diejenigen Berfonen, weldhe die Mitgliedſchaft nicht erlangt haben, kön: 
Kaufmannſchaft gehörenden Hülfsanftalten für den Handel nicht benntzen. 


Bon der Benugung des Packhofs werben fie dadurch zwar nicht aus: 
aber nur Mitglieder der Kaufmannfchaft haben das Recht, Waaren am 
nnen der geieplich beftimmten Friſt (Zoll: und Verbrauchsſteuer-Ordnung 
tai 1818 $. 34. bis 36.) ſteuer⸗ und zollfrei lagern zu laffen und ein 
Packhofe zu verlangen. 

Kaufleute, welche nicht in der Stadt Magdeburg wohnen, dürfen die 
häfte, welche fie bajelbft zu unternehmen wünfchen, nur durch Mitglieder 
ation betreiben. 


Ausgenommen biervon bleiben: 
iten der Jahrmärfte und fogenannten Meſſen, 
ijenden der Kaufmannshäufer, weldye fid darauf befchränfen, Beftelluns 
ıf Waaren zu ſuchen. 

Die Aufnahme der Mitglieder erfolgt durch die Eintragung in bie 
Kaufmannihaft, worüber die Vorfteher der Korporation ein Zeugniß 


Die Mitgliedſchaft ift rein perſoͤnlich — Es müflen daher künftig aud 
om Mitgliedern der Korporation, welche die Handelsgeſchäfte ihrer ver: 
Ränner fortfegen wollen, fo wie andere Perfonen, denen bereits vriärkenhe 
durch Gröfdaft ober aus einem andern Grunde zuialen, wo RR 
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Disponenten, welche den Handlungshäuſern verſterbener Mitglieder, die jr ' 
nung minderjähriger oder anterer Erben verwaltet werben, worflehen, io wu 
Gejellichafter von Handlungshäufern, welche deren Firma zu unterzeichnen ke 
fein follen, der Korveration beitreten, iniofern fie Die in tem $. 4. kml 
faufmänniichen Rechte ausüben wollen. 


F. 14. In den Fällen bes $. 13. nıuß von den Dieponenten das Gi 
geld gezahlt werden. 


$. 15. Jedoch behält die Handlung eines vwerfterbenen Mitgliedes te 
ration noch ein Zahr lang, vom Todestage an gerechnet, die kaufmänniſchen 
auch ohne Beitritt der Inhaber, und entbehrt nur die perfünlichen Rechte 
gliebfchaft. 

Bor Ablauf des Jahres aber muß ber Beitritt bei Verluft ter faufmi 


Mechte erfolgen. 
II. Abſchnitt. 


Bon den genmieinfamen Angelegenheiten der Korporatien \ 
Kaufmannfdaft. 


$. 16. Der Zweck der Korperation der Kaufmannſchaft ift bie 
bes Magdeburgiihen Handels in aflen feinen Theilen. 


6. 17. Die gemeinfanien Angelegenheiten der Korporation betreffen 
Sinterefie dieſes Handels iiberhaupt, Die öffentlichen Anftalten und Ginrid ' 
um Betriebe der Handlung Lienen, in foweit der Kaufmannſchaft das Gig 
ie Verwaltung oder Kontrolirung berfelben zufommen; das beiontere 
und die Rechte, welche die Kaufmannfhaft an Grundſtücken, Kapitalien, 
und milden Stiftungen beflgt, oder welche ihr jegt und fünftig zufemme 
nicht weniger die Merhältnifle der Mitylieder zu der Korpceration als nm 
$. 18. Der Korperation flehen nachftehende Wahlen zu: 
A, Ohne allen Vorbehalt und zwar: 
1) unmittelbar ven Mirgliedeen ber ganzen Korporaltien 
a) die Mahl ter Aelteiten der Kaufmannſchaft: 
2) Durch die Melteiten 

b) die Mahl der kaufmänniſchen Mitglieder der Packhofskommiſſien: 

c) tie Wahl des vechtaverftändigen Syndici, des Mentanten der idR 
Kerporationskaſſe und ihrer Subalternen, ingleihen eines Boten, 
Infinnuatienen beſorgen und bealanbigen muß, und Der zu dieſer 
dem Kand: und Stadtgerichte vwereitigt werden und Darüber ein € 
halten ſoll; 

d) der Schifffahrts Prokureurs in Hamkurg und auf andern auswärtige 
e) der Adminiftrateren und Menbanten ver milden Stifrungen der Kauf 
B. Ebenfaͤlls durch tie Aelteſten, aber mit Vorbehalt der Genehmigung e 

munalbebörde der Stadt Magdeburg: 

a) die Wahl des Schifffahrts-Prokureurs zu Magdeburg, 

b) der Dräfler, 

c) ter Pfuͤnder, 

d) aller nicht in Koniglidien Dienſten ſtehenden Aufſichtsbeaniten anf 19 
hofe, welde aus ſtadiiſchen Kafen oder ven der Kaufmann'chait kei: 
den, jetedy mit Ausnahme des Buchhalterei:Perfonals und des Hat 
hofs-Inſpektors, 

e) der Freimacher, 

ſ) der ſogenannten Häupter des Aufläder-Korps am Packhofe, 

g) jämmtliher in Magdeburg zur Bekundung der Quantität, Qualität 
tigen Verpachtung öffentlich angeſtellten Perfenen, deren Wahl tura du 
vom 7. September 1811 der Kaufmannſchaft ausdrücklich beigelegt IR. 


8. 19. Die Vertretung der Kerperatien und die Verwaltung ihr 
ſchaftlichen Angelegenheiten, welde derſelben nach ten allgemeinen Gecken 
jem Statute zufemmen, je wie Les gemeinichaftlihen Eigenthums beit, 
ftehe in Rechten, liegenden Gründen, Kapitalien und Stiftungen, wird 
ihrer Mitte gewählten Ausſchuſſe, welcher Die Firma: 

„Die Nelteiten der Kaufmannjhaft zu Magdeburg“ 
führen foll, mit derſelben Gewalt, welche ber Kaufmannfchaft ala Korperanß 
Reht, übertragen. 
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III. Abfchnitt. 
er Berwaltung der Angelegenheiten der Kaufmannſchaft. 


). Die Melteiten der Kaufmannſchaft befchließen nad der Stimmenmehr: 
alle gemeinfamen Angelegenheiten der Kaufmannfchaft allein, ohne Rüds 
vie feptere und chne deren Genehmigung, vollgültig und verbindend, für 
lieder derfelben, und es fellen mithin die entgegenftehenden Beſtimmungen 
N. Th. 1. Fit. 6. SS. 133., 153. und 154, feine Anwendung finden. 
find zur VBollziehung aller der Ungelegenheiten und Geſchäfte der Kauf 
t, zu welchen die Geſetze 88. 99. bis 109. Tit. 13. TH. I. des A. 2. R. 
talsBofflmacht erfordern, fraft dieſes Statuts und ihrer Anftellung befugt, : 
htigt, Vollmahten im Namen ter Gefellihaft zu ertheilen, zu beven 
die Bollziehung berfelben durch die drei Vorſteher genügt. 

l. Dagegen bedarf es eines Beſchluſſes der geſammten Korporation: 

jenn Grundſtücke gekauft ober verfauft werden follen; 

jenn es die Mbficht ijt, zu irgend einem Sozietätszwede Schulden zu fons 
und ' 

nn davon die Rede it, der Rorporation forfdauernde Laſten und Leifluns 
erlegen, welche aus den gewöhnliden Beiträgen der Korporatiensmitglieder 
itten werden fönnen. 

2 Die Nelteften verwalten bejunders das gefanmte Vermögen ber Kors 


B Den Melteften gebührt ferner die Verwaltung der Ctandgelbefafle, 
we beftimmt iit, die auf dem Packhofe lagernden, fowohl fremden als .eiges 
sen gegen Diebjtahl und Beruntrenungen fiher zu ftellen, und welche we⸗ 
Bortheils, den diefe Einrichtung ftets dem Handel, befonders den Spebis 
2 geftiftet hat, beibehalten werben fell. 
Die Nelteften jind auch befugt, die Erhebung von außerorbentlihen 
ju den Sweden der Korporation, nach Anleitung des $. 84., zu beſchlie⸗ 
ohl dieje als Die regelmäßigen Beiträge zu verwenden. 
. Sie find jedoch fhuldig, der Kaufmannfchaft jührlih, und zwar gleich 
Schluſſe des Jahres, iiber ihre Verwaltung Nechnung zu legen. 
z. Für ihre Beichlüffe find fie, infofern dieſe in ber Retutenmäßigen Form 
nur der Obrigkeit und ihren Gewiſſen, nicht aber den Mitgliedern ber 
m verantwortlid. u 
. Sie beihließen gültig, wenn wenigftens 8 ihrer Mitglieder verſam⸗ 


3. Sie Halten gewöhnliche Sigungen an beflimmten Tagen, über welche 
ech einen Beihluß vereinigen, und außergewöhnliche auf die ſchriftliche 
j des erſten Vorſtehers ober feines Stellvertretere, 


IV. Abſchnitt. 


Art der Einziehung ber Öeldbeiträge und ber Strafgelder, 


). Wenn ein Mitglied die gewöhnlichen ober außerorbentlihen Beiträge, 
5trafgelder, ingleichen die Beiträge zur Standgeldsfaffe, zur rechten Zeit 
ylt, fo erhält daflelbe eine Mahnung durd den Rendanten der Korporation. 
z. Fruchtet dieſe nicht, To zeige der erfte Vorfteher, unter Mitunterſchrift 
inten, die Reftanten dem Magiſtrate an, welcher die exefutive Ginziehung 
n, ben Mitgliedern ter Korporation ein: für allemal befannt gemachten, 
anordnet. 

l. Der Reftirende muß alsdann Zahlung Teiiten, ihm jtehet jedoch 

ber, daß der ihm abgeforberte Beitrag ꝛc. nicht flatutenmäßig fei, die Bes 
g an den Magiftrat und die diefem vorgejepte Behörde, 

‚ er bereits gezahlt zu Haben behaupten follte, die Berufung auf ben Weg 


en, . 
nad, geleifteter Zahlung offen. 
V. Abſchnitt. 


Von der Beſtellung und Wahl der Aelteſten. 
&. Bu ben Aelteſten werden 15 männliche Mitglieder der Korporation 


mei x er a jo n 
mit Ginfhluß der Stellvertreter zu wählen find. 

$. 42, Aledann werben die Liften wieder eiugeſammelt, und ibe 
mit der Zahl der Anwefenden verglichen; hierauf werden aus jeber Li 
auf welche die Stimmen gfallen find, ausgezogen und aufgezeichnet, 
auf welche die meiſten Stimmen gefallen find, werden als gewählt bef 
und treten in bie Zahl der Aelteften ein, 

Die naͤchſtfolgenden find Stellvertreter, 

Unter denen, weldye gleiche Stimmen haben, eutſcheidet das Loos, 

$. 43. Die bereits gewählten 10 Melteften (nicht bie - Stell 
von jedem Mitgliede in der 2ten Lifte ausgeftrihen, bamit fie nidyt beppel 
werben, und es wird fobann mit ber zweiten Wahl eben fo wie mir iM 
verfahren. 
Sollte bei biefer Wahl ein ſchon früher gewählter Stelfvertreier in 
der Melteften eintreten, fo tritt an feine Stelle derjenige, welcher 
meiften Stimmen gehabt hat. _ 

44. Die Nelteften wählen am folgenden Tage unter fih aufd 

einen DVorfigenden, und dann einen zweiten und einen brittem MWorfteher, 

Den Vorftchern fteht frei, ihr Amt nad dem Ablaufe zweier 
derzufegen. 

$. 45. Die Wahlen werben durch. ben dabei jebesnumf zugugicheiber 
amalt der Kaufmannſchaft, unter ausführlicher — des ſtatigefundenen 
vens, protololirt, und das Wahlpeotofol wird von ihm und won den drei 
unterfchrieben. 

Auch wie das Umlaufſchreiben mit ben Unterfehriften ber zur Wahl 
denen dem Protofofe beigefiigt. 

$. 46. Mile diefe Wahlen find auch fir bie, welde ber MWahleeriit 
nicht beigewohnt haben, gültig und verbindend, Es it nicht zuläffg, 
BVerfammlung durd) Bevollmädhtigte zu erſcheinen. 


VI. Abfchnitt. 
Bon dem Verfahren der Aelteften bei der Verwaltung 
5,47: Dei den Befhlüffen der Aelteſten seh $ 27, eniſcheidet die 


FR 
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Biinmen ef. $. 20. Bei Gleichheit der Stimmen eniſcheidet bie Stimme des 

ı WBorftehers; außerdem müſſen fih bie Vorſteher den Beihlüffen ber Berfamms 

unterwerfen. 

. 48. Die Melteften find verpflichtet, fi zu den $. 28. beſtimmten orbent: 

And außerorbentlihen Berfammlungen einzufinden. Wer aus den Sitzungen 

tbt, ohne ſich gehörig entfchulbigt zu haben, verfällt in eine von ber Ber: 

ung der Aelteften gleih Anfangs zu verabredende Geltfirafe, welche zur kauf⸗ 

Fchen Unterſtützungskaſſe fließt. 

J 49. Der den Borfig führende Vorſteher leitet den Vortrag in ben Ver⸗ 

imgen nnd vertheilt Behufs defielben die eingegangenen Sachen. 

5 50. Bei Berathihlagungen beftinnmt er unter Mehrern, die das Wort for: 

Wie Meihefolge, erflärt die Berathungen zur Stimmenfammlung für gefchloffen 

ht den Beihluß aus, 

81. Die Verhandlungen der Aelteiten und ihre Befchlüffe werden protokofirt. 

62. Die Borfteher find mit Vollziehung der Beſchlüſſe beauftragt, 

53. Die Vorfteher unterzeichnen die Protokole der Eipungen der Xelteiten, 
wechſel, die Urkunden und alle übrigen Ausfertigungen. 

' Der erſte Borfteher empfängt und erbricht die eingehenden und forgt 

Abgang der audgeiertigten Sachen. 

. Die Nelteften führen ein Siegel mit den Symbolen des Handels und 

rirt: 






















tt: 

„Die Aclteften der Raufmannihaft in Magdeburg.” 

56. Bei einer Abwefenheit oder fonftigen Abhaltung des erſten Vorſtehers 
Melbe ven dem zweiten, und im gleichen Falle deſſelben, von dem britten 


erireten. 
alle drei Vorſteher abgehalten, fo vertreten fie biejenigen ber übrigen 
Buyelche bei der Wahl die meiften Stimmen für fid gehabt haben. 

Die Vorfteher führen die Rolle der zu der Korporation der Kaufmanns 
Pigen Mitglieder. Cintragungen und Löſchungen können nicht andere, 
Beihluß der Nelteften vollzogen werben. Die Eingetragenen und Gelöfchten 
en den Borftchern darüber fchriftliche Befcheinigungen unter dem Ciegel 


u. Gleich nad) der Mahl der Nelteften laſſen biefelben ein nad dem 
Be geordnetes Namensverzeihniß ihrer Mitglieder und fammtlicher in die Rolle 
zer Kaufleute drucken, und fenden davon ein Eremplar der Regierung, 
andesgerichte, dem Chef der Polizei, dem Mugiftrate und dem Land» und 
Mezichte ein. in Exemplar hängt jtets an der Börfe aus. 
Er Magiftrat ertheilt den Worftehern und den Aelteſten über bie auf fie ger 
—— ein Certifikat in beglaubigter Form, welches bei vorkommenden gericht⸗ 
handlungen zu ihrer Legitimation dient. 
= 59. Die Verſammlung der Aelteſten kann für einzelne Verwaltungszweige 
Fee Ausſchüſſe aus ihrer Mitte anordnen, die von ihren Verhandlungen ben 
Bericht zu erftatten haben und von. diefen Verfügungen annehmen müffen. 
» 60. Die Borfteher und Nelteften beziehen als ſolche feine Beſoldung oder 
Binfommen. Baare Auslagen erhalten fie erjept. 
» 61. Die Nelteiten wählen nad) $. 18. die für ihre Geichäfte erforderlichen 
Bas, den Redisanwalt oder Syndikus, und die Subalternen, kontrahiren mit 
was über deren Geſchäfte und die Dauer des Dienftes, fo wie über deren Ge⸗ 
Mad eribeilen ihnen die erforderliche Inſtruktion. 
63. Die Borfteher fönnen einzelnen Mitgliedern der Korporation, fie mos 
E Bahl ver Nelteften gehören oder nicht, einzelne Geſchäfte auftragen, welchen 
auftragte ſich willig unterziehen muß. 
: 63. Ben aber durch Vollmachten Geſchäfte aufgetragen werben, melde ge: 
d zus verhandeln find, oder durch welde der Kaufmannfhaft Rechte und Ber: 
Neeiten erwachſen jollen, fo werben foldhe, nad) dem Beſchluſſe der Nelteften, 
Siegel derjelben von den Vorſtehern vollzogen cf. $. 20. und 53, 


VII. Abſchnitt. 
Bon der Börſe. 


, 64. Die bereits beftehenden Börfenverjammlungen follen in bem 2olale 
De, welches die Kaufmannſchaft befikt und zu biefem Zwecke bereits bes 
hat 
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6. 65. Die Vorfteher Halten in allen Verſammlungen auf Rube, Amenn 
Ordnung, und die Ruheftörer müflen auf ihr Geheiß fegleich bie Derfeuniuy = 
laſſen. 


$. 66. Vorzuͤglich haben fie für die Grhaltung der äußern Lrenung ke 
Börfenverfammlungen zu forgen, uund über einzelne Fälle der Börfentiezieie: 
den Nelteiten Ruͤckſprache zu nehmen, welche befugt find, unter Berbehalt 11 
Furfes, tie Nuheitörer in Ordnungsſtrafen von 5— 50 Thlrn. zur kauft nie 
ternũtzungskaſſe zu nehmen, 

Unter beſonders erfchwerenden Umitänden koͤnnen fie ned) anferbem de 
fhluß von den PVörfenverfanmlungen bis auf ſechs Monate verfügen. 


8. 67. Oeffentliche Bekanntmachungen an die Korporation werben ha 
bang an ter Boͤrſe bejorgt. Eine Nachricht cher Verordnung if ale 
befannt gemacht anıniehen, wenn fie drei auf einander folgende Börtentagt 
ber ganzen Börjenzeit an dem gewöhnlichen Orte der Börje auegehangen kat. 

Die Anheftung und Abheftung wird von ben Vorſtehern beſcheinigt, 
Affihen werten fo zu den Akten gelegt. 


$. 68. Nur die Vorsteher find berechtigt, Bekannimachungen in der $ 
verftehenden 8. 67. zu erlaſſen; fie dürfen fd aber niemals weigern, fi 
fegleih befannt zu maden, was ihnen von den Königlichen oder Räbtiides 
den zur Bekanntmachung zugefertigt wird. 


6. 69. Brivatperfonen, fie mögen Mitglieder ber Korporation fein 
müflen die Bekanntmachung, die fie an der Börfe anheften zu laſſen = 
erften Vorſteher zustellen, welcher ſie, wenn er fein Bedenken findet, Zeuk 
wird, damit aledann die Auheftung erfolge. 

Ein Börfenreglement foll noch befonders entworfen und befannt 4 


VII. Äbſchnitt. 


Non der Vergfeihss Deputatien. 


8. 70. Die Aelteſten wählen jede zwei Jahre aus den männlichen A 
der Korporatien, eine Vergleiche : Derutation, beitiehend in einem Brig ; 
Beifigern. Auch die Weltejten ſind wählbar und zur Annahme der auf® 
Wahl verpflichtet. 

Die Mitglieder Der Teputatien ſelbſt hingegen haben dieſe Verdi? 
nach vier Jahren, vom Tage des Mblaufs ihrer Funfrion an gerechnet. 


8. 71. An dieſe Vergleichsdeputation fürnen alle Streitigkeiten 8 N 
den, welche unter Magbeburgiichen Kaufleuten , oder unter dieſen und ei 
Fuhrleuten, endlich auc unter tertigen und fremden Kaufleuten entiteben. 

Die Anmeldung erfolgt bei dem Vorfitzer. welcher Die Parteien zu die 
bentlihen Sitzungen, über welde er fih mit ben Beijigern ein: für allemal # 
einigen hat, over zu einer von ibm anzuberaumenden anßerordentlichen SIE 
beſcheidet. 

$. 72. Die Deputatien hat das Recht, die Sachen, welche ver ich 
werden, ſummariſch zu unterſuchen. Ihr Geſchäft beſteht darin, tab ñe de 
teien über die ſtreitigen Punkte zu vereinigen und einen Wergleich zu © 
bringen ſucht. 

$. 73. Wenn bie Parteien es wünichen, fe wird der zu Stande getramt 
gleich zu Protokol genemmen, welches Dann von den Farteien unt im S 
unterfchrieben, auch wenn eine Partei Schreibens unkundig iſt, fir dieſelbe eca 
der Mitglieder der Kemmiſſien, welches derſelben die Verhandlungen zerlet 
gültig vollzogen wird. 


$. 74. Der Spndikus der Kaufmannſchaft fell bei den Verbantlanzen 
putation jo oft zugezogen werden, als es entweter von den Parteien gefertl 
von der Deputation ſelbſt für zweckmaßig gehalten wird. 

$. 75. Die Vergleichs-Deputatien jagt auf Grferdern öffenine © 
Gutachten in — ngelegenbeiten ab. Much werden dit r' a) 
$. 13. ff. Tit. 30. Th. I. ter Gerichts-Ordnung bei der Inſtruktien aufn 
Prozeſſe zuzuzithenden Sachverſtaändigen aus der Derutation genemmen, ui, 
Mitglieder derielben vervſiehter, als Sammertintiiae deu gerichtlichen In 
Berhandlungen beiumohnen, 
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IX. Abſchnitt. 


nihreiten der Nelteften bei entftehenden Falliſſements. 


Jefindet fi ein Mitglied der Korporation in der Lage, daß es feine 
t mehr befriedigen kann, fo ift daffelbe verbunden, den Nelteften da⸗ 
Anzeige zu maden. 

Yiefe ernennen auf die gefchehene Anzeige zwei Mitglieder der Korpos 
iuſigen Kuratoren ber Maſſe, welche diefelbe bis zur Anerfennung Set- 
yiger, oder, falls die Sache zum gerichtlichen Verfahren fommt, bis 
ng Seitens des Gerichts verwalten. 

(ten Kuratoren unterfuhen ven Zuſtand aufs Genaueſte, fertigen ben 
m an, und überreihen ihn den Aelteften mittelft gutachtlichen Berichte. 


sie Nelteften theilen die vorhin gedachte Ueberfiht, mit ihrem wohler: 
ſenhaften Gutachten begleitet, fammtlihen Släubigern mit, und fors 
auf, fidy innerhalb eines beflinnmten Termins zu erklären, ob fle die 
tellten Kuratoren anerkennen oder Andere an deren Stelle erwählen 


is bahin und Bis zur gänzlichen Beendigung ber Sadıe, falls fie von 
ı anerfannt worden, find fie verpflichtet, für das Beſte der Mafle red⸗ 


Mrd obige Bellimmungen find die Vorschriften der allgemeinen Ge⸗ 
TH. I. Tit. 50. 8. 2. ff., fo wie die für die Gerichte darin enthal: 
ıgen nicht außer Kraft gelebt. Es verfteht fih daher von felbit, daß 
reiten ber Gerichte die Ginwirfung der von den Vorſtehern beftellten 
an das Gericht ihre Zuziehung oder Beibehaltung nicht mehr nöthig 
ufhört. 

ür ihre Bemühung erhalten fie, falls ſie von den Gläubigern nicht 
‚ eine angemeflene Belohnung aus der Nftivmafle, nady ber Beſtim⸗ 
ten, welche jedoch ber richterlihen Feſtſetzung bedarf, falle fie aber 
en, nach freiem Uebereinfommen. 


X. Abſchnitt. 


Zeiträgen ber Kaufleute und von der Berwaltung der 
⸗ Gemeinkaſſe. 


eder in die Korporation Aufzunehmende zahlt für die Aufnahme und 
bie Rolle Fünfzig Thaler und Fünf Thaler an Erpeditionsgebühren 


n. 

fig Thaler Fommen ganz zur Kaffe der Korporation, außer in dem 
Kaufmannfhaft die prätendirte und noch ftreitige Verwaltung ber 

:orgii und St. Annen übertragen würden, in welchem Falle dann nur 
Er Kaffe der Korporation und Fünf Thaler zu jeder Stiftungfaffe 
ollen. 

ter einmal ausgeſchieden iſt, muß bie vollen Antrittsgelder bei der 
e noch einmal bezahlen. 

keicht die Gemeinkaſſe zur Beſtreitung der Beſoldungen und übrigen 

gaben nicht, ſo werden Beiträge von allen Mitgliedern der Korpora⸗ 
Beſchluſſe der Aelteſten, erhoben. 

er beſtimmte Beitrag eines jeden Mitgliedes beträgt jaͤhrlich Zwei 

t. 


Jahr wird von den Aelteſten ein Etat gefertigt, um die Ausgaben 
ı nad Vergleichung derſelben mit dem Kaſſenbeſtande und den ge: 
mahmen den Betrag der außerorbentlihen Beiträge zu befliimmen. 
halt der Rendant ber Korporationsfaffe zur Richtſchnur. 

stlihe Zahlungen fönnen nur ven ‚den drei Vorftehern gültig ange: 


le Jahre legen die Nelteften der zur Mahl verfammelten oder befon- 
Zwede berufenen Kaufmannfchaft die Rechnung von der Kaffe der 


r, 

)ie Kaufmannihaft läßt diefe Nechnungen durch eine aus ihrer Mitte 
erfammlung aus ben Wahlliſten zu ernennende Kommiffion von bret 
e aber nicht zu ben Aelteſien gehören dürfen, abnehmen, weh ‚wuriy 


x - r 
' & 


> . 8 


u20 Bon ben Berhältniffen ber Gewereireibenhen 


fie ohne weitere nöthige Rückfrage gänzliche Decharge ertheilen. Die: 
handelt bei der Abnahme ohne weitere Berantwortlichkeit. 


XI. Abſchniti. 


Bon der Berpfliätung zur Annahme der Wahlen und I 


6. 88. Wer bie ibm nach bdiefem Etatute durch bie Mahl eb 
Auftrag übertragenen Aemter und Geſchäfte nicht annehmen will, mei 
Gatfeulbigungsgründe bafür anführen. 

8. 89. Nur fechszigjähriges Alter, erwiefene anhaltende Kräsklih 
Berwaltung ftädtifcher, nad einem Nttefle des Magiſtrats mit dem Muf 
einberer Kommunal⸗Aemter fönnen ale ſolche gemügende Gründe angehi 

6. 90. Die ans der Aelteſten⸗Berſammlung fcheidenden Mitglieder 
Annahme einer abermaligen Wahl erſt nach Ablauf son Jahre 
a a ie —* bigen Entſchuldigungegruͤnden bie Kun 

. 91. er außer den obigen u 
dieſem Statute auf ihn gefallenen Wahlen ober ihm gemachten Rufträge 
erhält eine Woche Bedenkzeit, und kann, wenn er am Ende berfelben 
Feyriftlich abzugebenden Weigerung ‚ von den Nelteten wit ei a 
befaunt zu machenden und zur Unterftügungsfafle Hießenden Drönaneit 
bis 20 Thlrn. für den erften, von 20—40 htm. für den zweiten, ads 
THlm. für den dritten Fall belegt werben. 

5 92. Bel Aufträgen haftet das fi weigernde Mitglied anferbu 
durch feine Weigerung entftandenen Schaden, umnd wenn im — 
Andern dieſe gemacht werben müſſen, fo if es ſchuldig, dieſen wöllig get 

. 93. Sollte Jemand fo wenig Gemeinfinn vetrathen, daß er im. 
Amte verbundenen Berpflihtungen nit wahrnimmt, und ſich | 
entzieht, und follten bie Grinnerungen der Aelteſten und Vorſche 
hierũber vergeblich fein, fo findet gegen ben Schultigen, außer de. 
bekannt zu madyenden Entfekung von dem ihm übertragenen Amie, 
6. 91. aufgeführte Strafbeftimmung ftatt. 

$. 94. In Beziehung auf bie in den verftehenden 66. 91. und 
chenen Strajbeftimmungen bleibt jedoch demjenigen, der tie von den 
fegenden Strafen erleiden joll, der Rekurs vorbehalten. Auch ftebt es 
frei, zu jeder Zeit die ergangenen Strafbeilimmungen zu mildern ober # 


der aufzuheben. 
XII. Abſchnitt. 


Bon der Suspenfion und dem Verluſte der kaufmänniſcht 


8. 95. Die Rechte der Mitgliedſchaft der Korporation find unter 
das Mitglied unter Kuratel gejegt wird, ſich für zahlungsunfähig erflü 
eine Kriminal:Unterfuhung wegen jolder Verbrechen geräth, welche eir 
ehrliebender Geſinnungen anzeigen. 

Hierüber beftimmen die Nelteiten mit Vorbehalt des Mefurfes an dt 
und an die Regierung. 

$. 96. Tie Wirkung der Suspenfion haftet nur auf ber Perſen! 
dirten, und nicht auf dem Gewerbe, 

Der Euspendirte kann daher weder an den Ghrenrechten der I 
Theil nehmen, nody auf der Börje eriheinen, wohl aber fann feine Ha 
rend der Suavenfion durch einen periönlic fühigen Disponenten, cder i 
ftellten Ruratoren mit faufmannifchen Rechten fertgefeßt werden. 

$. 97. Die Euspenfion wird aufgehoben: 

a) dur die Aufhebung der Kuratel; 

b) durch vollitändige Abfindung mit den Gläubigen, jei es durd Zahlı 
laß oder Befriftung; 

c) durch vollſtaͤndige richterliche Freiſprechung von der Kriminal—-Veſcht 

d) wenn der Gemeinſchuldner zum beneficio cessionis bonorum af 
der Ginwilligung feiner Gläubiger oder durch ein @rfenntniß gelal 
auch kann er in diefem Falle, feibft während des Konkureprejeſſes 

Handlung eröffnen und führen; 


$. 98. Die Loeipreiiung Wir auf mein Beweis bewirkt bagege 
hebung der Suevenſion am Ad widgt, wirtaecar vnlitgeiven alaharın DIE & 
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fon aufhören könne, ohne den Ruf der Korporation zu gefährben, ober 
einen befimmten Beitraum fortgefeßt werben müfle, ober ob ber haftende 
dringend, oder fo erniebrigend fei, daß die ganzliche Ausichließung erfols 
Die Berichte find in dieſer Hinficht gehalten, den Nelteften auf ihr Ans 
abgefaßte Erkenntniß nebft den Gründen mitzutheilen. Der Rekurs an 
rat bleibt vorbehalten. 


Die kaufmännifchen Rechte in Abſicht des Standes und der Mitgliebs 
ı verloren: 


ben Tod; 

freiwillige Entfagung; biefe muß jebod den Aelteften in beglaubigter 
angezeigt werben. 

yem Abgehenden bleibt bie Pflicht, die Laften bes Laufenden Jahres mit 


gen 

nen Beſchluß der Aelteften, in foweit nicht diefer Befchluß im Wege bes 

e6 (cf. $. 104.) abgeändert worben if. 

ie Aeliehen find verpflichtet, einen ſolchen Beſchluß auszufprechen, 
tgli 

echtskraͤftiges Erkenniniß feine kaufmänniſchen Rechte verloren Hat; 

daſſelbe das Stadtbürgerrecht verliert; 


es für einen muthwilligen, betrüglichen oder auch nur unbeſonnenen oder 


ſigen Bankeruttirer durch ein rechtskräͤftiges Erkenntniß erklärt iſt; 

es ſonſt eines qualifizirten Betruges rechtskräftig überwieſen iſt; 

bafielbe wegen böslicher Defraudation landesherrlicher Gefälle zum zwei⸗ 
ale durch ein foͤrmliches Erfenntniß beſtraft iſt. 

mm Drei letzten Fällen wird vorausgeſetzt, daß das auszuſchließende Mit⸗ 
Mlig überwieſen mit der vollen Strafe belegt, und nicht blos wegen Ver⸗ 
verdenilich beſtraft ſei. 

kDie Aelteſten find berechtigt, die Ausſchließung auszuſprechen: 
An Mitglied ſich eines Verbrechens ſchuldig gemacht hat, welches Mangel 
ender Gefinnungen verraͤth; 

zaſſelbe auch nur außerordentlich deshalb beſtraft, ober von ber Inſtanz 
wochen ift, befonders in den Fällen bes €. 100. Lite. c. und d.; 

sin Mitglied wegen böslicher Defraudation Tandeeherrlicher Gefälle cf. 
. e. aud nur einmal befraft ifl. 


XI. Abfchnitt. 


Von Lehrlingen und Gehülfen. 


. Die Berträge, welche Mitglieder der Korporation über die Annahme 
e und Gehülfen abichließen, Fönnen bei den Vorftehern unter Zuziehung 
18 utbart werben. 
. Ihnen fommt es audy’zu, unter den nad) beenbigter Lehr: und Dienfs 
silenden Atteften glaubhaft zu befcheinigen, daß ber Nusfteller ein Mit: 
orporation, und daß den Vorftehern nichts, was dem Inhalte des Atteftes 


ze, befannt fein 68 follen für dergleihen Ausfertigungen 1-2 Thlr. 


nögebühren bezahlt, und die baaren Auslagen vergütet werben, 
XIV. Abfchnitt. ‘ 


usübung bes Rekurſes an bie vorgeorbneten Inftanzen. 


. Sn allen Fällen, wo einem Mitgliede, welches eine Strafe erleiden 
nft das Mecht des Rekurſes eingeräumt worden ift, muß baflelbe binnen 
nach dem befcheinigten Empfange des Befcheibes oder der Beſtimmung, 
Befchwerbe PBeranlaflung giebt, denfelben bei der vorgefchriebenen Inftan 
wenn es andere von ber Befugniß, Nemedur nachzuſuchen, Gebraug 


ber Rekurs wegen der Beiträge eingelegt wird, fo muß zugleich nadıges 
en, daß bie Zahlung vorläufig erfolgt fei. 

bern Fällen foll die Anwendung der Strafmaafregeln , oder die Realifi⸗ 
Begenflände ber Beſchwerden, bis zur höhern Entſcheidung ausgeſetzt 


2». 2 48 





WR Mon benckbongkteniifen a 
J ey Eintet, weläem Mie 





\ u. 
Börfen: Orbuungen. 


“y Börfen-Drönung für bie vie Koryorstisn, tus 
fgeft AA Berlin, v. F 


Wir Friedrich —A *3* — 
das Statut v. 2. März 1820 eine Gerfaſſun — ann sa, el 
rere Punkte des yon Und unterm 15. Su 1808 
‚amders beftimmt worden find, eine Mevifiom deſſelben 3 
kr verordnen deumach, mit Mufhebung dieſes — 
Begriff der Borfe.J. Dle Börfe IA die unter Send 
J5ñ ... 
er In; ei lauſmanni! 
ae Au Berlin nie eine Borſe jugelaffen we \ 
52 [Mer daran Theil nehmen tanat). Die 
‚ein ber Korporation ber Derliner Raum 
dB foll-auch jedem Danbeltweibenben, des nad dem Staiut. für die 
2 Märg 1520 zu ber legteren micht gehört, im ſefern —— 
ten Beiträge zahlt, fo wie überhaupt Jetermann, jedoch mit den 
ER ranfungen, das Macht ber Theilnahme am bem Bee 
ei 
u 8.3. [Wer nicht? J Muegefcloffen von den Börfen-®, 
Dagegen: 

T) Berfonen, weiblichen Geichlechts; 

2) Berjonen, die erwelstich wicht des „Handeleverfehrs,. fonbern anl 
Fremden Ziverfe wegen, id einfinden möchten; 

3) diejenigen Kaufleute, fo wie diejenigen "Sandeftreibenden ohne u 
Rechte welche in Konfurs verfunfen find, ober ihre Zahlungen d 
ben ober ihre Kreditoren außergerihtlic behandeln. Die Aueſchlä 
Berfonen bauert fo lange, bis der Konkurs aufgehoben, ober bemb 
bie Rrebitoren durch Vergleich abgefunden, ober durch füngere & 

" rußigt find, es wäre denn, daß bie Melteften der Kaufmannfdel 

fich überzeugt, daß bie Infolveng nur in wirklichen Unglüceralich | 
Hat, dem Ausgefchloflenen den Zugang fhon früher ausbrüdlid m 
biefenigen, bie für muthmilfige, ober gar betrügerifche Banl 
träftiges Crkenntniß erklärt, ober eines Meintides einer Bi 
Hdyer Papiere, PBrivat-Urfurden oder Unterfhiften, der abfidytliden 
falſcher Münzen, nad) richterlichem Urtheil überwiefen, oder wegen 
Verbrechens zur Zuchthausftrafe mit Verluſt ber faufmännijcen ! 
der bürgerlichen Chrentechte, redhtöfräftig veruetheilt worben find 
erflärte Verſchwender und unter Kuratel ſtehende Perſonen. 
8. 4. Außerdem ſteht ben, nad) dem Statut vom 2. März 1820 
Börfenfommiflarien die Befugniß zu, nad) vorgängiger forgfaner Berei 
Verfammlung der Aelteften der Korporation, und nad eingeholtem Rai 
Beſchluß ber Iehteren, auch anderen, als den 8. 3. verzeichneten Perfm 
Fu Korporation gehören, den Zutritt zur Börfe zu verfagen; jebod U 
er Nekürs offen, da ohne erhebliche Urfady Niemand ausgefälofien wer 








4 


. 5. [Beit: Der jährliche Beitr: di der d 
Yammakangen r er El FH Pr — a 


1) Dr, dar Birma, n. 1 Juli 1806 für M Kurfın 
Merlin vw Rabe, 8, 5.8 
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Itreibenden, welche die Börfe beſuchen, und nicht zur Korporation gehören, 
in halbjährigen Ratis, entrichtet. 

e and ein felhes nicht zur Korporation gehöriges Handlungshaus aus 
vie Börſe beſuchenden Gejellihaftern beitehen; fo wird dieſer Beitrag von 
nur einfach entrichtet. 

’, begleichen Berfonen, bie nicht zum Handelsſtande gehören, find zu 
itrage verpflichtet, jedoch nimmt ein im Börfenlofal angebrachtes verfchlofs 
iltuiß freiwillige, file die Armen beſtimmte Beiträge an. 

(Wo wird bie Börfe gehalten.] Die Börien- Berfammlungen 
dem Bazu von ber Kaufmannfhajt, umter Genehmigung ber vorgefeßten 
eſtimmten Lokal, gegenwärtig den hiefigen Borfenhaufe, gehalten werben. 

[Bann] Sie werden mit Ausnahme der Zonn: und Feſttage, täg: 
36 1 Uhr mittel Anfchlagens der Glocke eröffnet, und um 2 Uhr mittelft 
n Anſchlagens der Glocke geſchloſſen. 

[Zeitbeſtimmung für gewiſſe Geſchäfte.]) Während dieſer 
ı alle Arten von Privatverträgen geſchloſſen erben. 
gungen bereits geichlofiener Verträge aber, welde nad Inhalt des Ver: 
der Börfe erfolgen follen, müflen von jebem Intereſſenten vor 1} Uhr 
wenn fie von rechtlicher Wirkung fein follen. Auch diefer Zeitpunkt wird 
Hagen der Glocke befannt gemadıt. 

[Die Börfenfommififarien 1. halten auf Ruhe und Drd: 
Während der Dauer der Vörfen-Berfammlungen liegt den Börfenfommifs 
Grhaltung und Handhabung ber äußern Ruhe und Orbnung ob. 
me Ende ift jeder von ihmen befugt, diejenigen, welde biefe Ruhe durch 
md Aergerniß erregende Streitigfeiten eder ſonſt ftören, fofort und ohne 
rung der Urſach des Streits und der Störung von ber Börfe entfernen 


Welizei it verpflichtet, auf Erfordern, Affiitenz zu leiften. 


> [2. Reguliren die Kourfe.] Nußerbem Haben bie Börfenfommifs 
Rourfe zu reguliren und mit aller Sorgfalt darauf zu wachen, daß bies 
» dem wahren Verkehr angemeſſen geichehe, da feldhes für das Publifum 
andelaftand insbefondere von großer Wichtigfeit if. 


. Ta. An welden Tagen?] Tie Fonde- und Geldkourſe werben, 
hme des Mittwoch, täglich, Die Wechfelfourfe nur Dienflage, Donnerjtags 
ibends und die Waarenkourfe nur Freitags feitgeitellt. 

[b. Auf welde MWeifet] Diefe Feſtſtellung geſchieht auf folgende 
ich dem Schluß der Börſe verfügen ſich die Boͤrſenkommiſſarien in das 
Beſchäft beſtimmte Zimmer. Ihnen folgen dorthin die fünmmtlichen Geld⸗, 
»Waarenmaäkler an den fie betreffenden Tagen. 

Jörfenfonmiffarien erfordern von den legtern pflichtmäßige und auf ihren 
Amtseid zu nehmende Anzeige, zu welden Preiſen Wechſel, Gelbforten 
Waaren aller Art zu haben geweſen iind, was dafür geboten, und auf 
nme wirklich abgeſchloſſen worden. — Sie fönnen auch die Mäfler auf: 
re Meinung bargber, wie "Die Preife zu notiren feien, gutachtlich auszu⸗ 
aben aber nicht nöthig, fi) darüber auf Diskuſſion mit den Mäflern 
laffen, noch eine joldye überhaupt unter ben Anwejenden zu geitatten, ſo⸗ 
iefelbe für überflüjft ig Halten, und find befugt, die Vorlegung der Tas 
der Müller, jedoch mit Verdeckung der Namen der Kontrahenten, zu 


iefen Verhandlungen müffen wenigſtens 3 Börfenfonmiffarien und ber 
:är anweſend fein. 

en Grund der folcyergeftalt aus ben mündlichen Angaben der Mäfler, 
ihren Tafhenbüchern geſammelten Materinlien, beftimmen die Börfenfom: 
in Gegenwart der Mäfler und bes Boörſenſekretärs die Kourſe und 
ı Hüllen, da die Börjenfonmiffarien ſich nicht einigen fönnen, entfcheibet 
it der Stimmen, bei eintretender Stinmengleichheit aber entfcheidet bie 
sjenigen Borſenkommiſſarius, welder der ältefte im Amte ift; kaun aber 
ich die Sache nicht enſchieden werden, weil die Börfenfommiffurien gleiche 
mte find, fo giebt die Stimme beejenigen, Der den Jahren nad) der aͤlteſte 
oſchlag. 

en, welche nicht zugleich den Maͤllereid geleiſtet Haben, Fönnen beim Kours: 
ht zugelaffen werben, 


a6 * 


mi —— — 


18. [3. DU saulieten 5* ia * 

ans icli, a ehe Beialmmifeden, 1 
u? 14. [indie Denderei befdrbert, zum Den: der d 
j : des Börfeng 


# 6. [Pietung d 
er due 
scheiben dienen, 
15. Baden Er bie Water un und —— bi 
2 — —* — —— 
et rungen bei Bermuütrelung tum eng der Gefchäfl 
Daner der e ie der Kouefe, ma 
. $. 18. [a auf ber Börfe Kae fein, und:) J 
Waarenmatler, —— alle Schaffner, find verbunden, im allen 2 
fungen, während der $, 7, beffimmten Damer berfelßen antwejend zu 
E trafe der Abwesenheit] fir jeben Kontraventionsfall ) 
eine Strafe von Drei Thalern «8 wäre dem, daß fie ſich Bei den B 
rien mit lan Hinderungourſachen eutſchuldigt hätten. 
Die Siſcheidung hiertiber, wie die Feſtſetzung der Strafe, gebüh 


$.19. [b. der Koursregulirung beiwohnen.] Chen | 
bunden, fih an demjenigen Tage, an weldem bie fie betreffenden ı 

werden, nach dem Schluffe ber Börfe in das zum Koursmaden beſt 
verfügen, dort den Börfenfommiflarien die Rattgehabten Kourfe « 





ſelbſt mit Borzeigung ihrer Taſchenbücher, anzugeben, und ber 8 
en 
[Strafe der Abwefenheit.] Wer dies unterläßt, ober erfi 
Kouroregulirung fich einfindet, hat eine Geldbuße von Fünf Thalern, 
langen die Vorzeigung feines Taſchenbuchs verweigert, eine Strafe 
Thalern verwickt, 

8. 20. [c. Keine andern als bie $. 12. gedachten 
ausgeben, und:) Kein Mäfler und Agent foll andere, als die 
Boͤrſendruckerei angefertigten Kourszettel ausgeben, entgegengefepten 
ein A Geffrafe von Zwanzig Thalern. 

In Sqlußzettel geben as. wann? bb. in mel 
halle ib verbunden, bie von ihnen über, abgefchloffene Geid 
pn Scjlußzettel den Kontrahenten am wage des gelßloffenen Befeı 

Berlangt einer der Kontrahenten bie Unterfcrift des 288 
Kontrahenten, fo haben ſolche bie Mäfler vor Aushändigung des S 
wirten zu faflen. Berweigert einer ber Kontzahenten dieſe Unterfchrif 


Dazu: 

Bun; X. Min. des 3. u. b. P. (v. Rohom) v. 14. Miu 
Rad) einer Benachrichtigung bes Heren min. iR 9 
St. Greellenz geftattet worden, baß ber Kours der Ber 
Eifenbahn-Aktien, fo wie der nad) Einzahlung des vollen 
gefertigten Attien ber fonfigen inländischen Gifenbahn«@ 
bie Koursgeitel ber hieſigen Börfe aufgenommen werben. 
— — den Cenſor ber hieſigen Kourszettel u 

et 

” Min. DEV UBDIAN SR URN 
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diefe Weigerung binnen 24 Stunden anzuzeigen, und baß fie 
von demſelben fchriftlich befcheinigen zu laflen. 

eranlajfen der Befanntmahungen:) In Anfehung der 
Statuts vom 2. März 1820 gedachten öffentlichen Bekanntma⸗ 
yoration, hat es Bei den dortigen Vorfchriften fein Bewenden. 
atperfonen:] Bekanntmachungen, welde Mitglieder der Kors 
men, Künitler und Yabrifanten über eine etwaige Erfindung ır. 
$. 48. des Staiuts den Börfenfommiflarien 'zugeftellt werben. 
nur veranlafien, wenn fie fi) von der Aechtheit der Unterfchrift 


riger Eröffnung und Bürgfhaft.] Wenn daher Aus: 
Inzeigen zur Befanntmadhung einfenden, fo müſſen folde, dafern 
gerichtlihen oder notariellen Beglaubigung verfehen find, den 
durdy ein befanntes hiefiges Handlungshaus, weldes für die 
hrift zu haften hat; yerfönlich überreicht werden. 

nifiarien nehmen hierüber eine Regiſtratur auf, und laſſen folde 
hauſe unterfchreiben. 

ig folder Bürgfchaft wird zwar die eingeſchickte Anzeige dennoch 
mit der ausdrüdlihen Bemerkung in der Affirionsregiftratur, 
e Unterfchrift unverbürgt fei. 

m A. L. R. Th I, Tit. 8. 6$. 603., 504., 511., 530., 531., 
21—6?27., 658—660., 665., 667. angeordneten auf die Privat: 
Bekanntmachungen anlangt, fo follen felbige den Börfenkommif: 
enıplaren eingereicht werden. 

nplar wird in der nächſten Berfammlung der Nelteften biefen 
t, und in der BörfensMegiftratur zu eines Jeden Einſicht aufbes 
Sremplar aber fofort ausgehängt, wenn die Börfenfommiflarien 


alb ein Bedenken, fo haben fie darüber zuwor den Beſchluß der 
und abzuwarten. Obſchon dergleihen Befanntmadhungen nad) 
te vom 2. März 1820 $. 46. nad) einem adıttägigen Aushang 
n anzufehen find, und fernerhin bleiben, fo foll dieſe dennoch 
rtgejebt werben. 


ser Schiffer und Zuhrleute, über Ankunft und Abs 
Ter und Fuhrleute follen fpäteftens ihre Ankunft in Berlin den 
elben und ihre Abfahrt von Berlin, den lebten Tag vor berfel: 
ichriftlih cder bei einem Börjenfeftetäar zu Protofol anzeigen, 
deltitrafe von Drei Thalern verfallen, wenn fie tiefe Anzeige 


werten in ein befonderes dazu beflimmtes Buch eingetragen, 
jetermanns Ginfiht in ter Regiftratur vorliegen muß, auch fo: 
g befannt gemadht. 


rt Hinderniffe und Gefahren auf ber Reife) Jeder 
ıann, welder Frachtgüter nady Berlin, oter von hier aus nad 
tonımeu bat, und Umflänte oder Thatfahen in Erfahrung bringt, 
nft am Ort der Beſtimmung vier bis fünf Tage länger als 
t, eder eine Beſchädigung ter Güter veranlagt werten fann, 
jofert jchrifilih unmittelbar, oder durch einen Ecaffner, oder 
Borjenregifiatur anzuzeigen. 

ng einer ſolchen (nöthigenfalls mit der Bor zu madenten) Ans: 
: Strafe ven Zehn Thalern geahndet, deren Gntridtung übris 
ihen Entſchaäͤdigungsanſpruche ter Befrachter nichts ändert. 

Art find ihleunigk ten Nelteiten oter Börienfonmiparin zur 
hanges, ter auf alle Weite beeilt werten muß, vorzulegen, unb 
enteres, täglich in ter Regiſtratur ausliegentes Bud einzutragen. 
Baden auf Beobadhtung nnd Berbefierung Bieier 
ih fine tie Börienfenmmiflarien insbeientere verplidtet, auf kie 
PBerienertnung zu waden, unt Berikläge, Anträge auf Nbäns 
‚ferungen terielben, fobalb fie ſelche den gemachten Griafrungen 
alänten angemefjen finten, bei ten Aelteüen zu maden. 3a- 
tem Mitgliede ter Korporaticn dergleichen Anträge Tri. 
jenhaus, befjen Bekimmung.) Tas Grumrkut us Bin: 





Wrpediticnsgerharte, Pie Anz und Kenrionen von Betaunm 
gung ber hierüber erforberlicen und jenftigen Attefte, die 
im Börfenhauje während ber Vörie fammlungen und Sü 
Ertheilung ven Nachricht und Auskunft, je weit ſolche zula 
der der Kerporation, und alfe und jede erbentlihe und a 
in Beziehung auf bie Rorporation, welche bie Aelteften ih 


Den Korvorationemitgliedern jteht es frei, Faufmännifd 
befonders beſtinmites Borfenprotolol in ben Börſeuſtunden 
tragen zu laſſen. Dergleicen von beiten Theilen unterſchri 
unter den Kontrahenten einen vollen Beweis aus und v 
Schlußzettels. 

Die Wahl, Anitellung und Beſoldung ber Börfenfeh 
Vertheilung der Geſchaͤfte unter ihnen, Hängt von ben Aelte 


6.29. [Regiüratnr und Kanzlei.) Daſſelbe g 
und Kanleisebienten, ingleien ven den Boten. 

Ihre, Vereidigung aber, wie die der Sefretarien, geſchi 
Beifein einer Deyutarion ter Aelteſten. 


$. 30. Zn der Negiftratur ſollen alle die hiefige Kon 
fhhafr betreffenden Nerhanplungen aufbewahrt werden, 
Insbeiendere fell fie enthalten: ein Verzeichniß 
1) aller Mitglieder der Korporation, 
2) aller Unterschriften ihrer Handlungefirmen, 
3) bie velftändigen Namen aller :Tpeilnehuner der Hanblan 
Geſellſchafter find. 
4) bie familien» und Taufnamen derer, welchen Profura 
ausgejchrieben. 

Zu deu Ende follen alle jepige Mitglieder der hiefiger 
nach Publifatien biejer Ordnung, alle fünftige uber fefor 
nach Annahme einer Firma, erer Ausftellung einer Broknra, 
vorftehenden Inhalte mit der Originalprofura einreichen, wı 
die Unterſchrift, deren er fih bebienen will, mit feinem ve 
fehen eigenhändig gefchrieben und daß er dies gethan auebrüc 

Mer dieje Anzeige auch nad erfolgter Aufforderung v 
unlerlaßt, ift in eine unerläßliche Geldbuße von Funfzig Th 
Ben ben eingereichten Criginalyrefuren hat der Vorfen 
Abicrift zu nehmen und taß ties aeideben, auf dem Dria 
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ı Ramen mit dem Bemerfen, daB er per procuram gezeichnet habe, Hinzu: 
a ſchuldig, alfo 3. B. in folgender Form. 
Sulius u. Comp. 
p. p. (heißt: per procuram) N, N. 

R müſſe. ' 
kofuren, welche nicht nad) den vorftehenden Vorfchriften eingerichtet find, follen 
Hanntmadhung auf der Börje nicht angenommen werben. 
r3L Die zum Beten des Handels in Berlin öffentlich angeftellten Perſonen 
m biejenigen, deren Wahl den Nelteften ver Kaufmannſchaft gebührt, ſtehen 
ae der Auffiht und Disziplin diefer letzteren. 

Delteften ſteht daher auch die Befugniß zu, jene Berfonen zur Erfüllung 

obliegenden Anıts -Berbindlichkeiten anzuhalten, und Gelbftrafen, welde 
hy oder beiondere Amts -Inftruftionen für gewifle Fälle anordnen, mit 
alt Des Rekurſes, für verwirkt zu erklären. 
32. [Ausübung der Befugniß des Mefurfes.) Die Berugniß, 

igungen oder Strafbeftimmungen der Aelteften und der Börſenkommiſ⸗ 

Mekurs zu ergreifen, muß auf die in dem XI. Abſchnitte des Statuts vom 

1820 vorgejchriebene Weiſe ausgeübt werben. 
23 IWohin die Strafen fließen?] Pie in ber gegenwärtigen 
Bbnung ſeſtgeſetzten Strafen fließen zu Sinem ünftel in die Armenfafle der 
mon, und zu Vier Künfteln zum Beiten ber Armen in bie Rämmereikaffe. 
ya. [Publikation des neuen Börfenreglements.] Jedem jegigen 
en Mitgliebe der Korporation, jebem Mäfler, Agenten und Schaffner, 
lar diefer Ordnung, jedem Schaffner follen überdies zehn, die Verhältnifie 
betreibenden betr. Auszüge derfelben, zum Aushange in feinem Koms 
ur Vertheilung an Yuhrleute und Edyiffer, zugefertigt werben, 
enıplar der Börfenordnung wird und bleibt an der Börfe ausgehängt. 
‚Betätigen biefe Börfenorbnung hierburh in allen Punkten und wollen, 
von Unferen Behörden und dem Handelsſtande feitgehalten werde. 
1825 ©. 137.) 


"Börfen- Ordnung für die Korporation der Kaufmann— 
u Königsberg in Preußen, v. 13. Sept. 1827. 


5]. Die Börfe it der Ort, wo unter Genehmigung bes Staats Kaufleute, 
„ Schiffer und andere Berfonen ſich verfanmeln, um Handels: und Frachtge⸗ 
pa beſprechen, zu unterhandeln und auch abzufchließen. 


2, Die Börfenverfammlungen werben täglich, mit Ausnahme der Sonntage, 
Uhr Bor: bis 2 Uhr Nachmittags gehalten. Die Handels» und Frachtge⸗ 
ſelbſt find aber ſchon eine halbe Stunde vorher, alfo um 15 Ahr, wenn durch 
ijchlagen ber Glocke das Zeichen dazu gegeben worden, als beendigt ans 










8 In der Zeit von 12 bie 13 Uhr Mittags, können alſo Verträge über 
ben von Handels: und Frachtgeſchaͤften in der Börſe geichloflen werben. 


4. Erklarungen über den Rücktritt von gefchloffenen, oder über den Abfchluß 
nbeiter Verträge, welche nad) der Uebereinkunft der Kontrahenten an ber Boͤrſe 
ı follen, müflen von dem derfelben, ber fich folhe vorbehalten hat, vor IF Uhr 
bern abgegeben werben. Erfolgen fie in diejer Zeit nicht, fo iſt der geſchloſ⸗ 
wizug als aufgehoben und der umterhandelte Bertrag als nicht zum Abſchluß 
tem, zu beiradıten. 


65. Die Regulirung der Kourfe von Wechſeln, öffentlihen Schuldpapieren 
w Geld, fo wie der Preis-⸗Kourante von Waaren, gefhieht an ber Börfe uns 
Buffiht der von dem VBorftcheramte der dortigen Kaufmannfdaft ernannten 
Marien mit den betreffenden Mäklern. 


. 1 
6. Die Kommiſſarien haben mit aller Sorgfalt dahin zu wachen, daß bie 
und Preis⸗Kourante, dem wahren Verkehr angemefien, richtig feitgeftellt werben. 
7. Einer diefer Kommiſſarien regulirt den Kours der Wechſel, des Geldes und 
mwatss und öffentlichen Papiere, der zweite die Preis:Kourante der Material: 
„ und ber dritte der Granenmaaren. 
„8. Die Geldwechſel⸗ und Fonds⸗Kourſe werden Montags und Donnerflags 
Ir, bie Preis-Kourante der Materialwaaren Dienftags, uub bie ber rauen 
ws und Sonnabenbs um 1} Uhr feftgeftellt. 








Auf den Grund ber folhergefalt nad ben Angaben de 
ven Taſchenbüchern gefammelten Waterialien, beflimmt ter 
Gegenwart berjelben bie Kourſe und tie Waarenpreife. Bei 
aufır dem Kommiflarius und ben Mäflern Niemand im Kor 

$. 10. Sobald die Kourfe und Preiſe feſtgeſtellt find 
wart ber Mäfler von dem betreffenden Kommiffarius in das 

56. 11. Aus dieſem Buche laſſen die Mäfler tie Kou 
zante unter ihrem Namen drucken, Nefern bie vorihriftemä! 
ren den Behörden ein, und vertheilen bie beftellten Erempl 
bürfen ſich aber mit der Verſendung berjelben nad) andern 

. 12. Die Kourszettel und Preis-Koucante follen, in 
gedachten Börſenbuche übereinfimmen, auch in freitigen Fal 
ſcheidungen zur Grundlage dienen, 

. 13. Die Börfenfommiffarien haben darüber zu m 
Schiffs: und Sandfraht:Abredhner ihren Verpflihtumgen bi 
Abfchließung der Gefhäfte während der Dauer ber Börfenn 
Regulirung der Kourfe und Preis: KRourante, nachkommen. 

. 14. Der Mäller, welder, ohne ſich bei den Rem 
Sinderungsurfachen entfhufdigt zu haben, von der Börfe m 
einfinbet, ober vor deren Schluß entfernt, verfällt in eine € 
der, welcher von der Kours:Regulitung in gleicher Art weg 
von Fünf Thalern, und der, welder die Borzeigung feines 
miffarius verweigert, in eine Strafe von Zwanzig Thalern. 
von dem Vorfteheramte der Kaufmannfcaft feſtgeſeht. woge 
Beſtimmungen bes Abſchnitts XI. des Statuts vom 23, uij 

$. 15. Der Mälter, weicher Kourszettel und Preis⸗Ki 
dem Börfenbuhe nicht übereinftimmen, verfällt, außer bem n 
Drudiehlers, in eine Geldſtrafe von Zwanzig Thalern. 

$. 16. Die obigen Gteafgelber fallen der äbtifchen 

$. 17. Die Mäkter find verbunden, bie von ihnen ü 
zu ertheilende Schlußzettel den Kontrahenten am Tage bei 
augufellen. 

Hiernach bat ſich Jedermann, den es angeht, zu achten 

(9. ©. 1827 ©. 128.) " 


IM. Börfen» Ordnung für bie Korporatiı 
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4. Nusgefhlofien von ben Börfenverfanmlungen find: 
h Berfonen weiblihen Geſchlechts; 

Berfonen, welche erweislich nicht des Handels, fonbern anderer bemfelben 
me. Zwecke wegen ſich einfinben; 
d diejenigen Kaufleute, fo wie diejenigen Handeltreibenden ohne faufmännifche 
welche in Konfurs gerathen find, oder ihre Zahlungen eingeftellt haben, ober 
em Kreditoren über einen außergerichtlichen Vergleich unterhandeln. Die Auss 



























mg folder PBerionen dauert fo lange, bis ber Konkurs aufgehoben ober beens 
„sber Lie Kreditoren durch Vergleich abgefunden, oder durch längere Befri⸗ 
ihigt find; es wäre denn, daß die Nelteiten der Raufmannfcaft, wenn fie 
zeugt haben, daß die SInjolvenz allein in wirflihen Unglüdesfällen ihren 
Ehat, dem Ausgefchlofienen den Zutritt friiher ausdrücklich geftatten: 
alle biejmigen, bie für muthwillige eder betrügeriihe Bankeruttirer durch 
Bitiges Erkenntniß erklärt, oder eines Meineides, einer VBerfälfchung öffentlis 
wiere, Privaturfunden oder Unterfchriften, der abfichtlichen Verbreitung falfcher 
X ober fonft eines qualifizieten Betruges, nach richterlidem Urtheil, überwies 
BE wegen eines anderen Verbrechens zur Zuchthausſtrafe, mit Verluſt ber kauf⸗ 
en echte oder der bürgerlichen Chrenrechte, vechtsfräftig verurtheilt worden 
gleichen wegen DBerfchwendung oder Geiſtesſchwäche unter Kuratel geſetzte 
fo wie auch ſolche, welche von den Nelteften der Kaufmannſchaft faut 85. 
Statuts vom 25. April 1822 aus der Korporation ausgeſchloſſen wors 


. Außerdem find bie Börfenfommiflarien befugt, auf den Grund eines Ber 
Ber Vorſteher der KRaufmannfchaft, auch anderen, als den im 6. 4. bemerfs 
pen, welche nicht zur KRorporation gehören, den Zutritt zur Boͤrſe zu vers 
h bleibt dagegen der Rekurs offen, weil ohne erhebliche Urfachen Niemand 
werben foll. 
Mie Boͤrſenverſammlungen werden täglich, mit Ausnahme der Sonntage, 
>32 Uhr Mittags gehalten. 
Weproben dürfen in ber Börfe nicht vor 11 Uhr ausgeſtellt werben, und 
ider Börfe nicht vor 11 Uhr Schlußzettel geben. 
% Sue Beendigung der Verſammlung foll das Zeichen mit ber Glocke durch 
fenwächter pünktlich um 2 Uhr gegeben und der Artushof auf eine Stunde 
us S Uhr gefchlofien werben. 


w Die Wechſelungen müflen Montags und Donnerftags fon um 1 Uhr 
fein. Diefe Beftimmung bleibt fo lange in Kraft, als nicht veränderte 
egen in Hinficht der Ankunft und des Abganges der Pollen bie Nelteften 
nannſchaft zu einer Nbänderung der Haupt: Mechfeltage veranlaflen. 


59. Wenn, zufolge der Uebereinfunft der Kontrahenten, Grflärungen über 
uß unterhandelter, oder über den Ruͤcktritt von abgeſchloſſenen Gefchäften 
fe erfolgen follen, fo müflen dieſe Erklärungen von tem Theile, welcher 
vorbehalten hat, vor 2 Uhr abgegeben werben. 


"yo, Getreiveverfäufe am Börfenmarft dürfen von ben Kaufleuten nur von 
3 ur im Artushofe gehalten werben. 


"31. Den zum Verkauf an der Börfe ausgeitellten Getreibeproben werben 
Keichlautende Zettel beigeleat, mit Angabe des Quantumse, der Betreibegaftung, 
wichts, des Sciffers, Fuhrmanns, oder mit der Bezeihnung: „Vom Speis 
wone Nennung beffelben) und mit der Namensunterichrift des Nusbietenden, 
"Bann nad gefhloffenem Handel bei ven Werten: „Gekauft zu —“ ber Preis 
en, und bie Unterfchrift des Käufers beizufügen if. Letzterer erhält bie 
: Ber Berfäufer einen der Zettel, weldhe unter ten Kontrahenten einen vollen 
ausmachen und bie Stelle eines fchriftlihen Vertrages vertreten. Am Getreides 

& Börfe werden Käufe und Berfäufe nur in Laften zu 60 Sceffeln abgeſchloſſen. 


312. Während der Dauer der Börfenverfammlungen, haben die Börjenfoms 
en nad) 8. 62. des Statuts für bie dortige Kaufmannſchaft vom 25. April 
Me die Schaltung und Handhabung der äußern Ordnung und die Befolgung 
Mieſem Reglement enthaltenen Borfchrift zu wirken und über einzelne Fälle 
meßeibisziplin den Nelteften der Kaufmannſchaft zur weitern Veranlaſſung nad) 
t zu erflaiten. Gin jeder der Börfenfommiffarien ift befugt, Perfonen, 
We Rue an der Börfe durch Aufſehen und Aergerniß erregende Streitiateis 
u auf anbere Meiſe Rösen, fofort und ohne alle Exörterungen ter Uriatıra 
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des Streites und ber Störungen, ter Bi —— 
. — zu Ir — 5* — 1 


Schu re Su Selb, vn — — ſteislourante —— Vaaren 
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iu feine Dislufftonen el 
Im ion ‚ui ae je sa fen Ye 


in wichtig — u 5 Im —— 

aus il — Vorlegung Taſch 

ber Namen ber Ronktahenten, — verlangen. 

en Grund der foldjergeftalt mach den Angaben oder aus 

chern Mäfler gefanmelten Materialien befiimmen bie Börfen, 
enwart der Mäfler, die zu motirenden Kourfe, Waarenpreife und 
;ällen, wo die Börſenkommiſſarien ſich nicht einigen können, emtfi 
meninehrheit, bei Stimmengleichheit der Vorfteher, 

Ueber diefe Verhandlung ift ein, fämmtlide Kourfe und Preift 
Protofol aufzunehmen und von ben Mäffern mit zu unterzeichnen. 

Dei Negulicung der Koutſe se. darf Niemand, außer ben Börfe 
und von ihnen etwa ausbrüdlih zugezogenen Kaufleuten und Ri 
fend fein. 

$. 18. Sogleich nad geſchehener Feftſtellung werben die Kofi 

* Bradten in Gegenwart der Mäfler von einem der Börfenfommifiarim 
fenbudh eingetragen, und zwar die Rourfe an jedem Weihfeltage, vor 
Fracht en aber nur bie Beränderungen feit ber Iehten Notitung. 

$. 19. Aus diefem Buche lafen die Mäfler die Preisfourante, 
Frachtzettel zur Wertheilung an ihre Runden drucken. Es iſt ihnen ab 
dung berfelben nach anderen Orten nicht erlaubt, 

. 20, Die Kours: und Bradhtzettel und Preiskourante follen, in 
dem Im $. 18. gedachten Börfenbuche übereinftimmen, and in Gteeitfi 
terlichen Gntiheidungen zur Grundlage dienen, 

$. 21. Die Mäfler find bei eigner Verantwortlidzkeit verbunden, 
übet abgefhlofene Gefchäfte zu ertheilenden Schlußzettel den Kontrakt 
des Abſchiuſſes des Gefchäfts, ober wenn ber Abend darüber herange 
am folgenden Tage guzuftellen, 

. 22. Die Boͤrſentommiſſarien Haben zunaͤchſt darauf zu fehen, 
ter Ihren Berpflichtungen bei der Bermittelung und AbfTiefung der vae 
der Dauer der Börfenverfammlungen und bei Regulirung der Kourfi 
Frachten nahfommen. 

8.33. Der Mäffer, welder, ohne fih. bei den Börfentommiffer 
lichen Hinberungs sUrfahen entſchuldigt zu Haben, oder für eine gewi 
laubt zu fein, aus ber Börfenverfaminlung wegbtelbt, oder fic Später 
vor beren Schluß ohne Anzeige entfernt, verfält in Aine Strafe son 
lern, und gwar follen an den Haut: Behtrltegen bie Wechfeimälle 
2 fe, die anheen Maler von yalk 3 die Pike, an vn eig Ge 


— 
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: von halb 2 bis 2 Uhr ar der Vörfe gegenwärtig fein. Die Abänderung 
Stunden bleibt den NAelteften der Kaufmannſchaft vorbehalten. 

Verjenige Mäkler, welcher von der Regulirung der Kourfe, Breite und Frachten 
Ihe, erlegt eine Geldbuße von Fünf Thalern. — Derjenige Mäkler, welcder 
Befenfommifiarien die Vorzeigung feines Taſchenbuchs verweigert, verfällt in 

von Zwanzig Thalern. 

Per Mäfler, welcher Koursblätter, Preisfonrante und Frachtzettel ausgiebt, 
mit dem Börjenbuche nicht übereinftimmen, verfällt — außer in dem nach⸗ 
m Walle eines Druckfehlers — in eine Gelbitrafe von Zwanzig Thalern, 
E34. Diefe Strafen werden von den Nelteften ber Kaufmannfchaft, auf bie 
BB der Börjenfommiflarien, feitgeiebt. 

25. VBerorbnungen und Bekannmachungen, welche zur öffentlihen Kennt⸗ 
‚Sortigen Handeleſtandes gelangen jollen, werben an der Börjentafel befeſtigt. 
Raleichen Nachrichten fin nad) $. 63. tes Statuts als volltändig befannt 
anzufehen, wenn fie trei auf einanberfolgende Börfentage mährend ber gans 
zeit an ben: gemöhnlichen Orte der Börie ausgehangen haben. Zur ge: 
reichung des Zwedes jollen jedoch dergleichen Bekanntmachungen vor dem 
ze nicht abgenemmen werben, wenn nidt etwa der Inhalt derfelben aus⸗ 
© Dauer des Aushanges beilimmt, wie 3. B. bei Präflufions-Erfenntnifien, 
tions: Patenten Hinifig der Fall ift. 

Im Uebrigen hat es wegen der zu erlafienden Bekanntmachungen bei 
sungen ber 88. 63., 64. und 65. des Statuts vom 25. April 1822 fein 
























F. Die Berfteigerung von Waaren coter andern Gegenfländen, in fofern 
Bet durch den öffentlihen Auftionator geſchieht, kann in dem Saale des 
ihr anders, als mit Vorwiſſen und Genehmigung des Nelteften ber 
ft, gefchehen. Ebenſo ift zur Benugung des Saales zu andern Zwels 
Jeufmaͤnniſchen Verſammlungen die bejondere Genehmigung ber Aelteften 
Mnfchaft erforderlich. 

aRellung der Buben und Mobilien, während der vier Weihnachtémarkt⸗ 
als ein alter Gebrauch auch ferner wie bisher geftattet. 


Die Schiffsabrechner find verpflichtet, täglich Morgens und Mittags 
"von denjenigen angefemmenen und abgegangenen Sciffen, von weldyen 
IBeſorgung übertragen werden ift, an ter Börfe anſchlagen zu laſſen, 
nen zugehente Nachricht von Havarie oder Strandung in der Gegend von 
jo bald He eingehet, fofort durch jchriftlihe Anzeige und Anſchlag zur 
der Kaufmanſchaft zu bringen, 


Die Börfenfommiflarien find insbeſondere verpflichtet, auf die Beobadys 
Bier Börfenorbnung zu wachen und Vorſchläge, Anträge auf Abän⸗ 
und Verbefierungen derielben, ſobald fie ſolche den Grfahrungen oder 
en Uniſtänden angemefien finden, bei den Aelteiten zu machen, Indeſſen 
Bd jedem Mitglieve der Korporation bergleihen Anträge frei. 

9. Die Nelteiten der Kaufmannfchaft führen ein Verzeihniß: 

aMer Mitglieder der Korporation, 

aller Unterfchrijten ihree Handlungsfirmen, 

der vollſtändigen Namen aller Theilnehnmer der Handlung, fofern fie nicht 
füſchafter find, — _ | 

derjenigen Korporationamitglieder, welche ſich zum gerichtlichen Konkurſe 
oder ihre Zahlungen einitellen, und die Krebitoren zuſammenrufen laflen; 
die Familien⸗ und Vornamen derer, welchen Profura ertheilt if, vollſtaͤndig 


ben. 
Kar Ende follen alle jebige Mitglieder der Korpuration acht Tage, nad) 
konn dieſer Börfenorbnung, alle künftige aber jefort nach ihrer Aufnahme, 
nahme einer Firma, oder Nusitellung einer Profura, eine ſchriftliche Angabe 
bern Inhalts mit der Originalprokura einreichen, wobei auch ber Prokurant 
Schrift, deren er ſich bedienen will, mit feinem vollfländigen Namen verfehen, 
er Dies getban, ansdrüdlidy bemerft haben muß. 
e diefe Anzeige auch nad erfolgter Aufforderung von Seiten der Nelteften 
I, iſt in eine unerläßliche Geldbuße von Funfzig Thalern verfallen. 
R Yen eingereichten Originalprokuren hat der Sefretär ber Nelteften ber 


— fofort beglaubte Abſchrift zu nehmen, und daß dies geiyehen, al 





a vermerden, 


$. 3. 
Ken und ber 


$. 34. Jedem jeigen und Fünftigen Mitglieve der Korporatien, 
und Schiffsabrechner fol ein Gremplar biefer Orbtung äugefertigt 

Ein Gremplar der Börfenorduung twirb’und bleibt an ber Sr 

Bir beftätigen dieſe Börfenerduung hierdurch in allen Punkten, 
daß darüber von Unferen Behörden und dem Handelsftande feitgehallen M 

(8. &. 1830 ©. 10.) 


IV. Börfen- Ordnung für bie Korporation ber Kal 
ſchaft zu Elbing, v. 24. April 1830. 

Bir Friedrich Wilhelm sc. ıc. haben befhloflen, für bie dur 
v. 30. April 1824 konftituirte Korporation der Kaufmannfhat zu 
Börfenorbnung zu erlafien, und verorbnen bemmad; wie folgt: 

6.1. Die Börfe ift die unter Genehmigung des Staats gebilbiie 
lung von Kaufleuten, Mäklern, Schiffern und anderen Berfonen jur ( 
des Betriebes Tanfmännifcher Geihäfte aller Art. n 

$. 2. Die Börfenverfammlungen follen in bem ber Korporatien 
mannfchaft gehörigen Börfenhaufe gehalten werden. 

$. 3. Die Börfe ift zwar ein der Korporation ber Kaufmanufdafl 
arigehärigee Infitut, indefien foll aud) jedem Hanbeltreibenben, ber nad 
üe bie Korporation vonı 30. April 1824 zu ber Ießterem micht gehört, 
ſelbe die weiter unten & 6. angeorbneten Beiträge zahlt, fo wie ü 
im Befgräntungen 





wann, jebod mit den im $. 4. und 6. folgenden der 
Teilnahme an den Börfenverfammlungen zuftchen. 
8. 4. Ausgefälofien von den Börfenverfammlungen find: ] 
1) Berfonen weiblichen Geſchlechts; 
3) Berfonen, melde Aweislich nicht des Ganbels,: fonbern oxbemt 
fremden Zwede \oegen ſ Ankıden, J 
3) diejenigen Kaufeute, \o wie Viheilarn Kundsindtuniien diqe rt 
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elche in Konkurs gerathen find, oder ihre Zahlungen eingeftellt haben, ober 
Kreditoren über einen außergerichtlihen Vergleich unterhandeln. 
Ausfhließung folder Perfonen dauert fo lange, bis der Konfurs aufgehos 
beenbigt if, oder die Krebitoren durch Dergleich abgefunden oder durch 
efritung beruhigt find; es wäre denn, daß die Nelteften der Kaufmanns 
ın fie EA überzeugt haben, daB die Infolvenz allein in wirklichen Uns 
3* ihren rund hat, dem Ausgefchlofienen den Zutritt fhon früher auss 
atten, 
Ue diejenigen, bie für muthwillige oder beirügerifche Bankeruttirer durch 
iges Erkenntniß erklärt, oder eines Meineides, einer Berfälfhung öffents 
tere, Privaturfunden oder Unterfchriften, ber abfichtlihen Verbreitung fal: 
zen oder fonft eines qualiñzirten Betruges nach richterlihem Uxtheil übers 
er wegen eines anderen Verbrechens zur Zuchthausſtrafe mit Verluſt ber 
[hen Rechte ober ber bürgerliden Ehrenrechte rechtékräftig verurtHeilt 
Re desgleichen wegen Berfhwendung oder Geiftesfhwäde unter Kuratel 
onen. \ 

Außerdem find bie Aelteften ber Kaufmannfhaft befugt, aud anderen 
ı dem $ 4. bemerkten Berfonen, welche nicht zur Korporation gehören, 
t zur Börfe zu verjagen, jedoch bleibt dagegen ber Rekurs offen, weil 
liche Urſache Niemand ausgefchloffen werden joll. 

Der jährliche Beitrag zu den Koften der Börfenverfammlungen iſt auf 
lex feſtgeſetzt, wird aber nur von tenjenigen Perfonen erhoben, welde in 
orie der in den 96. 7—10. des Etatuts vom 30. April 1824 erwähnten, 
sation nicht beigetretenen, oder von derfelben (wie Höfer und Viktualien⸗ 
ausgefchloffenen gehören. Der Beitrag wird in halbjährigen Raten 


„ beögleihen Perſonen, die nit zum Hanbelsftande gehören, find zu 
e verpflichtet. 
te Börfenverfammlungen werben täglih, mit Ausnahme der Sonn⸗ 
bis 1 Uhr Mittags gehalten. Getreideproben bürfen in der Börfe 
uk ausgeftellt werben, und Mäfler in der Börfe nicht vor 11 Uhr 
eben. 
J. BVer Verfammlung foll das Zeihen mit der Glocke durch einen der 
Mer pünktlich um 1 Uhr gegeben und ber Börfenjaal fodann geſchloſ⸗ 


k 

a en seiäfte im Börfenlokale müflen Montags und Donnerflage um 
B ein. > 
Beſtimmung bleibt fo lange in Kraft, als nicht veränderte Einrichtungen 
ıg und Abgang der Poften die Nelteiten der Kaufmannſchaft zu einer 
g der Hauptwechſeltage veranlaflen. 

‚ Wenn, zu Folge der Uebereinfunft: der Kontrahenten, Erklärungen über 
uß unterhandelter, ober über den Nüdtritt von abgefhloffenen Geſchäften 
efe erfolgen follen, fo müflen diefe Erklärungen von dem Theile, welcher 
sorbehalten hat, vor 1 Uhr abgegeben werben. 


Bei Getreideverfäufen am Börfenmarkte, welcher von den Kaufleuten 
6 3 Uhr nur im Börfenfaale gehalten werben darf, gilt in ftreitigen 
Betreff des Gewichts das im Gewahrfam der Nelteften der Kaufmanns 
zörſenhauſe befindlihe Korngewicht. 


Den zum Verkauf an der Börfe ausgeſtellten Getreideproben werben 
‚autenbe Zettel beigelegt, mit Angabe bes Duantums, ber Getreibes 
s Gewichts, des Sciffers, Fuhrmanns oder Speicherbodens, und mit der 
erfchrift des Verkäufers, worauf dann, nad geichlofienem Handel, bei 
2 „Gekauft zu... . . .” der Preis einzufüllen, und die Unterfchrift bes 
izufügen iſt. Lepterer erhält die Probe, ‚der Verkäufer einen der Zettel, 
x ben Kontrahenten einen vollen Beweis ausmachen und die Stelle eines 
Bertrags vertreten. Am Getreivemarkte ber Börfe werden Käufe und 
ur in Laften zu 60 Scheffeln abgeichloflen. . 

, De Dorkeher und die Beifiger ber Aelteften ber Kaufmannſchaft hal: 
: überhaupt bei allen VBerfammlungen der Kaufmannfhaft und der Aelte⸗ 
ibefondere auch bei ben Börfenverfammlungen auf Ruhe, Anftand und 


. Zur befferm Aufrehthaltung ber Orbnung an ber Bürfe wählen ir 












wie au j gi 
lehr angemeffen fetgenelt werben, 

& 17. Die Kurje von Wechſeln, öffentlihen Schuldp 
Montag und Donneritag, oder an den Tagen, welde wege 
Ren zu den Wechſelgeſchäften beitinmt werben: bie Pre 
He, Aſche und allen jenitigen Ausfuhrartikeln, fo wie bie 
und Minwoch; und tie Preiſe der Kolonial- und Gewürz‘ 
fegentellt. 

8. 18. Ge if ben Börjenfemmifiarien gefattet, ſacht 
Koure-, reis: und Frachtregulirung guzugiehen, 

$. 19. Die Beiitellung geidieht auf folgende Weiſe 
Wechfelgeſchaͤfte ($. 9.) um 1 Uhr verjammeln ſich jämmtl 
fenfommifjarien. Diefe erfordern von ben eriteren pflichtmäßi 
zu nehmende Anzeige: zu welden Kourien Wechſel, Geldſ 
Vreiſen Mauren aller Art; zu welchen Fracten Schiffe 
was dafür geboten; und, infofern -c& zur Beurtheilung ber 
derlich, auf welhe Eumme, Maum, Menge oder Gewich 
ſchloſſen worben it. Sie fönnen die gutachtiiche Meinung 
die Breife u. f. w. zu notiren find, erierdern, brauchen fid 
Diskujfienen einzulaflen, noch folde unter den anwefenben 
ten, fobald fie biefelben fie überflüffig halten. Sie find 
zweifelhaften Bällen von den Mäflern einen ſchriftlichen A 
bücyern, eber die Vorlegung der Taidenbüdyer felbft, je 
Namen ber Kontrahenten, zu verlangen. 

Auf den Grund ber foldergeitalt nad ten Angaben 
büdyern ber Mäfler gefanmelten Materialien beitimmen & 
Gegenwart der Mäfler u. f. w. bie zu notirenden Kourie, 
den, werüber ein von ben Mällern mit zu untergeichnendei 
wird. In Fällen, wo die Börjenfommiflarien fih nicht ei 
die Stimmenmehrheit, und im Fall einer’ Gleichheit der € 
Vorſtehers ber Nelteften der Kaufmnannfaft. 

Bei Der Regulirung ber Kourfe u. j darf Niemaı 
miffarien und ten von ihnen etwa —E Juge zogene 
lern, anweſend ſein. 

$. 20. Sogleih nach geſchehener Feſtſtellung werben 
Braten in Gegenwart der Mäfler von einem der Ber 


GAemh her Bars Merntirunaa-Mentmfnla in had Märtankn 
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bes Abſchluſſes des Geſchäfts, oder, wenn ber Abend darüber herangelommen 
1 fpäteflens am folgenden Tage zuzuftellen. 
3, 24. Die Börfenkommiffarien haben zunächſt darauf zu jehen, daß die Mäf: 
mn Berpflihtungen bei der Vermittelung und Abichließung der Sejchäfte, wäh⸗ 
Meer Dauer der Börjenverfammlungen und bei der Regulirung der Kourfe, Preiſe 
Beachten nachkommen. u 
m 235. Derjenige Mäkler, welcher, ohne ſich bei den Börfenfommiffarien mit 
2 Sinderungsurfahen entſchuldigt zu Haben, oder für eine gewille Zeit 
bt zu fein, aus der Börfenverfanmlung wegbleibt, oder ſich fpäter, ale feſt⸗ 
ar, einfindet, oder vor deren Schluß entfernt, verfällt in eine Strafe von 
Meihsihalern, und zwar follen an den Haupt: Wecfeltagen bie Mechfelmäfler 
Bölf bis Gin Uhr, die anderen Mäkler von halb Ein bis Ein Uhr, an den 
Bohentagen alle Maͤkler von halb Gin bis Gin Uhr am der Börfe gegen; 
n c Die Abänderung diejer Stunden bleibt den Nelteften der Kaufmanns 
jehalten. 
ige Mäller, welcher von der Regulirung der Kourſe, Breije und Frachten 
#, erlegi eine Strafe von Fünf Thalern. Derjenige Mäfler, weldyer ben 
emiſſarien bie Vorzeigung jeines Tajchenbuchs verweigert, verfällt in eine 
Bon Zwanzig Thalern. Der Mäller, welcher Kours-Blätter, Preisfourante 
fachtzettel ausgiebt, welche mit bem Börfenbuche nicht übereinftimmen, wird, 
Ba dem nachgewieſenen Falle eines Druckfehlers, den Gerichten zur Beftrafung 



























5:26. Diefe Etrafen werben von den Nelteiten der Kaufmannjhaft, auf bie 
der Börſenkommiſſarien, feſtgeſetzt. 
V. Verordnungen und Befauntmahungen, bie zur öffentlichen Kenntniß 
Bhandes zu Elbing gelangen ſollen, werben an ber Boͤrſentafel befeſtigt. 
j Racyrichten find als vollftändig befanmt gemacht anzufehen, wenn fie 
ander folgente Börfentage, mwährend ber gewöhnlichen Börfenzeit, an 
Michen Orte ver Borfe ausgehangen haben. Zur gewiſſeren Grreihung 
Hoffen jedoch dergleihen Belanntmadungen vor dem vierzehnten Tage 
ſemmen werden, wenn nicht etwa der Inhalt derfelben ausdrüdlid eine 
= des Aushanges beftimmt. 
k Nur die Aelieſten find berechtigt, Bekanntmachungen in der Form des 
anrlafien. Sie dürfen fid, aber niemals weigern, folchergeftalt fugleich bes 
Kmachen, was ihnen von öffentlidien Behörden zur Bekanntmachung zuge: 
BB. Brivatverfonen, fie mögen Mitglieder der Kerporation fein ober nicht, 
Me Anichläge, welche fie an der Börſe anheften zu laffen winfchen, dem 
j& zuftellen, ber die Anheftung veranlaſſen wird, wenn er fein Bedenken bas 
Bet. Bezweifelt er aber die Schicklichfeit, oder felbit die Rechtlichkeit der 
Angten Belanntmadhung, fo giebt er den Anſchlag im eriten Falle an ben 
Me zurüc, im andern Falle legt er ihn den Nelteiten zur Entſcheidung vor. 
WO. Die Derfteigerung von Waaren oder andern Gegenſtänden fann in dem 
Rune nicht anders als mit Borwiffen und Genehmigung der Nelteften der 
Bausıfchaft gefhehen. ben fo ift zur Benugung des Sunles M andern 
Wale den faufmännifhen Verſammlungen die befondere Genehmigung der 
ber Kaufmannihaft erforberlich. 
Bu. Die Schiffsabredyner find verpflichtet, täglich, bei Eröffnung ber Börfe, 
ber angelommenen und abgegangenen Schiffe, von denen ihnen bie Bes 
RK übertragen ift, an der Börfe auſchlagen zu laffen, und jede ihnen zugehende 
Be von Havarie oder Etrandung in der dertigen Gegend ſofert durch ſchrift⸗ 
Raeige und Anfchlag zur Kenntnis der Kaufmannfchaft zu bringen. 


32. Die Börfenfommiffarien find insbefendere verpflichtet, auf die Beob⸗ 
vdieſer Börfenorbnung zu wachen, und Vorjhläge, Anträge auf Abänberum: 
— Berbeffiemungen derfelben, ſobald fte folche der Erfahrung oder veränderten 


Ben angemefien finden, bei den Nelteften zu machen. Indeſſen ftchen auch 
Witgliede der Korporation dergleichen Anträge frei. 

BB. Die Nelteften der Raufmannfchajt führen ein Verzeichniß 

= alfer Bitglieder der Korporation; 

aller Unterfchriften ihrer Handlungsfirmen; 

Ir vollſtaͤndigen Namen aller Theilnehmer ber Handlung, fofern fie nict 
wufeihafter find; und 
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4) tie Familien⸗ und Taufnanıen derer, welchen pro cara ertheilt if, wä 
dig ausgefchrieben. 

Zu dem Ende follen alle jegige Mitglieder der Korperation acht Tag 
Bublitation diefer Börſenordnung, alle künftige aber fofert nad ihrer Arm 
nach Annahme einer Prokura, eine jchriftlihe Angabe vorſtehenden Inhallt mi 
Driginalprofura einreichen, wobei auch der Profurant bie Unterfchrift, vers a 
bedienen will, mit feinem velltändigen Namen veriehen, und baf er kin ge 
ausdrücklich bemerkt haben muß. Wer diefe Anzeige, audy nad, erfolgter Ruf 
rung von Seiten ber Melteften, unterläßt, it in eine Geldbuße von Funfzig M 
verfallen. Ben ben eingereichten Originalprofuren bat der Sefretür ber 
der Kaufmannichaft fofert beglaubigte Abjchrift zıı nehmen, und, daß ties gefä 
auf dem Sriginale zu vermerfen. Sodann wird letzteres der KHankiung 
gegeben, um foldyes auf dem Konipteir, wo der Prokurant arbeitet, aufzube 
und auf Verlangen benjenigen, welde daſſelbe vor Abſchließung oder Gi 
eines Gefchäfts einjehen wollen, vorzeigen zu können, 

Von allen eingegangenen und fünitig eingehenden Prokuren fell rin 
tifches Negifter nadı einem von den Aelteſten vorzufchreibenden Schema sei 
vorfallende Veränderung darin, und jever Nachtrag dazu, fofort und yunkll 
merkt werden, und ſolches täglich in ter Megiltratur der Aelteſten ıu 3 
Einfiht vorliegen. Der Eefretär Tell Dies Regiſter ber Prokuren führen 
befien tägliche Wichtigkeit und Vollſtändigkeit verantwortlich fein. Gine 
Abſchrift dieſes Verzeichniſſes iſt dem Stadtgerichte zu Elbing mitzuikeilm, 
vorkommenden Veränderungen find demſelben monatlich auzuzeigen. 

Uebrigens müͤſſen die Prokuren, ohne Ausnahme, entweder gerichilich 
Notar und Zeugen beglaubigt fein, auch die Beſtimmung enthalten, baf 
furant unter ter Unterichrift ber Kirma, oder des Namens des Prinz 
‚ eigenen Namen mit ben Benerfen, daß er per procuram gezeichnet halzj 
fügen fhuldig, ale 3. B. in felgender Form: 

pr. Pa. Adam et Comp. 

Borde. . 

zeihnen müſſe. Prokuren, welde nicht nad) den vorftehenben Bericriundig 
tet find, follen zur Bekanntmachung auf der Borfe nicht angenommen 6 

8. 34. Die zum Belten des Handels in Elbing öffentlich angaät 
nen, beſonders diejenigen, deren Wahl den Melteiten ber Kaufmanniik N 
ftehen zunächſt unter der Aufſicht und Disziplin Dieter legteren. Den DM 
daher auch tie Befugniß zu, jene Perienen zur Erfüllung ter ihnen ® 
Amteverbindlichkeiten anzuhalten, und ©eltitrafen, welche tie Geſete deM 
Amtsinitruftienen für gewiſſe wälle anordnen, mit Vorbehalt des Rekurie. 
wirft zu erflären. Erhebliche Dienitvergehben werben dent Magiſtrate F 
Unterfuhung und weiteren Veranlaſſung angezeigt. 

835 Die in folge Dieter Börfenertnung ven den Aelteſten ter 
ſchaft reitgeießten Geldſtrafen fliegen zu der ſtädtiſchen Armenkaſe. 

6. 36. Die Befuaniß, gegen Verfügungen oder Strafbeitimmunge te 
teilten und der Börienfomminarien Rekurs au ergreifen, muß auf dieintis 
fohnitte des Status vom 30. April 1824 vorgeichriebene Weiſe aueégtübt TR 

6. 37. Jedem jegigen und künftigen Mitgliede ter Korporation, fett 
ler und Schiffsabrechner Toll ein Eremplar dieſer Ordnung zugefertigt wi 

Gin Eremplar ter Börſenortnung wirt und bleibt an ter Vorie ar 

Wir beitätigen dieſe Börſenordnung bierturdh in allen Punkten m 
daß darüber ven Unſeren Behörden und dem Handeloſtande Teit gehalten I 

(G. S. 1830 ©. 73.) 

V. Börfenordnung für die Korporation der Lu 
[haft zu Stettin, v. 17. März; 1832. 

Wir Friedrich Wilbeln sc. :c. haben beſchloſſen, für tie tue du 
v. 15. Nov. 1821 konſtituirte Korporatien der Kaufmannſchaft zu SM 
Börſenordnung zu erlaften, und verordnen demnach wie folgt: 

$. 1. Die Börfe it Lie unter Genehmigung des Staats gehiiter 
lung von Kaufleuten, Mäklern, Schifiern und andern Perſenen, zur Mi 
des Betriches taufmänniſcher Gefchäfte aller Art. 

8. 2. Ausgeſchlehen von vn Ariemerlauumlumgen find: 

1) Perſonen weiblihen Bcnleits,, 
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Berfonen, welche erweislich nicht des Handels, fondern anderer bemielben frem⸗ 
ber Zwecke wegen ſich einfinden; 
Diejenigen Kaufleute, fo wie diejenigen Handeltreibenden ohne faufmännifche 
echte, welche in Konkurs gerathen find, oder ihre Zahlungen eingeſtellt Haben, 
Wer mit ihren Krebitoren über einen außergerichtlichen Vergleich unterhandeln. 
Ausſchließung ſolcher Perfonen dauert fo lange, bis der Konkurs aufgeho: 
Ben oder beendigt ift, oder bie Krebitoren durch Vergleich abgefunden, ober durch 
Bagere Befriftung beruhigt find; es wäre denn, daß die Vorſteher der Kauf 
mnfcyaft, wenn fie fidh überzengt haben, baß bie Infolvenz allein in wirt: 
2 Unglüdsfallen ihren Grund hat, dem Ausgeichloffenen den Zutritt fchon 
über ansbrüdlich geftatten; 
Be diejenigen, die für muthwillige ober betrügerifche Bankeruttirer durch rechts⸗ 
figes Erkenntniß erflärt, ober eines Meineives, einer Berfälfhung öffent⸗ 
ber Bapiere, PBrivaturfunden oder Unterfhriften, der abfichtlichen Verbreitung 
Micher Münzen , oder fonft eines qualifizirten Betruges, nad richterlihem Urs 
Ba, üiberwiefen, oder wegen eines anderen Verbrechens zur Zudhthausftrafe, 
Berluſt der kaufmänniſchen Mechte oder der bürgerlihen Ehrenrechte, zechtes 
Big verurtheilt worten find; besgleichen wegen Verſchwendung ober Geiſtes⸗ 
he unter Kuratel geſetze Perſonen. 
8. Außerdem find die Börfenfommiffarien befugt, auf ben Grund eines 
j der Vorſteher der Kaufmannſchaft, aud anderen, als den im 6. 2. be⸗ 
icht zur Rorporation gehörenden Perſonen, ben Zutritt zur Börſe zu vers 
Moch bleibt dagegen der Rekurs offen, weil ohne erhebliche Urſachen Niemand 
sen werden foll. 
5. Die Börfenverfammlungen werben dreimal in der Woche am Montage, 
Bund Preitage, mit Ausnahme der einfallenden Feſttage von 12 bis 14 Uhr 
faufmännifchen Börfenlofale gehalten. 
Weſtimmung bleibt fo lange in Kraft, ale nicht das Interefie des Han- 
FAn veränderter Poftenlauf tie Borfteher der Kaufmannfhaft zu einer 
migung der Megierung zu bewirfenden) Aenderung veranlaflen. 
enn, zufolge der Lebereinfunft der Kontrahenten, Grflärungen tiber 
me unterhandelter, ober über den Rüdtritt von abgefchloffenen Geſchaͤften 
deſe erfolgen ſollen, fo müſſen dieſe @rflärungen von bem Theile, welcher 
Fporbehalten bat, vor 14 Uhr abgegeben werben. 
Bw Die Negnlirung der Kourfe von Wechſeln, öffentlihen Schuldpapieren 
; fo wie der BreissKourante von Material: und @etreidewaaren, des⸗ 
er Echiffsfrachten gefchieht an ber Börſe nach jebesmaliger Beendigung 


i Geld⸗, Wechſel⸗ und Fondekourfe werden Montage und Freitags, bie Waa⸗ 
Misfontante und Schiffsfrachten aber an jedem Montage feftgeftellt, bis hier: 
Ewa, wie im 8. 4. bemerft, eine Abänderung nothwendig wird. 


„7, Den nad $. 67. des Siatuts vom 15. November 1821, von den Bor: 
aufmannfchart erwählten Börjenfommifiarien liegt die Negulirung ber 
’ en Feſtſtellung auf folgende Weije gefchieht. 
Dem Schluſſe der Börfe verjammeln fih fämmtlihe Mäkler um die Bör: 
Marien in einem bejonderen Zimmer. Diefe erfordern von den erflern 
ge, auf ihren Amtseid zu nehmende Anzeige, au welchen Rourfen Wechſel, 
* und Fonds, zu welchen Preiſen Waaren aller Art, zu welchen Frachten 
8 


















se Haben geweien find, und was dafür geboten, und in fo fern es zur Be⸗ 
ag der richtigen Notirung nothwendig ift, auf welde Eunme, Raum, Menge 
Reicht u. f. w. wirklich abgeſchloſſen worben fit. Sie können die gutachtliche 

Der Mäfler darüber, wie die Preife u. f. w. zu notiren find, erforberm, 

5 aber fih mit ihnen in feine Diskuſſionen einzulaffen, noch folche unter den 
wen Mäflern felbft geitatten, fobald fie dieſelben für überflüffig Halten. 
D befugt, in wichtigen und zweifelhaften Fällen von den Mäflern einen fhrift: 
28 aus ihren Taſchenbũchern, oder die Vorlegung ber Taſchenbücher ſelbſt, 
wait Berbedung der Namen der Kontrahenten, zu verlangen. 
-8. Auf den rund der folhergeftalt nad den Angaben oder aus den Ta: 
[ der Maͤkler gefammelten Materialien beſtimmen die Börfenfommiffarien, 
Buwart ber Mäfler, die au notirenden Kourſe, Waarenpreife und Frachten, und 
. .berüber ein von den Maͤklern mit zu unterzeichnendes Protokol auf. 
un; üllen, wo bie beiden Börfenfommiffarien fich nicht einigen Tonnen, wm: 
NL On 3 N 
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fepeibet bie Stinme des Obervorſtehers der Kaufmannfchaft, der zu dieſen Oak! 
nach vollendeter Keursregulirung auf der Börje anmwefend fein muß; in Ucke 
rungefälfen wird ter Obervorſteher aud hier von feinem Stellvertreter wohl 
($. 35. tes Statuts für die Kaufmannſchaft, vom 13. November 1821.) 

6. 9. Bei der Megulirung und Beitftellung der Kourie, WMaarenyreifı 
Frachten darf, außer tem Oberrorſteher oder deſſen Stellvertreter, den Yirial 
niifarien und den Mäklern, Niemand zugegen fein. 

$. 10. Sogleid nach geſchehener Fefiſtellung werben bie Kourſe, 1 
Frachten in Gegenwart ter Mäkler von einem ber beiten Börfenfommieris 
dem $. 8. erwähnten Protokel in das Börjenbud eingetragen. 

Aus dieſem Börſenbuche können bie Maͤkler die Preiekourante, Komss 
Frachtzetiel zur Bertheilung an ihre Kunden in der Etadt drucken laffen, I 
telben jetody, bei Vermeidung einer Strafe von Fünf Thalern für jeben # 
ventiondfall, nicht nach anderen Orten verfenden,. 

Findet fich Fein Müfler bereit, den Drick der Koursgettel zu beforgen, I 
es den Vorſtehern der Kaufmannihaft ob, den Drud auf Koſten der Keag 
zu b irfen. Auch find dis Vorſteher verpflichtet, Die Kourezettel auenigel 
biejerligen Behörden einzureichen, welche die Regierung in Stettin ihnen uf 
machen wird, 

8. 11. Die Kourszettel und Preisfourante dürfen nur mit Wen 
gleiten ſein, weiche fih in Thatfachen gründen, nicht aber mit ſolchen, * 
Schluͤiſe, Vermuthungen, oder uͤberhaupt die eigenen Anſichten bes He 
entwickeln, widrigenfalls der Leptere in eine Strafe von Fünf Thale FR 
Vebertretungafall verfällt. 

6. 12. Die Kourszettel und Preiskourante ſollen, in fofern fie mi 
$. 10. gedachten Börfenbuce und dem $. 8. erwähnten Protolkole ü 
auch in ſtreitigen Faͤllen den richterlichen Entſcheidungen zur Grundlage W 

8.13. Der Mäkler, welder Koursgettel und Preisfourante ausg 
dem Börſenbuche nicht übereinftimmen, verfällt, außer dem nadhgewicjenn B 
Druckfehlers, in eine Beldftrafe von Zwanzig Thalern. 

Iſt die Ausgabe der falſchen Kourszettel und Breisfourante im beik 9 
ficht geſchehen, ſo wird er überdies den Gerichten zur Beſtrafung überall 

$ 14. Ten Börjenfommiflarien liegt zunädt, nah 6. 67. des 
15. Novbr. 1821, die Schaltung der äußern Ordnung bei den Börjenon 
ob, und it deninadı Jeder terielben befugt, Perſonen, welche die Sk 
Börfe durd, Aufjehen und Aergerniß erregende Streitigkeiten, oder auf mM 
Hören, jefert umd ohne alle Grörterungen der Urfachen bes Streites uk WM 
rungen, von der Boͤrſe entfernen zu laſſen, wobei die Polizei auf Griedem 
zu leiften verpflichtet iſt. 

$. 15. Ueberdies haben bie Börfenvorfteher auch darauf zu jeher. 
Mäkler ſich zu rechter Zeit zur Borſe einfinden, fih vor Beendigung ft 
regulirung nicht entfernen und ihren Verpflichtungen bei ber Bermittelung 
fhließung der Geſchäfte, während der Dauer der Börfenverfammlungen w 
lirung der Keurfe, Breite nnd Frachten nachkommen. 


$. 16. Der Mäfter, welcher, chne fih bei den Börfenfommifjarien ui 
lichen Hinderungs-Urſachen entichuldigt zu haben, oder für eine gemife 3a 
laubt zu jein, and der Boͤrſenverſammlung fertbleibt, oder ſich ſpaͤter einnod 
vor deren Schluß entfernt, verfällt in eine Straſe von Einem bis Fuünf ZU 

Derjenige Makler, welcher ven der Regulirung ber Kourje, Breiie urdß 
ganz megbleibt, eust eine Geldbuße von Fünf Thalern. — Derjenige Ri, 
der in ben 5. . bezeidineten Faͤllen, ten Börſenkommiſſarien die Berlegum 
Taftenbudys” perweigert, verfällt in eine Strafe von Zwanzig Thalern. 


$. 17. Die Verſteher der Kaufmannichaft führen ein Verzeichnij: 
1) aller Mitglieder ter Korperation, 
2) aller Unterfchrirten ihrer Handlungsfirmen, 
3) der vollitändigen Nanıen aller Theilnehmer der Handlung, ſofern fie il 
Geſellſchafter find, 
4) derjenigen Kerporationsmitglieder, welche fih zum gerichtlichen Kenkurje 
eder ihre Zahlungen einſtellen, und die Kreditoren zuſammenrufen laven; 
5) die Familien- und Vornamen derer, welchen Prokura ertheilt ik, wei 
ausgeſchrieben. 
Zu dem Ends ſollen alle jerige Mitaliiner der Kotgerokien, adıt Tage zaf 
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dieſer Ordnung, alle künftige aber fofort nad ihrer Aufnahme, nad Uns 
einer Firma, oder Ansftellung einer Profura, eine fchriftlihe Angabe vors 
me Inhalts mit der Originalprofura einreichen, wobei auch der Profurant die 
brift, deren er ſich bedienen will, mit feinem vollitändigen Namen verſchen, 
B er dies gethan, ausbrüdlicd bemerkt haben muß. 
. 28. Wer diefe Anzeige auch nad erfolgter Aufforderung von Seiten ber 
en unterläßt, ift in eine unerläßliche Geldbuße von Kunfzig Thalern verfallen. 
19. Bon den eingereihten Driginalyrofuren bat der Sekretär ber Vorſteher 
mufmannſchaft ſofort beglaubte Abjchrijt zu nehmen, und daß dies geſchehen, 
5 Driginal zu vermerken. 
odann wird Ießteres der Handlung zurüdgegeben, um folches auf bem Konp⸗ 
vo der Prokurant arbeitet, aufzubewahren, und anf DBerlangen benjenigen, 
Safeibe vor Abfchließung oder Grfüllung eines Gefchäfts einfehen wollen, vor⸗ 
u fönnen. 
720. Bon allen eingegangenen und künftig eingehenden Prokuren foll ein 
Wifches Regiſter bei: den Vorftehern geführt, jede vorfallende Beränderung 
Damd jeder Nachtrag dazu, fofort und pünftlid vermerkt werden, und foldyes 
we Sekretariat der Vorfteher zu Jedermanns Binfiht vorliegen. Der Se⸗ 
BL dies Hegifter der Prokuren führen, und für befien tägliche Richtigkeit umb 
Belafeit verantwortlich fein. 
Mebrigens müſſen die Profuren ohne Ausnahme entiweber gerichtlich 
8 Rotar und Zeugen beglaubigt fein, auch die Beitimmung enthalten, daß 
rant unter ter Unterfchrift der Birma ober Des Namens bes Prinzipale, 
men Namen, mit dem Bemerfen, daß er per procuram gezeichnet Habe, 
jen ſchuldig, alfo 3. B. in folgender Form: 
: | p. Pa. NO Comp. 


Me. Prokuren, welche nicht nah den vorflehenden Vorfhriften einges 
rollen zur Belanntmachung auf der Börfe nicht angenommen werben. 


Die Feſtſetzung der in den 66. 10. 11. und 13. angeordneten Strafen 
Bf den Antrag der Vorſteher der Kaufmannſchaft, durch den mepiſtrat zu 
m auch die exekutiviſche Einziehung derſelben zuſteht. Ste fließen zur 
Arxmenkaſſe. Gegen dieſe Strafen ſteht der geſetzliche Rekurs an die vor⸗ 
Behörden offen. 
Die in den 68. 16. und 18. angeordneten Strafen werden von den 
m der Kaufmannſchaft feſtgeſetzt, und fließen zur Armenkaſſe ber letztern. 
m des Rekurſes gegen dieſe Strafen an den Magiſtrat, fo wie wegen 
9 berfelben durch die Berichte, verbleibt es bei den Beſtimmungen der 
unb 106. des Statuts vom 15. November 1821. 
234. Men jegigen und Eünftigen Korporationsmitgliedern und Mäflern foll 
plar biefer, auf Koften der Kaufmannſchaft befonders abzudruckenden, Börs 
Bug zugeftellt werben. Außerdem wird und bleibt ein Exemplar berfelben 
EiBörfe ausgehängt. 
‚betätigen diefe Börſenordnung in allen Punkten, und wollen, daß barüber 
Behörden und dem Handelsſtande feft gehalten werde. 
, &:1832 ©. 121.) - 


eglement v. 25. u. 26. Sept. 1820 für die innere Polizei 
ber Börje zu Kölln. 


Die Börfe wird täglich, mit Ausnahme der Eonn: und gefeplichen Feiertage, 
bis 1 Uhr Mittags gehalten, und die Gröffnung fowohl wie der Schluß 
al mit einer Glocke angekuͤndigt. 
J Die Boͤrſe ſteht allen Bürgern, bie ihre politiſchen Rechte ausüben, und eben 
Fremden offen; doch darf Fein jaillirter Kaufmann auf derſelben erfcheinen, 
nicht wieder rehabilitirt if. 
Die Ramen und Wohnungen der Wedel: und Waaren:Mäfler müffen im 
" Borſe an einem fihtbaren Orte auf einer Tafel bezeichnet fein. An bem 
müflen au die Namen jener Mäfler angeheftet werben, bie wegen 
ug ihrer Kaution von ihren Verrichtungen fuspendirt worden find, fo wie 
geftorben oder abgefeßt find, oder ihre Entlaſſung gegeben haben und deren 
eflamirt if. 
e if einem Jeben unterfagt, fi mit den Berritangen ver rar: undı 


Al*r 
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Baoren s Möller zu befaflen, weber im Innern noch außerhalb ber Bö 
ſteht es den Kaufleuten und Banquiers frei, ihre Papiere unter ſich und 
ſelbſt zu verhandeln, desgleihen An: und Verkäufe zu maden, ohne Dazn 
der Wechfel: und Waaren:Mäfler. ' 

5) Wenn die PVetheiligten es verlangen, müſſen bie Wechfels um 
Maͤkler vor ihrem Weggehen von der Börte jenen Perſonen, bie ihrer i 
haben, fowie ihren Kollegen, womit fie über ein Geſchäft einig geworden 
von ihnen unterzeichnete Nachweijung über die Verhandlungen und O 
die fie gemacht haben, auf Stempelpapier ausfertigen. 

6) In der Börfe muß ſich ein befonderes Kabinet befinden, worin bi 
und Woaren s Mäfler zur Befolgung der Aufträge fich vereinigen, bie ſi 
vor der Börfe oder während dertelben erhalten haben. Der Eintritt zu t 
binete ift nur den Wechſel⸗ und Maaren: Mäftern geftattet, bie ſich baf 
durch andere PBerfonen dürfen vertreten laflen. 

7) Bei der erften Eröffnung der Börfe, die in den erften vierzehn Tage 
Genehmigung des gegenwärtigen Reglements flatt haben wird, ſollen Ki 
und Waaren-Mäfler zur Wahl der Syndiken und Beigeordneten fchreiten 
eines Syndiks und eines Beigeorbneten für die Wechfel: Däfler, und eine 
und zweier Beigeordneten für die WaarensMäfler. Die Syndife und Bey 
üben, in Gemäßheit ber beftehenden Gefepe, die innere Polizei ans, fi 
Uebertretungen der Geſeze und Verordnungen nad, und bringen fe jur. 
der betrefienden Behörde. 

8) Die Verrihtungen der Syndike und Beigeorbneten währen ein je 
defien Ablauf die Erneuerung durch abzuhaltende Mahl vorgenommen weh 

9) Die Kourfe, wozu die verfchiebenen Operationen Anlaß gegeben jah 
den nach der Börje gefammelt, und auf die Rourszettel durch die Mechiel: un I 
Mäfler eingetragen. Diefe Kourszettel, gehörig gezeichnet von den Sich 
Beigeorbneten, werten an ber Börfe angeheftet, und auf Betreiben ber 
Beigeorbneten in die öffentlichen Blätter der Stadt eingerüdt. Die 
tragen die Wedel: und Waaren-Mäfler gemeinſchaftlich 

10) Rachdem der Schluß ter Börfe durch die Glocke angekündigt # 
derjelben weiter Fein Geſchäft gemacht werben. J 

11) Der für den Dienſt der Börſe ernannte Aufſcher wird in * 
Wohnung nehmen. Dieſer Aufſeher bezieht eine jaͤhrliche Beſoldung ra# 
Berl. Kour., die vom Handeleitande bezahlt wird. Er muß für die 
Meinlichkeit im Innern der Börfe Sorge tragen, und die Eröffnung un M 
derjelben mit der Glocke anzeigen. 

123) Gegenwärtiges Reglement, welches gemeinfam mit dem K. Geh 
bierfelbft entworfen ift, fell einer K. hochlöbl. Reg. zur Benehmigun v 
werden. Kölln, den 25. Septeniber 1820. 

Der Ober :Bürgermeifter. 
Kir denielben: 
Der itellvertretende Beigeorbnete, 
FR. v. Monſchap. 

Nach Einficht vorſtehenden Regl. über die innere Polizei der Berſe g 
und nach vorgenommener Prüfung feiner Uebereinſtimmung mit den beiche) 
fegen und Verordnungen, genehmigen wir daffelbe hiermit, und befehl, I 
fogtes Neal., feinem ganzen Inhalte nad, in Vollzug gefeßt, und tuf ta 
bleiben foll, bis wegen der Borjen überhaupt oder der Börſe zu Köln ini 
ein Allerh. Orts beftätigtes Negl. oder Statut erlaffen werben wirt. 

Kölln, den 26. Sept. 1820. 

Königl. Preuß. Regierung. 

(a. IV. 525. — 3. 32.) 


Zweiter Abfchnitt. 


Von den Perhältnifen der nicht in eine Innung anfgersumn 
Gewerbetreibenden. 


Die neuere Gewerbe-Gefepgebung des Preuß. Staates, ausgeht 
bem Prinzip der Gewerbekreiheit, erkennt ale Grundjag ü 
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I6ffländige Bewerbebetrieb nicht von dem Beitritte zu 
Innung abhängig gemacht werten dürfe. Dies war bereits in dem 
2. Rov. 1810 66. 16. und 17. I) ausgeſprochen, wonach: „der Ge⸗ 
fein demjenigen, auf deſſen Namen er lautet, das Recht geben 
Im ganzen Umfange des Staates das in demfelben benannte Gewerbe 
ben,” und: „feiner Korporation und feinem Einzelnen ein Wider» 
redht biergegen zuftchen ſollte.“ In Uebereinſtimmung hiermit hatte 
ut das Ep. v. /. Sept. 1811 über die polizeil. Verhältniſſe der Ge⸗ 
ıngeordnet, „daß auch derjenige, welcher bisher nicht zünftig war, auf 
feines Gewerbeſcheines jedes Gewerbe treiben dürfe, ohne deshalb 
get zu fein, irgend einer Zunft beizutreten, und daß er deſſenungeach⸗ 
öhtiget fein folle, Lehrlinge und Gehülfen anzunebmen“ (66.6. u. 7.); 
ben, „daß wer bisher zünftig war, dein Zunfiverbande zu jeder Zeit 
n dürfe” ($. 14.) ?). 

lernach war es in das freie Belieben eines jeden @ewerbetreibenden 
b 0b er ſich einer Korporation feines Gewerkes anfchließen wolle 


bt. 
hergl. das Nähere hierüber in Bp. I. S. 248—234. 

allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 hat für den ganzen 
g der Monarchie dad Prinzip der Bewerbefreiheit aufges 
ad indem fle das Bortbeftehen der noch vorhandenen Älteren In⸗ 
. fowie die Bildung neuer Innungen zuläßt, verbietet fle zugleich 
ang zum Beitritte zu einer Innung ($$. 94., 101. ff.) ). 
Brundfäge, von welchen fie für die Beurtheilung der Verhältniſſe 
emwerbetreibenden, welche nicht Mitglieder einer Innung find, 
stgeben ſich aus folgenden Beitimmungen: 

geſetzlich beftehenden Korporationen von Gewerbetreibenden (Ältere 
fangen) dauern zwar fort; doch foll vie Befugniß zum Des 
be eined Gewerbes, für welches in dem Orte oder 
Arikte eine ſolche Korporation (Innung) beftebt, von 
m Beitritte zu derjelben nirgends abhängig fein (f. 94.). 
fe Mitglieder beſtehender älterer Innungen fönnen nach vollftändiger 
Füllung ibrer Verpflichtungen außfcheiden, und dürfen das Ges 
erbe nach dem Austritte fortiegen ($. 96.). 

eu gebildeten Innungen dürfen niemals ausfchließliche Bes 
erbeberechtigungen beigelegt werden ($. 101.). 

© Beitritt zu einer Innung fchließt die Befugniß nicht auß, zugleich 
lche Gewerbe, für welche die Innung nicht gebildet ift, zu betreiben, 
Die an andern Innungen Theil zu nehmen ($. 111.). 

erx Austritt aus einer neu gebildeten Innung ift in gleicher Art, 
@ auß älteren Innungen ($. 96.) zuläffig ($. 116.) 

elbſt die Ausichliepung aus einer Innung Hat nicht unbedingt 
® Berluft der Befugniß zum fernern Betriebe ded Bewer» 
® zur Bolge (S. 117.). 

sch durch Ortsſtatuten dürfen feine Beflimmungen eingeführt 
reden, welche den felbfiftändigen Gemerbebetrieb weiter einfchränfen, al& 
rd) die Gewerbe⸗Ordn. beftimmt ift; oder welche den Innungs⸗ 
&tgliedern ausfchließliche marerielle Wortheile in Bezug auf den Ge⸗ 
’whbebetrieb hbeilegen ; oder welche den Zwang zum Eintritt in eine In⸗ 
Ing anordnen, oder eine Innung für gefchloffen erklären ($. 170.). 
B ergiebt ſich Hieraus, dag an fich in Bezug auf den freien Ge⸗ 
Betrieb ein Unterfchied awifchen ſolchen Oewerbetreibenden, die Mite 


Vergl. Bo. I. ©. 87. 
Best. Bo. I. S. 90. ff. 
Bergl. Br. L €. 118. f. 
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glieder einer älteren ober einer neu gebildeten Sanung find, u 

werbetzeibenden, hie Keiner Innung angehören, nicht Ratıfins 
daß der Beitritt zu einer Innung für den Ginzeinen fein 
lien Vortbeile gewährt; vielmehr nur in der Theilnahme an ka 
und nit unmittelbar mit dem Gewerbetriebe in Bo 
Rebenden Borthetlen der Innungen beſteht, wovon Gereill:in 
Ray. 3. Zit. 1., Haupt. 3. die Mede geweſen iſt. (Oben ©. Bi 
In Bere: der Befugniß zur Haltung von Eehrlinge 
gegen. aflerbings ein Unterfchied hinſichts ſolcher Gewerbetreibeei 
einer Innung angehören, und foldyer, die nicht Mitglieder ı 


nung find, Ratt, indem bei legtern eine befonbere Brafım 


muß, um dies Recht gu erlangen. 

Bergl. hierüber das Nähere unten in Abfchn. MI, Kap. L 3 
ber Befugniß der Gewerbetreibenden zur Haltung con Vehelſen 
und Lehrliagen) 

VUeäeber? die Zuläffigkeit der Führung des Meifter-Kitel 
unzünftiger und D der aus beſtehenden Innungen ausgetreten 
werker (vergl. $$. 96. und 116. Der Bew. Drön.) find ergangen 


a) Bublit. der K. Reg. zu Potsbam v. 13. Sept. 1817, 


Die Brage: „ob — en, auf Gewerbe⸗Schein fi | 

N 
er f em, 

gie wie aehört, alſo kein —2* gefertigt haben, ——— 


—— bat fein Geſeß ben günfligen Sıheilern das Borrecht hl 
aus[hliefungeweife Meifter zu neuen. 
- Doc bleibt es ben in der Innung befnbligen Meiſtern v 
Meiſter zu nennen. 

(A. 1.58 — 3. 31.) 


b) R. der K. Min. dv. 8. (lottwoe) und des I. (v. M 
16. Ott. 1845 an die K. Reg. zu N. 


Der in dem Ber. der K. Reg. v. 4. v. M. vergetragenen Anfidt ! 
Handwerfer, welder — ohne einer Innung anzugehören — auf 
werbesOrdn. v. 17. Jan. d. 3. fein Gewerbe felbäftändig betreibt, tie 3 
Meiftertitels polizeilic zu unterjagen jei, kann nicht beigeitimmit merden. 
davon, daß für die Aufrechterhaltung eines derartigen Verbots fein polizeuide 
obwalten würde, fehlt es auch an jeder gefeglichen Begründung der Anke 
die Mitglieder der Annungen fi) Meiſter nennen dürfen. Die Iegtere 9 
iR fhon vor Aufhebung des Zunftzwanges allen Handwerkern beigelg 
welche entweder als zünftige Meifter oder als Freimeifter ihr Gewerke ft 
ausübten, fie war daher zu Feiner Zeit an bie Eigenfhaft ale Mitglied 
nung gefnüpit, und jo wenig den Mitgliedern der in den älteren Kantedl 
Monardie nody vorhandenen Innungen feit der Aufhebung des Zunftr 
ausichließlihe Befugniß zur Führung des Meiſtertitels zugeitanden wort 
wenig fönnen Die Mitglieder der Innungen in den ehemals Eihfide 
teilen verlangen, daß ben @ewerbetreibenden, welche auf Grund be 
ordnung die felbfiftändige Ausübung ihres Gewerbes beginnen, die Aneig 
Titels verboten werde, 

(Min. BL. d. i. V. 1845 ©. 316. Nr. 353.) 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Gewerbe-Gchülfen, Gefellen, Schrlingen und Fahrik) 
Erfted Kapitel. 
Bon den Gewerbe⸗Gehülfen, Gefellen und Lehrlin 


VBorbemertung, 
Die Handwerter, weile ihr zum — url 







— 
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3 Gefugt find, zerfallen in zwei Kathegorien, nämlich erfilich 
slien oder Gehülfen, und zweitens die Lehrlinge. 
fe im Deutfchen Zunftweien von jeher beftandene Eintheilung, welche 
. R. Th. 11. Tit. 8. Abſchn. II. beibehalten hat, ift auch in der 
Bew »Drdn. v. 17. Ian. 1845 anerkannt, deren fiebenter Titel 
Gewerbe⸗Gehülfen, Sefellen und Lehrlingen banbelt. 
Gewerbe⸗Gehülfe oder Befelle ſteht in der Mitte zmifchen 
iſtſtändigen Semerbetreibenden und dem Lehrlinge. 
iR bier hervorzuheben, daß diefe Eintheilung ſich nur auf den 
erkerſtand, nicht aber auf andere Gewerbetreibende bezieht, wes⸗ 
5 der $. 161. der Gew.Ordn. beftimmt, daß die beir. Vorſchriften 
—160.) £eine Anwendung finden auf die Gehülfen und Lehrlinge 
befer und Kaufleute, und auf die Werkmeiſter in den Fabriken, de» 
yältniffe zu ihren Lehr⸗ und Arbeiräherren fernerbin nach den bis⸗ 
Vorſchriften beurtheilt werden follen. ' 
rauf die Lehrlinge der Handwerker bezieht ſich daher auch die 
Jew.»Drdn. gegebene Definition des Ausdrudes „Lehrlinge“. 
46. a. a. D. beſtimmt nämlich: 
Lehrlinge find nur biejenigen Perfonen zu betrachten, welche in der durch 
rvertrag ausgefprochenen Abfiht bei einem Lehrheren eintreten, um gegen 
oder unentgeldlihe Hülfsleiftung ein Gewerbe bis zu derjenigen Wertigfeit‘ 
a, welche fie zu Geſellen befühiget. ($. 157.) 
8.157. a. a. O. aber ordnet an, daß der Lehrling nach vollſtaͤn⸗ 
Wllung des Lehrvertrages auf Prüfung über die einem Befellen 
nntniffe und Bertigfeiten und auf feine förmliche Entlaffung an« 


e. 
8.0.9. Febr. 1849 deklarirt im $. 44. den Begriff „kehrling“ dahin: 
hrling iſt Jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn zur Erlernung 
bes in Arbeit tritt, ohne Unterfchied, ob die Erlernung gegen Lehrgeld 
Bigelbfihe Hülfsleiftung Statt findet, ober ob für die Arbeit Lohn geges 






Erfter Titel. 


e Befugniß der Bewerbetreibendben zur Haltung von Gehüls 
fen, Befellen und Lehrlingen. 


Das A. 2. M. beftimmt hierüber im Th. 11. Tit. 8. $$. 268—272.: 

* nur zünftige Meifter haben das Necht, Lehrburfchen anzunehmen und 

alten. 

bs. Doc kann diefe Befugniß auch dem vom Staate gefehten Freimeiſter 

itten werben. , 

70. Die Annahme und das Losfprechen folcher Lehrburfchen muß aber bei 

: des Orts gefchehen. 

71. Wer nad erlernten Handwerke in den Soldatenfland getreten if, 
erhaltenem ehrlichen Abſchiede fih mit feinem Handwerke ferner nähren, 
er das Meiſterrecht zus erlangen ſchuldig ift. 

72. Bill er aber Lehrburfhen annehmen, ober Gefellen halten, jo muß 

feidy jedem Andern, ald Meifter gehörig aufnehmen laſſen. 


Das Gewerbe-Bolizei-Ed. v. 7. Sept. 1811 modifizirte diefe Vor⸗ 
‚ indem daſſelbe im $. 7. beflimmte, daß auch nicht zünftige 
treibende berechtiget fein ſollten, Lehrlinge und Gehülfen anzunehmen ; 
ste der $. 13. a. a. DO. hinzu, daß Niemand Lehrlinge und Gehül« 
ehmen dürfe, deffen Unverbächtigfeit und Befugniß, fich dergeſtalt zu 
ten, nicht nach den allgemeinen Polizei⸗Geſetzen erwiefen fei. 
©. 1811 ©. 264.) 


. Die Gew.⸗Ordn. v. 17. San. 1845 endlich eriheilt im 5. - 
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einem Jeden, ber befugt if, ein flehendes Gewerbe ſelbſt 
betreiben, auch das Necht, Gchülfen und Befellen zu bi 

Was dagegen die Befugniß zur Haltung von Xehrlin; 
fo flelt der $. 126. a. a. DO. zwar den Grundfag auf, daß | 
Jeden zuftehen folle, der zum ſelbſtſtändigen Betriebe eine 
Gewerbes befugt ift, fügt indeß jogleidh Hinzu, DaB diefe Beiuar 
foweit Statt finde, al® nicht die Berimmungen ber 8. 12: 
Befhränfungen enthalten, und der $. 170. Wr. 5. a. a. O. 
daß an den durch die $$. 126. bis 132. beſtimmten Bedingung: 
fugniß Lehrlinge zu halten, durch die Ortsſtatuten Nichts gei 
den dürfe. " 

Die $$. 127. bis 132. a. a. D. fielen nun aber zweier! 
der Ausſchließung von dem Mechte, Lehrlinge zu halten, auf, nä 

1) ven Mangel moraliſcher Qualifikation, und 

2) den Mangel tehnifcher Qualifikation. _ 

Zugleich werden Vorfcriften über dad Verfahren, wie jı 
mungen zur Ausführung zu bringen, ertheilt. 


A. Mangel der moralifhen Dualifikation. 


Hierüber ditponiren die $$. 127. bis 130. a. a. D.: 


$. 127. Bon der Befugniß, Lehrlinge zu halten, find ausgeſchleſſe 

1) welche wegen eines von ehrlofer Gefinnung zeugenden Berbredi 
fondere wegen Meineides, Raubes, Diebftahle oder Betrugs verurtbeilt 1 

2) welde in Kriminalunterfuhung oder in Konkurs ſich befinten, ı 

3) weldhen die Befugniß zum Gewerbebetriebe eine "Zeit lang enh 
diefen fann jetoh von der Kommunalbehörte die Annahme von Lehrling 
werden, wenn fie fidh defien durch ihr nachheriges Verhalten würdig nr 

. 128. Die Kommunal:Behörte ift ermächtigt. vorbehaltlich des 
die Regierung, diejenigen von der Bejugniß, Lehrlinge zu halten, c 
welche in irgend einer Kriminal:iinterfudung nur vorläufig freigeipu 
find, ober ſich durch einzelne Handlungen cder durd ihre Lebensweiſe Wi 
Verahtung zugezogen haben. 

$. 129. Durch Beſchluß der Regierung kann Gewerberreibenten, 
grober Pflichtwidrigkeiten binfichtlich der ihnen anvertrauten YXehrlinae } 
madıt, oder nad erfolgter Beitrafung zu neuen begründeten Beſchwerda 
geben haben, die Befugniß, Lehrlinge zu halten, für immer oder auf d 
entzogen werden. Gegen einen jelden Beſchluß der Regierung ift nur: 
an die Minijterien zuläſſig. 

$. 130. Sn den Zullen, in denen nah den $6. 127. bie 129. bie 
Bung von der Befugniß, Lehrlinge zu halten, ſtattfindet, darf der Yehrke 
bereitö angenonmenen Xehrlinge nicht ferner beibehalten, in den Fälien 
zu 2. it jebod der Lehrherr zur Entlaſſung der Lehrlinge nur darn 
wenn jelde von der Kommunal:Behörde verlangt wirt, 


B. DMangel der techniſchen Qualifikation. 


Hierüber beflimmen die 68. 131. und 132. der Gemerbe£ 
17. San. 1845, weldye vorjchreiben, daß die im $. 131. name 
gezählten Gewerbetreibenden die Befugniß zur Haltung von Lehrl 
dadurd) erlangen Sollen, daß fle entweder in eine ältere oder n 
nung, nach vorgängigen Nacmeife der Befähigung zum Betr 
Gemwerbed aufgenommen worden, oder tiefe Befähigung durd | 
legende Prüfung befonder8 nachweiſen, wovon indep Diep 
fattfinden. 

Vergl. diefe Beflimmungen nebft deren Ergänz. und Erläü 
Abfchn. von den Meifter- Prüfungen der Handwerker. 

(Oben ©. 209. ff.) 


C. Boricritten über Dar Verfahren zur Ausführung 
ftimmungen der SS. 126. bie 132. ur Genie, 
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w.6. 183. der Gew.⸗Ordn. disponirt in diefer Beziehung: 

ven Sewerbetreibenden, welcher nad den 88. 126. bie 132. nicht befugt iſt, 
e zu Halten, ift deren Annahme oder Beibehaltung in den Städten durch 
munalbehörde, auf dem Lande durch die Polizeiobrigfeit zu unterfagen. Das 
kann im Wege der polizeilichen Erekution zur Ausführung gebracht werben. 


Zweiter Titel. 


en Befhränfungen ber Handwerfsmeiiter in Bezug auf Bes 

gung von Gefellen, Gehülfen und Eehrlingen, und von den 

anfungen ber Gejellen und Gehülfen in Bezug auf ihre 
Beihäftigung. 


Die allgem. Bew.» Orbn. v. 17. Ian. 1845 hat bergleichen Be⸗ 
ingen nicht aufgeitellt; dagegen beſtimmt die V. v. 9. Behr. 1849 
:in den $$. 47. und 48. Bolgendes: 


67. Handwerksmeiſter (66. 23., 24., 26.) dürfen fih zu den technifchen 
ihres &ewerbes nur der Gefellen, Gehülfen und Lehrlinge ihres Handwerks 
‚ fomweit nicht von dem Bewerberathe eine Ausnahme geftattet wirb. 
Beſchaͤſtigung weiblicher Perfonen unterliegt Feiner Beſchraͤnkung. 

18. Gefellen und Gehülfen dürfen, ſoweit nicht nad den $$. 31., 76. 
nen fattfinden, in ihrem Gewerbe nur bei Meiftern ihres Handwerks in 
peien. 


Ausnahmen, welche der $.48. a. a. O. in den allegirten $$. 31. 
ttet, find folgende: 


kinhaber dürfen fich der Handwerksgeſellen in ſoweit bebies 
18 fie derfelben zur unmittelbaren Erzeugung und Bertigmacdhung 
Babrifate, fowie zur Anfertigung und Inftanthaltung ihrer Werk⸗ 
und ®eräthe bebürfen; 

chränfung des $. 48. fällt weg in Beziehung auf die Militairs 
sten, und der ‘Arbeiten in öffentlichen Anftalten und der öffents 
Bauten, mit Einfchluß der Feitungdbauhöfe. 


In Betreff der Zulaffung ausländiſcher jüdifcher Hand— 
I@efellen und Lehrlinge bei inländifhen Meiftern find 
Beflimmungen ergangen: 


Das ©. vom 23. Juli 1847 über die Verbältnifie der Juden bes 
u $. 71. |): 


Miederlafſung ausländifcher Juden bedarf es vor Griheilung der Naturalis 
runde ber Genehmigung des Min. des 3. 

ländifche Juden dürfen ohne gleidhe Genehmigung weder als Rabbiner und 
mbeamte, noch ala Gewerfsgehülfen, Gejellen, Lehrlinge oder Dienftboten 
nen werden. Die Ueberſchreitung dieſes Verbots zieht gegen die Inländer 
renıben Juden, gegen legtere, fofern fie fich bereits länger ale 6 Wochen 
effeitigen Staaten aufgehalten haben, eine fisfalifche Geldſtrafe von 20 bis 
vw. oder verhältnißmäßige Gejängnißitrafe nad fih. Fremden Juden if 
tt in das Land zur Durchreife und zum Betrieb erlaubter Handelsgefchäfte nach 
Imhalt der darüber beftehenden oder künftig zu erlaflenden polizeil. Vor⸗ 
zefattet. In Betreff der Handwerkögefellen bewendet es jedoch bei den Bes 
m der O. v. 14. Oft. 1838 (©. ©. 1838 ©. 503.) und der mit aus 
Staaten befonders gefchloffenen Verträge. (G. S. 1847 ©. 278.) 


pe: 
RR. des K. Min. des J., Abth. 1. v. 13. Dec. 1848 an fänmtl. 
.w dad K. Pol. Praͤſ. in Berlin. 


Berg. die Altern hierdurch mobdifizirten Beſtimmungen im Th. VIII. Beo. 3, 
3 Werkes (bie Berpättuiffe ber Zuben), S. 440. f 
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Bon mehrere. IR noch mınslich zur Bewilligung einet Ian 
di übifche Gewerkogehuͤl u 
———— Br, ce 


Nahen bald nach Cmanation des ©. v. 6. April d. 3. hiufich 
Raturalifation fremder Juden zu beobachtenden Berfahrens Zweifel angeı 
hat das Min. Beranlaffung genommen, über biefen Gegenſtand en 
Bei. Bericht zu erflatten, worauf in einer Allah. O. v. 7. Juli d. 

en: ' 


daß in Bufmft bie —e— — nn von keinerlei an 

ungen, als die Na tion frei bhängig gemact 
den den u ertbeilruden Raturalifations-Urfunben —* hoͤher 
als andere foldye Urkanden. verwendet werben follen. 


fo 
" n es hiernach ſchon zur Ratureflfatien auslänbifer 9 
i der di eig 8 . ” er 
—ã— en —X *1 Er tere um fe 


(Min, BL d.i 8. 1848 ©. 373,87. 463) 


HR O. v. 14 Dt. 1838, betr. die Zulaſſung von jühlfl 
werfögefeflen aus deutſchen Bunbesftaaten, um bei inkl 
fern als Geſellen zu arbeiten. 


. Wus ben in Ihrem Ber. v. 4.0. M. angeführfen ü 
Ihrem Antrage. beſtimmen, daß in Sufunft dem füblfchen ver 
den beutfchen Bundesflaaten geftattet fein fol, bei Imländifchen Meileit 
bir. eat gi In In gema ben jũdiſchen Han * 

reuß. Staate e Defugniſſe zugeſtanden werben. Ueber 

en ſie die Seſcheinigung ihrer —12*5 — Dehoͤtde beizubringen. 
auf ihre Legitimation iſt lediglich nach den wegen ber auswärtigen 
beftehenden allgemeinen Borjchriften 1) zu verfahren. Damit übri 
Erlaubniß fein Mißbrauch getrieben und biefelbe nicht heimlicher WM 
Niederlaſſung in dem bieffeitigen Staaten, oder zu einem Aufenthalt auf 
Zeit benugt werde, haben Cie, der Min. des J., vorzuforgen, daß wÄ 
auf beſtimmte Zeit, etwa auf 2 bis 3 Jahre ausgeftellt werde 2). 


3) C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rocdhen) #' 
1842 an jämmtl. 8. Reg., nebft 8. O. v. 19. Febr. 1842, ber. 
lafjung jüdifcher Handwerksgeſellen aus Dänemark, um bei inländifl 
ftern als Gefellen zu arbeiten. 


Die KR. Reg. erhält in der Anl. (a.] begl. Abfchrift der Aller. O.. 
wonach des Königs Maj. zu genehmigen geruht Haben, daß aud ta 
Handwerfögefellen aus Dänemark unter den in ber O. v. 14. Oft. 188 
171. ff.) feftgefegten Bedingungen geftattet werde, bei inländifchen Meike 
fellen zu arbeiten, zur Nahadtung und mit der Veranlaffımg ſolche 
Amtsblatte zu publiziren. anl 

nl. a. 


Da nad Ihrem Ber. v. 30. v. M. in keinem Theile bes Königen 
mark fremde Handwerfsgefellen aus dem Grunde, weil fie Juden find, 9 
hindert find, in Arbeit zu treten, fo will id) nad Ihrem Antrage genen 
audy den jübifhen Handwerkögefellen aus Dänemark unter den in ba 
Oft. 1838 feftgefeßten Bebingungen geftattet werde, bei inländiſchen A 









1) Bergl. hierüber Th. VI. des Werkes (Bolizeiwefen), Bd. I. ©. 8 
2) Zur Ausführung diefer lepteren Beflinmung ber K. O. v. It: 
find die C. R. des K. Min. des 3. u. d. P. v. 28. Der. 1838 | 
172. u. 174. — 1. 162. u. 163.) ergangen, weldye in Th. VL d 
(Bolizeiweien) Bd. I. ©. 425—426. zu vergleichen. 
G. S. 1838 &. WI, U. KEIL VL — 1. 161.) 
3) Vergl. vortehent sub 2. 
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m arbeiten. Gie haben dieſe Beſtimmung durch bie Amtshlätter zur oͤffent⸗ 
miniß zu bringen. 

in, den 19. Februar 1842. Friedrih Wilhelm. 

. Bl. d. i. V. 1842 ©. 89. Nr. 134.) 


Dritter Titel. 
Bon den Berhältniffen der Gefellen, Gehülfen und Lehrlinge. 


Erftes Hauptſtück. 


eine Grundſätze, weldhe ſich ſowohl auf das Ber- 
5 der Gefellen und Öehülfen, als auf Das Verhält- 
niß der Lehrlinge beziehen. 


Erſtes Stüc. 


Rechtsquellen, nah welhen das Verhältniß zwiſchen ſelbſt⸗ 
n Gewerbetreibenden und ihren Geſellen, Gehülfen und 
Lehrlingen zu beurtheilen, 


allgem. Gew.⸗Ordn. enthält hierüber in den 66. 134. und 135. 

Beflimmungen: 
6. Die Feſtſetzung der Verhäftniffe zwiſchen den felbfifländigen Gewerbes 
d ihren Gefellen, Gehüͤlfen und Lehrlingen ift Gegenſtand freier Webers 








In Grmangelung vertragsmäßiger Beftimmungen find dieſe Berhälts 
die ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden einer Innung angehören, nad 
Statuten, in andern Fällen aber, ingleihen wenn die Vorfchriften ber 
wicht ausreichen, nach dem gegenmwärtigen Geſetze zu beurtheilen. 

S. 1845 ©. 66.) 


Pweites Stüc. 


N‘ 

z obrigleitlihen Webenwahuhg der Sewerbetreibenden in 

inf Die Befhäftigung und Behandlung der Geſellen, Gehül— 
fen und Lehrlinge. 


Die allgem. Gew.⸗Ordn. beſtimmt im $. 136.: 

Drtspolizei- Obrigkeit hat daranf zu achten, daß bei Beihäftigung und Bes 
der Gefellen, Gehülfen und Lehrlinge gebührende Nüdfiht auf Geſundheit 
ichkeit genonmmen und denjenigen, weldhe des Schul: und Religionsunters 
y bebürfen, Zeit dazu gelaflen werbe. 

©. 1845 ©. 66.) 


Die D. v. 9. Febr. 1849 Heftimmt im $. 49.: 

tägliche Arbeitszeit der Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und Yabrifarbeiter 
heverberathe für die einzelnen Handwerks⸗ und Yabrifzweige nad Anhoͤ⸗ 
Betheiligten feftzufegen. 

- Arbeiten an Sonn: und Feſttagen ift, vorbehaltlich der andermweitigen Ver⸗ 
in Dringlichkeitsfällen, Niemand verpflichtet. 

&. 1849 S. 104.) 


Drittes Stüc. 


Kompetenz; und dem Verfahren bei Streitigfeiten ber ſelbſt⸗ 

m Gewerbetreibenden mit ihren Gefellen, Gehülfen und 
Lehrlingen. 

Die allgem. Gew.-Drbn. v. 17. Ian. 1845 enthält hierüber in ben 

und 153. folgende Beflimmungen: 
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F. 137. Streitigkeiten der ſelbſtſtaͤndigen Gewerbetreibenden wit ike 
Gehülfen oder Lehrlingen, die fich auf den Antritt, die Fortfegung ober ! 
des Arbeits ober Lehrverhältnifies, oder auf die gegenfeitigen Leitungen « 
Dauer defielben beziehen, find, foweit für dieſe Angelegenheiten bejenden 
beftehen, bei diefen zur Entſcheidung zu bringen. 

Inſoweit ſolche befondere Behörden nicht beitehen, erfolgt bie Gutid« 

1) wenn der jelbitfländige Gewerbetreibende Mitglied einer Innung 
die Innungsvorfteher, unter dem Morfige eines Mitgliedes ber Kommuma 

2) in anderen allen durch Lie Ortsvolizei-Obrigfeit 1). 

Segen dieje Entſcheidung ſteht den VBetheiligten die Berufung auf d 
weg binnen 10 Tagen präflufivifcher Hrit offen; die vorläufige Vollſtre 
aber hierdurch nicht aufgehalten. 

6. 153, Wider den Villen des Lehrherrn kann das Berhälmiß » 


1) Da der 8. 190. ver Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 alle bisher 
gemeinen und bejenderen Beitimmungen über Gegenſtände, worüber 

Ordn. verfügt, außer Kraft fest, fo folgt hieraus, daß au 

Streitigkeiten der Gewerbetreibenden mit ihren Gejellen, Gehülfen 

lingen, und in&befondere bezüglich der Kompetenz: Verpältnij 

fen Angelegenheiten, die Vorſchriften des A. &. R. II. 8. Abi. 
über nicht mehr in Betradıt fommen können. Insbeſondere fat 

Ichriften der 88. 137. und 153. der Gew.-Ordn. jetzt ſowohl für ji 

ale nicht zünftige Gewerbetreibende maaßgebend. Hieraus m 

daß nachſtehende M. nicht mehr von praftiiher Bedeutung id 

a) M. des K. Min. des 3. u. d. P. v. 20. Juli 1829 an bie & 

Danzig, daß die Ortevolizei:Verwaltungs: Behörden in allen, Wfl 
niß ungünftiger Zehrlinge und Gefellen zu ihren Meiftern Mi 
fomperent find, welche in Beziehung auf das Mecht der Zunf;; 
nahme und Entlaſſung bei den einer Handmerfszunft ang 
lingen und Geiellen den Magiſträten zur KRognition über 
find. (X. XIII. 609. — 3. 100.) h 
b) R. defield. Min. ©. 9. Juli 1830 an tie K. Reg. zu Steml 
ken Anbalre. (9. XIV. 598. — 3. 76.) 

e) R. des K. Fin. Min. v. 17. Ct. 1838 an tie K. Meg. aM 

werter, daß den Magiſträten das Recht zufteht, tie Dücch 

ſchen Meittern und Kebrlingen zu unterjucen und poligeilice 2 

gen letztere zu verfügen. (A. XXII. 993. — 4. 137.) 

R. deſſelben Min. v. 24. Avril 1839 an ten Magiitrat u! 

daß der Pel. Behörde nicht das Recht zufteht, gegen ten Widcr 

Vaters des Yehrlings die zwangs weiſe Fortſetzung des Yehnt 

ſes anzuordnen. (9. XXIII. 994. — 4. 138. 

e) R. deſſelben Min. v. 27. Aug. 1839 an den Mag. zn Warit 
daß die Frage, ob ein Geſelle zum Meiſter zurückkehren und te 
vertrag fertiegen muß, event, zu welcher Entſchädigung erere 
ter iſt, lediglich zur richterlichen Kognition gehört. 

(A. XXI. 995. — 4. 139.) 

FIN. des K. Min. des J. und der P. v. 14. April 1840 an dit 
zu Arnsberg, welher zur Beobachtung der R. v. 20. Seh] 
9. Juli 1830 anweiſt und bemerft, daß die Polizei Bebe 
officio gegen Geſellen einzujchreiten haben, welche die Arkeit 
Feltagen verfäumen. (Min. Bl. 1840 S. 176. Nr. 291.) 

g) R. des K. Diin. tes J., Pol.Abth., v. 2. April 1542 au he 
zu Stettin, weldes ausſpricht, daß aud da, wo feine 3 
beitehen, tie Vorſchriften des A. L. R. II. 8. Abſchn. I. ree 
bar find und daß ter $. 359. a. a. O. fernerhin gegen den A 
der Geiellen in Anwendung zu bringen je. (Min. Bl. 134 
Nr. 129.) 

Vergl. übrigens die jetzt gültigen Beſtimmungen übe } 
fen genen Gefellen und Gehülfen, wegen Verlaffens ber Arkt 
horſams und MWiderfpenftigfeit, und gegen Lebrherren nya 
Laffigung ihrer Witten aeaen Arrlinge, in den 66. 184 zn 
Sew.: Orion. 








d 
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Imzeit aufgehoben werben, wenn ber Lehrherr die ihm nad) $. 150. obliegens 
nrpfichtungen gröblid vernadyläffigt oder das Recht der väterlichen Zucht miß: 


dei Lehrlingen der Genoflen von Innungen hat bie Innung, bei anderen Lehr⸗ 
‚ aber in den Stäbten die Kommumnalbehörte, auf dem Lande die Ortspoligels 
Belt, mit Ausſchluß des Rechtsweges, zu enticheiden, ch der Fall einer 
kBernadhläffigung ober eines ſolchen Mißbrauchs vorhanden ifl. 
da diefen Fällen kann der Lehrherr zur Grftattung ber durch die anderweitige 
Kasuns des Lehrlinge entſtehenden Mehrkoften im Rechtswege angehalten werben. 
elbe gilt von dem Falle, wenn dem Lehrherrn bie Befugniß, Lehrlinge zu 
entzogen wird (6. 130). 


Pazu: | 
6. N, de 8. Fin. Min. (v. Düesberg) v. 15. März 1847, an 


EL 8. Reg, betr. die Schlichtung von Streitigfeiten zwifchen Lehrherren 
Mrlingen, in Anwendung der $$. 137. u. 153. der Allgem. Gew.⸗Ordn. 


Den mehreren Eeiten find über die Auslegung der 68. 137. und 153. ber alls 

Bi BewerbesOrbn. v. 17. Ian. 1845 Zweifel entitanden und bier zur Sprache 
en, welche mich veranlafien, über die hierbei fetzuhaltenden Grundſätze 
Reg. nachitehende Eröffnung zu machen. 

e Anwendung ber $8. 137. und 153. 1. c. ift bei Streitigkeiten zwifchen 

nnd Lehrlingen durch ein Lehrverhältniß im Sinne bes 8. 146. bedingt 

in allen Füllen ausgefchloffen, in denen ein Kehrverhältniß dieſer Art 














Beſtimmungen dieſer beiden 88. über bie Behoͤrden, von denen über die 
Bireitigfeiten au eutſcheiden iſt, verhalten ſich zu einander, wie Regel 
me; die Beſtimmungen des $. 137. bilden die Regel, die des $. 153. 
snahme. Werden biefelben, wie es nach einer richtigen Auslegung ges 
in dieſer Weife aufgefaßt, fo findet zwifchen ihnen ein Widerfprud nicht 
ergeben ſich folgende Züge: 
wegen Streitigfeiten der gebachten Art find der Megel nach bei den im 
» benannten Behörden anzubringen. Gine Ausnahme tritt aber ein, wenn 
Lehrling, reſp. deſſen Vater ıc. behauptet wird, entweder: ber Lehrherr 
läffige gröblid die ihm nad $. 150. obliegenden Verpflichtungen, ober: 
uche das Recht der väterlihen Zucht; in diefen Füllen ift die Klage 
ber im $. 153. benannten Behörde anzubringen. 
der Lehrling das Lehrverhältnig durch Entfernung von dem Lehrherem 
ig aufhebt, fo kann biefer, fofern er den Lehrling zurückzuerhalten wünfdt, 
‚Antrag zwar bei den im 6. 137. bezeichneten Behörden anbringen; dieſel⸗ 
I Haben aber, wenn ſich ergiebt, daß dus Lehrverhältniß aus den im 6.153, 
ebenen Gründen vom Lehrlinge einfeitig aufgehoben worben iſt, die Sache 
bie $. 153. genannten Behörben abzugeben, von melden folde dann weiter 
„führen if. 
Der 6. 137. läßt gegen Entfcheibungen der dafelbft benannten Behörden, ins 
fe ale vorläufig, vollſtreckbar erflärt, nur die Berufung auf den Rechts⸗ 
x Dieraus folgt, daß gegen jene Entſcheidungen ein Rekurs im Verwaltungs: 
ut zuläffig ift. 
Der 8. 153. überträgt ben dort benannten Behörden, unter Auseſchließung 
eges, die Entfcheidung der Frage: ob der Fall einer folhen Bernadläf: 
ber eines foldhen Mißbrauchs vorhanden fei? läßt aber, ohne fid dariiber 
vechen, ob und in welcher Art gegen eine unrichtige Entſcheidung Abhülfe zu 
r fei, den Rechtsweg nur über die durch anderweitige Unterbringung des 
zo entftchenden Mehrkoſten in ben bafelbit bezeichneten zwei Fällen zu. 
9 dem Ausfchlufle des Rechtsweges über die frage: ob der Ball einer ſolchen 
laſſigung oder eines folhen Mißbrauches vorhanden fei? folgt nun zwar an 
» Ach noch nicht, daß auch ein Rekurs im Berwaltungswege gegen eine über 
egangene Entfcheidung ausgefchloflen fei; wird aber erwogen, daß ber $. 153, 
Beer genannten Behörden die Entſcheidung zugewieſen hat, ohne ein 
Bittel Dagegen zu geftatten, daß, wenn ein ſolches geftattet fein follte, ber Ge⸗ 
e das Verfahren dafür, insbeſondere die nothwendige Kriften zur Sinlegung 
u hätte vorſchreiben müflen, fo ergiebt fi, daß die Entiheidungen vort Br: 


x 


786 Kon des. Vevdalin ifſon ber Gertietien wm. wu dad. 
Wehen üben Ni Sonne Dinge la befinitins —— 


faffung fließt aber die Befugniß der wor; 
berüber —— ee dem Sid de 
ae en haben, pet i ber, von jenen Wehörden 
Hallen in einmal getroffenen Gutf&eivung muß es aber fein umubinligeh 


6) M ein Lehwerhalmig im Simme des $. 146, ‚gerfinben, I 
die Komıpı der im 8. 137.1.8, 153. bi eten ð 
ve — * 
ſer Bezlehung 13 ri gem ee 
» ana en, ob bei ber 8 dung des Vehtverhäleniffes 
i biobadtet welche je Befapim % 147. vorge 


jen fein. 
856 vird die K. darauf aufmertſam 
— een 


ds A Ihen Meiftern und @: dem De Te at altı 
wonach Diefelbe Sich alfo fünftig zu achten hat. 
(Min. Bl. 1847 ©. 59. Nr. 85.) - 


2) R. der K. Min. d. F. (Flottwell) und des I. (v. 
16. Mai 1846 an die K.Reg. zu N. Die Bollfiredung der 
der Gew.«Drbn. erwähnten Entſcheidungen muß ſtets durch 
polizeis Behörden erfolgen. E 
Die K. Reg. geht in Ihrem Ber. v, IL. Der. v. I. mit Meiht bus 
den Innungsvorfichern eine exelutlve Gewalt nicht beiwohne, ihnen ein 
die Gewerbe:Drbn. v. 17. Jan. v. in Betreff der Bollſtrecung der 
u erlaffenden Gntfheidungen nicht beigelegt fei. Daraus 4 * 
estung diefer yoligeilichen @ntfheidungen durch die Drtspo in» 208 
ſchehen muß, und wenn bie K. Men, in biefer Beziehung aus dem I 
denfen herleiten will, daß diefe Enticheidungen möglicher Meije fehr 
fallen fönnten, fo muß Ihr dagegen bemerflich gemacht werden, baf jmt 
ferift des $. 137. unter dem Borfig eines Mitgliebes der Mommmn: 
welde zugleich die Volizeibehörde bildet, fo daß diefe bei der 
fhon mitwirkt. Es fteht übrigens, ſoften bie Verwaltung der Poli 
nen Mitgliede übertragen if, nichts entgegen, biefen Vorfig demjenigen 
zu übertragen, weldes mit ber Verwaltung der Ortspoligei beauftragt I 
ale übrigen Mitglieder ber Kommunalbehörde in ber That dazu nic! gm 
jollten, 
Hiernad) bietet der Ber. ber K. Meg. durchaus feine Weranlaffung de, 
Antrag ı wegen Abänderung des Gejeges einzugehen. 
(Min. Bl. d. i. B. 1846 ©. 94. Ne, 138.) 


11. An denjenigen Orten, wo Gewerbe» Gerithte beſtehe 
die Erledigung und Entſcheidung ſolcher Streitigkeiten der fill 
Gewerbetreibenden mit ihren Gefellen, Behülfen und Lehrlingen, = 
auf died Verhätnig berichen, vor die Bewerbe-@erichte. Bub 
“ Ar Bebr. 1849 über vie rang wm Feaste-Berigen. 
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der betigeitinen Beauffihtigung ber Handwerks⸗Geſellen, 
Gehuͤlfen und Lehrlinge. 


Ueber die Beaufſichtigung wandernder Gewerbagehülfen, 
ya Paß⸗Ed. v. 22. Juni 1817 $. 14. Nr. 1. und die Paß⸗Inſtr. 
sul 1817 66. 14. u. 16., nebft dem Neal. v. 24. April 1833 n. 
5 1835 in Betreff des Wandern der Gewerbogehülfen. (S. in 
** Werkes [Polizei⸗-Weſen], Bd. 1. S. 386. ff.) 


} Aufficht auf die Gofellen« Berbergen. 


FR. des 8. Min. des I. u. d. P. (v. Schumann) v.9. Aug. 1820 
8. Reg. zu Oppeln. Gefellens Herbergen find nicht als folde 
1 zu beſtaätigen. 
mgleich die einwandernden tee en bie Bereit haben, ihre de 
ihlen, fo gebt doch bie K. Reg. in Ihrem Ber. v. 11. v. M. von der 
Anſicht aus, daß ſolche nicht ale Sefellen: Herberge förmlich beflätigt wer⸗ 
va fein gefeßlicher Grund vorhanden ift, gegenwärtige und fünftige Ge⸗ 
en erbergen zu binden. 














bes K. Min. des 3. v. 15. Sept. 1833, betr. die polizeiliche 
ung bei Gewerke⸗Verſammlungen und in den Herbergen. 
Er. 5 — 3. 121., ſ. in Th. VI. des Werkes [Polizeis Wefen], 


Derbot des willführlihen Feierns der Gewerkége⸗ 


eut der 8. Reg. zu Königäberg v. 15. Non. 1823, 
. VO. 942. — 4. 124.); 


ublit. der K. a, zu Oppeln v. 2. Juni 1824. 
p VIII. 580. — 2. 144.); 

IR. des K. On. bes 3. 0. 21. Ai 17. 

XXI. 511. — 2. 203.). 

in Th. VI. des Bertes [PolizeiWefen], Bd. 2. ©. 390-391. 


"Werbot der Neujabre-Gratulationen von Seiten der 
R und Lehrburſchen. 


HB. des 8. Min. des J. v. 15. Ian. 1825. 
5: IX. 217. — 1. 149.); 
u elb. Min. v. 4. Juni 1825. 
IX. 416. — 2. 93.); 
BUblit. der K. Meg. zu Merfeburg v. 4. Ian. 1818 (A. I. 41), 
es. zu Liegnig v. 27. Oft. 1821 (9. V. 905.); und der K. Reg. 
Yeldorf v. 18. Dec. 1823 (A. VII. 837.). 
gl. in 36. VI. des Werkes (Polizei Wefen) Bd. 2. S. 391—393. 
Beſchränkung der Zahl des Zeichengefolges bei Be⸗ 
ffen der Handwerksgeſellen. 


R. des K. Min. des I. v. 12. April 1825. 
BR IX. 418. — 2. 6); 


Kutis Min. F 28. April 1825. 
IX. 419. — 2. 97.); 

befielb. Min v. FR Mai 1828, 
u 49, — 2, 98); - 


Tr: Min. 


deffelß. { 









PN TUT Ne 
Bon den Verhältniffen der G 
ai imsbefondere. 


Erſtes Stüch, 


Von den Vilihtellber Gefelten und: Wehäkfen ae 
Arbeitöheren, 


1) Die allgem. Gew.-Ordn. v. 17. Jan. 1845 'perorene | 
8 138: a7 5, —7 


Die Geſellen und Gehülfen find vervfiichtet dem’ Bebei = 
weifen und feinen Anorbnumgen im Beziehung: anf bie ihnen übertragem 
und auf bie häuslichen Ginrichtungen Foige zu leiten; zu sticher 
fie nicht verbunden I). i wer; 

(9. ©. 1845 ©. 67.) £ n 


2) Die B. u. 9. Febr. 1849 enthält fin $. 40. folgenke 

börige Beſtimmungen: * - 

Die tägliche Arbeitszeit der Gefellen, Gehülfen, Lehrlinge und fe 

7) Son das m. 8.9. I 8. 8$, 337. 358, 365-2367. enict m 
fehriften, welche Rolgendes beftinmiten ee 

$. 357. Der Gefelle if verplictel 



















ie er bei ihm arbeitet, 

$. 366. Sivetige Diente faun fein Meiiter von 

$. 387. Kein Belle Var amen, all hie bon | 
arwiefene Arbeit verierllgen. £ 
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verberaihe für die einzelnen Handwerks: und Kabrifzweige nad Anhörung 
gten feftzufegen. 
Arbeiten an Sonn: und Kefttagen ift vorbehaltlich der anderweitigen Vers 
n Dringlichfeitsfällen, Niemand verpflichtet. 

. 1849 ©. 104.) Ä | 


ergl. die polizeilichen Vorſchriften gegen dad willführliche 
r gerweriß« Gehuͤlfen, in Thl. VI. des Werkes (Polizei⸗Weſen) 
. . fi. | 


Zweites Stũck. 


Auflöſung des Verhältniſſes zwiſchen Arbeitsherren und 
Geſellen und Gehülfen. 


Verhaͤltniß zwiſchen dem Arbeitsherrn und feinen Befellen und 
fann entweder durch Auffündigung, oder in gewiflen 
ne vorhergehende Auffündigung aufgelöft werden. 


gem. Gew.-Orbn. v. 17. Ian. 1845 beflimmt hierüber in ben 
i8 142. Folgendes: 


. Das Berhältniß zwifchen ben Arbeitsherrn und den Gefellen ober 
nn, wenn nicht ein Anderes verabredet if, durch eine, jedem Theile freis 
rzehn Tage vorher erflärte Aufkündigung aufgelöft werden. 

. Bor Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne vorhergegans 
adigung fönnen Geſellen und Gehülfen entlaffen werden: 

m fie eines Diebftahls, einer Veruntreuung, eines Tiederlihen Lebens: 
‚oben Ungehorfams oder beharrlicher Widerfpenfligfeit fd) ſchuldig madıen; 
m fie, der Verwarnung ungeachtet, mit euer und Licht unvorfidtig 


ın fie fid) Thätlichfeiten oder Schmähungen gegen den Arbeitsherrn oder 
ber feiner Familie erlauben; 

ın fie mit den Mitgliedern der Familie bes Arbeitsheren oder mit ihren 
ı verbädhtigen Umgang pflegen, ober fonft diefelben zum Böfen verleiten; 
In fie zur Fortſetzuͤng der Arbeit unfähig geworben ober mit einer efel- 
ikheit behaftet find. 

feen in den zu 5. gedachten Fällen dem Gntlaffenen ein Anfpruh auf 
ng zuftehe, ift nach dem bejonderen Inhalt des Vertrags und nad) ben 
gefeglihen Vorſchriften zu beurtheilen. 

. Die Gefellen und Gehülfen Fönnen die Nrbeit vor Ablauf ber vers 
m Zeit und ohne vorhergegangene Aufkündigung verlaflen: 

m fie zur Fortſetzung ber Arbeit unfähig werben; 

ın der Arbeitsherr ſich thätlich an ihnen vergreift; 

an er fie zu Handlungen hat verleiten wollen, welde wiber die Geſetze 
die guten Sitten laufen; 

ın er ihnen den verfprochenen Lohn ober die fonfligen Gegenleiftungen 
ende Veranlaſſung vorenthält. ‘ 

. Beim Abgange können die Gefellen und Gehülfen ein Zeugniß über 
> Dauer ihrer Beſchaͤftigung fordern, welches, wenn gegen ben Inhalt 
u erinnern findet, in den Städten von der Kommunalbehörde, auf dem 
der Drtspolizei-Obrigkeit koſten- und ftempelfrei zu beglaubigen if. 
zniß if auf Verlangen der Gefellen und Gehülfen aud auf ihre Füh⸗ 
behnen 1). (G. S. 1845 ©. 67.) 


Bezug auf bergl. Zeugniffe enthielt das Gewerbe⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 

1 in den $6. 11. und 12. folgende Beſtimmungen: 

‚s. 11. Abgehenden Lehrlingen und Gehülfen darf ber Lehr: oder Lohn: 

H ein Zeugniß über ihr Betragen und ihre bewieſene Geſchicklichkeit nicht 

agen. 

„F. 1% Dies Zeugniß gilt flatt Lehrbriefes oder Kundicait, wenn vie 
liche Pollzeibehörbe darauf bezeugt, daß ihre der Anstelier ala cin unlır: 
2 48 


754 Bon den Berhältniffen der Gewerbetreibenben zu einender. 


Brittes Stüũch. 
Bon der Aufhebung der Wanderpflicht der Geſellen und Gehi 


1. Die meiften älteren Zunftgefege erklärten, dag Niemand R 
werden Fönne, ber nicht eine bejtimmte Zeit hindurch außmärtige Der 
ten befucht babe. Bon dieſem Grundfag ging auch das A. 2.0. 
indem es in Thl. IN Tit. 8. 88. 326. fi. nähere Beflimmungen übe 
Wanderpflicht der Geſellen aufftellte. 


Diefe Verpflihtung wurde aufgehoben durch bie Kab.⸗O. 
Aug. 1831: | 


Auf Ihren Ber. v. 26. Juni c. will Ich überall, wo tie Zunjte 
mehr oder weniger Befchränfung in ter Monarchie nech beſteht, die in den 
Artikeln zwangsweife vergeichriebene Wanderrvflicht der zünftigen Handı 
von jebt an gänzlich abgeitellt wiſſen. Da jebed) mit t der Beſtimmmj 
Wanderjahre beabfichtigt, und ber noch beitehenbe Zunftverband ehr 
gerichtet it, Laß die Lehrlinge eines zünftigen Handwerks, nad, ihrer 
noch eine feftgefegte Zeit hindurch die erlernte Brofeffien als Geſellen 
ſoll fein zünftiger Handwerksgeſeile, vor Ablauf der durch bie einzelnen 
Brtifel zum Wandern beftimmten Zeit, chne ausbrüdliche Benehmigung ie 
fenden Provinzial-Reg., nad Vorſchrift des A. 2. R. Th. HE. Tit. $ 
Erlangung des junftnräßigen Meiſterrechts zugelaflen werden. Sic habe 
fimmung durch die Anusbl. zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Teplig, den 1. Auguft 1831. 

Friedrich Bil 


(a. XVI. 472. — 2. 82.) 
Dazu: 


1) C. R. ver K. Min. des I. für 9. u. G. (v. Schu 
des I. u. d. P. (v. Brenn) v. 12. April 1832 an fämmtl. K. 


Das K. Ober: Präfid. empfängt anl. eine vidim. Mbidrift der LÜ 
1. Auguſt 1831, beir. tie Aufhebung der Manterpflicht Der zünfrigen 
geiellen, um jellige durch tie Amtsbl. Der Provinz zur öffentlichen 
bringen. 

Auch in denjenigen Bezirken, in denen feine Zünfte beſſehen, iſt die 
madhung nicht für überfiüjiig zu erachten. Ge fann indeffen zur Vermeiuh 
Mißverſtändniſſen dort dabei eröffnen werden, daß tie Publikation nur ü 
ficht erfolge, um Anſrrüche auf Unterſtützung, welche reifente Hantwere 
unter dem Vorwande Der Wanderpflicht an ihre Sewerbägeneflen oder an 
gemacht haben, mit deſto größerem Rechte von nun an zurüchzuweiſen N). 

Tie Miniſt. des 3. behalten ſich übrigens ver, bie biaherigen B. n 
ber wandernden Handwerfagefellen einer Meviiien zu unterwerfen, und gM 
fünftig zu beebachtente erfahren Inſtruktien zu ertheilen. ‘ 

(a. XVI. 4171. — 2. 82.) 


2) R. des K. Min. des I. für 9. u. ©. (Beuth) u. des ).v 
(Köhler) v. 1. Sept. 1832 an den Mag. zu Berlin. 


Der Zweck der K. O. v. 1. Aug. 1831 beſteht ganz einfach darin. iu 
herige Wanterpflicht aufzuheben, folglich nur einen Zunftgebraud abi 




















„ſcheltener Mann bekannt fei, Der tag darin benannte Gewerde ſelb 
„treibe, und daß er vor ihr bie Richtigfeit dee Subatte anerkannt bede. 
„ihr ſelbſt das Gegentheil nicht bekannt ſei.“ (G. S. 1811 S. 3) 
auch WEM. IT. 8. 98. 3895 395. 

1) Hierdurch if das Publik. der K. Reg. zu Botsbam v. II. Al. 
(A. 1.10%. — 2.68.) Beiettiget, weldes die Pflicht Der Zuͤrit 
Bezug auf Verabreiasung rd Aehrrarlürs wendernber Sandınatsgeclt 
Erinnerung bradıie. 
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bei dem, biefer Allerh. Entſcheidung vorangegangenen Antrage ber Min. ift 
Abſicht gewefen, noch kann fie es jept fein, bei diejer Beranlaflung eine Vor⸗ 
m erwirken, durch welde die Bejugniß zum felbfiftändigen Gewerbebetriebe 
kt, und eine weientlihe Bedingung ber bisherigen Gejeggebung vernichtet 
Ob es beforglich jei, die Zahl der unzünftigen Gewerberceibenden zu ver: 
‚ Tann bier unerörtert bleiben. Denn durch die Aufhebung der Wanderpflicht 
x Zunftverband nicht erfchwert, vielmehr ven einer läſtigen Bebingung des 
9 befreit, die Manchen abhalten Fonnte, demfelben beizutreten, oder ihn be: 
ı mochte, ben Zunftverband zu verlafien und unzünftig zu werben. 
. XVI. 690. — 3. 73.) 


) MR. des K. Min. des I. für H. u. ©. (v. Schudmann) und bes 
d. P. (v. Brenn) v. 30. Sept. 1833 an den Mag. zu Finſterwalde 
schriftlich an die K. Meg. zu Branffurt. 


ichdem durch tie K. O. v. 1. Aug. 1831 die Verpflichtung ber Handwerks⸗ 
zur Banderfhaft aufgehoben worden, in der Abficht, daß fünftig nur foldye 
ı wandern, welche die Mittel zu ihrem Unterhalte befigen, und weder ihren 
Bgenoffen noch Andern zur Laſt fallen, ift auch bie mit diefer Verpflichtung 
uumenhang ftehende Verbinplichfeit der Zünfte zur VBerabreihung von Unter: 
pn an wandernde Geſellen außer Wirkſamkeit getreten. Die fernere Aufrecht⸗ 
: einer folhen zwangsweiſe geltend zu machenden Verbindlichfeit würde zur 
laben, baß auch ferner noch mittellofe Gefellen zur Wanderſchaft angeloct 
s umd fo der Grreichung des wohlthätigen Zwecks zum Nachtheile der Be: 
en ſtoͤrend entgegenwirfen. Es muß daher bei ber Berf. der K. Reg. 
Dirt v. 11. Aug. e., fein Bewenden haben, und ben Ginzelnen überlaffen 
Tdarch DVerfchreibung der benöthigten Gefellen, und auf Fonfige geeignete 
, Beiten dafür zu forgen, daß fie wegen Mangels an Arbeitern nicht in 












prahen. 
I. 800. — 3. 137.) 


N. derſelb. Min. v. 30. Sept. 1833 an die K. Reg. zu Stettin. 


' Schuhmacergewerf zu N. hat darüber Befchwerbe geführt, daß bie K. 
der Berf. v. 17. Juni d. J., der aufgehobenen Wanberpfliht der Hand⸗ 
Men ungeachtet, dad Gewerk zur .ferneren Gewährung ber bisher flatutens 
nzmäßig denſelben zu bewilligenden Reichniſſe ſchuldig erklärt Hat, und 
etragen, es von der weiteren Verabreichung der Gejchenfe an wandernde 
gefellen zu entbinden. 

im, gleich die 8. D. v. 1. Aug. 1831 eine ausdrückliche Beſtimmung hier⸗ 
Gt enthält, fo müflen die unterz. Dein. dedy die Weigerung des Gewerkes, 
mannte Geſchenk an die wandernden Handwerfögejellen ferner zu verabrei- 
be gegründet erachten. Dem die Verpflichtung zu dergl. Unterflügungen, 
Batutens ober obfervanzmäßig bei manchen Zünften hergebracht ift, bildet ein 
der Wanderpflicht der Geſellen. Sobald nun legtere aufgehoben worben, 
Ab ſicht, daß künftig nur ſolche Gefellen wandern, welche die Mittel zu ihrem 
te befißen und Andern nicht zur Laft fallen, ift aud fein Grund mehr vor- 
jene Berpflihtung aufred;t zu erhalten, zumal da durch bie Ausfiht auf 
Anterftüsung mittellofe Gefellen nod, immer zur Wanderfchaft würden ange: 
eben, und fo der Grreihung des Zwedes der obengedachten Allerh. 8. D. 
gegengewirkt würde. Demgemäß ift aud) duch das Regul. v. 24. April 
ster Nr. 8. Lit. c. bereits angeordnet, daB foldhen Gefellen, welche Gewerbs⸗ 
oder Andere um Unterflüßung anfpreden, die Yortjegung der Wanderſchaft 
iter geflattet werben bürfe, und durch die anderweitigen Bellinnmungen darauf 
eft worden, daß die Nothwendigkeit einer Unterflügung der wanbernden Ge⸗ 
ec) die Gewerbsgenoſſen nicht weiter eintrete. Es if daher dem Schuhma⸗ 
zte zu N. zu erfennen gegeben, daß nach erfolgter Aufhebung der Wander: 
ver Handwerkögefellen der Verpflichtung des Gewerks zur VBerabreihung der 
nten Geſchenke an wandernde Geſellen nicht jerner werde Yolge gegeben 


. XVIl. 801. — 3. 138.) 


lo "Die allgem. Gew.Ordn. v. 17. Ian. 1845 beftätiget diefe Bes 
men, indem dieſelbe im $. 145. vorſchreibt: 


a8» 
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von Seiten der Gewerbegenofien haben wandernde Gefellen und Gehülfra 
Anſpruch. 
(G. S. 1845 S. 68.) | 

11. Die in Bolge der KR. O. v. 1. Aug. 1831 erlaffenen 9 
Borfchriften für Gemerbegebülfen find in den Regulation 
24. April 1833 und 21. März 1835, betr. das Wandern ber 
gehülfen, ertheilt worden. 

Vergl. dieje Regl. nebſt deren Ergänz. und Grläut. in IN. VL 
Werkes (Polizei⸗Weſen), Bo. I. ©. 386. fi., Br. I. ©. 739,, un 
By. ©. 32. ff. 

In Betreff der Möfellung ber Mißbräuche beim Wander 
Müllergefellen, vergl. die AR. im Thl. VI. des Werkes (Polizei 
Bd. II. S. 394. ff. 


Eine Verpflichtung zum Wandern findet nicht flatt. Auf ze 

























Piertes Stũch. 


Bon den Untertügungss und Kranfenfajfen ber Geſellen 
@ehülfen. 


I. Die allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 geftattet die 
freiwilliger Vereine Ber Sefellen und Gehülfen zur gegenfeitigen 


Der $. 144. a. a. DO. beflimmt hierüber: 


Den Gefellen und Gehülfen ift Die Beibehaltung ber zur geg 
ſtütung vorhandenen bejenderen Verbindungen und Kaflen geftattet; es 
vorbehalten, die Einrichtungen derjelben nach Befinten abzuändern und za 
Auch können dergleihen Verbindungen und Kaſſen mit Genehmigung te 
unter den von biejer feſtzuſetzenden Bedingungen, neu gebildet werden. I 
oder Gehülfe darf deshalb, weil er niet bei einem Snmungegeneffen 
dem Beitritie zu felden Verbindungen und Karen nidt ausgeſchleſſen 


Hiernach find dergl. Unterflüßungsfaffen lediglich freimiliig® 
eine, zu welchen jedem Geſellen und Gehülfen der Weitritt frei 
daß eine Zwangspflicht zur Theilnabme ftattfinder. 

Der $. 169. a. a. ©. geftatter aber, dab durch Ortaftatete 
ſolche Zwangspflicht angeordnet werde. Derjelbe beitimmt nisik 


Es kann (durch Ortoſtatuten) für alle an tem Orte beſchäftigte Gice 
Gehuͤlfen tie Verrflichtung feitgeiikt werben, ten im $. 144. erwähnten 3 
gen und Kaſſen zur gegenjeingen Unterñützung beizutreten: es darjf jtded @ 
terſchied zwiſchen den Geſellen eder Gehülfen der Innungsgenoſſen und ta 
welche bei anderen Gewerbetreibenden arbeiten, nicht angeordnet werten. 


I. Die V. v. 9. Febr. 1819 beſtimmt in dieſer Beziehung iü 
6. 57. bis 59.: 


$. 57. Durch Ortsſtatute lann jür Ale, welde am Orte gleite 8 
wandte Gewerke ſelbſiſtändig betreiben, Die Verpflichtung feſtgeſtellt werten. F 
förberung ſolcher Einrichtungen, welde: 

I) tie Unterbringung eder Unterſtützung arbeitiuwenter, erktanlter Aa 
andern Gründen hülisebedürftiger Geſellen oder Gehülfen, oder 

2) tie Fortbildung der Lehrlinge, Geſellen oder Gehülfen bezweden, ad 
ven der Kemmungalbehörde mit Genehmigung ter Negicrung feizuielste 
gungen zuſammenzutreren und dazu Beiträge aus eigenen Mitteln zu 
Tiefe Beiräge ſind Fir alle Betheiligte nach gleiten Grundſätzen abjımıa 

Als Geiammtbeitrag der ſelbſtitandigen Oewerkerreibenten zu ten kKcaie 
unter 1. gedachten Einrichtungen darf ein höherer Betrag ale die Hälfıe dec 
welchen die mitbeiheiligten Geſellen und Gehülfen entrichten, nicht in Any 
nomnmien werten. 

Auch kaun den jeleitandiaen Brnrrietituatten ot, Nr Audi 
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chtung auferlegt werden, die Beiträge ihrer Geſellen und Gehülfen zu bem 
wähnten Ginrichtungen, unter Vorbehalt der Anrechnung auf die naͤchſte Lohn⸗ 
3, vorzuſchießen. 

58. Die Beitimmungen im $. 169. der Gew.⸗Ordn. über die Regelung 
rhaltniſſe der felbfiftändigen Gewerbetreibenden zu ihren Gefellen und Lehr: 

owie über die Berpflihtung der Gefellen zu ihrem Beitritt zu den @efellens 
inden auch auf Yabrifarbeiter Anwendung. 
ußerdem fann durch Ortsftatuten für die Fabrikinhaber die Verpflichtung feſt⸗ 
werben, fidh bei den lnteritügungsfaflen der Fabrikarbeiter durch Beiträge aus 

Mitteln bis zur Hälfte des Betrages, den bie bei ihnen beſchäftigten Ar: 
mfbringen, zu betheiligen, auch bie Beiträge ber leßteren, unter Borbehalt 
rechnung auf bie nächte Lohnzahlung, vorzuichießen. 

3 den, von der Regierung zu genehmigenten Statuten ber einzelnen Verbin: 

"und Kaflen muß den Fabrifinhabern eine ihrer Stellung als Arbeitsgeber 

Ä Höhe ihrer Beiträge entiprehende Theilnahme an der Kaffenverwaltung ein: 
werben. 

59. Alle Beiträge der Gefellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter zu ben in 
„ 244., 169. der Gew.⸗Ordn. und in den 66. 57., 58. der gegenwärtigen V. 
nen Kafien und Ginrichtungen, fowie die zu denfelben von den felbfifländigen 

ibenten und von den Fabrikinhabern zu leiſtenden Beiträge und Vor⸗ 
konnen von den zur Zahlung Verpflichteten durch erefutivifche Beitreibung im 
Rtungewege eingezogen werben 1). | 


BL Ueber die Einrihtung und die Verhältniffe folder Ge⸗ 
sUnterflügungd» Kaffen ertheilt das nachſtehende R. der 8. 
2 G., U. und M. Ang. (v. Zadenberg), für H., G. und öffentl. U. 
Feydt) und des 3. (v. Puttkammer) v. 29. April 1850 an die 8. 
BB. nähere Vorfchriften. 


dem Art. 30. der Verfafiungs- Urkunde v. 31. Ian. d. 3., welcher allen 
gekattet, ſich zu erlaubten Zwecken in Gefellfchaften zu vereinigen, bürfen, 
ER. Neg. auf den Ber. v. 13. Ian. d. 3. erwiedert mird, auch die Hands 
en ohne befondere polizeilide Grlaubniß zu gegenfeitiger Unterflügung ſich 
% Bon folhen, nad) den Beftimmungen über erlaubte PBrivatgefellfchaften 
Jeilenden Bereinen find jedoch die im F. 144. der Gewerbe:Orbn. v.17. Ian. ' 
yähnten befonderen Gefellen:Berbindungen und Kaffen zu unterfcheiden, 
ar alle an denselben Orte beichäftigten Gefellen eines ober mehrerer Gewerbe 
feitigen Unterftügung und zur Vertretung ber gemeinjamen Intereſſen bes 
Kenn gleich diefen unter dem Namen von Geſellenſchaften befannten Geſellen⸗ 
Biugen die Rechte privilegirter Korporationen nicht zuftchen, fo if ihnen doc) 
jen in den Geſetzen vorbehaltenen Maaßgaben die Stellung und Wirkfamfeit 
Kaſſen eingeräumt. So find im $. 46. der B. v. 9. Febr. v. 3. bie 
we ber Geſellenſchaften (Altgefellen) als Bertreter ber am Drte befchäftigten Ge⸗ 
merkannt, welche bei der Grörterung der Verhältniſſe und Intereſſen der Ge⸗ 
jehört werben müflen. In gleihem Sinne geftattet der 8. 59. a. a. O. bie 
He Ginziehung aller Beiträge der Gejellen zu den im $. 144. der Gewerbe: 
zwähnten Kafien im Verwaltungswege. Nach $. 169. der Gewerbe⸗Ordn. kann 
ARtsſtatuten fir alle an dem Orte beſchäftigten Gejellen die Berpflichtung fe» 
werden, den gedachten Verbindungen und Kaſſen zur gegenfeitigen Unters 
j. beizutreten, und nad) $. 57. der V. v. 9. Febr. v. 5. iſt es zuläffig, durch 
ttuten auch die felbititändigen Gewerbetreibenden zur Gntrihtung von Beiträs 
den Gefellen-UnterfiügungssKaffen zu verpflichten ımıd zu beftimmen, daß bie 
wibigen Gewerbetreibenden die Beiträge ihrer Gefellen, unter Vorbehalt der Ans 
ıg auf bie nächſte Lohnzahlung, vorzufdießen haben. Soweit es fih um die 
g neuer Bejellen: Verbindungen und Kaflen zur gegenfeitigen Unterflügung 
I; koͤnnen biefelben die vorftchend bezeichnete Stellung und Wirkſamleit nur 











: Das M. des K. Min. dee I. für Gew.:Ang. (v. Brenn) v. 5. Nov. 1836 
“an die 8. Neg. zu Marienwerber und Danzig fpridt aus, daß (mit Rüds 
Acht auf $$. 130. und 399. A. 2. R. II. 8.) den Magifträten das Recht 
uftche, bie Beiträge auswärtiger Mitglieder der beitehenden Geſellen⸗Laden 
gar Kur und Verpflegung erkrankter Wandergeſellen von dieſen Mitgllehera 
eætutiviſh einzuziegen. (U. XX. 1004. — 4. 174.) 
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durch die im 6. 144. der Gewerbe-Ordnung vorbehaltene Genehmigung 
fegenden Bedingungen erlangen, und in biefer Hinficht find die dort entix 
flimmungen weder Durch den $. 4. ter V. v. 6. April 1848, mod 
Art. 30. der VBerfufftungsurfunde abgeändert. Im Uebrigen wirb tie J 
der Hinweiſung auf die durch die C. V. v. 1. April v. 3. (Anl. a) ı 
Feſtſetzungen das geeignetite Mittel erfennen, um eine ben Intereſſen ter 
und Gewerbetreibenden entfprehende Ginrihtimg ber &efellen = Unterftügn 
herbeizuführen. 


Anl. a. 


Nah $. 169. der Gewerbe⸗Ordnung v. 17. Jan. 1845 Tann durch 
für alle an dem betr. Orte befchäftigten Gefellen und Gehülfen bie 2 
fehtgefeßt werben, den im $. 144. a. a. DO. ermäßnten Berbindungen md 
gegenfeitigen Unterſtuͤtzung beizutreten. Es ift der Gemeinde anheimgu 
halb Beſchluß zu faflen, und es ift zu erwarten, daß die Rommunaldı 
felbit erfennen werben, weld ein wirkſames Mittel zur Berbeiferung d 
betheiligten Sefellen und Arbeiter, mithin bes Axbeiterflandes am Orte 
ihnen in der zeitgemäßen Umgeſtaltung und Ginrichtung jener Kaflene 

eboten ift. Es erjcheint nun, nachdem bereits in verjchiebenen Gtäbten | 
Hatuten errichtet, und nachdem die Beilimmungen im $. 169. a. a. C 
68. 57., 58., 59. der B. v. 9. v. M. (G. ©. Nr. 3102.) ergänzt ur 
find, zweckmäßig, ben Rommunalbehörden aller Städte, deren gewerblid 
liche Verhältnifie eine erweiterte Wirkſamkeit der ſchon beſtehenden oder o 
denden Unterftügungefaiien für die Gefellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter 
werth machen, auch noch bejonders bie Abfaſſung Hierzu geeigneter Orts 
empfehlen. 

Zu dieſem Zwecke erhält die K. Reg. beifolgend den Entwurf ci 
ſellenkaſſen betr. Ortsſtatuts, (b.) nebſt den dazu gehoͤrenden Anlagen (I 
in (mehreren) Abdrücken mit dem Auftrage, denſelben den ftäbrifchen J 
behörven Ihres Berwaltungsbezirks zur Kenntnisnahme und zur Benup 
nad) Befinden anzuregenden Entwerfung ven Ortsflatuten im Zinne x 
der Gewerbe⸗-Ordn. nitzutheilen. 


In dem Entwurfe tes Orteſtatuts und des zur Ergänzung beigeit 
für eine Tiſchlergeſellenkaſſe ſind die zwedmäßigiten der in Vorſchlage 
Anordnungen für die Einrichtung der Geſellenkaſſen zuſammengeſtellt. ° 
ten Bemerkungen zu Dem Entwurfe enthalten neben ten Motiven für dien 
ſtatutariſchen Feſtſetzungen eine Ucherficht der zulüffigen Abänderumnger. ' 
ſtützumgsekaſſen der Fabrikarbeiter it in ebigem Gntwurfe feine Mückñot 
weil bei dieſen Kaſſen die Verfdiedenartigfeit der Verhältniffe in ten ein 
brifen der Aufitellung allgemein zutreffender Normen entgegenſtehr. Die i 
wurf übergangenen Beſtimmungen, welde nach 68. 57., 58. ter Dr 
hinfechtlich der Heranziehung der Arbeitgeber mit Beiträgen aus eigenen! 
Unterftügung der hülfsbedürftigen Geſellen, Gehülfen und Fabrikarbeitt 
werben können, bedürfen Feiner nähern Erläuterung. Kommt die Ern 
artiger Ortsſtatuten in Antrag, fo bat tie K. Reg. die Entwürfe derjelt 
ſtätigung vorzubereiten und insbeſondere dafür Sorge zu tragen, daßed 
der Gewerbe-Ordn. und dem 8. 46. der V. v. 9. v. M. gemäß, vor ter 
der Ortejtaruten nicht blos Lie verhandenen Innungen, ſondern aud 8 
nicht zu ten Innungen gehörenden Arbeitgeber, deren Verhältniffe durd 
ſtatut mit berührt werben, ſowie Wertreter der ebenfalls berheiligten E 
ihren Bemerfungen iiber die beabſichtigten Feſtſetzungen gehört werten. 

Ihrem gutachtlichen Bericht über tie Zuläfiigfeit der zur Befätig 
legten Orxtsitaruten find die aufgenommenen Verhandlungen beizufügen. 

Die auf die Orteftatuten gegründeten Statuten für Die einzelnen 8 
dungen beduͤrfen nach $. 144. der Gewerbe-Ordn. nur bie Genehmigunged 
und es bleibt Ihr überlaſſen, beren Sinrichtungen nah Anleitung been 
Entwurfes zum Starte einer Tifchlergejellenfaffe, mit Berückſichtigung N 
örtlihen und gewerbliden Verhältniſſe Betingten Abweichungen zı regeln 
ordnungen diejes Statutentwurfs können übrigens der K. Meg. auch rür ta 
die Kommunalbebörden und Ürxtsgemeinden zur Nbfaflung von Urt 
die Gefellen : und Arkeiterumterttügungttaien tem Weranlaflung finden, 
fung und Genehmigung von dergleitgen Untetügunntaflen Ateimun & 
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nr foweit zum Anhalt dienen, als fie die Errichtung eines Ortsflatuts nicht vor: 
en. . 
Bon ben beigefügten Abbrüden kann die K. Reg. im alle eines größeren Bes 





















auf Berlangen einen weitern Zuſchuß erhalten. Berlin, den 1. April 1849. 
— Dr Min. für H., ©. u. öffentl, Arb. v. d. Heydt. 
Birk. Berf. an ſammil. K. Regierungen. 
nr Anl. b. 
ut für bie Stadt N., die bortigen Gejellenverbindungen unb 
Kaffen zur gegenfeitigen Unterftügung betr. 
Grund ber Beitimmungen in den $$. 168., 169. der allgem. Gewerbe⸗Ordn. 
! en wird in Betreff der Gefellenverbintungen und Kaſſen in N. Nach⸗ 
feſtgeſetzt. 
L. Alle im Polizeibezirke der Stadt N. beſchäftigten Geſellen und Gehülfen 
Michtet, den daſelbſt beſtehenden oder noch zu errichtenden Verbindungen und 
gegenſeitigen Unterſtützung beizutreten und die den Mitgliedern nach ben 
m Statuten obliegenden Zeiftungen fo lange zu erfüllen, als ihre Beſchaͤf⸗ 
N. dauert. Melden diefer Verbindungen und Kaflen die in ben einzel- 
en angehörenden Gejellen und Gehüffen zuzuweiſen find, bat die Kom: 
de mit Genehmigung der Megierung zu beftinmen und in ber für bie 
Tofalpoligeiliher Vererbnungen in N. vorgefchriebenen Weife befannt 


rw Niemand darf Gejellen und Gehülfen, welhe nah den auf 8. 1. ge 
m Anorbrumgen einer Gejellenfaffe beitreten müffen, im Polileibezirfe der 
hr in Arbeit nehmen, ohne gleichzeitig davon bei der betr. Kaffe Anzeige 


| if Sede Nuflöfung eines angemelbeten Arbeitsverhältniffes muß vom Ar: 
innen drei Tagen nach dein Ausfcheiden des Geſellen (Behülfen) ans der 
der Kafle angezeigt werben. 


m Die Arbeitsherren in N. find verpflichtet, die fülligen Kaffenbeiträge 
rittögelder ihrer Geſellen und Gehülfen von deren Arbeitslohn zurüdzube: 
mb zu den Kaflen, welchen bie Gefellen beigetreten find, zu zahlen. Wird 
Mohn gearbeitet, und iſt das Stud zur Zeit ber Fälligkeit der Beiträge 
Bat beendigt, fc muß der Arbeitsherr den Betrag ber fülligen Beiträge vor- 
Me zur Kaſſe berichtigen. 

Mech den Ginwand, daß ver Arbeitslohn ſchon vorſchußweiſe gezahlt fei, kann 
5 Arbeitoherr den vorftchenden Verpflichtungen «nicht entziehen. Ruͤckſtaͤndige 
gen, welche in Folge dieſer Verpflichtungen zu den Kaflen zu leiſten find, 
nad) Ablauf der geftellten Zahlungairiit von den Arbeitsherren im Verwal⸗ 
ge, mit Vorbehalt der Berufung auf gerichtliche Entſcheidung beigetrieben. 


5. Die näheren Beflimmungen über die Ginrihtung der Kaflen, insbefon- 
fber die Höhe ber Beiträge, über die Grundfäge, nach welden die Unterlüguns 
werden follen, fowie über die Mitwirkung der Gefellen und ihrer Ar: 
zen bei der Berathung und Berwaltung der Kaffen:Angelegenheiten, bleiben 

bie einzelnen Kaſſen feitzujeßenden Statuten vorbehalten. Soweit dieſe 
den betheiligten Innungen eine Mitwirkung bei der Kaflenverwaltun 
‚, iM jeder Innungsgenofte verflichtet, ſich derjelben zu unterziehen, und d 
ften bes betr. Innungsftatuts über die Berpflitung zur Annahme bes 
tes finden aud auf die Erfüllung der obengedadhten Ehrenpflicht An- 










y Ürbeitsherren, weldhe den Beitimmungen bes $. 2. durch die Beichäftis 
eines bei der Kaffe nicht angemeldeten Gejellen oder Gehülfen zuwider handeln, 
Ne erfolgte Auflöfung eines angemeldeten Arbeitsverhältniffes innerhalb ber im 
vorgeſcheiebenen Friſt bei der Kafle nicht anzeigen, find mit einer Geldbuße 
Behn Silbergrofchen His zu Ginen Thaler zu beftrafen, welhe von ber Orts⸗ 
Bhehörbe 1) feitgejegt und der betr. Geſellenkaſſe überwiejen wird. 





J Mad, Maafgabe des Abihn. V. der V. v. 3. Jun. 1849 (8. ©. ©. 14. ff.) 
-‚Aber das Berfahren in Anterfuhungsjaden, ift die im $. 6. des vorflehenden 
Gutwurfes erwähnte Strafe nicht von ber Drtöpoligeibehörke, \anıura non 
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Eekimmungen, welde ſich Jür Iofaahe in die Drtefatuienr 
„Der beiliegenbe er une 
Boyrf eines Ortsftatuts in Vetreff dei . 
en, weiche zur Begrimbunig einer ſolchen 













„ Mltgemeine Berpffiötuni 





en BON 1 
[7 —— zu treffen und bel 
‚Bilbung.der einjelnen Kaffenverbänbe, 


Sehen 0 b 
gung der vorfonmenben R 
ig der ‚Raften-Ginrichtung nur butch die B \ 
jaffe erre 


g_ ber 
Wewwerbe zu einer gemeinfamen tw fann, u 3 
Sohe des Mcbeitslohns, als anf die Achnlichfeit ber gewerblichen Bert 
‚fehen, weil bei foldhen Vereinigungen hin und wieder bergebradhte 
‚gegenfeitige Neibungen Berücfihtigung verdienen, welche oft unter dem 
wanbter Gewerbe am ftärfften bervortreten. 


Gleihftellung der Fabrifarbeiter mit den Geſellen 


Die Beſtimmungen der $$. 134—144. der Gewerbe / Ordn. finten af 
Srifarbeiter Anwendung. Gs if deshalb zuläffig, in denjenigen Orten, 
Fobrifen betrieben werden, den Beitritt zu den im $. 144. erwähnten & 
allen am Orte beichäftigten Fabrifarbeitern zur Pflicht zu machen, un? m 
ſloſſen wird, find die Fabrifarbeiter neben den Gefellen und Gehülfen it 
fchiedenen Paragraphen des Orteftatnts zu erwähnen. ” 

Im Uebrigen folgt aus der im $. 1. der Kommumalbehörbe eeiheiltn iR 
tigung, alle am Orte befdäftigten Gefellen u. f. w. den dafelbft Befh 

errichtenden Kaſſen zuzuweiſen, nicht die Nothwendigfeit, won dieſet 9 
Aattie jeder Kaffe von Gewerbegehülfen Gebraudy zu mtaden. Dah 
ungen bes $. 144. der Gewerbe-Ordn. auf die Gehülfen der Appthefer 
Iente unb auf die MWerfmeifter in Fabrifen feine Anwendung finden, if 

j. 161. a. a. O. ausgefproden. Auch der Ginrihtung neuer hi 
andere, dem Stand der fogeuannten Gejellen nicht angehörende Febälfe 
jebenten entgegenfichen, Im ber Negel werben überwiegende Gründe bafürfl 
daß einzelne Febrifgerren, welche für die bei ihnen befhäftigten: Nebeiter 
terftügungsfafien gebilbet haben, beren Beibehaltung geftattet bleib. „ 


Verpflichtungen der Arbeitsherrem, 


*  3u$.2. | Die in den $$. 2. 3. und 4. des Entwurfs den Mid 
auferlegten Verpflichtungen Haben den Zwech bie rechtzeitige Ans und M 
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® bei den Kaſſen, welchen fie beitreten follen, fiher zu ſtellen, und die Gins 
j ber Beiträge zu erleichtern. Ta hierüber im Tit. VII. der Gewerbe⸗Ordn. 
Borgefchrieben iſt, fo müflen dieſe Verpflichtungen, um für alle ſelbſtſtändige 
betreibende des Ortes verbindliche Kraft zu erlangen, durch das Ortsftatut ans 
Me werden. Wo hierin nach den örtlichen Verhältniſſen eine zu große Beläflis 
ver Arbeitsherren gefunden wird, iſt eine Abänderung dahin zuläflig, daB die 
w felbft ihre Beiträge einzahlen und die Arbeitsherren bei eigner Vertretung 
tet werben, den ihnen angezeigten Betrag der etwaigen Ruckſtände bei der 
a Zohnzahlung inne zu behalten und zur Kafle abzuliefern. 


irkung ſelbſtſtändiger Sewerbetreibender bei ber Beaufjidhtis 
gung der Geſellenkaſſen. 


r 8. 5. Gine Mitwirkung felbittändiger Gewerbetreibender bei ter Verwal⸗ 
sb Beauffihtigung der Geſellenkaſſen iſt nicht wohl zu entbehren. Wo Ins 
t hefiehen, kann die erwähnte Theilnahme an der Kaflenverwaltung zu einer 
Micht der Innungegenofien gemacht werden. Wo faire Innungen vorhanden 
Vt ſich eine gleihe Verpflichtung der Arbeitsheren nicht feititellen; es iſt jes 
Bf deren freiwillige Mitwirkung bei ter Beauffihtigung der Geſellenkaſſen um 
rechnen, als die Art der Kaſſen-Verwaltung die Intereflen der Arbeits: 

eben fo nahe, wie die ber Geſellen berührt. Sollte jene Borausfegung 
Fällen nicht zutreffen, fo würde fit) die Kommunalbehörde der Beaufs 

ber Geſellenkaſſen ohne Theilnahme der Gewerbetreibenden zu unterziehen, 

BE ber Zahl ihrer Mitglieder für jede Kaſſe einen Kurator zu ernennen haben. 








. Strafbefimnungen. 


6. Die Strafbeftimmungen des $. 6. beziehen fih zufolge der Faſſung 
und 3. nur auf die Arbeitsherren derjenigen Gefellen, welde durch 
vorbehaltenen weiteren Anorbnungen der Konnmunalbehörbe beftinnmten 
iefen find. Zur VBejeitigung möglicher Zweifel wird in ben einzelnen 
en auf die Strafandrohung des $. 6. des Orts⸗Statuts hinzuweiſen fein, 


ungen, weldhe in den Statuten der einzelnen Kaſſen aufzn: 
nehmen find. 


‚welcher Art die Grundjäge des Orts-Statuts auf die befonderen Verhält⸗ 
einzelnen Geiellenkaffen Anwendung finden, zeigt der beifpielsweife bei: 


Entwurf des Statutes für eine Tifchlergefelen» Kaffe. 


Bezeihnung der zum Beitritt Verpflichteten. 


$. 1. Im $. 1. dieſes Entwurfs if die Verpflichtung zum Beitritt von 
smäßigen Beihäftigung als Geſelle oder Gehülfe beim Betriebe des 
ergewerbes, mithin von dem bei der Kommmunalbehörde (6. 22. der Ges 
n.) angemeldeten Gewerbe Des Arbeitsheren abhängig gemacht. 
Bezeihnung der zum Beitritt VBerpflichteten als „Tiſchlergeſellen“ würbe 
hen, denn ein Gefelle, welcher fih „Tiſchlergeſelle“ nennt, fann auch bei 
WGewerbetreibenden als Tifchlern, 3. B. bei Inſtrumentenbauern oder bei ber 
g von Modellen in Maſchinenbau-Anſtalten, Beſchäftigung finden, und es 
t ungewiß bleiben, ob auch ſolche Gefellen der Kaffe beitreten müffen. 
en Daher die gewerblichen WVerhältnine eines Ortes Veranlaſſung,. aud bie 
Mrumentenbauern u. j. w. befcäftigten Geſellen der Tiſchlergeſellenkaſſe zuzu⸗ 
fo ift Hiernady die Faſſung des $. 1. zu vervollitündigen. 
ba nur die gegen Bezahlung beichäftigten Gehülfen der Kaſſe beizutreten 
si im 6.1. hervorgehoben, weil fonft diejenigen Tifchler, welhen Söhne oder 
mote beim Betriebe ihres Gewerbes unentgelvlihe Hilfe leiften, gezwungen wäs 
te Kaffenbeitrage für jolhe (Gehülfen ohne Abrechnung von dem Arbeitslohne 
yes Orisftatute) zur Kaſſe zu zahlen. Ihre Heranziehung zur Entrihtung 
Belträgen aus eignen Mitteln erfcheint auch nicht nöthig, weil die ausnahms⸗ 
ne Lohn befchäftigten Angehörigen im alle der Erkrankung der Geſellenkaſſe 
Laft fallen werden. 
Schlußſatz des $. 1. des Kaſſenſtatuts entfpricht der Schlugbeitinnnung dee 
ber Gewerbes Orbaung, nach weldyer die bei vielen Erieieatanen ergehtad 
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sei der Kaffe. 


. Bu 8. 2. De im 8. 2 erwähnte Anmelbungsfäsein fol ke 
aufbewahrt werben, * um bei eiwalger es Dem Bichellsgenn 


nung 3 wilden dem Befsllen, dem 9 
unb dem Arbeber der DR her e dient ss ‚ den Arbeitößerrn ver | 
des Drtöflatuts angebrohten Str Grleiben bie Unorbrrungen bes En 
bie —E der ——— nach ben unten folgenden — — 


die von d * beit ber ! 
14 Sim, I —— ui ag esfolgken 


Beiträge zur Kaffe .: 
.. Bu. Die Ianfenben Beiträge Kafle mülen im ‚Steine u 
Rh 14 Urbeitslogne 54 werden, welder fuel 
tniſſen, he nach bee Art ber g ne 
Safe ee Mom werben IR ihre ihre * Tan u 4% —— ——— 
mit nicht —* 1 ar nnd dem Anfange bes — beitretenden len a 


gintriitsg eldet. V 


Daß ein am Orte zum erſten Male in Ucheit trelender 
zwei Wochen feine Beiträge ** folle, iR im 5. 4, vorgeſchlagen. 
von andern Orten zumandernden Befellen häufig nur mit Vorbehalt 
ober I4tägigen Probezeit Arbeit finden, theils weil Re oft ohne Se 
men und erſt Arbeitslohn verbienen müflen, bevor fie Beiträge zahlen 
Befreiung von den erflen Wochenbeiträgen wird aud durch bie im gi 
mene Verpflichtung zur Zahlung eines Gintrittsgeldes anegeglichen, 
Beitrag zu den Koften der KRaffenverwaltung (für Schreibmaterialie, | 
Duittungbücher, Befolbung des Altgeſellen u. f. m.) erhoben, jedoch ni 
auf die geringen Geldmittel der meiften Gefellen nicht höher als auf 5E 
bergrofchen abgemefjen werben barf. 

Die an vielen Orten hergebradhte Obfervanz, nad) welcher jeber Lehe 
Uebertritt in den Geſellenſtand zu derjenigen Geſellenkaſſe, welcher er zw 
eine Gebühr von mehreren Thalern entrichten muß, Tann, wenn das DM 
allgemeine Verpflichtung zum Beitritte feitfegt, nicht fortbauern, Denn | 
Abgabe den antheiligen Beitrag des Gintretenden zu ben Koften der Kal 
tung überfteigt, nimmt fie durch die erwähnte allgemeine Verpflichtung 
einer unzuläffigen Beſteuerung der aus ber Lehre tretenben Lehrlinge an, 
den Grunbfäßen der Gewerbe:Drbnnung ebenfoiwenig vereinbar ift, wie bie! 
a. a. D. ausbrüdlid, unterfagte und nady $. 170. Nr. 9. Litt. d. and 
eu tefiatuten zu geitattende Schebung ven Gebühren für die Gntlafın 
ehre. 


Ginziehung der Beiträge, 


3u 8.5. Die Beftimmungen des $. 5. finden ihre Begründung 
des Ortsſtatuts. Im einigen Kandestheilen iſt die Verpflichtung der Innum 
für die Einzahluug der Beiträge ihrer Gefellen zu haften, ſchon back | 
orbnungen eingeführt, Es kann aber aud), wie zu 8. 4. des Ortehain 
worden, bie in andern Landestheilen beftehende Einrichtung beibehalten m 
welcher bie Gefellen ſelbſt ihre Beiträge in monatlihen ober vierteljähl 
fammlungen in der Herberge dem Kaflenführer einhändi igen. Wird 6 
Faffung des $. 5. des Statuts für die Tifchlergefellen: Kaffe geaͤndert, fe 
jenigen Geſellen, welche die Tettariente Achuanaeirit nicht innehalten, * 
Ku von einigen Sibergeaigen angerriir, a De a ST eraniuui ddt 


s 
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beitshern Hinfichtlich der ihm von dem Kafjenführer angezeigten Kückſtände 
fellen feitgehalten werben. 


Unterftügung ber Erkrankten. 


u $. 6. In einzelnen Kaflenftatuten find die durch grobe Verfhuldung ent: 
m Krankheiten oder Verwundungen, welche ben Anſpruch auf Unterflügung 
leßen, namentlich bezeichnet. Die Beibehaltung folder näheren Beſtimmun⸗ 
umnbebenflic. 
we Beftreitung des Aufwandes für ungewöhnlich lange Kuren und zur dauern: 
erpflegung folder Geſellen, welde an droniihen oder unheilbaren Webeln 
find die Bejellenfafien außer Stande. In $. 6. des Entwurfs ift deshalb 
mer der dem Grfranften für Rechnung der Gefellenfafje zu gewährenven Un⸗ 
ng anf 84 DVerpflegungstage oder 12 Wochen innerhalb deſſelben Kalender: 
beichränft. Statt diefes Zeitraums kann auch eine andere Dauer ber Ber: 
Igözeit im Statute feſtgeſetzt werben. 


Berpflegung der Kranken in ihrer Wohnung. 


m Webrigen liegt den Beilimmungen des $. 6. zu a. und b. tie Vorausſetzung 
kunde, daf an dem Orte feine öffentliche Kranfenanftalt belebt. In ſoichen 
Mind nad $. 7. des Entwurfs in Vertretung ber Gefellenfafien mit einem 
Mundarzte) und mit einem Apotheker beiondere Verträge über die Behand: 
er Kranken und über die Lieferung der Arzneimittel zu fchließen. Das Ber: 
gelb zu b. muß fo body bemeffen werben, daß der Betrag ansreicht, um dem 
das zur Heilung erforderliche Unterfommen mit Einfhluß der Belöftigung 




















Kranfenftuben in ben Herbergen. 


die an mandyen Orten beitehende Ginrihtung von Kranfenftuben in 
Briberbergen fpricht die Erfahrung, daß dort bie Grfrankten leicht zu Diät 
Ieleitet werben, welche die Krankheit verlängern. 


Berpflegung im Kranfenhanfe. 


Dagegen eine zur Aufnahme der Geſellen geeignete öffentliche Kranken: 
E beftebt,, wird es räthlic fein, mit diefer im Allgemeinen ein billiges Ab⸗ 
‚gs treffen. Den Erkrankten it dann fein Berpflegungsgeld, fondern nur 
aa Nebenausgaben ein geringes Tafchengeld von etwa 74 Sgr. wöchentlich 
1 Kaffe zu zahlen, und es ift im Statute zu beftimmen, baß in der Megel 

el, deſſen Kraufheit oder Wunde eine geregelte Behandlung und Pflege 
inm Rrantenhaufe gegeilt und beföjtigt werben folle, daß er fid) der dort vor: 
Penen Hausordnung bis zur Beendigung feiner Kur zu unterwerjen habe, 
ein folder Erkrankter vie Unterftügung außerhalb des Kranfenhaufes nur 
Böweife nad, ärztlihem Gutachten erhalten dürfe. 


= Beerdigung Verſtorbener. 


5.6. 9. Für die Beftimmung der Beerbigungsfojten find bie örtlichen Vers 
maaßgebend. Gbenfo ift die im 8. 9. des Entwurfs bezeichnete Zahl der 
}, welche die Leiche tragen follen, nur beifpielsweije vorgejchlagen. Der Hin 
vorgefommene Mißbrauch, daß bie Träger ber Leiche aus der Kaſſe Trüs 
s erhalten, welchen fie bei tem Leichenbegängniffe vertrinfen, iſt abzuftellen. 


Ausfcheiden aus dem Kafjenverbande, 


m $$. 10.,11. Damit der Verwalter der Gejellenfafie vechizeitig erfahre, 
chem Zeitpunkte die Beitragepfliht und der Anſpruch auf Unterflüßung aufs 
muß ber Arbeitsherr die Entlaſſung oder den Austritt des Geſellen aus der 
Wei der Kafle anzeigen. Die Vorlegung des Quittungsbuchs iſt bei biejer 
nöthig, um die bis zur Abmeldung fällig gewordenen, aber nod nicht 
ss Beiträge zu berechnen und nad) ihrer Berichtigung dem Arbeitsheren bie 

feiner Obliegenheiten gegen die Kafle zu beſcheinigen. 

h die Abmeldung fcheidet der Gefell aus dem Kafienverbande, weil man 

m kann, ob er demnädjft wieder in Nrbeit tritt. Er iR gegen vie Radıe 
u ae feinen Willen erfolgten Gntlafung hinſichtlich ver Unterkügenn 


y an Bann der: Gennibeinniiendin ge ie 
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Verwaltung der Sefellentaffe. 


Zu $. 14, ff. Ueberall, wo das Drtsftatnt bie 
vn —— N ite je bei 
ung der von ‚ beri 

fie die Betellung eines 
der Kaffe verlangen. Mis foldyen bezeihhet des Kaf 
denmeifter, welden der Altgejell bei den Kaſſengeſchäften 
Gin Mitglied der Kommunalbehörde muß bei ihrer Wahl w 
mitwirfen und ihre Geiäftsführung beauffihtigen. 

Im Einjzelnen läßt ſich die Theilnahme der Arbeitsherren und 
Kaffenverwaltung verſchiedenartig regeln. 


Gefellenkaffen in ben älteren Provinzen. 


T. Der Verfaſſung der meiften in den älteren Provinzen beſtehenden 
taſſen entfprechen im Werentlichen bie im Gntwurfe ($$. 14. 7.) ana 
finmungen, edoch mit, bem Unterfchiebe, daß bei den Kaflen, meh 

Zahl von Witgliedern Haben, die im Gutwurfe ($. 18.) dem Gefelleniik 
vorbehaltenen Bejchlüfje von der Verfammlung aller bei der Kaffe . 
fellen gefaßt werden. 

Wo die Gefellen ſich bisher ſchon von Zeit zu Zeit zur fogenanml 
(Ginzahlung der Beiträge) verfammelt und über ihre Kafen » Angeltget 
rathen haben, Fann es hierbei auch ferner bewenden. Cs wird aber im 
beflimmen fein, daß jeder Verſammlung ber Gefellen, außer dem Laden 
dem Altgefellen, au der Vorftand der Innımg ober deren Beifiker 
müfen, md daß nur unter ber Zeitung eines biefer Vorſitzenden gültige 
gefaßt werden Fönuen. | 

Mo dagegen die Angelegenheiten der Kaffe bisher nur won einem 3 
der Geſellen berathen worden, erſcheint die Zuzichung aller bei der Kaffe 
ten entbehrlich. 


Neue Gefellenfafien, welge mit feiner Innung verbundenf 


U. Beſteht an einem Orte, in welchem eine @efellenfaffe nah hr 
mungen bes Entwurfs neu errichtet ober umgeftaltet werben fell, für des 
der betheiligten Gefellen feine Innung, fo it bie det Immı 
bacpte Mitwirkung bei der Kafennerwaltung ben Arbeitsherren der Gefallen A 
'm. Unter diefen Abeitehereen tann ver Aüesmiter ausgermäßlt uud Al 
nung abex einem won ya anasen oafgefin Yon, Sarignigl 
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22 bes Ladenmeiſters und des Altgeſellen, die Theilnahme an ben Werfamms 
: der Gefellen, an den Gefhäften ver Nehnungsabnahme u f. w. vorbehalten 
r_ Die Beauffihtigung der Kaffenverwaltung tur ein Mitglied der Koms 
behörbe ift unter diefen Umftänden ebenfall® wünfcenswerth. 

kon den noch vorhandenen älteren Innungen beftehen viele nur aus einigen 
w Mitgliedern, melde außer Stande find, die Intereffen ſaͤmmtlicher bei der 
nlafle betheiligten Arbeitsherren für fid allein genügend wahrzunehmen. In 
Dieſer Art muß bie bei der Kaflenverwaltung zuzuziehende Meifter-Berfamms - 
8 zuſammengeſetzt werben, als wenn Feine Innung für das betreffende Gewerbe 
ste beftände. 

nu allen Kaflenftatuten, iweldye die Bildung einer mıit der Innunges DBerfamm: 
rcht zufammenfallenden Meiiter:Berfammlung anordnen, wird ferner zu beſtim⸗ 
dr, Daß diejenigen Gründe ber Beicholtenheit, welhe nad) 8. 107. der Ge: 
Jednung die Nusfchließung von jeder Innung nothwendig machen, auch von 
fung zur Meifter - Berfammlung ausfchließen. Die Ginladung zu dieſer 
Hung, bie Act der Abftimmung und bie Niederfchreibung der Beſchlüſſe ift 
Bi Borbilde eines Innungsftatuts oder nadı den im $. 19. des Entwurfs 
5 Gefellen :Ausfhuß vorgefhlagenen Beilimmungen im Kaſſenſtatute vorzu⸗ 























Bemeinjfame Kaffen für die Geſellen mehrerer Gewerbe. 


B. Werden die Sefellen mehrerer Gewerbe zu einer gemeinfamen Kaffe ver: 
) iR jedes der verfchiederen Gewerbe in ber Meifter-Berfammlung zu 


Amt des Ladenmeiſters. 


#. 15. Der 8. 15. des Entwurfs ſetzt voraus, daß der Ladenmeifler die 
Meldlich verwaltet. Seine Gefchäfte find deshalb auf die Budführung 
Me mit Zeitverfaummiß verbundenen Verrichtungen gehören zu ben Ob- 
des NAltgefellen. 
u den 8. 5. des Ortéſtatuts kann die Uebernahme ber Berwaltung nur 
gögenofien zur Pfliht gemacht werben; ein Zwang gegen andere ſelbſt⸗ 
Baewerbetreibende würde nicht aueführbar fein, und höchſtens fönnte die 
eng von der Meifter-Berfjammlung als Folge der Unwillfährigkeit hinficht⸗ 
Samahme des Lapenmeifteramies angeordnet werden. 
B ſich für Sefellenfaften, deren Verwaltung durch bie große Zahl ihrer Mit. 
eſchwert wird, fein zur Buchs und Kaflenführung befühigter Meifter ges 
j und bie unentgelblide Beforgung ber Geſchaͤfte auch nicht duch ihre Ders 
5. unter mehrere Labenmeifter erlangen, jo bleibt nur die Beſtellung eines 
Kaffe befolbeten Kaffirers übrig. Die hierdurch für bie einzelnen Kaffen 
Ben Ausgaben ermäßigen fi, wenn die Berwaltung mehrerer Kaflen (wie 
u an einigen Orten gefchieht) mit getrennter Buchführung und Rechnungs⸗ 
Anıem gemeinfchaftlihen Kaſſirer übertragen wird. 
b die im $. 15. angeordnete Aufbewahrung der Kaffenbeftände unter zwei⸗ 
Werſchluſſe wird die Beftellung einer Kaution entbehrlich und den Gefellen 
2 eleiſtet, daß keine Verwendungen von Kaſſengeldern ohne Zuſtim⸗ 
Igefellen ftattfinden. , 


Amt des Altgefellen. 


9. 16. Mit den im $. 16. erwähnten Gefchäften des Altgeſellen find fo 
Shaltungen und Mühmaltungen verbunden, baß ihm in ber Negel außer ber 
sg von den Kaffenbeiträgen eine Beſoldung aus der Kafle gewährt wird. 
s Gefellenfafien erhält er die ihm gebührende Entſchädigung durch Neben⸗ 
en (Ginfchreibegebühren u. f. w.) von den der Kaffe beitretenden Giefellen. 
Kiwiref fucht die hierbei vorfommenten Ueberhebungen durch die Ueberweiſung 
ttögelder dn die Kafle und duch die Zuſicherung einer feiten Beſoldung 
Ltigeienen ($. 16.) zu vermeiden, 
der Kaflenverband viele Mitglieder zählt, oder wenn diefe verſchiedenen 
angehören, fann die Wahl mehrerer Altgejellen nothwendig fein. Nach 
» ber obwaltenden Verhältniite bleiben bie geeigneten Beitinnmungen über 
yer Altgefellen, über die Bedingungen ihrer Wahl und die Dauer der 
über die Beforgung der bloßen Botendienite durch die dem Kafennerkanee 
yeizstenen @efellen u, ſ. w. ben einzelnen Kaſſenſtatuten oocheholten. 
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$. 11. Durch die Abmeldung ($. 10.) 


ber Gefelle 
verbande, er erhält jedoch, wen er innerhalb 


felbet 
der erften 


Unterftügung wandernder Geſellen. 


$. 12. Gefellen, welche der Tifchlergefellen:Kaffe noch nicht — 
(8. 3.), Haben feine Unterftügung aus dieſer Kaffe zu fordern ($. MW 
Drbn.). Der Ladenmeifter darf aber mit Zuſtimmung des Altgejellen N 
Tiſchlergeſellen, welche auf ihrer Wanderfcyaft die Stabt N. berühren 
fogleid Arbeit finden, auf Koften der Kaffe Rachtlager und Veröftigumg 
berge bis ztie Dauer von zwei Tagen, und bei der Meiterreife ein nah 
Ränden abzumeffendes Meifegelb bis zu zehn Silbergrofchen gewähren. 


Verwendung von Geſellen-Kaſſengeldern 


$. 13. Die Verwendung von Gejellens Kaffengeldern zu andern ga 
Sweden als zu den in biefem Statut beftimimten iſt nur auf Grand 
Kommunalbehörbe genehmigten Beſchluſſes des Geſellen-Ausſchuſſes zuiäl 
nem Galle aber darf der Aufivand für gefellige Grgößlicyfeiten aus da 
ſtritten werben. 

Alle zu den Taufenden Ausgaben nicht erforderlichen Gelbbeftände 
ſtadtiſchen Sparlaſſe anzulegen. 


Wahl bes Ladenmeiſters und bes Altgeſellen. 


$. 14, Unter der Leitung des Beifigers ber Tiſchler-Innung in N.( 
der Gewerbe-Drbnung) hat der Gefellen:Auefhuß zu mählen: 

1) einen Sadenmeifter und einen Stellvertreter deffeiden auf biei be 
der Zahl der Mitglieder der Tiſchler⸗Innung; - 

2) einen Aitgefellen und einen Stellvertreter beffelben auf ein 4 
Zahl der bei ber Kafıe Betheiligten Gejelen. - . 

Die Wahlen bedürfen ber Zufimmung des Vorſtandes der TheH 
Bon dem Beifiger der genannten Innung werben bie Gewählten vor er M 
Berfammlung duch Hanviiiag in Vticht genommen. 

$. 15. Der Ladenmeiter vornah Vie Rute weit Auziehung bi 
Er führt das Verzuawih der WA Ve Sale Vehpien ul ve ak RN 
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n Gefellen; er itellt die Hebeliften auf, nach welden in den von ihm beſtimm⸗ 
eiträumen der Aitgefelle die fälligen Beiträge ($. 5.) einzuziehen bat, und er 
für die rechnungsmäßige Buchung aller Ginahmen und Ausgaben, über welde 
schlufie jeden Jahres Rechnung zu legen if. Der Kommunalbehörde bleibt 
jyalten, dem Ladenmeifter nähere Anweiſungen über die Buchführung und über 
sem ber Rechnungslegung zu ertheilen. Die Gelbbeflände und geldwerthen 
ze ber Kaſſe find beim Ladenmeifter unter zweifachem Berfchluffe aufzubewahren, 
ber beiten Kaſſenſchluͤſſel führt der Nitgeiellee In der Berwahrung des Las 
HRers befinden ficd auch die Kafienbücher und bie übrigen zur Kaffe gehörenden 
mbdlnngen. Die nothwendigen Ausgaben für Schreibmaterialien, für ben 
: ber Duittungsbücer u. f. w., und die außerdem durch bie Kaflengefchäfte 
Mich entſtandenen baaren Auslagen hat der Kadenmeifter aus der Kafle zu ents 
m.--Im Uebrigen verwaltet er fein Amt unentgelblid. 
% 16. Der Altgefelle ift verpflichtet, dem Ladenmeiſter bei ber Kaſſen⸗ 
g nad deſſen Anweifungen zu unterjtügen und außer den ihm nad 66. 5., 
6:9., 19. obliegenden Geſchäften alle ſonſtige Aufträge in Angelegenheiten ber 
beforgen. Derfelbe hat auch darüber zu wachen, daß, hinſichtlich aller in N. 
ten Tiichlergefellen den Vorſchriften dieſes Statuts genügt wirb. 
Bänrend feiner Amteführung iſt der Altgefelle von der Entrichtung der Kaſſen⸗ 
entbunden. Für jeine Mühwaltungen erhält er eine monatliche Entſchädi⸗ 
won — Thalern aus der Kafle. 


4 . Abnahme der Kaſſen-Rechnung. 


17. Die vom Labenmeifter gelegte.Rehnung ($. 15.) wirb zunachft vom | 
.und von dem Vorftande der Tifchler-Innung geprüft, nach Erledigung ber 
Erinnerungen 14 Tage lang in ter Gefellenherberge zur Ginficht jedes 
ausgelegt und dann von dem Gefellen- Ausfchuffe unter der Leitung bee 
abgenommen. 











Geſellen⸗Ausſchuß. 


18. Der Geſellen⸗Ausſchuß, welcher nach den Beſtimmungen ber 88. 4., 6., 
IA., 17. bei der Verwaltung der Kaſſen-Angelegenheiten mitzuwirken bat, 


d dem Aligeſellen und feinem Stellvertreter, 
16 anderen Mitgliedern, weldye von ter Verſammlung aller bei her Kafle be: 
igten Gejellen für die Dauer jedes Kalenderjahres unter der Leitung des 
Apere der Tifchler:Innung gewählt werden. 
19. Die Berfammlungen des Ausfchuffes werben anf Anordnung bes Ladens 
ober bes Beiſitzers der Tiſchler-Innung duch den Nltgeiellen berufen. 
we Abfaffung gültiger Beſchlüſſe it die Anmefenheit von wenigftens 13 Mit: 
erforderlich. Der Vorſitz und die Handhabung der Ordnung in ber Vers 
g gebührt dem Ladenmeifter, foweit nicht die Leitung der Verhandlungen 
14. und 17. dem Beifiger ber Tifchler-Innung vorbehalten ift, ober von 
‚euenahmsmweile auch in anteren Fällen übernommen wird. Gin Stimmredt 
den Borfige nicht verbunten. 
© Beſchlüſſe werden nad einfacher Mehrheit der Stimmen gefaßt; im 
R Stinmmengleihheit entſcheidet die Stimme des Altgefellen oder in deſſen 
Beit die Stimme feines Stellvertreters, pe Ergebniſſe jeder Abſtimmung 
ein Protokolbuch mit namentlicher Bezeichnung der erſchienenen Mitglieder 
kagen und von dem Vorſitzenden, von dem Altgeſellen und von drei anderen 
Hebern der Berfammlung zu unterfchreiben, 


Vertretung ber Gefellenkfaffe 


20. Ueber den Gmpfang der in diefem Statute bezeichneten Beiträge unb 
elber kann fowchl der Kadenmeifter wie der Altgefelle gültig für die Kaffe 
wer. Ebenſo kann jeder von beiden die laufenden Ausgaben für die Kaffe bes 


en andere Gefchäfte des bürgerlichen Verkehrs mit verbindlicher Wirkung 
Be» Kafie abgefchloffen oder Prozeſſe für diefelbe geführt werben, fo vertritt ber 
Meier gemeinſchaftlich mit dem Altgejellen die Geſellenkaſſe und beide muͤſſen 
Mfondere Brmädtigung der Kommunalbehörde ($. 21.) zu dem für tie Kofler 
Behmenden Geſchaͤfte ober ;u ber abzugebenden Erklärung nadmeilm. Serr 
"NMLS 2 49 


70 Bon ben Beashältniffen der Orusrbstenitenken Y 
*** als Sabenmeiltse: und eis efelle ber Tifchlergefellens Ruf 
dem Beiſther der Kühle Qunung —* | 

De Beanffihligung der Kaffenverwaltung 


u g. 31. Die öede in N. beanflichtigt Die Kalfenmun 
nick dur; ben Beiflper’ der T (56, 14,, 37., 18., 9), ! 
vom Gange ber. Werwaltung band) geldgentl der Kefahbiı 
Ucher vorlommeibe feiten und Beichwerben entfcheibes Wie: 1 
behorde, wel , abenmeißter, dem Oilägefelien uub ü 
vertretern 2234 hd fr Obli 8* eiten und Bei Verſtißea 
85 welche der De, ei ne x 
Dafeiben fm Berwaltungewege Deiguizeiben. Biegen Schareticer 












u Abändernugen biefes Stalnie.. _ 
+69 De um es Statute können auf den Yintrag We 
—88 oder ——— von —— eh 8 
Beſtaͤtigung ber Regierung abgeändert, unb ebenfo San 
gefellmtafe genehmigt ober angeorbnet werben. Im Bi 
nad Berichtigung ber Schulben ‚verbleibende 
weitiger Berwenbun | 


aberwei 








fie ber 


I. Heätigung. Bu . | 
Huf Grund des $. 144. ber BerwerbesDrbn. v. 17. Jan. 186° 

N das Stahıt hierdurch 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
(Min. 31. d. i. B. 1850 ©. 215. Nr. 289.) 


Fünttes Stüch. r 
Bon der Berpflihtung zur Tragung ber Kurs und Berrfl 
foften erfranfter unvermögender Handwerfsgefelln 


1. Schon vor der Publikation des A. L. R. erging bieräh 
v. 7. Ian. 1783, wie e8 mit der Kur und Verpflegung derer aui 
berichaft oder in den Werfflätten Frank werdender Handmwerfss:& 
halten werden fol. 


Se. K. Mai. von Breußen ıc. haben mit äußerfiem Mißfallen in hl 
bracht, wie an verfchiedenen Orten der K. Lande, mit armen anf der B 
oder in ben Werfflätten, wo fie gearbeitet, erfranften Handwerksburſchen n 
fo lieblos verfahren worden, daß man felbige, anftatt fidh nach ber allgem 
ſchenpflicht dieſer unglücklichen Bremdlinge anzunehmen, ohne Rüdfidht ui 
den Zuftand blos um ihrer Kur und Verpflegung entledigt zu werden, ı 
Ort bis zu ihrer Heimath auf ben Transport gegeben, und dadurch zur | 
ihres Todes nicht wenig beigetragen, als wovon fie doc bei gebörig N) 
Vorſorge vielleicht nod) hätten gerettet werben können; dieſer pflichtwidrige 
loſung folder erfrankten armen Handwerfsburfhen für die Zukunft vorzu 
nad) den Grundfägen der allgemeinen Dienfhenliebe und einer guten Be 
raliter Hierdurch allergnäpigft feſtzuſezen refolviret worben: daß von Kubl 
fer Verordnung an, ſaͤmmtliche Gewerke in den Städten verbunden ſein 
frank werdende Befellen, fie fein auf der Wanderfchaft, oder fie ſtehen in 
fi) fo lange in der Kur und Pflege zu behalten, und fie nicht eher fa 
biß fie entweder völlig wieber hergeitellt find, oder doch nach dem Urteil! 
zu konſulixenden Arytes, ohne Gefahr ihres Lebens transportiret werben | 

Damit aber hierbei guer&s un wtuounatmhkie zu Werle gegangen 
verorbnen Se. K. Mai. ivoner, Tab 


⸗ 
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) eintretenden Falles, der Altmeinler, oder wo Fein Gewerk vorhanden, ber Mei⸗ 
8 Oris, bei Zehn Rthlrn. Strafe, verbunden fein foll, dem dirigirenden Bürs 
er davon die gehörige Anzeige zu thun, dieſer aber, bei fisfalifcher Ahndung, 
8 fein foll, für Unterbringung, Verpflegung und Kur des Kranken mit Zus 
des Stabt:Arztes oder Chirurgi perkthätig zu forgen, und damit fo lange 
fortzufahren, bis der Kranke feine fernere Hülfe bedarf, als worüber ber 
Chirurgus, ein Atteft auszufellen hat. 
Eslangend aber 
D bie Kurs und Bilegefoften, fo ſollen jelbige nach vorhergegangener Feſtſetung, 
weg berer erfiern vom Collegio medico provinciali, und lekterer vom Magi⸗ 
ws Oris, 
Der Gefellen:Lade des Gewerke im Drte, ober derjenigen, wohin ſich bie 
Bier des Orts halten, und bei beren Unvermögen 
B der Gewerks-Kaſſe, fie fei im Orte, oder da, wohin fi die Meifter bes 
38 balten, bei deren etwaigen Unzulänglichfeit aber 
ber Armen⸗Kaſſe des Orts, und wenn biefe aud nicht zureichet, aus ber 
tsRafle ; und enblih in deren Grmangelung, ober bei deren Unvermögen, 
der KöämmereisKafle des Orts genemmen werben. Sollte inzwifchen 
Fein oder anderer Ort fich erweislich zu Schulden fonımen Iaflen, daß er bies 
eift entgegen, einen armen auf der Wanberfchaft oder während ber Zeit,’ 
KH Ribeit geftanden, frank gewordenen Gefellen vor feiner völligen Genefung 
et, fo Bleibt demjenigen Orte, wo ber Kranfe aufgenommen worben, frei, 
greß wegen Erſatz des geleifteten Borfchufles, orbnungsmäßig an benjenis 
Pan nehmen, dem es nadı obiger allgemeinen Vorfchrift zugeftanden hat, für 
5 und Peryftegung zu ſorgen, als weshalb ihm aller Beiſtand geleifiet wer⸗ 
e au 
















pri alle diejenigen, fc dieſer V. zuwider gehandelt, fiskaliſche Ahndung 
MB Des Endes befehlen Se. K. Maj. hiermit Dero Krieges: und Dos 
iern, Kammer⸗Deput., Steuer⸗Räthen, Magiſträten, und ſonſt Jedermän⸗ 
Fühen dic Handhabung ber landesherrlichen Vorſchriften und Polizeigeſetze 
ber den Inhalt dieſer V. genau zu halten, und bei entdeckten Kontraven⸗ 
Schuldigen zur gebührenden Verantwortung und wohlverdienten Strafe 
ben Gewerken aber und Zunftgenoſſen befehlen Se. K. Maj., ſich ihrer 
Wenfalis nach dieſer allgemeinen V. ganz eigentlich zu achten, und ſich ber 
isten Willensmeinung überafl in vorkemmenden Fällen gemäß und ges 


bearigen. J _ 
. Tom. VII. &. 1967. Nr, 2, de 1783, Rabe, Bd. I. Abtheil. 7. 


Das A. 8. R. enthält über biefen Gegenftand folgende Beflim 


“ 
ri . 
IN 


” 


F 2.8. 11.8. 66. 353—355.: 


Die Kur und Verpflegung eines eingewanderten unb krank geworde⸗ 
Bien, ex ftche bereits in Arbeit ober nicht, muß, wenn er felbft unvermögend 
her Sefellenlade, uyd in teren Ermangelung ats ber Gewerfskaffe beikrit- 











4. Iſt dieje nicht hinreichend, fo muß die Armenfafle des Orts, und bei 
aulänglichfeit bie Stadt: oder Kümmereifaffe zutreten. 
55. Der Magiftrat muß alfo bei eigener Vertretung dafür forgen, daß ein 





haorbener unvermögender Geſelle nicht hülflos gelaffen, eder vor erfolgter hin: 
be Wieberherfiellung fortgefchafft werde. 


Bu. 2. 8. 11. 19. $$. 9. und 15. 


girte Korporationen, welche einen bejonderen Armenfonds haben, ober ber; 
#:ößgger Berfafiung gemäß, durch Beiträge unter fich aufbringen, find ihre un: 
en Mitglieder zu ernähren vorzüglich verbunden. 
1 Allen Armen und Unvernögenden, denen ihr Unterhalt auf andere Art 
ıfft werben kann, muß bie PoligeisObrigfeit eines jeden Orts, chne Un: 
ı Hanges und fonfligen Gerichteftantes derſelben, fih annehmen. 


b das ©. v. 31. Dec. 1842 über die Armenpflege (©. S. 1843 
se:sisponist (im $. 1.), Daß die Verpflichtung der Gemeinden zur 
43% 


TR Bon dan Berhältniffen der Gewerbetreibenden zu einantn. | 
\ für Arme erft dann eintritt, wenn kein 
af, Silfuung u {.10) day © 
"ME. Wit Bezug auf bie erwähnten Do; 
* Hab folgende Öl. ergangen · 
"DR. des K. Min. des 9. (v. 
8. Reg. zu Stargard. 


—es und —— eb 


feine Kur und Very Mi 
ee a 



















2) RM. der K. Min. des G. (6. Bülow) u. des I. (1. & 
v. 10. Juli 1820 an die K. Reg. zu Stettin. 
(a. IV. 528. — 3. 34., [. in ®b. I, ©. 253) 


HC. R. des K. Min. des I. Abth, I.) (Köhler) v. 2 
an die X. Reg. zu Potsdam, Frankfurt, Stettin, Köslin, 2 
werder, Minden und Münfter. 

Der X. Reg. wird das tern 8; Juni 1822 in Betreff der 
Kurs und Berpfiegungsfoften für erfranfte Handwerfegefellen an bie N) 
deburg erlaffene 9. beigehenb in Abfchrift (sub a.) Mit ver Auflage jug 
die darin enthaltenen Grundſatze gleichfalls jur Richtſchnur dienen gt 

Anl, 

Bei den von der K. Neg. mittelſt Berichts v. 9. dv. M. augezeiglen 
wird das R. v. 24. Jan. d.I. dahin beflarirt, daß bie Koften für a 
werfögejellen, welche in die dortige Kranfen-Anftalt aufgenommen werben, 
bafigen Kommune nad) tie vor getragen werben müffen, indem der $ Bi 
2:9. U. des A. €. M. die Magiftsäte, we fi, der Kramkheitefatl ereigm, 
pfichtet. 

” Hiernady hat die K. Meg. bie dortige Stadtgemeinde mit dem Ani 
Rattung der in dem Der. ber N. Meg. d. 18. März d. I. gedachten Ki 


er, ben 8, Juni 1922. 

Der Minifter des Innern, v Gäuden 
(a. VII. 253. — 1. 134.) 
4) R. deſſelben Min. v. 20. Gebr. 1825 an den Bag za Ua 


Dem Mag. zu Antlom wird auf Seine gegen bie Wiebereinfühnum b 
ſchrift des A. U AR en 
der Handwerkögefeüm eingelegte Wortulung d. W. Ne € 
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an neuen Geſetze für die Armenpflege zur Berathung vorliegt, deſſen Erſchei⸗ 
re. Mag. abwarten muß. 

nmittelft aber fönnen tie Städte bei der Gegenfeitigfeit des aus dem A. L. R. 
menen Grundſatzes nicht für prägravirt geachtet werden. Wohl aber tritt der 
il ein, daß den gewöhnlichen übertriebenen Liquidationen und einer Menge 
treitigfeiten und Echreibereien, die die Gritattung der Koften erfordert, durch 
Mede ftehente Borfchrift des A. L. R. vorgebeugt wird. 

R. IX. 215. — 1. 147.) ° 


3) R. deſſelb. Min. v. 1. Oft. 1825 an den Mag. zu Wittftod. 


em Mag. gereicht auf Defien Eingabe v. 23. v. M., in Betreff der Kurs 
gungefoften für erfranfte Handwerfsgefellen, hiermit zum Beſcheide, daß die im 
R. Th. 11. Tit. 8. 66. 353. und 354. gedachten Koften, wenn fie von den 
ae Gewerken nicht aufgebracht werden können, nach Vorſchrift dieſes Geſetzes 
E Kommunal-⸗Kaſſe zu entnehmen find. 

IX. 1073. — 4. 129.) 

I. R. deſſelb. Din. v. 21. Oft. 1825 an die 8. Meg. zu Danzig. 

f die Anfrage der K. Reg. im Ber. v. 3. d. M., die — der Heil⸗ 


















pflegungskoſten für kranke Handwerksgeſellen betr., wird Derſelben eröffnet, 
Beinung ver Reg. zu Königsberg 1) die richtige iſt, indem es feinen Uns 
‚machen kann, ob.der Geſell ſchon frank eingewandert, oder erſt nad feinem 
Ben erfranft iſt. . 

Lk IX, 1074. — 4. 130.) " 


ER. deſſelb. Min. v. 2. Dec. 1825 an die K. Reg. zu Stettin. 


Hier Gingabe v. 23. v. M., bittet der May. zu Gollnom, ihn von Bezabs 
.Rur= und Berpflegungskoften für den alergefeifen N. N., welder in 
„einen Arm gebroden hat, und in Stepnip geheilt worden ift, zu 


Fenfliret nicht, und es iſt nicht einmal behauptet worden, daß der x. N. N. in 
Gollnow eingewandert fe. Eine Ginwanderung wird jedod in dem 
R. Reg. in Bezug genommenen $. 353. Tit. 8. Th. Il. des A. L. R. auss 
voerausgeſetzt. 
aber ein Gollnower Meiſter- oder vielmehr deſſen Geſelle ven N. N. bei einer 
zen Arbeit außerhalb des Bezirks der Stadt als Gehülfen angenonımen hat, 
teiben mit der Stadt Gollnow in feine Verbindung bringen, eben fo wenig 
haupt ein Domizil ohne Förperliche Anwefenheit durch den bloßen animus 
Wtet- werben fanın. . 
le 8. Reg. wird daher hierdurch angewiejen, die Konımune Gollnow ex nexu ' 
das Intendantur : Anıt Etepnik befugt fei, von irgend einem Dritten rs 
der fraglichen Koften zu fordern, wer dieſer Dritte, und in wie weit es 
L K. Neg. fei, hierübkr etwas zu beftimmen; alles dies kann für jetzt von 
nicht feftgejeßt werben, weil in dieſer Hinfiht die Sache noch nicht genug: 
ret i 
"IX. 1075. — 4. 132.) 


MR. deffelb. Min. v. 28. Dec. 1825 an die K. Reg. zu N. N, 


K. Reg. wird eine Gingabe des Mag. zu N. N. v. 10. d. M., die für 
Amacyergefellen N. N. zu zahlenden Kurs und VBerpflegungsfoften betr., zus 
und dabei zu erfennen gegeben, daß es in der fraglihen Beziehung keinen 
eb machen fann, ob der Geſell bei einem zünftigen Meifter gearbeitet hat 
t, da der & 353. A. 2. R. 1. 8. tie Verpflegung auch rückſichtlich folder 
in anorbnet, weiche ned gar nicht in Arbeit geftanden haben. Auch if es in 
dt a die Kämmerei : Berpflidtung ganz einerlei, ob der Geſell zünftig ober 


fe Königl. Reg. Hat daher den an den Mag. gerichteten Befehl, der Kom: 










‘y . 
Die Anfiht der K. Reg. zu Königsberg ging tahin, daß in Anwendung 
7368 6. 353. des A. &. R. IT. 8. Gejellen und event. Gewerke für alle erfrantte 
—2 gleichviel ob fie ſchon krank ahgelommen, ober erſt in der Achet 
ecrtrantt find, Rath ſchaffen muͤſſen. 

a 


M Bon dem. Wrepitiniffen be: — pn siahee. 
N.N. die MR. mu vrfaiten, Sei 
Die Tptgehet Kommmne Us den —X gegen —— 


8. —— ED. RUE o 10 wi 

den Mag. zu Kaſtrin. 
Dem Küfrin in ibı die infrage 3.0 hi 
— So ee na antanharaı. 0 Tail 


Beyfegungstehin fir — 
— XV. 141. — 1. 60.) 


: 10) 8. det 8. Min. des 3. u. ron 
die K. Reg. zu Gtettin. 

Die K· *8 1 Be. », 19. 9. Di. " 
u ana m AN. we a AR 
2 Euler u en = 

Gone sSeuptr Kalle für Die: enmehuen, 
Untorfatien erhält. 8 

die K. Meg. das term 9. 
BI ee er 
” baß nach $.15. Tit. 19, RE 8% fer Di 










11) Publlk. der K. Reg. zu Köslin, v. 10. Aprit 1824, 


a me des K. Min. des 3. ift beftimmt worden, daß Mi 
egungetoten für kranke Handiverfsgejellen, genau die Verſe 
R. vo U. it, 8, $$. 353. bis 355. gu. befolgen fei. 

Hierdurch erleidet denn auch die B. ber vormaligen Ponmerfüt 
12. Zuli 1812 (©. 188. des Bonmerfchen Amtsblatts v. I. 1812) in 
Kur und Verpflegung der auf der Wanderfihaft erfranften Hasıbierl 
wefentliche Abänderung. 

Die Polizei + Behörden des Depart., inabefondere auch bie Mäg, 
von mit der Anweifung in Kenntniß gefest, fid nad) der gedachten. Behimm 
bührend zu achten und untattgafte Roften-Kiguibationen bei ms, ja mich 
Behörben, zu unterlaffen, 

(R. vl so. 2. 137) 


12) In Betreff ver auf Dörfern erkrankten Sanbwerfeghl 
ergangen: 


a) R. des K. Min. des J. Abth. 1. (Köhler) v. 8. April 1898 
K. Reg. zu Merſeburg. 


Das unterz. Min. if, wie ber K. Meg. in Ewwiederung auf ben 
v. D., die Bezaflung ber Kurz, Berpflegungs + und ee] 
i einem Dorfe erfranften und geftorbenen wandernden 
söfne, wird, mit berfelben einverftanden, daß der 5. 353. Tit. 8 IH 
. L. R. nicht auf Dörfer anzuwenden fei. 

Aus biefer Ceflärung folgt nun aber feineemeges, daß, und med 
Kommune zur Gritattung biefer Koften verbunden ſei. 

Diefe Frage hängt von anderen rechilichen Berhältniffen ab, und I 
Min. des I. ohne ſpezlelle Einſicht der betr. Verhandlungen — ice 
den. Im dem bisher bei dem Min. zur Sprade —— Bi len Dat 8 
weder auf die Land: Armentenbs, oder auf bie Wohithatigke ito Fonde ber Rp 
‚Haupt. sein zurüggehen wühen. 

(a. RU. 493. — 2. m) 


Bon ben Bewerbe-Behülfen, Geſellen und Lehrlingen. 773 


RR. des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 29. März 1832 an bie 
Reg. zu Stettin. 


Wie der 8. Reg. auf den anberweiten Ber. v. 16. Nov. v. J., Ihren vers 
Hchen Anfpruh an die Kommune zu Greiffenberg, wegen Uebernahme der Kurs 
Werpflegungsfoiten für den Müllergeſellen N. N. aus Gottesberg, und deren 
er aus für diesmal angeorbnete Berichtigung aus dem Wohlthätigkeits⸗Fonds 
deg.⸗Hauptkaſſe betr., erwiebert wird, laßt fid) gar fein Rechtstitel auffinden, 
chem von einer Stabt gefordert werben fönnte, einen ihr nicht angehörenden 
ch nicht einmal in dieſelbe eingewwanderten, fonbern in einem Dorfe erkrank⸗ 
Sanbwerfsgefellen wider ihren Willen zu übernehmen. 
Dielmehr ift nach $. 15. Tit. 19. Thl. II. des N. L. R. jeder Ort, wo ein 
„ Krankheitsfall fich ereignet, felbft Hülfe zu Teiften verbunden, wobei es biefem 
unbenommen bleibt, in Grmangelung eigener Kranfenanflalten und Nerzte, 
Aufnahme des Ereranften in einer benachbarten Stadt; mit derſelben ein 
ges Abkommen zu treffen. 
‚von der K. Reg. vorgeihlagene liebernahme der in bergl. Fällen erforder: 
when auf Etaatsfaffen, kann fo allgemein um fo weniger bewilligt werben, 
Ba foldyen Antrage ungefähr dafielbe entgegenficht, was einem Vorſchlage, 
| — die geſammte Armenpflege aus ſeinen Kaſſen hergebe, entgegengeſetzt 



























te. 
wbies iſt der Wohlthätigkeits-Fonds ber Reg.⸗Hauptkaſſe, wie der K. Meg. 
Hannt fein Tann, fhon jetzt unzureichend, und eine Verſtärkung befielben 
igen anderweiten dringenden Bebürfniffen bes Staats nicht zuläfftg. 
J. 239. — 1. 105.) . 


deſſelb. Min. v. 17. Dec. 1833 an die K. Reg. zu Marienwerder. 


Meinung, welhe die K. Meg. in dem Ber. v. 26. v. M. über bie Bes 
dortigen Mag., wegen ber ihm zur Laft gelegten Kur: und Berpfles 
für den Buchbinbergejelfen N., dahin ausgeſprochen hat, daß die Obrigs 
BB Dorfes befugt jei, einen durchreiſenden franfen Handwerksgeſellen ber 
Stadt zuzuſchieben, und Xepterer die Laſt der vorlänfigen Verpflegung 
R aufzubürden, kann nicht gebilligt werben, vielmehr liegt die vorläufige 
er Ortsobrigkeit ob, ohne Ruückſicht darauf, ob der Ort eine Stadt oder 
f iR. Denn ter $. 15. Tit. 19. Thl. II. des A. L. M. redet nicht, wie die 
allegirt, von den „Armen jedes Orts“ fondern von „allen Armen 
Vavermögenden,“ und legt der Polizei-Obrigkeit eines jeden 
folglich audy des Ylatten Landes, die Pflicht auf, fich ihrer anzunehmen. 
Fallen Armen und Unvermögenden find aber aud die Handbwerfögefellen be 


Me von der K. Meg. allegirte, in einem Spezialfalle ergangene Allah. K. O. 
Fuli d. 3., betrifft nicht die vorläufige Sorge, fondern die Frage wegen 
Ber Koftentragung, und entfcheidet bloß, daß den Dörfern unbenommen fet, 
R Saelihen Verpflichteten Erſatz zu fordern. 

XVIl. 1081. — 4. 129.) 


13) In Betreff des Großherzogthums Poſen bißponiren: 


. des K. Din. des I. Abth. I. (Köhler) v. 23. Nov. 1821 an bie 
Meg. zu Berlin. 


K. Reg. erwiedern wir auf Ihre Anfrage v. 8. d. M., daß das R. v. 
1812 wegen der Kur und Berpflegung franfer Hanbiwerkögefellen 1) auf 
Herzogtum Pofen nicht Anwendung findet. 

VL 166. — 1. 87.) 


. beffelb. Min. v. 29. Ian. 1830 an die K. Meg. zu Pofen. 


ee Stadtrath zu N. N. bittet in ber Vorſtellung v. 15. d. M. um Cuiſchei⸗ 
E harüber, wer — ob die Kommune ober bie Vielhandwerks-Innung daſelbſt — 
Kr. und Verpflegungsfoften für den im Jahre 1828 in bafiger Stadt krank 
peanberten Buchbindergejellen N. N. aus Breslau zu tragen habe. 
Der $. 9. Tit. 19. Thl. II, des N. L. R. verordnet, daß privilegirte Korpora⸗ 





M)-Bergl. oben ©. 772. 
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— Sehen ai fe für Die 
ige unter en, wat — 


en, und $. 15. Kahn — var 
Diele 


PIE 3 
H 


in-N. N. beRchenbe ung Tncherrer Grwerfe allnbinge 

dere Iufitution 834 ——— 
an —S ve verfahren. (a. XIV. 158. — LIU 
ja 44 In Betreff der Provinz Schlaſien. 


R * —⁊T 
DE Min me 3, aa. ˖ ⏑————— 


B ee — der gur· ⸗ 
DIE arm ann 35 ——— | 






** ein nid — Uebeſſand i 
Srundſate in Ausübung gebradt 
eigfeiten Gerrit ward Oefeh ie 


ben, bie zu deſſen Berfün! “ bei den bie 
— — “hal Ko angemefjenften bei den bisher 


Er 3 pie der Provinz Sachfen. 


a) R. des K. Min. des J., Abth. I. (Köhler) v. 21. Febr. 

K. Reg. zu Merfeburg. 

" Der K. Reg. wird auf ihren Ber. v. 26, v. DM. eröffnet, daß bie d 
taſſen im dortigen Depart., da felbige die Koflen der Kur und ® 
erkrankten fremden Handwerfsburfchent, nach der dort noch beſtehenden 
aus eigenen Mitteln ohne irgend einen Regreß beftreiten, auch micht vermiih 
diejenigen Koften wieder zu erflatten, welde eim zur dortigen Provinz ge 
auswärts erfcanfter Gejelle verurfaht. 

a die von der K. Reg. allegirte Berf. des ehemaligen allgem. Poligi 

30. Mai 1812 2) betrifft, fo iR ſolche aus befonderen Gründen um a 
malige Neg. von Pommern, fo mie von ber Kurs und Neumark erlafen 
in ben übrigen Provinzen aber nicht zur Anwendung gefommen. 

Die abficht derfelben if ad ohnehin nicht dahin jangen, 9 8 
hin gehen koͤnnen, die Vorſchriften des A. 2. R. Th. bin Su 8 
Befeitigen. (M. V. 146. — 1. 81.) 


b) R. deſſelb. Min. v. 17. Sept. 1824 an die K. Meg. zu Merſ 


Auf die Anfrage ber K. Reg. im Ber. v. 2: d. M., die Kurs mb 
gungsfoften fü arme auf der Wanderfchaft erfranfte Gandiwertegefellee 
wird Derfelben eröffnet, daß es in ber Verpflihtung der Kommunen keine 
ſchied machen kann, ob an einem Orte bie Suafıe au jehoben find ober mid 
mehr barf nad $. 355. des A. 2. R. TH. II. Tit. 8. in feinem Falle m 
wlan ng eine anf kcanfen Ofen ein Regreß nadgelaffen werden. 

I 





1) Bergl. oben S. 712. 
. 2) Bergl, oben S. 712. 
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16) In Betreff der zum vormaligen Königreihe Weftphalen 
g gewelenen Landestheile. 


R. dee 8. Min. des J., Abth. I. (Köhler) v. 9. Juli 1828 an den 
zu Königäberg in Pr. | 


em Mag. zu Rönigeberg wird auf Seine Befchwerbefchrift- v. 18. v. M., 
velcher die Reg. zu Merfeburg in Beziehung auf die diesfülligen Beſtimmun⸗ 
es A. 2. M. fich weigert, die Verbindlichkeit der Stadt Halle zur Tragung 
sch den Buchdruckergeſellen N. in Königsberg verurfahten Kurkoſten anzu⸗ 
en, zum Beſcheide eröffnet, daß das Min. der Meg. beipflihten muß, indem 
© aus den, von biefer Behörde angeführten Gründen bereits bie Vorſchrift 
‚ 34. Tit..8. Th 11. des N. 8. R. aud auf die Städte, welche zum ehema⸗ 
Königreich Weftyhalen gehörten, und in denen jenes Geſetzbuch jet wieder 
peit bat, angewendet hat, ungeachtet in denfelben gar fein Zunftverband mehr 


x, 765. — 3. 102.) 


4) Breimillig gebildete GefelensDereine zur Unterflügung in 

itsfällen können nicht gezwungen werden, erfranfte Gewerbs⸗ 
a auf ihre Koften heilen zu laflen. 

Eder K. Dein. des I. für Gew.⸗Ang. (Betbe) u. ded I. u. d. P. 
u v. 18. Juli 1837 an die K. Meg. zu Poſen. 


ige der dem Ber. der K. Reg. v. 5. v. M. beigefügten Nachſchrift des 
präf. v. 14. ejusd. der von den in der Stadt Poſen befchäftigten Maus 
} gr gegenfeitigen Unterflügung in Kranfheitsfällen gebildete Verein ein 
iR, fo kann demfelben auch Feine Zmangspfliht im VBerwaltungswege ans 
Fuden. Auch ift das, was das ©. einer beftehenden Gefellenlade zur Pflicht 
Mauf andere Gewerksvereine, zu welchen unzünftige Mitglieder zugelaflen 
wenden. Die Min. find daher der Meinung, daß der in Rede Aehenbe 
Wi gezwungen werben kann, wider feinen Willen bie an der Kräße oder 
"atranften Gewerkögenofien auf feine Kojten Beilen zu laffen. 
XI, 776. — 3. 158.) 


Io .N 


Von den Gerichtshöfen find in Bezug auf die ad II, er⸗ 
WBVorfchriften des A. 2. R. folgende Nechtögrundfäge angenommen 























Konditoren gehören nicht zu den Handwerkern und es finden 
Pe geieglichen Borfchriften wegen Verpflegung franfer Handwerks⸗ 
Fauf-Ronditorgehülfen feine Anwendung. 

et von dem Haußvoigtei- Ger. zu Berlin unterm 


a. Bocenfär. 1839 ©. 197.) 


6.Die Verpflichtung der Gewerke für die Verpflegung der ihnen an⸗ 
erkrankten fremden Gefellen, vorzugöweile vor den Stadt» ober 
weifaffen, wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß der Geſelle die po⸗ 
8 Wandergeſetze nicht, beobachtet, namentlich auch das dreißigfle Le⸗ 
E bereit überfchritten bat. Auch kommt es nicht darauf an, ob 
iu der Seit, wo die Verpflegung nöthig gemorden, in der Geſellen⸗ 
mreichender Bond vorhanden war, wofern nur überhaupt das Gewerk 
en bat. 
, erfannt von dem Geh. Ob.⸗Trib. unterm 12. Nov. 1846. 
cheid. Bd. 14. S. 299.) 


Die Verpflichtung Ber Gewerke aus dem $. 353. A. 2. R. II. 8. 
ine fubfidiarifche und tritt deshalb erfl dann ein, wenn das 
gen des zur Zahlung der Verpflegungdfoften zunächft verpflichteten 
ı @efellen nachgewieſen ift. 
wo erfannt von dem I. Sen. des Geh. Ob.⸗Trib. unterm 11. Sehr, SAT, 
Weuisfälle des Geh. Ob.⸗Trib., Bd. L S. 9. Nr. 5) 


[m 


FTB Man iten.Worhättniffen der Grwerbeietdihen a ll 


A u u Befi ber Am der Lofm für bie 5* [} 
ten einwanbernben Handwer! efellen, u 

>. N (Redizinalwefen), Th. I. ©. —W 

Auch disponirt hierüber dad R. des K. Min. des 3. | 

38. ©ept. 1827 an bie 8. Reg. zu Minden. 


354, ibid,, bie Stabts-oder Die Rimmereifafle bie Keften h 
a. XL, 758. — 3. 104.) 


VI. Borfiheiften, die Rheinprovinz beit. 
1 RR. des R. Min. de, 3, Abth. I. (Röpler) v. 19, Ra 
ve m Bin nn en 

Die von der 8. Meg. in dem Ber. v. 2%, 0. MM. geiuferte Mein 
+ werlögefellen dort ht angenenbet werben —— 33 

Kofen ans den Gina he H 
A er u nen 
L a 


= 

Kranke, MRäddcht auf den Armenverband, bem ex angehört, ax ba 
Side da dem — — " 
, fo e eſonderen ſungen der Kheiniſchen Deperl 
fein Sewenden behali " 


? 
IL 1097: Br 72) f 
HR. deſſelb. Min, v. 1. Behr. 1819 an die K. eg. zul 


Da die mittel? R. v. 30. Mai 1812 1) befimmten —& 
pflegung kranker Handwerkageſellen für Rechnung der Ortsgemeinden,! 
felben angehören, auf bie Rheiniſchen Depatt. nicht Anwendung finde 
sielmehr arme Kranke jeden Orts, wo fle angetroffen werben, ober in! 
‘baten Hofpitälern, ohne weitern Rekurs auf jene Gemeinden, geheilt nd 
fo wird bie K. Reg. auf den Ber, v, 24. 2. M. veranlaßt, die & 
pflegungsfoften für den Buchdrugergeſellen N. N. aus Ihrem zur Berk 
Kranten befimmten Brovinzial:Fonde zu bezahfen. 

(a. II. 200. — 1. 126.) 

3) R. deſſelb. Din. v. 25. Behr. 1819 an die K. Reg. gu 

Wenn nad) der Anzeige der K. Reg. v. 20. v. M. das Dekret», 
misfre an 2., auf weldes fidh ber Grlap v. 19. Mov. pr.a. bezogen, ü 
gen Regierungsbegirt feine gefeplihe Kraft gehabt hat, fo Tommt & # 
Kuge und Verpflegungs-Kofen für erfcanfte Hanbiwerkägefellen nur das 
ner fo zu verfahren, wie bieferhalb zur Zeit, als der Weg. Bezirk zu & 
hört, und die Depart. Verwaltung ftatt gefunden Hat, gefchehen ik, I 
Verfahren Ihr Ber. v. 22. Oft, v. 3. feine nähere Auskunft giebt. 2 
felben angegogene R. des Depart.. der allgem. Polizei im Min. des 9. 
1812 2) fann dort, wie der K. Reg. ſhon unterm 19. Rov. pr. a 
gegeben worben iſt, feine Anwendung finden; es ift auch überdies nm 
und bis zur Vollendung einer neuen Anorbnung ber polizeilichen Gen 
niffe in den alten Provinzen zu beachten. In bortigem Bezirke aber 
fein Grund vorhanden, von dem bis zur bieffeitigen ‚bung fett g 
fahren abzugehen, weldes analog nur dann eine Hebernahme ber Kl 
Staatskafe rechtfertigen würbe, wenn vormals bergleihen ebenfalls & 
Fonds, oder aus bem centime additionel gedeckt worben wäre. . 

Es wird daher, wenn auch damals fhon ber Erfah durch diejenig 


1) Bagl. oben S. Tꝛ. 
2) Bergl. sten ©. 72. 
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ı welchen bas betr, Individunm bomiziliiet geweien, ber HofpitalsBerwaltung 
t hat, Fein Grund vorhanden jein, von dieiem erfahren zur Belaftumg ber 
Hafen abaugehen. “ 

I. II. 200. — 1. 127.) 


I) MR. deſſelb. Min. v. 15. Aug. 1829 an die K. Reg. zu Trier. 


Ye K. Neg. erhält die mittelſt Der. v. 24. v. M. eingereichten belegten Nach⸗ 
gen der Koften für die zur Heilung in das dortige Landarmenhaus aufgenoms 
krähigen Handwerfsgejellen hierneben zurücd, und wird Derfelben auf Ihren 
j. wegen Grftattung dieſer Koften, hiermit zu erfennen gegeben, daß das R. 
Dit. v. 3.1) auf das A. L. R. und die altländiichen Geſetze gegründet iſt, 
lefelben dahin erklärt, daß bei der Krankheit der Krätze die Koiten eben fo, 
i andern Krankheiten armer KHandwerksgejellen aufzubringen find. Da nun 
"dortigen Provinz nicht das A. L. R., fondern in Gemäßheit des biefleitigen 
26. Juli 1821 2) das Geſetz v. 24. Vendemiaire II. in der jraglihen Mas 
Enwenbung findet: fo it das Fundament diefes Berichts nicht richtig, fonbern 
Übt der K. Reg. überlaifen, den Fall lediglich nach den dortigen Geſetzen zu 


nie. 
N. XI. 606. -- 3. 98.) 


u Drittes Hauptftück, 
on ben Berhältniffen ber Lehrlinge insbeſondere. 


53 Erſtes Stũch. 
Von der Aufnahme der Lehrlinge. 


oſgiften über die Behörde, vor welcher die Aufnahme 
n muß. 


e allgem. Gew.⸗Ordn. beflimmt hierüber im $. 147.: 


Aufnahme eines Lehrlings erfolgt, wenn derjelbe bei bem Genoſſen einer 
"eintritt, vor der Innung. 

der Eehrling bei einem anderen Gewerbetreibenden ein, fo erfolgt die Auf: 
den Städten vor der Kommunalbehörde, auf dem Lande vor der Ortspo⸗ 
Brigfeit, und zwar in beiden Fällen mit Zuziehung zweier unbefchoftener Ge⸗ 
Mitglieder, wo moͤglich folder, welche daſſelbe Gewerbe ſelbſtſtaͤndig treiben. 
B. ©. 1845 ©. 69.) 


>: In Ergänzung biefer Vorfchriften beftimmt der $. 45. der V. v. 9. 








finge, für deren Gewerbe am Orte eine Innung befteht, oder errichtet wird, 
er Innung erfolgen folle; ingleihen kann dadurch eine zwedentjprechende Mit⸗ 
RK der Innung bei der Aufficht über die Ausbildung und über das DBetragen 
ve Lehrlinge, deren Lehrherren nicht zur Innung gehören, angeorbnet werben. 
. 1849 ©. 103.) 


I. Bon den Bedingungen ber Aufnahme. 


» Die allgem. Gewerbe» Ordn. ertheilt hierüber im $. 148. folgende 

ziften: 

De der Aufnahme iſt feftzuftellen, ob ber Lehrherr befugt if, Lehrlinge zu Hals 

126. bis 132.) 3). Der Lehrling muß darthun, daß er lefen, ſchreiben und 
Kann, ingleichen durch eine Befcheinigung jeines Religionslehrers nachweiſen, 
in der Glaubens: und Sittenlehre geniigende Kenntniſſe befigt. Nur aus 

Egen Gründen darf einem Mangel an dieſen Kenntniffen nachgefehen werben. 


* Orisſtatuten kann feſtgeſetzt werden, daß die Aufnahme und Enilaſſung 
r 





Berg. in Th. VI. Bd. 3. des Werkes (Medizinalweſen) Th. J. G. 393. 
Wergl. in den A. V. 920. — 4. 73. (j. beim Armenweien). 
Wergl. hierüber das Nähere in Tit. I, (Oben ©. 743. 1) 


{1 


n 


TOD Bon —RR er Ornetintenindhön: pi Hei 


Der Lehrhere iR alsbann vperpflichtet, für die manga: nach deu Wal 
DOrtefgulbehförde zu forgen U. 

- 2) Andere Bedingun ngen der Aufnahme Aehe_die allgem, € 
nicht auf, und da der $. 190. derfelben alle Beftimmungen fräß 
über Segenflände, worüber die allgem. Gew.⸗Ord. Disponirt, ini 
nicht. anäprädlich darauf Bezug nimmt, für befetiger erklärt, Te ü 
men, daß vie Zuruckwelſung des Lehrlinge aus änderen, ald den 
angeführten Gruͤnden nicht zulaſſig iſt y. 

UN Bon den. Gegenſtänden, welge sei Der Kufıe 
zuftellen’finv. 


‚Der 5. 149. der allgem. Gew.⸗Ordn. Sei in diefer Bu 
„Die Berabrehungen über bie te eit, das Lehhrgeld und vie fenl 
me Rab bi Er Sud | 2 


(8. S. 1845 6, 69 | 
Imeites Sk. 5 
Bon ben Bchten und ‚Yrligtepr! der ‚Seprlinge 
I, Rechte bes Lehrlinge 


V) &on den Reäten des Lehrlinge und d den —* * 
senden Pflichten des zebrberen Dandelt der 5. 150. ver al 
Ordn. welcher beſtimmt nn 0. 










» Ueber bie Berpflichtung der Lchrherren in Beriehung auf» | 
erforderlihen Religionss und Schul-Unterriht der im. ihren 
menen Lehrlinge, welche deſſen noch beduͤrftig find, Hat das 
u. Schul⸗Kollegium zu Stettin ein Publik. v. 3. Nov. 181 
II. 998. — 4. 73.) — in darüber dad R. der K. Min 


M. Ang. u. des I. u. d. P. v Juni 1834 ergangen (a. M 
(6 ee Shutwefen, in Th. v IL des Werfes). — Bergt. u 


2) Das A. L. M. TH. II. Tit. 8. Abfchnitt III. beftimmte hierüber 
$. 278. Wer Lehrburfche werden will, muß fi bei ie 
ſchreiben laſſen. 
$. 279. Wegen unehelicer Gebt foll Niemandem, welder 
matien erhalten (Tit. Z. 88. 592—608.), die Aufnahme in di 
fagt werben. 
$. 280. Nur diejenigen, melde bisher die Geſchaͤfie eine 
ober Abdeckers wirklich getrieben haben, iR eine Zunft ober 
zunehmen nicht ſchuldig. 
$. 281. Außerdem Kann eine Zunft nur bie Aufnahme felh 
verweigern, die wegen eines förperlichen Gebrechens, oder eine 
Mangels an DVerflandeskräften, zur Erlernung des bandwen 
ſich widmen wollen, untauglich ſind. 

g" Bezug auf die Beſtimmung des 8. 279. a. a. ©. veron 
v. 3. Febr. 1812 (Kurmärk. Amtsbl. 1812 S. 114. Mr. 
nad den Innungsartikeln ber zünftigen Gewerbe, Behul 
nahme eines Lehrburfchen erforderte Beibringung ber Beiceini 
ehelihen Geburt oder eines Legitimationspatente, aufgehoben ! 
Das R. der K. Min. des H. u. des I. v. 12. April 1819 
Reg. zu Liegnig hatte bie Ausbehnung” diefer Belimmm 
Provinz Sachſen für unftatihaft erflärt, (U. IIL 53. - 
Die K. D. v. 8. Juni 1833 beſtimmte jedoch, daß auch md 
ſiſchen Landestheilen fein Unterſchied zwijchen ehelichen md ! 
Kindern in Betref der Mufnahme ber Lehrlinge in Zünfte un 
gen und in Rüdiät ver gemerkütgen — weiter far 
G. S. 1838 ©. 10) 


x 
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er Lehrherr muß fich angelegen sein laſſen, ben Lehrling duch Beſchäftigung 
nweilung zum tüchtigen Geſellen auszubilden. Gr darf dem Lehrlinge bie 
erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung au anderen Dienfs 
en nicht entziehen. Der Lehrherr muß bemüht fein, den Lehrling zur Arbeits 
‚unb zu guten Sitten anzuhalten und vor Laſtern und Ausſchweifungen zu 


Bi, °). 
. &. 1845 ©. 69.) 


) Das Publif. der K. Meg. zu Stettin v. 4. Oft. 1817) fpricht 
er diefen Gegenftand folgendermaaßen aus: | 


3 wird häufig darüber Klage geführt, baß die gewerbetreibenvden Meifter ihre 
ge nicht forgfältig unterrichteten, ja ihnen fogar die Unterweiſung in ben 
‚Kunftfertigfeiten abfichtlich vorenthielten, weil fie aus deren Mittheilung 
m Schaden für fich beforgten. Diefe Beſorgniß kann fih — iniofern nicht 
xklichen Fabrikgeheimniſſen die Rede iſt — welche zur Batentirung geeignet 
ne auf eine beſchraͤnkte Anfidt gründen. ine unbefangene muß dagegen 
Jemwerbetreibenden Kar madyen, daß die Gewerbfamfeit im Ganzen, fo wie auch 
verblidhe Gewinn des Ginzelnen, nur in gegenfeitiger Mittheilung aufgefuns 
Bortheile, in offenen Geſpraͤchen über die Verbefferung der bisherigen Betriebes 
b darauf gebauten DBerfuchen, mit einem Wort nur in dem Wetteifer der In: 
gedeihen fann. . 
Rfofern nun in ben Hanbwerfszünften nach den bisherigen noch beftchenden 
stifeln verfahren wird, liegt es außer unferm Zweck, neben jener alfgemeinen 
Rung, noch unmittelbar auf die innern Zunftverhältniffe felbft wirken zu 
; Glten und VBormünder aber, die junge Leute bei zünftig oder nicht zünf: 
iſtern in die Lehre geben und diefelben in ben Gewerfen nidt 
keiben Iafjen, wollen wir barauf aufmerffam machen, daß ſie aledann, in 
dem Lehrheren nach $. 7 — 13. des Ed. v. 7. Sept. 1811 (©. ©. 1811 
errichtenden Kontraften, bie Verbindlichkeit des Lehrheren, den Lehrling 
fertigfeiten feines Gewerbes, ohne irgend einen Vorbehalt zu unters 
Ali aufnehmen und Komminationen dafür feſtſetzen können: wo ales 
"Ball der Nichterfüllung, wie aus jedem andern Kontrakt, gerichtlich gellagt 


“zT. 238: — 4. 131.) 


. Pflihten des Lehrlinge. 


Das A. 2. R. Th. II. Tit. 8. Abſchn. II. ſtellt in diefer Beziehung 
e Vorfihriften auf: 

295. Der Lehrling muß, fowohl in Gewerks⸗, als häuslichen Angelegens 
den Anorbnungen des Lehrherrn Gehorſam Leiften. 

396. In Beihäften, welche den Betrieb des Handwerks betreffen, muß er, 
ee ober Verhinderung des Lehrherrn, auch den Anweifungen bes erften 
- gehordyen. 

297. Bu Gefindebienften darf der Meifter den Lehrling nur infofern brau⸗ 
B dadurch bie Briernung des Handwerks nicht verfäumt wird. 

395. Dem Lehrheren gebührt das Net, den Lehrling, nad) Grforberniß 
Rande, mäßig zu güchigen. 

299. Gt darf dabei die einem Vater vorgefchriebenen Gränzen u.icht übers 
, (it. 2. 68. 86. ff.) 

300. In Abwefenheit, oder bei Verhinderung des Meifters, kann nur ber 
2 Meiftergefelle und auch dieſer nur in Gewerksſachen, das Recht der mäßis 
htigung über den Lehrling ausüben, 


v Bezug auf die Ausübung ded Züchtigungérechtes bemerkt 
des K. Min. des I. u. d. P. (Köhler) v. 28. Sept. 1835 an den 

meifter N., und abfchriftlih an das K. Pol.-Präfto. zu Berlin: 

wie dem Lehrmeifter gefeplich das Recht zur Züchtigung feiner Lehrlinge 


— — 
dieſelben Vorſchriften enthielt bereits das N. L. R. Th. IL Tit. 8. 
. 292., 293. 297. - 








ie 8. Reg. in Reichenbach hat unterm 8. Dee. 1817 ein gleichlautendes 
Publik. erlaffen, 


ME en dm Berhkitnikfen ber Grinerbiteeibenniin ja ci 


ei Te u die Meratlihtung bay. ws iR e ch 
Deharden dafür in Unfprach zunehmen, fo „lange von 

j Bücligungsreons Binerf felt von Gelten eines 

ir, wi gun wit Re er —— ben N Rutag auf — — 

Srlinge em: Beiragens « a 

“ Sollte aber ber Ießtere Ge Ausäbıng d bes Züchtigungerehts den 


3 

” eine thaͤtliche Widerjeplichkeit wirklich erlauben, fo wirb «lstamm, wie 

80 ee ee en Inge gm * 
nehmen e 

Bis dahin Recht es — — als einen Bike aa 


Ihnen ſelbſt zu, die witel zu verſchaffen, m de te 


"2 Die allgem. . @m-Ortn. ertbeilt im $. 181, u ur folgen 
hörte Mefimmung: . . 


Der {R ber väterlichen es Befeherrn wnieaerfen 8 
BEL bene Deren or — Gefehem vor & 
Belsfamleit verpflichtet. (8 © 1845 ©. 60.) Bergl.' 98. 155. u. IM 


Brittes Stich. | 
Bou der Auflöfung des Lehrverhältnifſes. 


Die allgem. Gew.» Ordn. vom 17. San. 1843. frlit * 
6 153; 6i6 186. folgende Borfchrift auf: | 

3.182... Dad Lehrverhaͤlmiß Tanıı in deu Shen im 6.14 | 
Ka, von dem Lech vor Ablauf. ber we 

einm folden Gall e befonderen —ãâ ſo fo iR 
nur für die bereits abgelanfeıe Zeit, fondern auch für das —2— 

6. 153. Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhäl 
ber Lehrzeit aufgehoben werden, wenn ber Lehrherr bie ihm nad $. 
Verpflichtungen gröblid vernachläffigt oder das Recht der väterlichen 8 

Bei Lehrlingen der Genoffen von Innungen hat die Innung, bei all 
‚ lingen aber in den Städten die Kommunalbehörbe, anf dem Lande die D 
Obrigkeit, mit Ausſchluß des Mechtsweges, zu enticheiden, ob der Full ea 
Bernachläffigung oder eines folhen Mißbrauchs vorhanden ift. 

In diefen Fällen kann ber Lehrhere zur Erſtattung der durch bie & 
Unterbringung bes Lehrlinge entftehenden Mehrkoften im Rechtswege ang 

Dafieibe gilt von dem Kalle, wenn dem Lehrherrn die Befugniß, Le 
halten, entzogen wird. (6. 130.) 

8. 154. Wider den Bil tes Lehrherrn kanu das Berhältniß I 
der Lehrzeit aufgeheben werten, wenn dev Lehrling zu einem anderen Ge 
zu einem anderen Berufe übergeht. Dem Xehrheren iR in dieſem Falk, 
ein Anderes verabredet worden, das Lehrgeld noch für einen hbalbjährigen 
nad Ablauf des Quartals zu zahlen, in welchem ber Lehrling abgeht. 

$. 155. Durch den Tod des Lehrherrn ober Lehrlinge wird der 
aufgehoben. 

Auf den Antrag des einen oder bes anderen Theils iſt ber Lehw 
dann aufzuheben, wenn der Kehrhere cder der Lehrling zur Erfüllung ta 
genen Verpflichtungen unfähig wird. 

In beiden Fällen erfolgt die Auseinanderfegung hinſichtlich des Lehr 
Berhältniß des bereits abgelaufenen Iheiles der Lehrzeit zur ganzen Dont 

8. 156. Bei Auflöfung des Lehrverhaͤltniſſes kann der Lehrling übe 
der Lehrzeit und die während derſelben erworbenen Kenntniſſe und Beet 
wie über fein Betragen vom Lehrherrn ein Zeugniß fordern, welches, X 
den Inhalt fid) nichts zu erinnern findet, in ben Städten ven bar! 
behörde, auf dem Kante von der Orispolizei⸗ Obrigkeit koſten⸗ und flemmi 
glaubigen it. 

(8. ©. 1845 S. 69.) 

Vergl. die Borfchrijten des A. L, R, 11. 8. Abſchn. II. 


big 310, 
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Viertes Stück, 
Bon der Gefellen: Prüfung ber Lehrlinge. 


Die allgem. Gew.⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 beftimmt hierüber in 
157. und 160.: | 


157. Rad) volltändiger Erfüllung des Kehrvertrages kann ber Lehrling aud 
antragen, daß er über bie einen Gefellen nöthigen Kenntniffe und Yertigs 
eprüft und förmlich entlaffen werde, 

e Prüfung und Entlaffung des Lehrlings erfolgt, wenn berfelbe bei dem &es 
iner Innung gelernt hat, durch die Innung. 

t der Lehrling Bei einem anderen Gewerbetreibenben in der Lehre geftanden, 
it bie Prüfung und Entlaffung, unter Zuziehung geeigneter Sadveritänbigen, 
Städten burd die Kommunalbehörbe, auf dem Lande durch die Ortspolizeis 
it. Die Komminnalbehörde oder tie Polizei: Obrigkeit ift jedoch ermächtigt, 
fang durdy eine in der Nähe befindlihe Prüfungs: Behörde ($$. 162., 167.) 

en 


ſſen. 
en fo bleibt den Lehrlingen, welche nicht bei Innungsgenoſſen gelernt haben, 
Rt, die Prüfung vor einer Prüfungss Behörde (86. 162., 167.) abzulegen. 
at ihnen, nach genügend beftandener Prüfung hierüber ein Zeugniß zu ers 
auf defien Grund die Konmunalbehörde ober bie Drtöpoligei » Dbrigfeit Die 
ng bewirken und das Entlaffungszeugniß ausfertigen muß 1). 
160. Perfonen, welche nad der über ihre Unterweifung in gemwerbliden 
fen und Yertigfeiten mit ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden getroffenen Ueber⸗ 
nicht als Lehrlinge anzufehen find (FF. 146—159.), oder das Gewerbe in 
Weife, als bei einem felbititändigen Gewerbetreibenden, erlernt haben, föns 
mes Re bei den Genofien einer Innung unterwiefen worben find, bei ber 
mft aber bei der Kommunalbehörde oder Polizei : Obrigkeit darauf antras 
über die einem Gefellen nöthigen Kenntniffe und Fertigkeiten ($$. 148., 
werden, und daß ihnen, nad) genügend beitandener Prüfung, hierüber 
extheilt werde 2). 
. 1845 ©. 70. u. 71.) 


Die V. v. 9. Febr. 1849 beſtimmt in Betreff ver Gefelen-Prüfuns 
den 66. 36. bis 43.: 


36. Die Prüfung eines Lehrlings über die einem Gefellen nöthigen Kennts 
d Fertigkeiten ift vor dem Ablaufe eines breijähtigen Zeitraums nach ber 
se in bie Lehre nicht zuläffig. . 

snahmeweife kann biejelbe, mit Zuflimmung bes Lehrherrn, von bem Ge⸗ 


Leber die Form der Lehrbriefe beilimmt das N. L. R. Il. 8. 8. 325.: 
„Dem neu aufgenommenen Gefellen muß ein Lehrbrief, unter Bollziehung 
„der Nelteften und des VBeifigers, mit Beidrüdung des Gerwerföflegels, 
„ausgefertigt werben.” 

Das N. des K. Min. des I. v. 7. Mai 1822 an den Mag. zu Berlin 
jemerkt, daß in dem Formular ber Lehrbriefe die Stelle: „treu, fleifig und 
hrlich“ weg und offen bleiben ſolle und erft bei ber Ausfertigung bes Lehr⸗ 
jriefes nad, der Prüfung des Betragens des Lehrlinge auszufüllen fei. 

(N. VI. 420. — 2. 75.) 

zIn Bezug auf die Losfprehung unzünftiger Lehrlinge bemerkte das M. 

es R. Min. des 9. für H. u. Gew.⸗Ang. v. 18. Juni 1831 an bie K. Reg. 

u. N, daß dabei die Vorfchriften des Gew.⸗Pol.⸗Ed. v. 7. Sept. 1811 

6. 11. u. 12. maaßgebend fein müßten. 

(X. XV. 379. — 2. 72.) 
Vergl. diefe Vorfchriften oben S. 753. Note 1. 
Das C. M. des KR. Min. des 3. v. 29. Der. 1826 teilt eine K. O. v. 

3. ej. m. mit, welche beftinnmt, daß die Zöglinge des Militair : Knaben » Er> 

iehungs »Inftituts zu Annaburg, welde darin ausgelehrt und buch ein 

Atteft des Lehrmeiſters und bes Direktors des Inftituts als qualifizirt erach⸗ 

‚et worden, denjenigen, die ein Handwerf zunftmäßig erlernt und vom Ge⸗ 

werte ihre foͤrmliche Losfprehung erhalten haben, gleichgeachtet werben follen, 
(9. X. 1117. — 4. 126.) 


, u Bon den Borhättniffen der Sewerbetreidenden zu 


“6 
en —— 
—e ober ſonn heit hat, die einen Gefeflen ı 
aiffe und Ben in —* ale breiläßriger Brit gu erwerben. 


g‘ *X&c8 BE Enten 
Su —— des Friesen —* 


wden Be bel der Komm 
en eiaffen hat, ach " 


. $. 9. 
‚ Reifen. na, ah jabe der Antlichen uab —e* Be 

” —55 —— einzufegen. Jede derſelben en m 
eines von ber, Regierung ernannten Konmifartus ans wei Weihe 
Geſellen — gu — Behufe wählen aljährlich in jeber € 
fungsbegirfes bie Innung oder, wo eine Jumuag beſteht. bie Sie 
‚perfs zwei bis vier Meifter, deegl. bie Gele des ‚Handıweris m 
fetten, unter, welchen ber Vorſihente in jedem ‚Anjelnen Falle. die u 
Auguzichenben Mügliever ber Kommiffion auswähft, 





& 40. _ Gewerbetreibende, welche —— bejireten 
bei der Aria, Beäfungefommni 
——— — — 


wirken iR ve an in benachbarte Ya Brenn —S 
Wahl dem Rekurrenten freiſteht. Der Mens iR Sinnen vierzehn 
Kommiffion, vor welcher die Prüfung Rattgefunden Hat, anzumelven. 

8. 41. Mer den Diefure ($$. 38., 40.) nicht rechtzeitig anger 

Gift nad) feche Monaten zur Mblegung einer neuen Prüfung zugelaft 

Sowohl bei der ereigung des Rekurſes, wie bei der fräten 
ber Prüfung if, wenn der Geprüfte nur in einen Theile ber Brüjur 
den hat, die neue Prüfung auf diefen Theil zu befchränfen. 

8.42. Der zu Prüfende muß barthun, daß er im Stande i 
Yichen Mrbeiten feines Gewerbes felöffländig, oder, ſofern cs fih u 
eines Lehrlinge handelt, als Geſelle auszuführen. 

Die näheren Befimmungen über die PBrüfunge= Aufgaben und 
der Prüfungs: und Gntlaffungszeugnifie bleiben dem Minifterrum f 
werbe und öffentliche Arbeiten vorbehalten. 

43. Die Prüfungszeugnifie der in ben 88. 37., 39. erwät 
Tommiffionen gelten überall als genügender Nachweis der gewerblid 
fowohl für die Aufnaßme in eine Innung, wie für bie Befuguiß zun 
Betriebe des Handwerks. Daſſelbe gilt hinfichtlich der im $. 45. du 
nung erforberten Zehzbizgrgebengniſe der Regierung. 

G. ©. 1849 ©. 


3) Vergl. die nähern Beftimmungen über bie Bildung b 
Behörden, die Gegenftände der Prüfung und das Derfahren | 
Prüjungd-Zeugniffe, oben (bei den Meifter- Prüfungen) © M 


Fünftes Stüc, 
Bon ber Führung der Verzeichniſſe über bie Aufnahme 
laſſung der Lehrlinge, 
Die Gew.-Dedn. v. V. Ian. 1845 verordnet hierüber im! 
Die Smmungen, die Kommanslbehstien yo I Dremysügsßh 
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Aufnahme und Gaflaffung. ber Lehrlinge vollſtaͤndige Verzeichniſſe zu 
(8. ©. 1845 ©. 71.) 


Schhstes Stud. 
n Koften ber Aufnahme und Entlaffung ber Lehrlinge. 


6.159. der Gew.⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 disponirt ‚hierüber: 
Aufnahme und, Entlafjung der Lehrlinge dürfen, feine Gebühren erho⸗ 
nur die baaren Auslagen, als: Stempel, Kopialien, Diäten fir bie 
nungsgenoflen und Sadverfländigen, welche die Prüfung bewirkt haben 
Anfap gebracht werden 2). 


rung beflimmt die V. v. 9. Febr. 1849 in ben 
> GI., da 

bühren und Abgaben, welche bisher bei der Aufnahme und Ent« 
‚ ber Lehrlinge von diefen oder von den Xehrberren an verfchies 
taffen und andere Gebungsberechtigte zu entrichten waren, fofort 
Reviſion zu unterwerfen, und ſoweit es noch nicht gefchehen, 
en Beftimmungen der $$. 61. ff. zu regeln feien; 

' Aufnahme und Entlaffung der Lehrlinge neben der Erſtattung 
ı 6. 159, der Gew.⸗Ordn. erwähnten baaren Auslagen keine 
ren oder Tonflige Zahlungen eingezogen werden dürfen. 

S. 1849 ©. 106.) 

62. a. a. D. Nbiexet die Erhebung von Gebühren und Ab⸗ 
ven im $. 60. bezeichneten Verhandlungen für mittelbare und 

: Staatöbeamte, und die 66. 63. bis 65. a. a. O. ftellen die 
undfäge darüber auf, in wiefern die Forterhebung biöher beſtan⸗ 
ben diefer Sattung ſtatthaft fein folle. . 
oben (Darftelung der Verfafl. und Verwaltung der Innungen) 


Zweites Kapitel. 
Bon den Fabrik: Arbeitern. 


ber bie Berbältniffe ber Fabrik⸗Arbeiter ſind folgende 
ertheilt worden: 


verbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1843, $. 145.: 
Die Beſtimmungen ber $$. 134—144. finden auch auf Fabrikarbeiter 
). 





zührung folder Negifter ift angeorbnet, um Zeugnife, die durch Zufall 
en gegangen, erfeßen oder fonflige Ausfunft geben zu fönnen, die in 
yon Beziehungen nothiwenbig oder nuͤtzlich ift 

R. des K. Min. des 5%. für Gew.:Aug. (v. Brenn) v. 12. Sept. 1835 
e RK. Reg. zu Merfeburg, weldes unterm 16. Jan. 1836 der X, 
zu Liegnig, und untern 8. Juli 1836 der K. Reg. zu Frankfurt 
theilt ft beftimmte bereits (für die vormals Sächſſiſchen Landess 
), baß die Aufnahme, und Freifprehung armer Lehrlinge bei ben vom 
te betätigten Innungen unentgeldlid, erfolgen joll, (9. XX. 
— 1. 166.) 

Das N. deffeld. Din. an die K. Reg. zn Merfeburg v. 19. Aug. 
bemerkte hierzu, daß in diefer Beziehung fein Unterſchied zwifchen Ins 
Ausländern zu maden fei. (RM. XX. 221. — 1. 167.) 

ad find aljo tie Fabrifarbeiter in Beziehung auf ihre Mechte und 
ten zu dem Fabrikherrn ebenfo zu beurtheilen, wie die Befellen, Ges 
n und 2ehrlinge in Beziehung zu bem Arbeites und Achrheren. Werol. 
ber bie im Kap. I. Tit. 3. gegebenen Beſtimmungen. (Dom S. A. N‘) 


a 2, 80 


mupige runıguug, zugene muy wrgunge Vujt wie aucı 
den von ihnen anzufertigenden Babrifaten unter Anrechnung 
verabreicht werben. 

$. 51. Die Behimmungen des $. 50. finden aud Anw 
glieder, Gehülfen, Beanffragte, Gefchäftsführer, Baftoren ı 
bezeichneten Berfonen, fowie auf Gewerbetreibente, bei deren 
wähnten Berfonen unnuttelbar eber mittelbar betheiligt fit. 

$. 52. Unter Arbeitern ($. 50.) werden and N 
außerhalb der Fabrifitätten jür Fabrifinhaber oder für die ihr 
fonen, die zu deren Gewerbebetriebe nöthigen Ganz: oder Bi 
dder folde an fie abfegen, chne von dem Werfaufe biefer U 
ein Gewerbe zu machen. 

8. 53. Arbeiter, deren Borberungen ben Norfchriften bei 
anders, als durch Baarzahlung berigtigt find, können zu jed 
ihrer (Forderungen in baarem Gelbe verlangen, 

$. 54. Verträge, welche ben $$. 50-52. zuwiderlaufen 

Daftelbe gilt von Verabredungen wiſchen Babrifinhaber: 
Rellten Perſonen einerfeits und Mrbeitern ambererfeits tiber 
Bedürfnifie diefer legtern aus gewiſſen Verfaufsftellen, fowi 
Berwenbung bes Verbienftes berfelben zu einemandern Zwe 
gung an Ginrihtungen zur Verbefferung der Lage der Arl 
milien ($. 50.). J 

$. 55. Forderungen für Waaren, welche ungeachtet des 
kreditirt worden find, fönnen von Fabrilinhabern und von de 
Perſonen weder eingeflagt, noch durch Anrechnung oder ſonſt 
den, ohne Unterſchied, ob fie zwiſchen ten Betheiligten unmi: 
mittelbar erworben find. 

Dagegen fallen dergleichen Forderungen ber Kranfenz, 
ähnlichen Hülfekafle zu, melde in der. Mohnortsgemeinde des 
für diejenige Klaffe von Arbeitern befteht, zu welcher er gehd: 
er Kaſſen vorhanden, fo fällt die Forderung allen zu gleich 
mangelung derartiger Anftalten aber der Drtänrmenfähie. 


1. Ueber die Befchäftigung jugenblider Aı 


18 nie Innen EN u R Murit IRIO meh MO. 
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De noch nicht einen dreijährigen regelmäßigen Schulunterricht genoffen 
durch ein Zeugniß des Schulvorftandes nachweiſet, daß er feine Rutters 
'äufig lefen fann und einen Anfang im Schreiben gemacht hat, darf vor 
tem fechszehnten Jahre zu einer folhen Befchäftigung in den genannten, 
nicht angenommen werben. 

Ausnabme hiervon ift nur da geftattet, wo bie Yabrifherren buch Er⸗ 
md. Unterhaltung von Yabriffhulen den Unterricht der jungen Arbeiter 
ie Beurtheilung, ob eine ſolche Schule genüge, gebührt den Negierungen, 
biefem Falle auch das Berhältniß zwifchen Lern- und Arbeitszeit zu bes 
aben. 


Junge Leute, welche das fechszehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 


fen in diefen Anftalten nicht über zehn Stunden täglich befchäftigt werden. 
Orts⸗ Polizeibehörbe ift befugt, eine vorübergehende Verlängerung dieſer 
zu geftatten, wenn buch Naturereigniffe oder Unglüdsfälle der regels 
efhäftsbetrieb in den genannten Anftalten unterbroden und ein vermehr: 
sbebürfniß dadurch herbeigeführt worden if. 
Berlängerung darf täglich nur eine Stunde betragen und darf höchſtens 
auer von vier Wochen geflattet werden. 

Zwiſchen den im vorigen Raragraphen beftimmten Arbeitsftunden ift ben 
Arbeitern Bor: und Nachmittags eine Muße von einer Biertelftunde 
186 eine ganze Freiftunde und zwar jedesmal auch Bewegung in freier Luft 


en. 
Die Beihäftigung folder jungen Leite vor 5 Uhr Morgens und nad 
ends, fo wie an den Sonn: und eiertagen if gaͤnzlich unterfagt. 
Chriſtliche Arbeiter, welche noch nicht zur heiligen Kommunion angenom⸗ 
Dürfen in denjenigen Stunden, welche ihr ordentlicher Seelforger für ihs 
menen: und Konfirmanden:Unterricht beftimmt Kat, nicht in den genanns 
beihäftigt werben. ” 
Die Gigenthümer der bezeichneten Anftalten, weldhe junge Leute in den 
ftigen, find verpflichtet, eine genaue und vollftändige Lifte, deren Namen, 
ihnort, Eltern, Gintritt in die Fabrik enthaltend, zu führen, biefelbe in 
IB: otal aufzubewahren und.den Polizei: und Schulbehörden auf Berlans 


en. 

Zuwiderhandlungen gegen biefe B. follen gegen die Fabrikherren, ober 
Vollmacht verfehene Bertreter, durch Strafen von 1 bis 5 Thalern für 
hriftsdidrig beſchäftigte Kind geahndet werden. 
unterlaffene Anfertigung oder Fortführung der im $. 7. vorgefchriebenen 
en Lifte wird zum erften Male mit einer Strafe von 1 bis 5 Thalern 
Die zweite Verletzung biefer Vorſchrift wird mit einer Strafe von 5 bis 
n belegt. Auch iſt die Orts-Polizeibehörde befugt, bie Lifte zu jeder Zeit 
oder vervollftändigen zu laſſen. Es geichieht dies auf Koften des Kons 
n, weldhe zwangsweije im abminiftrativen Wege beigetrieben werben können. 
- Durch vorftehende V. werden bie gefeßlihen Beſtimmungen über bie 
ng zum Schulbefud nicht geändert. Jedoch werben die Regierungen ba, 
ehältniffe die Beſchäftigung fhulpflichtiger Kinder in den Fabriken nöthig 
Ihe Einrihtungen treffen, daß die Wahl der Wnterrichtsftunden den Bes 
iben ſo wenig als möglich flöre. 

). Den Miniftern der Medizinal:Ang., der B. und der F. bleibt es vors 
diejenigen befontern fanitäts-, bau: und fittenpolizeilihen Anordnungen zu 
elche * zur Erhaltung der Geſundheit und Moralität der Fabrikarbeiter 


rlid; halten. Die hierbei anzubrohenden Strafen dürfen 50 Thaler Geld⸗ 


biefen Betrag entiprehende Gefängnißftrafe nicht überfteigen. 
n, den 9. März 1839. 

Königl, Staats : Minifterium. 

S. 1839 ©. 156.) 


Wr 


F auch Th. VI. Bo. 3. des Werkes (Medizinal⸗Weſen), IH. 2. 


I. 
Ebronologifches Negifter. 


(Die Römifche Zahl bebeutet den Band, die Arabifche die Seitenzahl.) 
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5 16. April 1738 ..... II. 225 | SInftr., v. 28. Sept. 1786.... I, 28 
£ 3. Aug. 1740....... 1., 440 | ®. v. 2. Febr. 17872000... L, 39 
4 Dit 1742 ........ II. 117 | Zaxif v. 20. Febr. 1787..... L., 10 
3... Der. 1746 ...... IL, 75 | Regl. v. 13. Märı 1787 .... IL, 463 
18. April 1747 ...... L, 10 | ©. v. 17. April 1788 ...... IL, 596 
Ge 1748 ............ l., 28 | Regl. v. 24. Juli 1788 ..... L. 450 
2 34. Ian. 1754 ...... L., 450 | Regl. v. 21. Oft. 1788 ..... II. 478 
230. April 1754 ...... L, 470 | Def. v. 15. Mär; 1790 1.,155, 1.61 
9. 4. April .1755..... L., 66 | Def. v. 28. März 1790:1., 155, 229, 11.,61 
8. Mär; 1766....... I. 450 | Det. v. 23. März 1791...... I., 229 
70. 12. Avril 1756 .... I, 486 | Def.v. 17. März 1701 1 ‚155 ‚229, 1.,61 
Ac. ‚15. Sehr. 1758..... L., 476 | R. v. 25. Juli 1791... ..... IL, 72 


Kai Si 31. San. 1765..... 1,10 G. v. 28. Sept. RL sereen UK, 18 
8. „1768...... 0 L, 10 G. v. 6. Ott. um —XX We 


Chronolotiſches Rnißer. 
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Bel» ent. 1796 . .28* ir, vw 
. arg 1. 1786 D. 146, ins Dei. 
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238 


282833 


2. Zum 1 
1. Er 1816 . 
238. Oft. 1816 


. 17. März 1817 
. 22. März 1817 
24. Märı 1817 
. 27. April 1817 
. 2. Mai 1817 
. 9. Mai 181 
. 5. Juni 1817. 


Piesesspärkse 


ErE 
— 


—** Of. 18101..208215, PH ‚7 
& Nov. 1810 1, 19, 85,165 





Bassspassen 
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Ghronologifches Regifter. 


ug. 1817 ....... II., 26 
pt. 1817 ....... II., 128 
Sept. 1817 .... IL, 26 
Sept. 1817 II. 742 
Dtt. 1817. ..... II. 781 
. Dft. 1817..... I., 291 
. Oft. 1817...... I., 41 
w. 1817 ....... I., 33 
v. 1817........ l.. 150 
De. 1817 ..... I., 33 
.‚ Dec. 1817... ... I., 338 
'. Dec. 1817 I., 452 
Dee. 1817. IL, 78 
San. 1818...... II. 751 
San. 1818..... II. 481 
San. 1818..... I. 357 
ebr. 1818. ...... I., 313 
Febr. 1818 I. 325 
Mir 1818..... II. 16 
März 1818..... L, 451 
März 1818 ..... IL, 79 
„April 1818.... I, 216 
‚ April 1818 .... I, 470 
Mai 1818 ..... II., 557 
. Mai 1818..... . 29% 
Rai 1818 ....... IT., 484 
Rai 1818 ....... I. 31 
‚ Mai 1818..... ., 459 
Juli 1818...... It., 129 
uli 1818 ....... I, 366 
ug. 1818. ...... I., 325 
Sept. 1818 ..... I., 219 
Sept. 1818..... T., 164 
sept. 1818 ...... I., 234 
SH. 1818 ...... l., 3235 
t. 1818 ........ II. 478 
Ye. 1818 ....... 1l., 552 
‚ Dft. 1818 . II., 185 
. Dt. 1818..... 1., 464 
vw. 1818......7. II., 498 
Nov. 1818 AL, 
tov. 1818. ...... II., 778 
Dee. 1818... .... H., 481 
San. 1819 ..... [., 370 
San. 1819..... II. 144 
dr. 1819... ...... II. 778 
ebr. 1819... ..... IL, 778 
März 1819 ...... II. 81 
Märı 1819 ..... I., 468 
ärı 1819 ....... l., 252 
Närz 1819 ...... 1., 354 
. März 1819 .... IL, 144 
Ipril 1819 L., 254, II., 780 
a 1819 ........ ., 80 
Mai 1819 ....... I., 165 
6b. Mai 1819 .„... 1, 322 
mi 1819 ....... ‚24 
. Suni 1819 .... L., 165 
3. Juni 1819 .... IL, 129 
J. Juni 1819 .... 1, 523 
uli 1819 ....:... IL. 657 


I. Suli 1819 ...... I, 356 
Aug. 1819... .. .n. L., AA 


8. O. v. 23. Aug. 


791 
N. v. 3. Sept. 1819 ...... II., 118 
R. v. 1. Dt. 1819 ........ II. 124 
G. v. 10. Oft. 1819 ....... II. 62 
M. v. 28. Of. 1819 ....... II. 529 
Inſtr. v. 31. Oft. 1819 L., 301, ij. 97 
Publ. v. 3. Nov. 1819 ..... II., 780 
V. v. 18. Rov. 1819....... U.N-71 
R. nv. 6. Dee. 1819... ..... I., 240 
R. v. 18. Dee. 1819 ....... I., 469 
R. v. 29. Jan. 1820 ....... II. 117 
Stat. v. 2. März 1820 ..... IL, 649 
R. v. 26. März 1880 ...... IL, 525 
R. v. 14. April 1820....... I, 556 
N. v. 6. Mai 1820 ........ IL, 118 
G. v. 30. Mai 1820 1.,15,99, 186, II., 80 
R. v. 3. Juni 1820 ....... ” 
R. v. 12. Juni 1820....... II., 546 
R. v. 10. Juli 1820. . I, 253, IL, 7172 
M. v. 9. Ang. 1820. ...... 11, 751 
AR. v. 11. Sept. 1820 ...... II., 
R. v. 21. Sept. 1820 ...... II., 118 
Megl. v. 25. u. 26. Sept. 1820. II., 739 
NR. v. 15. Oft. 1820 ....... IL, 118 
NR. v. 16. Oft. 1820 ....... II, 516 
8. O. v. 31. Oft. 1820 .... I. 208 
NR. v. 14. Nov. 1820....... L., 18 
Bubl. v. 17. Nov. 1820..... II. 110 
RM v. 21. Nov. 1820...,.... II., 530 
Publ. v. 11. Dee. 1820 ..... I., 362 
N. v. 29. Dec. 1820 ....... II., 5% 
O. v. 9. Jan. 1821 ........ L., 
MR. v. 22. Jan. 1821....... IL, 547 
C. R. v. 24. Jun. 1821 .... II, 518 
D. v. 30. Jan. 1821....... I., 339 
NR. v. 7. Febr. 1821 ....... , 
C. R. v. 16. Febr. 1821.... IL, 216 
M. v. 21. Febr. 1821....... II. 776 
N. v. 13. März 1821 ...... . 239 
Negl. v. 18. März 1821 .... IL, 485 
Publ. v. 1. April 1821 ..... U., 519 
C. R. v. 3. April 1821..... ıL, 16 
R. v. 20. April 1821- ...... IL, 498 
8. O. v. 25. April 1821 ... IL, 98 
Inſtr. v . 2. Mai 1821 ..... "1, 203 
8. DO. v. 7. Juni 1821 ..... l., 264 


ERU. Juni 1821 .... I, 284 


Bubl. v. 17. Juni 1821..... I. 460 
Afte v. 23. Juni 1821...... l., 408 
Publ. v. 27. Juni 1821..... ll., 486 


Safe. v. 28. Juni 1821 .... IL, 9 
C. R. v. 19. Zuli 1821 .... 1.9 
1821.... L, 369 
3. Sept. 1821 


M. v. . 

MR. v. 22. Sept. 1821 ...... It., 481 
Bubl. v. 30. Sept. 1821 ..... II., 564 
C. R. v. r Oft. 1821 ..... . 236 
RR. v. 2. Oft. 1821 ....... . II. 525 
R. v. 19. Dft. 1821 ....... IL, 178 
RR. v. 1. Nov. 1821........ II. 178 
Stat. v. 15. Nov. 1821..... IL, 657 
MR. v. 23. Nov. 1821 .. .... H., 776 
N. v. 10. Dec. 1821 ....... U., 483 
R. 9. 14. Der. 1801 .. I, 581, 6 





TB 
MB. v 12. San. 1932 ....- .2I, 486 
MR: v. 35. San. 1838 ....... Al, = 
egl. v. 9. Febr. 1838 ...... II. 496 
&:; 9. v. 10. Febr. 1822.... 1. 237 
A. » 16. Febr. 1822.12... 'L 15 
aut ». 10. Mär 182% .... I. 486 
v. 31 Mär; 1832 ...... IL, 67 
!G. v. 22. Mir 1892 ...... I. 1 
2 Mr In Il., 48% 
Gtat. v. S. April 1822..... II, 668 
Q. v. 4. Mai 1838 .....°.. IL, 590 
&. ». 7. Mai 1823 ........ IL, 788 
D. v. IO. Mat 1833 ....... II. 556 
Buhl. ». 17. Mai 1822%..... Il, 67 
@. v. 17. i 18833 ....... IL, 644 
a Mai 1823 ..... IL, 677 
9. 38, Mai’1822 ....... I, 264 
X v. 6. Iimi 1822...... H. 611 
K. v. 8. Juni. 1822.. ‚308 
&. ». 12. Suni 1833....... D., 176 
en. v. 20. Juni 1822 ..... I, 238 
Bell. v. 11. Suli 1822 ..... IL. 147 
@..v. 24. Juli 18932 .... IL, 183, 484 
&.». 31. uli 1823 deooosea IL, 488 
&.v. 15. Aug. 1822....... IL..438 
RD. v. 2. Aug. 1822 ..... IL, 10 
6 R. 9. 28. Aug. 1822 .... IL, 95 
Sur. v. 1. Oft. 1832 ....D.,.486 
®R.v. 4. DH. 1833. ....0.0. IL, 87 
RR. v. 8. Dlt. 1892 ....... I. 2%7 
N. v. 6. Nov.-1822 I., 225, IL, 409 
M. v. %. Nor. 1822.1., 178, II, 484 
R. v. 8. Dec. 1822 ........ II, 156 
MR. v. 9. Dec. 1522 ........ ‚160 
Bubl. v. 10. Dec. 1822 ...... I., 225 
Bubl. v. 14. Dec. 1822..... II. 315 
Publ, v. 15. Dec. 1822..... II., 68 
B. v. 5. San. 1823........ I. 470 
C. R. v. 7. San. 1823 ..... II. 149 
Bubl. v. 7. San. 1823 ..... H., 548 
Publ. v. 26. San. 1823 .... L., 148 
N. v. 5. Febr. 1323 ....... II. 156 
RR. v. 19. Febr. 1823 L., 164, II., 752 
8. O. v. 12. März 1823.... 1., 292 
Bubl. v. 12. März 1823 .... II. 752 
Bubl. v. 15. Maͤrz 1823 .... IL, 752 
R. v. 16. März 1823 ...... I., 164 
N. v. 21. Mürı 1823....... II. 644 
Dekl. v. 6. April 1823...... IL, 10° 
R. v. 7. April 1823........ 1, 457 
Stat. v. 23. April 1823..... II. 687 
Publ. v. 24. April 1823 .... I., 499 
Bubl. v. 25. April 1823 .... U. 110 
Stat. v. 25. April 1823..... II. 696 
R. v. 28. Avril 1823 ...... II. II 
N. v. 12. Mai 1823 ....... II. 644 
NR. v. 26. Mai 1823 ....... 11., 485 
N. v. 2. Juni 1823........ Il., 190 
R. v. 10. Suni 1523....... II. 645 
K. O. v. 30. 3uni 1823 I., 230, U.,61, 522 
M. v. 14. Juli 1823 ....... II. I1 
R. v. 21. Juli 1833 ....... II., 16 
Inſtr. v. 5. Aug. 1823 I, 301, U, 97 
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v. 20. Maͤrz 

v. Marz 1824. 
v. 24. Mürz 218241! 
30. März 1824 ..... 
5. 
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eu 


ERPR 
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.v. 12. April 1824 ..... 
egul. v. 28. April 1824 1.3 
. dv. 28. April 1824 IL, 8 


at. v. 30. April 1824 L. 
. R. v. 2. Mai 1824 ... 
v. 7. Mui 1824 ...... 
.v. 10. Mai 1824 .. I 
.v. 13.. Mai 1824 ..... 
ubl. v. 17. Mat 1824 ... 

N. v. 26. Mai 1824... 
v. 31. Mai 1824... U 
.v. 1. Suni 1824 L, 
v. 2. Juni 1824 ... 
.2. 9. Juni 1824... 
Juni 1824..... 
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.v. 26. Sept. 184 .. 
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GEhronologiſches Regifter. 


« 27. Dit. 182 . « 1,187 | R. v. 19. Aug. 1825 .. 
431 | R. v. 20. Aug. 1825. 

R. v. 2. Sept. 1825 ... 
R. v. 17. Sept. 1825 .. 
ER. Sept 1825 . 
. 23. Sept. 1825 
1. Oft. 1825 .. 
























. 15. Nov. 1825 
. 2. Dec. 1825 


R. v. 28. Mir 1826 
R. v. 14. April 1826. 
\ v. 18. April 1826 
R. v. 6. Mai 1826 .. 


R. v. 29. Mai 1826 ... 
» v. 11. Juni 1826 


* 


8. D. v. 11. Juli 1826 
€. R. v. 13. Juli 1826 
Publ. v. 18. Juli 1826 . 
8. D. v. 24. Juli 1826 
R. dv. 26. Juli 1826 . 
Publ. v. 9. Aug. 1826 
10. Aug. 1826 .... 4. 208 


1 . R. v. 23. Aug. 1826 . 
- Juni 1825 R. v. 18. Sept. 1826 .. 
Suni 1825.... R. v. 21. Sept. 1826 

N i C. O. v. 22. Sept. 1826 1., 225, 226 il. 87 
20. Suni 1825 . 1,164 C. R. r. 29. Sept. 1826 24 
20. Zuni 1825. ji J N. v. 4. Ott. 1826 .... 
21. Juni 1825 . Beil. v. 8. Olt. 1826 . 
22. Juni 1825 R. v. 11. Olt. 1826 . 

NR. v. 13. Oft. 1826 . 
















29. Juni 1825 J 
R. Zuli 1825 II., 8.D. . 
x 11. Juli 1825 . e MR. v. 2. Nov. 1826 . 





RB 12. Juli 1825 . R. v. 9. Nov. 1826... 





GR. v. @. Dec. 1826 
®. 9, 30. Dec. 1826 ... 





u 
A 


@: v. 3. seo.unme 0.6 UV. 370 MR. v. 28 .. April 1038 ..., 
R. OD. ». 18. San. 3827 L. 154, 200 | ®. v. 4. Mai 1838 ...... 
@: v. 33. Ian. 1887u...... [., 160 | ®egul. v. 9. Mai 1008. 
A. v. 8. Sehr. 1827 ....... IL, 63 6.8.7.2. Bei 1808... 
Mm. v. 13. Febr. 1837 ...... ‚03 | 8. O. v. 14 Rai 188. 
@; ».:14: Behr. 1887 ...... I. 379 | 8. v. 14. Mai 1828 ..... 
MM, v8. Mär, 1837... IL, 63, 339 | ®. ». 16. Mai 1838 ..... 
m, vi 14. Mar, 1897 ...... IL, AUS | ©. v. 22 Bat 2838 ..... 
®, @. v. 17. Maͤrz 1837 ... Il. 304 | 8. v. 34. Mai 1838 ..... 
nv 33. Maͤrz 1897 ...... U. 63 8. v. 1. Suni —32 
a 2.85. M 3887 2.0 ... U, 683 | &. ». 13. Juni 1828.... 
M. v. 12. 1837 ...... 2,337 | 6.8.» 1E. Juni 1828 
m, v. 10. April 1897 . ....0n L. 164 MR v: 38. enun« 
“Buhl. v. 25. April 1827 ... IL, 75 8. v. 32. Juni —2 
m» 97.. Neril 1827 denen IL, 133 RR. v. 9. Jult 1838 nmeo#01 
9: v. 5. Mai 1827 ..... II, 206 | 8. v. 18. Zali 1888...... 
Be. y 11. Mai 1897 ...... .I., 188 | 9®. v. 37. Inli 1828 ..... 
Ds v. 16. Mai 1937 s......,. II., 376 Rv. 15. 1838 ..... 
M: v. 29. Mai 1827 ....... Ik, 63 | Wubl.-v. 16. Aug. 2838 .. 
v.. 29, Mei 1897... .. O., 248 .v. Ang. ..u 
. v. M. Mai 1887 ..... II, 306 | 8. »..81. Aug. 1828...:. 
A v. 81.. Rai 1987 II. 343.348. 3086 | ®. v.' 12. Sept. 2028 .... 
MBär.',. 1. Zuni 1897 1.229, IL, 64 | M..v. 38. Sept. 2888 .... 
3 v. 3. Juni 18231 ........ L, 484 ®. v. &. DR. 1838 
M. v. 18. Immi 18297 .....*.. I., 387 | &. ». 23. DE. 1828... 
M A.b. 19. Juni 1837 .... I, 339 | 8. v. 7.Row. 188.2... 
M. 5.7. Juli 1887 2.000.000 I MI MM. v. 9. Rov. 1838... 
> A v. 13.. Su 1897..... Il, 290 A. v. 11. Non. 1838 ...: 
I v. 31. Sul 1897 ....... IL, 564 | 8. v. 12. Non. 
WM. v. 6. Aug. BT nen U, 11 | @e. ». 17. Ron. 1838. 
MR. v. 14. Aug. 1827....... II. 253 | 8. v. 11. Dec. Te: 
9. v. 17. Aug. 1827 .... II., 487 | ®. v. 15. Dec. 1628 .... 
:®. v. 27. Aug. 1827....... II. 288C. R. v. 24. Dec. 1828 2 
D. v. 13. Sept. 1827 ...... II., 727 | R. v. 36. Dec. 1828. 
MR. v. 22. Sept. 1827 ...... II., 110 | R. v. 30. Dec. 1828 . unse 
Ark. v. 27. Sept. 1827 ..... I. 74 | $ubl. v. 20. Jun. 1829 ... 
NR. v. 28. Sept. 1827 ...... II. 778 | MR. v. 21. Ja. 1829 ...... 
N. v. 29. Set. 1827 ...... II. 378 R. v. 3. Kebr. 1829 ...... 
RD. v. 4. Dt. 1827 ..... 1., 313 | &© R. v. 16. Bebr.1829.... 
@. v. 6. Oft. 1827 2.22... IL, 63 | R. v. 25. Febr. 1829 . 
RM. v. 17. Ott. 1827 ....... 1,1) NR. v. 17. Maͤrz 1839... 
M. v. 18. Dtt. 1827 ....... I. 321 | R. v. 29. März 1829 ..... 
3. v. 20. St. 1827 ....... 1., 247 | ®R. v. 19. April 18239 ..... 
.&. R. v. 24. Dit. 1827 .... IL, 36 | R. v. 24. April 1829 ..... 
X. O. v. 28. Oft. 1827 II., 149. 150.154 | ®R. v. 30. April 1829 .... 
®. v. $. Nov. 18927........ II., 74 | 8. O. v. 3. Mai 1839 ... 
RR. v. 10. Nov. 1827....... II. 564 | R. v. 14. Mat 1829 ..... 
©. R. v. 26. Rov. 1827 .... I, 370 | ®. v. 18. Wat 1829 ..... 
Q. v. 18 Dec 1827 ....... II. 285 M. v. 28. Mai 1829 I, 16 
G. R. v. 23. Dee. 1827 .... I, 377 | R. v. 29. Mai 1829 ..... 
M. v. 19. Jan. 1828... II, 150, 254 | R. v. 30. Mat 1829 ..... 
MR. v. 28. Ian. 1828 ....... II. 38 | R.v. 2. Juni 1829 
R. v. 12. Febr. 1828 ...... 1, 14 | ®R. v. 3. Juni 18239 ....... 
R. v. 27. Febr. 1828 ...... I., 219 | ®. v. 9. Juni 1829 ....I 
AR. v. 8. Mir; 1838 ....... II. 150 | C. R. v. 13. Juni 159... 
M. v. 26. Maärz 1828 ...... I. 63R. v. 23. Juni 1829..... 
M.,v. 27. Maͤrz 1828 ...... II, 237 | & R. v. 28. Juni 189 .. 
8. D. v. 77. März 1828 II. 286 | R. ». 4. Suli 1829 ...... 
R. v. 1. April 18238 ....... , 8. O. v. 15. Juli 189 ... 
MR. v. 3. April 1828 ....... IL, 154 | ®,v. 16. Suli 1829 ...... 
M. v. 8. Avril 1838 ....... II. 774 | ®. v. 20. Suli 189 .....- 
R.v. 16. Avyril WR ...... WI B. v. 29. Juli 1839 .....- 
BR. v. 2. April 1828 en ER R. ‚aM, ui ven sagase 


Ehronologiſches Megifter. 


K. D. v. 1. Jan. 1831 
v. 8. Jan. 1831. 
MR. v. 4. Febr. 1831... 
K. ©. v. 12. Febr. 1831 .... IL, 
R. v. u. 


ELLI 






* 


3 
DJ 




































nv. „u 
19. Set. 1828 8.5. 24 Man tal 2887 
2, Sur 109. 12 | Mu 26 Min Inor .. I,6 549 
29. Set. 1889 ...... IL, 150 |. v. 29. Mär ABIL ...... IL, 68 
v. 6. Oft. 1829...... II. März 1831 1..'372 
-v. 6. Dit. 1829 . — 8. Moril 1831. 
‚39. Dit. 1829 . W. v. 13. April 1831 & 


15. Nor. 1929 . 
‘9: 20. Rev. 1829 
%. 26. Nov. 1829 
2. Nov. 1829... 
v. 6. Der. 1829 ... 
®. 24. Tec. 1829. 
Ian. 1830 


R. ©. 19. April 1831. 
C. R. v. 19. April 1831 
Stat. v. 23. Mai 1831 . 
ER. v. 25. Mai 1831 
1. Juni 1831 





Rv 18. Juni 1831. 
N. v. 1. Juli 1831 .. 
©. R. v. 18. Juli 1831. 
R. v. 29. Juli 1831 ..... 1, 
8. O. v. 1. Aug. 1831 ..... IL, 754 
€. R. v. 13. Aug. 1831 
R. v. 30. Aug. 1831 . 
R. v. 16. Sept. 1831 
R. v. 5. Ott. 1831... 
G. R. v. 12. Dft. 1831. 
NR. v. 13. Oft. 1831... 
Inſtr. v. 13. Dit. 1831. 
R. v. 31. Ct. 1831 . 
3. Nov. 1831. 
. Dee. 1831 . 
17. Dec. 1831 
. 18. Der. 1831 






















=. 82. Juni 1530 
BB. Quni 1830 . 


. 12. Jan. 1832 

®. v. 13. Yan. 1832 
ER. v. 11. Zebr. 1 
N. v. 14. Gebr. 1832 
Dell. v. 19. Febr. 183% 

ß. 22. Juli 1830 R. v. 19. Febr. 1832 
8. Juli 1830 . 
12 Aug. 1830 
»..16. Aug. 1830 
BD. 17. ug. 1830 
w. 21. Aug. 1830 





.v. 2. Mär, 1832 
D. v. 17. Mir 1832 
R. 1. 19. März 1832 
R. v. 20. März 1832 . 
R. v. 27. Mär 1832 

MR. v. 29. März 1832 .. 
& Sn. 31. Min 1832 ... il, 567 
R. v. 2. April 1832 . L, 564 
®. v. 11. April 1882 
12. April 1832 






















10. Der. 1830... IL, 557 | ®. v. 25. Rai 1890 .. 
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Publ. v. 3 E 
8.D. 0; N. v. 14. Febr. 1834 . 
R v8, NM. v. 28. Febr. 1834 , 
RD. Publ. v. 5. März 18H 
RM. 0.9. GR. 2.6. März 184 
R. 0.15. Gef 1. März 1834 
M. v. 18. & 8. Mär 19 
v2. 6 März 18) 
Ro 2. € . März 189 
R. Oo. M. v. 27. März 1834. 
R 2.30. GR. v. 31. Mär 18 
© Ro. N. v. 7. April 1834 u. 
"Div N. v. 24. April 1834. 
EN» GR. v. 26. Nyrit 183 
N 1.26. RD. v. 28. Apeil IH 
ERv ER. v. 30. Aprill8d- 
©. ®.v. Ar, 2. Mai IE ae 
Ro. 12. or 


Cbronologiſches Regifer. 
334 II., 370, 389, 397 
834 ....... Il. 
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ABSRAASBERESSBEERER 








KEEAERRFAgEHER 


Besppprseeeeeee 






Ross 
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. 19. März 18: 
38 21. März 1835 . 
„4. April 1835 . 
. 8. April 1835 . 
” 8. April 1835 
. 10. April 1835 
3 11. April 1835 
Art April 1835 . 
. 23. April 1835 . 


2ER, 






















sender 
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, Statut für die dafige Handelsfammer. L., 57. 


E. 


zum Aufſuchen von Beſtellungen auf ſolche ſollen feine Gewerbeſcheine 
eilt werben. II., 279. 

ihre Befaͤhigung zum Gewerbebetrieb. II. 

en reflertiren vom ann. für landwirihſchaſtlich⸗ 
ıheiten 39 

jenes, mit Waaren aus foldhen if der Hauſirhandel geflatiet. II., 363. 
Metphälifche, f. Weſtphäliſche Giſenbahn. 

:Meglement für den Schiffsverkehr auf ihr v. 7. Febr. 1642. 1., 4@2. - 
unft v. 13. Wpril 1944, betreffend die Grlaflung (diffahrte: u 
jeilicher Vorſchriften. L., 08. — Nachweis ter Qualifikation zur 
sen Glbichiffen und Zlößen und Legitimation füc ſolche. J. 482. 
jiehbung ven Kaufleuten zu der bei dem dortigen Gericht zu verhan⸗ 
Edhiffahrts: und Handels: Angelegenheiten. I ww. — Giaımı für bie 
mfmannidhaft v. 30. April 1924. II., — Biarln:Erinung Il 
wm 24. April 1830. IL, 732. 
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bar erflärte Gewerbeberehtigungen. I. 127. 

umg, für die Aufbebung ter Zwangs: une Bannreste. I., ZB. 

em, Berbet bes Ditführens von Kintern uhr 14 Yuan. M., 30. 
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Feiern, der Gewerfegehülfen, Verbot des Wegen: u, 751. 

Feldmefjer, Gewerbebetrieb berfelben, IL, 1 

Beldgiegelörennen, Anlagen dazu Free nicht den ® 
ron. IL, 

BeRtoae,, Verbot der Störung ber Beier derſelben durch gei 


Feuersgefahr, Vorſchriften, betreffend Die Verhütung von Us 
verfhiedenen gewerblichen Werrihtungen. IL, 460. 

Feuerfprigen, Drud:Hand:, Haufirhandel damit. dit, 376. 

Fenerwerfer, Befähigungsgeuguifie derfelben. U, 110. 

Beuerwerfsftörper, Griheilung Br Gewerbefgeinen Behufs ber 
ı derfelben im Umberziehen, IL., 

Feuerzeuge, demifche, —E — IL, 374. 
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Ordnung für ihn v. 18. April 1836. I, 447. 
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Fledenzeinigunge-MWaffer, Haufichandel damit, I 380. — bayı 
Tändern fein Gewerbeſchein ertheilt werben. IL, 315. 

Fleiſch, friſches, Hauftr-Handel damit. IL, 351. 
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Flöße, Borſchriſten über Vum Loge ud Bee L, ac. 
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—F deren ne Bezeichnung, Megl. v. 21. Mai 1842. I., 363. 
Flagge. 

Het, von bem @eiwerbe derfelben. 1., 350. — Vorſchriften zur 

nogürliher und künſtlicher Hindernifie derfelden. L., 350. — von 

ıftalten zu deren Beförderung. J. 354. 

„ zum Auffuchen von Beftellungen auf ſolche follen Feine Gewerbes 

ertheilt werben. II, 279. 

Landestheile, ehemals Kaijerliche, Aufhebung ber Gewerbes Er; 

n benfelben. I., 155. 

‚nen, beren Berftattung zum ſelbſiſtaͤndigen Gewerbebetrieb. II., 

onirung derſelben zum Betriebe von Kommiſſionsgeſchäften. II. ise. 

n ber Dee nicht die Erlaubniß zur Haltung von Schankwirth⸗ 

riten 

aden, bebingte Zuläfiigfeit des Haufivens damit. IL, 367. 

n Benusung. J., 355. 

ben, großer u Heiner, Stroms Orbnung v. 14. Mpril 1806. 


lhelms⸗Kanal, Polizei s Orbnung fir ihn v. 29. Aug. 1836. 
Rangordnung für benielben. 1., 440. 

:werbebetrieb ausländijcher in einheimifchen GStäbten. IL, 485. — 
ments für diefelben. IL, 485. 

Pelizei— Reglement, fir den bertigen Sicherheitshafen v. 1. Auguſt 


G. 


„Verbot des Haufichandels damit. II. 367. 
inwandfabrifation, von bem Gewerbe derfelben. I., 450. 
. der Weber, Befreiung von ber Löfung eines Gewerbefcheine dazu. 


ft. IL, 14%. — bie Konzeſſion — ſchließt die Befugniß zum 
be in ich. II. 156. — vorläufige Sufcherungen zur Tünftigen Ber 
jelben follen nicht ertheilt werben. II, 173. — Vorſchriften in Be 
:fchaffenheit der zu ihrem Betriebe beftimmten 2ofale. II., 177. — 
für die Ertheilung der Konzeſſionen dazu. II., 1831. — uUnſtati⸗ 
er Grtheilung von Konzeflionen zu folder mit Ausihluß des 
‚185. — Beauffihtigung der Schanfwirthichaften. IL, 496. 
m den Straf- und Beilerungs : Anfalten, Don Der Befchränfung der 
1g berjelben zu Gunften der Handwerker. I., 
aſſigteit ſolcher für den im Umherziehen —— Gewerbebetrieb. 
- Berftattung ausländiſcher zum Hauſirhandel für Anlänber. II. 338. 
ꝛt Gewerbetreibenden zur Haltung von Gehülfen. II., 743. 
Waaren, damit ijt kein Haufichandel erlaubt. II., "361. 
aren, find vom Haufirhandel ausgeſchloſſen. IL, 368. 
, Berechtigung ber Auftione: Kommiflarien zus Yührung folder. 


ugniß der Gewerbetreibenden zu deren Haltung. IL, 743. — Stans 

tterftügungssKaffen berfelben. II. 756. 

miether, müflen vor Setfeilung bes Gewerbefheins den Duas 

Nachweis führen. II., Pi 

inhandel mit ſolchen. II ‚147. — insbeſ. auf dem Lande. II. 151. 

ng, Berfahren bei Gralnation ber durch Aufhebung befielben ent⸗ 

jerlufte. I, 235. — obrigkeitlicher Schuß der £ Smangspflichigen und 
chtigten bei noch beſtehendem Getraͤnkezwang. L., 

Leinen und Baumwollengarn gemiſcht, —— zum Haufir⸗ 

it dürfen nur an Selbſtverfertiger ertheilt werden. II., 366. 

riff. L, 3. — von ben direften Beförberungsmitteln derf. I., 259. 

m Beförderung durch Ausfchluß der Konkurrenz des Bewerbebetriches 
l., 277. — von den Maafregeln und Ginrihtungen zur Beförber 

ier "Gattungen berfelben. I., 288, 

gaben, Begriff. L, 182. — welchen Binduß auf vie Ren 
die erfolgte Gintragung in das Hypotkelenbun Yyat, %., Ib, 


feplich abqulöfenden gehören. 1. 150. — Charatter der A 
— beren Aufhebung in den Stätten ber Provinz Poſen 
des platten Landes findet weder eine Gntihädigung x 
noch eine Ablöfung von Seiten der Gewerbetreibenden flat 
Klagen wegen Entſchaͤdigung für Aufhebung ausfchlieg 
richten. 1., 157. -- ausidhlieklibe kennen durd Verjüh 
ben- werben. I, 
Gewerbebetrieb, Zuziehung bes Fielus bei Redreftreirig 
richtete Abgaben. I., 150. — Aufhebung der Befdhran 
Städte. I, 255. — Aufhebung der dem gleichzeitigen B 
werbe entgegenftehenten Beſchraͤnkungen. IM 256. — B 
bebetriebs. I., 1. -— Veidränfungen des Beginnes deilel 
Gattungen ſtehender Gewerbe. II, 88. — Beſchränkun 
das Gemeinmwehl und auf bie Gereichung allgemeiner polig 
— Gewerbebetrieb derjenigen Gewerbetreibenben, die nur 
fung die Konzeſſion erhalten dürfen. IL, 89. — derjen 
fidy über den Vefig der erforberlihen Keunmniffe und Fer 
Tähigungezengniß der Regierung aueweiſen müffen. II., 9 
benden, für welche der Nachweis der beſondern Zuverläffigfe 
Kongefion vorgefdjrieben iR. IL, 117. — folder Perfe 
dern Genehmigung ber Orts » Polizei Obrigkeit zum G 
IL, 127. — Beferänfungen defielben aus Mückficht anf 
‚Sandiverferftandes. II. 203. — bei welden‘ Handmerfern 
fühigung erforderlich. "IL, 204. — ven ven Meiferprüf 
1, 209. — ven ben Gewerbebetrieb im Umherzieben, ı 
firhandel. U. 224. — Gewerbebetrieb folder Berfenen, 
fig von Markt zu Markt ziehen. Il. 240. — perfänliche 
merbebetriebe im Umherziehen. II, 302. — Befimmung 
werbebeirieb6 ber gegenfeitigen Unterthanen ber Zellvereii 
— Umfang, Ausübung und Verluft ber Gewerbebefugni 
digen Gewerbebetrieb Berechtigten. Il. 447. — von d 
Gewerbebetrichs im Allgemeinen. II. 457. — Berbet 
der Sonn: und fefttage durch gewerbliden Betrieb. II, 
betreffend bie Beauffihtigung derjenigen Gewerbeireiben 
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tontraventionen, Berantwortlichleit der Gewerbetreibenden für bie 
gehörigen. II., 573. 
ontraventions: Saden, Berrehnung der Strafgelder in ſolchen. 


kouzeſſionen, Befugniß ber Verwaltungs⸗Behörden zu deren Zurüds 
m Allgemeinen, II, 454. — berer zum Betriebe bes Kleinhandels mit 
n, ber Gaſtwirihſchaft. derer am Buchhandel. II. 457. 
Yrdmung, v.17 San. 1845. IL, 107. — Gntfeibigungsgefe, L., 125. 
Bolizei, Begriff und Zwed. L, 1. — Quellen. I, 23. — Literatur. 
- Organijation ber Behörden der elben, ältere, L., 28, — Üegenwärtige 
sion, Sentral:Berwaltung. J. 38. — Provinzial: Behörden, Ober: Brä- 
‚40. — bie Regierungen. I., 41. — Kreie⸗ und Lokal⸗Behoͤrden. 


Räthe. I, 43, 134. 
ein, verleiht das Recht zum Gewerbebetriebe. J. 144. — was berfelbe 
muß. IL, 294. — Bezeihnung der 1 u führenden Waaren. IL, 296. — 
I, von denen fie ausgeftellt werden. II., 298. — melde Berfonen un- 
Arbeit in der Umgegend ihres Wohnortes ohne ſolchen ſuchen duͤrfen. 
— für Gewerbe im Umherziehen, das Geſuch un Erneuerung für das 
Jahr muß 3 Monat vor Ablauf des Jahres nachgeſucht werben. 1I., 302. 
n nur Perfonen von gutem Rufe und unbefcholtenen Sitten ertheilt 
II., 302. — Erteilung polizeiliher Oualififations ; Atteſte für früher 
Perfonen. II. 303. — Ertheilung nnd Erneuerung ber Gewerbeſcheine 
men, die ſich des Schleichhandels verdächtig gemaht baten. II., 303. — 
tigung erlittener Beſtrafung wegen Bewerbefteuer = Kontraventionen. 
— Orundfäpe bezüglid) der Erneuerung der Gewerbeſcheine für Pers 
»elhe dergleichen einmal erhalten haben. II. 304. — CTrtheilung von 
'deinen an Perſonen unter vaͤterlicher oder vormundſchaftlicher Obhut, 
rauen der in Privatdienſten ſtehenden Perſonen, an Perſonen, die mit 
sen, ober elelhaften Krankheiten, oder andern dergleichen Gebrechen be: 
id. II. 306. — Zulaſſung von Taubflummen zum Gewerbebetrieb im 
hen, von Grblindeten, Harthörigen. II., 306. — Nichtzulaſſung foldher 
rbalb Landes Feinen feſten Wohnfitz ‚genommen haben. Il, 306 
eilung an Perfonen unter 30 Jahren. IL, 307. — Ausnahmen davon. 
— Zuläffigfeit der Ertheilung von Hanfir« Gewerbeſcheinen an Aus: 
‚311. — &ttheilung von Gewerbeſcheinen an Bertreter von Bewer: 
jnhabern in Erkrankungs⸗ und Verhinderungsfällen. II. 400. — Bor: 
welche die Grundſaͤtze und das Verfahren bei Ausdehnung der Gewerbe: 
uf anbere Megierungs: Departements ordnen. II. 404. — Gefthäftsgang 
Megierungen bei Bearbeitung ber Anträge, bie Ausdehnung derſelben 
re Departements betreffend. II. 408. — Ausdehnung der von ben Bros 
Regierungen ertheilten Gewerbefcheine auf den Berlinee Kommunal: 
‚ 409. — bei dem Umberziehen müffen die Gewerbeſcheine in Urſchrift 
rt werben. II., 421. — nur fie ſelbſt, nicht die über die deponirte Ge⸗ 
er auegefelte Beicheinigung berechtigt zum Gewerbebetrieb. IL, 422. 
ulen N 30. 
uer, I., 85., 99. — Erhöhung berfelben für bie Angehörigen folder 
in denen bie dieſſeitigen Unterthanen in gewerbefteuerliher Beziehung 
3 behandelt werden. II. 318. — Säge für Cquilibriſten, Seiltänzer, 
er, Schaufpieler. Il., 446. — der Viehſchneider, Leinweber, Garnhaͤnd⸗ 
penſammler, Sammler von Aſche. II., 447. 
Straffahen, Kompetenz und Verfahren in ſolchen. IL, 573. 
eibende, von ber Förderung der Ginfiht und tehnifgen Bildung der: 
‚259. — Nufmunterung derfelben durch Ausfeßung von Preifen, Ber: 
‚on Metaillen. J. 262. — von dem Schutze derſelben gegen Rechtsver⸗ 
. I., 270. — von den Berhältniffen ber Gewerbetreibenden zum Staate, 
-— Borfchriften, welche fih auf deren perfönlihe Dualififstion beziehen. 
- von polizeilihen Taxen. II. 557. — von Verbrechen und Vergehen 
und deren Beſtrafung. IL, 560. — von der als Strafe eintretenden 
ng ber Berugniß zum FelöRfländigen Gewerbebetriebe. II., 561. — von 
Geld oder Sefüngnißftrafen bebrehten Vergehen, IL, zu, 


3ereine, I., 262, 


Glashütten, Genehmigung zu deren Anlage. II, 25. 

Görlig, Etadt und Kreis, Erichtung einer Handelokammer. 
eines @ewerbegerichte für den Gemeindebezirk. 1., 77. 

Sold⸗ und Silber-Fabrikanten, deren Berpflihtung 
gißern über gekaufte und verfaufte Gold» und Silberfa 
peoving). IL, 512. 

Gold: und Silber: Probirer, müflen vor Erteilung d 
Befähigung nachweiſen. II, 145. 

Gondelführer, Beauffihtigung ihree @emerbebetriebs. II. 

Gränzbezirf, Saufithandei in demſelben. II., 410. 

Güterbeflätiger, erhalten den Gewerdefchein erft nad) erfo 
ferberlihen Gigenfhaften. II., 146. 

SummisGSchube, Haufichandel damit. II., 376. 

Gntsherren, find zum Verkauf ven Branntwein in Gebin 
polizeiliche Grlaubniß befngt. II, 155. — fellen feine K 
der Schanfwirthicaft erhalten. II., 175. 


H. 


Habelfhwerbt, Kreis, Errichtung einer Handelsklammer fü 

Häringshändler, Haufir-Bemerbebetrieb aueländifher. Il 

Hafen, von Tanzig, Polizei » Oxbn. für denſelben v. 30. I 
von Etettin und Ewinemünbe, Polizei: Drbn. v. 22. 8 
von Golbergermünde, Stolpmünde und Rügenwaldermün! 

Hafens Anftalten, 1.,357. — Reglement für den Sicherh 
26. Jan. 1818. I., 357. 

Hafen»Drbnungen, I, 329. — Hafen: und Lootfen Dr! 
fen zu Memel, v. 10. Otibt. 1809. 1., 330. 

Hefen«Boligei- Rommiffion, in Memel, deren Einricht 

Haff, Friſches uud Kurifches, Regulativ über den Dampfſchi 
v. 18. April 1844. ]., 429. 

Halle, Kreis, Errichtung einer Handelsfammer für ihn. I, 
dafige Handelstammer. L, 62, — Grrihtung eines Gew 
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Sanrlungereifenbe. II, 338. — erforberliches Lebensalter ber Handlungs; 
e 339 

be, aus Leder, aunflatthaftigfeit bes Haufirhanbels bamit. IL, 361. 
fer, von den Meifterprüfungen berfelben. II, 209. — bie mit ihren 
n Jahemäckte befuchenven find. nicht als Berfonen zu betrachten, die ihr 
be im Umherziehen betreiben. U., 

ferwaaren, bürfen nicht von gInhabern von Magazinen zum Detail⸗ 
derſelben angefertigt werben. II. 207. --- deren Feilhalten auf Wochen: 

n. II, 526. — Etrafen ber unerlaubten Anfertigung ſolcher durch Magazin⸗ 
er, ſtrafbare Verſteigerung neuer. II, 570. 
f8:Schulen, I. 260. 
ieler, Befcränfung des Befugniß zum Betriebe des Gewerbes auf offes 
traße. II, 424. 
ge, Ertheilung ven Gewerbefcheinen an fulhe. IL, 306. 
aaß, Einführung eines allgemeinen für den Garnhandel. I., 450. 

‚ Ausftellung der Gewerbefcheine für fie in Beziehung auf ihte Gehülfen. 
36, — Gtrafbarkeit für das' unerlaubte Eindringen in Gafthöfe und Pri⸗ 
fer. II., 423. — müflen an jedem Orte, wohin fie fommen, vor dem 
ge ihres Geſchaͤfts ſich bei der Ortöpolizei-Behörde melden. II, 423. 
Sewerbefhein, fie follen nicht von den Unterbehörben, fondern von ben 
ungen ſelbſt ausgefertigt werben. IL, 299. — deren Inhaber find zur 
fen Aufitellung von BWaarenlägern in Gafthöfen und fonftigen Lokalen 
alb tes Wohnorts beredytigt. II., 416. 
indel. II, 224. — Regulativ v. 28. April 1824. II., 230. — 
lung eder Berfagung von Gewerbeſcheinen dazu an Ausländer. II. 311. — 
hnung der Maaren auf welche er geitattet werben barf. II., 348. — von 
yanfichandel im Graͤnzbezirk. II. 410. — Strafe des frafbaren Haufir⸗ 
s im Polizeibezirk des Wohnorts. II. 428. — Strafe des unbefugten Ge⸗ 
ıetricbs von einem Regierungebezist in ben andern. II., 428. — Nicht⸗ 
rkeit des Betriebes des Haufirgewerbes mit Fuhrwerk. IL, 429. 
udut, deren Befugniſſe in Bezug auf den Gewerbebetrieb auf Wochen⸗ 
n 419. 
kontraventionen, Beſtrafung. II, 425. — Verwendung bes Erlöſes aus 
irten Waaren. II, 437. — Transportmittel der Gewerbetreibenden find 
onfisfation nicht unterworfen. Il., 426. — Verrechnung der verwirften 
ragen. II., 429. — ſummariſches Verfahren vor den Adminiftrativs u. Polls 
Irden. II, 432. — Meflortverhältniffe für Berlin. II, 433. — Ueber: 
der unterfuchungen er unbelannte, flüchtig geworbene Haufir⸗Kontra⸗ 
ten an die Berichte. — MinifterialsReflort in Haufit-Kontra: 
16 - Angelegenheiten. II. 435. — Kompetenz der Abtheilungen ber Megie: 
I. II. 438. > 
en, Befühigungszeugnifle derſelben. II., 115. 

Habt, Kreis, Errichtung einer Handelokammer für ihn. 1, 54. 
sBureaus, deren Errichtung ift nicht zu verftatten. 11, 132. 
n, Gelellen:, Auffiht Darüber. II. 751. 
Rei Errichtung einer Handelsfammer für ihn. L, 
‚ Kreis, Errichtung einer Handelskammer für ihn. I, 55. 
‚ — noligeitice Genehmigung zu ihrer Anlage. IL, 27. 
e, auf der untern Elbe, deren Breite. I, 429. 
naher: @emwerbe, bie Ausübung beffelben im unheriehen iſt auch 
adern zu geſtatten. Il, 381. 
en, Berechtigung ausländifcher Händler zum Feilhaben verfelben. II. 239 
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kte, Grunbfäg: bei Bewilli gung folder. II. 516. — in Betreff des Groß⸗ 
thums Poſen. II. 516. — Dauer berer in Rügenwalbe. IL, 517. — Bor: 
n in Betreff ber Regulirung und Verlegung ber JahrmarktssTermine. IL, 
— Gegenſtaͤnde des Verkehrs auf Jahrmärkten. IL, 529. — Zuläffigkeit 
rbindung ber Schügenfefte und Freiſchießen mit folchen. U., 
kts⸗Beſucher, dürfen ihre Waaren in gemietheten Tatalen — Br 
usſtellen, find alfo nicht an ben Marltplag gebunden, U. ZIR 
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Juweliere, müffen vor Ertheilung dee Gewerbeſcheins i 


fen. IL, 145. 
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Kähne, Vorſchriften zur Verhütung tes Ucberfadens berfel 
Käfthen, aus farbigem Holge, zum Saufichandel damit bi 
werbefchein ertheilt werben. IL, 
Kaffenhoͤhe, Vorſchrifien über bie ” hifegefäße. L, 
Kahnführer, Beauiſichtigung ihres Gewerbebetriebe. IL, 
Kalender, Verbot des Haufirhandels damit. II, 370. 
Kalköfen, polizeilihe Genehmigung zu deren Anlage. 1L 
Kammerjäger, GErtheilung von Konzeffionen an felhe. 1 
gung ihres Gewerbebetriebes. II., 485. 
Kanal:Scifffahrt, Vorſchriften darüber. I., 433. 
Karren igieder, Veauffihtigung ihtes Grwerbebetrich 


Karthaune, Alu: und Echau-Drb. für fie v. 30. Jmi ! 

KaruffellsBefiger, Benuffihtigung bes Gewerbeberrieh 

Kaftrirer, Befähigungszeugniffe derfelben. IL, 113. 

Kaufleute, beren — zum ale indandei nit Getri 
Koneiion gefnüpft. II, 154. — bie mit ihren Baar 
den Kaufleute find zn als Perfonen zu betrachten. d 
herziehen betreiben. IL, 236. — Befteiung der Kauflı 
befonderer Gewerbefeuer für bie Grmerbefünine zum A 
Rellungen und zum Maareu-Auffauf. Il. 

Kautionen, ber Führer und erſten —E — der 
Rhein und ber Moſel. L, 401. 

Kaviar, Berbet des Haufirhandele damit. II., 352. 

Kapillerei: Gerechtigkeit, f. Abdedereir@eredtigkeit. 

Keffelflide deren Befugniß zum. ‚Gießen unb Umgießen 


———— — 
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zlement für ben dortigen Sicherheitshafen v. 26. Ian. 1818. I., 357. — 
nent für bie innere Polizei der Börfe dafelbft v. 25. m. 26. Sept. 1820. 
‚9. 

18 farbigem Holze, zum Haufirhandel damit darf Ausländern fein Ge⸗ 
dein ertbeilt werden. II., 313. 

Sewerbefteuerpflichtigfeit des Verkaufs berfelben im Umherziehen. II., 265. 
u. Abmiralitäts: Kollegium, zu Königsberg. I., 80.— zu Danzig. 


l 

‚onäre, Bedingung bes Gewerbebetriebes derfelben buch ein’ Zeugniß 
ommunalbehoͤrde über Nuͤtzlichkeit und Bebürfniß des Gewerbebetriebs. 
30. — Kontrolirung der Geſchaͤftsführung derſelben. II., 483. — find 
efugt zur Abhaltung anßergerichtlicher ImmobiliensBerjteigerungen. II., 484. 
one N. zur Grörterung ber gewerbliden und Arbeitsverhältnifle, deren 
ig. Fr 63. .. 
ions-Geſchäfte, Ertheilung ven Gewerbeſcheinen zum Betriebe ſolcher 
ıherziehen. IL, 385. — 
nten⸗Gewerbe, zu beflen Betriebe gehört ein Atteft der Kommrunal- 
:, tag die Nüplichkeit und das örtliche Bebürfniß anerkennt. II. 133. — 
lirung der Gefhäftsführung der Konzipienten. II., 483. 
eien, in twiefern deren Grrichtung von poligeiliher Erlaubniß abhängig if. 
‚9. 
ob parin ‚gerathene Berfonen zum felbfttändigen Gewerbebetrieb zu ver: 

‚4. 


‚ zit gewerblichen Anlagen, Verfahren bei Ausfertigung und Aushaändi⸗ 
berielben. II., 34. — von deren Wirkungen und der Nothiventigfeit der 
rung bei Neränderung ber Betriebsftätte. D., 39. 

:ntionen, gegen Zwange: und Bannrecdte, Kompetenz der Gerichte zur 
reitung bei ſolchen. J. 243. — gegen die VBorfchriften, weldhe den de 
Rieihhanbel, den Gaft: und Schaufwirthichaftsbetrieb betreffen, deren Bes 
g. IL, 199. 

‚nen, zu gewerbliden Anlagen ober zum Betriebe von Gewerben, fowie 
jerlegung und Gchebung von Abgaben für ben Betrieb derfelben, Auf: 
j der Berechtigung zu deren Grtheilung. J. 179. — zu Mühlen-Anlagen, 
riften, melde bei teren Ertheilung zu berüdfichtigen fin. IL, 64. — 
füge für die Ertheilung ever Verſagung derjelben. IL, 74. — Berfahren 
nzeiflong: Angelegenheiten. II., 78. — zu Gaft: und Speiſe⸗Wirthſchaften, 
riften für Die Grtheilung folder. II. 181. -— Unſtatthaftigkeit des Aus⸗ 
6 des Schonfee bei deren Erteilung. II. 185. — Berpflidtung ber Bes 
‚ bei Seinen um jelde Konzeffionen die Verpflichtung der Antragfteller 
ntrichtung darauf bezüglicher gutsherrlicher Laſten gu berückſichtigen. IL, 
— Verſagnng der Berlängerung ber ertheilten KRonzeffion. II. 187. — 
erſagung der Konzeſſions-Verlaängerung im Fall nadträglider Ermittelung 
erhantenen Bedürfniſſes der Anlage. IL, 191. — die an Wittwen er: 
find, geben nicht ohne Eineuerung an Deren Männer über. II., 192. — 
ıjfigfeit der Ausübung ſolcher Konzeſſionen durch Etellverireter IL, 193. — 
ung der Befugniß durch Merpactung. II., 194. 

ns-&ejuce, zu gewerbliden Anlagen, von bem formellen Berfahren 
cen Prüfung. II, 30. -— Worfcriften, die materielle Prüfung derfelben 
nd. 11.37. — Koſten des Berfahrens. Il., 38. 

ermwaaren, grobe, Gewerbeftenerpflichtigteit des Handels damit im 
iligen Bezirf. II, 256. 

, bevingte Zuliffigfeit des Hauſirens damit. II., 367. 

‚ven, welbe Maaren dahin zu rechnen. II., 360. 

Anſtalten, Privatz, Prüfung ber Unternehmer jolher. IL, 89. — 
en ter Befugniſſe dazu buch Nichtgebraudy. Il., 153. 

'afien, der Junungen, deren Errichtung und Ginrichtung. II., 587. 
ıdrath, it als Kreis⸗Polizei-Behoͤrde zugleich die Gewerbe: Polizei: Be: 
des Kreiſes. L., 42. 

gen, Grundſätze bei Beurtheilung der Nützlichkeit neuer. IL, 185. 
ag, mwelhe Befugniß er enthält. 1, 162. 

agssecht, deiien Aufhebung. J. 214. — seine Wiederherflellung dx 
9. 7. Sept. 1811. 1., 218. — Umfang des Rechts. 1,218. — Ber: 
jeiben, J., 219. — Auläffigleit bes Rechtsweges über ven rn Tr ne 
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ne deren erhaltenen, 79. — —— der Gewern 
deren Haltung. I., 743. 
Leihenfuhrweren, Recht anf bie Beſorgung defielben. Ul. 146, 
Reidienreiniger, erhalten den Gewerbejchein erit nach erfolgten 4 
erforderlichen Eigenſchaften. II. 146. 
Leinpfade, Unterhaltung amd Benugumg berfelben. 1. a: — m 
anı Mhein. 1, 355. — desgl. am Meferftrom: 
Leinene Waarem, der Haufirhandel damit iſt geft —* n. 366. 
Lein wand, deren Feilhaltung auf Wochenmärkten. 
Leinwand Fabritation, von dem Gewerbe derſelb— "450. — 
Fr das Sufammentsgen der zum Verlauf beftimmten Leinwand 
Beſtimmungen zur — dung der Berfälfhung leinener Gewebe 
ſchung von Baumwolle. I., 452. — polizeilihe Berhältnifie des Le 
- M'Sclefien und ber Seaisaf Sag. I., 454. — B. v. 16, Au 
:teeffenb den Reinwandhandel in ber Boni Breußen._ I, 463. 
platten Sande der Provinz 'Bommern. I, — —8 des in 
Sagfen zum Bertauf gebrachten Teinenen Game. ‚ 469. 
LSeuchtfeuer, von deren Errichtung. I., 320. 
Zeudtthürme, von deren Erichtung. 1, 320. 
Litbilder, ‚Baufichumbel damit, und ðriteunng von Gewerbeſchenn 
fertigen folder. IL, 383. 
Lichte, Verbot des Haufirhandele damit. II, 368. 
Lieder, Verbot des Haufichanbels bamit. IL, 369. 
Liegnig, Grrihtung einer Handelsfammer daſelbſt. I., 57. — Cr 
Gewerhegerichts für den Gemeindebezirk der Stabt. I., 76. 
Likör, Verbot des Haufichandele damit. II, 352. 
LitörsBabrifen, polizeilihe Genehmigung zu deren Anlage. II, 2 
"Lippefluß, Stroms ımd Ufer-:Orbn. v. 2. Mai 1817. L. 351. 
ehe Pe Wethwendigleit polizeilicher Genehmigung des Gemert 


Litthauen, Gnrteirigemg w Ne wihein ve Jwange· und Bann 
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faien, Griaubniß zum Gewerbebetrieb derfelden. IE, 140. — Beaufſich⸗ 
ng ihres Gewerbebetriebe. II., 483. 

ıdienft, auf dem Rheine. L., 372. 

iflagge, der Preuß. Sciffe. J. 293. 

e⸗Looſe, Haufichandel damit. II., 377. 

go m pol, Nichtaufhebung befielben durch die Gew.e⸗Orbn. v. 17. San. 
e, Kreis, Errichtung einer Handelskammer für ihn. L, 53. 

ıfammler, Grundſätze für die Ertheilung von Gewerbeſcheinen für fe. 
354. — der fleine Radelfeam berfelben iſt Keine Deranlaffung zu höherer 
teuerung. IL, 354. — dürfen femme Schwefelhoͤlzer führen. IE, 356. 


M. 


ınd Gewicht, Aufficht darauf bei Gewerbetreibenden. II., 460. 

, erhalten den Gewerbeſchein erſt nad geführtem dacweif⸗ ihrer Befaͤhl⸗ 
g. IL, 142. — deren Ernennung in der Rheinprovinz. II, 142. — Graͤn⸗ 
des ausfchließlichen Gewerbebetriebe der öffentlich) beftellten unb vereibeten. 
142. — Bejugniß berjelben in dem vormals zum Großherzogthum Berg ges 
ig gewejenen Theile der Rheinprovinz zu Waarmverfteigerungen an der Boͤrſe. 
143. — ausfdjließlihe Befugniß der Ehiffsmätler zum Gin: und Ausklaris 
der Schiffsladungen. I., 143. — Strafen unbefugten Betriebs von Mäl: 
efhäften. II. 144. — Berhütung unbefugter Mäfelei. II., 144. — zum ımıs 
iehenben Veiriebe tes Gewerbes als Mäfler foll fein Gewerbeſchein ertheilt 
den. II, 385. — Gebührentare derer in Stettin v. 8. Jan. 1834. II., 495. 
ine, von Handwerferwaaren, deren Inhaber dürfen fih nicht mit beren Ans 
gung befchäftigen. Il., 207. 

burg, Errichtung eines Gewerbegerichts bafelbit. 1. 75. — Statut für bie 
ge Kaufmannſchait v. 9. April 1825. IL, 712. — Aufhebung der Gewerbe: 
(ufiv: Berechtigungen in Tem Herzogthum "Magdeburg. I, 138. 

und Getränfezwang, V. v. 15. Sept. 1818 wegen ber für bie Aufhe⸗ 
g deſſelben nah dem Ed. v. 28. SA. 1810 zu leitenden Entfhäbigungen. 
231. 


x ® 


jeter, an Dampfteſſeln der Dampfſchiffe, Beflimmungen über deren Anbrits 
. II., 51. 
werderſcher “rein Entſchaͤdigung fir die Aufhebung ber Bmange: und 
mrechte daſelbſt. I., 
:enber, deren Seiwerbebetrich, II., 373. — Darfetenberei in den Kaſernen, 
liegt nicht den Beſchraänkungen der 8.0. 0.7. Febr. 1835. IL, 168. 
* en er, erhalten den Gewerbejchein erſt nad dem Nachweiſe ihrer Befaͤhi⸗ 
nl IL 252. 
‚oligeilide Anordnungen, Sirafen der Uebertretung ſolcher. II., 569. 
andagelber. II. 547. 
erkehr. II ‚513. — von Marktreht und defien Berleihung. IL, 514. — 
den Recht zum gewerblichen Verkehr auf Meſſen und Märkten. IL, 522. — 
Wochennärkten, Gegenftände deſſelben. IL, 525. — Aufs und Berkauf auf 
en. 1I., 527. — Befugnig zum Feilhalten. von Wocenmarfts: epgenkänden 
m der Marttzeit. II, 529. — von Jahrmärkten und Mefien. II. 520. — 
enftände bes Verkehrs auf ſolchen. — II., 529. — von Märkten, die bei 
nndern Gelegenheiten ober für einzelne Gattungen von Gegenftänden gehal⸗ 
werben. II. 535. — von den Marttabgaben. IL, 547. — von Markt: und 
en-Orbnungen. Il., 552. — von einzelnen Markt: und Meßordnungen. — 
556 


2 Imaaren, Berbot des Haufirhandels damit. II., 352. 
‚ Befähigungezeugniffe derfelben. II., 

ten, für Verdienſt um Gewerbe und gewerbliche Leiſtungen, Verleihung ber: 
en zur Aufmunterung der Gewerbetreibenden. 1., 262. 

mente, Berbot des Hauſirhandels damit. II, 380, 

Talperfonen, Prüfungen derſelben. II., 89. 

ai er, deren Sicherung gegen den Abbruch von Bellenihlag. 1. Sm 

nd ker, Dürfen ihre Produkte in der Umgegend, \nabelonherr in wo 
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1 
—2 Bauſirverkehr damit, IL, 35% — Soufirhautel mit Bam 
Geihet-iR aeRattet. IL, 364. wi 

—— Bewerbefhrine an Sammler von felgen. IL, 387. R 
taltgießeteien, polizeiliche —— ua Ihe ihrer Anlage. IL, 2.- J 
h, Auskhant deſſelben auf Jahrmaͤrkten 
Militeirdienkp fliht, Beftimmungen über deren. Kbleikung zu —RXX 

fahrt treibenden ilitatrplichtigen. L, 318. 
militairperfonen, De kimmungen ‚über ben Gewerbebetrieb Erims | 


Htaiemufiter, Gewerbeiheinpkichtigkeit berſelben. MH, 208. 
Inden, Kreis, Errichtung einer —— — für in. L 53 — 
st eines Sewerbegerichts für ben Gemein . L. 76. 
Minverjährige, Betreibung. —— Gewerbe Seuens ihrer Ih i 
Minsralmaffer, Haufichandel damit in den Rheiniſch⸗ 


Rinorenn: 1 eung von Gewerbeſcheinen pm Gewerbebekrich 


Monopole, des Staats, die aus ihnen enffpeingenben Beichräntungs #8 
einzelher Gewerbe find nicht aufgehoben. J. 

Monoyolifirte Gewerbeberedhtigungen, —* Aufhebung. LM 

Mofel, Vorſchriften über das Answeichen der fie befahrenden Schiſfe. Br 
Danıpffhifffahtt auf ihr, Vorfchriften zur Berörderung der Sicherheit 
1- 397. — Unterfuhung der zur Mofel: Schifffahrt geharign WR 
., 384. 

Moft, Ausihanf deſſelben auf Iahrmärften. IL, 534. 

Mühlen, Mühlen-Ordnung v. 28. Oft. 1810. II., 497. — Mühl 
v. 15. Febr. 1311. 11., 500. 

Mühlen: Anlagen, Berehtigung dazu. IL, 53. — Vorſchriften, wi 
Ertheilung von Konzeſſionen zu berüctichtigen find. II., 64. — bi 
len H., 64. — bei Windmühlen. II., — Grundſaͤde melde ſe 
teilung oder Verſagung der Ianbespsfieifichen Konzeffionen zu 
mdaßgebind find. Il, 74. — Vorfcriften, welche das Verfahten I 
Konzeifions: Angelegenheiten betreffen. ll., 78. 

Nühlenbefiper, bannberechtigte, ihnen wirb wegen Aufhebung tes © 
ges von Seiten des Staats feine Gntihädigung geleiftet. 1., 24. 

Mühlen: Eutfhädigungs>Angelegenheiten, Verpflichtung zut 
Zeugeneides in ſolchen. J. 236. — Entſchädigung der ehemals 
ten Domanial⸗ Mühlenbefiger durch Jahresrenten. I, 236. — 3ab 
den ehemals zwangsberehtigten Müllern zuerfannten Entfchädigumget 
— Berfahren der Kreisbehörben bei Grörterung ber Entfchäabigungt: 
wegen des anigehobenen Mahlzwanges. J. 239. — Auszahlung der 
lern bewilligten Entfhädigungsgelper. I., 240. — Koſten und Bert 
mittelung ter Gntfhädigung und Ueberfendung ber Entſchaͤdi 

‚240. 



































Mühlenmeife r, Befähigungszeugniffe für fie. II, 96. 

Mühlenpadt, Bedeutung diefes in ältern Berträgen und Urkunden 
Ausdrude. 1., 193. 
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heibend. I., 193. — ob der nach dem 28. Oft. 1810 ſtipulirie für eine 
ne Gewerbeabgabe anzufehen. I., 199. 

ng, befien Aufhebung in Oftpreußen, Litihauen, Ermeland, dem Bas 
rſchen Tandräthlichen Kreis, Ep. v. 29. März 1808. I. 222. — feine 
g in ben übrigen nad dem Frieden von Tilft verbliebenen Landesthei⸗ 
v. ae Oltbr. 1810. I., 226. — in den neus und wiebererworbenen 
l. 227 

n, Rrcie, Errichtung einer Handelskammer für ihn. L., 54. 

fen ihre Produkte in der Umgegend, insbefonvere in mahls und ſchlacht 
‚tigen Städten an den Markttagen und außer der Marktzeit mit und ohne 
dein abfegen. II. 258. — gehören zu ben Gewerbetreibenden, benen 
ven zu geftatten. H,, 288. — inländiiher Betrieb anstwärtiger Müller. 


llen, Abſtellung der Mißbräuche derſelben. II, 752. 
al, Rclauftebung deſſelben durch die Gewerbe-Orbnung v. 17. Ian. 
„1 


Verbot des Haufirhandels damit. II, 370. 
e Inſtrumente, Handel damit im Umperziehen. IL., 374. — Gr 
von Gewerbeſcheinen zum Stimmen und Ausheflern folder im Umher⸗ 


erboi des Mitführens von Kindern unter 14 Jahren. II. 348. — 
der Gewerbeſcheinpflichtigkeit berfelben. II, 386. — Beihränfung ber 
zum Betriebe des Gewerbes auf offener Eiraße. II., 424. 


N. 


der Lumpenſammiler. II., 354. 

Handelegericht daſelbſt. L., 80. : 

wiften über die Größe der fie befahrenden Shifegcfäse I., 369. 

r euattonen, von Seiten der Gejellen und Behrburfchen, Berbet 
., 751 

Nagdeburg, Errichtung eines Gewerbegerichts daſelbſt. J., 

mern, Aufhebung der Gewerbe⸗Grklufiv⸗Berechtigungen — 5 — L., 158. 

Sewerbebetrieb derfelben. II, 141. 


O. 
nlaͤſſiigkeit des Hauſirhandels mit ſolchen. II., 363. 
‚ auf den Straßen ohne ſtehende BVerkaufsftellen, Nothwendigkeit polis 
$rlaubnig dazu. II, 251. — Geiwerbeftenerpflichtigfeit des Handels 
Seitens der Opftpächter. II. 257. 
Erhaltung der aufgeſtellten Warnungszeichen. L. 370. 
geſchloſſener Gefellihaften, find „gewerbefteuerpflichtig, II. 160. 
des Haufirhandels danıit. II., 352 
‚ Konzeffionirung der mit Pferdelraft betriebenen. II., 83. 
iſt von dem Nachweiſe der Befähigung abhängig. I, 205. 
verbe, die folde betreibenden Perſonen bedürfen feines Gemerbefgeine, 
Materialien zu ihrer eigenen Fabrikation aufzufaufen. IL, 
3erbot des Haufirhandels damit. IL, 380. 
iſtrumente, zum Haufichandel tamit full Ausländern kein Gewerbes 
heilt werten. II, 312. 
„Entſchädigung für die Aufhebung ter Zwangs⸗ und Bannrechte das 
23:3. 


er, Venuffihtigung ihres Gewerbebetriebe, lokale Reglemente. II., 485. 

aſithandel damit ift nicht geſtattet. II., 363. 

‚er, Abftellung ihrer Handwerks⸗-Mißbräuche. II, 752. 

nbunge und Einführungs⸗Grundſaͤtze über deren Ertheilung und Be: 
„172. 

acher-Waaren, Haufirhandel damit. 313. 

n, Orbnung für ben bafigen fee. 
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Bram, Im Banmiehte eh 1241.— 3 

el — 

Bar Regal, Nichtan jebung befielben durch die Gew.=D. v. 17. Ian. ! 

Botafche, Verbot des Hahfirhandele vamit. IL, 378, 

Brämien, für im Lande erbaute Schiffe I, 290. 

Breife, für nüglice Erfindungen im Gebiete der Juduſtrie, Ausjegun 
Aufmunterung der Gewwerbetreibenden: 1, 

Breußen, Leimmandhandel in der” Aires, 

Breußifche Landesflagge, f. Flagg 

Brognottifen, f. aftxologifce ———— 

Prüfungen,-ber Medizinal: Vaſenen und Unternehmer a Privat-Oe 
Irren-Anftalten. IT, 89. — det Unternehmer von Giziehungs: und 
Anftalten. IL, 90. — ber Baumeifter. IL, 92. — von den Meier 
I, 209. — der Seeſchiffer, Seelootfen u. Steuerleute, Inftruft. ». 15 
L. 301. — Gebühren bei Meifterprüfungen, Il., 223. — Brit 
der Handwerfsmeifter find, Folene und ftempelfrei. IL, 222, 

Busfahen, Feauens, bedingte Zuläffigkeit des Hauftrens damit. II, # 


Rauhwaaren, Gewerbefheine zum Hauftren bamiit find, se zu et ai 

Reals „Bewerbeberehtigungen, deren Ablöfung. 45. 
über deren Ausübung. IL, 450. — ob —ãA gen zum * 
Saſthausbetriebe aufgehoben oder nicht. U. 200. — bi zu Berd 
fen, wenn fie ihr Recht ausüben wollen, ſich die yoligeiihe Erin 
verſchaffen. IL, 201. — bei ihnen fommt nur die Perſoͤnlichteit du 
ten und bie Salt, nicht aber die Nügligfeit und das Beduͤrfniß 
in Betracht. TI., 202. — Art und Meife der Griheilung und Gas 


Fe ale für Realberechtigte. U, 202. — Unterfagung de 
“ des —— Frelter ter. II, 202. — Beibenaltung, va f 
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n, des Staats, die aus ihnen entipringenden Beſchraͤnkungen des Velriche 
ner Gewerbe find nicht aufgehoben. I., 165. 

birme, gehören zu den Kramwaaren, womit Haufichandel zuläffig. II., 360. 
yach, Kreis, Errichtung einer Hundelsfammer für ihn. L, 55. 

ank, Beibehaltung der provinziellen Einrichtung eines folhen, wo ein 
riniß dazu obwaltet. II., 203. 
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